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Vorwort. 


Die  Veranlassung  zu  der  vorliegenden  Schrift  war  ein 
Auftrag  der  „Akademischen  Kommission  zur  Herausgabe  der 
Acta  Borussica*'^  welche  zu  ihren  Forschungen  über  die  Altere 
preufsische  Qewerbepolitik  ein  vergleichendes  Bild  von  den  ent- 
sprechenden Verhältnissen  der  westeuropäischen  Grofsstaaten  zu 
haben  wünschte.  Das  Forschungsgebiet  der  Kommission  ist  die 
Geschichte  der  inneren  Verwaltung  Preufsens  im  Zeitalter  des 
absoluten  Königtums  und  der  erstarkenden  Staatsgewalt.  Es  ist 
das  die  Zeit,  in  der  Preufsen  in  wirtschaftspolitischer  Hinsicht 
ein  Entwickelungsstadium  durchlebte ,  das  in  den  westlichen 
Grofsstaaten  schon  früher  begonnen  hatte  und  welches  man, 
soweit  es  sich  um  die  Volkswirtschaft  und  Wirtschaftspolitik 
handelt,  herkömmlicherweise  mit  dem  Namen  „Merkantilismus** 
bezeichnet.  Hauptmerkmale  dieser  oft  geschilderten  historischen 
Erscheinung  sind:  die  Erweiterung  des  lokalen  zum  nationalen 
und  internationalen  Markte,  eine  dementsprechende  allgemeine 
Ausdehnung  aller  volkswirtschaftlichen  Dimensionen,  Kon- 
zentration der  wirtschaftspolitischen  Funktionen  durch  die  staat- 
liche Centralgewalt ,  handelspolitischer  Kampf  des  werdenden 
nationalen  Grofsstaates  gegen  die  mit  ihm  rivalisierenden  Nachbar- 
staaten, und  zunehmende  Arbeitsteilung  und  Geld-  und  Verkehrs- 
wirtschaft, mit  der  Tendenz,  besonders  durch  die  Ausfuhr  der 
im  eigenen  Lande  hergestellten  Waren  das  Ausland  tributpflichtig 
zu    machen.      In    dem    allgemeinen    Streben    nach    „  nationalem 
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Beichtom*  suchte  jeder  Stsuit  alle  anderen  Suoten  zn  über- 
fiOgeln,  die  durch  Kriege  zu  ächwdcfaen  oder  durdi  Xachahmung 
ihrer  erprobten  handel»-  und  gewerbefK»litiBcfaen  MaCkregeln 
wenigstens  gietchen  ^Schritt  mit  ihnen  za  hahen.  So  wurde  der 
holländisehe  Kaufnumnsataat  das  Vorbild  für  En^and  und 
Frankreich,  und  diese  wieder  für  Preufken.  In  diesCTQ  Zusammen- 
hange ist  es  ftir  das  Verständnis  der  preoisischen  Verwaltungs- 
geschichte von  Wert,  die  vorbildliche  Politik  der  anderoi  Staaten 
SU  kennen. 

Friedrich  List  hat  uns  Deutschen  gezei;*t  dais  England, 
das  gelobte  Land  der  „wirtschattlichen  Freiheit"^,  das  Ideal 
deutscher  Wirtschaftstheoretiker,  Jahrhunderte  lang  eine  staatliche 
^Bevormundung*  hat  durchmachen  müssen,  um  endlich,  im 
XIX.  Jahrhundert  der  fährende  Handels-  und  Industriestaat  der 
Welt  werden  zu  können  —  und  dafs  seine  .Freiheit^,  welche 
es  nun  den  Staaten  des  Kontinents  als  einsig  vernünftige  Norm 
aller  Wirtschaftspolitik  predigte,  selbst  erst  die  natüriiche  Frucht 
einer  langen  Unfreiheit  von  Gewerbe  und  Handel  gewesen  ist 
„Die  Theoretiker"  —  so  schrieb  List  1841*  —  „haben  später 
behauptet,  England  sei  nicht  durch,  sondern  trotz  seiner  HandeLs- 
poIitik  zu  Reichtum  und  Macht  geUngt  Man  könnte  mit  ebenso- 
viel Fug  behaupten,  die  Bäume  seien  nicht  durch,  sondern  trotz 
der  Stutzen,  womit  sie  in  ihrer  Jugend  aufrecht  erhalten  wurden, 
stark  und  fruchtbringend  geworden**. 

Um  die  Bedeutung  der  staatlichen  Thätigkdt  ftir  En^ands 
Volkswirtschaft  auch  im  einzelnen  zu  würdigen,  ist  ein  Blick 
auf  die  Entwickelung  der  Wollindustrie  dieses  Landes  sehr 
gc'eignet.  Das  hatte  auch  schon  List  im  Auge,  als  er  schrieb': 
„Der  Ursprung  der  industriellen  und  kommerziellen  GrOise 
Englands  ist  vorzüglich  in  der  Schafzucht  und  in  der  Woll- 
fabrikation zu  suchen**  ...  „ An  ihr  rankten  alle  anderen 
Fabrikationszweige,  wie  an  einem  gemeinschaftlichen  Stamme 
empor,  und  sie  ist  somit  die  Basis  der  Gröfse  von  EInglands 
Industrie,  Handel  und  Seemacht**.  —  Etwa  400  Jahre  hindurdi 
hat  die  englische  Wollindustrie  diese  centrale  Stellung  in  der 
Volkswirtschaft    ihres   Landes    behauptet:     von    der  Mitte    des 

*  Friedrich  List,  Das  nationale  System  der  politischen  Ökonomie. 
Htttttgart  und  Tübingen  1841,  S.  83. 

*  Ebenda,  8.  77  und  S.  80—81. 
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XV.  bis  zum  Ende  des  XVIIL  Jahrhunderts,  —  also  gerade  in 
jener  Übergangsperiode  zwischen  mittelalteriicher  und  moderner 
VVirtschaftsverfasauag ,  zwischen  8täd  ti  seh  •  zünftiger  Ciewerbe- 
r^uHerung  und  moderner  staatlicher  Fabrikgesetzgebung.  Indem 
diese  Industrie,  als  Rückgrat  der  englischen  Volkswirt- 
schaft, die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  hohem  Malse  in  An- 
spruch nahmt  hat  sie  die  Eutwickelung  des  moderneD  St^mtes,  seiner 
Organe  und  seiner  F'unktionen  selbst  auch  wieder  stark  beein- 
flulst.  Und  auf  der  anderen  Seite  ist  sie  es  auch,  welche  in  der 
Entwickelung  der  wirtschaftUchen  und  socialen  Einrichtungen, 
in  der  Ausbildung  der  Unter nehmungsformen  und  des  Ai'beits- 
Terfaältiiiases  die  Führung  übernommen  und  die  Bahn  gebrocheu 
hst  Sie  durchbrach  zuerst  die  Schranken  der  Zunftverfassung 
und  sie  gab  vor  allem  den  Anstols  zur  Ausbildung  der  grofsen 
Weidewirtschaft,  welche  eine  allgemeine  wirtschaftliche  Umwälzung 
für  Engknd  herbeiführte. 

Damit  wäre  der  |{ahmen  angedeutet,  innerhalb  dessen  diesa  i 
Arbeit  gedacht  ist  und  die  Aufgabe  bezeichnet,  welche  zu  lösen 
wiur.  Nicht  eine  Geschichte  der  englischen  Wollindustrie  sollte 
gegeben  werden  —  denn  das  hiefee  eine  Geschichte  der  englischen 
Volkswirtschaft  seit  1^00  schreiben!  —  aber  auch  nicht  einmal 
eine  Geschichte  der  gesamten  Staats thätigkeit  für  diese  Industrie  — 
denn  dazu  hätte  auch  die  der  Verwaltung  gehört,  und  zu 
ihrer  Erforschung  hätte  der  Verfasser  in  der  Benutzung  eines 
£,  T,  sehr  breiten  und  noch  unbenutzten  Materials  weit  über  die 
ihm  gesteckten  Grenzen  hinausgehen  müssen.  So  enthält  die 
folgende  Darstellung  in  der  Hauptsache  nur  eine  Schilderung 
der  einschlägigen  Gesetzgebung  und  sucht  daneben  ina- 
besondere die  Geschichte  der  gewerblichen  Verfassung 
der  Industrie  ^  die  Entstehung  und  Ausbreitung  des  Verlag- 
Systems  —  hervortreten  zu  lassen.  Neben  der  älteren  englischen 
OeselsaamDÜung,  welche  das  Hauptmaterial  bot,  kamen  als 
Quellen  vorzüglich  in  Betracht:  eine  grolse  Zahl  von  Denk- 
iclmtten,  Berichten,  Verfügungen  und  Briefen  aus  der  üomestic 
series  der  State  papers  im  Staatsarchiv  ma  London  —  femer 
manche  parlamentarische  Schriften  und  scldiefslich  die  Sammlungen 
wirtöciiaftlicher  und  politischer  Flugscliriften  aus  dem  XVIL  und 
XVIII.  Jahrhundert,  welche  im  British  Museum  aufbewahrt 
md.  Daneben  habe  ich  natürHch  die  vorhandene  Litteratur 
über  den  Gegenstand   ausgiebig   verwertet:    in   erster  Linie    die 
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Schriften  von  Ashley,  Canningham,  Hewins,  Adolf  Held,  Sclianz 
und  Ochenkowski. 

Der  akademischen  Kommission,  welche  mich  bei  der  Er- 
ledigung ihres  mir  erteilten  Auftrages  unterstützt  hat  —  ins- 
besondere Herrn  Professor  Dr.  Schmoller  —  sowie  auch 
Herrn  Direktor  He w ins  in  London,  durch  dessen  Anregungen 
und  Ratschläge  meine  dortige  Arbeit  sehr  erleichtert  worden  ist, 
spreche  ich  auch  an  dieser  Stelle  meinen  ergebensten  Dank  aus. 

Im  August  1899. 

Der  Verfasser. 


Erstes  Kapitel. 

Entstehung  und  Verfassung  der  Hausindustrie 
in  der  Tuchmacherei. 
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Als  im  Anfang  unBere«  Jahrhönderta  beim  englischen  Parlament 
viele  Be^öch werden  einliefen,  dafs  die  alten  Geaetze  dem  modernen 
Stande  der  Wollindustrie  nicht  mehr  entsprächen  ^  wiirde  eine 
Kommission  damit  beauftragt  auf  Grund  einer  Vernehmung  von 
IntereweDten  aus  allen  Teilen  des  Reiches  jene  Frage  zu  prüfen 
und  sogleich  ein  Bild  von  der  Verfassung  und  Lage  der  Inaustrie 
zu  entwerfen.  Im  Jahre  1806  legte  die  Kommission  ihren  Bericht* 
vor.  Sie  hatte  bei  den  Vernehmungen  auch  die  Frage  berück- 
sichtigt welche  LI  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  s  f o  r  m  e  n  in  der  Wollindustrie 
(spedeU  in  der  Tuchmacherei)  herrsehend  seien  und  kam  dabei 
so  dem  Ergebnis^  man  könne  in  der  Hauptsache  drei  solche 
Formen  des  Betriebes  unterscheiden.  Eretensdas  ,,factory -System'*  — 
also  den  fabrikmäfsigen  Grolßbetrieb,  bei  dem  die  Arbeiter  in 
den  Werkstatteti  ihrer  Unternehmer  vereinigt  arbeiteten.  Das 
Fabriksystem  habe  sich  aber,  soweit  die  Herstellung  wollener 
Stoffe  in  Betracht  komme,  bisher  nur  in  einem  kleinen  Teile  des 
Staates,  nämlich  in  dem  weadichen  Teile  der  Grafschaft  York 
(Wt^t'Riding)  —  und  auch  dort  erst  seit  wenigen  Jahren^  aus- 
eebildet  Zweitens  das  ^Domestic  system"",  welches  ebenfalls  in 
leoem  Besirk  —  und  anscheinend  nur  dort  in  nennenswertem 
Um&nge  —  vorkomme.  Mehrere  Tausend  kleiner,  aber  selb- 
itftndiger  Tuchmachermeister  wohnten  dort  in  der  Umgegend  von 
Leedsy  Halifax,  Bradfonl  und  Huddersfield,  kauften  selbst  die 
WoUe  vom  Wollhftndler,  liefsen  sie  im  eigenen  Hau»e  von  ihren 
Frauen  und  Kindern  zu  Garn  verspinnen ,  und  verarbeiteten 
dieses  dann  selbst,  mit  Hilfe  einiger  (zwei  bia  sieben »  Gesellen 
dnrch  alle  Stadien   der  Fabrikation  hindurch  bis  xnm  ge&rbtea 


^  Report  on  the  state  of  the  wööllen  ttifuinfacture  of  Eagland.   Jour* 
nal  af  ihe  Hoiise  of  Commr»oe  1^06,    AppemUi. 

FotMbttBgttti  XVIII  1.—  Lohm»ufi.  Y 


2  xvm  1. 

aber  noch  anappretierten  Tuche.  Nur  das  Walken  liefsen  sie 
aufser  dem  Hause  durch  einen  Walkmüller  im  Dorfe  besorgen. 
Das  soweit  fertige  Tuch  brächten  sie  dann  selbst  in  eine  jener 
Städte,  wo  sie  es  in  den  ^Tuchballen"  den  Eaufleuten  anboten. 
Der  Verkauf  sei  auf  eine  Stunde  täglich  beschränkt.  Wenn  die 
Tuchhändler  die  Ware  gekauft  hätten,  werde  sie  entweder  von 
dessen  eigenen  Arbeitern  oder  von  selbständigen  Tuchscherem 
fertig  gemacht.  Eirst  neuerdin^  —  so  sagt  der  Bericht  —  hätten 
die  Tuchhändler  angefangen,  hin  und  wieder  den  Tuchmachern 
direkt  Aufträge  —  nach  beigefügten  Mustern  —  zu  erteilen  und  so 
den  Verkehr  auf  dem  Markte  zu  umgehen.  Die  grofse  Mehr- 
zahl der  kleinen  „domestic  clothiers"  lebte  auf  dem  Lande;  jeder 
pflegte  etwas  Land  (von  3 — 15  acres)  und  ein  Pferd  zu  besitzen, 
das  zum  Transport  der  Wolle  und  des  Tuches  diente. 

Als  dritte  Ünteniehmungsform  nennt  der  Bericht  das  System 
der  „master  clothiers**,  welches  sich  am  schärfsten  in  Westengland, 
d.  h.  in  den  Grafschaften  Gloucester,  Somerset,  Worcester, 
Wiltshire  und  Devonshire  ausgebildet  hatte.  Es  unterschied 
sich  von  der  zweiten  Unternehmungsform  nach  dem  Urteil  der 
Kommission  vor  allem  dadurch,  dafs  in  dieser  (dem  domestic 
System)  der  Arbeiter  auch  Eigentümer  des  Tuches  war,  das  er 
anfertigte,  —  in  jenem  aber  nicht :  „the  work  generally  sneaking 
is  done  by  persons  who  have  no  property  in  the  gooos  they 
manu&cture^  — .  Der  „master  clothier^,  gewöhnlich  schlechtweg 
clothier  genannt,  war  ein  Verleger,  ein  kapitalistischer 
Unternehmer,  der  den  von  ihm  selbst  gekauften  Rohstoff  von 
verschiedenen  Gattungen  arbeitsteilig  beschäftigter  kleiner  Meister 
in  deren  Häusern  (mitunter  auch  schon  teilweise  bei  sich  selbst) 
verarbeiten  liels. 

Diese  Darstellung  des  Eommissionsberichtes  von  1806  giebt 
uns  ein  fUr  unseren  Zweck  ausreichendes  Bild  von  der  wirt- 
BchafUich-socialen  Verfassung  der  englischen  W^ollindustrie  am 
Ende  unserer  Periode,  —  kurz  ehe  die  allgemeine  Einführung 
des  mechanischen  Webstuhls  die  Hausindustrie  verdrängte  und 
die  Fabrik  zur  herrschenden  Untemehmungsform  machte. 

Wenn  wir  nun  die  soeben  beobachteten  Erscheinungen  im 
Auge  behaltend  zurückgehen  bis  an  den  Anfang  unserer 
Periode  und  dabei  prüfen,  wann  zuerst  ähnliche  Verhältnisse  in 
den  früheren  Jahrhunderten  auftauchen,  so  gelangen  wir  zu  dem 
Ergebnis:  Die  Untemehmungsform  der  „domestic  clothier"  des 
westlichen  Yorkshire  existierte  eben  dort  sicher  schon  im  Anfang 
des  XVL  Jahrhunderts,  —  und  das  hausindustrielle  Verlagssystem 
der  „master  clothier"  mufs  spätestens  schon  im  ersten  Drittel 
des  XV.  Jahrhunderts  aufgekommen  sein,  und  war  im  XVI.  Jahr- 
hundert, unter  Heinrich  VIU,  gerade  in  jenen  westenglischen 
Grafschaften  schon  allgemein  verbreitet.  Mit  anderen  Worten :  Die 
Gewerbeverfassung  der  englischen  Wollindustrie  ist  sich  in  ihren 
wesentlichen  Ztlgen  vom  Beginn  bis  zum  Schluls  des  hier  behandelten 
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Seitabdctmittes  gleich  geblieben.     Das  domestic  system  von  We«t- 

riding  wird  zuerst  im  Jahre  1555  in  deutlich  erkennbarer  Weise  — 

iber  als  schon  lange  bestehend  —  erwähnt ' ;    es   war  aber  an- 

cheinend  nur  von  lokaler  Bedeutung  und  hat  die  Gesetzgebung 

aur  wenig  in  Anspruch  genommen.     Die  Ilausinduatrie  aber  tritt 

zum  ersten  Male  auf  in  einem  Gesetz  des  Jahres  1 464  '^.     Dieses 

ist   in   der  Hauptsache  ein  Verbot   aller   jener  Mirsbräuche   und 

AiLsachreitungenp  dt*i  zu  allen  Zeiten  die  Richte  und  Symptome 

hausindustriellen  Betriebsweise  gewesen  sind:    Materialunter- 

_  iing  und  unreelle  Arbeit  auf  Seiten    der    be-sitzlosen  Heim- 

rbeiter,     —    Lohndruck,     Warenlöhnung    (truck)    und    Über- 

LTorteUung    der   Arbeiter    auf  Seiten    der   Verleger.     Das  Gesetz 

abart  mit  unzweideutiger  Klarheit  eine  industrielle  Verfassung, 

der  Arbeit   und  Kapital   länget    zwei  scharf   voneitiander  ge- 

liedeneo  Ständen  angehören.     Nicht  mehr  der  Anfang  einer 

'kapitalistischen  Entwickeluog,  wie  er  in  dem  System  von  Weat- 

Biaing  erkennbar  ist,    sondern  ein   bereits  vorgeschrittenea 

t)tadium  derselben  bildet  den   Hintergrund  des  Gesetzes. 

Da  nun    in   früheren  Zeiten    zwischen    dem  Ausbruch   eines 

dtden  Mifsstandes  und   seiner  Bekämpfung   durch   die  Gesetz- 

ebung  sicher  ein   noch    längerer  Zeitraum   verstrichen   ist,    als 

beute,  90  wird  man  annehmen  müssen,  dafs  die  Zustände^  welche 

ler  Text  dea  Geaetzes  erkennen   läfst,  schon  um  die  Mitte  des 

IV.  Jahrhundert«  aufgetreten  sind.     Ohne  Zweifel  mufEsten  aber 

ach  erst  einige  Jahrzehnte  mindestens   vergehen,    ehe  sich    aus 

[der    mittelalterlich- band werkam^ilsigen    Produktionsweise    herauB 

feine  andere  entwickeln  konnte,  welche  derartige  Zustände  hervor- 

Ibrachte.     Deshalb  darf  man  etwa  das  erste  Drittel   dieses  Jahr- 

hundert«    als    ^en    Zeitpunkt     bezeichnen,     wo    spätestens    die 

»pitalistische    Produktionsweise   in   der   Wollindustrie   begonnen 

%U    Im  übrigen  fehlt  es  an  Nachrichten,  aus  denen  man  Näheres 

iortiber  erfahren   könnte^.     Aber   von   einer  anderen  Seite    her 

(bieten  sich  noch   manche  wichtige  Thatsachen  als  Beweise  dafür 

[dafi  dafs  das  XV.  Jahrhundert,    insbesondere  seine  erste  Hälfte^ 

^alle  die   Bedingungen    enthielt,    welche  zur  Ausbildung   der  ge- 

achilderten    Gewerbe  Verfassung    beitragen    mufsten.      Es    waren 

hierzu  in  erster  Linie   notwendig:    eine  bedeutende  Erweiterung 

[des  Marktes,    ein  verfügbares,  Anlage  suchendes^   I>eweglich68 

Kapital  und  eine  Klasse  von  Leuten,  die  als  „Unternehmer'' 

die  Leitung  der  Produktion  übemehinen  konnten. 

Wie  wohl  in  der  Regel,  so  war  auch  in  unserem  Falle  der 
Handel,  insbesondere  der  in  gröfserem  Stile  betriebene  aus* 
wJLrtige  Handel,   der  Boden  ^    auf  dem  jene  Voraussetzungen  ge- 


»  Vjd.  anten  8.  68 
»  4  EdwATd  IV  Klip.  1. 

*  Vgl  Ä  9b  lev,  ItitroductioD  to  EngliBb  economk  bistoir  and  tbeoiy  11, 
LoodoD  1803,  a  2-^7  ff. 
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diehen^  Mit  der  Distanz  zwischen  Produzent  und  Konsument 
wächst  auch  der  Einflufs  dessen,  der  diese  Distanz  überbrückt, 
d.  h.  des  Händlers,  und  wiederum  hat  der  Händler,  um  seine 
wirtschaftliche  Herrschaft  auszudehnen,  ein  Interesse  daran,  jene 
Distanz  zu  schaffen,  wo  sie  noch  nicht  vorhanden  ist,  und  dann 
möglichst  zu  erweitem.  Es  ereiebt  sich  aus  solcher  La^  der 
Dinge  von  selbst,  dafs  die  Händlerklasse  selbst  in  die  Produktion 
der  Waren  eingreift,  und  die  Produzenten  ihrer  Selbständigkeit 
beraubt.  Wenn  der  Produzent  den  Markt  nicht  mehr  übersehen 
kann,  so  mufs  er  die  Hilfe  dessen  beanspruchen,  der  diese 
Kenntnis  des  Marktes,  des  Geschmackes  der  Abnehmer,  der 
fremden  Münz-  und  Zollverhältnisse,  der  fremden  Sprache  u.  s.  w. 
besitzt.  So  beginnt  der  Handel  zu  diktieren,  was,  wie,  und  wie- 
viel produziert  werden  soll.  Von  da  ist  nur  noch  ein  Schritt  zu 
dem  Stadium,  wo  der  Händler  selbst  sich  der  Produktion  be- 
mächtigt und  ihre  Organisation,  ihre  Untemehmungsform  für 
seine  Zwecke  umgestaltet.  Damit  entsteht  die  Scheidung 
von  Kopf  und  Hand,  von  Kapital  und  Arbeit  im  Gewerbe;  die 
Handarbeiter  verlieren  ihre  Selbständigkeit  und  werden  Mittel 
für  die  Zwecke  derer,  welche  das  Kapital  liefern,  und  die 
Leitung  übernehmen.  In  England  ist  es  gerade  die  Tuchmacherei, 
welche  unter  allen  Gewerben  zuerst  von  dem  aus  seinen  Ufern 
tretenden  Strome  des  Handelskapitals  überschwemmt  wird. 

Im  XV.  Jahrhundert  beginnt  die  Emancipation  der  englischen 
Einfuhr  und  Ausftihr  vom  ausländischen  Handelskapital  ^.  Während 
im  XIII.  und  XIV.  Jahrhundert  das  Geschäft  noch  fast  aus- 
Bchliefslich  in  den  Händen  italienischer,  spanischer,  deutscher, 
französischer  und  niederländischer  Kaufleute  lag,  die  in  Liondon 
und  anderen  Häfen  ihre  Niederlassungen  hatten;  machten  sich 
nun  die  Engländer  schon  seit  Ende  des  XIV.  Jahrhunderts  selbst 
daran,  einen  Anteil  an  den  hohen  Handelsgewinnen  für  sich  zu 
erobern.  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  soll  es  in  ganz  England 
nur  etwa  160  bis  170  „reiche Kaufleute"  gegeben  haben:  hundert 
bis  hundertund  fünfzig  Jahre  später  zählte  man  allein  über  3000 
von  solchen,  die  nach  den  Niederlanden  handelten^.  Etwa  seit 
dem  Jahre  1400  begegnete  man  englischen  Kaufleuten  in  den 
Häfen  des  Mittelländischen  Meeres,  Seite  an  Seite  mit  den 
Genuesen  und  Venetianem,  den  alten  Herren  dieses  Absatz- 
gebietes*.   Mit  Portugal  trat  England  schon  im  XIV.  Jahrhundert 


^  „It  was  the  new  mercantile  capital,  created  by  successful  foreigp 
trade  and  largelj  in  the  export  of  cioth  itself,  whicn  turned  back  as  it 
were  upon  indastiy  and  by  seeking  to  control  and  direct  the  processes 
of  manafacture  brought  abont  the  sabstitution  of  the  domestic  System  for 
the  gild".    Aflhley  a.  a.  0.  S.  226. 

*  Vgl.  Schanz.  Englische  Handelspolitik  fliegen  Ende  des  Mittel- 
alters, Leipzig  1881  Bd.  I  S.  327  ff. 

»  Schanz  a.  a.  0.  S.  328. 

*  Ebenda  S.  116. 
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lebhafte  Handelabeziehüogen,  wobei  die  Initiative  und  Direktive 
'gHiiÄ   auf  Seiten    der  Engltoder   lag.     Im  Laufe   des  XV.  Jahr- 
hunderts  wulkten   sie   sich    dort   so    weittragende  Vorreehte   uud 
Freiheiten  su  sichern,  dala  man  den  berühmten  Methuen- Vertrag 
von   1703  aU   eine   B^ortseizu ng  dieser   älteren  Bestrebungen  an- 
sehen   kann  \     Im  Anfan^r   des   XV.  Jahrhunderts   begann   sich 
auch    das  wirtschafthobo  Verhültnis  Eoglandä   zu   den    deutschen 
Hanaeknufleuten  zu  iindern.     Diese  hatten  sieh  fesler  als  irgend 
ine  andere  Nation  mit  Englands  Handel   verknUpft   und    haben 
ich    dort   in   der  That   auch   fast    hundert  Jahre    länger  als  die 
Fremden  anderer  Nationen  zu  halten  vermocht.     Seit  140U  aber 
begMinen   die   Londoner   Kaufleute    die  ätellung    der  Deutschen 
%\x  untergraben:  das  Verhältnis  wurde  in  der  zweiten  Bähte  des 
,  XV*,  Jabrlmnderts   sehi*   gespannt^    und   wenn   auch  der  Vertrag. 
Utrecht  1474  eine  Reaktion  zu  Gunsten  der  Hansen  brachte, 
•0  aetsten   die   Engländer   ihre  Emaneipationsbestrebungen    doch 
fort,    um  endlich,    unter    Elisabeths    Regierun^%    die    Vertreibung 
der  deutschen  Kaufleute  durchzusetzen^. 

Zwischen  den  Niederlanden  und  England  bestand  schon 
©eit  dem  XH.  Jahrhundert  ein  für  beide  Teile  sehr  wichtiger 
Warenaustausch.,  England  lieferte  die  Wolle  für  die  berlihmte 
äandrische  Tuchindustrie  und  bezo;j;'  von  dort  Tuche  und  andere 
Fabrikate,  Die  Vermittlung  tibernahmen  flämisebe,  deutsche 
und  venetianische  KautlfUte^.  Aber  auch  dieaer  Handel  ging 
seit  dem  Ende  des  XIV.  Jabriiunderrs  melir  und  mehr  auf 
iglinche  Firmen  über  Bald  nach  HOO  begann  dann  ein  mit 
_  ffieoi  Nachdruck  geführter  Kampf  der  inzwischen  erstarkten 
englischen  Tuch  Industrie  mit  der  flandrischen  Konkurrenz 
um  den  Markt  zu  Brügge.  Im  Jahre  1434  verbot  Fland>_*rn  die 
Einfuhr  engliaclier  Tuche.  QltMchzeitif^  erhob  sich  das  englische 
Tuch  zum  wichtigsten  Artikel  des  Hiindels  Verkehrs  mit 
Antwerpen,  wohin  sich  die  englischen  Kaufleute  von  Brügge 
^^^us  allmählich  verzogen.  Hier  nahm  man  die  englische  Tuch- 
^Bpinfuhr  mit  offenen  Armen  auf,  und  1444  gründeten  die  Tniger 
^"oieses  Handels,  die  Merchants  Adventurers,  ihre  Nieder- 
1  Innung  in  Antwerpen.  Von  da  ab  bis  Ende  des  XVI.  Jahr- 
I  himderts,  150  Jahre  lang,  blieb  nun  Antwerpen  der  wichtigste 
I  AQslündische  Markt  für  die  englische  Wallindustrie»  deren  rasches 
Wachstum  iu  jener  Zeit  nicht  zum  wenigsten  der  Machtstellung 
zu  verdanken  war,  weit- he  der  englische  Handel  sich  auf  dickem 
Welthandels  platze  errungen  hatte*. 
^^  Tuch  vvar  auch  schon  stets  ein  Hauptartikel  im  Handel  mit 
^^hen  vorerwähnten   Nationen   gewesen :    so    1)eherr8chte    es    einen 

^—         >  £h 

k 


«  Ebenda  *i,  28:i  ff, 
'  Ebenda  b^.  174  und  178. 
*  EbemJa  g.  5—14. 
«  Ebeoda  S,  ^2  ff. 
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TeQ  des  französischen  Marktes  gerade  um  das  Jahr  1400.  Die 
Bretagne  bezog  auch  noch  bis  ins  XVI.  Jahrhundert  hinein 
regelmäüsig  englisches  Tuch  im  Austausch  gegen  Leinewand. 
Der  Handel  mit  Portugal  und  mit  Deutschland  bsruhte  ebenfalls 
Bu  einem  grofsen  Teile  auf  der  englischen  Tuchausfuhr.  Erwähnt 
sei  dabei  auch,  dafs  im  XV.  Jahrhundert  italienische  Kauf- 
leute,  ausgerüstet  mit  einer  überlegenen  technischen  und  kauf- 
männischen Bildung,  anfingen,  die  Herstellung  des  Tuches,  dessen 
Ausfuhr  aus  London  ihr  eigentliches  Geschän  war,  selbst  in  die 
Hand  zu  nehmen  und  die  Produktion  durch  ihr  eigenes  Kapital 
zu  befruchten.  Dafs  dies  in  gröfserem  Umfemee  und  in  der 
Form  des  Verlages  geschah,  geht  hervor  aus  dem  Text  eine» 
Gesetzes  des  Jahres  1483  ^  (Act  touching  the  merchants  of  Italj). 
Es  heirst  dort :  Die  in  England  ansässigen  Eaufleute  aus  Florenz, 
Genua,  Venedig,  Sizilien  und  Catalonien  beschränken  sich  nicht 
darauf,  Großhandel  in  Einfuhr  und  Ausfuhr  zu  treiben;  sie 
kaufen  Wolle  und  Tuch  in  grolsen  Mengen,  um  es  in  England 
selbst  wieder  zu  verkaufen:  ja,  sie  vergeben  sogar  WoUe  an 
englische  Tuchmacher  zur  Anfertigung  von  Stoffen. 

Damit  ist  wohl  für  unsern  Zweck  genugsam  gezeigt,  wie 
eng  schon  im  XV.  Jahrhundert  die  Beziehungen  zwischen  der 
Tuchindustrie  und  dem  Ausfuhrhandel  waren:  in  wie  hohem 
Mafse  jene  schon  für  entferntere  Märkte  arbeitete  und  den^ 
I^influsse  des  Grolshandels  und  des  Grofskapitals  ausgesetzt 
sein  mufste. 

Aber  auch  im  inländischen  Handel  tauchte  um  jene  Zeit  — 
und  schon  im  XIV.  Jahrhundert  —  eine  Erscheinung  auf,  welche 
das  Wachstum  des  beweglichen  Kapitals  und  seiner  Bedeutung 
für  die  Tuchmacherei  erkennen  läfst 

Im  Mittelalter  und  anscheinend  bis  etwa  in  die  Mitte  des 
XIV.  Jahrhunderts  verkaufte  der  englische  Tuchmachermeister 
seine  selbstgefertigte  Ware  entweder  direkt  an  den  Konsumenten 
oder  an  Kaufleute  (merchants),  welche  ein  allgemeines  Handels- 
geschäft mit  Waren  aller  Art  trieben.  Nach  1350  aber  tauchte 
eine  Klasse  besonderer  Tuchhändler  auf:  die  „drapers"  ^. 
Sie  drängen  sich  zwischen  den  Tuchmacher  und  den  Konsumenten 
und  wahrscheinlich  auch  mitunter  zwischen  jenen  und  den 
„merchant".  Wie  weit  sie  selbst  noch  an  dem  Fabrikations 
prozefs  (etwa  durch  Leitung  der  Appreturarbeiten)  beteiligt  — 
oder  nur  Händler  waren,  läfst  sich  nicht  sagen:  dies  wird  nach 
Gegenden  verschieden  gewesen  sein.  Auf  jeden  Fall  waren  die 
drapers  bald  eine  angesehene,  wohlhabende  und  in  „companies" 
organisierte  Klasse,  deren  Aufkommen  von  Ashley  mit  Recht 
als  „eine  Thatsache  von  gröfster  Wichtigkeit"  bezeichnet  wird. 
Denn  offenbar  konnten   diese  sowohl  dem  Handel  wie  dem  Ge- 


>  1  Richard  lU  Kap.  9. 
*  Ashley  a.  a.  O.  S.  209  ü. 
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werbe  nahedtehenden  kleinen  Kapitalisten  sehr  leicht  dazu  dienen, 

kder  kapitalistischen  Prcnluktionö weise  in  der  Tuchmacherei  Eingang 

'  zn    verschatTen*     Vermutiich    sind    auch    unter    den    Kauf  leuten, 

welche  in  den  Tuchhallen   von  Leeds,    Halifax  u.  8.  w.  den  oben 

erwähnten  domestic  dothiera  ilkr  Tuch   abkauften^    solche  draper 

fEu  verstehen.     Auch    die  drapers   von  Shrewsbury  haben  im 

XVI.    Jahrhundert    eine    solene    Funktion    ausgeübt;     und    der 

groiae   Tuchmarkt   in    London    (BlackwelM^Iall)    hat    seit    1397 

jÄhrhiinderte    lang    unter    der    Aufsicht    der    dortigen    drapers- 

Company  gestanden,  deren  Mitglieder  sich  aber  anscheinend  immer 

|fjur  mit  dem   bloisen  Handel,   nicht  mit  der  Leitung  oder  Ver- 

I  ToUständigung  der  Fabrikation  befafst  haben, 

Aufser    den   grollen  Exportfirmen   und    den    drapers   haben 
[drittens  wohl    auch    die  W  oll  hfl  n  dl  er,    eine   in  England   sehr 
]  wichtige    und     zahlreiche    Klasse    von    Kapitalisten  ♦    dazu    bei- 
lgetragen ^   die  Tuchindustrie  aus  den  alten  Betriebsforraen  heraus- 
ibeben.     England    liatte    gegen    Ende   des    Mittelalters    beinahe 
l^das  Monopol  der  Wolllieferung  ftir  die  Industrie  Nord  Westeuropas  ^. 
~^ie    WoÜausfuhr    nach    Frankreich  ^    Norddeütschland    und    den 
[mederlanden  war  einer  der  ältesten  {und  bis  zur  Zeit  der  Tudora 
mch    der   wichti^^ste)  Handelszweige   de^  Landes.     Um    die  Er- 
bebung  der   Ausfuhrzölle  zu   erleichtern  und    die  Leitung  dieaes 
Handels  zur  Verwertung    für   politische   Zwecke    besser    in    der 
Hand  zu  haben«  hatte  der  englische  Staat  die  Ausfuhr  der  Roh- 
produkte Wolle,  Zinn,    Leder  u.  dgL  nur  über  oder  nach    einer 
chrfinkten  Anzahl  Hafen,  den  sogenannten  „Stapel  n"*  erlaubt. 
Die    Kaufleute,    die   daran    beteiligt    waren,    hielaen    ^merchants 
of  the  Staple"  und  waren  zu   einer  Korporation   unter   eigenem 
jment  zusamniengefafst.    mit  dem  ausBclilielBlichen  Recht  auf 
Handelsbetrieb  in  den  bezeichneten  Waren '^.    In  der  alleren 
(XIIL  und  XIV.  JahThiindert)  gehörten  dazu  gleicherweiao 
Einheimische  und  Aushfnder,  allmilhUch  aber  wurden  die  letzteren 
mehr  und    mehr   hinausgedrängt.     IHe  Blütezeit   der  Stapler,    in 
deren  (leschäften  die  WollauBtuhr   immer   mehr   die  Hauptsache 
wurde,  fiel  zusammen  mit  der  Konzentrierung  des  Stapelliandels 
auf  den  alleinigen  Platz  Calais,  d.  h.  vom  Ende  des  XIV.  Jahr- 
banderts  bis  zum  Jahre  \hbS,   als  die  Stadt  an  Frankreich  ver- 
ging —  also  gleichzeitig  mit  der  Entstehung  und  ersten 
•Ausdehnung  der   hausindustriellen  Tuchmacherei*     Es  ist   wahr- 
[•cheinlich,    wenn  auch  nicht  zu  beweisen,    dafs  die  W^ollindustrie 
lauch    aus    diesen    Kreisen    viele    Befruchtimg    —    sowohl    durch 
Kapitalzufiufs,    wie   durch   persönliche  Beteiligung  der  Kauf- 
leute an  der  Produktion   —  empfiingen  hat^. 

Neben  den  Wallexporteuren  wucherte  schon  im  XIV,  Jahr- 


»  Ashlej  a.  a.  O.  S.  191. 
'  8cbaxis  a.  a.  O.  a  329  C 
*  Ashiejr  a.  a.  O  S.  211. 
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hundert  trotz  der  gesetzlichen  Verbote  ^  ein  inländischer  Z  w  i  sohen- 
handel  in  Wolle  empor,  der  sich  zwischen  den  Wollproduzentea 
und  den  Fabrikanten  (clothier)  drängte.  Man  nannte  diese  viel- 
gehafste  Klasse  von  Händlern  „retailers,  r^rators"  oder  „broggem 
of  wool".  Auch  sie  waren  als  Kapitalisten,  die  durch  den  Roh- 
stoff mit  der  Industrie  aufis  engste  verbunden  waren,  die  ge- 
gebenen Faktoren  bei  der  Ausbildung  der  neuen  Gewerbe- 
verfassung. 

Endlich  kommen  in  diesem  Zusammenhange  auch  noch  die 
Eirzeuger  der  WoUe  selbst  in  Betracht,  also  zunächst  Landwirte, 
Grundherren,  die  einen  mehr  oder  weniger  grofsen  Teil  ihres 
Bodens  als  Schafweide  verwerteten  und  die  Wolle  auf  den 
Märkten  verkauften.  Wie  gleich  noch  näher  ausgeftihrt  werden 
soll,  hatte  auch  auf  diesem  Gebiete  schon  früh  der  grolskapi- 
talistische  Betrieb  um  sich  gegriffen,  aber  wahrscheinlich  nicht 
vor  der  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  ^,  also  erst  als  dieselbe  Ent- 
wickelung  auch  schon  die  Industrie  erfafst  hatte.  Eüne  g^en- 
seitige  Beeinflussung  in  jener  Richtung  zwischen  Schafzucht  und 
Tuchindustrie  ist  aber  schon  damals  sehr  wahrscheinlich.  Dieser 
Zusammenhang  läfst  sich  nachweisen,  sobald  wir  in  die  Zeit 
Heinrichs  VIII.  eintreten.  So  wird  z.  B.  1533  tlber  die  Graf- 
schaft Worcester  berichtet,  es  sei  daselbst  eine  verbreitete  „Un- 
sitte" ,  dafs  Besitzer  oder  Pächter  grofser  Schafweiden  die  von 
ihnen  gewonnene  Wolle  auch  selbst  an  Ort  und  Stelle  zu  Stoffen 
verarbeiten  liefsen^.  Ein  Gesetz  des  Jahres  1557  weist  auf  die- 
selbe Erscheinung  hin^. 

In  welchem  Mafse  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Englands 
am  Ausgange  des  Mittelalters  dazu  reif  war,  ftir  die  neue  Unter- 
nehmungsform der  Wollindustrie  das  erforderliche  Kapital  und 
einen  Stand  von  Unternehmern  zur  Verfügung  zu  stellen,  ist  im 
Vorstehenden  hinreichend  dargelegt.  Woher  aber  nahm  die 
neue  Industrie  ihre  Arbeitskräfte?  Wie  entstand  der  Arbeiter- 
stand der  Hausindustrie?  —  Wenn  die  Quellen  zur  Beantwortung 
dieser  wichtigen  Frage  auch  nicht  sehr  reichlich  fliefsen,  so  ge- 
nügen sie  doch,  um  die  wesendichen  Thatsachen  zu  erkennen, 
und  vor  allem ,  uui  festzustellen ,  dafs  wie  auf  dem  Kontinent, 
so  auch  in  England  dieser  Arbeiterstand  sich  in  der  Hauptsache 
von  zwei  Seiten  her  gebildet  hat :  einmal  aus  gewissen  Elementen 
der  städtisch-zünftigen  Weber-  und  Tuchmachermeister,  Gesellen 
und  Lehrlinge,  —  d.  h.  aUo  Handwerkern,  —  und  sodann  aus 
„ungelernten",  d.  h.  nicht  zunftmäfsig  ausgebildeten  Landbe- 
wohnern, deren  ursprünglicher  Haupterwerb,  die  Landwirtschaft, 
nicht  mehr  hinreichte,   um   ihre   Existenz  zu  sichern,   und  die 


1  14  Richard  II  Cap.  4  1390. 

«  Ashley  a.  a.  0.  b.  259  flF. 
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daher  in  der  HaufiiDdustrie  ganz  oder  teilweise  ihren  Lebens- 
UQterbah  sut-hten«  Aber  alle  Nachrichten,  die  hierüber  erhalten 
üind,  atammen  erst  aus  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhundert« 
und  mehr  noch  aus  der  Zeit  der  ersten  Tudors.  In  dieser  Periode 
▼OD  etwa  hundert  Jahren  waren  es  vor  allen  zwei  grofse  Er- 
acbeinungen  oder  Bewegungen,  welche  die  sich  bildende  nationale 
Industrie  mit  Arbeitern  versorgten:  auf  dem  platten  Lande  die 
bekan nten  „Einhegungen'^  (enclosures ) ;  in  den  Studien  der 
Verfall  des  Handwerks^  das  in  England  seine  BlU tezeit 
schon  im  XIV.  Jahrhundert,  besonders  unter  Eduard  IIL  erlebt 
hatte,  nun  aber  auf  denselben  Wegen,  wie  die  zünftigen  Ge- 
werbe Deutschlands  und  Frankreichs  sjjäter,  entartete  und  ao  der 

^■it    ihm   rivalisierenden    Hausindustrie   in   die  Hände   arbeitete. 

^Rm  die  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  begann  die  grofse  „agrarische 
Reviolution'*  in  Elngland,  deren  schärfste  Ent Wickelung  in  die  Zeit 
swischen  1470  und  1530  fieP.  Da  der  Ackerbau  unrentabel 
geworden  war,  die  Wollproduktion  dagegen  iuimcr  mehr  eine 
wahre  GoldqueUe  zu  werden  versprach,  wandte  sich  eine  sehr 
0t>ree  Zahl  von  Grundherren  der  Weidewirtschaft  zu.  Dieser 
Wechsel  in  der  Bewirtschaftung  war  aber  nur  möglicli  durch 
eine  thatsächliche  Umwälzung  der  socialen  Verhältnisse:  die  ab- 
hüDgigen  Bauern,  Tagelöhner  u*  s.  w.  verloren  nicht  nur  ilire 
uralten  Nutzungsrechte  am  Gemeindeland,  da  dieöes  zu  Weide- 
Ewecken  eingehegt  wurde,  sondern  in  zahlreichen  Fallen  auch 
daa  von  ihnen  pachtweise  bewirtschaftete  Ackerland,  indem  auch 
dieses  zur  Schatweide  gemacht  wurde«  Ja ,  die  Grundherren 
gingen  »o  weit,  die  Pacbthöfe,  Weiler  und  selbst  ganze  Dorf- 
ftcliaften  dem  Erdboden  gleich  zu  machen ,  um  Raum  für  ihre 
Riesen heerden  zu  schatfen.  In  den  Grafschaften  Sußblk,  Essex, 
Kent,  llertford,  Worcester  und  Northamoton  wurde  fast  aller 
laridwirtschatüicher  Boden  eingehegt;  in  vielen  anderen  Gegenden 
wmr  die  Bewegung  schwächer,  aber  auch  noch  stark  genug,  um 
wette  Kreise  der  ärmeren  Bevölkerung  in  Mitleidenschaft  zu 
siehen^. 

Nachdem  die  Einhegtmgen  schon  längst  dne  grofse  Aus- 
dehnung  angenommen  hatten ,  erhielten  sie  einen  neuen  Impuls, 
als  Heinrich  VI  IL  den  gesamten  Grundbesitz  der  Klöster^  geist- 
lichen Stifte  u.  8.  w,  verstaatlichte,  d,  h.  zum  grofsen  Teile  der 
Hofaristokratie  überHefs,  die  nun  diesen  ungeheuren  Besitzzuwaelis 
hauptsäcUich  als  Schaf  weide  verwertete.  Aulser  dem  Adel  ergriff 
aber  auch  eine  grofse  Zahl  von  Geschäftsleuten  und  Spekulanten 
die  günstige  Gelegenheit,  leicht  und  schnell  reich  zu  werden, 
indem  sie  unter  Verdrängung  der  kleinen  P^icbter,  welche  keine 
hohen  Renten   zahlen    konnten,    mit  Hilfe   ihrer  gr^Tseren  Kapi- 


*  V.  Ocbenkowski,  Englands  wirtschaftliche  EutwickeluDg  im  Aus- 

des  Mittel&ltere.    Jena  1879  Kap.  i  —  Asliley  a.  a.  0.  S  265  ff. 
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talien  Weideland  kauften  oder  pachteten  und  eine  WoOprodoktion 
im  gröfsten  Style,  oft  verbanden  mit  Tuchmachen,  begannen^. 
E^  ent&ltete  sich  ein  wahres  GrOndertum  in  der  SchafiEucht 
Wo  das  System  Platz  griff,  muisten  sich  notwendig  allie  alten 
naturalwurtschaftlichen  Bande  zwischen  Arbeit  und  Bentz,  die 
sich  noch  aus  der  Feudalzeit  erhalten  hatten,  auflösen  —  zum 
Schaden  'der  Besitzlosen^.  Fttr  den  ,,grazier**  —  wie  man  die 
groisen  Schafzüchter  zu  nennen  pflegte  —  war  die  Mehrzahl 
der  kleinen  Landbewohner  überflüssig,  da  er  ihrer  Arbeit  nicht 
mehr  bedurfte;  man  suchte  sich  ihrer  auf  aUe  Weise  zu  ent- 
ledigen. Aber  in  den  Städten  wollte  man  diese  entwurzelte 
Masse  auch  nicht  haben;  die  zünftigen  Gewerbe  suchten  nach 
Möglichkeit  den  Zudrang  zum  Gewerbe  zu  verhindern  und  fanden 
dabei  auch  die  Unterstützung  des  Staates^.  Da  boten  sich  die 
schon  sehr  verbreitete  hausindustrielle  Tuchmacherei ,  Strumpf- 
wirkerei und  Mützenindustrie  der  ländlichen  Bevölkerung  als 
eine  willkommene  Zuflucht  dar.  Und  die  Industrie  nahm  sie 
natürlich  mit  offenen  Armen  auf:  die,  welche  noch  ihr  Haus 
und  etwas  Land  aus  der  allgemeinen  Umwälzung  gerettet  hatten, 
suchten  nur  durch  Nebenerwerb  ihre  Lage  zu  verbessern  una 
waren  mit  niedrigen  Löhnen  zufrieden,  die  andren  aber,  die  noch 
ärmer  waren,  muisten  erst  recht  mit  jedem  Verdienst  fUrlieb 
nehmen,  der  sich  ihnen  bot.  Es  kam  auch  vor,  dafs  grofse  Ver- 
leger ganze  Kolonien  von  Heimarbeitern  auf  ihrem  Grundbesitz 
ansiedelten^. 

Wo  aber  die  ungeübten  Hände  dieser  ländlichen  Arbeits- 
kräfte und  ihre  mangelnde  gewerbliche  Tradition  fUr  die  feineren 
Arbeiten  der  Tuchmacherei  nicht  genügten,  oder  wo  es  galt^ 
dieses  grobe  Arbeitermaterial  überhaupt  erst  zu  schulen,  da 
fanden  die  Verleger  eine  willkommene  Ergänzung  ihrer  Arbeiter- 
schaft in  den  Handwerksgesellen  und  Lehrlingen,  welche  ihnen 
aus  den  Städten  scharenweise  zuströmten.  Trotz  einer  schon 
1437  beginnenden  und  von  den  ersten  Tudors  energisch  fort- 
gesetzten Gesetzgebung^  zur  Besserung  und  Sicherung  des 
zünftigen  Handwerks  und  zur  Ausmerzung  der  auch  in  England 
grassierenden  „Zunftraifsbräuche"  —  nahm  die  Entartung  des 
Zunftwesens  doch  zu,  die  darauf  hinauslief,  dafs  die  Meister  ihre 
eigene  Zahl   zu    beschränken   und   das  Aufsteigen   der  Lehrlinge 

>  H.  Pauli,  Drei  volkswirtBchaftlicbe  Denkschriften  aus  der  Zeit 
Heinrichs  VIII.    Göttingen  1878  8.  2  ff. 

'  Vertfl.  die  Bchiiderunff  im  Praeambolum  des  Gesetzes  25  Henry  VIII 
Kap.  13  (1538). 

*  Vor  altem  durch  das  ^Lchrlingsgesetz"  der  Elisabeth  (1562),  das 
{geradezu  darauf  ausging,  die  ländliche  Bevölkerung  an  der  Abwanderung 
iD  die  Städte  zu  verhindern. 

*  Vergl.  z.  B.  18  Elisab.  Kap.  16,  1576. 

*  Vergl.  Hibbert.  ths  influenee  and  development  of  englisb  gilds^ 
as  illnstrated  by  tbe  hlstory  of  the  craft  gilds  of  Shrewsbury.  Cam- 
bridge 1891.    Kap.  4  8.  56  ff. 
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id   Gesellen  zur  Meiaterschaft    zu    erschweren    und    überhaupt 
alles  eu  verhüten  suchten,    was   den   alten    bestehenden  Zustand 
des  Handwerks  hätte  gefährden  können.     Wenn  Heinrich  Vlll. 
im  Jahre  1545  unter  allgemeiner  ZuBtiromung  der  mafsgebenden 
Kreise  das  Vermögen  der  Zünfte,    soweit  es  für  religiöse,   kirch- 
liche Zwecke  beatimnit  war,    konfisciercn  konnte,  80  erklärt  sich 
[das  s.  T.  auÄ  der  allgemein  verltreiteten  Über2eugun;^%    dafs  die 
■ünfte    sich    überlebt    hätten.       Auch    solche    Meister,     welche 
ntemelimungs.ireist  genug  liatten,    um    die  sich  mehr  und  mehr 
erschürfenden  ZuntVegeln    nicht   als  Schutz,    Bondern  als  Fessel 
emptinden^    kehrten    der  Stadt  den  Kücken  und   wurden  auf 
ctn  Lande  Verleger.     In   manchen  Stiidten   konnte   ein   solches 
'etl^ertura  auch  trotz  der  zünftigen  Schranken  entstehen.    Die 
'Abwmnderung   der  Gesellen  und  Letrrlinge  aber,    und    ihre  Auf- 
"ine  bei  hausmdustri eilen  Verlegern  war  bis  zum  Regienings- 
itritt  der  Königin  Elisabeth  eine  oft  beklagte  Thataacho  V    Be- 
idere   Beachtung   verdient    in   dieser    Hinsicht   ein  Gesetz   des 
ahres  1557,    worin  es  heilst':    seit  vielen  Jahren  schon  ist  der 
ibraach  eingerissen^   dafs  Personen,    welche  die  Tuchmacherei 
t  haben ^    nicht  zufrieden  damit,  ihr  Gewerbe  ruhig  zu  be- 
iben^  sich  aufserhalb  der  Städte  in  Dörfern  und  Flecken  nieder- 
und  Weideland  und  Pachthöfe  zusammenkaufen,  „displeasing 
ihe  husbandmen  and    decajing  the  ploughs  and  tiliages'*.     Aber 
damit  nicht  genug,    ziehen    sie   auch  noch  andere  Handwerker 
it  «ich  aus  den  Städten   auf  d^ie  Land.     Auch   solche  We>)er, 
welche  in  den  Städten  ftir  dortige  Verleger  (chithiera)   gearbeitet 
haben,    verlassen  ihre  alte  Beschäftigung,   um  draufsen  auf  dem 
Lande  auf  eigene  Faust  ^clothiers''  und  „occupiers"*  (Unternehmer) 
zu  werden.     Verödet  und  entvölkert   sind  nun  viele  alte  Städte, 
die  früher   vermöge  ihrer  blühenden  Tuehinduatrie  und  anderer 
Gewerbe  wohlhabend  und  volkreich  gewesen  sind.  — 

Wir  schliefsen    hiermit  die  Darstellung  der   wirtschafthchen 
und    socialen  Voraussetzungen»    unter    denen    damals    der  haus- 
"  idustrielle  Betrieb  in  der  Tuchmacherei  aufkommen  konnte  und 
fkommen  mufste.     Im  Folgenden  soll  in  kurzen  Umrissen  ein 
ild  von  der  Verfassung  der  Industrie  gegeben  werden,  wie  ea 
h  aus  den  Quellen  de«  XV^XVllU  Jahrhunderts  ergiebt. 
Es  kann   nach   vielen   unzweideutigen  Nachrichten  als  ans- 
ieht  gelten,    dafs   ein   sehr   bedeutender,    wahrscheinlich  der 
Ate  Teil  aller  der  als  clothier  bezeichneten  Verleger  —  nämlich 
ffilhr    aller    auf    dem    Lande    ansässigen    und    ein    Teil    der 
tischen    —    nicht   von   Hause   aus  Tuchmacher   waren.     Oe- 
wöhnlich  wird  von  ihnen    gesagt,   aie   liiUten  das  Gewerbe  nicht 


Vcigl  die  Gesetze:   34-^S.5  Henry  VIII  Kap.  10,  5-6   Edw    VI 
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ordnungsmäfäig  gelernt ^  Auch  hören  wir  wiederholt,  sie  sei^i 
wohlhabend,  selbst  „reich'',  beschäftigten  Hunderte  von  Spinnern 
und  Webern,  seien  Besitzer  von  gröfseren  Strecken  Landes, 
würden  zu  Friedensrichtern  ernannt  u.  s.  w.  Wir  haben  also 
eine  Klasse  von  vermögenden  Leuten  vor  uns,  die  auch  ihrer 
bürgerlichen  und  socialen  Stellung  nach  über  dem  Handwerker- 
stande rangieren  und  wohl  überwiegend  nicht  aus  diesem  hervor- 
gegangen sind,  sondern  sich  melir  aus  den  Händlerklassen 
rekrutiert  haben,  deren  nahe  Beziehung  zur  Wollindustrie  oben 
gekennzeichnet  worden  ist.  Die  Berufsgliederung  unter  den 
Teilarbeitern,  welche  in  unseren  Quellen  als  von  clothiern  be- 
schäftigt erwähnt  werden,  umfafste  Wollsortierer,  Wollkratzer, 
Spinner,  Weber,  Walker,  Scherer  und  Färber^.  Die  Kollektiv- 
bezeichnung für  alle  diese  Gattung^en  von  Arbeitern,  insofern  sie 
für  einen  Verleger  arbeiteten,  war  „labourers**,  später  „workmen""! 
während  dieselben  Berufe,  wenn  es  sich  um  selbständige  Hand- 
werker handelte,  mehr  als  „artificers"  bezeichnet  wurden^.  Dafs 
nämlich  einige  jener  Berufsarten  noch  lange  Zeit  hindurch  neben- 
einander von  Handwerkern  und  von  hausindustriellen  Arbeitern 
betrieben  wurden,  ist  sicher.  Vor  allem  scheinen  sich  die  Tuch- 
scherer,  welche  das  Rauhen,  Scheren.  Bürsten  und  Pressen  des 
Tuches,  also  die  Appretur,  besorgten,  noch  sehr  lange  eine  gröfsere 
Selbständigkeit  gewahrt  zu  haben,  als  z.  B.  die  Weber.  Sie 
werden  gewöhnlich  „shermen^  genannt,  parallel  damit  geht  aber 
noch  die  Bezeichnung  „dothworker".  Diese  findet  sich  jedoch 
nur  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  zünftig  organisierte  Appretur- 
arbeiter handelt.  Wahrscheinlich  bestanden  also  nebeneinander 
(oder  landschaftlich  getrennt)  eine  mehr  selbständige  und  eine 
von  den  Verlegern  ganz  abhängige  Oattung  von  Tuchscherem. 
Die  Londoner  clothworkers-compiiny  war  jedenfalls  im  XVI. 
und  XVII.  Jahrhundert  eine  nicht  unbedeutende  Zunft.  Auch 
mufs  im  Anfang  des  XVI  Jahrhunderts  zünftige  Organisation 
der  Scherer  und  ihre  Konzentration  auf  die  Städte  noch  die 
Regel  gewesen  sein^,  ohne  dafs  sieh  sagen  liefse,  wie  nun  das 
Verhältnis  zwischen  ihnen  und  den  ländlichen  Verlegern  gewesen 
wäre,  welche  bei  ihnen  arbeiten  liefsen.  Allmählich  aber  haben 
die  Verleger  anscheinend  die  Appreturarbeiten  mehr  und  mehr 
unter  ihre  unmittelbare  Aufsicht  gebracht.  Im  Jahre  1620  kam 
es  zu  einem  Konflikt  zwischen  clothiers  und  clothworkers  zu 
Ipswich*:  jene  pflegten  schon  damals  die  Appretur  durch  ei^ne 
Leute  zu  besorgen ;  die  clothworker  wollten  sie  daran  verhindern 
oder  wenigstens    die  gewerbepolizeiUche  Aufsicht  über   sie   aus- 

1  Vergl.   z.  B.  1553   1  Mary,   sess.  3  Kap.  7;    —    2-3  Philip  and 
Mary  Kap.  11;  —  25  Henry  VIlI  Kap.  18  und  öfter. 

«  Vergl.  z.  B.  4  Edw.  IV  Kap.  1,  und  3  Henry  VIII  Kap.  6. 

s  Vergl.  z.  B.  5  Elizab.  Kap.  4. 

*  Vergl.  3-4  Edw.  VI  Kap.  2. 

^  State  Papers  James  I  vol.  112,  Nr.  62—64. 
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tibc'n  dürfend  Eine  rilumlicli  konzentrierte  besondere  A}>preUir' 
iodugtrie  hatte  feich  aufser  in  London  auch  noch  in  der  Grafscliaft 
Glouceater  aufgethan,  wohin  Tuclie  aus  benachbarten  Gebenden 
«um  Appretieren  ^'ebracht  wurden.  Hier  hatte  der  intenaivere 
Betrieb  bereits  im  X^  I.  Jahrhundert  zur  Anwendung  einer  durch 
Wasser  getriebenen  Kauhniaschine  (gig-mill)  geführt,  Ea  ist 
wahr^cheinhch,  dafs  dort  auch  ein  Teil  der  Verleger  aus  solchen 
größeren  Tuch  seh  erem  hervorgegangen  war. 

Über  die  socirde  und  wirtschaftliche  Stellnng  der  Färber 
und  Walker  liifst  sich,  so  oft  sie  auch  in  den  Quellen  erwähnt 
werden  ^  doch  nur  wenig  «sagen.  Von  den  Färbern  kann  man 
amifhioen»  dals  de  aich  iihnlich  wie  die  „clolhworker''  noch 
lange  als  selbst."! nd ige  Handwerker  gehalten  haben.  In  I^ondon 
existierte  auch  noch  im  XVII.  *Iahrlmndert  eine  „Company  of 
dyers''.  Auf  der  andern  Seite  werden  die  Filrber  aber  schon 
im  XV»  zu  den  „laljourers"^  der  Verleger  gewählt  Die  Stellung 
der  Walker  hat  wahrecheinhch  dadurch  eine  Venlndernng  erlitten, 
dafs  spfitestens  seit  dem  XVI .  Jahrhundert  allgemein  die  Arbeit 
in  Walkmühlen  verrichtet  wurde.  Eine  solche  Miihle  war  immer- 
hin eine  verhilltniemäfaig  kostspielige  Anlage  und  e&  ist  dalier 
wahrscheinlich,  dafs  in  vielen  Fällen  die  Verleger  selbst  deren 
Eigentilmer,  die  Walker  aber  ihre  Angestellten  gewesen  sind. 
I  »och  scheint  es  auch  selbetiindige  Walkraüller  gegelien  zu  haben; 
die  aich  selbst  zu  Verlegern  aufgeschwungen  hatten  -. 

Dm  eigenthche  Hauptkontingent  der  hauBindustrietlen  Arbeiter 
bestand  aber  natürlich  aus  den  \V  e  b  e  r  n  und  iS  p  i  n  o  e  r  n  ,  von 
denen  die  letzteren  jedoclj  nie  enien  organisierten  Handwerker- 
stand ausgemacht  hatten  und  daher  auch  durch  die  kapitaltstidcbe 
Revolution  keine  wesentliche  Verändcrnng  ihres  socialen  Niveau« 
erfahren  konnten.  Ganz  andere  stand  es  aber  mit  den  Webern. 
Sie  hatten  einst,  als  die  Handwerker  noch  mit  den  Kaufmanns- 
gilden  um  ihr«*  bürgerliche  Selbständigkeit  zu  kämpfen  hatten, 
iiU  jlihrende  Zunft  in  der  vordersten  Reihe  gestanden.  Jetzt 
aiitd  öie  es,  die  rettungslos  in  die  Stellung  abhiingiger  Heim- 
arbeiter herabgesunken  sind.  Denn  wenn  auch  hier  und 
da  noch  die  Weberei  von  sei bsülnd igen  Handwerkern  betrieben 
wurde,  wie  b.  B.  in  dem  Bezirk  West-Riding»  so  lassen  doch 
die  industriellen  Reglements  des  XV.  bis  XVI IL  Jahrbunderta, 
und  mehr  noch  die  Berichte  der  Friedensrichter  aus  der  Zeit 
Jakobs  L  und  Karls  I.  gar  keinen  Zweifel  darüber  zu,  dafs  die 
Hauptmasse  der  englischen  ^\oIktoffe,  und  ganz  besonders  alle 
Exportware,  von  Webern  angefertigt  wurde,  welche  nicht  mehr 
aui   eigene    Rechnung   arbeiteten,    nicht    mehr    Eigenttimer  des 


'  Über  einen  älmlicben,   nur  nicht  »r»  KUgeBpitzteu 
IM(  aas  ShrewBbaiy  bericLtet  *  h  Eüznfa.  Krj».  T. 

»  VergL  2—3  Philip  and  Mary  Kap    IL    S.  5Ä5. 
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Stoßes  waren,  den  sie  webten.  Eine  grofse  Zahl  der  haus- 
induatrieHen  Arbeiter  j  besonders  in  den  ländlichen  Bezirken^ 
haben  ohne  Lehrlinge  und  Geaellen  gearbeitet  und  nur  die  Mit- 
arbeit ihrer  Fiirailienglieder  beansprucht  ^  Dafü  aber  auch  in 
unarer  Periode  noch  zsilüreiche  Weber,  Scherer ^  Walker  und 
Fiirber  sich  Gejsellen  und  Lehrlinge  hielten,  ist  sicher,  da  Gesetze 
erlaäaen  wurden,  um  die  Dienstverhältnisse  dieser  Personen  su 
regeln  **,  Doch  läl'st  sich  nicht  t'eststellen,  in  welchem  Mabe  es 
sich  dabei  um  noch  selbständige  Handwerksmeister  oder  schon 
■  um  Verlagsarbeiter  handelte.  Lehrlinge  müssen  aber  auch  bei 
"  den  leteteren  sehr  gewöhnlich  gewesen  sein,  denn  die  Gesetse 
2-3  Philip  and  Mary  citp.  11  (1555)  und  5  Eliz.  cap.  4  (1562) 
sprechen  auöditicklich  von  Lehi'lingn  solcher  Weber,  ciie  auf  dem 
Lande  wohnen  und  ftir  clothier  arbeiten.  Die  Gesetze ^  welche 
im  XVUL  Jahrhundert  die  Verhältnisse  der  Arbeiter  der  Woü- 
Industrie  regeln  wüUten^  beziehen  sich  auch  häufig  auf  „journeymen* 
{GeBellen)^  doch  bleibt  es  unklar,  ob  damit  einzelne  Ange- 
stellte der  Unternehmer,  oder  Gesellen  der  hausindustriellen  Kleio- 
meister  gemeint  sind, 

\Xm  nun  die  Unternehniungsfonn  angeht,  unter  der  die  beiden 
Klassen  der  Verleger  und  Kleinmeister  zusammen  arbeiteten,  so 
haben  unzweifelhaft  in  England  ebenso  wie  auf  den  Kontinent 
die  verschiedenen  Abstufungen  vom  reinen  Handwerksbetrieb  bis 
zur  vollendeten  Hausindustrie  auch  zeitlich  nebeneinander  be- 
standen. Die  oben  erwähnten  kleinen  Tuchmacher  des  West-lüding 
bildeten  wohl  den  äufsersten  rechten  Fltigel,  da  sie  noch  selbst 
den  Rohfitoff  kauften  und,  ohne  auf  l>esondere  Auftrüge  zu 
warten,  selbständig  verarbeiteten.  Auch  sie  aber  hatten  nicht 
mehr  den  ganzen  IT  erstell  ungsprozefs  in  ihrer  Hand  und  waren 
lUr  iWen  Absatz  auch  auf  TucliJiändler  angewiesen.  Wenn  der 
Bericht  von  1806  di*^se  Gewerbe  Verfassung  nur  in  jenem  I^irke 
kannte,  so  beweist  das  nicht,  dafs  in  früheiier  Zeit,  liesonders  im 
XVL  und  XVH.  Jahrhundert,  ähnliche  Verhältnisse  nicht  auch 
anderwärts  bestanden  haben.  Verniutlieh  higen  z,  B,  in  den 
flämischen  Tuehmacherkolonien  der  ostenglischen  Städte  (Norwich, 
Colchester,  Sandwich,  Dover  u.  s.  w.)  die  Verhältnisse  auch  so, 
dafs  die  Hersteller  der  Stoffe  noch  mit  eigenem  Kapital  arbeiteten, 
für  den  Absatz  aber  auf  die  Vermittlung  von  Tucbhändlem  an- 
gewiesen waren ,  die  wiederum  mit  den  Exporteuren  in  Ver- 
bindung standen ,  oder  auf  den  inländischen  Alärkten  selbst  ver- 
kauften, —  Das  Gegenstück  zu  dieser  Betriebsweise  war  jene 
radikalste  Form  der  Hausindustrie,  welche  sich  spätestens  in  der 
zweiten  Hälfte  des  XVHL  Jahrhunderts  allgemein  verbreitet 
hatte,  stellenweise  aber  auch  schon  viel  früher  aufgetreten  ist  — 
dafs  nämlich  der  Arbeiter  auch  nicht  einmal  mehr  Eigentümer 


I 


VergL  Hewins,   EtiElish  trade  aad  finance,    Loodon  1892 


1  Vergl  3^^  Edw,  VI  Kap.  22  ».  549. 
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eines    Webstuhls    und    Bonstiger  Werkzeuge  warV.     Schon    im 

lahre  1555  war  eö  keine  Seltenheit  mehr,  dals  die  Verleger  den 

JWebem    Webstühle     u^d    sogar    die    \\'erk8tätten    selbst    ver- 

Die   herrschende   Form  in    dieser  Zeit   war  aber 

5:    der   clothier   kaufte   auf  eigene  Kechnung   die  Wolle, 

ijs  sie   von   männlichen  oder  weiblichen  Angestellten  (servanta) 

»einem  Hause   sortieren,    reinigen    und  zubereiten  und  vergab 

inn  die  soweit  bearbeitete  Wolle  nach  Gewicht  an  die  »Spinner 

ad    Spinnerinnen    (häufig    auch    Kitider)    zur    Herstellung    des 

M.     Diese  hatten  dann  em  bestimmtes  Gewicht  Oarn  wieder 

liefern  und  wurden  daroach  jedesmal    bezahlt.     Der  clothier 

rog  alsdann    das  Garu    wieder  dem   Weber  zu»   der   das  rohe 

rebe  anzufertigen   hatte,    bisweilen  auch   schon   durch   seine 

rMBiBe  das   Spinnen   hatte   besorgen   lassen.     Auch   der  Weber 

mbte   ein   bestimmtes   OewichtS'    und  Gröfsenquantum   zurück- 

Dasselbe    A'erhiütnis    bestand  gegenüber   den   Färbern, 

Walkern    und  Scherern.     Ob   und  inwieweit  zwischen  Verlegern 

Heimarbeitern   feste   Arbeitsverträge   f»ir   längere   Zeit  ab- 

en  worden   sind,   oder  ob  man  ioimer  nur  von  Fall  zu 

pmll    kontrahiert«    und    somit   mit  jeder   Ablieferung    und    ent- 

prechender    Ablöhnung    das   Verhältnis    —    wenigstens    in    der 

Theorie  —  gelöst   war  —  das   läfst   sich   nicht   mehr  feststellen. 

XVI 11.  Jahrhundert   scheint   eine   Tendenz   zur    Iferstellung 

Br  Arbeits verhulinisse  bestanden   zu  haben.     Nach  welchen 

Tonnen   die   clothier  ihre  Leute   in   der  ükesten  Zeit  ablöhnten, 

aber  nicht  mehr  zu  ermitteln.     Seit  dem  „Arbeits-  und  Ge- 

sindegeaetz''  Elisabeths  (1562J  sollten  die  Verleger  nur  die  Löhne 

zahlen,  die  durch  amtHche  Taxe  allJÄbrlich  vorgeschrieben  waren. 

In  Wirklichkeit  herrschte  aber  grofse  Willkür;    Lohndruck  und 

Warenlöhnung   waren   daher,    wie   schon  erwähnt,  vom  Anfang 

zum  Ende  unsrer  Periode  ständige  Begleiterscheinungen  dieser 

'^rie   der   meisten   Hausindustrien®,   und   die  Arbeiter   erwiderten 

«olche   Behandlung    damit,    dals   sie   die  Verleger   auf  alle   nur 

tägliche  Weise  um  ihr  Eigentum  betrogen^  unpünktlich  lieferten 

a.  w. 

Wollte  man  aber  dem  Trucksystem  und  den  Materialunter* 

bltfungen  noch  eine  dritte,  ebenso  typische  Begleiterscheinung 

ler  Hausindustrie   zur   Seite  stellen  t    so   käme   wohl    in   erster 

116  der  Umstand  in  Betracht,   dafs   in   keiner  andren   Unter- 

lungsform   so   sehr   wie  in    dieser  die  Existenz  der  Arbeiter 

rie  an  einem  Faden  hängt,   heute  gesichert,  und  morgen  schon 

sein  kann^  sobald  der  Verleger  infolge  einer  beginnenden 


'  VergL  14  6e( 
UatrrschUgQiig  von 

*  2-3  P&Hp  a« 

*  Vergl,  t.  ß,  4. 
l:?  Jmaam  l  Kap.  7. 
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ungÜDstigen  Marktlage  sich  entschliefst,  den  Oeschäftsbetrieb  ein- 
zustellen oder  wenigstens  zeitweise  ruhen  zu  lassen.  Sein  Ter- 
hältnismäfsig  geringes  festes  Kapital  zwingt  den  Verleger  nicht, 
auch  bei  sinkenden  Preisen  oder  eine  Zeitlang  sogar  mit  Verlast 
arbeiten  zu  lassen:  sobald  ihm  sein  Tuch  liegen  bleibt  oder  zu 
wenig  einbringt,  kann  er,  wenn  die  Gelegenheit  zu  anderem  Ver- 
dienst da  ist,  aufhören,  seinen  Arbeitern  Aufträge  zu  erteilen. 
Er  selbst  kann  im  schlimmsten  Falle  warten,  bis  es  wieder  etwas 
zu  verdienen  giebt;  der  kleine  Meister  aber  kann  gewöhnlich 
nicht  warten:  nur  wenn  ihm  etwa  in  der  Landwirtschaft  ein 
Nebenverdienst  zur  Verfügung  steht,  wird  er  mit  Mühe  und  Not 
die  tote  Geschäftszeit  überstehen  können.  Dafs  solche  Verhält- 
nisse auch  die  engUsche  Wollindustrie  seit  dem  Beeinn  ihrer 
kapitalistischen  Organisation  und  der  Exportarbeit  b^leitet  haben^ 
ist  wahrscheinlich.  Aber  sichere  Nachweise  über  das  Auftreten 
von  Krisen  und  deren  Folgen  flir  die  Industrie  und  ihre 
Arbeiter  haben  wir  erst  vom  XVI.  Jahrhundert  an  —  dann 
ireilich  auch  in  ausreichendem  Mafse.  Das  Bild,  das  wir  von 
den  thatsächlichen  Zuständen  entwerfen  wollten,  wird  wesentlich 
vervollständigt  und  geklärt  werden,  wenn  wir  hier  aus  jenen 
Quellen  in  Kürze  einiges  mitteilen. 

Zum  ersten  Male  hören  wir  von  einer  Krise  des  Tuch- 
geschäfts im  Jahre  1527.  Der  Minister  Heinrichs  VIII,  Kardinal 
Woolsey,  hatte  aus  politischen  Gründen  eine  Handelssperre  gegen 
die  Niederlande  hervorgerufen,  und  die  englischen  Kaufleute 
konnten  daher  ihre  Tucmadungen  nicht  mehr  auf  den  gewohnten 
Märkten  absetzen.  Die  Verleger,  welche  aus  Essex,  Kent, 
Suffolk  und  Wiltshire  nach  London  kamen,  fanden  dort  keine 
Käufer  und  infolgedessen^  n^'^^y  P'^*  from  them  their 
Spinners,  carders,  tuckers  and  such  other  which  live  by  cloth- 
making,  which  caused  the  people  greatly  to  murmur  and 
speciaUy  in  Suffolk".  Hier  in  Sunbik  hatten  sich  vierzig  Ver- 
leger bei  Beginn  der  Absatzstockung  vom  Herzog  von  Norfolk 
bewegen  lassen,  Arbeiter,  welche  sie  schon  ^abgestofsen"  hatten, 
wieder  mit  Aufträgen  zu  versorgen.  Aber  schon  nach  2Ewet 
Monaten  erklärten  sie,  sie  könnten  nicht  länger  arbeiten  lassen, 
da  in  London  kein  Mensch  mehr  Tuch  kaufe.  Der  Kardinal 
bot  alles  auf,  um  die  Merchant  Adventurers,  in  deren  Händen 
der  Export  lag,  zum  Ankauf  zu  bewegen,  leistete  selbst  Vor- 
schüsse und  drohte  mit  dem  Tower,  wenn  sie  sich  nicht  fügen 
wollten.  Aber  die  Not  wurde  immer  allgemeiner;  die  Verleger 
von  E^sex  erklärten,  sie  würden  es  auf  eine  gegen  Woolsey 
gerichtete  Revolution  ankommen  lassen.  In  Hampshire,  Berkshire 
und  Wiltshire  rotteten  sich  die  Weber  zusammen,  um  zum 
Könige  zu  ziehen,  und  mufsten  mit  Oewalt  auseinandergetrieben 


^  Schanz  a.  a.  0.  S.  71,  Anmerkg.  —  Ashley,  Introduction  II  S.  231. 
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werden.  Elret  nachdem  1528  die  Handelssperre  aufgehoben 
worden  war^  konnte  die  Arbeit  wieder  aufgenommen  werden '. 
Unter  Elisabeth  müMen  wieder  Uhidiche  Verhältnisse  be- 
den  haben.  Im  Jahre  15(>4  wies  der  Staatsrat  die  FriedenB- 
Vichter  von  Berkshire  an,  auf  die  clothier  einzuwirken»  damit  sie 
ihren  Betrieb  nicht  ohne  dringende  Not  einstellten^,  in  einem 
Schreiben  des  Grafen  von  Leicester  an  den  Staatssekretär 
WaUingham  aus  dem  Jahre  1587  heilst  es,  in  dem  Industrie- 
bezirk von  Bristol  habe  eine  Absatzstockung  grofse  Not  erzeug ; 
viel  Dank  schulde  man  aber  den  Verlegern  „who  keep  many 
of  the  poor  on  work  to  their  own  loss®". 

Die  schlimmsten  Zeiten  fUr  die  Tuchmacherei  kamen  aber 
er»!  unter  Jakob  I.  und  Kail  L  Im  Jahre  1622  ergab 
eine  von  der  Rerienin^'  vorgenommene  Erhebung,  dafs  in  der 
Londoner  Tuchhalle  (libckwell  Hall)  grofse  Mengen  von  Tuch 
,«tis  neun  Grafschaften  schon  lange  unverküuflich  lagen,  weil  die 
~~  ^  irtfirmen  sich  weigerten,  ihre  Vorräte  noch  zu  erhöhen, 
loocester^  Worcestery  Somerset,  Wiltshfre  und  Suffblk  waren 
[mm  «chwersten  betroffen*.  Die  Friedensrichter  von  Oloucestcr** 
tteten»  nur  mit  gröfster  Ällihe  könnten  sie  die  veraweifehen 
lieber  noch  vom  offenen  Aufruhr  zuriickhahen*  Schon  hätten 
»ich  500  Weber  verbündet,  um  gemeinsam  mit  Knüttehi 
afibet,  den  gröfsten  clothier  der  Gegend  mit  Gewalt  zur 
tederaufnahme  des  Betriebea  zu  zwingen.  Aus  Wiltshire  wurde 
eldet  zwölftausend  (?)  Arbeiter  seien  brotlos*^.  Die  clothier 
TOD  Suffolk  erklärten  sich  autser  Stande  noch  länger  arbeiten 
za  lassen.  Sie  hätten  all  ihr  Kapital  aiis;L,^eg6ben ,  sohon  lie^e 
Tuch  im  Werte  von  31:*000  £  unverkauft  in  20  Ortschaften, 
Die  Friedensrichter  derselben  Grafschaft  verwandten  sich  flir 
n  vor  dem  Konkurs  sstt^henden  Verleger,  dessen  zweihundert 
beiter  ohne  Unterstützung  deü  Arbeitgebers  verhungern  müfsten ''. 
118  Somerset  liefen  Berichte  ein,  wonach  die  hungernden  Weber 
wfig  Korntransporte  tiberfallen  und  beraubt  hätten.  Die  Ernten 
schlecht,  die  Armut  unbeschreiblich,  die  Verzweiflung  der 
itermassen  so,  dafs  es  den  Aufwieglern  nicht  viel  Mühe  mehr 
Osten  werde,  sie  zum  offenen  Aufstande  zu  treiben*.  Die  Steuern 
nicht  mehr  einzutreiben,  und  die  Behörden  waren  aller- 
in  Aufregung,  weil  sie  beständig  eine  allgemeine  Empörung 
iteten. 
Der  Staatsrat   erh'efs  damals  (1622)   ein  Rundschreiben   an 


•  Veigl.  Schanz  a.  a.  O.  S.  73—74. 

■  Stat«  Paperi  Eiixab.  vol.  84  No.  48,  1564. 

•  Ebcanda  yoL  200,  6,  April  1587. 

•  8tal€  Paper»  James  I  vol.  128,  No.  TS. 
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die  Friedensrichter  der  Grafschaften  Gloucester,  Wiltshire,  Somenet, 
Dorset,  Oxford,  Kent,  Devonshire,  Suffolk  und  York.  Darin  hieiB 
es:  die  unabläissigen  Klagen  über  das  Elend  der  Weber  und 
Spinner  hätten  ihn  yeranlafst,  die  Eaufleute  zu  möglichst  umfibBsenden 
Ankäufen  von  Tuch  anzutreiben.  Man  müsse  aber  auch  auf  die 
Verleger,  die  nicht  mehr  arbeiten  lassen  wollten,  dnen  Druck 
ausüben:  „it  being  unfitting,  that  they  should at their  pleaaore 
dismiss  their  workpeople,  who  are  thus  deprived  of  livelihood 
and  disturb  the  government^" 

unter  Karl  1.  begann  die  Krise  anscheinend  im  Jahre  1629 
und  zwar  zuerst  in  Essex.  Zweihundert  Delegierte  der  Wollen- 
weber erschienen  „unter  lautem  Klagen  und  Schreien"  vor  der 
Session  der  Friedensrichter  und  berichteten,  über  30000  (?)  Ar- 
beiter seien  ohne  Beschäftigung  und  am  Verhungern.  Die  drohende 
Haltung  der  Leute  veranlafste  die  Richter,  mit  den  clothiers  su 
verhandeln,  aber  ohne  Erfolg,  da  diese  erklärten,  solange  die 
Londoner  Grofshändler  nicht  kauften,  könnten  sie  auch  ihren 
Betrieb  nicht  fortsetzen  ^,  In  der  benachbarten  Grafischaft  Suffolk 
überreichten  die  Verleger  dem  durchreisenden  Lord- Oberrichter 
eine  Petition,  worin  sie  sagten,  sie  seien  jetzt  selbst  zu  Ende  mit 
ihrem  Gelde  ;  wenn  der  Staat  nicht  helfe,  könnten  sie  nicht 
länger  Löhne  zahlen  und  müfsten  die  Arbeiter  ihrem  Schickaal 
überlassen^.  Im  nächsten  Jahre,  1G30,  wurde  auch  Surrejr  ein 
Opfer  der  Ejrisis;  die  Gemeinden  klagten  über  die  wachsenden 
Armenlasten,  die  Verleger  über  die  drohende  Haltung  der  Ar- 
beiter, denen  sie  doch  nicht  helfen  könnten^.  Im  Jahre  1681 
wurde  dort  die  Zahl  der  Arbeitslosen  von  den  Friedensrichtern 
auf  4000  geschätzt  Ähnliche  Berichte  liefen  auch  jetzt  wieder 
ein  aus  Gloucester,  Wiltshire,  Southampton  und  anderen  Gegenden. 
Die  Ejise  hielt  mindestens  bis  zum  Jahre  1637  an.  Aus  der 
Zeit  liegt  eine  Eingabe  der  Grafschaft  Essex  vor,  in  der  es  u.  a. 
hei(st,  mfolge  der  andauernden  Notlage  seien  viele  Meister  zu 
„workmen"  herabgesunken*. 

Wir  haben  cUese  authentischen  Zeugnisse,  deren  Zahl  sich 
noch  vermehren  lie&e^,  ausführlicher  wiederg^eben,  weil  sie  bis- 
her z.  T.  noch  gar  nicht  verwertet  sind  und  doch  ein  sehr  deut- 
liches Bild  davon  geben,  welchen  Umfang  und  welche  sociale 
Bedeutung  die  Hausindustrie  in  der  englischen  Tuchfabrikation 
damals  erreicht  hatte  —  und  dann  auch,  um  zu  zeigen,  wie 
prekär  die  Lage  der   Arbeiter  war,    wie  damals  schon  ganze 


1  State  Papers  James  I  vol.  127,  No.  76. 

2  State  Papers  Charles  I,  vol.  141,  No.  1,   1629. 
s  Ebenda  vol.  146,  No.  30. 

*  Ebenda  vol.  187,  No.  56. 

^  State  Papers  1637,  4   Mai. 

•  Vei«l.  z.  B.  State  Papere  Charles  I  vol.  177,  No.  52;  ^01.  244, 
No.  1;  voL  177,  No.  53;  ferner  British  Moseom  816  m.  14  (Sammlung 
von  ijngaben  u.  s.  w.  aus  dem  XVII.  Jahrhundert). 
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Orafschaflten  in  ihren  unteren  und  mittleren  Volksschichten  von 
jeder  Schwankung  des  grofsen  Marktes  aufs  härteste  betroffen 
werden  konnten.  Es  ist  für  die  Beurteilung  der  staatlichen  Thätig- 
keit,  die  wir  in  den  nächsten  Kapiteln  zu  schildern  haben,  wichtig, 
sich  zu  vergegenwärtigen,  dafs  das  Schicksal  der  WoUindustne 
und  ihrer  ^beitermassen  schon  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert 
zu  einem*  nicht  geringen  Teile  von  Thatsachen  abhing,  die 
aufserhalb  des  Bereichs  alier  Industrieregelung 
lagenl 


Zwfites  Kapitel. 


iJk  Ttwlinuiclieici  war.  wie  wir  gmAm  habes.  weh  Ober 
die  allen  zttufiigieo  .Sefaranken  hinaoapecik  Der  Tendenz  dea 
KMfit»h  auf  retrtabtlite  Anlage  bin  folgend,  hatte  aie  die  allen 
Ileatfinffittogra  mr  Iksadiränkong  der  Konkuiieui  duidihityjM.'n 
fuid  dareh  aoagedebnten  Betrieb  in  den  DOrfen  nnd  WeQem, 
durch  KowteOang  «ongelemter^,  d.  k  nicht  toO  aiugelemter 
Arbeiter^  dtureli  ErfaGhnng  der  Gehilfenzahl.  Ausdehnung  dea 
BeferieljaumfaDire«!  a.  i,  w.  Zustande  geachaflen,  weldie  mit  den 
herK^bracliteo  An«chaoangen  ond  dem  bestehenden  zOnft^gen  Oe- 
WMrfierecbi  Didit  mehr  Tereinbar  waren. 

Zu  diet^  Totlendeteo  Thataache  Stellung  zu  nehmen,  war 
Tidleicht  die  ichwierigste  Aufgabe  flir  einen  Staat,  der  eine 
naiionale^  für  den  W^;ltmarkt  arbeitende  Industrie  schaffen  wollte^ 
ond  daher  die  Vorteile,  welche  der  Produktion  aus  ireiem  Wett- 
bewerb, billigem  Arbeitskräften  und  kapitalistischem  Betrieb  er- 
wachsen mufiiten,  nicht  ilbersehen  durfte  —  der  andrers^ts  aber 
durch  Tnulition  und  mehr  noch  durch  gleichwertige  Rücksichten 
auf  die  notwendige  Fönlenuu;  des  Ackerbaues  und  die  ebenso 
notwi;ndige  Krhaltung  der  Ordnung  innerhalb  einer  ins  Schwanken 

Seratenr^n  (i<ss<;llHchiift  gar  nicht  daran  denken  konnte,  die  Pro- 
uktion  ihre  eigenen  Wege  gehen  zu  lassen.  In  dem  wichtigsten 
l'unkte  war  nun  die  neue  Gesetzgebung  negativ:  von  einem 
aUgc^nmnen  Zunftzwange  für  das  ganze  Gebiet  der  Tuchmacherei 
Ist  ni<;maki  die  llede.  Die  bestehenden  Zünfte  der  Tuchmacheri 
Weber,  Scherer  u.  s.  w.  in  zahlreichen  Städten  werden  weder  auf- 

Ghotion  noch  beschränkt,  in  einzelnen  Fällen^  vielmehr  noch 
stätigt  und  so^r  als  Organe  des  Staates  zur  Durchführung 
der  It^lemctnts  m  Anspruch  genommen.  Aber  keins  von  den 
allgemeinen   Gesetzen  enthält  auch  nur  eine  Andeutung  der 

1  Vsrgl.  unten  8.  59. 
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Beadinmung,  dab  die  Befugaii  zum  Gewerbebetrieb  gtenerell  niir 
den  Mitgliedern  einer  Zunft  zusteheo  aolle.    Anders  verhielt  sich 
Aber  der  Staat,  wo  es  sich  dai'um  handelte,  zwischen  städtischer  I 
und   Ittndlicher  Konkurrenz   und   Bwiachen   gelernter    und    unge- 
lernter Arbeit  eine  Scheidelinie  zu  ziehen,  wie  es  schon  daa  Zunft- 
recht  —  in  England  treilich  nicht  ao  echarf ,  wie  auf  dem  Kon- 
tioent   —   gethan    hatte.     Der   Grundgedanke    bleibt   hier   doeh, 
dem  städtiachen  Tuchmachern  ihre  alte  Vorzugsstellang  m()glichst 
«u  iPÄbren^  und  das  Vordringen  der  ländlichen  Industrie  ivenigstens 
^■fcilhnUrn      Zwei   andere  Motive   aber  durchziehen   noch    diese 
ganse  Gesetzgebimg  und  sind  für  sie  bezeichneöd :  erstens  schreitet 
man  zu  einer  allgemeinen  principiellen  Gesetzgebung  erat,  nach- 
dem   das  System   der  Regelung  von  Fall   zu  Fall  schon  längeroi 
Zeh  befolg    worden    ist   —    und    zweitens,   im  ZusammenhaogfkJ 
danit,    vermeidet  der  englische  Staat  es  stet^,    um  des  Ftnnoip^ 
willen  die  einmal  vollzogene  wirtschat\Iiche  Ent^^ickelung  wieder 
^fiüig  rurückzudäramen ,   aonderri   befolgt  in  einem  oft  auffallend 
starken  Mafse  den  Grundsatz  des  „quieta  non  movere**» 

Das  älteste  Gesetz,  welches  der  „ungelernten'*  Arbeit  in  der 
Wollindustrie  entgegentritt  ist  ein  Specialgesetz*  für  die  Kamm- 
tuchachererei  in  Nor  wich,  vom  Jahre  1495.  Die  dortigen 
Soherer  hatten  sich  darüber  beschwert,  dals  Leute,  welche  das] 
Gewerbe  nicht  gelernt  hätten,  (anscheinend  Kaufleute)  sich  als 
Scherer  in  der  Stadt  niedergehissen  haben.  Das  Gesetz  bestätigt 
den  alten  Zunftbrauch  der  siebenjfthrigen  Lehrzeit  und  gestattet 
den  Betrieb,  sowie  auch  die  ßeschiiftigung  von  Scherergesdlen 
nur  denen,  welche  Meister,  oder  vom  Magistrat  zur  Ausübung 
des  Gewerbes  zugelassen  sind.  Im  Jahre  1513^  bestätigte  ein 
anderes  Specialgesetz  für  dieselbe  Stadt  tlen  Zunftmeistern  den  | 
K  a  1  a  n  d  f^  r  -Gewerbes  ^  ihr  Privileg  gegenüber  den  Eindringlingen, 
welche  das  Handwerk  nicht  ordnungsmrifsig  gelernt  hi^tten.  Als 
den  Städten  Yarniouth  und  Lynn  1523  ttir  ihre,  früher  von 
Norwieh  abhÄngige  Zeugmacherei  eine  eigene  Organiisation  ver- 
Kehen  wurde,  untersagte  das  Gesetz*  auch  dort  den  Betrieb  allen 
^koeOf  die  nicht  sieben  volle  Jahre  gelernt  hatten. 

Die  Tuchmacherei  in  der  Form  des  Verlagsaystems  auf  dem 
platten  Lande  wird  zum  ersten  male  ausdrticklich  verboten  auch 
Bor  durch  ein  Specialgesetz  vom  Jahre  1533^,  welche^^  innerhalb 
der  Orabchaft  Worcester  der  gleichnamigen  Hauptstadt  und 
noch  xwei  anderen  Städten,  das  alleinige  Recht,  Tuch  tlir  den 
Veriuutf  au   machen,    zusichert,     1542^  folgt  ein  ähnliches  Ver- 


»  n  Henry  VII   Kap.  11. 

•  5  Heory  VIII  Kap.  4. 
»  KjiliiDdeni  ist  ein  Teil  der  Appreturarbeit  aad  bözeichDet  die  Her 

■tilittpjg  cier  Glätte  und  des  Glanzes. 
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bot  im  Interesse  der  WoUdeckeirraacher  der  Stadt  York,  Die 
dortigen  Meister  sabeii  sich  bedroht  durch  die  Konkurrenz  solcher 
Leute,  welche,  ehe  sie  auÄ^elenit  hatten,  die  Stadt  verh'efsen  und 
auf  dem  platten  Lande  Geschäfte  gründeten.  Da»  Gesetz  ge* 
stattet  das  Gewerbe  für  das  giinze  Gebiet  der  Grafschaft  und 
einige  angrenzende  Bezirke  nur  den  Meistern  der  Stadt  York, 
Sie  sollen  auch  allein  das  Recht  haben ,  die  Decken  zu  ver- 
kaufen, jedoch  nur  auf  offenem  Markte^  nicht  durch  Hausieren. 
Um  das  Privileg  wirksam  zu  machen,  erhalten  die  Schaumeister 
der  Deckenmacherzunft  die  Befugnis  des  „Sucherechtä"'  für  diese 
Ware  auf  allen  Märkten  Nordenglands.  —  In  der  gleichen  Lage 
befand  sich  die  von  hier  aus  verpflanzte  Decken  mach  er  ei  in 
Norwich,  welche  klagte,  dals  unzünftige  Personen  die  Stadt 
verlassen  hätten,  um  sieh  in  benachbarten  Städten  (!)  und  Dörfern 
niederzulassen*  Aber  in  diesem  Falle  hat  die  Regierung  weniger 
gethan,  als  die  Bittsteller  erwarteten:  das  betreffende  Gesetz  vom 
Jahre  1552 '  unterlagt  den  Gewer  betrieb  nur  auf  dem  platten  Lande, 
gestattet  ihn  aber  in  allen  Stildten  der  Grafschaft  Norfolk  und 
sogar  noch  in  einigen  kleineren  Orten,  wo  Decken  jener  Art  in 
den  letzten  Jahren  herkömmlich  gemacht  worden  sind.  Die 
Bürger  von  Norwich  hatten  ebenso  wie  die  von  York  das  Mono- 
pol innerhalb  der  Grafschaft  behalten  wollen;  aber  dazu  hätte 
die  Regierung  die  bereits  vollzogene  Entwickelung  mehr  zurück- 
schrauben müssen,  als  es  mit  anderen  Interessen  vereinbar  war* 
Auch  in  diesem  Gesetz  wird  das  Recht  zum  Gewerbebetriebe  nicht 
ausschliefalich  von  der  siel>enjährigen  Lehrzeit  abhängig  gemacht: 
auch  andere  Personen  können  das  Recht  durch  gemeinsame  Ge- 
nehmigung des  Magistrats  imd  zweier  Friedensrichter  ihrer  Stadt 
erhalten. 

In  demselben  Jahre  ^  1552,  also  zehn  Jahre  vor  Erlafs  des 
Lehrlingsgesetzes  der  Elizabeth,  ist  auch  zum  erstenmale  durch 
ein  allgemeines  Reichsgesetz  flir  das  Gros  der  cn;:li8chen  Tuch- 
ciaclierei  die  siebenjährige  Lehrzeit  obligatorisch  ^^  cm  acht. 
Jeder  der  künftig  abroad  woollen  cloth"  zum  Verkauf  weben  will^ 
mufs  die  Weberei  sieben  Jahre  gelernt  hal>en  oder  bei  Inkrafttreten 
des' Gesetzes  wenigstens  schon  sieben  Jahre  in  dem  Gewerbe  thätig 
gewesen  sein.  Aber  auch  jetzt  wird  nur  der  Lehrzwang,  als 
Gewähr  für  allgemeine  gute  Fachbildung,  verlangt;  von  Meister- 
nrüfung,  Zunftzwang  u.  dergl.  sagt  das  Gesetz  nichts.  Wenn 
aar  8t'iat,  zunächst  fUr  dieses  eine,  aber  wichtigste  Gewerbe  den 
alten  Brauch  durch  Reiehsgesetz  wieder  einschärfte»  so  liegt  darin 
©in  Reweis,  dafs  seine  Umgebung  im  gröfsenn  Umfange  einge* 
rissen  war,  nattirlich  hauptsächlich  durch  die  Schuld  der  Verleger, 
welche  zur  Herstellung  einer  billif^en  Exportware  den  ausgelernten 
Gesellen  solche  Leute  vorzeigen,  die  nacli  einer  möglichst  kurzen 
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»^ Übungszeit  imstande  waren,  eine  geringe  Ware  notdürftig-  zu 
^machen    und  daftir   mit   weniger  Lohn  zufrieden  waren,    als  die 

*  Handwerksgesellen.  Das  gleich  darauf»  1555  erlassene  Gesetz* 
I  bezeichnet  die  Konkun^enz  df*r  ungelernten  Weher  als  eine  von 
^den  gelernten  Gesellen  schwer  empfundene  Plage.  Leider  stofgen 
^wir  hier  auf  eine  oft  wiederkehrende  Unklarheit  des  .Sprachge- 
^  brauch»,  welche  die  Deutun^^  dieser  Gesetze  erschwert.  Es  wird 
Inämlich  nicht  immer  scharf  gescliieden  zwischen  Weher  und  Tuch- 
macher, zwisclien  Heimarbeiter  und  Verleger.    Das  Lehrlingsgesetz 

kvon  1552  spricht  nur  von  Webern  und  man  sollte  meinen^  dafs 
I damit  für  die  Verleger,  die  clothier,  kein  Lehrzwang  vorge- 
i^chrieben  aei.  In  Wirklichkeit  mufs  dies  aber  doch  die  Absicht 
]  gewesen  sein.     Denn    ein  Jahr  später-,    1553   wurde   bestimmt, 

*  jenes  Lehrlingsgesetz  sollte  auf  clofliier,  welche  in  Stiidten,  nicht 
!  auf  dem  Lande,  wohnten,  keine  Anwendung  finden.  Dafs  es  sich 
I wirklich  um  Verleger,  und  nicht  um  gewöhnliche  Handwerker 
rund  Heimarbeiter,  handelte,  ist  zweifellos,  weil  als  Tuchmacherei 
[im  Gesetz  ausdrücklich  das  Vergeben  von  Arbeit  an  Weher, 
r Walker,  Färber  und  Scherer  bezeichnet  wird.  L>ie  Regierung 
'Latte  also  in  der  That  die  Absicht  gehabt»  alle  Tuchtnacherver- 
^ leger,  die  Träger  der  neuen  kapit^distiüclien  Entwickelung  io 
^dieser  Industrie,  dem  Lehrzwang   zu  unterwerfen.     Da  sie  aber 

%u  einem  grofscn  Teil  gar  nicht  aus   dt^m  Handwerksstande  her- 

fvoi^ingen ,    so   wäre  jene   Bestimmung  in  dieser  schroffen  Form 

u"fiiit  gleichbedeutend  gewesen  mit  einer  Unterdrückung  der  ganzen 

|Tttchindustrie.    Aber  hier  macht  sich  wieder  das  schon  erwähnte 

'Motiv  gehend,  die  einmsd  gewordenen,  wenn  auch  ungesetzlichen 

i'Yerhiihntsse   im  Interesse   der  Bevölkerung   und    der  Produktion 

|sa    schonen.     Die    Novelle    von    1553   wird    niiralich  damit   Ije- 

Igründet,  dafs  das  alte  Gesetz  nicht  durchgeführt  werden  könne, 

robne   dafs   eine   grofae  Zahl  von    elothiera   in  ganz  England  ihr 

FGeschÄft  aufgeben    und  damit  die  noch  viel  ^rölsere  Masse  ihrer 

^linDen  Spinner  und  Weber  brotlos  machen  raülsten,  weil  sie  ehen 

daa  Gewerbe    weder  sieben  Jahre   ordnungsmäfsig  gelernt,  noch 

auch  alle  bisher  sieben  Jahr  getrieben  hinten.     Um  solche  Krise 

zu  verhüten t  hiitte  ea  nun  ja  genügt,  eine  Übergangsbestimmung 

SU  erlasseU;  dahin  gehend^  dafs  die  schon  etablierteu  Tuchmacher 

[fitcbt   weiter  behelligt   werden  sollten.     Aber  das  Gesetz  ist  viel 

Jer:  es  hebt  den  Lehrzwang  filr  die  Tuchmacher  wieder  auf 

fin  allen  Städten  und  in  den  j  enigen  Marktflecken,  wo  früh  er 

ler  bisher  Breitttich  gemacht  worden  ist.     Damit  war  die  fleltung 

Idea  (tesetzea  von  1552   besehrankt    auf  tlie  Betriebe  in  Dörfern 

limd  Weilern,  also  nur  auf  einen  Teil  der  ländlichen  Tuchmacherei. 

Diene«  nachlrilgliche  Einlenken  hat  seinen  ürund  wahrscheinlich 

durin,  daCi  die  Oesetzgeber  1552  von  dem  Grade  und  Umfang, 


»  Vergl  unten  B.  24. 
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in  welchem  die  Tachmacherei  durch  kaufmiiiniiche  Verißger  und 
aufserhalb  der  Städte  sich  juugeddint  hatte,  noch  gar  keine  rechte 
VorsteUong  besafsen. 

Bei  der  Auflarbeitung  des  nächsten  Gesetzes,  drei  Jahre 
später,  ging  man  Yon  vomberrin  anders  zu  Werke.  Die  ,,weayers 
Act^,  als  welche  das  Gesetz  von  1555^  später  oft  dtiert  ist, 
beabsichtigt  den  „alten  Klagen^  der  gelernten  Webermeister  ein 
Ende  zu  machen.  Die  Klagen  richteten  sich  g^en  Ausbeutung 
durch  die  „reichen  clothiers^,  gegen  die  Konkurrenz  ungelernter 
Weber,  gegen  Ausdehnung  des  Grolsbetriebes  auf  Kosten  der 
Selbständigkeit  kleiner  Meister  —  und  gegen  die  zunehmende 
kapitalistische  Entwickelung  ilberhaupt.  Durch  eine  doppelte 
Beschränkung  der  Konkurrenz  wollte  das  Gesetz  sein  Zid  er- 
reichen —  einmal,  indem  es  dem  Um£Emg  der  Betriebe  eine 
Grenze  setzte  —  und  sodann,  indem  es  die  Tuchmacherei  auf 
dem  platten  Lande,  wo  die  beklagten  Milsstände  am  schlimmsten 
waren,  einschränkte. 

Es  ist  schon  früher  bemerkt  worden,  wie  zu  dieser  Zeit, 
zweihundert  Jahre  vor  dem  Aufkommen  der  Dampfmaschinen 
in  England  —  schon  die  Anfänge  eines  fabrikmäfsigen  Grols- 
betriebes  in  der  Tuchmacherei  sehr  deutlich  sichtbar  werden, 
nämlich  in  der  Kombination  mehrerer  Gewerbe  unter  einem 
Dache  und  in  einer  Hand,  sowie  durch  Aufstellen  mehrerer 
Webstühle  in  einem  Hause.  Hier  setzte  das  Gesetz  von  1555 
ein.  Wollenes  Zeug  darf  nur  weben,  wer  die  Weberei  sieben 
Jahre  gelernt  hat;  auch  solche  Meister  aber  dürfen  nicht  gleich- 
zeitig noch  die  Walkerei  betreiben  —  es  sei  denn,  dafs  üe  nicht 
mehr  gewöhnliche  Weber  sondern  clothier,  d.  h.  Verleger,  sind(!). 
Den  Walkern  wird  verboten,  Webstühle  zu  besitzen  oder  zu 
vermieten.  Diese  Bestimmungen  galten  allgemein,  für  Stadt  und 
Land.  Für  die  ländliche  Industrie  insbesondere  wird  verordnet, 
dafs  auf  den  Dörfern  u.  s.  w.  die  Verleger  nicht  mehr  als  einen, 
die  Weber  nicht  mehr  als  zwei  Stühle  und  zwei  Lehrlinge  halten 
sollen.  Femer  wird  den  ländlichen  Verlegern  verboten,  Web- 
stühle und  zugehörige  Werkstätten  zu  vermieten.  Solche  Personen, 
welche  die  Tuchmacherei  bisher  überhaupt  noch  nicht  betrieben 
haben,  dürfen  das  Gewerbe  auf  dem  platten  Lande  nur  dann 
etablieren,  wenn  in  der  betreffenden  Ortschaft  schon  mindestens 
seit  10  Jahren  Tuche  der  fraglichen  Art  gemacht  worden  sind^. 
Diese  verklausulierte  Bestimmung  sieht  auf  den  ersten  Blick  aus 
wie  ein  radikales  Verbot  der  ländlichen  Tuchmacherei,  war  aber 
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.  das  Bestehenden.    Denn  iüle  echon  vorhandenen  Betriebe,  einerlei 

^ob  in  den  Städten  oder  auf  dem  Lande  ^    ob   erst  kürzlich  oder 

acboD  vor  vielen  Jahren  bem-ündet,  sollen  ganz  tmbehelligt  bleiben. 

», Ferner  können  flolche  Verleger,  welche  ihr  Gewerbe  bisher  schon 

^in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande  betrieben  haben,  sich  überall, 

udi  an  aolchen  Orten  neu   etabÜeren,   in    welchen  die  Industrie 

^lioch    nicht    zehn  Jahre   lang   besteht.     Und  selbst   Autängern 

atebt  die  Berlin  düng  solcher  Geschulte  frei,    wenn  sie  nur  jene 

^  Klaate  von  Ortschaften  vermeiden,  oder  Süidte  und  Marktflecken 

Wählen.     Es  kommt  hinzu,   dafs  die  Nicderlassungsbescbränkung 

Auch     nur     für     die    Verleger,     nicht     aber     für     ihre    Weber^ 

Walker  u.  s.  w,  galt,  welche  vielmehr  wohnen  konnten,    wo  sie 

wollten. 

Damit   war  in  der  That   nicht   nur  die   grämte,    seit   liber 
Iiimdert  Jahren  verbreitete  ländliche  Tuchmacherei  in  ihrem  Be- 
stände   rechtlich    gesichert    —    auch    ihrer    noch    weiteren    Ver- 
breitung, sowohl  intensiv  wie  extensiv,    waren  nur  ganz  geringe 
^Schranken  gezogen.     In   den  Städten  und  Marktflecken  blieben 
^die    dothier    ziemhch    un behellig  ^     es    konnten    sich    hier   auch 
I  Anflinger   nach  Beheben   niederlassen,    und    es   ist   nicht   einmal 
.  Idar,    ob   daa  Gesetz    den  Lehrzwang    für  sie   noch  einmal  ein- 
.■diftrft.     Die  Kombination   mehrerer  Handwerke  in    einer  Hand 
war  ihnen   dort   unbenommen;    auch    der  Vermehrung   der  Ge- 
liiLfen  und  der  Stühle  i^t  in  den  Städten    und  Marktorten    nicht 
l^^wehrt     Die  praktische  Wirkung   des  Ge^etKea,    das   in   seiner 
S^gründiing  den  Mund  sehr  voll  nahm,    konnte  nicht  allzugrofa 
;  wahrscheinhch  war  das  auch  die  Absicht  des  Gesetzgebers, 
denn  ee  wäre  ja  leicht  gewesen,    die  Maschen    etwas   enger   zu 
ziehen. 

In  demaelben  Jahre  hatten  drei  Tucherstädle  der  Grafschaft 
Someraet  sich  beschwert  über  die  Konkurrenz  wizUnftiger^  un- 
^  wlaroter  Tuchmacher,  welche  auf  dem  Lande  das  Gewerbe  des 
Weben»,  Walkens  und  Scherena  in  ihi^en  Häusern  —  d,  h.  also 
wohl  in  der  Form  des  iabrikmälsigen  Grolsbetriebes  —  ausübten 
imd  an;^^eblich  durch  Pfusrherarbeit  und  unredhche  Praktiken 
die  Industrie  in  Venruf  brachten.  Anstatt  aber,  wie  es  die  Städter 
erwartet  hatten,  diese  ländliche  Konkurrenz  zu  unterdrücken,  be- 
stimiDte  das  bezügUche  Specialgesetz ^  nur,  dafs  in  der  ganseo 
OrafiKihaft  kein  Tuch  der  betreffenden  Art  („  Bridge  waters'')  feil- 
geboten werden  dürfe,  das  nicht  zuvor  in  einer  der  drei  Stldte 
TCKD  den  amtlichen  Schauem  gestempelt  worden  sei.  Das  Gesetz 
beiftäligle  also  auch  in  diesem  specieUen  Falle  die  allgemeine 
Tendeos  der  herrschenden  Gewerbepolitik. 

Es   dauerte  wieder   nur   swei   Jahre,    bis  die  Geaetigebung 


'  2-^  PhÜ.  and  Maiy  Kap.  12. 


26 


h 


von    neuem  eingriff.     Dieses  Mal,    durch  das  Gesete  von  1557^ 
wird    der   siebenjährige  Lehrzwang   unzweideutig  nicht  nur  ül 
Weber,    aoudem    auch   über   solche   Personen   verhängt,    welch 
durch   andre  die  Stoffe  weben  und  verarbeiten  lasaen.     Nur  äi4 
welche,    obwohl    sie  nicht  Lehrlinge  gewesen  sind,  das  Gewert 
gegenwiirtig,  einerlei  wie  lange  schon,  betreiben,  sollen  unbenihi 
bleiben      Auf  dem   platten  Lande  aber   wird  alle  Tuchmacher 
—   es  handelt  sieh  jetzt  um  alle  Stoffe  der  Streichgarn  Industrie  — 
rundweg  verboten;  in  den  Markt  orten  auch  wenn  sie  nicht  nach*^— 
weisen  konnten,  dais  die  Industrie  dort  seit  mindestens  10  Jahre^H 
eingebtlrgert   sei.     Aber   alte  schon  bestehenden  Betriebe  werde^^ 
aach  auf  dem  Lande  unbehelligt  gelassen.    In  einer  Anzahl  von      , 
Grafschaften  I   darunter  auch   in   solchen,  welche  für  das  eigen^H 
liehe    Verlegertum    speciell    in    Betracht    kamen    (Kent,    Suffbll^^ 
Gloucester  und  Tc^ile  von  Sorrey)  dürfen  sich  Tuchmacher  auch 
auf  dem  Lande  niederlassen,  wenn  sie  die  siebenjährige  Lehrzeit 
durchgemacht   haben.  —  Mit  diesem  Gesetz  war  gegenüber  den 
laxen   Bestimmungen   von    1555   ein   wesentlicher   Schritt  in  der 
Richtung  auf  Hemmung  und  Verlangnamung  der  kapitalistischen 
Entwicklung   gethan.     Wäre   das   Gesetz    durchgeflihrt,    so  wäre 
damit  ein    Betrieb   mit   un^j^elernten    Arbeitern    durch   ungelernte 
Verleger  und    jenseits   des  zünftig- städtischen  Maclitliereiche«  filr 
einen   grofsen    Teil   Englands,    besonders   filr  die  Tuchindustrie*^ 
bezirke  der  Grafschaften    Somerset,  Wiltahire,  Devonaliire,  W( 
cester,  Oxford^  Essex,  Suasex,  Berkshire  —  unmöglich  gemacht 
worden.     Schon    im    nächsten  Jahre  war  es  aber  eine  der  ersten 
Regierungshandlungen    der  Königin  Elisabeth,    in  das  Verbot 
der  ländlichen  Tuehmaclierei  Bresche  zu  sehlagen.     Mit  der  Be- 

fTündung,  dafs  die  Flecken  der  Grafschaft  Surrey,  welchen 
urch  das  vorige  Gesetz  die  landliche  Tuchmacherei  ausnahms- 
weise gestattet  war,  auf  solche  Gunst  kein  hölieres  Anrecht 
hätten I  als  gewisse  Ortschaften  der  Grafschaften  Essex,  wird 
auch  diesen,  als  alten  (!)  uud  bewährten  Sitzen  der  Industrie  die 
Konzession  gewälirt,  Wir  werden  sehen,  welche  Konsequenzen 
die  Verleger  anderer  Grafschaften  später  aus  dieser  Art  von  Be- 
gründung gezogen  haben ! 

Das  als  ^Lehrlingsgesetz"  bekannte  (nach  G neists  Vor- 

fang  besser  ^Arbeits-  und  Qesindegesetz**  zu  nennende)  Gesetz  der 
llisabeth-  von  J562  bezweckte  vor  allem  eine  Befestigung 
und  Beruhigung  der  durch  die  wirtschaftliche  Kevidution  des 
XVL  Jahrliunderts  in  England  aufgewühlten  Verhältnisse.  Das 
Land&treichertum,  die  V^ erwild erung  und  Verarmung  der  aus 
ihren  alten  Sitzen  und  Lebenskreisen  herausgetriebenen  Arbeiter- 
klassen,  die  Lohndrückerei  j  die  Loekenmg  aller  ahen  Arbeits- 
lind Dienstverhältnisse,  die  Lehrlingszüchterei,  die  Abwanderung 
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der  liandleute,  die  Verkümmerung  der  Land  Wirtschaft  —  diese 
und  andre  natürlit-he  Folgen  der  kommerziell-kapitalistischen  Ent- 
ickelun;^  jener  Tage  sollten  unterdrückt  werden.  Um  diesen 
weck  zu  erreichen,  bedienen  sich  die  Geaetzgeber  eines  wold- 
urchdachten  Systems  der  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  r e  g  u  1  i  e  r  u  n  g  und 
wefienUich  au>^  die^^em  Gesii. htapunkte  haben  wir  uns  hier  mit  dem 
Gesetz  zu  befassen^  obwohl  es,  als  eine  Art  allgemeiner  Gewerbe- 
und  Gesindeordnung,  nicht  unter  die  Industriereglements  zu  rech- 
ist. Es  bedeutete,  soweit  der  Lehrzwang  in  Frage  kam, 
Ausdehnung  der  Bestimmung  von  1 552  auf  a  1 1  e  wichtigeren 
Gewerbe.  Wem  eine  Lehrlingalelle  nngeboteu  wurde,  mui'ste  sie» 
■dange  er  noch  minderjiüirf^  {unter  21  Jnhren)  war,  annehmen 
und  konnte  von  der  Pohzei  dazu  gezwungen  werden.  Da  die 
X^ehrzeit  mindestens  sieben  Jahre  dauern  mui'ste,  aber  auch  aus- 
_  lernte  Leute  sich  nicht  vor  Vollendung  des  24.  Lebensjahres 
■b  Heister  niederlassen  durften ,  so  enthielt  das  Gesetz  flir  alle 
die,  welche  —  wie  es  wohl  die  Kegel  war —  vor  dem  17.  Jahre 
die  Lehre  traten,  einen  indirekten  Zwange  nach  Ablauf  der 
hrzeit  noch  ein  oder  mehrere  Jahre  als  Gesellen  oder  in 
drer  Stellung  zu  dienen,  auch  wenn  sonst  nichts  ihrer  Selb- 
ndigmachung  im  Wege  stand.  Der  Lehrvertrag  mulste  amt* 
lieh  beglaubigt  werden.  Den  ausgelernten  Lehrlingen  stand  es 
firei,  ob  sie,  solange,  oder  wenn  sie  sich  nicht  selbstiindiK  machen 
"^  onnten,  in  ihrem  Gewerbe^  als  Gesellen,  oder  in  der  Landwirt- 
laft  oder  im  Gesindedienst,  eine  Stellung  annehmen  wollten, 
er  aber  ohne  Keschäfligung  war,  muffite  jede  Gesellenetcllung 
seines  Gewerbes,  die  ihm  angeboten  wurde,  annehmen,  wenn  er 
üicht  schon  verheiratet  oder  dreifsig  Jahr©  alt  war,  und  durch 
iC  amtliche  Bescheinigung  nicht  nachweisen  konnte,  dafs  er 
tirch  einen  gewissen  Mindestbeaitz  %'on  Vermögen  imstande  sei, 
h  selbst  zu  erhalten.  Durch  diese  Bestimmung  sollte  dem 
ndstreichertum  vorgebeugt  und  den  Meistern  die  Möglichkeit 
rwährt  werden,  stets  Arbeitskräfte  zu  bekommen  Kein  Meister 
onausgelemte  Leute  anstellen;  der  Arbeitsvertrag  mufste 
f  mindestens  ein  Jahr  lauten  und  konnte  vorher  nur  mit 
polizeilicher  Genehmigung  in  Ansnahmefidlen  gelöst  werden. 
Im  übrigen  galt  beiderseitige  vierteljährige  Kündigungatrist.  Auf 
Kontraktbruch  und  Arbeitsverweigening  stand  Strafe:  für  den 
huldigen  Meister  40  Shilling,  fiir  den  Gesellen  Gefüngnis  so* 
bis  er  die  Arlieit  wieder  aufnahm.  —  Jeder  gegen  Lohn 
ftigte  Geselle  oder  Arbeiter  hatte  im  Sommer  von  5—7 
8)  Uhr,  im  Winter  von  Sonnenaufgang  bis  Sonnenunter- 
ig  £U  arbeiten.  Die  Pausen  durften  Aviihrend  des  ganzen 
itatages  2^  3  Stunden  nicht  überschreiten,  ohne  dafs  aber  ein 
imdestinars  hierfür  vorgeschrieben  wäre.  Für  jede  Stunde  ver- 
nmter  Arbeitszeit  konnte  der  Meister  oder  Dienstlierr  dem 
rbeiter  1  penny  vom  Lohn  abziehen,  —  Infolge  der  grofsen 
volution  der  letzten  Jahrzehnte  waren  die  in  Ulteren  i  haupt 
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sächlicli  für  Bauhand werker  ertas&enen)  Lohnge^etze  ein  für  alle- 
mal  festgesetzten  Löhne  riel  zu  koapp  geworden«  Um  daha^^ 
den  Arbeitern,  Gesellen  und  Dienstboten  einen  stets «  „in  ^ute^f 
und  böaen  Zeiten  angemessenen''  Lohn  zu  sichern,  wurde  bestimmt, 
dafs  künftig  alljährlich,  binnen  (3  Wochen  nach  Ostern»  die 
Friedensrichter  aui'  dem  Lande,  die  Magistrate  in  den  Städten^ 
unter  Mitwirkung  %^on  Sachverstilndigen  und  unter  Berück- 
sichtigung der  jeweiligen  Preise  und  .sonstigen  L'^ben^sbedingungen 
ftlr  jede  Grafschaft  bezw.  Stadt  eine  nach  Gewerben  und  Be- 
rufen abgestufte  Lohntaace  aufstellen  sollten.  Beamte,  welche 
versäumten,  sich  an  diesem  Akte  zu  beteiligen,  wurden  mit  eioer 
Geldstrafe  von  \0£  bedroht.  Jeder  Lohnvertrag,  der  von  der 
Taxe  abwich,  war  ungültig.  Aulkenlera  aber  wurde  den  Meistern 
noch  ausdrücklich,  bei  zehn  Tagen  Gef^lngnis  und  5  j£  Geld- 
strafe verboten,  höhere  Löhne  zu  zahlen^  —  den  Gesellen  etc. 
bei  21  Tagen  Gefängnis,  höhere  Löhne  anzunehmen.  Auf  An- 
bieten und  Annehmen  geringerer  Löhne  stand  keine  Strafe.  Auf- 
lehnung gegen  den  Arbeitsherrn  wurde  mit  Gefiingnis  bis  «u 
1  Jahr  bestraft.  —  (jcsellen  und  Arbeiter,  welche  nach  Ablauf 
ihres  Vertrages  die  betreffende  Stadt,  Gemeinde  oder  Gnifseh 
verlassen  wnllten,  bedurften  dazu  einer  schriftlichen  amtlich 
Erlaubnis  (tedtimonial)  und  durften  ohne  sie  nicht  wieder  ange 
fiteUt  werden.  Im  Hinblick  auf  die  Thataache.  dafs  die  Aus- 
dehnung der  ländlichen  Tuchmacberei  zum  grofaen  Teil  durch 
vertragswidriges  Knt weichen  der  Gesellen  und  Lehrlinge  aus  den 
Städten  genährt  wurde,  ist  die  Bestimmung  wichtig»  dafs  alle 
Bolche  rt Lichtigen  Leute  von  der  Polizei  festzunehmen  und  zurück 
zubringen  Heien.  Alljährlich  zweimal  «ollten  die  Friedensrichter 
Eusammcn treten,  um  fiber  die  Durchführung  des  Gesetzes  und 
die  Mittel  zur  Kontrolle  zu  beraten. 

Bis  hierher*  handelte  es  sich  um  BeBtimmungen  des  Gesetset^ 
welche  für  die  Tuchmacberei  gleicfiermafsen  galten  wie  für  alle 
anderen  Gewerbe.  In  einigen  Artikeln  jedoch  schuf  der  <i0setz- 
geber  noch  ein  be^^onderes  Üecht  für  jene  Hauptindustrie  Englands, 
indem  er  ihr  in  der  Annahme  von  Lehrlingen^  also  in  der 
Rekrutierung  des  Gewerbes,  gröfsere  Beschränkungen  auf- 
erlegte als  den  meisten  anderen  Gewerben.  Das  Gesetz  bestimmte 
hierüber  Folgendes,  Qänzhch  unbeschränkt  in  der  Eünstelluiig 
von  Lehrlingen,  sowohl  was  deren  Zahl^  als  auch  was  ihre  Her- 
kunft betrifft,  sind  nur  etwa  zwölf  Gewerbe,  nämlich  Bau- 
band  werker  und  verwandte,  sowie  auch  diejenigen  Weber  und 
Walker,  welche  nur  —  ^household  cloth"  machen,  d,  h.  solche, 
welclje  für  den  Bedarf  ländlicher  Priiratkundschaft  arbeiten  und 
daher  der  eigentlichen  ^Industrie*"  nicht  zuzurechnen  sind.  Eine 
andere  Gruppe  von  Gewerben,    zu  denen  auch  die  Tuchmacher 


'  Die    Beetim munden  über  die  Regelung  specieller  Verhältnisse  in 
der  Landwirtschaft  habe  ich  in  der  Skirjte  nicht  berücksichtigt 
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and  Wollen  Weber  gehören,  darf  die  Zahl  der  Lehrhoge  nur  in 
einem  konstanten  VerhältnJÄ  zur  Zahl    der  Gesellen  vermehren, 
indem  sie  verpflichtet  werden,  bei  mehr  als  zwei  Lehriingen  aut 
jeden    hinzukommenden   auch    einen   Gesellen    anzuötellen.      Die 
meldten  Handwerkerj    soweit  sie  in  Stiulten   wohnen»    sollen  ala 
Lehrlinge  nur  BürgersHöhne,  und  soweit  sie  in  Marktorten  wohneo, 
nur  Söhne  von  Handwerkern  aua  Miirktorten  derselben  Grafechaft 
als  Lehrlinge  annehmen.     Und  innerhalb  dieser  beiden  Gruppen 
'erden    nur    die    Verleger    Her    Tuehindustrie    (clothier)    noeh 
leder  einer  weiteren  Beschränkung  unterworfen:    sie  dürfen  als 
thrlinge  nur  ihre  eigenen  Söhne  und  Sohne  solcher  Eltern  an- 
nehmen, die  nicht  nur  die  obigen  Bedingungen  erfüllen,  sondern 
auch  ein   bestimmtes  Mindesteinkommen   aus  Grundbe^äitz   nach- 
weisen können.    Auch  diejenigen  Weber,  welche  auf  dem  platten 
Lande  wohnend  ftir  Verleger  arbeiten,   haben   sich  an  diese  Be- 
schränkung zu  halten,  wahrend  die  städtischen  Weber  den  anderen 
stüdtisicfaen  Handwerkern  gleichgeötelit  sind.   T  u  c h  v  e  r  1  e g  e r  a u  f 
dem  Lande  kennt  das  Gesetz  auffallender  Weise  nieht.    Es  bc- 
Bchr.^inkt  auth  nicht,  was  zu  beachten  löt,  die  Z:ihl  der  Gesellen 
and   enthält  auch  im  tibrigen  keine  einzige  Bestimmung^  welche 
ODinittelbar    gegen    die  Erstehung  grafaer  Betriebe  gerichtet   ist» 
Mit   den   früheren  Gesetzen,   die   den  Konkurrenzatreit  zwischen 
Stadt    and    Land,    zwis^chen    gelernter    und    ungelernter   Arbeit 
schlichten   wollten^    berührt  sich   das    neue  Statut  nur  durch  die 
Vorechrift   des  allgemeinen  Lehrzwan^'^es,     Nur  mittelbar   konnte 
es   auch   aufserdom    nocb    hemnieml    auf  die  Entwickelung  ein- 
wirken,   da   es  dem  Zulauf  der  Arbeitfikdiite  zur  Tuchinduistrie, 
wie   gezeigt   ist,    Schranken   zog   und   die  Bewegimgsfreiheit  der 
Arbeiter  verringerte.     Nach   dem  Prüambuluni   und   der   ganzen 
Haltung    des  Gesetzes,    sowie    auch    wegen  der   übrigen  (xesetz- 
geboDg  anter  Eliaabeth.  mufs  man  aber  annelimen,  dnfs  die  Re- 
gierung,   ala   sie  jene  LehrlingsbeschrMokungen    über    die  Tuch- 
indut^trie  verhängte,   weniger  an  eine  Zurückdämmung  der  länd- 
liobeD  Industrie  als  vielmehr  an  die  Krüftigung  der  damals  sehr 
lial    stehenden    Landwirtschaft    gedacht    hat,     welcher    die 
Arbeitskräfte  erlialten  bleiben  sollten.    Diesem  Motiv  entsprangen 
y$mch  Bestimmungen,  wie  die,  dafs  alle  stellenloHen  Arbeiter  zur 
Ikrbeit   in   der  Landwirtschaft  gezwungen   werden   könnten,   data 
tlandwerker  einer  amtlichen  Aufforderung   zur  Aushilfe  bei  der 
Ernte    folgen     mofsten,     und     dafs    endlich    hindwirtsehafdiehe 
AfbeitiT    eine   Lehraeit   von    ii    bis    10  Jahren    durchzumachen 


Han  würde  über  die  Stellung  der  Gesetzgeber  in  dieaer 
ganzen  Frage  beaser  urteilen  können,  wenn  das  Gesetz  irgend- 
wie die  Zünfte  und  ihre  gewerbepolitischen  Funktionen  be- 
itüurta.  Aber  davon  findet  sich  keine  Silbe;  wenn  man  nicht 
WAfirtev  dafs  die  Zünfte,  wenn  auch  in  veränderter  Verfassimg, 
io  sahlreicben  Städten  Ejiglands  noch  jahrhundertelang  pi^ktische 
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Bedeutung  gehabt  haben  ^  so  könnte  man  aus  diesem  G^eaetEe 
schliefsen,  sie  seien  schon  damals  aus  dem  öffentlichen  Leben 
völlig  verschwunden  gewesen. 

Vierzehn  Jahre  nach  dem  „Arbeits-  und  GesindegeBets" 
erbrachte  das  Statut  von  1576^  abermals  einen  Beweis  daf&r, 
dafs  Elisabeth  und  ihre  Staatsdiener  nicht  daran  dachten,  die 
Tuchindustrie  wirklich  wieder  in  die  Städte  zurückzudrängen. 
Aufser  den  Grafschaften,  welchen  schon  1557  der  Tuchverkff 
auf  dem  Lande  gestattet  worden  war,  erhalten  jetzt  auch  noch 
Somerset,  Wilts  und  Gloucester  dieselbe  Vergünstigung. 
Die  Begründung  sagt,  die  Tuchmacherei  werde  schon  seit  langen 
Jahren  dort  in  jener  Form  betrieben;  viele  Tausende  armer 
Arbeiter,  die  davon  lebten,  hätten  sich  dort  über  das  ganze 
Land  hin  angesiedelt;  man  könne  sie  doch  nicht  wieder  ver- 
treiben. Jedoch  wird  die  Konzession  nur  solchen  Orten  und 
Niederlassungen  gewährt,  in  denen  die  Industrie  schon  sehn 
Jahre  lang  betrieben  worden  war  —  sowie  femer  nur  unter  der 
Bedingung,  dafs  neu  hinzukommende  Verleger  nicht  mehr  als 
ein  bestimmtes  Mafs  von  Grundbesitz  erwerben  dürften.  Im 
Jahre  1585^  gesellten  sich  hierzu  noch  die  übrigen  Industrie- 
bezirke von  Essez,  welche  1 558  noch  nicht  berücksichtigt  waren. 
Damit  war  nun  thatsächlich  die  ländliche  Tuchindustrie  in  fast 
ganz  Süd-  und  Mittelengland,  und  jedenfalls  überall  da  ge- 
duldet, wo  sie  wirklich  von  Bedeutung  war.  Auf  dieser 
Rechtsgrundlage  konnte  sie  sich  im  weitesten  Mafse  entfalten,  auch 
ohne  mit  dem  Gesetz  in  Konflikt  zu  kommen,  solange  nicht  etwa 
eine  reaktionäre  Tendenz  die  alten  Ausnahmebestimmungen  wieder 
aufhob.  Aber  das  ist  nie  geschehen  bis  zur  vöUigen  Aufhebung  aller, 
auch  der  Grundgesetze,  in  den  Jahren  1809  und  1814.  Seit  1585 
kommt  die  Gesetzgebung  auf  die  Grenzregulierung  zwischen 
städtischer  und  ländlicher  Industrie  überhaupt  nicht  mehr 
zurück;  bei  der  nun  beginnenden  ununterorochenen  Enir 
Wickelung  zum  Industriestaat  war  an  eine  Wiederaufhebung  der 
einmal  gewährten  Freiheiten  auch  nicht  mehr  zu  denken.  Der 
Wunsch,  auf  dem  sich  bildenden  Weltmarkte  die  Konkurrenten 
auszustechen,  gewann  immer  mehr  das  Übergewicht  in  den  Ebr- 
wägungen  der  Regierungen  und  Parlamente,  und  drängte  die 
Rücksichten  auf  Erhaltung  alter  und  befestigter  Verhältnisse 
mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund.  —  Dafs  der  Staat  aber 
hierin  der  unaufhaltsamen  Ent Wickelung  nicht  ^anz  passiv  susah, 
sondern  auch  durch  die  Gesetzgebung  noch  selost  dazu  beitrug, 
die  vorhandenen  Hindemisse  wegzuräumen,  ersieht  man  aus  einem 
Gesetz  von  1694*.     Das  „Arbeits-  und  Qesindegesetz"  von  1562 
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hatte  den  bausiDdustriellen  Tuchwebern  auf  dem  Lande  in  der 
Annahme  von  Lehrlingen  grolse  Beschränkungen  auferlegt  Das 
neue  Gesetz  heht  sie  auf^  weil  sie  eine  unerwünschte  Beengung 
der  Industrie  seien.  Diese  Abänderung  zielte  mIso  direkt  hin 
aof  eine  noch  weitere  Entfesselung  der  ländlichen  Hausintluötrie. 
Wie  verhielt  sich  nun  aber  die  spätere  Gesetzgebung  gegen- 
über dem  zweiten  Grundpfeiler  de«  alten  Systems,  dem  allgemeinen 
aiebenjilhrigen  Lehrzwang  fllr  Unternehmer  und  Arbeiter?  — 
Der  h  ortachritt  der  Tuchindustrie,  wie  der  jeder  anderen  Industrie 
beruhte  auf  der  zunehmenden  Scheidung  der  Produzenten  in 
zwei  grofse  stereotspe  Klassen^  eine  Klasse  kaufmännisch  ge- 
1  Bchulter^  kapitalkräftiger  Unternehmer  (Verleger)  und  eine  Klasae 
I  ikrbeititeilig  beschäftigter  besitzloser  Kleinraeister  oder  Arbeiter. 
I  Die  ersleren  mulsten  natürlicli  den  technischen  Teil  der  Industrie 
I  Tvstehen,  um  die  Arbeit  leiten  und  kontrollieren  zu  können, 
^^uÜMir  diese  Funktion  trat  doch  zurück  neben  der  Vermittelung  des 
^Bl^haatses,  Beschaffung  des  Kapitals  und  Organisation  der  Arbeit 
^^Pör  sie  war  also  eine  lange  Lehrzeit  zur  Erlernung  der  technischen 
Fertigkeiten  nur  eine  Fessel,  wo  es  darauf  ankam,  günstige 
Konjunkturen,  die  der  btcmationale  Markt  in  diesem  Jahre  bot, 
im  nächsten  Jahre  wieder  entzog,  schnell  auBzul>euten.  Im  Inier* 
eese  billiger  Produktion  waren  ihnen  auch  ungelernte  I^ute,  oder 
Landbewohner,  welche  die  Gewerbe  nebenher  trieben,  als  Arbeiter 
lieber,  als  die  gelernten  Gesellen  und  Meister^  welche  höhere 
Löhne  und  Preise  forderten.  Die  wachsende  Masse  dea  ländlichen 
und  st<tdtiöelien  Proletariats  hatte  ebentalla  ein  Interesse  dtiran, 
die  kostspielige  Lehrzeit  zu  umgehen.  So  vereinigten  sich  beide 
Klaasen  in  dem  Be^streben,  dio  Institution  des  siebeniährigen 
Lehrzwanges  in  der  Wollindustrie  obsolet  zu  machen.  Aber  als 
die  Entwickelang  schon  längst  im  Gange  war,  hatte  „das 
Arbeits  und  Gesindegesetz "*  jene  Institution  gerade  in  bündigster 
Form  wieder  eingesetzt.  Wie  verhielten  sich  die  Nachfolger 
Elisabeths  dazu?  —  Das  Eine  lälst  sich  aus  allen  vorliegenden 
Anzeichen  mit  Bestimmtheit  sagen,  daCs  der  Staat  jene  Be- 
«timmung  bis  zum  Schluts  unserer  Periode  immer  noch  pnncipiell 
als  bindend  anerkannt  hat.  Aber  es  ist  auffallend,  dafs  er, 
soweit  die  alte  Tuch  Industrie  (im  Gegensatz  zur  „iißw  drapery'"  ^) 
m  Frage  kam,  niemals  wieder  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
dei*  notorischen  Umgehung  de»  Lehrzwanges  entgegentrat,  während 
doch  auf  anderen  Gebieten  —  z.  B,  der  Kegelung  der  Technik^  der 
^WolUiutfuhr^  des  Arbeitsverhältnisses  u.a.  —  auch  nach  Elisabeth 
eine  sehr  intensive  gesetzgeberische  Thätigkeit  zu  ver* 
len  ist.  Nur  als  die  unter  Öisabeda  entstandene  neue  In- 
der ^new  draperj^  im  XV IL  Jahrhundert  gesetzlich  geregelt 
wurde,  kommt  auch  in  dem  betreffenden  Statut  vom  Jahre  1062^ 
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die  Bestiminang  wieder  vor,  dals  kein  dothier  die  betreffenden 
Sto£Farten  machen  oder  machen  lassen  darf,  der  das  Gewerbe 
nicht  sieben  Jahre  gelernt  hat  —  bei  Stafe  von  5  ^  f&r 
den  Übertreter.  Und  noch  62  Jahre  später  verschärfte  das  Pai^ 
lament  diese  Strafe  anf  das  Doppelte  ^. 


1  1724,  11  George  I  Kap.  24  (Gesetz  für  West  Biding  of  York). 


Drittes  Kapitel. 

Die  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen 
Unternefimer   und  Arbeiter. 


Neben  der  Pflicht»  die  Konkurrenzschraeken  zwischen  Stadt 
und  Laodt   gelernter  und  ungelernter  Arbeit,    Klein-  und  Grofa- 
betrieb  neu  zu  regulieren,    erwuchs   dem  Stiiate  aus   dem  Gang 
der     wirtacliaftlichen    Entwickelung     noch    eine     zweite    ebenso 
%vicbtige   Aufgabe.      Es    galt   jetzt    fiir    das    früher    unbekannte 
wirtachaftliche    AbhMögigkeit«*verhältnis    zwischen    dem    Verleger 
und    dem    hausindufitriellen  Meii^ter    oder    Arbeiter    die   Rechts- 
ifonnen  zu  finden,  welche  beiden  Teileo  die  \\  ahrung  ihrer  Inter- 
reiiten  verbürgte  und  einen  ungestörten  Fortgang  der  Arbeit  er- 
mdglicbte.     Wir  sahen   oben^    wie   das  neue  w i v lach aftli che  Ver* 
bsltni«  beM*haff'en  war,   und  wodurch   es   sich   von  dem  Arbeit«- 
Verhältnis     des     zünftigen    Handwerks    unterschied.      Die    Vor- 
»cbriften    des  zfinftigen  Gew^erberechts   waren   zu   einem    grofaen 
Teil  hierftir  tiberflüssig;  anderßeits  brachte  die  neue  Untemehmungs- 
form  Beziehungen  mit  sich,  für  welche  es  im  Zunftrecht  an  Vor- 
schriften fehlte.     Das  Zunttrecht  wollte  ja  auch  durch   die  be- 
kannte,   auch    in  Enpland    herrschende  Bestimmung,    dafs    kein 
Meister  seines  Mitnieisters  Produkte  zum  \\'iederverkauf  kaufen 
'dürfe,  die  Bildung  des  Verlagsystema  im  Keime  ersticken.     Sowohl 
die    eingewurzelten    rechtlichen    und    politischen    Anschauungen, 
alii   auch   die   praktischen    Bedürfnisse   der    beteiligten  ilenschen 
timd    der    Industrie    als    eoleher   .schlössen    die   Eventualität    aus, 
idaTs  der  Staat  die  neue  Bildung  ganz  sich  selbst  überliefs.     Die 
rFmge  konnte  nur  j^ein:    erstens  bis  zu  welchem  Grade  er  ein- 
Ipeifen  wollte,  und  zweitens  welche  Stellung  er  in  dem  iineder 
^beginnenden    Kampfe    zwischen    Besitz    und    Arbeit   einnehmen 
Werde.     Es  handelt  sich  dabei  niclit  etwa  nur,   waa  oft  allein  in 
Betmcht    |4^e70Sfen    wird,    um    eine    mehr    oder    minder    bewufst 
.parteiische  ^  ahme   ftlr  oder  wider  die  Unternehmer  und 

'  Ibr  oder  wm  \rbeiterklaase  —  sondern  viel] eicht  noch  mehr 
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um  die  Wahl  zwischen  zwei  Prinzipien,  welche  in  jener  2^t 
miteinander  um  die  Herrschaft  stritten.  Nach  der  auch  in  England 
lebendigen  Anschauung  des  Mittelalters  war  die  Gemeinschafi, 
die  Stadt,  der  Staat  yerantwortlich  für  die  leibliche  und  geistige 
Existenz  aller  einzelneu  Glieder,  verlangte  dafür  aber  auch  von 
jedem  einzelnen  eine  unbedingte  Unterwerfung  seiner  persönlichen 
Interessen  unter  die  Rücksichten  auf  das  gemeine  Wohl.  Es 
galt  nicht  für  selbstverständlich,  dais  der  Stärkere  im  Kampfe 
ums  Dasein  den  Schwächeren  erdrückte,  dafs  jeder  nach  seinem 
wohlverstandenen  Selbstinteresse  möglichst  viel  zu  verdienen 
suchte.  Und  da  aller  Kapitalbesitz  als  natürliche  Frucht  das 
Verlangen  hervorbringt,  durch  Anlage  sich  zu  vergröfsem  und 
die  wirtschaftliche  Übermacht  über  Nichtbesitzende  zu  diesem 
Zwecke  zu  b^iützen,  so  war  Kapitalbesits  als  solcher  verpönt 
und  die  Gemeinschaft,  der  Staat  sah  es  nicht  als  seine  Aufgabe 
an,  die  Gewinnung  und  Vermehrung  des  Reichtums  zu  befbrdem. 
Nicht  Reichtum,  sondern  gesicherte  Existenz,  nicht  Entfesselung 
der  produktiven  Kräfte  und  Anlagen,  sondern  Ordnung  war 
der  G^enstand  obrigkeitlicher  und  staatlicher  Fürsorge. 

Von  vornherein  befand  sich  aber  der  Händlerstand  schon 
in  einem  gewissen  Gegensatz  zu  diesen  Lebensprinzipien  der 
mittelalterlichen  Gesellschaft.  Der  Austausch  von  Waren  zwischen 
einander  fremden  Gemeinschaftien,  die  Durchbrechung  der  Grenzen, 
innerhalb  deren  die  durch  viele  Bande  miteinander  verbundenen 
Glieder  einer  Gemeinschaft  sich  gegen  „die  Fremde"^  abgeschlossen 
hatten  —  das  war  ja  der  Boden,  aus  dem  der  Handel  erwuchs. 
So  stand  der  Händler  als  ein  von  Natur  „internationales*'  Element 
gewissermafsen  aulserhalb  der  Gemeinschaft.  Dazu  kam,  dals 
seine  Existenz  gerade  beruhte  auf  Geldbesitz  und  dafs  sein 
Geschäft  einen  ausgeprägten  Erwerbssinn  und  eine  gewisse  Küble 
in  der  Behandlung  der  nur  als  „Kunden^  in  Betracht  kommenden 
Mitmenschen  voraussetzte,  d.  h.  den  Handelsgeist  erzeugte,  der 
dem  Geiste  mittelalterlicher  Gemeinschaftsordnung  völUg  ent- 
gegengesetzt war  ^.  Je  mehr  dieser  Geist  auf  die  Leitung  der 
Staatsgeschäfte  Einflufs  gewann,  desto  mehr  mufstesich  die 
alte  Ordnung  im  Interesse  des  beweglichen  Kapitals  umwandeln. 

In  En^nd  beobachten  wir  eine  solche  Umwandlung  unter 
den  Tudors.  Die  Handelspolitik  tritt  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund der  staatlichen  Thätigkeit.  Das  neue  Prinzip,  den  Erwerb 
von  Reichtum   zu  erleichtem,  verdrängt  allmählich  das  alte,  den 

Stanzen  Menschen"  fürsorgend  zu  umgeben.  Es  liegt  auf  der 
and,  dafs  bei  der  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  in 
dem  Verlagsystem,  welches  ja  selbst  ein  Produkt  jener  Um- 
wandlung war,  die  beiden  Prinzipien  zusammenstolsen  und  der 
Staat  in  irgend  einer  W^eise  Stellung  nehmen  murste.     Die  erste 


^   Vergl.    Schmoller,     Jahrbuch     für    Gesetzgebung    etc.    1890, 
S.  1035  ft. 


xvm  1. 


85 


Präge,  in  %velctiem  Grade  der  Staat  sich  mit  der  Ordnung  des 
oeaen  ArbeitövcrhältDisees  befalite,  kann  man  vorweg  im  allge- 
uieinen  dahin  beantworten ,  dafs  dies  lange  nicht  so  intensiv  ge- 
echehon  ist,  wie  es  die  Stildte  und  der  Staat  selbst  gegenüber 
dem  Handwerk  <^ethan  haben,  (jewifa  sin*!  einzelne  Punkte 
durch    hiiufig    wiederholte   Gesetze   eingeschartt  aber   gerade 

da»  Gesetz,  welches  die  Rechts verhältnisee  zwischen  Ilandwerka* 
meister  und  Oeselt^'n,  zwischen  Pächter  und  Landarbeiter,  zwischen 
HeiTöchat't  und  Gesinde  umfassend  und  syatt-raatiach  regelte^  das 
Gesetz  von  1 5ü2  lälst  uns  völlig  im  Stich,  wenn  wir  nach  dem 
Verhältnis  zwischen  Verleger  und  Arlieiter  fragen.  Die  Löhnangs- 
vorachriften  gelten  freilich  dem  Sinne  des  Gesetzes  nach  auch 
für  sie,  aber  auch  hier  sind  Lucken,  und  im  übrigen  läl'st  das 
(iesetz  diese  Untemehmungsform  ganz  links  liegen,  als  ob  die 
englische  Gesetzgebung  sich  nicht  schon  seit  fast  100  Jahren 
vorher  damit  liefulst  hätte. 

Der  moderne  Geschnftegeist*  der  die  hausindustrieOe  Pro- 
duktiODS weise  geschaffen  hatte,  zielte  darauf  hin»  die  Beziehungen 
swiachen  allen  an  der  Produktion  beteiHgten  Menschen  mehr  und 
mehr  zu  reb  geschäftlichen  herabsinken  zu  lassen  und  im  „cash- 
nexus"  -  „Leistung  gegen  Zahlung**  —,  alle  Berührung  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiter  zu  erschiipfen.  8o  mulste  ira  Lohn- 
xahlungs verfahren  zuerst  das  Jledürfnis  nach  staadicher  Ordnung 
ftlhlbar  werden.  Wo  daher  das  Verlagsystem  überhaupt  zum 
eratenniale  Gegenstand  der  Gesetzgebung  wird,  geschieht  es,  um 
MilsbrJtuche  in  der  Lohnzahlung  zu  beseitigen  —  nämlich  durch 
da»  Gesetz  von  1465  (4  Edward  IV  cap.  1),  welches  in  jeder  Hinsicht 
den  Anfang  unser  er  Periode  bedeutet.  Es  verbietet  den 
cloüimakers    (clothiers)  ihre  Arbeiter,  d.  h.  Wollkratzer,  Spinner, 

_ Weber»  WiJker  u.  a.  in  Waren  anstatt  in  barem  Gelde  zu  ho- 
len,   bei  Strafe   des  W^erte^  eines  dreifachen  Lohnbetragee  in 

federn  Falle,  Ferner  wird  eine  Strafe  von  V  2  sluUing  angedroht, 
wenn  der  Verleger  einem  Spinner  oder  einer  Spinnerin  die  Wolle 
betrügerisch  so  zugemessen  hat^  dafs  diese  bei  der  Ablieferung 
de«  Gespinstes  zu    wenig  l>ringen  und  infolgedessen  unverdienter- 

^wetse  einen  Lohnabzug  erleiden  müssen.  —  Auf  der  andern  Seite 

'trill  das  Gesetz  auch  den  Verleger  gegen  Verluste  aus  unsolider 
Arbeit  seiner  Leute  schützen.    Es  bestimmt  daher,  dafs  Spinner, 
^V'eber,   W^alker,  Färber  und  Scherer  jeden  selbst  verschuldeten 
lern  doppelt  ersetzen  müssen.    Solange  bis  der  Schuldige  lan- 
Aoend  auch   der  Verleger )    die  Strafe  erle^  hat,   wird  er  in 
laft  genommen.     Zum  erstenmal  tritt  hier  das  Truckverbot 

'In  der  englischen  Gesetzgebung  auf.  Im  Jahre  1511  wird  es  wieder- 
li'>lt  in  folgender  ausführlicherer  Weise:  Jeder  Verleger,  welcher 
Wolle  an  Sortierer,  Wollkratzer  und  Spinner,  —  Garn  an 
Weber  —  und  fertige  Gewebe  an  W^alker  zur  weiteren  BeAr- 
itung  vergiebt,  soll  „without  deceit  or  male  engine  satisfye 
[lient  «nd   pay   to   the   same  .  .  .  ,  for  the  same  tlieir  labour 
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and  workmanship,  readymoney  ofthe  Kings  Coyn  without 
to  deliver  for  payment  of  such  labour  ....  in  wares  or  vitails*'. 
Die  Strafe  beträgt  jedoch  in  jedem  Falle  nur  1  Shilling.  Die 
Vergebung  und  Rücklieferung  der  Eohstoffe,  Halbfabrikate  und 
fertigen  Stoffe  zwischen  beiden  Teilen  soll  genau  und  ehrlich 
nach  amtlich  beglaubigtem  Gewicht,  geschehen,  ohne  künstliche 
Gewichtserhöhung  durch  Wasser,  Ol  u.  a.;  für  unvermeidliche 
AbftUe  wird  ein  bestimmter  Satz  festgesetzt  Den  Webern  wird 
aber  im  übrigen  —  hier  zum  erstenmal  —  ausdrücklich  ver- 
boten, Garnreste  zurückzubehalten.  In  der  Regel  soll  alles  Oam 
auch  verwebt,  in  jedem  Fall  aber  der  Rest  wieder  abgeliefert 
werden.  Auf  Unterschlagung,  betrügerische  Gewichtsfkischung 
und  andere  Vergehen  der  Arbeiter  steht  die  Strafe  von  3  Shilling 
4  pence.  Als  das  Gesetz  nach  drei  Jahren  abgelaufen  war,  wurde 
es  erneuert^,  aber  ohne  jenes  wichtige  Verbot  der  W^arenlöhnung, 
das  also  damit  erloschen  war.  Es  ist  auch  in  den  ganzen  fiist 
200  Jahren  bis  1701  nicht  wieder  erlassen  worden,  hat  also  ge- 
rade in  der  Zeit  geruht,  wo  der  hausindustrielle  Betrieb  und  die 
Proletarisierung  der  Weber  reifsende  Fortschritte  machten'!  Im 
Jahr  1549  suchte  ein  Gesetz  dem  übermäfsigen,  zum  Vagabunden- 
tum ausartenden  W^anderleben  und  dem  häufigen  Stellenwechsd 
im  Gesellenstande  dadurch  zu  steuern,  dal's  es  den  Dingvertrag 
zwischen  Meister  und  Gesellen  allgemein  reichsrechtlich  regelte 
und  ein  festes  Verhältnis  zwischen  der  Zahl  der  Gesellen  und 
der  der  Lehrlinge  festsetzte.  Offenbar  handelte  es  sich  dabei  aber 
nur  um  das  eigentliche  Handwerk;  die  Verhältnisse  der  Haus- 
industrie haben  dem  Gesetzgeber  nicht  vorgeschwebt  und  konnten 
auch  durch  solche  Bestimmungen,  wie  sie  das  Gesetz  enthielt, 
gar  nicht  berührt  werden,  denn  dort  waren  nicht  die  Arbeiter, 
sondern  die  Unternehmer,  die  Verleger,  das  bewegliche  unsichere 
Element.  Anstatt,  wie  im  Handwerk,  den  Meistern  den  stetigen 
Fortgang  ihrer  Geschäfte  dadurch  zu  sichern,  dafs  man  die  Be- 
wegungsfreiheit der  Gesellen  einschränkte  und  langhistige  Ding- 
verträge vorschrieb,  mulste  es  für  die  Hausindustrie  im  Gegent^ 
mehr  darauf  ankommen,  den  armen,  heruntergekommenen  Klein- 
meister und  Heimarbeiter  gegen  plötzliche  Betriebseinstellungen 
ihrer  Verleger  zu  schützen.  Der  hausindustrielle  Arbeiter  war  in 
der  Regel,  besonders  in  der  ländlichen  Industrie,  durch  etwas 
Landbesitz  und  dadurch,  dafs  er  Familie  besafs,  viel  weniger  als 
die  ledigen  Handwerksgesellen  geneigt  und  imstande,  seinen 
Wohnort  zu  verlassen,  um  bessere  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen. 
Diese  Leute  waren  also  ganz  und  gar  abhängig  von  der  Arbeit, 
die  ihnen  der  Verleger  übertrug.  Dem  Verleger  aber,  dessen 
BewegUchkeit    nicht    durch   grofses   stehendes   Kapital   behindert 


»  1514,  6  Henry  VIII  Kap.  9. 

^  Ein  Truckverbot  findet  sich  nur  noch  einmal  in  einem  Special- 
Gesetz  für  die  Stadt  Shrewsbnry,  s.  1565. 
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war,  wurde  es  nicht  schwer^  bei  uogünatigen  IvonjuuktureQ  den 
Betrieb  emzustollen  und  solange  zu  warten,  bia  er  seine  Tuche 
wiffler  zu  bejjseren  Preisen  abäetzen  konnte.  Solche  toten  Zeiten 
WH  reo  dann  aber  der  Ruin  ^eler  Hunderter  armer  Weber  und 
Spinner,  deren  Ersparnisse  oder  Nebenerwerb  nicht  ausreichten, 
uni  sie  ober  Wa-saer  äu  halten.  Der  Regierung  waren  dieae 
Verhiiltnisae  nicht  entg;in;^en.  Im  Jahre  1552  fügte  sie  dem 
damals  erlassenen  grolsen  Tuehraacljerre^4ement '  die  sehr  wichtige 
Bciitiraraung  ein ,  es  solle  kein  clothier  ohne  obrigkeith^che  Ge- 
nehmigung sein  (ieachji ft  aufi^^ebea  dürfen :  w i d  r i g  e n f a  1 1  s  er 
für  alle  Zeit  das  liecht 
wieder  zu  eröffnen.  Damit 
acheidung  darüber  überlfia8en,  ob 
ütelluDg  des  Betriebes  notwendig  mache  oder  nicht. 
Uaa  im  vorigen  Kapitel  erwilhnte  „Webergesetz 


verliere^     den 
war    den    Heamten 
die   (ieschiit'tslage 


Betrieb 
die   Ent- 
eine  Ein- 

von  1555 


war  wohl  geeignet,  auch  die  Lage  der  h  luainduatnellen  Arbeiter 
und  Meister  zu  verbassern.  aber  e^  enthielt  k^nne  Bt^stimmung, 
weiche  der  Ausbildung  eines  Normafarbeits Vertrages  für  die  Haus- 
induatrie  hatte  aU  Urundlage  dienen  können.  In  nouh  höherem 
Halliie  galt  dies,  wie  schon  bemerkt ♦  von  dem  ^Arbeits-  und 
Ge^iiidegesetz''  der  KUsabeth  Die  hausindustrieUe  Tuchmacherei 
wird  dÄrin  nur  insofern  berührt,  als  die  clothier  und  ilire  W^eber 
in  der  Annahme  von  Lehrlingen  beschränkt  sind  Bei  der 
R^^elung  der  tlgliclien  Arbeitszeit  konnten  die  Gesetzgeber  von 
1  M»2  wohl  nur  an  solche  Leute  denken,  welche,  wie  die  meisten 
Handwerksgesellen,  Dienstboten  und  Landarbeiter  gegen  Zeitlahn 
beschäftigt  wurden;  davon  konnte  bei  den  Ileimarbeitern  des 
Verlagsystems  naturlrcli  keine  Rede  sein.  Aus  diesem  Grunde 
ist  es  auch  so  gut  wie  sicher,  daia  jene  Klasse  ursprünglich  auch 
b«*i  der  amdichen  Lohnreirulierung  nicht  mit  berücksichtigt  wurde. 
Die  Lück«^  ist  aK-r  nocii  unter  Elisabeths  Regierung  ausgefüllt 
worden.  Ein  Gesetz  vom  Jahre  1597^  stellt,  ^um  Zweifel  zu 
vtTlDeiden*"  fest^  die  15G'i  eingesetzte  amtliche  Lohnr<'gQherung 
»olh»  berticksichdgen  ^any  labourers,  weavers,  spinsters  and 
workmcn  or  wockweomen  what^oever,  eyther  working  by  day 
k*  month,  year  —  or  taking  any  work  at  any  per- 
on  or  persona  band  whatsoever,  to  be  done""^.  Und 
weitere^  Ergjlnzun;rsgesetz  Jakobs  L  *  vom  Jahre  1603  bc- 
itftligt  das  vorige  und  fügt  hinzu  :  w.-nn  ein  clothier  seinen  Wcl>ern, 
Spsioem  und  anderen  Arbeitern  oder  Arbmterinnen  weniger 
Lolin  Eahlt  als  die  Taxe  vorschreibt,  verfallt  er  einer  Geldstrafe 
von  \i}  shiUing.    Damit  war  also  wenigstens  für  die  TuchmachL-rei 


^  Iwarü  VI  Kap,  6  Artikel  49. 
h.  Klip    12. 
>t  t.vu  .tus  dem  Jahre  159:^  laß  mir  vor  eia  ^account  of  the  rate«  of 
for  eiothiers    to  give  to  their  eptnsterB  and  weaveit    by    tlio 
!#«€.*    •8t*te  Paper»  Klizab,  vol.  244,  Nr.  130) 
*  1  Jamcp  I  Kap    H. 
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eine  Strafe  gegen  Lohndruck  verfügt,  was  das  Gesetz  von  1562 
unterlassen  hatte.  Das  Truckverbot  wurde  aber  auch  bei  dieser 
Gelegenheit  nicht  erneuert.  Gerade  hundert  Jahre  nach  dem 
grolsen  Gesetz  der  Königin  Elisabeth  regelte  Karl  II.  die  Ver- 
hältnisse der  „new  drapery"  Nord -Englands  und  bestimmte  bd 
dieser  Gelegenheit ,  die  Tuchmacher  dürften  unter  keiner  Be- 
dingung niedrigere  Löhne  zahlen  als  die  amtliche  Taxe  yor- 
schreibe.  Seit  Beginn  des  XVIII.  Jahrhunderts  haben  aber  die 
Friedensrichter ;  ohne  darin  gehindert  zu  werden,  sich  damit  be- 
gnügt, immer  wieder  die  alten  Lohnsätze  zu  erneuem,  ohne  sich 
um  Preise  u.  s.  w.  zu  kümmern'. 

Im  übrigen  hat  sich  die  Gesetzgebung  im  XVII.  Jahrhundert 
nur  noch  einmal  mit  der  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  in  der 
hausindustriellen  Tuchmacherei  befafst.  Als  die  Arbeiterklasse 
in  dieser  Industrie  auf  ein  immer  tieferes  Niveau  gedrückt  wurde, 
hatte  das  die  doppelte  Folge:  einmal,  dafs  die  Versuchung  zu 
Unterschlagungen  und  Betrügereien  gegen  die  Verleger  beständig 
wuchs,  das  GeilUhl  fUr  Recht  imd  Unrecht  in  diesen  Dingen  aber 
sich  mehr  und  mehr  abstumpfte  —  und  sodann,  dafs  bei  der 
zunehmenden  Armut  dieser  Klasse  die  Verleger  immer  seltener 
auf  Schadenersatz  rechnen  konnten.  Sie  wollten  daher  schliefs- 
lieh  gerade  die  ärmsten  Leute,  welche  den  Verdienst  am  dringendsten 
brauchten,  gar  nicht  mehr  beschäftigen.  Diese  fjrwägun^enp 
führten  zu  dem  Gesetz  von  1609^.  Es  bedeutete  eine  Ver- 
schärfting  gegenüber  den  Statuten  von  1511  und  1514.  Die 
Pflicht  zum  Schadenersatz  bleibt  bestehen,  aber  im  Unvermögens- 
falle tritt  zu  der  Haft  noch  hinzu  die  abschreckendere  Strafe  der 
öffentlichen  Auspeitschung,  sowohl  für  den  Hehler  wie  f\lr  den 
Stehler.  Während  aber  100  Jahre  früher  dem  Unterschlagungs- 
paragraphen  das  Truckverbot  ausgleichend  gegenüberstana,  fkllt 
dieses  jetzt  fort!  Es  tritt  erst  wieder  auf,  als  mit  dem  Jahre  1 701  * 
die  lange  Reihe  von  Gesetzen  beginnt,  welche  nun  mit  um  so 
schärferen  Mitteln  gegen  die  drei  Hauptauswüchse  des  Svstems, 
speciell  in  der  Wollindustrie,  zu  Felde  zog:  den  Truck,  die 
gegenseitigen  Betrügereien  zwischen  Verlegern  und  Arbeitern  — 
und  die  Lohnkämpfe  und  Arbeiterrevolten.  Wenn  auch  diese 
ganze  Gesetzgebung  des  XVIII.  Jahrhunderts  die  Vergehen  der 
Arbeiter  unverhältnismäfsig  viel  härter  und  lilcksicbtsloser  be- 
straft als  die  der  Verleger,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dafs 
der  Staat  —  wenigstens  in  der  Gesetzgebung  —  jetzt  doch 
nachzuholen  suchte,  was  er  in  den  letzten  200  Jahren  versäumt 
hatte  —  nämlich  ein  energisches  Vorgehen  gegen  die  Aus- 
schreitungen der  Verleger  zum  Schaden  der  Arbeiterklasse. 

Das  Gesetz  von  1701   sagt,  es  wolle  die  „Ausbeutung"  der 


1  Cunninghain,  Growth  of  EngliBch  Indastry  II  S.  360. 
^  7  James  I  Kap.  7,  vergl.  das  Präambulam  dauelbst. 
>  1  Anna  stat.  2  Kap.  18. 
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Arbeiter  verhinden)  und  liedroht  die  Verleger,  welche  den  Lohn 
in  Waren  i&ahlen  oder  das  Material  unredlich  ««wiegen,  mit  einer 
Geldstrafe  die  dae  Doppelte  des  dem  Arbeitc^r  zugefügten 
Schadens  betragen  soll  In  den  nächsten  Jahren  wird  die  Strafe 
noch  zweimal  (1711  und  1714)  verschärft  1725  aber  nahm 
man  einen  kräfti^^en  Anlauf:  jeder  Verleger  eines  Zweiges  der 
Wollindustrie  sollte  in  jedem  Falle,  wo  er  einen  Arbeiter  „by 
ihe  way  of  tnick'*  abfertigte,  10  Pfund  Sterling  Strafe  zahlen. 
Die  HälfTe  der  Summe  sollte  der  geschädigte  Arbeiter,  die 
andere  Hälfte  der  Angeber  bekommen.  Wer  aber  unberechtigter* 
weise  Lohnabzüge  machte^  den  Lohn  nicht  auszahlte  oder  mit 
der  Zahlung  ungebührlich  zögerte,  sollte  bis  zur  ErfiUlung  seiner 
Verbindlichkeiten,  jedoch  nicht  iiber  sechs  Monate,  Getllngnis 
«•halten.  Den  Friedensrichtern  wurde  eingeschilrt^,  durch  schnelle 
und  nötigenfalls  gewaltsame  Beitreibung  der  rlickständigen  Löhne 
den  Arbeitern  beizustehen. 

I  Um   aber  auch,    abgesehen   von   solchen   direkten   Gesetzes- 

übertretungen ,  den  ewigen  Lohnstreitigkeiten  ein  Ende  zu 
machen,  bestimmte  ein  Gesetz  des  nüclisten  Jahren  1726  *,  dafs 
die  Spannrahmen,  auf  welclien  die  fertigen  Gewebe  —  bei  der 
Abliciening  von  selten  der  Weber  —  gemessen  wurden,  alle 
Pine  bestimmte  Länge  haben  sollten ,  sodals  beim  Messen  jeder 
ibsichtliehe  oder  versehentliche  Irrtum  sofort  erkannt  und  daher 
rhtitet  werden  konnte.  Auf  Grund  dieses  Verfahrens  sollten 
ftDD  die  Stücke  den  Webern  je  nach  der  Zahl  der  Ellen  be- 
ahlt  werden.  Auch  tür  das  Abwiegen  von  Wolle  und  Garn 
in  die  Arbeiter  wird  ein  genaues  ^'eri'ahreD  nach  einheitlichem 
}ewicht  vorgeschrieben.  Wer  dieses  Vertahren  beim  Austeilen 
Arbeit  umgeht ,  verteilt  einer  Geldstrafe  von  5  if .  Es  ist 
üteressant,  dafs  die  Regierung  endlich  im  .lahre  17r)()",  als  man 
Jie  von  Elisabeth  vorgeschriebene  amtliche  Lohnregulierung  sclion 
"  st  hatte  einschlafen  lassen  urd  sie  jedenfalls  nicht  mehr  nls 
_  bindend  betrachte*,  wieder  auf  eine  «hnhehe  Idee  veriiel ,  als 
auf  das  einzigt'  Glittet,  das  ihrer  Meinung  nach  noch  helfen 
konnte.  In  der  Begriindung  heifst  es.  die  Vorschriften  gegen  den 
Truck  und  zur  Sicherung  voller  Lohnzahlung  seien  allenthalben 
mifsachtet  worden ;  es  fehle  an  einer  Autorität,  um  in  Lohnan* 
gelegen heiten  Ordnung  zu  schallen.  Nach  dieser  Begründung 
sollte  man  mehr  erwarten ,  als  was  thatsächÜch  geschah :  dm 
Oesetz  bestimmte  nur»  dals  die  Friedensrichter  jeder  Grafschnft 
eiomal   jährlich,    zu    Michafli ,    Lohnsätze   für   die    Wollindustrie 


«  12  George  I,  U. 

*  13  George  I  Ksp.  21). 

^  29  George  n.  33. 


VergL  Sidney  aod  Heatrice  Webb,  Hifitory  of  Trade    L*nia- 
D  England,  London  1894  S.  42  —  femer  Cunningh am.  Growtli 

of  Enclish  IndoBtTT   and  Commerce  voL  U  8.  S59f.   —  und    Hewins» 

EDgliah  Trade  and  Finance.     Loodon  18^  8.  121. 
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aufstellen  sollten,  nach  denen  die  Weber  eilen  weise  zu  besahlen 
wttren.  Abweichungen  hiervon  sollten  mit  Geldstrafe  von  5  Sß^ 
Lohnzahlung  in  Waren  oder  in  Anweisungen  mit  20  SB  bestraft 
werden.  Aber  es  war  der  Regierung  mit  dieser  Neuerung  doch 
wohl  nicht  rechter  Ernst,  denn  schon  nach  einem  Jahr,  ehe  man 
wirklich  versucht  haben  konnte,  die  selbstverständlichen  Schwierig- 
keiten der  Durchführung  zu  Überwinden,  liels  man,  durch  die 
Petitionen  der  Verleger  bewogen,  die  Sache  wieder  fallen.  ESn 
Gesetz  von  1757^  hob  die  Einrichtung  auf,  angeblich  weil  die 
grofse  Mannigfaltigkeit  der  Muster  und  Mischungen  in  der  Woll- 
industrie eine  gerechte  Lohnregelung  unmöglich  mache.  Jeder 
private  Lohn  vertrag,  wofern  er  ohne  jede  Verklausulierung  auf 
Zahlung  in  barem  Gelde  laute,  solle  güiltig  sein.  Damit  war  auch 
offiziell  ausgesprochen,  dafs  innerhalb  der  Wollindustrie  die  ana- 
logen Vorschriften  von  1562  ebenfalls  aufser  Kraft  gesetzt  seien, 
wenn  auch  das  Gesetz  selbst  erst  im  XIX.  Jahrhundert  aufge- 
hoben wurde.  In  der  That  war  auch  das  Gesetz  von  1756  der 
letzte  Versuch  der  Regierung,  auf  die  Lohnverhältnisse  der  Woll- 
industrie einzuwirken :  von  mm  ab  ging  man  ganz  zum  ^laisser- 
faire"  über^.  Im  übrigen  bleibt  aber  das  Gesetz  von  1756  in 
Geltung  und  wird  noch  dalün  ergänzt,  dafs  der  Verleger  dem 
Arbeiter,  der  das  fertige  Produkt  ordnungsmäfsig  und  pünktlich 
abgeliefert  hat,  spätestens  nach  zwei  Tagen  den  Lohn  auszahlen 
muls.  —  Hiermit  endigt,  soweit  die  Wollindustrie  in  Betracht 
kommt,  die  Reihe  der  Gesetze,  welche  zum  Schutze  der  Arbeiter 
gegen  unredliche  Materiallieferung  und  Lohnzahlung  erlassen 
worden  sind. 

Vielleicht  nicht  allein,  aber  sicher  zum  grölseren  Teil  war 
dieses  illoyale  Verhalten  der  Unternehmer  schuld  daran,  dals 
Elend  und  Verzweiflung  die  Arbeiterklasse  zu  einer  Art  von 
Gegenwehr  trieb,  die  allerdings  nicht  allein  die  Angegriffenen, 
sondern  die  allgemeine  öffentliche  Sicherheit  gefährdete  und  aua 
diesem  Grunde  allenfalls  die  grofse  Härte  rechtfertigte,  mit  der 
nun  der  Staat  gegen  die  Arbeiter  vorging.  Es  sind  drei  Gruppen 
von  Erscheinungen  innerhalb  der  Arbeitermasse  dieser  Industrie, 
die  von  den  Gesetzen  bekämpft  werden.  Erstens  die  Unter- 
schlagungen und  Betrügereien,  mit  denen  sich  die  Arbeiter  am 
Eigentum  der  Verleger,  den  ihnen  anvertrauten  Rohstoffen  und 
Halbfabrikaten,  vergingen.  Zweitens  die  Koalition  der  Arbeiter 
zur  Erzwingung  besserer  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  und  zur 
Durchfahrung  der  zu  ihrem  Schutze  erlassenen  aber  nicht  aus- 
geführten Gesetze  —  und  die  daraus  erwachsenden  ständigen 
„clubs"  und  „societies",  die  Anfänge  der  modernen  Gewerk- 
vereine ^.     Drittens  die  Gewaltthaten  und  Verbrechen,   zu  denen 


'  aO  George  III  Kap.  2. 
8  a.  a.  0.  S.  44. 

*  Verffl.  Sidney  and  Beatrice  Webb,  The  historv  of  trade  unionisme. 
London  1894.    S.  2ö  ff. 
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sich  die  Arbeiter  lunr<^ifaen  liefsen,  als  ihre  friedlicheren  Mittel 
keinen  Erfolg  hatten.  Das  sehon  erwälinte  Geaetz  von  1701 
bedrohte  zum  ersten  Male  —  für  die  gesamte  Textilindustrie  — 
die  Un tersclda:^ung  von  Material  und  Waren,  aufaer  mit 
doppeltem  Schadenersjitz  und  öffentlicher  Auspeitschnng,  auch  noch 
mit  Zuchthausstrafe  (hard  labour)  Aus  eincra  Gesetz  von 
1726*  ersehen  wir,  dafs  die  zur  3tilodi;:cen  Erscheinung  ge- 
wordenen Unterschlagungen  bereits  4en  Hoden  abgaben,  auf  dem 
ein  förmliches  Gewerbe,  das  der  ^endgatherers"'  erwachsen  konnte* 
Diese  Leute  micliten  als  IlausicTer  allerwilrts  die  zerstreut 
wohnenden  Heimarbeiter  auf,  um  ihnen  die  Spinn-  und  \\^ebe- 
abfklle  abzukaufen,  Sie  waren  aber  durcli  die  Natur  ihres  Ge- 
werbübetriel>ea  die  geborenen  Hehler  für  die  unrechtmUfsi;^^er' 
weise  zurückbehaltenen  „Heate"  der  Arbeiter,  und  als  solche 
bald  benlchttgt.  Ihr  Gewerbe  w^urde  daher  durcli  obiges  Gesetz 
:anz  verboten.  Da  sich  die  Hehlerei  aber  auch  in  anderen 
*ormen  immer  mehr  zu  einem  Gewerbszw^eig,  ähnlich  dem 
Schmuggel,  ausbildete,  und  andererseits  die  AH»eiter  selbst  doch 
80  gut  wie  nie  in  der  Lage  waren,  ira  Falle  der  Entdeckung 
den  Schaden  zu  ersetzen,  ho  führte  das  Gesetz  von  1749-  die 
Neuerung  ein,  dafs  die  Verpflichtung  zum  Schadenersatz  vom 
Stehler  ganz  auf  den  Hehler  abgewUlzt  wurde,  nämlich  mittelbar 
durch  die  holien  Geldstrafen  ^  welche  dieser  zu  zahlen  hatte. 
Den  schuldigen  Arbeiter  traf  jetzt  sofort,  ob  or  zahlen  konnte 
oder  nicht,  die  Zuchthausstrafe  nebst  körperlicher  Ziichtigung. 
Dabei  sollte  als  der  Unterschlagung  schuldig  schon  betrachtet 
werden,  wer  einen  ^Rest"  von  Wolle,  Garn  u.  s  w.  liinger  als 
21  Tage  bei  sich  behielt.  Um  aber  den  bestohlenen  Verlegern 
•clineller  zu  ihrem  Kecfite  zu  verhelfen,  wurde  den  Friedens- 
fichtern  befohlen,  nach  jeder  Anzeige  unverzüglich  bei  dem 
▼erdilchtigen  Subjekt  Hjjussuchung  vorzunehmen  und  alle  dort 
vorgefundenen  Woll-  und  Garn-Keste  zu  konfiszieren.  Wenn 
es  dem  Arbeiter  dann  nicht  roöglicli  war,  binnen  24  Tagen  den 
rechtmJtfsigen  Besitz  jener  Gegenstände  nachzuweisen,  erhielt  er 
sie  nicht  zurück.  Eine  weitere  Verschiirfung  trat  25  Jahre 
später  ein  ^.  Nur  wenn  der  verdächtige  Arbeiter  eine  Ix^stimmte 
Kaution  stellen  konnte,  gewährte  ihm  das  Gesetz  eine  Frist,  um 
Beweiße  flir  seine  Unschuld  beizubringen;  im  anderen  Falle, 
d.  h.  wohl  in  den  allermeisten  Fällen,  wurde  er,  wenn  er  sich 
mcht  sofort  rechtfertigen  konnte,  als  schuldig  betrachtet.  Das 
Verfahren  wurde  später  durch  Abkürzung  der  Entlastungsfrist 
Doch  mehr  verschärft*.  Um  die  Schuldigen  leichter  entdecken 
in  können  und  um  den  Verlegern  ein©  Gewähr  2u  geben,   dafa 
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die  Arbeiten  auch  wirklich  von  denselben  Leuten  ausgefllhrt  worden, 
denen  sie  übertragen  waren,  wurde  bestimmt,  dafs  Arbeiter,  welche, 
wie  es  häufig  vorkam,  übernommene  Aufträge  an  andere  Arbeiter 
weiter  vergaben,  bis  zu  3  Monaten  Zuchthaus  erhalten  sollten. 
Das  Verla^ystem  machte  es  dem  Unternehmer  un- 
möglich, die  Arbeit  seiner  Leute  zu  beaufsichtigen.  Die  Pro- 
duktion fbr  einen  Arbeitgeber  verteilte  sich  auf  zahllose,  dazu 
oft  noch  ganz  versprengt  liegende  Wohnstätten.  Elrst  das  fer- 
tige Halbfabrikat  oaer  Fabrikat  kam  dem  Verleger  zu  Gesicht 
Diesem  Übelstande  konnte  einigermalsen  abgenolfen  werden, 
wenn  der  Verleger  die  Beaufsichtigung  gleichsam  in  der  Form 
von  Stichproben  vornahm,  also  unangemeldet  bald  in  dieser,  bald 
in  jener  Arbeiterhütte  nach  dem  Rechten  sah.  Aber  es  ist 
bekannt,  wie  streng  in  England  Recht  und  Sitte  den  Hausherrn  — 
—  und  ein  solcher  war  auch  der  hausindustrielle  Arbeiter  — 
gegen  das  ungebetene  Eindringen  Fremder  in  sein  Haus  schützt. 
Dieses  strenge  Hausrecht  mufste  durch  Gesetz  durchbrochen 
werden,  um  den  Verlegern  die  Beaufsichtigung  ihrer  Arbeiter, 
besonders  solcher,  welche  der  Unterschlagung  verdächtig  waren, 
zu  ermögUchen.  Das  genannte  Gesetz  gestattete  daner  den 
Verlegern,  während  der  Tagesstunden  „zu  schicklicher  Zeit*^  un- 
angemeldet die  Häuser  ihrer  Arbeiter  zu  betreten.  Wer  ihnen 
den  Eintritt  verweigerte,  wurde  mit  einer  Geldstrafe  von  20  £ 
bestraft!  Dieselbe  Strafe  traf  auch  solclie  Personen,  welche 
Nachts  dabei  betroffen  wurden,  in  verdächtiger  Weise  Wolle, 
Garn  und  andere  Materialien  der  Wollindustrie  zu  transportieren, 
falls  sie  deren  redlichen  Besitz  nicht  nachweisen  konnten.  An- 
geber solcher  Vergehen  erhielten  Prämien  bis  zu  10  i^.  Die 
Strafen  auf  Unterschlagung  selbst  wurden  erheblich  verschärft. 
Allen  Anzeichen  nach  grassierten  die  geschilderten  Zustände  am 
meisten  in  der,  gerade  nach  1700  besonders  aufblühenden 
Eammgarnindustrie.  Speciell  die  Wollkämmer  machten  ihren 
Verlegern  grolse  Schwierigkeiten^;  sie  gehörten  auch  zu  den 
ersten  Arbeitergruppen,  welche  sich  zum  Kampf  gegen  die 
Arbeitsherren  organisierten^.  Um  den  „manufacturers"  dieser 
Industrie  die  Durchflihrung  der  Gesetze  besser  zu  garantieren, 
wurde  1779^  —  zunächst  nur  für  die  Grafschaften  York, 
Lancaster  und  Chester  —  eine  neue  Organisation  geschaffen. 
Ein  Ausschufs  der  dortigen  Kammgarnindustriellen,  mit  dem 
Sitz  in  Halifax,  sollte  eine  grölsere  Zahl  von  „inspectors  of 
worsted  yarn"  anstellen,  die  von  den  Friedensrichtern  zu  be- 
stätigen waren.  Sie  wurden  mit  polizeilichen  Vollmachten  aus- 
gestattet, und  beauftragt,  bei  allen  verdächtigen  Arbeitern  Haus- 


^  Vergl.  James,    History   of  tbe  worsted  manafacture   in  England. 
London  1857. 
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ftQchangen    vorzuoehmen.     Die    Eiürichtimg   bewährte   sich    an- 
^scheinend    denn  in  den  Jahren  1784,  1785  nnd  1791   wurde  8te 
fBoch  auf  alle  übrigen  Qmfschaften  ausgedehnt,  in  denen  damaU 
Kammgamindtistrie  bestand  ^ 

Das  Arbeits-  und  GeBinde^^esetz  der  Elisabetli  bestrafte  einen 

'Arbeiter  oder  Gesellen,    der  in  einem  vertragsraäfsigen  Arbeils- 

oder  Dienstverhältnisse  stand,  wenn  er  eine  ihm  obliegende  Arbeit 

[▼erweigerte  oder  ohne  Kündi^ng  seinen  Herrn  verliefs,  solange 

'bis  er  die  Arbeit    wieder  autnahm*     Aber  die    hausind üötrielten 

I  Weber  und  Spinner  standen  zu  ihren  Verlegern  nicht  in   einem 

Verhältniis  von  der  Art,    wie   es  daa  Ge^setz   bei  der  I^estrafling 

I  des   Kontraktbruches    im  Auge  hatte.     Gerade  der  Mangel  eines 

t  festen  Vertragsverhältnisses    war  io  den  Augen  der  Verleger  ein 

Vorzug  des  SysteniB,    zwischen  Verleger   und  Heimarbeiter  gab 

es   nur  lauter   Einzelverträge   über   Auatuhrung    und   Bezahlung 

einzelner  Auftrüge,  und  wie  das  ganze  Verhältnis  mit  der  Über* 

nähme  eines  solchen  Auftrages  erst  entstand,  so  hörte  es  an  sich 

mit   dessen  Erledi^^ung   auch  auf.     Es  ist  sehr  unwahrscheinlich, 

dafs  mwisehen  beiden  Teilen  Verträge   für   beistimmte  Zeiträume 

existiert  haben.     Bei  alledem  lag  aber  doch  eben  ein,  wenn  auch 

oft  vieUeicht  nur  ephemeres  Reehtaverhilltuis  vor,  und  wie  die^^es 

im  übrigen  in  der  geschildertun  Weise  gesetzlich  geschützt  wurde, 

■•o  mufste  der  Verleger  auch  in  dem  Fiüle,  wo  ein  Arbeiter  einen 

luftrag  nicht  ausführte,  ein  Mittel  haben,  um  ihn  dazu  zu  zwingen. 

[Aber  erst  im  Jahre  1715^  griff  die  Greaetzgebung  hier  ein,   und 

[irir   wissen    nicht,    welcher   Rechtszustand   vorher  l^estanden  hat. 

)a8    neue  Gesetz   bestrafte   solche  in  der  Woliindustiie  thätigen 

rbeitei*,  welche  übernommene  Au Iträge  auszuführen  aich  weigerten, 

1er   sie   vernachlässigten,    oder  liegen  liefsen^    um  vorteilhaftere 

Lrbeiteii  zu  übernehmen,  mit  Zuchthaus;    eine  Bestimmung,  die 

zwei   spiiteren  Gesetzen    1749  und  1777"  mit  Abänderungen 

lederholt  wurde. 

Roahtionen  eines  Arbeiterstandes  im  modernen  Sinne  lassen 
in  England   seit  dem  Beginn  des  XVHL  Jahrhunderts  feat- 
ilen*;    d.  h.  seit  der  Zeit,  wo  England  ausgesnrochenermafsen 
Instriestaat    wurde«      Und    es    ist    die    ^^  o Hindus trie,    in 
die  Bewegung   zuerst  in   bemerkbarer  Weise   auftritt.     Den 
ifs   bot  vor  allem   die  Thaisache,    dafs    die    unter  Elisabeth 
Jakob  L  eingesetzte   Lohnregulierung   durch   die   Friedens- 
ganz   eingeschlafen    war,    oder   in  parteiischer  Weise  zu 
Jimsten  der  Verleger  gehandhabt  wurde.    Schon  Jakob  I.  hatte 


»  24  George  ni   Kap.  3»   25  George  UT   Kap.  40»  31   George  HI 
Kap.  56. 
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flieh  veranlaföt  geaeheo,  in  einem  Gesetz  von  1603*.  su  be- 
stimmen, ein  clothier,  der  Fried eosrichter  sei,  dürfe  nicht  an  der 
amtÜchen  Lohnregülierung  teilnehmen,  soweit  ea  sich  um  Weber, 
Walker j  Spioner  oder  andre  Htandwerker  handele,  welche  von 
der  Tuchmacherei  in  irgend  einer  Weise  abliängig  seien.  Wenn 
es  zum  EriHla  eines  solchen  Gesetzes  kam ,  mufsten  die  Übel- 
stände  wohl  schon  ziemlich  stark  verbreitet  gewesen  sein»  und 
man  kann  sich  vorstellen,  dafs  es  100  Jahre  später  eher  schlimmer 
als  besser  damit  ausgesehen  hat.  Auch  die  alten  Bestimmungen 
zur  Beschntnkung  der  LehrKngszahl ,  zur  Fernhaltung  unge- 
lernter Arbeitskräfte  von  dem  Gewerl>e  wurden  in  dieser  Zeit 
nicht  mehr  durchget'tilirt.  Darunter  litten  alle  die  hausind  ustri eilen 
Arbeiter,  welche  selbst  zwar  nicht  mehr  aelbständigej  aber  doch 
gelernte  Meister  waren  und  durch  die  Konkurrenz  der  „industriellen 
Reservearmee**  auf  ein  tieferes  sociales  Niveau  herabgedrückt  wurden. 
„Durchführung  der  alten  Gesetze"  von  1555^  15<>2, 
1603  u.  a.  war  daher  die  Losung  der  Arbeiter^  welche  zu  Beginn 
des  XVI II.  Jahrhunderts  und  zwar  zuerst  in  den  westenglischen 
Tuchmacherdi strikten,  der  eigentlichen  Heimat  des  G rofs Verleger- 
tums,  in  Devonshire,  Somerset,  Gloucester,  KoaHtionen  bildeten. 
Zunächst  begntigten  sie  sich  mit  gemeinsamen  Adressen  und 
Petitionen  au  König  und  Parlament^.  Es  ist  auch  wahrscheinlich, 
dafs  dieser  Bewegimg  die  neuen  Tmckverbote  zu  verdanken 
smd.  Aber  wenn  auch  ihre  Petitionen  Gehör  fanden:  die  Ko- 
alitionen als  solche  wurden  doch  als  uugeijetzlichc  und  gemein- 
gefährliche Bestrebungen  unterdrückt  und  dabei  wird  es  um  so 
leichter  zu  Härten  gekommen  sein,  als  die  jungen  Vereinigungen 
anscheinend  schon  sehr  Irüh  angefangen  hatten  ^  Kassen  zur 
Unterstützung  ihrer  Mitglieder  zu  gründen.  Von  dem  friedlirben 
Appell  an  die  Regierung  wandten  sich  die  nun  entstellenden 
„clubs''  und  ^societies'*  der  Arbeiter  aber  bald  zu  unmittelbaren 
Vorstellungen  und  Forderungen  an  die  einzelnen  Verleger  Die 
Gegensätze  spitzten  sich  zu,  und  es  kam  zu  Ruhestörungen  und 
*Tewaltthaten.  Im  Jahre  1725  griff  das  Parlament  ein.  Da« 
Gesetz  (12  George  1 24)  erklärte  alle  Satzungen,  Bekanntmachungen 
und  Vereine  von  WoUwebem,  Wollkämmern  und  Strumpf- 
wirkern, welche  den  Zweck  hatten,  Löhne  und  audere  Arbeits- 
bedingungen zu  beeinflussen,  f^lr  ungesetzlich  und  nichtig.  Arbeiter 
aller  Zweige  der  Wollindustrie,  welche  solche  clubs  begründen, 
ihnen  beitreten  oder  in  irgend  einer  Weise  ihnen  Unterstützung 
leihen^  oder  welche  sich  den  v<m  clubs  erlassenen  Bestimmungen 
unterwerfen^  werden  mit  Zuchthaus  bis  zu  drei  Jahren  bestraft.  lilit 
dem  Tode  bestraft  werden  sollte  jeder,  der  mutwillig  wollene 
Stoffe  auf  Webstühlen  und  Trockenstangen  oder  Werkzeuge  der 
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Wollindustrie  zerstörte  oder  zu  diesem  Zwecke  Einbruch  ver- 
tlbte.  Sieben  Jahre  Deportation  drohten  dem,  der  Verlegern 
oder  Arbeitern  der  Wollindustrie  dafbr,  dafis  sie  sich  den  Be- 
stimmungen und  Forderungen  eines  clubs  nicht  füeen  wollten, 
körperliche  Verletzungen  zufügte  oder  sie  durch  Ancbohung  von 
Brandstiftung,  Raub,  Eörperrerletzung  u.  s.  w.  einzuschüchtern 
suchte. 


Viertes  Kapitel. 
Vorschriften  über  Herstellung  und  Qualität  der  Stoffe. 


Den  Produzenten  zu  reeller  und  solider  Arbeit  anzuhalten 
und  dem  Konsumenten  eine  gute,  haltbare  und  preiswürdige  Ware 
zu  garantieren,  war  schon  der  Zweck  der  mittelalterlichen 
städtisch-zünftigen  Reglements  gewesen,  —  in  England  ebenso, 
wie  auf  dem  Kontinent  ^  Natürlich  handelt  es  sich  dabei  nur 
um  diejenigen  Stoffe,  welche  in  der  betreffenden  Stadt  gemacht, 
oder  doch  auf  ihrem  Markte  feilgeboten  wurden.  Femer  lag  es 
in  der  Natur  der  mittelalterlichen  Verhältnisse,  dafs,  wie  die 
Sitten  und  Trachten,  so  auch  die  zu  ihrer  Regelung  erlassenen 
Verordnungen  einen  stabilen  Charakter  trugen.  So  war  die  Auf- 
gabe für  die  städtischen  und  zünftigen  Organe  der  Gewerbe- 
polizei noch  verhältnismäfsig  leicht.  Die  Revolution  in  den  Ab- 
satzyerhältnissen  ändert  das.  Sie  wirkte  auf  die  Regelung 
der  Technik  in  demselben  Orade  ein,  wie  auf  die  Gewerbever- 
fassung. Wenn  Produktionsort  und  Absatzmarkt  weit  von- 
einander entfernt  waren:  wie  konnte  dann  noch  eine  lokale  Be- 
hörde im  Stande  sein,  fortdauernd  die  Fabrikation  so  zu  regeln, 
dafs  sie  den  Anforderungen  der  fernen  Abnehmer  entsprach  ?  — 
Wenn  eine  nationale  Industrie  entstand  und  eine  bestimmte  Sorte 
Tuch,  welche  in  mehreren  miteinander  konkurrierenden  Städten 
hergestellt  wurde,  trotzdem,  weil  für  ein  und  denselben 
Absatzmarkt  bestimmt,  in  allen  Stücken  von  gleicher  Gröfae, 
Schwere  und  Qualität  sein  niufste,  welchen  Zweck  hätte  da  eine 
Regelung  der  Technik  noch  gehabt,  wenn  jede  Stadt  isoUert 
und  nach  eigenem  Ermessen  vorgegangen  wäre?  —  Und  wie 
konnte  eine  Regierung,  die  in  der  Ausbildung  und  Förderung 
einer  solchen  nationalen  Industrie  eine  Hauptstütze  ihrer  Macht 
und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  sah,  deren  technische  R^elung 

^  Vergl.  Ochenkowski,  Englands  wirtschaftliche  Entwickelung 
im  Ausgange  des  Mittelalters.  Jena  1879,  Seite  75  ff.,  femer  Hibbert 
a,a,0.  Kap.  2. 
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ien   lokaleo  Organen  überlassen?  —  Der  Staat  murste  die  Auf- 
ibe.    so    schwierig   sie   auch  war,  in  die  Hand  nehmen*     Dazu 
mm  ja   noch,    dala   die   schnell   anschwellende  ländliche   Tuch- 
cherei ,    welche  gerade  in  besonderem  Mafae   für  auslilndisehe 
rkte   arbeitete,    den    stfidtisc^hen  lieglements  nicht  unterworfen 
fwar*     Die  Schwierigkeilen  einer  staatlichen  Regelung  der  Technik 
yaren    in  der  That  grofs  —  besonders  in  England,  wo  die  Woll- 
industrie   sich    fast   ilber  das  f^anze    Keich  erstreckte,  ohne  dafs 
man    doch    von    einer    Oleichförmigkeit    der   Fabrikation    hätte 
chen  können.    In  der  Regel  fassen  die  beztiglichen  Re^leraents 
stimmte  Stoffarten,  z.  B.  Breittuche,  oder  Schmaltuche^  oder 
•^lanelle   u.  s.  w.    ins  Auge   oder   fassen  auch  mehrere  Gruppen 
tisammen,  um  sie  gleichzeitig  zu  regeln.    In  dem  Falle  galt  also 
la«  Reglement  für  jede  Stadt  oder  Grafschaft,  in  der  solche  Stotfe 
emacht    wurden.     Ein    anderer  Typus   von   Gesetzen  wurde  flir 
stimmte  einzelne  Land  es  teile  oder  Süidte  erlassen,  um  deren 
fepectelle   Industrien   zu  regeln.     80  existieren  z.  B.  Specialregle- 
'iDents  ftir  Norwjch,  Kiddermünster,  Leeds  und  Worceater;   auch 
werden   die    nordenglischen    und    we^stenglisehen    Industriebezirke 
^ehrfuch  getrennt  behandelt.   Schliefslich  finden  sich  auch  mehrere 
lei^lements    gröfseren    Stils,    welche   in   vielen    Paragraphen   die 
imte  Tuchmacherei  de«  Staates,  nacli   Produktions  platzen  und 
^toffarten  geordnet,  auf  einmal  in  Angriff  nahmen.    Dieö  geschah 
2.  B.   1552  und  1G06. 

Wer  dieae  technischen  Reglements  vergleicht  mit  den  analogen 

besetzen«  wie  sie  andere  Staaten  erlassen  haben,   wird  bemerken, 

ib  der  Staat  in  England  —  bei  allem  Kifer  in  der  Förderung  der 

adustrie  —  doch    die  Masehen    seiner  Reglementierung  nicht  so 

Dg  gezogen    und  dem   individuellen  Vorgehen   der  Arbeitenden 

Hehr  Spielraum  gelassen  hat,  als  dies  z,  B.  von  der  französischen 

:ierang   geschah.     Dieser  sehr  wesentliche,  ftir  die  ganze  hier 

"^rage  kommende  Gesetzgebung  charakteristische  Unterschied 

rklärt   sich  daraus,    dafs   die  Staatsleitung    in  England    sich  zu 

'keiner  Zeit  damit  befafst  hat,  unmittelbar  anleitend,  unterweisend, 

man  möchte  siigen  „pädagogisch",  auf  die  Industrie  einzuwirken. 

Wo   man  auch  die  englischen  Reglements  aufsehlägt:  immer  hat 

man  den  Eindruck :    das  Gesetz  setzt  voraus ,    dafs  der  Weber, 

1er  Färber»  der  Walker  und  Tuchscherer  sein  Gewerbe  versteht; 

ifa  er  genau  weifs»    was  er  zu  thun  hat,  um  eine  gute,  zweck- 

ent«preehende    preiswerte  Ware  zu  erzielen;  es  zieht  nur  gewisse 

^wemge  allgemeine  Schranken,  welche  der  Verleger  oder  Arbeiter 

lieht  tiberschreiten  kann,  ohne  sich  strafbar  zu  machen,  innerhalb 

ieren   aber   der  technische  Prozefs   von  selbst  zum  Ziele  Ihtiron 

-  wofern  nur  nicht  die  unredliche  A  b  s  i  c  h  t ,  das  Gegenteil 

hii  thun,  vorliegt.  ^  Die  englischen  Reglements  wenden  »ich  daher 

^weniger  an  den  Verstand  als  an  das  (iewiäsen  der  Industriellen,  sie 

bekämpfen  nicht  technische  Unwissenheit,  sondern 

anehrlicheGesinnung.   Daher  sagen  die  Geaetze  nicli  t,  welche 
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Wolle,  welches  Garn  zu  diesem  oder  jenem  Stoff  zu  wählen  sei, 
auch  nicht  wie  grofs  die  Zahl  der  Fäden  in  der  Kette  und  im 
Elinschlag  sein  müsse,  damit  die  für  jede  Gattung  und  Qualität 
verschiedene  Stftrke  und  Schwere  des  Tuches  erreicht  werde  u.  s.  w. 
I^lan  kann  also  die  einschlägigen  Reglements  kaum  als  „tech- 
nische Vorschriften^  bezeichnen,  weil  iür  die  eigentliche  Technik 
fast  nichts  daraus  zu  entnehmen  ist.  Ihr  wirklicher  Inhalt  läist 
sieh  etwa  so  zusammenfassen:  sie  verfolgen  zwei  Ziele;  einmal 
wollen  sie  die  soeben  erwähnten  allgemeinen  „Schranken"  ziehen 
und  diese  bestehen  darin,  dafs  für  jede  Gattung  von  Stoffen 
ein  Normalmafs,  ein  Gröfsen  -  Standard ,  nämlich  Län^e  und 
Breite,  vorgeschrieben  wird,  wozu  seit  dem  XVI.  Jahrhundert 
auch  noch  das  Gewicht  als  wichtige  Ergänzung  hinzutritt.  Und 
sodann  handelt  es  sich,  als  zweites  Ziel,  darum,  im  einzelnen  die 
zahlreichen  Praktiken  zu  bekämpfen,  mit  deren  Hilfe,  auch  unter 
Einhaltung  der  obigen  Schranken,  schlechte  Ware  verkäuflich 
gemacht  werden  sollte. 

Schon  zu  der  Zeit,  wo  von  einer  nationalen  Tuchindustrie 
in  England  noch  gar  keine  Rede  sein  konnte  und  die  lokale 
städtische  Gewerbepolizei  noch  selbständiger  war,  hat  der  Staat 
doch  schon  reglementierend  eingegriffen.  Vom  Erlals  der  soge- 
nannten „Assize  of  measure"  im  Jahre  1197'  bis  zum  Jahre 
1353  war  Länge  und  Breite  des  Tuches  reichsrechtlich  geregelt 
Alle  Stücke,  welche  das  vorgeschriebene  Mafs  nicht  erreichten, 
verfielen  dem  Könige  Mit  Rücksicht  auf  die  Beschwerden  aus- 
ländischer Eaufleute  milderte  Eduard  III.  1353  das  herrschende 
Recht  dadurch,  dafs  er  die  Beschlagnahme  aufhob  und  daftir  be- 
stimmte, der  königliche  Stempel  solle  keinem  Stück  Tuch  ver- 
sagt werden,  aber  nur  dessen  wirkliches  Mafs  beglaubigen,  um 
so  die  etwa  vorhandene  Abweichung  von  dem  Normalmafs,  welches 
weiter  bestand,  zur  Kenntnis  des  Käufers  zu  bringen.  Nach 
Mafsgabe  dieser  Differenz  sollte  dapn  dem  Käufer  ein  entsprechender 
Preisabzug  gewährt  werden.  Das  blieb  der  Grundgedanke  auch 
in  allen  späteren  Gesetzen  bis  zum  ScLlufs  unserer  Periode.  Im 
Jahre  1439  ^  wird  fllr  das  ganze  Reich  als  allein  gültige  Mafs- 
einheit  für  das  Messen  von  Tuch  vorgeschrieben  „by  the  yard 
and  the  inch  and  not  by  the  yard  and  the  handful  —  according 
to  the  London  measure".  Und  zwar  soll  das  Tuch  auf  seine 
Länge  und  Breite  erst  gemessen  werden,  nachdem  es  gründlich 
durchnäfst  ist,  und  so  seine  mindestmögliche  Ausdehnung  hat. 

Natürlich  differenzierten  sich  die  Mafsvorschriften  im  gleichen 
Schritt  mit  den  Tuchsorten.  Neben  den  alten  „broad  dothes", 
d.  h.  grofsen,  schweren  und  auf  beiden  Seiten  stark  gewalkten 
Tuchen,  welche  für  Jahrhunderte  den  Stammartikel  der  englischen 
Tuchmacherei  bildeten,  tauchen  mit  der  Zeit  noch  etwas  leichtere 


*  Vergl.  Ashley,  Early  Engliah  Woollen  Industry,  Kap.  1. 
«  18  Henry  VI  Kap.  16. 
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und  e^^hmälere  Tuche,  half  clothe»,  kerseys  und  ötreights,  auf. 
Wahrscheinlich  waren  dies  Stoffe^  welche  von  einem  Weber  allein 
gewebt  werden  konnten^  während  flir  die  Herstellung  der  broad 
clotbes  (bis  ziir  Erfindung  der  „flying  Shuttle"  im  Jahre  1738) 
rwei  Weber  neben  einander  den  Webatuhl  bedienen  mufaten. 
Die  Stoffe  werden  in  den  Gesetzen  gewöhnlich  nach  dem  Namen 
der  rTrafechaften  oder  Stlidte  benannt  in  denen  sie  Mierst  gemacht 
wurden,  z.  B.  Devon shi re- k ersejs ,  Gloucester-clothes  u.  a.  Ea 
«cheiBt,  ala  ob  auch  für  dieselben  Tucharten  (aoweit  raan 
BfimUch  von  einer  Kontinuiült  der  Arten  über  Jahrzehnte  oder 
länger  hinaua  überhaupt  reden  kann)  mehrmals  die  Standards 
eeftndert  sind.  Am  wichtigsten  sind  in  dieser  Beziehung  die 
G€eetze  von  1464  (4^5  Edward  IV  cap,  1),  1535  (27  Henry  VIII 
cap.  12)  und  das  grotse  zusammenfasaende  Reglement  von  1552, 
in  dem  zum  erstenmal  auch  ein  bestimmtes  Mindestgewicht 
flir  jede  einzelne  Sorte  vorgeachrieben  wird  (5—6  Edw.  VI 
cap.  8),  Im  Jahre  1606  hebt  wiederum  ein  allgemeines  Regle- 
ment Jakobs  L  *  sämtliche  bisherigen  Bestimmungen  über  Länge, 
Breite  und  Gewicht  auf  und  ersetzt  sie  durch  neue  für  alle  Tuch- 
erbezirke  Englands.  Nebenher  laufen  noch  manche  Gesetze, 
dche  einzelne  neu  aufsuchende  Sorten  regulieren  oder  ältere 
Vor»chriften  für  schon  geregelte  Stoffe  wieder  einschürfen.  Das 
Gesetz  von  1606  ist  schon  das  letzte^  welches  den  Gegenstand 
tiXr  das  ganze  Reich  zu  regeln  unternimmt,  Seitdem  hat  man 
die  Fabrikation  der  gröfseren  Zahl  der  darin  aufgezählten  Stoffe 
—  besonders  soweit  sie  in  den  altern  Industriesitzen  von  Ost* 
und  Westengland  heimiseh  waren  —  hinsichtlich  der  Länge, 
Breite  und  des  Gewichtes  sich  selbst  llherla.ssen*  Dagegen  wid- 
mete sich  der  Staiit  nun  um  eo  mehr  der  Regelung  der  jungen 
IndiiBtrie  Nordenglands,  insbesondere  des  Industriebezirkes  We^t- 
Riding  in  der  Grafschaft  York.  Die  „new  draperv"  '"^  in  und 
um  Leeds  wurde  zum  erstenmal  1662  geregelt^  und  die  hierbei 
erbftienen  VorHehriften  über  Gröfee  und  Gewicht  der  drei  Stoff- 
kkaaen  werden  noch  1708  und  1724  revidiert^  sind  aber,  als 
«pftter  1738  und  1765  die  Gesetzgebung  sich  abermals  mit  jener 
Industrie  befafste,  anscheinend  fallen  gelassen* 

Es  wurde  oben  bemerkt,  das  zweite  Ziel  der  „techni sehen  ** 
Bcglementa  sei  gewesen ,  die  zahlreichen  ^M  i  fs b  r ä  u c  h  e""  zu 
bsikflinpfen,  welche  nicht  nur  aus  Ungeschick  oder  Nachliissigkeit» 
iCNiderD  mehr  noch  aus  der  bc^wuCsten  Absicht  enti^prangen, 
minderwertige  Ware  durch  allerlei  Vertuschungsmittel  als  gute 
erscheineil  «u  lassen,  um  so  durch  geringere  Produktionskosten 
bei  glejchen  Preisen  höhere  Profite  zu  machen.  Wer  die  lange 
Beibe  der  techmschen  Reglements  durchliest,  wird  bemerken^  dafs 
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clieser  Kampf  gegen  die  ^deeeits  and  abuses^  den  eigentlichen  Kern 
der  Gesetze  ausmacht.  —  Es  läfst  sich  wohl  allgemein  behaupten, 
dais  der  „  Handelsgeist" ,  wie  er  durch  Ausbildang  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise  das  patriarchalische  Verhältnis 
zwischen  Meister  und  Gesellen  aufhob  und  den  unheilvollen  G^;en- 
satz  zwischen  Kapital  und  Arbeit  schuf  —  in  demselben  ]£ilae 
und  in  analoger  Weise  auch  zersetzend  auf  die  ReelUtät  der 
Produktion  eingewirkt  und  so  auch  hier  ein  gespanntes  Verhält- 
nis, nämlich  zwischen  Fabrikant  und  Käufer  der  Ware  hervor- 
ferufen  oder  mindestens  verschärft  hat.  Nicht  als  ob  in  den 
leiten  der  alten  zünftigen  Tuchmacherei  keine  unreelle  Ware  — 
oder  als  ob  später  im  Zeitalter  der  Industrie  keine  anständige 
Fabrikation  existiert  hätte.  Aber  eine  gewerbsmäCsig  und  plan- 
voll betriebene  Schwindelindustrie  war  doch  unter  dem  2junft- 
regime  unmögUch:  dafs  sie  aber  seitdem  grofse  Verbreitung  ge- 
funden hat,  ist  bekannt  —  und  dafs  sie  in  der  englischen  Tuch- 
macherei schon  am  Ausgange  des  Mittelalters  blühte,  beweisen 
eben  unsere  Reglements.  Je  mehr  sich  der  Händler  in  einer  oder 
in  mehreren  Instanzen  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten 
einschiebt,  desto  geringer  wird  des  ersteren  moralische  und 
wirtschaftUche  VerantwortUchkeit  gegenüber  dem  letzten  Ab- 
nehmer. Auch  war  es  natürlich,  wenn  sich  dem  ohnehin 
schon  wurzellosen  Stande  der  Tuchverleger  in  den  Zeiten  des 
schnellen  Autblühens  der  Industrie,  besonders  unter  den  Tudors, 
allerlei  zweifelhafte  Elemente  zugesellten,  welche,  wie  es  oft 
von  den  Zeitgenossen  bezeugt  wird,  die  guten  Zeiten  benutzen 
wollten,  um  durch  schnelle  Produktion  billiger,  aber  schlechter 
Waren  von  den  hohen  Gewinnen  der  älteren  und  besseren  Firmen 
etwas  zu  profitieren.  Es  sind  immer  die  clothier  selbst,  nicht 
ihre  abhängigen  Weber  u.  s.  w.,  welche  in  den  Gesetzen  als  die 
eigentlichen  Urheber  der  schlechten  Arbeit  angesehen  werden. 
Und  der  Staat  bekämpft  ihre  Praxis  nicht  allein  als  Quelle  wirt- 
schaftlicher Schädigung  der  besseren  Konkurrenz  und  der  Kon- 
sumenten, sondern  daneben  macht  sich  noch  ein  anderes,  ftlr  jene 
Zeit  charakteristisches  Motiv  geltend,  das  in  allen  präamoulis 
der  Reglements  wiederkehrt.  Wie  die  mittelalterliche  Stadt  fär 
die  Produkte  ihrer  Bürger,  so  fühlte  sich  der  werdende  Grolsstaat 
ftlr  die  Produkte  seiner  Industrie  verantwortlich  vor  dem 
Auslande.  Die  Ehre  der  Nation  und  der  Krone  verlangt,  dafs 
englisches  Tuch  im  Auslande  seinem  Namen  und  dem  königlichen 
Stempel  keine  Schande  mache ;  der  Ruf  des  Landes  soff  nicht 
durch  Schundware  befleckt  werden.  Daher  verlangt  der  Staat 
in  allen  Reglements,  dafs  jeder  einzelne  Tuchmacher,  Weber  und 
Walker  sich  dieser  Ehrenpflicht  immer  b^svufst  bleibe.  Thut  er 
es  nicht,  so  wird  sein  Verhalten  nicht  nur  als  Betrug,  sondern 
als  unpatriotisch  gebrandmarkt,  weil  er  sich  durch  „private  Ge- 
winnsucht", wie  es  gewöhnlich  helfet,  hat  verleiten  lassen,  der 
nationalen  Sache  zu  schaden. 
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Der  Kampf  gegen  den  Schwindel  in  der  Tuchraficherei  be- 
Kinnt  mit  dem  schon  erwähnten  Gesetz  von  1465  —  demselben, 
reiches  auch  den  Kampf  gegen  die  Auabeutung  der  Heimarbeiter 
"Siirch  die  Verleger  (Truck  u.  8.  w.)  eröffnete.  In  der  Einleitung 
heiiat  es,  die  englischen  Tuchraaclicr  (solche  übertreibenden  Ver- 
allgemeinerungen sind  häufig!)  h^ttten  so  betrügerisch  gearbeitet, 
dafs  das  Tach  im  Auslande  seinen  Ruf  verliere,  „to  th<^  great 
ahame  of  this  Und".  Von  nun  ab  folgen  Klagen  auf  Klagen, 
oamentlieh  unter  den  Tudors.  Im  Jahre  1483  heilst  es,  das 
Gewerbe  sei  durch  die  ünreelhtät  so  in  Verfall  geraten,  dafs  nur 
die  strengsten  Strafen  den  Absatz  im  Ausland  noch  retten 
könnten.  Nachdem  dann  inzwischen  mehrere  Gesetze  dagegen 
erlassen  waren  \  hören  wir  1552,  die  clotbiers  seien  in  ihrer 
^nackten  Gewinnflucht '^  nur  noch  von  dem  einen  Bestreben 
besedt,  m^ichst  viele  Ware  auf  den  Markt  zu  werfen.  Der 
AagenbllckBerfolg,  die  Sucht  schnell  reich  zu  werden,  ersticken 
jede  andere  Rücksicht,  allenthalben  triumphier li  der  Schwindler 
über  die  ehrlichen  Leute.  —  Wir  verfolgen  diese  Klagen  nicht 
weiter,  sondern  gehen  nur  noch  kurz  auf  die  Natur  der  Ver- 
riebtUDgen  ein,  welche  in  ihrer  Gesamtheit  die  unreelle  Fabri- 
kation ausmachten. 

Die  Herstellung  wollener  Stoffe  und  inabesondere  der  Tuche 
boetel  bekanntlich,  -weil  sie  aus  vielen  Teiloperationen  besteht, 
und  von  Laien  schwer  nachzuprüfen  ist^  reichlich  Gelegenheit 
t\im  Betrug.  Man  wählte  billiges,  schlechte«  Garn,  oder  ver- 
miBchte  einen  kleinen  Teil  guten  Garns  mit  Gespinsten  aus 
Lammwolle,  aus  Wollabtällen  oder  aus  Kunstwollc,  d.  h.  wieder 
m  Wolle  verwandelter  Garn-  und  Zeugreste  oder  Kleiderlurapcn. 
(Verfiihren,  welches  seitdem  die  Grundlage  einer  vei-breiteten 
geworden  ist,  war  damals  noch  gesetzlich  verboten, 
sparte  man  an  Garn,  indem  man  die  Stoffe  absichtlich 
ter  weben  liels,  also  \veniger  Fäden  in  Kette  und  Einschlag 
rwandte,  als  zur  Herstellung  einet  guten  vollen  Tuches  der 
efFenden  Art  notwendig  und  in  der  recüen  Tuchmacherei 
rkömmUch  war.  Kam  das  lockere  Gewebe  dann  in  die  Walke, 
im  sich  zu  verdichten  und  zu  verfilzen,  so  schrumpfte  es  natür- 
^  :h  wegen  seines  geringen  Gamgehaltea  dermafsen  zusammen, 
es  eelbst  nach  dem  Trocknen  und  dem  dabei  Üblichen 
zu  starken  Ausspannen  nicht  entfernt  wieder  die  gesetz- 
be  Normalgröüe  erreichen  konnte.  Es  wurde  deshalb  aal 
den,  in  den  Gesetzen  häufig  erwähnten  ^tentejTB**,  d.  h.  Spann- 
rahmen, die  K.  T.  mit  einer  Winde  versehen  waren,  — 
_  in  die  Länge  und  Breite  gereckt,  bis  es  wieder 
gelidrige  Gröfse  erlangt  hatte.  Natürlich  bekam  das 
Tocfa  dabei  fadenscheinige  Stellen  und  Risse«  Diese  wurden 
dum  mit  Flockwolle  oder  GamabfUUen  notdürftig  gestopft  und  die 
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betreffenden  Stellen  mit  Kreide^  Stärke,  Mehl  Puder  u.  8.  w, 
vertuBcht  Bei  den  Tuchen,  welche  ungefärbt  und  unappretierV 
also  im  rohweifsen  Zustande  ins  Ausland  verkauft  wurdeii 
was*  wenigstens  ftir  den  Export  nach  den  Niederlanden  und 
Hamburg,  bis  ins  XVII.  Jahrhundert  hinein  noch  die  Regel  war  — 
brauchte  der  enghache  Tuchmacher  weiter  keine  Manipulationen  vor- 
zunelinien.  Mit  der  Färberei  und  Appretur  kamen  aber  nattirlicb 
noch  eine  ganze  Reihe  weiterer  Gelegenheiten  zum  Betrüge,  Die 
Verwendung  unechter  Farben  war  ein  häufig  bekämpfter  Übel- 
stand;  auch  unterlicfaen  es  viele  Tuchmaclier,  solche  Stoffe,  welch< 
Ächwarz  getkrbt  werden  sollten»  vorher  aublauen  zu  lassen,  sodaft. 
das  Schwarz  sich  beim  Tragen  nicht  hielt  In  der  Appretur 
bekämpften  die  Gesetze  in  emter  Linie  die  immer  mehr  uro  sich 
greit'endo,  schÜefalich  aber  jjceduldete  Gewohnheit,  statt  der  natür- 
lichen Diestelkiuden  künstliche  Drahtkarden  beim  Rauhen  det 
Tuches  zu  verwenden  —  wahrscheinlich  weil  sie  billiger  waren, 
länger  hielten  und  auch  intensiver  auf  das  Tuch  einwirkten  — 
aber  nur  zum  Nachteil  desselben,  weil  es  gerade  beim  Rauhen 
auf  eine  fein  abgestiifte  Wirkung  ankam.  \A  ährend  e«  jetzt 
allgemein  tiblich  ist^  das  Rauhen  mechanisch  verrichten  zti 
lassen,  begann  man  in  England  erst  im  XVI.  Jahrhundert,  eine 
Mascliine,  die  „gig-mill"*.  dabei  zu  verwenden  und  zwurzunächat 
und  lange  Zeit  nur  in  der  örafeehaft  Gloucester.  Im  Intereaae 
der  Rauharbeiter,  welche  dureh  die  arbeitsparende  l^lascbine  «ehr 
bedroht  waren  ^  und  vielleicht  auch ,  weil  die  Wirkung  der 
Maschine  auf  die  Stoffe  zu  scharf  war,  verbot  ein  Gesetz  von!] 
1552  *  ihre  Anwendung.  —  Schlechten  oder  minderÄ^erticea 
Stoffen  wurde  durch  heifses  Preisen  ein  sehr  vergänglicher' 
Schimmer  verlielien.  Sehr  beliebt  war  e^  auch,  die  Stücke  nur 
an  dem  einen  Ende  ordentlich  zu  färbeu  und  zu  appretieren. 
Da  die  Tuche  immer  zusammengerollt  auf  den  Markt  kamen, 
so  war  es  leicht,  auf  diese  Weise  unkritische  Käufer  zu  be- 
trügen. Unter  allen  diesen  und  ähnlichen  unredlichen  Oeschäfta-! 
Praktiken  wurde  keine  so  häufig  und  so  energisch  bekitmpft,  wie 
das  Ausrecken  der  zu  kurzen  Tuche  und  die  Verwendung  von 
Streckroaschinen  dabei.  Die  Hegen  maisregeln  bestanden  nattlrlich 
nur  in  epecialisi orten  Verboten  nebbt  den  zugehr irigen,  oft  sehr 
hohen  Geldstrafen,  sowie  in  den  vorbeugenden  KontroU- 
vorschriften,  auf  welche  im  nflehsten  Kapitel  zurückzukommen 
sein  wird,  Auf  Verwendung  einer  Streck masch ine  stand  2,  B. 
eine  Geldstrate  von  20  £\  wer  ein  Stück  Tuch  tiber  ein  ge- 
wisses Mafs  hinaus  streckte,  zahlte  5  i?  Strafe^,  u.  s.  w.  Für 
die  Färberei  werden  wiederholt  die  Farben,  welche  allein  gebraucht 
werden   dürfen,   vorgeschrieben^.     Ein  Gesetz   von   1549^    mufa 
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als  dasjenige  bezeichnet  werden,  welches  den  MifsbnJuchen  in 
der  Färberei  und  Appretur  zum  erstenmal  energischer  zu 
Leibe  ging. 

Das  Bild,  welches  wir  von  der  staatlichen  Regelung  der 
Fabrikation  zu  geben  suchten,  wtirde  nicht  vollständig  sein,  wenn 
wir  nicht  noch  einen  Punkt  berührten,  der  tur  die  richtige  Be- 
urteilung der  Aufpibe,  welclie  »ich  der  Staat  gesetzt  hatte,  ge- 
rade besonders  wichtig  ist.  Wir  wieeen  schon  oben  daruuf  hin, 
wieviel  schwieriger  jene  Aulgabe  wurde,  als  der  Staat  sie  von  den 
Städten  mehr  und  mehr  Ubernabm,  Die  Schwierigkeit  hig  einmal  in 
den  viel  gröfseren  Dimensionen,  und  sodann  in  der  Kom- 
plisierungderRücköichtcn,  die  sowohl  auf  die  Produxenten 
wie  auf  die  Konsumenten,  insbesondere  die  auswärtigen  Absatz- 

Se biete  in  stets  wachsendem  Jlatse  zu  nelimeo  waren.  Es  konnte 
aber  nicht  ausbleiben,  dals  die  technische  Regelung  zuweilen 
eioea  etwas  twistenden  ^  experimentierenden  Charakter  trug,  und 
Abänderungen  hiiutig  waren.  IrrtümlicherweiJäe  iiat  man  darin 
oft  den  Bt?\\  eis  dafür  sehen  wollen ,  dafs  diese  ganze  staatliche 
ThAtigkeit  eine  innere  Unra^igliclikeit  und  verlorene  Mühe  ge- 
wesen »ei.  Aber  in  Wirklichkeit  beweisen  jene  Erscheinungen 
nur,  dafs  es  eben  in  einer  Zeit,  in  der  die  Mittel  zur  Erkenntnis 
der  wirtschaftlichen  Zustände  ^rolst^r  Gebiete  noch  so  unvoli kommen 
waren ,  ftir  die  Centralregicrung  auch  bei  dem  beaten  Willen  nicht 
leicht  war,  schon  bei  der  Vorbereitung  der  Gesetze  sich  über  die 
Möglichkeit  ihrer  allgemeinen  Durchfahrung  genau  zu  orien- 
tieren —  daÜB  viele  Thatsachen  und  Zustände  e-rst  offenbar 
urden,  wenn  sie  mit  den  neuen  Gesetzen  in  Berührung  kamen. 
Und  fenier  b€wei8i?n  jene  Erscheinungen  ,  dafs  der  Staat  trotz 
dieser  Schwierigkeiten  nicht  abtiefs,  verbessernd  einztipreifen  — 
eventuell  auch  durch  o ach trä glicht*  Lockerung  oder  Autbebung 
von  Kegleiuents.  —  Alle  nicht  liir  den  Verkauf  bestinimten  Stofle 
waren  liberhaupt  von  Anfang  an  von  jeder  Regelung  ausge- 
Messen,  deagleichen  auch  schon  früh  (1389)^  j^ wisse  grobe 
ToUtuche.  die  nur  fUr  den  Gebrauch  von  Arbeiteleuten  in  und 
•iifserhalb  Englands  gemacht  wurden.  Auch  die  Gesetze  von 
1483  und  1522  dispensierten  eine  Anzahl  Stoffe  von  den  bereits 
eriaesaDen  GrÖfBenvorschriften ,  z,  T.  mit  der  Begründung  dafs 
es  bei  ihnen  darauf  ankotnme,  eine  sehr  billige  Ausfuhrware  zu 
erzielen,  auf  deren  Gleichniäfsigkcit  in  Gröfse  und  Qualität  die 
Kaufleute  kein  l>eaonderes  Gewicht  legten.  Nach  demselben  Grund- 
sätze behandelte  man  1541  ^  gewisse  in  Ostengland  gemachte 
kersejS}  sofern  sie  eine  bestimmte  Preisgrenze  nicht  überschritten^ 
tind  flir  die  Ausfuhr  bestimmt  waren.  Damals  trat  aber  schon 
noch   ein   anderer  (Tedanke  auf,  der  von  nun  ab  wiederholt  das 
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Motiv  für  AbänderuDgen  von  Jlafevorschriften  abgab:  es  hmb 
nämlich,  das  RcglemeDt  habe  fiir  tlie  Stoffe  ein  Mafs  vorgesclirieb 
welches  die  Weber  noch  niemals  seit  Beatehen  der  Industrie  eingehal  t 
hätten.  Auch  könne  der  Weber^  der  mit  so  ungleich  ausfaUendem, 
groben  Garne  zu  arbeiten  habe,  unmöglich  dafür  einstehen ,  dafii 
alle  Stücke  j  auch  wenn  sie  in  gleicher  Länge  vom  Webstuhl 
ki^men,  mm  auch  nachher,  wenn  vorschriftsmäfsig  durchnäfet  in 

fleichem  Mafse  einliefen  und  ako  nicht  verschieden  groia  würden* 
)ie  Leute  hätten  nur  die  Wahl  zwischen  Aufgabe  ihres  Gewerbea 
oder  fortwährenden  Scherereien  mit  den  Behörden. 

Im  Jahre  1552  *  hatte  die  Regierung  vor  Erlafs  eines  grofsen 
allgemeinen  technischen  Reglements  sich  besonders  bemüht,  die 
wirklichen  Verhältnisse  der  weit  versprengten  und  nach  Beeirken 
so  verschiedenen  Tuchmaeheret  gründlich  kennen  zu  lernen,  auch 
zu  erfalireRj  welche  berechtigten  Wünsche  und  &wartungen  die 
Intereßsenten  selbst  für  die  Reglementierung  hegten,  um  das  Oesets 
auch  wirklich  ausftihrbar  zu  machen.  Sie  Hefa  daher  eine  grofse 
Zahl  reeller  Verleger,  Tuchhändlerj  Gewandschneider^  Appreteure, 
und  andere  Handwerker  von  eber  Koramission  des  Parlaments 
vernehmen  und  die  Elrgebnisse  der  Untersuchung  der  Gesetses- 
arbeit  zu  Grunde  legen  ^.  Infolge  dieses  Zusammenarbeitens  wurde 
durch  Festsetzung  eioea  Mindestgewichtes  für  jede  Gattung 
und  Qualität  der  Stoffe  eine  weitere  Garantie  für  solide  Arbeit 
geschaffen.  Andrerseits  wurden  nun  für  Länge  und  Breite  gewisse 
Spielrflume  von  1 — 2  Ellen  bezw.  Zoll  eingeJRihrt,  da  sieh  hierfür, 
wie  oben  erwähnt,  ein  Bedürfnis  gezeigt  hatte.  Scljon  nach  fllnf 
Jahren  erbaten  und  erlangten  die  clothier  eine  weitere  Lockerung 
der  Bestimmungen.  Sämtliche  Vorschriften  über  Länge,  Breite 
und  Gewicht  wurden  revidiert  und  abgeändert".  Aber  die  Ver- 
leger von  Wilts,  Gloucesler,  Somerset  und  Oxon  petitionierten 
nach  zwei  Jahren  von  neuem;  auch  bei  richügem  Gewicht,  also 
genügender  Fädcnzahl»  fielen  die  Stoffe  dennoch  nach  dem  Wulken 
verschieden  in  der  Breite  aus,  je  nachdem,  ob  das  Garn  seiner 
Katur  und  seiner  Verarbeitung  nach  wirklich  so  gleichmäfsig  sei, 
wie  es  üufserlicli  scheine.  Die  Mindesibreite  Jer  einzelnen  Sorten 
wird  daher  noch  weiter  herabgesetzt.  Im  Jahre  151*3  wurde  auch 
für  andere  Stoffe  dieselbe  Erleichterung  gewährt,  um  aber  keine 
tibermäfsige  Willkür  einreifsen  zu  lassen,  die  Strafe  fiir  Über* 
länge  ^    und    Unterbreite   verdoppelt.    —  Auch  die  Rücksicht  auf 
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'  Verfft,  das  Präiambultim  des  Ge^etzee. 
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*  Die  Überlange  iu  verbieten  war  notwendig,  weil  die  Abgaben 
von  Tuch  bei  der  Auafuhr  niieb  denn  StÜuk  und  nickt  nach  der  Zahl  der 
EJlen  bemeBBen  wurden.  Es  kam  daher  häafig  vor,  dafs  Kauf  leute  Stücke 
von  ungewöhidicher  und  unerlaubter  LAnge  bestellten,  um  auf  diese  Weise 
grofse  Siengen  Tuch  unvprasolit  zu  exportieren  —  zum  Nachteil  der  an- 
ötitBdigen  Konkurrenz  (vergl.  14  Elizab.  Kap.   10.     1572). 
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rechselnde  Wünsche  und  Bedürfnisse  ausländischer  Re- 
[ienm|::en  und  Kaufleute  nötigten  mituoter  den  Staat  selbst,  von 
la-  strengen  Durchführung  der  Gesetze  abzusehen,  um  nicht  das 
_ enteil  aessen  zu  bewirken,  was  er  erstrebte.  So  wurde  z.  B. 
Jahre  lü08,  unter  Jakob  L^  der  nach  Rufsland  und  Polen 
handelnden  Eastland- Company  gestattet^  mit  Iiücksicht  auf  die 
LVerhältniÄse  ihres  Absatzmarktes  auch  solche  Tuche  (aus  Suffolk, 
ssex,  Somerset  und  Gloucester)  dorthin  zu  verscliiflfen ,  welche 
mehr,  als  die  Reglements  gestatteten,  ,, gestreckt"  waren.  Die  Zahl 
^dieser  Tuche  wurde  aber  auf  ^U  000  Stück  beschränkt  ^  Als  die 
;ieruDg  1631  beabsichtigte,  die  „toleratton",  wie  man  solche 
spense  nannte ,  aufzuheben ,  baten  die  clolhier  und  Friedens- 
richter der  betreffenden  Orafschatten  dringend,  alles  beim  alten 
ZQ  lassen.  Die  Regierung  gab  nach-.  Aber  im  Jahre  1637 
Terbot  der  polnische  Reiehatag  die  Einfuhr  der  stark  gestreckten 
Tuche,  verlangte  dagegen  eine  Ausdelinung  derselben  in  Liinge 
und  Breite,  welche  wiederum  den  enghsclien  Reglemeuts  wider- 
sprach. Die  Regierung  erliefs  aucli  jetzt  dementäprechende  Ver- 
ordnungen^. Ein  Jahr  später  wurde  der  Levante- Company  die- 
selbe ^toleration"  zugestanden,  welche  früher  die  Eastland-Com- 
panj  besessen  hatte*.  Es  ist  aozunehmen,  dafs  ähnhche  Fälle 
sich  mit  der  Ausbreitung  der  überseeischen  Absatzgebiete  noch 
oft  wiederholt  haben. 


>  State  Papers  Charles  I,  voL  407  Nr.  07. 
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Fünftes  Kapitel. 
Die  Kontrolle  dar  Fabrikation. 


Die  Kontrolle  über  die  Ausfllhrung  der  iDdustriereglements^ 
also  auch  der  „technischen^  Bestimmungen,  las,  wie  die  aller 
anderen  Verwaltungsgesetze ,  hauptsächlich  in  den  Händen  der 
Friedensrichter  in  den  Grafschaften.  Aber  die  kompliziorte 
Natur  der  technischen  Vorschriften  und  Verbote  einerseits,  und 
die  Schwierigkeit ,  Übertretungen  innerhalb  so  umfassender  Be- 
zirke wirklich  zu  verhindern,  andererseits,  zwangen  den  Staat 
schon  früh,  diese  Eontrolle  den  Ora&chaftsbeamten  nicht  allein 
zu  überlassen ,  sondern  hierfür  noch  l>esondere  Organe  zu  schaffen, 
wobei  ihm  die  zünftige  Tradition  ja  entgegenkam,  da  von  aiters- 
her  die  Stadtobrigkeiten  imd  die  Obermeister  der  Zünfte  die 
Warenschau  ausgeübt  hatten.  Bei  der  Regelung  der  Wollindustrie 
hat  der  englische  Staat  auf  keinem  Gebiet  verhältnismäfsig  so 
sehr  in  die  Einzelheiten  eingegriffen,  wie  gerade  hier,  in  dei 
technischen  Kontrolle.  Aber  man  mufs  auch  gleich  hinzuftigen, 
dafs  die  staatliche  Einmischung  selbst  hier,  ähnlich  wie  es  das 
vorige  Kapitel  gezeigt  hatte,  nur  sehr  zurückhaltend,  vielleicht 
sogar  unzureichend  gewesen  ist.  Bei  dem  Kontrollverfahren 
handelte  es  sich  um  zwei  Aufgaben:  erstens  zu  verhindern,  dats 
schlechte  Stoffe  überhaupt  feilgeboten  werden  konnten  und  so 
den  Käufern  eine  gewisse  Garantie  zu  geben  und  ihnen  die 
Mühe  und  Sorge  des  Nachprüfens  ganz  oder  teilweise  abzunehmen; 
zweitens  sollte  die  Kontrolle,  zurückwirkend,  den  schuldigen  Tuch- 
macher und  Weber  ermitteln  und  dem  Strafrichter  überliefern. 
Es  war  schon  alter  Zunftbrauch  auch  in  EIngland  gewesen,  dab 
jeder  Meister  seine  Ware,  als  von  ihm  herrührend,  durch  eine 
Webermarke  kennzeichnen  mulste.  Diese  Satzung  oder  Gewohn- 
heit gewann  an  Wert,  je  mehr  das  Gewerbe  aus  den  städtischen 
Dimensionen  herauswuchs  und  zu  einer  für  gröfsere  und  ent- 
ferntere Absatzgebiete  arbeitenden  Industrie  wurde  —  je  mehr 
iJso  infolgedessen  die  Gefisdir  vorlag,  dafs  dem  Produzenten  das 
Gefühl  der  Verantwortlichkeit   ftir  seine  Produkte  verloren  ging. 
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Deshalb  iButste  der  Staat,  ak  er  die  Regelung  der  Wollinduetrie 
gaiiK  ilbemahm.  auch  jene  Verpflichtung  seinen  Reglements  ein- 
mgen*  Zum  erstetimal  geschah  ea  in  einem  Gesetz  von  ISL*^  *, 
jedoch  iB  einer  Form,  als  handele  es  sich  eben  nur  um  eine 
auTaer  Übung  gekommene,  aber  eigentlich  selbstverständliche 
Pflhcht,  die  mm  wieder  eingeschfirft  wird.  Jeder  Tuchv^eber  soll 
alao  aein  Zeichen  (später  heifat  es  seinen  vollen  Namen)  an  dem 
Tuch  anbringen;  die  Verwendung  fremder  Marken  wird  aus- 
drücklich verboten.  Seit  1535  mttseen  aufser  den  Webern  auch 
noch  deren  Verleger  ihren  Namen  und  Wohnort  anbringen 
lassen. 

Wir    erwähnten    im    vorigen    Kapitel,     dals    der    Staat   im 
Mittelalter  seine  technbche  Regelung  darauf  beschränkte,  Länge 
und  Breite  der  Tuche  zu  bestimmen^  im  übrigen  aber  die  Städte 
und  Zünfte,  oder  das  Belieben  der  Einzelnen  walten  lieia.    Dieser 
Haltung  in  der  Geaetzgebung  entspricht   auch  die  staatliche  Or- 
ganisation der  Kontrolle  in  der  älteren  Zeit,     E(wa  100  Jahre 
nach  der  ^assize  of  measure"'  tauclit  daa  Amt  des  königlichen 
Tucbmessers   (aulnager)  auf*;   es  wird  121*8  zuerst  erwähnt 
Diese  Beamten  hatten  die  Tuche  zu  messen,  mit  dem  königlichen 
^^appen  zu  stempeln  und  dafür  eine  Gebtihr  zu  erheben     Stoffe, 
^Bdche    nicht    das   vorgeschriebene   Mals    hatten,    verfielen    dem 
^Könige.    Seit  1553  wiurde  damit  die  Erhebung  einer  Steuer  ver- 
banden  und    damit    biir^wte    es   sich   ein ,     dafa    das    Amt  des 
aulnager  verpachtet  wurde.    \\'ahrscheinlicli  datiert  auch  von  daher 
die  altmählicbe  Umwandlung  des  Amtes  in  ein  Finanzunternehmeny 
das  mehr  und  mehr  seine  Bedeutung  ftir  die  Kontrolle  der  Tuch- 
maoberei   verlor,     Ak   man  im  XIV.  Jahrhundert  aufhörte,   die 
Tuche  von  ungesetzlicher  Länge  und  Breite  zu  konfiszieren«  fiihrte 
man  dafUr  Geldstrafen  ein,  die  nach  der  Zahl  der  fehlenden 
Ellen   oder  Zolle  bemessen  w^urden.     An  dieser  Praxis  hielt  der 
ätaat  bis  zum  Schlufs  dcT  Periode  fest^  und  ebenso  blieb  es  auch 
Grundsatz    aUer   späteren    Reglements*    dafs  kein  ungestempeltes 
Stück  feilgeboten  werden  dtirfe.     Das   Gesetz   von  1465^  befahl 
^^sn   KontroUbeamten^   alle  Tuche  von  vorschriftsmäfsiger  Gröfse 
^bt  2»  alle  ^falschen"  aber  mit  1  Stempel  zu  versehen  und  über 
^De  Stucke   und   deren  Eigentümer  RegistcT  zu   führen.     1483* 
wurde  vorgeschrieben,  es  sollten  zu  königlichen  Kontrollbeamten 
vom  ^treasurer"  nur  noch  gelernte  Tuchmacher  ernannt  werden, 
deren  Amtsbezirke  in  Stadt  und  Land  genau  abzugrenzen  seien. 

■ter  spätere   Übergang    der    sta/itlichen   Schau   auf  Organe    der 
elbstverwaltung   ktlndigt  sich  anscheinend  schon  jetzt  an, 
indeni    die  Beamten    nicht  mehr,    wie  früher,    das   Siegel  des 
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Königs,  sondern  in  den  Städten  das  Stadtsiegel,  auf  dem  Lande 
das  der  Grafschaft  zu  führen  haben.  Da  aber  sjpäter  doch  wieder 
von  dem  königlichen  Siegel  der  „aulnager**  die  Rede  ist,  so  ist  vielleicht 
schon  damals  eine  teilweise  Spaltung  des  Amtes  eingetreten. 
Seit  1535^  mufsten  die  Tuchverleger  selbst,  bevor  sie  die  Ware 
dem  Schaubeamten  vorlegten,  Länge  tmd  Breite  des  Tuches  darauf 
durch  eigenen  Stempel  (Plombe)  kenntlich  machen.  Wer  sich 
dabei  zu  falschen  ^gaben  verleiten  liefs,  hatte  den  doppelten 
Wert  des  Stückes  als  Strafe  zu  zahlen.  Wurde  er  aber  oarauf 
ertappt,  dafs  er  die  Schau  umgehen  wollte,  so  wurde  seine  Ware 
konnsziert. 

Es  wurde  aber  immer  schwieriger,  den  Kampf  gegen  die 
Geschäftskniffe  der  Tuchmacher  zu  führen,  solange  diese  und 
ihre  Arbeiter  während  des  Arbeitsprozesses  selbst  ganz  un- 
kontrolliert blieben  und  den  Beamten  erst  das  fertige  Fabrikat 
zu  Gesichte  kam,  dem  man  es  dann  ohne  zeitraubende  Mani- 
pulationen nicht  mehr  ansehen  konnte,  wie  es  zustande  gekommen 
und  ob  es  nicht  nur  auf  den  Schein  gearbeitet  war.  Deshalb 
verpflichtete  ein  Gesetz  des  Jahres  1549^  die  Magistrate  in  den 
Städten  und  die  Friedensrichter  auf  dem  Lande,  eine  Anzahl 
„unparteiischer",  unbescholtener  Männer  zu  „overseers"  zu  er- 
nennen und  zu  vereidigen,  welche  den  Auftrag  erhielten,  sich 
durch  Lokalinspektionen  in  den  Werkstätten  der  Appreteure, 
Tuchmacher  und  Färber,  sowie  in  deren  Lager-  und  Verkaufi- 
räumen  davon  zu  überzeugen,  dafs  bei  der  Appretur  und 
Färberei  (wo  die  Versuchung  zu  unreeller  Arbeit  am  grOüsten 
war)  keine  unlauteren  Mittel  angewandt  wurden.  Die  overseers 
müssen,  bei  10  i^  Strafe,  mindestens  einmal  vierteljährlich  jedes 
in  Frage  kommende  Haus  aufsuchen.  Wer  ihnen  den  Elintritt 
verweigert,  wird  zu  20  £  Strafe  verurteilt.  Diese  Organisation 
scheint  sich,  zunächst  als  Ergänzung  und  Unterstützung  der 
Kontrolle  von  Seiten  der  königlichen  Beamten,  bewährt  zu  haben. 
Sie  wird  daher  in  dem  grofsen  Reglement  von  1552  und  in 
dessen  Ergänzungsgesetz  von  1557  weiter  ausgebaut  und  ins- 
besondere noch  mehr  dazu  herangezogen,  um  die  Umgehung  der 
Schau  und  des  Stempelzwanges  nebst  Gebühr  zu  verhindern. 
Die  overseer  müssen  bei  ihren  jetzt  häutigeren  Hausinspektionen 
alle  Stücke  daraufhin  ansehen,  ob  sie  in  Gröfse  und  Gewicht 
vorschriftsmälsig  sind,  und  ob  die  Eigentümer  die  etwaige 
Differenz  von  der  gesetzlichen  Norm  auch  ehrlich  auf  ihren 
Stempeln  vermerkt  haben.  Insbesondere  sollen  sie  gegen  das 
Strecken  der  Tuche  einschreiten.  Alle  tadellosen  Tuche  haben 
die  overseer  mit  dem  Siegel  ihrer  Stadt  oder  Grafschaft,  alle 
fehlerhaften  aber  mit  einem  F.  (faulty)  zu  stempeln.  Auch  auf 
den  immer  mehr  einreifsenden  Mifsbrauch,  dafs  die  Händler  die 
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tempel  der  Verleger  durch  andere  ersetzten,  aollen  aie  ein  Auge 
aben.  Den  TuehbHndern  wird  vorgeschrieben»  solche  Tuche, 
reiche  die  Schau  passiert  hüben,  aber  nachher  sich  als  falsch 
;estempelt  erweisen^  den  Behörden  auszuliefern,  welche  das  Tuch 
Tschneiden  und  den  Schuldigen  zum  Schadenersatz  an  dr^n 
ftndler  zwingen. 

Seit  dieser  Zeit  hören    die    alten    aulnager    uuf,    eigentliche 
Kontrollbeanite  zu  sein;   sie  werden  Organe  grolser  Geldmiichte 
der  Mitglieder  der  Hofgesellschaft,  denen  der  König  die  Abgaben 
1er    fiubatdy    und    aulnage    verpachtet.      Im    XVI L   Jahrhundert 
erden  z.  R.  dte  Herzöge  von  Kiehmond  und  Lennox  häufig  als 
haber  jener  AVürde   genannt  ^     Die   wirkliehe  Kontrolle  geht 
it    1552   ganz  auf  die  Organe    der    Selbstverwaltung 
►er  und  zwar,    wie  es   seheint,    ausöchhi-fi^lich  auf  die  von  den 
itftdten  angestellten  und  vereidij^ten   overseers,    denen  nunraelir, 
'  r  den  Stichproben  hei  den  gelegentlichen  Visitationen,  auch  die 
ende  Schau,  also  das  Wiegen,  Messen  und  Stempeln  aller 
einzelnen  Sttlcke  obliegt.     Das  Gesetz  von  1557  wies  alle   länd- 
lichen Tuchmacher  an,    ihre  Waren   zur  Schau   in   die  Stadt  zu 
iringen,    und  das  Stiidtsiegel  gilt   fetzt  ebenso,    wie  früher  allein 
idas  königliche  Siegel,  als  Bedingung^  um  ein  Tuch  feilbieten  zu 
können.     Den  Magistraten    war    unter   Androhung    hoher   (Jeld- 
Fen   dngeschnrft,    überall    eine   genügende  Zahl   von    Schäu- 
mten anzustellen.     Wenn  auch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
dabei  die  WM  oft  auf  die  Obermeister  von  Zünften,  wo  solche 
|bestanden,  gefallen  sein  wird,  so  ist  doch  hervorzuheben,  dafs  die 
*"  in«chlägigen    Reglements    keine  Andeutung    enthalten,    aus    der 
Lan  schiiefsen   könnte ^    der  Staat  habe  direkt  oder  indirekt  die 
Zünfte  zu  Organen   der   staatlichen    Kontrolle    machen    wollen  -, 
Nur   in  •einzelnen    alten    und    besonders    bevorrechteten  Städten, 
wie  Norwicli^  York,  Shrewsbury  u.  a.  wurden    den  Weber-    und 
iichmÄcberzÜnften  als  solchen  alle  die  Befugnisse  erteilt,  welche 
übrigen  in  den  Händen    der  Beamten   lagen.     Dasselbe  Vor- 
bl  genossen   ferner  die   niederländischen  Tuchmacher,   wekhe 
Weh  in  Colchester,   Norwich,  Sandwkh  u,  a.  Städten  angesiedelt 
hatten.     I^as   geschah   aber    jedesmal    durch   ein    ausdrtickliches 
Spezialgesetz^* 

Der  im  XVL  Jahrhundert  immer  mehr  wachsende  Unfug, 
ie  absichtlich  oder  unabsichtlich  zu  knapp  geratenen  Tuche  durch 
bermUfaiges  Strecken  auf  Streck maschinen   auf  die  uormtde 
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*  State  Fapet«,  16^9  29.  Januar;  1640  paflsinij  1660^  29.  September 
ttod  öfter. 

*  Cooningbams  Ansicht,  dafs  den  unter  Elisabeth  viderwartj  neu- 
Ofgaoimerten  companies  (ZUnftenj  hAuptsäehlich  die  \\'afeasclmu  über- 
Ingen  sei,  kann  also  für  die  Tuebindustrie  nicht  gelten  (%^ergl.  Ciinning 
hm,  Growth  etc.  11.  8.  4o  ff). 

»  Vergl.  z.  ß.  34—35,  Henry  VJIl  Kap.  10;  20  Henry  VI  Kap  10. 
7  Edw.  VIKap.  1;  13^14  Heorj-  VHI  Kap,  3,   und  öfter. 
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Gröfee  zu   bringen,   nötigte   die  Regierung  —  «unäclist   für  dwl 
mehr  gofilhrdeten  nordengKschen  Grafschaften  —  im  Jahre  1597  *| 
anzuordnen,  dafa  nicht  nur  in  jeder  Stadt,  sondern  auch  in  jede 
Dorfe  u.  s,  w. ,   wo  Tuchmacherei  1  leBtand,  die  Friedensrichter  J€ 
Äwei  overeeer  anatelleo  sollten,  welche  durch  Visitationen  in  de 
Häusern    der   Tuchweber,   cbthier    u.  s.  w.    speciell    auf  Sireck<i>| 
maschinen   zu    fahnden    hatten   —  und   zwar   mindestens   einma 
monatlich  in  jedem  Hause.     Es  scheint,  als  ob  infolge  dieser ' 
ganisation  die  städtischen  overseer  von  der  Visitation  auf  de 
Lande  entlastet  worden  sind;  die  stehende  Schau  in  den  Ötädt 
blieb   natürlich    nach    wie   vor  auch    fUr  die   ländliche  IndustrieJ 
obligatoriscih     IJa»   Gesetz    wurde    1(301  ^    auf  das  ganze  Staat 
gebiet    ausgedelint.  Im   XVIIL   Jahrhundert   endlich   suchfi 

man  für  die  trotz  aller  Strafen  und  Kontrollen  noch  immer  seb 
unzuverlässigen  Oröfsen-  und  Gewichtsslempel  der  clothier  einen 
Ersatz  dadurch  zu  finden,  dals  man  sämtliche  Wal  km  11 11  er  des 
Landes  vereidigte  und  sie  verpflichtete,  auf  jedem  Stück  Tuch, 
sobald  es  die  Walke  verlassen  hatte,  Oröfse  und  Gewicht  dureh 
Bleiaiegel  zu  ver merken.  Der  Verleger,  welcher  auch  jetzt  noch 
ein  vom  Walker  ziu-üekerhaltenei?  Stück  über  das  erlaubte  llaCs 
hinaus  strecken  wollte,  konnte  das  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nur 
thim,  wenn  er  sich  des  mit  sehr  schwerer  Strafe  bedrohten  Ver- 
gehens der  Abnahme  oder  Fälschung  des  Walk  Stempels  schuldig 
machte.  Um  aber  auch  dem  noch  vorzubeugen,  mufste  der 
Walker  über  jedes  Stück,  das  durch  seine  Hände  ging,  genau 
Buch  ffdiren.  Auf  Grund  dieses  Registers  konnten  die  Beamten 
in  Verdaclitsfällen  einen  der  Stempclfhlschung  schultiigen  clothier 
stets  ermitteln.  Im  Jahre  1711  schritt  die  Regierung  zu  einer  Neu- 
organiaation^.  Jeder  vemdigte  Walker  atand  unter  Aufsicht  d^ 
Friedensrichter  und  hatte  einen  amthch  beglaubigten  Normalmefs- 
tisch  zu  halten ;  die  hier  festgestellte  und  aufgestempelte  und  vom 
Walker  mit  seinem  Namen  garantierte  Gröfse  des  Tuches  sollte 
im  Verkehr  als  ^rule  of  payment"  gelten.  Da  aber  die  WalkcTj 
wie  vorauszusehen  war,  ihres  Eides  ungeachtet  zu  einer  zuver- 
lässigen Verwaltung  ihres  Amtes  nicht  zu  bringen  waren,  sich 
auch  anscheinend  vielfach  von  den  ihnen  wirtschaftlicli  tber- 
legenen  clothiera  beherrschen  und  bestechen  liefsen,  so  mufste  auch 
diese  Kontrolle  wieder  kontrolliert  werden.  —  Ich  übergehe  die 
Zwischensiadien^  welche  seit*  1724  auf  diesem  Gebiete  durch  die 
Gesetzgebung  gescliaflen  worden  waren  und  wende  mich  gleich 
zu  dem  Verfahren,  wie  es  schliefslich  1765^  für  die  Grafschaft 
York,  die  vorgeschrittenste  Tuchmachergegendj  unter  Aufhebung 
aller  früheren  einschlägigen  Gesetze  eingeführt  wurde.    Das  Gesets 

'  39  Eliziib,  Kap.  20, 

*  43  EUzaJx  KajK  10. 

■  10  Aona  Ksp.  16. 

*  11  George  l  Kap.  24, 

■  5  George  Ul  Kap.  51. 
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richtete  sich  wieder  vor  allem  gegen  das  übermäfsige  Strecken 
der  Tuche.  Es  wurden  jetzt  drei  Klassen  von  Kontrollbeamten 
gebildet.  Die  „searcher  or  measurer  of  cloth'^  werden  an  den 
einsdnen  Walkmtthlen  zur  ständigen  Beaufsichtigung  der  Walker 
stationiert  und  haben  mit  diesen  zusammen  das  Messen,  Stempeln 
und  Registrieren  der  Tuche  zu  besorgen.  Einer  zweiten  Klasse 
nm  Beamten  werden  die  Visitationen  in  den  Häusern  der  Ver- 
lerar  and  Arbeiter  übertragen.  Die  Oberaufsicht  Über  beide 
führen  endlich  vier  „Supervisors**,  welche  ebenfalls  das  Recht  zu 
A^Bitationen  und  Haussuchungen  erhalten.  Alle  drei  Klassen  von 
Beamten  müssen  gelernte  Tuchmacher  sein  und  werden  von  den 
Friedensrichtern  der  Grafschaft  angestellt,  vereidigt  und  besoldet 
Man  fragt  sich  nun,  ob  denn  die  Regierung,  entsprechend 
der  Sorgfiilt,  mit  der  sie  Warenschau,  Kontrolle  und  Stempelung 
in  den  unteren  Instanzen  geordnet  hatte,  nicht  auch  besondere 
Organe  schuf,  welche  die  unteren,  doch  immer  in  lokale  Interessen 
▼erstrickten  Beamten  der  Selbstverwaltung  kontrollierten ,  die  Ver- 
bindung zwischen  ihnen  und  der  Landesregierung  herstellten  imd 
dafbr  soi^gten,  dals  die  Reglements  in  allen  Grafschaftein  gleich- 
mäfsig  und  ihrem  Sinne  nach  ausgelegt  und  befolgt  wurden, 
auch  durch  ihren  weiteren  Überblick  bei  doch  genauer  Kenntnis 
der  Details  imstande  eewesen  wären,  der  Centralinstanz  beratend 
und  orientierend  zur  Seite  zu  stehen.  In  der  oben  geschilderten 
Organisation  war^i  die  fViedensrichter  die  höchste  Instanz.  Die 
endische  Behördenorganisation  kannte  (wie  auch  heute  noch) 
zwischen  dem  Ministerium  und  den  Friedensrichtern  als  einzige 
Zwischeninstanz  nur  noch  den  Sheriff,  als  den  höchsten  Beamten 
der  Ora&chafL  Aber  dessen  ohnehin  schon  früh  bedeutunglos 
gewordenes  Amt  kam  fUr  die  Regelung  der  Industrie  gar  nicht 
in  Betracht,  die  Reglements  erwähnen  ihn  nie.  So  hatten  also  die 
Friedensrichter  in  ihrer  E^'genschafl  als  Organe  der  Industrie- 
politik keine  andere  Instanz  mehr  über  sich,  als  die  Regierung 
m  London.  Diese  breite  Distanz  mulste  in  doppelter  Beziehung 
nachteilig  sein.  Einmal  waren  die  Friedensrichter,  wenn  auch 
von  der  Centralregierung  ernannt,  doch  immer  den  Eingesessenen 
ihres  Bezirkes  entnommen,  also  notwendig  mit  den  lokalen 
Personen  und  Verhältnissen  zu  eng  verflochten,  als  dafs  man  von 
ihnen  ein  besonderes  Mafs  von  Überblick  und  Objektivität  hätte 
erwarten  dürfen.  Sodann  aber  rekrutierte  sich  dieser  Beamten- 
stand der  Selbstverwaltung  im  XVI. — XVIII.  Jahrhundert  zu 
einem  nicht  geringen  Teile  aus  den  Verlegern  selbst !  Man  mufs 
rieh  vergegenwärtigen,  dafs  es  damals  in  England  weite  Bezirke 
gab,  wo,  ehe  die  intensivere  Landwirtschaft  und  andere  Industrien 
aufkamen,  Wollzucht  und  Wollindustrie  die  dominierenden  Er- 
werbszweige waren  und  Wollzüchter  und  Tuchmacher  auch  in 
socialer  Beziehung  zur  herrschenden  Klasse  gehörten.  Überall  wo 
die  Tachmacherei  in  der  Form  des  Verlags  betrieben  wurde,  lag 
es  nahe,  daCs  sie  sich  mehr  und    mehr  in  den  Händen  wohl- 
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habender,  „besilzeiider"  Geechaftaleute  konzentrierte,  welche 
aellöchaftlich  nicht  melir  auf  der  Stufe  gewöhnlicher  Handwerke 
und  Kleinhändler  standen^  sondern  als  Grundbesitaer,  die  sie 
häufig  waren,  und  als  Beherrscher  von  breiten  Massen  abhängig 
Weber  und  Spinner  zu  Einflula  auch  in  der  Selbstverwaltuc 
der  Grafschaft  und  Gemeinde  gelangten.  Dafs  sie  so  mit  de 
Zeit  auch  zu  geeigneten  Kandidaten  für  das  ehrenamtlich  ve 
waltete  PriedensrichteraEit  wurden,  hi  nicht  blofa  wahrscheinlicl] 
sondern  Thatsache,  da,  wie  wir  gehon  sahen,  Jakob  L  ausdrückt 
lieh  diejenigen  Friedensrichter,  welche  Verleger  waren,  von  de 
Lohnregulierungsgeöchäften  ausschlielsen  omlste^  wofern  es  sie 
dabei  um  Arbeiter  der  Wollindustrie  bandelte.  Und  in  allei 
Gesetzen^  welche  seit  1708  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Vei 
legem  und  Arbeitern  regelten,  finden  wir  immer  wieder  die  stereoJ 
type  BestiramuDg,  in  Rechtsatreitigkeiten  ^wuschen  jenen  beide 
Parteien  sollten  nur  solclte  Friedensrichter  zu  Gericht  sitzen,  welcl 
weder  selbst  clothier  seien  noch  in  irgend  welcher  Weise  in  de 
Wollindustrie  interessiert  seien.  Mochten  nun  solche  Friedens- 
richter auch  in  den  Fifllen,  w^o  es  sich  um  Lohnregulierung  und 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  handelte,  auch  wirklich  loyaler-, 
weise  aus  dem  Spiele  bleiben,  so  ist  damit  doch  nicht  ges 
dafs  sie  nicht  da,  wo  kein  Gesetz  sie  an  der  Eiomijächung  hindert<i 
nämlich  bei  der  Ernennung  und  Beaufsichtigung  de| 
technischen  Kontrollbeamten»  der  Versuchung  nach 
gaben  und  ihre  privaten  Geschäftgintorejäsen  in  die  AmtsfiihrunJ 
mit  hineinreden  liefsen.  Es  ist  sogar  mehr  als  wahrscheinlich 
dafs  sich  manche  Verleger  geradezu  zum  FriedenBrichteramtM 
gedrängt  haben,  um  auf  dieae  Weise  eine  fast  unbegrenzte  Macht 
zur  Umgehung  der  Gesetze  zu  erlangen.  Unter  Elisabeth  wurde 
15\^*7  '  den  Friedensrichtern,  welche  in  der  Ausführung  der  Reg- 
lements nachlUssig  waren,  eine  Geldstrafe  vnn  5  £  angedroht^ 
und  die  Assiseorichter  angewiesen ,  in  solchen  Fallen  Recht  sa 
sprechen*  Aber  eine  adminiatrativc  Kontrolle  der  Friedensrichter 
fand  auch  durch  jene  ÜbeiTichter  nicht  statt, 

W^aa  ferner  li  i  e  S  c  h  a  u  b  e  a  m  t  e  n  selbst  betrifft,  so  scheint 
es  schwer  gewesen  zu  sein,  hierfiir  die  recliteu  Leute  zu  finden, 
Sie  sollten  selbst  gelernte  Tuchmacher  sein  und  doch  eine  un* 
partei.**che  und  zugleicli  autoritative  Stellung  gegenüber  den 
clothiers  einnehmen.  Wo  die  Tuchmacher  nocli  wirkliche  Hand- 
werker und  noch  zünftig  organisiert  waren,  w^ar  es  vielleicht  nicht 
schwer,  Leute  zu  finden ,  die  ji^ne  Eigenschaften  besafsen ,  und 
auch  in  der  alten  Tradition  einen  gewissen  Halt  fanden.  In  den 
litndlichen  Industriebezirken  dagegen  standen  sich  grofse  Ver- 
leger und  kleine  Meister  oder  Arbeiter  gegenüber:  jene  werden 
das  mifsliebige,  undankbare  Amt  des  overseer,  des  amtlichen 
Denunzianten,  inögliclist  von  sich  abgewiUzt  haben:  sie  konnten 
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weil  ea  ihnen  ein  leichte»  war,  die  Gfildatrafe  «u  zahlen, 
_  le  die  Weigerung»  8chaubeAniter  zu  werden,  nach  sich  zog. 
So  blieb  denn  ^^ohl  in  der  Regel  die  Bürde  diese«  Amtes  auf 
^M-men  Webern  hängen,  die  vielleieht  auch  hofften,  durch  die 
^pebühren  und  Strafgelderanteile  ihre  Lage  zu  verbessern. 
^tber  Wiis  konnten  sie  wiederum  ausrichtau  gegen  die  über- 
mÄchtigen  Verleger,  von  denen  sie  ahhlingi<^  waren,  und  die 
auch  obnedie-8  kein  Mittel  nnversuclit  ^elas^^en  haben  werden, 
solche  Abhilngigkeitsverbältnisse  herzustellen?  Bei  der  gleich  zu 
erwähnenden  Inspektionsreise  der  Kommissare  von  1630  kam  es 
wiederholt  zur  Sprache,  dals  die  overseer  die  Tuche  unbesehen 
Btempelten,  um  sich  nicht  Uoannehmlirhkeiten  auszusetzen  oder 
die  Stempel  sogar  an  die  clothier  verkauften,  und  dals  sie  in 
vielen  Fällen  mangels  der  notwendigen  Fachkenntnisse  gar  nicht 
imstande  waren,  eine  grün^Uiche  Prüfung  aller  Stoffe  vorzunehmen. 
En  Pamphletist  de»  XV IT,  Jahrhunderts,  John  May,  ychildei't 
in  aeiner  Flugschrift  „Deckration  of  ihe  estate  of  clothing''  (1513)  * 
die  Verhiiltnisse  folgendermafde^n:  In  vielen  Ortschaften  existieren 
gar  keine  Schaubearaten ;  oft  genug  haben  die  clothier  selbst 
Stempel  in  ihrem  Besitz;  wenn  die  Sehaubeamten ,  was  nicht 
immer  der  Fall  ist,  von  der  Technik  ordentlich  etwas  verstehen, 
ao  sind  sie  gewöhnhch  abhängig  von  denen ,  die  sie  anzeigen 
soUen.  Um  nicht  formell  eidbrlichi^^  zu  werden,  scldcken  sie  ofl 
ihre  Jungen  oder  andere  Personen,  um  durch  sie  die  Stempelung 
vornehmen  zu  lassen.  Oft  sind  sie  auch  freiwillig  mit  den 
clotbiers  verbündet,  sodals  gar  keine  Kontrolle  da  ist.  Wenn 
die  Friedensrichter  die  Schaubeamten  ernennen  wollen,  werden 
ihoen  hüufig  die  ^geeigneten"  Leute  von  den  Verlegnem  empfohlen» 
aiich  solche  aus  andern  Gewerben.  Meist  beschränken  sieh  die 
Beamten  darauf,  die  Tuchballen  zu  wiegen,  und  sie  wiegen 
dann  die  Steine  mit,  die  vorher  liinein  gelegt  sind.  Der  Autor 
ftlgi  hinzu,  nur  in  den  Ansiedhuigen  der  niedrTländischen  Tuch- 
macher sei  eine  zuverlässige  Schau  vorhanden*  Wenn  diese 
Schilderung  auch  vielleiclit  übertrieben  schwarz  malt,  so  bleilit 
in  jedem  Falle  doch  das  sicher,  dar8  die  lokalen  Beamten  und 
ünterbeamten.  bei  dem  Mangel  höherer,  speciell  technisch  erfahrener 
AüJßichtsbeamten,  nicht  genügend  kontrolliert  wurden. 

Die  Erkenntnis  dieses  MangeU,  verbunden  mit  den  zu- 
DohmeDden  BelÄatigungen,  denen  die  engliaclien  Ausfuhrgeschflf^e 
im  Äa»land  infolge  der  vielen  Fehler  im  englischen  Tuch  aus- 
geietzt  waren-,  führte  dazu,  dafa  die  Handelsgesellschaft  der 
^Uerchant  Adventurers*^,  in  deren  Händen  der  Haupttuchexport 
lag,  1630  von  sich  aus  einen  wiclitigen  Schritt  that.  Sie  setzte 
durch  y   dalüs   der  König  Karl  1.   zwei  von  ihnen  vorgeschlagene 


'  Enthalten   in   der   Sammlung   „Tracta  on  woor,    Bniiah  Ummm, 
m  g  16,  1-m 
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und  besoldete  Männer  —  Antony  Wither  und  Samuel  Kvdy  — 
ernannte  zu  „commisbioners,  to  inquire  how  the  Statutes  for  true 
cloth  making  are  put  in  execution.''  Sie  erhielten  den  amtlichen 
Auftrag,  in  den  tür  die  Ausfuhr  der  Merchants  adventurers  be- 
sonders arbeitenden  Grafschaften  Somerset,  Gloucester,  Oxford 
und  Wilts  festzustellen,  in^^ieweit  die  Reglements  ausgeftihrt  wtirden 
und  wie  sich  die  verantwortlichen  Beamten  dabei  verhielten. 
Wenn  man  bedenkt,  wie  schwerftlllig  damals  bei  den  schlechten 
Verkehrsmitteln  die  Berichterstattung  der  Gra&chaftsbehörden  an 
die  Regierung  noch  sein  mufste,  wird  es  doppelt  einleuchtend, 
wie  wertvoll  eine  solche  unmittelbare  Orientierung  durch  Special- 
kommissare  war.  Obrigkeitliche  Beftignisse  waren  den  Abge- 
sandten anscheinend  nicht  beigelegt.  Aus  den  wenigen  Berichten, 
die  von  ihnen  überUefert  worden  sind,  seien  hier  einige  Züge 
mitgeteilt  ^  In  Gloucester  fanden  die  Kommissare  z.  B.,  dafs  die 
Eidesformel,  durch  welche  die  ISchaubeamten  von  den  Friedens- 
richtern vereidigt  wurden,  ganz  unzulänglich  war,  und  gerieten 
darüber  mit  den  letzteren  in  einen  scharfen  Konflikt,  der  von 
der  Stemkammer  geschlichtet  werden  mufste.  Mehrfach  stielseQ 
sie  auf  falsche  Auslegungen  der  Reglements.  In  einem  Orte  kam 
es  zu  einem  Streit  zwischen  den  Kommissaren  und  den  Walkern, 
bei  dem  jene  fast  ums  Leben  gekommen  wären.  In  Wilts  regnete 
es  Drohbriefe  und  Beleidigungen  gegen  sie;  die  Weber  zettelten 
eine  Verschwörung  an,  um  die  unbequemen  Eindringlinge  m 
überfallen.  In  Salisbury  erklärten  die  Friedensrichter,  in  dem 
Auftrage  der  Kommission  liege  eine  Beschimpfung  und  Hemb- 
Setzung  ihres  Amtes;  sie  selbst  wüfsten  am  besten,  was  der  In- 
dustrie  fromme  und  wie  die  Gesetze  zu  deuten  und  auszuftlhren 
seien.  Die  Friedensrichter  hetzten  auch  die  übrige  Bevölkerung 
gegen  die  Fremden  auf.  —  Vermutlich  haben  die  Kommissare 
dieselben  Grafschaften  mehrmals  oder  auch  noch  andere  Gegenden 
aufgesucht:  jedenfalls  waren  sie  fünf  Jahre  lang  beschäftigt. 

Soviel  wir  wissen,  hat  der  Staat  aus  diesem  Versuch  der 
Merchants  adventurers  niemals  Veranlassung  genommen,  selbst 
eine  ähnliche  Inspektion  zu  veranstalten  oder  gar  ständige  Be- 
amte hierfür  anzustellen.  Das  Bedürfnis  nach  einer  solchen 
enteren  Fühlung  mit  den  lokalen  Organen  wird  die  Regierung 
wohl  empfunden  haben,  aber  dem  englischen  Staats-  und  Ver- 
waltungsrecht fehlte  für  dessen  Befriedigung  die  Form  und  die 
Tradition;  die  alte  Selbständigkeit  der  Grafschaften  sprach  da- 
ffegen.  Diese  Selbständigkeit,  wie  überhaupt  die  ganze  eiLg- 
Iische  Verwaltungsorganisation  war  eben  schon  so  gut  wie  fertig, 
als  die  grofse  Industrie  mit  ihren  neuen  Bedürfhissen  und  die 
neue  für  sie  erst  geschaffene  Specialgesetzgebung  entstand. 


J  State  Papere  1633  9.  Juli;  1634,  2.  Mai.    Charles  I  vol.  535,  No.  112. 
Charles  I  vol.  407  No.  78. 


Sechstes  Kapitel 
Regelung  des  Woll*  und  Garnhandels. 


Der  nationalen  Indiiötrie  ihr«  Roh-  und  Hilfsstoffe  stetig 
und  billig  zu  beschaffen,  war  ein  Elemeotarsatz  merkantilistischer 
Wiitechaftspolitik  in  aUen  Sfciaten,  In  unsereio  Falle  aber  ist 
die  hierauf  gerichtete  Staatsthiitigkeit  doppolt  interesüjintj  weil  die 
Wolle  eines  der  Ältesten  und  wichtigsten,  wenn  nicht  das  wichtigste 
Lande-sprodukt  Englands  war,  und  daher  eine  Politik,  welche 
der  Industrie  diesen  Rohstoff  billig  ziitbliren  wollte,  nur  in  eioem 
Kampfe  mit  den  Interessen  anderer  grofser  und  ein  flursreicher 
Teile  der  Bevölkerung  durchzusetzen  war,  die  natürlich  hohe 
Wollpreise  wünschen  mufsten.  Die  Lage  wurde  noch  kom- 
plizierter dadurch,  dafs  es  darauf  ankam,  die  im  Ausland  sehr 
begehrte  englische  Wolle  der  fremden  Industrie  möglichst  vor- 
saeothalten.  Man  kann  die  gesamte  Wollpolitik  Englands  auf 
natOrliche  Weise  zeitlich  in  zwei  grofee  Al»8chnitte  teilen:  eine 
Periode  vor-  und  eine  nach  1464,  In  diesem  Jahre  nämlich, 
das  wir  schon  wietlerholt  aln  Beginn  der  uns  speciell  interessierenden 
Periode  bezeichnet  haben,  sehen  wir  zum  ersten  Male,  dafs  die 
Rücksicht  auf  die  Industrie  bei  der  gesetzliclien  Regelung  des 
WoIlhaodeU  den  Ausschlag  gegeben  hat.  Bis  dahin  waren  die 
Interessen  des  Fiskus  und  der  Wol! Produzenten  mafsgebend  ge- 
wesen. Von  nun  ab  findet  aber  die  Industrie  immer  mehr  Be- 
rQcksicfatigung,  um  schliefslich  im  XV IL  Jahrhundert  alle  kon- 
kurrierenden Interessen  zu  schlafen. 

Schon  vor  dem  Jahre  1464.  im  XIV,  Jahrhundert,  richtete 
sich  die  Gesetzgebung  wiederholt  gegen  die  Wollhändler, 
wdcbe  weh  zwischen  die  Wollproduzenten  und  Wollexporteurc, 
Üe  ^niercbants  of  the  staple**  ^  drängten,  und  dadurch,   dafs  sie 

Der  WoUeiport  lag  in  der  zwcdten  Hälfte  des  Miltelattere  f^nx 
EU  den  Händen  der   „merebanta  of  the  staple^,    einer  ans  staatlicb- 
fiskaüdi'her  Initiatire  henror^ef^angonen  Korpomtioa  too  etiglischen  und 
•sslltii  '      '        Händlern-    Über  ihre  Orpimiflation  vergl.  Scham,  EngliBche 
I      flüKlt  Band  I    S.   327  ff.  und   Hall,    The   custom»   reveiiue   of 

Englaitu  i^-^  ?ol.  I  S,  29  ff. 
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das  Geschäft  in  wenig  Händen  konzentrierten,  beide  Intereasenten- 
gruppen  benachteiligten.  Ihre,  nach  der  Anschauimg  des  Ifittd- 
alters  unlauteren  Manipulationen  worden  schon  1353^  und  1357' 
verboten  und  die  Gerichte  angewiesen,  aufs  allerstrengste  dagegen 
vorzugehen,  auch  die  notorischen  Gewichts&lschungen  and  aodere 
Mifsbräuche  der  Händler  zu  ahnden.  Im  Jahre  1390*  Terbot 
Richard  H.  überhaupt  allen  Zwischenhandel  mit  WoUe.  Die 
Tuchmacher  und  Stapelkaufleute  durften  nur  direkt  von  den 
Schäfereien  kaufen.  Der  ausgesprochene  Zweck  dabei  war,  „den 
Wollpreis  hoch  zu  halten '^  —  also  den  Wollzüchter  vor  un- 
günstigen Marktverhältnissen  zu  schützen.  Die  Schwenkung  in 
der  Politik  offenbarte  sich  nun  1464^  darin,  dals  im  Interesse 
der  Tuchmacher,  um  den  Wollpreis  nicht  zu  hodi  stdgen  zu 
lassen  und  um  ihnen  überhaupt  hinlängliche  Wollvorräte  za 
sichern,  befohlen  wurde,  dafs  in  gewissen  Grafschaften  Wolle  vor 
der  Schur,,  also  noch  auf  dem  Scha^  zwischen  dem  18.  März 
und  dem  24.  August  nur  solche  Leute  kaufen  dürfen,  weklie 
sie  selbst  zu  Garn  oder  Tuch  verarbdten  wollen.  Eni  nach 
dem  24.  August,  d.  h.  aber  wohl  erst  wenn  die  Schur  in  der 
Regel  beendigt  war,  hatten  auch  die  Stapelkaufleute  das  Recht 
Darin  lag  eine  sehr  bedeutsame  B^ünstigung  des  Gewerbes 
gegenüber  dem  Wollexport,  der  bisher,  wegen  der  hohen  Zoll- 
einkünfte, den  Königen  stets  besonders  am  Herzen  gelegen  hatte. 
Man  war  schon  über  das  Stadium  der  Gleichberechtigung  beider 
hinaus.  Heinrich  VU.  that  einen  weiteren  Schritt  auf  dieser 
Bahn  durch  ein  Gesetz  des  Jahres  1488^.  Nicht  nur  für  un- 
geschorene, sondern  jetzt  auch  ftir  die  frisch  geschorene  Wolle 
bleibt  den  Garn-  und  Tuchmachern  bis  zum  15.  August  jedes 
Jahres  das  Vorkaufsrecht  unter  Ausschlufs  der  Stapelkaufleute. 
Der  Industrie  war  also  die  Gelegenheit  gegeben,  stets  die  besta 
Wolle  vorweg  zu  kaufen.  Unter  einer  solchen  Beschränkung 
des  Wollhandels  litten  auch  die  Produzenten,  während  sie  früher, 
als  es  sich  nur  um  Ausmerzung  der  Zwischenhändler  handelte^ 
ebenfalls  Nutzen  aus  der  Gesetzgebung  gezogen  hatten  —  oder 
wenigstens  ziehen  sollten.  Weil,  wie  es  heifst,  nach  Ablauf  des 
vorigen  Gesetzes  die  Schar  der  Zwischenhändler  wieder  enorm 
zugenommen  hatte,  wurden  seine  Bestimmungen  1530®  erneuert 
und  auf  den  Handel  mit  Kammwolle  ausgedehnt  —  Bisher 
nötigten  die  Interessen  der  Industrie  die  Regierung  nur,  ge^en 
die  Händlerklasse  vorzugehen.  Im  Jahre  1533  beginnt  £^>€gr 
auch  eine  Bewegung  gegen  die  Wollproduzenten.  Allerdings 
spielte  hier  noch  ein  anderes  Motiv  mit:    die  Sorge  um  die  Er- 

1  27  £dw.  III  etat  2  Kap.  3. 
«  31  Edw.  m  Kap.  2. 
»  14  Richard  II  Kap.  4. 
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haltung  der  Landwirtsehaft  und  der  ackerbaiitreibenden  Be- 
Tölkerung,  welche  unter  der  damals  so  reiiaeDd  zunehmenden 
Ausdelmun^  dfT  ScliHlweiden  schwer  zu  leiden  hatten.  Um  diese 
|£ntwickelung  7m  hemmen,  wurde  ein  besetz  *  erlaBsen,  welches 
'•ich  jedorh  8ell>8t  auch  noch  damit  motivierte^  dafs  dk*  Tendenz 
zur  Vereinigong  der  ganzeD  Schafzucht  m  den  Händen  verlifiltnis- 
mftikig  weniger  Latifiindianbesitzer  zugleich  auch  die  Tendenz 
zur  künstlichen  Preiasteigerung  in  eich  berge.  Daa  Gesetz  ver- 
ordoete,  e-s  solle  niemand  mehr  als  2000  JSchafe  oder  mehr  ab 
iwd  Paehtgiiter  besitzen.  Man  erkeunt  aus  diesem  ZusammeD- 
hang,  dafs  der  englische  Staat  es  nicht  nöti^^  hatte,  die  Wollzucht 
Doch  durch  Prämien  oder  dergl.  zu  befördern^. 

Schon  im  Jahre  1545  mu&te  wieder  gegen  die  Wollhändler 
vorgegangen  werden,  weil,  wie  da^s  Geaetz®  »»igte,  die  Mono- 
polifiierung  des  Ge^chäftea  durch  wenige  reiche  Hflndler,  besonders 
durcb  die  GeschUiUabschlli^e  über  ungeHchorcne  Wolle,  die  Tuch- 
macheret  uuüs  äuiserste  arhädi^^te.  Indessen  enthielt  das  Gesetz 
kein,  Verbot  rles  Zwischenhandels:  im  Gegenteil  lilCst  ea  deutlich 
erkennen,  dafs  dieser,  wenn  auch  durch  die  Vorkau fsrechie  der 
Fabrikanten  und  auch  der  Stiipelkaufleute  sehr  beschränkt,  doch 
geduldet  ist  Auch  das  folgende  und  letzte  Gesetz  aus  dem 
Jahre  1552  aagt  in  dieser  Hinsicht,  obwohl  es  sehr  scharfe 
Worte  gegen  die  „Gewinnsucht  und  Unlauterkeit"  der  .,wool- 
broggers"  und  ihre  Preistreibereien  *rebraucht,  docli  nichts  weaent* 
lieh  Neues:  sie  werden  auch  jetzt  noch  geduldet  Neu  ist  jedoch 
eine  Bestimmung  gegen  die  Wollzüchter:  wenn  ihnen  innerhalb 
emea  Jahreii  nach  der  Schafschur  ein  ^angemeaseuer  ortaüblicher" 
Preis  geboten  wird,  so  müssen  sie  verkaufen  und  dürfen  die 
Wolle  nicht  länger  aufapetchem.  Man  sieht,  dals  diese  Klaiise 
n  ihren   alten    Feinden,    den  Zwisrhenhändlem,  gelernt  hatte. 


.Kach  1552  ist  der  binnenländiache  W^oUhandel  nicht  mehr 
Dstand  der  Gesetzgebung  gewesen.  Nur  Jakob  L  erliefa 
noch  einmal,  im  Jahre  1615,  eine  Proklamation  und  achärfte 
darin  die  Befolgung  der  älteren  Gesetze,  namentlich  des  von  1552, 
ein,  weil  da^  Treiben  der  „broggers.  foreatallera  and  engrosser» 
of  woor  die  Wolle  verteuere,  die  Wollqualität  durch  unreelle 
HiacbuDgen  verschlechtere  nnd  so  die  Tuchmacherei,  ^the  principal 
Dative  coromodity''  Schaden  leide  ^.  —  Aber  schon  unter  Elisabeth 
lieb  «ich  die  Regierung  dazu  herbe»,  „licences,  to  buy  wool  and 
to  aeU  it  at  rt3asonable  prices''  zu  gewähren  und  gestattete  damit 
ako  den  unlieschntnkten  Zwischenhandel  doch  in  gewissem  Um- 
laage,     8ie   begründete   solche  Konzessionen   gelegentlich   damit, 


>  25  Heoiy  VUI  Kap.  13,  158a 

'  Vengh  Conniogham,  Growth  etc.  11,  S.  335. 
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dalB  die  Wollhändler  dem  dothier  viel  Frachtkosten  und  sonstige 
Spesen  und  Mühwaltungen  ersparen,  besonders  den  kleinen  Tucm- 
machem,  die  nicht  gut  im  grofsen  einkaufen  könnten ,  en^egen- 
kämen,  auch  durch  die  notwendige  Sortierung  der  WoUe  Dienste 
leisteten  und  schliefslich  den  eigentlich  schlechten  Elementen 
ihres  Standes  den  Boden  entzögen. 

Wir  gedenken  bei  dieser  Gelegenheit  auch  zweier  Fälle,  in 
denen  schon  vor  Elisabeths  Regierung  durch  Gesetz  für  einzelne 
Gegenden  und  Verhältnisse  die  Beschränkungen  des  Zwischen- 
handels aufgehoben  wurden  —  und  zwar  lediglich  im  Interesse 
der  Industrie  selbst.  Wie  schon  bemerkt,  hatte  das  Gesetz  von 
1530  die  Bestimmungen  über  den  Zwischenhandel  in  Wolle  auch 
auf  die  EammgamwoUe  ausgedehnt.  Die  Kammgarnspinnerei 
hatte  fisist  500  Jahre  lang,  bis  ins  XVUI.  Jahrhundert  hinein, 
ihren  Hauptsitz  in  der  Grafechaft  Norfolk  und  lag  zum 
gröfsten  Teil  in  den  Händen  zahlreicher  kleiner,  aber  selbst- 
ständiger Spinner,  welche  die  Wolle  noch  auf  eigene  Rechnung 
kauften  una  verspannen.  Sie  wohnten  weit  über  das  Land  ver- 
streut In  Dörfern  und  Weilern;  nur  mit  unverhältnismäfengen 
Opfern  an  Zeit,  Mühe  und  Kosten  hätten  sie  die  grofsen  WoU- 
märkte  aufsuchen  können,  und  die  Wollzüchter  würden  ihnen  so 
kleine  Partieen,  wie  sie  mit  ihren  geringen  Mitteln  jeweilig  nur 
einkaufen  konnten,  gar  nicht  abgelassen  haben.  Für  diese  breite 
Masse  kleiner  Konsumenten  hatte  sich  dem  Bedürfnis  entsprechend 
längst  ein  Stand  von  Zwischenhändlern  herausgebildet,  der  fbr 
sie  die  Märkte  aufsuchte,  im  grofsen  einkaufte  und  in  den 
Dörfern  umherziehend  in  kleinen  Mengen  an  die  Spinner  absetzte. 
Führte  man  die  bestehenden  Gesetze  dem  Buchstaben  nach  aus, 
so  war  es  mit  der  Existenz,  mindestens  mit  der  Selbständigkdt 
der  kleinen  Spinner  vorbei.  Das  neue  Gesetz  von  1547^,  dem 
diese  Erwägungen  zu  Grunde  lagen,  spricht  es  nicht  direkt  ans, 
aber  es  ist  anzunehmen,  dafs  die  Regierung  vor  der  fVage  stand, 
ob  sie  diese  Masse  kleiner  Spinner  dem  Prinzip  zuliebe  der 
wirtschaftlichen  Abhängigkeit  von  den  bes?tzenden,  kapital- 
kräftigen Sarschemachem  von  Norwich  preisgeben  wolle,  welche 
ihnen  die  Wolle  zum  Verspinnen  zugeteilt  und  sie  damit  auf  die  Stufe 
hausindustrieller  Arbeiter  herabgedrückt  hätten.  DieEnt- 
scheidung  fiel  zu  Gunsten  der  Spinner  aus.  Für  den  betreffenden 
Bezirk  wird  den  Zwischenhändlem  gestattet,  zugleich  mit  den 
Fabrikanten  Wolle  einzukaufen,  sofern  es  auf  offenem  Markte 
und  nur  zum  Wiederverkauf  an  die  Spinner  dieser  Gegend 
geschehe.  Sieben  Jahre  später  erfolgte  eine  ähnliche  Entscheiaung 
für  einen  nordenglischen  Industriebezirk.  In  den  Haidedörfem 
des  „West  Riding"  der  Grafschaft  York,  um  die  Stadt  Halifax 
herum,  wohnten  zahllose  kleine  selbständige  Tuchmacher,  welche 
die  Wolle  selbst  kauften,    von  ihren  Frauen  und  Eondem  ver- 

1  1  Edward  VI  Kap.  6. 
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apinnen  liefaen  und  dann  zu  Tucli  verarbeiteten.  Auch  sie 
können  nicht  direkt  vom  Wollzücliter  beziehte,  weil  sie  nie 
mehr  VV^olle  nehmen,  aU  sie  für  ein  Stück  Tuch  g*:;brauehen : 
wenn  sie  dieses  auf  dem  Tuchmarkt  in  Halifax  verkauft  liaben, 
kaufen  sie  flir  den  Erk'i«  ihren  Vorrat  an  Wolle  von  dem 
^wooldriver'*,  der  es  selbst  er^t  von  dem  Wolküchter  dorthin 
gescbaffit  hat,  und  wandern  damit  wieder  in  ibre  Dörfer  zurück. 
Ein  riesetz  von  1555*  gestattete  daher  den  wooldrivers  dea 
Kirchspie^is  Halifiix,  ilir  Geschäft  in  gewohnter  Weise  tbrtzusetzen, 
wofern  sie  »Ich  auf  den  Verkauf  an  jene  kleinen  Tuchmacher 
beschränkten.  Uafa  dieses  Gesetz  gleichzeitig  mit  der  weavers 
act '  erlassen  wurde,  kt  wohl  kein  Zufall :  in  beiden  Fällen^  wie 
auch  in  Norfolk,  h^indelte  es  sich  um  Erhaltung  der  kleinen 
selbständigen  Existenzen. 

Die  grofsen  Verleger  nahmen  aber  in  der  Frage  nach  wie 
vor  eine  andere  Stellung  ein.  Auch  nach  Elisabeths  Tode,  auch 
nach  der  Proklamation  Jakobs  1.  dauerte  der  alte  Kampf  zwischen 
ihnen  und  den  Wrdlliändlem  fort:  ja  er  wurde  sogar  noch  ver- 
•chärft,  wcmI  sich  seit  der  zweiten  liälfte  des  XVL  Jahrhundert» 
die  VerliJtltnisrte  des  Wollhandels  geiindert  hatten.  Calais  war 
der  alte  Stapelplatz  für  die  englische  Wollausfuhr  nach  Frank- 
reich und  den  Niederlanden,  und  der  Sitz  der  merchant«  of  the 
staple.  Als  aber  !  r*^8  die  Stadt  an  Frankreich  verloren  ging, 
war  es  auch  mit  der  Glanzzeit  jener  Gesellschaft  vorbei^:  Aller- 
dings hat  Elisabeth  ihnen  ihre  alten  Privilegien  1561  wieder 
^^''^tiiügt,  und  auch  die  Stuarts  sclieinen  das  gethan  zu  haben  — 
aber  Jedenfalls  ohne  die  Wirkung  zu  erzielen,  welche  sich  die 
Gesellschaft  davon  versprach  *.  Auch  ehe  die  Wollausfuhr- 
verbote des  XVI L  Jahrhunderts  ihr  die  eigentliche  Grundlage 
ihrer  Existenz  entzogen,  hatte  sie  offenbar  ihre  privilegierte 
Stellung  faktisch  schon  eingebüfst.  Die  StJipelkaufleute  suchten 
nun  bei  Zeiten  sich  eine  neue  Stellung  dadurch  zu  eroberni  dafs 
sie  sich  auf  den  Wollhandel  im  In  lande  warfen  und  diesen  in 
ihre  Hrlnde  zu  bringen  suchten.  Sie  sind  es,  die  nun  in  der 
Zeit  bis  zur  Repubhk  den  Kampf  gegen  die  gesetzlichen  Vor- 
recht«* df  r  clothier  im  Wollhandel  am  energischsten  führeni  nachdem 
ihr  Einwand^  dafs  die  Gesetze  gegen  die  „woolbroggers^  auf  sie 
keine  An vv^endung  ^nden,  abgewiesen  war^.  Als  im  Jahre  1622 
eine  Kommission  von  Beamten  der  Krone  und  Leuten  aus  den 
Kreisen  der  Kaufleute  und  Verleger  zusammentrat  **,  um  auf 
&Iittel  zur  Verbesserung   der   allgemeinen    wirtschaftlichen   Lage, 


f  2-S  Philip  and  Mary  Kap.  13. 
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ßfieciell  im  Tuchgeachäft,  zu  smnen,  atand  auf  der  Tagesordni 
auch  die  Frage,  ob  der  Zwiechenhandel  mit  Wolle  ftlr  die  In- 
dustrie nützlich  oder  schädlicli  .sei?  — '.  Die  Kegierung  ver- 
anstaltete daojÄls  auch  Erhebungen  über  die  Wollpreiset  um  zu 
erfahren^  ob  und  in  welchem  Malse  die  clothier  Kecht  bätteti 
mit  ihrer  Behauptung^  dafs  der  Zwischenhandel  die  Wolle  ver- 
teuere, und  deshalb  wie  früher  in  Schranken  gehalten  werden 
müöBö"*  Wenn  nun  diese  Untersuchungen  auch  nicht  dazu 
führten,  die  alten  Gesetze  aufzuheben,  m  bat  man  aus  den  über- 
lieferten Petitionen  der  Zeit  doch  den  Eindruck,  dafs  die  Re- 
gierung gegen  Übertretungen  von  Seiten  der  WolthUndler  nicht 
scharf  vorgegangen  isf*.  Um  die  Mitte  des  XVII.  Jahrhunderts 
scheint  ihr  Gewerbe  besondere  geblüht  zu  haben;  es  wird  be- 
richtet^, Leute  aus  allen  Kla^äsen :  Tuchmacher,  Schneider,  Woll- 
packer^  Gastwirte,  Handschulimacher  u,  a.  hätten  sich  auf  den 
Wollhandel  geworfen.  Die  Iliindler  stützten  sich  bei  ihrer  Be- 
kämpfung der  alten  Vortichriften  vor  allem  darauf,  dafa  aie  die 
Wolle  sortierten  und  iiberhanpt  erst  soweit  vorbereiteten,  daf* 
die  clotbier  mit  der  Verarbeitung  beginnen  könnten.  Auch 
treffe  der  Vorwurf  der  künstlichen  Verteuerung  mehr  die  clothier 
als  sie  selbst,  weil  gerade  unter  jenen  sk-h  bedenkliche  Ansätze 
zu  einer  Ringbildung  zeigten^,  I>ie  clothier  pflegten  darauf  zu 
erwidern,  die  letzterwähnte  Erselieinung  sei,  wo  sie  überhaupt 
auftrete,  nur  die  natürliche  Reaktion  gegen  dti&  ungesetzliche 
Vorgehen  der  Händler;  die  Sortierung  der  Wolle  aber  sei  Sache 
der  clothier  selbst,  welche  allein  beurteilen  könnten,  welche 
Mischung  und  Entmischung  der  Wollsorten  für  jeden  Zweig  der 
Fabrikation  am  besten  sei,  Ihr  Verlangen  ging  immer  wieder 
dahin,  dafs  die  alten  Reglement»  durchgeführt  wurden;  ^ wo  all 
deaire'*,  so  heilst  es  in  einer  Eingabe  —  „that  all  engrossers  be 
put  down  and  that  none  buy  wo<d  but  those,  that  make  it  unto 
manufacture  and  buy  no  more  tban  they  lusc"*  ^^  Ihre  Sache 
fand  eine  beachtenswerte  Unterstützung  in  dem  Bericht,  welchen 
die  Stadt  London  1651  dem  von  Crom  well  eingesetzten  Handels- 
rat  über  diese  Frage  erstattete*.  Eine  Specialkommission  hatte 
untersucht,  ob  nach  Lage  der  Verhol Unisse  die  merchantÄ  of  the 
staple  nocli  ein  Recht  auf  Sonderstellung  hatten.  Das  Ergebnis 
war:  seit  Erlais  der  Wollausl'olir verböte  Ijestehe  kein  Bedürfnii 
melir  nach  einer  Körperschaft,  die  seiner  Zeit  um  jener  Ausfuhr 
willen  gegründet  «ei;  im  übrigen  richte  die  Gesellschaft  nur 
Schaden    an,    seitdem    sie    den    inländischen    Wolltiandel    mono- 


4 


n 


'  Curmingham  a.  a,  O,  8,  119, 

»  S^tate  Papers  Charles  I  vol.  155,  Nr,  52  uad  53.     1633,  2.  Nov. 

*  Ebeoda  16,^6,  25.  April,  vol.  515»  Nr.  140. 
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paliaiere^  durch  ihr  Sortiemngsverßihren  das  Garn  verschlechtere 
und  dadurch  die  Tuchmacher  ohne  deren  Schuld  m  (Jngeleffen- 
heiten  wegen  schlecht  ausf^efallerer  Stoffe  bringe.  In  demselben 
Jahre  gingen  noch  zjvhlreiche  Petitionen  von  beiden  I Parteien 
beim  Handelsrat  ein*  Trotzdem  echeint  die  Regierung  nicht  haben 
eingreifen  wollen  und  die  altern  Bestimmungen  gegen  den  Woll- 
handel werden,  i^hnlieh  wie  die  Lohn-  und  Lehrlings  Vorschriften, 
allmählich  vergessen  worden  sein. 

Die  zahlreichen  absoluten  und  bedingten  Verbote  der 
Wo  IIa  US  fuhr,  welche  in  England  seit  Mitte  dea  XI  IL  bis 
Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  erlassen  worden  flind>  waren  finanz- 
politischer Natur.  Sic  sollten  entweder  direkt  der  königlichen 
Kasse  dienen,  indem  sie  dem  Könige,  früher  dem  gröfsten  Woll- 
exporteur  des  Landes,  das  Monopol  der  Ausfuhr  sicherten,  oder 
indirekt  denselben  Zweek  erreichen,  in<lera  sie  als  bedingte  Ver- 
bote, das  Monopol  der  Stapel  kau  Heute  und  damit  die  sehr  hohen 
Zolleinkünfte  zu  siehern  versprachen,  welche  die  Krone  von 
jenen  bezog.  Zuweilen  wurden  die  Verbote  auch  nur  erlassen, 
um  dem  Fiskus  dureh  iDdividuelle  Befreiungen  davon  (Lizenzen) 
eine  Einnahme  zu  verschuöen  —  oder  um  auf  auswärtige  Ab- 
hmer  einen  politischen  Drück  auszuüben.  Alle  diese  Mafsregeln 
mittelalterlichen  Periode  sind  also  ihrem  Zweck  und  Ursprung 
h  verschieden  von  den  Ausfuhrverboten  des  merkantilis tischen 
Zertaltersj  welche  darauf  aiisginp^en,  den  RohstotT  der  wichtigsten 
mischen  Industrie  im  Lande  zu   behalten.     Hundert  Jahre, 

em    die  Rücksicht  auf  die  Industrie   in   der  Regelung    des 

mländiächen  Wollhandels  eine  Epoche  herbeigeführt  hatte,  leitete 
dieselbe  Idee  auch  in  der  Behandlung  der  Wollauisfuhr  eine 
neue  Wendung  ein.  Seit  der  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  war 
die  Ausfuhr  ziemlich  ungestört  gewesen,  nur  das  Vorkaufsrecht 
der  Tuchmacher,  die  mit  der  Ausfuhr  verbundenen  Transport- 
kotten  und  der  Ausfiihr/oU  nicherten  der  einheimischen  Industrie 
eine  billigere  Versorj^^ung  als  den  ausländischen  Almehmern.  Der 
nicht  unbelnlchtÜche  Wollzol!  war  vermutlich  --  neben  der  Rllck- 
«icht  Äuf  die  Wollzüchter  und  Stapelkau fleute  —  ein  wesentlicher 
Grund,  weshrdb  der  Staat  sich  noch  nicht  zu  Ausfuhrverboten 
entschlofa*.  Aber  um  die  Mitte  des  XVL  Jahrhunderts  verloren 
wei  von  diesen  Beweisgründen  an  Kraft :  die  Tuchausfuhr,  eben- 
fiüls  mit  Zöllen  belastet,  b^i^gann  die  Wollausfuhr  an  wirtschafts- 
tmd  zoll  politisch  er  Bedeutung  zu  überflügeln  —  und  die  Be- 
deutung der  Stapelkatitleute  sank  seit  dem  Verlust  von  Calais. 
lodoMen  hat  auch  Elisabeth,  obwohl  sie  in  hohem  Slafse  die  Woü- 
Industrie  befördern  liefs,  doch  noch  nicht  zu  einem  Wollausluhr- 
▼erbot  gegriffen.     Wohl   aber   kam    es    zu    einer  Mnlsreget    die 
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*  Xur  die  Auufuhr  von  Kamm  wo  He  (aus  Norfolki,  welche  jedoch 
Dtcht  StÄpelartikd  war,  wurde  mit  Rücksiiht  auf  die  Koiiknrrcuz  der 
itkadeHünaiflchen  8anchemacherei  1514  verboten.    (6  Heniy  VIII  Kap  12.) 


Bchon  als  der  erste  Sehritt  auf  diesem  Wege  bezeichnet  werde 
kann.  Im  Jahre  1565*  verbot  ein  Gesetz  die  Auafulir  von 
lebendeo  Schafen,  Lämmern  und  Böcken;  Übertreter  aallten 
Btraft  werden  mit  einem  Jahr  Gefängnis,  Verlust  der  linke 
Hand  und  des  gei^amten  Vermögens  —  und  im  Wiederholungs* 
falle  mit  dem  Tode;  —  man  darf  wohl  annehmen,  dafs  die  Tucb-) 
in  acher  selbst  schon  lange,  ehe  ein  Wollausfuhrverbot  erl 
wurde,  danach  getrachtet  haben.  Schon  unter  Elisabeth  bestand 
eine  Agitation  dafiirj  und  der  Regierung  wurde  der  Entwurf  zu 
einem  Verbot  der  Auafuhr  von  Wolle  und  Wollgarn  1593  unter- 
breitet^. Auch  werden  die  merchants  adventurers,  später  die 
energischsten  Gegner  der  freien  Ausfahr^  wahrscheinlich  schon 
damals,  als  sie  durch  Elisabetlis  besondere  Gunst  und  durch  Ver- 
treibung der  Hansakau fleute  an  Macljt  und  Einriuls  sehr  ge- 
wachsen waren,  für  ein  Verbot  eingetreten  sein.  ^ 

Mehr  noch  als  der  Wunsch,  deo  Wollpreis  niedrig  zu  halten, 
war  beim  Erlafs  der  späteren  Verbote  stets  der  Gedanke  mafs- 
gebend,  die  ausländische  Tuchmaeherei  und  Sarschein dustrie, 
also  die  Konkurrenz  auf  dem  au^sliindischen  und  inländischen 
Markte,  werde  durch  die  Ausfuhr  englischer  Wolle  dorthin  nur 
noch  genährt.  Diese  Gefahr  trat  zum  eraienmaJe  in  gröfserem 
Mafae  auf,  als  zur  Zeit,  Jakobs  I,  in  Holland,  hauptsächÜch 
mit  Hilfe  englischer  und  s]>anisclier  W^olle,  eine  bedeutende  In- 
dustrie eich  entfaltete.  Daher  erliefe  Jakob  1,  im  Jahre  1614 
zwei  Proklamationen^,  welche  die  Ausfuhr  von  Wolle,  Wollgarn 
und  Walkerde  verboten.  Die  offizielle  He;^rtmdung  zur  ersten 
der  beiden  Proklamationen  verdient  wiedergegeben  zu  werden. 
Die  Vorsehung,  so  heilst  es,  welche  die  englische  Nation  auf  eine 
Insel  gesetzt  hat,  priidestiniertc  sie  damit  zu  Handel  und  Schiff- 
fahrt  und  schenkte  ihnen,  ala  Voraussetssung  jener  beiden  Erwerbs- 
zweige, Wolle  und  Fische.  8o  ist  also  die  Nation  verpBiehtet 
sich  diese  ihre  Schätze  zu  sichern.  Wer  sie  aber  den  Fremden 
ausliefere,  laase  sich  durch  seine  nieilnge  Habgier  verleiten,  dem 
Volke  und  Staate  zu  schaden.  Jakob  L  hat  noch  einmal  im 
Jiihre  1622,  und  sein  Nachfolger  dann  1648,  ähnliche  Verbote 
erlassen.  Ob  es  der  mehr  tiskaliach  ah  national  gesinnten  Re- 
gierung Jakobs  mit  jener  Begründung  Ernst  war,  mag  dahin* 
gestellt  sein :  wiclitig  ist  sie  aber  als  amtlicher  Ausdruck  einer 
aamals  sich  ausbreitenden  Anschauung,  die  später  in  unzähligen 
Streitschriften  und  Flugblättern  die  lliskussion  Ijeherrschte  und 
öchlieföltcb  in  dem  Gesetze  von  lülit)  und  It^BS  ihr  Ziel  erreichte. 
Es  setzte  sich  nämlich  nährend  des  XVU.  Jahrhunderts  in  den 
K(^pfen  der  meisten  an  der  Tuchindustrie   und   dem  Tuchhandel 


8  Klizab.  Kap.  3, 
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beteUi^teii  Lieate  in  England  der  Qlaube  fest,  daTs  alle  aufaer- 
en^iache  WoUindoatrie,  in  Frankreich,  Holland,  Deutschland u. s.w., 
mit  dem  Beeng  englischer  Wolle  stehe  und  fsdle.  England  — 
•0  argomaitierten  die  Gegner  der  Wollausfuhr  ^  —  ist  der  Woll- 
produsent  fiir  alle  Welt  und  beherrscht  den  Wollmarkt;  nur 
weil  wir  so  knrzsiditig  sind,  um  der  Vorteile  einiger  Wollhändler 
and  Wollsüchter  willen  die  Ausfuhr  nicht  zu  verhindern,  können 
die  Staaten,  welche  schon  ohnehin  in  politischem  Einfluls,  See- 
macht und  Handel  mit  EIngland  rivalisieren,  uns  auch  auf  dem 
Gebiete  den  Ban^  streitig  machen,  auf  dem  wir  durch  die  Vor- 
•ehnng  zur  Alleinherrschaft  ausersehen  zu  sein  sdieinen.  Sicherten 
wir  durch  ein  streng  durchgeführtes  Ausfuhr- Verbot  unserer 
heimischen  Industrie  die  ausschliefsliche  Verfügung  über  den 
gesamten  Vorrat  an  englischer  und  irischer  Wolle,  so  würde  die 
Nation  bei  der  dadurch  verbilligten  Produktion  und  gesteigerten 
Ausfuhr  an  Fabrikaten  —  sowie  durch  das  sichere  Monopol  auf 
dem  Weltmarkte  unendlich  viel  mehr  verdienen,  als  jetzt  an 
Tuch-  und  Wollausfuhr  zusammen  verdient  wird.  Auch  im 
Interesse  der  Armenversor^ung,  die  täglich  schwieriger  wird, 
mub  man  gegen  die  Wdlausfiihr  sein.  Was  nützt  es  den 
Armen,  wenn  vielleicht  infolge  der  vermehrten  Ausfuhr  einige 
tausend  Morgen  Land  mehr  in  Schäferei  verwandelt  werden?  — 
Nichts!  Im  Gegenteil,  es  werden  noch  mehr  Pächter  und  Tage- 
löhner von  ihrer  Scholle  vertrieben.  Aber  jeder  neue  Betrieb  in 
der  Tuchmacherei  bedeutet  mehr  Brot  für  die  Armen  und  mehr 
Unterthanen  für  den  Staat.  Wo  in  Frankreich  und  in  anderen 
Staaten  jetzt  eine  mit  uns  konkurrierende  Wollindustrie  blüht, 
ist  sie  nur  dadurch  entstanden,  dafs  englische  Schafe  dort  vor 
Zeiten  eingebfürgert  sind,  und  die  daraus  gewonnene  Wolle  noch 
mit  importierter  englischer  Wolle  vermischt  wird.  Speciell 
unsere  lange  Kammwolle  ist  ihnen  dazu  unentbehrlich,  wir 
brauchen  ihre  Ausfuhr  nur  zu  verhindern,  um  drüben  alle  Web- 
stühle zum  Stillstehen  zu  bringen. 

Die  Gegner  der  Ausfuhrverbote  pflegten  zu  erwidern^,  es 
bedeute,  gegen  den  Strom  schwimmen,  wenn  man  sich  einbilde, 
die  längst  befestigte  holländische  und  französische  Wollindustrie 
durch  ein  Ausfuhrverbot  noch  lahmlegen  zu  können.  Die  Fremden 
würden  mit  Leichtigkeit  fUr  den  Verlust  der  englischen  Wolle 
einen  flrsatz  finden,  hätten  das  z.  T.  auch  schon  lange  gethan: 
so  mit  grofsem  Elrfolge  z.  B.  die  südfranzösische  Tuchmacherei, 
welche  ein  blühendes  Geschäft  nach  der  Levante  mache  —  nur 
mit  eigener  und  spanischer  Wolle  ausgerüstet!  Wo  der  Absatz 
der  englischen  Tucäiindustrie  im  Auslande  nicht  mehr  gehen  will. 


*  Vergl.  die  Pamphlets  in  den  Sammlungen  „Tracts  on  wool"  British 
Miueom  712g  16  —  nnd  .On  exportation  of  wooP  Brit  Mus.  1029  d.  4. 
Ferner  die  Flugschriften  der  Sammlung  816  m.  14  ebendaselbst 

*  a.  a.  0.,  YergL  auch  John  Smith,  Memoirs  of  wool.    London  1776. 
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liegt  das  Dicht  so  sehr  an  der  fremden  Konkurrenz  an  fiich^ 
soodero  daran^  dafa  die  engliscban  elothier  ihr  Gewerbe,  und  dU 
enghachen  Exporteure  ihr  Geschiift  nicht  ordentUeh  verstehe 
Jene  haben  nicht  genug  gelernt,  und  diese  wollen  niemals  mB 
Verlust  verkaufen,  wan  die  findigeren  HoliUader  mit  Erfolg  getlu 
haben,  um  erst  mal  Bresche  in  den  Markt  zu  schlagen.  Aue 
sind  sie  uns  in  der  Appretur  und  Färberei  ül>erlegen.  Die  enj 
lisehen  Reglements  sind  zu  unübersichtlich  und  die  Kontrolle 
ganz  ungenügend,  aodals  eine  Menge  schlechter  Stoffe  den  Markt 
verderben.  Daf»  die  Wollpreise  zeitweise  hoch  sind,  ist  nicht 
Folge  der  ungesetzHchen  Wollausfuhr,  sondern  Schuld  der  WolU 
Händler,  welche  das  Geschäft  monopolisieren.  Was  aber  die 
Armenlaat  lietrifft,  so  weils  jeder,  dafs  die  Masse  der  Armen 
nur  deshalb  so  wächst,  weil  die  elothier  sie  förmlich  heran- 
züchten ^  durch  llungerlöhoe  eine  Zeit  lang  halten  und  dann,  wenn 
sie  arbeitauntllhig  imtl  alt  werden,  nicht  mehr  beschjiftigeru  sondem 
den  Gemeinden  überlassen.  Nicht  ein  Verbot  der  Wollausfuhr, 
sondern  der  Einfuhr  ausländischer  Wollstoffe  sei  das,  was  der 
Industne  helfen  könne. 

Das  wiiren  ungefähr  die  Hauptgedanken  der  vielen  schrift- 
»tellerndcn  Geschäftsleute,  Advokaten  und  Litterateu,  welche  damals 
eine  Art  „öflcntlielier  Meinung'*  in  dieser  Fragi^  schufen.  Wer  ihre 
Schriften  durchliest,  behiilt  vor  allem  den  Eindruck,  dafs  die^ 
Frage  der  Wollausfuhr  in  den  Augen  der  Verfasser  und  der  Zeitf^| 
genosisen  eine  politische  Fnige  ersten  Ranges ,  eine  national e" 
Lebensfrage  war.  In  der  Leidenschaftlichkeit,  mit  der  hier 
gekämpft  wurde,  erinnert  die  Bewegung  an  die  Agitation  fllr  und 
wider  die  Kornzölle  im  XIX.  Jahriiundert,  Für  die  freie  Aus- 
fuhr stritten  natürlich  in  erster  Linie  die  rirofsgrundbesitzer  als 
Wolküchter,  Auf  der  Gegenpartei  hatten  im  XVII,  Jahrhundert 
die  sehr  einflufsreichen  merchants  advenlurers  *  die  Führung,  — 
Wenn  trotz  der  Froklamationen  von  IUI 4,  1622  und  1648  gerade 
besonders  in  der  zweiten  Hiilfte  des  Jahrhnnderls  überhaupt  noch 
ein  solcher  Streit  um  die  Frage  der  Ausfuhr  entstehen  konnte, 
so  liegt  dnrin  ja  iler  Beweis,  dafs  jene  Verbote  so  gut  wie  gar 
nicht  befolgt  und  »u  ihrer  Durch  tuhrung  wahrsclieinlich  keine 
ernstlichen  Versuche  gemacht  waren.  ^Solcher  Lauheit  ein  Ende 
ssu  machen,  war  eben  das  Ziel  der  Agitation,  und  es  wurde 
erreicht,  als  Karl  IL  unmittelbar  nach  seiner  Thronbesteiguiig, 
1660y  das  er.>te  ernsthaft  gemeinte  und  in  Form  einer  Pariamen t^- 
akto  auftretende  W  oll  ausfuhr  verbot  erliela'.  Uas  (jeaetz  verbot 
die  Ausfuhr  von  Wolle,  Wollgarn,  lebenden  Schafen  u.  a.  w., 
Fliefsen.  AbiiJ] wolle,  Sterblings wolle,  Walkerde  und  andern 
Walkraateriahen,      Übertretungen    sollten    bestrat\    werden    mit 


^  Vergl.  z.  B,  ihre  Eingabe  an  den  Staatfirat  im  Jahre  1639*   (State 
Papcrs.^ 
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Konfiskation  der  Ware  und  mit  Geldstrafen,  bei  mitachuldigen 
Schiffskapitünen  mit  VerUiBt  der  ganzen  Ladung  und  des  Vt?r- 
m^i^enfi  imd  mit  dreimonatlicher  Haft.  Schilifte  von  Aualändem 
veriülen  dem  8tiiate.  Das  Gesetz  fordert  jedermann  auf,  sieb 
ao  der  Kontrolle  der  Ausführung  zu  beteiligen  und  verspricht 
den  Angebern  die  Hälfte  der  abgefafeten  Waren  als  Belohnung. 
Zwei  Jahre  später  wurde  das  Vergehen  der  W'ollausfubr  tUr 
^Felonie"  erklärt  und  dementsprechend  Todesstrafe  oder  Depor- 
tation  darauf  gesetzt.  Natürlich  war  die  DurchtUhrung  des  Ge- 
setzes in  die  H*1nde  der  Zollverwaltung,  in  letzter  Linie  der 
Hafen-  und  Küatenwachen  gelegt.  Diese  Organe  erwiesen  sich 
aber  in  einem  anscheinend  ungewöhnlich  hohen  Grade  als  un- 
taugh*ch  fllr  ihre  Aufgabe.  iJals  die  Beamten  und  Unterbeamten 
mit  den  Übertretern  des  Gesetzes  gemeinsame  Sache  machten, 
war  offenbar  mehr  liegel  als  Ausnahme.  Vor  allem  aber  zeigte 
ea  sich,  als  man  nun  anfing,  der  Wollausfulir  ernstlich  zu  Leibe 
zu  gehen,  wie  ungeheuer  schwierig  dies  gerafle  in  einem  Lande 
wie  England  war.  Solange  Landstrafsen  und  Binnenschiffahrt 
noch  sehr  in  den  Anfängen  waren,  raulste  in  diesem  mit  tiefen 
Einschnitten  und  zahlreichen  guten  Häfen  versehenen  Lande  die 
KüstenschitVahrt  der  gewie^^ene  Transportweg  auch  für  solche 
Ladungen  sein,  welche  nicht  nur  unmittelbar  von  einem  Hafen 
zum  anderen,  sondern  auch  i\\r  die  Weiterbeförderung  ins 
BiDnenland  liestimmt  waren.  Dazu  lagen  auch  noch  die  Graf- 
schaften, welche  hauptsUchlicb  Wolle  erzeugten,  zum  grofsen  Teil 
direkt  an  der  Küste,  z.  B.  Hereford,  Lincoln,  Gloueester,  Somer- 
set, Dorset,  Southampton,  York,  Norfolk,,  Cambridge,  8uÖblk 
imd  Kent '.  Gerade  die  zuletzt  genannte  Grafschaft,  speciell  der 
KtlBtenstrieh  Rumney-Marsh,  war  berüchtigt  als  HauptstapelpIatÄ 
ftor  die  heimliche  Wollausfuhr  nach  dem  nahen  Frankreich 
binUber.  Ohne  jeden  Zwischentransport  konnte  hier,  wie  vieler- 
wfirtß^  die  Wolle  unmittelbar  von  der  Schäferei  in  die  Schiffe  ver- 
laden werden.  War  es  den  Versendern  aber  erst  gelungen,  die 
Beamten,  soweit  diese  überhaupt  die  Ausfuhr  ernsdich  zu  hindern 
suchten«  in  den  Glauben  zu  versetzen,  die  Wolle  sei  für  einen 
englischen  Hafen  bestimmt,  so  hinderte  sie  niemand  mehr,  den 
Weg  nach  Frankreich  oder  Holland  einzuschlagen;  auf  offener 
See  gab  es  keine  Kontrolle.  Der  Lord  Lieutenant  von  Kent 
berichtete  im  Jahre  1670  an  die  Kegierung,  nach  Ansicht  der 
Gerichte  und  der  Interessenten  sei  der  Wollausfuhr  mit  Gewalt 
überhaupt  nicht  beizukoramen,  dazu  seien  die  Leute  viel  zu 
erfinderisch  in  der  Entdeckung  neuer  Täuschungsmittel  und 
Schleichwege,  Was  helfen  könne,  sei  allein  ein  raffiniertes 
Spionage-  und  Spitzelsystem.  In  ß  Monaten  seien  aus  seiner 
Gegend  186  Sack  fertig  gekiUumter  Wolle  ins  Aueland  gegangen. 


*  Die   wichtigsten  Auafulirpl&tze  für   Wotle    warea  Loodoji,  Boslon, 
I|itwicL  Hall 4  YartBOuili.  Newcsstle^  Southampton. 
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In  der  letzten  Zeit  habe  man  43  Kaufleiite  allein  in  Keot  bei 
der  Ausfuhr  ertappt-*  Ein  grofser  Übelstand  war  auch,  dab 
man  aus  detDaelben  Qmnde  wie  in  England^  auch  die  Ausfuhr 
irischer  Wolle,  welche  gleichfallö  verboten  war,  nicht  kon- 
trollieren koonte,  weil  eben  die  Schiffe,  welche  irische  Häfen  mit 
Wolle  verliefseDj  England  ab  Reiseziel  angaben;  die  Einfuhr 
irischer  Wolle  nach  Eogiand  wollte  man  aber  nicht  verhindern. 
Die  Folge  war,  dafa  zahlreichi^  franzijsische  Agenten  in  Irland 
selbst  die  WoUaustuhr  nach  Frankreich  leiteten^. 

Unter  den  Fabrikanten  und  Tucliexporteuren  erhob  aiGh 
nun  eine  starke  Agitation  tlir  Versch^irfiing  der  Kontrolle  und 
die  Regierung  erhielt  eine  Menge  Eingaben,  welche  das  Unzu- 
längliche des  Gesetzes  von  1660  darlegen  sollten***  Unter  den 
Stuarts  geschah  aber  doch  nichts  mehr;  dagegen  war  es  eine 
der  ersten  Rcgierungahandlungen  Wilhelms  III,  im  Jahre  1688| 
diu-ch  ein  neues  Gesetz*  jene  Wünsche  zu  befriedigen.  Weil 
sich  die  Zollbeamten  allein  als  imzuverläaaige  Kontrolle  erwiesen 
hatten,  wurden  85  angesehene  Personen  aus  den  höheren  »Ständen 
zu  commissioners  ernannt^  welche  selbst  und  durch  ihre  Organe 
die  Kontrolle  der  Zollbeamten  überwachen,  ihnen  beizustehen 
und  mit  allen  Mitteln  Dbertretungen  dm  Verbotes  zu  verhüten, 
zu  entdecken  und  anzuzeigen  hatten.  Ferner  wurde  für  eine 
naher  begrenzte  Zone  an  der  ganzen  Küste  entlang  eine  be- 
sonders scharfe  Kontrolle  aller  Transporte  vom  Lande  zur  Küste 
eingeführt,  so  dafs  die  Beamten  in  den  Stand  gesetzt  wurden, 
die  Bewegung  jedes  verdächtigen  Ballens  in  jedem  Augenblicke 
zu  verfolgen.  Ein  komphziertes  System  von  Anzeigepflichten, 
Registerführungj  Certttikatcnwesen  u.  s*  w.  sollte  jene  Kontrolle 
ermöglichen.  Schlicfslich  wurde  beatimiüt,  dafs  irische  Wolle 
nur  unter  bestimmten  Bedingungen  und  in  bestimmten  Häfen 
Englands  gelandet  werden  dürfe. 

Auf  dieser  Grundlage  bewegte  sich  in  den  nun  folgenden 
hundert  Jahren  die  Gesetzgebung  weiter.  Fe  handelte  sich  dabei 
aber  nicht  mehr  um  neue  Grundsiitze,  sondern  nur  um  eine 
immer  gröfsere  Verschärfung  des  KontroUverfabrens.  Immer 
komplizierter  wird  das  System,  immer  länger  werden  die  Ge- 
setze''*. Später  tritt  besonders  die  Sorge  wegen  der  irischen 
Ausfuhr  in  den  Vordergrund.  Ein  Gesetz*^  des  Jahres  1788 
hob  alle  biaherigen  Bestimmungen  auf  durch  ein  unendlich  weit- 


»  State  Papere  1670,  Januar,  pasaim. 

«  Tr<3a9ury  Papera  iRecord-OfficcK  172U,  7,  Mai;  1706,  3.  Mai. 

*  State  Papera  1664  23.  März;  1668  24.  Sept.  1669  28.  Oktober  und 
Öfter.  VergL  auch  die  oben  geoannteEi  Sammlungen  von  Flugschriften 
im  ßrit.  Muaeuin. 

*  1  William  and  Mary  Kap.  32. 

*  Folgende  Oeaetze  kommen  in  Betracht:  7—8  WilEam  HI  Kap,  28 
tl6%),  9—10  Will.  III  Kap.  40  (1698,,  3  George  I  Kap»  21  (1716)»  12 
George  U  Kap.  21  il789),  21  George  III  Kap.  ^7  (1781). 

*  28  George  III  38. 
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läufiges  VerfEthren,  um  das  Ausfuhrverbot  in  Einklang  zu 
bringen  mit  dem  notwendigen  Bedttr&iis  der  Eüstenschiffahrt  und 
des  inländischen  Wollhandels  nach  Bew^ngsfreiheit  Qroüse 
Ao%ebote  an  Kriegsschiffen  auf  hoher  See  ubd  Eayallerie- 
kommandos  an  der  Küste  entlang  sollten  die  Zollbeamten  und 
commissioners  bei  der  Kontrolle  unterstütien. 

Alle  diese  Ausfuhrverbote  erstreckten  sich,  wie  schon 
bemerkt,  auch  auf  fertiges  Qam.  Um  aber  den  englischen 
Fabrikanten  dessen  Bezue  noch  mehr  su  erleichtem  und  gleich- 
seitig die  Ausfuhr  roher  Wolle  aus  Irland  nach  EVankreich  wirk- 
samer zu  verhindern,  wurde  1789  der  ESnfuhrsoll  auf  irisches 
Wollgarn  aufgehoben  V 


12  George  UI  Kap.  21. 


Siebentes  Kapitel 
Schlitz  und  Pflege  der  Industrie. 


Indem  wir  untersuchten,  auf  welche  Weise  d^  Staat  et  der 
Wollindostrie  ermöglichte,  ihren  Rohstoff  billig  su  beziehen  und 
ihn  der  ausländischen  Konkurrenz  vorzuenthalten,  haben  wir  uns 
schon  dem  Gebiete  genähert,  welches  man  als  Industrieschutz 
oder  Industriepfiege  von  der  mehr  gewerbepolitischen  und 
gewerbepolizeilichen  Staatsthätigkeit  unterscheiden  kann,  die  in 
den  ersten  Kapiteln  geschildert  war.  Die  unmittelbare  Pflege 
einzelner  Zweige  der  Industrie  äuTserte  sich  im  Zeitalter  des 
Merkantilismus  am  augent^igsten  da,  wo  die  Regierungen  adbtt 
Unternehmungen  gründeten  oder  deren  Gründung  durch  Zuschtisse, 
Prämien,  Privilegien,  welche  sie  einzelnen  Unternehmen  ertdlten, 
begünstigten  und  anraten.  So  entstanden  in  Frankreich  und 
in  deutschen  Staaten  jene  z.  T.  berühmt  gewordenen  und  noch 
heute  bestehenden  ,,  Königlichen  Manufakturen  **,  —  Muster- 
betriebe, in  denen  neue  technische  Erfindungen  und  Arbdts- 
methoden,  ausgesuchte  Arbeitskräfte,  splendide  Ausstattung  mit 
allen  erforderlichen  Produktionsmitteln,  hervorragende  Leitung 
und  verfeinerter  Geschmack  zusammenwirkten,  um  Erzeugnisse 
zu  schaffen,  welche  die  übrige  Industrie  zur  Nacheiferung  an- 
spornen, sie  auf  ein  höheres  Niveau  erheben  sollten.  Die  Woll- 
industrie Englands  hat  nie  eine  Förderung  dieser  Art  vom 
Staate  erfahren.  Königliche  Tuchmanufakturen  gab  es  in  Elng- 
land  nicht;  auch  mittelbar  hat  die  R^erung  niemals  bei  der 
Gründung  von  Unternehmungen  mitgewirkt.  Man  kann  wohl 
sagen:  sie  hatte  das  auch  nicht  nötig.  Früher  und  leichter  als 
in  den  anderen  Staaten  fanden  sich  in  England  die  Faktoren  der 
Produktion  zusammen.  Auf  der  einen  2^ite  ein  billiger  and 
guter  Rohstoff  in  dem  wichtigsten  Produkt  des  Landes  und  eine 
zahlreiche,  aber  verarmte  und  arbeitslos  gewordene  Land- 
bevölkerung, auf  der  anderen  Seite  ein  hohes  Mals  von  Unter- 
ndmiungslust  und  Kapitalbesitz,  die  beide  ganz  von  selbst  auf 
Bethätigung,  Verwertung  hindrängten. 
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Aber  man  würde  srch  irren ^  wenn  man  glaubte,  die 
englischen  Ilerrsclier  hätten  sich  nur  darauf  beschränkt,  die  ohne 
ihr  Zuthun  gewordenen  gL»werblic1ien  Verhältnisse  rechtlich  zu 
Kg^.  Sie  haben  vielmehr  in  mehr  als  einer  Beziehung  im- 
mitlelbcir  auf  daa  intensive  und  extensive  Wachstum  der  Industrie 
^suwirken  verfeuchl,  und  z,  T.  mit  offenbarem  Erfolge  ZnnUchst 
kommt  hierfür  der  Teil  ihrer  Thätigkeit  in  Betracht,  welche  darauf 
hinxielte,  der  Nation  den  ganzen,  vollen  Herstellung9[jrozel8  der 
Tuchmacherei  zu  sichern ,  d.  h,  sie  von  dem  V  er  e  d e  1  u  n  g  s  - 
Ter  kehr  mit  dem  Auslände  zu  emancipioren  und  die 
Appretur  und  Fürberei  aller,  auch  der  feineren  Tuche,  im  eigenen 
Lande  vollenden  zu  lassen.  Natürlich  konnte  es  den  enKÜschen 
Tuchmachern  nicht  schwer  fallen,  schon  sehr  früh,  in  den  An- 
flLngen  des  zünftigen  Handwerks,  für  den  Gebrauch  der  mittleren 
und  unteren  Volkskiassen  (soweit  diese  überhaupt  schon  wollenes 
Tuch  tru^n)  gewöhnliche  Stoffe  auch  in  gefärbtem  und  ge- 
walktem Zustande  zu  liefern.  Aber  die  wohlhabenderen  Leute, 
welche  auf  hübsches  Aussehen  des  Tuches,  auf  Weichheit,  Qlanz 
und  satte,  haltbare  Farben  salben,  kauften  im  Mittelalter  fast  nur 
ausländisches  (tiandri.sehes)  Tuch.  In  Flandern  stand  damals  die 
Tuchmacherei  schon  in  höchster  Blüte.  Hrüg^^e  nahm  in  dieser 
Hinsicht  jm  XIIL,  Gent  und  Ypern  im  XIV.  Jalirhundert  die 
erste  Stellung  ein  \  Diese  flandrische  Industrie  arbeitete  fast 
auascliliershch  mit  enghseher  Wolle.  Als  auch  in  England  beim 
Ausgang  de«  Mittelalters,  besonders  seit  Edu:ird  IIL  die  Tuch- 
nmcherei  Fortsehritte  machte  und  über  den  eigenen  Bedarf  zu 
pitNluzieren  anfing,  bildete  sieh  zwischen  beiden  Lindern  ein 
neam  Verhnltnis  neben  dem  noch  weiter  bestehenden  alten : 
England  exportierte  (zunächst  noch  ganz  auf  Rechnung  fremder 
KAufleute)  rohes,  weifses  Tuch  nach  den  Niederlanden  und  dort 
wurde  es  erst  durch  die  noch  unerreichten  flandrischen  und 
brabanter  Färher  und  Appreteure  fertiggestellt.  Dieser  Ver- 
edelungsverkehr  hat  über  HOIJ  Jahre  lang  bestanden  und  wohl 
<a«t  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts  aufgehört; 
neben  der  tiandriachen  und  brabanter  Industrie  trat  spiiter  noch 
die  holländische  und  haniburgische.  Aber  während  dieser 
300  Jahre  hat  nun  eben  der  enghsclie  Staat  daran  geiirbeitet, 
die  Industrie  ganz  auf  eigene  Füfse  zu  stellen,  ihr  den  ganzen 
Verdienst  an  der  Fabrikation  zu  sichern. 

Schon  Eiduard  IIL  scheint  1376,  also  erst  etwa  50  Jahre 
nach  Beginn  einer  englischen  Tuchausfuhr,  jenes  Ziel  vor  Augen 
gehabt  zu  haben,  als  er  zeitweise  die  Ausfulir  ungewalkter  Tuche 
▼erbot  ^.  Aber  es  sprachen  damals  wohl  noch  mehr  fiskalische, 
zolltechnische  Motive  mit.  Sehr  viel  entschiedener  tritt  der 
wirtschaftspolitische  Standpunkt   hundert  Jahre   später   zu   Tage, 


«  Vtrgh  Schanz  a.  a.  0.  lid.  I  S.  32, 
«  50—51  Edw.  III  Kap.  7. 
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Edward  FV.  verbot  1467*  die  Ausfuhr  von  Wnllgam  und  un- 
gewalktem  WoUenzeuß,  weil  dadurcti  oicht  allein  des  Königs 
Zolleinkünfte  geschmälürt,  sondern  auch  „die  armen  Weber  and 
Tuchecherer"  um  ihren  Verdienst  gebracht  würden.  Diese 
Nebc^neinanderstellung  beider  Slotive  beweist  zum  mindesten,  daf» 
in  den  Kreisen  der  Gewerbetreibenden  ein  Bedürfnis  und  ein 
Wunsch  nach  jener  Malsregel  lebte,  stark  genug*  um  die  Rück- 
sicht des  Gesetzgebers  zu  beanspruchen.  Die  H au pt Vertreter  ■ 
dieser  Interessen  waren  zwei  grofse  Zünfte  in  London,  diefl 
„clothworkerS' Company"*  und  „Company  of  dyera",  also  Appretur- 
arbeiter   und  Färber.     Am  Haupttuchmarkte  imd  Bauptausfuhr- 

Jlatze  Englands  ansässig^  hatten  sie  das  gröfete  Interesse  daran, 
ie  Ausfuhr  halbfertiger  Tuche  verhindert  zu  sehen  ^*  Zu  ihrer 
Bekämpfung  verbündeten  sich  zwei  einander  sonst  feindliche 
Gruppen:  die  deutschen  Hanae  Kaulleute  in  London  und  die 
merchants  adveeturers»  In  ihren  Händen  lag  withrend  des 
XV.  und  XVL  Jahrhunderts  die  grofse  Masse  aller  englischen 
Tuchausfuhr  nach  den  Mündungen  von  Scheide»  Rhein,  Ems, 
Weser  und  Elbe,  Sie  erklärten,  auf  diesen  Absatzmärkten  werde 
englisches  Tuch  nur  im  rohweifsen  Zustande  gekauft;  gefilrbte« 
und  appretierte-s  Tuch  könnten  sie  dort  nicht  los  werden,  weil 
den  Fremden  die  englische  Appretur  und  Färberei  nicht  gut 
genug  sei.  Die  energischen  Tudors  glaubten  aber  desaen- 
ungeachtet  die  Wünsche  der  anderen  Partei  durchsetzen  zu 
können.  Heinrich  VIL  erliefs  1487  ein  Gesetz^,  welche«  die 
Ausfuhr  aller  ungewalkten,  ungerauhten  und  ungeschorenen  Tuche 
verbot  und  nur  gewisse  billige  Sorten,  unter  einer  bestimmten 
Preisgrenze,  im  rohweifsen  Zustande  hinausgehen  liefs*  Sein 
Nachfolger  Heinrich  VIH.  erneuerte  das  Verbot  noch  dreimal, 
1511,  1518  und  1535*,  jedesmal  nur  mit  einer  Verschiebung  der 
Prersgrenze,  weil  die  gestiegenen  Wollpreise  und  Löhne  es 
erforderten. 

In  demselben  Jahre,  wo  Elisabeth  die  Ausfuhr  lebender 
Schafe  verbot,  um  die  Verpflanzung  der  englischen  Wollzucht 
auf  den  Kontinent  zu  verhindern,  erliefs  sie  auch  ein  Gesetz, 
welches  die  Interessen  der  Kaufmannsgesellschaften  und  der 
Appreturindustrie  miteinander  versöhnen  sollte^.  Da  die 
Tuchscherer  und  Färber  von  London  in  erster  Linie  angewiesen 
waren  auf  die  Tuche  der  benachbarten  Grafschaften  Kent  und 
Soffolk,  so  wurde  bestimmt,  dafs  deren  Stoffe  (iberhaupt  nicht 
mehr  halbfertig  ausgeführt  werden  dürften.  Im  übrigen  aber 
wurden  die  Exporteure  nur  verpflichtet^    auf  je  neun  Stück  roh- 

*  5  Edward  IV  Kap,  :i 

*  Schanz  a.  a.  0    l  S.  183  ff,  206  ff,  452  ff. 
«  3  Henry  VU  Kap.  IL 

*  3  Henry  VHI  Kap,  7;  5  Henry  VIH  Kap,  3:  27  Heoiy  VUI 
Kap.  18,  ^  f     f  ^ 

^  8  Elizab,  Kap.  6. 
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wejfser  Tuche  mindesteDs  ein  Stück  in  fertigem  Zustande  mit* 
sanehmen*  Auf  Übertretungen  stand  die  hohe  Strafe  von 
10  Jt^  welche  gegehenentalls  zur  Hitlfte  der  clothworker  Company 
srafallen  sollte.  Das  Ciesetz  Elisabeths  bedeutete  einen  Rückzug 
geK^eDüber  der  ener^'scheren  Politik  ihrer  Vorgänger:  vielleicht 
weil  ihr  die  Intere^en  von  Handel  und  Schift'ahrt,  die  Vor- 
bedingung einer  Seemacht,  wie  Eragland  sie  damals  brauchte^ 
doch  noch  mehr  am  Herzen  lagen,  ala  die  Wünsche  der  Pftrber 
and  Tuchac  herer.  Und  soweit  diese  ftir  den  Export  arbeiteten, 
bildeten  sie  df>ch  nur  eine  kleine  Zahl^  verglichen  mit  der 
breiten  Masse  armer  Weber  und  Spinner  vieler  Grafschaften » 
deren  ganie  Existenz  davon  abhing,  ob  die  merchania  adven- 
torers  drübeD  in  den  Niederlanden  und  in  Deutschland  verkaufen 
konnten  oder  nicht.  Wenn  die  Regierung  wollte,  hatte  um  in 
den  j, Lizenzen**  ein  b^uemes  und  noch  dazu  eintrügiichea 
Mittel,  die  Kaufleute  auch  mit  dem  letzten  Gesetz  auszusöhnen : 
den  merchants  adventurers  wurde,  wohl  um  sie  vor  den  Hansen 
2u  bevorzugen,  von  Anfang  an  erlaubt,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  über  die  im  Ge-setz  vorgeacliriebene  Grenze  hinaus  halb- 
fertige  Tuche  zu  exportieren  ^ 

Die  Jahrzehnte  nach  Erlafs  des  (Tesetzes  waren  erfüllt  von 
dem  Streit  der  beiden  Interessen  lengruppen.  Ab  wechselnd  wurde 
die  Regierung  von  den  Tuchscherem  und  Filrbem  um  Ver- 
icbärfung,  von  den  Kaufleuteo  um  Aufhebung  der  Beschränkung 
Aüg^angeD'.  80  machten  die  merchants  adventurers  u.  a.  in 
iiner  groben  Eingabe  an  Lord  Burleigh  1598  geltend,  die  Er- 
fahrungen von  47  Jahren  hätten  sie  hinreiehend  darüber  belehrt, 
dafs  es  ein  Unding  sei,  engUscIie  Tuche  im  fertigen  Zustande 
aaf  den  au^hindischen  Markt  zu  bringen  \  die  englischen  Arbeiter 
datUr  noch  nicht  geschult  genug.  Solche  Stoffe  könne  man 
in  immer  nur  unter  dem  Kostenpreise  losscldagen  ®*  Im 
bhre  I60tj,  unter  Jakob  I,  bc^^ntragten  die  clothnorker*,  man 
mOge  doch  den  merchants  adventurers  gestatten,  alle  lialb fertigen 
Tuche,  und  nur  solche,  zu  exportieren,  dage;;en  aber  allen 
amleren  Raufleuten,  trotz  des  Privilegs  jener  Gesellschaft  es 
fineistdlen,  fertige  Stoffe  auszuführen.  In  den  nächsten  Jahren 
hat  die  Regienmg  lebhafte  Verhandlungen  darüber  geführt,  ob 
und  wie  weit  man  den  Antragstellern  entgegen konimen  sollet 
Ans  dieser  Lage   der  Dinge   heraus  erwuchs  ein  Unternehmen, 


aar  c 

^Knn 
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'  Eio«  Li«te   der  von  1558—1584  erteilten  lizeDzen   findet  sich  in 
den  State  P»pers,  Elizab.  toI  175  No.  \%. 
■  St«!e  Fapcrs  1565—1603  passtm. 

»  StÄte  Papere   Elizab.  vol.  244    No-  50,    1593,   27.  Febr.;    Elbab, 
icoda  Tol,  11,  92. 

•  »Ute  l'apers  James  1,  vol.  27  No.  68. 

*  8Ukte  Papeni  Jiune«  I  vol  71  No.  105,  vol.  72  Na  68  und  69  mid 

XVUI  1.  •  Lobminii.  ei 


82  xvni  1. 

das  zwar  nur  von  kurzer  Dauer  war,  aber  noch  lange  von  sich 
reden  gemacht  hat  Ein  unternehmungslustiger  Stadtrat  von 
London,  der  Alderman  William  Cockajne  benützte  die  den 
Londoner  Zünften  günstige  Stimmung  bei  Hofe,  um,  assocüert 
mit  einem  Hof  beamten,  vom  Könige  ein  ,,  patent  for  the  aole 
dying  and  dressing  of  all  cloth"*  zu  erkaufend  James  L  erlieb 
am  20.  Juli  1614  eine  Proklamation,  des  Inhalts,  dals  künftig 
iedermann  broad  doth  ge&rbt  und  appretiert  üb^idl  hin,  aa^ 
m  die  den  merchants  adventurers  vorbehaltenen  Absatigel»ete^ 
ausftlhren  dürfe  —  unter  der  Bedingung,  dals  er  seinen  Namen 
und  den  UmfiEmg  seines  Hand^kapitals  von  den  beiden  ge- 
nannten Gründern  in  dne  Liste  eintragen  lasse,  welche  nSäi 
acht  Wochen  zu  schlieisen  seL  Später  soll  die  Ausfuhr  aUen 
nicht  eingetragenen  Personen  verboten  sein.  Das  ganze  Unter- 
nehmen lief  hinaus  auf  die  Gründung  einer  Eonkurrenzoompagnie 
gegen  die  merchants  adventurers«  unter  dem  Nameo  ^New 
Uompany  of  Merchants  AdTenturers"  und  unter  der  Leitung 
Oockajnes.  Wahrscheinlich  ist  es.  dab  dieser  eine  gerade  in 
London  sehr  volkstümliche  Idee  und  die  noch  mehr  verbreitete 
Abneigung  g^en  das  eig^amiüchtige  Gebaren  der  alten  (Ge- 
sellschaft benutzte,  um  seine  privaten  Geschäftaswecke  zu  ver- 
folgen. Elr  hatte  der  Re^:i«mn^  gegenüber  sein  Projekt  damit 
gerechtfertigt,  dals  die  Holländer  und  Deutschen  das  en^iscbe 
Tucli  doch  auf  alle  RlUe.  ob  gana  —  oder  halbfertig,  nehmen 
mülsten.  Aber  Hollands  Amwi>n'^  war  ein  Gesetz,  wdches  die 
in  Ejigland  gefiirbten  und  appivderten  Tuche  zu  tragen  verbot. 
Da  nun  die  merchants  advt^nturvrs  sich  erboten,  audi  ihrerseitB 
den  Versuch  uüt  der  Ausfuhr  fertiger  Stoffe  wieder  au&unehmen', 
und  anderersäts  auch  die  Londoner  Zünfte  mit  der  neuen  Ge- 
sellschaft nicht  zufrieden  waren  ^,  so  wurde  1017  Cockaynes 
Patent  wieder  au%ehoben  und  dai  merchants  adventurers  alle  ihre 
alten  Rechte  bestätigt  Diese  erhidten  unter  Karl  I.  1627  sogar  die 
Befugnis,  unbeachtet  des  Gesetzes  von  1565  (welches  nicht  auf- 
gehoben wurde)  nach  Bdieben,  ohne  jede  FJnschrftnkmig,  loh- 
weifses  Tuch  zu  exportieren.  AUe  Proze(se  der  dothworker 
gegen  sie,  wegen  Übertretung  jenes  Gesetzes,  sollten  Ins  auf 
weiteres  niedergeschlagen  werden. 

Damit  hatte  die  von  Heinrich  ^*II.  inaugurierte  PoKtik, 
die  Interessen  einer  noch  schwachen  Industrie 
gegen  die  stärkeren  Interessen  des  Handels  zu 
schützen,  ihr  Ende  erreicht;  die  Unruhen  der  nächsten 
Jahrzehnte  liefsen  keine  neuen  Versuche  mehr  aufkommen. 
Anscheinend     ist    das    erstrebte    Ziel    erst    dadurch     erreicht 


*  Bise  ho  ff.     HifltoiT   of    the  wooUen   and  wonted   mamifiMtare. 
London  1842  Bd.  I  Kap   1. 

s  Suite  Papera  Jamee  I  toI.  S7  No.  76  und  1616  Sept  11. 
»  State  Papera  a.  a.  O.  toL  SO  Xo.  110. 

*  Ebenda  toL  80  No.  10:5. 
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orden,  daCs  16G8  ein  gewisser  Brewer  mit  50  wallo- 
lien  Färbern  und  Tuchächerern  die  Herstellung  feiner  Tuch- 
qmiliUiten  lo  Engtand  selbst  begriindete  ^  Im  Jahre  li>G9 
erhielt  auch  ein  Tuchmacher  George  Herriot,  der  achtzahn 
Jahre  lang  in  Holland  die  Appretur  gelernt  und  betrieben  lu^tte, 
ein  Patent  ^  auf  eine  in  Holland  übliche  Methode  der  kalten 
PreBsang  mit  dem  Rocht,  sie  vierzehn  Jahre  lang  in  England 
aoaachlieijiljch  auszuüben.  Die  von  Elisabeth  1565  angeordnete 
ßescbränkung  in  der  Ausfuhr  halbfertiger  Tuche  wurde  unter 
Anna  1707  aufgehoben^,  an  deren  Stelle  aber  ein  Ausfuhrzoll 
auf  jene  Stotie  gelegt,  während  die  fortigen  Tuche  Eolifrei  aua- 
B:ehen  durften. 

Nicht  besonders  wichtig  und  zalilreich^  aber  doch  erwahnens- 

;  Bind  die  Versuche,  welche  auch  England,  wie  rindere  Staaten, 

\%   liat ,    um   durch  Einwirkung   auf  den  Konsum 

[er  Erzeugnisse  die  Wollindustrie  zu  befördern,  und  awar 
cht  allein  durch  Schutzzölle  und  Einfuhrverbote,  sondern  auch 
direkte  Ge-  und  Verbote  de»  Gebrauchs  bestimmter  Waren  zu 
bestimmten  Zwecken,  Auch  hierfiir  hatte  die  mittelalterliche 
Tradition  eine  teste  Form,  ein  Vorbild,  schon  überUefert  in  den 
alten  Luxusgesetzen«  in  denen  sich  in  der  späteren  Zeit  wold 
schon  wirtschaftliche  mit  den  ursprünglich  rein  ethisch- pohtischen 
Motiven  verquickten.  Das  scheint  z,  B.  der  Fall  gewesen  zu 
sein,  als  Maria  die  Katholische  1555,  also  in  einer  Zeit,  wo  die 
Förderung  der  Wollindustrie  schon  hingst  eine  Staatsaufgabe  ge 
worden  war,  durch  Gesetz  das  Tragen  seidener  Gewänder  nur 
denen  gestattete,  welche  mindestens  20  j£  jährliches  Einkommen 
hatten.  Einen  ausgesprochen  wirtschaftlichen  Zweck  verfolgten 
aber  die  Gesetze,  welche  im  XVL  Jahrhundert  zu  Gunsten  der 
MUttenmacherei  —  eines  sehr  verbreiteten  und  starkbesetzten 
Zweiges  der  Wollindustrie  —  erlassen  wurden.  Unter  1  leinriclj  VIII. 
machte  i«ich  den  englischen  Mützenmachern  die  ausländische 
Konkurrenz  sehr  fühlbar;  es  wurde  immer  mehr  Mode,  importierte 
Filzhüte  zu  tragen,  und  die  englischen  gestrickten  WoUiuützen 
kamen  ab.  Daher  verbot  ein  Gesetz^  von  1511  den  unteren 
and  mittleren  Volk^sklassen,  auaUndisdie  Hüte  und  Mützen  zu 
tragen.  Die  Königin  Elisabeth  ging  noch  energischer  vor.  In 
dem    ftbr    die   Wollindustrie    überhaupt  bedeutungsvollen    Jahre 

1565^  erliefö  sie  aucli  ein  Gesetz*,  welches  die  Hutraacherei  auch 
im  InUmde  zu  Gunsten  der  Mützenindustrie  beschränken  sollte. 
Kor  wer  «eben  Jahre    als  Hutmacher  gelernt  hatte  ^  sollte   aas- 


*  Biseboff  a.  a.  O. 
«  State  Papen  1669  23,  Juli 
,  *  $  Alma  Rap.  9. 
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ländisches  Material  zu  Hüten  verarbeiten  dürfen ;  imitierte  Mützen 
ans  Filz  waren  verboten,  nur  gestrickte  wollene  durften  getragen 
werden.  Vor  allem  wurde  nichtadeligen  Personen  bei  1 0  shillinff 
Strafe  verboten ,  Kopfbedeckungen  aus  Sammt  zu  tragen .  und 
den  Mützenmachern,  welche  solche  Übertretungen  anzeigten,  die 
Hälfte  der  Strafe  zugesagt.  Sechs  Jahre  soäter  folgte  dann  das 
bekannte  „Mützengesetz"  von  1571,  wdches  allen  männlichen 
Personen  vom  sechsten  Lebensjahre  ab  vorschrieb,  mindestens 
jeden  Sonntag  eine  in  England  gestrickte  und  gewalkte  wollene 
Mütze  zu  tragen.  —  Im  Jahre  1616  hatte  Jakob  I.  die  Ab- 
sicht, eine  Proklamation  „for  wearing  en^ish  cloth**  zu  erlassen, 
um  dem  starken  Eindrin^n  ausländischer  Stofie  entgegenzutreten. 
Er  lieb  aber  den  Plan  fallen,  als  sich  dagegen  aus  Handelskreisen 
lebhafter  Widerspruch  erhobt 

Zu  dieser  Gruppe  staatlicher  Mafsregeln  gehört  auch  das 
als  ^Leichentuchgesetz**  oft  genannte  Gesetz  „for  burying 
in  wooUen  only^  vom  Jahre  1666^.  Um  die  Wdlindustrie  zu 
fördern  und  die  Ausfuhr  von  Edelmetall  im  Austausch  gegen 
französisches  Leinen  zu  verhindern,  wird  bei  5  £  (!)  Strafe  ver- 
boten, fiir  Leichentücher  und  die  übrige  Ausstattung  der  Säige 
andere  als  wollene  Stoffe  zu  nehmen.  Es  giebt  kein  Gesetz, 
das  die  nüchterne  Konsequenz,  mit  der  die  Engländer  ihre 
„nationalste'"  Industrie  auf  alle  Weise  vorwärts  brachten,  drastischer 
zum  Ausdrucke  bringt  als  dieses.  Dafs  man  es  auch  mit  der 
Durchführung  ernst  nahm,  beweist  der  Umstand,  dafs  die  Akte 
nach  elf  Jahren  in  schärferer  Fassung  und  mit  ausftlhrlichen 
Eontroll-  und  Ausftihrungsbestimmungen  wiederholt  wurdet 
Den  P&rrem,  welche  bei  den  B^räbnissen  amtierten,  wurde 
auferlegt,  von  den  Hinterbliebenen  des  Verstorbenen  binnen  acht 
Tagen  nach  der  Beerdigung  eine  amtliche  Bescheinigung  darüber 
zu  verlangen,  dal's  sie  nur  Stoffe  aus  reiner  Schafwolle  gebraucht 
hätten;  säumige  Pfarrer  wurden  mit  b£  Strafe  bedroht! 

Obwohl  schon  Elisabeth  zu  Gunsten  einer  anderen  Industrie, 
nämlich  der  Herstellung  von  Metall-  und  Kurzwaren  —  im  Jahre 
1562  ein  Einfuhrverbot  solcher  Artikel  erUefs,  hat  doch  die 
Wollindustrie  einen  solchen  Schutz  erst  über  100  Jahre  später 
erfahren.  Selbst  einen  Schutzzoll  auf  ausländische  W^oUwaren, 
obgleich  solche  importiert  wurden,  suchen  wir  vergebens.  Die 
Zölle  des  revidierten  Tarifs  von  1 660  sind  noch  nicht  als  Schutz- 
zölle zu  bezeichnen.  Und  die  Antwort  auf  ColbertB  scharfe 
Malsregeln  gegen  die  englischen  Stoffe  im  Jahre  1667  gab  Eng- 
land auch  erst  1689  —  dann  allerdings  auch  gleich  durch  ein 
Einfuhrverbot  gegen  alle  französischen  Waren.  Seitdem  hat  die 
Handelssperre  zwischen  beiden  Staaten  bekanntlich  bis  spät  ins 
XVIII.  Jahrhundert  hinein  gedauert. 

*  State  Papers  James  I  vol.  89  No.  54. 
«  18  Charles  II  Kap.  4. 
>  31  Charles  II  Kap.  2. 
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AUes    was  der   englische  Staat  von  1300  bts  1800  für  die 

VoUindustrie  gethan   hat,    wird,   am   Erfolge  gemessen,    wahr- 

rheialicli    libertroffen    durch    den   Einfliifs,     welchen   die    Ein- 

runderuDg  niederländischer  Weber  auf  die  Verbreitung 

ad    Veredelung   der    Industrie    ausgeübt  hat.      Auch   hif-r   aber 

rcrhielt  sich   der  Stfiat    nicht   passiv:    vielmehr  wlirde  ohne  die 

lüiche    Initiative   die    Emwanderimg   z,  T.    nicht   erfolgt   sein 

jedenfalls,    im    ganzen    genommen,     nicht   eine   so    starke 

^"^'irkung  haben  ausüben  können,  weil  nur  der  Staat  es  war,  der 

e»  den  Kolonisten  crmöi^lichte,  trotz  des  zülien  Widerstandes  der 

einheimiacher)   Industrie  Wurzel  zu  fassen, 

Ee   handelt   sich  für  uns   hauptsächlich  um  die  grofse  An- 

lietlelung   fremder   Tuchmacher    unter   Elizabeth.      Der    Ein- 

^wandereratrom  in  dieser  Periode   bat  sich  aber  nicht  selbst  ertt 

»ein  Bett  gegraben,  sondern  folgte  der  Linie,  welche  schon  frühere 

"lüge  genommen  hatten.     Wenn  wir  absehen  von  einer  ziemlich 

ieutungslosen    Ansiedelung    nicderländij^cher   Weber   in    Wale« 

iurch    die   Oemahlin    Wilhelmti  1.,    so    fand    die    erste    wichtige 

Imische   Einwanderung    süitt    unter    Eduard    II L    —   d,    h,    in 

iier  Zeit,  wo  England   „den  Zenitli  seiner  mittelalterlichen  Blüte" 

»o  erreicht  hatte  \  das  zünftige  Handwerk,  auch  in  der  Tuch- 

beret,   schon  Kiemlich  selbständig  dastand,    und  städtisch-ge- 

rerbliche    Kultur   bereits  in  gröfserem  Umfange  vorhanden  war. 

liianJ  111.    war  in   seiner   ganzen  Politik   sehr  von  Wirtschaft- 

'  liehen  Rücksichten  geleitet ■    Er  hatte  auch  nahe  Beziehungen  zu 

den   Niederlanden ,  da  seine  Frau,  eine  Tochter  des  Grafen  von 

Hennegau,  von  dorther  stammte.    In  der  berühmten  flandrischen 

Tucbmacherei  gärte   es   damals :  die  sUldtischen  Tuchm^vcher  von 

_~       ,,  S    Gent   und  Ypem    drückten   auf  die  eben   entstehende 

li&ndlicbe   Industrie,    und    aus  den    Städten   selbst    mufsten  viele 

Tuchmacher  entweichen,    um  den  \'erfolgungen  d^  Grafen  von 

•"landem  zu  entgehen.     Die  schon  damals  mehr  als  zweihundert 

'Jahre  alten  HandeUbeziehungen  zu  EujLdand  und  die  Nähe  dieses 

Landes   legten   es   den  Verfolgten    nahe,    dort  eine  neue  Heimat 

*u   suchen.     Im  Jahre  1331    gewährle  Eduard   IlL   dem   ersten 

Einwanderer,  einem  gewissen  John   Kempe»  der  mit  Webern, 

Wfdkern   und    Färbern  herüberkam»  einen  Schutzbrief,  worin  er 

ihm   und    seinen  ihm  etwa  nachfolgenden  Landsleuten  gestattete, 

ttch   auf  englischem  Boden  anzusiedeln  und  ihr  Gewerbe  zu  be- 

^ treiben,  und  ihnen  seinen  königlichen  Schutz  nebat  erforderlichen 

Privilegien  zusicherte*-.     In   den   nächsten   Jahren   folgten   dann 

auch  eine  ganze  Reihe  anderer  Kolonisten  nach.    Soweit  sie  iStoffe 

imoA   Kammgarn    machten,    wurden    sie    angesiedelt   in    Norfolk, 

'Suffolk  und   Ertsex.   mit   der  Stadt  Nor  wich  als  Hauptmarkt- 


*  CttnrtiD^ham  a.  a.  O.  I  S.  271. 

'  Vpr^l.  Cuuriiiigbam  a  a.  O.   I  S.  283.    Ashlej,    Early  Eagl. 
Woollen  Itidustry;  and  „Introduction^  US.  19$« 
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ort  ^  die  eigeDtlichen  Tuchmacher  in  anderen  G^enden  Osteng- 
lands oder  auch  mit  jenen  vermischt  Von  der  Protektion  einer 
zufälligen  Einwanderung  ging  der  KOnig  über  eu  ihrerplanvoUen 
Beförderung.  Er  erliets  1337,  als  sich  die  günstigen  Wirkungen 
seiner  ersten  HaTsr^el  schon  zu  zeigen  begannen,  ein  Oesetz^ 
durch  welches  er  allen  Tuchmachern,  die  —  einerlei  woher  — 
einwandem  wollten,  gestattete,  sich  üb^nU  in  England  anzusieddn 
und  ihnen  allen  nötigen  Schutz  versprach.  Das  Gesetz  war 
eine  Öffentliche  Einladung,  zu  kommen,  und  es  folgten  ihr  noch 
viele  ^.  Die  englischen  Zünfte  sträubten  sich  hefltig  gegen  den 
„  Rechtsbruch "",  welchen  die  Krone  nach  ihrer  Meinung  durch  Zu- 
lassung der  Fremden  begangen  hatte.  In  mehreren  Städten  kam 
es  zu  ernsten  Kouflikten  zwischen  Regierung  und  Zünften,  zwischen 
Fremden  und  Engländern.  Der  KOnig  verharrte  aber  ruhig  auf 
dem  eingeschlagenen  W^e  und  machte  von  dem  in  England 
immer  lebendig  gebliebenen  Rechte  der  Krone  Gebrauch,  die  ge- 
werblichen Angel^enheiten  der  Städte  und  Zünfte  trotz  deren 
relativer  Selbständigkeit,  im  Dienste  allgemeiner  Interessen  selbst 
zu  regeln.  Er  kümmerte  sich  persönlich  besonders  um  das  Ge- 
deihen der  Norwicher  Kolonie  und  schützte  sie  auf  jede  \\'ase*. 
Die  Grafschaft  Norfolk  war  die  Heimat  der  englischen  Kamm- 
gamindustrie  und  zwar  deshalb,  weil  man  hier  zuerst  die  lang- 
haarige Wolle  gewann,  welche  als  Kammwolle,  im  Unterschied 
von  der  kurzen,  krausen  StreiohwoUe,  das  Merkmal  dieses  Zweiges 
der  Wollindustrie  ausmacht^.  Nach  dem  Orte  Worsted  in 
Norfolk,  wo  jene  Wollzucht  zuerst  auftauchte,  nannte  und  nennt 
man  noch  heute  in  England  das  Kammgarn  worsted  jam  und 
die  daraus  gemachten  Stoffe  —  zum  Unterschied  vom  eigentlichen 
Tuch  —  worsted  goods,  worsted  stufis  etc.  Die  firemden  Ein- 
wanderer haben  diese  Industrie  nicht  erst  geschaffen^,  aber  es 
ist  keine  Frage,  dafs  sie  gerade  auf  diesem  Gebiete  durch  neue 
Muster  und  Handgriffe  die  Technik  bereicherten.  Wahrscheinlich 
bt  es  auch  ihnen  zu  verdanken,  wenn  sich  die  junge  Industrie 
auch  nach  Suffolk  und  Es  sex  verbreitete,  wo  später  auch  die 
Kammwolle  selbst  gezüchtet  wurde.  Norwich  blieb  aber  bis  ins 
XVUI.  Jahrhundert  hinein  das  Centrum  der  Industrie,  und 
genofs  stets  die  besondere  Gunst  der  KOnige  und  Parlamente. 
Eine  Ausftihr  wollener  Stoffe  aus  England  begann  erst  nach 
dieser  Einwanderung  und  wahrscheinlich  nicht  ohne  ursächlichen 


'  James,  History  of  the  Worsti'd  Manafacture  in  Enirland,  London 
1857,  8.  50. 

*  Ashley,  Introdoction  II,  S.  195. 
3  James  a.  a.  0. 

*  Über  die  (ieschichte  der  Rammgarn  •  Industrie  Englands  vergl. 
James  a.  a.  0.  Kap.  [II  fF. 

•^  Schon  Eduard  IL  hatte  einen  alnager  für  die  worsted  -  StoflRe  an- 
gestellt, und  im  Jahre  1828  bestätigte  Eduard  III.  schon  die  Zuuft- 
privilegien  der  worsted- Weber  von  Norwich. 
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iZasammeohang  damit:  es  ist  immerhin  aufTallend,  dars  unter 
"en  StoffpD,  welche  uro  die  Mitte  des  XJV.  Jahrhunderts  auBge- 
hrt  wurden,  gerade  die  KaüimgarnatoflTe  aus  den  ostenglii^chen 
iFrt^tndenkolonien  stärker  vertreten  sind,  als  die  Tuche  ^ 
Heinrich  \^It.,  in  seiner  Politik  auch  sonst  Eduard  IJI.  verwandt, 
»oll  wieder  niederländische  Tuchmacher  angesiedelt  haben,  und 
■war  m  York,  Halifax,  Waketield  und  Leeds-.  Wenn  diese 
C^ herlief enmg  richtig  ist,  so  wäre  nicht  nur  die  ostengÜsche, 
andern  auch  die  nordenglische  Wollindustrie  zu  einem 
ten  Teil  eine  niederländische  Pflanzung! 

Im  XVL  Jahrhundert,  unter  Heinrieh  VllL  ging  es  mit  der 
ammgarninduatrie  von  Norwieh  offenbar  hergab,  die  alten 
worsted- Stoffe  fanden  keinen  rechten  Absatz  mehr^  und  man  ging 
mehr  und  mehr  dazu  tiher,  statt  dessen  wollene  Üecken  zu 
ichen''.  Aber  einige  Unternehmer  von  Norwieh  begannen  schon 
amals  (1544),  ihrem  Gewerbe  durch  Herliberziehung  flämischer 
and  werker  neue  Anregung'  zu  geb<:!n  und  die  Fabrikation  feint^rer 
;efälli^^erer  Kammgamstofte  einzuführen.  Die  Protestanten- 
erfolgung  unter  Maria  der  Katholischen  zwang  die  Fremden 
loch  wieder,  das  Land  zu  verlassen^.  Die  Tljronbc'steigung 
ler  Königin  Elisabeth  wirkte  auch  hier»  wie  auf  allen  TJehieten, 
freiend  und  «mregend,  England  wurde  der  Zufluchtsort  für 
'y  die  der  Bpanisch-päpstlichen  Herrschaft  entgehen  wollten* 
wurde  namentlich  in  den  bedrohten  Niederlanden  j  als 
iiltpp  IL  die  Regierung  antrat,  den  dortigen  Tuchmachern  der 
edanke  nahegelegt,  den  Spuren  ihrer  Vorväter  folgend,  nach 
and  auszuwandern.  Auch  jetzt  waren  es  wieder  die  alten 
äfen  an  der  engli.4cl>en  Ustktlste,  die  vorzugsweise  zur  An- 
tedelung  gewählt  wurden. 

Im  Jahre  15lU  landeten  die  ersten  Einwanderer,  flämische 
und  walloniache  Tuchmacher,  im  Hafen  von  Sandwich.  l>urch 
Königlielrrn  Erlafs  vom  0.  JuH  1561  erhielt  der  Rat  der  Sfcidt 
die  Erhiubni»,  *J0  20  Meistern  mit  ihren  Familien  und  Gesellen 
zu  gestatten,  sich  in  Sandwich  nieder/idassen  und  das  (lewerhe 
„of  making  says,  bays  and  other  cloth"  zu  betreiben'^.  Es  war 
nur  natürljcl),  wenn  Norwieh  ab  Centrum  der  ostenglischen 
Wollindustrie,  als  zweitgröfste  (aber  in  letzter  Zeit  zurück- 
gegangene) Stadt  Englands,  vor  allem  als  Sitz  der  wichtigsten 
iiederlfindiftclien  Kolonie  aus  der  Zeit  JMuards  lll„  ein  Haupt- 
tel  der  neuen  Einwanderer  wurde.  Die  ersten  Fremden  langten 
hier  an  im  Jahre  1505»  und  gleich  darauf  erhielt  auch  diese 
lätadt   eine   Weisung   der  Königin   wegen  der  Aufnahme,    nebst 
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Schutzbriefen  für  die  Ansiedler^.  Dreifsig  Meister  dorAoi  sieh 
mit  ihren  Angehörigen  und  Gehilfen  niederlassen,  doch  sollte 
kein  Hausstand  mehr  als  zehn  Personen,  die  ganze  Kolonie  also 
nicht  über  300  Personen  umfassen.  Wenn  einer  der  dreilsig 
Meister  stirbt,  soll  die  Stadt  einen  seiner  Landsleute  als  Ersats 
zulassen.  Fabrizieren  dürfen  sie  „bays,  sajs,  tapestry  mockadoes, 
stamens,  kersey8(!)  and  such  otfier  outlandish  commodities  as 
has  not  been  made  within  our  realm^.  Im  Jahre  1583 
hatte  die  Kopfzahl  der  Kolonie  die  gesteckte  Ghrenze  schon  über- 
schritten; man  zählte  damals  4679  Personen,  was  sich  nur  aus 
der  Zuwanderung  neuer  Ansiedler  erklären  lä(st'. 

In  ähnlicher  Weise  erhielt  1570  die  Stadt  Coleb  est  er  die 
Elrlaubnis,  fremde  Tuchmacher  au£sunehmen  ^.  Die  Kolonie  fing 
an  mit  elf  Meistern,  also  wohl  nicht  viel  mehr  als  hundert 
Personen  im  ganzen,  aber  schon  nach  sechzehn  Jahren  waren 
es  1293  „Dutch  strangers,  welche  die  „congregation  of  the 
walloon  church"  bildeten*.  —  Im  Jahr  1567  werden  den  Nieder- 
ländischen Einwanderern  zu  Southampton,  welche  aus- 
ländische Stoffe  machen  wollen ,  dieselben  Kechte  und  Pflichten 
zugeteilt,  wie  denen  zu  Sandwich.  Dazu  gehörte  auch  Zoll- 
ermäfsigung  i\ir  alle  von  ihnen  verfertigten  und  ausgeführten 
Stoffe.  Zugelassen  wurden  200  Personen.  Jeder  Meister  war 
verpflichtet,  in  den  ersten  sieben  Jahren  gleichzeitig  zwei  englische 
Lehrlinge  auszubilden,  später  sieben  Jahre  lang  auf  Je  zwei 
fremde  immer  einen  englischen  Lehrling.  —  Andere  derartige 
Tuchmacherkolonien  entstanden  in  London,  Stamford,  Yarmoum, 
Lynn,  York,  Dover  und  Canterbury*^.  Wenn  auch  der  Haupt- 
Btrom  Ende  der  siebziger  Jahre  wohl  sein  Ende  erreicht  hatte, 
so  dauerte  die  Einwanderung  in  kleinerem  Umfange  und  mit 
Zwischenpause  doch  noch  etwa  hundert  Jahre  an. 

Viele  Städte  nahmen  die  Fremden  mit  offenen  Armen  auf: 
waren  es  doch  wohlhabende  und  arbeitsame  Familien,  die  dazu 
beitragen  konnten,  di^  Wunden,  welche  die  wirtschaftliche  Revo- 
lution des  XVI.  Jahrhunderts,  insbesondere  die  Abwanderung 
auf  das  platte  Land,  den  Städten  geschlagen  hatten,  zu  heilen*. 
Aber  die  städtischen  Tuch-  und  Zeugmacher  dachten  anders: 
für  sie  bedeutete  dieses  mächtige  Zuströmen  ausländischer  Arbdtz- 
kraft,  ausländischen  Kapitals  und  ausländischer  Technik  in  den 
Händen   von  Leuten,   die  noch   dazu  mit  besonderen  Freiheiten 
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maratattet  waren  ^  eine  Erdchwerang  ihres  ohnehiD  schon  nicht 
leäoEteD  Konkurrenzkampfes  mit  der  ländlichen  Tuchniacherei. 
Wie  Eduard  IIL,  ao  hat  daher  auch  Elisabeth  jahrzehntelang, 
und  ihre  Nachfolger  desgleichen,  für  die  ungestörte  Entwicklung 
der  Ansiedelungen  mit  den  feindlichen  Interessen,  d.  h.  specieU 
mit  den  englischen  Zünften  ^  zu  kämpfen  gehabt.  Erst  etwa 
hundert  Jahre  nach  Beginn  der  Kolonisation  bann  der  Kampf 
—  SU  Gunsten  der  Fremden  —  aU  beendigt  angesehen  werden. 
Im  folgenden  seien  einige  Züge  aus  dieser  Zeit  wiedergegeben, 
um  die  Haltung  der  Regierung  zu  kennzeichnen.  Es  handelte 
«ich  anseheinend  hauptsächlich  um  drei  Streitpunkte:  um 
die  Frage  einer  Sonderbesteuerung  der  Fremden  —  sodann  ihre 
Haltung  gegenüber  dem  Arbeits  und  Gej^indegesetz  und  <len 
allgemeinen  Landeagesetzen  überhaupt  —  und  endlich  um  ilur 
Verhältnis  su  den  neben  ihnen  beslehendeo  englischen  Z Hotten. 
Der  VA'unsch  nach  der  Sonderbesteuerung  wurde  von  den 
englischen  Gewerbetreibenden  mehrmals^  1H21»  1042  und  öfter 
geäufsert,  aber  es  scheint  nicht,  als  ob  die  Regierung  sich  jemals 
darauf  eingelassen  habe  ^  Die  englischen  ^\  eher  in  York 
petitionierten  1628  um  Unterste taung  gegen  die  Fremden»  weil 
dieae  aich  Übergriffe  in  den  I^Iachtbereich  der  englischen  Zunft 
erlaubten«  Die  Regierung  verhielt  sicli  jedoch  ablehnend-.  Die 
englischen  Färber  in  London,  unterstützt  durch  die  von  Jakob  I. 
ernannten  ^commisaioners  for  aliena"*^  welche  die  Streitigkeiten 
•chlichteo  j^oUten,  setzten  e^  jodoch  durch,  dals  sich  die  nieder- 
lindisoheD  Konkurrenten  ihrer  Schau  unterwerfen  mulsteo^. 
Im  Jalire  1640  beschwerten  sich  die  i^clothmaker"  von  Norwich 
dartibeTf  dafs  die  Fremdt^n^  .sich  über  die  st^id tischen  Reglements 
lÜDWegseü&end .  mehrere  Gewerbe  in  einer  Hand  vereinigt,  d.  h. 
Grofsbetrieb  angefangen  hätten  *  Unter  C  r  o  m  w  e  1 1  s  Regierung 
waren  1G55  wieder  niederlrmdische  Weber  nach  Norwich  einge- 
wandert, konnten  aber  daselbst  nicht  Arbeit  tinden,  weil  die 
englischen  Meister  den  Fremden  das  Recht  bestritten^  jene  suge- 
wandcrten  Leute  in  ihren  Dienst  zu  nehmen-*.  Die  Kolonisten 
wandten  sich  an  Crom  well,  und  machten  geltend,  ein  solches 
Verhalten  der  Engländer  schrecke  die  Prot(*stanten  andrer  Länder 
vor  der  Einwanderung  ab.  Der  Magistrat  von  Norwich  trat  für 
die  Fremden  ein:  sie  seien  die  besten  und  ruhigsten  Bürger^  sie 
hJUteo  in  ihi-er  Gemeinde  keine  Armen,  und  ihr  Oewerbe  diene 
•elbftt  dazu,  vielen  englischen  Armen  Bt'schiittigung  zu  geben; 
mach  stände  die  Fabrikation  der  Kolonisten  uiit^'r  der  guten  und 
suTeriäasigen  Au&icht  ihrer   Zunftvorsteher.     Die  liegierung  be- 
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schlols,  überhaupt  kemer  Klage  mehr  Gehör  eu  geben,  welche 
gegen  die  Freniden  auf  Grund  des  LelirlingagesetSBes  erhoben 
werde.  Als  die  Kolonisten  im  oäclisten  Jahre  '  von  neiiei 
wegen  abermahger  Belästigungen  vor  die  Reperunir  kam 
und  darzulegen  suchten,  daia  sie  auf  (i rund  ihrer  alten  Freiheit< 
eine  Ausnahraeatellung  einzunehmen  berechtigt  seien,  erhielten  sie' 
in  aller  Form  eine  Beatättgung  aller  ihrer  Reehte  und  Privilegien  aus 
früherer  Zeit  —  Ahnlich  lagen  die  Dinge  in  Colchester,  Schon 
li>05  beschwerten  sich  die  englischen  Tuchmacher"^,  dafs  die 
Fremden  die  Zahl  ilirer  Lehrlinge  in  ungesetzhcher  Weise  ver- 
mehrten, ungelernte  Leute  beschäftigten  und  auch  im  übrigen  die 
Gesetze  verletzten.  Im  Jahre  I0_*2  kamen  sie  mit  neuen  Be^ 
Bchwerden:^    die  Zahl   der  Fremden   nehme   überhand,  sie  uaur- 

{)ierten  die  gesamte  Schau,  auch  über  die  Fabrikate  der  Eng- 
ander,  ohne  sich  jedoch  im  übrigen  ihnen  an/.upassen;  sie  hielten 
die  gesetzliche  Lehrzeit  nicht  inne,  zahlten  zu  niedrige  Löhne^ 
monopolisierten  das  Gewerbe  u.  s.  w.  Spilter,  1630  hiefs  ea,  die 
Fremden  malatcn  sich  auch  die  gewerbliche  Gerichtsbarkeit  über 
die  Engländer  an,  verhängten  unbefugterweise  Strafen  und 
überschritten  in  jeder  Weise  die  ihnen  eingeräumten  Freiheiten, 
Dieser  Streit  hat  die  Regierung  und  die  Parteien  lange  beschäftigt^ 
aber  erst  der  Regierungs,nn tritt  Karls  11.  brachte  eine  Entscheidung^ 
Durch  Gesetz  von  1660^  wurden  der  Kolonie  alle  ihre,  von 
Elisabeth,  Jakob  L  und  Karl  I.  gewährten  Rechte,  vor  allem 
das  Recht ,  ihr  Gewerbe  nach  eigenen  Reglements  und  unter 
eigener  Kontrolle  zu  betreiben,  feierlich  bestilti^t.  Dagegen  erhob 
man  aber,  um  für  kiinftige  Zeit  Klarheit  zu  schaffen»  die  wich- 
tigsten der  von  der  Kolonie  bielier  autonom  erlassenen  \"orschriften 
»um  Gesetz  r  nümlich  die  Bestimmungen  über  den  Schau/ wang, 
Stempelzwang  und  Sucherecht  der  Vorsteher  (governoraK  Daa 
Recht  zum  Erlafs  von  techoischen  Bestimmungen,  soweit  diese 
niclit  gegen  Landesgesetze  ^'erstiefsen,  wurde  be-stätigt.  Wer  das 
Siegel  der  Fremdenkolonie  unbefugter  A^^eise  auf  Gewebe  setzte^  ^ 
sollte  die  hohe  Strafe  von  20  £  zahlen. 

Seit  den  Zeiten  Elisabeths  und  bis  ins  XVI IL  Jahrhundert 
hinein  unterschied  man  in  der  Wolhndustrie  hauptaächUch  zwei 
Gattungen  von  Stoffen :  „Old  Drapery""  und  „New  l>rapery*'. 
Unter  Old  Drapery  verstand  man  alle  glatten  Streich garnstoffe, 
also  die  eigentlichen  Tuche,  bei  denen  das  Schwergewicht  der 
Fabrikation  im  Walk-  und  Appreturprozefs  lag.  Dies  waren 
bis  zur  zweiten  Hälfte  des  XVI.  Jahrhunderts  die  Stoffe,  welche 
filr  Kleidungsstücke  am  meisten  in  Betracht  kamen,  und  deren 
Herstellung  in  England  auch  räumlich  am  meisten  verbreitet  war. 
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Gt  Autnabme    von    Ostengland    tlabrizierten   damals  ncKsh  aUe 
fCrafec haften  an  wollenen  Bekteidung.sstoffen  nur  „ÜW  Drapery". 
In  Ostengland  hatte  sich,  wie  wir  sahen,  die  KammgaminauBtrie 
Jiwngebürgert,    welche  Kammgarnstoffe  machte,    also  solche, 
'  ei    denen    der  Schweriiunkt   in   der  Struktur   des  Gewebes  lag, 
reiches    offen   sichtbar   blieb    und    nicht ,    wie  beim  Tuch,  durch 
Talken    und  Appretieren   vertilzt  wurde.     Während  also  in  der 
tigenthchen  Tuchmacherei  die  Herstellung  neuer  Muster    weaent- 
Bch  davon  abhing,  dafs  man  in  der  Fitrberei  und  Appretur  neue 
Methoden  erfand,    kam    es  bei  der  Fabrikation  von  Kammgarn- 
Btotfen    darauf  an,    beim   Weben  neue  Koiiibiuationen  von  Kette 
und  Einschlag  zu  erfinden  und  technisch  zu  ermöglichen,  sodal» 
im  Gewebe  selbst  neue  Muster  entsttindcn.      In  starker  An- 
Bhnuog  nun  an   diese  worsted- Industrie  entstand  das,    wa«  man 
seit  Ende  des  XVL  Jahrhunderts  New   Drapery  nannte,    Man 
"ifste  unter  diesem  Namen  alle  die  zahlreichen  Stoffe  zusammen, 
reiche  die  unter  Elisabeth  eingewanderten  niederländischen 
"achmacher  herstellten,  also  in  der  Hauptsache,  wenn  nicht  aus- 
chliefslieh ,    ausländische    Muster.     Soweit   sich   dies   auf  Grund 
aserer  Quellen  noch  feststellen  läfat  lag  das  gemeinsame  Merk- 
^inal   der   new  drapery -Stoffe  in  zwei  Punkten :    erstens   brachten 
die  Kolonisten    Muster  flir  neue  Kombinationen  oder  Bindungen 
ron  Ketten-    und  Schulsfiklen  mit,  sowie  auch  neue  Farben  imd 
(^Förbeniethoden.    Zweitens^  aber  bedienten  sie  sich  ftir  die  Mehr- 
ihl    ihrer  Stoffarten    nicht   eines   nur   aus   wollenen  FMden    her- 
stellten (iewebes,  sondern  verwoben  Wollengarn   mit  Seide  oder 
it  Leinen,  wobei  weitere  Kombinationen  noch  durch  die  Scheidung 
"dee   Wollen gams    in    Kamm-    und    Streichgarn    möglich    waren. 
Die    „new   draperies*^    waren   also   zum   grdfeeren    Teil    Misch- 
ifAtoife,  mit  tiberwiegender  Verwendung  von  Kammgarn,  deshalb 
»eh  wenig  oder  gar  nicht  gewalkt,  und  mit  offenliegendem  Ge- 
ßbe  von  meist  komplizierter  Bindung.     Üit^  Ware  konnte,  weil 
5    keinen    langen    Walk-    und    Appreturprozors   durchzumachen 
itte,  dünn  und  leicht,  und  deshalb,  von  einigen  feineren  Sorten 
abgesehen,  bedeutend  billiger  sein,  als  die  alten  Tuche;  sie  waren 
flir  die  sieh  mehrende  Zahl  solcher  Leute  erwünscht,  welche 
aehf   auf  billige  und  hübsch  aussehende,  als  auf  sehr  haltbare, 
temige  Stoffe  sahen.    Die  ^new  drapenes*'  fielen  mehr  ins  Auge 
als  ilie  alten  Stoffe,  sie  waren  auch  lebhafter  in  den  Farben,  ab- 
wec*h»elnder   in  den  Mustern.     Mit   einem  Worte:    sie  waren  das 
geeignete  Material  für  eine  Modeware  und  als  solche  fanden  sie 
unter  unzähligen  verschiedenen  Bezeichnungen  rasche  Verbreitung 
in  den  oberen  und  unteren  Schichten  der  Gesellschaft,    Ein  grofser 
Teil   der   neuen    Stoffe   war  für   wärmere    Klimate  b€*stimmt  — 
l^uts[ »rechend  den  neuen  überseeischen  Absatzgebieten,  welche 
'cb  seit  dem  Zeitalter  der  Entdeckungen  geöffnet  fiatten.    Wahrend 
F^er  iütere   englische   Tuchexport   sich    fast  ganz  /mf  Milteb  und 
Nordeuropa   böcbrMnkte,    wo   wärmere   Stoffe  verlangt   wurden, 
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ftlhrten  die  seit  Elisabeths  Regierung  nea  eröffneten  Handds- 
besiebungen  durch  die  Ostindiache  und  die  Lievante-Compagnie, 
später  durch  die  Afrika- Compagnie  mehr  zum  Export  leichter 
otoffe,  wie  sie  eben  die  new  drapery  ▼omehmlich  herstellte. 
Die  Bezeichnung  ^new  drapery*"  wurde  oft  mit  dem  alten 
Namen  „worsted*"  identifiziert  und  umgekehrt  finden  wir  auch 
worsted-Stoffe  wiederholt  den  „new  draperj"  zugerechnet  Es 
bestand  ja,  wie  schon  bemerkt  wurde,  zwischen  den  alten  worsted- 
Stofien  und  den  new  draperies  eine  viel  engere  Verwandtschaft^ 
als  swischen  diesen  und  den  old  draperies.  Dennoch  scheint 
man  auch  fernerhin  noch  von  einer  worsted-Industrie  als  der 
Herstellung  rein  wollener  Stoffe  gesprochen  zu  haben,  die  nicht 
als  Teil  der  »new  drapery**  betrachtet  wurde.  Für  bestimmtere 
Unterscheidungen  fehlt  es  in  den  Quellen  an  Anhaltspunkten, 
weil  die  Bedeutungen  der  Stoffiiamen  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt 
und  von  Landschaft  zu  Landschaft  wechsdn.  Eine  Thatsache 
aber  lädst  sich  mit  Sicherheit  feststellen:  im  Laufe  des  XVn. 
Jahrhunderts  machte  die  new  drapery  viel  schnellere  Fortschritte 
als  die  alte  Tuchmacherei  und  verdrängte  sie  sowohl  hinsichtlich 
der  räumlichen  Verbreitung  der  Fabrikation  als  auch  hinsichtlich 
ihres  Absatzes  ganz  aus  der  dominierenden  Stellung,  die  sie 
300 — 4()0  Jahre  lang  eingenommen  hattet  Das  Verhältnis 
zwischen  beiden  verschob  sich  noch  mehr,  als  am  Elnde  des 
XVU.  Jahrhunderts,  namentlich  ab^  seit  1700,  in  Nordeng- 
land, und  am  meisten  in  dem  westlichen  Teile  der  Grafschaft 
York,  dem  «West  Riding*",  auf  dem  Boden  einer  älteren  Tuch- 
macherei die  Wollkämmerei  mit  den  darauf  beruhenden 
Industrien  der  ^new  drapery"  erwuchs.  Während  bis  1750  nodi 
Korwich  das  Centrum  dieser  Industrie  blieb,  wurde  es  alsdann 
von  Nordengland  jschnell  überflügelt.  Der  nordengliachen  WoU- 
Industrie  galt  auch,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  zum  gröberen 
Teile  die  Gesetzgebung  des  XVIIl.  Jahrhunderts,  sowohl  in  tech- 
nischer wie  in  socialer  Hinsicht '.  \N>nn  der  Staat  seit  Elisabeths 
Regierung  seine  Fürsorge  und  Aufmerksamkeit  mehr  und  mehr 
auf  die  new  drapery  konzi^ntrierte .  und  die  old  drapery  mdir 
zurücktreten  liefs,  so  hatte  das  natürlich  zu  einem  Teil  seinen 
Grund  darin,  dafs  die  letztere  sich  el>en  in  alter  befestigter  Stdlung 
befand,  während  ihrer  jüngeren  Schwester  der  Weg  erst  geebnet 
werden  mufste.  Aber  ee  lagen  auch  noch  andere  M  itive  vor,  und 
zwar  aufser  dem  schon  berührten  der  veränderten  überseeischen 
Absatzverhältnisse  auch  noch  ein  social-  oder  bevölkerungs- 
politisches Motiv.  Immer  wenn  der  Staat  r^elnd, 
pflegend ,  unterstützend  auf  die  Industrie  einwirkte,  geschah  es 
nebenbei,  zuweilen  auch  hauptsächlich,  mit  der  Begründung,  dab 


*  Vergl.   Jsmes  a.  a.  O.   Kap.  7.     Sute   Papers   Elixab.   Addeoda 
voL  11.  No.  118 

'  Vergl.  Hewins,  EngUsh  tnuie  and  finance.    S.  109 ff. 
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dadtux^h  noch  mehr  ^Arbeit  für  die  Armen"  beschaffl 
werde.  Und  nan  seigte  es  eich,  dafs  der  Betrieb  der  „new 
drapeiy*  und  vertiesBerten  Kammgarninduatrie  viel  mehr  Hände 
in  Bewegung  setzte»  ak  die  alle  Tuchinacherei  ^  Diese  Be- 
obachtung bat  damaU  auf  die  Zeitgenossen  stets  Eindruck  ge- 
amelit ,  »ie  wurde  oft  anget\lhrt,  wenn  für  die  new  drapery  eine 
Vergünatigung  erwirkt  werden  sollte. 

Gerade  in  dem  Zeitpunkte,  wo  die  englische  Wollindustrie 
durch  das  Aufblühen  der  new  drapery  und  die  Ausdehnung 
derselben  auf  die  nördlichen  Grafdchaften,  sowie  überhaupt  durch 
die  acit  der  Thronbesteigung  Wilhelms  111,  so  günsüire  allgemeine 
wirtBchafdiche  Lage  auf  einem  Höhepunkt  angelangt  war,  tauchten 
am  Horizont  zwei  Gefahren  fiir  sie  auf»  wache  den  Staat  ver- 
anlalisten,  noch  einmal  Gesetze  zum  Schutze  seiner  ältesten  In- 
dustrie zu  erhisaen.  Irland  erzeugte  schon  lange  eine  vorzüg- 
liebe,  »ehr  geschätzte  Kammwolle  und  betrieb  eine  auÄgedelmte, 
fliela  zunehmende  Spinn«i^i.  Uii  iiuch  die  Arbeitslöhne  dort 
viel  niedriger  waren  als  in  Eu^laud,  so  hatte  die  Insel  von  Natur 
alle  ChanoeUp  eine  eigene  \\  ollindu^trie  entstehen  zu  ^ehen,  die 
der  alten  engliächen  eine  gefährliche  Konkurrentin  werden 
konnte'.  Schon  1005  begannen  englische  clothier  in  Irland 
mit  der  Fahrikation  Ton  new  draperies*.  Sie  waren  bald 
imstande,  mit  ihren  billigeren  Stoffen  die  englischen  Märkte  auf- 
zusucben.  Nach  1688  entwickelte  sich  die  Industrie  noch 
schnellir.  Am  meisten  be<lroht  sahen  sich  die  Fabrikanten  der 
weetliclien  Orafsehaften^  besonders  in  Devonshire,  wo  sich  im 
LMate  dea  Jahrhunderts  die  Industrie  der  new  draperies  ein* 
gebtirgert  hatte,  und  die  nun  zusehen  mui8ten,  wie  ihr  Oeschlift 
mehr  und  mehr  nach  Dublin  hintiberwanderte  und  die  ron  ihnen 
sehr  be^gehrte  irische  Wolle  daheim  bUeb*.  Es  liefs  sich  gar 
nicht  «bsebeD,  welchen  Umfang  die^  Wanderung  noch  annehmen 
werde.  Auf  das  Drängen  der  Geschädigten  entächlofs  sich  daa 
Parlament  im  Jahre  1G*J9,  helfend  einzugreifen.  Das  Geset» 
10— U  William  III  Kap,  10  belegte  die  Fabrikate  der  irischen 
WoUinduätrit*  mit  so  hohen  AusluhrzöUen^  dafs  dadurch,  nach  der 
Absicht  der  Gesetzgeber,  d«:T  \'orsprung,  den  die  irischen  Stoffe 
durch  die  niedrigen  Produktionskosten  vor  den  englischen  voraus 
htHen«  nivelliert  werden  konnte.  Aber  das  Gesetz  hat  mehr  bewirkt 
als  es  wohl  sollte,  denn  die  irische  Wollindustrie  wurde 
80  gut  wie  erstickt,  und  die  Bemühungen  der  englischen 
RegieruDg,  durch  Beförderung  der  dortigen  Leinenindustrie  einen 
Eraatz   zu  schaffen,    haben  den  Verlust  jener  für  das  Land  so 


>  ^OonpeiatiTe  Statement''    Rtate   Papere,    James  I  Tol  80,   T«rgL 
Bi  a.  a.  0.  8.  206  and  Bbcbofi^  a   a.  O.  Kap  1. 
'  Jaaxics  a.  a.  0. 

"  Cooiniigliam  a.  a.  0.  II  a  296  ff. 
*  Citiiiikigfaam  a»  a.  0. 
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natürlicheD  Industrie  niemals  wett  machen  können.  Die 
Mafsregel  von  1699  hatte  aber  noch  eine  andere ,  auch  fUr 
England  selbst  nachteilige  Wirkung :  die  irische  Wolle,  für  deren 
gesteigerte  Produktion  der  einheimische  Absatz  aufhörte,  der 
Absatz  in  England  allein  nicht  genügte ,  strömte  nun  in  Menge 
nach  Frankreich,  wo  man  auch  die  zahlreichen  beschäftigungs- 
losen irischen  Weber  und  Tuchmacher  mit  Freuden  auf- 
nahm und  in  den  Dienst  des  Konkurrenzkampfes  mit  der  eng- 
lischen Wollindustrie  stellte  ^  Man  darf  annehmen,  dafs  ihr  aus 
dieser  Entwickelung  der  Dinge  mehr  Schaden  erwachsen  ist,  als 
ihr  die  irische  Industrie  hätte  zufügen  können! 

Ein  Jahr,  nachdem  das  Gesetz  gegen  die  irische  Woll- 
industrie erlassen  war,  wurde  der  Staat  wieder  zu  Hilfe  gerufen, 
um  einen  neuen  noch  gefährlicheren  Konkurrenten  unschädlich 
zu  machen:  die  Einfuhr  bedruckter  Baumwollgewebe 
(„calicoes*')   aus  Ostindien.     Die  von  Elisabeth    1600   ge- 

S rundete  Ostindische  Compagnie  diente,  ebenso  wie  ihr  Vorbild, 
ie  Compagnie  der  merchants  adventurers,  in  hohem  Mafse 
dazu,  der  englischen  W^ollindustrie,  insbesondere  der  Fabrikation 
leichter  Kammgarn-  und  Mischstoffe,  Absatz  zu  verschaffen^. 
Die  Waren,  welche  sie  dafür  eintauschte,  waren,  als  „Kolonial- 
waren", d.  h.  meist  Gewürze,  nicht  von  der  Art,  dafs  ihre  Ein- 
fuhr einheimische  Gewerbe  hätte  schädigen  können.  Das  änderte 
sich  im  Jahre  1670,  als  die  Gesellschaft  anfing,  auch  Erzeugnisse 
der  indischen  Weberei  einzuführen,  nämlich  leichte  Stoffe  aus 
Seide,  Halbseide  und  vor  allem  aus  Baumwolle  ^.  Die  englische 
Baumwollindustrie  war  damals  erst  eben  entstanden^.  Der 
billige  Preis '^j  die  auffallenden  Muster  und  schönen  Farben  der 
indischen  bedruckten  Baumwollstoffe  bahnten  ihnen  schnell  einen 
Weg;  es  dauerte  nicht  lange,  so  waren  „calicoes"  eine  beliebte 
Ware  für  Frauen-  und  Kinderkleidung,  für  Möbelstoffe,  Gardinen 
und  dergleichen  —  d.  h.  grade  fiir  den  Konsum,  welchem 
bisher  ein  Teil  der  new  draperies,  die  leichten  „Norwich-stuflSi", 
vorzüglich  gedient  hatte.  Für  sie  erwuchs  aus  der  neuen  Ein- 
fuhr eine  gefährliche  Konkurrenz.  Sehr  bald  brach  auch  hier 
ein  Kampf  aus,  der  an  Umfang  und  Heftigkeit  nicht  hinter  dem 
Kampf  fltr  und  wider  die  Wollausfuhr  zurückstand.  Im 
Jahre  1696  kam  es  auch  zu  Tumulten  unter  der  Weber- 
bevölkerung,    die   von    den    WoUzüchtem   angestachelt   waren. 


*  Vergl.  Cunningham  a.  a.  O. 

s  James  a.  a.  0.  S.  218  ff. 

"  Cunningham  a.  a.  0.  II  S.  130. 

^  Vergl.  Haines,  Histoiy  of  the  Cotton  Manufacture  in  Great 
ßritain.    London  1885.    S.  100  ff. 

'^  Angeblich  betrag  der  Arbeitslohn  eines  indischen  Webers  nur  ein 
Zwölftel  oessen,  was  ein  englischer  Weber  fOr  ähnliche  Stoffe  erhielt 
Dazu  kam  noch  die  groCse  Differenz  im  Preise  der  Rohstoffe,  vgl.  James 
a.  a.  0.  S.  168. 


Gegenüber  dem  Druck,  den  fast  die  ganze  WolliDdustrie  auf 
da»  Parkment  ausübtCj  vermociite  die  Ostindische  Compagnie 
ilir  Interes^^e  nicht  durchzusetzen .  Im  Jahre  1700^  wurde  ein 
Gesetz  erlassen  „zur  besseren  Beschäftigung^  der  Armen,  durch 
Förderung  der  einlieimischen  Industrie'".  Darnach  durften 
seidene,  halbseidene  und  bedruckte  Baumwollstoffe  (cahcoes), 
wenn  aus  Ostindien,  l^ersien  oder  China  eingeführt,  in  England 
und  Wides  nicht  getragen  w^-rdcn,  sondern  nmfsteo,  wenn  sie  in 
London,  dem  einzigen  ihnen  erlaubten  Hafen,  gelandet  waren, 
unter  Zollverscldufs  bleiben,  bis  sie  wieder  ausgeführt  wurden. 
)ie  Einfuhr  ins  Inland  war  bei  200  £  Strafe  verboten. 

Aber  wie  die  Sperrzölle  auf  die  Ausfuhr  irischer  Woll- 
"*waren  die  Wirkung  hatten,  dafs  der  englischen  Wollindustrie 
eine  verschilrt'te  Konkurrenz  in  Frankreich  erstand,  so  wurde 
das  Einfuhrverbot  indischer  Gewebe  eine  Schutzmaucr,  hinter 
der  die  Fabrikation  bedruckter  Baumwollstoffe  iü  England  selljst 
sclmell  emporwuchs.  Schon  1G90  hatte  ein  Franzosf^  Ren^ 
Grillet  ein  Patent  auf  ausschliefsliche  Verwendung  einer 
Maschine  zum  Bedrucken  iveiltser  Baumwollstoffe  erworljen  und 
in  Richmond  eine  Manufaktur  angelegt'.  Nach  zwanzig  Jahren 
halte  sich  diese  Fabrikation  in  England  schon  weit  verbreitet, 
da  ja  die  Einfuhr  un bedruckter  caliooes  gestattet  war.  Die  neuen 
Stoffe  waren  wegen  ihrer  Billigkeit  gerade  bei  dem  grofsen 
Puhlikunif  Dienstboten»  Arbeiterfrauen  u,  s.  w.  sehr  beliebt.  Der 
Kampf  der  Interessen  entbrannte  von  neuem ,  diesesmal  noch 
heftiger,  weil  jetzt  Industrie  gegen  Industrie  stand.  An  der 
Spitze  der  Gegner  stand  die  damals  noch  mitchtige  Industriestadt 
Nor  wich.  In  der  Zeit  von  1710 — 1720  wiurde  das  Parlament 
wieder  mit  Masaenpetitionen  besttirmt,  in  denen  „viele  Tausend 
armer  Weber"  wie  es  gewöhnlich  hiels,  darzulegen  suchten^  dafs 
mit  dem  Fortbeatehen  der  neuen  Industrie  ihr  eigener  Ruin  ver 
knüpft  sei.  Ein  Drucker  und  ein  Lehrjunge  könnten  an  einem 
Tage  soviele  ealicoes  bedrucken,  dafs  zur  Anfertigung  derseUjen 
Stoffmenge  englii*cher  Herkunft  in  der  gleichen  Zeit  hundert 
Weber  erforderlich  seien  ^.  Die  Fabrikanten  bedruckter  ealicoes 
fanden  aufser  bei  der  Leineuindustrie  auch  noch  Unterstützung 
bei  dem  Teile  der  Wolhndustrie,  welcher  ausschlielslich  fhr  tÜe 
Ausfuhr  arbeitete  und  fürchtete,  dals  die  ealicoes,  wenn  ihr  Oe* 
braach  im  Inlande  verboten  werde,  sich  über  die  ausländischen 
Märkte  ergiefsen  wurden*  Die  andere  Partei  hatte  aber  einen 
einäaisreicheren  Fürsprecher,  den  Minister  Walpole,  welcher  die 
Interessen    der   Nor^vieher   und   der  analogen    Industrie  anderer 


*  11—12  William  IH  Kap.  10. 
»  Stete  Papera  1690,  5    April. 

*  VergL  die  Summlung  von  Petitionen  und  Flugblättern,  British 
Miu.  81«  m  U;  vergl  ferner  Held.  Zwei  Bücher  zur  sodaleti  Ge8chi*;hte 
EagUtida  S.  500 ff.;    Cutmtngham  a,  a.  O.  ü  8.  35011'. 

*  Ver^^h  Held  ä.  a.  O 
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Hoxirkn  «nerffitoh  Tertrat^  Ihm  hauptsächlich  TerdaDken  dieee 
daN  /iiHtandt^ommen  des  Gesetzes  7  Oeorge  I  stat.  1  cap.  7 
im  «lAhn^  \T2i\  Darin  wurde  das  Gesetz  von  1700  erneuert  und 
auf  alle  in  Kni^land  selbst  bedruckten  calicoes  ausgedehnt,  indem 
es  ftlr  sie  nur  dio  Ausfuhr  gestattete,  den  Gebrauch  und  Verkauf 
im  Inlamlo  aber  —  mit  si'h^-feren  Strafen  als  im  letzten  Gesetz  — 
TtTlnU*.     Noch  bis   1774  Termochten   die  Wollindustriellen   die 

K^tagt'ltendon  Faktoren  iUr  sich  gegen  die  Konkurrenz  der 
um  Wollindustrie  einzunehmen.  Elret  auf  das  Betreiben  des 
Wkanntt'U  Krfinders  Arkwright  wurden  durch  das  Gesetz  14 
OtHMTp'  III,  i^P.  72  die  Yertote,  bestimmte  Baumwcdlstofie  zu 
tra^n«  aufgeholfen. 

IWTor  wir  dittws  Kanitel  achlielsen,  müssen  wir  noch  anf 
MalVrt^n  de«  Industriesdiutzes  zu  sprechen  kommen,  welche 
aU  i^t^nsttlck  lu  der  EinwanderungsDi'Iitik  Ton  Bedeutung  sind. 
F^  war  soht^n  erwähnt«  dais  unter  Maria  der  KatholisAen  ein- 
|(<^waiulerte  'IVK'hmacher  das  Land  ihrer  Konfeasion  w^gm  wieder 
TiNrhuMken  muß^ten.  Aus  dem  gleichen  Grande  —  infolge  der 
Kuvhen|H>lilik  lauiU  ~  wanderten  unter  Karl  I  riefe  Tuch- 
maohiir  au»,  die  iit  NorAJk  und  SufijJk  gewohnt  hatten  —  zum 
CroiWn  S^^iaden  der  dvYtigen  Industrie'.  Aach  ans  dem  Jahre 
Tt^7^  i»|  wiedtMT  eine  gri^'sei^  Auswanderung  ron  Tnchmiacfaeni 
aus  Warwick  utn}  Herttoidshin^  ftb^Tetert\  In  allen  diesen 
F^lhf« .  T^JIetchi  auch  noch  bri  der  Auswzndenmg  der  iriscfaen 
Web^  nach  FVuikfeich  anteialieh  de»  Geaecn»  tw  lr>Kk  _ 
Kaiivlehe  <«  $fech  ar::  ein<  Pew^>oaLS^.  dem  Unachen  tn  Intazde 
selbst  h^^rn^  uml  die  Keperusi^  scheint  keine  besooc^rm  Mai^ 
n^:eln  ^v^?^  9i?iche  Verh»ce  an  produkn^^n  Krltken  nnc  ?W9 
die  dscüt^t  ^rvr^tOjQ^Qe  StiürkuBBt  der  iiulmfiKfaen  Kook^ren 
«^*r«  tu  baN«.  Alc>  Afcifr  «  eiKÄche  WoQn-iiKtr«*.  ianzc- 
sdk*k)k*&  «c^il  Hibv  i^r  *nKgden  KiMi?catKvii .  selbirt  k  «ay  ^ 
:utdx^  :^<aa:eiK  TvrNlix'iwB:  H<?he  4:e«e«tt  w*r,  bejcanmai  fi» 
kcsttfrve.  ^»r  aücw  Knakreicfi.  «ci  AaMe&m  lEaeis  an  :*- 
diecNftt    oad  ecÄfi««^    T'ÄÄXÄrMr   m   »ä   »-llMr  su  imsol. 

diBra  X^^i^fOOni^i^fu  i<er  ^Vt^-  :s«i  MrfOiliinniygM .  ^^u  L^imi  n 
^^nrnawifu.  VSsrcifSer  wnr*»«  mc  V«aist  iat  V-'ni»!«'«!»,  » 
KtOff^'ö»  uic   Ar  >fefctft^'ng*fö»?rgs«   msttcil     W^r   i.:er.  ü 
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engtinriiep  Arixifter  oder  Harter  jener  Gewarbszweige  rar  Aus- 
wandeniiig  teikileat'.  Mibe  mit  drei  Mcmaten  Gefti^gnis  und 
100  £  Gddflinie  bertrdk  werden.  Soleben  Pcnmeo.  welche  im 
Verdacht  banden,  anfwandeni  ra  woDen,  konnte  die  Hinterlegimg 
einer  Kaotion  aa£eflegt  werden.  Im  Jahre  1750  wurde  dieses 
Verbot  aof  die  Angehörten  aller  Industrien  anagedehnt S  und 
die  Strafen  ftr  achnldige  Agenten  auf  15  Monate  Geftngnis  und 
500  £  Geldstrafe  erhöht  Zo^eich  wurde  anch  die  An^oiir  Ton 
aokben  Instromenten.  Werksoagen  n.  der;^  Terboten.  wdche  in 
der  WoD-  imd  Leinenindastrie  benntst  ^lorden.  Endlich  erfahr 
das  GesetB  im  Jahre  1781 '  noch  einmal  eine  VeradiSrfung. 


1  23  Geoige  n  Kap.  la 
*  21  Geof]ge  lO  K^  ST. 


Fonehan^n  XYIII  1.  —  Loh  mann. 


Schlafs. 


Der  Zeitabschnitt,  dessen  industrielle  Gesetzgebung  wir  jetzt 
überschauen,  b^innt  und  schliefst  mit  einer  Epoche  grolser  wirt- 
schaftlicher und  socialer  Umwälzungen.  Im  X V.  und  XVI.  Jahr- 
hundert lagen  deren  Ursachen  hauptsächlich  in  der  Erschliefsung 
neuer  Absatzgebiete  fbr  die  Industrie,  welche  durch  ihren  daraus 
folgenden  Au&chwung  wieder  Veränderungen  in  der  Verfassung 
des  Gewerbes  und  der  Landwirtschaft  hervorbrachte.  Am  Schlufs 
unserer  Periode  dagegen,  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts, führte  die  Erfindung  der  Spinnmaschinen  und  mechanischen 
Webstühle  und  die  Einstelluog  der  Dampf  kraft  in  den  Dienst 
der  Industrie  so  wesentUche  Veränderungen  in  der  Gestaltung 
der  Produktion  und  in  der  Lage  der  an  ihr  beteiligten  Menschen 
herbei,  dafs  manche  DarsteUer  dieser  Dinge,  durch  den  schnellen 
Wechsel  der  Erscheinungen  frappiert,  gewisse  sociale  Thatsachen 
aus  jenen  Veränderungen  herleiteten,  welche  in  Wirklichkeit  nicht 
erst  Resultate  der  technischen  Revolution  des  XVIII.,  sondern 
schon  der  wirtschaftlichen  des  XVI.  Jahrhunderts  gewesen 
waren.  Aber  immerhin  bleibt  die  Bedeutung  dieser  technischen 
Umwälzung  ftlr  die  Geschichte  der  Industrie  noch  grofs  genug  — 
und  ganz  besonders  Hir  die  industrielle  Gesetzgebung.  Denn 
wie  es  zum  grofsen  Teil  jene  Umgestaltung  der  Wirtschaftaver- 
fassung im  XVI.  Jahrhundert  war,  welche  den  Anstofs  zu  der 
geschilderten  Staatsthätigkeit  gab,  so  war  es  die  technische  Re- 
volution des  XVIII.  Jahrhunderts,  welche,  wenn  nicht  als  einzige, 
so  doch  als  eine  der  wichtigsten  Ursachen  bewirkte,  dafs  die 
Regierung  selbst,  im  Jahre  1809,  die  alten  Gesetze  fiir  die  Woll- 
industrie, soweit  sie  nicht  schon  früher  abgelaufen  waren,  sämt- 
lich aufhob^.  Was  der  ersten  Bewegung  entsprungen  war,  fiel 
der  zweiten  zum  Opfer.  Die  Vereinigung  der  Arbeiterschaft 
eines  Unternehmers  unter  seinem  Dache,  die  Konzentration  aller 
Produktionsmittel  in  seinen  Händen,  die  Erleichterung  aller  tech- 
nischen Vorrichtungen  durch  die  Hilfe  der  Maschine  und  der 
sie  treibenden  Naturkraft,  die  durch  Arbeitsvereinigung  noch  mehr 
erleichterte  Arbeitsteilung  —  alle  diese  Thatsachen,  welche  zu- 
sammen das  Wesen  der  neuen  Betriebsweise,  des  Fabriksystems 
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ausmachten,  liefsen  zahlreiche  Bestimm  UDgen  der  alten  Reglements 
tiberfllissig  erscheinen ,  und  beseitigten  viele  wirtschaftliche  und 
sociale  Verhältnisse,  für  welche  jene  alte  Gesetzgebung  ursprüng- 
lich berechnet  war.  Neben  der  Einflihrune  der  Maschinen  wirkten 
aber  auch  noch  andre  Faktoren  in  derselben  Richtung:  die  seit 
dem  Beginn  des  XVJII.  Jahrhunderts  besonders  starke  Er- 
weiterung des  Weltmarktes,  die  Verschärfung  des  Konkurrenz- 
kampfes mit  der  französischen  Wolh'ndustrie,  die  Ausdehnung 
der  Industriebezirke,  die  mit  ihrer  wachsenden  Zahl  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  immer  schwerer  zu  übersehen  waren 
—  der  raschere  Modenwechsel,  die  wichtigen  Veränderungen  in 
der  Zusammensetzung  und  Verfassung  der  Arbeiterschaft  —  alle 
diese  Thatsachen  drängten  auch  schon  vor  Beginn  der  mechanischen 
Fabrikation  darauf  hin,  die  alten  gesetzlichen  Schranken  zu 
durchbrechen. 

£>er  gesetzgeberische  Akt  des  Jahres  1800  war  die  unmittel- 
bare Folge  eines  parlamentarischen  Eomiteeberiehtes  aus  dem 
Jahre  1806,  den  wir  im  Eingang  unserer  Darstellung  schon  er- 
wähnten'. Das  Komitee  war  zu  dem  Schlufs  gekommen,  dafs 
die  alten  Bestimmungen  über  Länge.  Breite  und  Gewicht  der 
Tuche,  über  Stempelung  und  Kontrolle,  über  Beschränkung  der 
Arbeiter-  und  Stuhlzahl,  Verbot  der  Maschinen  u.  s.  w.  aufge- 
hoben werden  müfsten.  Nur  die  Gesetze,  welche  das  Verhältnis 
zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  regelten,  und  die  Ausfuhr- 
verbote flir  Werkzeuge,  RohstoflFe  u.  s.  w.  sollten  bleiben.  Die 
Verfasser  des  Berichtes  äufserten  ihre  lebhafte  Genugthuung  über 
die  ungeheuren  Fortschritte,  welche  die  englische  Volkswirtschaft 
und  besonders  die  Wollindustrie  in  den  letzten  Jahrzehnten  ge- 
macht habe.  Alle  Nachbarvölker  sähen  voller  Neid  auf  Englands 
blühenden  Wollwarenexport:  englische  Spinner  und  Weber  und 
englische  Maschinen  würden  allenthalben  gesucht.  Auf  allen 
Gebieten  herrsche  ein  erfreulicher  Aufschwung,  Fortschritt 
sei  das  Konnzeichen  der  Periode.  Wollte  man  aber  jetzt, 
wie  CS  in  den  Petitionen  aus  Arbeiterkreisen  verlangt  wurde, 
die  alten  (iesetze,  die  schon  längst  nicht  mehr  befolgt  würden, 
wieder  diirchftiliren ,  so  hiefse  das,  die  Errungenschaften  vieler 
Jahre  den  Feinden  und  Rivalen  des  Landes  ausliefern.  Die 
Freiheit  sei  allein  die  Luft,  in  welcher  der  industrielle  Fort- 
schritt gedeihen  könne.  Darum  sei  es  das  beste,  die  alten  Gesetze 
überhaupt  zu  beseitigen. 

Es  ist  sehr  bezeichnend,  dafs  sich  in  dem  ganzen  Bericht, 
der  die  günstige  Lage  der  Wollindustrie  so  unverhohlen  erkennen 
läfst,  kein  Wort  dtr  Anerkennung  ftlr  die  guten  Wirkungen  jener 
Gesetze  findet.  Man  hielt  es  ftlr  überflüssig,  zu  fragen,  ob  nicht 
vielleicht  die  .Freiheit"  jene  goldenen  Früchte  erst  reifen  lassen 
konnte,    naclidem   der  Boden,  d.  h.  die  industrielle  Bevölkerung 
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mit  ihren  sittlichen  und  intellektuellen  Fähigkeiten,  durch  die 
Zucht  einer  Jahrhunderte  lang  andauernden  Gesetzgebung  dafür 
bereitet  war?  —  Für  die  Ver&sser  jenes  Berichtes  mochten  solche 
Fragen  überflüssig  sein,  weil  sie  nur  fiir  das  praktische  Bedürfnis 
ihrer  Gegenwart  su  sorgen  hatten.  Wer  aber  diesen  Zusammen- 
hang historisch  betrachtet,  kann  doch  an  der  Frage,  ob  denn 
alle  diese  mühselige  Arbeit  von  Qesetzgebem  und  Beamten  zweck- 
los oder  gar  schädlich  gewesen  sei,  nicht  vorübergehen.  Zu- 
g^eben,  dafs  flngland  wie  wenige  Länder  von  der  Natur  und 
durch  den  günstigen  Verlauf  seiner  inneren  und  äufseren  Ge- 
schichte dazu  geschaffen  war,  führender  Industriestaat  zu  werden, 
so  ist  damit  doch  nicht  gesagt,  dafs  die  Elrfolge,  welche  der  Be- 
richt von  1806  rühmt,  auch  ohne  die  staatliche  Leitung  erzielt 
worden  wären.  Der  Verlauf  der  niederländischen  Tuchmacher- 
Ansiedelungen  mit  ihren  weitreichenden  Wirkungen  sind  nur  ein 
Beispiel  dafür,  welch  grofsen  Anteil  die  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung an  jenen  Erfolgen  beanspruchen  durfte.  Wenn  die  Zeit- 
genossen und  mit  ihnen  auch  neuere  Forscher  ( z.  B.  Adolf  Held) 
oft  davon  sprachen,  dafs  die  Reglements  nicht  ausgeführt  seien, 
so  ist  das  selbst  in  den  Fällen,  wo  solche  Urteile  zutrafen,  noch 
kein  Beweis  dafür,  dafs  die  Thätigkeit  des  Staates  keinen  guten 
Einflufs  auf  die  Industrie  ausgeübt  habe.  Ohne  den  gesetzlichen 
Druck,  ohne  die  nachforschende  Kontrolle,  ohne  die  Furcht  vor 
Strafen  würde  doch  wohl  die  unreelle  und  unsolide  Fabrikation, 
gegen  welche  hauptsächlich  die  Gesetze  sich  richteten,  noch  ganz 
anders  gewirtschaftet  hal>en.  Dazu  kommt  noch  ein  anderes. 
Die  Männer  von  1806  vertraten  durchaus  nur  das  Interesse  der 
Produktion,  und  das  Interesse  der  ünternehm  er.  Von  diesem 
Standpunkte  aus  war  es  sehr  leicht,  die  alten  Reglements  zu 
verurteilen.  Aber  zugegeben,  dals  diese  unter  den  veränderten 
Zeitverhältnissen  die  Produktion  mehr  hinderten  als  förderten  — 
80  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  da(s  neben  der  technisch- 
kommerziellen Seite  der  Gesetze  noch  eine  andere  ebenso  wichtige 
in  Frage  kam :  die  an  die  mittelalterliche  Tradition  anknüpfende 
Sorge  ftlr  die  Wahrung  des  Gemeinwohles  und  den  Schutz  der 
Arbeit  gegen  Unterdrückung  durch  den  Besitz.  Zwar  gab  der 
Bericht  von  1806  zu,  dafs  gewisse  Bestimmungen  über  das  Ver- 
hältnis zwischen  Unternehmer  und  Arbeitern,  darunter  auch  das 
Truckverbot  bleiben  mufeten,  aber  dieser  Punkt  wird  nur  ganz 
nebenbei  berührt.  Und  dieser  lauen  Haltung  entsprach  denn 
auch  die  Entscheidung  von  1800:  zusammen  mit  den  technischen 
Bestimmungen  und  den  Betriebsbeschränkungen  u.  s.  w.  fielen  auch 
die  Gesetze,  welche  im  Interesse  der  Arbeiter  den  Verlegern  ge- 
wisse Schranken  auferlegt  hatten.  Es  ist  bekannt,  welche  Folgen 
diese  Einseitigkeit  gerade  in  England  gehabt  hat.  Erst  die 
moderne  Fabrikgesetzgebung  ist  wieder  zu  den  alten  Grundsätzen 
zurückgekehrt. 
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Vorwort 


Der  leitende  Gedanke,  welcher  mich  bei  der  Anfertigung 
meiner  Arbeit  beherrschte,  war  die  Absicht,  ein  raÖgUL-hst  ge- 
treues Bild  von  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  französi- 
sehen  ZoUtarifspolitik  seit  dem  deutsch  *  französischen  Kriege 
zu  geben*  Als  Hauptquelle  dienten  mir  die  stenographischen 
Berichte  der  Nationalversammlung  mid  für  die  spätere  Zeit 
die  Annalen  der  Deputiertenkammer  und  des  Senats,  ferner 
das  deutsche  Handelsarchiv,  in  welchem  ich  den  Wortlaut 
sämtlicher  französischen  Gesetze  und  Erlasse  fand.  Einen 
guten  Wegweiser  besafs  ich  in  dem  kurzen  Abrils  der  neueren 
minzösiscnen  Handelspolitik  von  A.  Devers  in  den  Schriften 
des  Vereins  für  Socialpolitik,  Band  51, 

Hervorragende  Dienste  leisteten  mir  atifserdem  die  Arbeiten 
des  Generalzolldirektors  Arno,  zunächst  sein  grofses  Werk: 
Ktude  Bur  les  tarifs  de  douane  et  eur  les  trait^  de  commerce, 
Paris  1876,  und  dann  seine  zahlreichen  im  Journal  des  Rco- 
mistes  erschienenen  Aufsätze  ^  die  sich  durch  ihre  streng 
obiektiv-referierende  Darstellung  und  ihre  zumeist  allein  vom 
fiskalischen  Gesichtspunkt  ausgehende  Betrachtungsweise  vor- 
teilhaft von  anderen,  mehr  einsei  tig* frei  händlerisch  abgefafsten 
Beiträgen  dieses  Hauptorgana  der  französischen  Ökonomisten 
unterscheiden. 

Die  übrigen  von  mir  benutzten  Werke  werde  ich  am 
ScUufs  dieser  Vorbemerkung  anführen. 

ich  habe  versucht,  den  Gang  der  Tarifentwicklung  seit 
dem  Frankfurter  Frieden  bis  zur  Zollreform  des  Jahres  1882 
SU  geben.  Dabei  habe  ich  mich  auf  die  Handelspolitik  im 
engeren  Sinne,  d.  h,  die  ZolItarifsDolitik  und  die  Schiffalirts- 
poUtikt  welche  beide  den  Aufsenhanael  beherrschen»  beschränkt 
und  auch  Fragen ,  welche  mehr  der  Finanzpolitik  angehören, 
wie  die  Behandlung  des  Zuckers,  au8geachloi*sen. 

Meine  Arbeit  bildet  somit  nur  einen  Teil  der  umfassenderen 
franzöfiischen  Wirtschaftspolitik,  die  man  nicht  allein  von  der 
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Entwicklung  des  Tarifwesens  aus  beurteilen  kann.  Aber  in 
den  Gestaltungen  des  Zolltarifs  und  in  den  parlamentarischen 
Debatten  über  diesen  wichtigsten  Regulator  des  Handels 
spiegelt  sich  die  gesamte  Wirtschaftsgeschichte  wieder.  Der 
Forscher  auf  dem  Gebiete  des  Tarifwesens  erhält  namentlich 
durch  ein  genaueres  Studium  der  umfangreichen  Jahrbücher 
der  französischen  Nationalversammlung  und  eine  eingehende 
Betrachtung  nicht  nur  der  wirklich  in  Kraft  getretenen,  sondern 
auch  der  werdenden  und  teilweise  abgelehnten  Gesetze  einen 
tiefen  Einblick  in  die  Volkswirtschaft  überhaupt  Ich  habe 
doshalb  besonderen  Wert  auf  die  Wiedergabe  aer  parlamen- 
tarischen Diskussionen  und  der  Kommissionsberichte  gelegt, 
auch  wo  die  Reden  der  einzelnen  Volksvertreter  nicht  un- 
mittelbar den  Zolltarif«  sondern  vielmehr  das  wirtschaftliche 
Leben  in  Industrie.  Landwirtschaft  und  Handel  in  seiner  Ge- 
s^uuthcit  im  Auge  hatten. 

Dabei  ist  meine  Darstellung  etwas  in  die  Breite  gegangen. 
Doch  möge  zu  meiner  Ent^rhuldigung  dienen.  daTs  diese 
parhmientjirischen  Kämpfe  von  niemandem  bisher  in  gleicher 
Aastuhrlichkeit  geschildert  sind«  und  dafs  sie  in  dieser  om- 
fassonden  Form  vielleicht  als  Material  für  eine  Beurteilung 
der  franxösisohon  Wirtschaftsgeschichte  im  ganzen,  (iir  welche 
mir  noch  die  Weite  und  Tiefe  des  Blicks  fehlt,  dienen  können. 

Kino  notwendige  Ergänzung  zu  meiner  Arbeit  wäre  eine 
Forituhruug  don^lben  bis  auf  den  heutigen  Tag  und  eine 
iiosoluchte  dor  auch  tur  die  Zollpolitik  wichtigen  Besteuerung 
dos  /.uokor*.  Zum  Schlufs  müfste  eine  statistische  Darlegung 
dor  Kri^vbuisso  des  Aufsenhandels  und  der  inneren  Produktions- 
vorhÄUi'isso  ul»or  Wert  und  Unwert  aller  zollpolitischen  Mails- 
rjihiiu'u  dio  Entscheidung  sprechen.   — 

Uorr:i  Prv»fessor  I>r.  Schmoller.  meinem  Lehrer  auf  der 
Ttiivoi^^iitÄi,  will  ich  an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigen  Dank 
sciiCx^tu  d*i5  er  meine  Arbeit,  die  seiner  Anregung  entsprungen 
ist.  von  ihrem  Beginne  an  mit  seinem  Rat  unterstützt  und 
got^rvlort  h.^t. 


Benutzte  Werke. 
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Einleitung. 


Die  Handelspolitik  eines  Landes  nach  einer  vorgefafsten 
Schulmeinung  zu  betrachten,  dieser  Standpunkt  ist  von  der 
heutigeQ  Wissenschaft  so  gut  wie  ganz  aufgegeben  worden* 
Ein  jedes  Land  mufs  nach  seinen  besonderen  ökonomischen, 
socialen  und  politischen  Verhältnissen  untersucht  werden.  Erst 
dann  wird  sich  ein  Schlufs  ziehen  lassen,  welches  wirtschafts- 
politische  System  am  besten  das  Gedeihen  einer  geschlossenen 
Volkswirtschaft  verbürgt. 

Das  grofse  Gesetz  von  der  Arbeitsteilung  läfat  sich  nicht 
ohne  weiteres  auf  die  Weltwirtschaft  anwenden ,  und  der  all- 
gemeine Freihandel  ist  nur  ein  Traum,  dessen  Verwirklichung 
auch  der  allerfemsten  Zukunft  schwerlich  beschert  werden 
wird*  Aber  in  der  Forderung  nach  einer  thuolichst  liberalen 
Zollpolitik  steckt  doch  ein  gut  Teil  Wahrheit  Das  Wohl 
des  Ganzen  zu  fordern,  gilt  eben  (ür  den  Staatsmann  als  das 
höchste  Gesetz.  Daher  darf  er  nicht  allein  aul  die  Stimme 
der  im  innerpolitiscben  Leben  vielleicht  mafsgebenden  Pro- 
duBenten  hören,  sondern  mufs  stets  daneben  die  Lebens- 
bedingungen der  breiten  Massen ,  der  Konsumenten ,  berück- 
sichtigen. 

Frankreich  ist,  wie  in  der  ersten  Hälfte  des  JahrhundertSj 
wieder  das  klassische  Land  des  Schutzzolls  geworden,  aodafs 
man  von  einem  ancien  regime  moderne  gesprochen  hat.  Die 
Orüode,  welche  zu  dieser  Entwicklung  geführt  haben,  liegen 
ziim  grofsen  Teil  auf  innerpolitischem  Gebiet,  Man  darf  es 
nie  vergessen,  dals  auch  die  wirtschaftlichen  Mafsnahmen  eines 
Volkes  zugleich  Machtfragen  sind,  in  denen  die  einzelnen 
Klassen  miteinander  ringen,  und  welche  die  herrsehenden 
Klassen  in  ihrem  Sinne,  d.  h.  zu  Gunsten  der  Aufrechterhaltung 
ihrer  Herrschaft,  zu  lösen  bemüht  sind.  Zumal  in  einein 
parlamentarisch  regierten  Staate  wird  dies  Bestreben  der  ein* 
seinen  Interessentengruppen   sehr   häufig   eher  den  Ausschlag 

fMben ,    als   der  mehr   sociale    Gesichtspunkt    einer   über   dem 
partetgetriebe  stehenden  Regierung,  welciie  das  Wohl  des  Ganzen 
als  die  oberste  Richtschnur  ihrer  Politik  hinzustellen  gewillt  ist* 
Eine  Klassenherrschaft  in  einer  Demokratie  mag  sonderbar 
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erscheinen;  aber  vielleicht  liegt  solche  Herrschaft  überhaupt 
im  Wesen  dea  Staats  und  jeder  politmchcD  Gemeinschaft  Das 
Streben  nach  Macht  i^ät  der  hervoi-Btecbendste  Zug  des  poli- 
tischen Lebens.  Einer  der  Ilauptanhänger  der  Julimonarchie, 
der  Graf  Joubert,  sagte  einmal  im  Parlamente :  „Keine  Geöeü- 
Bchaft  kann  eine  Aristokratie  entbehren,  jede  Regierung  hat 
eine  solche  nötig*  Wollen  Sie  wissen,  welches  die  der  Juli- 
regierung  ist?  Es  ist  die  der  Grofsindustrielleo  und  grofÄen 
Fabrikanten;  in  ihnen  hat  man  die  Hauptstützen  der  neuen 
Dynastie  zu  suchen"  ^ 

Man  kann  aber  noch  weiter  gehen :  die  Grorsmdustriellen, 
zu  denen  sich  in  der  jlrngsten  Zeit  auch  die  Grofsgrund- 
besitzer  gesellen,  haben  sich  nicht  nur  als  die  herrschende 
Klasse  der  Julimonarchie,  sondern  im  wesentlichen  aller  Re- 
gierungen Frankreichs  in  diesem  Jahrhundert  gefühlt  und 
besonders  die  Wirtschaftspolitik  ihren  Zwecken  dienstbar  zu 
machen  gcwufst 

Nicht  ohne  Berechtigung  stellt  deshalb  Fournier  de  Flaix 
im  Jahre  1885  in  der  Vorrede  zu  seinem  Buche  „L'impot  sur 
le  pain"  ak  Hauptziel  der  protektionisüschen  Bewegung  die 
^Zuerteilung  der  politischen  Macht  an  die  Grofsgrundbesitzer 
und  Kapitalisten*'  hin. 

Ähnlich  charakterisiert  der  Advokat  Typaldo- Bassia  ihrei^^ 
Grundsatz^:    ^^Der    nationale    Markt    den   nationalen   £rzeu||^| 
niseen!"*    damit:    „Dieser  Grundsatz   bedeutet   nichts  anderesj^^ 
als  folgender:  ,Der  nationale  Markt  den  Erzeugnissen  einiger 
Grundbesitzer  und  Industriehäupter!*'* 

Solche  Urteile   über  die  französische  Schutzzollbewegung 
bedeuten  freilich   kaum  etwas  anderes,    als   einseitig  gefärbte 
Schlagwörter.    Aber  dafs  sie  nicht  rein  aus  der  Luft  gegriffe^^ 
sind,  kann  man  ebensowenig  bestreiten.  ^H 

Politisch  betrachtet  erscheint  also  die  tVanzösische  Handeli^^ 
politik  dieses  Jahrhunderts  als  der  Kampf  gewisser  Interessenten- 
gruppen um  die  Erhaltung  ihres  wirtschaftlichen  Wohlergehens 
und  damit  zugleich  um  ihre  ausschlaggebende  Stellung  im 
Staate.  In  diesem  Kampfe  sind  sie  nicht  immer  siegreich  ge- 
wesen* Die  energisch  eingreüende  Regierung  Napoleons  ifi., 
welcher  seine  Dynastie  populär  zu  machen  unti  auf  einer 
breiteren  Grundlage  zu  befestigen  gedachte,  als  seine  Vor- 
gänger auf  dem  Throne,  wufste  sich  von  der  Allmacht  der 
Grofsindustriellen  zu  emancipieren  und  führte  bereits  in  den 
Jahren  1853—1860  nach  und  nach  liberalere  Grundsätze  in 
die  französische  Handelspolitik  ein.  Im  Jahre  1860  beseitigte 
der  Kaiser  dann  durch  eine  Art  Staatastreich,  d*  h.  ohne  Mit- 


*  Citiert  in  der  Kede  des  Ministers  Tirard  vom  31.  Januar  1880; 
siehe  Aiinalea  de  la  ckambre  des  d<^put^d. 

*  Typaldo-Bassia ,  La  protection  iadustrielle  et  le  nouveaü 
douanier,  1893  S.  35. 
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Wirkung  des  geöetzgebeoden  Körpers,  die  ultraprotektionistiaehe 
Zollpolitik  des  ancieii  regime  voUkommeti,  indem  er  Handels- 
Terträge  mit  England  und  Belgien  und  bald  darauf  mit  fast 
aKmtlichen  Kulturrstaateu  in  gemäfsigt  treihändlenaehem  Sinne 
und  mit  der  Klausel  der  Meistbegünstigung  öchlofs. 

Doch  mit  dem  Sturze  des  Mouarelien  gewann  wieder  die 
alte  Hoehschutzzollbewegung  an  Kraft.  Die  von  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  bedrohte  Industrie  und  Landwirtäcbaft 
waFste  um  so  leichter  eine  starke  Gefolgschaft  im  Parlameut 
ftlr  sich  zu  gewinnen,  als  die  Haupt  Verteidigung  der  napoleoni- 
fichen  Politik  in  den  Händen  der  sogenannten  Ökonomisten 
lag,  deren  Theorieen  mit  ihren  Abstraktionen  in  der  ganzen 
Welt  in  Mifskredit  gekommen  waren.  Dem  gegenüber  hielten 
«ich  die  Vertreter  der  nationalen  Produktionszweige  durchaus 
an  die  gegebenen  Verhältnisse  und  verstanden  es,  unter  Ent- 
faltung einer  grofsen  Agitation  im  Lande  ^  bald  die  Mehrheit 
des  französischen  Volkes  zu  ihren  Gunsten  zu  stimmen. 

Üb  nun  freilich  diese  reaktionäre  Bewegung  i  welche  in 
dem  republikanischen  Frankreich  durch  und  durch  volkstüm- 
lich ist,  auch  für  das  Ganze  der  französischen  Volkswirtschaft 
heilsam  und  gewinnbringend  ist,  oder  ob  sie  nur  zur  Er- 
haltung  des  Reiehtumü  und  Einflusses  der  herrschenden  Klassen 
dient,  darüber  wird  die  Geschichte,  die  Statistik,  die  Be- 
trachtung des  französischen  Volkswohlstandes  im  Vergleich  zu 
dem  anderer  Länder  zu  entscheiden  haben. 

Mir  liegt  es  ob,  den  Gang  dieser  Entwicklung,  welche 
ihren  Höhepunkt  auch  heute  noch  nicht  erreicht  zu  haben 
scheint,  hauptsficldich  an  der  Hand  der  französischen  Parhi- 
mentsberichte,  in  denen  sich  die  Lebendigkeit  der  Bewegung 
am  besten  widerspiegelt,  zu  zeichnen.  Das  Wachsen  und 
Werden  des  französischen  Zolltarifes  von  1882  als  Frucht  und 
Kompromifs  der  parlamentarischen  Kilmpfe  und  der  Verträge 
mit  iremden  Staaten  zu  erkennen  una  zu  schildern ,  war 
meine  Hauptaufgabe,  Meine  Arbeit  ist  also  im  wesentlichen 
ein  Stück  Parlamentsgeschichte;  und  zwar  werde  ich  mich 
bemühen,  hauptsÄchlich  die  wirtschaftliche,  dann  auch  die 
Hociale  Seite  der  verschiedenen  hierher  gehörigen  Verhandlungen 
zu  beleuchten,  ohne  indessen  die  tiskalische  Seite  der  einzelnen 
Gesetze  ganz  aufser  acht  zu  lassen.  Das  innerpolitische 
Leben  hingegen,  welches  sich  in  allen  Äufserungen  innerhalb 
der  Kammern  kundgiebt,  und  welches  mehr  als  einmal  auch 
rein  ökonomische  Gesetzesvorlagen  beeinflufst,  ja  zu  Falle 
gebracht  hat,  kann  ich  nur  in  allgemeinen  Zügen  berück- 
aichtigen^  weil  sich  alle  Verhandlun2:en  hinter  den  Coidissen 
der  Kammern  gröfstenteils  meiner  Kenntnis  entziehen ,  und 
weil  die  Darstellung  der  inneren  Politik  mehr  in  eine  all- 
gemeine Geschichte  Frankreichs  hineingehört. 
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Erster  Abschnitt. 
Der  Thierssche  Zollreformversuch. 


I.  Kapitel. 
Yorbereltendes. 

1,    Der  deutsch-französische  Handelsvertrag. 

Der  Zusammenbrach  der  napoleonischen  Macht  und  die 
Erschütterung  der  französischen  Volkswirtschaft  durch  den 
Krieg  von  187071  vermochten  nicht,  sofort  mit  der  von  dem 
Kaiser  befolgten  Handekpolitik  aufieurftumen.  Denn  noch  be- 
standen die  mit  fast  allen  namhaften  Staaten  abgeschlossenen 
Vertrage  y  und  die  Klausel  der  Meistbegünsti«^ungy  wdche 
überall  eine  Hauptvertragsbedingung  gebildet  hatte,  machte 
Zollerhöhungen  so  gut  wie  unmöglich. 

Frankreich  hatte  nicht  einmid  von  Deutschland,  das  doch 
ein  ^(ses  Interesse  an  der  pünktlichen  Zahlung  der  Kriegs- 
schmd  hatte,  erreichen  können,  sich  durch  erhöhte  Zölle 
finanzielle  Einnahmeauellen  zu  verschaffen.  Der  Artikel  11 
des  Frankfurter  Frieaens  legte  ftür  ewige  Zeiten  den  Grund- 
satz der  Meistbegünstigung  in  allen  handelspolitischen  Be- 
ziehungen zwischen  Frankreich  und  dem  Deutschen  Reiche 
fest  Frankreich  eriiielt  allerdings  ein  kleines  Zugeständnis 
in  der  Bestimmung,  dafs  die  Meistbegünstigungsklausel  nur  fbr 
diejenigen  Begünstigungen  galt,  weldie  folgende  sechs  Staaten: 
Qrofsbritannien,  Bdgien,  die  Niederiande,  dße  Schweiz,  Oster- 
reich und  Ruisland  von  d^i  beiden  vertragschlielaend^i 
Machten  bereits  gewährt  erhalten  hatten  oder  in  Zukunft  er- 
halten würden. 

Aber  dies  Zugeständnis  war  doch  nur  scheinbar,  weil 
gerade  die  Verträge  mit  diesen  Ländern  Frankreich  ver- 
hinderten, Zölle,  welche  ein  schätzenswertes  finanzieOeB  Er- 
gebnis erwarten  liefsen,  zu  erhöhen  oder  neu  einzuführen. 
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Ebenso  war  die  Republik  hiGsichtlich  ihrer  Schiffahrt 
gebunden.  Kach  dem  Vertrage  mit  dem  Deutacbeii  Reiche 
traten  die  alten  Schiffahrtsverträge  wieder  in  Kraft  Indessen 
gab  die  Reichsregierung  der  französischen  wenigstens  die 
Möglichkeit,  „von  den  deutschen  Schiffen  und  deren  Ladungen 
Tonnen-  und  Flaggengebühren  zu  erheben'' ;  doch  auch  hier 
wieder  „mit  dem  Vorbehalte,  dafs  diese  Gebühren  die  von  den 
Schiffen  und  Ladungen  der  vorerwähnten  Nationen*"  erhobenen 
Abgaben  nicht  überstiegen. 

Dieser  Vorbehalt  hob  thatsächlich  das  gemachte  Zu- 
geständnis wieder  auf,  da  Frankreich  wegen  eines  Schiffahrts- 
vertrage» mit  Osterreich  vom  11.  Dezember  1866  nicht  daran 
denken  konnte,  etwa  geplante  Flaggen-  oder  Tonnengebühren 
einzuführen. 
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Die  Aussichten  der   schutzzöllnerisclien 
Bewegung. 


Und  doch  waren  die  AussichteD  auf  einen  Erfolg  der 
Schutzzoll nerischen  Bestrebungen  in  der  Kammer,  wie  im 
ganzen  Lande,  scheinbar  günstig,  weil  die  allgemeine  Wirt- 
schaftslage Frankreichs  durchaus  nicht  so  rosig  war,  wie  die 
Anbänger  der  Handelsfreiheit  gehofft  hatten*  Schon  die 
Handelskrisis  von  1864\  welche  sich  zwei  Jahre  später  in 
England  wiederholte,  schien  die  Versprechungen  der  Öko- 
Donüsten  Lügen  zu  strafen.  Aber  man  kann  getrost  dagegen 
ant\lhren,  daß  die  Tarif politik  keineswegs  für  den  schleppenaen 
GeachUftsgang  jener  Jahre  verantwortlich  zu  machen  ist 
Einerseits  hemmten  die  politischen  Verwicklungen  in  Europa 
und  Amerika,  wie  der  deutsch-österreichische  Krieg,  der  oord- 
junerikanische  Secessionskrieg,  die  mannigfachen  Revolutionen 
und  Kämpfe  in  Mittel-  und  Südamerika,  das  weitere  Steigen 
der  französischen  Warenausfuhr;  andererseits  gaben  innere 
Gründe,  besonders  eine  aufserordentliche  Cberproduktion  in 
mehreren  Industriezweigen  den  Ausschlag  zur  Herbeiführung 
der  Krisis. 

Nichtsdestoweniger  aber  wufsten  die  Gegner  der  Handels- 
verträge diese  allgemeine  Wirtschaftslage  für  ihre  Zwecke 
usxubeuteo  und  in  ihren  Agitationsreden,  welche  sie,  von 
dem  Wohlwollen  der  neuen  Regierung  unterstützt,  im  Lande 
hielten,  zu  verwerten.  Ihre  Hoffnungen  richteten  sie  vor  allem 
auf  den  Finanzminister  Pouyer-Quertier,  welcher  schon 
I  früher  als  tiberzeugter  Schutzzöllner  hervorgetreten  war,  und 
^^ftut  T  h  i  e  r  s ,  den  Präsidenten  der  Republik.  Man  gedachte 
^^prieder  der  grofsen  Reden,  in  denen  Thiers  in  den  Jahren 
^^B8&0  und  1851  als  Gegner  des  Antrages  de  Sainte*Beuve  auf 

E 
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Einftihrunff  des  Freihandels  seine  Anschauungen  entwickelt 
hatte,  und  in  denen  er  sich  bis  zu  der  Phrase  verstiegen 
hatte:  ^Sie  beleidigen  den  Gedanken  Gottes  mit  der  Forderung, 
nicht«  lu  thun  und  den  Zufall  walten  zu  lassen^  (de  ne  rien 
faire  et  de  laisser  aller  le  hasard)^  Aber  man  mulste  sich 
doch  einffesteheUi  dafs  die  ei^ntlich  handelspolitischen  Fragen 
ftlr  den  Augenblick  nicht  so  brennend  waren,  um  eine  sofortige 
Revision  lu  erheischen. 

Thier«  und  Pouyer-Quertier  standen  infolge  der  ungeheuren 
Kri«mschuld  und  des  mit  einem  Steuerausfalle  von  über 
60  MilK  fr.  verbundenen  Verlustes  von  Elsab-Lothringen  vor 
der  ^bietertschen  Notwendigkdt.  das  Budget  zu  erhöhen. 
Dabei  konnte  es  nicht  ausUeibod«  dals  sie  auch  an  eine 
Steigerung  der  ZoUeinnahmen  dachten.  Aber  ihre  VoncUige 
tnigen  im  aUg»neinen,  wenigstes  in  der  ausgesprochenen 
Abincht  der  Antrafistdler«  nur  ein«i  fiskaliachen  Ckand^ter. 
Er»t  im  Laufe  der  Debatten  in  d^  Nationalversammlung  wagte 
ets  Tlii«rs%  um  die  Kamm^mdirlieit  flir  sich  zu  gewinnen, 
auch  an  die  protektktnislisdie  Seite  der  am  12.  Juni  1S71 
eing^rachten  Oe^etzeisvoriage  zu  erinnern. 

;i^    Das  budget  rectificatif  von  1S71. 

IKe  Regieraw  bnaddite«  um  das  De&at  des  Jahres  1$71 
ansmgkiclMa^  4:^  XilL  fr.  Ten  der  gef<a Jeanen  Samme 
spalten  die  indirekiKtt  Stewra  149.  die  ZfiDe  ±4A  MOL  fr. 
einbringen«  während  «kli  der  Rest  anf  v^encUeideaie  nndtar 
Abgaben  veneine. 

Im  einnrfnenwnrfen  dieEhmshwifii  ansdepTgigestiilagggfcea 
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Diese  Betrfige  sollten  sich  ergeben: 

1.  aus  der  Erhöhung  der  Zuckersteuer  um  '/lo; 

„  der  Erhöhung  des  Eaffeezolls,  welcher  bereits  am 
27.  Juli  1870  von  50  auf  100  fr.  pro  100  kg 
gesteigert  worden  war,  um  weitere  50  fr.; 

„     Zöllen  auf  Mineralöle; 

„  einem  Wertzoll  von  20®/o  auf  alle  Textilrohstofife^ 
deren  Einfuhr  seit  1860  frei  war; 

„  aus  verschiedenen  Abgaben  von  höchstens  20®/o 
auf  Felle,  Holz,  ölhätige  Samen  und  Früchte, 
Farbstoffe  und  alle  anderen  Rohstoffe,  die  früher 
durch  Handelsverträge  oder  Gesetze  entlastet 
waren; 

„  aus  kompensatorischen  Zöllen  für  die  aus  den 
Textil-  und  den  anderen  Rohstoffen  hergestellten 
Fabrikate.  —  Die  Einnahmen  aus  diesen  kompen- 
satorischen Zöllen  wurden  indes  durch  Zollrück- 
gaben bei  der  Wiederausfuhr  (drawbacks),  deren 
Höhe  den  Rohstoffzöllen  entsprach,  etwas  ver- 
ringert. 
Hierzu  kamen: 

2.  niedrige  Ausfuhrzölle  auf  alkoholhaltige  Oetränke, 
Eier,  Tafelfrüchte,  Ölkuchen,  Hunde  starker  Rasse 
und  andere  Waren; 

3.  ein  einheitlich  bemessener  sogenannter  Quaizoll  von 
1  fr.  auf  die  Tonne  für  die  Schiffe  aller  Nationen. 

Endlich  sollte  dem  Chef  der  Regierungsgewalt  das  Recht 
gegeben  werden,  wiederum  die  durch  Gesetz  vom  16.  Mai  1866 
abgeschafften  Entrepot-  und  Flaggenzuschläge  einzuführen. 

Man  sieht  aus  dieser  Zusammenstellung,  dafs  die  vor- 
geschlagenen Zölle  mit  Ausnahme  der  geplanten  Schiffahrts- 
abgaben an  sich  durchaus  nichts  Protektionistisches  an  sich 
trugen.  Indessen  schien  selbst  die  Regierung  nicht  von  der 
rein  fiskalischen  Wirkung  ihres  Projektes  in  der  Praxis  über- 
zeugt zu  sein,  wenn  sie  auch  in  der  Begründung  der  Vorlage 
alle  Bedenken  zu  zerstreuen  suchte.  Sie  wies  vor  allem  nach- 
drücklich auf  die  Notwendigkeit  der  Bezahlung  der  Kriegs- 
kosten hin  und  betonte,  dafs  andere  Abgaben,  z.  B.  von 
Lebensmitteln  oder  von  den  Nährstoffen  der  Industrie,  Kohle 
und  Eisen,  unmöglich  eingeführt  werden  könnten.  Dagegen 
sei  es  unverständlich,  warum  die  anderen  Rohstoffe  der  Industrie 
bisher  zollfrei  gewesen  wären.  Im  übrigen  würden  diese  Zölle 
infolge  der  Verteilung  der  Abgaben  auf  die  ganze  Masse  des 
Volks  den  einzelnen  Konsumenten  nur  sehr  wenig  belasten 
und  höchstens  die  reicheren  Klassen  treffen. 

Am  ausführlichsten  verweilen  die  Erläuterungen  zu  dem 
Entwurf  bei  der  Verteidigung  des  Rückzolls  für  die  Wieder- 
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ausfuhr,  ohne  dafs  ihnen  dies  in  beweiskräftiger  Weise  gelingt. 
Es  heifst  darin  unter  anderem :  Theoretisch  darf  ,das  Drawback 
bei  der  Ausfuhr  eines  Produktes  nur  die  reine  und  einfache 
Wiedergabe  der  Steuern  sein,  die  bei  der  Einfuhr  von  dem 
zu  seiner  Fabrikation  verwendeten  Rohstoff  bezahlt  sind.  That- 
sächlich  aber  hatte  man  (früher)  auf  den  RttckzoU  dadurch 
eine  wirkliche  Prämie  gepfronft,  dafs  man  die  Geldbewilligungen 
zu  hoch  berechnete;  man  iiefs  sich  durch  den  Staatsschatz 
mehr  ersetzen,  als  dieser  empfangen  hatte.  Unter  solchen  Be- 
dingungen bildete  der  RttckzoU  einen  Mifsbrauch^.  Derartigen 
Unzuträglichkeiten  versprach  die  Regierung  künftighin  mit 
Nachdruck  zu  begegnen.  Aber  ein  Verspnschen  war  inuner 
noch  kein  Beweis.  — 

Die  Budgetkonmiission  y  welcher  der  Entwurf  ttbergeben 
wurde,  und  £e  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen  Benoist-d'Azy 
(Logitimist)  eine  eingehende  Prüfung  der  verschiedenen  Re- 
gierungsvorschläge vomahnL  hatte  auch  sehr  bald  mancherlei 
Einwendungen  gegen  einzelne  Punkte  zu  machen,  während 
ihr  andere  annehmbar  erschienen. 

Die  Ausgangszölle,  gegen  welche  vor  allem  die  Händler  mit 
Wein  und  Spirituosen  lebhaften  Einspruch  erhoben,  liefis  sie 
sofort  fallen  und  brachte  die  Abstimmung  darüber  gar  nicht 
vor  die  Kammer. 

Die  übrigen  Vorschläge  teilte  sie  in  drei  Teile,  welche 
sie  gesondert  beriet,  und  die  auch  als  gesonderte  Gesetze  vor 
das  Plenum  kamen.  Die  beiden  ersten  Berichte,  über  die 
Verzollung  der  Kolonialwaren  und  über  die  Handelsmarine, 
übernahm  der  abgeordnete  Ancel  (rechtes  Centram),  den 
dritten  Berieht,  über  die  Rohstoffzölle,  zusammen  mit  dem 
Generalbericht  über  das  ganze  Budget  derAbgeordneteCasimir- 
Parier  (gemäfs.  Republ). 

U.  Kapitel. 
Das  KolonialwareBgefieti  und  das  HaodelaBaiucgMeti. 

1.    Das  Kolonialwarengesetz  vom  8.  Juli  1871. 

Am  8.  Juli  1871.  also  etwa  einen  Monat  nach  Einbringwng 
der  Ge^tsesTorUge,  unterbreitete  Ancel  seinen  ttvtm  Bericht 
der  Nationalversammlung.  Die  Bndge&ommission  billigte 
danach  vollkommen  die  höhere  Verzollung  von  Zacker  und 
Kaffee.  Sie  l^eantragte  sogar,  die  Zollerhöhnngen  auf  andere 
Kolonialwaren  auszudehnen,  wie  Kakao«  Chokolade,  Tkee, 
Pfeffer.  Muskaten  und  ähnliche  Gewürze,  Vanille  und  CicbotieB« 
femer  auf  Weine,  Alkohol  und  Likdre .  sowie  aof  Tabak,  «h 
weit  dessen  Einfuhr  auf  Privatrechnung  gestattet  war  (nnr  ftr 
Reisebedarf  in   kleinen  Mengen,  sonst  war  der  TabaklnHlel 
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I       Staatsmonopol);  ebenso  war  sie  mit  der  Belastung  der  Mineral- 
^^^le  einverstanden. 

^H  Die  Kommission  hatte  sich,  wie  Äncel  hervorhob^  haupt- 
^BBäcblicli  durch  das  Beispiel  der  Vereinigten  8taaten  von 
^V Amerika,  welche  stets,  und  zum  Vorteil  des  Fiskus^  in 
schwieriger  Finanzlage  die  Zölle  erhöht  hätten^  und  durch  die 
Leichtigkeit  der  Erhebung  dieser  Steuer  bestimmen  lassen. 
Auch  die  Kammer  nahm  mit  der  Mehrheit  von  477  gegen 
4  Stimmen  ohne  Generaldebatte  die  vorgeschlagenen  Artikel  an. 
Nur  der  Artikel  17  verursachte  Widerspruch,  Er  bestimmte 
eine  Ausnahme  von  den  beschlossenen  Abgaben  für  die  Schifls- 
aendungen,  „deren  Abfahrt  von  den  Produktionsorten  und  ihre 
Bestimmung  nach  Frankreich   an   einem   früheren  Tage  nach- 

Sewiesen  werden"  konnte,  „als  demjenigen,  wo  der  Eingang 
er  Finanz;gesetze  in  den  Expeditionshäfen  bekannt  sein  konnte**, 
ftber  ^unter  der  Bedingung,  dafs  sie  bei  Ankunft  gedachter 
Schiffe  zum  Verbrauch  deklariert"  würden  ^ 

Schon  der  Finanzminister  P o  u  j e  r  -  Q  u  e  r t i  e r  hatte  darauf 
hingewiesen,  dafs  sich  sofort  bei  der  Kunde  von  den  Absichten 
der  Regierung  alle  Entrepots  mit  Massen  von  Kolonialwaren, 
namentlich  Zucker  und  Kaffee,  gefüllt  hätten,  welche  sämtlich 
dem  neuen  Zoll  zu  entgehen  hofften.  Deshalb  wurde  nicht 
der  Tag  der  Promulgation  des  Gesetzes,  sondern  schon  die 
^  Kenntnis  des  Tages  der  Einbringung  der  Vorlage  als  Termin 
^^jTür  den  überseeischen  Import  festgesetzt  damit  man  möglichst 
^Vl>idd  mit  der  Zollerhebung  beginnen  konnte. 

Der  Abgeordnete  Picard  (linkes  Centrum)  protestierte  gegen 
diese  Ausnahmebestimmung,  weil  dem  Staate  dadurch  immerhin 
etwa  30  MilL  fr,  Einnahmen  entgingen  und  nur  der  irapor- 
^H  tierende  Kaufmann  davon  Vorteil  hätte,  während  die  Konsu- 
^Vmenten  sofort  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  auch  für  die 
^^  ausgenommenen  Produkte  die  huheren  Preise  bezahlen  müfsten. 
Andere  Deputierte  wollten  im  Gegensatz  dazu  die  Aus- 
nahme auf  alle  vor  der  Promulgation  des  Gesetzes  vom  Ur- 
Eaprungsort  abgegangenen  Sendungen  ausgedehnt  wissen. 
Schliefslieh  wurde  aber  doch  der  Artikel  17  als  Zusatzgesetz 
am  H.  Juli  angenommen. 
Zu  der  ganzen  Vorlage  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  die 
Meisibegünstigungsstaaten,  insbesondere  England,  Deutschland, 
Belgien,  die  Niäerlande  und  die  Schweiz,  von  den  neuen 
Abgaben  auf  alkoholhaltige  Getränke  nicht  betroffen  wurden. 
Ferner  will  ich  hier  gleich  einschalten,  daf^  am  3.  Juli 
1872  auch  für  Amom  und  Kardaraom  derselbe  Zoll  von  200  fr. 
I»ro  100  kg.  wie  für  Pfeffer  beschlossen  wurde,  während  diese 
Gewürze  bis  dahin  nur  10  fr.  zu  entrichten  hatten. 

So    war    denn   ein    Teil    der   Regierungsvorschläge  ohne 


^  Überfletsung  des  Haiidelsarchivs  1871  II  S.  112. 
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grofse  Schwierigkeit,  da  er  nur  fiskalischer  Natur  war,  sum 
Gesetz  geworden.  Der  Finanzminister  hatte  sogar  die  Oenu^- 
thuung,  statt  der  von  Kaffee,  Zucker  und  Petroleum  berech- 
neten Einnahme  von  44  Mill.  fr.  eine  solche  von  102  Mill.  fr. 
in  seinen  Voranschlag  stellen  zu  können,  wogegen  das  Fallen- 
lassen der  geforderten  15  Mill.  fr.  aus  Ausgangszöllen  gar  nichts 
bedeutete. 

2.  Das  Handelsmarinegesetz  vom  30.  Januar  1872. 
a)  RegienuigsabsiehteB. 

Ebenso  bereitwillig,  der  Regierung  Einnahmequellen  zu 
verschaffen,  zeigte  sich  die  Budgetkonmiission  hinsichtlich  der 
Vorschläge,  welche  die  Handelsmarine  betrafen.  Wiederum 
ging  sie  über  das  Verlangen  des  Finanzministers  hinaus;  sie 
war  bereit,  ihm  statt  5  Mill.  fr.  10  zu  gewähren.  Aber  der 
Gesichtspunkt,  von  welchem  sie  sich  dabei  leiten  liefs,  war 
nicht  mehr  fiskalisch,  sondern  rein  protektionistisch.  Die 
Regierung  wollte  im  allgemeinen  noch  aas  Gesetz  vom  16.  Mai 
1866  bestehen  lassen,  wonach  sämtliche  Materialien  (ilr  den 
Schiffsbau  zollfrei  waren  und  femer  seit  dem  Jahre  1867  {i\r 
die  fremde  Schiffahrt  die  sogenannten  Tonnengelder  von  ihrer 
Ladung  und  von  dem  Jahre  1869  an  die  die  ausländische 
Marine  treffenden  Flaggenabgaben  in  Wegfall  gekonmien  waren. 

Die  Regierung  verlangte  Jetzt  nur  ab  Entgelt  für  die 
Kosten  von  Hafenbauten,  Quais  und  dergleichen  von  allen 
aus  den  Kolonien  oder  dem  Auslande  einlaufenden  Schiffen 
eine  Quaiabgabe  von  1  fr.  auf  die  Mefstonne,  ohne  Unterschied, 
ob  die  Schiffe  ganz  oder  nur  zum  Teil  beladen  waren.  Die 
Wiedereinführung  der  Entrepot-  und  Flaggenabgaben  behielt 
sich  die  Regierung  noch  vor.  bis  der  Ablauf  der  Handels- 
verträge oder  Verhandlungen  mit  den  beteiligten  Staaten  diese 
ermöglicht  hätten. 

b)  AisiahMe^^seU  \%m  17.  Jili  187L 

Vorläufig  war  aber  daran  kaum  zu  denken.  Ja,  es  brachte 
soear  dieses  Jahn  in  welchem  man  allgemein  einen  stärkeren 
Schutz  der  heimischen  Flotte  erwartete,  dem  Lande  die  Über- 
raschung, dafs  Thiers  und  der  Landwirtachafta-  und  Handels- 
minister Victor  Lefranc  am  17.  Juli  1871  ein  Projekt  ein- 
brachten, wonach  ausnahmsweise  för  die  ausländischen  Schiffte 
eine  noch  CTöfsere  Freiheit  gestattet  wurde.  Bis  zum  kommenden 
Herbst  sollte  die  Küstenfahrt,  welche  bisher  der  heimischen 
Flagge  reserviert  geblieben  war,  für  die  Marine  aller  Linder 
zur  Bergung  der  Weinernte  im  Süden  Frankreichs  erlaubt 
sein.  Das  Gesetz  war  tilr  den  Weinbau  aufserordentlich 
wichtig,  weil  die  franz\^sischen  Kommunikationsmittel  fbr  den 
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Augenblick    durcbaua   uiiziireicheiid   waren.     Es   wurde  auch 

|^:]iach  kurzer  Debatte  genehtnigt. 

W  Die  HaBdelskammern  und  die  Hauptreeder  von  La  Havre, 

Dieppe  und  Dünkirchen  wollten  freilich  die  so  geschaffene 
Konkurrenz  gegen  die  eigene  Ktlstenöchiffalirt  wieder  ein- 
geschränkt wiasen.  Doch  wurden  hierauf  bezügliche  Anträge 
Cordier  (linkes  Centrum,  gem.  RepubL)  und  Andren  de  Ker- 
drei  (Monarchist)    abgelehnt,    nachdem    der    Landwirtschafts- 

•  minister  Lefranc  erklärt  hatte,  dafs  man  doch  von  fremden 
Schiffen^  die  man  zu  Hilfe  riefe,  keine  Abgaben  verlangen  dürfe. 
Dieses  Gesetz  war  filr  die  thatsächliche  Notlage  der  fran- 
zösischen Handelsflotte  bezeichnend.  Offenbar  befriedigte  diese 
nicht  einmal  die  Bedürfnisse  des  eigenen  Landes  völlig. 


I 


c)  KommhBioBflberirht. 


Daher  ist  die  Stellungnahme  der  Budgetkomm  iasion  und 
ihr  Eintreten  für  einen  gröfseren  Schutz  vollständig  begreiflich, 
zumal  sie  auch  noch  kurz  vor  der  Fertigstellung  ihres  Berichts 
durch  einen  selbständigen  Antrag  der  Abgeordneten  Greneral 
du  Tempi  e  (Royalist)  und  Genossen  in  der  Nationalversammlung 
aufgefordert  wurde,  Schritte  zur  Aufhebung  des  Gesetzes  vom 
Mai  1866  und  zur  Wiedereinfiihrung  der  Entrepotzu schlage 
zu  thun. 

Am  10.  August  1871  tibergab  Ancel  seinen  Bericht  mit 
den  Anträgen  der  Budgetkoramission  der  Nationalversammlung. 
Die  Beratung  darüber  wurde  indessen  erst  am  23,  Januar  1872 
autgenommen ,  weil  man  zuvor  andere  Teile  des  Budget« 
diskutierte. 

Nach  dem  Bericht  war  seit  1866  der  Schiffsbau  und  die 
Reederei,  letztere  besonders  nach  Indien  und  Australien,  zurück- 
gegangen, während  der  Bestand  an  Schiffen  seit  langer  Zeit 
stationär  geblieben  war.  Durch  den  Schutz  allein,  so  führte 
Ancel  aus^  würde  den  Werften  wieder  Arbeit  gebracht,  würden 
die  Arbeiter  versorgt  werden.  Ohne  den  Schutz  aber  dürfte 
bald  die  französische  Civilisation  auf  dem  Erdball  verdrängt 
werden ;  ohne  den  Schutz  würde  Frankreich  zugleich  mit 
seiner  Handelsflotte  eine  praktische  Schule  für  seine  Kriegs- 
marine verlieren. 

Um  den  Mifsständen  abzuhelfen ,  hatte  man  zuerst  die 
Einführung  von  Prämien  vorgeschlagen.  Doch  entschied  sich 
die  Kommission  wegen  der  ungtinstfgen  Finanzlage  des  Staates 
in  der  Hauptsache  für  die  Erneuerung  des  Regimes  vor  1866. 

Zum  Schutze  der  eigentlichen  Schiffahrt  waren  neben  den 
Qaaiabgaben  der  Regierung,  die  man  für  Schiffe  aus  europä- 
ischen LlUidem  und  dem  Mittelmeer  auf  50  cents.  ermAfsigt 
hatte,  noch  Flaggen- und  Entrepot-Zuschläge  bestimmt.  Letztere 
trafen   mit  3  fr-  auf  100  kg  die  sogenannte  indirekte  Schiff- 
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fahrt,  welche  die  Waren  nicht  unmittelbar  aus  dem  aufser* 
europäischen  Produktionaland,  sondern  auf  dem  Umwege  über 
europäische  Entrepots  nach  Frankreich  brachte.  Eine  Aus- 
nahme von  diesen  neuen  Zuseh litten  setzte  man  nur  fiir  die 
Waren  fest,  welche  bereitÄ  anderen,  höberen  Abgaben  unter* 
la^en.  Die  Flaggen  zuschlage  (surtaxea  de  paviTlon)  sollten 
die  Schiffe  aller  Länder  treffen,  doch  je  nach  der  Entfernung 
in  verschiedenem  Grade,  Sendungen  aus  Europa  und  dem 
Mittelnieer  hatten  für  100  kg  75  cents.  zu  entrichten,  die 
Scliiftahrt  innerhalb  der  anderen  Küsten  des  atlantischen 
Oceans  1  fr.  50  cents.,  die  sonstige  Schiffahrt  2  fr. 

Für  den  Schutz  des  Schiffsbaus  hatte  man  die  Einfuhr* 
Zölle  auf  fertige  Schiffe  und  Schiffskörper,  welche  seit  1866 
nur  2  fr.  pro  Tonne  betrugen,  beträchtlich  erhöht.  Die 
Franzisieruiigsabgaben  (droits  de  franoisation;  Abgaben  für  den 
Übergang  in  französii^chen  Besitz)  sollten  künftig  für  Schiffs- 
körper je  nach  dem  verwendeten  Material  30—50  fr.  und  für 
fertige  Schiffe  40—60  fr.  auf  die  Mefstonne  betragen.  ^M 

Mit  diesem  Gesetz  beabsichtigte  man  den  fremden  Wett-  ^M 
bewerb    keineswegs   auszuschliefsen ,    sondern    nur  die  Marine 
vor  dem   völligen  Verfall   zu   bewahren.     Aber   die  Hoffnung 
der  Budgetkomraission,  auch  bei  dieser  Vorlage  eine  debatte- 
lose Annahme  erzielen  zu  können^  schlug  fehl. 

i\  Kamuierdebatt«!]. 

Schon  der  erste  Redner  in  der  Generaldiskussion^  Johüston 
(rechtes  Centrum,  aber  Freihändler),  führte  eine  Reibe  ge- 
wichtiger, für  den  unoarteiischen  Beobachter  zum  Teil  durchaus 
überzeugender  Gründe  gegen  die  Komraissionsbeschlüsse ,  mit 
denen  sich  die  Regierung  einverstanden  erklärt  hatte,  ins  Feld^ 
ftodafs  ihr  Schicksal  zweifelhaft  erschien. 

Nach  Johnston  war  die  Vorlage  hauptBächlich  durch  den 
Wortlaut  der  Wiener  Konvention  vom  11.  Dezember  1866 
unausttihrbar.  Denn  der  Artikel  6  dieses  Handelsvertrages 
mit  Österreich  beaagte  mit  der  Bestimmung  der  Reciprocität 
ausdrücklich :  ^Die  unmittelbar  von  Österreich  nach  Frankreich 
unter  österreichischer  Flagge  und  vom  12.  Juni  1869  an  unter 
der   Flagge    irgend    eines   Landes    eingeführten   Waren  jeder 

Art sollen  weder  höhere  Zolle,  noch  andere  Ab^ben 

jeder  Art  zum  Vorteil  des  Staates ,  der  Gemeinden  ^  örtlicher 
Verbände,  Privatpemonen  oder  irgendwelcher  Untemehmungeii 
befahlen  y  als  wie  wenn  sie  unter  der  nationalen  FUgge  ein* 
geführt  worden  wären.** 

Da  nun  diese  Vertragsbestimmung  durch  die  Klausel  der 
Meistbegünstigung  bis  zum  1.  Januar  1877  noch  für  acht  andere 
Mächte  gültig  wäre,  so  seien  luerst  Verhandlungen  mit  <Jster- 
reich  nötig,  um  nicht  die  ganse  Varlage  iUosoriseh  xa  machen. 


:vm  2. 


13 


□a 


Nach  diesem  principiellen  Einwand  kritisierte  Johnston 
die  einzelnen  Teile  der  Vorlage,  indem  er  zuerst  die  für  die 
Seeschiffahrt  geplanten  Schntzmafaregeln  besprach.  Er  leugnete 
zunächst  den  von  der  Kommission  und  der  Regierung  be- 
bauptaten  Stillstand  in  der  Entwicklung  der  Handelsflotte  und 

"er    überseeischen    Warenausfuhr,     Der   Anteil    der    fremden 
arinen  an  dem  Verkehr  in  französischen  Häfen,  welcher  im 

ahre  1863  nur  57 'Vo  betragen  hatte,  sei  allerdings  bis  1869 
auf  62^0  gestiegen,  und  zwar  als  ganz  natürliche  Folge  der 
liberaleren  Schiffahrtspolitik*  Zugleich  habe  sich  aber  der 
Tonnengehalt  der  heimischen  Handelsflotte  absolut,  d.  h*  im 
internationalen  Handel,  um  44  **  o  vermehrt  Die  vorgeschlagenen 
Flaggenzusehläge,  welche  infolge  der  Verträge  nur  die  indirekte 
Schiffahrt,  den  tiers  pavilloUj  treffen  würden,  könnten  aber, 
bei  einer  Bejahung  der  Notlage,  nur  einen  geringen  Schutz 
bringen,  weil  die  indirekte  ScTiiffahrt  nur  11°/©  der  gesaraten 
überhaupt  ausmachte,  Aufserdem  würden  zugleich  mit  der 
französischen  Handelsflotte  auch  die  anderen,  direkt  importieren- 
den, viel  mächtigeren  Flaggen  geschützt.  Weiter  sei  durch 
diesen  Schutz  der  Flotte  eine  aulserordentUche  Schädigung 
des  überseeischen  Handeis  mit  Getreide  und  Rohseide,  welcher 
hauptsächlich  den  Gegenstand  der  indirekten  Einfuhr  bilde, 
2U  erwarten.  Der  Redner  verwies  auf  die  Botschaft  des 
PriUidenten  der  Vereinigten  Staaten,  Grant,  welche  ein  ähn- 
liches, in  Nordamerika  bestehendes  Gesetz  als  ein  grolsea 
Unglück  verurteilte.  In  der  That  hätte  der  amerikanische 
Nationalökonom  Wells  nachgewiesen,  dafs  die  Handelsmarine 
Amerikas  unter  der  Herrschaft  dieses  Systems  des  indirekten 
Schutzes  zurückgegangen  wäre»  Dagegen  sei  England  nach 
Aufgabe  der  Sehiffahrtsakte  die  erste  Seemacht  der  Welt  ge- 
worden. Johnston  verlangte  also  die  Verwerfung  der  Flaggen- 
zusehläge  und  der  sie  ergänzenden  Entrepotzuschläge,  — 
Fiskalisch  seien  nur  die  Quaiabgaben  ^  da  sie  auch  von  fran- 
zösischen Schiffen  erlegt  werden  müfsten.  Diese  Tonnengelder 
achlössen  aber  die  Gelahr  in  sich,  überhaupt  die  Schiffahrt 
von  den  ft-anzösischen  Häfen  zu  Gunsten  der  belgischen  und 
italienischen  zu  verscheuchen. 

Johnston  ging  dann  zu  den  Schutzmafsregeln  für  den 
Schiffsbau,  den  sogenannten  droits  de  firaneisation,  (iber.  Diesen 
Teil  des  Gesetzes  lehnte  er  schon  aus  dem  formellen  Grunde 
ab ,  weil  die  Budgetkommission  damit  ihren  Auftrag  über- 
schritten hätte.  Die  Vorschläge  seien  ganz  und  gar  protek- 
tionistisch  und  hätten  mit  der  Richtigstellung  des  Staats- 
haushalts gar  nichts  zu  thun.  Obendrein  aber  würde  mit  dem 
Schutz  des  Schiffsbaus  durch  hohe  Zölle  auf  importierte  See- 
schiffe zugleich  das  Material  für  die  Schiffahrtgesellschaften» 
welche  bisher  ihre  Schiffe  billig  aus  dem  Ausland  bezogen 
hätten,  verteuert  und  damit  der  Handelsmarine  ein  schwerer 
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Sehlag  zug-efUgt  werden*'  Im  nongen  betonte  Johnston,  dafs 
er  den  Niedergang  der  französischen  SchiffübauiDdustrie  durchaus 
nicht  bestreite  und  gern  fltr  den  Schutz  derselbeo  eintreten 
werde,  aber  nicht  in  der  vorgeschlagenen  Weise. 

Der  Abgeordnete  General  du  Temple  (Royalist)  suchte 
Johnstons  Bedenkeu  zu  widerlegen.  Er  gab  zu,  dafs  die 
Schiffahrtsverträge  das  sofortige  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
verhinderten.  Deswegen  dürfe  man  dieses  aber  nicht  fallen 
lassen»  sondern  müsse  den  Versuch  machen,  die  Verträge 
zu  lösen. 

Der  Schutz  der  heimischen  Flotte  geböte  sich  jedem  Lande 
von  selbst.  Sogar  England  unterstütze  seine  Marine;  rwar 
nicht  durch  Zölle  und  Schiffahrtsbeachränkungen ,  aber  statt 
dessen  durch  Lokalabgaben  für  die  Unterhaltung  der  Leucht- 
turme ,  durch  Ankerstellenabgaben  und  anderes ,  während 
Amerika  Prämien  bewillige.  —  Frankreichs  Handelsflotte  aber 
sei  „fast  tot". 

Du  Temple  erinnerte  an  die  Ergebnisse  der  grofsen  En- 
quete von  1870  über  die  Lage  der  Schiffahrt  Damals  hatte 
man  den  Niedergang  L  auf  die  Gesetzgebung,  2,  auf  das 
System  der  sogenannten  inscription  maritime ,  3.  auf  den 
Mangel  an  Initiative  und  Kühnheit  seitens  der  französischen 
Reeder,  deren  Gewerbe  vordem  nur  durch  die  Protektion  des 
Staates  erstarkt  wäre,  und  auf  die  Konkurrenz  des  Auslands 
zurückgeführt. 

Du  Temple  forderte  deshalb  1.  die  Änderung  der  Gesetz- 
gebung in  der  vorgeschlagenen  Weise  der  Wiedererrichtung 
der  Schutzvorschriften  des  ancien  tig\me.  Für  die  Vortreff- 
licbkeit  derselben  führte  er  an,  dals  von  1841—1859  der 
Tonnengehalt  der  Handelsflotte  von  599000  auf  1 200000  Tomien 
gestiegen  sei* 

2.  Den  schädigenden  Einflufs  der  inscription  maritime 
bestritt  du  Temple  dagegen.  Nach  dieser  Einrichtung  war  die 
männliche  Küstenbevölkerung  Frankreichs  vom  20,  bis  zum 
50.  Jahre  verpflichtet,  sich  immer  zur  Verfügung  des  Staats- 
oberhauptes zu  halten,  welches  sie  jederzeit  zum  Dienst  auf 
der  Kriegsflotte  einberufen  konnte.  Die  Namen  aller  Schiffs- 
arbeiter, Matrosen  und  Fischer  waren  auf  einer  besonderen 
Liste  verzeichnet.  Damit  stand  die  Vorschrift  in  Verbindung» 
bei  dem  Schiffsbau  nur  einheimische  Kräfte  zu  beschäftigen^ 
und  auf  den  Schiffen  höchstens  ^U  ausländischer  Bemannung 
anzustellen. 

Dieses  Inskriptionssystem  verursachte  nach  Du  Temple 
durchaus  keine  Verteuerung  der  Produktionskosten  der  Reeder, 
welche  sich  selbst  für  die  Beibehaltung  desselben  ausgesprochen 
hätten. 

3.  Die  Hochseeschiffahrt  hÄtte  ganz  allein  durch  die  in* 
folge   der   Unterdrückung    der    Flaggen  zuschlage    ermöglichte 
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Konkurrenz  des  Aualandes  gelitten.  Am  meisten  zu  fürchten 
Bei  Deutäcliland ,  welches  sich  mit  geringeren  Gewinnen  be- 
gnügte, und  England,  welches  mit  seiner  billigeren  und  besäei*en 
Kohte,  seinem  besseren  Schiffamaterial  und  nicht  zum  wenigsten 
durch  den  Patriotismus  seiner  Kaufleute,  der  sie  nur  eigene 
Schiffe  benutzen  heifse,  der  tranzöaischen  Handelaäotta  täglich 
Imehr  und  mehr  zusetzte. 

Du  Temple  schlois  mit  dem  Hinweis  auf  die  miliUirische 
Kot  wendigkeit  des  Bestehens  einer  starken  Haudelsmariue : 
,Wir  unterhalten  mit  grofsen  Kosten  militärische  Schulen. 
Bewahren  wir  diese  nattirliche  Schule,  wo  man  die  Gefahr  zu 
verachten  lernt,  und  wo  man  nicht  nach  dem  ungestörten 
Wohlleben  fragt.  Dies  Leben  könnte  unserer  ländlichen  und 
Ätädtischeo  BevölkeruDg,  die  durch  den  Durst  nach  Gewinn 
f verwöhnt  ist,  zum  Vorbild  dienen!** 

Nach  dieser  mehr  patriotischen^  als  beweiskräftigen  Rede 
legte  der  Vertreter  von  Marseiile,  Ciapier  (linkes  Centrum), 
Beine  abweichende  Meinung  im  Interesse  seines  Departements 
dar.  Mit  einer  kurzen  Geschichte  der  französischen  Marine- 
rebung  begann  er  und  forderte  auf  Grund  der  Erfahrung 

len  Dingen  auf,  die  Entrepot-  und  Flaggenzuschläge  zu 

verwerfen,  während  er  an  den  sonst  tiskalisch  gerechtfertigten 
Tonnengeldern  das  eine  auszusetzen  hatte,  dafs  auch  die  nur 
teilweise  beladenen  Schiffe  die  volle  Abgabe  entrichten  sollten. 
Die  Flaggenzuschläge  seien  flir  Marseille  vollständig  unaimehm- 
bar,  da  die  dort  verkehrende  indirekte  Schiffahrt,  der  tiers 
pavillon,  fast  nur  aus  Griechen  bestände  und  der  Stadt  den 
gröfsten  Nutzen  brächte.  Die  französische  Handelsflotte  könne 
unmöglich  alle  die  kleinen  Ernten  der  griechisch- türkischen 
Inseln  sammeln. 

Den  Stillstand  in  der  Entwicklung  der  Marine  bestritt 
aber  Ciapier  durchaus  nicht.  Doch  lagen  ilür  ihn  die  Haupt* 
Ursachen  dieser  Thatsache  in  der  allgemeinen  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft.  Die  kleinen  hölzernen  Schiffe  seien  ganz 
naturgemäfs  den  grofsen  eisernen  gewichen,  und  die  Damof- 
t  »chiffahrt,  in  der  England  weit  vorangeschritten  sei,  hätte  die 
Bcgelschiffahrt  überwunden.  Ferner  machten  die  grofsen  Ge- 
sellschaften mit  ihren  regelmäfsigen  Fahrten  und  schnellen 
Verbindungen  eine  grofse  Anzahl  w^cniger  leistungsfilhiger 
Schiffe  entbehrlich.  Die  Kiistenfahrt  insbesondere  habe  aufser* 
dem  noch  den  Wettbewerb  der  Eisenbahnen  auszuhalten. 

Clapier  war  von  der  Notwendigkeit  dieser  Entwicklung 
überzeugt.  Die  allmähliche  Konzenti'ation  der  Schiffahrt  in 
wenige  grofse  Häfen  galt  für  ihn  als  eine  Art  Naturgesetz, 
dem  man  auf  keine  Weise  ohne  fühlbare  Schädigung  der  ge- 
samten Volkswirtschaft  entgegentreten  könne.  — 

In  ähnlichem  Sinne  äufiierte  sich  der  Abgeordnete  Champ- 
Vftllier  (rechtes  Centrum),  welcher  sonst  seinen  Ausführungen 
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den  KoloDialgesichtspunkt  zu  Grunde  legte.  Die  Belastong 
des  Kolonialzuckers  durch  die  bereits  angenommene  Vorlage 
hätte  niemand  als  fehlerhaft  bezeichnet,  weil  die  einheimischen 
Zuckerraffinerieen  mit  demselben  Steuersatz  betroffen  worden 
wären.  Für  die  Schiffahrt  aber  sollten  die  Eolonieen  plötzlich 
als  Ausland  angesehen  werden.  Dadurch  würde  die  Fracht 
nicht  wenig  verteuert.  Andrerseits  brauchten  die  Fabriken 
in  Martinique,  Guadeloupe  und  La  Räunion  Holz  und  Kohlen, 
die  sie  nur  durch  Vermittlung  englischer,  holländischer  und 
amerikanischer  Schiffe  erhalten  könnten.  Wenn  man  dann 
dem  durch  die  Zuschläge  verteuerten  Kolonialzucker  nicht 
wieder  einen  ZoUerlafs  zugestände,  so  könnten  die  dortigen 
Fabriken  sich  nicht  mehr  halten. 

Die  Flaggenzuschläge  würden  auDserdem  die  Landwirtschaft 
und  die  Masse  der  Konsumenten  belasten,  weil  durch  sie  die 
Preise  ftir  Guano,  Tabak  und  andere  Produkte,  ebenso  fbr 
Getreide,  erheblich  steimn  würden.  Deshalb  hätten  sich,  wie 
Marseille,  auch  die  Handelskammern  von  Nantes  und  Le  Havre 
dagegen  ausgesprochen. 

Auch  der  Reeder  und  Dampfmaschinenfabrikant  Fraissin  et 
(linkes  Centrum)  hielt  das  Gesetz  ftür  schädlich.  Seine  Worte 
wurden  mit  Aufinerksamkeit  angehört,  weil  er  als  Sachver- 
ständiger sprach.  Er  meinte:  Die  Reeder  nennen  sich  immer 
ruiniert  (er  sei  selbst  ein  solcher).  „Trotzdem,  wenn  man 
alle  Häfen  Frankreichs  durchläuft,  so  wird  einem  jedermann 
bestätigen,  dafs  die  grofsen  Vermögen  sämtlich  Reedern  ge- 
hörten.*^ Aber  alle  diese  Leute  hätten  es  verstanden,  sich  den 
Forderungen  der  Neuzeit  anzuoassen.  ,Sie  können  das  Dampf- 
schiff nicht  hindern,  fortzuscnreiten !  Sie  würden  den  fran- 
zösischen Handel  töten!* 

In  Frankreich  leide  der  Schifibbau  unter  einer  nnz 
natürlichen  Konkurrenz.  Es  gäbe  zu  wenig  Werften  und  zn 
wenig  geschulte  Leiter  für  diese  Industrie.  Durch  die  Zu- 
schläge aber  würden  nur  die  Reeder  bdastet,  welche  dann 
ihrerseits  wieder  den  Werften  unmöglich  mehr  Arbeit  geben 
könnten.  ,Je  mehr  Freiheit  Sie  der  Handelsmarine  geben, 
desto  mehr  wird  sie  fortschreiten!* 

Ähnliche  Ainmente  brachten  noch  weitere  Redner  der 
Onposition  zur  G^tung,  wie  Tolain  (äufserste  Linke)  und  der 
Aomiral  Saisset  (linkes  Centrum),  wdche  hinsicktlich  der 
Krte^marine  die  Anschauung  vertraten,  da&  diese  durch  die 
Entwicklung  der  Technik  verhältnismäfsi^  nicht  mehr  ao  vid 
Bemannung,  wie  vordem«  nötig  hätte,  und  dafs  aa&erdem  die 
Ausbildung  auf  der  HandeUdotte  der  AusbiklnDg  ftr  den 
Kries^ienst  woiig  vorarbeitete. 

Die  anderen  Admirale  der  V^H<^m1  i  m  mwmlwitg  fmd  wmMk 
dhurchaus  entgegengeeetzter  Metnung.  La  Ronci^re  le  Novrry 
(B—apartistr  erklärte  sich  sogar  &r  eisn  FretblBdlcr,  woihe 
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iber  angesichtä  der  unbeötreitbareii  Notlage  doch  (ür  die  Pro- 
Bktion  stimmen.  Er  beklagte  lebhaft  das  nur  äulserltche 
iteresse  der  Binnenbevölkerung  für  die  Marine,  welches  sich 
larin  widerspiegelte,  dafs  franzöiiisclie  Familien  sehr  häuHg 
lur  Sohne  mit  nicht  ^anz  fehlerfreier  VergaugCDheit  in  die 
landelsHotte  eintreten  lieföen,  während  sich  die  besseren  Ele- 
Eiente  zurückhielten. 

Der   Admiral   Fourichon    (rechtes  Centrum,    Orleanist) 

sinnte  die  Hochseeschiffahrt  ^die  wahre  Schule  guter  Matrosen, 

die  einzige  Schule''.    Deshalb  war  ihm  „ein  gemäfäigter  und 

Bitweiliger  Schutz,  mit  Hilfe  dessen'"  die  französischen  „XVerften 

md  die  nationale  Flagge   ihre  Aktivitüt   wieder   aufzunehmen 

"und  sogar  zu  entwickeln"  vermöchten,  unabweisbar* 

Der  Marineminister,  Admiral  Pothuau  (Ijokes  Centram), 
[rhilderte  lebhaft  die  grofse  Gefahr  fllr  die  Kriegsflotte,  welche 
Bi  dem  bevorstehenden  Zngrundegehen  der  heimischen  Schiffs- 
baustätten nicht  einmal  mehr  Reparaturanstalten  und  genügend 
ausgebildete  Handwerker  besitzen  würde. 

Sehr  geschickt  trat  der  Abgeordnete  Acloque  (rechtes 
Centrum)  für  die  Vorlage  ein.  Er  beti*achtete  die  Wirkung 
des  Gesetzes  nach  den  Interessen  der  vier  in  Frage  kommenden 
Interessentengruppen,  1,  der  Schiffsbauer,  2,  der  Reeder, 
3.  des  Staates  und  4.  der  Industrie,  welche  die  Rohstoffe  für 
den  Schifishau  lieferte. 

1.  Er  schilderte  die  Konkurrenz  Kanadas,  welches  ver- 
möge seiner  billigen  Holzarten,  und  Englands,  welches  durch 
sein  Eisen  die  französische  Fabrikation  aus  dem  Felde  schlüge. 

2.  Im  Namen  der  Reeder  verlas  er  einen  Brief  der 
Handelskammer  von  Bordeaux  vom  15.  Oktober  1871,  in  dem 
es  heifst:  „Die  Privatinitiative  ist  in  Frankreich  ohnmächtig, 
sich  gegen  einen  solchen  Nebenbuhler  zu  verteidigen."  «D^r 
Tarif  —  wir  sagen  es  mit  Bedauern  —  ist  unsere  einzige 
Rettungäplanke.  ^ 

3*    Der  Staat    würde   durch  die  Tarifzuschläge   nicht  nur 

I Mehreinnahmen  haben,  sondern  folgte  einem  Gebot  der  Selbst* 
ftrhaltung*  Acloque  erinnerte  dabei  an  die  Worte,  welche  vor 
piniger  Zeit  auf  dem  Kongrefs  in  Washington  gefallen  waren: 
^Wenn  eine  Nation  nicht  mehr  selbst  ihre  Schiffe  baut,  so  hat 
iie  bald  aufgehört,  die  Schiffahrt  zu  betreiben,** 

4-    Durch  den  Schutz  aber  würde  nicht  nur  der  Schiffsbau 

^aufleben,    sondern    ganz   allgemein    der   heimischen    Industrie 

^geholfen    werden.     Der  Artikel  I   de«   Gesetzes   vom   19,  Mai 

1866,    wonach  sämtliche  Rohstoffe   für  den  Schiffsbau   zollfrei 

wären,    sei    unhaltbar   geworden.     Die   englisch -schwedischen 

Feineisen  kämen  so  abgabenfrei  auf  den  Markt,  während  dafilr 

^schlechtere   französische   ausgeführt   oder  zum  Schiffsbau  vcr- 

Hvendet   würden.     Das   noch   in  Kraft   befindliche  Dekret 

^T'inanzministers  Büffet  vom  9.  Februar  1870,    nach   dem 
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zulir**i  jiL3«Lmtfr3tii  M^ciILtf  mr  in  beKxmnit  luunhaft  gemachte 
f  uuritai  '»•jati'iri  rirriai.  !it«itk  anr  ^ehr  wenig ,  weil  der 
EiuiäiiLkiitltfr  iim^^TOLZur  imhü  iem  SchiflEsbaaindiistriellen 
nams:  W^rkjiCL::  ^jipfy:hi;itfqn.  iub«.   ami  die  Umgehang  der 

Bai -i-Ci *'«'*¥-*   traaerr.  B<!niibL>«  an  Werftbesitzer  auB 

!fKi:iCi>su  :r:u  j>&'tT,^ti'?»  flr  iiMt  ij«£äisa  an.  FOr  ihn  handelte 
«ft  «üii  *£^i£ii."Jt  xs  L»*  Fntf»  «jq  Frankrach  tiberfaanpt  eine 
fbani&laBaBjkrJA,  ist  Srä'iüfr  laii  F^£ä$»uisGaiIt  seiner  Flotte,  ob 
et  ^i'-ea  S^yftjiaAw^irfaHL.  Sf  Sdtnitf  zmi  Pflegeamtalt  seiner 
Ar^fffAJ^.  .L:3Ai  m  «^  u.-csl  Hjmrw^rkdr  hab^i  wül.  die  fiüiig 
iöti.  «ft  i-x  ^-äi  Sasif  zx  KCBHi»  sen  aeÜMC  «ne  Vcrteidigongs- 
UL,Z3fi,  ttÜLe  Krtfag»cärBf.  xai  kjoatmoareo.'^  Er  rief  der 
fijuuxjer  zil:  ^Al!«  Inrmcr^aaL.  jmker  iidr  szLsqecn  nnd  der 
Liait'w-rÄ-äüftf:.  w'aröct  «ücäiac"*  D»  Arthöfier  TerlieTsen 
is»iij*L\  ix  W«rn«L  xnr  w-Lro9i  Z;minCTtem&>  Die  Unter- 
«c:l:axLf .  w-su^f«:  sifOL  Si:äcfinwL  XTinrn.  *&  aotfarae  Bnfahr 
^&:*r  Y*j.*r3aj:«i  rtev&irt  -v^izrDs^.  «i  £iax  3hiwräcL  Denn 
iL^  H '. '.  za:^.:^  -vlzrüst  ü^amiü»  sos  ^^nmrwnr  Hrii  erbant, 
v-«L.  iiMk  irfcxzlcs»:^  Eijci^siäiiüi  «^  }<9Kr  wire.  Ebenso 
vj-ri^i-Ä*  *»  «L»:i  tlLz  isst  unparHi  ^eütuiSsB:.  wie  Scgeltach, 
Tia»«!  ijui  ÄsröeVritSL.  I>M»f  rri«c7mtf  Visr  ako  nmr  die 
6-fsür  .T  «Lcö..  £jj»  ot  'lahipf^rsL  im£  jcäi'txäaBLaL  Produkte 
i:.«f-  r*Äl»Hi  T-arürliTKa:.  ?«a  S«:  £:**x«:iD&Ä  lige  die 
Sicat«  xDirat  nnxLÖsr  xi]C*tmiQ£:.  w»»!  rar  ScanfiMoisr  daa  gnte 
f5x;rij»:*J:*«^  E^Aeo.  k»Ilft^'v*e£s  rws  ni  nsatFiR  Ersoa»  mttsse 
er  b«:  rrKis»r*'r:k'if3£SL  SesaiTifa  miL  iw«s3»u  ii  irlaili  die 
Z^l-fr*rrij*r:  rLr  X «€WOT-i%ctj«f  1 W  •  4  imjwma'i»  SolMsen 
"▼irä*  cKDuci  T LT  sx  f*'  '  I  ai?  r»  «m?»«a«n:.  «Mab  noch 
:.TLTL**r  1'  '  .   'iö*r  f  Fr.  für  rw  Tma»  w.  saiüs:  «rl. 

Fr^fcitrev'i  TC'^r-or.'irf  it»f  nMflöMajt  nur^ec  aki»  Fjigiand^ 
'V'^«:-!«^  '•>«*•!? r:r*».rr.  T^x-i.  äurzw  Ä»iB*  rimoa^  xmc  Scaaadotte 
fr.T'^T  p*  .iÄC'-r  ^>r>i'^ü,-j.  ^p-T^ftüurrtL  kiOinc  IHeck  diese 
?:."s<«T.Ti*^'.ijcri'.T   ^rn,*r"   fc.o:'T  Ä'f  ArSROsir«:  inlluMr.  obwohl 

^*^»J>J*0^'^t;^.'  N^ry^i-^^i  huxxi  an  ^ttrpfgsaiaefaMm  Heil- 
II- -•.*^.  :-^m^^  y«*.r«T  tn  na.-i  o«r.  >^att  oes  Radgets 
k^un  :r  c-x-i.  IVx  Vj-^-^^^j^j^  ^^fc  jkt  5tac  aiDe  seine 
*^a:i£i  ifci  ^- — Tiv  -^'rwJv^:  i:«nricf  «öiMi  ä"  ai»,  w«l  das 
\Li.*:r*c'-nfcTt!TOfl:  -  r..,  ,..^^^  x^^^cstiü  ^TK^Jinhr  A::^ieiier  rar 
,  -»r^uri:u:  r.K^'.:  n^LJsv.  A^^  tim/w  tiu*  «tf  F^wniiflBemngs- 
^^^''^^  J^  ?%«.r^'.r;  .T'  -Vn^  ^Ar»*-  iru^  -soi.  mTihb  «eine 
^^**^*^      *^    p-     ▼•rnssT'r.ur::-..  ^f»T     i:ri/    t^vm    andipsr   Kampf 

i.-r     r-     ^    iiiii:--  T  r^.r-u:i.  ^  nii^Jv  )^«Mn..    üOit«  den 
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seuge  und  Luxuswaren  jeder  Art    Diese  Ausfuhr  käme  gegen 
Englandji  Masdenartikel,  zu  denen  er  besonders  Kohle,  Eisen 
imd  Maschinen  rechnete,  und  gegen  die  Beförderung  des  Aus- 
wmndererstromes  gar  nicht  in  Betracht.    Aber  auch  die  Rück- 
fracht fehle  der  französischen  Marine   seit   der  Erfindung   der 
Babeuückerproduktion   und  seit   der   Zeit,   wo  Nordamerika 
angefiu^n  habe^  seine  Baumwolle  allein  su  exportieren.    Nur 
die  Kolonien  und  Südamerika  ständen  Frankreich  noch  offen. 
Di«    unheilvolle    Wirkung    der     napoleonischen    Gesetze 
Ibigerle  Ren^  Brice  aus  der  Statistik  der  Schiffahrtsbewegung 
seit    1860.     Damach    betrug   die   Ein*   und  Ausfuhr  zur   See 
^jron  und  nach  Frankreich: 
^ft  1860     6856000  Tonnen 

H  1868    10646000       « 

^^^^Davon  belief  sich  der  Anteil  der  französischen  Marine: 
^^^^  1830  auf  5500000  Tonnen 

^^^  1868  auf  nur  4199000        „       ,  — 

^B       Der  Berichterstatter  Ancel   fkfste  als   einer  der  letzten 
f     Badner  noch  einmal  alle  Grunde  für  die  Annahme  der  Vorlage 
msjunmen.      Die    gesetzliche    Festlegung    der    Entrepot-    und 
Fiaggenstischlilge  hätte  die  Konimissioo  deswegen  beschlossen» 
weil    blofse    Dekrete    des    Präsidenten    ihr    keine    genügende 
Sicherheit  boten.    Mit  dem  Gesetze  träfe  man  nur  die  indirekte 
Schiffahrt.     Kein  Land  hätte  also  für  seine  eigenen  Produkte 
Kachteile  zu  befürchten.    Dagegen  genösse  bei  Staaten,  welche 
keine   ausreichende   Marine   besäfsen,    die   französische  grofse 
Vorteile, 

Oewifs  wandle  sich  die  Schiffahrt   stetig  mehr   und  mehr 
um,    und   Eisen- Dampfschiffe   hätten   die  Zukunft-     Aber   die 
Segelscbiffahrt   besäfse   noch   immer   fast  eine  Million  Tonnen 
und    hätte   sich    ohne   Subvention    auf  dieser   Höhe   gehalten^ 
während  Ton  den  142000  Tonnen  der  Dampfschiffahrt  104000 
•taatlich  unterstfitzt  seien. 

Nur   die    beiden    Häfen,    in    welchen    die   subventionierte 
Marine  hauptsächlich  verkehre ,    protestierten  jetzt,  weil  dann 
die  anderen  Häfen,  die  doch  kaum  von  geringerer  Wichtigkeit 
aeien^  wieder  den  Wettbewerb  mit  ihnen  auftiehmen  könnten. 
,Um    eine    Kriegsmarine    zu    haben  f*^    so    schlofs    Ancel, 
»liratichen  wir  eine  Seebevölkerung;  um  eine  Seeberölkerung 
nt  haben,    um   sie  zu   unterhalten,    um   sie   leben    zu    lassen, 
hrancfaea  wir  eine  Handelsmarine.  .....   Wir  haben  za   oft 

gegeik  mm  die  Gewalt  der  Thatsachen  gehabt,  hören  wir  auf, 

•  .  .  ihr  die  Gewalt  der  Gesetze  an  die  Seite  zu  stellen!''  — 

Aus  der  dreitägigen  Debatte  ging  eine  grofse  Bereitwillig- 

eit    der    Kammer    hervor,    die    Vorlage    anzujiehmen.     Die 

augenscheinlich  vorhandene  Majorität  beachtete  aber  die  Haupt- 

einwände  der  Opposition  recht  wenig,    zumal  die  Behauptung 

2* 
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Johnstons  y  dafs  das  ganze  Gesetz  durch  den  WortUut  der 
Handelsverträge  unausführbar  sei.  Der  Berichterstatter  Ancel 
hüllte  sich  darüber  in  ein  sehr  beredtes  Schweigen. 

Als  dann  Johnston  die  Regierung  energisch  aufforderte, 
sieh  zu  der  Sache  zu  äufsem,  gab  der  Minister  des  Aos- 
wärdgen,  de  R^musat  (linkes  Centrum),  seine  Behauptung  zm 
Der  Finanzminister  Pouyer-Quertier  bat  aber,  das  GiMeti 
trotzdem  anzunehmen,  weil  die  Regierung  damit  eine  positive 
Unterlage  zu  den  Verhandlungen  mit  Österreich  hätte.  Der 
Minister  stellte  die  Lösung  der  Wiener  Konvention,  an  der 
Österreich  in  der  That  nur  ein  geringes  Interesse  hatte,  ab 
ganz  leicht  hin.  Er  hatte  aber,  wie  ich  noch  zeigen  werdey 
nicht  mit  anderen,  auswärtigen  Faktoren  gerechnet,  die  flir 
die  Wiener  Politik  ausschlaggebend  waren. 

Das  Gesetz  wurde  im  Princip  mit  501  gegen  140  Stimmen 
angenommen.  Doch  brachte  die  Diskussion  der  Artikel  noch 
einige  Zusätze,  so  den  Antrag  Champvallier,  dafs  für  die 
Produkte  der  französischen  Kolonien  die  Elaggenzuschlftge 
fallen  sollten,  und  den  Antrag  Beaucarne-Leroux  (linkes 
Centnmi),  welcher  im  Interesse  der  Landwirtschaft  den  Guano 
zollfrei  machte. 

Andere  Vorschläge  zu  Gunsten  des  Düngers  überhaupt, 
femer  fUr  Getreide,  Mineralien,  Kohle,  Holz,  ölhaltige  Samen 
wurden  abgelehnt;  ebenso  ein  sehr  gerechtfertigter  Antrag 
Javal,  der  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bis  zur  Lösung  der 
Handelsverträge  aufgeschoben  wissen  wollte. 

Das  ganze  Gesetz  wurde  dann  am  30.  Januar  1872  mit 
414  gegen  284  Stimmen  genehmigt. 

e);Aiiweiidniig  des  Gesetzes. 

Die  Schwierigkeiten  aber,  welche  seiner  Anwendung  im 
Wege  standen,  spiegeln  sich  sehr  bezeichnend  in  einem  Cirkular 
der  Generaldirektion  der  Zölle  vom  Mai  1872  wieder*. 

Vom  Flaggenzuschlag  befreit  waren  darnach  die  Schiffe 
aller  Vertragsländer,  aufser  Spaniens,  bei  direkter  Einfuhr; 
bei  der  Einfuhr  von  allen  Ländern  überhaupt  die  öster- 
reichischen, belgischen,  holländischen,  italienischen,  schwedisch- 
norwegischen, die  Zollvereins-  und  die  portugiesischen  Schifie. 
England  unterlag  der  Flaggengebühr  bei  indirektem  Verkehr, 
aber  nicht  fUr  die  Hauptartikel:  Baumwolle  aus  Indien,  Jute 
und  Wolle  aus  Australien.  Dieselben  Ausnahmen  finden  sich 
bei  den  nur  für  den  indirekten  Verkehr  auCsereuropäischer 
Produkte  eingeführten  Entrepotzuschlägen  von  3  Fr.  auf  100  kjg. 
Doch  durften  infolge  des  Vertrages  mit  Belgien  auf  Beis, 
Pottasche,  Salpeter  und  Fette  nur  Zuschläge  von  2,40  Fr.  bei 


1  H.-A.  1872  n  S.  147. 
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der  Einfuhr  über  Vertragaländer  {aufser  Spanien)  gelegt 
werden.  Ferner  konnten  auch  die  hohen  droits  de  francisation 
mit  30 — 60  Fr.  auf  die  Mef^tonne  nicht  auf  die  oben  erwähnten 
Staaten  angewendet  werden.  Schiffe  aus  diesen  Ländern  ent- 
richteten also  bei  ihrer  Importierung  auch  fernerhin  nur  die 
alte  Nationalisierungsabgabe,  den  Bilanzzoll  von  2  Fr.  auf  die 
Mefstonne,  Die  mit  diesem  Zoll  im  Gesetz  von  1866  zusammen- 
hängende Bestimmung  dir  abgnbefreien  Zulassung  aller  zum 
Schifisbau  dienenden  RohstoÖe  und  Halbfabrikate  blieb  in 
I    Ifleicher  Weise  bestehen. 

^P  f )  Verbandlan^eii  vIt  Österreich. 

I  Den  Schlüssel  zur  Lösung  der  diplomatischen  Schwierig- 

I  keiten  hielte  wie  schon  erwähnt,  Osterreich -Ungarn  in  der 
Hand  *.  Bereits  am  22.  Januar  1872  hatte  der  Minister  Graf 
de  R^musat  eine  mündliche  Besprechung  mit  dem  Bevöll- 
mächtigten  Österreichs  in  Versailles,  Hogos.  Am  31.  Januar 
übermittelte  der  französische  Botschafter  in  Wien,  Marquis 
de  Banneville,  eine  Note  an  den  Minister  des  Äufseren  im 
Wiener  Kabinett,  Grafen  A  ndrassy,  im  Sinne  jener  Besprechung, 
welche  Hogos  seinerseits  auch  der  Regierung  mitgeteilt  hatte. 
In  dieser  Mitteilung^  heifst  es:  „Herr  de  R«musat  denkt*  dafs 
die  den  beiden  Flaggen  hinsichtlich  der  SchiflFahrtsabgaben 
bewilligte  reciproke  Gleichstellung  der  französischen  Handels- 
flotte und  allen  beteiligten  Industriebranchen  einen  fühlbaren 
Schaden  verursacht  hat,  weil  das  Princip,  welches  die  Grund- 
lage des  franko -österreichischen  Vertrags  bildet,  anderen 
seefahrenden  Kationen  zu  gute  kommt,  die  infolge  dieser 
Konvention  die  Behandlung  der  meistbegünstigten  Staaten 
geniefsen/ 

Der  Graf  Banneville  betonte  in  seiner  Note  vor  allem  die 
Budgetschwierigkeiten  und  bat  demgemÄfs  um  die  Abschaffung 
«weier  Vertragsbestimmungen:  1,  der  Gleichstellung  der 
Flaggen  ftlr  die  indirekte  Schiffahrt;  und  2.  der  Zulassung 
^Jsterreichischer  Schiffs  bauten  mittelst  einfachen  Bilanzzolls  von 
2  Fr.  auf  die  Tonne. 

Diese  Forderungen  bedeuteten  filr  Österreich  durchaus 
keine  principielle  Frage.  Sie  waren  nur  als  Folge  des  fran- 
xösiachen  Gesetzes  vom  Mai  1866  in  den  Schiffahrtsvertrag 
hmeingekommen.  Österreich  verkaufte  nur  sehr  wenig  Schiffe» 
und  seine  Flagge  rechnete  kaum  unter  der  indirekten  Schiff- 
fahrt  «wischen  Frankreich  und  dem  Ausland.  Aber  es  schienen 
doch  Bedenken  vorzuliegen. 

AU  nach  zwei  Monaten  noch  keine  Antwort  eingelaufen 
war,  sandte  deshalb  Banneville  an  Andraaev  eine  zweite  Note 


»  AmA,  <m,  cit  11  cap.  XVIIL 
>  Ani^,  op.  dt.  It  8,  316. 
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am  21.  März  1872  mit  dem  Angebot  seiner  Regierung ,  die 
österreichische  Flotte  für  das  Mittelländische  Meer  der  fran- 
zösischen gleichgestellt  zu  lassen. 

Österreich  hätte  sehr  gut  darauf  eingehen  können^  weil 
seine  Handelsflotte  im  Verkehr  mit  Frankreich  doch  nur  für 
das  Mittelländische  Meer  in  Frage  kommt,  während  die  groben 
Eonkurrenznationen,  zumal  England  und  das  Deutsche  Reich, 
die  Häfen  des  Atlantischen  Oceans  benutzen.  Aber  Andrassy 
verweigerte  am  28.  März  die  Annahme  des  Vorschlags,  weil 
derselbe  gegen  das  Princip  verstofse.  Der  wahre  Grund  der 
Ablehnung  lag  indessen  in  der  Abhängigkeit  der  Wiener  Po- 
litik von  dem  Berliner  Ministerium  des  Äuüseren.  Man  ent- 
sinnt sich,  dafs  Bismarck  im  Frankfurter  Frieden  Frankreich 
die  Möglichkeit  zugestanden  hatte,  von  den  deutschen  Schiffen 
Flaggen-  und  Tonnengebtthren  zu  erheben.  Aber  die  wirkliche 
Ausführung  dieser  Bestimmung  hatte  er  doch  durch  die  Meist- 
be^nstigungsklausel  zu  verhindern  gewufst.  Den  Beweis  dafiir, 
dafs  Bismarck  auch  jetzt  mit  all'  seinem  Einflufs  bemüht  war, 
die  französischen  Forderungen  zu  hintertreiben,  und  dafs  er 
von  Anfang  an  genau  in  den  diplomatischen  Verkehr  Frank- 
reichs mit  Osterreich  eingeweiht  war,  findet  man  in  einem 
Briefe,  welchen  der  Reichskanzler  am  26.  April  1872  an  den 
Vertreter  Preufsens  in  Wien,  den  General  von  Schweinitz,  als 
Antwort  auf  eine  Note  Andrassys  geschickt  hat.  Dieser  Brief, 
den  die  Kreuzzeitung  vom  28.  September  1872  aus  dem  öster- 
reichischen Rotbuch  von  1872  (Nr.  6)  zum  Abdruck  brachte, 
legt  in  erschöpfender  Weise  die  Beweggründe  zu  dem  öster- 
reichischen Vorgehen  dar  und  wirft  aufserdem  ein  bedeutsames 
Schlaglicht  auf  die  französische  Handelspolitik  überhaupt  Ich 
will  ihn  deshalb  an  dieser  Steile  unverkürzt  zum  Aodruck 
bringen.    Er  lautet*: 

^Der  Herr  Graf  EÄrolyi  hat  mir  die  nebst  Anlagen  zu 
vertraulicher  Kenntnisnahme  abschriftlich  beigefügte  Depesche 
des  Herrn  Grafen  Andrassy  vom  26.  v.  M.  mitgeteilt,  welche 
sich  auf  die  handelspolitischen  Verhältnisse  zwischen  Österreich 
und  Frankreich  bezieht  Es  ergiebt  sich  des  näheren  daraus, 
wie  von  Frankreich  eine  Modifikation  des  Art.  6  des  öster- 
reichisch-französischen Schiffahrtsvertrages  vom  11.  Dezember 
1866  und  des  Tarifes  A  zum  österreichisch -französischen 
Handelsvertrage  von  demselben  Tage  beantragt,  dieser  Antrag 
aber  von  Österreich  abgelehnt  worden  ist.  Der  Herr  Gr^ 
Andrassv  hebt  zugleich  hervor,  dafs  Österreich  bei  Ablehnung 
jener  Modifikationen,  durch  welche  seine  industriellen  und 
Schiffahrtsinteressen,  namentlich  nach  dem  Verzicht  Frankreichs 

*  Die  An^be  dieses  Briefes  verdanke  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Horst 
Kohl .  dem  ich  für  seine  liebenswürdige  Auskunft  an  dieser  Stelle 
meinen  herzlichen  Dank  '^age. 
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auf  die  WiedereinfiÜirung  des  Flaggenzuschlags  in  den  Häfen 
Mittelmeers,  unmittelbar  nicht  in  hohem  Orade  berührt 
lirden,  sich  wesentlich  durch  allgemeine  Gesichtspunkte  und 
«besondere  durch  die  Rücksicht  auf  Deutschland  habe  leiten 
ien.  Ich  habe  von  diesen  Mitteilungen  mit  dem  lebhaftesten 
Interesse  Kenntnis  genommen.  Österreich  ist  das  einzige  Land, 
welchem  die  durch  das  französische  Gesetz  vom  12.  Slai  1866 
verfügte,  jetzt  zurückgenomme  Aufhebung  des  Flaggen  Zuschlags 
Tertragsmäfsig  zugesichert  ist.  Alle  Länder,  welche  das  Recht 
ben,  in  Frankreich  die  meistbegllnstigte  Behandlung  in  An- 
ruch  EU  nehmen  —  und  zu  diesen  Ländern  gehört  Deutsch- 
nd  —  sind  daher  der  Befreiung  vom  Flaggenzuschlage  für 
ie  auf  üren  Schiffen  in  französische  Häten  eingeführten 
aren  fremden  Ursprungs  so  lange,  aber  auch  nur  so 
nge  sicher^  als  jene  vertragsmäfsfge  Bestimmung  zwischen 
sterreich  und  Frankreich  fortbesteht.  Das  Interesse  der 
ieatschen  Reederei  und  des  deutschen  Handels  ist  also  bei 
er  Aufrechterhaltung  dieser  Vertragsbestinimung  in  hohem 
Grade  beteiligt  Der  Wert,  welchen  unter  diesen  Umständen 
die  von  der  K.  und  K.  österreichisch-ungarischen  Regierung 
getroffene  Entschliefsung  für  uns  hat,  wird  indessen  noch 
durch  ein©  allgemeine  Erwägung  in  hohem  Grade  gesteigert. 
Nachdem  Frankreich  sich  im  Laufe  des  verflossenen  Decenniums 
das  unleugbare  Verdienst  erworben  hatte,  durch  ein  System 
von  Handelsvertrügen ,  welche  mit  gegenseitigen  Tarifermäfsi- 
gungen  die  gegenseitige  Zusicherung  der  Rechte  der  meist- 
begtlnsttgten  Nation  verbanden,  den  handelspolitischen  Be- 
ziehungen der  europäischen  Staaten  eine  neue  und  gesunde 
Grundlage  zu  geben,  dem  Verkehre  der  Völker  neue  Bahnen 
au  eröffnen  und  ihrem  friedlichen  Wettkampfe  erweiterten 
pielraum  zu  sichern,  ist  dort  gegenwärtig  eine  rtickläutige 
trömung  zur  Geltung  gelangt,  welche  den  erreichten  Fort- 
«»cbrittf  »oweit  Frankreich  dabei  beteiligt  ist,  wieder  in  Frage 
so  «teilen  droht.  Wenn  auch  zu  hoffen  ist,  dafs  die  G^en- 
•trömung,  welche  durch  die  aus  der  Erleichterung  des  Verkehre» 
erwachsenen  Intereesen  getragen  wird,  mit  der  Zeit  wieder 
Kraft  gewinnen  und  der  rückläufigen  Tendenz  die  Wage  halten 
worde,  so  ist  doch  unverkennbar,  dafs  das  Wiederemporkommen 
einer  freisinnigen  handelspolitisehen  Richtung  des  französischen 
S^uiiawesens  wesentlich  erschwert  und  verzögert  werden  würde, 
n  e«  der  gegenwärtig  herrschenden  Strömung  gelänge, 
erkelirssch ranken,  welche  niedergerissen  sind,  wieder  zu  er- 
:kteiL  Denn  an  die  wieder  errichteten  Verkehrsschranken 
neu  entstehende  industrielle  Interessen  sich  anlehnen, 
e  in  der  Rückkehr  zu  einer  freisinnigen  Handelspolitik 
Oefiihrdung  ihrer  Existenz  erblicken  und  dadurch  dem 
ideratande  gegen  dieselbe  neue  Kräfte  zufuhren  würden, 
iat  daher  ein  gemeinschaftliches  Interesse  aller  europäischen 
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Staaten,  dafs  die  in  der  früheren  Epoche  von  Frankreich  ge* 
8L'hlossenen  Ilandelsvertr^lgö  so  lange  ihre  Kraft  bewähren,  hU 
der  öfFentliehe  Gekt  Frankreichs  die  augenblicklich  dem 
Schutzzollsystem  günstige  Stimmung  in  sich  überwunden  hat. 
Von  allen  Handelsverträgen  Frankreichs  hat  der  österreichiöch- 
französische  noch  die  längste  Geltungadauer  vor  sich ,  da  er 
erst  mit  dein  Jahre  1876  abläuft.  Er  begreift  durch  die  Be- 
stimmung im  zweiten  Absätze  seines  Art  2  den  gesamten 
französischen  Konvenlianstarif  in  sich  und  sichert  somit  für 
seine  Dauer  den  Erzeugnissen  aller  Nationen  j  welchen  in 
Frankreich  die  Rechte  der  Meistbegünstigung  vertragsmäfsig 
zugesichert  sind,  die  Zulassung  zur  Einfuhr  in  Frankreich 
nach  dem  Konveiitionstarife.  Thatsächlich  sichert  er  das  gleiche 
den  Erzeugnissen  derjenigen  LUnder,  welchen  Frankreich  die 
Handelsverträge  gekündigt  hat»  da  es  sich  diesen  gegenüber 
wohl  kaum  eher  zu  Tariferliöhungen  entschliefsen  dürfte,  als 
nachdem  es  zu  deren  atlgeraeiuer  Eiuftihrung  freie  Hand  ge- 
wonnen hat.  Österreich  hat  also  die  Möglichkeit  und  damit 
den  Beruf,  Frankreich  noch  auf  eine  Reihe  von  Jahren  vom 
protektioriistiachen  Rilekschritt  zurückzuhalten  und  dadurch 
nicht  nur  den  auf  dem  tVeisinnigen  Konventionstarife  erwach- 
senen Verkehrsbezi'hungen  auf  längere  Zeit  den  Fortbestand 
und  die  Möglichkeit  der  Fortentwicklung  zu  gewähren,  sondern 
auch  hoffentlich  Europa  vor  jedem  ernsten  Rückschritte  auf 
diesem  Gebiete  zu  behüten*  Es  ist  als  ein  Glück  für  die 
handelspoliti'äche  Entwicklung  in  Europa  zu  erachten,  dafs  die 
Eegierung  des  Staates,  welchem  die  gegenwärtige  Situation 
den  entscheidenden  Einflufs  auf  die  handelspolitische  Entwick* 
lung  in  Europa  in  die  Hand  legt,  die  Aufgabe,  welche  diese 
Lage  ihm  stellt,  mit  klaren  Blicken  erkennt  und  zu  lösen 
bereit  ist.  Ich  lege  Wert  darauf,  dafs  Euere  Excellenz  die 
K.  und  K.  listerreichisch-ungarische  Regierung  eingehend  von 
dem  Eindrucke  unterrichten,  den  die  Mitteilungen  des  Herrn 
Grafen  KArolyi  auf  mich  gemacht  haben.  Falls  es  gewünscht 
wird,  sind  Sie  ermächtigt,  ihr  gegenwärtigen  Erlafs  abschrift- 
lich mitzuteilen."  Gez.    v*  Bismarck. 

Frankreich  hatte  also  in  den  Verhandlungen  mit  Öster- 
reich eine  diplomatische  Niederlage  erlitten.  Der  wesentlichste 
Teil  des  Gesetzes  vom  BO,  Januar  konnte  nicht  ausgeführt 
werden,  und  nur  die  Erhebung  gewisser  Entrepotzuschläge 
von  Nichtvertragsstaaten  und  die  ursprünglich  von  der  Re* 
gierung  allein  geplanten,  auch  die  französische  Marine  be* 
lastenden  Quaiabgaben  halfen  in  ungenügender  Weise  einige 
Lücken  des  Budgets  auszufüllen. 

Die  Depesche  Bisraarcks  spricht  ganz  allgemein  von  einem 
Erstarken  der  schutzzöllnerischen  Bewegung,  nicht  nur  in 
Bezug  auf  die  Schiffahrtspolitik.    Denn  als  der  grofae  deutsche 
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Htaatsmann  sieh  zu  dieser  KutidgebuDg  »einer  damaligen  öko- 
nomifichen  Anschauungen  veranlafst  sah,  war  in  Frankreich 
bereits  ein  weiterer  wirtschafte-  und  tinanzpolitischer  Kampf 
zum  Teil  auagefochten  worden  ^  der  da^  Vorhandensein  einer 
grofsen  Mehrheit  von  Anhängern  des  Scliutzzollüystems  in  der 
Kammer  offenbarte,  wenn  sieli  diese  Mehrheit  auch  nicht  sofort 
der  im  Prineip  auf  gleichem  Boden  stehenden  Thiers'schen 
Politik  ansehlofs. 

III.  Kapitel 

Die  R0hbtofrzollTorläge  bis  7jir  Itegteruiigskrlsls  am 
30.  Januar  1872. 

1.    Anzeichen   des   Widerstandes. 

leb  trete  damit  in  eine  Schilderung  der  parlamentarischen 
Debatten    über  den  heifs  umstrittenen  dritten  und  wichtigsten 
I      Teil    der   Regierungsvorschläge    ein;    ich    komme   zu   der   ge- 
planten Verzollung  der  Rohstoffe  für  die  Textilien  und  andere 

I  Fabrikate,    kurzweg   matieres    premiercs   und    matieres  brutes 

II  ifenannt.     Für  Thicrs  und  Pouyer-Quertier  war  die  Frage  von 
"     entscheidender  Bedeutung,   da    ihnen  diese  Steuer  zusammen 

mit  den  kompensatorischen  Zöllen  für  die  aus  den  betreffenden 
Kohstoffien    hergestellten    Fabrikate    allein    eine    Summe    von 
180  MilL  Fr.  jährlich  bringen  sollte.    Deshalb  liefaen  sie  kein 
Mittel  unversuclit,  um  ihr  Werk  erfolgreich  zu  machen.    Thiera, 
der  Präaident  der  Republik  wohnte  persönlich  den  langwierigen 
Debatten   bei   und   griff  mehrere  Male  in  die  Diskussion  ein. 
Er  liefs  sich  sogar  des  öfteren  in  der  Hitze  des  Gefechts  gegen- 
über Rednern  der  Opposition  zu  Zwischenrufen  hinreifsen,  wobei 
L     ihn  nur   seine  Stellung  als  Oberhaupt  des  Staates  und  seine 
I    idlgemeine  Beliebtheit    vor    leisen    Mahnungen    dea   Kammer- 
'      Präsidenten  bewahrten. 

Aber  es  galt  auch^  eine  starke  und  mit  streng  sachlichen 
Gründen  hervortretende  Gegnerschaft  zu  überzeugen*  Wurden 
doch  bereits  im  beratenden  Ausschufs  für  Künste  und  Gewerbe 
I  (comit^  consultatif  des  arts  et  manufactures ;  Gewerbekammer), 
'  dem  der  Tarif  der  Regierung  zur  Umarbeitung  der  Wertzölle 
in  apeciiische  (Gewichts-,  Stück%  MafszöUe)  vorgelegen  hatte, 
Einwürfe  von  Männern  erhoben,  die  politisch  und  wirtschaftlich 
bishrr  zu  den  Anhängern  von  Thiers  gerc*chnet  hatten,  von 
Führern  der  industriellen  Gruppen^  die  früher  Seite  an  Seite 
mit  ihm  die  kaiserliche  Handelspolitik  bekämpft  hatten. 

Auch  sonst  zeigten  sich  Anzeichen  einet  heftigen  Wider- 
^^Iftiidea.  Der  At^eoi^nete  Bonnet  (rechtes Centrum)  beantragte, 
^Hllerding9  rergeblich.  vor  der  Beratung  erst  wieder  die  schon 
^i870  beicMossene,   durch   den   Krieg   unterbrochene  Enquete 
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über  die  allgemeine  Wirtschaftslage  vorzunehmen.  Rouveare 
(Gruppe  Feray)  wollte  die  Belastung  der  Rohstoffe  durch  eine 
Salz-  und  eine  Einkommensteuer  ersetzt  wissen:  ^Die  Rohstoffe 
belasten,  hieüse  die  Henne  auf  den  goldenen  Eiern  töten**. 

2.    Eommissionsbericht. 

Am  31.  August  1871  legte  der  Abgeordnete  Casimir- 
Parier  seinen  Bericht  über  das  Budget  und  zugleich  flberdie 
aus  den  matiires  premiöres  zu  erzielenden  Einnahmen  vor. 
Die  Kommission  hatte  mit  dem  Regierungsprojekt  tieigreifende 
Änderungen  vorgenommen.  Statt  der  1 80  Miil.  Fr.,  welche  Pouyer- 
Quertier  aus  den  Wertzöllen  von  20®/o  auf  die  Textilrohstoffe 
und  5  oder  10  ^/o  auf  andere  Rohstoffe,  beides  in  Verbindung 
mit  Zollrückvergütungen  für  die  Wiederausfuhr  von  Fabrikaten, 
erwartet  hatte,  beseblofs  die  Kommission  mit  16  g^en  10 
Stimmen  nur  50—60  Mill.  Fr.  zu  bewilligen ,  die  unter  Ver- 
werfung jeder  Art  von  Zollrückgaben  aus  einer  VerzoUuns 
von  3^/o  von  allen  Importen,  aufser  Cerealien,  Kohlen  una 
den  schon  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  besteuerten  Kolonial- 
waren erhalten  werden  sollten. 

Das  Einnahmedeficit  suchte  die  Budgetkommission  durch 
andere  Steuerprojekte,  deren  wichtigstes  eine  Einkommensteuer 
von  80  Mill.  Fr.  war,  auszugleichen. 

Die  Mehrheit  bekämpfte  vor  allem  die  RUckzölle  (draw- 
backs),  bei  denen  erfahrungsgemäfs  die  schlimmsten  Miüsbräuche 
vorgekommen  waren.  Auch  die  statt  dessen  am  8.  August 
vom  Finanzminister  angeregte  admission  temporaire,  die  zeit- 
weilige freie  Zulassung  von  Rohstoffen  zur  Veredelung  und 
Wiederausfuhr,  wurde  abgelehnt,  zumal  für  Seide.  Denn 
zahlreiche  Industrielle,  welche  die  Kommission  vernommen 
hatte,  hatten  ihr  die  Auskunft  gegeben,  dals  man  bei  dem 
EiXport  von  Seidenzeugen  unmöglich  unterscheiden  könne, 
wieviel  von  anderen  Textilien  oder  gar  Farbstoffen  in  das 
Gewebe  eingetreten  wäre.  Der  Rohstoff  könne  sogar  bis  zu 
300^/0  mit  Farbe  belastet  sein. 

Die  Regierung  hatte  deshalb  für  Seide  den  20  ®/o -Wertzoll 
mit  drawback  aufgegeben  und  statt  dessen  einen  solchen  von 
2^lo  ohne  Rückzoll  beantragt. 

Aber  die  Kommission  erklärte  sich  damit  erst  recht  nicht 
einverstanden,  weil  auf  diese  Weise  die  breiten  Massen  durch 
Verteuerung  der  anderen  Textilien  gegenüber  den  reichen, 
Seide  konsumierenden  Klassen  empfindlich  geschädigt  würden. 

Auch  die  Frage  der  Handelsverträge  wurde  besprodien 
und  erwähnt,  dafs  sich  England  kaum  geneigt  zeigen  würde, 
einen  Handelsvertrag,  welcher  1860  nur  durch  einen  Staats- 
streich Napoleons  möglich  war,  aufzugeben.  Indessen  hatte 
man   in   dieser  Hinsicht  Vertrauen   zu  der  Regierung ,   sumal 
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diese  erklärte,  daüs  sie  in  keinem  Falle  an  die  Wiedererrich- 
tung des  Hochschutzzollsyatems  denke. 

„Aber  es  ist  doch^,  so  schliefst  der  Bericht  Casimir- 
PerierSy  „ein  Marsch  einzuschlagen ,  welcher  sich  Frankreich 
naturgemAfs  bietet,  und  der  ihm  erlaubt,  seine  Freiheit  wieder 
zu  gewinnen,  ohne  die  den  Mächten  schuldige  Rücksicht  zu 
verletzen,  mit  denen  man  in  seinem  Namen  Verträge  abge- 
schlossen hat  Dieser  Marsch  besteht  darin,  einen  Generaltarif 
vorzubereiten  —  nicht  nach  den  abstrakten  Angaben  dieses 
oder  jenes  ökonomischen  Systems,  sondern  nach  den  That- 
sachen  —   und  sodann,    die  Kündigung  der  diplomatischen 

Konventionen  zu  verlangen Unsere  gebieterischen 

Bedürfnisse  sprechen  zu  laut,  als  da(s  wir  einen  Zweifel  über 
den  Erfolg  unserer  Diplomatie  haben  könnten.^  — 

Das  Jahr  1871  ging  vorüber,  ohne  dafs  es  zu  einer 
Generaldebatte  kam.  Casimir- Parier,  an  dessen  Stelle  L^once 
de  Lavergne  (rechtes  Centrum,  Orleanist)  und  deLasteyrie 
(linkes  Centrum)  traten,  war  mittlerweile  Minister  des  Inneren 
geworden,  sodaTs  sonderbarerweise  der  Hauptgegner  der  Re- 

Slerung  in  einer  der  wichtigsten  Fragen  dieser  selbst  angehörte. 
ber  Thiers  und  Pouyer-Quertier  hielten  trotzdem  ihr  Projekt 
aufrecht,  nur  dafs  sie  an  Stelle  der  Wertzölle  der  Kammer 
nunmehr  einen  specifischen  Tarif  vorlegten. 

Die  darin  berechneten  Abgaben  erhoben  sich  nur  ausnahms- 
weise bis  zu  20  ^/o,  die  meisten  blieben  in  der  Höhe  von  12 
bis  15®/o;  der  Jutezoll  betrug  nur  6®/o.  Die  Einnahmen 
waren  nicht  mehr  auf  180,  sondern  nur  noch  auf  155  Mill.  Fr. 
festgesetzt. 

3.   Generaldiskussion, 
a)  Regierangs-  ond  Kommissionsprojekt. 

Am  10.  Januar  1872  begann  die  aufserordentlich  gründ- 
liche und  umfangreiche,  daher  noch  lange  hin  berüchtigte 
Generaldiskussion  mit  der  Oppositionsrede  des  freihändlerischen 
Abgeordneten  Tirard  (repuolik.  Linke),  welcher  die  vorge- 
schlagene Steuer  die  unheilvollste  von  allen  je  erörterten 
nannte,  da  sie  1)  für  den  Staat  nur  eine  ganz  ungewisse 
Einnahmequelle  wäre,  während  dieser  eine  bestimmte  Summe 
brauchte;  da  sie  2)  von  der  Bewilligung  fremder  Mächte  ab- 
hinc'e;  und  da  sie  3)  dem  auswärtigen  Handel  einen  tötlichen 
Schlag  versetzte.  Tirard  beklagte  die  bereits  beschlossene 
Verwerfung  der  Einkommensteuer,  welche  nur  die  Gewinne 
betroffen  haben  würde.  Die  Belastung  der  RohstoflFe  würde 
die  Arbeit  treffen. 

Analogieen  anderer  Länder  hätten  Hir  Frankreich  nicht 
die  geringste  Beweiskraft.  Amerika  könne  seine  Einfuhr  von 
Rohstoffen    ruhig  mit  Abgaben  belegen,  weil  dort  unter  dem 
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Staatsschatz  die  Entwicklung  einer  eigenen  Industrie  für  den 
inneren  Markt  in  der  Bildung  begriffen  wäre,  Frankreich 
hingegen  habe  für  seine  Fabrikate  die  Ausfuhr  absolut  nötig. 
Der  Redner  wandte  sieh  scharf  gegen  die  Auffassung  Casimir* 
Furiers,  dafs  ein  geringer  Zoll  die  Ausfuhr  nicht  schädigen 
würde.  Nach  dem  Zeugnis  fast  aller  Handelskammern  und 
Industriellen  mache  der  Ausfuhrhandel  nur  sehr  bescheidene  , 
Verdienste,  deren  Menge  erst  Gewinn  bringe.  Eine  geringe  ^^ 
Verteuerung  der  Kohstofte  würde  also  die  Fabrikanten  zu  dem  H 
gefilhrlichen  Mittel  zwingen^  die  Löhne  herabzusetzen,  um  den 
Markt  zu  behaupten.  Die  Preise  zu  erhöhen^  wäre  unmöglich. 
Denn  die  Auffassung  der  industriellen  Chauvinisten,  dafs 
Frankreich  in  vielen  Produkten  dem  Ausland  so  überlegen 
sei ,  dafs  es  aucli  bei  höheren  Preisen  noch  Absatz  finde  ^  sei 
eine  thö richte  Redensart.  Dabei  gab  Tirard  zu:  „Ja,  Frank- 
reich ist  trotz  seines  Unglücks  ein  grofses  und  edles  Land,  welches 
wunderbare  Hilfsquellen  besitzt  und  in  nichts  den  anderen 
Nationen  hinsichtlieh  der  Intelligenz,  des  Wissens  und  der 
Fähigkeit  zur  Arbeit  nachsteht"^.  Er  erkannte  sogar  an^  ,da£s 
seine  Fabrikate  eine  wirkliche  Überlegenheit  über  die  fremden 
Erzeugnisse  durch  ihre  Eleganz,  ihren  Geschmack  und  ihre 
unaufhörlich  wechselnde  Neuheit**  haben.  Aber  der  Export 
dieser  Waren  befitnde  sich  grofsenteils  in  den  Händen  von 
Ausländern^  weil  der  Franzose  es  verschmähe,  die  fremden 
Sprachen  zu  lenien,  zu  reisen,  und  die  grofsen  wirtschaftlichen 
Fragen  zu  studieren.  Femer  würde  die  Konkurrenz  immer 
stärker,  wie  die  Seidenindustrie  Deutschlands  und  der  Schweiz 
beweise,  die  z.  B.  tllr  Schirme  bereits  bessere  und  billigere 
Stoffe  zu  liefern  imstande  sei. 

Auch  die  Behauptung»  dafs  das  Ausland,  um  nicht  den 
französischen  Absatz  einzubüfsen,  die  Zölle  bezalilen  würde, 
träfe  nicht  zu.  So  wäre  die  australische  Wolle  gar  nicht  mehr 
auf  Frankreich  angewiesen ,  sondern  begegne  bereits  auf  an- 
deren Märkten  einer  starken  Nachfrage,  besonders  Amerikas. 
Infolgedessen  seien  auch  die  Wollpreise  in  London  schon  um 
80— 35**o  gestiegen. 

Die  gewichtigsten  Bedenken  hatte  Tirard  gegen  das  Rück- 
zollsystem. Vor  dem  Jahre  1860,  als  das  drawback  noch 
existierte,  hätte  der  Wollzoll  aus  diesem  Grunde  nur  ganz 
geringe  Einnahmen  gebracht.  Einmal  hätte  man  sogar  au 
Rückzöllen  1,8  MilL  Fr.  mehr  erstattet,  als  eingenommen. 
Durch  die  genauen,  zeitraubenden  Prüfungen  der  Zollämter 
würde  aufserdem  eine  der  Grundl>edingungen  des  Handels, 
die  Schnelligkeit  der  Lieferung,  unterbunden.  Die  zeitweilige 
Zulassung  statt  des  Rückzi»lls  verwarf  Tirard  deehalb,  weil  sie 
nur  im  Interesse  der  Grofsindustrie  läge,  während  die  Klein- 
industrie, z.  B.  die  umfangreiche  Fabrikation  der  artieles  de 
Paris,  einen  selbständigen  Import  von  grofsen  Rohstoffmengeu 
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ind  wieder  den  Fabrikexport  unmöglich  in  die  Hand  nehmen 

0QDte. 

Der  Vorschlftg  der  Kommission  mit  den  anscheinend  ge- 
Jngeren  Zöllen  ohne  Rückerstattung  sei  ja  einfacher,  aber 
doch  gel)thrlicher,  da  er  nicht  nur  den  Auisenhandel,  sondern 
lueh  den  Innenhandel  schädigen  würde. 

Der  Herzog  Decazes  (rechtes  Centrum)  widersprach  dieser 

auptung  und  suchte  die  Kammer  für  den  Koramiasions- 
rorschlag  zu  erwärmen.  Er  that  dies  aber  in  so  eigen tüm- 
icher  Weise,  dafs  man  nach  seiner  Rede  zweifelhaft  sein 
tonnte,  ob  er  ein  Anhänger  dieses  Vorschlags  war  oder  nicht, 

wies  nämh'ch  zuerst  aus  dem  Wortlaut  der  Handelsverträge 
nach,    dafg  jede   Verzollung    von    RohstoflFen    überhaupt   aus- 

I geschlossen  wäre.  Dann  kritisierte  er  die  Regierungsvorlage 
bnd  empfahl  zum  Schlufs  ein  Zurückkommen  auf  die  Salz- 
iteuer,  auf  Zuschläge  zur  Grundsteuer,  auf  eine  Gewerbe-  und 
iTmBatzsteuer  (Antrag  Feray).  „Alles  dies,"  so  achlofe  er,  ^ist 
vorzuziehen,  und  zwar  bei  weitem»  nicht  nur  dem  Projekt  der 
Regierung,  sondern  sogar  dem  Projekt  der  Kommission,  das 
ich  nur  unter  diesem  Vorbehalt  verteidigt  habe."    — 

Das  Kommissionsprojekt  fiel  damit  unter  den  Tisch.  Es 
wurde  freilich  noch  hie  und  da  in  der  Debatte  erwähnt  und 
von  zwei  Rednern,  Deseilligny  und  Montgoliier ,  sowie  vom 
Regierungstische  aus,  bekämpft,  fand  aber  nur  geringe  Be- 
achtung und  wurde  schliefslich  gar  nicht  zur  Abstimmung  ge- 
bracht    Die  Kommission  zog  ihre  Anträge  zurück. 


I 


h)  Ke^temiigsyorlaisre  alleii. 

(t)  Einleitung. 

um  80  gründlicher  aber  ging  die  Opposition  gegen  den 
iegierungsentwurf  vor.  Die  Erörterung  über  denselben  er- 
folgte jedoch  in  so  umfassender  Weise  ^  und  die  einzelnen 
Redner  —  es  kamen  mehr  als  20  zum  Wort  —  zogen  so  viele 
Dinge  in  die  Diskussion  hinein  oder  wiederholten  sich  ganz 
ausfuhrlich,  dafs  es  hei  einer  Schilderung  dieses  parlamentari- 
schen Kampfes  unmöglich  ist,  die  zeitliche  Reihenfolge  der 
Redner  zu  wahren  und  genauere  Auszüge  aus  ihren  Reden  zu 

Sehen.  Es  ist  t\lr  die  Klarheit  der  Darstelliing  notwendig, 
ie  einzelnen  gröfseren  Gedankenreihen,  die  wieder  und  wieder 
angeknüpft,  weiter  geführt  oder  widerlegt  wurden,  gesondert 
zu  betrachten. 

Den  Hauptraum  in  der  Diskussion  nahm  die  Untersuchung 
ber  die  zu   erwartende   Wirkung   der  neuen   Zölle   aut   die 
anzöflische  Volkswirtschaft  ein.    Industrie  und  Aufsenhandel 
hienen  l>edroht;    die  Landwirtschaft  versprach  »ich  dagegen 
ofse  Hoffnungen  von  dem  Gesetz, 

Die  fiskalische  Seite  der  Frage,  um  die  es  sich  doch  bei 
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der  Vorlage  in  erster  Linie  gohaudelt  hatte,  trat  demgegentiber 
etwas  in  den  Hiotergrutid,  Die  meisten  Gegner  der  Regierung: 
waren  von  der  Ablehnung  der  Voriage  überzeugt^  so  aaCs  sie 
lieber  andere  Steuer  vorschlage,  die  auf  allen  Seiten  in  HtiUe 
und  Fillie  auftauchten,  auf  ihre  finanziellen  Ergebnisse  hin 
prüften.  Thiers  iiud  Poiiyer-Quertier  verteidigten  dagegen  ihr 
Zollprojekt  und  sahen  sich  gezwungen,  ein  eingehendes  Bild 
von  der  ge^^amten  Finanzlage  des  Staates  zu  geben. 

So  wuchs  sich  die  Debatte  einerseits  zu  einer  ErörteruDg 
tiber  die  ganze  Wirtschaftspolitik  Frankreichä,  andererseits 
über  seine  Finanzpolitik  aus.  Sehliefslich  wurde  auch  die 
völkerrechtliche  Seite  der  Vorlage  besprochen  und  zuletzt  zum 
Hauptgegenstand  der  oppositionellen  Kritik  gemacht. 

Ich  werde  demgemäfs  meiner  Schilderung  der  parlamen- 
tarischen Arbeit  diese  drei  grofsen  Gesichtspunkte  zu  Grunde 
legen  und  zu  zeigen  versuchen ,  in  welcher  Weise  die  ö  k  o  * 
nomrsche,  die  fiskalische  und  die  vertragspolitisehe 
Seite  der  Frage  sich  in  den  Reden  der  versehietienen  Ab- 
geordneten widerspiegelte.  — 

^J  VolkswirtBchaftlich©  Seite. 
L    Interesse  von  Haudel  udcI  Industrie. 

Der  Herzog  Decazes  betonte  in  seiner  Rede  vornehmlich 
die  Notwendigkeit  der  Erhaltung  des  französischen  Aufsen- 
handels:  „Der  Export  ist  unsere  Rettung,  ist  unsere  Hoffnung, 
ist  das  einzige  Mittel,  welches  uns  bleibt,  uui  uns  im  Ausland 
zahlungsföhige  Schuldner  zu  schaffen  und  um  unserer  Finanz- 
lage ein  wenig  ElasticitiU  und  Biegsamkeit  zu  geben.  Wir 
müssen  ihn  also  schonen ,  selbst  auf  Kosten  grofser  Opfer  im 
Innern, "  Die  innere  Konsumtion  könne  unmöglich  gesteigert 
werden*  Daher  wäre  die  Fortentwicklung  der  Industrie  nur 
durch  einen  stetig  steigenden  Ausfuhrhandel  zu  erlangen. 
Rohstoffzölle  aber  würden  diese  Entwicklung  untergraben, 
wobei  der  Kückzoll  in  keiner  Weise  genügenden  Schutz  bieten 
würde.  Jedenfalls  stände  sofort  ein  Rückgang  des  Verbrauchs, 
zumal  von  Wollen-  und  Baum  woll  waren,  im  Inlande  und  damit 
eine  Schädigung  der  einheimischen  Industrie  bevor.  Am 
schlimmsten  würde  der  Konsument  getroffen*  der  Arbeiter,  zu 
dessen  Kleidung  bedeutend  mehr  Rohstoffe  nötig  wären,  als 
zu  der  des  reichen  Mannes. 

In  ähnlichem  Sinne  äufserte  sich  der  Kohlen-  und  Eiaen- 
induetrielle  Deseilligny  (rechtes  Ccntrum)^  aber  unter  einem 
weiteren  Gesichtspunkte.  Er  verglich  den  Stand  der  fran- 
zösischen Volkswirtschaft  mit  dem  tVllherer  Zeiten  und  anderer 
Länder.  Den  Rückgang  der  französischen  Ausfuhr  führte  er 
auf  die  veränderte  Welthandelslage  zurück.  Frankreich  hätte 
den  amerikanischen  Markt  durch  die  Entwicklung  der  dortigen 
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InduBtrie  verloren.  Es  kolonisiere  aufserdem  zu  wenig  und 
könne  deshalb  neue  Absatzmärkte  kaum  mehr  gewinnen. 
Ehemals  hätte  Frankreicli  nur  Luxus  waren  exportiert,  dagegen 
«ich  in  der  Neuzeit  allerdings  mehr  den  praktiächen  Bedürf- 
nissen der  Weltnachfrage  angepafst.  So  habe  es  in  den  letzten 
drei  Jahren  allein  40  "o  aller  Brücken  für  Kufsland  geliefert. 
Aber  diese  Ausfuhr  sei  noch  zu  jung.  Man  dürfe  sie  in  keiner 
Weise  aufhalten,  zumal  da  Frankreichs  Industrie  schon  an 
und  ftir  sieh  einen  schwereren  Stand  nh  die  Industrie  der 
anderen  Staaten  habe:  die  Lage  der  Fabriken  im  Innern  des 
Landes  erhöhe  die  Kosten  durch  Verteuerung  der  Fracht. 
FUr  wichtig«?  Erzeugnisse,  wie  Kohlen,  Seife,  Ciiemikalien  und 
Ole,  müTste  Frankreich  aufserdem  gröfsere  Summen  als  das 
Ausland  verwenden.  —  Die  Arbeitslöhne  erreichten  freilich 
nicht  die  Höhe  der  englischen.  Daftlr  wären  dort  aber  weit 
mehr  und  bessere  Maschinen  zu  finden  und  grofse  Kapitalien 
leichter  zu  erlangen.  In  Deutschland  andererseits  käme  der 
Arbeiter  mit  viel  billigeren  Arbeitslöhnen  ans,  namentlich  in 
der  Strumpf  Warenbranche  Sachsens.  Für  manche  Industrieen, 
wie  die  Wollfabrikation,  die  MarseiUer  Ölindustrie,  die  Farb- 
8to6Findustrie  von  Le  Havre*  würde  selbst  ein  geringer  Zoll 
totbringend  sein.  Die  vorgeschlagenen  Abgaben  könnte  man 
demnach  allerdings  einen  Schutzzoll  nennen,  aber  einen  Schutz- 
zoll des  Auslands  gegen  Frankreich. 

Die  Begünstigung  der  ausländischen  Industrie  betonte 
auch  der  Berichterstatter  de  Lasteyrie  (linkes  Centrum).  Er 
führte  als  Beispiel  die  Ölindustrie  an .  die  nach  der  Berech- 
nung der  Handelskammer  von  Lille  durch  die  Belastung  der 
ölhaltigen  Samen  um  17"  o  teurer  als  das  Ausland  produzieren 
würde. 

De  Lasteyrie  bezweifelte  durchaus  den  rein  fiskalischen 
Charakter  des  Gesetzes:  ^Das  ist  die  Fiskalität  des  Indianers» 
der  den  Baum  fällt,  um  die  Frucht  zu  pflücken.*'  Die  Folgen 
waren  für  ihn  L  im  inneren  Handel:  Erhöhung  der  Preise, 
Rückgang  des  Konsums,  Verringerung  der  Produktion,  Zurück- 
siehen  der  Kapitalien ;  2.  im  auswärtigen  Handel :  Verlust  des 
Marktes,  Verlangsamung  des  Handels  durch  die  zeitraubende 
Kontrolle,  Korruption  durch  das  drawback  und  schliefalich 
Benacbtoiligung  dea  französischen  Konsumenten  gegenüber 
dem  Ausland,  da  das  drawl>ack  die  sonderbare  Wirkung  haben 
würde,  dafs  die  französischen  Fabrikate  im  Ausland  billiger 
als  im  Inland  sein  würden. 

Dieser  Auffassung  von  der  schädlichen  Wirkung  des  Rtick* 
zoUa  oder  der  admission  temporaire  schlössen  sich  die  Depa* 
tierten  Ciapier,  Feray  (linkes  Centrum),  Montgolfier  (Rechte), 
Ambroise  Joubert  (recht*  Centrum),  Scheurer-Kestner  {Hepubl. 
Union),  Dusaaussoy  (Bonapartist),  Leurent  (Rechte)  und  andere 
an.     In  der  Hauptsache   bewegte  sich  ihre  Beweisfiihning  um 
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folgende  Punkte:  Eine  mathematisch  riehtigö  Wiedergabe  A 
ZoUö  ist  unmöglich ,  tk  die  Abfitlle  der  Rohstoffe  bei  d 
Fabrikntauötiihr  doch  im  Lande  bleiben,  also  weniger  wied 
ausgeführt  wird,  ala  in  das  Laml  hineiDkommt.  Aus  dieöi 
Abfällen  können  noch  eine  Menge  Fabrikate  hergestellt  werde 
Aufserdem  ist  eine  genaue  Prilfung  der  Exportwaren  nac 
ihrem  Oehalt  an  Kohsätoflfen  unmöglich,  es  müfsten  denn  aämi 
liehe  Zollbeamten  ausgebildete  Chemiker  sein.  Die  Erfahruni^ 
hat  nun  gelehrt,  dafs  zumal  Seidenzeuge  und  andere  Tucb 
mit  einer  Menge  fremder,  minderwertiger  Stoffe  vermischl 
werden  können.  Der  so  im  Lande  bleibende  Überschufs  voi 
Rohstoffen  drückt  natürlich  die  Preise  der  heimischen  Fabnka 
herunter.  Denn,  wie  ein  Vertreter  der  Seidenindustrie  äursertei 
„Den  Preis  der  Ware  reguliert  allein  das  Gesetz  von  Angeb 
und  Nachfrage**.  Die  Einrichtung  der  zeitweiligen  freien  Z 
lassung  der  Rohstoffe  zur  Veredelung  schien  einzelnen  A 
geordnett^n  annehmbarer  zu  sein.  Sie  hat  aber  wieder  d< 
Nachteil,  dafs  der  Staate  um  Betrugereien  zu  verhindero,  eil 
genaue  Beaufsichtigung  der  betreffenden  Fabriken,  in  welc 
der  Rohstoff  übertuhrt  wird,  einti-eten  lassen  mufs.  Aufserdem 
ist  sowohl  Rückzoll ,  wie  zeitweilige  Zulassung  nur  für  die 
Grofsindustrie  lohnend,  während  die  nicht  exportierende  Mittel 
und  Kleinindustrie  mit  dem  teureren  Rohmaterial  arbeiten  mufi 

Der  Präsident  der  Republik,  Thiers,  wallte  diese  Bewei 
führung  nicht  gelten  lassen.  Für  ihn  wirkten  die  Rückzölle 
als  eine  Art  Ausfuhrprämie.  ^Es  ist  unbestreitbar "",  so  wieder- 
holte er  des  öfteren»  „der  Rückzoll  ist  eine  Ausfuhrprämie^* 
Dafs  aber  Zollhinterziehungen  allein,  und  zwar  unter  der  still- 
schweigenden Genehmigung  des  Staates  den  Grofsfabrikanteii 
in  die  Lage  setzten,  billiger  zu  produzieren,  sehlug  Thiers 
nicht  so  hoch  an* 

Schon  der  Herzog  Decazes  hatte  die  Gesinnung  mancher 
Fabrikanten  dahin  gekennzeichnet:  Sie  „werden  sich  einzig 
und  allein  folgendes  Problem  stellen:  ein  Produkt  zu  schaffen, 
welches  unter  angenehmer  und  dem  Auge  wohlgetlil liger  Form 
so  wenig  Rohstoff  wie  möglich  enthält  und  trotzdem  beim 
Ausgang  eine  mögliehst  beträchtliche  Zollrückerstattung  bringt*. 

Der  Vorgang  bei  der  admission  temporaire  trägt  sich  nmch 
Deseilligny  und  anderen  etwa  folg^ndermafsen  zu:  Ein  Fabrik 
kant,  sagen  wir  von  Wollwaren,  läfst  sich  einen  Erlaubnis- 
schein,  acquit-li-cautiony  geben,  auf  Grund  dessen  er  in  seine 
nahe  der  Grenze  gelegene  Fabrik  Rohwolle  zollfrei  einBihn. 
Diese  Wolle  verarbeitet  er  aber  nicht  zu  Exportartikel% 
sondern  er  verkauft  den  Erlaubnisschein  an  einen  Fabrikanten 
im  Innern  des  Landes,  der  seine  Rohstoffe,  und  zwar  geringerer 
Qualität,  aus  seiner  ländlichen  Umgebung  bezieht. 

Dieser  Fabrikant  exportiert  dann  seine  Waren,  Der 
Überaehufs,   welchen  die  importierte^  zoUfireief  beMere  Ware 
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ober  die  schlechtere,  exportierte  erzielt,  und  ferner  die  Er- 
spariing  der  dottpelten  Transportkosten  bilden  den  Gewinn, 
den  sieh  beide  Fabrikanten  teilen,  Zn  ihnen  gesellt  sich  nieißt 
noch  ein  Zwischenhändler,  der  den  Löwenanteil  einstreicht, 
ohne  eine  andere  Anstrengung  zu  haben,  als  den  Sehein  zu 
verkatil'en^ 

Eis  ist  selbstverständlich,  dafs  der  reelle  französische 
Handel  gegen  diese  Benutzung  von  g^setalich  zulässigen  Be- 
stimmungen Front  machte  und  sich  gegen  die  Rückzollein^ 
richningen  fast  einstimraig  erklärte. 

Die  Abgeordneten  Deseillip^riy,  Feray,  Montgolfier  und 
idere  verlasen  zahlreiche  Depeäohen  der  Handelskammern 
von  St  QuentiHt  Amiens,  Tourcoing,  Roubaix,  Beauvais, 
Boulogne-sur-Mer,  Lille^  S^dan  und  anderen,  die  sich  sämtlich, 
mit  Ausnahme  der  Handelskammern  der  Normandie^  g^g^n  die 
Regierungspolitik  aussprachen.  Die  64  chanibre«  ayndicalea 
der  Pariser  Industrie  fafsten  folgende  Resolution,  welelie  Feray 
citierte:  „Die  Mitglieder  der  versammelten  cbambres  syndicale« 
von  Paris  protestieren  energisch  gegen  die  Regierungsvorlage, 
welche  darin  besteht,  Einfuhrzölle  auf  die  RobstoÖ^  zu  er- 
richten und  auf  das  System  der  drawbacks  zurückzukümmen. 
Doch  in  der  Erkenntnis  der  Notwendigkeit,  dem  Staatshaushalt 
neue  Einnahmequellen  zu  verschaffen,  werden  sie  die  Lasten 
auf  sich  nehmen,  welche  ihnen  von  der  Nationalversammlung 
auferlegt    werden,    unter   jeder  anderen  Form,    als   der  von 

Die  Kaufmannschaft  von  Marseille  schlofs  sich  fast  wört- 
lieh  diesem  Beschlufs  an.  Ahnliche  Äufserungen  aus  Lyon 
und  Sainte  Etienne  tiUhrte  Montgoltier  an.  Lyon  fürchtete 
besonders  für  seinen  Seidennmrk,t  gegenüber  der  Konkurrenz 
von  Mailand  und  London;  Sainte  Etienne  für  seine  Bandweberei 
gegenüber  Köln,  Elberfeld,  Krefeld  und  Basel  60000  Arbeiter 
Ton  Sainte  ICtienne  hätten  das  Elend  vor  Augen.  Die  dortige 
Handelskammer  depeschierte  an  Montgolfier:  „Weisen  Sie  im 
Namen  des  Handeis  von  Sainte  fetienne  mit  Ihrer  ganzen 
Energie  die  Steuer  auf  die  Rohstoffe  zurück!  Seide,  Baum- 
wolle, Wolle  werden  «ich  in  einem  treien  Lande  weben  lassen. 
Die  englischen  Händler  haben  den  Deutsehen  ilire  Aufträge 
versprochen,  um  dem  französischen  Zoll  zu  entgehen.  Seit 
zwei  Jahren  hat  sich  die  Zahl  der  Weber  in  Preufsen  ver- 
doppelt. Die  Deutschen  betreiben  die  Konstruktion  neuer 
Webstühle  mit  unglaublicher  Emsigkeit.  Die  Fal>riken  in 
Deutschland,  im  Elsafs,  in  der  Schweiz  haben  zahllose  Auf- 
träge von  Webstühlen  durch  Preufsen.  In  zwei  Jahren  wird 
ihr  Werkzeug  für  die  Höhe  des  auswärtigen  Konsums  geeignet 


*  Anf  die  besonderen  Geatalhui^en  der  admißsion  temporaire 
deo  EtnzelfEüeti  komme  ich  im  Abschnitt  II  tu  sprechen. 
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seio.  Kein  Auftrag  wird  mehr  den  beschwerlichen  Weg  nach 
Frankreich  einschlagen,  Unssere  Indiisti'ie  wird  für  immer 
ohne  Rückkehr  vernichtet  sein". 

Indessen,  wenn  auch  die  Grofsindustrie  die  Zoll  vorläge 
rundweg  ablehnte^  so  zeigte  sie  sich  doch  aus  patriotischen 
Gründen  geneigt,  dem  Staatshaushalt  in  anderer  Weise  za 
Hilfe  zu  kommen.  Wie  die  Pariser  Industrie,  so  erklärten 
auch  andere,  zu  den  erhöhten  Ausgaben  des  Staates  mehr,  als 
zuvor,  beitragen  zu  wollen  Ihre  Vertreter  in  der  Kammer 
entwickelten  infolgedessen  die  verschiedenartigsten  Steuer- 
projekte, welche  sie  an  die  Stelle  der  Rohstoffzölle  setzen 
wollten. 

Ich  kann  in  meiner  Darstellung  nattjrlich  nur  diejenigen 
berücksichtigen,  welche  sich  auf  einen  gleichen  Boden,  wie 
das  Regierungspro iekt,  stellten,  d.  h.  auf  dem  Boden  der 
Handelspolitik  blieben. 

Einigen  Anklang  fand  ein  Vorschlag  Deseilltgny  einer 
Besteuerung   der   Geschäftsumsätze   (ehiffres  des   transactions) 
von   I/IOOO.     Noch  mehr  geüel  eine  abgestufte  Stempel  abgäbe 
von  Rechnungen  und  Quittungen,  die  Feray  empfahl.    Etwas 
nöher  kam  den  Absichten  der  Regierung  Ciapier  mit  seinem 
Plan    einer   Fabrikats  teuer:    diese   Steuer    schädige    nicht  die 
Industrie,    da  sie  die  Ware  erst  nach  Vollendung  des  Werks ^^ 
der  Industrie  träfe;  sie  schädige  nicht  den  Handel,  da  für  die^f 
Wiederausfuhr  ein  Rückzoll  vorgesehen  sei,    sie  widerspräche^^ 
nicht  den  Handelsverträgen,  „weil  die  Verträge  ....  erlauben, 
bei   der   Belastung   einheimischer  Erzeugnisse  einen   kompen- 
satorischen Zoll  auf  die  gleichartigen  fremden  Erzeugnisse  zu 
legen".    Die  Steuer  sei  femer  leicht  zu  erheben  und  befriedige 
alle  Bedürfnisse  des  Staatshaushalts, 

Die  Debatte  über  diese  und  ähnliche  Anträge  nahm  einen 
ungeheuren  Raum  in  der  Diskussion  ein,    ohne  indes  die  Re- 
gierung von  ihrem  Projekte  abzubringen.  Aber  Thiers  konntedoch 
daraus  ersehen,  dafs  Handel  und  Industrie  geschlossen  gegen  das- 
selbe auftraten.  Nur  zwei  Deputierte  dieser  Richtung,  Deseillignjr 
und  Büffet  (rechtes  Centrum)  liefsen  sich  zu  kleinen  Zugestäna- 
nissen  bewegen.    Sie  gaben  zu,  dafs  gewisse  Waren,  die  nicht  1 
in   die   grofse  Industrie  einträten,    ohne  grofsen  Schaden  ver- 
zollt werden  könnten,  wie  Federn,  Wachs,  Eier,  Butter,  Käse, 
Fischbein,    Korallen,  Schwämme,  Tafel  fruchte^  Kampfer,  Alofij 
—   alles    Produkte,    die   für   die    Ausfuhr  wenig   in   Betracht] 
kamen.      Die    von    ihnen    geforderten    Zölle    waren    weniger  1 
Rohstoff*,    als   Fabrikatzölle,    da  diese  Waren  sofort  in  deiij 
Konsum  übergehen.  — 

2.    Interesse  der  LandwirtBchatt 

Aber  diese  Unterstützung  der  Regierung  war  nur  gering. 
T hier 8  suchte  deshalb  auf  andere  Weise  Anhang  xu  gewinnen, 
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indem  er  die  Debatte  von  dem  Gebiet  der  Industrie  auf  das 

der  Landwirtschaft  hinüber  zu  zielien  suchte.    Er  erklärte  auf 

die  Gefahr  hin,   damit   die   noch    schlummernd en  Geister  der 

principiellen  Verteidiger   des  Schutzzolls   oder  Freihandels   zu 

wecken:    „Ja,    ich   bin  Schutzzöllner*;    aber   er  setzte  hinzu: 

^doch  bin  ich  ea  nicht  in  dieser  Frage*"    Ganz  zut^älüg  kämen 

PI  dem  Gesetz  Schutzmafsregeln  für  die  Landwirtschaft  heraus, 

Lber  Thiers  begnllgte  sich  nicht,   seine  wirtschaftlichen  Über- 

pugungen  blofs  anzudeuten,    sondern    räumte  ganz  offen  ein: 

IpDiese  Steuer  ist,  für  die  Landwirtschaft  besonders^  eine  un- 

rläfsliche    Hilfe;    und    ich    könnte    beweisen,    dafc    Sie    not* 

irendigerweise     ohne     eine    Veränderung    in    der    ländlichen 

Gesetzgebung    früher  oder  später   dahin   geführt   werden,    die 

mdwirtschaft  anders  zu  öchtitzen,  als  sie  ea  in  diesem  Augen- 

E>licke  ist/ 

Ahnlich  empfahl  er  den  Wollzoll:  ^Ich  frage  jedermann, 
_  aubt  man,  dafs  die  französische  Landwirtschaft  auf  die  Dauer 
ohne  einen  Schutz  der  Wolle  möglich  ist?" 

Der  Finanzminister  Pouyer-Quertier  erklärte  sogar:  Die 
Landwirtschaft  brauche  eine  Kompensation  für  ihre  hohen 
Laiiten.  „Die  Bewilligung  oder  Verweigerung  dieser  Kom- 
pensation ist  ihr  Leben  oder  ihr  Tod!** 

Diese  Stellungnahme  der  Regierung  hatte  einigen  Erfolg, 
je  Sprecher  der  Agrarier:  Baragnon  (MonarchistX  Vingtain 
(rechtes  Centrum)  und  Guichard  (Linke)  erklärten  sich  rück- 
haltlos für  dieselbe.     Vingtain    besonders   suchte   die  Kammer 
überzeugen,   dafs   ohne  Unterötiltzung   der   Landwirtschaft 
nuch  die  Industrie  leiden  würde^   weil  L  die  Lebensmittel  für 
die  industrielle  Bevölkerung  sich  verteuern  würden  und  2.  die 
ndbewohner  aufser  Stand   gesetzt  würden,    hinreichend    in- 
Ifistrielle  Fabrikate  zu  konsumieren,  —  Woü-  und  Lederzölle 
ien    unbedingt   notwendig,    da   in   der  Zeit  von  1862^ — 1868 
_ie  Menge  französischen  Schafviehs  um  H  Millionen,  die  Anzahl 
der  Rinder   um   78000  Stück   zurückgegangen  wäre.     Aufser- 
dem   hätte  der  deutsch-französische  Krieg   den  Viehstand  'um 
itere  100000  Stück  vermindert. 


^    ha 

di<: 
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8.   Debatte  über  die  gesamte  Handelepctitik. 

Biese    Hervorkebrung    der    landwirtschaftlichen    Notlage 
natürlich  einerseits  die  geschworenen  Freihändler^  anderer* 
aber   auch    die  schutzzöllnerisch    gesinnten  Industriellen, 
Ib  flieh  die  Debatte   bald   nicht  mehr  um  das  Zollprojekt, 
9ondern  überhaupt  um  die  französische  Handelspolitik  drehte. 
Der  Freihändler  Dussaussoy  (Bonapartist)  aus  Calais  ver- 
teidigte nachdrücklich  die  napoleonische  liberale  Politik.    Der 
"^  hutzzoll  würde  einen  Abbruch  der  Beziehungen  mit  England 
und  damit  im  Zusammenhang  einen  Rückgang  der  heimischen 

3* 
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Fabrikation  bringen.  Die  Folgen  würden  Arbeiterelend  und 
Massenstrikes  sein. 

Für  die  Schafzucht  wäre  nicht  Wolle,  sondern  Fleisch 
die  Hauptsache.  „Der  Zoll,  mit  dem  man  die  Wolle  trefien 
will,  ist  ein  Zoll,  der  keine  der  erhofften  Wirkungen  hervor- 
bringen wird  und  zum  Ender^bnis  die  Verringerung  der 
Fabrikation  unserer  Gewebe  und  die  Schädigung  unseres  aus- 
wärtigen Marktes  hinsichtlich  dieser  Artikel  haben  wird." 
Die  grofee  Industrie  hätte  die  Importe  unbedingt  nötig.  Sonst 
würde  sie  nach  Belgien  übersiedeln,  wo  die  Rohstoffe  frei  seien.  — 

Vom  Schutzzollstandpunkt  wiederum  betonte  der  Woll- 
industrielle Leurent  (Rechte)  unter  grofsem  Beifall:  „Der 
Ackerbau  ist  die  Amme  Frankreichs,  sagt  man.  Aber  auch 
die  Industrie,  diese  Tochter  des  modernen  Geistes,  ist  eine 
der  Brüste  Frankreichs."  — 

Der  Deputierte  Guiraud  (linkes  Centrum)  zeigte  zahlen- 
mäfsig  das  Auftteigen  der  Industrie  und  überhaupt  des  Volks- 
wohlstandes in  der  napoleonischen  Ära.  Die  Industrie  hätte 
im  Mittel  der  sechs  Jahre  vor  1860  mit  133679  Pferdekräften 
gearbeitet,  im  Mittel  der  sechs  Jahre  nach  1860  dagegen  mit 
231 971  Pferdekräften.  Die  Zahl  der  Sparkassenbücher  wäre 
in  der  gleichen  Zeit  (Mittel  der  sechs  Jahre  vor  und  nach  1860) 
von  9972861  mit  126  Mill.  fr.  Ejnlage  auf  10516308  mit 
177*  s  Mill.  Fr.  Einlage  gestiegen. 

Die  Landwirtschaft  hätte  keinen  Zollschutz  nOtig.  Ihre 
Not  käme  nur  von  dem  Mangel  an  Arbeitern.  Dieser  wiederum 
rühre  her  1.  von  den  groiseli  Arbeiten  in  Paris  (Festnngs- 
bauten),  2.  von  den  erhöhten  Heereseinstellungen  und  3.  von 
den  gesteigerten  Löhnen,  die  in  den  Städten  infolge  der  teueren 
Lebensbedingungen  gezahlt  würden.  — 

Die  Schutzzollbedürftigkeit  der  Industrie  erläuterte  noch  be- 
sonders eingehend  der  Abgeordnete  Ambrois^  J o  u b  er  t  (rechtes 
Centrum\  Die  Industrie  hätte  Kohlen,  Maschinen,  Arbeiter 
und  Rohstofie  nötig.  Nun  bezö^  sie  bereits  Kohlen  und 
Maschinen  teurer  als  die  englische  Konkurrenz.  Au&erdem 
sei  der  französische  Arbeiter  zwar  billiger,  aber  ungeschickter 
und  leistungsunf^higer  als  der  englische.  Deshalb  koste  die 
Arbeit  trotzdem  menr.  Sollte  nun  noch  eine  Verteuerung  der 
Rohstoffe  hinzukommen,  so  müfste  die  Industrie  vor  der  Kon- 
kurrenz die  Waffen  strecken.  Im  Norden  beständen  z.  B. 
Industrieen,  die  überhaupt  nur  wegen  der  Importe  von  belgischem 
Werg  errichtet  wären.  Sonst  hätte  in  der  Sackfttbrikation  die 
Jute  bereits  zum  gröfsten  Teile  den  heimischen  Flachs  und 
Hanf  verdrängt 

y)  Finanzpolitiaehe  Seite. 

Die  Grofsindustrie  versagte  also  vollkomman.  Selbzl  die 
Schlagwörter  .  Schutzzoll "".    «Ausfuhrprämie''   übten  nickt  die 
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erhoffte  Wirkung  aua.  Angeßiclits  dieser  Sachlage  bemühte 
Äich  die  Regierung  mehr  und  mehr,  den  finanzpolitischen 
Gesichtspunkt  der  Vorlage  als  auösch laggehend  hinzustellen- 

„Däö  ist  nicht  meine  Steuer,^  betonte  Thiers,  „das  ist  die 
Steuer  der  Notwendigkeit/  Er  ging  dann  in  der  ausführ- 
lichsten Weise  sämtliche  Zweige  der  Staatseinnahmen  durch 
und  zeigte,  wie  bereits  überall  die  gröfste  Sparsamkeit  herrschte. 
Die  Finanzverwaltung  hätte  nicht  weniger  als  120  Mill.  fr. 
Reduktionen  im  Budget  vorgenommen.    Nur  das  Kriegsbudget 

finge,  ohne  Frankreichs  gänzlichen  Verfall,  nicht  zu  verringern. 
ibenao  sei  die  Amortisierung  der  Anleihe  bei  der  Bank  von 
FraiLkreich  mit  200  MilL  fr.  jährlieh  nicht  zu  umgehen. 
Anderenfalls  wäre  der  Zusimimenbruch  der  Bank  zu  erwarten. 
Thiers  kritisierte  dann  der  Reihe  nach  gänitliehe  von  anderen 
Seitfiii  gemachte  Steuervorschläge,  Er  erklärte  sich  sogar 
bereit,  auf  einzelne  derselben,  w*ie  auf  die  Ausdehnung  de» 
Papierstempels  auf  die  bisher  steuerfreien  Zeitschriften,  auf 
allerlei  Luxussteuem,  vielleicht  auch  auf  eine  geringe  Er- 
höhung der  Salzabgaben  einzugehen.  Aber  mit  Entschieden- 
beil sprach  er  sich  gegen  jede  Besteuerung  des  Geschäfts- 
uni^tzes,  der  beweglichen  Werte,  der  Fabrikate  aus,  weil  eine 
solche  Steuer  die  vollständige  Staatsaufsicht  lexercice  universelj 
filr  alle  Zweige  des  Handels  nötig  machen  und  dadurch  seine 
Entfaltung  aid'  Schritt  und  Tritt  hindern  würde.  Der  Entwurf 
einer  allgemeinen  Einkomniensteuer  vollends  bedeutete  für  ihn 
nichts  weniger  als  die  direkte  Einführung  des  Socialismus 
durch  die  Steuer.  Thiers  entsprach  mit  dieser  Auffassung 
augenscheinlich  der  Meinung  der  Kammermehrheit  Denn  es 
fand  sich  eigentlich  nur  der  Elsässer  S  c  h  e  u  r  e  r -  K e s  t  n  e  r 
(Kepubh  Union),  der  ihm  darin  widersprach:  „Ich  sehe  nichts 
dafs  die  Völker,  welche  bei  sich  die  Einkommensteuer  ange- 
nommen haben,  unt«r  dem  Ubermafs  von  Socialismus  zu  Grunde 
gegangen  wären." 

Es  blieben  nach  der  Auffassung  der  franzi'jsischen  Re- 
gierang also  nur  Zusatzdezimen  auf  alle  Steuern  oder  Zoll- 
erhohungen  übrig.  Den  Weg  der  Steuerzuschläge  erklärte 
indessen  Thiers  nur  im  Notfalle  einschlagen  zu  wollen,  weil 
«amtliche  bestehenden  Abgaben  bei-eits  sehr  hoch  geschraubt 
wären.  Dagegen  sei  das  Projekt  der  RohstoSverzoHung 
1.  laicht  und  kostenlos  durclizuführen,  2.  durch  die  Erfahrung 
vor  1860  gerechtfertigt  Die  Staatseinnahmen  ruhten  damit 
jfKlenfalls  auf  sicherer  Grundlage,  weil  der  Rückzoll  keines- 
wegs die  Zolleinnahmen  wieder  annullieren  würde.  Die  Steuer 
hütte  ferner  den  Vorteil,  sich  fast  unmerklich  auf  die  ganze 
Blasse  der  Steuerzahler  zu  verteilen»  Das  Herade  dos  Arbeiters 
würde  höchstens  um  zwei  Sous,  ein  baumwollenes  Kleid  um 
»eohs  Sous  teurer  werden.  Thiers  achlofs  seine  Rede  mit  den 
Worten:    ^Wenn  Sie  diese  Steuer   nicht  bewilligen,   so   weifs 
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ich  keine  andere ;  ich  bin  am  Ende  der  We^e,  ich  kann  Ihnen 
nur  wiederholen,  dafs  ich  keine  andere  Hilfsquelle  kenne,  ala 
diese/  Die  Ablehnung  wäre  mit  dem  Verzicht  tlberhaupt, 
die  französischen  Finanzen  zu  ordnen,  gleichbedeutend.  „Wir 
würden  nur  eine  Nation  von  Schwätzern  (disputeurs)  sein, 
die,  anstatt  einen  grofsen  Versuch  zu  untemenmen,  nicht» 
thun,  als  unfiruchtbtu'  zu  diskutieren,  ohne  zu  einem  Ziel  zu 
gelangen/ 

in  ebenso  gründlicher,  wie  ausführlicher  Weise  verbreitete 
sich  der  Finanzminister  Pouy er-Quertier  als  einer  der  letzten 
Redner  über  das  Projekt: 

Der  Staat  hätte  die  Pflicht,  die  Anleihe  bei  der  Bank  zu 
amortisieren,  da  diese  ein  Privatinstitut  sei.  Der  Vorschlag 
des  Grafen  Douhet  (äufserste  Rechte)  und  anderer,  die  Bank 
einfach  gar  nicht  zu  bezahlen,  sondern  zu  verstaatlichen  und 
die  Schmd  auf  die  schwebende  Schuld  des  Staates  zu  über^ 
nehmen,  sei  nicht  angängig. 

Der  oberste  Grundsatz  der  Regierung  bei  der  Ausarbeitung 
des  Gesetzes  wäre  gewesen :  Kein  Zoll  auf  die  Volksnahrung, 
d.  h.  auf  Brot,  Fleisch  und  Salz !  Ebenso :  Kein  Zoll  auf  die 
wesentlichsten  Arbeitsbedingungen,  d.  h.  keine  Belastung  der 
Nährstoffe  der  Industrie,  Eisen  und  Kohle! 

Aber  ganz  leer  könne  die  firanzösische  Arbeit  auch  nicht 
ausgehen.  Jeder  Zweig  der  Volkswirtschaft  müsse  nach  den 
Krie«verlusten  zur  Gesundung  des  Ghmzen  beitragen. 

Die  Mifsbräuche  bei  der  admission  temporaire  hätte  das 
Dekret  des  früheren  Finanzministers  Büffet  abgestellt.  Die 
zeitweilige  freie  Zulassung,  die  darnach  nur  bestimmt  namhaft 

femachten  Fabriken   mit  der  Bedingung  der  Wiederausfuhr 
er  selben  Stoffe  nach  der  Veredelung  erlaubt  wäre,  würde 
auch  den  Ausfuhrhandel  zur  Blüte  bringen.  — 

(T)  VertrmgspoUtiMhe  Seita. 

£s  ist  nicht  unmöglich,  dafs  Thiers  und  Pouver-Quertier 
mit  ihren  von  patriotischem  Geiste  getragenen  und  vcn  der 
Überzeugung  der  Staatsnotwendi^eit  ^fällten  Reden  eine 
parlamentarische  Mehrheit  für  sich  gewonnen  haben  würden, 
wenn  nicht  der  vertragspolitische  Gesichtspunkt  sich  immer 
mehr  als  die  Klippe  gezeigt  hätte«  an  der  der  Entwurt 
scheitern  mufste. 

Es  handelte  sich  um  zwei  Fragen:  1.  Sind  überhaupt 
Zivile  auf  die  Rohstoffe  in  Verbindung  mit  drawbacks  nach 
den  Bestimmungen  der  Verträge  möglich?  und  2.  Wenn  sie 
ausgeschlo<k>en  sind,  ist  es  dann  besser,  die  Verträge  na 
küiuii^n  oder  durch  Verhandlungen  mit  den  firemden  Mädtteo 
ohne  Kündigung  Änderungen  der  Tarife  zu  «reich«!? 

Diese  zweite  Frage,  welche  erst  später  b«  einem  Antrage 
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luhnston  brennend  wurde  ^  will  ich  jedoch  jetzt  ausschalten, 
reil  sie  nachher  noch  im  Zusammenhang  mit  den  diplomatischen 
V^erhandlungen  zu  erörtern  ist. 

Thiers  war  von  der  principiellen  Möglichkeit  der  Zoll- 
Brhöhungen  mit  RiickzöUen  libi^raeugt.  Nur  über  die  Höhe 
ier  betreffenden  Zölle  glaubte  er  mit  den  fremden  Regierungen 
Iverhandeln  zu  müssen.  Sein  Finanzminister  schien  eher  den 
k Gründen  der  Opposition  geneigt  zu  sein,  %vie  aus  seiner  späteren 
[Stellungnahme  hervorgeht.  Aber  er  trat  mit  keinem  Wort 
idem  Staatsoberhaupt  entgegen. 

Die  Frage  ist  nicht  leicht  zu  entächeiden,  weil  die  ße- 
Isümmungen  der  Handelsverträge  mit  Grofsbritannien,  auf  denen 
«ie  beruht,  sehr  mangelhaft  redigiert  mnd  und  recht  wohl  eine 
doppelte  Auffassung  zulassen.  Der  Wortlaut  der  Verträge 
gestattet  zweifellos  ZoUerhöhungen  seitens  eines  der  Vertrag 9- 
stAaten  ohne  weitere  Verbandlungen. 

In  Frankreich  bestand  nämlich  neben  dem  alten  General- 
tarif und  dem  Vertragstarif  noch  ein  sogenannter  tarif  com- 
pensateur.  Dieser  fufst  auf  dem  Artikel  9  der  französisch- 
englischen  Konvention  vom  2'6,  Januar  1860,  worin  es  heiföt: 
^E^  ist  zwischen  den  hohen  j  vertragschliefsenden  Mächten 
vereinbart,  dafs,  wenn  eine  von  ihnen  es  für  notwendig  hält, 
eine  Acciseabgabe   oder   eine   Steuer   auf  einen  Artikel    ihrer 

nationalen  Produktion  oder  Fabrikation  zu  errichten, 

der  auöländif>cbe  gleichartige  Artikel  bei  der  Einfuhr  mit  einer 
gleichen  Abgabe  getroffen  werden  kann." 

Es  durften  also  bei  jeder  Erhöhung  der  inneren  Steuern 
kompensatorische  Zölle  auf  die  entsprechenden  importierten 
Waren  gelegt  werden.  Umgekehrt  niuffste,  wie  der  Artikel  3 
der  Zusatzkonvention  vom  10.  November  1860  noch  besonders 
festlegte,  der  kompensatorische  Tarif  bei  einer  Herabsetzung 
der  Inlandsteuern  in  gleichem  Malse  mit  diesen  erniedrigt 
werden. 

Frankreich  hatte  nach  diesen  Bestimmungen^  wie  der 
Herzog  Decazes,  Ciapier,  Büffet  und  besonders  Jobnston  hervor- 
hoben, durchaus  kein  Recht,  die  Rohstoffe  des  Auslands  zu 
belasten,  ohne  zugleich  die  französische  Produktion  von  Wolle, 
ISeide,  Leder,  Ol  u.  s.  w.  zu  treffen.  Thiers  sah  dies  auch 
prollständig  ein  und  ging  deshalb  mit  aller  Schärfe  gegen  daü 
Projekt  der  Budgetkommission  vor,  indem  er  e**  als  den  Ver- 
rftgen  zuwiderlaufend  erklärte. 

Er   hielt  indessen  die  von  der  Regierung  geplanten,    viel 

iiöheren  Rohstoffzölle  für  ganz  korrekt,  weil  sie  in  Verbindung 

Ijnit   drawbacks   eingerichtet   werden  sollten.     Dabei  stützte  er 

}iich   auf  den   Artikel  3   der  Konvention   vom    16.  November, 

Welcher  besagte;    „  .  .  .  Es  bleibt  .  ,  .  vereinbart,  dafs,  wenn 

drawbacks  .  .  .   fVudukten  französischer  Fabrikation  bewilligt 

>  werden,  die  Zolle,  welche  die  gleichartigen  Produkte  britischer 
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Herkunft  oder  Fabrikation    belasten,    um   eine  dem  Betrage 
dieser  drawbacks  gleiche  Zusatzabgabe  erhöht  werden *'. 

Thiers  hielt  es  demnach  für  völlig  gesetzmäfsig,  neue 
Zölle  einzufllhren.  wenn  er  nur  zugleich  RttckzöUe  auf  die 
»it  den  fremden  Rohstoffen  hergestellten  Fabrikate  festsetzte. 
Er  vergafs  aber,  dafs  dieser  Artikel  3  nicht  selbständig  da- 
steht,  sondern  nur  im  Zusammenhang  mit  anderen  Vertrags- 
bestimmungen zu  verstehen  ist  Frankreich  durfte  sicberlich 
die  Zölle  erhöhen,   sobald   drawbacks  in  gleicher  Höhe  ein- 

Sefbhrt  waren.  Aber  unter  welcher  Bedingung  konnten  denn 
ie  drawbacks  eingerichtet  werden?  —  Doch  nicht  bei  Zoll- 
erhöhungen. Nach  dieser  Auffassung  hätten  die  Zölle  infolge 
der  Rtt^zöUe,  die  RttckzöUe  wieder  infolge  der  Zölle  und  so 
fort  ohne  Ende  in  die  Höhe  geschraubt  werden  können.  — 
Offenbar  aber  ging  der  Sinn  der  Verträge  dahin,  dals  Steoer- 
rUokgaben  fllr  aie  Ausfuhr  (drawbacks)  nur  im  Falle  der  Er- 
höhung innerer  Abgaben,  wie  indirekter  Steuern,  bewilligt 
werden  durften.  Dann  waren  auch  Zölle,  und  zwar  in  der 
Höhe  dieser  drawbacks  zulässig. 

Indessen  geht  das  Widersinnige  der  Thiersschen  An- 
schauung nur  aus  dem  allgemeinen  Geist  der  Verträge  hervor, 
während   ihr  Wortlaut  seine  Auflassung  rechtfertigen  könnte. 

«)  Sehluläanträse  und  BegiemngBkriaiB. 

Thiers  blieb  jedenfalls  auch  den  hartnäckigsten  Angriffen 
g^^nfiber  fest  bei  seiner  Meinung  und  verlangte  die  Ab- 
«^timmung  über  das  Regierungsfurojekt.  Der  Minister  des 
Inneren«  Casimir-Perier.  hielt  angesichts  dieser  Sachlage  eine 
Katastrophe  filr  fiast  unvermeidlich.  Deshalb  veranlalsie  er  den 
Dtu^uti^nen  Harthe  (Linke)  zu  einem  Vermittlungs Vorschlag, 
welcher  d^in  ging«  prinoipiell  die  Zölle  auf  die  Rohstoffe  jd< 
notwendig  Ergänzung  der  Staatseinnahmen  anzunehmen,  aber 
auvv^r  lum  Studium  d«r  Zolltarife  eine  neae  Kommission  ein- 
lu^^e'tat^n, 

Kin  anderer  Deputierter.  Lacien  Bran  (Monardiisi. 
kWrik;jil\  verlas  gleich  darauf  im  Kamen  von  LyAneser  Fabri* 
kanten  und  Vv>n  V ertreierti  anderer  industrieller  Central  eise 
»kUrun^.  wonach  sich  H^^ndel  und  Indsstrie  bereit  ngtea^ 
du^  vk^ui  Fiskus  verlangen  lo^  MÜL  ir^  ma  Befem.  aber  nmr 
m\iK\si  einer  Steuer  auf  die  Ziäer  dt^  GesdiäftsqMrftie 

Thiers  leimte  diei$e  Steuer  mit  dem  Hinweis  darsaf  atk 
d^s  die  Antra^:^s4eUer  durehaus  nicht  das  Recht  md  des  A«^ 
tn«^  h^iuei:.  im  Namen  vx>si  Handel  und  Indusirie  eine  wiche 
ErkUrur«^  abia^eben.  Er  stellte  die  Veronaaenafira^  rnnd  he^ 
aetchuete  h^'^k^tefts  liec  A::tn^:  Bart  he  ak  annekaibar. 

l^ecjer  Antrag  w^mie  wd%?ch  voc  der  Xatioc 
Mi;   S5»>  iescec:  SIS  Srr;yec>  vefwvrten.  imd  s&ist  d* 
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367  gegen  297  Stimmen  ein  Antrag  Feray  (linkes  Centrum) 
angenommen : 

^Die  Nationalversammlung  beschlierät^  unter  Wahrung  de« 
Princips  einer  Steuer  auf  die  Rohstoffe,  dars  tnne  Kommiesion 
von  15  Mitgliedern  die  vorgeschlagenen  Tarife  und  die  hiu- 
aichtlich  dieser  Steuer  erhobenen  Fragen  nrüfen  wird^  auf 
welche  sie  aber  nur  im  Falle  der  Unmöglichkeit,  den  Staats- 
haushalt auf  andere  Weise  richtig  zu  stellen,  zurlickzu^ 
kommen  haf 

Thiers  verliefs  daraufhin  die  Kammer  und  laichte  am 
folgenden  Tage,  dem  20.  Januar  1872,  &eine  Entlassung  als 
Präsident  der  Republik  ein. 

Aber  die  monarchistische  Kammermehrheit  fürchtete  die 
Gefahren  einer  konstitutionellen  Krisis,  weil  ihr  der  Augenblick, 
die  Verfassung  nach  ihrer  Anschauung  umzugestalten,  so  bald 
nach  den  Erschütterungen  des  Krieges  und  der  inneren  Wirren 
und  bei  der  schlechten  Finanzlage  des  Staates^  noch  nicht  ge- 
kommen zu  sein  schien,  Sie  lehnte  das  Gesuch  ab.  Zugleich 
aprach  die  Kammer  infolge  ei  neu  Antrages  Batbie  (reclites 
Centrum )  dem  Staatsoberhaupt  das  volle  Vertrauen  der  National- 
versammlung aus.  Ein  Zusatzantrag  Deseilligny  (rechtes 
Centnira)  machte  „einen  neuen  Appel  an  den  Patriotismus 
des  Präsidenten  der  Republik^ . 

Thiers  zog  infolgeoessen  seine  Entlassung  zurück,  ohne 
jedoch  seine  wirtsehaftapolitischen  Überzeugungen  aufzugeben. 
Auch  hinsichtlich  seiner  Steuerpläne  blieb  er  auf  dem  einmal 
Terfochtenon  Boden  stehen. 


IV.  Kapitel. 
Bas  Rolistoffzollgesetz  vom  26.  Juli  1872, 

1*    Regierungsentwurf  und  Kommissionsberfcht« 

Bereits  am  23.  Januar  legte  das  Ministerium  einen  neuen 
Entwurf  vor,  welcher  der  durch  den  Autrag  Feray  eingesetzten 
Komniission  von  15  Mitgliedern  überwiesen  wurde.  Die 
Kommission  stellte  unter  dem  Vorsitz  von  Cordier  (Seine- 
Interieure^  linkes  Centrum)  umfangreiche  Erhebungen  darüber 
MDf  »odafa  sie  erst  am  10,  Mai  mit  ihrer  Arbeit  fertig  wurde. 

In  der  Zwischenzeit  gelangte  die  Marinevorlage  zur  Au- 
fnahme. Ferner  wurde  die  Einrichtung  einer  statistischen  Ge- 
bühr ftir  den  Zoll  verkehr  beschlossen  (22.  Januar).  Diese 
Vorlage  ist  von  geringerer  Bedeutung,  sie  brachte  dem  Fiskus 
aber  ioimerhin  eine  jährliche  Einnahme  von  6*  4  Mill.  fr. 

Die  neue  Zollvorlage  sollte  einen  Betrag  von  126  Mill.  fr. 
einbringen.    Die  Regierung  war  also  von  ihrer  ursprünglichen 
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Forderung  von  180,  später  160  MUL  fr,,  sehr  herabgegangeB 
Sie    mufbte   aber   doch,     üiü    einen   zweiten   Konflikt   zu   ver 
meiden )   sich  .noch   zu   weiteren  Abatrichen  seitens  der  Kom-j 
miBBion  bequemen^  sodaTä  es  sich  schliefalich  um  etwa  95  M 
hantleite* 

Bei  der  Umarbeitung  des  Tarifs,  die  die  Kommission  iE 
Einklang  mit  der  Regierung  vornahm,  blieben  die  principiellei: 
Fragen  voltstündig  aus  dem  Spiel,  nur  dals  man  offenbar 
Schäden  des  alten  Tarifs  zu  beseitigen  suchte.  Aber  in  seinec 
Bericht  über  das  ganze  Projekt  konnte  Cordier  natürlich  auci 
diese  Fragen  nicht  übergehen: 

„Nicht  ohne  tiefgehende  Besorgnis  ging  die  grofse  Meht 
heit  der  Kommission  (10  gegen  5  Stimmen)  an  das  Studiui 
dieser  Art  von  Steuer;  überzeugte  Anhänger  der  Handels 
fretheitT  bcti'achten  sie  die  Tarife  als  den  schwersten  Schla| 
welcher  der  Ausfuhr  versetzt  werden  kann,  und  sie  sehen  vorT 
allem  in  den  Nachforschungen,  den  übermäfsig  genauen  Er- 
mittlungen des  Zollamts,  eine  Queüe  von  Belästigungen,  Hemm- 
nissen, die  eine  wafirhafte  Gefahr  für  cHe  Entwicklung  unseres 
internationalen  Handels  bilden/ 

Es  war  offenbar,  dafs  man  sich  überhaupt  nur  aus  Er- 
gebenheit zu  Thiers  auf  das  Projekt  einliefs.  Die  Mehrheit 
sagte  sich:  Der  Konsimient  mufs  den  Zoll  doch  in  letzter 
Linie  bezahlen;  warum  soll  man  ihn  also  nicht  direkt  und 
dann  gerechter  besteuern  ?  Man  sprach  es  {ibrigens  gans 
offen  aus,  jjdafs  diese  Tarife  nur  Übergangsmafsregeln  sein 
dürften,  und  dafs  sie  ja  nach  Belieben  revidiert  werden 
könnten". 

Von  den  538  Artikeln  des  Zolltarifs  gehörten  nur  74  zum 
Generaltarif,  während  464  durch  die  Handelsvertrüge  gebunden 
waren  (KonTentionaltarif  L  Finanzpolitisch  gesprochen  bedeutetoH 
das  eine  sofort  zu.  erhaltende  Einnahme  von  nur  5  *  t  MilL  fr-, " 
während  die  übrigen  90  MilL  fr.  erst  nach  dem  Aulserkraft- 
treten  sämtlicher  Meistbegünstigungsverträge  zu  erwarten 
waren. 

Der  Tarif  war  im  allgemeinen  ein  Mittelding  zwischen 
höheren  Zöllen  mit  drawback  und  nieilrigen  ohne  drawback« 
So  waren  die  Zölle  auf  Wolle,  Seide,  Hanf,  Flachs,  Jute  auf 
2 — 2*1**  0  berechnet.  Von  den  Textilien  erhielt  nur  Baumwolle 
einen  RückzoU  bei  einem  Zoll  von  5**  o.  Dieses  drawback  war 
fUr  die  einzelnen  Garne  und  Tuche  ungemein  genau  specificiert. 
Im  Tarif  tinden  sich  unter  der  Rubrik  Baumwolle  bei  dem 
Rückzoll  mehr  als  40  Positionen,  während  der  EinfulirzoU  auf 
3  Positionen  aufweist  Ein  RückzoU  wurde  ^jonat  nur  noch 
gewährt  für  Fabrikate  aus  Rinderhaaren  and  andere  Haat- 
arbeiten,  Seife,  Kerzen,  Stearin,  Ölsäure,  Wach&waren,  Waren 
aus  Kupfer,  Bronce  und  Messing,  Farbhobextraktev  indisobea 
Rohr    in    Stühlen,    Regenschirmen    und    Kdrben.    gereinigtie 
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[^bwiLiDnie  und  einzelne  Chemikalien,  wie  Anilin  aod  doppel- 
-Dmsaureö  KalL 


■ßcbw 

^B        Die  EinrlchtiiDg  der  zeitweise  freien  Zulasäung,  welche  auf 
^Knem  Gesetz  vom  S.Juli  1830  beruhte,  uüd  auf  die  ich  später 
^pn  ZuäEUimenhang   zu    sprechen   komme,    wurde  gestattet  für 
ölhaltige  Früchte  und  Samen  zur  Ölbereituog,  für  Steinkohlen- 
jtheeröl   zur  Anilinfabrikation,  für  rohe  Pelzwaren,  für  aufser- 
[)paiBche  Felle  und  Leder. 
Kompensatoriiscbe  Zölle  sollten  erhoben  werden  von^  Fabri- 
aten  aus  Textilrohstoffen,  von  Seife^,  Kerzen,  Stearin,  (Jlsäure, 
Fabrikaten  aus   Wachs,    Kautschuk,    Metidlen,    Leder,     von 
'  iffen,  Schrei hfedern,  Bettfedern,  Filz,  Haarfabrikaten,  Kork- 
raren  ,   Fischbein ,   Hörn  waren  und  verschiedenen  chemischen 
Zeugnissen. 
Kin  Ausfuhrzoll  traf  nur  Lurapen  (6  fr.  auf  100  kg). 
Es  wurden  ferner  Zuscb lagabgaben  von  1  fr.  auf  100  kg 
if   folgende  Artikel   gelegt,    wenn    sie  nicht  unmittelbar  aus 
•äen  Herkunftaländern  eingeführt  wurden:  Metalle,  aufuer  Gold 
und    Silber    —    Getreide    und  Mehl   —    trockenes  Gemüse   — 
Flachs  und  Hanf  —  gemeines  Holz.    Artikel,  die  bereits  früher 
mit  höheren  Zuschlägen  bedacht  waren,   z.  B-  Reis,  behielten 
diese  natürlich  bei. 


2.    Diskussion. 


IDie  Generaldebatte  über  den  Tarif  begann  am  17.  Juli 
B72  und  zeigte  ein  ähnliches  Bild,  wie  die  Diskussion  über 
en  ersten  Entwurf. 
Thiers  gab  wiederum  eine  Schilderung  des  ganzen  fran- 
5etBchen  Steuergebäudes  und  empfahl  mit  Wärme  alle  Arten 
der  Konsumtionssteuern:  j,Die  Steuer  auf  die  Konsumtion  ist 
die  beste  von  allen,  weil  man  sie  freiwillig  bezahlt,  weil  sie 
sich  am  besten  verteilt  und  weil  sie  sich  an  alle  Bedürfnisse 
des  Menschen  richtet"*  ....  „Wenn  man  von  der  Türkei  bis 
nach  England   geht,    so   kann    man    sozusagen   die  Leiter  der 

Iüvilisation  in  folgendem  bezeichnet  sehen :  Je  mehr  man  direkte 
Iteuern  hat,  um  so  weniger  hat  man  einen  erhöhten  Platz  in 
er  civilisierten  Geselischai't;  je  mehr  Konsumtionssteuern  man 
at,  einen  um  so  höheren  Hang  hat  man  in  der  eivilisierten 
OcBellschaft".  England  hätte  die  relativ  höchsten  Konsumtions- 
ateaern. 

In  Frankreich  nun  wären  alle  Nahrungsmittel  abgabe- 
^fcäichtig.  Warum  nicht  auch  die  Rohstoffe  der  Industrie, 
^Blunal  der  Bekleidungsindustrie?  Der  Reiche  würde  dadurch 
am  meisten  herangezogen,  da  er  mehr  Kleider  als  der  Arme 
rerbrauchte.  Diese  Steuer  wäre  also  1)  social,  2)  sei  sie  t>ehr 
bequem,  da  sie  nur  an  der  Grenze  erhoben  würde  und  den 
Handel   wenig   belästigte,    und   3)  sehr  ökonomisch,    weil  der 


ZüUdieoät  nur  30  MilL  fr,  koste,  während  er  250  Mill.  fr. 
einbrächte  und  uheudrein  noch  alle  andere  indirekten  Steuern^ 
altio  1  Milliarde  fr,,  garantierte.  —  Die  Industrie  würde  die 
2Vi"/o  kaum  fühlen,  da  die  heimische  Landwirtschaft  die  etui'a 
zu  wenig  eingehenden  Rohötotle  lit*fern  könnte. 

Der  Deputierte  Leurent  (Rechte)  war  anderer  Meinung* 
Die  französiache  Seidenzüeliterei  produziere  für  den  inneren 
Verbrauch  genug*  Der  Import  diene  nur  wieder  dem  Export 
Dieäer  Import  würde  aber  schon  durch  einen  geringen  Zoll 
abgeschreckt  werden, 

Cordier  und  Feray  betonten  den  Verlust  von  Elsafs- 
Lothringen,  das  früher  ^/u  des  Baumwollenexports  beaeasen 
hHlte.  Dieses  Land  gehöre  jetzt  zum  Ausland  und  würde  bei 
der  Kohätoffverteuerung  leichter  konkurrieren  können. 

Eine  der  am  meisten  bestrittenen  Fragen  war  die  mit  der 
Vertragüpolitik  zusamraenhiingende  Möglichkeit  oder  Unmög- 
lichkeit der  Zollerhebung.  Ein  in  der  Versammlung  verteiltca 
Blatt  rechnete,  wie  Am<i  mitteilt,  aus :  42  MilL  fr.  sind  gleich 
nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu  erhalten,  18  MilL  fr.  bei 
dem  Ausgang  der  Handelsverträge  mit  England  und  Belgien 
und  33  MilL  fr.  nach  Erlöschen  der  übrigen  KonventioneD 
oder  nach  günstigen  Verhandlungen  mit  den  betreffenden 
Staaten. 

Nach  dem  strengen  Wortlaut  der  Verträge  war  dies  vielleicht 
der  FiJL  aber,  wie  der  Abgeordnete  Montgolfier  (Rechte) 
ausführte,  thatsächlich  nicht  Man  könnte  doch  unmöglich  die 
belgischen  und  englisL-hen  Waren  belasten^  während  gleichzeitig 
Deutschland,  die  Schweiz  und  Italien  niedrigere  Tarife  genossen* 
Der  Handel  würde  dann  einfach  den  Umwe^  über  diese  Länder 
machen.  Diese  Umgehung  sei  sogar  durc'li  eine  Bestimmung 
im  Artikel  13  des  Vertrages  mit  der  Schweiz  gesetslich  er- 
niöglicht.  Danach  brauchten  filr  verschiedene  Waren,  darunter 
Metalle  und  Seidenzeuge,  bei  der  Einfuhr  nach  Frankreich 
keine  Ursprungszeugnisse  vorgesetgt  werden.  Es  könnten  al^o 
aogar  chinesische  und  japanische  Waren^  die  nach  dem  Buch* 
Stäben  sofort  dem  neuen  Zoll  unterlagen^  zollfrei  nach  Frank- 
reich als  schweizer  Fabrikate  gelangen;  oder  auch  Italien 
brauchte  diese  Produkte  nur  bei  sich  einzuführen«  um  sie  zu 
verarbeiten  und  als  seine  Fabrikate  über  die  französische  Greiixe 
EU  exportieren.  Deshalb  war  ein  Antrag  Pouver*Quertier», 
welcher  sein  Ministerportefeuille  vor  kurzem  an  de  Gotilard 
abgegeben  hatte,  nicht  ungerechtfertigt:  ,Kein  Zoll  darf  von 
den  f\lr  die  Industrie  nützlichen  Rohstoffen  erhoben  werdeo, 
bevor  nicht  entsprechende  kompensatorische  Zdlle  auf  die 
mit  gleichartigen  otoffen  fabrizierten  fremden  Erzeugnisse  in 
Anwendung  gesetzt  sind*^.  —  Der  Antrag  bedeutete  einfkeb 
die    Aufschiebung    der   Zollerhebungen    bis    zur   Lösung   der 
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Montgolfier   wies   aus   dem  Artikel  ?>  des  englischen  Ver- 

rages  vom  23.  Januar  1860  nach,  daf»  solche  kompensatorischen 

^ölle    nicht    möglich    waren,    weil  nur  im  Falle  einer  inneren 

|teuer    Ausgleichungsabgaben    auf    fremde    Fabrikate    gelegt 

rerden  durften,  aber  nicht  bei  der  Errichtung  von  Zöllen  auf 

die    Rohstoffe.     Montgoltier   blieb   infolgedessen   bei   der   Ein- 

^^Ähmeschätzung  der  Kommission  von  5*'a  Mill.  fr.  gegenüber 

^Hen  Erwartungen  der  Regierung* 

^B  Das  Gesetz  wurde  indessen  doch  am  20.  Juli  trotz  seiner 
^fcffenbaren  Schwächen  und  Unklarheiten  mit  knapper  Mehrheit 
^Bin  Princtp  angenommen. 

^^  In  der  Diskussion  der  Artikel  wurde  der  Antrag  Pouyer- 
Qaertier  als  eine  Art  Regulativ  den  Tarif bestimmungen  oei- 
geftlgt,  fem  er  auf  Grund  einer  Anregung  Tirards  der  zu  hoch 
berechnete  Baumwollenrückzoll  ermäfsigt. 
^^  Schliefslich  stimmten  am  26.  Juli  1872  309  gegen  261 
^^eputierte  für  das  ganze  Gesetz.  Es  ist  indessen  bezeichnend, 
dafß  sich  93  Deputierte  der  Stimme  enthielten  und  über  60 
überhaupt  der  Kammer  fern  geblieben  waren. 


3.   Teilweise  Anwendung  des  Gesetzes. 


tAber  mit  der  Annahme  war  noch   wenig   erreicht.     Der 
ntrag  Pouyer-Quertier  machte  einen  grofsen  Teil  der  Artikel 
lausführban    Thiers  konnte  in  einem  Dekret  vom  18,  August 
ifser  der  Bestimmung  der  geringen  ZollzuschlMge  für  die  in- 
rekte  Einfuhr   nur   eine  kleine  Anzahl  von  Zöllen   in  Kraft 
setzen,  und  zwar  auf:   Pelz  waren,  Schweinsborsten,  Schmuck- 
ledern,  Fische,    Getreide  und  Mehl,  Tafelfrüchte,    Harzstoffe 
und    Medikamente ,    feine    Holzarten ,    Gemüse    und    Futter- 
^norten,  Torf,  edle  Gesteine  und  Erze,  Pfefferkuchen,  Drucker- 
^^cfawärze  und  Jagdmunition,  ferner  auf  Kakao  und  Chokolnde 
"     aus  Algier. 

Dagegen   war  Frankreich    hin^jichtlich   aller   für   den  Zoll 
ergiebigen    Importe   gebunden.     Dazu    rechnen    besonders    die 
Textilrohstoffe ,    Felle,    Holz,    Fette,    ölhaltige    Samen    und 
Mlchte. 

Die   Regienmg    huldigte    freilich    der    Ansicht,    dafs    die 

»llerhöhungen  priocipiell  von  keiner  der  Vertragsmächte  an- 

efochten  werden  konnten,     Sie  liefs  sich  indessen  doch,  schon 

die   freundschaftlichen  Beziehungen   mit  den  Mächten   zu 

rubren,  auf  Verhandlungen  ein.   Hierbei  kam  vor  allen  Dingen 

(rrofsbritannien  in  Betracht,  dessen  Handel  die  Welt  beherrschte 

und    dessen    Vorgehen    nach    Thiers*  Meinung   sicherlich    die 

Unterhand Inngen   mit  den  anderen  Staaten   stark  beeinflussen 

ad  erleichtern  würde. 


1« 
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Lapitel 
Ble  Haiiflelsvertragspolitlk  Ms  zum  Sturze  Ton  Thtef 

L   YerhaDdluQgen  mit  England. 

Der  Vertrag  mit  England  näherte  sich  seiner  Verfallszeit] 
und  konnte  gekündigt  werden.  Doch  blieb  er  dann  iinmerj 
noch  ein  Jahr  nach  der  Kündigung  in  Kraft,  Thiers  glaubte] 
frtiher  zum  Ziele  zu  kommen,  wonn  er  auf  dem  Wege  dtplo-l 
matischer  VerhandluDgen  ohne  Kündigung  Änderungen  herbei- 
zufilhren  suchte. 

Diese  Meinung  des  Präsidenten   fand   im  Parlament  vielei 
Anhänger,  erregte  aber  auch  grorsen  Widerspruch.    Die  Oppo- 
sition verlangte   die  sofortige  Kündigung,   um   freies  Spiel  211 
haben.     Indessen  fürchtete  der  französische  Handel  bei  einem 
derartig    schroffen    Vorgehen    Repressalien,      Namentlich    diej 
Vertreter  des  ^^'einexport8  nach  England,  welcher  sich  in  den« 
10  Jahren  liberaler  Handelspolitik  verfünffacht  hatte,  erhoben 
Einwilnde  dagegen    nnd  versprachen  sich  bessere  Erfolge  von 
dem  durch  Thiers  bereits  eingeleiteten  Verfahren. 

Schon  am  17.  Jnli  1871  hatte  der  französische  Botschafter 
m  London,  Herzog  von  Broglie,  an  den  Leiter  des  britischen] 
Auswärtigen  Amts  Lord  Gran  vi  II  e  eine  Note  mit  bestimmten 
Vorschlägen  auf  Zollerhöhungen  gerichtet»  Darnach  aoUt 
Game  und  Tuche  aus  Wolle,  Baumwolle  und  Lein  von  Eng 
land  aufser  den  Taxen  des  Tarifs  von  1860  und  dem  au8 
gleichenden  Zoll  für  die  Tarifierung  der  Rohstoffe  noch  eineii| 
Ergänzungszol)  von  3— 5**o,  mit  Baumwolle  gemischte  Woll- 
gewebe einen  solchen  bis  eu  8**o  zum  Schutz  der  ungenügend 
geschützten  französischen  Industrie  bezahlen. 

Das   lief  auf  eine  Erhöhung  der  Zölle  von  etwa  10  oder 
15%  auf  25  bis  33  *>  o  hinaus, 

Thiers  hatte  als  Hauptgrund  für  die  Wünsche  der  fran- 
»ösischen  Regierung  neben  der  iäskalischen  Notwendigkeit  dea 
Zolls  den  allzu  geringen  Schutz  der  französischen  Industrie 
angegeben.  Dieses  Vorgehen  war  gegenüber  dem  manchester- 
lich gesinnten  Kabinett  von  London,  an  dessen  Spitze  Glad* 
stone  stand  ^  nicht  gerade  sehr  staatsmännisch.  Aber  Thier« 
war  von  der  Fehlerhaftigkeit  der  napoleonischen  Zollpolitik  voll- 
ständig durchdrungen.  In  seiner  Botschaft  vom  7.  Dezember  1871 
verurteilte  er  diese  als  die  Hauptursache  des  wirtschaftlichen 
Niedergangs  Frankreichs.  Die  grofse  Enquete,  welche  der 
gesetzgebende  Körper  kurz  vor  dem  Kriege  mit  den  deutschen 
Staaten  angeordnet  hatte,  brachte  ihm  den  Beweis,  ^dafs  die 
Handelsmarine  ruiniert,  dafs  die  Eisenindustrie  vernichtet  war, 
,  dafs  die  Fabriken   von  Garnen    und  Tuchen   aus  Baumwolle, 
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LfQin,  Wolle  beträchtliche  Schäden  erlitten  hatten,  dafs  die 
Industrie  von  Mischgeweben  in  Roiibaix  fast  zerstört  war, 
dafö  die  Landwirtschaft  in  gewissen  w^esentlichen  Produktionen, 
namentlich  in  der  Wollproduktion*  Not  litt^  ^ 

Deshalb  erschienen  ilira  die  Vorschläge,  die  er  Grofs* 
britannien  machte,  noch  äuföerst  mäfsig,  zumal  seine  Note  nur 
Zölle  für  die  Textilindustrie  forderte,  hingegen  nichts  von 
Gufseisen,  Schmiedeeisen,  Stald  und  Fabrikaten  daraus,  feiner 
nichts  von  Kohlen,  chemischen  Produkten,  Glaswareu  n,  8.  w, 
erwähnte, 

England  wollte  Frankreich  in  seiner  Notlage,  soweit  dies 

mit   den  Grundsätzen   seiner  Regierung  vereinbar  war,   keine 

""  [jhwierigkeiten   bereiten.     Man   sah   ein,    dafs   ein   zahlunga- 

ihiges  Frankreich  für  England,    das    einen   grofsen  Teil   der 

[riegsanleihe  aufgebracht  hatte,  durchaus  nötig  war.    Deshalb 

»eugte  man  sich  vor  dem  Gesichtspunkt  der  tinanziellen  Zoll- 

rhöhungen.     Gladstone  erschien  sogar  ein  neuer,    im  wesent- 

icben    doch   auf  den  alten  Bestimmungen   fufsender  Handels* 

'  vertrag    wegen    der    ira    französischen    Parlament    stark    zum 

Durchoruch    gekommenen    Schutzzolltendenzen     immer    noch 

besser,   als  ein   völliger  Bruch   mit   dem   Nachbarlande,     Der 

französische    Generalzolldirektor    Am 4,    welcher   genau    über 

sämtliche  Unterhandlungen  unterrichtet  war,  und  dem  ich  mioh 

deshalb  in  der  Schilderung  dieser  Vorgänge  Iiauptsächlich  an- 

t»chliefse,  schreibt^  ckrtiber:  „Man  hätte  sich  sicherlich  schnell 

rerständigt,  wenn  die  französische  Regierung  sich  von  Anfang 

m  mit  der  Möglichkeit  begnügt  hätte,  die  Rohstoffe  zu  belasten 

ind    für   die  entsprechenden  Fabrikate    rein   kompensatorische 

SöUe    anzuwenden."      Aber    Thiers    forderte    ausgesprochene 

ächutzzölle  und  hatte  die  sonderbare  Ansicht,    dafs    der  Frei- 

mdler  Gladstone  darauf  eingehen  würde. 

Schon  am  21.^^  Juli   1871    konnte   der  Herzog  von  Broglie 

lodern  Minister  des  Aufseren,  Grafen  de  Remusat,  mitteilen,  dafs 

dieser  Hinsicht  Schwierigkeiten  vorlägen.    Namentlich  erhob 

lie  öffentliche  Meinung  in  England  Einwand  auf  Einwand,  so 

jin  den  Industriestädten  Bradford,  Mant'hester,  Belfast,   welche 

edeutende  Mengen  von  Ganien  und  Tuchen  nach  Frankreich 

jefern.     Eine  Vereinigung  von  Mitgliedern  des  Verbands  der 

landelskammern  beschlofs  einstiramig:    „Es  soll  eine  Petition 

die  Regierung  gerichtet  werden ,  um  sie  zu  bitten ,  keiner 

eduktion  der  zw^ölfmonatlichen  Frist,  welche  durch  die  KUn- 

Jdigung    des    Handelsvertrags    mit   Frankreich   gefordert    war, 

''zuzustimmen^  und  um  die  feste  Hoffnung  auszudrücken  ,  dafs, 

wenn  man  zur  Schliefsung   einer  neuen  Konvention   schreitet. 


1  Arn^,  op.  cit  8.  299. 
■  Am*,  op.  dt,  8.  801, 
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<II««N  nirlit  in  rückHolirittlichom  Sinno  ist**  ^ —  Ebenso  erschienen 
In  unUiONfiii  und  underon  lUättern  eine  Menge  Artikel,  welche 
(lonMolimn  (Iniiit  nUnuton. 

NhoIi  nit^hnn  Monaton  Verhandlungen  war  eine  positive 
Antwort  in  PariM  noch  nicht  oinffelaufen.  Thiers  konnte  frei- 
iloh  in  i\w  Kauunor  erklären,  dafs  England  im  Princip  sor 
Annaluno  dor  Uohstofnit^llo  gonoigt  wttre.  E!r  konnte  auch  der 
t)|»|nMtttont  namouüich  Johuston,  nicht  ohne  Berechtigung  tof- 
woiioUi  daf«  »it^  mit  ihrer  Deutung  der  Vertragsbedingangen 
doni  A Unland  omt  dio  Mittel  und  v(*ege  leigte,  durch  welche 
P\\\x^  Ahli^linung  de«  frani(Vsischen  Vorschlags  staatsrechtlich 
m^^tUoh  war«  —  Aln^r  »ohliefsUch  mufste  das  britische  Kabinett 
\l\H')\  nut  der  8)n^ohe  herausrticken.  Die  Presse  brachte  tob 
Ta^  au  *ra((  weni^r  ermutigende  Mitteilungen.  Endlich«  am 
)I4.  VVluiiar  l$7ä«  sandte  Lortl  QrmnviUe  eine  Depe»^  an 
dei\  tVaut(V«iaoheu  lV^t»chat\er«  in  welcher  er  die  M^glichk« 
\lev  VertxQluiv^  der  Kv^h»loffe  ohne  gleichmtige  Erhöhung  «er 
iudirekleu  Steuern  überhaupt  bestritt. 

i^  KauvIi^uu^  \ler  Verträge  mit  England  und  Belriex 
tV  Viio^  vUuaoh  nur  der  Weg  der  Ränd^rzzg.  sl  » 

IW  l^urUstter^t  hatte  d^^Mc  Sichrin  Tcras^oKttrisi^  Ena 
iMcit   xl^  £(9kltxi(   TefU;iLM!<ft  IVbid<QSKhai»knm  Ss  isn. 

l^x>  A\r^^^it^w.v^^^ttrttÄ  -Keller    Kj^rftie.  kjstkaZ    «u  mt 

xu^  >V«>A\*<ti:f^.  ,i\*e  V*c»i^  iwca  t-.t  San  4^  Fäctbic  L^TS 
»*  VxW'^^tr.  iN'^wc  A^rtTü^  wTtT«  fOwrKrammwMa  tMre:iaML 

^vi    ix"   Kutvt^^x'T^'<'i:miÄ:ä:  jyscmmc.    ^«1   a»    m    ns* 

*' .  X.  w  :•  %  n:,*\*  i r ^  fi,  i  ■  t^ :  r? •»  "^^  "»Är»*rt..urHra mait  o»  SunuacauiIsr^aKSfr 
.K^*'^r-.'t.»*v      V^f  3fcto/i-rär   "■xjg^'ingjg    tan  Axsrac  inr  wä 

i^^    '^*^*»iKCt>.lt*r   ^?noivr     Tfrir?*  ^'anrmxn.     imt  F^ia 
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Artikel  1 :  Die  Regierung  wird  enmächtigt,  die  mit  England 

Belgien  geschlossenen  Handelsverträge  zu  geeigneter  Zeit 
zu  kündigen; 

Artikel  2:  Die  Vertragstarife  bleiben  bis  zur  Votiening  ^ 
der    neuen  Tarife   durch   die  National vorsammlnng   in   Kraft/ 

Die  äufserst  erregte  Generakliskussion  begann  am  31.  Ja- 
nuar 1872.  —  Die  Gegner  der  Regierung  standen  entweder 
grundsätzlich  auf  dem  Boden  des  Freihandels,  wie  Wolowski 
und  Stein  heil,  oder  waren  doch  wenigstens  Anhänger  der 
napoleonischen  Tarife. 

Raudot  (Rechte)    rühmte  den  Vertrag  mit  England  und 
tUhrte  als  Beweis  für  dessen  Wirksamkeit  die  Zahlen  der  Aus- 
^Bpd  Einfuhr  nach  und  vun  England  an.    Danach  war  die  Ein* 
^Kibr  von  England  nach  Frankreich 
^m  von  278  Miil  fn  im  Jahre  1859 

^  auf  551      .       „      „        „       1869 

gentiegen;  die  Ausfuhr  F'rankreichs  nach  England  aber  von 
591  Mill.  auf  909  Mill.  fn  Diese  gewaltige  Ausfuhr  dürfe 
man  nicht  hemmen*  Denn  England  könne  seine  Weine  auch 
au9  dem  Kapland,  aus  Spanien  und  Portugal  beziehen.  Ebenso 
würde  es  die  sogenannten  Pariser  Artikel  entweder  selbst  pro- 
duzieren oder  aus  anderen  Staaten  importieren.  Durch  die 
Kündigung  der  beiden  Verträge  mit  England  und  Belgien 
NNürde  ferner  fiskalisch  noch  gar  nichts  erreicht^  da  Frankreich 
bis  1877  noch  gegenüber  den  anderen  Mächten  gebunden  wäre. 
Aufserdem  müfsten  doch  wieder  neue  Verträge  abgeschlossen 
werden,  die  für  das  durch  (len  Krieg  geschwächte  Frankreich 
vielleicht  härter  sein  köimten.  Preufsen  stände  hinter  allen 
Bfäehten,  da  es  an  jedem  Vertrag  durch  die  ihm  ttir  ewige 
Zeiten  gewährte  Meistbegünstigung  interessiert  sei. 

Der  Baron  Eschasaeriaux  (Bonapartist)  untersttitzte  diese 
Auffassung  mit  dem  Hinweis  darauf,  dafs  der  Vertrag  von  1860 
für  Frankreich  äufserst  vorteilhaft  gewesen  sei,  weil  England 
damals  150  Artikel  völlig  zollfrei  gemacht  und  alle  Übrigen 
emiäfsigt  habe^  während  Frankreich  nur  44  vollständige  Ver- 
bote durch  immerhin  sehr  hohe  Zölle  von  30  ^o  ersetzt  hätte 
und  auch  für  die  übrigen  Zölle  nicht  von  dem  Maximum  von 
Ib^o  herabgegangen  wäre.  I>ie  Kündigung  würde  womöglich 
wieder  die  Prohibitionen  des  Generaltarifs  bringen  und  Frank* 
reich  nicht  allein  politisch,  sondern  auch  wirtschaftlich  isolieren, 
weil  sofort  eine  gegnerische  Zollunion  mit  dem  Mittelpunkt  in 
Deutschland  zu  bt-tVirchten  sei. 

Die   Tarife   bedürften   eine«   gan»   genauen    Studiums   im 


*  Dieser  Art.  2  wurde  am   14.  Mftrz  187S  durch  ein  vom  Minister 

rrtje  de  Bort  eingebrachtem  Geseti  in  so  weit  geändert,  als  »tatt 

naig   der  neuen  Tarife**  „Anwendimg   der  neuen   votierten   ctder 

<^M  ÄU  votierenden  Tarife^  gesetzt  wurde, 
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Interesse   von  Industrie  und  Landwirtschaft.     Also  wäre  noch! 
bia   zum   Erlöschen   äämtliclier  Verträge  Zeit  zur  Kündig-ung.] 

W 0 1 0  w  s  k  i  (gemäfs.  Republ.)  ging  noch  weiter :  „Für  diöi  j 
welche  nicht  rückwärts  schreiten  wollen,  sage  ich  ganz  offen:] 
Ich   bin    glücklich,    dafs   die  Verträge  einen  Damm  errichten^] 
der  sie  hindert^  zu  einer  reaktionären  Bewegung  auf  dem  Ge-^ 
biete    des   Handels   vorzugehen".     Der    Ausdruck  , kompensa- 
torischer Zoll*  wäre  nur  eine  andere  Etikette  für  ,Schut2Zoll*J 
Der  den  Schutzzoll  verlangende  Produzent  vväre  aber  doch 
zugleich  auch  Konsument,    Und  der  Standpunkt  des  Konsu- 
menten  mUfete,    namentlich    im  Hinblick   am   die  arbeitenden 
Klassen  des  Volks,  besonders  berücksichtigt  werden. 

Seine  ökonomischen  Grundsätze  entwickelte  Wolowski  danaj 
in  folgenden  Sätzen :  „Welches  ist  die  allgemeine  ErscheinungJ 
die  das  19.  Jahrhundert  kennzeichnet?  Es  ist  die  mehr  uudj 
mehr  in  Thätigkeit  gekommene  Cirkulation  von  Menschen,  Ideen I 
und  Produkten,  Wollen  Sie  diese  Cirkulation  hemmen?  WoUeaJ 
Sie  diesen  fruchtbaren  Austausch  vermindern,  der  bewirkt^ 
dafs  aUe  Völker  der  Erde  gerufen  werden,  von  den  Wohl* 
thaten  Vorteil  zu  ziehen,  welche  die  Vorsehung  freigebig  leI 
den  verschiedenen  Gegenden  der  Welt  verteilt  hat,  indem  sie* 
sie  in  verschiedenem  Mafse  verteilt  hat?** 

Die   politische  Ökonomie  hätte   die  Aufgabe,  den  ewigen^ 
Frieden  zu  schaffen*    Ein  Schritt  auf  diesem  Wege  wäi'en  die 
Handelsvertrage.     Der   englisch -belgische  Vertrag  müsse  aber] 
besonders    desbalb    aufrecht   erhalten    werden,    weil   er  1)  die. 
Einfuhrverbote  beseitigt   und  2)  die  Schutzzölle  auf  hödisteuft 
25  ^o  begrenzt  hätte. 

Ähnliche  Ideen   verfocht   der  ElsÄsser  Stein  heil:    ^Di« 
Konsumenten   haben    das  gesetzmäfsige  Recht  und  Verlangen 
sich  zu  versorgen,   wo  es  ihnen  geflillt,   und  die  Produzent 
ihrerseits  haben  Interesse  daran,  nicht  allein  auf  dem  nationalen' 
Markte,  sondern  auch  auf  den  fremden  Märkten  zu  verkaufen. 
Folglich  ist  das  Regime  der  Freiheit,  der  durch  billige  Verträge^H 
gemäfsigten  Freiheit  ein  weit  vorteilhafteres  Regime,  als  es  dai^l 
vor  1860  sein  wtlrde''. 

Warum  hätte  man  den  Mont  C4nis  durchstochen^  den 
Suezkanal  gebaut?  Doch  nur  wegen  der  tiefen  Notwendigkeit, 
die  Völker  einander  näher  zu  bringen,  und  nicht,  um  sie 
wieder  durch  Zollßchranken  zu  trennen,  — 

Aus   den  Ausführungen  aller  Gegner  der  Kündigung  tri 
die  Besorgnis  zu  Tage,  dafs  eine  reaktionäre  Zollpolitik  zu  er   ^ 
warten   stände,    weil   gerade   die  Anhänger  des  ancien  regime 
die  Vorlage  befürworteten.    Diese  Bedenken  suchten  die  Depu- 
tierten Reverchon  (Gruppe  Feray ),  Raoul  Duval  (rechtes  Centrum) 
und  Acloque  (rechtes  Uentrum)  zu  zerstreuen. 

Niemand  wolle  die  Rückkehr  zu  den  alten  Einfuhrverboten 
und  zum  Hochschutzzoll*     Die  Industrie  und  auch  die  Land* 
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Wirtschaft  hätten  aber  durchaus  einige  Kompensationen  nötig, 
die  nur  durch  die  Vertragijkündigung  zu  erreichen  »eien  Re- 
prefisalien   wären   von  England  keiuesfalls  zu  befürchten,    wie 

1a  auch  Amei-ika  bei  seiuen  Zollerhöhungen  von  Englands  Seite 
ceinen  Widerstiind  erfahren  hiltte. 

Reverchon  nannte  „die  wahren  liberalen  Mafsregeln**  den 
„Schutz  des  Schwachen  gegen  den  iStarkeii". 

Raoul  Duval  (Kai-matidie)  charakterisierte  die  Lage  der 
Industrie  und  führte  an.  dafs  73  Spinnereien  in  der  Norniandie 
seit  Einführung  der  tiapoleoni sehen  Vertrüge  ilire  Arbeit  auf- 
gegeben hätten.  Deshalb  brauche  Frankreich  flir  sein  Vor- 
gehen völlige  Freiheit,  um  die  ncttweudigen  Schutzmafsregeln 
tos  Werk  zu  setzen.  Man  hätte  nach  der  Kündigung  noch 
ein  ganzes  Jahr  Zeit,  um  die  erforderlichen  Untersuchungen 
anzustellen. 

Die  Vertreter  der  Regierung  stellten  sich  auf  denselben 
Boden.  Der  Minister  des  Aufseren,  Graf  de  R<amuöat,  bat  aber, 
die  doktrinären  Streitfragen  ganz  aus  dem  Spiele  zu  lassen, 
weil  die  Regierung  in  jedem  Fall  bei  dem  erprobten  System  eines 
geniäfäigten  Schutzzolls  zu  bleiben  und  nicht  über  den  Maximal- 
soU  von  25**  0  hinauszugehen  gedenke,  Sie  wollte  sogar  nach 
der  Kündigung  den  englischen  Vertrag  bis  1877,  allerdings 
mit  kleinen,  notwendigen  Änderungen  verlängern. 

Das  englische  Kabinett  könnte  sich  um  so  weniger  verletzt 
fllblen,  al«  es  sich  principiell  geneigt  gezeigt  hätte,  Frankreich 
ifu  Hilfe  zu  kommen.  Erst  in  der  jüngsten  Zeit  wäre  der 
Widerstand  stärker  geworden*  Der  Minister  verlas  zur  Be- 
kräftigung seiner  Ausführungen  einige  diplomatische  Noten^ 
deren  Vorlegung  er  zuvor  der  Kommission  verweigert  hatte. 
So  schrieb  der  französische  Boti^chafter  aus  London  am 
1.  November  1871:  „Die  Regierung  Ihrer  Britischen  Majestät 
begegnet  einem  grofsen  Widerstand  dagegen,  das  Beispiel  einer 
Verhandlung  zu  dem  Endzweck  zu  geben,  die  Schutzzölle  nicht 
SEU  verringern,  sondern  zu  erhöhen,  eine  Politik  ^  welche  die 
Regierung  Ihrer  Majestät  für  die  Staaten  für  schädlicher  hält, 
weiche  sie  sich  auferlegen,  als  für  die  Staaten,  welche  diese 
ZdUe  treffen  solleu/  —  Ferner  lautete  eine  am  28.  Januar 
1872  in  Paris  eingelaufene  Depescher  ^Die  Regierung  Ihrer 
Majestät  erhebt  keinen  Widerspruch  hinsichtlich  der  durch  die 
französische  Regierung  in  einem  liskalischen  8inne  getroffenen 
Mafsregeln  und  wird  sich  bemühen  ^  jede  Abschwächung  der 
herzlichen  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Ländern  zu  ver- 
hindern, in  dem  Falle,  dals  die  französische  Regierung  den 
Vertrag  kündigen  würde.  Wenn  der  Vertrag  Frankreich  in 
fiftkAlisdier  Hinsicht  lästig  ist,  so  ist  die  Regierung  Ihrer 
ICajeität  bereit,  den  Vertrag  zu  ändern,  insoweit  es  sich  um 
diese  Punkte  handelt  —  Was  die  Vorschläge  anbetrifft,  die 
einen  Schutzzollcharakter  tragen,    so   siebt  die  Regierung  der 
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Königin  Rrofse  Einwände  darin,  solche  Vorschläge  anzunehmen, 
aber  sie  hat  ihnen  nicht  gänzlich  die  Thür  verschlossen." 

Aus  diesem  Grunde,  so  fuhr  de  R^musat  fort,  würde  es 
die  Regierung  noch  einmal  mit  Unterhandlungen  versuchen. 
Aber  es  sei  ganz  eut,  wenn  sie  dabei  die  Waffe  der  Vollmacht, 
zu  kündigen,  in  der  Hand  hätte.  Ein  Zollkrieg  sei  in  keinem 
Fall  zu  erwarten,  da  England  sonst  allen  seinen  Grundsätzen 
ins  Gesicht  schlagen  würde. 

Die  gleiche  Ansicht  vertrat  Thiers,  der  die  Kündigung 
nicht  mehr  umgehen  zu  können  glaubte.  Wenn  dann  die  Frage 
mit  England  gelöst  wäre,  so  würde  sie  „*/*  und  vielleicht  voll- 
ständig^ mit  der  ganzen  Welt*'  gelöst  sein. 

Die  Opposition  war  indessen  nicht  überzeugt  Gambetta 
(republ.  Union)  verlangte  die  Vorlage  sämtlicher  diplomatischer 
Akten.  Nach  der  Ministererklärung  wäre  ferner  die  Kün- 
digung ganz  unnötig.  Er  beantragte  deshalb  die  Aufschiebung 
der  Beratung. 

Johns  ton  (rechtes  Centrum)  und  Genossen  forderten  die 
Kegiorung  auf,  die  Verhandlungen  fortzusetzen,  aber  nur  in 
tiskalisohem  Sinne. 

Beide  Anträge  wurden  jedoch  abgelehnt,  dag^en  am 
nächsten  Tage,  dem  2.  Februar,  der  Regierung  die  Ermächtigung 
zur  Kündigung  gegeben.  Auf  dem  Dvitum  des  4.  Februar  be- 
harrte  man  nicht  mehr,  weil  die  englische  Regierung  ihre 
.Ansieht,  dafs  die  Kündigung  spätestens  an  diesem  Termin 
und  dann  erst  wieder  ein  Jahr  später  stattfinden  müsse,  auf- 
g^^ben  hatte. 

Die  Vorschläge,  welche  England  unterbreitet  werden  sollten, 
hatte  die  Regierung  auf  drei  Tabellen  niedergel^t 

Tabelle  A  zählte  die  Industrien  auf,  deren  Materialien 
unverändert  hinsichtlich  des  Zolls  bleiben  sollten.  Dazu  ge- 
hörten Elisen«  Stahl  und  Fabrikate  daraus  (darunter  auch 
Si^hillsbauten),  Kohlen  und  Coaks,  Glas-  und  Töpferwaren, 
chemische  Proilukte,  Fische,  Hartkäse  und  Bier. 

Tabelle  B  t\ihrte  die  Zollerfaöhungen  fbr  die  Textilien  an: 
Baumwolle  und  Lein  von  Xr  60 — 106  sollten  um  3*e,  von 
101  an  um  5^o  erfa(^ht  werden«  Baumwollentnehe  um  5^«, 
Wolle  um  5-  S  *>  *. 

Tabelle  C  stellte  eine  deichmäfoige  Steigerung  aller  anderen 
Zivile  tWu  — 

l>ie  Ab«timmuu^  in  der  Kammer  im  Sinne  dieser  Zoll- 
erfa\^huii^n  war  ei^rentlioh  awet  Wochen  nach  der  Afale^ong 
der  i^ ersten >  KohstoäioUvorUge  unlogisch;  aber  die  Katioonl- 
vt*r$amuüung  woUie  Thier«  so  bald  nach  der  Vertraaensknd- 
g^^bun$  nicht  wievler  n^iz^n.  Ausserdem  besagte  die  Ktod^gwig 
in  der  Tha:  noch  nichts  über  die  Ziele  dar  an  befiolgCBdcm 
Handelsivlitik«  über  die  die  Kammer  doch  in  letxttr  Linie 
au  entscWkten  hatte. 
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Thiera  machte  nicht  sofort  von  seiner  Vollmacht  Gebrauch, 
jiKlern  liefs  zueräl,  am  7.  Februar,  dem  fraiizösi sehen  Bot- 
&hafter  in  London  dtfo  Auttrag  geben,  au  Lord  Graoville  die 
Mitteilung  zu  machen^  dafs  die  Kegiening  nur  im  äufseraten 
Fall  zur  Kündigung  schreiten  würde.  Doch  als  am  24.  Februar 
der  englische  Botschafter  Lord  Lyons  dem  französischen  Minister 
de  R^musat  als  Antwort  auf  diese  Mitteilung  die  bereits  oben 
erwähnte  ablehnende  Depesche  überbrachte,  gab  es  für  Thiers 
nur  noch  den  Weg  der  Kündigung. 

Der  Ton  jener  Depesche  hatte  sogar  eine  indirekte 
Drohung  hinsichtlich  des  tranzösischen  Wein  Imports  nach  Eng- 
land enthalten:  „Welches  auch  das  Kesul tat  der  gegenwärtigen 
Diskussion  sein  wird,  so  wird  sich  die  Regierung  Ihrer  Ma- 
jestät doch  bemühen,  jede  Änderung  in  den  Gefiihlen  der 
Herzlichkeit ,  welche  augenblicklich  zwischen  den  beiden 
Ländern  besteben,  zu  vermeiden,  und  sie  würde,  obwohl  sie 
keineswegs  die  Absicht  hat,  einen  Tarifkrieg  anzufangen  oder 
auf  schutzzöUnerische  Mafsregeln  zurückzukommen,  es  nur 
in  dem  Fall  für  wertvoll  halten,  ihre  tiskalische  Freiheit  wieder- 
zuerlangen»  wo  sie  Gelegenheit  hätte,  davon  in  betreff  eines 
der  Punkte  Gebrauch  zu  machen,  hinsichtlich  deren  der  Ver- 
trag sie  heute  in  gewissem  Mafse  beschränkt*'  ', 

Dieser  eine  Punkt  ist  die  Wein-  und  Branntweinsteuer, 
welche  durch  den  napoleonisehen  Vertrag  zu  Gunsten  der 
franaösi sehen  Importe  erheblich  herabgesetzt  worden  war^,  — 

Am  10.  März  sandte  de  Kt^musat  dem  Vertreter  Frank- 
reichs, Herzog  de  Broglie,  seine  Instruktionen.  Am  15*  März 
1^72  kündigte  dieser  den  Handelsvertrag  vom  23.  Januar  1860, 
welcher  darnach  am  15.  März  1873  sein  Ende  erreichte,  wenn 
nicht  währenddessen  ein  anderer  Vertrag,  zu  dem  Frank- 
reich stets  bereit  war»  zustande  kam.  Als  die  Grundlage 
eiues  neuen  Vertrages  bezeichnete  der  französische  Bot- 
schafter den  alten  Konventionaltarif,  jedoch  mit  Abänderungen 
iizi  Interesse  der  dringenden  Bedürfnisse  der  Industrie  und 
deü  Fii^kud. 

Lord  Granville  bestätigte  am  18.  März  die  Kündigung 
durch  eine  einfache  Empfangsbescheinigung  der  betreffenden 
Kote.  Die  ^ Gefühle  der  Herzlichkeit **t  welche  die  englische 
Regierung  auch  in  Zukunft  gegenüber  Frankreich  hegen  wollte, 
offenbarte  sie  durch  Zusendung  einer  Reihe  von  Reklamationen 
und  Beschwerden  englischer  Kaufleute  hinsichtlich  der  Praxis 
der  französischen  Zollfimter  direkt  an  den  französischen  Bot- 
schafter (25.  März  1872), 

Die  Kündigung  de«  Vertrages  mit  Grofsbritannien  maclite 
auch  die  Lösung  des  belgischen  Handelsabkommens,   welches 


1  Am^,  op.  cit  n  8.  SIL 

•  Verein  für  Socialpolitik  Bd.  51  S.  137. 
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auf   gleicher    Grundlage    gesehlosöeu    war,    notwendig.     De 
Verfallstermin  war  der  28.  Jlärz  1873, 


3,    Verträge  mit   England   und  Belgiea, 

Die  Verhandlungen  mit  den  Kabinetten  von  London  unfl 
Brüssel  wurden    einstweilen  eingestellt,    weil   die    französiaehd 
Regierung   sich   zuvor  mit  der  Nationalversammlung  über  il 
neues  Zollprojekt  zu  verständigen  wünschte,    um  dadurch  did 
nötige  Grundlage  zu  neuen  Handelsverträgen  zu  gewinnen. 

Das  Gesetz  vom  26.  Juli  1872  gab  ihr  diese  Möglichkeil 
und    Hefa    die    Verhandlungen    wieder    anknüpfen,      England 
konnte  »einen  Widerstand  gegen  die  französischen  Forderung 
jetzt   nicht    mehr    mit   der  Unsicherheit   erklären,    in    der 
durch    die    offenbare    Meinungsverschiedenheit    zwischen    def 
Regierung    und    der    Kammer    Frankreichs    geschwebt    hatt€i1 
Nach  dem  26.  Juli    herrschte   kein  Streit   mehr.     Kein    parU 
mentarischer  Bcschlufa  konnte  mehr  die  durch  da«  Gesetz  vor 
geschriebene   Höchstgrenze    der   Zölle    auf   eine   für    England 
ungtinstige,   noch    höhere  Abgabenstufe  veiTÜcken.     Anderer 
eeits  trug  der  neue  Tarif  nicht  mehr  den  Charakter  des  Hocl 
Schutzzolls,    der    den    britischen  Doktrinttren    von   vornherein 
unannehmbar  gewesen  war,  sondern  hielt  sich  mehr  im  Rahme 
der  Finanzzölle*     Daher  war  begründete  Aussicht  vorhanden 
dafs    die    neuen    diplomatischen    Verhandlungen    mit    Londoti 
zum  Ziele  führen  mul^sten.    In  der  That  kam  am  5.  Novemb« 
1872  der  neue  Handels*  und  Schiffahrtsvertrag  zustande. 

Der  Wortlaut   dieses    Verti'ages  scheint  ein   grofses   Eni 
gegenkoniraen  der  englischen  Regierung  zu  bekunden,   zumal 
Grofsbritannien  als  Grund  seiner  HandJungs weise  ganz  selbstlos 
die  Erkenntnis  angiebt,  dal's  „Ihre  Majestfit»   die  Königin  ded 
Vereinigten    Königreiches"    von    der   Notwendigkeit   der   fran^H 
zösischen  Wünsche   überzeugt    war.     Sie   willigte    „in    freund^^l 
sehaftlicher  Gesinnung  in  die  Taritllnderungen,  ,.-,,,  weil  die 
finanziellen  Bedürfnisse  Frankreichs  die  Auflage  neuer  Abgabeii^ 
in  diesem  Lande  ^    und  zu  diesem  Behuf  die  Modifikation  dei^H 
Tarifstipnlationen'*  der  Vertröge  ^gebieterisch  fordern'* '. 

Aber  thatisäehlich  beschränkte  sich  die  Freundlichkeit 
Englands  auf  diese  Höflichkeitsformeln.  Während  es  seil 
Frankreich  nur  die  Behandlung  der  meistbegünstigten  Natioi 
bot,  mufste  sich  die^ed  zu  mancherlei  speciellen  Zugeständnissei 
bequemen.  Die  in  einem  besonderen  Tarif  festgelegten  Zoll©* 
durften  in  keinem  Falle  erhöht  werden  und  galten  als  Maximal- 
abgaben. Einige  Rohstoffzölle  wurden  obendrein  niedriger 
angesetzt,  als  sie  das  Gesetz  vom  26.  Juli  1872  verlangte, 
sodafs    damit    die  erwartete   Einnahme    tlUr    den    Staatssäckel 
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empfindlich  geachniälert  wurde.  Der  wichtigste  Punkt  des 
Vertrages  war  indei^sen  das  vollständige  Zurückweichen  der 
französischen  Unterhändler  vor  den  britiaclien  Anspruch en 
hinsfehtltch  der  Schiffahrt.  Während  die  Übrigen  Bestimmungen 
bei  einjähriger  Kündigungstriöt  bis  zum  3L  Dt'üember  1876 
h'efen,  sollte  mit  Ausnahme  der  Kiislenlatirt  die  britische 
HaDdelsdotte  und  ihre  Ladungen  für  Frankreich  und  Algier 
bia  Eum  15,  Juli  1879,  dem  Vertallsterrain  des  Vertrages  mit 
Portugal  \  in  jeder  Beziehung  der  französischen  Flotte  gleich- 
gestellt sein.  Damit  war  der  Flaggenzuschlag  für  die  indirekte 
Schiffahrt,  den  man  vergeblich  durch  Verhandlungen  mit 
Österreich  zu  erreichen  gesucht  hatte,  und  der  nach  den  Er- 
wartungen der  französischen  Reeder  wenigstens  bei  dem  Er- 
löschen des  Österreichischen  Vertrags  im  Jahre  1876  eintreten 
sollte,  endgültig  unmöglich  gemacht j  und  so  der  Flotte  der 
sehnlicltst  gehoffte  Schutz  geraubt. 

Aber  auch  der  »Schiffsbau  mufate  den  Schmerz  erleben, 
dafs  die  beschlossenen  Zölle  von  30—60  fn  auf  die  Mefstonne 
für  importierte  Schiffe  dem  alten  Bilanzzoll  von  nur  2  fr, 
weichen  sollten.  Es  mHchte  dabei  sehr  wenig  aus,  dafs  diese 
Zölle  durch  Ausgleichungsabgaben  auf  den  metallischen  Über- 
zug der  Schiffsrümpfe  von  Eisen  ,  Zink  oder  Kupfer  bis  zu 
9  fr.  pro  Tonne  gesteigert  wurden.  Das  zu  Anfang  des  Jahres 
beschlossene  Marinegesetz  war  thatsächlich  illusorisch  geworden. 
Deon  wenn  überhaupt  ein  Import  von  Schiffen  für  die  fran- 
s^aische  Industrie  gefährlich  war,  so  war  dies  sicherlich  der 
von  England. 

Ein  Vorzug  des  Vertrages,  aber  nur  formalrechtlicher 
Natur,  war  die  klare  und  deutliche  Bestimmung  im  Artikel  5, 
dafs  die  Zölle  nur  bei  einer  gleichen  Behistung  der  ein- 
heimischen Produkte  durch  Aüsgleichungszölle  erhöht  werden 
«lurften,  dagegen  niemals  „mit  Bezug  auf  eine  Zollabgabe  von 
Rohmaterialien  oder  anderen  von  aufserhalb  eingeführten  Pro- 
dukten oder  Waren '^^  Damit  sollte  Jedem  künftigen  Streit  um 
den  Wortlaut  der  Verträge  und  die  Möglichkeit  von  Zoll- 
erhöhungen  der  Boden  entzogen  werden.  Aber  schliefslich 
ffftr  der  leidende  Teil  dabei  doch  wieder  Frankreich,  weil 
nur  hier  etwa  eintretende  Zollerhöhungen  auf  der  Tages- 
oninung  standen. 

Den  weiteren  Inhalt  des  Vertrages  bilden  Bestimmungen 
über  das  Fremdenrecht,  über  Wertdeklarationen,  Ursprunga- 
zeueniö«e,    Sicherheitskautelen    und    dergleichen,    ferner   über 

ipelgebühren  für  Guldschmiedearbeit,  Feuerwaffen  und 
Ai.iver,  auch  über  die  Befugnisse  und  Rechte  der  Konsuln  und 
alles,  was  damit  zusammenhängt. 


^  Portugal    stand  AufBerhalb  des  Systems  der  Meistbeganstigunga- 
vertrÄge. 
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Der  Vertrag  sollte    bereiu  am   L  Dezember  1872,   oder, 

wenn  er  bis  rlaliin  noch  nicbt  ratitiziert  war,  sofort  nach  der 
Itatifikation  in  Kraft  treten.  Das  war  ein  kleines  ZugestöndDb 
Englands,  welches  8ich  eigentlich  noch  bis  Mitte  März  1873 
des  Vorteils  der  etwas  liberaleren  napoleonischen  Tarife  er- 
freuen durfte. 

Aber  das  Zugeständnis  war  auch  nur  scheinbar.  Die 
britische  Regierung  fügte  freilich  ihrem  Tarif  aofort»  ohne  erat 
auf  die  Verhandlungen  Frankreichs  mit  den  anderen  Mächten 
zu  warten,  die  neuen  Zollerhöbungen  hinzu.  Indessen  konnte 
sie  sicher  sein  ,  dafs  die  meisten  Bestimmungen  an  der 
Formel  der  Meistbegilnstigung  scheitern  und  dafs  die  Übrigen 
Vertragsnationen  sch%verlich  ihre  Rechte  aufgeben  würden. 
Aufserdem  besagte  der  §  2  des  Artikels  7  des  französischen 
(lesetzes  vom  26,  Juli  1872,  welcher  durch  den  Antrag  Pouyer- 
Quertier,  wie  ich  oben  erwähnt  babct  beschlossen  worden  war, 
ganz  unzw^eideutigt  dafs  kein  Zoll  auf  irgendwelche  Kobstoffe 
erhoben  werden  durfte,  bevor  nicht  skmtbche  Vertragsnationen 
ihre  Einwilligung  dazu  gegeben  hätten. 

Thiers  hätte  sicherlich  diesen  Vertrag  nicht  unterschrieben, 
wenn  er  nicht  überzeugt  gewesen  wäre,  dafs  diis  Vorgehen 
des  mächtigen  Albion  günstig  auf  die  Verband  hingen  mit  den 
anderen  Staaten  wirken  würde,  und  dafs  er  dadurch,  wenn 
auch  nicht  die  ganze  Ftdle  seiner  handelspolitischen  Pläne 
verwirklichen ,  so  doch  etwas  zum  Vorteil  der  Finanzen  und 
der  Volkswirtschaft  erreichen  könne,  — 

Ein  Vierteljahr  später,  am  5.  Febrnar  1873,  schlofs  er 
auf  der  Basis  des  englischen  Vertrages  einen  Handels-  und 
einen  Seh iffahrts vertrag  mit  dem  Brüsseler  Kabinett.  Tags 
zuvor  hatte  sein  Minister  des  Aufseren,  de  R6musat,  den  Ver- 
trag mit  England  der  Kammer  zur  Genehmigung  unterbreitet. 
Einige  Wochen  darauf,  am  19,  Februar,  folgte  das  Handels- 
abkommen mit  Belgien,  am  2ö.  März  der  Schiffahrtsvertrag 
mit  demselben  Lande.  fl 

Die  Verträge  wurden  sämtlich  derselben  Kommission  über-  ™ 
wiesen,  die  sich  durchaus  nicht  mit  ihrer  Arbeit  beeilte.     Denn 
in  der  Nationalversammlung  und  im  ganzen  Lande  fanden  sie  h 
eine  überaus  ungünstige  Aufnahme»  ^M 

Die  Arbeit  der  englisch-französischen  Kommissare,  welche 
nach   der   Vertnxgschliefsung    noch    besonders    die   Frage    der 
Ausgleichungsiibgaben    für    die    Rohstoflrzölle    regeln    sollten, 
vervollständigte    den    allgemeinen    Unwillen.      Jede    Art    von  ^ 
Schutz,    den   die   kompensatorischen    Abgaben   bieten   sollten^  ^| 
war  von  diesen  vollständig  abgeschnitten  worden.     In  einigen  ^ 
Artikeln    betrug    sogar   der    Ausgleichungszoll    eine   geringere 
Summe,    als  der  Zoll    auf  die  Rohstoffe,    weil    die    Engländer 
erklärten,  dann  in  den  betreffenden  Fabrikaten  in  Frankreich 
nicht   mehr   konkurrieren    zu    können.     So    beliefen    sich 


sich    die  H 
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Reduktionen  im  Tarif  für  verschiedene  Garne  und  Gewebe 
auf  30  40  ^ü,  auf  Produkte  aus  Fettkörpern  auf  40— 55  ^/o, 
auf  Kautscliukwaren  auf  25 — 75  "^/o.  Sehr  geschickt  rechnete 
der  englische  Kommissar  mehrere  Wertzölle  in  speciliache  und 
umgekehrt  öpecifische  in  Wertzölle  um,  natünich  stets  im 
Sinne  einer  Ermäfsigung  (Am4).  Aber  nicht  allein  das  Roh- 
itoffzallgesetz  wurde  dadurch  stark  moditizicrt,  sondern  sogar 
das  Gesetz  vom  8,  Juli  187L  Die  mineralischen  Öle  britischen 
Ursprungs  *  sollten  danach  nicht  dem  in  diesem  Gesetz  be- 
schlossenen Petroleumzoll,  sondern  nur  der  alten  Abgabe  von 
S  **  0  unterliegen  (exklusive  der  inneren  Steuer)  und  nur  bei 
gleicher  Erhöhung  der  Fabrikationsabgaben  auf  französische  Gle 
einem  höheren  Zoll  unterworfen  werden.  Diese  Bestimmung 
sollte  rückwirkende  Kraft  erlangen  und  ßäratliche  bis  dahin 
stt  viel  erhobenen  Abgaben  zurückgezahlt  werden. 


4,    Thiers'    Sturz. 


»einer  Gesetzesvorlagen  entgegensehen.  Ein  gewaltiger  Sturm 
in  der  Kammer  stand  in  Aussicht.  Aber  auch  von  anderen 
Keiten  zogen  sich  die  Wolken  mehr  und  mehr  zusammen.  Die 
Politik,  welche  Thiers  verfolgte,  bewegte  sich  in  unmittelbarem 
'Gegensatz  zu  den  Anschauungen  der  klerikal-monarchistischen 
Kammermehrheit  Seine  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit, 
die  republikanische  Staatsform  in  Frankreich  endgültig  als  die 
einsig  mögliche  festsetzen  zu  lassen^  scheiterte  an  dem  Willen 
des  Parlaments,  Die  monarchistisch  gesinnte  Majori  tat,  welche 
die  Stunde  zur  Wiederaufrichtung  des  Königtums  gekommen 
«üi  und  sich  stark  genug  zu  diesem  Schritte  fühlte,  führte 
bereits  am  24.  Mai  1873  seinen  Sturz  herbei. 


VL  Kapitel 

Ble  AüfliehuDg  der  ThtersBcheu  Qesetze  ond  neue 
Handels  vertrSge. 

1.   Die  Aufhebung  des  Rohstoffzollgesetzes. 

Auch  das  fiskalische  Gebäude ,  das  der  arbeitsame  Mann 
mit  Daransetzung  seiner  ganzen  Energie,  seiner  Beredsamkeit 
und  Überzeugungstreue  errichtet  hatte,  stürzte  liald  darauf 
wie  ein  Kartenhaus  zusammen,  Ks  war  Thiers  nicht  vergönnt, 
die  kaiserliche  Vertragspolitik,  gegen  die  er  ein  Jahrzehnt  lang 


"  Artikel  V  des  Protokolls  der  Konferenz  der  Kommissar«»  Gmn- 
villc,  Gmvwd,  Ozenne.    8.  HA.  1872  II  S.  554. 
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und   gegen   deren  Geist  er   aein  Leben   lang  gekämpft   liatli 

zu    Falle    zu    bringen.      Die    Meistbegünstigungsklausel    ban4 
Frankreich  lo  jeder  Beziehung   an   den  Willen   des  Auslant 
und    die  Verhandlungen   mit   den    einzelnen  Staaten   zwan^ 
die   Regierung^    nach    und    nach    in    fast   allen    Punkten    au 
Gesetzesbestimmungen  zu  Vt?rziehten,  die  sie  vor  der  Nationa 
Versammlung  als  grundlegend    für  das  Wohl   des  Landes 
zeichnet  hatte. 

Der  Vertrag  mit  Österreich-Ungarn  machte  das  Marine 
gesetz  unmöglich.  Die  neuen  Verträge  mit  England  und  Belgien 
legten  Frankreich  in  dieser  Hinsicht  gleichfalls  und  auf  noc 
längere  Zeit  fest  und  beseitigten  zudem  wesenUiche  Teile  detl 
Rohstoffzollprojektes,  Nun  standen  noch  die  Verhandlungen 
mit  den  übrigen  Staaten  bevor;  neue  Enttäuschungen  warea^_ 
in  jedem  Fall  zu  erwarten,  da  sich  schwerlich  annehmen  Hefflij^| 
dafs  die  Regierung  eines  fremden  Landes  aus  reiner  Liebe  ztt 
Frankreich  sich  zu  dem  Verzicht  auf  wohlerworbene  handele- 
politische  Rechte  verstehen  würde.  DiplDmatische  Unterhand- 
lungen mit  Italien,  welche  noch  vor  Ablauf  des  Vertrages  am 
19.  Januar  1876  Änderungen  herbeiführen  sollten,  licfsen  dies 
schon  voraussehen,  wenn  sich  auch  das  Kabinett  Viktor  Erna* 
nuels  entgegenkommend  zeigte  und  in  Rom  ein  Präliminar- 
arrangement  mit  Frankreich  vereinbarte. 

Die  Regierung  des  neuen  Präsidenten  Mac  Mahon  konnte 
sich  infolgedessen  nicht  der  Ansicht  versehliefsen ,  dafs  ein 
Beharren  auf  dem  von  Thiers  eingeschlagenen  Wege  ein  mi- 
nützes  und  aussichtsloses  Unternehmen  war.  Eine  der  ersten^l 
Mafsn ahmen  Mac  Mahon s  war  die  Neugestaltung  des  Ober^^B 
handelsratea  (conseil  supörieur)  mit  seinen  drei  Abteilungen 
für  Landwirtschaft,  Handel  und  Industrie  durch  Dekrete  vom 
6,  und  15.  Juni  1873.  Diese  Körperschaft^  welche  aus  Depu- 
tierten,  Vertretern  der  Handelskammern  und  der  verschiedenen 
Zweige  der  Volkswirti>chaft  und  Beamten  besteht,  wurde  sofort 
mit  der  Untersuchung  der  Angelegenheit  betraut,  und  folgende 
Fragen  wurden  ihr  zur  Prüfung  unterbreitet: 

1.    Ob   man   das  Gesetz  vom  26,  Juli  1872  unterdrücken 
und   demzufolge   die   mit  England    und  Belgien   geschlossenea     a 
Verträge  nicht  ratifizieren  solle;  wt 

2)  Wie,  im  Falle  der  Bejahung  der  Frage,  die  Handels* 
bexiehungen  mit  diesen  beiden  Staaten  geregelt  werden 
müfsten;  und 

3*  Welche  Stellung  man  gegenüber  dem  Marinegesetz  vom 
30.  Januar   1872   einzunehmen  hätte  ^  H 

Gewifs   salsen    im  Oberhandelsrat,    besonders    in    der  Ab-™ 
tcilung    für   Landwirtschaft,  viele  Anhänger  der  RohatoffzöUe. 
Aber  unter  den  waltenden  Umständen  drang  die  Einsicht  von 
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1er  Zwecklosigkeit  des  ganzen  Gesetzes  durch  und  führte  zu 
er  einstimmigen  Befürwortung  der  Aufhebung  des  Gesetzes 
d  zu  dem  Verlangen,  den  Verträgen  die  Genehmigung  zu 
eraagen.  Man  forderte  die  Regierung  auf,  neue  Verhandlungen 
it  London  und  Brüssel  zu  eröffnen,  die  bis  zum  3L  Dezember 
1876  die  alten  Verträge  von  1860  61  wieder  in  Kraft  treten 
en  sollten. 
Der  die  Marine  betreffende  Teil  der  Fragen  stiefs  aber 
»uf  eine  starke  Opposition  im  Oberhandelsrat,  weil  die  Leiden 
des  Schiffsbaues  und  der  Reederei  zu  offen  am  Tage  lagen  und 
ele  Mitglieder  in  der  Aufrechterhaltung  der  Flaggenzuschblge 
ie  einzige  Rettung  erblickten.  Sehliefalich  gelangte  am 
21*  Juni  1873  mit  26  gegen  20  Stimmen  eine  Resolution 
heanelong  (klerikal, Legitimist)-Johns ton  (rechtes  Centrum) 
iur  Annahme:  „Der  Oberhandelsrat  bittet,  in  der  Erwägung, 
k  der  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1872  uuan- 
wendbar  ist,  um  dessen  Aufhebung;  aber  in  der  gleichzeitigen 
I^B^^ngy  dafs  das  Gedeihen  der  Handelamarine  uiit  den 
l^Kessen  unserer  nationalen  Marine  auf  ganz  intime  Weise 
verknüpft  ist,  spricht  er  den  Wunsch  aus,  dafs  die  Regierung 
"urch  eine  besondere  und  sachverntändige  Kommission  die 
irksamsten  Mittel^  dieser  Industrie  zu  Hilfe  zu  kommen, 
antersuchen  läfst***.  — 

Der  Handelsminiater  de  la  Bouillerie  trat  bald  darauf, 
am  11.  Juli,  mit  einem  Projekt  vor  die  Kammer,  wonach  das 
Rohstoffzollgesetz  aufgehoben  werden  sollte,  „Das  Gesetz  vom 
26.  Juli**,  so  meinte  er,  „ist  ein  toter  Buchstabe^  und  es  be- 
stehen zu  lassen,  wo  es  ein  wirkliches  Resultat  hervorzubringen 
nicht  imstande  ist,  wtlrde  den  ernsten  Nachteil  haben,  ohne 
irgendwelchen  Nutzen  eine  beständige  Beunruhigung  über 
Handel  und  Industrie  schweben  zu  lassen**» 

Am  21,  Juli  1873  erfolgte  der  Bericht  Leuren ts  (Rechte) 
im  Namen  der  Budgetkoraraission  darüber,  und  am  25,  Juli 
wurde  das  Gesetz  ohne  jede  Debatte  angenommen.  — 


2.    Die  Verträge  mit  England  und  Belgien. 


I[  Die  Zwischenzeit  hatte  die  Regierung  zu  neuen  Verhand- 
lungen mit  England  und  Belgien  benutzt  und  rasch  eine  Ver- 
ständigung mit  beiden  Staaten  erzielt.  Am  23.  Juli  1673  unter- 
zeichneten in  Versailles  der  Minister  des  Aufseren,  Herzog 
von  Broglie  (rechtes  Centrum),  und  die  Vertreter  Belgiens, 
Baron  Beyens,  und  Englands,  Lord  Lyons,  die  neuen  Verträge, 
nach  denen  für  Belgien  bis  zum  10.  August  1877  und  für 
England  bis  zum  30.  Juni  1877  die  alten  napoleonischeo  Tarife 
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wieder  in  Ki'aft  gesetzt  wurden.  In  beiden  Fällen  traf  rnanj 
die  Übereinkunft,  durch  Zusatzkonventionen  etwa  nötig  ge- 
wordene Änderungen  im  Zollreglenient,  Expertiseverfahren  und! 
verwandten  Dingen  einführen  zu  können.  Grofsbritaunien  Uefs  ( 
sit'b  hinsichtlich  der  Sehiffahrt  in  einem  besonderen  Paragraphen  i 
obendrein  nicht  nur  die  Meistbegünstigung  mit  den  andern 
Staaten    (natürlich    unter  dem  Gesichtspunkt  der  Reciprocität) ' 

febeUj  sondern  sogar  das  Rechte  dafs  seine  eigenen  Schiffe  in  I 
'rankreich  und  Algier,    abgesehen  von  der  KUstenfabrt,    den 
französischen    vollstilndig    gleichgestellt  sein   sollten.      Femer 
bebarrte   es  auf  dem  alten  Zoll  für  mineralische  Öle,    mit  der  ^1 
Mafsgabe,    dafs    sofort    nach    der   Ratifikation    in   Paris  eine  ^M 
Kommission    (jedes   Land    stellte   ein   Mitglied,    zu   denen    iu 
streitigen  Fällen  ein  drittes  als  Schiedsrichter  tratj  diese  Frage 
imd  auch  andere  noch  un vereinbarte  Punkte  regeln  sollte. 

Am  24.  Juli  1873  unterbreitete  der  Herzog  BrogU  e,  der 
Nachfolger  de  Remusats  im  ilinisterium  des  Auswärtigen,  der' 
Nationalversammlung  die  Verträge,  welche  einer  Kommission 
unter  dem  Vorsitz  von  Pouyer-Quertier  übergeben  wurden. 
Die  Kommission  befs  sich  hauptsächlich  durch  da^*  Vorgehen 
des  Staatsrats  und  des  Oberhandelsrats  bestimmen ,  welche 
beide  die  Schritte  der  Regierung  gut  gebeifsen  hatten.  Die 
Einsicht^  vor  der  man  sich  zuvor  so  hartnäckig  gesträubt  hatte^ 
dafs  es  eine  andere  Wahl  nicht  gab,  brach  sich  jetzt  allenthalben 
Bahn.  Nur  die  Rechte,  welche  man  den  fremden  Handels- 
flotten einräumen  sollte,  stiefsen  auf  Widerspruch,  Aber  die 
Mehrheit  verhehlte  sich  nicht,  dals  im  Falle  der  Ablehnung 
dieser  Beatimmungen  vielleicht  der  Vertrag  mit  England  gar 
nicht  zustande  kommen  würde.  Aufscrdeni  mufste  die  in  den 
alten  Verträgen  gelassene  Möglichkeit,  die  Seeeinfuhr  aus 
Belgien  oder  England  zu  treffen ,  doch  nur  zum  Schaden  der 
französischen  Häfen  ausschlagen,  weil  der  Import  dann  einfach 
den  Weg  zu  Lande,  über  Deutschland  und  die  Schweiz,  ge-  , 
nommen  haben  würde.  ^M 

Das  Aufgeben  des  Zollschutzes  der  ölindustrieen  bedauerte  ^| 
man    sehr,    versprach    sich  aber  statt    dessen   viel   von    einer 
Acciseabgabe,  zu  deren  Einführung  die  Regierung  aufgefordert 
wurde;    die   Accise   sollte  je    nach   der  Leuchtkraft   des  Öles 
abgestuft  werden. 

Dieser  Vorschlag  bildete    den    Hauptgegenstand   der  Dis- 
kussion   in    der   Kammer   am   29.  Juli  1873.     Der  Deputierte  ^1 
Paul    Morin    (republik.    Linke)   unterschied   drei    Arten   von  ^1 
Mineralölen,    das  amerikanische  Petroleum,  das  schottische  Öl 
aus  Büghead    und    schliefslicb  das  französische  Schieferöl  von  ^ 
Au  tun.    Von  diesen   drei  Sorten  hatte  das  französische  die  ge*  ^M 
ringste  Leuchtkraft,  während  das  Petroleum  die  gröfste  Hell  ig-  ^ 
keit  erzielte.     Bei   dieser  Sachlage   konnte   man   in    der  That 
einen  Zoll    vollständig   umgehen   und  eine  durch  die  Verträge 
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erlaubte  Acciseabgabe  nach  dem  Grade  der  Leuchtkraft  ein- 
führen.  Thatsächlieh  waren  auf  diese  Weise  die  fremden, 
heller  brennenden  Öle  schärfer  zu  treffen,  als  die  einheimischen. 
her  Morin    bezweifelte,    ob    die   Regierung   nuch   dieser  An* 

Dg  folgen  würde.  Obendrein  beatritt  er  überhaupt  die 
echtmäfsigkeit  der  englischen  Ansprüche,  die  freilich  bereits 
von  Thiers  anerkannt  waren.  Danach  sollte  das  englische  Ol 
%^on  Boghead  als  Kohlenessenz,  wie  das  Anilin,  behandelt 
werden ,  also  aufser  der  inneren  Abgabe  nur  mit  einem  Zoll 
von  5**  0  oder  von  3  fr.  pro  100  kg  belegt  werden^  Dieses 
*^*1  ist  in  der  That  aber  keine  Kohlencssenz ,  wie  neuere 
hemiker  nachgewiesen  haben ,  sodafs  Frankreich  es  ruhig 
teinen   Gesetzen   über  die  Mineratölzölle   unterwerfen    konnte. 

Ahnlich  wie  Morin  äufserten  sich  Leu  rent  (Rechte)  und 
Ciapier  (linkes  Centrura),  aber  der  Herzog  von  Broglie  wies 
ihre  Forderungen  hauptsächlich  damit  zurück^  dafs  die  Frage 
der  Acciseabgabe  mit  dem  Vertrag  nicht  in  Verbindung  stände. 
Sonst  schien  die  Regierung  dieser  mit  einigem  Raffinement 
ersonnenen  ZoUumgehung  nicht  gerade  abgeneigt  zu  sein. 

Das  Gesetz  wurde  noch  an  demselben  Tage  angenommen, 
nachdem  nur  noch  der  Deputierte  Leurent  Bedenken  wegen 
des  neu  einzuführenden  Zollexpertiseverfahrens  geäuFsert  hatte. 
nn  nach  diesem  sollten  die  französischen  Zollämter  ihre  ge- 
.uen  Ermittlungen  einstellen ,  wodurch  dem  Schmuggel  der 
iglischen  Importeure  Thür  und  Thor  geöffnet  wurde. 

Der  Vertrag  mit  Belgien  wurde  ohne  weitere  Erörterungen 
genehmigt 

Die  noch  unentschiedene  Frage  über  das  Verfahren  bei 
der  Verzollung  ad  valorem  wurde  erst  im  Januar  1874  er- 
ledigt Die  englisch- französischen  Kommissare  Kennedy  und 
Ozenne  einigten  sich  schliefslich  am  22*  Januar  dahin,  dafs 
die  Wertdeklarationen  der  Importeure  einer  weniger  scharfen 
Kontrolle  unterliegen  sollten,  und  zwar  „in  Erwägung,  dafs 
diese  Dispositionen  den  berechtigten  Anforderungen  des 
Handels  entsprechen**.  Natürlich  behielt  das  Zollamt  das 
Vorkaufsrecht  itlr  die  importierten  Waren,  wenn  es  die  Über- 
zeugung hatte,  dafs  die  betreffenden  Güter  einen  gröfseren 
Wert  darstellten ,  als  ihn  die  Deklaration  angab.  Wenn  das 
Zollamt  darauf  verzichtete^  so  wurde  ein  Expertiseverfahren 
eingeleitet,  zu  dem  die  Experten  einer  Liste  von  Kaufleuten 
tmd  Fabrikanten  entnommen  wurden,  welche  jährlich  durch 
die  Handelskammer  des  betreffenden  Bezirks  aufgestellt 
wurde*.  —  Frankreich  hatte  auch  hierin  fast  gänzlich  Heu 
imgliBchen  Forderungen  nachgegeben* 


*  Siehe  Protokoll  betreff,  das  Expertise  verfahren,  H.A.  1874  II  251. 

Die  mitEnglaiid   vereinbarten   Bestimmungen   wurden  nach  und 

nadi  durch  Übereinkommeu  auch  auf  die  anderen  Staaten  ausgedehnt. 


Ähnlich  verhielt  es  sich  bei  den  folgenden  Verhandlungei 
mit  Grafsbritannieti ,  welche  am  24.  Januar  1874  zu  einei 
Zusatzkonvention  führten.  Der  Minister  des  Auswärtige) 
Herzog  Decazes,  unterbreitete  diese  Konvention  sofort  d 
Kammer,  welche  sie  nach  einstimmiger  Annahme  durch  di 
Parlamcntskomraission  und  einem  empfehlenden  Bericht  V^tt. 
lart  (Rechte)  am  29.  Januar  ohne  Debatte  annahm. 

Dieses  Übereinkommen  wiederholt  nm-  die  schon  in  dem^ 
Vertrage  mit  Thiers  festgesetzten  Bestimmungen,  nach  denen 
künftighin  jede  Meinungsverschiedeoheit  hinsichtlich  der  Mög- 
lichkeit von  Zollerhöhungen  ausgeächlussen  wurde.  Es  wurde^ 
ferner  vereinbart^  dafs  jede  Abgabe,  die  den  Durchgangs«^! 
verkehr  über  Frankreich  nach  England  und  umgekehrt  be- 
lasten könnte,  tlir  die  Zukunft  unterbleiben  sollte.  Die  übrigen 
Verordnungen  der  Konvention  beziehen  sich  auf  Stempel-  uni 
Garantieabgaben  ftir  Goldschmiedeartikel,  FeuerwaflFen,  Anker, 
Ankerketten  und  andere  ebenso  zu  kontrollierende  Artikel, 
ferner  auf  den  Schutz  von  Handelsmarken  und  dergleichen. 
Muster  und  Proben  von  Handelsreisenden  sollten  12  Monatej 
lang  unter  Hinterlegung  von  Garantieen  steuerfrei  bleiben  * 


3.    Die  Aufhebung  des  Marinegesetzes. 

Die  Bestimmungen  über  die  Handelsflotte  waren  in  der 
Debatte  über  die  Vertrüge  gar  nicht  erwähnt  worden.  Das 
könnte  sonderbar  erscheinen,  weil  sie  gerade  in  der  Kom- 
mission den  Hauptgegenstand  der  Kritik  gebildet  hatten. 

Aber   die  Besprechung   derselben   war   unnötig  geworden, 
da    die   wesentlichsten    Beatandteile   des    Flottengesetzes   vontj 
30.  Januar  1872,  gegen  welche  sich  England  gesträubt  hatte,! 
nicht  mehr   bestanden.     Schon    am   25.  Juli  187B,    dem  Tagel 
der  Aufhebung  des  Rohstoffzollgesetzes ,  hatte  Ron  vier  (Re-j 

{)ublik.  Union)  beantragt,  die  Flaggen-  und  EntrepotzuschlägeJ 
allen  zu  lassen,^  weil  sie  unanwendbar  wären,    und  weil  nuf 
Rufsland    und    Österreich    zum    Schaden    Griechenlands     undl 
Englands,  deren  Schiffe  sich  künftighin  nach  Genua  und  Ant*| 
werpen,   statt   nach  Marseille   und  Bordeaux  wenden  würden^ 
davon  Vorteil  hätten. 

Die  Regierung  hatte  noch  gezögert,  diesen  auch  schon 
von  ihr  in  Aussicht  genommenen  Schritt  zu  thun.  Einige 
Deputierte  rieten  sogar  energisch  davon  ab.  Babin-Chevaye 
(konsen-at.  Republik,)  erinnerte  daran,  dafs  sich  im  Ober- 
handelsrat eine  starke  Minorität  für  die  Beibehaltung  der 
Flaggenzusehläge  ausgesprochen  und  zugleich  betont  hatte, 
erforderlichen  Falles  in  anderer  Weise  die  Marine  zu  achütsen. 


'  aA.  1874  I  121. 
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Doch  die  Regierung  versprach  eiae  wohlwollende  Berück- 
sichtigung aller  Wünsche. 

Rouiner  fügte  auf  eine  Anregung  Wo  1  o  w s k  i  s  hin  seinem 
Antrag  noch  einen  Paragraphen  hinzu,  in  dem  die  Regiening 
aufgefordert  wurde,  einen  Untersuchungsausflclmfs  zum  Studium 
der  Notlage  der  Handelsmarine  einssusetzen.  Die  Dringlich* 
keit  dieses  Antrags  Rouvier-Wolowski  wurde  ohne  weiteres 
beschlossen  und  der  Antrag  der  Budgetkommission  überwiesen, 
deren  Berichterstatter ,  der  freihändlerisehe  Herzog  Decazes 
(rechtes  Centnim),  schon  am  niichaten  Tage  die  Annahme  des 
Oeseizea  empfahl 

Decazes  führte  an,  dafs  das  Flottengesetz  vor  der  Hand 
überhaupt  nur  auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
Griechenland,  Dänemark  und  England  anwendbar  sei.  Die 
verschiedenartige  Behandlung  der  einzelnen  Handelsmarinen 
wtlrde  aber  böses  Blut  hervorrufen,  England  hätte  auch 
bereits  mit  Repressalien  gedroht  und  bestände  auf  der  Auf- 
hebung der  Zuschläge.  „Dieses  Gesetz  ist/  hatte  Lord  Gran- 
ville  am  24.  Februar  1872  depeschiert,  „nicht  nur  ganz  und 
gar  protektionistisch ,  sondern  in  seiner  Wirkung  darauf  be- 
rechnet, um  eigens  gegen  die  Marine  Grofsbritanniens  vor- 
zugehen." 

In  der  Diskussion  am  28.  Juli  wurden  keine  neuen  Gesichts- 
punkte vorgebracht,  Einig*^  Freunde  der  Flaggenabgaben, 
wie  Babin-Chevaye ,  mochten  sich  freilich  nur  mit  Bedauern 
▼on  ihren  Lieblingsvorschlügen  trennen.  Aber  mau  beugte 
»ich  fast  allgemein  vor  der  Notwendigkeit  der  Aufhebung  und 
nahm  den  Antrag  Rouvier  an. 


4.    Ersatz   für   den  Fiskus    und   kleinere  Vorlagen. 

So  war  denn  auch  die  letzte  wichtige  Anordnung  der 
ThiersÄchen  Gesetze  auf;iehoben  worden.  Die  zwei  Jahre  un* 
endlicher  Mühen  und  Verhandlungen  hatten  nur  das  geringe 
Reaultat,  dafs  Quaiabgaben  eingeführt  wurden,  die  aber  zu- 
gleich die  französische  Flotte  trafen  und  nur  geringe  finanzielle 
Ergebnisse  hatten. 

Auf  die  Anregung,  eine  staffelfönnige  Accisenabgabe  auf 
Mineralöle  einzuführen,  ging  übrigens  die  Regierung  sehr  bald 
ein.  Noch  in  demselben  Jahre,  am  29.  Dezember  1873,  wurde 
ein  diesbezügliches  Gesetz  *  beschlossen»  auf  Grund  dessen  am 
30.  Dezember  ohne  Debatte  auch  der  Zolltarif*  erlioht  wurde. 
Dasselbe  Gesetz  •  vom  30.  Dezember  schuf  einen  Ersatz  für 
die  namhaften  fiskalischen  Einnahineausfillle,  welche  das  Auf* 
geben  der  Thieraachen  Gesetze  verursacht  hatte.    Man  erhöhte 


*  HX  1874  I  381. 
»  HJL  1874  I  61. 


(14  xvm  2. 

iHMt  nHintlicho  beiitohende  Abgaben  und  Auflagen  um  5^\ 
illo  ZiiokariiUnun*  und  allo  Zölle  um  4^/o.  Ferner  besteuerte 
umn  Soito,  Stearimtliure  und  ähnliche  Produkte,  auch  im  Zu- 
«tand  von  Lichten  und  Kernen. 

l>andt  ornuohto  die  Regierung  finanziell  ihren  Zweck 
voUkumnten.  Indem  aie  aber  augleich  für  sämtliche  Fabriken, 
wt^loho  NttnierpHichtigo  Produkte  verarbeiteten,  eine  genaue 
Staatakon trolle  mit  harten  Strafen  und  ins  einzelne  gehenden 
|it)«tinimunKtui  übt^r  die  Art  der  Verpackung  und  dergleichen 
oiuOUirtts  <H'huf  sie  der  französischen  Industrie  und  dem  Haadd 
t^ine  VSUlo  von  Belästigungen,  dio  ihrer  EntStütung  nicht  gerade 
dituiUivh  waren, 

\V elitäre  (besetze  Über  die  Salzbesteuerung  v<nn  21.  Min 
1874»  UIhmt  die  Abgalten  von  Weinessig  und  t^Bsigsture  Tom 
17%  Juli  187&  und  über  die  Zuckersteuer  vom  SO.  Deaembcr 
187&  YtvrvoUsläudigten  die  finanziellen  Mafanahmen  der  Be- 
Kieruiui. 

Ine  Jahr^  1874  und  1875  hrackteo  noch  räuge  ZoO- 
vwtUk^ii  v\kn  g^riuger^r  Bedeutung,  So  wurde  dmcli  Ccj^a 
v^>lu  t.  Augu^^l  l$74  die  Einifukr  scharfer  Patronen  znai  Im^ 
s\^H)t^riM^  iWbraucli  d^r  Scliützenri^mne  gegen  eine  ZoDabgBb« 
v\ni  Iv^'^v  ^c^lAttet.  — 

Aui  )3k  Wbruar  1^75  wurde  ftr  die  Zahlniig  der  EnJüx&r- 
sn>U^  xw^tttt  di^  Bu  b«nBiddettd«  ^sunme  mehr  ak  90O  är.  besw;* 
^u  Knxtit  v\»u  4  Mooaiett  fM^ceeiKzt.  — 

Am  l^s  Mtai  d^w^Sftt  Jdbin»  wwde  £e  aoflfiew  EiidUir 
\vu  v^^idhteM^urv  ;i(tö  Korsika  b^ücUoiMiNL.  Der  Bericfae  us» 
lVf.*u5tert^tt  IVi^^cvait- Yrlleaeuv^  beMKie  die  Wickcigkeic  jbssisr 
luvi'juitrte  Ätr  *i*t*  kv,»r^;5c6e  Y .Ik^wirtichiaft.  zumal  ix  ATarnftr 

A:tt  i4w  J  jui  x«f^6au^  iie  Summer  üe  ZiiilfirmTifflrr  ^m 
vH)t»ma>M^rtt  ^ttjv«^  na«nr  AürwtOiC  «&s  I>*pwc«mii  AlSys'i 

,iu*^  r*JUti*  jL-rii  )Lwkkv   >r.;a   <i>^t.jiv*.,  ,„£  15  J',  '»nriiaiitr 


Ott   ul^c<mivuxt:a   TTvuctftt    jA:a   "^jo 
itir    nfcktT»L?fi:*^.«ivu   Vnfc>w:rw  aui   ii« 
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lit  einigem  Grauen  die  wochenlangen  Debatten  über  die 
lichtigstellung  des  Budgets  von  1871,  Und  doch  waren  auch 
iiese  fllr  die  Fordermigen  der  Schutzzöllner  vergeblichen 
Tersuche  nicht  ganz  ohne  Wirkung  auf  die  Handelspolitik, 
lur  allzu  offen  hatten  die  Gegner  der  liberalen  Tarite  ihre 
I^Unsche  ausgesprochen  und  dadurch  die  Regierungen  der 
remden  Staaten  gelehrt,  auf  der  Hut  zu  sein  und  womöglich 
rertragsmäfsig  Frankreich  die  Hände  zu  binden.  Namentlich 
eunruhigte  das  Ausland  der  drohende^  Umsehwang  in  der 
französischen  Schiffahrtspolitik,  England  und  Belgien  hatten 
bereits  ihre  Forderungen  in  dieser  Beziehung  durchgesetzt. 

Nun  kündigte  auch  KuTsland  seinen  Vertrag  mit  Frank- 
reich von  1857|  weil  es  in  diesem  nur  die  Meistbegünstigung 
hinsichtlich  der  Behandlung  seiner  Unterthanen  besessen  hatte, 
aber  in  schiffahrtspolitischen  Fragen  wie  ein  Nichtvertragsstaat 
behandelt  wurde.  So  fand  insbesondere  die  Vorschrift  j  dafs 
fremde  Schiffe  bei  indirektem  Zwischenlauf  der  Entrepotzulage 
unterworfen  waren,  auch  auf  Kufsland  Anwendung.  Der 
neae  Vertrag  vom  1.  April  1874  liefs  diesen  Nachteil  ver- 
schwinden. 

Die  Grundlagen  des  Vertrages  waren,  wie  es  in  der  Be- 
gründung desselben  durch  den  Minister  des  Äufseren  Decazea 
heifst:  „Für  die  Niederlassung  (von  Franzosen  in  Rulsland 
und  umgekehrt)  die  Gleichstellung  mit  den  Einheimischen 
und  die  Unterwerfung  unter  die  die  Fremden  betreffenden 
Landesgesetze ;  für  den  Handel  die  Behandlung  der  meist- 
begünstigten Nation  ohne  EinschrÄnkung;  für  die  Schiffahrt 
die  nationale  Behandlung,"  d,  h,  die  vollständige  Gleichsetzung 
der  russischen  mit  der  französischen  Flagge. 

Ausgenommen  war,  wie  in  allen  Verträgen,  nur  die  Küsten- 
tahrt,  welche  den  einheimischen  Schiffen  vorbehalten  blieb. 
Doch  befolgte  man  die  mildere  Praxis,  dafs  man  das  Anlaufen 
mehrerer  Httfen  hintereinander,  um  dort  die  Ladung  teilweise 
zu  löschen  und  wieder  zu  vervollständigen,  nicht  als  Küsten- 
fahrt auffafste  (Artikel  10).  In  diesem  Falle  brauchten  auch 
Abfertigungsgebühren,  Quaiabgaben  und  dergleichen  nur  ein- 
mal bezahlt  zu  werden.  Wichtig  war  noch  die  Bestimmung,  dafs 
vollständige  Ein-  oder  Ausfuhrverbote  in  keinem  Falle  ein- 
geführt  werden  durften,  es  sei  denn  gegen  Kriegskonterbande 
oder  aus  Gesundheitsrücksichten, 

Die  Dauer  des  Vertrages  ging  bis  zum  10,  August  1877, 
bei  einer  Kündigungsfrist  von  12  Monaten. 

E«  ist  übrigens  interessant,  zu  bemerken  »  wie  trotz  aller 
Versicherung  der  gegenseitigen  Meistbegünstigung  „ohne  Ein- 
«chränkung*^  doch  in  einem  Separatartikel  '  die  Meist- 
begünstigung in  gewissen  Punkten  auigehoben  wurde.    So  kam 


•  H,Ä.  1874  n  2S  «• 
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man  überein .  dafs  die  Handelsbeziehungen  Rufslands  zu 
Schweden-Norwegen  und  den  Grenzstaaten  Asiens,  die  „durch 
besondere  Grenzhandelsstipulacionen  unabhängig  von  den  auf 
den  fremden  Handel  im  allgemeinen  anwendbaren  Reglements 
geordnet*  waren,  ,in  keinem  Fall  angerufen  werden"  konnten, 
,um  die  Handels-  und  Sohiäiahrtsbeziehungen ,  die  zwischen 
Frankreich  und  Rufsland"  hergestellt  wurden,  zu  modifizieren 
(Art«  1).  Ebenso  bestand  die  russische  Regierung  darauf, 
dafs  verschiedene  Privilegien  ihrer  Unterthanen  bestehen  blieben 
und  von  der  Meistbegünstigung  ausgeschlossen  wurden.  Dazu 
gehi>rt  U  die  Freiheit,  welche  die  in  Ru&land  gebauten  und 
russischen  Unterthanen  gehörigen  Schiffe  genieCsen,  d.  h.  die 
Befreiung  von  den  Schi&hrtsabgaben  wjiurend  der  drei  ersten 
Jahre;  2»  die  den  Bewohnern  der  Küsie  des  Gouvernements 
Archacgel  verliehene  Befugnis,  in  ihrer  Häfen  abgabenfrei 
oder  gegen  ermSfsigie  Abgaben  g«r:Minete  und  gesalzene 
Fische,  sowie  gewisse  Arten  Rauch  werk  einzuführen  und  in 
derselben  Weise  Getreide.  Tiue.  Taziwerk.  Teer  und  grobes 
Segeltuch  auszuführen :  *>  die  den  Verimügzing^sgesellschaften, 
Yichiklubs  und  der«:le:cne^  cewiimen  Imzi^iniiixen.  Schliefs- 
Üc'r.  wurden  d;:rvi  drn  Venr»^  *;i^^h  nvh;  die  Gesetze  des 
Gr.v'>:.erzoc:;i2is  Finland  t*er:iiir:.  ^ welche  Fremden  den 
HAr.ir-U':*rieb  n;ir  in  den  S«-  v-^ier  Sitpe-südxen  dieses 
La-.:-:^  und  nur  er.  £t:«>  cesatnen*". 

Frankreivi  rilhi  sici  daiwen  nSci:  i^ebnnden  1)  hin- 
t::i£i:i  ier  Arc^r^ecfreibe-rer.  zui  PrlmS*n  m  Gunsten  des 
nin.nAlen  P.scifan^.  :2  linK.'üiici  ifr  Ir.ninn:tfiten  der 
ei^lis:.irc  Vr^^r.t£:ln£?J•i:iT;^T  ';:ni  ,-  irr  den  spanischen 
FiK-ifim   n.ci   inr^i   *-^n  G-ä-äs  T-:.rL  ü  a>e»Kit>er  1790  zu- 

Z*fr  Vtrir*^,  wt-j:h-fc.-.  f-.:r.f  X .•CiK^'.k^-k: nT-enn on  folgte, 
^LrLt  ein?-nnimj:  -r.  £*r  rjLrUn:?triii:»Tnnr.:s*ö:n  empfomen 
zjlkL  iZL  IT.  r:ini  'fT4  v-;-  liT  Sasnrrfc  ^t-ri^rriv.*  ^i^rf-jnommen. 

rre.":  :^  i.f-..V:  :*  :r.  iin:.  ^;t.  F:t.t.;:  r^MTÄ  C«entrum) 
TfrrfiJj'rrn  Ä.mL.ss.:r.>:«sr ■:;:.:;  .Mar  CfsuuiS  tT»  wohl,  zu 
"r-i-.i-Lirn  ii.-?  i.:Si  VT.:t-':>jt::)r...T;pf:r  n«:!:  £.•*  Erri^drigung 
rfv-.?.s*:7  >: UTLut--:!.  1.-  .  »rT  ^T.*:  r.i^Li'T  ükriT,'..  ijf-  Tinminel- 
.Mj"*  Lii  <i:.L'*-_j:  £:::v-..iL;^r*£  .^^  :*,kT.',i;fi;>"Pftrki*i.r8'  herbei- 
*:^'^.isr  lAv*:»  l:*^^  L.-:  ?*f-m«^iri.T^  .^,'rs<i,"T.  ^-j^  iD.'iC-.'^irTweise 
li.-r*    *.T-  j:i:    vfrivi.    Sw'nr'^r      tl  Ti-.>fM.\  ^i.tkn  rui  ..    £arf  uns 

-i-i-i  -tv-J.  VLT  r-r-i^ixr?':.!  :»:^.  .,»:^'»jt  V-rr«  durchaus 
ö-tr  r^:r*fi.L^  7'^  rtvf-.;c.  y^taVy;.:«/;  kM.: :::  kLr.Tuci. Ix  steinen 
Uor-  -'1  L_'isa:i5'.:i  l:  :  J-f-r^j;:.'  r.v-j  ur^i}.:z*ifsrter  ab 
r.L"'.r  1m'a-l  :  rL^.crä'ii:  .'f-T.kfa  v^i.-^-ii;.  .-.^xft-  iL"':  {»einer 
Tuijr'jLiJiL'^'irij^  :*ii  i«  i»*::.  iur. !  kf'..:-,'>i  V;.-*;-,^  pt»Sui)denen 
Tic-r*-:  :—  1l*-:.^-v  : r*r  111,1  i»-;^.  r--  .,: -'-iiij:  A>»ftr  das 
Lsnir     T-. .1.  :r-i*    -  -    -tÄLr:.-:c^    .:    ;:>ra*;    Ahn-.».'!.ui;rftr..     Das 
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Journal  des  j&conomktes  (1874,  II)  konnte  sogar  schreiben: 
„EU  mifsfäUt  uns  nicht,  dafs  bei  der  verminderten  Macht- 
stellung,  welche  die  Härte  des  Geschickes  uns  zugefügt  hat, 
die    schöne   Rolle   der   Freigebigkeit   auf  Seiten  Frankreichs 

ist haben  wir  doch  nicht  mehr  die  Wahl  unter  den 

Mitteln,  unsem  Rang  in  der  Welt  zu  kennzeichnen  und  dort 
unsem  Platz  zu  behaupten"  K 

Indessen  hatte  die  französische  Industrie  immerhin  einen 
Vorteil  von  dem  Vertrag  und  konnte  die  Hoffnung  heeen, 
dafs  ihre  Fabrikate  kraft  der  Meistb^ünstigung  in  Rufsland 
auch  weiter  einen  ffroljsen  Absatz  finden  wtlrden.  Denn,  der 
Ausfuhrhandel  war  für  Frankreich,  wie  es  in  sämtlichen  Zoll- 
debatten hieCs,  eine  Lebensfrage  ersten  Ranges  geworden. 


^  Citiert  bei  v.  Brandt,  franz.  Handelspolitik  S.  147. 


Zweiter  Abschnitt. 
Die  zeitweilig  freie  Zulassung  (admission  teniporaire). 


I.  KapiteL 
Der  Meehanlsioiis  der  zeltweiligeii  Zulassung« 

Es  ist  bezeichneDd,  dafs  der  französische  Unteraehmer- 
geiüt  sieh  nirgends  so  stark  zeigte,  um  allein  auf  sich  selbst 
und  die  Olite  seiner  Schöpfungen  bauend  in  den  Welthandel 
einzutreten,  sondern  dafs  er  immer  die  Unterstützung  des 
Staates  in  Anspruch  zu  nehmen  suchte.  Diese  Erschemung 
ist  eine  der  gefährlichen  Folgen  des  Colbertismus,  des  von 
Colbert  geschaffenen  SjstemSj  durch  Staatshilfe  Industrie  und 
Handwerk  zur  Blüte  zu  bringen,  Gewifs  hat  Frankreich,  wie 
Freiherr  von  Dumreicher  in  seinem  Buche  ^Über  den  fran- 
zösischen National  Wohlstand  als  Werk  der  Erziehung**  (Wien, 
1879)  nachgewiesen  hat,  durch  den  Colbertiamus  die  ihm  eigen- 
tümliche Kulturh<lhe  errungen  und  zu  behaupten  gewufst  Aber 
«eine  Industrie,  die  dadurch  in  die  Lage  versetzt  wurde,  vor- 
nehmlich Luxus  waren  von  kaum  erreichter  Schönheit  zu  pro- 
duzieren und  damit  den  Weltmarkt  zu  beherrschen  ^  wurde 
durch  denselben  Colbertismus  unselbständig-  Immer  wieder 
rief  man  in  Zeiten  der  Not  nach  der  Allmacht  des  Staates* 
Das  Verlangen  nach  Zollschutz  verschwand  niemals  von  der 
Tagesordnung  der  öffentlichen  Meinung, 

Andrerseits  verstummten  zu  keiner  Zeit  die  EJagen  der 
für  äie  Ausfuhr  arbeitenden  Fabrikanten  über  die  durch  Ver- 
zollung der  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  herbeigeführte  Ver- 
teuerung der  Produktionskosten.  Das  alte  Prämiensystem, 
welches  ein  halbes  Jahrhundert  lang  als  ein  notwendiger  Be* 
atiindteil  der  französischen  Handelspolitik  und  als  Ausgleich 
für  den  übertriebenen  Schutzzoll  geherrscht  hatte,  war  freilich 
durch  die  napoleonischen  Reformen  zu  Grabe  getragen  worden. 
Direkte   Vergütungen   bei   der  Ausfuhr  von  Fabrikaten   nach 
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einem  festea  Satss  ohne  Kückäicht  auf  die  Rohatoffeinfulu* 
wurden  seitdem  aus  der  Staatskasse  nur  noch  für  gesalzenes 
Fletsch  und  gesalzene  Butter  gewährt 

Ein  Dekret  vom  20.  Juli  1875  regelte  diese  Ausfuhr  dahin, 
dafa  für  Pökelfleisch  von  Rind  und  Schwein,  Schinken  und 
Speck  Ausfuhrprämien  von  3  fr.  10  cents.  bis  5  fr.,  und  für 
gesalzene  Butter  50  cents.  bis  1  fr,  50  cents.  auf  100  kg  netto 
gegeben  wurden  ^ 

Auch  das  drawbackj  eine  Rück  Vergütung  des  wirklich 
entrichteten  Zolls  auf  Grund  von  Zollquittungen  bestand  ge- 
setzlich nicht  mehr.  Dagegen  beherrschte  nach  dem  Scheitern 
der  Thiers' sehen  Zollpläne  eine  andere  Art  der  indirekten 
Prämie,  die  admission  temporaire,  die  Erörterung  in  den 
Interessentenkreisen. 

Die  zeitweiUge  Zulassung,  d.  h,  die  zollfreie  Einfuhr  von 
Rohstoffen  auf  gewisse  Zelt  mit  der  Bedingung  der  Wieder- 
ausfuhr nach  der  Verarbeitung  beruhte  auf  einem  Gesetz  vom 
5.  Jult  1836,  in  dessen  Artikel  5  es  heifst:  „Königliche  Ordon- 
nanzen können,  vorbehaltlich  des  Widerrufs  im  Falle  von 
Mifsbrituchen  ^  die  Vollmacht  zu  der  zeitweiligen  Einfuhr 
fremder  Produkte  geben,  die  bestimmt  sind,  in  Frankreich 
verarbeitet  zu  werden  oder  eine  iuduatrielle  Vervollkommnung 
EU  erhalten;  dabei  mufs  man  sich  verpflichten,  sie  in  einem 
Zeitraum,  der  sechs  Monate  nicht  übersteigen  darf,  wieder 
Äiiszuftibren  oder  in  das  Entrepot  zurückzuliefern ,  und  zwar 
unter  Erfüllung  der  festgesetzten  Formalitäten  und  Bedin* 
gungen«. 

Diese  Bestimmung  erlange  in  den  70  er  Jahren  nach  dem 
Aufhören  der  übrigen  Zollvergütungen  grofse  Wichtigkeit, 
zumal  sie  sogar  vorübergehende  Konflikte  mit  auswärtigen 
Staaten,  wie  Deutschland  und  Belgien,  hervorrief. 

Die  zeitw^eilige  Zulassung  wirkte,  so  wie  man  sie  in 
Frankreich  han^lhabte,  in  der  That  wie  eine  Ausfuhrprämie, 
Um  dies  zu  erläutern,  will  ich  kurz  einen  Blick  auf  den  Me- 
chanismus dieser  Einrichtung  werfen,  indem  ich  das  bei  den 
Ton  Thiers  geplanten  drawbacks  beobachtete  Verfahren  zum 
Vergleich  heranziehe.  Ein  Beispiel,  das  ich  L^on  Polnsard' 
entnehme,  möge  dabei  zur  Veranschaulichung  dienen^: 

Ein  Eisengiefoer  kann  100  Tonnen  Gufseisen  einführen 
und  bezahlt  dafür,  sagen  wir,  1000  fr.  Zoll  Der  Fabrikant 
arbeitet  jedoch  niclit  für  die  Ausfuhr,  sondern  will  seine  Pro- 
dukte lieber  in  Frankreich  verkaufen*  Deshalb  tritt  er  seine 
Zollquittung,  auf  Grund  deren  er  vom  Zollamt  1000  fr,  zurück- 
erlangen  kann,   gegen  Zahlung   von    ö50  fn   an  irgend  einen 
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•  Lion  Poinsard,  Libre  ^chans^e  et  ^rotectioii  8.  537. 

*  V«rgt«iche  auch  Lexis,  Die  franzöflischea  Äusfithrpr&mie 
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ist 

Ich« 
ihr^ 


anderen    Metallinduslriellen    ab,    der    100   Tonnen    mit    fran 
zösischem  Eisen    hergestellter  Artikel  ausführt  und  dann  vo; 
Zollamt   die    1000    fr.,    mit   andern  Worten   eine  Prämie  voi 
350  tr.    erhält     Der   erste   hat  also  statt  1000  fr.  nur  350  fr, 
Zoll  bezahlt,  der  zweite  eine  direkte  Unterstützung  von  350  fr, 
erhalten.     Die  Wirkung  ist  doppelt* 

Man  sieht,  die  Zotlumgenung  liegt  in  der  Möglichkeil 
begründet,  statt  der  eingeführteo  Waren  andere  zu  exportiere 
ganz  abgesehen  davon ,  dafs  gewöhnlich  wertvollere  Stoffe  in 
das  Land  hereinkamen  ^  als  hinausgingen.  Ganz  ähnlich  ist 
die  Wirkung  bei  der  admission  temporaire,  wenn  auch 
Verfahren  etwas  abweicht.  Hier  erhält  der  Importeur  ni 
eine  Zollquittung,  sondern  auf  sein  Nachsuchen  die  Einfuh 
erlaubnis  von  der  Regierung,  wonach  der  zu  hinterlegend 
Zoll  eine  Zeit  lang  aufgehoben  ist.  Die  Waren  treten  in  das 
Land  mit  einem  Begleitschein  (acquit^ä-caution)  ein,  dessen 
Decharge  durch  solidarische  Bürgen  oder  Hinterlegung  von 
Kautionen   sicher  gestellt  wird. 

Bei  der  Wiederausfuhr  nun  sind  mehrere  Fälle  zu  unter- 
scheiden. Sind  die  Waren  nach  der  Veredelung  in  ihrer  Zu- 
sammensetzung durchaus  identisch  mit  den  eingeführten  Roh* 
Stoffen,  so  bedeutet  das  Verfahren  nach  Lexis  nur  „eine 
erweiterte  Transitoperation"  und  giebt  zu  Bedenken  nicht  den 
geringsten  Anlafs.  Ist  dagegen  nicht  die  Identität  vor- 
geechrieben,  sondern  Substitution  durch  einheimische  Rohstoffe 
erlaubt,  so  erlangt  die  zeitweilige  Zulassung  sofort  den  Cha- 
rakter einer  Prämie.  Diese  Praxis  —  es  ist  zweifelhaft,  ob 
sie  gesetzmäfsig  ist  oder  nicht  —  wurde  in  verschiedenen 
Zweigen  des  französischen  Handels  befolgt.  Danach  verkaufte 
der  Importeur  nicht,  wie  bei  dem  Draw  back  verfahren,  seinen 
Erlaubnisschein  (acqiiit-ä- cautiou),  sondern  ti*at  ihn  einem 
anderen  exportierenaen  Händler  ab,  dem  er  selbst  einen  ge* 
wissen  Bruchteil  des  Zolles  bezahlte.  Die  Vergütung  bedeutete 
für  diesen  natürlich  eine  Ausfuhrprämio.  Der  Importeur 
brauchte  also  nur  einen  Teil  des  Zolles  zu  entrichten,  der 
Exporteur,  dem  sich  gewöhnlich  ein  Zwischenhändler  zugesellte, 
erhielt  eine  unmittelbare  Unterstützung. 

Anders  lag  die  Sache,  wenn  nicht  jedem,  der  um  die 
Einfuhrerlaubnis  einkam,  sondern  nur  den  für  den  Export 
arbeitenden  Fabrikanten  die  zeitweilige  Einfuhr  gestattet  wurde. 
In  diesem  Fall  scheint  ein  Gewinn  nur  dadurch  erzielt  werdem 
zu  können,  dafs  der  Fabrikant  statt  des  guten  ausländischen' 
Materials  billigere  fmnzösische  Stoffe  venvendetc.  Aber  das 
Gesetz  liefs  auch  hier  wieder  eine  Lücke,  die  sofort  ausgenutzt 
wurde.  Es  war  den  Fabrikanten  gesetzlich  gestattet,  die 
Einfuhr  durch  einen  Stellvertreter  bewerkstelligen  zu  lassen. 
Das  Verhältnis  der  beiden  Geschäftsleute  ist  jetzt  umgekehrt 
Derjenige,  welcher  die  Initiative  zu  dem  Handel  ergreift,  ist 
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^Hicht  der  Importeurt  der  nicht  den  vollen  Zoll  entrichten  will, 
^K^ndern  der  Exporteur  ♦  welcher  eine  Prämie  zu  erlangen  ge- 
^Henkt.  Der  Exporteur  läfst  sich  also  von  der  Regierung  einen 
^^Ktnfuhrerlaubnisschein  geben  ^  auf  dem  der  Name  des  Stell- 
^^^i*tretera  aueh  vermerkt  steht,  oft  aber  erst  eingetragen  wird, 
wenn  der  mit  der  Vermittlung  beauftragte  Kommissionär  einen 
Käufer  der  Voltmacht  gefunden  hat.  „Die  zollfreie  Einfuhr 
eriblgt  also  der  Form  nach  im  Namen  des  berechtigten  Fflbri- 
iinten,  dem  übrigens  auch  noch  die  Decharge  des  acquit*k- 
lution  obliegt"  V.  Natürlich  werden  beide  alle  Örtlichen  und 
aitlichen  Konjunkturen  zu  benutzen  suchen.  Die  Ein-  und 
ausfuhr  erfolgt  an  den  ftir  sie  günstigen  Punkten,  um  die 
?ppelten  Transportkosten  ftlr  Hin-  und  ZurUcksendung  de» 
koumaterials  zu  ersparen,  Schlimmsten  Falls,  wenn  der  Be* 
itzer  der  Vollmacht  in  der  gegebenen  Zeit  keinen  Ersatzmann 
pfänden  hat,  verarbeitet  er  selbst  die  eingeführten  Rohstoffe 
ad  bringt  dann  die  Waren  ins  Entrepot  zurtiek,  um  sie 
iter  für  ihn  günstigen  ümstiinden  im  Ausland  abzusetzen 
ler  auch  nach  Zahlung  des  Zolls  im  Inland  zu  verwenden. 
Benachteiligt  durch  das  ganze  Verfahren  sind  einerseits 
ler  Fiskus,  andererseits  die  Produzenteu  der  Rohstoffe  im 
nland,  da  sie  eines  gewissen  Teils  des  ihnen  gewährten  Zoll- 
chutzes  offenbar  verlustig  gehen* 


IL  Kapitel 

Dia  E^'^iernngHinar^nahmen. 

Bevor   ich  jedoch  die  einzelnen  den  Veredelungsverkehr 
^treffenden   Dekrete    bespreche,    will    ich    auf  die    parlamen- 
irischen  Erörterungen  eingehen,  welche  die  gesetzliche  Grund- 
Inge    dieser   Verordnungen    zum    Gegenstand    haben.      Diese 
iden    allerdings   erst  später,    anfangs   der   neunziger  Jahre^ 
ire  Erledigung. 

Die  Industrie  fühlte  sich  beunruhigt,  dafs  die  Regierung 
lurch  einfache  Erlasse  die  zeitweilige  Zulassung  gestatten  und 
rbieten  konnte,  Sie  hatte  mit  dieser  ihr  durch  das  Gesetz 
>m  5.  Juli  1836  zustehenden  Vollmacht,  wie  schon  hervor- 
gehoben, die  Möglielikeit,  Zollgesetze  in  ihrer  Wirkung  teil- 
I weise  aufheben  zu  können.  Infolgedessen  stellten  am  17,  Juni 
1872  Johnston,  Joubert  (rechtes  Centrum),  Feray,  Fraissinet 
knd  Andre  «linkes  Centrum)  in  der  Nationalversammlung  den 
P^ntrag.  dafs  künftighin  die«e  Bestimmungen  nur  auf  ge»etz- 
fteberiHiehera  Wege,  d.  h.  unter  Mitwirkung  des  Parlaments, 
m  Kraft  treten  sollten.     Die  Dringlichkeit   für    diesen  Antrag 


'  Lexif,  op.  €it  8.  ;$70. 
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wurde  abgelehnt.  Aber  schliefslich  führte  er  doch^dazu,  dafs, 
nachdem  de  la  Rocheiaquelin  (Monarchist)  am  12.  Juli  seinen 
Kommissionsbericht  aogestattet  hatte,  die  Sache  am  24.  Juli 
der  Regierung  zur  Erwägung  überwiesen  wurde.  Nur  einen 
einzigen  Einwand  machte  man  geltend:  „Die  Ausübung  des 
Rechtes  durch  die  Nationalversammlung  wird  zu  Verzögerungen 
führen,  die  dem  Handel  schädlich  sein  können,  und  die  bei 
der  Aufrechterhaltung  der  alten  Gesetzgebung  vermieden 
werden.** 

Der  Minister  Teisserenc  de  Bort  hatte  nichts  gegen  den 
Antrag  vorzubringen  und  versprach  wohlwollende  Berück- 
sichtigune;.  Das  später  aufgehobene  Gesetz  vom  26.  Juli  1872 
legte  auch  bereits  einige  Bestinmiungen  der  zeitweiligen  Zu- 
lassung gesetzlich  fest,  ohne  jedoch  die  alte  der  R^erung  im 
Jahre  1836  gegebene  Vollmacht  auTser  Kraft  zu  setzen. 

Deshalb  tauchte  der  Antrag  Johnston  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  in  der  Kammer  auf,  ohne  aber  Gesetzeskraft  zu  er- 
laneon.  Erwähnenswert  ist  indessen  der  Kommissionsbericht 
Lefibure  (rechtes  Centrum)  vom  29.  Juli  1875,  in  welchem 
der  Antrag  eine  bestimmte  Formulierung  erfuhr.  Danach  sollte 
die  zeitweilige  Zulassung  zu  einer  Sache  des  Parlaments  ge- 
macht werden.  Die  Regierung  durfte  nur  in  einigen  weniger 
wichtigen  Fällen  dieselbe  durch  einen  blolsen  ErlaTs  verfägea. 
Dazu  gehörte  die  Einfuhr  von  Kisten,  Fässern,  Säcken  und 
dergleichen  Dingen,  die  für  die  Verpackung  der  Ausfohr- 
fabrikate  nötig  waren,  und  schliefslich  solche  Fälle,  die  eia&i 

Sinz  eigenartigen  Charakter  trugen,  sodaDs  sie  nicht  allgemeine 
edeutung  erlangen  konnten. 

Das  Vorgehen  de^  Parlaments  veranla£ste  die  Regierung 
zu  einer  grofsen  Enquete  über  die  ganze  Frage  der  admission 
tem^Kiraire,  in  welcher  namentlich  die  wichtigeren  Zweige  des 
Veredelung^ Verkehrs,  die  Verarbeitung  landwirtschafidicher 
Produkte,  die  zeitweilige  Zulassung  der  Metalle  und  die 
Toxiiltabrikation  zur  Untersuchung  gelangten  ^ 

Der  Finanzminister  veranstaltete  eine  Umfrage  bei  den 
18  gröfsten  Metalltabriken  und  unterbreitete  die  Antworten 
am  19.  Mai  1875  dem  beratenden  Komitee  för  Künste  und 
Gtnverbe  i^Gewerbekammer).  In  der  Sitzung  desselben  aber 
diese  Angelt^nheit  lagen  zwei  einander  entgegenstellende 
Berichte  vv>r.  De  Freyoinet  und  Rejmond  l^ten  ab  Be- 
stimmung des  Gt>setzes  von  IS;^  die  Forderung  der  IdentitJU 
der  einzut'Uhrendon  und  wiederauszufiihrenden  Stofie  ans  i  re- 
gime de  Tiden tique«.  Alle  dem  widersprechenden  D^rete 
wären   ala»   durvhaus   ungesetzlich  gewesen.     Nur  diejenigen 


»  Siehe    L^x:>.    oi>.  c:t.  o*r.  VIII   und  Pmu!  R«>a|:i«r.    Im   übMte 
MiMV'imle :    le*    dor.ine<    e:    iV*    rrtitet?   de   commew.     Ltos    ISTS. 
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Erlasse,  welche  die  durch  die  Substitution  anderer  Stoffe 
hervorgerufenen  Mifsbräuche  abgestellt  hätten,  diü*ften  aufrecht 
erhalten  werden.  —  Der  zweite  Bericht  von  Ozenne  und  La- 
ven ay  war  liberal.  Als  Vorteil  der  zeitweiligen  Zulassung 
unter  Beibehaltung  der  herkömmlichen  Praxis  (r^ime  de 
l'äquivalent)  bezeichnete  er  die  segensreiche  Einwirkung  dieser 
Einrichtung  auf  die  Entwicklung  des  Aufsenhandels.  Beide 
Berichte  wurden  ohne  Entscheidung  dem  Oberhandelsrat  über- 
wiesen. 

Das  Gleiche  geschah  mit  dem  Ergebnis  einer  Untersuchung 
des  Ackerbau-  und  Handelsministers  de  Meaux,  welcher  am 
11.  Oktober  1875  ein  Rundschreiben  an  alle  Handelskammern 
gerichtet  hatte.  Nur  9  Handelskammern  erklärten  sich  für 
unzuständig  oder  unterliefsen  die  Antwort  Von  den  übrigen 
89  sprachen  sich  13  Stimmen  für  die  Beibehaltung  des  Ge- 
setzes von  1886  aus.  8  Kammern  verlangten  eine  Reform^ 
wonach  ein  neues  Gesetz  die  zeitweiligen  Zulassungen  regeln 
sollte,  während  die  Regierung  die  Exekutive  behielt.  18  Stimmen 
schlössen  sich  dem  Kommissionsantrag  LefSbure  in  der  Na- 
tionalversanmilung  an;  fttr  jede  Art  der  zeitweiligen  Zulassung 
sollten  besondere  Gesetze  erlassen  werden. 

Der  Oberhandelsrat  (conseil  supirieur)  begann  seine  Unter- 
suchung Mitte  Dezember  1876,  indem  er  sofort  die  Frage  von 
der  praktischen  Seite  angriff  und  sie  nach  den  einzelnen 
wichtigeren  Zweigen  des  Aufsenhandels  zu  regeln  suchte. 

Als  das  Wichtigste  wurde  der  Veredelungsverkehr  der 
Metalle  betrachtet  und  demzufolge  zuerst  behandelt.  Vor  1870 
hatten  vornehmlich  die  französischen  Eisenproduzenten  und 
die  ausländische  Konkurrenz  sich  gegen  den  Handel  mit  den 
acquits-&-caution  und  das  von  der  Regierung  gut  geheifsene 
Substitutionsverfahren  ausgesprochen.  Es  kamen  allerdings, 
wie  Lexis  hervorhebt,  dabei  unerhörte  Schiebungen  vor.  So 
wurde  z.  B.  feines  schwedisches  Eisen  durch  Schienen  kom- 
pensiert, feine  Eisenbänder  für  Quincailleriewaren  durch 
Schleppdamnfer  u.  s.  w.  Endlich  veranla&te  der  Finanzminister 
Büffet  am  9.  Januar  1870  ein  Dekret^,  welches  bestimmte, 
dafs  die  zur  Veredelung  eingeführten  Metalle  nur  in  bestimmt 
genannte  Fabriken  geschafft  werden  durften.  Gufseisen,  das 
schon  in  Formen  gegossen  war,  war  nur  behufs  Ausführung 
von  Arbeiten  aus  geformtem  Gufseisen  zulässig.  Holzkohlen- 
eisen konnte  jetzt  nicht  mehr  bei  der  Ausfuhr  durch  Eisen, 
welches  mit  Coaks  erzeugt  war,  ersetzt  werden.  Femer  sollten 
Einfuhrkredite  nur  auf  Beschlufs  der  ständigen  Kommission 
für  Künste  und  Gewerbe  (comiti  consultatif)  eröffnet  werden, 
welcher   die   Prüfung   der  Wechselbeziehungen   zwischen   den 
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eingeführten   Rohstoffen    und   den    zur   Ausfuhr   gelangenden 
Fabrikaten  oblag. 

Indessen  war  dies  Dekret  doch  noch  nicht  durchgreifend 
genug,  wenn  es  auch  die  vorgekommenen  Mifsbräuche  be- 
schrünkte.     Dazu  machten  die  Gegner  desselben  zur  Zeit  die 

§  vifsten  Anstrengungen,  es  überhaupt  wieder  zu  beseitigen, 
un  erhob  aber  namenth'ch  die  deutsche  Eisenindustrie  laute 
Klagen  über  die  versteckte  Ausfuhrprämie,  zumal  da  im 
Deutüichen  Reiche  seit  1873  das  Roheisen  zollfrei  war  und 
vom  1.  Januar  1877  an  sämtliche  Eisenzölle  in  Wegfall  kommen 
sollten.  Die  deutsche  Eisenindustrie  jener  Jahre  hatte  schon 
an  und  ftlr  sich  schwer  zu  kämpfen,  weil  nach  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Krisis  die  damaligen  unverkäuflichen  Roh- 
eisonvorräte  der  englischen  Überproduktion  den  ungeschützten 
deutschen  Markt  überfluteten.  Der  Reichskanzler  Fürst  Bis- 
marck  suchte  wenigstens  gegen  die  französischen  Ausfuhr- 
stipulationen  vorzugehen,  indem  er  die  Minister  Camphausen 
und  Aehenbach  gegen  Ende  des  Jahres  1876  veranlafste,  eine 
Vorlage  einzubringen,  „nach  welcher  der  Bundesrat  ermächtigt 
worden  sollte,  von  Eisen  und  Stahl  (Roheisen  ausgenonunen), 
von  groben  Eisen-  und  Stahlwaren,  sowie  von  Maschinen  aus 
Stahl  und  Eisen  im  Wege  der  Verordnung  Ausgleichsabgaben 
zu  erheben,  wenn  und  soweit  die  Fürsorge  fiir  die  Interessen 
der  heimischen  Industrie  dies  erfordern  sollte*'  ^ 

Das  Gesetz  gelangte  ireilich  nicht  zur  Annahme,  ver^ 
anlalste  aber,  solange  es  noch  in  der  Vorbereitung  war,  die 
franzi>sisohe  Regiening  zu  einer  energischen  Untersuchung 
ttbor  diese  Frage  und  beeinflufste  die  Erwägungen  des  Ober- 
handelsrats, die  sich  besonders  um  das  die  Mifsbränche  be- 
schränkende Dekret  Büffets  von  1870  drehten. 

In  der  Sitzung  vom  12.  Dezember  1870  fanden  sich  auch 
ponüirenJ  besonnene  Stimmen,  die  vor  der  Aufhebung  de» 
Dekrete  warnten,  da  es  immerhin  eine  vermittelnde  Stellung 
zwischen  den  .-Anhängern  des  Identitätsnachweises  und  seinen 
Geinieru  einrehme.  Freilich  ging  es  seinen  Verteidigeni 
eigonilich  noch  nicht  weit  g^nug.  Leon  (rechtes  Gentium i  be- 
t\lr\vortete  mi  wesentlichen  überhaupt  ein  Aufgeben  der  ganzen 
Eir.richtung  der  admission  temporaire  wegen  des  Acquithandels. 
Er  hielt  eine  Ermälsigung  der  Eisenzölle,  die  25*0  betrugen. 
Htr  voneühafter.  Auch  der  Generalzolldirektor  Ame  wandte 
sich  gegen  die  in  diesem  System  liegende  versteckte  Ausfuhr^ 

frÄ'xit^:    er   wc^lhe   lieber,   wenn   es   nörig  wäre,    eine   offece 
V.:er<:;::rur.4:.    K  e  v  e  r  o  h  o ::  i  Gruppe  Feray »  sohlofs  seine  in 
ähr.liohtr.:    Sir.r.e    !,vj:er.der.    AustV.hnincen    mit    dem    Sarre: 


V-rc.r::r.r:  Hä:  s  H.r.:r.    I>i5  rVztsck*  Reich  r-T  Z^f:  Bi5=ar:i*. 
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.Man  mufs  hinsichtlich  der  Melalle  so  viei  wie  möglich  bei 
^er  IcIentitÄt  bleiben ,  und  alles,  was  man  thut»  um  dieselbe 
fipii  verlassen,  kann  nur  unheilvoll  sein"  ^ 

Als  Gegner  des  IdeniitÄtsnaehweises  i^praclien  Goin  und 
Orandval.  Letzterer  betonte  den  schädlichen  Eintlurs  des- 
selben und  des  Dekretes  Büffets  auf  den  Schiffsbau,  der  da- 
durch auch  des  letzten  Schutzes  bar  geworden  sei.  Goin  nannte 
das  Dekret  „eine  Brutalität  ohne  Beispiel,  Die  Möglichkeit 
der  Kompensation  hingegen  sporne  Industrie  und  Handel  an, 
und  der  Handel  mit  den  Aeauits  wäre  durchaus  legal  und 
hätte  nicht  die  behauptete  schlimme  Wirkung. 

Schlierslfch    stimmte    der    Oberhandelsrat    mit    18    gegen 

16  Stimmen  einem  Vermittlungsantrag  zu,    der   für  Gufseisen 

die  Forderung   des   direkten   Transports   in   die   Hüttenwerke 

aufhob^  aber  sonst  das  Dekret  Buflfets   in  seiner  Wirksamkeit 

^Mteben  liefs.  — 

'^H  Noch  einmal  liefen  die  Gegner  dieser  Verordnung  im 
^^berhiindelsrat  dagegen  Sturm.  Am  BL  Januar  1871  führten 
Dupuy  de  Lome  (Bonapartist)  und  Genton  (liberal)  aus,  dafs 
aum  damit  zu  weit  gegangen  wäre.  Die  zeitweilige  Zulassung 
ohne  die  Identität  oder  erschwerende  Bestimmungen  hätte  die 
Industrie  stark  belebt,  Büffet  verteidigte  jetzt  selbst  sein 
Werk,  doch  war  er  dafür»  daXs  die  Vollmacht  der  Regierung 
in  dieser  Beziehung  aufgehoben  werden  müfste  und  die  Einfuhr- 
erlaubnis von  Gesetzen  abhängig  gemacht  wlirde.  Der  Ober- 
handelsrat ging  über  die  Frage  zur  Tagesordnung  über.  Sie 
war  noch  nicht  spruchreif  und  sollte  erst  in  späterer  Zeit  im 
^^{nne  Büffets  erledigt  werden.   — 

^■1  Bei  der  Ein-  und  Wiederausfuhr  von  landwirtschaftlichen 
^Trodukten  blieb  die  Frage  in  der  Schwebe  bis  1873,  Es 
handelte  sich  dabei  neben  der  Olfabnkation  eigentlich  nur 
um  die  Zulassung  von  Weizen  zum  Vermählen.  Andere  Zu- 
lassungen, wie  die  Einfuhr  von  rohem  Talg  für  Stearin,  von 
Hanf  fiir  Stricke  und  von  Krappwurzeln  zum  Mahlen  waren 
durch  die  Zotlherabsetzungen  der  napoleonischen  Ära  gegen* 
»tandalos  geworden.  Die  Reisentnalime  aus  den  Entrepots 
zum  Enthülsen  und  Reinigen  und  darauf  die  Zurücklieferung 
der  gereinigten  Produkte  w^ar  nur  eine  bequeme  Entrepot- 
operation  und  übte  keinen  Einfluf:^  auf  den  Keishandel  aus, 
da  die  Identität  völlig  gewahrt  blieb.  Dagegen  hatte  für  den 
Getreideimport,  also  namentlich  für  Wetzen,  nie  ein  Identitäts- 
nachweis bestanden.  Der  Handel  mit  den  acf|uits-a  caution 
hatte  aber  an  Umfang  stetig  zugenommen ,  weil  der  Südosten 
Frankreichs  nicht  genug  Getrcirle  produziert  und  auf  die  Flin* 
fuhr  angewiesen  ist,  während  der  Norden  bedeutende  Mengen 
Mehl  nach  England  ausführt,     Belgien    wollte   im  Jahre  1873 
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den   Zoll    für    fremdes   Mekl    aufheben,    aber    zugleich    seine 
Mfhlexporteure  gegen  Frankreich  schützen.    Es  erreichte  auch 
im  Artikel  V  des  Protok olles  zum  Vertrage  vom   5.  Februar 
1873,    dafs  die  iiacli  Frankreich    unter  dem  Regime   der  zeit 
welligen  Zulassung  eingeführten    ölhaltigen  Samen  und  ferne; 
Weizen    nur   durch    die  Zollämter  wieder    ausgeführt  werden 
durften ,    durch  welche  die  Einfuhr   bewerkstelligt  war.     Eine 
entsprechende    Verordnung    vom    18.    Oktober    1873    bracht« 
hinsichtlich    der   Weizenzulassung    den    belgischen   Wünsche] 
Ert'allung. 

Doch  bi3schlofs  der  mit  der  Untersuchung  dieser  Angelegen 
heit»  wie  erwähnt,  betraute  Öberhandelsrat  am  24,  Febiniar 
1877  auf  einen  Antrag  G  ran  d  val- Marseille  hin,  wieder  zum 
alten  Systeme  de  T^quivalent  zurückzukehren.  Besondeim 
forderten  die  Deputierten  der  Departements  Marseille,  NardeH|^ 
Nantes  und  Diinkirchen  die  Aufhebung  des  Dekrets  von  1873, 
A  m  «5  verteidigte  es,  ohne  jedoch  mit  seiner  Auffassung  durch- 
zudringen. Für  ihn  handelte  es  sich  gar  nicht  um  die  zeit- 
weilige Zulassung,  deren  Anhänger  er  wäre.  ^Es  handelt  sich 
allein/  so  führte  er  aus,  „darum,  fremdes  Getreide  nach 
Marseille  zu  importieren,  es  auf  dem  Markte  der  Provence  zu 
lassen,  ohne  dafs  es  den  im  Tarif  stehenden  Zoll  von  60  cents, 
beKftlih  hat,  und  es  bei  der  Ausfuhr  mit  Mehl  französischen 
Ursprungs  zu  kompensieren.  In  allem  diesem  ist  nichts  von 
aeitweiliger  Zulassung  zu  sehen.  Es  handelt  sieh  darum,  dem 
Staatsschatz  um  einen  gesetzmäfsig  errichteten  Zoll  auf  fremde 
Stoffe»  die  auf  dem  französischen  Boden  bleiben,  zu  beraubea 
und  einen  Teil  dieses  Zolls  aus  den  Staatskassen  in  die 
T»ischen  der  Exporteure  von  fi*anz5sischem  Mehl  wandern  zu 
lassen"^  ^ 

Demgegenüber  sahen  Grand  val  und  Mall  et  (Linke)   in^ 
dem  Fehleu  des  Identitätsnachweises   durchaus   keine  Prämie 
Dem    Schatz   würde    nichts    geraubt,    dagegen    die    nationale 
Arbeit  und  der  Ackerbau  gefördert. 

Letzteres    war    unzweifelhaft    richtig.     Im    übrigen   kau 
man   sich   aber   durchaus   den  Ausruhrungen   des  GeneralzöU'^ 
direktors  Arne  anschliefsen.    Denn  dieser  Mann  war  vermOgel 
setner  Stellung  genau  mit   allen  ZoUmanipulationen  vertraut, 
und  seine  Ansicht  entspricht  auch  den  wissenschaftlichen  Unter- 
suchungen, die  Lexis  darüber  angestellt  hat.  — 

Hinsichtlich  der  ölhaltigen  Samen  und  Früchte,  fUr  die 
eigentlich  die  Identität  festgesetzt,  aber  niemals  innegehalten 
war,  wurde  in  dem  Rohstofizollgesetz  vom  2ö.  Juli  1872  ver- 
ordnet dafs  die  Wiederausfuhr  nur  über  die  Zollämter  erfolmn 
dürfei  über  die  sie  eingeführt  waren.    Diese  Praxis  war  w«r 
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*  Boogter,  op,  eit.  S.  456. 
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nicht  von  langer  Dauer,  da  auch  das  Gesetz,  auf  dem  sie  be- 
ruhte, sich  als  ein  toter  Buchstabe  erwies. 

Am  27.  Februar  1873  wurde  deshalb  beschlossen,  Baum- 
woUensamen  und  Palmkerne  (gralnes  de  niger)  zur  Ölfabri- 
kation '  unter  den  alten  Bedingungen  zuzulasaeu*  Freilich 
war  gesetzlich  nur  die  Einfuhr  zu  Lande,  und  zur  See  nur 
QBler  französischer  Flagge  oder  der  Flagge  des  Ursprunga- 
landes erlaubt.  Aber  die  Meiatbegünstigungsklauael  der  Handels- 
verträge hob  diese  Einschränkung  auf.  Das  Ergebnis  an  Ol 
aus  BaurawoUsamen  wurde  auf  19^  o  vom  Gewicht  des  Samens, 
aua  Palmkernen  auf  33  ^  o  festgesetzt.  Als  Frist  für  die 
Fabrikation  wurden  sechs  Monate  bestimmt.  Die  gleiche  Zeit- 
dauer gestattete  ein  Dekret  vom  13.  September  1880  für  die 
Sämereien  Marfouraire,  Illipe  Ponsianack  und  Illip^  Dyack; 
der  Ertrag  an  Öl  belief  sich  bei  ihnen  auf  40^  o,  bezw. 
58  **  0  und  39  **/o.  Dagegen  beschränkte  man  die  zeitliche  Zu- 
lassung von  Gewürznelken  und  Stielen  für  die  Herstellung 
von  ätherischem  Öl  auf  drei  Monate  (Dekret  vom  9.  März  1878)* 
Dabei  repräsentierten   100  kg  Nelken  loVs  kg  OL  — 

Es  ist  sicher  anzunehmen^  dafs  alle  diese  Verhältnis- 
bestimmungen für  die  Fabrikation  eher  zu  günstig,  als  zu 
ungünstig  angenommen  wurden* 

Auch  das  fertige  Fabrikat,  das  Öl,  wurde  in  Frankreich 
zeitweilig  zollfrei  zur  Weiterverarbeitung  zugelassen.  So  be- 
stimmte ein  Dekret  vom  27.  März  1876»  dafs  in  einem  Zeit- 
raum von  4  Monaten  für  10€  kg  Palmöl  entweder  100  kg 
Stearinlichte  oder  50  kg  solcher  Liebte  und  50  kg  Elainsäure 
oder  100  kg  Stearinsäure  oder  100  kg  Kerzen  auszuführen 
bezw.  ins  Entrepot  zu  liefern  waren.  Von  einem  Identitäts- 
nachweis war  auch  hier  nicht  die  Rede.  — 

Dagegen  hatte  seit  jeher  diese  Forderung  für  andere  Halb- 
fabrikate bestanden,  weil  man  die  Identität  bei  ihnen  durch 
Stempelung  leicht  erweisen  konnte,  z.  B,  für  kupferne  Dnicker- 
walzen  zum  Gravieren. 

Wichtiger  war  die  zollfreie  Einfuhr  von  Geweben  aus 
Baumwolle,  Wolle  und  Flaclis  zum  Färben  oder  Bedrucken, 
welche  durch  eine  Verordnung  vom  Februar  1861  zugelassen 
war.  Der  Identitätsnachweis  durch  einen  Stempel  war  damals 
bereits  festgesetzt  worden.  Aber  bald  liefen  Beschwerden 
darüber  ein,  dafs  geerbte  und  bedruckte  Gewebe  wohlfeil 
ausgeführt  werden  konnten,  während  der  Vorteil  ftlr  die 
übrigen  Textilwaren  nicht  bestand.  Der  ant^nglich  bedeutende 
Preisunterschied  zwischen  beiden  Arten  bewirkte  natürlich, 
dafs  bald  sämtliche  Preise  auf  den  niedrigsten  Stand  herab- 
gedrückt waren.  Denn  dafs  zwei  Freiehöhen  neben  einander 
bestehen,  ist  unmöglich;  der  niedrigste  Preis  giebt  immer  den 
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Ausschlag.  Die  Beseliwerdeü  der  Textilmduatriellen  wareii^ 
danach  sehr  gerechtfertigt.  Deshalb  unterdrückte  der  Finanz-^ 
minister  Büffet  durch  ein  Dekret  vom  9,  Januar  1870  wenig- 
stens  den  Veredelungöverkehr  reiner  und  gemitschter  Baum-j 
wolleDgewebe. 

Das   Dekret   übte   sofort    eine   vorteilhafte  Wirkung  au 
Ein  Handelsbericht  aus  Müblhausen  *  vom  April  1870  melde^ 
dafs  die  Oarnpreise  bereits  gestiegen  wären  und  höchstens  dii 
Baum  Wollendrucker   einen  Nachteil  hätten.     Eine  Petition  de 
Drucker   von  Mählhausen,    welche  der   bekannte  Freihändle 
Michel  Chevalier  am  21.  Mai  1870  dem  Senat  überreichte,^ 
führte  aber  zu  keinem  Ergebnis, 

Geraume  Zeit  ruhte  dann  die  Frage,  zumal  nach  dem 
Kriege  von  1870/71  die  hauptsächlich  beteiligte  Baumwollen- 
industrie Elsafs-Lothringens  in  deutsche  Hände  übergegangen 
war.  Erst  die  Sitzung  des  Oberhandetsrats  vom  26.-27.  Ja* 
nuar  1877  führte  zu  einer  erneuten  Untersuchung.  Die  Ver- 
treter der  Textilindustrieen  sprachen  sich  für  das  Buffet^sche 
Dekret  aus,  weil  die  Einriclrtung  der  zeitweiligen  Zulassung 
die  Preise  drückte*  Der  Exporteur  könne  nur  zu  den  billigeren 
Auslandspreiaen  exportieren  und  müsse  deshalb  auch  fran* 
zösische  Waren  schon  so  billig  wie  im  Ausland  ankaufen.  Ein 
weiterer  Druck  durch  die  in  der  Zulassung  liegende  Prämie 
wäre  nicht  zu  ertragen.  Auch  Pouver-Quertier  befürwortete 
das  Dekret  und  damit  das  Fallenlaasen  der  ganzen  Ver-« 
handlung«  H 

Gegner   waren    Malathir^   von   der   Handelskammer  in 
Ronen,  und  der  Deputierte  Cordier  (linkes  Centrum,  Grupt 
Feray).     Die  Ausfuhr  wäre  seit  dem  Dekret  bedeutend  zurüci 
gegangen,    zumal  auch  der  Export   nach  den  Kolonieen  nick 
mehr   frei   sei,    sondern   diesen  die  Erhebung  eines  Seeoctr 
gestattet  sei. 

Schliefslicb  beschlofs  der  Oberhandelsrat  mit  25  ge^en 
9  Stimmen  die  Wiederzulassung  der  zeitweiligen  Einfuhr  für 
BaumwoUengewebe ,  doch  mit  dem  Identitätsnachweis.  Ein 
Dekret  vom  6,  September  1879  dehnte  die  Zulassung  auch 
auf  mit  Baumwolle  oder  anderen  Stoffen  gemischte  Seidenstoffe 
zur  Bedruckung,  Färbung  oder  Appretierung  aus,  Dabei  war 
jede  Substituierung  streng  verboten.  Das  Zollamt  hatte  an 
die  beiden  Enden  jedes  Stücks  eine  Stempelmarke  anzulegen 
und  ein  acquit-a-caution  einzuhändigen,  das  die  Verpflichtung 
enthielt,  bei  Strafe  binnen  4  Monaten  die  nämlichen  Gewebe 
auszuführen  oder  ins  Entrepot  zu  liefern.  — 

In  der  Frage  der  Zulassung  von  Garnen  von  Lein^  Wolle 
und  Baumwolle  für  die   Weberei   der  Departements  Norden, 


r  in 

ipne^ 

ückM 

üciM 

troi^ 


«  H.A,  1810  S.  45L 


79 

Rhone  und  Loire  kam  man  im  Oberliandelsrat  zu  keiner  Ent- 
scheidung. 

Für  die  Weber  im  Departement  Norden  äprach  der  Üe- 
I  putierte  Bertrand  Milcent  (republ.  Linke):  Die  Lein-  und  feine 
Battistweberei  (cambrais)  der  dortigen  Gegend  (rögion  cara- 
br^sienne)  hätten  die  Konkurrenz  von  England  und  Irland  zu 
,  ertragen.  Da  nun  die  französischen  Spinner  zu  grobe  Ware 
lieferten,  weil  sie  damit  mehr  verdienten,  so  sei  die  Feinweberei 
auf  den  Import  angewiesen.  Wenn  also  die  Zölle  bestehen 
blieben  y  so  dürfte  auch  die  zeitweibge  Zulassung  nicht  auf- 
gegeben werden. 

T4 Zenas  du  Montcel  vonderHandelskammer  inSt.Etienne 
;  befürwortete  in  ähnlicher  Weise  eine  Aufbebung  der  Zölle 
oder  daa  Bestehenbleiben  des  Veredelungsverkehrs,  bezw,  die 
Einführung  von  drawbaeks.  Freilich  sei  der  Identitäts- 
nachweis schwierig.  Indessen  könne  man  doch  wohl  die 
Kummer  und  das  Gewicht  der  Fäden  wneder  erkennen,  he- 
«onders  wenn  die  Ausfuhr  über  dasselbe  Zollamt,  wie  die 
Einfuhr,  erfolge. 

Doch  es  blieb  alles  beim  alten.  Die  Industrie  und  auch 
der  Fiskus  beruhigten  sich,  da  man  durch  die  Erfindung  des 
Ingenieurs  Saladin  zu  Nancy  ^la  romaine  m^crometique"  die 
Mu^lichkeit  erhalten  hatte,  infolge  Wagens  die  Menge  der 
I  Webstorte  und  die  Nummer  des  Fadens  zu  erkennen.  — 
I  Von   sonstigen,     die   zeitweilige    zollfreie    Zulassung    be- 

^^reffenden  Verordnungen  erwähne  ich :  die  Einfuhr  von  8tein- 
HKohlenteeröl  zur  Wiederausfuhr  als  Anilin  (Gesetz  vom  21. 
P  Januar  1878);  Frist  6  Monate;  die  Anilinproduktion  wurde 
auf  90  ^lo  vom  Gewicht  des  importierten  Öls  festgesetzt.  Durch 
Dekret  vom  L  März  1878  konnte  aufserdem  für  1  kg  Öl 
1  kg  250  gr  salzsaures  Anilin  ausgeführt  werden.  —  Die  Ein- 
fuhr von  Brom  zur  Herstellung  von  Bromkalium  (Dekret  vom 
18.  Februar  1878);  Frist  3  Monate;  für  100  kg  waren  145  kg 
200  gr.  Bromkalium  auszuftihren.  —  Die  Zulassung  von  China- 
rinde für  die  Chininsalzproduktion;  (3.  Februar  1879);  Frist 
4  Monate;  2  kg  schwefelsaures  Chinin  und  andere  Chinin  salze 
rechneten  gleich  100  kg  Chinarinde.  Nebenprodukte,  wie 
Chinchonin-,  Chinchonidin-  und  Chinidinsalze  konnten  das  acquit 
Dicht  entlasten.  —  Die  Einfuhr  von  Papierzeug,  dessen  Haupt- 
beatandteil  Hadern  sind,  für  die  Papierfabrikation  (19.  November 
1878).  —  Die  Einfuhr  von  chlorsaurem  Kali  zur  Herstellung 
von  chlorsaurem  Natron  und  cblorsaurem  Baryt  (17.  November 
1880);  die  Operationen  der  Ein-  und  Ausfuhr  durften  hier  nur 
in  Paris  und  Havre  erfolgen.  — 

Die  den  Zucker  betreffenden  Mafsregeln  des  Veredelungs- 
verkehrs mufs  ich  hier  übergehen ,  da  der  Zucker  im  Zoll- 
system eine  eigenartige  SteUung  einnimmt,  und  eine  ErlÄuterung 
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der   betreffenden  Bestimraungen   mehr   in  eine  Geschichte  der 
indirekten  Steuern  gehört 

Ein  allgemeines  Urteil  überhaupt  über  den  Veredelungs- 
verkehr, wie  er  sich  in  Frankreich  herausgebildet  hat,  abzu 
geben ,  ist  nach  den  gründh'chen  Untersuchungen  von 
nicht  schwer.  Die  französischen  Fabrikanten  haben  zweifella 
den  Einflulö  der  admission  temporaire  auf  die  Preishöhe  einef 
seits  und  auf  die  Entwicklung  des  Ausfuhrhandels  andrerseit 
stark  überschätzt  oder  übertrieben.  Das  ganze  System  mach 
durchaus  den  Eindruck  einer  künstlichen  Mafsregel,  die  dazu 
bestimmt  war,  die  Härten  des  allzuhohen  Schutzzolls  aos- 
zugleichen,  und  durch  Prämien,  deren  wirkliche  Zahlung  vor 
dem  Alisland   verschleiert  %vurde,  die  Ausfuhr  anzuspornen. 

Jedenfalls  dürfte  die  auch  im  Oberhandelsrat  hin  imd 
wieder  geäufserte  Meinung  stichhaltig  scin^  dafs  es  doch  ftlr 
die  Allgemeinheit  besser  wäre,  lieber  auf  die  Schutzzölle  zu 
verzichten j  als  sie  zu  umgehen  und  den  Handel  in  eine  kUnst- 
liehe  Bahn  zu  leiten. 

Das  stimmt  mit  dem  Satze  von  Lexis  zusammen:  ,da& 
positive  Begünstigungen  de^  Handels  durch  den  Staat  nut 
weit  geringerem  Gewichte  in  den  Gang  der  ökonomischen  Be- 
wegung eingreifen,  als  Zugeständnisse  in  freihändlerisclieiii 
Sinne,  Eine  Million  Pranken  Ausfuhrgratifikation  trägt  weniger 
sur  Förderung  der  Ausfuhr  bei,  als  die  Aufopferung  der 
gleichen  Summe  von  dem  Ertrage  des  betreffenden  Rohstoff- 
aehutzzoUes'**. 


*  i^exid,  op.  cit.  S.  420. 
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Dritter  Abschnitt 
Dio  Tarifreform  von  1875/1882. 


I.  Kapitel. 
Politische  Lage. 

An  der  Macht  der  Verhältnisse  war  die  Thiers'sche  Zoll- 
reform gescheitert.  Die  liberale  Handelspolitik  des  dritten 
Napoleon  triumphierte,  aber  auch  für  sie  liefs  sich  in  kürzerer 
oder  fernerer  Zeit  das  Ende  voraussehen.  Denn  die  Handels- 
verträge,  auf  denen  sie  beruhte,  waren  abgelaufen,  und  ein 
Neues,  das  an  die  Stelle  des  Alten  treten  konnte,  um  es  ohne 
schroffen  Übergang  abzulösen,  war  noch  nicht  geschaffen.  Es 
fehlte  die  treibende  Kraft.  Es  fehlte  der  Mann,  der  die 
Macht  besessen  hätte,  ein  den  französischen  Interessen  und 
Produktionsverhältnissen  wirklich  entsprechendes  handels- 
politisches System  zu  geben  und  bei  thatsächlich  vorhandenen 
rTotständen  reformierend  in  das  Wirtschaftsleben  einzugreifen. 

Gewifs  hatte  sich  überall  die  Erkenntnis  Bahn  gebrochen, 
dafs  nun  endlich  einmal,  nach  so  vielen  Mifserfolgen,  ein  Werk 
aus  einem  Gufs  geschaffen  werden  müsse,  welches  bei  dem 
Erlöschen  der  Handelsverträge  eine  gedeihliche  Weiterent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  verbürgte.  Denn  niemand 
huldigte  im  Ernst  dem  Qedanken,  den  Qeneraltarif  von  1816 
mit  seinen  gänzlich  veralteten  Bestimmungen,  unter  denen 
34  vollständige  Einfuhrverbote  *  der  wichtigsten  Industrie- 
rohstoffe und  Fabrikate  eine  Hauptrolle  spielen,  wieder  in 
Kraft  treten  zu  lassen.  Aber  in  Frankreich  war  zu  jener 
Zeit  alles  in  Gärung.  Mehr  als  die  Wirtschaftspolitik  be- 
schäftigten damals  andere  Fragen  die  Gemüter  und  erregten 
die  Parteileidenschaften. 


1  Eine  Aufifthlang  derselben  siehe  bei  v.  Kaufmann,  Die  Finanzen 
Frankreichs  8.  470. 
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ister  gebrauchen,  die  im  Schlepptau  Garabettas  dahinzögen. 
)ann  ernannte  er  ein  Kampfrain i^steri um  mit  dem  Herzog 
von  Broglie  an  der  Spitze  und  löste  am  2o.  Juli  1877  die 
Kammer  auf.  Sehr  ^^cotige  asollpolitische  Vorlagen  wurden 
dadurch  nicht  zu  Ende  beraten  und  auf  Jahre  hinaus  ver- 
»ögert. 

Jetzt  wurde  der  ganze  Regierungsapparat  io  Thätigkeit 
gesetzt,  um  die  Neuwahlen  für  die  Regierung  gtlnstig  zu  ge- 
stiUten.  Aber  trotz  der  unerhörtesten  Wahlbeeinflussungen 
errangen  die  Republikaner  bei  der  Wahl  am  14.  Oktober  im 
Abgeordnetenhaus  eine  Mehrheit  von  140  Stimmen,  Ein 
gleiches  Ergebnis  war  für  die  teilweise  bevorstehende  Er- 
neuerung des  Senats  im  Jahre  1879  zu  erwarten.  Doch  der 
Ministerpräsident  Herzog  von  Broglie  hielt  noch  einen  vollen 
Monat  allen  Angriffen  stand  und  trat  schlieftslich  das  Präsidium 
an  einen  Ge^äinnungsgenossen,  den  General  Rochebouetj  ab, 
welcher  in  kürzester  Frist  alles  für  einen  Staatsstreich  vor- 
bereitete» Mac  Mahon  scheute  indessen  vor  dem  letzten  Schritt 
zurück.  Er  unterwarf  sich  der  Kammermehrheit  und  berief 
ein  rein  republikanisches  Ministerium  Dufaure.  Als  einiger* 
mafsen  sricnhaltigen  Grund  seiner  Sinnesönderung  gab  er  an, 
dafs  bis  zum  Ende  der  am  1,  Mai  1878  in  Paris  zu  eröifnendeD 
Weltausstellung  jeder  Partei  kämpf  unbedingt  ruhen  müsse. 

So  war  der  Sturm  für  den  Augenblick  beschworen»  Als 
aber  im  Januar  1879  die  Kammern  wieder  zusammentraten  — 
jetzt  zählten  die  Monarchisten  und  Klerikalen  auch  im  Senat 
nur  noch  die  Minderheit  —  und  der  geplante  Staatsstreich 
ans  Licht  kam,  -war  des  Marschalls  Stellung  unhaltbar  ge- 
worden. Er  legte  am  30.  Januar  1879  sein  Amt  nieder,  — 
Noch  an  demselben  Tage  wurde  an  seine  Stelle  der  Vor- 
Bitzende  der  Kammer  der  Abgeordneten,  Jules  Gr^vy,  zum 
Präsidenten  der  Republik  gewählt. 

Damit  war  der  Kampf  um  die  Verfassungsfrage  zum  Still- 
stand gebraelit,  und  die  gesetzgebenden  Gewalten  konnten 
nun  mit  nachhaltigerem  Eifer  an  die  Durcharbeitung  der 
grofsen  schwebenden  volkswirtschaftlichen  Fragen  gehen. 


IL  Kapitel, 

Ble  Vornrhelteii  zam  Tarit 

L    Die   Enquete   des  Üandelsministars  de  Meaux. 

In  der  That  waren  die  wirtschaftapolitischen  Fragen  ti'otz 
der  »orgfilUigen  Vorarbeiten  der  Regierung  allzulange  hin* 
Mschleppt  und  nun  brennend  geworden,  zumal  auch  die  Ver- 
fanstermine  der  meisten  Handelsverträge,  die  man  1871  noch 
SU  einem  viel  früheren  Zeitpunkt  lierbeiführen  zu  können  ge- 
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hofft  hatte,  längst  überschritten  waren,  und  notdürftige  Ver- 
längerongen  und  Flickarbeiten  nur  einigennafsen  die  Stetigkeit 
der  Handekbeziehungen  aufrecht  erhalten  hatten. 

Italien  hatte  seinen  Vertrag  bereits  1875  gekündigt, 
Österreich-Ungarn  1876.  Die  Arrangements  mit  beiden  Lftndem 
sollten  am  1.  Juli  1876  und  am  1.  Januar  1877  ablaufen.  Die 
Verträge  mit  England  und  Belgien  gingen  am  30.  Juni  und 
10.  August  1877  zu  Ende;  der  Vertrag  mit  der  Schweiz,  den 
die  französische  Regierung  ihrerseits  gekündigt  hatte,  am 
20.  November  1876. 

Die  Hauptschwierii|keit  filr  die  Regierung  bestand  dabei 
in  der  Frage:  Was  soll  geschehen,  wenn  vor  den  Verfidk- 
terminen  keine  neuen  Verträge  zustande  kommen?  Es  war 
jedenfalls  undenkbar,  dats  in  diesem  Falle  der  alte  General- 
tarif wieder  die  Handelsbeziehungen  regelte.  Denn  die  Wieder- 
einftlhrung  der  alten  übermäfsig  hohen  Schutzzölle  und  der 
Verbote  hätte  die  französische  Industrie  und  den  von  den  Roh- 
Stoffen  des  Auslands  lebenden  Ausfuhrhandel  mindestens  ebenso 
hart  getroffen  wie  die  fremde  Einfuhr. 

Andererseits  verspürte  die  Regierung  Mac  Mähens  im 
Gewirr  der  Verfassungskämpfe  nicht  die  geringste  Neigung, 
selbstthätig,  wie  es  Napoleon  m.  gethan,  dem  Lande  eine 
Zollpolitik  zu  oktroyieren.  Es  fehlte  ihr  hierzu  auch  an  den 
erforderlichen  Kenntnissen  und  vor  allem  an  der  Macht.  Der 
Handels-  und  Landwirtschaftsminister  Graf  de  Meaux  versprach 
sich  jedenfalls  mehr  davon,  wenn  er  im  vollen  Einverständnis 
mit  sämtlichen  Interessenten  handelte.  Er  erlieCs  deshalb  schon 
am  7.  April  1875  ein  Rundschreiben  an  die  Handelskammern 
und  die  beratenden  Kammern  für  Landwirtschaft,  Künste  und 
Gewerbe.  In  diesem  erinnerte  er  an  den  bevorstehenden  Ab- 
lauf der  Handelsverträge  und  gab  eine  Übersicht  über  die 
Entwicklung  des  AuÜBenhandels  seit  der  napoleonischen  Reform, 
also  seit  1859  ^ 

Die  offiziellen  Zahlen  dafür  sind  folgende: 

1.    Generalhandel  (in  Millionen  Franken): 
Einfuhr      Ausfuhr       Summe 


1847: 

1859 

1865 

1869 

1873 

1290,0 
2354,8 
3527,4 
4008,7 
4576,4 

1049,0 
3057,1 
4086,5 
3993,6 
4822,3 

2339,0 
5411,9 
7618,9 
8002,3 
9396,7 

^  Ich  eebe  hier  zugleich  die  Zahlen  von  1847  an,  indem  ich  mit 
de  Butenval  (Journal  des  Economistes  1875,  Mai)  die  Meinimg  habe^ 
dals  das  Jahr  1859  nicht  eut  gewählt  ist,  weil  bereits  yorher  Zoll* 
redoktionen  stattfanden.     1847  bestand  aber  noch  der  alte  Tarif. 
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2.    äpecialhaiulel  (Millionen  Franken):                         ^^^| 

Einfuhr       Ausfuhr       Summe                       ^^^| 

1847. 

1859 

1865: 

1849 

1873. 

1874 

955,0           719,0         1674,0                    .    ^^| 
1640,6         2266,4         3!>07,0                        ^^M 
2641,8         3088.4         5730,2                         ^^M 
3153,1         3074,9         6228,0                         ^^1 
3554,8         3787,3        7342,1                        ^H 
3748,0         3877,3        7625,7                        ^H 

Dor  Aufschwung  der  französischen  Volkswirtschaft  unter     ^^^B 
der  Herrschaft  der  liberalen  Tarife    ist   daraus    ohne  weiteres           ^| 
zu   erkennen.     Die    Wirkung  der   einzelnen  Verträge   ersieht          ^M 
man  aas  folgenden  Zahlen:                                                                    ^^H 

Bandet   mit   Frankreich  (in  Million.  Frks.).               ^^^| 

1 

Generalhandet 

Einftihr 
von 

-^""f"'""       Summe 
na  eil 

Einfulir    Ausfiihr 
von           nach 

Sttmme              ^H 

^ 

1,   E  n  g  1  a  u  d 

1           1859 

^           1865 

1869 

1873 

1874 

406,7 
740.5 
651,3 
759^S 
728,2 

774,0 
1317,1 
116M 
1186,0 
1253,3 

11HU,7 

1JH20.7 
1^45,8    , 
1      19H1,5 

278,2         591,3 

638.2  1    1006,4 

551.3  909,6 
596,8         925,0 
5953         992,4 

869.5 
1644,6 
1460,9 
1521,8 
1588,t 

2.   HelgUn 

1859 
1865 
1869 
1873 

1874 

203»7 
423,5 
436,9 
542,4 
4715 

168,8           390,5 

287.7  711,2 
3:-it,8    1       770,7 

504.8  1      1047,2 
557^    1      1035,0 

160,2 

304,4 
315,8 
474.6 
409.3 

168,6 
257,6 

295,0 
470,2 
523,6 

328,8 
562,0 

6103 
944,8 
932,9 

a   Schweiz, 

1K59 
1H65 
IM69 
1878 
1^4 

261,3 
372,6 
390.2 
:M3,4 
354,0 

274.1 

359,3 
366.1 
430,0 
388,4 

535,4 
731,9 
756.3 
773,4 
742,4 

52,3 

90,3 

133,0 

91,8 

96,2 

115,7           168,0 
230,9          321,2 
261,3           394,3 
337,2    i     439«0 
299,7          395,9 

4.   ItaÜeD 

;          1BS9 

1          1865 

1869 

1878 

1874 

173.9 
287,9 
364.2 
436,7     1 
358,9 

262.4 
432,1 
813,2 

av^.2 

334,3 

536.3 
720,0 
677,4 
789,9 
693,4 

140,4          189,5    1      329,9 
242,4         283.8    1      536,^ 
321,0    1     230.2          551,2 
345,9    1     229,8          575.7 
288,9    1     204,2          493,1 

1 

1 

1 

^                    4 ^ttM 

xvmlTl 


Generalluuidel 


Einfahr      Aasfiihr 
Ton  nach 


Summe 


Specimlhandd 


Kinfalir 

von 


Ausfuhr 
nach 


5.  Niederlande 

1«59 

49,1 

•28,0 

77,1 

40,0    j 

14,8 

1        548 

1865 

45,4 

37.8 

83,2 

32.0    ' 

27,1 

!        59.1 

1869 

46,6 

48,1 

94,7 

36,1 

41,1 

1        77.2 

1873 

45,8 

38,4 

84,2 

40,0 

33,2 

'        73.2 

1874 

33,6 

41,2 

74,8 

30,1 

34.5 

i        6i6 

6.  Österreic 

h 

1859 

13,4 

21,9 

35,3 

12,2 

5,7 

17,9 

1865 

27,0 

7,4 

34,4 

26,4 

5,5 

31,9 

1869 

45,0 

20,8 

65,8 

43.2 

15.0 

58,2 

1873 

55,6 

22,4 

78,0 

54,5 

17,3 

713 

1874 

66,4 

21,8 
7.  r 

88,2 
^eutschlai 

66,3 

id 

15,3 

81J^ 

1859 

219,9 

176,1 

396,0 

106.8 

147,6 

254,4 

1865 

271,9 

235,6 

507,5 

166,4 

214,2 

380,6 

1869 

339,1 

•282,-26 

621,3 

'230,1    , 

253,4 

483,5 

1873 

417,8 

522,5 

940,3 

311,1 

463,3 

774,4 

1874 

428,9 

454,7 

883,6 

315,5 

413,6 

729,1 

Überall  ist  ein  Steigen  des  Gesamtumsatzes  im  allgemeinen 
zu  bemerken.  Im  Handel  mit  England  ist  allerdinga  der 
Höhepunkt  von  1865  noch  nicht  ganz  wieder  erreicht;  jeden- 
falls hat  aber  Frankreich  bei  dem  Vertrage  mit  diesem  Lande 
den  gröiseren  Qewinn  gehabt,  insofern  als  seine  Ausfiihr  die 
Einfuhr  von  dorther  bedeutend  übersteigt. 

Die  Zahlen  sprachen  also  ftir  die  Beibehaltung  der  bia- 
herigen  Politik.  De  Meaux  unterliefs  es  auch  nicht,  anazu- 
sprechen,  dab  die  Regierung  keinesfalls  rückschritdiche  Hinter- 
gedanken verfolgte.  Aber  seine  Erkläruneen  klangen  etwas 
gezwungen  und  erweckten  bei  den  Schutzzöllnem  doch  gewisse 
Hoffnungen.  Ein  gesetzgeberisches  Vorgehen  war  jedenfalls 
dringend  notwendig. 

Deshalb  verlangte  der  Minister  die  Beantwortung  von 
vier  Fragen:  1.  Welche  Änderungen  im  Tarif  sind  erwünscht? 

2.  Ist  es  geboten,  die  noch  bestehenden  Wertzölle  in 
specifisehe  umzuwandeln? 

3.  Darf  der  Tarif  dem  Staate  höhere  Einnahmen  bringen? 

4.  Soll  ein  neuer  autonomer  Oeneraltarif  ausgearbeitet 
werden  oder  unter  Beibehaltung  des  Systems  der  Handels- 
verträge nur  für  die  nicht  meistbegünstigten  Staaten  ein 
Generaltarif  beschlossen  werden? 
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m    9,   Februar    1876   konnte   der   Handelsminister   dem 

tsoberhaupt  bereits  Bericht  über  seine  Umfrage  erstatten. 

Die  letzte  Frage  war  die  entscheidende,  und  über  sie  ver- 
reiteten  «ich  die  eingegangenen  Antworten  in  ausführlichster 
eise.  Die  Anschauung  über  die  Wirkung  der  bisherigen 
ertragHtarife  war  verschieden.  Aber  alle  Handelskammern 
aren  darin  einig,  dafs  „sie  nicbt  daran  denken,  umzukehren 
sie  betrachten  die  Konkurrenz  als  einen  unentbehrlichen 
Sporn  und  würden  ein  auf  dem  Mittel  der  ge^enwÄrtig  in 
Kraft  befindlichen  Zolle  barnbendes  Regime  annehmen". 

Für  die  Erneuerung  der  Vi?rtr9ge  stimmten  47  Handels- 
und  15  beratende  (Industne-,  Gewerbe-,  Landwirtschafts-) 
Kammern,  Unter  ihnen  befanden  sich  die  bedeutendsten»  wie 
Paris,  LilJe,  Havre,  F>pinal,  Marseille,  Montpellier,  Elbeuf, 
Mäcon,  Keims,  Angouleme,  Bordeaux,  Cambrai»  Die  Wein- 
und  Seitlen Industrie  befand  sich  auf  dieser  Seite. 

14  Kammern  verlangten  einen  autonomen  Generaltarif 
ohne  VertrJige,  darunter  Kouen,  Arras,  Tourcoing,  Rotibaix, 
Amiens,  Saint-Dizier»  meist  solche,  durch  welche  die  Baurawoll- 
und  Leinindustrie  vertreten  war.  Doch  wollten  auch  diese  als 
Grundlage  des  neuen  Gesetzes  vorbehaltlich  gewisser  Ände- 
rungen den  alten  Vertragstarif  setzen, 

Ais  Gründe  für  die  Errichtung  eines  autonomen  Tarifs 
gab  man  an,  dafs  der  Regierung  durch  die  Verträge  die  Hände 
gebunden  wären,  im  Falle  industrieller  Notstände  oder  fiska- 
lischer Bedürfnisse  die  Tarife  zu  erhohen.  Ferner  höre  bei 
der  ächliefsung  der  Verträge  die  Kontrollo  und  eingehende 
Mitarbeit  des  Parlaments  auf,  weil  die  Regierung  allein  die 
Verträge  abschlösse  und  die  Kammern  nur  das  Recht  der 
Oenehmigung  oder  Ablehnung  im  ganzen  hütten.  Vor  allem 
sticfs  man  sich  an  der  Klausel  der  Meistbegtinstigung,  die  bei 
jedem  neuen  Vertrage  weitere  Zollherabsetzungen  herbeiführte. 
Natürlich  müföte  auch  ein  autonomer  Tarif  eine  gewisse  Festig- 
keit  haben.  Deshalb  sei  die  Bestimmung  am  Platze,  dafs 
der  Tarif  nur  alle  fünf  Jahre  umgearbeitet  werden  dürfe. 

Die  gegnerische  Meinung  drückte  am  treffendsten  die 
Antwort  der  Pariser  Handelskammer  aus:  „Die  Verträge  ver- 
bürgen dem  Handel  und  der  Industrie  die  Stetigkeit,  welch© 
sie  nötig  haben,  um  wichtige  Geschäfte  zu  unternehmen  und 
sum  guten  Ende  zu  führen,  ohne  Furcht,  im  Laufe  ihrer 
Operationen  durch  die  Änderungen,  welche  die  hftufige  Revision 
der  durch  ein  Zollgesetz  festgesetzten  Tarife  verursachen  kann, 
hindert  zu  werden**. 

In  einer  anderen  Antwort  heilst  es:  „Der  Handel  braucht 
ine  Verfassung,  die  den  Personenwechsel  in  der  Regierung, 
•ogar  bei  der  Erschütterung  eines  Krieges,  überlebt,  und  diese 
Verfassung  (charte)  findet  er  in  den  Verträgen". 

Die  Mehrheit  befürwortete  jedenfalls  das  bisherige  System, 
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doch  sollten  alle  Verträge  eine  gemeinsame  Verfallszeit  haben 
und  die  schon  gekündigten  bis  zum  Aufhören  des  letzten  ver- 
längert werden;  ferner  sollte  in  jedem  Falle  zuvor  eine  Um- 
arbeitung des  Generaltarifs  erfolgen,  damit  dieser  bei  den 
VerhancUungen  als  Grundlage  diente;  schliefslich  verlangte 
man,  die  Klausel  der  Meistbegünstigung  fallen  zu  lassen. 

Eine  weitere  Forderung  ging  dahin,  eine  grofse  Enquete 
über  die  Gesamtlage  der  Industrie  zu  veranstalten. 

Die  Frage  nach  der  Einrichtung  von  specifischen  Zöllen 
statt  der  bisherigen  Wertzölle  beant^'orteten  87  gegen  12 
Kammern  bejahend.  Für  die  Wertzölle  trat  besonders  die 
Textilindustrie  ein,  weil  feinere  Stoffe  bei  einem  Gewichtszoll 
mit  ihrem  geringeren  Gewicht  zu  gut  gegenüber  den  groben, 
schwerer  wiegenden  Fabrikaten,  behandelt  werden  würden; 
femer  die  Glasindustrie,  die  Luxusindustrieen  und  die  Fabri- 
kanten von  Weinen  geringerer  Qualität. 

Eine  Umarbeitung  des  Tarifs  im  Sinne  höherer  fiskalischer 
Einnahmen  befürwortete  niemand.  Die  Gewerbe  zeigten  sich 
über  diese  Frage  sehr  beunruhigt,  weil  sie  an  eine  Wieder- 
einbringung des  Rohstoffzollprojektes  dachten. 

Auf  die  erste  Frage  des  Ministers  nach  bestimmten  Vor- 
schlägen für  Tarifänderungen  liefen  meist  keine  bestimmten 
Angaben  ein.  Die  Pariser  Handelskammer  wollte  als  Höchst- 
grenze des  Zollschutzes  10®  o  festgesetzt  wissen,  aufser  für 
Metalle,  Mineralöle  und  Gewebe  von  Lein  oder  Baumwolle.  — 

2.    Die  erste  Tarifvorlage  Teisserenc  de  Borts. 

Damit  hatte  die  Regierung  eine  Richtschnur  f\Xr  ihr  Vor- 
gehen erhalten.  Sie  hatte  zwei  Aufgaben  zu  erfüllen.  Einer- 
seits mufste  sie  Verhandlungen  mit  den  fremden  Mächten  ein- 
leiten, die  zu  neuen  Verträgen  führen  sollten,  andrerseits 
mufste  sie  zur  Umarbeitung  des  Generaltarifs  schreiten.  Beide 
Schritte  that  sie  leider  zugleich.  Das  war,  wie  sich  später 
zeigte,  ein  Fehler,  der  zu  Konflikten  entweder  mit  dem  Par- 
lament oder  mit  dem  Ausland  ftlhren  konnte.  Indessen  ver- 
mied man  infolge  verschiedener  günstiger  Umstände  die  Klippe, 
sodafs  schliefslich  doch  zuerst  der  neue  Generaltarif  zustande 
kam  und  dann  erst  das  Vertragsregime  geregelt  wurde. 

Die  Ausarbeitung  do8  Generaltarifs  wurde  von  dem 
Handelsminister  Teisserenc  de  Bort  (linkes  Centrum),  de 
Meaux'  Nachfolger,  dem  Oberhandelsrat  übertragen.  In  Gegen- 
wart des  Finanzministers  Lt»on  Say  und  des  Ministers  des 
Aufseren,  des  Herzogs  Decazes,  eröffnete  Teisserenc  de  Bort 
am  23.  Mai  1867  die  Sitzungen  dieser  beratenden  Körperschaft 
mit  dem  Hinweis  darauf,  dafs  es  für  die  Stetigkeit  der  Handels- 
beziehungen jedenfalls  das  beste  wäre .  den  Vertragstarif  des 
Kaiserreichs    als    Grundlage    des    Generaltarifs    anzunehmen. 
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Der  Oberhandelarat  schlofs  sich  auch  nach  eingehender  Be- 
ratung diesem  Gutachten  an.  Die  anwesenden  loduetrieHen, 
welche  vorher  über  den  Ruin  gewisser  Industrieen  in  der  frei- 
händleriäcben  Ära  geklagt  hatten,  stellten  fm  allgemeinen 
mäfdige  Forderungen.  Selbst  die  Führer  der  Schutzzoll  lieft 
Pouyer-Quertier  und  Feray»  begnügten  sich  mit  einer  Er* 
hr»hung  der  Zölle  um  20 — 25^0  für  den  Generaltarit^  „um  den 
Versuch  der  Unterhändler,  welche  neue  Verträge  vorzubereiten 
hätten,  zu  erleichtern*', 

Senat  teilte  sich  der  Oberhandelsrat  in  zwei  Kommissionen 
und  liefs  damit  sofort  erkennen,  an  w-elchera  Funkte  der  Zoll- 
reform der  Kampf  am  heifsesten  und  umfangreichsten  ent- 
brennen würde.  Denn  die  eine  Kommission  wurde  eigens  für 
die  Textilindustrie  gewählt,  während  die  andere  alle  übrigen 
Zweige  der  Industrie  und  Landwirtschaft  zu  untersuchen 
hatte. 

Die  Vorsitzenden  der  Textilkommission,  llaoul  Duval 
(rechtes  Centrum)  und  Balsan  (konserv.  Republik),  begaben 
sich  nach  England  und  in  die  französischen  Indus tricmittel- 
punkte,  um  sich  über  die  einschlägigen  Fragen  genau  unter- 
richten zu  lassen.  Als  Ergebnis  ihrer  Erkundigungen  legten 
sie  dar,  dafs  die  mittleren  Kostenpreise  in  England  um  3  oder 
4**  0  geringer  als  in  Frankreich  waren.  Dazu  kmn  noch  Eng- 
lands Übergewicht  im  Welthandel,  seine  Überlegenheit  durch 
bessere  Maschinen  und  vollkommenere  Arbeitsmethoden  und 
ßchliefslich  die  ältere  Entwicklung  der  meisten  dortigen  In- 
dustrieen.  Die  Berichterstatter,  von  denen  Duval  ein  über* 
aceugter  Freihändler  war,  forderten  deswegen  die  Kommission 
auf,  im  Punkte  der  Textilien  keine  Zollreduktionen  vorzu- 
Qebmen. 

Der  Oberhandelsrat  nahm  überhaupt  fast  durchweg  den 
alten  Konventionaltarif  als  neuen  General tarif  an.  Pouyer- 
Quertier  wufste  indessen  doch  durchzusetzen,  dafs  wenigstens 
die  ZdUe  auf  Garne  und  Gewebe  um  10  ^o  erhöbt  wurden. 
Man  beschlofs  diese  Erhöhungen  aber  nur  als  Instrument  für 
die  Vertragsverhandlungen. 

Die  Hauptänderung  im  Tarif  war  die  Umarbeitung  der 
zum  Teil  noch  vorhandenen  We  r  t  z  ö  1 1  e  in  s  p ec  i  f  i  s c  h  e ,  d,  h. 
Z^5lle  nach  dem  Gewicht,  der  Stückzahl  oder  anderen  Mafsen, 
Schon  1860  hatten  sich  die  Regierungen  Englands  und  Frank- 
reichs geeinigt,  möglichst  speciüsche  Zölle  einzuftihren.  Doch 
konnte  man  dies  ftSr  eine  ganze  Reihe  von  Fabrikaten  damals 
nicht  erreichen,  weil  die  Unterhändler  beider  Nationen  den 
Wert  der  betreffenden  Waren  verschieden  beurteilten.  Dazu 
gehören  fast  alle  chemisclien  Erzeugnissej  Farben  und  Farb- 
stoffe^ Kerzen,  feine  Thonwaren,  Steinzeugfliesen,  Fayencen, 
Porzellan,  Spiegelglas^  Hohlglas  und  Krystall,  feines  Fenster- 
glas, optiftche  Gläser^  Garne  und  Gewebe  aus  neuseeländischem 
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doch  sollten  alle  Verträge  eine  gemeiiuäame  Verfallszeit  habei 
und  die  schon  gekündigten  bis  zum  Aufhören  des  letzten  ver- 
längert werden;  ferner  sollte  in  jedem  Falle  zuvor  eine  Um- 
arbeitung des  Generaltarifa  erfolgen,  damit  dieser  bei  den 
Verhandlungen  als  Grundlage  diente;  schliefslich  verlangte 
man,  die  Klausel  der  Meistbegünstigung  fallen  zu  lassen. 

Eine  weitere  Foi'derung  ging  dahin,  eine  grofse  Enquele 
über  die  Gesamtlage  der  Industrie  zu  veranstalten. 

Die  Frage  nach  der  Einrichtung  von  specifischen  Zdllen 
statt  der  bisherigen  Wertzölle  beantworteten  37  gegen  12 
Kammern  bejahend.  Für  die  Wertzölle  trat  besonders  die 
Textilindustrie  ein,  weil  feinere  Stotfe  bei  einem  Gewichtszoll 
mit  ihrem  geringeren  Gewicht  zu  gut  gegenüber  den  groben, 
schwerer  wiegenden  Fabrikaten,  behandelt  werden  würden; 
ferner  die  Glasindustrie,  die  Luxusindnstrieen  und  die  Fabri- 
kanten von  W^ einen  geringerer  Qualitüt* 

Eine  Umarbeitung  des  Tarifs  im  Sinne  höherer  fiskalischer 
Einnahmen  befünvortete  niemand.  Die  Gewerbe  zeigten  ßich 
über  diese  Frage  sehr  beunruhigt,  weil  sie  an  eine  Wieder- 
einbringung des  liolistüffzollprojektejs  dachten. 

Auf  die  erste  Frage  des  Ministers  nach  bestimmten  Vor- 
echlägen  für  Tarifänderungen  liefen  meist  keine  bestimmten 
Angaben  ein.  Die  Pariser  Handelskammer  wollte  als  Höchst- 
grenze des  Zollschutzes  10^  o  festgesetzt  wissen,  aufser  filr 
Metalle,  Mineralöle  und  Gewebe  von  Lein  oder  Baumwolle,  — 
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2.    Die  erste  Tarifvorlage  Teisserenc  de  Berts. 

Damit  hatte  die  Regierung  eine  Kichtschnur  für  ihr  Vor- 
gehen erhalten.  Sie  hatte  zwei  Aufgaben  zu  erfüllen.  Einer- 
seits mufste  sie  Verhandlungen  mit  den  fremden  Mächten  ein- 
leiten, die  zu  neuen  Verträgen  führen  sollten,  andrenseita 
mid'ste  sie  zur  Umarbeitung  des  Generaltarifs  schreiten.  Beide 
Schritte  that  sie  leider  zugleich.  Das  war,  wie  sich  später 
zeigte,  ein  Fehler,  der  zu  Konflikten  entweder  mit  dem  Par- 
lament oder  mit  dem  Ausland  führen  konnte.  Indessen  ver* 
mied  man  inf«4ge  verschiedener  günstiger  Umstände  die  KUppe, 
sodafs  schliefslich  doch  zuerst  der  neue  Generaltarif  zustande 
kam  und  dann  erst  das  Vertragsregime  geregelt  wurde. 

Die  Ausarbeitung  des  Generaltarifs  wurde  von  dem 
Handelsminister  Teisserenc  de  Bort  (linkes  Centrum),  de 
Meaux'  Nachfolger,  dem  Oberhandelsrat  übertragen.  In  Gegen- 
wart des  Finanzministers  Leon  Say  und  des  Ministers  des 
Aufseren,  des  Herzogs  Decazes,  eröftnete  Teisserenc  de  Bort 
am  23,  Mai  1867  die  Sitzungen  dieser  beratenden  Körperschaft 
mit  dem  Hinweis  darauf,  dafa  es  für  die  Stetigkeit  der  Ilandels- 
beziehungen  jedenfalls  das  beste  wäre ,  den  Vertrags tarif  des 
Kaiserreichs    alö    Grundlage    des    Generaltarifs    anzunehmen. 
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Der  Oberhandelsrat  Bclilors  sich  auch  nach  eingehender  Be- 
ratung diesem  Gutachten  an.  Die  anwesenden  Indus trieüeiij 
welche  vorher  über  den  Kuin  gewisser  Industrieen  in  der  frei- 
httndlerischen  Ära  geklagt  hatten,  «teilten  im  allgemeinen 
mäfsige  Forderungen.  Selbst  die  Führer  der  Schlitzzöllner, 
Pouyer-Quertier  und  F*eray,  begnügten  sich  mit  einer  Er- 
höhung der  Zölle  um  20 — 25^0  für  den  Generaltarif,  „um  den 
Versuch  der  Unterhändler^  welche  neue  Verträge  vorzubereiten 
hiltten^  zu  erleichtern". 

Sonst  teilte  sich  der  Oberhandelsrat  in  zwei  Kommissionen 
und  liefö  damit  sofort  erkennen,  an  welchem  Punkte  der  Zoll- 
reform  der  Kampf  am  heifsesten  und  umfangreichsten  ent- 
brennen würde.  Denn  die  eine  Kommission  wurde  eigens  für 
die  Textilindustrie  gewählt »  während  die  andere  alle  übrigen 
Zweige  der  Industrie  und  Landwirtschaft  zu  untersuchen 
batte* 

Die  Vorsitzenden  der  Textilkommission,  Raoul  Duval 
(rechtes  Centrum)  und  Bnlsan  (konserv*  Republik),  begaben 
eich  nach  England  und  m  die  französischen  Industriemittel- 
punkte, um  sich  über  die  einschlägigen  Fragen  genau  unter- 
richten zu  lassen.  Als  Ergebnis  ihrer  Erkundigungen  legten 
sie  dar,  dafs  die  mittleren  Kostenpreise  in  England  um  3  oder 
4  **  II  geringer  als  in  Frankreich  waren.  Dazu  kam  noch  Eng- 
lands Übergewicht  im  Welthandel,  seine  Überlogonbeit  durch 
bessere  Maschinen  und  vollkommenere  Arbeitsmethoden  und 
achliefslich  die  iiltere  Entwicklung  der  meisten  dortigen  In* 
dustrieen.  Die  Berichterstatter,  von  denen  Duval  ein  über- 
zeugter Freihändler  war,  forderten  deswegen  die  Kommission 
auf,  im  Punkte  der  Textilien  keine  Zollroduktionen  vorzu- 
nehmen. 

Der  Oberhandelsrat  nahm  überhaupt  fast  durchweg  den 
iilten  Konventionaltarif  als  neuen  Generaltarif  an,  Pouyer- 
Qucrtier  wufste  indessen  doch  durchzusetzen,  dafs  wenigstens 
die  Zölle  auf  Garne  und  Gewebe  um  10  ^>#  erlioht  wurden* 
Man  beschlofs  diese  Erhöhungen  aber  nur  als  Instrument  für 
die  Vertragsverhandlungen. 

Die  Hauptänderung  im  Tarif  war  die  Umarbeitung  der 
zum  Teil  noch  vorhandenen  We r  t  z  ö  1 1  e  in  s  p e c  i  f  i  s c  h  e ,  d,  h. 
Zolle  nach  dem  Gewiclit,  der  Stückzahl  oder  anderen  Mafsen. 
Schon  1860  hatten  sich  die  Regierungen  Englands  und  Frank- 
reich»  geeinigt,  möglicbst  specitische  Zölle  einzuführen.  Doch 
konnte  man  dies  für  eine  ganze  Keilie  von  Fabrikaten  damals 
nicht  erreichen,  weil  die  Unterhändler  beider  Nationen  den 
Wert  der  betreffenden  Waren  verschieden  beurteilten*  Dazu 
gehören  fast  alle  chemischen  Erzeugnisse^  Farben  und  Färb- 
Stoflfe,  Kerzen,  feine  Thonwaren^  Steinzeugfliesen,  Fayencen, 
Porzellan^  Spiegelglas,  Hohlglas  und  Krvstall,  feines  tenster- 
glas,  optiM.'he  Gläser,  Garne  und  Gewebe  aus  neuseeländiscliem 
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eriioben  hatte.  —   Bei 
quo^  auL'li  hinsichtlich 


Leuchtkraft  verzollt   und  die  gleichartige,    besteheode 
dafür  abgeachafft   werden,    weil   England   dagegen  Einspruch 
Metallen  beliefä  man  es  bei  dem  etatus 
der  admiösion  teniporaire. 

4.  Für  die  Fabrikate  waren  zunächst  sämtliche  Verbote 
beseitigt.  ~  Die  Farbenindustrie  erhielt  die  Freiheit  der  Roh* 
Stoffe  und  5  ^lo  Zollöchutz  für  ihre  Fabrikate,  Dies©  MafäregeJ 
richtete  sich  gegen  Deutschland.  —  Für  Medikamente  er- 
mfiläigte  man  den  Betrag  von  20  auf  10  ^/o.  —  Für  Weine 
blieb  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1871  bestehen  (5  fr.  auf  das  hl 
für  Weine,  20  fr.  für  Liqueurweine).  Doch  stellte  der  Minister 
zur  Erwägungj  ob  man  wegen  des  grolsen  Exports  nicht  ohne 
Bedenken  einen  niedrigeren  Tarif  eintreten  lassen  könne,  zum, " 
der  Zoll  für  schlechtere  Qualitäten  25 — 30  "/o  erreiche.  —  Der 
Bierzoll  wurde  der  höheren  Verzollung  des  Hopfens  entsprechend 
erhöht  —  Die  Abgaben  von  Topf  waren  waren  auf  Bitten  dwi 
Industrie  ermäfsigt» 

Die  delikatesten  Fragen  betrafen  die  Textilindustrie:  För 
Lein-  und  Hanfgarne  liefs  man  die  Konventionalzölle  von 
15  fr.  bis  172^90  fr.  auf  100  kg  beätehen.  Der  Import  der- 
selben war  von  9800000  fr.  im  Jahre  1867  auf  8300000  fr. 
im  Jahre  1876  gesunken^  der  Export  dagegen  auf  18739000  fr, 
gestiegen  und  nur  1876,  augenseheinlich  vorübergehend,  auf 
6  Vs  Mill.  fr.  gesunken.  Eine  Zollerhöhung  hatte  die  Regierung 
verworfen  j  weil  dann  wieder  die  Webereien  von  Lyon,  Saint 
Etienne,  Tarare^  Saint-Pierre-les-CalaSs,  Cambrai  u,  s.  w,  ge- 
schädigt wurden. 

Bei  Wollgarnen  hatte  man  zwischen  gekämmter  und  kar- 
dierter  Wolle  unterschieden  und  nur  die  letztere  höher  belastet. 
Die  Einfuhr  der  Wollgarne  betrug: 

1867:  6,8  Mill.  fr.,        1876:  19,3  Mill.  fr 
die  Aoäfuhr  dagegen: 

1867:   30,8  Mill.  fr., 
1875:   39,7      „       „ 
1876:  28,6      „       „ 

In  der  Baumwollenindustne  liefs  die  Regierung  alles  beim 
alten,    weil   sie    den  Klickgang    der  Ausfuhr   und   das  !Ste 
der  Einfuhr  auf  den  Verlust  des  Elsafs  mit  1700000  Spind 
zurückführte. 

Seide  blieb  zollfrei* 

Für  die  Gewehe  wurde  eine  andere  Art  des  öehätzu: 
Verfahrens  eingeführt.  Früher  zahlte  man  nur  die  Fäden  in 
der  Kette  in  einem  Quadrat  von  5  mm  Seide,  aber  nicht  im 
Einschlag;  das  hatte  zur  Folge,  dafs  die  Industriellen  einfach 
die  Fäden  in  der  Kette  verminderten  und  sie  im  Einschlag 
venu  ehrten*  Der  neue  Entwurf  sah  eine  Zählung  beider  vor. 
Die  Summe  wurde  dann  durch  2  dividiert. 
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Am  meisten  unterschied  aich  der  neue  Tarif  von  dem 
«uvor  eingebrachten  dadurch,  dafs  er  aufser  den  Entrepot- 
sufichiägen  für  die  Produkte  anderer  Erdteile  aus  europäischen 
Entrepots  und  Zuschlagasteuern  für  einige  europäische  Er- 
seugnisse^  die  nicht  aus  den  Erzeugungsländern  eingeführt 
wurden^  und  aufaer  den  4^/ö  Zuschlagsabgaben,  die  durch  das 
Gesetz  vom  30,  Dezember  1873  auf  Bämtliehe  Zölle  gelegt 
waren,  noch  zwei  weitere  Zusatzdecimen  auf  eine  Reihe  von 
Fabrikaten  brachte,  Länder,  deren  Zolltarif  die  französische 
Einfuhr  mit  mehr  als  20^  c>  Abgaben  belasteten,  sollten  statt 
dieser  surtaxe  von  24  cents*  auf  den  Frank  sogar  50  cents, 
entrichten. 

In  der  Schaifung  dieser  Zollerhöbung  von  24t  ^o^  von  denen 
Teißserenc  de  Bort  zwei  Decimen  mit  dem  Namen  Kriegsdecimen 
belegte,  lag  die  Absicht  verhüllt,  ein  Tarifmaximum  zu  schaffen, 
da^  man  gegen  nichtraeistbegünstigte  Staaten  und  im  Falle 
eines  Zollkrieges  anwandte j  während  die  Arbeit  des  Ober- 
handelsrats  das  Minimum  darstellte,  unter  das  man  bei  neuen 
Vertragsverhandlungen  nicht  hinausgehen  konnte. 
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1.  Verbandlungen   mit  England. 


Zu  der  Zollerhöhung  und  der  dadurch  geänderten  Tarif- 
vorlage hatte  sich  der  Minister  vor  allem  durch  ein  wichtiges 
Ereignis  bestimmen  lassen,  und  zwar  durch  die  Ergebnis- 
losigkeit der  Verhandhingen  mit  England  und  anderen  Staaten. 
Diese  Verhandlungen  waren  zuerst  auf  Grund  der  alten  Ver- 
träge geftthrt  worden  und  drohten,  die  dort  festgesetzten  Be- 
stimmungen noch  liberaler  zu  machen.  Mit  der  Zollerhöhring 
von  24**  0  gedachte  Teisserene  de  Bort  den  Forderungen  Eng- 
lands besser  begegnen  zu  können.  Es  ist  deshalb  an  dieser 
Stelle  notwendig,  einen  Blick  auf  die  französische  Vertrags- 
politik bis  zum  Erscheinen  des  Generaltarifs  zu  werten. 

Am  30.  Juni  1877  lief  der  Handelsvertrag  mit  England 
«b.  Diese  bevorstehende  Thatsacfie  hatte  die  britische  Re- 
gierung zu  einer  Enquete  veraolafst^  welche  die  Stellungnahme 
der  einzelnen  Industrieen  zum  französischen  Tarif  aufklären 
sollte.  Die  gehörten  Interessenten  verlangten  sämtlich  die 
Zollfreiheit  ftlr  die  wichtigsten  Fabrikate.  Der  Leiter  der 
englischen  Politik,  Lord  Beaconsfield,  beauftragte  nun  den 
Botschafter  Lord  Lyons,  den  Ministem  des  Marschalls  Mac 
Mahon  seine  Geneigtheit  fUr  einen  neuen  Vertrag  vorzustellen. 
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Der  MiDisterpräsidetit  Jules  Sioion  äufserte  sich  zustimmendl^ 
ebenso  der  Fmanzmiitiöter  Lt^oii  Say.  Am  26,  März  1877  be- 
gannen auch  die  Verhandlungen  in  Paris  unter  dem  Vorsia 
des  Ministers  des  Aufseren,  des  Herzogs  Decazes^  und  in  An- 
wesenheit von  T  e  i  s  8  e  r  e  n  c  de  Bort» 

Doch  zeigten  sich  bereits  von  Anfang  an  Schwierigkeiten* 
Der  seit  dem  9.  Februar  vorhandene  erste  Entwurf  eines  Zoll- 
tarifs entsprach  durchaus  nicht  den  Erwartungen  Englands,  Dort ' 
hatte  sich  die  öffentliche  lleinung  seit  langem  mit  der  Thatsache  - 
hefafst,  dafs  Frankreich  unter  der  Herrscliaft  des  Regimes  von 
1860  seine  Ausfahr  nach  England  um  250 ^.o  gesteigert  hatte^ 
während  die  englische^  viel  geringere  Einfuhr  nur  eine  Er- 
höhung von  200*^0,  also  im  Verhältnis  einen  Rückgangs  zu  | 
verzeichnen  hatte.     Die  Ausfuhr  betrug: 

Von  Frankreich  nach  England:      Von  England  nach  Frankreicli;  j 
1858  m2  Milb  fr.  231  MilL  fr. 

1875  1168     ,       „  682      „       „ 

Die  Handelskammer  von  Manchester  hatte  es  am  12.  No- ' 
vembcr  1876'  unter  Beleuchtung  dieser  Ergebnisse  der  Stati- 
stik sogar  fertig  gebracht,  eine  Adresse  an  die  französischen 
Handelskammern  und  das  französische  Volk  zu  richten,  in  der 
sie  dringend  darum  bat,  nun  einen  Schritt  weiter  zum  Frei- 
handel zu  machen  und  der  englischen  Industrie  dasselbe  zu 
gewähren,  was  diese  der  französischen  zu  deren  entschiedenem 
Vorteil  längst  gegeben  hatte.  England  hatte  fraglos  auf  Er- 
mäfsigungen  gehofl't. 

Aber  das  Tarifprojekt  machte  ein  ganz  anderes  Gesicht» 
Und  wenn  der  erste  Entwurf  auch  nur  das  Bestehende  heiligte 
und  Zollerhöhungen  nicht  direkt  aussprach,  so  lagen  solche 
doch  in  gewissen  Mafsnabmen  versteckt,  besonders  in  der 
Umrechnung  der  alten  \^'ertzölle  in  specitische.  Der  Wider- 
stand der  englischen  liffentliehen  Meinung  zeigte  sich  natur- 
gemäfs  auch  bei  den  Unterhändlern^.  Lord  Lyons  erklärte^ 
aer  franzosiische  Konventionaltarif  könne  nicht  die  Grundlage 
der  Verhandlungen  bilden,  man  müsse  einen  weniger  festen 
Ausgangspunkt  nehmen.  Die  anderen  Vertreter,  zumal  Sir 
Louis  Mallet,  führten  eine  noch  entschiedenere  Sprache  und 
machten  eine  Reihe  positiver  Vorschlüge.  Sie  verlangten^  um 
die  Hauptsachen  zu  nennen ,  die  volle  Freiheit  für  Kohle, 
Gufseisen,  Garne  von  Baumwolle,  Wolle,  Lein,  Jute  und  Flock- 
seide; der  Zoll  auf  Schmiedeeisen  sollte  auf  1  fr.  pro  100  kg 
ermäfsigt,  die  Taxen  der  Baum wollge webe  um  ^/a,  der  übrigen 
Textilstoffe  um  die  Hälfte  reduziert  werden  und  aufserdem  die 
Umwandlung  der  Wertzölle  unterbleiben. 
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aties  devant  le  S^nat,  im  Joiini.  d.  Econ.   Dezember  1880.   S,  i5L^— 3$7. 
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Eogland  konnte  sicli  kaum  verhehlen,  dafö  diese  Forde- 
rungen schon  wegen  der  damit  verbundenen  fiakalisclien  Ein* 
nahmeauöfälle  für  Frankreich  zum  Teil  unannehmbar  waren. 
Aber  es  verlangte  viel^  um  doch  etwas  zu  erreichen.  Frank- 
reich stellte  ein  Gegenprojekt  auf. 

Es  wollte  in  zwei  Perioden  Reduktionen  vornehmen,  und 
swar  von  50**, v  auf  Kohlen,  Gufaeißen,  Schmiedeeisen  und 
Stahl;  von  30*^/o  auf  Maschinen  und  Tafelsalz;  von  20"  o  auf 
Oarne  und  Gewebe  von  Baumwolle,  Wolle,  Lein,  Hanf  und 
Jute;  von  20**^o  auf  Fayencen.  Man  stimmte  ferner  der  Unter- 
drückung des  Ausgangszolls  auf  Lumpen  und  andere  ßohstoife 
der  Papierfabrikation  zu. 

Die  Engländer  nahmen  diese  Vorsehläge  kühl  auf.  Sie 
hätten  sich  jedoch  wahrscheinlich  heschiedeu ,  wenn  nicht 
Frankreich  zugleich  seine  Gegenrechnuug  präsentiert  hiUte. 
Sehr  umfangreich  war  diese  nicht  ^  da  in  England  fast  alle 
Waren  bereits  zollfrei  waren.  Aber  die  noch  bestehenden 
Abgaben  bildeten  dafür  eine  nicht  zu  unterschätzende  Einnahme- 
quelle {Ur  den  Staat,  zumal  die  französischen  Forderungen 
auch  noch  die  auf  Alkohol  und  Bier  gelegten  indirekten 
Steuern  berührten.  Man  verlangte  eine  Ermäfsigung  des 
Weinzolls  von  1  sh.  auf  4  pc.  die  Gallon  <von  27  fr,  auf  9  fr. 
das  hl),  und  zwar  für  Wein^  der  nicht  mehr  als  125  fr.  für 
das  hl  wert  war  und  böeijstens  14,9  Centesimalgrade  Alkohol 
hatte;  ferner  für  Malz  eine  Reduktion  von  2  sh.  auf  4  pc. 
den  Quarter.  Die  Brenner  und  Brauer  Englands  traten  jeden- 
falls energisch  gegen  dies  Verlangen  auf.  Dazu  kam,  dafs 
&ich  gleichzeitig  ein  anderes  Land,  Spanien,  über  ein  Tarif- 
system beklagte^  das  sich  hinsichtlich  der  Weine  nach  dem 
Alkoholgehalt  richtete  und  nun  wieder  vertragsmäfsig  festgelegt 
wurde*  Die  spanischen,  alkohot reicheren  Weine  wurden  dadurch 
»ehr  verteuert.  — 

Die  Verhandlungen  führten  zu  keinem  Ergebnis;  England 
forderte  eine  Unterbrechung,  Geraume  Zeit  dauerte  die  Ver- 
tagung, da  inzwischen  die  Maitago  von  1877  das  Ministerium 
Juled  Simon  mit  Teisserenc  de  Bort  zurücktreten  liel'sen  und 
die  französische  Regierung  das  ganze  Jahr  hindurch  mit  inneren 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatte.  Erst  als  Teisserenc  de 
Bort  wieder  Minister  w^urde,  nahm  man  die  Verhandlungen 
wieder  auf.  Jetzt  aber  ging  der  Handelsminister  entschiedener 
vor.  Um  besser  gegen  Englands  Forderungen  gerüstet  zu 
sein,  brachte  er  die  oben  erwähnte  Tarifvorlage  mit  den  24^  u 
Zollerhöhungen  ein. 
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2,  Verhandlungen   mit   Italien. 


Auf  die  Ausarbeitung  dieses  neuen  Tarifprojektes  wirkte 

gleich   das   Schicksal    des   am   6,  Juli  1877   mit  Italien   ge- 

ftchloftsenen  Vertrages. 


Italien  hatte,  wie  oben  erwähnt,  im  Januar  187S  semei 
Vertrag  von  1863  gekündigt.  Es  verfolgte  dabei  die  Abdiefa^ 
nicht  etwa  mit  dem  Konventionalregime  und  der  Meist 
begünstigungsk lausei  zu  brechen,  aber  doch  seinen  Generaltarif 
umzuarbeiten  j  um  teils  die  Staatseinnahmen  zu  erhöhen,  teiU 
die  fiskalischen  leisten,  weiche  seine  Industrie  seit  12  Jahren 
trug,  zu  kompensieren  und  um  den  durch  die  Anwendung  der 
Wertzölle  eingerissenen  bedenklichen  Operationen  vieler  Kau&^| 
leute  den  Riegel  vorzuschieben.  Frankreich  war  gegenüber^ 
der  Umrechnung  der  Wertzölle  in  ähnlicher  Stimmung;  ebenso 
vertblgte  es  den  Zweck,  seine  fiskalischen  Einnahmen  ziij 
steigern;  aber  das  Verlangen,  den  Schutzzollcharakter  seine 
Tarifs  mehr  ^vie  bisher  zu  betonen^  beherrschte  seine  filhren- 
den  Männer  in  jener  Periode  des  wirtschaftlichen  Aufschwung 
keineswegs.    Darin  konnten  sie  also  Italien  nicht  beipflichten*! 

Schon    die   ersten  Vorschläge   Itali<--ns  schienen   der  fran- 
zösischen   Regierung     bedenklich.      Der    Minister     des    Aus-] 
wärtigeuj    Herzog  Decazes,    teilte  deshalb  dem  Botschafter,] 
Chevalier  Nigra,  mit,  Italien  mtlsse  sich  unbedingt  nachgiebiger 
zeigen,  woftir  Nigra  auch  die  verbindlichsten  Erklärungen  ab- 
gab,    Italiens   Forderungen    legte   nun  Decazes   einer  Sonder 
kommiseion    von  Beamten    und  Deputierten   vor,    die   darübe 
vom    22.   März    bis   zum   15.   Mai   1875   berieten,    und  derefl 
Arbeit    der    französischen    Regierung    zur    Richtschnur    ihre»! 
Vorgehens   diente.     Kurz   darauf  wurden    öfter  unterbrochene 
Konferenzen  in  Bellagio  über  den  neuen  Vertrag  eröffnet,  di« 
echliefslich  zu  der  Pariser  Konvention  vom  6.  Juli  1877  führten*! 

Italien  liefert  an  Frankreich  fast  nur  Roh-  und  Nahrunga-i 
Stoffe,     Es   machte  also  gegen  den  französischen  Fabrik attarifl 
wenig  l'jn Wendungen.    Dagegen  erklärten  sich  seine  Vertretefl 
entschieden  gegen  Zölle  auf  Nahrungsmittel,  namentlich  WeiUij 
Olivenöl,  Tafelfrüehte;    ferner  gegen  Abgaben  von  Geflechten 
aus  Stroh,  Bast  u,  s*  w.  und  von  Strohhüten,    Die  italienisehai 
Regierung    gehorchte     in     letzterem    Punkte    politischen    Er-i 
wägungen  j   da  die   Strohhutindustrie   besonders   in   dem  alten] 
Grofsherzogtuin    Toskana,    welches   schwer    an    die   allgemeii 
italienischen  Staatsgesetze  zu  gewöhnen  war,  blühte*     Frank- 
reich  gab    in   allen   diesen  Punkten   nach,    da  sie  fiskalischerl 
Natur  waren.     Es   verzichtete   dabei   auf  eine  Einnahme   voi 
etwa  4—5  MilL  fr. 

Italien    bequemte   sich   seinerseits   auch  zu  Bewilligungen.  1 
Der   neue  Tarif  war  gegen  den  Vertragstarif  von  1863  aller*-] 
dings   erhöht.     Fast  alle  Produkte  waren  jetzt  vom  Zolle  g€ 
troffen.     Aber   von  den  Vorschlägen  von  1875  war  man  doch! 
zurückgekommen   und  sogar  unter  die  Ziffern  herabgegangen, 
denen  der  Herzog  Decazes  zustimmen  wollte.    Man  hatte  auch 
viele  Ausfuhrzölle,  die  auf  die  meisten  Bodenprodukte  infolge 
der  Finanzbedtirfnisse  gelegt  waren,  geopfert. 
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Ich  kann  hier  nicht  die  italieniselie  Handelspolitik  ein- 
pehend  kritisieren.  Doch  will  icli  einen  Punkt  berühren,  der 
in  den  Verhandlungen  Frankreichs  mit  Italien  eine  Haupt- 
reitirage  bildete,  das  Beibehalten  und  Erneuern  der  von  den 
deren  Staaten  bereits  gröfsteateils  über  Bord  geworfenen 
Uö^fubrzölle.  Diese  Erbschaft  des  pliysiokratischen  Systems 
btühtt'  in  Italien  noch  üppig  weiter*  Man  kann  gegen  Ausfuhr- 
zölle weaig  einwenden^  wenn  sie  nur  Wskalisch  sind  oder  etwa 
wegen  der  Gefahr  einer  Hungersnot  eingeführt  werden.  Aber 
die  von  Italien  auf  die  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe  gelegten 
Auagangsabgaben  erreichten  eine  Höbe,  die  den  Ausfuhrhandel 
direkt  zu  schädigen  geeignet  war.  Dafs  aber  Italien  auch 
nicht  wegen  der  Gefahr,  seiner  nötigsten  Lebensmittel  durch 
diLs  Ausland  beraubt  zu  werden,  auf  dieser  Steuer  l*estand, 
folgt  daraus,  dafs  es  nicht  duldete,  dafs  Frankreich  seine  Eiu- 
ftthrzöUe  auf  dieselben  Produkte  erhöhte.  Sollten  Italiens 
Boden  Produkte  im  In  lande  bleiben,  so  hätte  es  sich  ruhig  den 
franzusischen  Forderungen  anschliefsen  können.  — 

Der  Vertrag  war  von  Deeazes  und  de  Meaux  einerseits, 
II    '  its    durch    den   General    Cialdini    unterzeichnet.      Er 

h'  «^    für    Frankreichs    Ausfuhrhandel    entschieden    eine 

Verschlechterung  der  Verhältnisse.  Die  Regierung  konnte 
ihn,  als  sie  ihn  am  12.  November  1877  der  Kammer  unter- 
breitete, im  weBenÜichen  nur  damit  verteidigen,  dafs  die  Ab* 
weichungen  von  der  Reciprocitlit,  die  sich  die  vortragsehliefsen- 
den  LUnder  zugestebn  wollten,  durch  die  verschiedene  wirt- 
schaftliche Lage  der  beiden  Völker  erklärlich  seien,  dafs  man 
durchschnittlich  in  Italien  nicht  mehr  als  IO**ü  Zoll  zahle, 
und  dafs  die  Anwendung  der  neuen  Tarife  sicherlich  immer 
noch  besser  wäre  als  der  Zollkrieg.  — 

Die  lange  Zwischenperiode  der  bewegten  Zeit  nach  dem 
16.  Hai  hatte  die  Einbringung  des  Vertrags  verzögert.  Nun 
war  eine  Beschleunigung  geboten.  Aber  in  den  ßureaux  der 
Kammer  und  in  der  Kommission  fand  die  Vorlage  wenig  Liebe. 
Aufserdcm  waren  die  Unterhilndler,  die  reaktionären  Minister, 
der  Melirheit  durchaus  unbef|uem.  Als  dann  nach  ihrem  Sturz 
die  Arbeiten  zur  Errichtung  eines  neuen  Generaltarifs  wieder 
in  den  Vordergrund  träte n»  sagte  man  sich»  dafs  dieses  Priyekt 
doch  den  Vorrang  hatte  und  man  sich  nicht  durch  einen  Ver- 
trag festlegen  dürfe. 

Man  dachte  keineswegs  an  Zollerhöhungen,  die  eigens 
gegen  Italien  gerichtet  waren.  Aber  der  Herzog  Deeazes  hatte 
die  Vorlage  damit  begründet,  dafs  dieser  auf  11  Jahre  abzu- 
schHoGMiiae  Vertrag  den  Verträgen  mit  den  übrigen  Mächten 
sum  Ifcister  dienen  solle.  Es  bestand  als<>  die  Absicht,  ihn 
sttm  Ausgangspunkt  dos  neuen  Konventionalregimes  ^  werden 
BU  laaaen.  Hinter  Italien  stand  daher  England,  Belgien,  die 
8chw8is  und  Deutschland, 
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Man  sieht,  wie  programmlos  die  französischen  Regierangen 
vorgingen,    Sie  brachten  einen  neuen  Generaltarif  ein,  der  die 
Grundlage   für  die   neuen  Verhandlungen   bilden   sollte ,    und 
zugleich  verhandelten  sie,  um  einen  Vertrag  den  Ausgangspunkt 
bilden  zu  lasseo.    Das  neue  Ministerium,  besonders  TeissereneJ 
de  Bort,    sahen   diese  Unmöglichkeit   ein    und  suchten  zuerst 
den  Generaltarif  durchzui^etzen.     Jedenfalls  beschleunigten  s^ie 
die  Beratung  des  italienischen  Vertrags  durchaus  nicht.    Aber  ; 
zuletzt    war    ein    weiteres    Zögern    unmöglich.      Der    bereits  i 
mehrere  Male  durch  Übereinkunft  der  Regierungen  verlängerta  j 
italienische   Vertrag    lief  am  1.  April  1878   ab.     Nur    sehwer 
gab  Italien,    dessen  Kammern   den  Vertrag   längst    genehmigt  | 
hatten,    jetzt    nochmals   seine   Zustimmung   zu    einer    Hinaus- 
behiebung  der  Verfallsfrist  bis  zum  30.  Juni  1878.    Durch  die] 
Vorstellungen     des    Botschafters    General    Cialdini    gedriingt, 
sahen  sich  der  Minister  des  Äuiseren,  Waddington,    und  der  j 
Handelsminister  Teisserenc  de  Bort  veranlafst,  bei  der  Kammet 
kommission  auf  eine  schnellere  Erledigung  zu  dringen. 

Die  Kommission    hatte  freilich  die  Absicht,    den  Vertrag j 
einfach   fnllen  zu  lassen.     Aber  man  wollte  auch  nicht  Italien^ 
mit  einem  derartigen  Beschlufs  ein  Zeichen  der  Nichtachtung  j 
geben    und    beschritt   deshalb    einen   Mittelweg.     Der  Bericht- 
erstatter der  Kommission,  Beriet  (republik.  Linke)  unterbreiteiö  j 
deshalb  am  28.  Mai  1878  der  Kammer  eine  Resolution,  welche  i 
die  Regierung  aufforderte,  mit  Italien  aufs  neue  zu  verhandeln  ^ 
und  eine  veränderte  Vorlage  einzubringen.    Nach  der  Ansicht] 
der    Kommission     war   es   das    beste   für   Frankreich,     kurzer 
Hand  den  Vertrag  voji   1803  bis  zur  Durchberatung  des  neuen  J 
General tarifs   zu   verlängern.     Man    wies  auch  auf  die  aufser- 
ordentliche  Ungleichheit    der  Behandlung    hin,    die  sich  beide  j 
Nationen  gewährten.    Als  Beispiel  führe  ich  hier  nur  an,  dafs  | 
Rindvieh   in  Frankreich   3,60  fr;  auf  den  Kopf,  in  Italien  da- 
gegen 18  fr.  Zoll  bezahlen  sollte.    Ahnlich  war  es  mit  Seiden- 
zeugen. 

Hinsichtlich  der  anderen  Textilien  sah  man  überhaupt] 
nicht  ein,  warum  Italien,  das  an  Frankreich  gar  keine  Garne 
und  Gewebe  lieferte,  diese  in  den  Vertrag  aufgenommen  wünschte» 
Man  konnte  sich  auch  kaum  erklären,  warum  die  Anzahl  der 
Klassen  in  dieser  Rubrik  so  aulserordeutlich  vermehrt  und  bis  | 
ins  kleinste  und  genaueste  geregelt  war.  Die  Kommission 
witterte  darin  mit  Recht  sofort  die  Absicht  der  französischen 
Hegierung,  gegenüber  den  anderen  Jlächten  einen  vorbildlichen 
Tarif  zu  schaffen,  und  s^träubte  sich  dagegen,  vor  der  Aus- 
arbeitung des  Generaltfirifs  Frankreich  nach  dieser  Richtung 
hin  festzulegen, 

^Kurz  und  gut,**  heifst  es  am  Schlufü  des  Berichts,  ^unsere 
Unterhändler  suheinen  sich  nicht  genügend  mit  den  Interessen 
der  französischen  Industrie  und  des  Haudels  beschäftigt  zu  haben." 
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^^B      KatUrlich  war  das  Verlaagen^   neue  Verhandlungeii  nach 

^Hp   langer  Wartezeit   einzufädeln,    fUr    die  riegierung  peinlit*h. 

HHkuch    konDte   ^ie  Italien  nicht  gut  noch,  einmal  um  eine  Ver- 

^lÄngeruDg  der  alten  Beatimmungeti  angehn.  Jedeiitalls  stand 
sie  vor  der  Alternative,  eine  befVeundete  Macht  zu  beleidigen 

j  oder  in  der  Kammer  eine  Schlappe  zu  erleiden.  Daher  ver- 
suchte sie,  einen  Zwischenweg  einzuschlagen.  In  der  Sitzung 
vom  3.  Juni  1878  legte  Waddington  ein  moditiziertes  Projekt 
vor,  dessen  Artikel  II  gewisse  Reserven  festlegte,  unter  denen 
allein  der  Präsident  der  ßepuklik  den  Vertrag  ratifizieren 
durfte.  Üie  Zustimmung  wurde  davon  abhängig  gemacht»  dafs 
1.  Garne  und  Gewebe  jeder  Art  von  den  Vertragstarifen  ver- 
ächwinden  und  nur  der  Bestimmung  der  Meistbegiinstigung 
unterliegen  sollten,  und  dafs  2.  der  Regierung  dit:  Möglichkeit 

I  gegeben  wurde,  den  Vertrag  nicht  erst  nach  10  Jahren,  sondern 
schon  nach  einem  Jrihre  für  dm  darauffolgende  zu  kündigen.  — 
Italien  ging  darauf  i3in. 

Aber  die  Kaminerkommission  machte  auch  jetzt  Einwände, 

I  Sie  forderte,  wiederum  durclj  den  Mund  Berlets,  am  4.  Junü 
dais   die   Regierung  jederzeit  zu   einer   Kündigung    berechtigt 

I  aetiL  sollte*  Sie  handelte  aus  dem  Bedenken  heraus^  dafs  in 
Italien  die  Textileiufuhr  nur  durch  Verträge  mit  der  Schweiz 

I      and  mit  Österreich,    welche  am  W.  Juni  1879  endigten,  dem 

I  Konventional regime  unterlag.  Nach  diesem  Zeitpunkte  waren 
Game  und  Gewebe  dort  nicht  mehr  durch  die  MeiatbegQuati- 
^Qgeklauscl  gebunden.  —  Das  Ministerium  schlofs  sich  diesen 
Ausfuhrungen  an. 

Am  6.  und  7,  Juni  1878  wurde  das  Vertragaprojekt  in 
der  Kammer  beraten.  Die  Minister  William  Henry  Wa  d  d  i  ng  to  n 
und  Teisserenc  de  Bort  beschränkten  sich  auf  die  Darlegung 
das  Thatbestandes  und  suchten  den  Vertrag  aU  Übergangs- 
malÜiregel  zu  rechtfertigen.  Der  Handelsnii nister  betonte, 
duta  die  gefährliche  Konsequenz  einer  vielleicht  eintretenden 
Ablehnung  der  Zollkrieg  wäre,  während  die  konkurrierenden 
StaAten,  namentlich  Österreich,  in  Italien  dem  französischen 
Export  den  Rang  ablaufen  würden. 

Die  meisten  Redner  liorsen  sich  indessen  nicht  von  ihrer 
gegenteiligen  Überzeugung  zurückbringen. 

Es  war  bereits  kein  günstiges  Vorzeichen,  dafs  der  Bruder 
des  Ministers^  der  Abgeordnete  Hie h a r d  Wa d d i  n g t o n ,  welcher 
in  der  Kommission  ein  Verteidiger  des  Vertrages  gewesen  war, 
jetzt  zu  den  Gegnern  überging.  Er  fand,  dafs  die  französische 
Ausfuhr  nach  Italien,  die  im  Jahre  18t>3  noch  140  MilL  fr, 
betrugen  hatte,  auf  100 — 110  MilL  fr.  zurückgegangen  war, 
w&hreud  der  allerdings  niedrigere  italienische  Export  sich  um 
da»  Doppelte  gehoben  hatte.  „Dieser  Vertrag  mit  Italien"*,  so 
Unlete  acr  Grundgedanke  seiner  Rede,  »legt  den  Freihandel 
mit  Frankreich  filr  die  Einfuhr  italienischer  Produkte  in  unser 
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Land  fest^   und  daa  iSchutzzollsystem  für  die  Ausfuhr  iins6f«r 
Produkte  nach  ItAUen"*. 

Der  Abgeordnete  Peulevey  (Republik.  Union),  Vertrei 
von   Le  liavre,    verlas   eine  Depesche   der  dortigen  Ujuidela-" 
kanimer,    in   der  es  heifst:    ^Die  Kammer  zieht,    im  Falle  e» 
unmöglich  ist,  eine  neue  Verlängerung  zu  erreichen,  die  Rticl 
kehr   zu   den    alten  Generaltariten    einem   neuen  Vertrag  vof 
sogar  einem  solclicn  mit  kurzer  Verfallszeit,  die  noch  vor  de 
Errichtung   des  Genendtarits   eintritt     Bis  heute  hat  sich  di 
Kammer  gegen  die  Klaut^el  der  meistbegünstigten  Nation  aus- 
gesprochen'*. 

Peulevey  beschränkte  sich  indessen  nicht  auf  sachliche 
Darlegungen,  sondern  liefs  die  Partei poiitik  mitsprechen:  ^Ich 
habe  die  tiefe  Überzeugung/  sagte  er,  „dafs  diejenigen,  welche 
den  Vertrag  unterzeichnet  haben  (also  die  klerikalen  Minister 
von  1877)  ganz  genau  wuXsten,  dafs  dieser  ein  unheilbarer 
Schaden  für  Frankreich  wäre.  Aber  sie  wollten  damit  den 
Sturm  beschwören,  der  unvermeidlich  aus  einer  klerikalen  und, 
ultraraontanen  Politik  hervorbrechen  60111«", 

Dieser  Parteistandpunkt  wurde  indessen  nur  von  we 
geteilt      Doch    übte    auch    das    von    den    Älin istern    h€ 
beschworene    Schreckbild     eines    Zollkriegs     durchaus    keim 
Wirkung  aus. 

Der  Abgeordnete  M(§lin6  (Republik.  Union)  meinte,  die 
Italiener  würden  sich  hüten,  zu  einem  solchen  Mittel  zu  greifet] 
weil  der  Vertrag  von  1863  sehr  vorteilhaft  für  sie  gewese 
wäre.  Er  fürchtete  vor  allem,  dafs  der  UbergangsvertragJ  " 
Grundlage  eines  neuen,  dcrfinitiven  bilden  würde.  Sonst 
er  recht  herzliche  Worte  für  die  Freundschaft  mit  Italien^  der 
Schwesternatfon. 

Ähnlich  drückte  sich  Labadii^  (Republik.  Linke)  aus; 
giebt  nichts,  das  so  dem  Temperament  der  Italiener  widerstrebt 
als    zu    extremen    Maisregeln   zu   greifen.      Sie    können  wolil 
Lärm,  Spektakel  machen;  ibis  liegt  in  ihrem  Charakter;  abe^'J 
sie  schreiten  niemals  zum  Aufsersten.    Ich  bin  überzeugt,  daC 
gegen  Frankreich  die  Anwendung  des  General tarifs  unmöglicl 
iat    Wie?     Wir,  die  benachbarte  Nation,  die  Sehwestemation,* 
wir   sollten  von  Italien  als  Feinde  behandelt  werden?!     Nein, 
das  ist  nicht  möglich.  Von  dieser  Seite  ist  nichts  zu  befürchten: 
Der  fleneraltarif  wird  nicht  auf  uns  angewendet  werden;   ich 
versichere  es'*. 

Als  Verteidiger  des  Vertrages  traten  neben  den  Mimstern 
und  dem  Benchterstatter  Beriet  die  Abgeordneten  Rouvier 
t Republik,  Union)  und  Laroc he- Jo über t  (Hechte,  Qruppeappel 
au  peuple)  auf.  Für  Rouvier  war  der  provisorische  Charakter 
des  Projekte  die  Hauptsache.  Er  beleuchtete  dann  zwei 
wichtige  Verbeaaerungen ,  die  der  Vertrag  schaffe;  1.  Weine 
zahlten    bisher    in   Italien   8,20—40   fr.  ,    nach    dem  Vertrag« 
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liiDfegea  nur  4,50  fr,  auf  das  hl.  Italienische  Weioe  wUrden 
nncü.  Frankreich  zu  3,50  fr.  kommen,  infolge  de«  portugiesischen 
Vertrages  und  der  Meistbegünstigunij;  sogar  zu  nur  30  cents.  — 
2.  Ocmisehte  Seidengewebe  hatten  in  Italien  vorher  den  Zoll 
Ton  reiner  Seide,  also  12**  o  bezahlt,  während  sie  jetzt  nur  wie 
Baumwolle  oder  Wolle  behandelt  werden  sollten,  wenn  «ie 
weniger  als  50**o  Seide  enthielten, 

Rouvier  fand  es  anfserdem  sonderbar,  dafs  die  französischen 
Scliutzzöllner  an  den  specifischen  Zöllen  Italiens  Anstofs  nahmen, 
während  sie  doch  selbst  analoge  Bestrebungen  verfolgten. 

Der  Finanzminister  Löon  Say  hatte  das  Schlulswort  Er 
wies  darin  nur  die  Auffassung  Rouviers  hinsichtlicti  des  \Vein- 
%olls  von  30  cents,  infolge  des  Vertrags  mit  Portugal  zurück. 
Der  portugiesische  Vertrag  stünde  aufserhalb  des  Meistbegün- 
fitigungssystems.  Auch  könne  Italien  gar  nicht  daran  denken, 
diese  Forderung  zu  erheben,  weil  der  französische  Unterhändler 
Amä  die  Auffassung  der  französischen  Regierung  in  den  Kon- 
ferenzen mit  Italien  betont  und  zur  Geltung  gebracht  hätte. 

Aber  jede  Empfehlung  des  Vertrages  war  umsonst.  Es 
war  ein  Gegenprojekt  von  Meline,  Labadi^  und  Genossen  ein* 
^laufen,  nach  welchem  die  Deputiertenkammer  die  Regierung 
einlud,  mit  Italien  neue  Unterhandlungen  anzuknüpfen,  um  den 
Vertrag  zu  moditizieren.  Das  Gegenprojekt  wurde  mit  225 
gegen  220  Stimmen  angenommen. 

Die  Mehrheit  hatte  sich  durch  die  Versicherung  Labadifo 
bestimmen  lassen.  Aber  seine  Prophezeiung,  dafs  Italien  nicht 
»u  einem  Zollkrieg  sclireiten  württe,  war  doch  ein  wenig  ge- 
wagt, besonders  weon  man  an  den  späteren,  sehr  heftigen 
Zollkrieg  zwischen  Italien  und  Frankreich  am  Ende  der  80  er 
Jahre  denkt.  Auch  zu  der  jetzt  behandelten  Zeit  liefsen  sich 
die  Schwierigkeiten  nur  mit  Mühe  beheben. 

Es  war  für  die  Regierung  natürlich  unmöglich,  in  der 
kurzen  Zeit  bis  zum  L  Juli  neue  Verhandlungen  anzubahnen 
und  zu  einem  Ergebnis  zu  gelangen.  Auch  hatte  Italien  schon 
am  30.  Mai  1878  seinen  neuen  Generalzolltarif,  der  allein 
Frankreich  treffen  sollte,  fertiggestellt.  Seine  Unterhändler 
führten  demgemäfs  eine  sehr  entschiedene  Sprache. 

Doch  nach  vielen  Reklamationen  von  beiden  Seiten  gelangte 
man  zu  einem  Arrangement,  wonach  sich  beide  Länder  die 
Meistbegünstigung  bis  zum  31.  Dezember  1879  zusagten.  Dann 
Bollte  ein  endgültiger  Vertrag  auf  der  Grundlage  des  neuen 
französischen  General  tan  fs  die  handelspolitischen  Beziehungen 
regeln.  Das  Provisorium  wurde  am  31.  Januar  1879  von  der 
Kammer  und  am  14,  Februar  vom  Senat  ohne  weitere  Debatte 
angenommen.  Die  Regierung  hatte  sich  bei  derVertragschlielaung 
übrigens  die  Möglichkeit  sofortiger  Kündigung  vorbehalten,  wenn 
die  handelspolitischen  Bestimmungen  zwischen  Italien  und  Oster- 
reich,   welche   besonders  hinsichtlich  der  Weino,    Spirituosen, 
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Gewebe  von  kardierter  Wolle,  Garne  und  Gewebe  von  Hanf 
und  LeiB,  Fruchte^  Olivenül,  Maöclnneii  und  Glaswaren  infolge 
der  Meistbegtinstigaug  für  den  französischen  Export  wichtig 
waren,  geändert  würden.  Man  verlangte  altjo,  dafs  entweder 
der  alte  Vertrag  zwischen  diesen  beiden  Mächten  verlängert 
oder  ein  neuer ,  die  gleichen  Begünstigungen  enthaltender, 
schon    in  Vorbereitung   berindlicher  Vertrag   ratifiziert  wür^eu^ 

3.    Das  Handelsübereinkommen  mit   Spanien. 

Die   französische    Regierung  hatte   nun   endlich    mit  de 
Grundsatze  gebrochen,  zu  gleicher  Zeit  ein  Vertragszollsyste: 
und  einen  Generaltarif  herzustellen.     Ihre  Sorge  ging  dara 
alle  Verträge  bis  nach  der  Ausarbeitung  des  letzteren  einfa* 
zu    verlängern,    um   dadurch   zugleich,    nach  dem  früher  aai 
gesprochenen  Wunsche  der  Handelskammern,  eine  gemeinsami 
Verfallsfrist    sämtlicher  Verträge    zu    erreichen.      Als  Termii 
war   zunächst  der  31.  Dezember  1879  in  Aussicht  genommei 

Deshalb    behandelte   man  auch  einen  Vertrag*,    den  m 
mit  Spanien   abschlofa,    nur  als  einen    provisorischen,     Diei 
Konvention  vom  8.  Dezember  1877  war  ungemein  wichtig  (i 
die  französische  Ausfuhr,  nicht  minder  aber  auch  i\Sr  die  EiH' 
fuhr,  zumal  von  Wein. 

Im  Laufe  der  70  er  Jahre  hatte  sich  in  Frankreich  ei 
Ereignis  eingestellt,  das  von  schwerwiegenden  Folgen 
seinen  Export  war.  Einer  der  wichtigsten  Ausfuhrartikel,  d 
Wein,  drohte  zu  verschwinden,  weil  die  Reblaus  die  Half 
bis  drei  Viertel  der  französischen  Weinberge  vernichtet  hatte? 
Die  französische  Weinernte,  welche  1875  ihren  Höchstbetrag 
mit  83  Mill.  hl  geliefert  hatte,  sank  schon  im  nächsten  Jah 
auf  41  MilL,  und  weiter  in  stetem  Fallen  bis  1881  auf  34  Mill 
hP.  Die  kommenden  Jahre  brachten  ein  noch  weiteres 
Zurückgehen*  Für  die  spanische  Weinausfuhr  bedeutete  dies 
einen  Glücksfall.  In  den  15  Jahren  nach  1S76  hat  die  Re^ 
laus  Spanien  drei  Milliarden  Franken  eingebracht*  Die  Ko 
vention  mit  Frankreich  vom  8.  Dezember  1877  bahnte 
dieser  gewaltigen  Entwicklung  den  Weg. 

Inclessen  war  die  Wein  frage  nicht  der  einzige  Anlafs  «u 
der  Übereinkunft.  Am  11.  Juli  1877  wurde  in  Spanien  ein 
neuer  Zolltarif,  ein  Werk  der  am  Ruder  befindlichen  konser^ 
vativcn  Hochschutzzöllner,  eingeftihrt  Er  hatte  nicht  eine 
Kolonne,  wie  der  in  Frankreich  herrschende,  sondern  zwei; 
und   zwar   bildete  die   erstere  den   sogenannten  M inimal tarif, 
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Verein  f.  i^ociftlpolitik  erwähnen  die&e  Konvention  gar  nii'ht, 

*  Siehe  Verein  für  Socialpolitik,  Bd,  51.  Gwinner,  Spanische 
flandet^politik,  a  78* 
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welcher  den  meiatbeglloätigten  Nationen  gewährt  wurde,  die 
andere  den  Maximaltarif  für  die  librigen  Staaten.  Aufaerdem 
war  «eine  aufserordendiche  und  vorübergehende  Steuer  auf 
Artikel  des  Anfsenhandels*"*  eingeführti  d.h.  ein  Zollzuöchlag^ 
der  in  vielen  Fällen  die  bisherigen  Abgaben  verdoppelte,  ja 
verdreifachte. 

Für  Frankreich,  welches  am  spanidchen  Aufaenhandel  am 
meisten  beteiligt  war,  bildete  dieses  Gesetz  eine  grofse  Gefahr* 
Denn  Spanien  stand  aufserhalb  des  europäischen  MeistbegUn- 
stigungssystems ,  und  der  französisch-spanische  Vertrag  vom 
17*  Juli  1865,  der  wenigstens  für  die  Laudeinfuhr  die  Diffe- 
Fentialzuschlilge  auf  alle  nicht  unter  »panischer  Flagge  (also 
auch  zu  Lande)  statttindenden  Importe  beseitigte  und  für  14 
Tarifpositionen  —  der  w^ichtigste  spanische  Ausfuhrartikel» 
Wein,  fand  sich  indessen  nicht  darunter  —  die  volle  Meist- 
beglLnstigUDg  gewährte,  war  abgelaufen.  Die  französische 
Kegierung  loiüpfte  infolgedessen  Verhandlungen  an,  die  zu  der 
Konvention  vom  8.  Dezember  1877  führten.  Danach  blieb  der 
Vertrag  von  1865  mit  einigen  wichtigen  Änderungen  bis  Ende 
1879  bestehen. 

Spanien  verptiichtete  sich ,  nach  der  Ratifikation  de« 
französisch-italienischen  Vertrags,  (die,  wie  erwilhnt,  nicht  ein- 
trat)« die  dort  festgesetzten  specilischen  Zölle  statt  der  Wert- 
abgaben einzufuhren.  Es  erniedrigte  die  Abgaben  von  silbernen 
una  unechten  Bijouterieen  und  von  Kupfer-^  Messing-  und 
Bronzewaren;  vor  allem  aber  ermitfsigte  es  den  WeinzolL 
Schaumweine,  die  vordem  147  fr.  zu  erlegen  hatten,  zahlten 
jetzt  nur  2Ö  fr.  auf  das  hl,  nicht  moussierende  Weine  statt 
56  fr.  nur  6  fr.  und  zwar  einschliefslich  aller  aufserord entlichen 
Additionalabgaben* 

Frankreich  setzte  seinen  Weinzoll,  der  für  Spanien  bisher 
5  fr.  betragen  hatte,  auf  3  fr.  50  cents.  feet. 

Die  wichtigste  Bestimmung  der  Übereinkunft  war  das 
Eintreten  Spaniens  in  das  Meistbegünstigungssjstem  für  die 
Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr,  sowie  für  die  Schiffahrt* 
Frankreich  erhielt  dadurch  den  spanischen  Minimal tarif  und 
hatte  von  diesem  schon  deshalb  grofse  Vorteile^  w^eil  es  geraume 
Zeit,  bis  zum  Jahre  1883,  die  einzige  meistbegünstigte  Nation 
in  Spanien  war,  während  gegen  die  übrigen  der  Maximaltarif 
angewendet  wurde, 

Spaniens  Errungenschaft  w^ar  indessen  noch  gröfser,  weil 
die  französische  Handelspolitik  immer  unendlich  viel  liberaler, 
als  die  seine,  war. 

DafUr  mufste  es  sich  aber  zum  Aufgeben  eines  alten  Vor- 
rechtes bequemen,  und  zwar  zu  dem  Verzicht  auf  die  Be- 
stimmungen  des  sogenannten  Familienpaktes  vom  15.  August 


1  Gwitmer,  op.  cit.   8.  76. 
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1761,  auf  Grund  deren  sich  beide  Staaten  hinsichtlich  Jer 
Küstenschi flFahrt  und  des  Fisohfangs  die  vollen  Rechte  der 
eigenen  Seebevölkernng  eingeräumt  hatten. 

Ferner  sollten  die  Formalitäten  in  den  Zollhöten  eine 
beifsere  und  minder  schroffe  Regelung  erfahren  und  schärfere 
UnterdrQckungmafsregeln  gegen  den  Schmuggel  über  die  Pyi^ 
näen  eingeführt  werden. 

Die  Konvention  wurde  im  Senat  nach  einem  empfehlenden 
Bericht  Pagezy  (Gruppe:  appel  au  peuple)  am  lö.  Februar 
1878  einstimmig  angenommen. 

In  der  Kammer  trat  aber  eine  starke  Opposition  hervor, 
obwold  die  Kommission,  wie  der  Bericht  Tirards  vom 
12.  März  1878  hervorhob,  sich  mit  8  gegen  3  Stimmen  gan« 
der  Überzeugung  der  Regierung  angeachloatäen  hatte.  Maa 
erhoffte  zumal  grofse  Vorteile  für  die  Ausfuhr  von  Textilieii,,| 
MetiiUwareni  Zucker  und  die  Pariser  Luxusindustrie. 

Die  Opposition  beschäftigte  sich  fast  nur  mit  dem  Wein* 
handel.    Der  Weinpraduzeut  de  Valon  (appcl  au  peuple,  Bona- 

Eartist)    setzte    in    ausführlicher  Weise   die    Lage    aes    Wein- 
andels   und   die   ihm   von  Spanien   drohenden  Gefahren  mw^ 
einander. 

Nur    die   besseren    französischen  Weine    konnten   da] 
noch    in  Spanien  Absatz  finden,    gegen  die  geringeren  Soi 
hiUte  sich  dieses  geschützt,  während  es  seine  eigenen  billigeren 
und   alkoholrcicheren  Weine   zum  Verschneiden  auf  den  fran* 
zösischen  Markt  brächte. 

Valon  unterschied  zwei  Arten  von  Verschneidung,  deren 
eine  als  eine  betrügerische  Manipulation  anzusehen  wäre^ 
während  die  andere  geboten  sei.  Manche  Weine,  wie  die  von 
Languedoc,  haben  danach  die  Hinzufügung  von  Alkohol  durch« 
aus  ndtig,  weil  sie  sonst  verderben.  Aber  diese  Verschneidung 
sollte  gesetzmäfsig  erfolgen,  d,  h.  nach  Zahlung  der  Alkohol- 
abgaben.  Diese  könnte  mau  nun  deshalb  umgehen,  weil  die 
Alkoholsteuer  für  den  Export  erlassen  wurde.  Die  mit  ab-  ^m 
gabefreiem  Alkohol  versetzten  Weine  w^iirden  einfach  nach  ^M 
Genua  exportiert  und  kämen  dann  als  italienische  Weine  ^^ 
zurück.  In  Katalonien  nun,  das  durch  den  neuen  Vertrag  die 
Konkurrenz  noch  verschärfen  würde,  gäbe  es  ähnliche,  der 
Verschneidung  bedürftige  Weine.  Auch  sie  zahlten  keine 
Alkoholabgaben  für  den  Export  und  kämen  nach  Frankreich, 
w^o  sie  als  Bordeaux  oder  Burgundt^-r  verkauft  wlirdeu,  Lan- 
guedoc,  das  diese  Steuerfreiheit  nicht  genösse  oder  nur  durch 
betrügerische  Manipulationen  erreichen  könne ,  fühle  sich  da- 
durch benachteiligt.  Valon  schützte  die  zu  erwartende  Einfuhr 
aus  Katalonien  auf  5 — 6  MilL  hl  und  berechnete,  w^enn  der 
Preis  des  hl  durch  den  Wettbewerb  auch  nur  um  1,  2,  3  fr, 
sänke,  für  den  französischen,  unter  dem  Wüten  der  Phylloxera 
darniederljegeiiden  Weinbau   den  Verlust    auf  30  MilL  fr.  bis 


XVni  2.  105 

90  MilK  fr.  Dabei  legte  er  die  niedrigste  Jahresproduktion 
▼oa  30  Mill.  hl  zu  Grunde,  Bei  den  hohen  Steuern  von 
200  MilL  fr,,  die  der  Weinbau  zu  tragen  habe»  könne  der 
Statidputikt  deä  KonBumeoten  nicht  ausschlaggebend  sein. 

Granier  deCassagnac  (Bonapartist),  ebenfalls  ein  Wein- 
bauer, achlofö  sich  Valon  an.  Er  beleuchtete  zunächst  die 
,  Art  und  Weise  der  Weinvermischung:  am  meisten  hätten  die 
gewöhnlichen  Rotweine  zu  fürchten.  Die  spanischen  Kotweine 
Eätten  einen  Überseh ufs  von  Farbe  und  Alkohol,  Ein  Fafs 
ßpanischen  Rotweins  könne  deshalb  mit  zwei  Fässern  frau- 
zibsUchen  Weifsweins  vermengt  wenlen,  wodurch  man  drei 
Fässer  Rotwein  erhalte.  Nun  koste  der  Rotwein  30  fr.  das  hl, 
der  Weifswein  nur  15  fr.  Der  Färber  hätte  also  an  jedem 
Fafs  Weif^wein  15  fr,  Reingewinn,  Dadurch  hiUte  aucb  der 
Konsument  einen  Nachteil,  weil  er  filr  rot  gefärbten  Weifswein 
um  15  fr.  mehr  bezahlen  müsse  als  für  ungefärbten.  Zudem 
sei  der  höhere  Alkahoigehalt  gesundheitssfliädlicli. 

Man  dürfe  ferner  nur  nicht  glauben,  dafs  die  französische 
Weinausfuhr  nach  Spanten  sich  dafür  vergrulVern  würde;  denn 
den  Spaniern  sage  der  Geschmack  der  französischen  Weine, 
wie  auch  anderer  Produkte,  z,  B.  des  Ules^  nicht  zu.  Spanien 
aber^  dessen  Weine  4^5*^0  mehr  Alkohol  besäfsen^  erhalte 
dadurch  in  Frankreich  direkt  eine  Prämie, 

Ähnliche  Ausfülirungen  machte  der  Graf  von  Bauville 
( Bonapn rtist).  "  Auf&erdem  fand  er  die  ganze  Konvention 
j.principlo8**,  weil  sie^  obschon  nur  Cbergangsmarfiregel,  doch 
bestimmte  Tarif positionen  festgelegt  hätte.  — 

Laroche-Joubert{ Bonaparti st)  s | j rac h  Bei" ü rch tungen  f ii r 
die  Papierindustrie  aus,  die  von  dem  Berichterstatter  Tirard 
allerdings  zurückgewiesen  wurden,  weil  die  in  Spanien  ein- 
cefiihrten  Zollerhöhungen  nur  die  n  ich  tmeistbegtinst  igten 
Nationen  beträfen* 

Faye  (republik,  Linke)  verlangte,  den  Vertrag  bis  nach 
der  Ausarbeitung  des  Generaltarifes  zn  vertagen. 

Für   die    Konvention    trat   mit   Eifer  der   Berichterstatter 
T  irar  d  ein.  Er  schihlerte  die  Gefahren  des  spanischen  Maximal- 
tarifs  und  die  Vorteile,  w^elche  fa^t  »ämtHche  Industrieen  von 
der  Meistbegünstigung  hätten.    Er  spielte  auch  geschickt  darauf 
an.  dafs  die  Weinproduzenten  sich  sonst  immer  freihändlerisch 
ujeeWirdet  hätten  und  zumal  bei  Verträgen  mit  nördlichen  Ländern 
taHer   napoleonischen  Politik    treu   gef>lreben    wären;   jetzt  aber 
^Hm^^  sie  dem  Süden  gegenüber  als  Schutzzöllner  auf. 
^^^^U)er  Handelsminister  Te  i  s  s  e  r e  nc  de  Bort  meinte,  man  dürfe 
^^W^n    des  Sonden ntercsses    des  Weinbaues  nicht  den  ganzen 
Handel  opfern.     Aufserdem  sei  im  Scbufse  der  Regierung  ein 
Hi'ues  Gesetz  über  die  Weinverschneidung  mit  besonderen  Be- 
stimmungen gegen  den  Betrug  in  Vorbereitung  begriffen.     Im 
Süden  Frankreichs  gäbe  es  nicht  allein  eine  Weinproduktion, 
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fionJern  noch  andere  Gewerbe,  wie  die  Wollerzeugang,  welche 
von  dem  spaoischeo  Export  viel  zu  erwarten  hätten.  Auch 
der  Fischfang  und  die  Küstenfahrt  erhielten  einen  notwendigen 
Schutz. 

Die  Kammer  nahm  die  Übereinkunft  am  19.  Marx  1878 
mit  242  gegen  146  Stimmen  an.  Am  21.  März  wurde  sie 
ratitiziert. 


ul- 

1 


4.    Konvention  mit  Osterreich. 

Nun  galt  es,  auch  die  Verträge  mit  den  anderen  Mttehi 
bia  zum  31,  Dezember  1879  zu  verlängern. 

Mit  Osterreich- Ungarn  schwebten  schon  seit  geraum« 
Zeit  VerhandUmgen  ^  die  aber  nicht  zu  einer  Weiterhinam 
Schiebung  der  alten  Bestimmungen  ^  sondern  zu  einer  blofsen 
Meiatbegünstigungskoovention  am  20.  Januar  1879  führten 
Diese  Meistbegllnstigung  war,  wie  es  in  einer  besonder«  aul" 
gesetzten  Erklärung  hiefa,  die  weitestgehende,  „wobei  übrige 
wohlverstanden'*  war,  „dafs  der  aUgemeine  Grundsatz,  na« 
dem  von  der  Behandlung  auf  dem  Fufse  der  meistbegtinstigt« 
Nation  die  llegünstigungen^  welche  angrenzenden  Staaten  z 
Erleichterung  des  Grenz  Verkehrs  gewährt"  wurden  .»od* 
künftig  gewährt  werden''  sollten,  „ausgeschlossen**  ware% 
^jkeinen  Eintrag"  erlitt. 

Die  Berichte  Berl  ets  (republ.  Linke)  in  d'er  Kammer  und 
Huguets  (linkes  Centrum)  im  Senat  empfahlen  beide  die 
dringend  notwendige  Konvention,  wek-he  auch  ohne  Debatte 
angenommen  und  am  18.  Februar  1879  ratifiziert  wurde. 

Die  Bestimmung  der  Meistbegünstigung  war  für  Frank- 
reich besonders  dadurch  wichtig  geworden,  dafs  in  Österreicli 
am  27.  Juni  1878  ein  Gesetz  verkündigt  worden  war,  welcbei 
ftir  Nichtvertragsstaaten  eine  Zollerhöhung  von  10**/o  vor- 
schrieb und  sogar  auf  sonst  abgabenfreie  Produkte  h^;^  ZoH 
legte.  Eine  weitere  Gefahr  drohte  der  französischen  Ausfuhr 
durch  den  in  Vorbereitung  befindlichen  italienisch-österreichi- 
schen Vertrag ,  nach  welchem  Italien  hinsichtlich  der  Seiden- 
waren gtinstiger^  als  andere  Länder  gestellt  wurde.  Frank- 
reich sicherte    sich  diesen  Vorteil  durch  die  Konvention. 

Österreich  ging  natürlich  nur  unter  der  Bedingung  auf 
das  Übereinkommen  ein,  dafs  in  Frankreich  die  Produkte, 
welche  vordem  allein  intblge  des  Österreichischen  Vertrages 
in  den  Meistbegünstigungstarif  aufgenommen  waren,  bei  der 
alten  Tarilierung  blieben.  Auch  andere  Nationen  und  nicht 
zum  mindesten  der  französische  Handel  selbst  hatten  ein  be- 
deutendes Interesse  daran. 

Teisserenc  de  Bort  legte  also  am  Tage  der  Einbringung 
der  Konvention,  dorn  28.  Januar  1879,  der  Kammer  zugleich 
einen  Gesetzesentwurf  vor,    nach  welchem  diese  Waren  nicht 
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dem  alten  GeneraUarif,  der  sie  zum  Teil  verbot,  sondern  dem 
l^bißherigen  Konventionalregirae  unterliegen  sollten.  Meist  waren 
lies  Rohstoffe,  wie  Bettfedern,  medizinische  Kräuter,  HopfeUj 
?tahl  in  Barren,  Bändern  und  Draht,  Maschinenteile,  stählerne 
^Werkzeuge,  Glaaprodukte,  Hohstoffe  für  den  Schiffsbau;  aber 
auch  Fabrikate ,  wie  Schiefertafeln,  Leinen-  und  Hanfgewebe, 
Wollteppiche,  Möbel^  Meerschaumwaren,  Galanteriewaren  und 
als  das  wichtigste:  Seeschiffe, 

Die  französische  Regierung  hatte  sich  lange  gegen  die 
►Freiheit  der  Robstoffe  für  den  Schiffsbau  und  die  Zulassung 
fder  Seeschiffe  zu  der  einfachen  Bilanzabgabe  von  2  fr.  auf 
Vdie  Mefstonne  gestriiubt,  aber  sie  konnte  nur  erreichen,  dafs 
[diese  Bestimmung  nicht  auf  neun  Jahre,  wie  Österreich  wollte, 
)#oiidern  nur  noch  auf  ein  Jahr  Gesetzeskraft  behielt. 

Der  Bericht  Tirards   in    der  Kammer   befürwortete    die 

Auflassung   des  Ministeriums,     Man    dürfe  nicht  plötzlich  mit 

dem     alten    Regime    brechen    und     könne    im    Interesse    der 

tetigkeit    des   Handels    und   eines    gesunden   Übergangs    erat 

ach    der   Umarbeitung    des    Generaltarifs    an  Veränderungen 

enken. 

Die  Schutzzüllner   stürmten    heftig  ge^en  das  Projekt  an. 

Der  Agrarier  de  Kerjt^gu  (Rechte)  verlangte,    dafs  Hopfen, 

welcher  selbst  im  englischen  Vertrag  20  fr.  auf  100  kg  zahlte, 

nicht,   wie  es  die  Vorlage  wollte,  zu  12  fr.  50  cents,   in  das 

X*and   käme.     Die   Hopfenbauern   hätten    einen   Schaden   von 

16  MiII.  fr.  durch  den  österreichischen  Vertrag  erlitten.    Denn 

tror  Abschlufs  desselben  habe  die  Hopteneinfuhr  nur  4  MilL  fr., 

"dann   aber   20  Mill.  fr.   betragen.  —  Ebenso   beklagte   er  das 

'Schicksal    der  Handelsmarine.    ^   Er   schlofs   seine  Rede   mit 

en  bitteren  Worten :   „Bei  dem  Zuge,  mit  dem  der  Freihandel 

sere  Landwirtschaft   und  unsere  Hauptinduatrieen  fortreifst, 

wird  es  bald  innerhalb  unserer  Grenzen  nur  noch  eine  Brache 

an  50  Mi  IL  ha  geben''. 

Des   Rotours   (Monarchist)   aus   dem   Departement  des 

Ordens   wandte  sich  vor  allem  gegen  die  Einfuhr  von  Woll- 

ppicben    zu    10**/o;     die    Abgaben    von    15^  o,    welche    im 

belgischen  Vertrage  ständen,  wären  die  Mindestgrenze,  auf  die 

ich  die  Industrie  einlassen  könne. 

Der   Berichterstatter  Tirard    hob  dagegen    hervor,   dafs 
a&    Projekt   doch    nur    eine   Folge   der  österreichischen  Kon* 
ention    wäre;    und    der   neue   Landwirtschafts-  und  Handels" 
minister  Lep^re  tadelte  die  agrarischen  Übertreibungen,    Der 
Artikel   Hopfen    könne    unmöglich    die   ganze  Landwirtschaft 
vernichten. 
1  Das  Projekt   gelangte  zur  Annahme  und  wurde  auch  am 

I       14.  Mäns    1879    infolge    des    Berichtes    D  a  u  p  h i  n  o  t    (linkes 
^Kpentrum)  vom  Senat  gutgeheifsen. 
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5.   Verlängerung  aller  Verträge, 

Die  Verträge  mit  den  übrigen  Ländern  waren  biaher 
stillöcbweigend  verlängert  worden.  Selbst  die  Übereinkunft 
mit  diiT  Schweiz,  die  Frankreich  selbst  gekündigt  hatte,  be- 
stand noch  zu  Recht.  Wie  die  übrigen  ^  sollte  auch  sie  am 
31.  Dezember  1879  ablaufen. 

Aber  die  Regierung  hatte  sich  darin  getäuscht,  daf»  aie 
zu  diesem  Zeitpunkt  die  Wafle  des  neuen  General tarifs  in  die 
Hand  bekommen  würde,  und  sie  hatte  die  Arbeitsschnelligkeit 
der  Karamerkommiasion  erheblich  überschätzt.  Es  stellte  sich 
bald  heraus,  dafs  ein  weiteres  llinausächieben  der  Verfallszeit 
für  die  Konventionen  nötig  war. 

Deshalb  legte  der  Handelsrainistor  L  e  p  e  r  e  am  5.  Juni  1879 
der  Kammer  ein  Projekt  vor,  welches  die  Regierung  zur  Ver- 
längerung sämtlicher  Konventionen  mit  der  Mafsgabe  ermäch- 
tigte, dafs  die  Dauer  der  Hinausschiebung  nicht  sechs  Monate 
nach  der  Verkündigung  des  neuen  Generaltarifs  überschreiten 
dürfe. 

Am  2L  Juli  erstattete  Beriet  Bericht.  Noch  an  demselben 
Tage  hicfs  die  Kammer  die  Vorlage  gut  und  lehnte  einen 
Gegenantrag  Kelter  (kierikal),  welcher  die  Verlängerung  nur  bis 
zu  einem  bestimmten  Tei-min,  dem  1*  März  1880,  genehmigen 
wollte,  ab. 

Dei'  Senat  verzögerte  die  Verhandlung  um  einige  Zeit, 
Denn  er  hatte  erat  eine  Enquete  vorgenommen  und  die  Inte- 
ressenten befragt.  Nach  dem  Berichte  Feray  (konserv*  Re- 
publik.) vom  Sl.  Juli  1879  hatten  sich  von  80  Handelskammern 
35  für  die  Vorlage  auagesprocherij  42  waren  für  ein  bestimmtes 
X>atum  der  Vertragsdauer  (spätestens  der  30.  Juni  1880)^  3  un- 
entschieden. —  Von  77  beratenden  Kammern  für  Ktlnste  und 
Gewerbe  hatten  nur  29  die  Kegierung  unterstützt,  39  waren 
für  einen  festen  Termin,  9  unentschieden.  Die  Kommission 
beschlofs  auf  Grund  dieser  Umfrage  mit  5  gegen  4  ätimmen 
als  Endtermin  den  30.  Juni  1880  festzusetzen. 

„Das  wird'*,  heifst  es  im  Beriebt,  „für  das  Parlament  ein 
gebieterischer  Beweggrund  sein,  sieb  zu  beeilen,  um  die  In- 
dustrie aus  einer  Lage  zu  ziehen,  die  auf  sie  seit  so  langer 
Zeit  drückt,  und  die,  wenn  sie  sich  fortsetzte,  die  traurigsten 
Folgen  für  sie  und  die  zahlreichen  Arbeiter,  denen  sie  Lebens- 
unterhalt giebt^    haben  würde ,    ein  Grund  mehr,  die 

Diskussion    abzukürzen  und  die  Abstimmung  über  den  defini- 
tiven Tarif  zu  beschleunigen." 

Der  Antrag  erfüllte  die  Schutzzöllner  mit  Zufriedenheit. 
P  o u  y  e  r  -  Q  u  e  r  t  i  e r  an  der  Spitze  verlangten  siedringend  Schut» 
für  Industrie  und  Landwirtschaft  und  gingen  scharf  gegen  das 
liberale  Ministerium  Wad dington  vor.  Aber  der  Minister- 
präsident   blieb    fest.      Nicht    einmal    ein   Vei-mittlungsiuitntg 
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^eatelin  (repubL  Union ),  statt  des  30,  Juni  den  31,  Oktober 
1880  zu  setzen,  fand  daher  eine  Mehrheit.  Der  Artikel  der 
Senat^kommission  wurde  mit  159  gegen  120  Stimmen  vei*- 
worfen  und  dann  das  ursprungliche  Regierungsprojekt  mit  227 
gegen  51  Stimmen  angenommen.  — 

Die  fremden  Milchte  liefsen  sich  nicht  allzuschwer  zur 
Zustimmung  bewegen^  einige  indessen  erst  nach  einigem  Zögern, 
wie  Italien  ^ 

Auch  der  aufserhalb  des  Meiötbegünatigungssyätems  stehende 
Vertrag  mit  Portugal  vom  IL  Juli  1866  erhielt  durch  Über- 
einkunft der  Regierungen  erat  den  3L  Dezember  1879^  dann 
den  Endtermin  der  anderen  Verträge  zur  Verfallszeit  Eine 
Änderung  der  bislierigen  Beatimmungen  trat  nur  insofern  ein, 
als  Portugal  vom  16,  Juli  1879  an  zugestand,  dals  seine  Weine 
»tatt  der  bisher  bezahlten  Abgabe  von  nur  30  cents.  den  Zoll 
de»  Meistbegünstigungstarifs  von  3,50  fn  auf  das  hl  entrichteten. 


IV.    Kapitel. 


Der  Tari feilt wurf  der  Kuiumerkoiuuiisslou, 
L    Eu(|ueten   des  Senats    und  der  Kammer. 


I _..„ 

^^ea  Generaltarifs,  der  provisorischen  Siclierstellung  der  aus- 
wärtigen Handelsiiolitik,  komme  ich  nun  zu  dem  Generaltaxif 
selbst,  dem  volkswirtschaftlich  wichtigsten  Werk  seit  der 
napoloonischen  Zollreform. 

Die  Vorarbeiten   dazu   waren   bereits   ins  Riesenhafte  an- 
geiHrh  wollen. 

Bald  nach  dem  Versuch  eines  klerikalen  Staatsstreichs  im 
Jaiire  1877  und  noch  vor  der  Erörterung  über  die  italienische 
Konventton  hatte  der  Senat  am  29.  November  1877  einem 
.  Antrag  Feray  zufolge  eine  Koraniission  von  18  Mitgliedern 
'  etngeeetzty  welche  den  Auftrag  erhielt,  den  Ursachen  für  das 
Dar nie<ler liegen  von  Handel  und  Industrie  auf  den  Grund  zu 
gehen  und  sicti  nach  Heilmitteln  umzusehen.  Der  Antrag  war 
nicht  allein  die  Folge  der  in  der  That  aufgetretenen  wirtschaft- 

N liehen  Krjsis,    sondern    aus    politischen    Erwägungen    heraus 
gestellt. 


*  r.  Brandt f   op.  cit  8.  155,   schreibt:    „Nach  nochmaliger  Ve*r- 


IlMemiig  des  bifihenj^en  Vortraf^ea  fand  vom  L  Jtiti  1880  während 
7  Moniten  die  Anwendung  der  hüiderseitigcn  Generaltarife  statt,  ein 
Vorspiel  des  Zollkriege  ^  der  8  Jahre  später  entbrennen  »olUe**,  Diese 
Aiigmhe  ist  irrig,  Italien  bat  damab  der  Vertrags verl&ngening  lüge- 
st immt. 
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Mao  wollte  den  Miiiisteni  des  16.  Mai  die  Verantwortlich- 
keit für  die  Notstände   in  Iiidiiatne  und  Handel   zuschieben  M 
Bei  der  Eröfftiimg  der  Sitzungen  sprach  diea  der  Senator  derl 
Gironde,    Fourcaod  (reptibL  Linke),    ganz  rückhaltlos  aoÄr' 
„Der  Akt  vom  ID.  Mai    hat  einen   beträehtltchen  Eiritlufs   auf  ^ 
die  Geschäfte  gehabt.  ,  .  .    Die  Kommission  sollte  einige  ihrer 
Mitglieder   zum  Marschall    (Mac  Mahoo)    senden,    um    ihn  zu 
bitten,    die  Krisis   aus   der  Welt   zu  Schäften^    indem    er   sichJ 
dem   durch   das  Land   in   den   letzten  Wahlen   ausgedrückteii 
Willen  fügt.** 

Dia  Mehrheit  der  Kommission  lehnte  indessen  diesen  Partei-] 
Standpunkt  ab  und  bescliräiikte  sich  auf  die  Untersnchung  der 
wirtschaftlichen  Lage-    Wie  erwähnt,  fügte  sich  der  Präsident j 
der  Republik   auch   bald  darauf  dem  Verlangen  der  Kammer-] 
mehrheit    und   ernannte   ein    neues  Ministerium,    welches   auf 
Betreiben   Teisserenc   de   Borts    der  Kammer   den    achoa 
mitgeteilten  Generaltarifentwurf  unterbreitete,  — 

Seit   einigen   Jahren    lähmte    eine   allgemeine  Krisis,    die 
sich    im  steten  Fallen   sämtlicher  Preise    äufserte,    die  Volks- 
wirtschaft   aller    Länder    und    brachte,    wie    in    den    anderen! 
Staaten,    so  auch  in  Frankreich   eine  ungeheure  Erregung   inj 
die  Geschäftswelt,  zumal  in  den  Kreisen  der  Schutzzöllner. 

^lan  kann  es  als  erwiesen  annehmen ,  dafs  die  damalige  I 
Krisis  durchaus  nicht  dem  Vorherrschen  freihändlerischer  i 
Tarife  in  Europa  zuzuschreiben  ist,  sondern  der  Umwandlung 
des  alten  Werkzeuges,  mit  dem  die  Industrie  unserer  Väter ^ 
arbeitete,  in  die  billiger,  schneller  und  besser  prodi^zierenden  i 
Maschinen  der  Neuzeit,  und  zugleich  der  ungeahnten  Entwick- 
lung der  Verkehrsverhäknisse  durch  das  Eraporblühen  der^ 
Eisenbahnen  und  der  Dampfschiffahrt.  Dies  hatte  eine  Über- 
produktion zur  FolgCj  die  sich  am  schwersten  in  den  Ländern  1 
äufserte,  welche  mit  der  industriellen  Entwicklung  nicht  Schritt, 
gehalten  hatten.  Einige  Nationalökonomen  leiten  das  allgemeine  < 
Sinken  der  Preise  aus  der  durch  den  Übergang  DentschlamU'| 
zur  Goldwährung  verursachten  Knappheit  des  Goldes  her,  ( 
Indessen  kommt  man  auch  ohne  eine  solche  nicht  recht  ziij 
beweisende  Theorie  aus,  und  die  von  der  Senatskommission ^ 
Frankreichs  eingeleitete  Enquete  wirft  lehrreiche  Schlaglichter ! 
auf  die  wahren  Ursachen^. 

Ein  Sachverständiger,  JuUien,  sprach  sich  über  die  Lage! 
der  Metallindustrie  folgende rmafsen  aus:  „Im  Jahre  1872  und  ( 
1873   zeigte   sich    für   die  Metallin<lustrie    infolge  des   Kriege»  j 
eine   grofse   Entwicklung   in    den   Geschäften.     Die  Verkauts- 
preiae  gingen  stark  in  die  Höhe,   und  recht  beträchtliche  Qe^i 


^  Siehe  Jonm-  def  Ijlconom.   Dezember  18S0,  S*  H43  (Am*). 
^  Siebe  Jourii.  des  Econotn.   Dezember  1880  (Arad,  cap.  Uli 


xvin  2.  111 

winne  wurden  von  allen  beBteheiiden  Eisenhütten  realisiert 
Diese  Gewinne  hatten  überall  in  Europa  die  SchafFiiog  oder 
Ausdehnung  neuer  Metallfabriken  zur  Folge,  und  zwar  in 
einem  Augenblicke^  wo  die  Vereinigten  Staaten^  ihre  eigene 
Produktion  entwickelnd,  vollständig  den  ungeheuren  Markt, 
welchen  sie  bis  dahin  den  Engländern  geboten  hatten  ^  ver- 
t>ehlossen-  Es  gehört  nicht  viel  dazu,  um  daraus  das  An- 
Bch wellen  aller  Stocke  und  die  Baisse  aller  Preise  zu  erklären/ 

Für  die  Wollindustrie  war  nach  einer  Note  der  Handels- 
kammer von  Heims  eine  Überproduktion  der  ganzen  Welt 
nach  1870  eingetreten. 

Hinsichtlich  der  Garne  und  Gewebe  von  Jute  sagte  man, 
dflfs  die  Fabriken  in  Kalkutta  die  Erzeugnisse  von  Dundee 
zurückdrängten,  die  dann  ihrerseits  zu  jedem  Preis  einen 
Harkt  suchten.  Es  sprechen  hier  sieher  Währnugsdifforenzen 
und  nicht  allein  die  billigere  Produktion  mit. 

Die  Lohgerber  äufserten  sich  über  die  amertkaniäcbe 
Konkurrens  besorgt. 

Im  Intere.sse  der  Fabrikanten  von  Stoffen  aus  gekämmter 
Wolle  gab  Li5on  Legrand  noch  ein  anderes  Moment  an:  Je 
mehr  die  Handarbeit  der  mechanischen  Platz  gemacht  hat, 
desto  schwerer  kann  man  die  Fabrikation  einschränken,  weil 
in  da«  Material  ein  bedeutendes  Kapital  liineingesteckt  ist,  das 
verzinst  werden  niufs.  Eine  Gruppe  mechanischer  Arbeiter 
kann  sich  in  einer  toten  Saison  nicht  mit  anderen  Arbeiten 
beschilftigen,  weil  sie  nichts  gelernt  hat. 

Sehr  viele  der  gehörten  Sachverständigen  leugneten  jeden 
m  der  industriellen  Entwicklung  liegenden  Grund,  Sie  setzten 
allein  der  napoleonischen  Zollreform  die  Schuld  für  ihre  Not 
auf  Rechnung.  Am  lautesten  erhob  die  Baumwollen-  und 
I^einindustrie  ihre  iStimme.  Man  rief  nach  dem  Schutzzol!, 
ohne  ihn  indessen  mit  diesem  Namen  zu  belegen.  „Kompensa- 
torischer Zoir   hiefs  die  Parole, 

Der  Senator  aus  dem  Departement  der  Vogesen,  Claude 
(linkes  Centrum),  äufserte  sich  deragemäfs:  „Wir  verlangen 
die  Erhöhung  der  Zölle  nicht  als  eine  Begünstigung,  sondern 
im  Kamen  des  grofsen  Princips  der  modernen  Civilisation,  das 
sich  die  Gleichheit  vor  der  Steuer  nennt,  und  das  nicht  zu- 
lälätf  auf  uns  Taxen  ruhen  zu.  lassen,  die  das  Ausland  nicht 
zu  tragen  hat,  ,  *  .  Ihr  habt  uns  neue  Steuern  aufgebürdet; 
ihr  habt  nicht  das  Rechte  uns  im  Zustand  der  Inferiorität 
|f«genüber  dem  Ausland  in  dieser  Hinsicht  zu  lassen/ 

Ahn  liehe  Stimmen  kamen  von  den  Vertretern  des  SchiflFs- 
baits  und  der  Handelsmarine,  — 

Ancel  (rechtes  Centrura),  ein  alter  Anhänger  der  8chutE- 
soUtheorie,  verfnfste  den  Kommissionsbericht  und  überreichte 
ihn  Am  21.  Mai   1878  dem  Senat. 
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Er  fafste  oftch  der  Zergliederung  der  Zeugenaudgageti  die 
Aiiaicht  der  Konimiäsioii  dahin  zusammen,  dafa  die  Hauptrj 
gefahr  für  Frankreich  in  der  Entwicklung  dergrofäbritauniftchea 
Produktion  liege»  England  könne  die  ganze  Welt  ver8orgeii|| 
aber  seine  Konkurrenten  Deutschland^  Amerika  und  die] 
eigenen  Unterthanen  in  Indien  liefsen  dies  nicht  zu,  Daheri 
häuften  sieh  seine  Fabrikate  an  und  überschwemmten  die  Welt, 

Eine  weitere  Ursache  des  Notstandes,  speciell  für  die 
französische  Ausfuhr,  liege  darin ,  dafs  die  meisten  Staaten ^ 
Europas  Zollerhöhungcn  planten  und  Nordamerika  seinen ^| 
eigenen  Markt  verschlossen  hätte,  während  es  in  Stidamerika  " 
von  Tag  zu  Tag  mehr  an  Boden  gewänne. 

Die  Kommission  forderte  also  dringend  zur  Änderung  desl 
französischen  Zollsystems  im  Sinne  mäfsiger  ZoUerhöhungeiil 
filr  die  bedrohten  Industrieon  auf  und  bat  die  Regierung,  ihFJ 
Augenmerk  besonders  auf  die  Handelsmarine  zu  richten.  — 

Der  Bericht  kam  nicht  zur  Erörterung.     Denn  die  Depu- 
tierteokammer    war   von  Teisserenc  de  Bort   bereits   mi| 
der  neuen  Tarifvorlage  betraut  worden,   Ihre  am  19»  März  I878I 
gewählte  Kommission  von  33  Mitgliedern  benutzte  natürlich  dio] 
schätzbaren  Ergebnisse  der  Öenatsenquete,  ebenso  wie  die  früheren  1 
amtlichen  Untersuchungen   des    Oberhand  eis rats,    als    Material^ 
für  ihre  eigenen  Beratungen,     Aber    sie   hielt    dieses  Material 
nicht  für  ausreichend    und  cröfiuete  ihrerseits  gleichfalls  eine 
umfangreiche  Enquete  ^   die  fast  ein  Jahr,   vom  3.  April  1878 
bis  zum  5.  März  1879  dauerte. 

Ein  Fragebogen  wurde  an  alle  Handelskammern  und  die 
übrigen  In teresäen Vertretungen  versandt,  der  über  die  Zoll- 
hohe, über  die  Umwandlung  der  Wertzolle  in  specitische,  über 
die  Entrepotzuschlitge,  über  die  Handel sverträge,  über  die 
Klausel  der  Meistbegünstigung  und  über  die  zeitweilige  Zu- 
lassung Auskunft  verlangte. 

Gleichzeitig  wurden  vor  die  Kommission  zahlreiche  In- 
dustrielle,  Kaufleute  und  Landwirte  zur  mündlichen  Aussage 
vorgeladen  und  schliefslich  jedem,  der  es  verlangte,  die  Mög- 
lichkeit gegeben ,  vor  der  Kommission  seine  Meinung  zu 
äufsern.  Man  liefs  nach  einem  gleich  anfangs  zum  Beschlufs 
erhobenen  Antrag  jedoch  jegliche  rein  theoretische  Erörterung 
aus  dem  iSpiel.  Als  Grundlage  der  Untersuchung  diente  ein 
Vergleich  cfer  allgemeinen  Froduktionsbedingungen  Frankreichs 
mit  denen  des  Auslands. 

Die  Protektioniaten  verlangten  auf  dieser  Basis  einen 
kompensatorischen  und  tiskalisclien  Tarif,  um  mit  dem  Ausland 
unter  gleichen  Bedingungen  zu  kämpfen  und  zugleich  durch 
die  ihrer  Meinung  nach  nicht  allzu  hoch  berechneten  Zölle  die 
Staatseinnahmen  zu  verbessern.  Die  direkte  Forderung  eines 
Schutzzolls  wurde  anfänglich  nicht  erhoben. 
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Bei  Beginn  der  Enquete  beherrschte  zweierlei  die  Situation, 
der  Mifaerfolg  von  1871,  welcher  Frankreich  Elaalö-Lothringen 
mit  seiner  hochentwickelten  Textilindustrie  genommen  hatte-, 
und  der  bedrohliche  Aufschwung  der  amerikanischen  Industrie. 
Beide  Thatsachen  wurden  vornehmlich  von  den  gehörten 
Sachverständigen  als  Ursachen  eines  von  den  Hauptschreiern 
in  den  düstersten  Farben  gezeichneten  wirtschaftlichen  Nieder- 
gangs angegeben.  Es  war  selbstverständlich,  dals  eine  Körper- 
schaft, die  jedem  Interessenten  freistellte,  vor  ihr  zu  erscheinen, 
«ich  natürlich  im  wesentlichen  Leuten  gegenüber  sah,  die  ihre 
Not  am  lautesten  zu  predigen  wufsten. 

In  dieser  Hinsicht  standen  die  Textilindustriellen  in  erster 
Reihe.  Man  hatte  deslialb  für  die  Textilindustrie  eine  be- 
sondere Unterkooimissioo  von  15  Mitgliedern  eingesetzt, 
während  die  übrigen  18  sich  mit  silratlichen  anderen  Zweigen 
des  Tarifs  befassen  mufsten  und  dabei  tichliefslich  ein  ver- 
bal tnismäfsig  geringeres  Material  in  ihren  Berichten  der  Kammer 
orlegten,  als  allein  der  Bericht  über  die  Baumwollenindustrie 
»nthielt. 

Die  Delegierten  der  Normandie,  Flanderns  und  der  Vogesen, 
O  die  Baumwollenfabriken  Imnutsiichlich  ihren  Sitz  hatteo, 
forderten  für  ihre  Garne  und  Gewebe  Zollerhöhuugen  von 
^nicht  weniger  als  50  "^o  mit  der  ausdrücklieben  Bestimmung, 
fdafs  dieser  Zoll  das  Minimum  vorstellte,  welches  durch  keinen 
ertrag  geändert  werden  dürfe.  Der  Abgeordnete  Feray, 
elcher  im  Oberhandelsrat  im  allgemeinen  den  Konventional- 
«tarif  gebilligt  hatte,  trat  jetzt  energisch  für  die  Erhöhungen 
Lein.  Er  hielt  für  die  Baiimwollengarne  aufserdem  eine  Ver- 
oppelung  der  Kategorieen  nötig,  natürlich,  um  dadurch  eine 
^weitere  Steigerung  des  Zollschutzes  zu  erreichen. 

Die  Juteindustrie  und  die  Industrie  von  Lein  und  Hanf 
ging  mit  der  Baumwollenfabrikation  Hand  in  Hand,  obwohl 
in  Lein  und  Hanf  die  französische  Ausfuhr  die  Einfuhr  bei 
weitem  überstieg* 

In  der  Frage  der  Wolle  war  man  geteilter  Meinung. 
Keims  und  Fourmies  wollten  für  ihre  Kammwolle  einen 
gröfseren  Markt  im  Aushiud  zu  erobern  suchen,  da  sie  über 
das  Bedürfnis  des  französischen  Konsums  hinaus  produzierten. 
Sie  verlangten  daher  die  Zollfreibeit  Die  Fabrikanten  von 
kardierter  Wolle  führten  eine  andere  Sprache.  Constant 
Flavigny,  der  Vertreter  der  Handelskammer  von  Elboeuf, 
hielt  es  ftlr  Resignation,  sich  mit  den  von  der  Regierung  vor^ 
geschlagenen  24  ^o  zu  begnügen.  Jedenfalls  dürfte  kein  Zoll- 
Tertrag  diese  Minimalhöhe  ändern.  Ebenso  lautete  der  Bericht 
der  Handelskammer  von  S^dan.  Poitevin  von  Louviers  trat 
fllr  SO**«;  Erhöhung  ein, 

beschränkte  man   sich   auf  die 
Sonst  hing  diese  Industrie,  zumal 
8 


Bei  dem  Kapitel   „Seide 
Spinnerei  der  Seidenabfälle. 
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die  Lyoneser  Handelskammer,  der  vollen  Zollfreiheit  a 
die  Spinneret  der  AbftUle  wurde  ein  Schutz  von  30 
fordert. 

Die  Metalliodustrie^  die  «ich  vor  der  Senatökommi&sioii  i 
heschieden  hatte,  weil  man  ihr  vorrechnete,  dals  sie  bereit»] 
mehr  als  jede  andere  Industrie  geschlitzt  sei,  erhob  jetzl,  iaj 
einer  Zeit  der  gröfseren  Schutzzollagitation  t  wieder  um  äo! 
lauter  ihre  Stimme.  Der  AusBchufs  der  Eisenhütten  in  der] 
Champagne  verlangte  für  Roheisen  und  Barren  von  geringem  { 
Umfang  ötatt  der  biäherigen  6  fr.  eine  Abgabe  von  8,  10  undj 
12  fr.  auf  100  kg.  Die  Fabrikanten  von  fertigen  Metall- 
waren  traten  zum  mindesten  jeder  etwa  geplanten  Reduktion 
entgegen. 

Und   so    war   es  in  allen  Industrieen;   überall   traten   die 
Notleidenden  vor  die  Kommission    und   zählten  ihre  Wünsehe^l 
auf,  die  Zufriedenen  blieben  zu  Hause.  ^1 

Auch  die  Agrarier  liefsen  sich  hören.    Du  Douet,  de  Mo- 
ni c  a  u  1 1 ,  E 8 1  a  n  ce  1  i n  und  andere  ihrer  Führer  sprachen  sich  ^m 
voll  Bitterkeit  über  das  Unrecht  aus,  dafs  man  im  Gegensats^| 
zu   allen   anderen    Produkt! «men    nicht  auch   die   Lebensmiliel  ^ 
schützte.     Die  Ausfuhr    der  Vereinigten  Staaten    nach  Europa 
wüchse    zusehends.      Amerikanisches    Getreide    sei    in    Havr 
billiger    zu    haben ,    als    das    französische.     Ebenso    wäre    di€ 
Viehzucht  bedroht.     Specifiache  Zölle    für   alle  I  and  Wirtschaft*' 
liehen  Erzeugnisse   in    der  Höhe  von  10  ^/u   würden   dem 
helfen. 

Den    gröfsten    Einflufs    auf   die    abgegebenen    Antwc 
hatte  sicherlich  die  gewaltig  angeschwollene  SchutzzoUagit    __ 
in   allen    Gegenden  Frankreichs.     Wie    in   Deutschland    traten 
zu   dieser  Zeit   auch    in  Frankreich   die   agrarischen    und    in- 
dustriellen Schutzzöllner  zusammen ;   um  durch  ihre  KoaÜtionj 
Äum  Siege  zu  gelangen.    Die  „Genossenschaft  der  französischen ] 
Industrie    ftir    die    Verteidigung    der    Arbeit"    hielt    mit    dem] 
„Bund  der  Landwirte  Frankreichs**  eine  gemeinsame  Versamm- 
lung  ab,    in   der   man   sich    ober  ein  gemeinschaftliches  Pro-I 
gramm  verständigte-     Gegen  dieses  Vorgehen  bildete  sich  eine] 
freihändlerische  Liga,  die  „Genossenschaft  für  die  Verteidigung J 
der    Handels-    und    Induatriefreiheit    und    für    die    Aufrecht- 1 
erhaltung  und  Entwicklung  der  Handelsverträge*. 

Beide  Richtungen   suchten   natürlich  die  Kommission, 
der  sich  zw^ei  fast  gleiche  Parteien  gegenüberstanden,   zu  be-| 
einflussen,   doch  kam  die  freihändlerische  Auft'iissung  weniger' 
zur    Geltung,    weil    ihre    Anhänger    das    Schwergewicht    auf 
theoretische  Fragen  legten,  deren  Erörterung  in  der  Kommission 
verpönt  war. 

Neben  der  Hauptenquete  fanden  noch  zwei  Sonderimter- 
8achungen  statt  L  durch  den  Präsidenten  und  die  beiden 
Vicepräsidenten  und  2.  durch  die  für  jedes  Kapitel  des  Tarifs 
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eingebe t2tea  Bericliterstatter.  Diese  reiöten  iu  die  Industrie- 
mittelpunkte ^  um  sich  persönlich  mit  allen  Einzelheiten  ver- 
traut zu  machen^  sich  in  die  Leiden  der  verschiedenen  Gewerbe 
hineinzuleben  und  dann  gewiasermafsen  für  ihr  eigenes  Leid 
zu  kämpfen. 

Jedenfalls  durfte  M  a  1  ^  z  i  e  u  x ,  der  General  berichterstatte  r, 
mit  vollem  Rechte  am  Schlüsse  seiner  Arbeit  sagen:  „Man 
kann  von  der  Enquete  von  1878  versichern,  dafs  sie  die  voll* 
ständigste,   die  praktisekste^    die  am  besten  kontrollierte,    mit 


einem    Wort    die 
gefunden  hat/ 


ernsteste    gewesen    ist,     die    jemals    statt- 


2.    Die   Kommissionäb erlebte. 

Ein  wenig  beeinträchtigt  war  die  Arbeit  der  Kommission 
vielleicht  durch  den  mehrmaligen  Wechsel  im  Vorsitz,  während 
Kugleicli  die  Leitung  de^  Handelsministeriums  in  andere  Hände 
überging. 

Zuerst  bekleidete  der  Schutzzöllner  Jules  Ferry  (repubL 
Linke)  das  Amt  des  Präsidenten  der  Kommission,  Zu  Vice- 
pi^identen  waren  der  Freihändler  Tirard  ( Linke j  und  der 
geraäfsigte  Protektion  ist  Malezieux  (linkes  Centrum)  erwählt 
worden.  Bald  darauf  übernahm  Jules  Ferry  ein  Minister- 
portefeuille, Der  an  seine  Stelle  tretende  Tirard  legte  nach 
einiger  Zeit  gleichfalls  sein  Amt  nieder,  um  der  Nachfolger 
Teisserene  de  Borta  und  Leperes  im  Ministerium  für  Land- 
wirtschaft und  Handel  zu  werden.  An  die  Spitze  der  Kom- 
mission w*urde  nun  Malazie ux  gerufen.  Auch  andere  Mitglieder 
der  Kommission  sahen  sieb  im  Laufe  der  politischen  Ereignisse 
zum  Ausscheiden  genötigt  und  mulsten  durch  neu  gewählte 
Deputierte  ersetzt  werden. 

Das  verzögerte  die  Arbeiten  bedeutend.  Die  Regierung 
und  der  Kammerpräsident  mufsten  des  öfteren  die  Kommission 
Eur  schnelleren  Förderung  ilirer  Aufgabe  mahnen.  Mao  war 
obendrein,  wie  oben  geschildert^  durch  die  Verfallszeit  der 
Handelsverträge  in  eine  schwierige  Lage  gekommen  und  hatte 
doch  die  Absicht,  erst  nach  der  Annahme  des  General tarifs 
an  neue  Verträge  heranzugeben. 

Endlich,  am  20,  Dezember  1879,  lagen  der  Kammer  an 
50  Sonderberichte  der  einzelnen  Kommissionsmitglieder  %^or. 
Einige  Zusatzberichte  erfolgten  noch  im  Laufe  des  Januar  1880. 

Die  gesamte  Textilindustrie  mit  Ausnahme  der  Seiden* 
fabrikation  beherrschte  der  Führer  der  SchutzzöHner,  der  Ab* 
geordnete  Mel ine  (republik,  Union),  als  seine  Domäne*  Aber 
auch  fUr  Garne  aus  Seidenabftillen  hatte  er  einen  Special - 
bericht  rerfafst, 

Getrttnke  jeder  Art  behandelte  Maurice  Rouvier  (repubL 
Union) ;  sonst  sind  noch  als  Verfasser  einer  ganzen  Reihe  von 
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Berichten     J  a  m  e  t  e  1     (Linke)     und    G  a  r  r  J  g  a  t     (gemi 
Republikaner)  zu  nennen. 

Der  Vorsitzende,  Mal^zieux,  schrieb  dazu  einen  General- 
bericht,  welcher  die  Arbeit  der  Konamiösion  in  grofsen  Zügen 
schilderte.  Die  leitende  Anschauung  gab  Mal^zieux  in  folgen- 
den Warten  wieder:  „Der  Generalbericht  würde  nicht  das 
getreue  Echo  dessen,  was  im  Busen  der  Kommission  gesagt 
ist,  sein,  wenn  er  eine  Darlegung  ökonomischer  Lehrmeinungen 
unternähme ,  wenn  er  die  Domilne  der  Theorie  und  Spekula^ 
tiver  Gedankengänge  beträte,  während  die  Kommission  et 
doch  beabsichtigte,  sich  auf  den  Boden  der  Thatsachen  und 
Erfahrungen  zu  stellen  und  sich  in  Wahrheit  darauf  ge- 
halten hat.** 

Nach  der  öflfentlichen  Enquete  hatte  sich  die  Kommisston 
zunächst  die  Frage  vorgelegt:  Soll  der  neue  Tarif  autonom 
sein  oder  durch  Handelsverträge  geändert  werden  können? 

Gegen  die  Verträge  führte  man  folgende  Argumente  iüi 
Feld:  Der  Staat  wird  durch  Verträge  in  seiner  Freiheit  be- 
einträchtigt* Schwerwiegende  Irrtümer  im  Tarif  können  nicht 
berichtigt  werden.  Krisen,  die  im  Ausland  durch  Über- 
produktion eintreten,  wirken  auch  auf  Frankreich,  weil  die 
im  Preis  gesunkenen  Waren  über  die  offenen  Grenzen  ins 
Land  strömen.  Die  Stabilität  des  Handels  kann  durch  einen 
autonomen  Tarif  ebenso  gut  garantiert  werden.  Gerade  durch 
die  Verträge  ist  die  Stetigkeit  der  HandeUbeziehungen  be- 
droht, weil  jeder  neue  Vertrag  den  Zolltarif  ändert  Durch 
die  Verträge  ist  auch  die  Thätigkeit  des  Parlaments  lahm- 
gelegt; es  kann  die  Regierungsvorlagen  nur  im  ganzen  an* 
nehmen  oder  verwerfen. 

Für  die  Verträge  äufserte  man:  Frankreich  kann  sich 
nicht  isolieren.  Es  mufs  sogar  neue  Beziehungen  anknüpfetL, 
um  seinen  Export  zu  entwickeln.  Auch  unter  der  Herrschaft 
der  ausgesprochensten  Anhänger  des  Schutzzolls  hätte  bisher 
das  Land  niemals  die  Verträge  verworfen. 

Das  gab  den  Ausschlag.  Man  lehnte  gegen  Ende  der 
Diskussion,  weil  die  Frage  der  Entwicklung  des  Aufsenhandela 
sich  nicht  umgehen  liefs,  einen  Antrag  Wad dington,  zwei 
Tarife  herzustellen,  einen  Minimal tarif  iur  die  meistbegünstigten 
Nationen  und  einen  Maximaltarif  für  die  übrigen,  ab*  Es 
sprach  auch  der  Grund  mit,  dafs  sich  dieses  Tarifsystem  in 
anderen  iJlndern  nicht  bewährt  hatte.  Man  blieb  also  bei 
den  Verträgen,  „Aber,"  heifst  es  im  Generalbericht,  ^damit 
eine  Regierung  unter  guten  Bedingungen  verhandeln  kann, 
braucht  sie  einen  Ausgangspunkt  und  eine  Grundlage,  die 
beide  sehr  fest  sind;  sie  braucht  eine  Stütze  und  Verteidigungs- 
waffe in  einem  weise  zusammengestellten  Generaltarif.  Deshalb 
ist    es    nach    aller    Logik    des    gesunden    Menschenverstandes 
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dringend  notwendig,   dafs  der  Tarif  den  Verträgen  vorangeht 
und  nicht  aus  ihnen  folgt". 

Darin  war  die  Kommission  in  Übereinstimmung   mit   der 
neuen  Regierung. 

Es  handelte  sieh  nun  darum:  Sollte  man  ein  Minimum 
festsetzen^  unter  das  die  Verträge  nicht  gehen  können,  oder 
ein  Maximum»  das  Konzessionen  gesüittet,  oder  alles  beides? 
Ein  Minimum  war  jedenfalls  gefährlich,  weil  die  fremden 
Staaten  dann  sofort  dies  Minimum  verlangt  haben  wtirden  oder, 
falls  es  ihnen  zu  hoch  war,  Einspruch  erhoben  hätten.  Man 
^becichlofs  schliefslich  weder  ein  Maximum,  noch  ein  Minimum, 
sondern  einen  Generaltarif^  nicht  zu  tief,  damit  die  Industrie 
Ibeatehen  könne,  nicht  zu  hochj  damit  auch  der  fremde  Wett- 
öwerb  wirke  und  die  Konsumenten,  wie  der  Staat,  sich  dabei 
[g^ut  ständen. 

In  Wahrheit  war  das  Werk  der  Kommission  natürlich 
I doch  ein  Maximaltarif;  man  benannte  ihn  nur  anders,  weil 
;  einige  Industrieen  ihre  Schutzzölle  für  Minima  und  demgemäfs 
[den  Tarif  als  Minimaltarif  ansahen. 

Für  die  Beibehaltung  des  alten  General tarifes  erhob  sicli 

|.keine  Stimme,     Auch   die  Protektionisten    verlangten   zumeist 

die  Festlegung  des  herrschenden  Vertrags tarifes,  oft  olme  Er* 

•^höhung,    oft    mit    den    24 "  o   der    Regierung,    oft    mit    einem 

[höheren  Zuschlag* 

Man  rechtfertigte  die  Zollerhöhungen  durch  allgemeine 
lErwÄgungen.  Von  dem  Zeitalter  der  allgemeinen  Welt- 
f* Verbrüderung  wäre  man  noch  weit  entfernt.  Daher  müsse 
kman  die  Gewerbe  gegen  den  Einfall  der  fi-eraden  ErzeugnisBe 
Terteidigen.  Die  genauesten  Untersuchungen  hatte  man  den- 
'jenigen  Industrieen  zu  teil  werden  lassen,  welche  die  meisten 
I  Arbeiter  beschäftigen.  Der  Grundsatz  der  Berücksichtigung 
[  der  nationalen  Arbeit  war  überhaupt  ausschlaggebend.  Des- 
I  Laib  tafste  man  besonders  den  Standpunkt  des  Produzenten 
I  in»  Auge.  Mak^zieux  begründete  das  damit,  dafs  die  wenigsten 
^Konsumenten  nicht  zugleich  Produzenten  wären*  Man  kann 
l^wtfs  mit  gleichem  Recht  sagen:  Kein  Produzent  ist  nicht 
rfeich  Konsument, 
Im  einzelnen  hatte  man  sieh  durch  folgende  Beweggründe 
leiten  lassen: 

Die  Landwirtschaft  liefert  die  Rohstoffe  fUr  die  Industrie 

rtind  die  Lebensmittel,    beides  aber   nicht  in  so  ausreichender 

[Bf enge,    dafs   Frankreich   den   Import   entbehren   kann,     Ihre 

kProdukte  erhielten  deshalb  die  niedrigsten  Zölle.    Die  Agrarier 

Ibatten  allerdings  geliofft  raehr  durchzusetzen»  und  auch  die  in- 

idustriellen  Schutzzöllner  gedachten,  ihnen  zum  Teil  nachzugeben, 

um  so  die  Stimmen  der  Landwirte  wieder  für  ihre  Forderungen 

zu  gewinnen.    Aber  die  Regierung  trat  diesem  Handel  energisch 

entgegen«    Sie  drohte  sogar,  an  dieser  Frage  den  ganzen  Tarif 
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acheitern   zu  lassen.     Anclererseits    konnte    man    in   der   That 
auch    nicht    die   von    der  Landwirtschaft   erzeugten    Rohstoff«^ 
wie  Wolle,  Seide,  Lein  und  Hanf,  treffen,  ohne  das  berüchtigti 
drawback  wieder  einzuführen.    Während  die  Kommission  hieri 
also  nachgeben  mufste  und  aueh  für  Getreide  nur  eine  einfach«] 
Bilanzabgabe  festsetzte,    konnte  sie    fJir  einige   wenige  Agrar* 
Produkte  doch  noch  stärkere  Zölle  beschliefsen.    Dazu  gehören 
rohe  Felle,  Fette  und  Talg,  welche  die  Regierung  zollfrei  ge- 
lassen hatte    und    die  jetzt  10*^o  entrichten  sollten.     Man  er- 
höhte ferner  die  Abgaben  von  Kühen,  Widdern  und  Schafen, 
von   Käse,    Bauholz,    Daubenholz,    Hopfenstangen.     Viel    war 
das    nicht.     Dafür    speiste   aber  Maldzieux    die  Landwirtscha: 
mit  dem  schönen  Titel:  ,^Die  erste  der  nationalen  Industrieen*"  al 

Bei  allen  Gewerben  (einöebliefslicb  der  Landwirtschaft) 
hatte  man  einen  genauen  Vergleich  mit  dem  Ausland,  nament* 
lieb  England,  angestellt.  Als  Grundlage  der  Vergleichung 
dienten  dabei  folgende  Gesichtspunkte: 

L    stellte  man  die  Transportkosten   einander  gegentiber 
England  war  dabei    durch    seine  billigeren  Wasserstrafsen    im; 
Vorteil,  —  Weiter  stellte  man  in  Rechnung: 

2.  die  Kosten  der  Kohle,    dieses  ^Brotes  der  Industrie** ;J 

3.  den  Nachteil,  welchen  der  Militilrdienst  mit  seiner  In- 
anspruchnahme der  tüchtigsten  Arbeiter  und  mit  seinem  stören^ 
den  Eingreifen  in  die  Ausbildung  mit  sich  bringt; 

4.  die  leichtere  und  schnellere  Beschaffung  von  Kapitaliei 
im  Ausland ; 

5.  die  stabilere  Entwicklung  des  Handel,  der  sich  inj 
England  zwei  Jahrhunderte  hindurch  ohne  Störung  empor-j 
schwingen  konnte ; 

6*    die  Steuern^  welche  den  Lebensunterlialt  verteuern; 

7.  das    Alter    der    Industrieen;    die   Baumwollenweberei; 
und    -Spinnerei    in    England    hat    eine    bedeutend    ältere    G 
schichte    als  die  des  Festlands,   und  daher  eine  gröfsere  Aus- 
dehnung; 

8.  das  Alter   der  Handelsbeziehungen   Englands   mit   d 
ganzen  Welt; 

9.  etwa  eingetretene  Änderungen  in  der  Konkurren« | 
früher  war  Schweden  der  drohendste  Wettbewerber  in  Eisen^ 
nach  dem  Aufkommen  des  stärkeren  Kohlen  Verbrauchs  traten 
an  seine  Stelle  England,  Belgien  und  Deutschland; 

10.  zog    man   die  veränderte  Handelspolitik  Amerikas  ia^B 
die    Betrachtung.     Amerika    war    vordem    Frankreichs    bester^ 
Kunde,  jetzt   ein   scharfer  Konkurrent:    durch    die    Billigkeit 
seiner   Gerbstoffe    für   die   Gerberei ,    durch    i^eine   Massenpro- 
duktionen  für  die    Baumwollen-,    Wollen-  und  Metallindustrie 
und  für  die  Landwirtschaft. 

Nattirlich  dachte  die  Kommission  durchaus  nicht  daran^ 
dem  ultraprntektioniatischen  Amerika  mit  gleich  hohen  Z^^Uen 
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zu  begegnen,  sondern  blieb  Ihm  gegenüber  noch  möglichst 
liberal.  — 

Dieae  10  Vergleichungspunkte  führten  dazu,  Konipensn- 
tionen  fttr  die  Nachteile  zu  suchen,  welche  der  Inausjtriü 
durch  die  Überlegenheit  des  Auslands  erwuchsen.  Die  höheren 
Kostenpreise  sollten  durch  den  Zolltarif  ausgeglichen  werden. 

So  hatte  man  für  die  Baumwollenindustrie  zunächst  die 
Zahl  der  Klassen  vergröfsert  und  dann  die  Zölle  bedeutend 
erhöht:  ftir  die  einfachen,  von  der  Weberei  zumeist  gebrauchten, 
ungebleichten  Ganie  um  78 ''o,  die  anderen  Katego rieen  um 
30,  40,  50,  60**/o.  Entsprechend  ging  man  bei  gebleichten 
und  geftlrbten  Garnen  vor. 

Für  die  Ctewebe  schuf  man  ebenfalls  eine  genaue  Klassi- 
tizierung.  Gewöhnliche  Stoffe  sollten  50**©»  feine  lOO»  150, 
l75**o  mehr  Abgaben  bezahlen.  Der  alte  Tarif  war  übrigens 
in  dieser  Hinsicht  äufserst  mangelhaft.  Die  dort  festgesetzten 
unverhältnismäfsig  berechneten  Abgaben  rechtfertigen  die  starke 
Erhöhung  einigermaföen. 

Für  Lein,  Hanf  und  Jute  beschlofs  die  Kommission  fast 
daa  Gleiche. 

IFür  Wolle  nahm  sie  gröfstenteiU  die  Regierungevorlage, 
also  die  Erhöhung  von  24*^  v,  an. 
Die  Zölle  für  Seidenabfallfabrikate  sollten  statt  75  cents 
und  1,20  fr,  auf  l  kg  jetzt  93  cents,  1.48  fr.  und  2,48  fr. 
betragen. 
Bei  den  Metall  waren  steigerte  man  den  Zollachut»  für 
Draht;  die  von  der  Regierung  angeordnete  Gleichsetzung  der 
"er  auö  Stahl  und  Schmiedeeisen  verwarf  man,  Stahlräder 
rden  mit  7,50  fr,  statt  mit  6  fr.  belegt  Man  erhöhte 
ilemer  die  Zölle  von  Artikeln  aus  C4ufi^eisenj  von  Hausgeräten, 
'Kähroaschinen,  Nägeln,  Plättbolzen,  Schraubenmuttern  und 
anderen  Geräten. 

Unter  den  übrigen  Industrieen  sind  noch  von  Wichtigkeit 
I  die  Erhöhungen  der  Zölle  von  Panier,  präparierte  Häute, 
^B  Uhren,  Flaschen,  gereinigte  Mineralöle,  Stärkemcld,  Man  be- 
^VAchlofd  femer  einen  Zuschlag  von  10  cents.  auf  die  Tonne 
von  Kohlen;  aber  nur,  um  damit  anzudeuten,  daf«  der  Kohlen- 
soll  durch  einen  neuen  Handelsvertrag  keinesfalU  erniedrigt 
werden  dürfe. 

Von   den  Ausliihrzöllen    hatte   man    nur   die  Abgabe  von 
fr.  ftir  Hunde  starker  Kasse  .stehen   lassen,    weil   diese   nur 
dem  Schmuggel   dienten.     Die  Forderung  der  Regierung   von 
Lumpen  und  Papierhai Vizeug  lehnte  man  ab. 

Die  weiteren  Tarif  bestimmungen ,  welche  die  zeitw^eiligen 
Zulassungen,  die  drawbacks,  Enlrepotzusehläge  und  das  den 
Kolonieen  gegenüber  zu  beobachtt'ude  Zollverfahren  betrafen, 
nahm  man  zumeist  nach  dem  Regierungsentwurf  an. 


<d 


Ein  aDScLauliches  Bild  von  der  Arbeit  der  Komiiii»aion] 
giebt  eine  von  Fniiniier  de  Flaix  im  Februar  1880  im 
Journal  des  KconoiDistes  untern ommene  vergleichende  Zu- 
eammenstellung  der  wiclitigten  Zölle  des  alten  Konventional- 
tarifä  I  des  RegierungseDtwurfes  und  des  Konmiissianstarifes 
mit  den  Zöllen  des  konkurrierenden  Autilandö.  Ich  entnehme 
diesem  Aufeatz  '  folgende  Tabellen ,  denen  ich  zum  weiteren 
Vergleich  noch  die  Angaben  des  alten  französischen  General- 
tarifs hinzufüge,  Dre  Tabellen  berücksichtigen  besonders  die 
Textilinduatrie,  die  ja  in  dem  ganzen  Kampf  die  erste  Stelle 
einnahm  und  die  I »ochsten  Schutzzölle  zu  erstreiten  hoflFte. 


1.    Baumwollengarne,   einfach,    roh;  Zölle  auf  100  kg. 


Österreich 

Deutschland    .  ,  ,  , 

SpRTtien 

Belgien 

Rußland , 

Schweiz 

Italien  ,,.,,.., 
Tereinij^e  Staaten 
Eiiglano  ....... 

Frnnkreicli 


SKategorieen 

4 

0 
15 


12  fr.;  20  fr.;  30  fr. 

Ib-^b  fr.;  18,75—48,75. 

im  fr.j  189  fr.  (von  Nr.  35  an). 

von  15  bis  40  fr, 

mm  fr. 

4  fr. 

20—28  fr. 

114  fr.;  229  fr.;  343  fr.;  457  fr. 

frei. 


Älter  General- 
tarif. 
Verboten 


Konven- 
tion st  ari  f. 
15  bis 
:^00  fr. 


Regifir,- 

Tarif. 

18,60  bis 

im  fr. 


KommiB- 
Bionetarif. 
18  und  24 
bis  450  fr. 


Die  Zölle  der  Vereinigton  Staaten  erreichen  hiernach  allein 
eine  gröfsere  Höhe,  als  die  in  Frankreich  gonlanten.  Für 
billigere  und  mittlere  Sorten  sind  auch  die  Abgaben  Rufslands 
und  Spaniens  Iiöher.  Zu  den  Tarifen  der  Vereinigten  Staaten 
ist  aber  noch  zu  bemerken ,  dafs  diese  zugleich  für  gefärbte 
und  gezwirnte  Garne  gelten »  während  die  anderen  Staaten 
einen  Zuschlag  darauf  erheben;  Frankreich  von  35 ''.o. 


2.    Gewebe  aus 


reiner  Baumwolle,   ungefärbt; 

auf   100  kg. 


I 


Österreieh,  .  .  , 

41 

^tegorieen 

m  fr.;  100  fr.;  125  fr.;  150  fr. 

Deutschland   ,  , 

4 

100  fr.;  125  fr.;  150  fr.;  2:^7,50  fr. 

Spanien 

2 

200  fr.;  225  fr.; 

Italien 

6 

57  fr. ;  64  fr.;  66  fr. ;  75  fr.;  80  fr;  100  fr. 

Schweiz 

1 

4  fr. 

Bufaland 

4 

274  fr.;  ?71  fr.;  438  fr.;  1074  fr* 

Vereinigt.  Staat. 

6 

n 

30-^.M)  ^/(> 

'  Fouraier  de,  Flaix,   L*enqii^te  industrielle  et  ie  projet  du  tadf 
g^nfiral,  Journ.  d.  Econ.  Februar  18<S0,  8.  224—258. 


J 


xvm  2. 


121 


Frankreich 

8  Klaeaen  zu  je  vier  Kategorieen 

La,2.fÜaBse 
S.u,4.      „ 

1:  : 

Ait.  General- 
tarif 
verboten 

» 

n 
n 

n 

Konvent.' 

Tarif 
50-80  fr. 

m-'sm  fr. 

80-300  fr. 

80-300  fr. 

15  «/ö 

Kegienings- 

Tarif 
62-  90  fr. 
74—248  fr. 
90-372  fr. 
90-372  fr. 

682  fr. 

KomTnisaions- 
Tarif 

65-1-M  fr. 

95—265  fr. 
120-W3-520fr 
220-740  fr. 
300- 750-900fr. 

Also  abgesehen   vom  alten  franzäsischen  Generaltarif  hat 
nur  Rufsland  höhere  Z5)le,  als  Frankreich. 

a.    Andere    Bauniwollenge webe,    auf  100   kg 
(nur   Durchschnittszahlen), 


Vier  bekanntere  Typen  ^ 

ron  den 

32 

aufgeßtellten: 

Frankreich 

t3 

Q 

^"5 
% 

Im 

o 

*T3 

p 
cd 

'dt 

n 

11 

n 
II 

"S 

Posamentier- 
waren  .... 

SpiUen 

^rickereien   .  . 
,    m.  Seide 

TAIV 

bot. 

0/0 

15 

5 

10 
15 

fr. 

235 

495 
620 
620 

fr. 

23.5 

495 
1000 
2O0O 

fr. 

150 

812,50 
312,50 

fr. 

175 

375 
375 
375 

ff. 

440 

391—1954 

391-1954 

586 

fr. 
300' 

300 
500 

ff. 

625 
300 
300 

fr 

16 

16 
16 
16 

Nur  Rufsland  hat  meistens  höhere  Tarife,  Spanien  in  Spitzen. 
4.  Wolle  und    Lein   (auf  100   kg). 


Wolle  (fr.  od* 

r  «^/o) 

Lein  (fr,  oder  *>/ö) 

Game 

Gewebe 

Garne 

Gewebe 

SpilMB 

B        B 

s 

i 

ä       B 

i  j  i 

£ 

**          z 

t9 

c 

S       ^S 

5 

s      s 

a 

i 

aä.     !   si 

9H           « 

m 

Frankreich : 

G«ik6ni-T.  . 

boe.l  boten 

boUti 

ver- 
boten 

205,92 

47,42 

582,82 

74,88 

— 

KODTWtl-T. 

215,    10 

10  «»/o 

10  ^'.'o 

100 

15 

3O0 

5-28 



WLf0mr^T  ,  , 

27012,40 

620 

124 

24^ 

18 

390 

6-34 

— 

KMam.'T.,  . 

270   31 

620 

124 

200 

20 

400 

45 

500 

I>ei]t9ch1and 

80   2,50 

562 

3,75 

45 

3,75 

150 

7,50 

im 

0»t**rrpich    . 

m  3,7 .-» 

375 

22 

30 

3,75 

300 

30 

375 

RuTr^Und  . 

100  100 

2930 

215 

97 

97 

625 

147 

2930 

Kpanien.  .  . 

210  121) 

5O0 

125 

122,-%  27,40 

12.50    Am 

— 

Italii^n,  .  .  . 

75   .50 

800 

150 

34     ll,r,v» 

i:^0    '23 

2-^0 

ß«*lgien  .  .  . 

30  20 

260  (10  ^'/o) 

260(10%) 

frei      frei 

.  ■  .     5  '>'o 

10  *>.'o 

Schweix,  .  . 

7     4 

m 

7 

7       0/i\' 

m      1    ' 

50 

Var.  Staaten 

[572  2i>9 

50% 

■•SO  <»  0 

40**/<> 

25*/e| 

40% 

30  ^0 

— 

In  Garnen  von  WdIIr  und  Lein  haben  nur  die  Vereinigte 
Staaten  höhere  Abgaben  als  Frankreich;  die  Minimalzölle  io^ 
dieBen  Rubriken  werden  auch  noch  von  Ry Island  und  Spanien 
Ubertroffen.  In  Wollgeweben  folgt  Frankreich  hinter  Rufsland 
und  den  Vereinigten  Staaten*  In  Leingeweben  hat  vor  diesen 
Ländern  Spanien  die  höchsten  Zölle.  In  Spitzen  wird  Frank- 
reich von  Rufsland  und  Deutschland   tibertroffen. 


5.    Kohle    und    Metalle   |fr,   auf  die   Tonne). 


Kolile 


Giifseisen 


Schiiiiedeeis, 
fKader) 


Stahl 
(Räder) 


Bledi 


Österreich.  .  .  ,  .  - 
Deutschland   .  ,  ,  . 

Belgien  .  » 

Spanien  ....... 

ItaHen  , 

Rufsland 

Schweiz  ....... 

Vereinigte  Staaten 
Frankreich: 

Alter  General-T. 

Kouventional  -  T. 
Regieninj^B-Eutw. 
Kommiasiona  -  T, 


frei 


1,25 

1,20 
1,20 
130 


12,50 
12,00 
10 
23,10 

frei 
12,20 

6 

m 

49,90-87,40 
fld.  vexboten 
20 
20 
20 


124,80474,70 


:^74,40 

90 
90 
90 


100 

s 

75 

30 
122 

20 
125 

249.60 

100 
100 
100 


Kohle  wird  allein  in  Frankreich  verzollt 

Für  Guffleisen  haben  höhere  Zölle:  Spanien  und  die  Vei^^ 
einigten    Staaten;    für   Schmiedeeisen     haben     höhere    Zölle: 
Spanien  und  Osterreich.    In  Stald  ist  Frankreich  am  höchsten^ 
in  Eisenblech  folgt  Frankreich  hinter  Kufsland  und  Noi-damerii 


6,    Nahrungsmittel   (fr.   auf  100  kg) 


4 

isten„^H 
ärikj^l 


d 

1   s-^ 

•s^  i    ■  ^  1    t^ 



.  •' 

s 

* 

« 

Bf 

O    '«1 

SS 

u 

II 

e 

Österreich.  .  .  ,  ,  . 

frei 

frei 

frei 

10 

0,75 

_ 

30 

15 

11 

Deutschland    .... 

1,2,5 

1,25 

0,62 

25 

1,25 

15 

25 

30 

30 

25 

Spanien 

4.:i2 

H,20 

h;20 

9 

0,96 

— 

— 

6 

2,50 

36 

Italien  ,..,..., 

14 

11.50 

11.50 

7,50 

0,20 

— . 

— , 

5,77 

10 

f^ 

Rufriland 

frei 

frei 

frei 

frei 

frei 

,=- 

— 

56 

24 

16 

Schweiz 

03 

0,30 

0,30 

0,50 

0.10 

— 

— 

3 

1.50 

4 

Belgien 

frei 

frei 

frei 

5,40| 

0,54 

— 

— 

25   1 

15 

frei 

Vereinigte  Staaten 

3,53 

1,75 

1,75 

(20  *^'o 

20  ^k 

— 

. — 

55 

29    1 

46 

Fraiik  reich : 

Alter  General-T. 

0,62 

frei 

frei 

3,74 

0,31 

0,62 

4,62 

5,20 

0,31 

7,4»  *i 
18,72 

Konventjonal  -T. 

0,62 

» 

n 

3,60 

0,31 

frei 

4,60 

3.50 

frii  Ol. 

0,;50 

6 

3 

Re^iernngt^Entw, 

0,60 

n 

n 

6 

0.50 

l,r>0 

4 

4,50 

5 

Kommiss.-  Entw- 

0,60 

2 

2 

n 

1.50 

1,50 

4 

4,50 

6 

6 

1 

B  '^ 
■  tß 

B  '^ 

1  § 

> 

1  ^^«i^^g 

ti  r-  0 

1      "Oi!«§ 

"  0  *^   '^  ^l 

0 
22  *' 

^B 

1           QASU 

0 

1     23S^ 

0 
^2 

?j 

^^^^H 

^^^^H 

t>^ 

0 

-^\  -r  — 

0 

^^^^1 

^^^^H 
^^^H 

1 

0 

g2S 

s 

0  0                  ^^^H 
00                   ^^H 

1 

!       S     ^i£ 

g  <p  1 

n9m  M 

^' 

1^7 

!  ti»n«xjo^ 

r-       ^  ^  0 

0           C-"    "^    f 

Tff     0  >r  rf 

5§ 

r—  ^  -H 

0                           ^^^H 
^1 

HAH  11)9«  vvEi 

1      '-^^  ^^ 

0 

^  E*-^ 

^^^*- 

t 

^1 

tii«p»x 

^         g   X'    g 

C^ 

1 

0  0                         ^^^^H 

1     ^  3  '^ 

0 
tl 

^0 

^1 

^^^^1 

^^^H 

^^H 

^^^1 

1 

t£3 

'5  'S  '5 

S 

3f 

■ 
^^1 

uorp»w|j 

1     ü-5« 

4/T 

^32 

IldJVMf'tldg 

7 

.^  0  ^ 

t^ 

1^-        i  ^1 

1^  -^  '^  ^ 

T 

^1 

2-?             ^^B 

1       UftJ«« 

1                 " 

5-1 

3i  p 

ä 

»an«nj9^ 

0 

.- 

3  w 

"^j  -^  — 

s 

^^1 

0 

2y-3C 

C^l 

/ 

J2 

Ja 
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1 4^  -i 

'S 

fl 
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Frankreich  ist  nach  Tabelle  6  (S*  122)  in  seinen  Agrar- 
Produkten  auch  nach  den  Kommi&sionsbeschlllsäen  im  all- 
gemeinen liberal, 

(Tabelle  7;  siehe  vorige  Seite.) 

Abgesehen  von  dem  amerikanischen  Tarif  ist  Frankreich 
in  den  Zöllen  für  Messerwaren ,  Kunsttischlerwaren^  Spielwaren, 
verarbeiteten  Fellen  und  Nadeln  nur  von  Rufsland  teilweise 
erreicht  oder  überholt.  Sonst  hat  es  gegenüber  dem  Ausland 
gröfstenteilö  gleiche  oder  gar  geringere  Zölle.   — 

Ich  kehre  nun  wieder  zu  der  Arbeit  der  Tarif  kommisston 
zurück,  um  noch  einige  wenige  Abänderungen  des  BegierungM 
ent Wurfes  zu  besprechen. 

In  den  Gesetzestext  hatte  die  Kommission  insofern  eine  Ai 
derung  gebracht,  als  sie  den  Artikel  IV  der  Regierung,  welche 
die  24  **/o  Zuschlag  für  die  meisten  Produkte  enthielt,  fortlief«^ 
weil   dieser   dem   Tarif  leicht   den  Charakter   eines  Maxin 
und  Minimaltarifs   (mit  und  ohne  24 *o)   geben   konnte.     Ma 
schrieb  die  24%  direkt  in  die  einzelnen  Positionen  hinein. 

Das  Verlangen   der    Regierung,   Länder,    deren    Zolltarif 
Frankreich  mit  mehr  als  20*^.ü  traf,  mit  50^  o  statt  mit  2iV^M 
zu  belasten,    ging  der  Kommission  zu  weit.     Sie  änderte  dei^l 
betreflPenden  Artikel  dahin ,   dafs  die  Regierung  die  Vollmacht 
erhalten  sollte,    in   einem  aolchen  Falle  die  Zölle  nach   ihrema 
Belieben  bis  zu  20**/o  zu  erhöhen. 

Die  Kommission  nahm  schliefjslich  noch  eine  vereinfacht) 
Zählung  vor.     Statt  der  1200  Positionen   des  Regierungstarif 
gab  sie  nur  etwa  650,  wobei  einige  Nummern  mehrere  Artikel' 
derselben  Art  umfafsten. 


eni— 


V,    Kapitel. 

Der  Tarl  Feilt  warf  In  der  Eanimer. 

1.    General disk US eion« 

Die    Beratung    der    Komraissionsvorschläge    begann    am 
31,  Januar  1880   mit  der  Rede  des  Ministers  für  Handel  und 
Landwirtschaft,  Tirardj  des  Mannes,  welcher  das  eigentliche 
Verdienst    um   das  Zustandekommen   des   Generaltarifs   hatta^H 
Die  Generaldiskussiun  dauerte  bis  zum  23.  Februar.  IH 

Der  Minister  betonte  in  seinen  einleitenden  Worten  die 
Wichtigkeit  des  Werkes  und  brachte  sofort  die  entschiedene 
Ansicht  der  Regierung  zur  Geltung,  dafs  sie  den  Anträgen  der 
Kommission  zu  allermeist  nicht  Eustimraen  könne,  sondern  eine 
liberalere  Gestaltung  der  Zollpolitik  wünsche. 

Tirard  gab  in  grofsen  Zügen  einen  Rückblick  auf  difl 
Handelspolitik  seit  1791,  dem  Jahre  der  Zoll  Vereinigung  samt 
liclier    französischer   Landcsteile.     Der   Tarif   von    1791    war 
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verhältnismäfBig  liberal.  Erst  die  Verstimmungen  mit  England, 
welche  zur  Kontinentalblockade  des  Jahres  V  führten,  brachten 
dann  die  Prohibitionen ,  welche  zum  Teil  noch  bis  in  die 
jUngBte  Zeit  im  Generaltarif  vorhanden  waren.  Die  Folge  dea 
Schutzzollöyatems  des  ersten  Kaiserreichs  war  der  Niedergang 
der  französischen  Industrie,  Die  Restauration  konnte  die  ein- 
geachlagene  Bahn  nicht  wieder  verlassen,  weil  die  öffentliche 
Meinung  durchgehendfi  protektionis tisch  war.  So  helfet  es  in 
einem  Bescheid  der  Kammer  von  Ronen :  „Die  Prohibition  ist 
ein  politisches  und  sociales  Gebot.  Vom  Fabrikanten,  der  alle 
Geldmittel  angewandt  hat,  um  ein  Etablisaement  zu  errichten, 
bis  zum  Arbeiter,  welcher  darin  ein  Existenzmittel  fllr  sich 
und  seine  Familie  findet,  nimmt  jeder,  und  unzweifelhaft  aus 
^utem  Grunde,  das  Recht  für  sich  in  Anspruch,  ausschliefalich 
mr  die  Konsumtion  des  Landes,  welches  er  bewohnt,  die 
Lieferungen  zu  übernehmen." 

Die  Revolution  von  1830  machte  jedem  Versuch  einer 
Zollermärsigung,  zumal  für  die  Rohstoffe,  ein  Ende.  Auch  die 
Julimonarchie  war  nicht  mächtig  genug,  um  den  Interessenten- 
ring, der  sich  zur  Aufrechterhaltung  des  Tarifs  gebildet  hatte, 
zu  durchbrechen,  und  zwar  trotz  der  gröfstcn  Anstrengungen 
des  Handelsministers  Duchatel  im  Jahre  1832  und  des  gewifs 
wirtschaftlich  nicht  liberalen  Thiers,  Der  damals  schon  ins 
Feld  geführte  sociale  Gesichtspunkt,  dala  die  unteren  Klassen 
ihren  Lebensunterhalt  möglichst  billig  erwerben  müfsten, 
sehlug  nicht  durch,  weil  die  Grofmntlustriellen  die  politische 
3Iacht  in  den  Händen  hatten.  Die  Revolution  von  1848  aber 
hatte  keine  Zeit,  sich  mit  volkawirtÄchaftlichen  Fragen  zu  be- 
achäftigen. 

Erat  Napoleon  HL  gelang  es,  mit  Um&icht  und  Willens- 
kraft die  nötig  gewordene  Zollreform  zum  Abschlufs  zu  bringen, 
Dieaes  für  die  französische  Volkswirtschaft  überaus  heikame 
Werk  galt  es  jetzt  zu  verteidigen. 

Tirard  fiihrte  ak  wichtigste  Konsequenz  der  liberalen 
Tarife  daa  Anschwellen  des  auswärtigen  Handels  seit  1860  an. 
Warum  gäbe  man  denn  so  gewaltige  Summen  aus,  um  die 
einzelnen  Staaten  miteinander  in  Verbindung  zu  setzen,  für 
Tunnelbauten,  Brücken  und  dergleichen?  Doch  nicht,  um 
den  Warenverkehr  an  der  Grenze  wieder  durch  Zollschranken 
atificuhalten. 

,Sie  haben,"  meinte  der  Minister,  „ein  viel  einfacheres 
Mittel,  als  Zölle  zu  schaffen;  das  ist,  den  Mont-Ceniß*Tuonel 
zu  «chliefsen  und  so  die  Waren  zu  zwingen,  über  den  Berg 
hmüber  zu  wandern/ 

Er  ging  dann  die  Einzelforderungen  der  Industrieen 
durch.  —  Die  Baumwollenindustrie  glaube  im  Kampf  mit  Eng- 
land zu  unterliegen.  Der  Tarif  könne  aber  nicht  erhöht 
werden.    Der  Regiemngaentwurf  hätte  schon  15  Nummern  bei 
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den  BuumwoUgariiuii  uaterschieden;  Italien  besäfee  nur  7» 
Deotsehland  G,  Belgien  5»  Eogland  gar  keine*  Die  Kommission 
hätte  nun  aber  19  vorgeschlagen.  Meline  behaupte  in  seinem 
Beriebt  die  Abbäügigkeit  der  BaamwoUentabrikate  vom  eng 
lischen  Markte,  Das  träfe  nicht  zu.  Frankreich  bezöge  jähr 
lieh  für  50  Mill.  fr.  Baumwolle  mehr»  als  es  überhaupt  g€ 
brauche.  Es  arbeite  für  den  Export.  Die  Zunahme  de 
Importe  sei  durch  den  Verlust  Elsafs  -  Lothringens  mit 
1700000  Spindeln  zu  erklären.  Die  Fabrikate  dieser  Provic 
drängen  jetzt  in  Frankreich  ein. 

Natürlich  könne  er  die  Arbeit  der  Kommission  nici 
flüchtig  nennen;  aber  das  Werk  des  Oberhandelsrats  sei  gewiü 
auch  mit  gröfster  Sorgfalt  angefertigt.  Die  von  diesem  bf 
flchlossenen  Erhöhungen  von  24*^o  brächten  eine  genügend 
Kompensation.  Vor  1876  hätten  die  Vertreter  der  Baumwollen 
industrie  gesagt:  „Wenn  Sie  die  gegenwärtigen  Tarife  auirechl 
erhalten,  wenn  Sie  daraus  die  Grundlage  der  internationale 
Verträge  machen,  so  glauben  wir,  dafs  Sie  ein  aus^e^seichnet 
\A^3rk  schaffen  werden. ** 

M^üne  meine  nun^   die  Situation  hätte  sich  geändert,  di^ 
Einfuhr  wäre  gestiegen.     Tirard   bestritt   dies.     Nach  anfknj) 
lichem  Steigen:  1875  für  42*'2  Mill.  fr,  Baumwollgarne, 

187G    „    46         „       , 
wäre  sie  1879   auf  33  Mill.  fr.   gesunken.     Aber  die  Einfu 
sei  überhaupt  kein  Zeichen  von  Inferiorität,     Nur  die  Steuer 
welche  aber  bereits  ermäfeigt  wären,    drückten    noch    auf 
Industrie.     Im  grofsen  und  ganzen  wäre  ihre  Lage  besser 
worden.     Tirard  bat  also,    es  bei  den  Vorschlägen  Teisser 
de  Borts  mit  den  24*^o  Erhiihungen  zu  belassen. 

Hinsichtlich    der    Metallintlustrie,    die    schon    immer    mi 
etwa  40  ®ü  geschützt  war,   konnte  er  sich  eine  Mehrforderui] 
überhaupt   nicht   erklären.     Eine  Abgabe   von    60  fr.    für   di^ 
Tonne  Schndedeeisen  wäre  hoch  genug.     Der  Antrag  auf  70 
sei    ihm   unveretändlich.     Man    sehe   sich    doch  die  Millionär 
an,  welche  die  Hochöfen  betrieben!     Vor  dem  Oberhandelsr 
hätten  diese  sogar  einer  Erniedrigung   zugestimmt,    besonde 
auf  Bessemerstahl  für  Räder.    Warum  sollte  man  rojalistische 
sein  als  der  König  und  den  Interessenten  mehr  geben,  als  sil 
verlangen  ? 

Eher  könne  die  Landwirtschaft  sich  beklagen.  Sie 
sicher  aller  Syrapathieen  würdig.  Aber  auch  ihre  Lage  hat 
sich  seit  1860  nicht  verschlechtert,  da  die  Konsumtion  sie 
um  30 "d,  die  Produktion  aber  nur  um  25 ^.ü  vermehrt  haL 
Zur  Zeit  der  gleitenden  Skala  (Schelle  mobile  [Einteilung  de 
Landes  in  Zonen;  alljübrliche  Festsetzung  der  Getreidezölle 
in  diesen  nach  den  Marktpreisen  bestimmter  in  denselben  ge- 
legener Städte]),  also  in  der  gepriesenen  Zeit  vor  Napoleon  OL, 
wären  die  Getreidepreise  viel  tiefer  gewesen.    Heute  betrügen 
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ßie  21—25  fr.,  während  sie  damalö  nur  14  fr.  erzielt  hätten. 
Doch  wären  zu  Jener  Zeit  auch  plötzhche  Steigerungen  auf 
35  und  38  fr*  (1846  und  47)  eingeti-eten.  Das  sei  glücklicher- 
weise nicht  mehr  möglich,  weil  die  Produktionsländer  sich 
Termehrt  hätten,  —  Auch  die  Viehzölle  könnten  keine  Ej- 
böhung  erfahren,  weil  nurderZwischenhändlerVorteil davon  hätte. 

Für  Wolle  fürchte  man  die  Konkurrenz  Südamerikas  und 
AastralieDä.  Aher  eine  Arbeit  der  Handekkammer  in  Keims 
bewiese,  dafö  stets  bei  einem  Nachlasaen  der  Einfuhr  ein 
Sinken  der  VVoUpreisc,  dagegen  bei  steigender  Einfuhr  auch 
ein  steigender  Elxport  von  Geweben  und  eine  Erhöhung  der 
Preise  eingetreten  seien.  Die  fremde  Wolle  mache  also  der 
nationalen  keine  Konkurrenz,  sondern  helfe  nur  der  nationalen 
Arbeit,  sich  xu  entwickeln. 

Die  Hammelzucht,  behaupte  man,  sei  zurückgegangen. 
Für  die  Kopfzahl  gab  Tirard  dies  zu,  und  zwar  für  7—8  oder 
gar  11  MilL  Köpfe,  Dafür  lieferten  diese  Hammel  aber  fast 
eine  Million  Kilogramm  Fleisch  mehr  als  früher.  Es  gäbe  also 
weniger,  aber  besser  genährte  Tiere.  Statt  der  Wollschafe 
züchte  man  Fleischschafe,  und  zwar  letzteres  trotz  der  ameri- 
kanischen Konkurrenz.  Für  den  amerikanischen  Export  nach 
Europa,  gäbe  man  an,  si>llten  300  Schiffe  unterwegs  sein*  die 
sich  besonders  nach  England  wandten.  Eine  Gefiihr  für  die 
Fleischeinfuhr  sei  aber  nicht  vorhanden.  Diese  hätte  sich  im 
Gegenteil  verringert.  In  jedes  Land  käme  nur  soviel,  als 
beinern  Bedürfnis  entspräche.  Die  Einfuhr  von  Grofsvieh  hätte 
in  Frankreich  1878  305  792  Könfe,  1879  nur  253407  Köpfe 
betragen.  Die  ausländische  Konkurrenz  könne  also  schwerlich 
die  Preise  drücken. 

Der  Hauptgrund  für  die  Leiden  der  Landwirtschaft  liege 
in  den  schlechten  Ernten  seit  zwei  Jahren,  die  tine  gröfsere 
Einfuhr  natürlich  unausbleiblich  machten.  Pouyer*  Quertier 
habe  aber  Unrecht,  wenn  er  durch  seine  Agitationsreden  im 
Lande  verbreite,  dafs  die  Landivirtschaffe  von  Grund  aus 
ruiniert  sei.  Die  Regierung  würde  selbstverständlich  für  ihre 
zeitweilige  Notlage  mit  Linderungsmitteln  eintreten,  sie  dächte 
aber  an  andere  Abhilfen.  Es  würde  z.  B,  ein  Projekt  vor- 
bereitet, 7000  ha  Landes  in  H^rault  und  La  Huute-Garonne 
zu  berieseln.  Kanäle  sollten  angelegt,  der  landwirtschaftliche 
Unterricht  gehoben  werden,  und  anderes*  Die  Viehzucht  sei 
dadurch  etwas  eingeschränkt  worden,  dafs  viele  grofse  Lati- 
fondien  aufgeteilt  seien.  Auf  den  kleinen  Parzellen  könne 
man  nicht  eine  so  ausgedehnte  Viehzucht  betreiben*  Dafür 
werde  aber  die  algerisclie  Viehzucht  binnen  kurzem  auf- 
blähen. — 

Der  Minister  ging  nun  zur  Frage  der  Handelsverträge 
über.  Er  entrollte  zunächst  ein  Bild  des  französischen  AuTsen* 
handelä.     Die  Einfuhr  betrug  im  Jahre  1878: 


Davon  zeigte  der  Handel  mit  England  folgende  Zalileo: 
Ausfuhr  nach  England  lOOOMill.  fr.,  davon  491  MilL  fr.  Fabrik&tef,^ 

Der  Handel  mit  England  sei  also  für  Frankreich  nur  vor- 
teilhaft gewesen,  und  es  wäre  durchaus  verkehrt,  auf  Verträge 
überhaupt  zu  verzichten. 

Das  lehre  das  Verhältnis  zu  Amerika,  mit  dem  FranI 
reich  keinen  Vertrag  besäfse;  nach  dem  Secefisionskriege  hat 
sich  die  französische  Ausfuhr  dorthin  wegen  der  hohen  TariJ 
vermindert. 

Man   sage   nun,    eine  Nation^    die  Selbstachtung   beaäfa^ 
müsse  Herrin  ihrer  Tarife   und   nicht  vom  Ausland    abhUn^ 
sein.     Aber  man  erwitge  doch  die  Vorteile  dieser  Bindung 
auswärtigen  Politik !     Die  Handelsvertrfige   gäben  den  Uni« 
nehm un gen  der  Kaufleute  erst  die  notwendige  Stetigkeit,  w< 
die  Kontrakte  ihnen  für  eine  feste  Zeit  gewisse  Absatzmärt 
sicherten.     Gerade  die  Klausel  der  Meistbegünstigung  sei 
wesentliche   am  Handelsvertrag.     Was   nütze   ein  Vertrag  m 
einem  anderen  Land,  wenn  man  wisse,  dafs  ein  drittes  Lan 
günstiger  gestellt  sei?    Alle  civilisierten  Länder  suchten  solel 
Bande  zu  knüpfen.     Die  Regierung  verfolge  das  Ziel,  Frank- 
reich  vorwärts    schreiten   zu   lassen,    ohne    gewagte   Sprünge 
nach  der  Seite  des  Freihandels  oder  des  Schutzzolls,  sondern 
unter  der  Aufrechterhat tnng  des  statua  quo.     Die  Kommissic 
wäre   ja   auch   zum   grofsen  Teil    liberal  gesinnt.     Eine 
stand igung  mit  der  Regierung  dürfte  also  leicht  sein. 

Die  wirtschafltliche  Lage  des  Landes  hätte  sich ' 
30  Jahren  durchaus  gehoben.  Mit  Entrüstung  wies  Tirard 
die  Verbreitung  der  gegnerischen  Auffassung  zurück,  Warimi 
kaufe  denn  England  so  viel  von  Frankreich?  —  Weil  es 
seinen  Vorteil  dabei  finde.  Dem  Gewicht  des  fremden  Wett- 
bewerbs würde  Frankreich  noch  lange  nicht  unterliegen.  Der 
Minister  schlofs  seine  sehr  beifällig  aufgenommene  Rede  mit 
den  Worten ;  „Ich  bin  überzeugt^  wenn  Sie  die  Vorschläge  der 
Regierung  annehmen ,  die  auf  die  Erhaltung  des  stAtua  quo 
hinzielen^  so  wird  dieses  Land  ihnen  unaufhörlich  dankbar 
sein ;  und  es  würde  auf  Sie  erbittert  werden ,  wenn  Sie  es  zu 
einem  Rückschritt  verleiten  würden/ 
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^m     Der  Führer  der  schutzzöllneriaeheii  Gruppe  in  der  Kom- 

^Viffsion,  M^line  (repubL  tTnioo),  war  dazu  auaersehen,  dem 
HandelsmiDister  im  Namen  der  Kommiaaion  zu  antworten. 

Er  stellte  dem  ökonomiöchen  System  der  Regierung  das 
der  KomraiBsion  gegenüber*  Einen  prineipi eilen  Gegensatz 
gäbe  e&  nicht.  Der  Minister  wäre  wohl  Freihändler,  stelle 
sich  aber  auf  den  Boden  der  Thatsachen.  Ebenso  vertrete 
die  Kommission  zwar  meist  schutzzöllneriache  Gedanken ^ 
scheue  aber  nicht  vor  dem  Wahren  in  den  Ideen  der  Handels- 
freiheit zurück.  Sie  wollte  „das  ökonomische  Regime  suchen, 
welches  am  wirksamsten  zu  der  Gröfse  und  dem  Wohlatande 
Frankreichs  beiträgt".  Danach  sei  eine  Unterstützung  der 
Arbeit  sowohl,  wie  des  Kapitals  notwendig. 

Die  Regierung  wolle  einfach  die  Politik  von  1860  weiter- 
filhren.  Die  Kommisaion  bliebe  auch  noch  auf  dem  Boden 
der  Handelsverträge  stehen;  sie  gehe  nur  einen  Schritt  weiter, 
ohne  sich  aber  allzuweit  von  der  alten  Grundlage  zu  ent- 
fernen und  ohne  das  Ideal  der  HchutzzöUner,  die  Schaffung 
eines  Maximal-  und  eines  MiniraalUirifs  autonomer  Natur,  zu 
verwirklichen. 

Im  Interesse  der  Industrie  und  des  Exports  hätten  sie 
sogar  die  Rohstoffe  zollfrei  gelaasen.  Da«  schädige  natürlicii 
die  Landwirtschaft j  deren  Lage  sie  mit  ganz  anderen  Augen, 
alö  die  Regierung,  ansähen.  Die  kleinen  Mittel  Tirards,  dem 
agrarischen  Notstand  abzuhelfen,  wären  ihm  viel  zu  geriag- 
ftagig.  Sie  hätten  deshalb  Zölle,  aber  nur  mäfsige,  eingeführt. 
Ebenso  nähmen  sie  einen  anderen  Standpunkt  gegenüber 
der  Industrie  ein.  Die  alten  Verbote  des  General tarifs  und 
die  Ausfuhrzölle  hätten  sie  ja  abgeschafft  und  auch  das  System 
de»  reinen  Schutzes  fallen  lassen.  Aber  sie  wollten  der  In* 
dastrie  die  Möglichkeit  geben,  den  Wettbewerb  des  Auslands 
ertragen  zu  können;  deswegen  hätten  sie  sich  von  dem  Ge- 
danken der  Kompensation  der  Preisdifferenzen  durch  den  Zoll 
leiten  lassen. 

Man  sollte  sich  nur  die  B.aumwollindustrie  ansehen*  Ihre 
Leiter  wären  alles  andere,  als  Millionäre,  Manche  hätten 
alles  verloren  und  fristeten  jetzt  als  Verwaltungsbeamte  der 
Stadt  Paris  mit  einem  Gehalt  von  1800  fr.  jährlich  ihr  Leben, 
Überall  hätten  die  Etablissements  ftinf-  bis  sechsmal  den  Be* 
sitzer  gewechselt,  und  täglich  wären  Liquidationen  zu  ver- 
seichnen. 

Die  Regierung  hätte  für  kardierte  Wollgarne  den  Zoll 
um   TS**©   erhöht,    ihn    für  Baumwollgarne  dagegen  auf   nur 

^ft<*  0  festgesetzt.     Warum?  — 

^B  Natürlich  leugnete  M^line  nicht  den  Einflufs  des  Verlustes 
der  Reichslande  mit  seinen  1,7  Millionen  Spindeln  und 
30000  Webstühlen  und  deren  damalige  Konkurrenz,  Aber 
diese  Konkurrenz  träfe  doch  nicht  so  sehr  die  Garne,  als  die 
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Gewebe.     Ein    Brief  des    GeneralzoUdirektors    Ani^    an    de 
ersten  Vorsitzenden  der  Kommis&ion  Jules  Ferry  bewiese,  dl 
über  das  Elsafs  und  Belgien   aueb  englische  Ware  eingef 
werde.     England  babe  das  Elsafs  überriügelt.    Die  Kommission* 
hätte    darüber    genaue  Unterauchungen    angestellt    und    sogar 
die  Arbeiter  gehört 

Tirard  sage  nuiij  Frankreichs  Zölle  wären  höher  als  di« 
jedes  anderen  Landes.  Diese  Ansicht  sei  nicht  haltbar.  Italien 
[jätte  höhere  Abgaben^  zum  Teil  auch  Deutschland,  Die  vor- 
geschlagenen Zölle  öeien  iiufserdera  doch  nur  General tarifzöUe, 
die  als  Kampfmittel  für  die  Vertrags  Verhandlungen  dienen 
sollten* 

M^line  besprach  sodann  die  Wirkiingen  der  Politik  ran 
1860.  Seit  1870  wäre  die  französische  Steuerlast  um  750  Mill.  fn 
gewachsen,  wenn  auch  in  letzter  Zeit  Erleichterungen  ein- 
traten* Die  französische  Schuld  wäre  auf  26  Milliarden  ge* 
stiegea.  Elogland  habe  während  derselben  Zeit  seine  Steuern. 
welche  Arbeit  und  Produktion  träfen,  um  750  Millionen  herab- 
gesetzt. Also  wäre  Frankreichs  Lage  Etigland  gegenüber  zu 
beklagen.  Ebenso  sei  es  mit  den  anderen  Staaten.  Die  Kon- 
sum tionasteuern  betrügen  pro  Kopf:  in  der  Schweiz  0,35  fr.» 
in  Deutschland  6  fr.,  in  Österreich-Ungarn  9  fr.,  in  Belgi« 
9  fr.j  aber  in  Frankreich  26  fi\  (Die  Aufzählung  der  direkte 
Steuern  unterliels  Möline.) 

M^line  warf  vorübergehend  einen  Blick  auf  die  Eisenbah 
politik.    Die  Entwicklung  der  Industrie  durch  die  Verbeasc 
der  Kommunikationsmittel  sei  ja  nicht  zu  leugnen.    Aber 
Monopol  der  grofsen  Gesellschaften  mache  den  Vorteil  wied« 
xu  niehte. 

Dann   gab   der  Redner   eine  Kritik   der  Verhältnisse  de 
Aufsen  band  eis.     Von  der  Freihandelspolitik  hätte  nur  Engla 
einen  Vorteil    gehabt;    sein   Ausfuhrhandel    hätte   sich   eoor 
gesteigert     Ebenso   sei    es   mit  Amerika.     Dieses   liefere   d« 
Beweis,  dafs  der  Satz:    „Ein  protektionistisehes  Volk  befind« 
sich    in    der  Unmöglichkeit   zu   exportieren/    grundfalsch   isl 
Auch  Spanien,  Italien,  Österreich  ur.d  Deutschland  hätten  ihr 
Tarife   jerhöht;    Frankreich    müsse    sich    dem    anpassen,    wi 
eonst  die  gesamte  Ausfuhr  Englands  nach  Frankreich  ström« 
Und    das    sei    in   der   Zeit   der  Krisis   gefährlich*     Der   Pi 
duktionsüberscbufs   der  Baum wollenindus tri c   rühre  vom  Aus 
land  her.     Ebenso    wäre   die  Juteeinfuhr    von    305000  kg  im' 
Jahre  1875   auf  2696000   kg   im  Jahre  1879   gestiegen.     Re- 
pressalien   habe    die    Ausfuhrindustrie    durch    Zollerhöhungen 
nicht  zu  beflirchten,  weil  die  übrigen  Staaten  doch  selbst  zur 
Schutzaollpolitik   zurückgekehrt  seien    und   Frankreich    einen 
gleichen  Schritt  unmöglich  übelnehmen  könnten,  während  das 
dem  Freihandel  treue  England  an  solche  Mafsregeln  gar  nicht 
denke.     Im  übrigen  dürfe  man  den  Aufsenhandel   auch   nicht 
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^enuber  dem  Verbrauch  des  Inlandes  llberscliätzen.  Den 
aeren  Markt  dem  Absatz  im  Auslande  zu  opfern,  wäre  eine 
grofse  Thorheit. 

Die  Politik  Napoleons  hätte  ja  auch  mit  der  Öffnung  des 
englischen  Marktes  unbestreitbare  Vorteile  gebracht;  aber  nur 
der  persönliche  Wille  des  Monarchen  und  der  Einflufs  weniger 
Leute  hätten  das  Vertragssystem  und  den  Konventionaltarif 
geschaffen.  Eine  Kontrolle  durch  die  öffentliche  Meinung 
hätte  nicht  stattgefunden.  Welche  Irrtümer  wären  dadurch 
ermöglicht  worden!  So  wäre  es  gekommen,  dafs  einzelnen 
Indtiatricen  das  Lebenslicht  ausgeblasen  wäre,  mn  daflir  andere 
aufblühen  zu  laasen.  Die  Art  des  Vertragschliefeens  allein 
begründe  schon  eine  eingehende  ReTision,  Durch  die  Er- 
niedrigung der  Zollschranken  hätte  sich  ja  im  allgemeinen  die 
Produktion  gehoben.  Aber  die  steigende  Fabrikateiufuhr  be- 
drohe sie  wieder.  Die  Arbeitsgelegenheit  vermindere  sich 
mehr  und  mehr.  Man  sähe  die  Gefahr  deutlich,  wenn  man 
das  Verhältnis  der  Einfuhr  zur  Ausfuhr  vor  und  nach  1860 
betrachte.  Damals  sei  die  Handelsbilanz  mit  dem  Überragen 
der  Ausfuhr  gUnstig  gewesen,  jetzt  sei  sie  ungünstig,  Be- 
aouders  träte  dies  in  der  Textilindustrie  hervor,  Solche  Über- 
achttsae  der  Einfuhr  hielt  M^line  für  direkte  Verluste,  und 
nichts  wie  die  Freihändler  lehrten,  für  einen  Gewinn,  Wenn 
das  Verhältnis  sich  so  weiter  entwickelte,  kijnute  der  im 
Konkurrenzkampf  stehende  Fabrikant  nur  noch  zu  einem 
Mittel  seine  Zuflucht  nehmen^  zur  Herabsetzung  der  Löhne. 
Was  nützte  dem  Arbeiter  dann  die  Billigkeit  des  Lebens- 
uoterhaltSf    wenn    er  auch  seine  Einnahmen  vermindert  sähe? 

Wie  man  Frankreich  vor  einiger  Zeit  vorgespiegelt  hätte, 
CS  wUrc  die  erste  Mitititrmacht  der  Welt,  so  wolle  man  jetzt 
das  wirtschaftliche  Wohlergehen  durch  Reden  beweisen.  Die 
Kommission  aber  hulte  es  ftir  ihre  Pflicht,  diesem  Bestreben 
ff<^nüber  alle  Schwierigkeiten  der  wirtschaftlichen  Lage  ans 
Licht  zu  ziehen.  — 

Dem  nachfolgenden  Redner,  Guyot  (republik.  Union), 
wollte  das  düstere  Bild,  welches  M^line  von  dem  Niedergang 
der  Industrie  gezeichnet  hatte,  nicht  recht  etnleuchten,  zumal 
die  Kommission  sich  filr  die  Beibehaltung  der  Handelsverträge 
ausges prochen  hatte.  Gnyots  Besorgnis,  dafs  die  Schutzzöllner 
aus  dem  neuen  Tarif  doch  einen  autonomen  macheu  wollten, 
war  jedenfalls  nicht  unberechtigt*  Er  betonte:  „Das  Regime 
de«  autonomen  Tarifs  würde  ein  tätlicher  Streich  fUr  unsere 
Aasführindustrie  sein,  welche  wir  doch  um  jeden  Preis  gegen 
iHre  Feinde  retten  wolleri".  Er  spottete  dann  über  das  Ver- 
fahren, welches  in  Frankreich  seit  längerer  Zeit  im  Punkte 
der  Handelspolitik  beobachtet  würde.  Die  Industrieen  schrieen 
systematisch  und  unaufhörlich  nach  Schutzzöllen.  Enquete 
auf  Enqaete  werde  unternommen:  „Die  Protektionisten  lieben 
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die  £oi|ueteii  setr,  zumal  die  parlamentarischen;  die  ÜDcleii 
darin  die  Gelegenheit,  ihre  ewigen  Schmerzen  zu  verbreiten"** 

Die  Kommission   hätte    sich  mit  einer  Erhöhung  des  Konven- 
tionaltarifs  {\Xr  den   Generaltarif  im   ganzen,   wie   es   die  R 
gierung  wollte,  begnügen  können,     Sie  hätte  auch  nicht  blol 
die  lautesten  Schreier,   die  Grofsindustri eilen,  berücksichtigi 
aollen,  —  Und   was  sollte  sie  nicht  alles  in  ihr  systematiach 
Gebäude  hineinziehen  1     ^Die  Spinnereien ,   die  Kohlengrube 
die  Metall  fabriken  erklären  jedem,  der  es  hören  will,  dafs  si 
ohne  Schutz  nicht  leben  können^  und  leihen  sich  wechselsei 
und   bruderlich  Unterstützung  in   ihren  Forderungen;    das  i 
ein   Pakt   für   die  Verteuerung   des   Lebens!"    rief  Gujot  ia- 
mitten  seiner  Scherze  zornig  aus. 

Die  Kommission  wolle  vor  allem  die  Baumwollenindustrti 
schützen.     Aber   der   heutige   Schutz   genüge.     Sonst   werdei 
wiederum  die  Rohstoflfo  flir  die  Weberei^  Färberei,  Drucker 
verteuert,     Dafs    die    Kommission     und    zumal     Herr    IVWlin 
überhaupt  alle  Elemente   des  Koetenpreises  erkennen  könneni 
sei    unmöglich:    „Wieviel   sind  die  Bauten  wert?     Die  Ziegel,' 
das   Holz*    das   Eisen?    wieviel   das   Gas?    die  Arbeitskraft' 
Wie  hoch  die  Steuern?  Welches  ist  der  Wert  der  Maschinen 
u,  8,  w.  Wieviel  kosten  Bauten  in  Frankreich  und  jenseits  d 
Ärmelkanals?     Als    wenn   es   möglich   wäre,   auch    nur  ein 
mittleren  Anschlag  bei  einer  solchen  Materie  zu  finden", 

Die  Not  der  Hauptschreier  rücke  für  ihn  durch  ein 
hübsches  Ereignis  in  ein  besonderes  Licht :  „In  Essones  hat 
Herr  Feray,  welcher  die  Spinnerei  im  Tode  liegen  sieht,  soeben 
eine  Fabrik  bauen  lassen,  welche  ein  wahrer  Palast  ist**. 

„Die  Nationen,  welche,  wie  die  Schweiz,  Deutschland, 
Belgien,  Tarife  im  allgemeinen  Interesse  der  Baum  Wollindustrie 
und  nicht  allein  in  dem  der  Spinnerei  geschaffen  haben,  haben 
Sorge  getragen,  die  Weberei,  weil  sie  dreimal  mehr  Arbeiter, 
als  die  Spinnerei  beschäftigt,  zu  begünstigen  und  sie  dieser 
nicht  aufzuopfern  .....  Dafs  der  Zoll  proportional  ist,  will 
ich  gern   zulassen;   aber  dafs   er  progressiv  ist!     Das  ist  ein 

wenig radikal !    Sie  ruinieren  die  Exportwebereien  znm 

Vorteil  der  Spinnereien!  Das  ist  die  Wahrheit!"  —  Die 
Wöberei  hätte  die  Einfuhr  von  Garnen  unbedingt  nötig.  Eine 
Überschwemmung  durch  ausländische  Fabrikate  sei  aber  nicht 
zu  befürchten. 

Die  eingetretene  Krisis  leugnete  ßuyot  durchaus  nicht: 
^Das  ist  das  Würfelspiel  des  Handels,  Alle  Industrieen  leiden 
in  diesem  Augenblick,  und  die  Baumwolle  hat  noch  die  wenigsten 
aufser  Thätigkeit  gesetzten  Spindeln-  Die  Wolle  hat  deren 
9'*;o,  Hanf  und  Lein  6°(i,  Seidenabtälle  27  ^o  und  Baumwolle 
S'/a**/«**.  Frankreich  leide  aufscrdem  nicht  allein,  sondern 
alle  Nationen  ständen  unter  dem  Druck  der  Krisis, 
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In  Bezug  auf  die  Lebensmittel  sei  die  Kommissioia  liberaler 
gewesen«  Warum  aber  einen  Zoll  auf  Hafer  und  Mais?  Wenn 
man  die  Sendungen  Araerikas  in  Hafer  und  Mais  fürchte,  so 
gilbe  es  als  Gegenmittel  nur  die  rationellere,  auf  gröfserer 
Grundlage  betriebene  Bewirtschaftung  des  Landes*  Ebenso 
sei  es  mit  der  Viehzucht  Aufserdem  hätten  sich  die  Fleisch- 
preise  im  allgemeinen  seit  18  Jahren  um  25 ^'/o  gehoben,  weil 
das  reicher  gewordene  Land  mehr  Fleisch  verzehrte.  —  Der 
SchutÄZoll  für  eine  Indusirie  schädige  immer  die  andere.  So 
benachteilige  die  Maschinen  Verteuerung  zumal  die  Landwirt* 
scbaft,  obwohl  man  sie  zu  ködern  suche:  „Tretet  ein  in  das 
grofse  Komplott  für  die  Verteuerung  des  Lebens !" 

Sehr  scharf  geifselte  Guyot  das  System  der  Ausgleichs- 
abgaben:  ^Was  diese  moderne  Erfindung  anbetrifft,  die  man 
kompensatorische  Zölle  nennt,  so  möchte  ich  nicht  davon  reden, 
«ie  sind  nur  der  versteckte  Schutzzoll,  es  ist  unnötig,  über  sie 
eine  besondere  Geschichte  zu  achreiben". 

Wie  M^line,  wies  auch  er  auf  die  sociale  Seite  der  Frage 
bin,  kam  aber  zu  dem  entgegengesetzten  Schlufs.  Das  Schut«- 
zollsystem  verringere  die  Produktion,  verringere  die  Ausfulir 
und  durch  die  Verteuerung  aller  Waren  auch  die  innere  Kon- 
sumtion. Dadurch  leide  der  Arbeiter  und  sähe  bei  dem 
Masaenangebot  von  Händen  zugleich  noch  seinen  Lohn 
verkürzt 

Die  Arbeiter  von  Lyon  hätten  das  wohl  begriffen  und  in 
einer  von  8000  Menschen  besuchten  Versammlung  gegen  da« 
Schutzzollsystem  Verwahrung  eingelegt     Man  suche  aber  ge- 

Irade  die  Arbeiter  in  das  protektionistische  Lager  zu  ziehen. 
iiZu  versprechen'*,  rief  Guyot  aus,  „wenn  man  tast  sicher  ist^ 
«eine  Versprechungen  nicht  auafiihren  zu  können^  ist  im 
Punkte  der  Arbeitslöhne  ein  furchtbar  gefährliches  Spiel,  das 
man  nicht  spielt,  wenn  man  sich  nicht  dem  aussetzen  will, 
sein  Land  aufs  tiefste  zu  beunruhigen". 

Der  leitende  Grundsatz  im  Steuersystem  müsse  das  Wort 
J,  B.  Says  bleiben:  ^Die  Steuer  zahle  man  nur  dem  Staate!" 
Frankreich  habe  zudem  bereits  die  höchsten  Zölle.    Man  zahle 
Äuf  den  Kopf:    in  England ,     ,     ,     .     nichts; 
in  Italien     .     ,     .     .     3,14  fr. 
:  in  Deutschland     .     .    3/24  fr. 

in  Belgien  .     *     .     *     3,33  fr, 
in  Rufsland     •     .     .     2.50  fr. 
in  (Österreich  .     .     .     0,70  fr, 
[  in  Frankreich.     .     .     5,66  fr. 

•  Guyot   flehte  deshalb  die  Kammer  an,  „nicht  eine  unver- 

•tiliidige  Hand  über  diesem  komplizierten,  schlecht  gekannten 
Organismus,  der  das  ökonomische  Leben  eines  Volkes  hervor- 
ruft, walten  zu  lassen  und  sich  nicht  der  Gefahr  auszusetzen, 
darin  unter  dem  Voru^and  problematischer  Verbesserungen  eine 
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yielleicht   unheilbare,    sicher   aber  furchtbare  Verwirrung 
zurichten.    Ftiruhten  Sie,  später  zu  lernen,  dann  zu  spät,  dAÜi^ 
Sie   in  dem  Glauben,   den  allgemeinen  Interessen  de^j  Landes 
zu  dienen,  nur  Sonderinteressen  gedient  haben!**   — 

Welches  aber  waren  diese  Interessen?  Guyot  hatte  auch 
die  Forderungen  und  die  durch  die  Kommission  erfüllten 
Wünsche  der  Landwirtschaft  bei  seiner  Anklage  im  Äuge. 
Aber  er  täuschte  sich  darin  ^  dafs  er  die«e  zufriedengestellt 
glaubte.  Wie  ihm  der  Tarif  zu  sehutzzöllnerisch ,  «o  war 
dem  folgenden  Redner,  dem  Agrarier  de  Kerj  ^gu  (Rechte), : 
liberal. 

Schon  die  ersten  Worte:  „Die  Alten  bekränzten  ihr  Opfa 
bevor  sie  es  schlachteten,  mit  Blumen,  um  es  der  Gotthetj 
woMgefälliger  zu  machen",  deuteten  auf  den  Grundton  seine 
Ausführungen.  Er  hi*:4t  die  Landwirtschaft  durch  die  Vert 
tarife  trotz  aller  schönen  Reden  fUr  aufgeopfert  „Was  giei 
68  schlagenderes  gegen  die  Verträge,  und  welche  Beredsamke 
könnte  die  der  statistischen  Zahlen  umstürzen,  welche  mit  de 
Brutalität  der  Thatsachen  die  ruchlose,  verderbliche  Lehr 
von  den  Handelsverträgen  verdammen?" 

Die  zwei  schlechten  Ernten  bedeuten  dem  gegenüber 
nichts.  Die  Verarmung  des  Landes  wachse  proportional 
dem  Anwachsjen  der  Einfuhr  von  RohstoflFen  und  Fabrikaten^ 
welche  die  Landwirtschaft  und  die  ihre  Produkte  verarbeiten* 
den  Industrieen  zu  Grunde  richtete.  Das  bewiese  auch  die 
Bteigende  Auswanderung,  Besonders  geftlhrlich  seien  die 
amerikanischen  Importe:  diese  „Einfuhren  von  bearbeite ten^ 
ländlichen  und  anderen  Produkten  werden  eine  unermefslicht 
Lava,  welche  uns  ersticken  wird^  wenn  wir  ihr  nicht  den  Weg 
versperren'*.  Im  Jahre  1869  hätten  die  Sendungen  Amerika« 
174  Mill.  fr.,  1878  schon  487  MilL  fr.  betragen.  Ebcnsa 
wüchse  die  Einfuhr  von  Belgien,  Deutschland,  Italien  und 
Spanien.  Am  bedrohlichsten  für  die  Landwirtschaft  seien 
aber  Amerika,  Rufsland,  Indien  und  Ungarn. 

Meline  und  der  Minister  TirartI  kamen  in  de  Rerj^us 
Rede  schlecht  weg.  M^line  mufste  es  sich  gefallen  lassen^  ein 
^ freihändlerisches  Halbblut"  genannt  zu  werden. 

De  Kerj^gu  verlangte  die  volle  Aufgabe  der  Vertrag»- 
politik.  Ein  autonomer  General tarif  mit  einem  recht  hohen 
Minimum  war  ihm  das  zu  erstrebende  Ziel,  „Der  Freihandel 
ist  kein  Grundgesetz,  sondern  ein  Hilfaraittel  einiger  bis  zum 
Cynismus  verwegenen  Spekulanten", 

Die  Kriegskosten  des  deutschen  Krieges  könne  Frankreich 
nur  dann  wieder  einbringen,  wenn  es  beständig  „verkaufe". 
Die  englische  Regierung  handle  stets  nach  den  Interessen  ihres 
Landes,  die  französische  nach  Doktrinen.  England,  dem  jetit 
der  Freihandel  vorteilhaft  sei,  würde  auch  einmal  zum  Schutz 
EoU  übergehen.    „Ja,  Industrielle,"  rief  de  Kerjegu  diesen  Äum 
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ilnik  ÄU,  „wir  wollen,  dafs  ihr  geschützt  seid,  wir  wünschen 
eil  wir  euch  brauchen :   aber  auch  ihr  könnt  nichts  ohne 
una  thun,  und  nun  bezahlt  uns  die  Reciprocität!**   — 

Der  extreme  Freihändler  Öourigues  (repubÜk.  Union) 
folgte  dem  extremen  SchutzzöUner,  Er  entwickelte  in  durch- 
auB  lehrhafter  Weise  mit  Beispii^en  von  Peter  und  Paul  und 
A  und  B  die  Ideen  des  Freihandels  und  seinem  Dienst  für 
den  National reiehtum.  Ein  zeitweiliger  Schutz  sei  höchstens 
ein  modus  vivendi;  das  Ziel  sei  die  Freiheit 

Ebentalls  in  mehr  theoretiaierender  Weise,  doch  im  Sinne 

M^Unes,  legte  der  Schutzzöllner  Gaud  i  n  (Bonapartiat,  appel  au 

peuplej    die    Lehre    von    den    droits    compensateurs    dar    und 

kritisierte  einzelne,  seiner  Meinung  nach  sich  widersprechende 

Ausspruche  von  Freihändlern  in  der  Kammer  und  sonst  in  der 

ytÖffentltehkeit.    Seine  Rede  fand  nur  wegen  der  humoristischen 

^LA^rt   seines  Vortrags   einige   Aufmerksamkeit.      80   begann    er 

^Hleine   Angriffe  auf  Tirard   unter   der  Heiterkeit   der  Kammer 

^^■nit   den  Worten:    „Wir   kommen  auf  unsere  Hammel  zurück, 

Upder  vielmehr  die  des  Herrn  Ministers".    Gegenüber  der  Auf* 

fassung  Quyots   in   der  Arbeiterfrage    verlas   er    eine  Petition 

▼on   anderen    Arbeitern    Lyons ^    die    sich   für   den    Schutzzoll 

ausgesprochen  hatten.    Und  wenn  auch  die  Not  wirklich  noch 

nicht  so   grofs   wäre,    schlofs   er^   die  Anzeichen  des  Sturmes 

^en  vorhanden.     „Regieren  hcifst  vorhersehen," 

Von  gröfserer  Wichtigkeit  waren  die  Ausführungen  von 
Pascal  Duprat  (Linke).  Es  handle  sich  um  zwei  Projekte, 
von  denen  das  erstere,  die  Vorlage  Teisserenc  de  Borts  ihn 
zwar   nicht  ganz    befriedige,    das  aber  doch  durch  seine  aus- 

■esprochene  Stellungnahme  gegen  jede  ükonomfsche  Reaktion 
cn  Vorzug  verdiene.  In  dem  anderen  Projekte  treten  die 
achutzzötlnerischen  Bestrebungen  allzu  deutlich  hervor,  wenn 
die8  auch  Jlalozieux  zu  verschleiern  suche.  Möüne  sei  die 
Citadelle  des  Protektionismus  in  der  Kammer;  er  sei  kein 
fireihändlerisches  Halbblut ,  sondern  ein  Schutzzöllner  reinster 
Rasse.  Pascal  Duprat  ging  dann  auf  die  Ursprünge  des  Pru- 
tektionisraus  ein,  für  den  vor  allem  Thiers  sein  Leben  lang 
gektoipft  habe.  Schon  im  Anfting  habe  man  versucht^  die 
Arbeiter  auf  seine  Seite  zu  ziehen,  aber  die  kaiserliche  Politik 
hätte  den  Treibereien  ein  Ende  gemacht.  Die  Form  dieses 
Eingreifens  Napoleons  wäre  ja  zu  tadeln,  aber  die  Folgen 
wären  höchst  segensreich  gewesen.  Das  bewiese  die  Höhe  der 
Löhne,  die  Entwicklungsstufe  der  Industrie. 

Über  den  Ruin  klagten  jetzt  besonders  die  Baumwollen- 
iodustrie ,  ferner  die  Metall-  und  die  Kohlenindnetrie.  Aber 
Bbei  allem  seien  doch  nur  vorübergehende  Leiden  infolge  der 
^Krisis  zu  konstatieren.  Das  ginge  aus  der  Höhe  der  verteilten 
Hpividenden  hervor.  Die  Arbeiterbevölkerung  liege  jeder 
^"Partei  am  Herzen;  aber  die  Höhe  ihrer  Löhne  hänge  gar  nicht 
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vom   Zr>t!   ab.     Angebot   und   Nachfrage   der  Arbeiter  aelbdt 
bestimmten  diese. 

Die  Resultate  der  geplanten  Taril'erliöhungen  lassen  sich 
nach  Pascal  Duprat  dahin  zusammenfassen:  L  Verträge  sind 
nach  der  Annahme  derselben  kaum  oder  gar  nicht  mehr  mög- 
Hch^  2.  die  Ausfuhr  wird  geopfert;  3,  alle  Lebensmittel  und 
in  der  Folge  alle  Produkte  werden  verteuert.  Damit  würde 
die  Produktion  und  die  Konsumtion  zugleich  getroffen.  Das 
schlimmste  aber  sei  der  Charakter  des  neuen  Tarifs  als  einei 
Klassenprivilegs*  Damit  würde  die  Kepuhlik  untergraben. 
^Man  darf  niemals  Vorrechte  in  den  Gesetzen  einer  Republik 
bestehen  lassen,  wenn  man  sich  in  der  Zukunft  nicht  schreck- 
lichen Versehen  aussetzen  will.*^ 

Die  Konmiissionsbesehlüsse  würden  ferner  doch  ein  salt- 
sames Schauspiel  für  Europa  abgeben.  Man  hätte  im  ver- 
gangenen Jahr  3500  MilL  fr.  für  Eisenbahnen,  1000  Milh  fr. 
Sir  Kanäle,  500  MilL  fr.  für  Hatenbauten  bewilligt  Ü' 
würden  die  Transportmittel  verbessert  und  vermehrt^  die  Bei 
durchstochen;  die  Meere  näherten  sieh.  Und  nun  wolle  Frant* 
reich  wieder  ^Hindernisse,  Banneren,  Dämme  errichten  .  .  * 
gegen  diese  wunderbare  Bewegung,  welche  die  modeniea 
Gesellschaften  zum  zukünftigen  Glücke  fortreifst  ,  ,  ,  .  .  Da« 
ist  unmöglicli !  Die  Intetiigenz  und  die  Vaterlandsliebe  der 
Versammlung  werden  es  nicht  zulassen  P   — 

Gegen  die  Dupratsche  Rede  traten  nach  einander  drei 
Agrarier  auf  die  Tribüne^  um  die  Notlage  der  Landwirtschaft 
eindringlich  zu  betonen. 

G  ui  c  har  d  (Linke)  entwickelte,  dals  es  sich  vor  allem  darum 
handle,  die  Arbeit  des  Teiles  der  Bevölkerung  zu  schützen, 
der  Frankreich  verteidige  und  nähre,  der  den  Hauptbestandteil 
der  Nation  bilde:  „Es  ist  unmöglich,  dafs  Sie  die  Bauern  ver- 
dammen, teuer  zu  kaufen  und  billig  zu  verkaufen''.  Durch 
die  Kolonisation  Algiers  würde  ihnen  persönlich  doch  nicht 
geholfen,  sondern  nur  noch  eine  neue  Konkurrenz  geschaffen. 

In  etwas  gemäfsigterem  Sinne  äufserte  sich  der  Graf  da 
Roys  (Linke).  Merline  wolle  die  nationale  Arbeit  schützen,  thue 
dies  aber  nicht  vollkommen.  Der  Staat  hätte  absolut  eio  Recht, 
die  fremden  Produkte  zu  belasten,  wetl  er  durch  Hafenbauten, 
Eisenbahnen  und  andere  Dienste  den  Importen  eine  wichtige 
Gegenleistung  bii-^e. 

De  Roys  war  im  Gegensatz  zu  seinen  Standesgenossen 
der  Meinung,  dafs  in  der  Zukunft  der  Freihandel  vielleicht 
fliegen  werde.  Vor  der  Hand  sei  er  aber  nicht  möglich.  Wenn 
man  jetzt  nun  dit*  Industrie  schütze^  dürfe  man  die  20  Mil* 
lionen  Hände  der  Landwirtschaft  nicht  vernachlässigen. 
Die  Portierungen  des  Bundes  der  Landwirte,  welcher  in 
seiner  Mehrheit  aus  kleinen  Besitzern  bestände,  wären  sehr 
mäfsig. 
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Der  Wert  des  Getreidelandes  hätte  sich  vermindert;  der 
Getreidehandel  aei  in  den  Händen  der  Spekulation  ^  die  zu 
unterdrücken  besser  als  jeder  Zolltarif  wäre.  Zu  empfehlen 
sei  statt  dessen  auch  eine  Erhöhung  der  Eisenbahntarife  für 
das  Ausland.  Vor  allem  müfsten  die  Privilegien  verschwinden. 
Entweder  Schutz  für  Alle  oder  Handelsfreiheit!  Aber  nur 
eine  Produktion  zu  schützen,  sei  unsttitthaft. 

Schärfer  für  die  Schutzzollbewegung  trat  der  Abgeordnete 
des  Kotours  (Monarchist)  ein.  Er  verlangte  einen  autonomen 
Tarif j  wie  ihn  Amerika  habe,  das  mit  seinen  hohen  Zöllen 
sehr  zufrieden  lebe.  Man  dürfe  nicht  durch  die  Meistbegüns- 
tigungsiklausel  dasselbe  wirtschaftÜch  stärkeren  Staaten  ge- 
währen, was  man  scliwächeren  vielleicht  einräume,  und  dürfe 
nicht  dadurch  den  Generaltarif  zu  einem  platonischen  machen,  — 

Hierauf  vertagte  der  Karamerpräsiaent  die  Verhandlungen 
auf  einige  Zeit.  Während  der  Pause  übergab  der  Handels- 
und Landwirtschaftsministör  T  i  r  a  r  d  dem  Bureau  einen  neuen 
Tarif,  welcher  im  wesentlichen  mit  dem  Werke  Teisserenc  de 
Boris  übereinstimmte.  Er  Jeutete  damit  an,,  dafs  die  Regierung 
auf  ihrem  Willen  bestände  und  sich  der  Arbeit  der  Kommission 
energisch  entgegenstellte.  Nur  in  Äufserlichkeiteu,  wie  der 
Numerierung  der  Tarifpositionen  und  der  Zusammenrechnung 
der  Zollbeträge  mit  den  24"  o  Erhöhungen,  gab  die  Regierung 
nach.  Am  14.  Februar  1880  begaunen  wiederum  die  Be- 
ratungen. 

Der  Abgeordnete  Keller  (klerikal,  Rechte)  fand  an  dem 
Kommissionstarif,  den  er  im  übrigen  verteiiligte,  zweierlei  aus- 
Busetzen:  L  den  unsicheren  Charakter  desselben^  da  er  zwei 
Betotimniungeu  eriÜllen  sollte,  nämlich  als  Generaltarif  für 
nichtmeistbegünstigto  St^iaten  zu  dienen  und  der  Ausgangspunkt 
fUr  neue  Vertragsverhandlungen  zu  werden;  2.  die  Aufopferung 
der  ländlichen  Produzenten ,  welche  doch  die  Hälfte  der  Be- 
völkerung ausmachten,  das  ganze  Land  ernährten  und  bei 
einer  Gesarotpraduktion  des  Landes  von  20—24  Milliarden 
deren  12  lieferten. 

Man  müsse  in  jedem  Falle  eine  Verständigung  zwischen 
Itiflustrie  und  Landwirtschaft  herstellen  ,  „um  eine  parlamen- 
tariDche  Mehrheit  zu  bilden,  die  in  Wahrheit  die  grofse  Mehr- 
Iieit  der  Interessen  des  Landes  vertreten  wird.^ 

Der  Lnxushandel  allein  verursache  nicht  den  Reichtum 
der  Nation,  wenn  er  auch  zu  schätzen  sei:  „Durch  seine  In- 
telligenzy  seinen  Geschmack,  seine  besondere  Veranlagung  hat 
«ich  Frankreich  in  der  ganzen  Welt  eine  Klientel  tür  seine 
Seidenwaren,  seine  Möbel,  seine  Schmucksachen,  seine  Moden 
geaehadfen,  welche  den  Luxus  aller  civilisierten  Länder  bilden**. 

Man  raüfste  jetzt  zwei  Thatsachen  Rechnung  tragen: 
1.  »der  Auflehnung  der  ganzen  Welt  gegen  da^  ökonomische 
System  von  1860**,  durch  das  auch  andere  Nationen,  „welche 


ßicil  durch  das  Beispiel  Frankreichs  haben  beeinflussen  lassen'' 
gelitten   hätten.     Der  Grund    liege   in  folgendem:    „Es  ist  ein 
elementarer  Grundsatz  in  der  pcdi tischen  Ökonomie,  dafs,  wenn 
ein   Land   aulserhalb   mehr  Produkte  kauft,    als   es   verkauf 
dieses  Land  verpflichtet  ist,  die  Differenz  in  Edelmetallen, 
Geld    zu    bezahlen;    es    erschöpft   so  seine  metallischen  Hilfi 
quellen j  und  im  Verlauf  kurzer  Zeit  sieht  es  sich  zum  Papie: 
geld  verurteilt,  welches  für  Handel  und  Industrie  das  Lästigste 
ist,  was  man  sich  vorstellen  kann"*     Deutschland,  Österreich' 
Ungarn,    Italien   und   die  Vereinigten  Staaten   hätten   deshall 
den    Freihandel    verlassen.     Selbst   die   englischen    Koloniei 
Kanada  und  Indien,  auch  China  folgten  diesem  Beispiel 
Produkte  dieser  Länder  bildeten  eine  furchtbare  Konkurreni 
Die  grofsen  Gewinne  der  Baumwollenindustrie,  wie  sie  Pasc^ 
Duprat  schildere,  beständen  nicht;  bald  würden  statt  der 
wtnne   überhaupt   nur  Verluste   zu   verzeichnen    sein.    Ebei 
sei   es   mit   der  Metallindustrie   und  besonders  der  Landwi 
Schaft. 

2.  Für  diese  sei,  wie  schon  angedeutet,  zweitens  zu  h 
rücksichtigen  die  grofse  Konkurrenz  Amerikas  und  Ranads 
bezüglich  des  Getreidebaueis  und  der  Viehzucht.  Zumal  il 
Rückgang  des  Silberwerts  seit  den  australisch-kalifornischi 
Goldfunden  hätte  dies  bewirkt. 

Der  Redner  bekämpfte  zum  Schlufs  die  Handelsver 
die  die  Lage  noch  verschlimmerten.  Dem  Bauer  müsse  f< 
Vaterland  erhalten  bleiben.  „Jetzt,  wo  ich  die  Deutschen,  d 
Irländer  ihr  Vaterland  verlassen  sehe,  um  ihr  Glück 
Amerika  zu  suchen ,  bin  ich  stolz  darauf,  die  Franzosen  troi 
der  wirtschaftlichen  Gesetze,  die  so  schlecht  ihre  Industri 
schützen,  dem  heimischen  Boden  treu  bleiben  und  ihn  weit 
bebauen  zu  sehen,  wie  ihn  ihre  Väter  bebaut  haben  •  ,  .  , 
Wir  wollen  Franzosen  bleiben,  und  deswegen  wollen  wir  eil 
Regierung,    die   eine   französische  Wirtschaftspolitik  betreibt 

Der  Vollblutfranzose  Keller  aus   dem  Elsafs   erzielte 
diesen  seinen  Schlulsworten  lebhaften  Beifall.  — 

Der  folgende  Redner,  Richard  Wa  d  d  i  n  g  t  o  n  ( lin  kesCentrum] 
ging  die  einzelnen  Produktionszweige  durch.     Die  Agrarkrisi 
sei    eine   westeuropäische.     Auch  England   sei   davon  bedrohe 
Seine    ländlichen    Arbeiter    wären    zur    Auswanderung    nacl 
Australien ,    Kanada   oder   der   Kapkolonie   gezwungen.     Ab 
diese    Leute    blieben    doch    Engländer  und    entwickelten    d 
englischen  Handeb     Der  französische  Bauer   könne   nur  na 
Algier  auswandern.    Die  Landwirtschaft  hätte  von  den  Handel 
vertragen   bisher   nur    den  Vorteil  gehabt^  dafs  ihre  Produk 
nicht  in  die  Konventionaltarife  aufgenommen  wären,  also  doch 
immer  auf  einen  Zollschutz  hoff"en  konnten. 

Die  Industrie  leide  durch  England    und  Amerika.     Beide 
Länder  hätten  ihre  Maschinen  verbessert;  beide  Länder  hätten 
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billigere  und  bessere  Rohstoffe,  teils  Kohle  und  Eiaenj  teils  Natur- 
produkte*, in  beiden  Ländern  seien  Kapitalien  leichter  zu  haben, 
*  als  in  Frankreich- 
Auf  die  Handelsbilanz  ging  Waddington  nicht  ein,  weil 
ihm  die  Zahlen  des  Zollamtes  wegen  der  durch  die  drawbacks, 
die  Prämien  und  anderes  geschaffenen  Lücken  kein  richtiges 
Bild  gaben. 

Es  käme  auf  die  Lage  der  Produktion  an.  Frankreich 
müsse  durchaus  sein  Handwerkszeug,  seine  Maschinen,  auf  die 
Höhe  des  Auslands  bringen.  Zumal  die  Seiden industrie  be- 
nütze in  zu  hohem  Grade  veraltete  Apparate, 

Auch  der  Arbeiter  sei  am  Schutzzoll  interessiert*  Er  sei 
nicht  blüfs  der  Konsument,  welcher  billige  Nahrung  und  Klei- 
dung beanspruche,  er  brauche  Arbeit. 

„Wir  haben/  schlofs   Waddington,    „zalilreiche   Reformen 
EU  erfüllen;  wir  haben  zahlreiche  fortschrittliche  Mafsregelo  zu 
treffen;  wir  haben  unser  Werkzeug  zu  verbessern^  zu  vervoll- 
sUlndtgen,  unsere  Kommunikationswege,  unsere  Kanäle»  unsere 
Häfen  und  unsere  Flüsse  auszubauen;  wir   haben    endlich   die 
grofse  Reform  unserer  Eiüenbahntarife  zu  unternehmen  und  zum 
Ziele  zu  führen.  —  Wir  haben  in  gewissem  ilafse  die  Steuern 
zu  verringern,  die  *  .  •  .  schwerer  auf  den  französischen  Steuer- 
zahlern lasten^  als  auf  den  anderen  Steuerzahlern  der  Welt.    Wir 
haben  .  .  •  .    die  Octroia  zu  unterdrücken   oder  wenigstens  zu 
vermindern."     Wenn  Frankreich  dann  für  den  internationalen 
Kampf  gewappnet  wäre,   könne   es  auch   einen   Schritt  weiter 
auf  aem  Wege  des  Freihandels  thun.     Aber  in  diesem  Augen- 
blicke   ^den    General tarif    in  den    Verhältnissen,    wie    es    die 
Regierung  will,  zu  ermilisigen,  unter  die  durch  die  Kommission 
festgeateckten  Grenzen  herabzusteigen*^,  wäre  sehr  verhängnis- 
voll. — 
^K         In  ganz  ähnlichem  Sinne  äufserte   sich   der   Abgeordnete 
^H|.  1 1  a  i n  -T  a  rg  ^  ( republ.  Union).  Einen  Pakt  zwischen  Industrie 
^^bnd   Landwirtschaft  zu  schliefsen,  sei  verkehrt,  man  müsse  alle 
^IPunkte  des  Zolltarifs  einzeln  betrachten  und  jeder  Produktion 
da»  ihrige  geben.     Erst  nach  den  grofsen,  geplanten  Keformen 
^^im  Eisenbahnwesen  könne  man  an  eine  freiere  Behandlungdenken. 
^HEs  sei  doch  sonderbar,  dafs  die  grofsen  (Kompagnien  die  Fracht 
^Hron    den    Seehäfen    aus    nach  abgestufter  Entfernung    billiger 
^Ivtelltenf  als  die  kürzeren    Reisen  im    Lande.     Das    mache   die 
Zölle  illusorisch.    Auch  die  staatliche  Unterstützung  der  Schiff- 
iahrtalinie  Bordeaux-Amerika  raube  einen  Teil  des  Zollscliutzcs. 
Jetzt  mtlsse  die  Devise  nicht  , Freiheit  des  Handels!*  sondern: 

K Freiheit  der  Arbeit^  aber  auch  Sicherheit  der  Arbeit!*  heifsen*  — 
Nach    einer   ganzen   Reihe   von    Schutzzöllnern    kam    mit 
läurice  Rouvier  (repubL  Union)  wieder  ein  überzeugter  Frei» 
ändler  zum  Wort,    der  die  Meinung    der    Minderheit  in    der 
Kommission  entwickelte.      Er    setzte  dem     sehr    bestreitbaren 
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Grundsatz  M<51inea:  ,Schtitz  der  nationalen  Arbeit!*  den  vor 
allem  in  einer  Demokj*atie  uiibeötreitbaren :  ^Man  soll  die 
Steuer  nur  dem  Staate  bezahlen !"  entgegen.  Dann  griff  er 
die  gewaltige  Agitation  der  Grofsindustri eilen  an,  die  der  Land* 
Wirtschaft  das  Phantom  des  Einfalls  der  amerikamschen  Pn 
dukte  vorgemalt  hätten,  was  ihnen  auch  angesichts  der  sehlechtei 
Ernten  der  letzten  zwei  Jaljre  gelungen  sei.  Tausende  von 
Petitionen,  alle  mit  derselben  Forderung  von  3  Fr.  Zoll  für 
Getreide  hätten  sie  veranlafst  Sonderbar  berühre  ihn  nur, 
dafs  Po uyer* Quertier  trotz  seiner  Agitationsreisen  und  seiner 
Schilderung  der  amerikanischen  Gefahr  für  die  Ziehung  eine« 
Kabels  zwischen  Frankreich  und  Amerika  wirkte,  wodurch 
doch  die  Spekulation  noch  erleichtert  werde* 

Die   Einfuhr  sei    überhaupt  kein    Unglllek:    „Wenn    m. 
Produkte  aus  dem  Auslande  bezieht,  so  leistet  man  sich  einei 
Dienst  dadurch»  dafs  man  die  Produkte,    die  auf  dem  eigen 
Boden  teurer  sind,  billiger  bezahlt*" 

Als  einen  General tarif,  der  durch  Verträge  noch  geändert' 
werden    könne,    liefs   sich    Kouvier    den    Tarif  noch  gefallen* 
Aber  man  beweise  ja   zahlenmäfsig,  dafs  Verträge   überhaupt 
vom  Übel  seien  \  man  wolle  also  einen  autonomen  Tarif;  di 
müsse  bekämpft  werden.     Schon    die    Abschaffung  der    \Xi 
Zölle  sei  ungerecht,  weil  die  specifischen  Abgaben  zu  hoch 
rechnet  wären. 

Die  Anhänger  M6lines  stützten  sich  auf  die  Kostenpreise, 
Die  Produktionskosten  aller  Fabrikate  zu  berechnen^  sei  aber 
die  Suche  nach  dem  Stein  der  Weisen. 

Rouvier  kritisierte  dann  die  agrarischen  Vorschläge,  Weizen 
und  Fleisch  habe  man  nicht  erhöht ,  dagegen  das  Brot  der 
Armen,  Hafer  und  Mais,  getroffen.  Ferner  hätte  man  Felle, 
Talg  und  Tierabftille  stärker  belastet.  Dadurch  stiegen  die 
Vieh*  und  weiter  auch  die  Fleischpreise. 

Die  Gegner  der  Handelsverträge  wendeten  sich  besonders 
gegen  die  Meistbegünstigung^  darunter  auch  71  g^en  10 
Handelskammern.  Aber  unter  den  10  freihändlerisehen  beßinden 
sieh  doch  die  wichtigsten:  Bordeaux,  Marseille,  Lyon,  Reims, 
Saint-Etienne»  Nancy.  Jetzt»  wo  das  Parlament  über  die  Ver- 
träge und  nicht  mehr  der  Wille  eines  Einzelnen  zu  entscheiden 
habe,  sei  von  der  Meistbegünstigungsklausel  nichts  zu  fürchten. 
Das  Parlament  werde  schon  über  die  Wahrung  der  Reciproci- 
tät  wachen. 

Die  Tabelle  der  Aus-  und  Einfuhr,  welche  allerdings  fiir 
eine  stärkere  Entwicklung  der  Einfuhr  zur  Zeit  der  Verträge 
zeuge^  müsse  man  durch  die  Zahlen  von  der  Bewegung  der 
Edflmetalle  ergänzen.  Von  1862—77  seien  4857  Hill  Fr,  an 
Edelmetallen  nach  Frankreich  gewandert.  Von  einer  un- 
günstigen Bilanz  sei  also  nicht  die  Rede.  Aufserdem  müsse 
man  nicht  allein  die  Werte  betracliten,    sondern  auch  das  G«- 
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wicht  vergleichen.     Die  WareBpreise  seien  seit  1860  bedeutend 
and  zum  Glück  für  den  Konsumenten  gesunken.     Die  Steige- 
rung des  Aufsenhandels,  die  M^^liue  leugnete ,    lasse    sich   aus 
dem  Gewicht  erkennen.    Danach  betrüge  die  Ein-  und  Ausfuhr: 
1862  fast   3     Mili  Tonnen 
1869  über  4 
1877  .     .    5,8      - 

Die  Angaben  über  die  Leiden  der  Kohlen-,  Metall-  und 
Textilindustrieen  seien  raafsloa  übertrieben,  wenn  auch  nicht 
ganz  zu  leugnen.  Einzelne  Fabriken  machten  fabelhafte  Ge- 
winne, 

Die  Not  der  Landwirtschaft  hätten  die  schlechte  Ernte  und 
die  Phyiloxera  verursacht.  Da  hätte  doch  die  Einfuhr  Amerikas 
zum  Wohle  des  Landes  eingreifen  müssen.  Die  Schutzzoll* 
bew^;ung  in  Deutschland  brauche  sich  Frankreich  noch  lange 
nicht  zum  Muster  zu  nehmen  oder  gar  zu  übertrumpfen-  Es 
gäbe  gar  keine  Analogie  zwischen  den  ökonomischen  Ein  rieh* 
tungen  eines  militäriscTien  Kaiserreichs  und  denen  einer  freien 
und  friedliehen  Republik. 

Die  Zölle  für  Baumwollgarne  betrügen  aber  tUr  Frankreich 
sogar  schon  nach  dem  Regierungsprojekt:     15 — 300  fr. 
für  Deutschland  nur    .     .     15—45     fr. 

fl    Österreich 15—50     fn 

„    Belgien 15—25     fr. 

„    Italien 18—60     fr. 

„    die  Schweiz   ,     ,     ,     .     4  u.  7       fr. 

FUr  Kohlen  verlangte  Frankreich  12  centa  auf  100  kg., 
Spanien  2  fr.  50  cent^,  aber  auf  1000  kg.  Die  anderen  Staaten, 
Deutschland,  England,  Oöterreich,  Italien  und  Rufsland  liefsen 
die  Kohle  frei* 

Die  Theorie  der  Handelsbilanz  soUte  doch  endlich  einmal 
verschwinden.  Ein  gute«  Beispiel,  welchem  ihre  Unhaltbarkeit 
nachweise^  fand  Rouvier  in  einem  Bericht  der  Handelskammer 
voa  Bordeaux: 

,Ein  Kaufmann  kauft  in  Bordeaux  f\lr  100000  fr.  Wein. 
Er  expediert  ihn  nach  La  Plata.  Was  macht  das  Zollamt? 
Es  schreibt  in  das  Kapitel  der  Ausfuhr  100000  fr.  Dieser 
Wein  wird  nach  La  Plata  hinübergesehafft,  mit  einem  Gewinn 
von  40000  fr.  verkauft,  und  der  Händler,  der  nicht  die  Ideen 
der  Schutzzöllner  über  die  Regelung  der  Ausfuhr  des  Geldes 
teilt,  .  .  .  was  macht  er?  Da  er  140000  fr.  von  La  Plata 
nach  Bordeaux  zurltkkehren  lassen  kann,  so  sucht  er  die 
Ware,  die  ihn  bezahlen  kann,  indem  sie  ihm  einen  neuen  Ge- 
winn verschafft:  La  Plata  produziert  Leder,  er  kauft  davon 
fiir  140000  fr.;  dann  läfst  er  es  nach  Bordeaux  kommen.  Er 
hat  eine  schlaue  Operation  gemacht;  nachdem  er  die  Kurse  in 
Bordeaux  befragt  tiat,  verkauft  er  es  für  180  000  fr.  Was 
wird  man  in   die  Tabelle  des  Zollamts  einschreiben?    In  der 


Kolonne  „Ausfukr'*  100  000  fr.,  und  io  der  Kolonne  ^Ei 
180000   fr.     Und    dann    werden    Herr   Keller,    Herr    M^lim 
Hf?rr    Waddingtoo    und    alle    Schüler    der    protektiamstrsch« 
Schule  schreien:  Wir  haben  80000  fr.  verloren." 

Die  Handelsbilanz  aller  Länder  sei  ungtinstig.  Man  mÜMe 
die  Totalität  der  Ein-  uud  Ausfuhr  betrachten.  Danach  sei 
die  Entwicklung  des  franzosischen  Aufsenhandels  auf  dem 
besten  Wege.  Zur  vollen  Beurteilung  der  Lage  mllsse  man 
auch  noch  anderes  zu  Rate  ziehen,  wie  den  Stand  der  Spa^ 
kassen,  den  Wert  von  Erbachaften,  die  Rentenkurse  und  der- 
gleichen. 

Der  Schutzzoll  würde  gar  nichta  bewirken.  Er  habe  nie 
einmal  Emflufs  auf  die  Lohnhöhe.  In  Amerika  z.  B.  sei 
die  Löhne  gesunken.  Der  Zoll  sei  eine  Steuer,  die  sich 
andereren  dadurch  unterscheide,  dafs  nicht  alles  in  die  Staa 
kasse  fliefse,  sondern  manches  in  die  Taschen  der  Produzent 
und  Fabrikanten,  „Es  handelt  sich  darum,  zu  wissen,  ob  un 
der  Republik,  in  einem  demokratischen  Regime,  e«  einen  T 
der  Bevölkerung  geben  soll,  der  Abgaben  von  dem  andcri 
erhebt.**  „In  einer  repuldikanischen  Demokratie  ist  kein  Raul 
für  eine  andere  Aristokratie^  als  die  des  Verdienstes,  d 
Talentes  und  der  sittlichen  Kraft;  aber  die  des  Namens  um 
des  Reichtums  giebt  es  nicht**  Die  Zölle  seien  nicht  nur  an 
demokratisch,  sondern  ein  wahrer  Anachronismus,  sie  seien  ei 
Steuer  auf  die  End eckungen  der  Wissenschaft  und  die  EH' 
Wicklung  der  Transporttechnik.  Man  könne  sie  leider  aus 
kaiischen  Rücksichten  nicht  ganz  abschaffen.  Daher  sei 
das  beste,  für  die  Regierungsvorlage  zu  stimmen,  um  nicl 
„einer  wirtschaftlichen  Reaktion  die  Hand  zu  leihen.**  — 

Der  grofsen  Rede  Rouviers  folgten  an  diesem  Tage  n 
noch  kürzere  Ausführungen  de  Tillancourts  (linkes  Centrum), 
der  den  M^lioeschen  Standpunkt  vertrat.  Nicht  die  Agitatio 
hätte  die  Lantlwirte  erregt ^  sondern  ihre  allzu  fuhlba 
Wunden,  Die  monarchistische  Reaktion  nehme  sich  jezt  f 
allein  der  Landbevölkerung  an.  „Lassen  Sie  nicht  den  Feind* 
unserer  Einrichtungen  das  Privileg,  das  Interesse  unse 
Ländereien  zu  verteidigen,  ein  wahrhaft  demokratisches  In 
rea&e;  und  unterwerien  Sie  alle  Industrieen  Frankreichs  einer 
einlieitlichen  Regel!'*  — 

Der  frühere  Vorsitzende  der  Liga  der  Handelsfreiheit 
Menier  (radikal),  obwohl  Industrieller  und  Landwirt,  trug  am 
nächsten  Tage  noch    einmal   die    freihändlerische   Lehre   vor 
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ander  verknüpft:    Die    Handelsfreiheit    ist    an    die   politisch« 


„Geben   wir  acht,  meine  Herren,  alle  Freiheiten  sind  mit  eitt^jUI 

politischen^ 

Freiheiten  gebunden.  Wenn  Sie  das  Einschreiten  de«  Staaiee 
in  die  Organisation  der  Arbeit  verlangen,  so  wissen  Sie  nicht, 
wo  der  StÄat  Halt  machen  wird!"  „Die  Protektion  ist  eine 
Form  des  Kommunismus/  — 
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Darauf  hielt  es  Mal  in  e,  der,  wenn  auch  nicht  dem  Namen 
nach,  so  doch  thatsächlich  als  Haupt  der  Kommission  auftrat, 
noch  einmal  fUr  nötig,  zur  Verteidigung  des  Tarifs  das  Wort 
SU  ergreifen.  Die  hochbedeutsame  Rede  Rouviers  hätte  nur 
noch  seine  Überzeugung  gefestigt;  doch  weise  er  die  Auf- 
fassung zurück,  dafs  die  Kommissionsmehrheit  den  Hinter- 
gedanken gehabt  hätte,  einen  definitiven  Tarif  zu  schalBTen. 
Er  erklärte  feierlich :  .Die  Kommission  .  .  .  hat  ...  in  Wirk- 
lichkeit einen  Maximaltarif,  d.  h.  einen  der  Reduktion  fkhigen 
Tarif  machen  wollen.^  Dieser  Tarif  sei  dem  der  R^ierung 
vorzuziehen.  ,Er  läfst  einen  Spielraum,  um  Verträge  abzu- 
«chlieüsen,  er  gestattet  Zollemieorigungen ;  der  Regierungstarif 
gestattet  dies  nicht,  weil  er  zu  niärig  ist.*' 

Die  Zölle  Amerikas,  Rufslands,  Spaniens  und  Portugals 
seien  in  Baumwollgarnen  viel  höher,  als  die  des  Entwurfs; 
die  der  anderen  Liänder,  Österreichs,  Deutschlands,  der  Schweiz 
und  Italiens  in  den  mittleren  und  geringeren  Nummern  den 
firanzösischen  entsprechend.  Diese  Länder  seien  aber  noch 
durch  die  gröfsere  Entfernung  von  England  und  die  Mehr- 
kosten des  Transports  vor  der  britischen  Fabrikation  geschützt 
Die  feineren  Nummern  nun  mttfsten  deshalb  in  Frankreich  be- 
sondere Berücksichtigung  erfahren,  weil  aufser  der  Schweiz 
England  allein  Frankreich  darin  Konkurrenz  bereite. 

Man  werfe  der  Kommission  vor,  die  Landwirtschaft  zurück- 
gesetzt zu  haben.  Das  hätte  nur  die  Opposition,  namentlich 
Rouvier,  verursacht.  Sollte  sich  nach  besseren  Ernten  die 
Lage  nicht  heben,  so  sei  auch  hier  eine  Zolländerung  unaus- 
bleiblich. 

Mäline  kam  dann  auf  die  Zahlen  der  Aus-  und  Einfuhr 
zurück.    Nach  Rouvier  wäre  die  Ausfuhr  dem  Gewichte  nach 

E stiegen.  Das  sei  seit  1860  in  der  That  der  Fall;  damals 
tte  sie  nur  2  Millionen  Tonnen  betragen;  aber  seit  1875 
wäre  wieder  ein  Rückgang  von  5V8  Mill.  Tonnen  auf  4^1  Mill. 
im  Jahre  1878  zu  verzeichnen.  Dem  gegenüber  wäre  die  Ein- 
fuhr in  ganz  anderen  Dimensionen  gewachsen  und  zwar  von 
8  Millionen  Tonnen  im  Jahre  1860  auf  16  Millionen  im  Jahre 
1879.  Das  System  Rouviers,  nach  der  Summe  von  Aus-  und 
Einfuhr  den  Wohlstand  zu  bemessen,  überstiege  seinen  Ver- 
stand. Auch  die  Edelmetalleinfuhr  hätte  Rouvier  nur  in  ihrer 
Summe  betrachet  In  Wirklichkeit  nehme  auch  die  Edelmetall- 
einfuhr ab. 

1874  hätte  sie  972  Mill.  fr.  betragen, 

1875.  ...  875    „       „ 

1876.  ...  804    „      „ 

1877.  ...  683    ,      „ 

1878.  ...  544    „       „ 

1879.  .    nur  339    „       „ 
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Man  führe  Immer  Eogland  als  Beispiel  i 
Protektionismus  an.     Dort  aber   habe   doch 

f>roportionaI  der  Einfuhr  entwickelt.     Wer 
ange  noch? 

Die  Zölle  seien  durohauä  kein  Anachronismus:  eine  falsche 
Ansicht  sei  es,    dafö   man   dieselben   einem   anderen,    als   den 


den  Irrttun  dea 

Ausfuhr   sich 

wisse  zudem,    wie 


nur   das   wieder   eiE 
zu   viel  gezahlt  hab 


Staat   entrichte*     Der   Produzent   nehme 

was    er   vorher   dem    Staat   an    Steuern 

Aulserdem    werde   durch    den    Schutz    die    Industrie    erhalt 

und  damit  für  die  Hauptmasse  der  Bevölkerung,  den  Arbeitef*J 

standj  gesorgt. 

In  England  habe  mau  wegen  der  Konkurrenz  die  Löhn« 
um  30—50%  herabsetzen  müssen.     In  Amerika  aber  seien  sil 
gestiegen.     Dort  zahle  man  die  höchsten  Löhne  der  Welt 
habe  die  billigsten  Lebensmittel. 

Wirtschaftliche  Fragen  dürfe  man  nicht  mit  politische 
vermengen»  Flir  eine  Demokratie  und  das  allgemeine  Stimii 
recht  sei  der  Freiliandel  in  keinem  Falle  eine  Notwendigkeit 
zumal  umgekehrt  das  feudale  und  aristokratische  England  da 
gelobte  Land  dea  Freihandels  sei.  Aber  eine  politist^he  Seite  de 
Frage  gäbe  es  doch:  eine  Demokratie  habe  die  Pflicht^  „im 
reiche  des  Möglichen  die  Löhne^  die  Arbeit  und  das  Wok 
ergehen  der  arbeitenden  Klassen  sicher  zu  stellen." 

Der  Minister  Tirard  übernahm  es  persönlich^  dem  Führ 
der  Kommisaion  zu  erwidern.    Die  Regierung  hätte  gewifs  dii 
Pflicht,  die  nationale  Arbeit  zu   schützen.     Line   Systemf — 
ob  Freihandel  oder  Schutzzoll  dies  besser  vermöchte,    zu    en^ 
scheiden,  sei  aber  sehr  schwer*    Man  müsse  sich  durchaus  aa 
dem  Boden  der  Thatsachen  halten, 

Tirard  ging  zunächst  auf  die  agrarischen  Wünsche  uni| 
die  Drohung  ein,  bei  ihrer  Nichtberücksichtigung  auch  ge_ 
den  Industrieschutz  stimmen  zu  wollen.  Die  Landwirtschaft 
wolle  die  fremde  Konkurrenz  ausschalten.  ,jAber**,  rief  er  den 
Agrariern  zu^  „sind  Sie  auch  sicher,  dafs  die  Produktion  Frank- 
reichs genügend  sein  wird,  um  die  ganze  Bevölkerung  des 
Landes  zu  ernähren?"  Mit  der  Zollforderung  übernehme  die 
Landwirtschaft  die  Verpflichtung,  für  das  Volk  in  jeder  Weise 
ausreichend  zu  sorgen.  Durch  die  Erhöhung  der  Brot-  und 
Fleischpreise  aber  würden  die  Konsumenten  gewifs  nicht  besserv 
gestellt.  If 

Ebenso  dürfe  man  die  übrigen  Agrarprodukte,  welche  die*^ 
Rohstoffe  flir  die  Industrie  darstellten,    nicht  mit  höheren  Ab- 

faben  belegen,  „ohne  die  nationale  Industrie  zu  Tode  zu  treffen,** 
>ann  müfste  man  wieder  zu  den  zeitweiligen  Zulassungen  und 
drawbaeks  greifen  und  dem  Betrüge  Thor  und  Thür  offen 
lassen.  Dieses  System  sei  schon  1872/73  von  der  National- 
versammlung verworfen  worden.  Wenn  aber  der  Staat  der 
heimischen    Landwirtschaft   die   Allein  Versorgung  des   inneren 
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Marktes  verschaffe,  so  hätte  er  auch  gegebenen  Falles  das 
Recht»  im  Interesse  der  Ernährung  und  Versicherung  des 
Volkes  gegen  Notstände  mit  Zwangsmitteln  einzuschreiten. 

Des  weiteren  ging  der  Minister  auf  die  Industrieford e- 
rangen  ein.  Welche  Industrie  solle  man  schützen?  Die  eine 
hänge  immer  mit  der  anderen  zusammen.  Der  ScliutzzoU  für 
die  Spinnerei  bedeute  die  Verteuerung  der  Rohstoffe  flir  die 
Weberei,  Man  könne  für  die  Ausfuhr  den  Webern  jedenfalls 
als  Ersatz  nicht  Riiekzölle  oder  ähnliches  gewähren.  Die  Zu* 
lassung  auf  Zeit  bewirke  nur,  dafs  der  gröfste  Teil  des  Zolls 
in  die  Tasche  der  Industriellen  wandere.  Alles  Heil  über- 
haupt vom  Zoll  zu  erwarten,  sei  thöricht  Die  Baumivoll- 
industrie  z.  B.  leide  auch  unter  dem  Wechsel  der  Mode. 
Früher  hätten  Landleute  und  Arbeiter  Druckkattun  (indienne) 
getragen,  heute  verschmähten  sie  dieses.  „Es  giebt  unaufhörliche 
Variationen;  die  Erfindungen,  Umformungen,  Entdeckungen 
folgen  einander  mit  einer  solchen  Eile,  dafs,  welches  auch  die 
Mafaregeln  sind,  die  die  Kommission  ergreifen  kann,  um  die 
Kategorieen  ihres  Tarifs  zu  vervielfältigen,  sie  niemals  —  nie- 
mals dazu  kommen  wird,  alle  Varietäten  der  Fabrikation  zu 
treffen/ 

Wenn  man  aber  die  Industrie  vor  jeder  Änderung  schützen 
wolle,  80  müsse  man  die  Paten tgesetzgebiing  ändern],  „statt 
die  Erfinder  zu  ennutigen,  sie  verbannen,   für  sie  die  Bastille 

V*eder  errichten,  sie  einkerkern/ 
Man  hätte  die  Steuerlast  der  einzelnen  Staaten  in  Bezug 
auf  die  Industrie  verglichen  und  namentlich  Englands  Vor- 
rang hervorgehoben.  Aber  England  habe  doch  dafür  andere 
Steuern  zu  zahlen.  Eis  sei  ganz  unmöglich,  die  so  sehr  ver- 
schiedenartigen Lasten  der  verschiedenen  Länder  zu  vergleichen. 

Die  Regierung  befolge  den  Grundgedanken,  keinesfalls  für 
eine  Theorie,  sondern  nur  filr  das  Thatsächliehe  und  Bestehende 
einzutreten.  Angesichts  der  Agrarkrise  in  Frankreich  und  der 
Industriekrise  in  der  ganzen  Welt  wäre  es  verwegen,  eich  auf 
neue  Versuche  in  freihändlerischer  Richtung  einzulassen. 
Andrerseits  könne  die  Regierung  auch  nicht  die  künstlichen 
>fittel  des  Zollschutzes  anwenden,  Frankreich  sei  trotz  alles 
achreis  und  aller  Gefahren  unter  der  bisherigen  Handels- 
politik reicher  geworden.  Das  erprobte  System  mlLsse  man 
bewahren.  — 

Nach  der  ministeriellen  Erklärung  folgte  eine  kurze  An- 
klagerede Martin  Nadaud's  (radikal.  Socialist)  gegen  die  Be- 
tiAuptung  der  Kommissionsberichte,  dafs  der  Wert  des  franzö- 
siflcoen  Arbeiters  geringer  sei,  als  der  des  fremden.    „Ich  sage, 


sei, 
daCs    das   eine    Schande    fUr    Franzosen    ist, 
man     kein    Patriot    ist    .    .    .    •    ,     wenn    man 
de«    Geschäftsgewinnes    so    die    französischen 
leumdet"  — 

Forselkiiiic«a  XYIII  2.  —  Kftniob, 


ich 


dafs 


sage, 
im    Interesse 
Arbeiter 
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Für  das  KommiasioDsproi^t  trmt  dann  noch  Vi  e  1 1  e  (Linke) 
ein.  Er  warf  desi  Freihindlem  Interessenpolitik  Tor.  Wenn 
es  um  ihr  V«m^^n  ginge,  waren  Freihlndler  sehr  häufig  ins 
Lager  der  SchatnöUner  abergegangen.  Das  neue  Projekt  des 
Ministers  sähe  dem  alten  renwöfelt  ähnlich  und  wäre  kaum 
ab  ein  Elntgegenkonmioi  m  bexeichen. 

Die  Schlolsrede  der  Generaldisknssion  hidt  der  berufenste 
Verteidiger  der  napoleonischen  Politik  Ton  1860,  der  ehemalige 
Minister  des  Kaiserretchs  R  o  u  h  e  r  (BonapartistX  welcher  selbt 
ein^i  hervorragenden  Anteil  an  den  Vertrag»!  und  der  Er- 
richtung des  herrschenden  KonrentionaltarifB  gehabt  hatte. 
Von  Freund  und  Feind  gleich  aufinerksam  angehört,  gab  er 
xunächst  einen  geschichdichen  RfickUick.  Die  R^erung 
Kapoleons  hätte  keineswegs  eine  aberstfirzt  angefertigte  Arlmt 
geliefert,  sondern  fhr  alle  Zweige  der  Volkswirtschaft  Autori- 
täten zu  Rate  gesogen.  Sie  mufste  ab»  die  h()chst  notwendige 
Beform  aus  eigener  Kraft  vollfcQiren,  weil  sie  im  Parlament 
nicht  die  nOtige  Mehrheit  dafiür  fiiülen  konnte.  Jetzt  wolle 
man  wieder  um  Frankreich  eine  chinesische  Mauer  ziehen. 
Er  halte  s(^ar  den  Regierungsentwurf  fhr  vid  zu  hoch,  wenn 
er  auch,  um  das  Mögliche  zu  erreichen,  dafär  eintreten  wolle. 

Die  Regierung  und  die  Kommission  hätten  beide  unter 
dem  Drucke  der  malslosen  Agitation  im  Lande,  namendich 
der  Reden  Pouya^Quertier8,  welcher  die  Krisis  geschickt  aus- 
zubeuten gewufst  hätte,  gestanden.  Wie  übertrieboi  Pouyer- 
Quertier  schildere«  gehe  aus  einer  seiner  Ansprachen  deutlich 
hervor.  Darin  hie^e  es:  , England?  oh!  ich  wünsche  nicht 
das  Los  Englands;  es  ist  verloren,  ruiniert;  der  Pauperismus 
verschlingt  es ;  die  Besteuerung  der  Armen  vernichtet  es:  sein 
ganzes  Ackeriand  liegt  in  unfruchtbaren  Brachen  u.  s.  w.* 

Um  die  Notwendigkeit  der  ZoUerhöhungen  zu  beweisen, 
müfste  man  ein  Inventar  ganz  Frankreichs  machen  und  dann 
die  Bilanz  ziehen.     Das  sei  unmöglich. 

Rouher  beleuchtete  dann  die  einzelnen  Teile  der  Volks- 
wirtschaft und  schilderte  den  allgemeinen  Aufschwung  seit  1860. 

Die  Landwirtschaft  leide  nur  vorübergehend.  Die  Auf- 
hebung der  alten  Zollgesetze  hätte  eine  steigende  Entwicklung 
der  Transporte  im  In-  und  Ausland  zu  Gunsten  der  Volks- 
emährung  hervorgerufen.  Hungersnöte  wären  ganz  verschwun- 
den; der  allgemeine  Reichtum  hätte  sich  gehoben.  Ein  Vor- 
teil wäre  auch  die  Nivellierung  der  Gretreidepreise  durch  den 
Weltmarkt.  Die  Landwirtschaft  sei  damit  zufrieden  eeweaen 
und  bis  1868  und  noch  darüber  ftir  den  Freihandd  ange- 
treten. Aber  auch  später  wäre  ein  Emporsteigen  zu  verzeich- 
nen. In  den  letzten  Jahren  sei  die  bebaute  fläche  von 
5800000  ha  auf  6800000  ha  ausgedehnt  worden.  Die  Erträge 
wären  von  5  auf  7^  a  Milliarde  gesti^^n.  , 
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In  der  Viehzucht  hätte  sich  nur  die  Zahl  der  Rmder  ver- 
lindert  Aber  früher  hätte  ein  Kind  durch»chnittHch  ^^pcha 
Jahre  gelebt  Heute  erreiche  es  nur  ein  Alter  von  vier  Jaliren. 
Die  Fleischproduktion  betrage  demgemüfs  jetzt  13  Millionen 
Centner,  die  Einfuhr  nur  VU  Millionen,  also  10'^  o.  Das  sei 
doch  noch  keine  Notlage.  Natürlich  könnten  die  schlechten 
Ernten  nicht  geleugnet  werden.  Aber  das  Heilmittel  liege 
nimmermehr  in  der  Allianz  mit  der  Industrie.  „Die  Konsumtion 
dea  Volkes  darf  man  nicht  belasten."  Die  furchtbare  Kon- 
kurrenz von  Rufsland^  Ungarn  und  Kalifornien  sei  übertrii^ben. 
Bei  besseren  Ernten  und  einer  rationelleren  Bewirtschaftung 
werde  die  Einfuhr  wieder  zurückgehen.  Jeder  Landwirt  müsse 
^ich  selbst  helfen. 

Filr  die  Industrie  sei  der  wohlthätige  Eintlufs  der  Handels- 
verträge auch  nicht  zu  verkennen.  Die  niedrigen  Zölle  hätten 
keineswegs  die  Überlegenheit  des  Auslands  hervorgerufen, 
„Jeder  Tarif*,  führte  Rotiher  aua^  „welcher  zum  Zweck  hat, 
den  ausländischen  Erzeugnissen  eine  bevorzugte  Stellung  über 
die  einheimischen  zu  geben,  ist  für  mich  ein  verdammenswerter 
Tarif,  und  ich  atofsie  ihn  mit  aller  Energie  zurück.  Aber  jeder 
Tarif,  der  zum  Objekt  hat,  die  Lasten  dea  französischen  Konsu- 
menten  zu  verringern,  die  Summc^  die  dieser  zu  zahlen  hat, 
dadurch  zu  vermindern,  dafs  er  die  Transportabgaben  herab- 
setzt, scheint  mir  ein  gutes  und  nützliches  Ding  zu  sein.*^ 

Er  prüfte  dann  die  Lage  der  verschiedenen  Gewerbe  und 
,nd  überall  ein   Steigen  der   Umsätze,    zumal   eine  gewaltige 
Entwicklung  des  Börsengeschäfts. 

Die  steigende  Einfuhr  sei  allein  auf  den  gröfseren  Bedarf 
von  Rohstoffen  zurückzuführen.  Die  Ausfuhr  Frankreichs 
nach  England  hUtte  vor  der  Krisis  dauernd  zugenommen  und  700 
MilL  fr.  mehr»  als  die  englische  Ausfuhr  nach  Europa  betragen. 
Die  englische  Handelsdomäne  sei  nicht  Europa,  sondern  die 
übrigen  Erdteile,  Um  die  wirtschaftliche  Lage  eines  Landes 
zu  prüfen,  müsse  man  dreierlei  im  Auge  behalten:  1)  die  Be- 
we^ng  der  Kohstoffe;  2)  die  Fabrikatausfuhr;  3)  die  Etnfiüu* 
von  Fabrikaten*  Die  Rohstoffimporte  für  die  Industrie  haben 
sich  von  1856  bis  76  von  727  MilL  fr.  auf  über  2000  MiU.  fr. 
abzüglich  der  Wiederausfuhr  gesteigert.  Das  bedeute  einen 
enormen  Aufschwung  der  Industrie. 

Die  Fabrikationsausfuhr  im  Specialhandel  sei  demgemäfs 
von  1869-^77  von  1750  MilL  fr,  auf  2028  MilL  fr.  ange- 
wachsen. 

Die  Fabrikateinfuhr  habe  von  1869  bis  77  im  Mittel  373, 
nach  1877:  450  MilL  fr.  betragen.  Jedenfalls  übersteige  die 
Fabrikatausfuhr  die  Einfuhr  ganz  wesentlich,  um  das  Fünffache. 

Doch  die   Handelsbilanz   allein   bewiese  nichts,    es   müsse 
ne  Bilanz  der  Zahlungen  und  eine  Bilanz  der  erziehen  Ge- 
Vinne  hinzutreten.     Eine  solche  sei  aber  sehr  schwer  zu  kon- 
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Man  dörfe  mmch  nidit  unbcrtcksiehtigt  IjUBen,  dab 
^hrtidi  a  SDOOi»  Fremde  iw  Luid  tMlMa^  die  etwa  900 
jfilL  fir.  TtTEthnn,  obne  da(a  das  Zollamt  dies  yeneieliiie. 

Wem  die  Aasfokr  teflweiae  mai^tkgegangea  sei,  so  liege 
das  nickt  am  Tari(  üoadein  an  der  Mode^  an  den  scUeckten 
Ernten,  an  der  ReUaos  und  anderen  Faktoren.  Die  gestiegene 
Euxfnkr  sei  abo  nickt  die  ürsadie  der  Sod^ge^  sondern  um- 
gekekrt.  die  Xodage  kitte  die  Importe  ins  Land  gerofea. 

Booker  besckrieb  dann  das  Syslem  der  internationalen 
Kompensationen:  ,l[an  kat  uns  gesagt  dab  die  Tarife  mora- 

Escke  Kompensationen  rorstrihen Nein,  der  Zoll  ist  eine 

Abgabe»  wdcke  sick  mit  der  Ware  Tokörpert;  weSnn  er  sich 
an  eine  Materie  wendet,  die  im  Lande  nickt  ikresgleichen 
kat,  so  nützt  der  Zoll  ganx  nnd  gar  allein  dem  Staat.''  Solehe 
T«>llig  gereektfetügten  Zdle  kake  England.  .Aber  wenn  Sie 
Zölle  aof  Fabrikate  erricklen,  wd^e  ikre^^Ieieken  im  In- 
lande  kaben,  so  inkorporieren  Sie  diesen  keimiscken  Erzeug- 
nissen, diesen  inneren  Produkten,  den  nnzen  Betrag  des 
Zolls.*  Aock  die  Straerlast,  wekke  auf  der  Industrie  rohe, 
könne  nickt  kompensiert  werden.  Wollen  denn  die  Gro(s- 
indnstriellen  ikre  btenem  anf  die  andern  firanzösiscken  Bürger 
abwälzen?  —  Fin  Hinweis  auf  Englands  niedrigere  Abgaben 
sei  ongerecktfertigt  Das  engliscke  Badget  sei  nor  sckeinbar 
niedriger,  da  die  GraCBckaften  (&r  ikre  Einnakmen  und  Aus- 
gaben besondere  Budgets  kätten,  die  finst  ^  t  mal  so  grob  seien, 
wie  das  des  Staats.  Die  Ausgaben  der  französischen  Departe- 
ments verschwänden  dagegen.  Auck  der  Vergleick  mit  anderen 
Staaten  sei  sckwer.  Roimer  ging  dann  an  die  Prüfung  der 
autonomen  Tarife  anderer  Länder  Europas.  Der  Grund  ftlr 
deren  ZoUeriiökungen  sei  neben  der  Finanznot  —  öster- 
räcks  und  Italiens  —  in  der  Furcht  vor  den  Sckritten  Frank- 
reicbs  zu  sucken.  In  Frankreich  sei  die  Sckutzzollbeweeung 
zuerst  in  Gang  gekommen  und  kfttte  Einfluls  auf  die  Politik 
errungen.  Deutsckland,  welches  Frankreick  die  Meistbe- 
günstigung geben  müsse,  wolle  gegen  ZoQerbökungen  gerüstet 
aastehn. 

Die  Kommissionsantrftge  machten  die  europäiscken  Ver- 
träge schwierig.  Und  doch  seien  Verträge  nötig,  wdl  sie  den 
Frieden  und  die  Kultur-  und  Wirtschafbentwicklung  aDer 
Länder  forderten.  Es  handle  sich  auCserdem  um  ein  grolaes 
sociales  Interesse.  ,Wir  haben  sehr  gelitten  ....  andere 
Völker  nahmen  zu  an  Ausdehnung;  wenn  wir  den  Mut  zum 
Fortschritt  haben,  können  wir  wachsen  in  der  Höhe  der 
Kultur."  — 

Nach  der  Rede  Rouhers  Tom  22.  und  23.  FeWuar  wurde 
trotz  des  Einspruchs  von  schutzzöUnerischer  Seite  die  General- 
diskussion geschlossen. 
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2.    Diakusaion  der  Artikel 

Die  Schlufsanuahme  üefa  bereits  erkennen,  dafa  die  Kammer- 
mehrheit  im  grofsen  und  ganzen  für  die  Regierung  gewonnen 
war*  Eröt  am  4.  März  kam  der  Tarif  wieder  auf  die  Tages- 
iung  der  Kammer  zur  Beratung  der  Artikel  Um  Zeit  zu 
ren,  schlug  der  Abgeordnete  Leb  au  dy  (linkes  Centrum) 
1)  die  Dringlichkeit  der  Beratung  zu  erklären  und  2) 
len  Gesetzentwurf  in  4  Sondergesetze  nach  den  4  Abschnitten 
les  Tarifs  einzuteilen,  um  diese  gesondert  dem  Senat  schicken 
können  und  so  die  Lesung  zu  beschleunigen.  Beide  An- 
^e  wurden  angenommen,  obwohl  die  Gefahr  vorlag,  dafs 
Ipf  Henat  Zoll  vorschlage  der  Kammer,  z,  B.  bezüglich  der 
tohatoffe,  zurückweisen  oder  umändern  konnte,  auf  Grund 
'deren  die  Kammer  die  Zölle  in  einem  anderen  Teil  des  Tarifs 
—  bei  Fabrikaten  —  noch  erhöhen  wollte. 

Man  begann  mit  der  Abteilung  der  ländlichen  Produkte. 
Artikel  nach  Artikel  wurde  verlesen  und  diskutiert.  Ein 
heftiger  Kampf  erhob  sich  um  die  agi'arischen  Forderungen, 
De  Kerj^gu  bot  den  Industriellen  noch  einmal  die  Allianz  an, 
aber  die  Verständigung  war  so  kurz  vor  der  Abstimmung  nicht 
mehr  herbeizuführen.  Fast  sämtliche  Wünsche  der  Landwirte 
wurden  abgelehnt;  Wolle,  Lein,  Hanf^  rohes  Hob,  ölhaltige 
Hamen*  Rohseide  blieben  zoll  frei.  Ebenso  wurden  die  Kom- 
missionsbeschlüsse  auf  rohe  Fellcj  Talg,  Fett,  Korn  und  Salz- 
iische  verworfen.  Überhaupt  folgte  die  Kammer  der  Kommis- 
sion nur  in  den  Punkten,  in  denen  sie  mit  der  Regierung  im 
Einverstündnis  war.  Die  Agrarier  erhielten  schliefslich  nur 
4  fr.  auf  Kühe  und  1,50  fr.  auf  Widder  und  Schafe,  An- 
g'esichts  dieser  Thatsat" he  konnte  sich  de  Kerj^gu  nicht  ent- 
halten, vor  Zorn  und  Schmerz  auszurufen:  ^Gegenüber  dem 
wahren  Delirium  der  Unterdrückungen,  welches  die  Kammer 
hinsichtlich  der  Schutzzölle  ergi-iffen  hat,  braucht  man  schon 
einigen  Mut,  um  gegen  den  frei  händlerischen  Kurs  anzu- 
kämpfen^. 

Die  Debatte  über  die  Textilrohstoffe  nahm  natürlich  den 
gröfsten  Raum  ein*  Die  Deputierten  der  Seidenproduktions- 
gebiete forderten  einem  Wunsch  des  Bundes  der  Landwirte 
entsprechend  einen  Zoll  von  10  ^'o  statt  der  Freiheit  der  Roh- 
seide. Aber  die  Hauptseidenindustrie  von  Lyon  war  dagegen. 
Da  sie  grofsenteils  für  den  Export  arbeitete,  war  sie  stets 
freihändlerisch  gewesen.  Ein  Zoll  in  Verbindung  mit  Rück- 
zöllen war  ihr  aber  unannehmbar;  da  man  kein  Mittel  besafs, 
den  Stoff  bei  der  Ausfuhr  zu  erkennen.  Die  Antragsteller 
brachten  hauptsächlich  die  Klagen  der  Seidenzüchter  und 
Maalbeerbaumptlanzer  über  die  zu  dieser  Zeit  in  grofsem 
Haluitabe  aufgetretene  Krankheit  der  Seidenwürraer  zum  Aua- 
druck.       Energische     Verteidiger      ihrer     Ansprüche      waren 
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de  Valfons   (rechtes  Centriim),   Loubet  (gemäfs.  RepubL)  und 
Madier    de  Montjau    (radikale.     Für    die  Lyoneser  Indastrie 

Srach   Eduard  Millaud   (republ.  Union),    ftir  Saint-Pierre-lö^ 
ilais   Ribot  (linkes   Centrum).     Mit  338  gegen   88  Stimmen 
wurde  das  Amendement  abgelehnt. 

Ähnlich  ging  ea  mit  den  Vorschlägen  für  Baumwolle, 
Wolle  und  Lein.  Meline  hatte  trotz  der  gröfsten  rednerischen 
Anstrengungen  einen  llifserfolg  zu  verzeichnen.  Unter  sein» 
Anhängern  protestierte  D  o  u  t  r  e  8  m  e  (gemäls.  RepubL)  von 
beuf  im  Naraen  der  demokratischen  Interessen  gegen 
Priiicip  der  Konkurrenz,  welches  durc!»  die  mecbanischei 
Webereien  errichtet  sei.  Das  sei  eine.  Gefahr  für  die  Hand 
werker.  Nun  trat  wiederum  Rouher  in  die  Schranken,  um 
sich  in  schlagender  Weise  gegen  diese  Ausfilhrungen  zu  e^ 
klären:  die  Maschinenarbeit  sei  eine  der  gebieterischen  Kot^ 
wendigkeiten  der  modernen  Industrie;  sie  hätte  dem  Arbeit 
genützt  durch  Schonung  seiner  Kraft  und  Gesundheit,  durch 
Erzielung  höherer  und  stabilerer  Löhne.  ^Ich  leugne  et. 
nicht/  sagte  er  zum  Schliifs,  ^dafs  sittliche  Voraüge  für  dit 
Familienwerkatätte  sprechen;  aber  können  Sie  diese  dean  lA 
einem  Lande  wieder  errichten,  während  sie  aus  allen  anderen 
Industrieländern  verschwunden  ist?  Suchen  Sie  nicht  die  fort- 
schreitende Bewegung  der  mechanischen  Webstühle  aufzuhalten} 
denken  Sie  daran  y  dafs  dies  eine  siegreiche  Eroberung  isl^: 
und  dafa  niemand  den  Anspruch  machen  kann,  sie  zu  ver- 
nichten, ohne  weit  in  die  Zustände  der  Vergangenheit  zurück- 
zukehren/ — -  Rouher  drang  mit  seiner  Auffassung  durch, 
und  der  Minister  Tirard  gewann  Schritt  i\Xr  Schritt  — 

Auch  in  der  Metallindustrie  zeigte  sich  der  Unterachied 
der  Auflassung  der  Regierung  von  der  der  Kommission.  Die 
Ideen  des  Monopols  des  heimischen  Marktes  waren  lebendig 
geworden,  fanden  aber  bei  dem  Minister  keinen  Anklang.  Im 
einzelnen  verwandte  sich  Tirard  mit  Erfolg  besonders  für  die 
Wiedergleichsetzung  der  StahlrÄder  mit  den  EisenriblenL 
Stahlräder  brauchten  dieselben  Produktionsbedingungen,  wie 
Räder  aus  Schmiedeeisen,  Im  Zollamt  könne  man  beide  Arten 
aufserdem  nicht  unterscheiden.  Zwischen  dem  gemeinsten 
Stahl  und  den  besten  Fabrikaten  aus  Eisen  läge  eine  an- 
endliche Reihe  von  Zwischenprodukten,  bei  denen  man  nicht 
sagen  könne,  wo  der  Stahl  aufhöre  und  das  Eisen  anfange. 

Bei  landwirtschaftlichen  Maschinen  ging  die  Kammer 
sogar  über  Tirard,  der  hier  die  gewt^hnlichen  Eisenzölle  an* 
wenden  wollte,  hinaus.  Auf  einen  Antrag  Frank  C  ha uveau 
(gemäfs.  Linke)  hin  machte  sie  diese  gftnzlich  zollfrei  und 
erMlte  damit  zugleich  einen  lange  gehegten  Wunsch  der 
Agrarier,  den  sie  nur  den  Industriellen  zuliebe  surückgestellt 
Ikatten. 
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Ich  kann  an  dieser  Stelle  natürlich  nicht  alle  Tarifhummem 
einaeln  aufieählen,  und  fUhre  nur  noch  weniges  aus  der  bis 
zum  4.  Juni  dauernden  Specialdebatte  an. 

Der  Minister  Tirard  wandte  sich  Tor  allem  gegen  das 
Princip  der  Staatseinmischung,  das  die  schutzzöllnerische  Partei 
beseelte:  „Den  Staat  zu  dem  grofsen  Regulator  der  Produktion 
SU  machen,  heilst  ihn  dahin  treiben,  sich  in  Dinge  zu  mischen, 
die  ihn  nichts  ansehen.  Zu  wollen,  dafs  die  Zolltarife  der 
Spekulation  zu  Hufe  kommen,  dafs  sie  jedes  Privatunglück 
vorhersehen,  ist  vollständig  unmöglich". 

Andere  Redner  fanden  die  Garantie  des  Preises  durch 
den  Staat  direkt  socialistisch.  — 

Im  allgemeinen  verwarf  die  Kammer  alle  Zollerhöhungen 
der  Konmiission  und  hielt  sich  an  den  Regierungstarif  oder 
ermäfsigte  diesen  sogar.  Die  Freihändler  schmerzte  es  nur, 
dafs  Kohle  nicht  vom  Zoll  befreit  und  die  Abgabe  von  Pe- 
troleum nur  herabgesetzt,  aber  nicht  beseitigt  würde.  Wichtig 
ist  noch,  dafs  ein  schutzzöllnerischer  Antrag,  den  Alkoholgehalt 
beim  Wein  von  15  Grad  aiif  12  Grad  herabzusetzen,  abgelehnt 
wurde. 

Das  Princip  der  Regierung,  die  Erhaltung  des  Status  quo 
mit  der  Zollernöhung  von  24  ^/o  für  nichtmeistbegünstigte 
Nationen  sab  den  Ausschlag. 

Die  iu>rigen  Artikel  des  Gesetzes,  welche  von  den  Entre- 
potzuschlägen  für  gewisse  Produkte,  von  dem  Kolonialregime 
und  anderem  handeln,  wurden  ebenfalls  nach  der  Regierungs- 
vorlage genehmigt  Die  Entrepotzuschläge  trafen  Erzeugnisse 
aufs  ereuropäischen  Ursprungs,  welche  aus  europäischen 
Ländern  zur  Einfuhr  kamen,  meist  Kolonialwaren,  in  oer  Höhe 
von  8 — 12  fr.  auf  100  kg  (aufser  dem  Zoll).  Höhere  Abgaben 
sollten  nur  Gewürze  (40  fr.),  Thee  (60  fr.),  Indigo  (25  fr.), 
Seidengewebe  (100  fr.),  Porzellan  von  China  und  Japan  (30  fr.), 
Zellenschmelz,  ämail  claisonnö  (50  fr.),  Broncen  (40  fr.),  Möbel 
(30  fr.)  und  Muskatnüsse  (40  und  50  fr.)  entrichten. 

Daneben  gab  es  noch  etwa  20,  meist  landwirtschaftliche 
Produkte  aus  europäischen  Ländern,  die  mit  Zuschlags- 
abgaben von  75  Cents,  bis  5  fr.  bedacht  waren,  wenn  sie  nicht 
direkt  aus  den  Erzeugungsländem  kamen. 

Die  französischen  Kolonieen  wurden  dem  Generaltarif 
unterworfen.  Nur  verschiedene  wohlriechende  Hölzer  und 
Seesalz  vom  Sensal  und  aus  anderen  Kolonieen  blieben  zoll- 
frei. Algier  wurde  handelspolitisch  im  allgemeinen  dem 
Mutterlande  gleichgestellt. 

Zum  Schlufs  erwähne  ich  noch  die  wichtige  Abstimmung 
über  den  ursprünglich  von  der  Regierung  vorgeschlagenen 
und  von  der  Kommission  in  etwas  geänderter  Form  beibehaltenen 
Kampfzoll  von  20®/o  fttr  Länder,  welche  französische  Waren 
über  Gebühr  hoch  belasteten.   Tirard  verlangte  jetzt  energisch 
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die  Ablehnung  dieser  RegieruiigsvoÜmacht,  weil  die  ZclU 
drohung  von  20**  d  zu  Kepreösalreii  fiilireo  würde  und  aufser- 
dem  die  Schutzzöllner  bei  jeder  Änderung  der  aujäländischeii 
Tarife  nach  den  20 "^'ü  rufen  würden.  —  Die  Eamuier  verwarf 
die  20^0  nach  dem  Wunsche  der  Regierung,  — 

Die  freiliändlerische  Presse  folgte  dem  Gange  der  Er- 
eignisse mit  sichtlichem  Behagen,  Fournier  de  Flaix  konnte 
sogar  im  Journal  des  Economistes  sagen:  „Die  prohibittonis- 
tische  Partei  und  das  Schutzzollsystem  haben  eine  Niederlage 
erlitten,  von  der  sie  aich  nicht  so  bald  erholen  werden**. 
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VI.   Kapitel. 
Der  Tarifentwurf  im  Senat. 


1.  Kommissionsberieht 

Aber  es  blieb  noch  die  Lesung  des  Tarifs  im  Senat  übrig, 

und   in    dieser   Körpenschaft   besafs   die   Schutzzollpartei   eine 
gröfsere  Gefolgschalt,  als  in  der  Kammer, 

Präsident  der  zur  Prüfung  der  Vorlage  eingesetzten  Senats- 
kommission  wurde  der  Grofsiudustrielle  Feray  (konserv.Republ,)  ] 
aus  Eösonnes,  Generalberichteratattei'  der  Mann,  gegen  welchen  I 
sich    schon  in  der  Kammer  der  llauptansturm  der  wirischafV 
lieh  Liberalen  gerichtet  hatte,    Pouy er-Quertier  (Rechte). 

Die  einzelnen  Teile  des  Tarifs,  wie  sie  als  Sondergeeetze 
von  der  Kammer  dem  Senat  überwiesen  waren  ^  hatte  diaj 
Kommission  vernünftiger  Weise  wieder  in  ein  Gesetz  ver-| 
wandelt*  16  Sonderberichte  besprechen  die  verschiedenen! 
Abschnitte  des  Tarifs.  Aber  das  Jahr  1880  ging  vorüber,  ^ 
oüne  dafs  die  Kommission  an  das  Ende  ihrer  Beratungen  ge-l 
langt  war.  Erst  am  3.  Februar  1881  legte  Pouy  er- Quertier 
seinen  General  berieht  dem  Senate  vor. 

Po  uye  r-  Q  u  e  r  t  i  e  r  hob  als  leitenden  Grundsatz  für  die  Tarif- 
beratung hervor,  dafa  man  die  künftigen  Verträge  im  Auge 
behalten  müsse.  Ein  zu  schwacher  Tarif  würde  Frankreich 
der  Gefahr  aussetzen,  von  selten  der  fremden  Mächte  keine 
Konzessionen  zu  erhalten*  Diese  würden  dann  vorziehen,  auf 
sich  den  niedrigen  Generaltarif  angewendet  zu  sehen,  ohne 
dafs  sie  ihrerseits  zu  Zollverringerungen  verpflichtet  wären. 

Zollerhöhungen  seien  ferner  durch  die  Ergebnisse  der^ 
Handelsbilanz,  durch  da^s  Vorgehen  Spaniens,  Italiens,  Öster- 
reich-Ungarns und  Deutschlands  in  schutzzöUnerischeEa  Sinne 
und  durch  die  Konkurrenz  Rufslands,  Kanadas,  Indiens  und 
besonders  der  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika,  denen 
Pouyer-Quertier  allein  einen  ganzen  Abschnitt  seines  Berichteii 
widmete,  gerechtfertigt. 


Der  Berichteratatter  führte  dann  im  einzelnen  die  Be- 
«chlässe  der  Kommission  an  und  hob  dabei  namentlich  die 
Punkte  hervor,  in  denen  sie  eine  abweichende  Stellung  gegen- 
über der  Deputiertenkammer  einnahm. 

Bei  den  animalischen  und  vegetabilischen  Stoffen^  also  den 
Produkten  der  Landwirtüchatt,  empfahl  die  Minorität  die  Bei- 
behaltung der  Kammerbeschlusse,  die  Majorität  nahm  aber 
Erhöhungen  vor.  ^Es  handelt  sich  darum,  die  erste  und 
nationaUte  unserer  Industrieen  zu  retten/  An  eine  Weizen- 
sollerhöhung wagte  sich  die  Senatskommiasion  aber  nicht 
heran.  Weizen  behielt  den  Zoll  von  60  cents.  auf  100  kg. 
Dagegen  wui-de  Roggen,  Mais  und  Hafer,  welche  die  Kammer 
zollfrei  gelassen  hatte,  ebenfalls  mit  der  Abgabe  von  60  cents 
belegt,  „Das  ist  eine  erste  der  LandwiHsehaft  gegebene 
Genugthuung."  Man  sprach  sich  auch  darüber  befriedigt  aus, 
dafö  der  Minister  Tirard  vor  der  Deputierten kammer  die  Ver- 
pflichtung übernommen  hatte,  die  ländlichen  Produkte  nicht 
in  die  Vertragstarife  mit  aufzunehmen,  aodafs  das  Land  im 
Notfall  zu  geeigneten  Mafsregeln  noch  immer  sehreiten  konnte.  ^ — 
Die  Rohstoffe  blieben  frei,  —  Die  Viehzölle  und  die  Abgaben 
von  Fleisch  hingegen  mufsten  sich  eine  Steigerung  gefallen 
lassen.  —  Einen  leichten  Zoll  erhielten  die  vordem  freien,  öl- 
haltigen Samen.  —  Im  allgemeinen  sind  die  Gaben  für  die 
Landwirtschaft  höchst  mager  zu  nennen.  Die  wichtigste 
agrarische  Forderung  »Zölle  auf  Weizen  und  Rohstoffe!^  blieb 
jedeofalla  unerfüllt  ^ 

Unter  den  Metalhvaren  erhöhte  mau  den  Zoll  für  Eisen- 
drabt,  Stahlräder  und  Keifen.  Ferner  nahm  man  wieder  die 
von  der  Kammer  fallen  gelassenen  Zölle  von  6  fr.  auf  land- 
wirtschafüicbe  Maschinen ,  von  20  fr.  auf  Nähmaschinen,  von 
175  und  350  fr.  auf  Nadeln  auf.  Man  steigerte  die  Abgaben 
von  Gitterwerk  aus  Eisen  oder  Stahl  und  von  Schrauben.  — 

Bei  den  cliemischen  Produkten  wich  die  Kommission  in 
entgegengesetztem  Sinne  von  der  Kammer  ab.  Sie  schuf 
einige  Ermäfsigungen,  und  zwar  für  WeinsteinsÄure,  Schwefel- 
ammoniak,  Chromat  von  Pottasche  und  Farben  von  Anilin 
und  Toluidin.  Es  macht  aber  einen  des  komiischen  Bei- 
geschmacks nicht  ganz  entbehrenden  Eindruck,  wenn  Pouyer- 
Quertier  im  Hinblick  auf  diese  Erniedrigungen  —  die  einzigen 
im  ganzen  Zolltarif  —  achreibt:  „Damit  hat  die  Kommission 
den  Beweis  der  Unparteilichkeit  geliefert,  mit  der  sie  alle 
Punkte  des  Generaltarifs  geprüft  hat"*.  Übrigens  machte  die 
Kommission    ihr  Abweichen   vom  Wege  des  Schutzzolls  damit 

f'eder  gut,  dafs  sie  für  zahlreiche  andere  Säuren  und  Chtrmi- 
lien,  ferner  für  Seifen  und  Parfümer ieen  die  Zölle  erhöhte.  — 
Bei  dem  Kapitel  .Getränke*  führte  man  lebhafte  Klage 
über  Phylloxera  und  OYdium,  die  dem  Weinbau  so  sehr  ge* 
«chadet  hütten,  dal's  Frankreich  aus  einer  exportierenden  eine 
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äEpcno^s&de  XKärs  perniziös,  wire.  Hau  fäUte  sich  and^ 
izrck  äe  Aftg^^gcrrt^*  EMcSBcUaBd*  bemimhigt  Dooli 
äaoert^  mz  xSc&s»  az  •£<&  Zsüks.  X«r  ftr  Wein  und  Wahh 
^sssEr  icjtxf  nux  ^szf^  Efhiimir  inoa  -LSO  aaf  6  fr. 


Die  A&nbn  ^^os  TcfrwmFCBu  Ctiw  ■  ■  «od  Kiystallen  et- 


taKü  kdae  TertsMna^:  d»  Glekke  ph  für  P^o;  Felle^ 
WaCes  «Bfi  MxxhMtt,  Biis-  «Dd  MwArareo,  und  die  unter 
der  Raswik  .Versic^äeäcaMr  :tadwaden  FnbriknteL  — 

Seae  nd  Bois^bieE  tl  Aem  Kaiwl  .Spartcvie'  belinndehe 
KU  «ie  Gan>^  ^ive  Haxf  und  Flncm.  — 

I>ex  p'Sbant  Te£I  d»  BcncMs  nifcMrn  Game  und  Ge- 
w^  eci.  la  Pkxk:  der  SeaAt  acUw^is  aaa  sck  der  Kammer 
a£.  rar  da&  mx  g^aaijx^  Gai^^  «k  FVw kif Mf naMaU  den 
ggi»Iis.aHr  GaraeK  aas  Lax«    Hast.  WeOe  und  BaamwoDe 

iber  die  ein» 


PwnoM^BiirsKr  WUi^«^  ffa-  alk  Textilien  dm  FaDen  der 
AKtakr*  asd  d»  WacMs  wr  KMikvreBL  Die  Seiden- 
ttbffikaie  Tim  KiMüld  aai  Zitrick  ■■ifctin  Lvtm  erfelgreiekea 
Wectbeverli^  L»  naii  Huf  ttiiaDRL  poecn  fe^gland«  Bedien, 
Os»rKÖck.   I^i&aE   aac   Sxäusnd  wm  '         '  ' 

Veice  äe  Baxcvoüeaziir&icr»'«    Das  &e|^ 

ISTft.  oe  X:c  $r,'<tf  «v^ssihl  «L    Ffe 
o^  K:cii3L3KW3  i«skaiäk  £e  ] 
Ciar»,    c>f    tr   l   kar  l-»-»i>  M-^oet 
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2.    O  e  n  e  r  a  1  d  i  B  k  u  8  8  i  o  n. 

Vom    14.  bis  18.  Februar  1881    beschäftigte  die  General- 

diskussion  der  Vorlage  den  Senat.  Ich  kann  mich  bei  der 
Schilderung  derselben  kürzer  fassen ,  weil  die  Vertreter  der 
einzelnen  Gruppen  im  wesentlichen  dieselben  Gedankengänge, 
wie  ihre  Freunde  im  Hause  der  Abgeordneten  vorbrachten. 
Der  Vorsitzende  der  Kommission,  Feray,  leitete  die  Debatte 
mit  einem  kurzen  Hinweis  auf  die  Arbeit  derselben  ein.  Die 
Grundlage  des  Tarifs  sei  das  Zollsystem  von  1860,  mit  dem 
man  nur  einige  Verbesserungen  als  Kompensation  der  Kriegs- 
lasten von  1870  71  und  der  günstigeren  Produktionsbodingungen 
des  Auslands  vorgenommen  habe.  Man  mufste  auch  die  pro- 
tektionis tischen  Tendenzen  in  den  anderen  Staaten  Europas 
und  Amerikas  berücksichtigen.  So  sei  in  Deutschland  für 
Eisen  in  Barren,  das  vorher  frei  war,  ein  Zoll  von  3  fr.  ein- 
geführt werden. 

Der  folgende  Redner,  Fresneau  (klerikal,  LegitimiBt)  be- 
klagte Frankreichs  Inferiorität  in  der  Indui^trie,  Der  Haupt- 
grund der  teueren  Produktion  sei  die  geringere  Leistung  des 
französischen  Arbeiters  bei  höheren  Löhnen.  „Die  Arbeits* 
kraft  (la  main  d'ceuvre),  um  ein  Drittel  in  Frankreich  teurer, 
als  in  den  anderen  Staaten  des  Kontinents,  ist  das  wahre 
Hindernis  für  unsere  Ausfuhr/  Freöneau  schilderte  dann 
ajahlenmäfsig  das  Wachsen  der  Einfuhr  und  das  Zurückbleiben 
der  Ausfuhr. 

Für  die  Landwirtschaft  bedeutete  ihm  der  Weltgetreide- 
markt ein  grofse  Gefalir:  „Das  einzige  Gerücht  eines  Krieges 
zwischen  Rufsland  und  der  Türkei  hatte  genügt»  um  England, 
M&a  Furcht  vor  einem  gröfseren  Übel,  in  die  Lage  zu  versetzen^ 
4aSk  Nahrungsmittel  des  Arbeiters,  das  Nahrungsmittel  des 
Annen,  in  48  Stunden  um  40^w  steigen  zu  sehen.'' 

Auch  die  Konkurrenz  Amerikas  sei  fLir  Europa  bedeutsam. 
In  6  Monaten  wären  80000  Kinder  nach  Liverpool  cingeschiflFt 
worden,  sodafs  England  die  Peripneumonie  hätte  erfinden 
müssen^,  um  die  Tiere  aus  gesundheitlichen  Gründen  zurück- 
suweisen. 

Fresneau  wies  zum  Schlufs  auf  die  hohe  Steuerlast  hin, 
unter  der  die  Landwirtschaft  seufze,  und  beklagte  das  Fallen- 
lassen  der  RohstoffzöUe*  Die  Industrie  denke  nur  an  sich  und 
den  Ausfuhrhandel.  — 

Diesen  Klagen  trat  am  folgenden  Tage  der  Senator  F  o  u  - 
eher  de  Careil  (link.  Centrum)  entgegen.  Die  Landwirte 
sprächen  immer ;  Es  gäbe  in  Frankreich  eine  doppelte  Gesetz- 
gebung, 1)  flir  die  Industrie;  2)  gegen  den  Ackerbau,  Daa 
»ei  übertrieben^  wenn  man  auch  eine  etwas  ungleiche  Behand- 
lung zugeben  müsse.  Die  Landwirtschaft  mtisse  »ich  allein 
helfen:  „Der  Kaiser  hat  die  Landwirtschaft  durch  die  Handels- 


156 


xvm^ 


freiheit  in  das   Wasser  geworfen,   aber  aicht    um   sie  sa 
tränken,  sondern  um  sie  schwimmen   zu   lehren."     Das   bw 
sei :  „Freiheit  und  eine   mit  gleichem  Mafs   für  alle  messende^ 
weise  und  gemäliäigt  schützende  Regierung." 

Schärfer  für  die  Protektion  trat  D  uf  o  urnel  (link.  Centruuif 
Gruppe  Ferajr)  ein.     Die    kleinen  Mittel,    welche    Tirard  di 
Landwirtschaft   verspreche,    waren  zu   gering.     Man  solle  d; 
Arbeit  heben,  aber  nicht  die  der  Luxiisindustrieen  allein^  sondei 
der  Landwirtschaft     Dae   Hereinströmen   fremder   Reichtümer^ 
ins  Land  nütze  gar  nichts.    Er  erinnere  an  Spanien,  daa  irotx 
der  Überschwemmung  mit  Gold  zu  Grunde  gegangen  sei,  wei 
es  die  Arbeit  vernachlässigt   habe.     Die   ganze   produzieren 
Klasse  hoffe  auf  die  Protektion  der  Arbeit  durch   die  Stimi 
des  Senats! 

Im  Gegensatz  zu  Dufournel  verteidigte  ein  Mitglied  d 
Minderheit  der  Kommission,  der  Senator  Gaston  Ba  z  i  11  e  (Linke| 
den  Regierungsentwurf.  Er  war  ein  Agrarier  aus  dem  Stide] 
Frankreichs  und  mehr  dem  Fretliandel  geneigt 

Baziüe  begann  mit  einer  Kritik  der  Handelsbilanzlehr« 
Für  die  Einfuhr  zahle  man  dem  Ausland  keineswegs  einej 
Tribut  Bei  jedem  Handel  empfange  und  leiste  man  stets  u 
den  Gegenwert  —  Dann  ging  er  auf  die  Lage  der  Lan 
Wirtschaft  ein.  Diese  müsse  immer  auf  der  wissenschaftlich« 
Höhe  der  Produktionsmethoden  bleiben.  Das  sei  ein  besser 
Schutz,  als  das  Palliativniittel  der  Zölle.  Ein  Kompromifs 
der  Industrie  sei  höchst  schädlich.  Der  Landwirt  * 
billige  und  gute  Geräte,  Maschinen  und  dergleichen. 
Linsengericht  gäben  die  Agrarier  den  Vorteil,  den 
billigen  Industrieorodukten  hätten,  hin. 

Auch  der  folgende  Redner,  Claude  (linkes  Centrum)  ai 
dem  Departement  der  Vogesen,  besprach  die  Handelsbilai 
Die  Meinung,  dafs  eine  Nation  um  so  reicher  sei,  je  mehr  die 
Importe  die  Exporte  übersteigen,  sei  ein  bedauerlicher  Irrtum 
England  hätte  als  Ersatz  seine  riesige  Handelsmarine, 
Fracht  die  geringere  Ausfuhr  ausgleiche,  und  die  Zinsen 
im  Ausland  angelegten  Kapitalien,  Claude  warf  dann 
Blick  auf  die  theoretische  »Seite  der  Frage  und  vertei 
gegenüber  Freihandel  und  Schutzzoll  die  Theorie  von 
Kompensation.  Leider  sei  der  Urheber  dieser  Lehre,  welch 
auch  den  Namen  Kompensation  geprägt  habe,  L<5once  de 
vergne,  nicht  mehr  am  Leben.  Der  Redner  suchte  die  Linke 
dadurch  für  die  Kommissions  vorschlage  zu  gewinnen»  dafs  er 
ihnen  die  Zwecklosigkeit  ihrer  Bemühungen  vor  Augen  flihrte, 
weit  der  General larif,  da  er  wegen  der  Verträge  überhaupt 
praktisch  nicht  angewendet  würde,  ungefährlich  sei,  ^Ich 
glaube,  dafs  niemand  den  Gedanken  hat  dafs  der  Tarif,  welcher 
uns  vorliegt  angewendet  werden  soll  Wenn  dies  geschehen 
sollte,  80  würde    ich   selbst  sagen,   dafs    er   zu    hoch   ist     I 
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▼erlange  nicht  soviel;  alle  Welt  fühlt  es,  die  Regierung  weifs 
es,  wir  wissen  es  alle,  dafs  der  Geoeraltarif  niemals  angewendet 
wird.  Es  scheint  also,  dafs  es  im  Grunde  gar  kein  so  grofses 
Interesse  giebt,  Reduktionen  oder  Erhöhungen  des  Tarifa  zu 
erlangen.** 

Einzelne  Erhöhungen  zum  Schutz  der  Industrie  seien  aber 
doch  nötig.  Ihr  Wohlergehen  sei  zugleich  das  der  Landwirt- 
ficbaftr  deren  Hauptabnehmerin  sie,  und  nicht  das  Ausland,  wäre. 

Im  Sinne  Gaston  Ba^illes  antwortete  der  bekannte  Frei- 
händler Joseph  Garnier  (Linke),  der  Chefredakteur  des  Journal 
des  Economistes. 

Er  zog  in  witziger  und  die  Aufmerksamkeit  fesselnder 
Weise  mit  denselben  Gründen  und  ähnlichen  Beispielen,  wie 
Rouvier  in  der  Deputiertenkammer,  ge^en  die  Theorie  der 
Handelsbilanz  zu  Felde.  Kompensation  wÄre  nur  ein  anderes 
Wort  ftlr  Protektion,  Der  Zoll  sei  die  schlechteste  aller 
Steuern. 

Garnier  erwiderte  kurz  der  Senator  T ol a in  (repubL  Union). 
Die  Theorie  des  laissez  faire  passe  nicht  für  das  praktische 
Leben.  Der  Zoll  könne  erst  im  Zeitalter  der  allgemeinen 
Civilisation  und  des  Weltfriedens  verschwinden. 

Die  Regierung  hatte  bisher  geschwiegen.  Der  anwesende 
Minister  Tirard  wartete  die  Rede  des  Generalberichterstatters 
Pouyer-Quertier  ab,  um,  wie  er  nachher  eingestand,  die  Arbeit 
der  Kommission  nach  ihrer  Verteidigung  durch  das  Haupt  der 
Schutzzöllner  um  so  wirksamer  angreifen  zu  können.  In  der 
That  bestand  ein  Widerspruch  zwischen  den  Reden  der  Pro- 
tektionisten  und  ihren  Thaten.  Pouyer-Quertier  hatte  in  seinem 
Bericht  zahlreiche  Verbeugungen  vor  der  Landwirtschaft  ge- 
macht und  ihre  Notlage  hervorgehoben;  ihren  Tariftbrderungen 
aber  hatte  er  nur  in  sehr  dürftiger  Weise  Rechnung  getragen. 
Ea  war  nun  ein  taktisch  durchaus  geschickter  Zug  von  Tirard, 
bei  der  Zusammensetzung  des  Senates  eine  Spaltung  der 
Protektion  istischen  Mehrheit  durch  Trennung  der  Agrarier  von 
TOn  Industriellen  herbeiführen  zu  wollen.  Nur  dadurch  konnte 
überhaupt  Tirard  die  Durchsetzung  seiner  Grundsätze  erreicht 
«eben. 

Pouyer-Quertier  hatte  seinerseits  auch  die  Rede  des 
Ministers  abgewartet,  um  deren  Angriffe  im  einzelnen  zurück- 
weiaen  und  ihre  Schwächen  ausnutzen  zu  können.  Als 
aber  Tirard  erklärte,  er  würde  erst  nach  ihm  sprechen,  weil 
er  vorher  eine  Begründung  der  widerspruchsvoüen  Kora- 
missionsvorlage  erwarte,  sah  sieh  Pouyer-Quertier  ge- 
zwungen, zuerst  in  die  Schranken  zu  treten. 

Die  Handelsverträge  wolle  er  principiell  nicht  angreiften. 
Die  Politik  von  1860  aber  hätte  eine  ungünstige  Wirkung  ge- 
liabt  Ihr  Zweck,  neue  Märkte  der  Industrie  und  Landwirt- 
schaft zu  eröffnen^  sei  nicht  erreicht.     Seiden  waren  und  Wein 
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ßothen  die  Welt  Überschwemraen.  Statt  dessen  werde  nun 
Frankreich  von  den  Fabrikaten  des  Auslands'  überschwemmt 
Die  Weinauafuhr  hätte  sich  allerdings  auch  durch  die  Phylloxer» 
vermindert.  Aber  noch  vor  dem  Auftreten  der  Reblaus  wäre 
die  Ausfuhr  nicht  in  dem  erwarteten  Mafse  gestiegen.  Nament- 
lich nach  England  sei  sie  schwach  geblieben,  weil  dart  de^H 
Thee  den  Wein  verdrängt  hätte.  Frankreich  allein  sei  depH| 
Hauptabnehmer  seiner  Weine. 

Der   Export  der  Seidenwaren   sei   von   500   MilL    fr.    im 
Jahre  1859  auf  188  MilL  fr.  20  Jahre  später  gefallen. 

Und    für   die    erhoffte  und    nicht   eingetretene    Steigerunj 
der  Ausfuhr  hätte  man  den  Ruin   der  Handelsmarine  in  Ka 
nehmen  müssen,   Erst  das  neue  Gesetz  (vom  29.  Januar  1881^  a. 
das  ich    später  genauer  eingehen    werde)  mit  seinen    Prämi 
hätte  hier  wieder  Wandel  geschaffen. 

Die    Einfuhr   wachse    zur   selben    Zeit   zusehends.      Dal 
schlössen  die   anderen    Staaten    ihre   Thore.     Amerika,  dessen 
gewaltige  Produktion  über  Europa  herembreche,   und  weichet 
die  französiiächen   Waren,    namentlich  Weine,    besonders   hocf^ 
belaste,  gedeihe  prächtig  bei  dem  Schutzzollsystem.     Die  frai 
zösiachen  Landwirte   könnten   das   hl  Getreide  nicht   unter 
bis  22  fr.  abgeben,    Amerika   aber   teilweise   achon    für    14  l 
Die  Hoffnung  auf  eine  Erschöpfung   des   dortigen    Bodens  & 
ausgeschlossen. 

Was    für   Abwehrmittel    gäbe    ea    nun?     Der   FreihanA 
habe  in  England  die  Landwirtschaft  ruiniert.     Die  Viehein: 
könne  dort   nur   durch   Maisregeln   der   Geaundheitspolizei 
schränkt  werden.     Auch  sonst  habe    der  Freihandel  abge' 
Behaftet     Rufsland,  Italien,    Osterreich,    Deutschland,  S 
Portugal  und  Kanada  hätten  ihre   Tarife    erhöht*     Das 
Frankreich  befolgen» 

Der  Landwirtschaft  könne  man  allerdings  nicht  mehr,  al 
die  Kommission  biete,  augenblicklich  gewähren,  namentlich  nicht 
einen  Zoll  auf  die  Rohstoffe  der  Industrie, 

Gleichheit  vor  der  Steuer  sei  auch  sein  Grundsatz. 
Produzenten  zahlten  aber  zu  viel  Abgaben;  man  müsse 
den  Fabrikanten  entweder  diese  Steuern  zurückgeben  oder 
Kompensation  die  fremde  Einluhr  belasten.  Der  Aufsenhandel 
werde  liberschätzt;  der  innere  Markt  müsse  entwickelt  werdea. 
Ohne  Schutz  sähe  die  Industrie  sich  gezwungen,  die  Löhne 
zu  reduzieren;  das  sei  eine  politische  und  sociale  Gefahr» 

Die  Lehre  von  der  Handelsbilanz   sei   vollständig  richtig. 
Auch  die  engliche   Industrie  habe    unter  der   Freiheit   schwer 
zu  leiden.     Frankreich  sei  aber  in  ungünstigerer  Lage,  weil  «i,^ 
nicht,  wie  England,  Kolonieen  für  den  Export  besitze.  ^| 

Die  Textilindustrie  lebe  im  ärgsten  Notstande,  viele  Spin^^ 
nereien  müfsten  geschlossen  werden.     Nur  die  Kamniwollgame 
in  Reims,  Foumies   und    Koubaix   prosperierten,   weil   sie  am 
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besten  geschützt  wären.  Kardier te  Wolle  aber  unterliege  der 
Konkurrenz.  Die  Lyoneser  Seidenhändler  seien  freilich  zu- 
frieden, weil  sie  nicht  Fabrikanten ^  sondern  nur  Spekulanten 
ien,  die  die  Heimarbeiter  Lyons  je  nach  der  Geschäftslage 
achäftigten.  In  Hanf  und  Flachs  wäre  die  Zahl  der  Spindeln 
▼on  750000  auf  50000  gesunken.  Der  Minister  solle  doch 
einmal  die  ffrofsen  Industrieen,  welche  von  der  Zollreform  von 
1860  Vorteil  gehabt  hätten,  aufzählen. 

Pouyer-Quertier  schlofs  mit  einer  beweglichen  Klage  über 
die  notleidende  Landwirtschaft:  ,,Die  Produktion  von  Weizen 
ist  ebenso  unerläfslich ,  wie  ein  gutes  Heer."  Der  Ackerbau 
brauche  eine  unmittelbare  Hilfe,  nicht  Versprechungen, 

Der  Handels-  und  Landwirtschaft^^minister  Tirard  ant- 
wortete sofort  Der  Bericht  der  Kommission  und  ihre  Vor- 
schlage ständen  in  Widerspruch.  Pouyer-Quertier  klage  über 
die  Landwirtschaft,  hätte  aber  keinen  einzigen  Zoll  auf  Cere- 
alien  vorgesehlagen. 

Wie  stände  es  überhaupt  mit  der  Volkswirtschaft?  Pouyer- 
Quertier  behaupte,  von  1849  bis  1859  wäre  ein  Fortschritt  zu 
verzeichnen  gewesen  und  die  Ausfuhr  gestiegen.  Das  gab 
Tirard  zu,  doch  bestritt  er  den  Einflufs  der  damaligen  Schutz- 
Zollgesetzgebung  und  hob  als  Hauptgrund  dieser  Entwicklung 
die  englischen  Zollreformen  von  1 842  —  60  hervor.  Mit  der 
Öffnung  des  britischen  Marktes  mufate  sich  der  französische 
Export  naturgemäfs  vergröfsern,  Flir  England  sei  dies  kein 
Kachteil,  sondern  ein  grofser  Segen  gewesen.  Auch  die  fran- 
zösischen Regierungen  hätten  *iies  damals  eingesehen  und 
wollten  gleichfalls  zur  Handelsfreiheit  übergehen.  Aber  bis 
1860  wären  alle  Pläne  an  der  mächtigen  Koalition  der  indu- 
striellen Oligarchen  gescheitert. 

Im  übrigen  sei  auch  später  die  Ausfuhr  gestiegen.  Trotz 
der  scidechteü  Ernten  hätte  sie  von  1876  bis  1880  im  Mittel 
3365  Müh  fr  erreicht,  während  sie  1850  bis  1854  nur  1296 
Mill.  fr,  betrug.  Die  Einfuhr  wäre  auch  gewachsen.  Aber 
das  sei  kein  UnglUck,  weil  ihr  Gegenstand  Stoffe  wären^  die 
der  französiacbe  Boden  zu  wenig  oder  gar  nicht  erzeugte : 
Wolle,  Seide^  Bauholz,  Kohle,  Petroleum  und  Baumwolle,  Jute, 
exotische  Hölzer.  Sogar  Wein  müsse  Frankreich  jetzt  impur- 
tieren.  Aber  gegen  die  Reblaus  und  ebenso  gegen  die  Krank- 
heit des  Seidenwurms  helfe  kein  Zolltarif.  Könne  denn  ferner 
die  Getreideeinfuhr  aus  Amerika  als  ein  Unglück  betrachtet 
werden,  da  sie  doch  Frankreich  vor  einer  Hungersnot  bewahrt 
habe?  Eine  fortdauernde,  vernichtende  Einfuhr  von  dorther 
sei  undenkbar.  Jenseits  des  Oceans  gäbe  es  auch  ein  bestän* 
digea  Schwanken  der  Produktion  und  der  Preise.  Das  Gleiche 
gelte  von  Rufsland  und  Ungarn.  Rufsland  zumal  sei  sogar 
häufig  auf  eine  Einfuhr  angewiesen. 
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Was  nun  die  Industrie  anbetreffe,  so  sei  die  Fabrikat 
ausfuhr  beständig  gestiegen,  wenn  auch  die  Preise  gefidia 
wliren.  Die  vennehrte  Einfuhr  ginge  auf  Rechnung  der  Boli* 
Stoffe,  die  die  Industrie  doch  nicht  entbehren  kOnne. 

Der  Preis  der  Nahrung  aber  fbr  die  grolse  BeTGlkening 
k6nne  nicht  erhöht  werden.  Niemals  sei  Fleisch  und  Getreide 
so  teuer  gewesen,  wie  heute.  Die  Armenyerwaltnn^  hätte 
deshalb  bereits  eine  ErediterhOhung  beantragt  Auiserdem 
ginge  die  Regierung  vielleicht  schon  zu  weit  Ihre  Halaregeh 
gegen  gesalzenes  Fleisch ,  ein  billig  Volksnahmngsmittd, 
wegen  der  Trichinengefahr  seien  ja  dringend  nötig,  «ber  nun 
dürle  man  doch  nicht  auch  die  Kosten  des  frischen  Fleisches 
erhöhen« 

Man  fordere  immer  Steuerermälsigungen«  Hätte  die  Gesetz- 
gebung nicht  bereits  die  Abgaben  von  Zucker  und  Wein  berab- 
eesetat?  Was  nun  die  Gleichheit  der  firanzösischen  und  frem- 
den Produkte  vor  der  Steuer  anbelange,  glaube  man  denn, 
das  Ausland  bezahle  den  Zoll?  In  WirUichkeit  entrichte  ihn 
nur  der  französische  Konsument  Man  hätte  Frankreich  mit 
Steuern  überlastet  gefunden:  ab  Heilmittel  sddflge  man  nun 
eine  neue  Belastung«  die  Eihöhung  der  Tarife,  vor. 

Wie  könne  man  bloCs  Frankreich  ak  durch  die  libende 
Handelspolitik  ruiniert  schildern,  wenn  vor  aDer  Augen  die 
deutlichsten  Zeichen  des  Wohlstandes  sich  kund  gäben?  Das 
zeige  sich  schon  am  Stande  der  Sparkassen: 

lSo9  hätte  es    599  Sparkassen  mit    S36  Mill.  fr.  Einlagen. 
1S79  aber        13Ö2  ,  ,    1149     ,      , 

gelben.  Die  Rolle  der  Regierung  sei  nicht  leicht  Der  eine 
rute  nach  Schutz,  das  rerstofse  wieder  gegen  die  Interessen 
des  anderen.  Der  Augenblick,  einen  Schritt  auf  dem  Wege 
des  Freihandels  weiter  zu  gehen,  sei  allerdings  schlecht  ge- 
wählt.    Aber  ein  Rückschritt  sei  wenigstens  nicht  nIHig. 

Am  folgenden  Tage,  dem  IS,  Februar  1881  nahm  Po^yer- 
Quenier  noch  einmal  das  Wort  zur  Erwiderung,  und  auch 
Tirwrvl  sah  sich  zu  einer  Entgegnung  genötigt  Beide  prftct- 
sxerten  :hr>?n  Standpunkt:  keiner  gab  nach.  Dann  wurde  die 
Generaldiskossion  geschlossen. 

'X   Diskussion   der  ArcikeL 

Vor2  IS.  Februar  bis  zum  24.  Min  beriet  man  fie  AnzkeL 
Zaers:  zeigte  sich  die  Allianz  der  Industriellen  und  da*  Agra- 
rier rr::z  der  energischen  Oppcsshion  des  HandelsDÜnisaas 
dun:fca:i5  tV^t.  Mit  155  o?€ec  121  StimEen  erhöhte  der  S< 
den  Zr'J  flr  Ri-vier  von^6^l5r.  auf  »?  fr.  pro  K«pf. 
steigerte  =az  die  Abgaben  von  P^keMetsch  und  & 
schmalz :  :*mer  seh::!  man  fer  Roggen.  Ma»  und  Ha£er.  CerwfieB, 
welche    i:e   Kammer   frei   cela^n    hatte,   einen  Zol  tob  60 
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cents.  auf  den  metrischen  Centner  out  Verdoppeliiiig  des  Zolles 
für  Mehl  aus  diesen  Produkten.  Erhölmogen  erfuhren  ooeh 
die  Zolle  von  Wein»  Orangen  und  Citronen,  Rosinen,  Terpentin- 
essenzen, Weiter  ging  man  aber  nicht  für  die  Landwirtschaft. 
Der  höhere  Weizenzoll  wurde  verworfeiL  Ebenso  blieb  es  bei 
der  Zollfreiheit  der  ölhaltigen  Samen  und  Früchte^  der  Zoll- 
freiheit von  rollen  Fellen,  Wolle,  Flachs,  Hanf^  Seide  in 
CocoQs^  roh  oder  gezwirnt»  und  Holz. 

Der  Minister  Tirard,  unterstützt  von  den  Senatoren  Oaston 
Bazille  (Linke)  und  Barne  (re|jubh  Union)  erreichte  also  gegen- 
über den  Anstrengungen  von  Frcsneau  (JLegitimist)j  Pouyer- 
Quertier  (Monarchist),  Paris  (Monarchist)  und  Ancel  (reclites 
Centrum)  wenigstens^  daf«  die  wichtigeren  Agrarprodukte  nach 
dem  «tatus  quo  behandelt  wurden. 

Die  Agrarier  konnten  bei  dieser  Sachlage  unmöglich  ge- 
neigt sein,  sich  die  Industriefabrikate  verteuern  zu  lassen. 
Schon  die  Regierungstarife  mit  den  24**o  Erhöhung  gingen 
ihnen  zu  weit,  wenn  etwa  die  Vertragsverhandlungen  scheitern 
sollten»  Andrerseits  hatten  auch  die  durch  die  Deputierten- 
kammer  festgesetzten  specifischen  Zölle  erhöhende  Wirkung, 
Die  Koalition  der  Protektionisten  war  gesprengt.  Die  Forde- 
rungen für  Stahlräder,  für  Baumwollgarne  und  alle  wichtigen 
Industrieerzeugnisae  wurden  abgelehnt  und  nur  einige  wenige 
Artikel,  meist  im  Einklang  mit  der  Regierung,  erhöht. 


VII.    Kapitel 

Der  ueue  Oeneraltarlf. 

Die  Senats beschlüase  machten  eine  Rücksendung  deö  Tarifs 
zum  Palais- Bourbon  nötig.  Die  Karanierkommission  trat  wieder 
zusammen.  Jetzt  wollte  sie  alle  Nahrungsniittelzölle  en  bloc 
ablehnen.  Der  Minister  Ti rar d  war  im  Grunde  dafür.  Aber 
er  wtinschte  einen  Konflikt  mit  dem  Senate  zu  vermeiden,  um 
endlieh  die  grofse  Arbeit  zu  Ende  zu  tiUhren.  Der  General- 
tarif war  bei  tdler  Anerkennung  der  Vorarbeiten  anderer  sein 
eigenes  Werk.  Er  hatte  mit  Daranaetzung  seiner  ganzen 
Engerie  die  Vorlage  in  seinem  Sinne  durchzubringen  gewufst 
und  wollte  bei  der  Kurzlebigkeit  der  französischen  Ministerien 
—  seit  dem  Sturze  von  Thiers,  also  in  8  Jahren,  hatten  sich 
12  Ministerien  abgelöst  —  auch  die  Ehre  haben,  dem  Tarife 
Gesetzeskraft  zu  versehafTen.  Er  bestimmte  deshalb  die  Korn* 
mission  zu  einem  Übergang.  Die  Kammer  billigte  auch  alle 
Beschitlsse  der  Kommission  am  2.  April  1881,  Von  den  76 
Veränderungen  des  Senats  nahm  sie  49  an,  darunter  die  Forde- 
rungen fttr  Kolonialwaren,  Medikamente,  Fasern^  Stengel 
und  Früchte  zur  Bearbeitung,    chemische   Produkte,    Farben, 

FotMbiißgiia  XVIU  i.  -  RauscIu  11 
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Parfbmerien ,  Topfwaren,  Textilien,  Metallwaren,  Sparterk^ 
Korbmacherwaren  und  verschiedenes.  27  Artikel  veränderte 
die  Kammer  nach  ihren  alten  Beschlüssen.  FVüt  Rinder  empfidhl 
sie  nur  die  Hälfte  des  vom  Senat  vorgeschlagenen  Zolls. 

Der  Senat  hörte  am  7.  April  den  Zosatzbericht  Ferajs, 
welcher  die  Vorlage  in  dieser  Form  empfahl.  Nor  wollte  man 
durchaus  den  Zoll  Rir  Roggen,  Mais  und  Hafer  und  für  Reis 
beibehalten.  Aber  trotz  neuer  Anträge  der  Agrarier  und  der 
heftigsten  Ausfl&Ue  von  Po  ujer- Quer  ti  er  und  Paris  auf  den 
Minister  Tirard  wurden  am  8.  April  die  KAmmerbeschlüsse 
zum  Gesetz  erhoben. 

Am  7.  Mai  1881  wurde  das  neue  Gesetz  amtlich  verkündet 
Unterzeichnet  war  es  von  dem  Präsidenten  der  Republik  Jules 
Gtrivj  und  dem  Minister  Tirard. 

Zur  genaueren  Schilderung  dieses  Tarifs  millste  ich  an 
dieser  Stelle  eine  Zusammenstellung  seiner  wichtigeren  Be- 
stimmungen bringen.  Ich  will  das  nier  unterlassen,  weil  ich 
später,  bei  der  Darlegung  des  neuen  Konventionair^imee^  ge- 
zwungen bin,  auf  die  Zahlen  des  Generaltarifs  zurückzugreifen 
und  dann  noch  einmal  einen  Abrifs  davon  geben  müfste. 

Der  neue  französische  Generaltarif  war '  ein  Kompromifs 
zwischen  den  verschiedenen  Wirtschaftsanschauungen.  Die 
Zollerhöhung  von  24  ^.  o  bedeutete  ein  Entgegenkommen  der  im 
ganzen  siegreichen  liberalen  Auffassung  gegenüber  den  Wün- 
schen der  Schutzzöllner.  Frankreich  liels  sich  aber  trotz  der 
Industriekrisis  und  der  schlechten  Ernten  von  1878  79  doch 
nicht  von  der  Strömung  der  Zeit,  die  in  den  anderen  Staaten 
zu  einem  Wechsel  in  der  Handelspolitik  fUirte,  fortreifaen  und 
blieb  dem  kaiserlichen  Zollsystem  treu.  Man  darf  sich  aber 
nicht  der  Täuschung  hingeben,  dafs  man  den  firanzflaiichen 
Tarife  auch  nicht  den  Konventionaltarif  Napoleons,  Ükr  firei- 
händlerisch  hält.  Er  war  nur  verhältnismäfsig  liberal  gegen- 
über dem  alten  Generaltarif  von  1816  und  den  Fordenuigeo 
der  Grofsindustriellen  und  Landwirte. 

Deutschland  hatte  zu  jener  Zeit  den  Sprung  aus  einer 
bedeutend  freihändlerischeren  Ära  zur  SchutzzoUpolitikmiteinoaa 
autonomen  Tanf  gemacht.  Frankreich  war  immer  mlfsig 
schutzzöUnerisch  gewesen  und  blieb  im  Interesse  der  Steti^eit 
seiner  Handelsbeziehungen  bei  seinem  Zollsystem. 

Übrigens  hatte  sich  die  Sachlage  schon  1880  inaofem  ge- 
ändert als  der  alle^meine  Druck,  welcher  auf  der  Industrie 
lastete,  verschwand ;  der  französische  Aulsenhandd  war  wieder 
im  Aufschwung  begriffen.  Auch  die  Ernteerträge  der  Lmnd- 
Wirtschaft  stiegen,  während  sich  die  mittleren  Preise  ftar  den 
hL  Weizen  auf  23  oder  24  fr.  hielten.  Vor  1858  waren  sie 
nur   19  fr.  gewesen.      Amerikanische  Lieferungen  su   14   fr. 


hält  Ami  für   aus    der    Luft  gegriffen  ^     Nach  der   officiellen 
'Itatistik    und   unter   Abzug    Elsafs- Lothringens    betrugen   die 
ateerträge  im  Mittel: 

1850^59 82  215000  hl 

1860—69  ......  95747000  „ 

1870—79 96405  000  „ 

1880 99471000  , 

Gegen  die  Krankheit  des  Seidenwurms    und   die  Reblaus 
konnte  natürlich  der  Generaltarif  nicht  hdfen.   Für  den  Wein- 
bau schritt  die  Geäetzgebung  in  anderer  Weise  ein.     Ein  Ge- 
setz vom  15.  Juli  1878  gab  dem  Präsidenten  der  Republik  die 
Vollmacht,  die  Einfuhr    von    Wein,    auch    von    Blättern,    Ab- 
iDgen,  Weinpfählen,  Humus  aus   verseuchten    Gegenden   des 
_  Auslands  und  auch  die  Übertragung  aus  französischen  Departe- 
"tnents  in  andere  zu  verbieten. 

Auch  den  Koloradokäfer  (Doryphora),  welcher  dem  Kar- 
^K^ffelbau  gefährlieh  war^  trafen  ähnliche  Mafsregeln  der  K&- 
^Blerung« 

^B  Schliefslich  wurde  noch  eine  internationale  Reblauskon- 
^^ention^  angeregt,  die  am  17*  Dezember  1878  ein  gemein* 
[  sames  Vorgehen  gegen  die  Phylloxera  beschlofs.  Der  Über- 
I  etnkunft  schlössen  sich  zuerst  das  Deutsche  Reich,  Osterreich- 
I  Ungarn,  Frankreich,  Portugal,  die  Schweiz,  Belgien  und  Luxem- 
burg* an,  später  die  anderen  Staaten. 

Der  Landwirtschaft  kamen,  wie  ich  kurz  erwähnen  will, 
noch  verschiedene  andere ,  im  Interesse  der  Volksgesundheit 
erfolgende  Regierungserlasse  zu  Hilfe,  allerdings  nicht  mit  dem 
ausgesprochenen  Zwecke,  der  Viehzucht  im  besonderen  zu 
nützen.  So  verbot  die  Regierung  des  öfteren  die  Vieh-  und 
Fleischeinfuhr  von  Deutschland  und  namentlich  von  Österreich- 
Ungarn  und  Rufsland,  Mehr  Aufeehen  und  grimmige  Angriffe 
«dfir  Freihandelspresse  verursachte  das  Vorgehen  Tirards  gegen 
erika.  In  der  Stadt  Crtipy*en-Valoiß  starb  ein  Einwohner 
Nachweislich  an  Trichinose.  Der  Handelsminister  verbot  in- 
folgedessen die  Einfuhr  von  gesalzenem  Schweinefleisch  aus 
den  Vereinigten  Staaten  durch  ein  Dekret  vom  18*  Februar 
1881.  Im  Jahre  1882  wurde  sogar  ein  Gesetz  im  Parlament 
eingebracht  und  beschlossen ,  welches  Sonderuntersuchungen 
über  die  amerikanischen  Schweine  einführte.  Die  amerika- 
nische Regierung  drohte  mit  Repressalien,  konnte  aber  die 
gesetzgebenden  Gewalten  Frankreichs  von  ihren  durchaus  ge- 
rechtfertigen  Mafsregeln  nicht  abbringen. 


Journal  des  Econ.    Mai  1881. 

*  H,  A,  1880.  I  a  249. 

•  H.  A.  1882.  1  64:1 
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VIII.   Kapitel. 
Das   Marinegesetz. 

1.   Die   ersten   Entwürfe. 

Die  französische  Handeispolitik  bewegte  sich  also  in  fester 
Bahn.  Der  neue  Tarif  war  beschlossen,  und  alle  Klagen,  die 
jetzt  noch  angestimmt  wurden ,  hatten  nur  die  Bedeutung  der 
Agitation  fUr  eine  weitere  Zukunft.  Dabei  hatte  aber  die  Be- 
gier ung  ei  n  Interesse  nicht  vergessen,  das  zu  Beginn  des  Jah^ 
zehnts  am  meisten  die  Augen  der  Mitglieder  des  ParlamentB 
auf  sich  gezogen  hatte,  das  Interesse  der  Handelsmarine.  Be- 
kanntlich waren  alle  gesetzgeberischen  Schritte  an  der  Macht 
der  Verträge  gescheitert  Aber  aus  der  öffentlichen  Meinung 
verschwand  die  Diskussion  über  die  französische  Schif&thrtt* 
politik  nicht,  und  die  gesetzgebenden  Faktoren  beschäftigten 
sich  eindringlich  mit  dieser  Frage,  bis  sie  noch  vor  Beendigung 
der  Beratungen  des  Generaltarifs  durch  das  Handelsmarinegeaeti 
vom  29.  Januar  1881  ihre  Lösung  fand. 

Die  Ursprünge  dieses  Gesetzes  reichen  auf  den  Beschlnfs 
der  Nationalversammlung  vom  28.  Juli  1873  zurück,  worin 
die  Regierung  aufgefordert  wurde,  durch  eine  von  ihr  ernannte 
Kommission  „die  wirksamsten  Mittel  zu  prüfen,  um  der  Handeli- 
marine  zu  helfen  und  ihr  Wohlergehen  zu  sichern^.  Die  Re- 
gierung befolgte  diesen  Wunsch  und  unternahm  eine  Enqnete 
über  cUe  Lage  der  SchifFsbauindustrie  und  der  Reederei,  welche 
am  15.  Juli  1874  zu  Ende  ging.  Aber  der  Bericht,  welchen 
DupuydeLöme  darüber  abstattete,  blieb  lange  Zeit  im  Mini- 
sterium vergraben.  Die  Handelsmarine  forderte  darin  einen 
Schutz  aller  beteiligten  Industrieen  auf  mittlerer  Grundlage. 

Endlich  machte  am  22.  Mai  1876  der  Senator  Vandier 
(rechtes  Centrum)  auf  Grund  der  EnquetebeschlUsse  im  Senat 
einen  Gesetzesvorschlag. 

Der  Artikel  I  des  Gesetzes  von  1866,  welcher  die  freie 
Zulassung  der  Rohstoffe  fUr  den  Schiffsbau  gewährte,  war 
danach  abzuschaffen.  Als  Kompensation  sollten  die  Schiffsban* 
werften  Prämien  erhalten,  und  zwar  60  fr.  auf  die  Mefstonne 
bei  Schiffen  aus  Eisen  oder  Stahl,  ohne  Abzug  für  den 
Maschinenraum;  20  fr.  bei  Holzschiffen  mit  einem  Tonnen- 
gehalt von  200  Tonnen  und  darüber,  10  fr.  für  kleinere  Schiffs. 
Aufserdem  sollten  für  die  Schiffsmaschinen  noch  12  fr.  auf 
100  kg  netto  gewährt  werden. 

Die  Reeder  erhielten  eine  Unterstützung  von  1  fr.  täglich 
für  die  Fahrt  und  für  jeden  Mann,  welcher  der  staatlichen 
Inskription  unterlag. 

Der  Senator  An cel  (rechtes  Centrum)  erstattete  über  diesoD 
Antrag  am  3.  Juli  1878  einen  empfehlenden  Bericht,  dem  am 
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11.  Juli  die  grundsätzliche  Anoahrae  des  Vorschlags  im  Senat 
folgt©;  es  kam  aber  nicht  zu  eitlem  Geaetz,  weil  bereits  von 
anderer  Seite  die  Vorarbeiten  dazu  in  die  Hand  genommen 
waren.   — 

Zu  derselben  Zeit  nämb'ch  beschäftigte  diese  Frage  auch 
die  Deputiertenkammer.  *Schon  am  1,  April  1876  hatten  die 
Deputierten  Try  stam  (geraäf^^.RepubL),  Chi  r  i  s  (gem.  Republ.) 
und  Genossen  einen  Antrag  eingebracht,  eine  Kommission  zum 
Studium  der  L^ige  der  Handelsmarine  einzusetzen. 

Mit  bestimmten  Vorschlägen  traten  bald  darauf  Jules  Le 
Cesne  (Linke)  aus  Le  Havre  und  La  Chamb  re  (recht.  Centrum) 
aus  Saint-Malo  hervor.  Beide  Anträge  wurden  der  Initiativ- 
kommission der  Kammer  überwiesen.  Le  C  es ne  blieb  auf  dem 
Boden  der  liberalen  Schiffahrtspolitik  von  1866  stehen.  Die 
Flaggenzusebläge  für  fremde  Schiffe  hielt  er  für  UDZuläasig.  Aber 
Entrepotzuschläge  schienen  ihm  weniger  lustig.  Vor  allem 
wollte  er  die  Reeder  von  der  Bevormundung  durch  die  zahl- 
reichen Reglements  befreien.  Das  Lotsen  war  bisher  für  alle 
Schiffe  mit  einem  Gehalt  von  über  80  Tonnen  obligatorisch. 
Er  wollte  die  PHichtgrenze  auf- 15Q  Tonnen  hinaufrücken.  Die 
Visitationsabgaben  alle  sechs  Monate  einmal  zu  entrichten, 
hielt  er  für  genügend.  Die  Besitz  wechselabgaben  (droits  de 
mutation),  welche  2^4^  ©  des  Werts  betrugen,  sollten  auf  2  fr. 
flir  die  Tonne  ermäfsigt  werden.  Auch  die  Konzessions- 
gebühren (droits  de  patente)  waren  ihm  zu  hart.  Er  verlangte 
eine  Reduktion  auf  b  cents.  für  die  Mefstonne,  —  Dies  waren 
die  Entlastungen  *'ür  die  Reeder. 

Ftlr  den  Schiffsbau,  dem  die  freie  Zulassung  des  Bau- 
materials  genommen  werden  sollte,  forderte  Le  Cesne  Prämien 
im  Betrage  von  2  MilK  fr.»  aber  nur  für  Schiffe  von  mehr 
als  100  Tonnen  und  vorübergehend,  auf  10  Jahre. 

Die  Reeder  sollten  für  die  gleiche  Zeit  8  MilL  fr.  em- 
pfangen. Die  Prämien  waren  nach  der  Dauer  der  Fahrt  und 
aem  Tonnengehalt  berechnet.  Neue  Schit^e  hatten  einen  An- 
spruch auf  einen  höheren  Satz,  als  ältere.  Die  Prämie  auf 
clen  Kopf  der  Besatzung  verwarf  Le  Ceane^  weil  damit  die 
alten,  üoerlebten  Segelschiffe,  welche  eine  gröfsere  Besatzung 
brauchten,  den  Hauptschutz  erhalten  würden. 

Er  beantragte  aufserdem  noch  die  Errichtung  einer  Staats- 
kreditbank mit  einem  Kapital  von  50  MilL  fr*  für  die  Zwecke 
der  Reeder.  Die  Unterstützung  der  Handelsmarine  sollte,  das 
war  »ein  Grundgedanke,  aber  nur  zeitweilig,  vorläutig  auf 
10  Jahre  eingerichtet  werden. 

Der  Antrag  La  Chambre  war  nicht  so  umfangreich^ 
verlangte  aber  mehr.  Er  bedauerte  das  Fallenlassen  der 
Flaggenabgaben  und  forderte  eine  Erhöhung  der  Export- 
ztiflchUge.  Die  Hauptsache  war  ihm  aber  die  direkte  Staats- 
hilfe  in  Form  einer  Prämie  oder  Subvention.     An  Mafsregeln 
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zur  Förderung  des  Fortschritts  im  Schiffsbau  dachte  er  dabii 
nicht,  doch  liefs  er  die  Berechnung  der  Prämie  nach  der 
Zahl  der  Besatzung  fallen  und  wollte  sie  nur  nach  dem  Tomieii- 
gehalt  festgesetzt  wissen.  Im  Mittel  sollte  die  Prämie  auf 
10  Jahre  1,68  fr.  betragen,  während  Le  Cesne  etwa  1,26  fr. 
forderte.  Le  Cesne  hatte  die  Prämien  nach  dem  Alter  der 
Schiffe  abnehmen  lassen.  La  Chambre  stellte  nur  zwei  Kate- 
gorieen  von  Schiffen  auf,  solche,  welche  weniger  als  10  Jahre 
alt,  und  welche  älter  waren. 

Die  Initiativkommission  nahm,  wie  der  Bericht  Daprat 
(gemäfs.  Linke)  vom  12.  August  1876  hervorhob,  beide  An- 
träge sehr  günstig  auf.  Frankreichs  Handelsmarine  war  nach 
dem  Bericht  von  den  Vereinigten  Staaten,  Ehigland,  Schweden- 
Norwegen,  Deutschland  und  Italien  überfltLgelt:  „  Während  der 
Tonnengehalt  anderer  Marinen  sich  in  gewaltigen  Proportionen 
entwickelt,  bleibt  der  unsrige  stehen  oder  wächst  nur  in  un- 
merklichen Proportionen.  Wir  besafsen  ehemals  die  Hälfte 
der  Nationalfracnt :  heute  nennen  mir  nicht  mehr  als  ein  Drittd 
unser.  Unsere  Werften,  ehemals  so  belebt,  schlafen  oder  liegen 
unthätig:  mehrere  schliefsen  segar  ihre  Thore,  wie  wenn  das 
Leben  sich  von  uns  zurückzöge.  An  jedem  Tage  wenden  die 
fremden  Marinen  für  ein  neues  Schiff  statt  des  S^els  den 
Dampf  an,  sie  ersetzen  das  Holz  durch  das  Elisen;  and  eine 
Art  abergläubischer  Verehrung  kettet  uns  an  das  Gerät  der 
Vergangenheit,  welches  unseren  Vätern  nützlich  hat  dienen 
können,  welches  uns  aber  mehr  und  mehr  unnütz  wird.  Das 
ist  der  Verfall,  ein  vollständiger  Verfall  unserer  Handelsmarine, 
d.  h.  eines  der  kostbarsten  Bestandteile  unserer  Kriegs-  und 
politischen  Macht"  — 

Die  Ursache  des  Verfalls  liege  nach  La  Chambre  in  der 
Gesetzgebung  von  1866,  nach  dem  weniger  protektionistischen 
Le  Cesne  in  der  Inferiorität  des  Schiffsmaterials,  in  den  Lasten 
welche  auf  der  Marine  liegen,  in  dem  Fehlen  des  Kredits  für 
Seeuntemehmungen.  Der  Vorschlag  der  Initiativkommission, 
beide  Anträge  in  Erwägung  zu  ziehen,  wurde  am  II.  Januar 
1877  ohne  Debatte  angenommen  und  alsbald  eine  Sonder- 
kommission gewählt 

In  dieser  Konmiission  safsen  hauptsächlich  Abgeordnete 
der  Seestädte  und  der  Küstenbevölkerung.  Le  Cesne  selbst 
übernahm  das  Amt  des  Berichterstatters.  ,Die  notwendigen 
und  dringenden  Hilfsmittel*  sah  die  Kommission  ,in  der 
Mannigfaltigkeit  der  Mittel,  die,  unwirksam  in  ihrer  Isolierong, 
alles  vermögend  durch  ihre  Vereinigung  würden*.  Die  Kom- 
mission hatte  Le  Cesne  beauftragt,  noch  eine  weitere  Reihe 
von  kleinen  Mitteln  ausfindig  zu  machen.  Aus  seinen  Vor- 
schlägen wurde  ein  Gesetz  formuliert,  das  Le  C^sne  der 
Kammer  am  16.  Juni  voriegte.  Aber  bereits  einen  Monat 
vorher  war,    wie  ich  oben  geschildert  habe,   eine  Staatskrisis 
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bald   zur  Auflösung  der  Kammer   und  zur 
sämtlicher     schwebender     Gesetzentwürfe 


2.    Generaldiakussion   in   der   Kammer. 

Nach  den  Neuwahlen,  am  26,  November  1877»  beantragte 
I  der  Deputierte  Farcy  (repubL  Union),  eine  neue  Handels- 
^™  marinekommiösion  zu  wählen.  Le  Cesne  hatte  für  dieselbe 
^H  bereits  ein  Projekt,  welches  von  114  Abgeordneten  unterzeichnet 
^Bwar,  ausgearbeitet.  Die  Verhältnisse  lagen  jetzt  bedeutend 
^H  ffftnstiger.  Aber  der  eifrige  Vorkämpfer  für  die  Gesundung 
^H  der  Handelsmarine  sollte  den  Erfolg  seiner  Schritte  nicht  er- 
^™  leben.  Er  starb  eines  plötzlichen  Todes.  An  seine  Stelle  trat 
der  Alterspräsident  der  Kammerj  Desseaux  (Linke)  aus  Ronen, 
welcher  am  17.  Mai  1878  seinen  Bericht  erstattete.  In  der 
folgenden   Session    fehlte    es    indessen    an  Zeit  zur  Beratung; 

!das  Projekt  wurde  für  den  Januar  1879  zurUekgestellt  und 
kam  endlich  am  28.  Februar  auf  die  Tagesordnung,  Die 
Generaldiskussion  dauerte  bis  zum  8.  März. 
In  seinem  Bericht  schilderte  Desseaux  zunächst  die  Vor- 
arbeiten. Dann  gab  er  ein  Bild  von  der  Lage  der  Handels- 
marine. Der  Auteil  der  französischen  Schiffe  am  französischen 
Seehandel  sei  vor  1866  37— 41  <*/<*  gewesen,  1869  32—33^/0, 
1876  nur  20**/o,  bei  Abzug  der  subventionierten  Marine  nur 
18'2**'o,  Frankreichs  Marine  sei  von  der  zweiten  auf  die 
sechste  Stelle  gesunken.  Die  Reeder  aus  Nantes  und  Ha  vre 
behaupteten,  Frankreich  verlöre  jährlich  63  427  Tonnen,  im 
letzten  Jahre  wären  auf  heimischen  Werften  9136  Tonnen  ge- 
baut worden,  hingegen  12000  Tonnen  importiert  In  6  Jahren 
würde  die  Marine  zu  Grunde  gerichtet  sein.  Der  Minister 
des  Handels,  Teisäerenc  de  Bort,  bestreite  das  mit  Unrecht. 
Auch  seine  Beftirchtung,  dafs  die  Handelsmarine  gegen  die 
Toiigeschlagenen  Zuschläge  Repressalien  zu  erwarten  habe,  sei 
^  grundlos. 

Die  Ursachen  des  Notstandes  waren  nach  Ansicht  der 
Kommission  die  Gesetzgebung  von  1866,  die  Mehrkosten  von 
Holz  und  Eisen  in  Frankreich  gegenüber  den  anderen  Staaten, 
die  Höhe  der  Steuern  und  die  Beschränkungen  des  Personals 
durch  die  vielen  Gesetzesbestimmungen  (Inskription).  Der 
»Staat  müsse  helfen,  weil  die  Marine  im  Kriegstall  ihm  mit 
ihren  Schiffen  und  Mannschaften  diene*  Drei  Viertel  der 
Mannschaft,  sowie  der  Kapitän  und  die  Offiziere  müfsten 
Franzosen  sein  und  würden  in  letzter  Linie  für  den  Staat 
ausgebildet.  Dais  treffe  besonders  fiir  die  Hochseeschi tYahrt 
zu,  welche  der  Marinemioister  deshalb  entwickelt  wissen  wollte, 
Sog^!'  der  Handebrainister  hätte  sich  in  der  Kommisston  diesen 
atiASchlaggebenden  Gründen  nicht  verschliefsen  können. 


^ 


Zum  Selilüfü  brachte  Desseaux  die  Kompensationstheorw 
zum  Ausdruck :  „Alle  unsere  Jjiduötrieeu  sind  durch  kompenJ 
satorische  Tarife  geschützt  ,  *  .  .  Allein  die  Handelsniarin« 
bieht  öicli  einer  unbegrenzten  Konkurrenz  gegenübergesteUl^ 
welcher  keine  Industrie  widerstehen  könnte.  Die  Flaggen* 
zuachlagsabgabe  hat  sie  früher  gescliUtzt;  diese  ist  abgeschafft. 
Eine  Komuensation  ist  ihr  versprochen  wordeo.  Man  kann  ^j 
öie  ihr  nicht  verweigern'".  ^B 

Die  Vorlage   der   Konimisi>ion    befolgte   fast   wörtlich   ciie^^ 
Vorschlüge     Le     Cesnee.       Den    weitergehenden    Antrag    auf       , 
Wiederherstellung   der  Flaggenzuscbläge   hatte   sie   abgelehnt,       | 
weil   er   die    Konsumenten   schädige    und  Repressalien    selten« 
der  Vertragsmächte  hervorrufe     Diu  Enti-epotzuschläge  sollten 
nur  die  indirekte  Einfuhr  treffen. 

In  der  Diskussion  am  28.  Februar  1879  legte  Desaeaux 
noch  einmal  die  Gründe  für  das  Gesetz  als  erster  Redner  dar.  ^^j 
Die  Schiffiiindustrie   rufe   nach  Staatshilfe   wegen  der  Soader*^^ 
lasten,  die  sie  zu  tragen  habe,  und  wegen  der  Dienste,  die  sie ^^ 
dem  Staate    leiste.     Nach    der  Aussage  der  Admirale  brauche 
die  Kriegsmarine  Leute,    welche    auf   der  Hochseefahrt    (long 
CQurs)  ausgebildet  seien;  auf  die  Fischer  allein  könne  sie  nicht 
zurückgreifen.    Leider  stünde  die  Vorlage  ungünstig,  weil  sich 
der  frühere  Minister  Teisserenc  de  Bort  dagegen  ausgasprocbea 
habe.     Aber  Petitionen  aus  allen  Häfen  und  Werften,  aus  den 
verwandten  Industrieen  (von  Holz,  Eisen,  Kupfer,  Segeltuchen) 
und  von  einer  Menge  von  Arbeitslosen  bewiesen  die  dringende 
Kotwendigkeit  des  Gesetzes. 

Das  einzig  zu  bedenkende  sei  die  Finanzfrage.  Desseauit 
war  aber  überzeugt,  dafs  man  die  nötigen  14  Mi  IL  fr.  fCIi'  die 
Prämien  durch  Einschränkung  in  den  Ausgaben  und  vor  allem 
durch  lokale  Abgaben,  welche  noch  lange  nicht  in  allen  Häfen 
erhoben  würden  und  in  England  bedeutend  hölier  wären,  als 
in  Frankreich,  aufbringen  könne.  Das  Freihandelsprinzip  sei 
damit  noch  nicht  verlassen.  — 

In  etwas  umfangreicherer  Weise,  aber  in  demselben  Sinne 
äulserte  sich  der  Abgeordnete  A 1 1  a  i  n  - T  a  r  g  (i  (repubb  Union). 
Der  Niedergang  der  Marine  und  ihr  Zurückgehen  au  die 
siebente  Stelle  sei  erwiesen.  Die  grofaen  Eisenbahnen  dagegen 
mit  ihren  niedrigen  Frachtsätzen  erfreuten  sich  eines  Monopols, 
Geschadet  habe  der  Marine  vor  allem  die  Gesetzgebung.  1861 
sei  der  Kolonialpakt,  welcher  zuvor  die  Kolonieen  der  fran- 
zösischen Flotte  reservierte,  aufgehoben.  Seit  186G  würden 
die  Kolonieen  sogar  als  Ausland  betrachtet.  Damit  raubte 
man  der  Flotte  die  Fracht,  Schädlich  sei  auch  die  Auf  hebung  der 
Flaggenzuschläge  und  die  Erniedrigung  der  Entrepotabgabeu 
tllir  die  indirekte  Schiffahrt  gewesen. 

Man  hätte  nun  vermeintliche  Scbutzmafsregeln  getroffen: 
1.    hätte  man  der  Reederei  erlaubt^  duix^h  Zahlung  eines  ein- 


I 
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ben   Bilauzzolles   von   2  fr.   auf  die   Tonne  fremde  Schiffe 
ionalisieren  zu  können.    Die  Folge  davon  sei  der  Untergang 
SchiflFsbauindustrie  gewesen.     Die    französischen  Werften 
|6D  produziert : 

116OÖ0  Tonnen 
81000 


1857 

1867 
1871 
1872 
1873 
1877 


davon  20000  Tonnen 


55000 

60000 

40000 

26000        , 

Segelschiffen  und  nur  6000  von  Dampfern,    Der  vorüber- 

lende  Aufschwung   im  Jahre  1872  sei  durch  die  damals  er* 

olgte,  bald  wieder  aufgehobene  Einführung  der  Flaggen  zuschlage 

f  erklären. 
2  Hätte  man  die  PostdienstschiAFe  mit  23^iMill.  fr.  Bub- 
ventioniert  Dieses  Mittel  habe  aber  bewirkt,  dafa  die  unter- 
Ätützte  Marine  die  übrige  zu  Grunde  richtete* 
^k  Die  der  Marine  auferlegten  Lasten  aber  seien  geblieben, 
^Ke  Inakription  schädige  die  Reeden  Von  den  französischen 
Seeleuten  müfsten  ^4  in  den  StaatsHeten  stehen*  England 
dagegen  nehme  für  seine  Flotte  Leute  jeder  Herkunft,  und 
zu  den  geringsten  Löhnen*  Die  französisclien  Schiffe  seien 
aus  Mangel  an  Matrosen  oft  am  Auslaufen  verhindert.  Eng- 
land habe  statt  der  Inskription  eine  Reserve  von  18000  See- 
leuten,  die  nur  nach  Loiiaon  und  in  bestimmte  Häfen  gehen 
durften  und  dem  Staate  jährlich  nur  6  Milb  fr,  kosteten.  Das 
eei  für  einen  Kriegsfall  besser  als  die  Inskription ,  die  kein 
Volk  kenne.  Schweden  verlange  nur  einen  einheimischen 
Kapitän. 

Vor  allem  leide  die  Hochseeschiffahrt,  der  „lange  Kurs", 
iwrelcher  fast  nur  Dampfer  beschäftige,  während  man  doch 
immer  behaupte,  dafs  der  Rückgang  durch  das  Abnehmen  der 
Segelschif fahrt  eingetreten  sei. 

Die  Zahlen  der  Ein-  und  Ausfuhr  zur  See  sind  nach 
Allain  Targ^  folgende: 

kl867  französische  Schiffe 
fremde  ^ 

1877  franzusische       „ 
fremde  „ 

In  Tonnen: 

1867  französische  Schiffe  4146000  Tonnen 

fremde  „       6846  000 

1877  französische        ^       5354000 

fremde  „       9052000 

(Die  KüstenschitYahrt    und   der  Fischfang   sind    in   diesen 
len  mit  berücksichtigt.)  — 


2ur 

2  441 
2911 
2359 
3594 


Mill.  fr. 
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In  zwanzig  Jahren  habe  sich  die  Fracht  verdoppelt,  der 
französische  Anteil  daran  aber  nur  um  8®/o. 

Allain  Targ6  ging  dann  auf  die  Einzelvorschläge  ein.  Die 
Reeder  hätten,  um  ihr  Material  umzugestalten!  eine  Prftmie 
nötig,  nicht  fbr  immer,  aber  doch  zeitweilig. 

Der  Entrepotzuschlag  nütze  ihnen  nichts  sondern  nur  dem 
Handel;  doch  wolle  er  ihn  nicht  ablehnen.  Verwerflich  aber 
sei  die  staatliche  Einrichtung  des  Seekredits.  Nur  die  Börseo- 
leute  würden  davon  profitieren.  Das  nötige  Vertrauen  in  die 
Seeunternehmungen    würde    sich    schon    durch    die    Reeder 

Erämie  einstellen.  Dadurch  sei  das  Seekreditinstitut  ent- 
ehrlich. 

Allain  Targ6  erklärte  sich  selbst  fttr  einen  Freihändler, 
er  hätte  stets  gegen  Zollerhöhungen  gestimmt.  Aber  man 
dürfe  nicht  so  weit  gehen  und  saeen:  »Die  Handelsmarine 
möge  zu  Grunde  gehen,  wenn  nur  aas  Prinzip  besteht".  Der 
Notwendigkeit  müsse  man  weichen. 

Subventionen  des  Staates  gäbe  es  doch  auf  allen  Ge- 
bieten, so  für  Theater,  Schulen,  auch  schon  für  die  Schi£Eüirt 
Warum  denn  nun  nicht  fUr  den  Schiffsbau  und  die  Reederei? 
Auch  England  subventioniere  seine  Postschiffe  j  die  zudem  in 
allen  Weltteilen  Rückfracht  fknden.  Ein  warnendes  Beispiel 
sei  Belgien,  das  Entrepot  für  die  ganze  Welt.  Seine  Flotte 
sei  durch  den  Mangel  an  jeglichem  Schutz  ruiniert.  Antwerpen 
sei  ein  englisch-deutscher  Hafen  geworden.  In  Frankreich 
würde  es  bald  ebenso  kommen,  wenn  obendrein  noch  die 
Eisenbahnen  englische  Kohlen  zu  ermäfsigten  Frachtsät»» 
transportierten,  und  damit  indirekt  die  englische,  diese  Kohlen 
eini\lhrende  Marine  unterstützten.  Allain  Targ4  erklärte  sich 
also  im  allgemeinen  für  das  Projekt  Doch  kündigte  er  an, 
gegen  das  Seekreditinstitut  und  gegen  die  Reederprämie  stimmen 
zu  wollen,  letzteres  aber  nicht  grundsätzlich ,  sondern  nur, 
weil  die  zu  Grunde  gelegte  Berechnung  zu  sehr  das  veraltete 
Material  schütze.  Der  betreffende  Artikel  müsse  an  die  Kom- 
mission zurückverwiesen  werden.  — 

Gegen  diese  beiden  Bestimmungen  der  Vorlage  sprach 
sich  auch  der  Abgeordnete  P  e  r  i  n  (äufserste  Linke)  aus.  Die 
Krediteinrichtung  würde  nur  die  grofsen  Gründergesellschaften 
fördern.  Die  Reederprämie  würde  die  Umgestaltung  de§ 
Materials,  die  Ersetzung  des  Holzes  durch  Eisen,  versögera. 
Ein  Schutz  für  die  Marine  könne  nur  durch  die  Untersttttcnng 
der  anderen  Industrieen  bewerkstelligt  werden,  damit  der 
Marine  in  deren  Erzeugnissen  Fracht  zur  Verfügung  stände.  Die 
Prämie  für  den  Schiffsbau  wolle  er  indessen  gutheiCsen. 

Man  solle  übrigens  den  Wert  der  Handelsflotte  für  den 
Staat  nicht  überschätzen.  Die  Kriegsmarine  müsse  ihre  Leute 
ganz   anders   ausbilden,   als   früher  zur  Zeit  der  Segdsefaiffe. 
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Für  den  Kriegsfall  seien  alle  Leute  geeignet,  auch  die  Fischer 
und  Küstenfahrer. 

Aufser  der  Schiffsbauprämie  seien  alle  Vorschläge  des 
Gesetzes  unbrauchbar.  — 

Der  Abgeordnete  Gaudin  (Bonapartist,  appel  au  peuple) 
von  der  Loiremttndung  stellte  sich  auf  den  entgegengesetzten 
Standpunkt.  Die  Segelschiffe  hätten  sich  noch  lange  nicht 
überlebt.  Die  Handelsmarine  und  ihre  Mannschaft  sei  fUr  den 
Krieg  durchaus  nötig.  Daher  müsse  man  die  150000  Seeleute 
unterstützen.  Sonst  würde  Frankreich  seinen  Seehandel  un* 
wiederbringlich  verlieren.  Jedenfalls  widerspreche  die  Prämie 
nicht,  wie  der  Minister  des  Auswärtigen  geäufsert  hätte,  den 
Verträgen;  denn  sie  belästige  die  fremden  Flotten  in  keiner 
Weise.  — 

Ähnlich  äufserte  sich  der  Abgeordnete  Ho  vius  (Linke).  — 

Verschiedene  Redner,  wie  Maurice  R  o  u  v  i  e  r  (republ.  Union) 
von  der  Rhonemündung  undLaisant  (radikal)  erklärten  sich 

fegen   einzelne   Punkte   des   Gesetzes,    besonders   gegen    die 
Lmderprämie.  — 

Der  Marineminister  Admiral  Jauröguiberry  (recht  Cen- 
tmm)  und  der  Minister  des  Inneren,  Lepire  (republ.  Union), 
hielten  diese  ebenfalls  für  unnötig,  traten  aber  sonst  für  die 
Unterstützungen  ein.  Die  Regierung  verhehlte  sich  den  Ernst 
der  Lage  nicht,  hielt  aber  die  Leiden  der  Handelsflotte  nur 
ftir  vorübergehend  und  für  übertrieben.  — 

Am  6.  März  1879  wurde  die  Generaldebatte  geschlossen ; 
am  8.  März  stellte  es  sich  bei  der  Abstimmung  heraus,  dafs 
nur  ein  ganz  unwichtiger  Artikel,  welcher  noch  dazu  durch 
ein  Amendement  Peulevey  (republ.  Union)  abgeändert  war, 
angenommen  wurde.  Er  beschräuKte  die  gesetzlich  festgesetzten 
Schiffisbesichtigun^en.  Alle  übrigen  Bestinmiungen  wurden  ab- 
gelehnt oder  an  die  Kommission  zurückverwiesen. 

3.    Neuer   Entwurf. 

Die  langjährige  Arbeit  war  also  ein  Schlag  ins  Wasser 
gewesen,  und  die  Kommission  sah  sich  veranlafst,  einen  neuen 
Entwurf  auszuarbeiten.  Nach  dem  am  20.  März  1880,  also 
wieder  erst  nach  Verlauf  eines  Jahres,  der  Kammer  vorgelegten 
Zusatzbericht  Desseaux'  hatte  sie  mit  der  Regierung  konferiert 
und  Sachverständige  der  Reeder  aus  den  Häfen  Le  Havre, 
Bordeaux,  Nantes  und  Marseille  befragt.  Der  neue  Entwurf 
kam  dem  Wunsche  der  Kammer  um  Aufgabe  der  Seekredit- 
unterstützung nach,  behielt  aber  die  Reederprämie  bei,  wenn 
sie  sie  auch  für  Holz-  und  Segelschiffe  niedriger  stellte.  Der 
Flaggenzuschlag  blieb  abgeschafft;  aber  auch  die  Entrepotab- 
gäbe  für  die  indirekte  Schififahrt  sollte  unterbleiben.  Sonst 
enthielt  der  Entwurf  noch  eine  Menge  kleinerer  Bestimmungen 
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welche  die  Gebülunen  für  die  Lotsen,  die  Viritatioii,  dm 
Stempd  für  Eigentumswechsel  und  die  KonxessionflgpdiQliren 
henbsetsten. 

Aber  der  Entwurf  luan  in  der  KommissionBfiissiuig  gmr 
nicht  xnr  Beratung.  Die  Regiorung  hatte  nämlich  ihrerseits 
ein  Marinegesetz  ausarbeiten  lassen,  wdehes  die  Kammer- 
kommission ohne  weiteres  an  die  Stelle  ihrer  eigenen  Arbeit 
setzte. 

Am  22.  Mai  1880  beschlols  die  Kamme»-,  unmittelbar  nach 
der  Erledigung  des  Generaltarifs  in  die  Beratung  einzutreten. 
Am  21.  Juni  begann  die  Debatte.  Den  erkrankten  Berich^ 
erstatter  Desseaux  rertrat  Allain-Targ&  Man  begann  sofort 
mit  der  Specialdiskussion  der  einzelnen  Artikel,  obwohl  Ro  uh  er 
(Bonapartist)  wegen  des  neuen  Projektes  eine  neue  General- 
debiktte  wünschte.  ScUieCslich  kam  eine  Kinigung  dahin  zu 
stmnde,  dafs  der  Kammerprisident  bei  dem  Artikd  10,  welcher 
von  dar  Schiffiüirtsprtmie  handelte,  eine  längere,  allgemeine 
Erörterung  stattfinden  lassen  woUtel 

Die  vorhergehenden  Artikel  wurden  noch  am  22.  Juli 
ohne  weitere  Debatte  genehmigt.  Kur  den  Artikel  9,  welcher 
die  Zollabgaben  für  den  Import  Ton  Flufssehiffsn  aus  Hob 
und  Eisen  auf  10  und  40  fr.  fiir  die  Bruttotonne  festsetzte, 
liels  man  auf  Wunsch  des  Ministers  Tirard  fidlen,  weil  der 
Generalzolltarif  bereits  die  nämliche  Bestimmung  enthalten 
sollte.  Für  den  Zolltarif  bewilligte  die  Kammer  auch  bald 
darauf  dieselbe  Taxe.  Für  Seeschiffe  liels  sie  indessen  die 
alte  Franzisierungsabgabe  von  2  fr.  auf  die  Tonne  bestehen 
(Artikel  542—545  des  Generaltarifs). 

Artikel  1  des  Marinefesetzes  bestimmte  die  Freiheit  vom 
Lotsenzwang  für  alle  Segelschiffe  unter  80^  alle  Damnfer  unter 
100  Tonn^i;  doch  mufsten  nach  ein^n  Zusatzantrag  des  Admi- 
rals  Jaur^guiberry  die  Schiffsfuhrer  den  Beweis  erbringen, 
dafs  sie  mit  der  Fahrt«  zumal  in  den  FluCsmündungen,  durch- 
aus vertraut  also  gewissermafsen  selbst  Lotsen  waren. 

Artikel  2  enthielt  die  schon  froher  beschlossene  Erleichte- 
rung fiir  die  Visitation.  Diese  sollte  für  Hochseeschiffe  kOnftig 
nur  alle  6  Monate  und  nach  Hararieen  obligatorisch  sein. 

Artikel  3  setzte  die  im  Jahre  1872  be«rhlossenen  hohen 
Registrierungsabgaben  fUr  den  Eigentumswechsel  auf  3  fr. 
herunter.  Die  Kommission  hatte  ursprünglich  2  fr.  beantragt^ 
fugte  sieh  aber  dem  Wunsche  der  Regierung. 

Artikel  4  und  5  gaben  dem  Schifl^bau  Prämien  «als  Kom- 
pensation der  Lasten,  die  der  Zolltarif  den  Erbauern  von 
Seeschiffen  auferl^t,-.     Pro  Tonne  Bruttogehalt  erhielt«!i: 

Schiffe  in  Eisen  oder  Stahl 60  fr. 

in  Holz,   von  200  und  mehr  Tonnen    20  fr. 

von  weniger  Tonnen.     .     .     10  fr. 

gemischte 40  fr. 


Für  Dam pfmaaeh inen,  Dampfpiimpeii,  Hilfsmotoreo,  Venti- 
latoren, Kessel  und  Rohrenwerk  waren  aufaerdem  noch  12  fr. 
auf  l(Ki  kg.  ausgesetzt 

Jede  Umformung  eines  Schiffes,  die  den  Tonnengehait 
wachsen  liefs,  gab  ein  Anrecht  auf  die  Prämie.  Ebenso  er- 
hielten neue  ilaschinen  die  Unterstützung;  Für  neue  Kessel, 
die  aber  nach  dem  Wunsche  des  Marineministera  von  franzd- 
ftischem  Bau  sein  mufsten,  bekamen  die  Hchiffaeigner  8  fr. 
auf  100  kg. 

1  Die  Kommission  hatte  bedeutend  höhere  Pnimien  verlangt, 

Dafilr  wurden  aber  nach  dem  Regierungsantrag  die  Prämien 
auch  auf  die  kleinsten  Boote  ausgedehnt  und  die  Bestimmungen 
des  Artikels  6,  weh'he  sie  nur  Schiffen  mit  einem  Bruttogehalt 
von  über  10  Tonnen  gewähren  wollten,  gestrichen. 

Der  Artikel  7  hob  die  freie  Zulassung  der  Rohstoffe  für 
den  Schiffsbau  auf.  Dieser  Verlust  für  die  Werften  begrün- 
dete eigentlich  erst  die  SchiffsbauprUmte.  Für  Schiffe,  die  be- 
reits zur  Zeit  der  Gesetzesvorbereitung  auf  der  Werft  befind- 
lich waren,  gab  es  die  Prämie  natürlich  nur  abzüglich  des 
Zollbetrags  der  Rohstoffe,  den  sie  vorher  nicht  hatten  zu  be- 
zahlen brauchen.     (Artikel  8). 

Nach  Annahme  dieser  Artikel  wurde  die  zurückgestellte 
Generaldebatte  eröffiiet.  Der  Artikel  10  (jetzt  9  geworden) 
gab  der  Handelsmarine  als  Ausgleich  für  die  ihr  durch  die 
Rekrutierung  und  den  Staatsmari  nedienst  auferlegten  Lasten 
auf  10  Jahre  eine  Schiffahrtsprämie,  jedoch  nur  für  die  ^^lange 
Fahrt'*.  Für  jede  Tonne  des  Nettogehalts  und  für  jede  durch- 
laufene Meile  sollte  diese  Prämie  1  fr.  50  cents.  beti*agen  und 

I     jährlich  fallen: 

^^  für  Holzschiffe  um. 

I^B  fUr  gemischte  Schiffe 

^^V  f\ir  Eisen  schiffe  um 

I^H        Für  Dampfschiffe,  welche  nach  vorher  vom  Marinedeparte- 

^^inent  gut  geheifaenen  Plänen  erbaut  wareH,  erhöhte  sicn  die 
Prämie  um  15"  o.  Die  Handelsflotte  mufste  sich  dafiir  im 
Kriegsfalle  dem  Staate  zur  Verfügung  stellen. 

Keinen  Anspruch  auf  die  Prämie  hatten  die  der  Fischerei 
und  Vei^nügungsfahrten  dienenden  Schiffe  und  die  subventio- 
nierten Linien. 

1  Der  letzte  Artikel  des  Gesetzes,  welcher  später  debattelos 

angenommen  wurde,  bestimmte,  dafa  die  prämiierten  Schiffe 
unentgeltlich  Dienste  für  die  Postverwaltung  übernehmen 
mufsten. 

Der  Artikel  10  kostete  indessen  einen  hartnäckigen  und 
langwierigen  Kampf  in  der  Kammer. 

Der  erste  Redner,  Georges  P  e  r  i  n  (äulserste  Linke)  forderte 
die  vollständige  Ablehnung  der  SchitTahrtsprämie.  Der  Staat 
dürfe  nicht  eine  Privatindustrie  unterstützen  und  dadurch  die 


um 


0  fr,  075  Cents, 
0  fr.  075  Cents. 
0  fr.  05  Cents. 
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Steuerlast  erhöhen.  Die  Handelsmarine  bilde  durchaus  nidrt 
mehr,  wie  es  früher  wohl  der  Fall  war,  kriegstüchtige  MatrotSB 
aus.  Die  Notlage  hätten  sieh  die  Reeder  selbst  suzuschreibe&i 
weil  sie  ihr  altes  Schiffsmaterial  nicht  zeitgemäls  umgestaltet 
hätten,  und  weil  sie  einen  bedauerlichen  Mangel  an  Unter- 
nehmungsgeist zeigten.  Gegen  die  Inskription  hätte  noch  kein 
Reeder  Einspruch  erhoben.  Dieses  Rekrutierungssjstem  ver- 
teuere auch  die  Fahrtkosten  nicht,  weil  die  firanzösischen 
Matrosen  billiger  als  die  fremden  arbeiteten.  Die  Reeder 
hätten  allerdings  die  Verpflichtung,  die  Matrosen  wieder  in 
ihre  Heimat  zurückzubringen.  Das  koste  sie  jährlich  zwar 
140000  fr.,  aber  doch  nicht  so  viel,  wie  sie  durch  die  unge- 
heure Prämiensumme  erhalten  sollten.  Die  jetzt  vorgeschlagene 
Prämie  sei  ja  besser  berechnet,  als  die  früher  besprochenen, 
aber  im  Prinzip  falsch,  weil  sie  immer  noch  das  veraltete 
Material  schütze.  Ein  Schiff  könne  jährlich  vier  Reisen  machen 
und  würde  sich  daher  die  Prämie  vom  Staate  viermal  be- 
zahlen lassen.  Ein  weiterer  Grund,  g^en  die  Einführung  von 
Prämien  zu  stimmen,  liege  in  der  Befürchtung,  dafs  das  Aus- 
land zu  Repressalien  schreiten  oder  gleichfalls  Prämien  ge- 
währen würae. 

Der  Abgeordnete  Peulevey  (republ.  Union)  bekämpfte 
diese  Ausführungen  Perins.  Seit  zehn  Jahren  rufe  alle  Wdt 
nach  diesem  Gesetze.  Alle  anderen  Gewerbe  sollten  nun  durch 
den  Generaltarif  höheren  Schutz  empfangen.  Zu  Gunsten  der- 
selben seien  auch  die  Privilegien  der  Marine,  welche  in  der 
Zollfreiheit  der  Rohstoffe  für  den  Schiffsbau  bestanden,  auf- 
gehoben worden.  Das  erfordere  eine  Kompensation.  Das  alte 
Material  würde  dadurch  beseitigt  werden,  dafs  die  Prämie  je 
nach  dem  Alter  der  Schiffe  eine  geringere  Höhe  betrage. 

Dem  ehemaligen  Seemann  EugfeneFarcy  (republ.  Union) 
war  diese  Unterstützung  seiner  früheren  Chefs,  der  Reeder, 
nicht  nach  dem  Sinne.  Die  Schiffsbauer  und  die  Reeder 
schrieen  immer  nach  dem  Staat.  Das  dritte  EUement  aber,  die 
Seeleute,  die  niemals  um  ihre  Meinung  befragt  worden  wären, 
verlangten  die  Freiheit.  Sie  allein  hätten  die  Last  der  In- 
skription zu  tragen.  Die  Prämie  würde  der  Marine  nichts 
helfen.  Man  dürfte  nicht  die  der  Flotte  entgegenstehenden 
Interessen ,  zumal  die  der  Eisenbahnen  unterstützen.  Man 
sollte  auch  nicht  die  Postschiffe  subventionieren  und  der 
Handelsmarine  damit  eine  Konkurrenz  schaffen!  „Das  einsige 
Mittel,  ihr  zu  erlauben,  mit  gleichen  Waffen  gegen  die  aus- 
ländischen Flotten  zu  kämpfen,  liegt  darin,  der  Seeindostrie 
die  volle  Freiheit  zu  geben." 

Ein  entschiedener  Feind  aller  Protektionen  war  auch 
Laroche-Joubert  (Rechte,  appel  au  peuple). 

Dem  gegenüber  betonte  der  Minister  für  Marine  und 
Kolonieen,    Admiral   Jaur^guiberry,   die   Wichtigkeit   der 
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Handelsflotte  für  den  Staat.  Deshalb  sei  auch  für  Schiffe, 
welche  nach  den  Plänen  der  Regierung  erliaut  seien,  eine  Er- 
höhung der  Prämie  um  15"/o  vorgesehen. 

Georges  Per  in  unterbrach  den  Minister*  Dieser  hätte 
früher  genau  das  Gegenteil  vertreten.  Warum  überliefse  er 
denn  nicht  die  Transporte  für  den  Staat,  welche  40  Staata- 
ÄchiflFe  besorgten,  der  Handelsflotte,  wie  es  in  anderen  Staaten 
geschähe  ? 

Der  Admiral  antwortete^  dafs  er  die  Privatindustrie  be- 
reits sehr  stark  an  den  Staatstransporten  beteilige.  Aber  die 
40  Schiffe  könne  er  nicht  entbehren,  er  brauche  sie  als 
Kriegsreserve. 

Den  entschiedensten  Vorstofs  gegen  das  Gesetz  unternahm 
der  ehemalige  Minister  Napoleons  lU.^  Rouher^  auch  hier, 
Tirie  bei  der  Lesung  des  Generaltarifs,  die  kaiserliche  Volks- 
wirthschaftspolitik  verteidigend. 

Di©  Prämie  sei  ungeyetzmäfsig^  unwirksam  und  führe  zu 
Repressalien.  Rouhcr  wai-l"  zunächst  einen  Blick  auf  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  der  Mannegesetzgebung.  Bis  1860 
hätten  das  Monopol  der  französischen  Flotte  für  die  Kolonieen 
(der  Kolonialpakt),  die  Prämien  für  den  Fischfang,  das  Privi- 
legium der  Küsten  fahrt  und  die  Flaggen-  und  Entrepotabgaben 
bestanden.  Heute  wolle  man  den  Flaggenauschlag,  allerdings 
verschleiert,  wieder  einfuhren.  Vor  1860  hätte  sich  die  Marine 
aber  in  20  Jahren  noch  nicht  einmal  verdoppelt.  Die  heutige 
Entwicklung  sei  nur  scheinbar  noch  etwas  geringer«  Denn 
jetzt  herrsche  das  Dampfschiff  mit  seinen  schnelleren  und 
öfteren  Fahrten.  England  habe  viel  früher  begriffen,  dafs  die 
Umwandlung  des  Materials  die  Hauptsache  sei.  England  wÄre 
inmier  auf  der  Höhe  der  Technik  geblieben  und  hätte  seine 
ftlhrende  Stellung  darum  behauptet. 

Die  Subventionen  für  Postschiffe  und  Eisenbahnen  seien 
im  Grunde  ebenso  verwertlich,  wie  die  Prämien,  sie  gingen 
aber  leider  nicht  aufeuheben,  weil  sie  auf  einem  Vertrage  be* 
ruhten;  und  einen  solchen  müsse  man  respektieren.  Besser 
als  die  Prämie  sei  die  Beibehaltung  der  Freiheit  der  Rohstoffe. 
Dadurch  wäre  Frankreich  in  der  Lage  geweaen,  seine  Schiffe 
zu  demselben  Preise,  wie  England,  zu  bauen. 

Von  dem  Untergang  der  Schiffsindustrie  zu  sprechen,  sei 
thöricht,  wenn  er  auch  die  Notlage  nicht  bestreiten  könne« 
Der  Grund  derselben  sei  einmal  das  Felden  der  Fracht.  Nur 
die  Zeit  und  der  stärkere  Betrieb  der  französischen  Bergwerke 
kdnne  hier  helfen.  Zweitens  seien  die  Franzosen  keine  ge- 
borenen Seeleute;  sie  hingen  zu  sehr  an  ihrem  Lande.  Die 
meisten  Matrosen  in  Frankreich  seien  Bretonen  und  Basken* 
Wenn  es  eine  Ermutigung  zu  bewilligen  gäbe^  so  mUfste  man 
BelohnuDgen  fllr  die  Anstrengungen,  die  Kühnheit,  die  Energie 
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geben.     Die  jetzige  Vorlage  aber  sei   nur  der  alte  Flaggen<<^ 
Zuschlag. 

Nach  diesen  allgemeineren  Austilhrungen  betrachtete  Kouhef I 
die  Vorlage  nach  drei  Gesichtspunkten:    1)   nach   der   Grand«^ 
läge  der  Präaiie,    2)    nach    der   Schiffstracht   und   dem   Anteil 
Frankreichs  an    der   Ausfuhr   und   3)  nach   dem   vertragspoli^ 
tischen  GesichtspunkL 

Der  Minister  hätte   die    Prämie    mit  dem    Dienst    ftlr  di| 
Kriegsmarine  begründet     Sie  sei  in   der   That   aber  nur  eine! 
Kompensation    für    den   aufgehobenen    Flaggen  Zuschlag.      Der 
Dienst  zu   Lande    sei   mindestens   ebenso  lästig,   wie   der   zuri 
See,     Bis   zu  40  Jahren    bleibe   der   Soldat    unter   der   Fahn#l 
und  würde  zu  Übungen  eingezogen.     Der  Seemann  aber  wäre] 
nach  G  Dienst  jähren,  davon  nur  3^^a  als  aktiver  Matrose,  völlig  J 
frei    und    hätte    aufserdem    während    dieser    Zeit   eine  höhere 
Löhnung,    als  der  Landsoldat   empfangen.     Er  müsse  sich 
lieh    noch    bis   zum    50*  Jahr   zur    Verfügung    der    Beböi 
halten*     Aber  man  griffe  doch  nur  im  Kriegsfall  auf  die 
Leute    xurUck,     Heute  brauche  man   zudem    weniger   Mann« 
Schäften^  als  zur  Zeit  der  Segelschiffe*     Die  Last  sei  alao  nurj 
nominell  vorhanden. 

Man  führe  nun  dreierlei  Leistungen  der  Handelsmarine] 
ins  Feld.  Drei  Viertel  ihrer  Leute  seien  Franzosen  undi 
wurden  für  den  Staat  ausgebildet  und  in  der  Übung  erhalten;] 
jeder  Mann  müsse  in  seine  Heimat  zurückgebracht  und  bitl 
dahin  ernährt  werden;  in  den  Hiifen  müssen  die  Schiffe  einen] 
Lotsen  nehmen.  Die8e  Dienste  seien  aber  doch  keine  über-] 
grofse  Last  Die  Inskription  sei  überhaupt  eine  Wohlthat  für] 
den  Reeder,  da  sie  ihnen  gute  Matrosen  bringe.  Die  Pflicht] 
der  Zurückseodung  in  das  Vaterland  sei  nur  billig  und  auchj 
in  England  vorgeschrieben.  Die  Ptlieht,  einen  Lotsen  z% 
nehmen,  versichere  die  Marine  gegen  Unfillle* 

Ein  weiterer  Grund  zur  Unterstützung  lag  für  den  Minister] 
in  der  Notwendigkeit,  die  Umwandlung  der  Segel*  in   Dampt*j 
schiffe  zu  beschleunigen  und  teilweise  diese  Mafsrege!    erst  zu  f 
ermöglichen.     Ronher  erkannte  die  Notwendigkeit  dieses  Fort* 
Schritts  an,  bestritt  aber  die  Wirkung  der  Prämie,    Die  Segel- 
schiffe nähmen  "/a  der  Prämie  ftir  sich;  das  sei  verkehrt. 

Der  Redner  ging  nun  zu  der  Frage  der  Fracht  über. 
Ein  natürliches  Gesetz  regiere  die  Fracht:  sie  gehöre  der 
Flotte  des  Erzeugungslandes.  Nur  in  Ausnahmeftllen  über- 
nehme sie  die  indirekte  Schiffahrt,  der  tiers  pavillon.  Frank- 
reich hätte  nun  aber  nur  eine  dem  Gewicht  nach  geringe 
Ausfuhrtracht,  wenn  der  Wert  derselben  auch  hoch  sei.  Trotz- 
dem besorgte  die  französische  Flotte  77*^  o  der  Fracht  von  und 
nach  Afrika,  47  **  t»  für  Asien  und  Australien.  In  Nordamerika 
aiifserhalb  der  Vereinigten  Staaten  herrsche  England.  Frank- 
reicli    besorge   dort    nur    29  ^o  der  Fracht.     Der    Handel   mit 
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den  Vereinigten  Staaten  sei  günstiger.  Noch  1877  hätten  die 
fransösiscben  Schiffe  34^  o  der  Ein-  und  Ausfuhr  übernommen. 
1878  «ei  diese  Fracht  allerdings  auf  21  **  o  gesunken.  Daa 
rühre  aber  von  den  schlechten  Ernten  her,  welche  die  Sendung 
von  500000  Tonnen  Getreide  auf  amerikanisch -britischen 
Schiffen  und  demgemäfs  eme  Rückfracht  auf  denselben  Schiffen 
nötig  machten.  Für  Südafrika  sei  Frankreichs  Anteil  am 
«Seehandel  43  *o,  ftir  Mittelaraerika  67  **■  o,  für  die  Fahrt  nach 
den  französischen  Kolonien  trotz  der  Freigebung  der  Meere 
84^0,  nach  Algier  86  "o.  In  Europa  allein  stehe  Franknneh 
hinter  den  fremden  Flotten  zurück.  Aber  es  brauche  durch- 
aus die  Massenf  rächten  der  anderen  Länden  Von  diesen  bringe 
namentlich  England  Kohle  und   Eisen  auf  eigenen  Schiffen. 

Zuletzt  besprach  Rouher  die  Sc hilTtahrts vertrage.  Die 
Subvention  der  eigenen  Flagge  entspreche  nicht  dem  Grund- 
^tz,  die  Flaggen  der  fremden  Länder  gleich  der  heimischen 
zu  behandeln.  Das  würde  Repressalien  im  Gefolge  haben. 
Die  direkte  StaatÄuntersttltzung  fllhre  aufserdera  zimi  Socia- 
lismus. 

Der  Koramissionsredner  Allain-Targ6  ging  selbst  daran, 
die  Einwendungen  Rouhers  zu  widerlegen. 

Die  Frage  wäre  durchaus  nicht  i'on  principieller  Bedeu- 
tung, wie  Rouher  meine;  es  handle  sich  nur  darum,  dafs  die 
Handelsmarine  vor  der  fremden  Konkurrenz  nicht  bestehen 
könne.  Von  dem  Flaggenzuschlag,  also  von  einer  Verletzung 
der  Verträge,  sei  aufserdem  gar  nicht  die  Rede.  Die  Mächte 
könnten  also  in  keinem  Falle  reklamieren. 

Die  Kosten  der  Prämie'  belieten  sich  nur  auf  3  MilL  fr^ 
eine  Summe,  welche  blofs  die  Lasten  kompensiere.  Die  Er- 
haltung der  Flotte  sei  aber  von  allgemeinem  Interesse. 

Der  französische  Seemann  sei  keineswegs  so  frei,  wie 
Rouher  schihlere ;    wenn    er    in    eine   andere  Marine   einträte^ 

feite  er  als  Deserteur.  Die  Freiheit,  welche  Farcy  durch  seinen 
eständigen  Antrag  auf  die  Abschaffung  der  Reglements  fordere, 
wtirde  die  Gefahr  für  die  lange  Fahrt  noch  steigern* 

Rouher  verteidige  naürlich  sein  Werk  von  1860  66»  aber 
er  sei  darin  zu  weit  gegangen.  Jetzt  habe  er  selbst  die  Ur- 
aaclien  der  Notlage  angegeben,  und  doch  kein  Heilmittel  vor- 
gebracht. 

Die  Reeder  hätten  selbstverständlich  Vorteil  von  den 
billigen  Schiffskäufen  gehabt  Aber  im  Interesse  der  eben- 
•ooehr  notleidenden  Schiffsbauindustrie  müsse  diese  Erlaubnis 
aufhören  und  die  Prämie  an  ihre  Stelle  treten.  Nur  die 
«abventionierten  Linien,  rlie  aus  Mangel  an  Erzeugnissen  der 
heimischen  Werften  ihre  Schiffe  im  Ausland  kaufen  mürsten, 
könnten  sich  jetzt  noch  halten. 

Die  Zeit  der  Segelschiffe  sei  noch  lange  nicht  vorüber* 
In  England  hätte  sich  ihre   Zahl  sogar    noch  in  jüngster  Zeit 
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vennehrt     RouLer  habe,  w^nn  man  es   recht   betrachte,  tlber-J 

haupt  für  das  Aufgeben  der  langen  SchitTahrt  plaidiert,  weil! 
Frankreich  die  Fracht  fehle.  Aber  Frankreich  wolle  und  i 
dürfe  nicht  verzichten,  sondern  niüs^e  sich  nach  Heilmitteln  ^ 
umsehen. 

Sogar   die   Lage   der   sogenannten    ^grofgen  Küstenfahrt'' 
(bis  zur  Nordsee  und  zum  Schwarzen  Meer)   hätten  einige  ftir] 
schutzbedürftig  erklärt;  aber  diese  könne  sich  wohl  auch  ohne 
Prämie  halten.     Er  begreife  allerdings,  dafs  man  sich  sträube^ 
einer  Privatindustrie  etwas  zu  geben.     Doch  in  der  Not  ginge 
es  nicht  anders,   wie    auch   schon   der    Freihändler   Le    Cesnej 
eingesehen  hätte*     Dieser  habe  aber  die  Prämie  nicht  erfunden, . 
sondern    die    im    Jahre    1873/74    eingesetzte    Regierungskom- 
mission    unter  Dupuy   de  Lome  hätte   sie  zuerst  in  Vorschlag  j 
gebracht.   Selbst  die  Ilandelsk^nmern  von  Bordeaux^  Havre  und 
Marseille  riefen  jetzt  im  Namen   des  grofsen  nationalen    Inte-  | 
teresses  nach  der  Prämie. 

Die  Berechnung  der    Prämie   sei    ausgezeichnet,   weil   siei 
nach  dem  Alter  der  Schiffe  falle.     Aufserdem    sei    die    Prämie^ 
in  Frankreich  nichts  Neues,  sondern  eine  bewälirte  Einrichtung, 
Der  Hochseefiöchfang  sei  längst  prämiiert,    und   die  Postlinien 
empfingen    Unterstützungen.      Ohne    solche    Subventionen    sei 
überhaupt  kein  grofses  Seeunternehmen  möglich, 

Allain-Targd  griff  dann  das  na|:K)leonische  System,  dessen 
Vertreter  Rouher  sei,  an.  Es  hätte  nur  für  die  Finanzoligarchie 
gesorgt.  Damals  wären  zwei  grofse  Compagnien  allein  unter- 
stützt worden,  während  man  die  übrige  Marine  ungnädig  an- 
gesehen habe.  Alle  Länder  hätten  subventionierte  Linien  und 
unterstützten  ihre  Flotte  auf  diese  oder  jene  Art.  Welche 
Repressalien  sollte  man  also  zu  fürchten  haben  ?  Dafs  Frank- 
reich durch  die  Verträge  gebunden  sei,  wäre  ein  Irrtum  von 
Rouher. 

Für  Rouhers  Auftassung  trat  mit  einer  nochmaligen  Rede 
Georges  Per  in  ein.  Der  scheinbare  Rückgang  der  Flotte  sei 
durch  das  Verschwinden  der  Segelschiffe  zu  erklären,  und 
das  sei  als  ein  Glück  für  Frankreich  anzusehen. 

Die  Ziffer  von  3  Mill.  fr.  als  Betrag  der  Prämie  zu  be- 
rechnen, k<5nne  niemand  glauben.  Er  nehme  eine  Ausgabe 
von  mindestens  7  oder  8  Mill.  fr.  an. 

Der  Obolus  des  armen  Mannes  würde  den  reichen  Reedern 
geopfert ;  das  sei  an ti republikanische  Politik, 

Ihm  erwiderte  der  Reeder  Rajnal  (republ.  Linke).  Man 
könnte  nur  dann  der  Marine  gröfsere  Freiheit  einräumen, 
wenn  der  Zolltarif  niedriger  wäre.  Er  verspräche  sich  sehr 
viel  von  der  Prämie.  Sie  würde  den  Werften  neuen  Mut  ein- 
flöfsen  und  frisches  Leben  entstehen  lassen.  Die  Prämie  sei 
auch  keine  Kompensation,  sondern  eine  einfache  Wiedergabe 
von  Zöllen. 
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Hierauf  wurde  die  Debatte  geachloöseE  und  der  §  9  (früher 
10)  mit    235  gegen    176   Stimmen   angenommen.     Ea   lagen 
loa  noch  einige  Zusatzun träge  vor,   die   am  1,  Juli    1880   zur 
^Abatimmung  kamen. 

Gaudin  (Bonapart ist)  verlungte  die  Ausdehnung  der  Prämie 
{«ach  auf  die  „grofse  Küsten  fahrt." 

Der  Marineminister  bekämiifteden  Antrag,  weil  die  Kllsten- 
dem  Staate   nicht    die    wichtigen    Dienste   der    Hochsee- 
lifffahrt  (long  coura)  leiste. 

Für  den  Antrag  traten  noch  Peulevey  (republ,  Union)  und 

«aisant  (radikal)   ein.     Der  Minister  T  irard   betonte  dem 

gegenüber»  dafs  der  einmal  gefafste  Beschlufs,  die  Prämie  nur 

die  lange  Fahrt  zu  bewilligen,   kein  Amendement  zulasse, 

Gaudin  zog  sein  Antrag   infolgedessen   zu    Gunsten    eines 

Zusatzes,  den  Riotteau  (linkes  Centrum)  gestellt  hatte,  zurück, 

Riotteau  wollte  die  Prämie  aut!h  für  die  Meere  Europas 

lud   das  Mittelmeer  gewährt  wissen    und    nur  die   eigentliche 

lüstenfahrt  in  Frankreich  und  Algier  davon  aussehliefsen* 

Tirard  bekämpfte  auch  diese  Fassungj  die  mit  250  gegen 

[l70  Stimmen  abgelehnt  w^urde. 

Dagegen  hatte   ein  Antr^tg  Farcy  (repubL  Union),   20 ^/o 
der  Prämie  unter   die   Bemannung   der    Schiffe   zu    verteilen, 
Glück  der  Annahme. 

Vergeblich  trat  La  Vi  eil  le  (Linke)  dagegen  auf.  Die  Leute 
brhielten  dadurch  einen  doppelten  Sold,  einen  festen,  die 
^rämie,  und  einen  je  nach  Aiigebot  und  Nachfrage  schwanken- 
Ijden  Lohn.  Der  Sold  wurde  aber  mit  der  fallenden  Prämie 
[▼on  Jahr  zu  Jabr  geringer. 

Auch  die   Kommisson   verwarf  den   Antrag»     Laroche- 

loubert  (Rechte,    appel    au  peuple)    hielt   die    Verteilung   aber 

loch    für  möglich.     In    seineu    Fabriken    liefse   er  sie    täglich 

iTomehmen,     „Das  ist  die  erste  Gelegenlieit,    die    Ihnen  dui*ch 

rein  Mitglied  der  Linken  geboten    ist,    einen  Schritt   auf  dem 

[Wege  der  Gewinnbeteiligung  und  der  Mitwirkung   der  Ange- 

llellten  zu  thun;    beeilen  Sie  sich,    sie  zu  ergreifen,    denn  Sie 

rerden  sie  vielleicht  so  bald  nicht  wieder  finden!" 

Das  Ergebnis  der  Abstimmung  mit  347  gegen  31  Stimmen 

rief   ein    lautes    Bravo    von    selten  Laruche-Jouberts    hervor, 

l^elcbes  ihm  eine  Zurechtweisung  durch   den  Präsidenten  ein- 

:»rftchte,  und  das  sich  leider  als  zu  früher  Jubel  herausstellen 

sollte. 

Nach  der  Genehmigung   des  Gesetze«  beschlofs   man  eine 
Ä weite  Lesung,    welche  am  10,  Jidi  erfolgte.     Wieder  brachte 
Riotteau  seinen  Antrag  für  die  grofse Küstenfahrt  ein,  wiederum 
'infolge  des  Widerspruchs  des  HandeUmi nisters  vergeblich. 

Ein  neues  Amendement  ging  von  Rouvier  (republ.  Union) 
aus*  Es  verhmgte,  dafe  die  20*'o  der  Prämie  nicht  direkt 
ODter   die   Seeleute    verteilt  werden,   sondern   in   die  Marine- 
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invalidenkasse  wandern  sollten ,  um  die  Pensionen  su  ver 
bessern. 

Der  Berichterstatter  Desseaux  und  der  Minister  Tirard 
traten  für  diese  Änderung  ein,  die  auch  trotz  des  Einsprach« 
von  Farcy  und  Laroche-Joubert  angenommen  wurde. 

Zuletzt  verlangte  noch  der  Marineministery  im  Geseti  statt 
„Tonnen"  —  ^Tonnen  im  Nettogehalt**  zu  setsen,  um  Unklar- 
heiten zu  beseitigen.  Weiter  sollte  die  Zahl  der  durchlanfena 
Meilen  nach  der  direkten  Seelinie  gemessen  werden,  um  nicht 
durch  Umwege  die  Prämien  sich  erhöhen  zu  lassen.  Schliels- 
lich  mufsten  die  Schiffe,  welche  nach  Regierungsangaben  e^ 
baut  wurden  und  die  Prämienerhöhung  von  15  ^/o  genosten, 
„in  Frankreich**  hergestellt  werden. 

Die  Zusätze  wurden  sämmtlich  beschlossen  und  das  Ge- 
setz dem  Senat  überwiesen. 

4.   Das  Marinegesetz   im   Senat. 

Die  Senatskommission  nahm  nach  dem  Bericht  des  Senaton 
Lab i che  (republ.  Linke)  vom  16.. Dezember  1880  im  Einv«i<- 
ständnis  mit  der  Regierung  zwei  Änderungen  vor.  Sie  bean- 
tragte für  den  Artikel  9,  die  Schiffahrtsprämien  bei  im  Ans» 
land  erbauten  Schiffen  auf  die  Hälfte  herabzusetzen  und  die 
Bestimmung,  20 ^/o  der  Prämie  der  Invalidenkasse  zu  ttbe^ 
weisen,  fallen  zu  lassen. 

Am  27.  Januar  1881  fand  die  Generaldiskussion  statt. 
Der  Senator  Ancel  (rechtes  Centrum)  empfahl  das  so  geänderte 
Gesetz  nach  einem  geschichtlichen  Rückblick  mit  den  schon 
aus  der  Kammerberatung  bekannten  Gründen.  Er  führte  fttr 
den  Niedergang  der  Flotte  noch  folgende  Zahlen  an :  Im  Jabre 
1880  seien  in  französische  Häfen  eingelaufen: 

französische  Schiffe  10208  mit  3058876  Tonnen 

fremde  „       26268     „    8403414 

Ausgelaufen  seien: 

französische  Schiffe     7988  mit  3156175  Tonnen 

fremde  „       15130     „3998781         „       .   - 

Nun  folgte  eine  glänzende  Verteidigungsrede  des  G^esetiei 
durch  den  Senator  DupuydeLöme  (Bonapartist).  Doch  kann 
ich  auf  diese  nicht  so  genau^  wie  ich  es  wünschte,  eingehen, 
weil  der  Redner  keine  neuen  Gesichtspunkte  ins  Treffen  nlhrte. 
Dupuy  de  Lomes  Grundsatz  für  die  Behandlung  der  Flotts 
war  Gleichheit  vor  der  Steuer  in  Bezug  auf  die  fremden  und 
die  französischen  Werften,  und  provisorische  Hilfe  für  die  | 
Reeder. 

Er  betrachtete  die  Lage  der  Schiffsbauer  und  Reeder  in 
besonderen  Abschnitten  und  gab  eine  genaue  Schilderung  der 
französischen  Marinegesetzgebung  seit  dem  Anfang  des  Jalu>* 
Hunderts,  ja  seit  dem  Ursprung  der  Inskription  in  den  Jahren 
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1665  bis  1681.  In  enthusiastischer  und  poetisch  anschaulicher 
Weise  verweilte  er  bei  der  Aufzählung  der  anerkannten  Vor- 
Bttge  der  französischen  Schiffe,  die  in  jedem  Sturm  und  jeder 
Gefahr  den  Wellenbergen  und  Winden  getrotzt  hätten. 

Für  die  staffierende  Entwicklung  der  Handelsmarine 
ftahrte  er  die  Zahlen  des  Schiffsbestandes  in  den  Jahren  1860 
und  1880  an.    Danach  gab  es 

im  Jahre        Schiffe        mit  Tonnen        und  Menschen 
1860  15032  1025000  95000 

1880  15033  932000  93000 

Dabei  habe  sich  die  Menschenzahl  ftlr  den  Küstenfischfang, 
die  in  den  93000  Mann  mit  eingeschlossen  sei,  seit  1860  um 
11000  vermehrt 

Dupuy  de  Lome  gab  natürlich  zu,  dalji  die  Wirksamkeit 
eines  Dampfschiffes  im  Durchschnitt  dreimal  so  grofs,  wie  die 
eines  Segelschiffes,  wäre.  Wenn  man  also  die  Zahl  der  Dampf- 
schiffe mit  drei  multipliziere,  so  ergäbe  sich  eine  Steigerung 
des  Schiffsbestandes  um  IS^/o.  England  sei  aber  in  derselben 
Zeit  um  46  ^/o  in  Bezug  auf  den  Tonnengehalt  seiner  Schiffe 
gewachsen,  bezüglich  der  Wirksamkeit  der  Dampfschiffe  allein 
am  63^/0.    Die  Reihenfolge  der  konkurrierenden  Staaten  sei 

J'etzt:  England,  Vereinigte  Staaten,  Norwegen,  Deutschland, 
taliea,  Frankreich.  Fast  '/s  der  französischen  Einfuhr  würde 
durch  das  Ausland  besorgt 

Die  jetzige  Prämie  sei  besser  berechnet,  als  die  von  1873 
nach  der  Zahl  der  Bemannung.  Die  damalige  Prämie  hätte 
die  Segelschiffahrt  zu  sehr  unterstützt.  Die  Kosten  berechne 
er  auf  7^/«  Mill.  fr.,  also  für  die  Zeit  von  10  Jahren  auf 
75  Millionen;  aber  die  Wirkung  sei  vielversprechend.  — 

Den  Worten  Dupuy  de  Lomes  folgte  brausender  Beifall, 
welcher  bewies,  dafs  die  Annahme  des  Gesetzes  im  Senat  ge- 
sichert war.  Es  sprach  nur  noch  der  Senator  Leno 61  (linkes 
Centrum;  konserv.  Bepubl.)  in  gleichem  Sinne«  Dann  verlangte 
der  Handelsminister  Tirard  die  Dringlichkeit  des  Gesetzes,  die 
sofort  beschlossen  wurde.  Sämtliche  Artikel  fanden  darauf 
ihre  Annahme,  und  schliefslich  wurde  das  ganze  Gesetz  mit 
258  gegen  5  Stimmen  (Joseph  Garnier,  Humbert,  de  Lafayette, 
Le  Royer  und  Vissaguet)  votiert  — 

Am  29.  Januar  1881  hatte  die  Deputiertenkammer  sich 
noch  einmal  mit  der  Vorlage  wegen  der  durch  die  Senats- 
konomission  in  das  Gesetz  hineingebrachten  Änderungen  zu 
beschäftigen.  Der  Berichterstatter  Desseaux  emp&hl  die 
Senatsbeschlttsse  dringend;  ebenso  der  Minister  Tirard.  Die 
Forderung  y  den  im  Ausland  erbauten  Schiffen  nur  die  Hälfte 
der  Prämie  zu  eewähren,  stiefs  auch  auf  keinen  Widerspruch. 

Aber  das  Fallenlassen  der  20®/o  von  der  Prämie  für  die 
Schiflbbesatzung  verursachte  eine  heftige  Erregung.    Rouher 
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tadelte  diese  Mafsregel,  weil  dadurch  die  schon  zu  hohe  PrXioie 
fUr  die  Reeder  wieder  um  20®/o  erhöht  würde. 

Desseaux  rechtfertigte  die  Bestimmung  damit»  dab  bereit! 
ein  besonderes  Gesetz  die  Pensionen  der  Inskribierten  ret- 
bessert  habe,  die  Forderung  der  20  ^'o  ako  unnötig,  sei. 

Ähnlich  sprach  Lorois  (Rechte).  Beide  ÄnderoogeB 
wurden  nacheinander  angenommen. 

Nun  forderte  Georges  P  erin  die  Kammer  auf,  w^^n  dieser 
Prämienerhöhung  das  ganze  Gesetz  abzulehnen.  Sein  Veriangen 
wurde  jedoch  nicht  berücksichtigt. 

Noch  am  29.  Januar  1881  wurde  das  Oesetz  promulgiert 
und  auf  zunächst  zehn  Jahre  in  Kraft  gesetzt.  — 

Eine  weitere  Unterstützung  fand  die  Marine  in  den  Be- 
stimmungen des  neuen  französischen  Generaltarifis ,  welcher, 
wie  ich  bereits  hervorgehoben  habe,  die  Entrepotzoschlige 
neu  ordnete  imd  die  französische  Flagge  ^nstiger  als  die  aoi- 
ländische  stellte. 

Der  Freihändler  Joseph  Garnier  klagte  freilich  in  seinem 
Journal  des  Economistes:  „Das  System  der  Subvention  ist  u 
die  Stelle  des  Systems  der  Protektion  getreten.  Diese  Ifab- 
regel  ist  weniger  schlecht,  aber  die  Handelsmarine  wird  dadun^ 
weder  mehr  noch  weniger  glücklich  werden,  and  das  Resultat 
wird  75  Millionen  gekostet  haben"  *. 

Thatsächlich  befriedigte  aber  das  Gesetz  die  Interessenteo 
und  ist  auch  später  wieder  verlängert  worden. 

IX.  Kapitel. 
Der  neue  Konventionaltarif. 

1.    Einleitendes. 

Nun  war  der  Zeitpunkt  gekommen,  in  welchem  die  fran- 
zösische Regierung  daran  gehen  konnte,  die  handelspolitiscliai 
Beziehungen  Frankreichs  zu  den  fremden  Mächten  zu  regdn. 
Seit  dem  Erlafs  jenes  Rundschreibens  des  Handelsministen 
de  Meaux  im  Jahre  1875,  das  zuerst  die  Frage  der  Ebtndeli- 
verträge  der  öffentlichen  Meinung  als  der  Lösung  dringenl 
bedürftig  unterbreitete,  waren  bereits  sechs  Jahre  verfloasen, 
und  nur  notdürtige  Vertragsverlängerungen  und  Übergangskon- 
ventionen  mit  den  europäischen  Staaten  hielten  das  System  der 
Verträge  zu  Gunsten  der  Stetigkeit  der  Handelsbeziehungen 
aufrecht.  Jetzt  endlich  war  der  Grund  zur  Errichtung  mm 
neuen  Gebäudes  gelegt :  die  französische  Regierung  hatte  Avatk 
die  Fertigstellung  des  Generaltarifs  und  das  Marinegesetz  des 
notwendigen  Rückhalt  bekommen,  um  den  Ansprüchen  d« 
Auslands  zu  begegnen. 

^  Journal  des  Econom.   Februar  1881.   S.  349. 
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Aber  dem  Verlangen  der  Hochschutzaöllner,  nun  den  neuen 
General tarif  alß  Minimum  hinzustellen,  unter  welches  man  in 
keinem  Falle  hinabgehen  diirte,  kam  die  Regierung  niclit  nach. 
Der  in  der  Wirtschaftspolitik  führende  Minister  Tirard  er- 
klärte in  der  Kammer  nacl)  Schlufs  der  Generaldiskussion  über 
die  Zollreform,  am  23.  Februar  1880,  ausdrücklich,  dafs  die 
Regierung  fest  dabei  bestehen  bleiben  wolle,  durch  Verträge 
das  Verhältnis  mit  dem  Ausland  auch  weiterhin  ungetrübt  zu 
erhalten.  Gegenüber  einem  Antrag  Keller  (klerikal),  welcher 
den  neuen  Tarif  zu  einem  autonomen  machen  wollte,  sprach 
sich  der  Minister  entschieden  dahin  aus,  dafs  der  Antrag  ver- 
fassungswidrig sei.  Der  Regierung  stände  allein  das  Recht  zu, 
Verträge  zu  schliefsen;  sie  könne  sich  darin  von  der  Kammer 
keine  Vorschriften  machen  lassen.  Das  Recht  des  Parlaments, 
geschlossene  Verträge  nachher  zu  beraten  und  sie  gegebenen 
Falls  im  ganzen  abzulehnen,  wolle  er  natürlich  nicht  bestreiten. 
Tirard  spitzte  seine  Antwort  dahin  zu:  „Die  Frage,  wie  sie 
sich  jetzt  stellt,  lautet  folgendermafseo :  ,Bringt  es  Nutzen  oder 
keinen  Nutzen,  Verträge  zu  schliefsen?'  Darauf  antworte  ich: 
.Nach  dem  Wortlaut  der  Verfassung  hat  einzig  und  allein  die 
Regierung  darüber  zu  entscheiden.^  '* 

Das  Amendement  Kell  er  wurde  zurückgezogen,  aber  am 
4*  Juni  1880  durch  Guichard  (Linke)  teilweise  wieder  auf- 
genommen. Guichard  wollte  wenigstens  hinsichtlich  der  land- 
wirtsehaftlichen  Produkte  die  Macht  der  Regierung,  durch  Ver- 
träge ZoUänderungen  herbeizuführen,  begrenzen.  Tirard  ver- 
weigerte jetzt  die  Antw^ort  auf  die  Frage,  wie  sich  die  Regie- 
rung dazu  stelle,  und  der  Präsident  der  Kammer,  Gambetta, 
liefs  das  Amendement  als  verfassungswidrig  nicht  zur  Ab- 
stimmung zu. 

Die  Regierung  wai-  also  in  keiner  Weise  durch  einen 
Parlamentsbeschlufs  gebunden.  Der  Handelsminister  gab  in- 
denen  freiwillig,  w^eil  er  trotz  seiner  freihändlerischen  Über- 
seugung  der  Zeitströmung  Rechnung  tragen  mufste,  die  Zu- 
sicherung, dafs  die  den  fremden  Mächten  einzuräumenden  Kon* 
zesaionen  im  Durchschnitt  nicht  unter  die  24  ^'o,  um  welche 
der  neue  General tarif  gegenüber  dem  alten  Vertragstarif  er- 
h<iht  war,  hinabgehen  sollten.  Er  versprach  ferner,  in  keinem 
Falle  dem  Verlangen  Englands,  die  Wertzülle  beizubehalten, 
nschzukcmmen  ^  und  schliefslich  auch^  Cerealien  und  Vieh, 
wie  frtlher,  80  auch  künftig,  nicht  in  die  Vertragstarife  auf- 
zunehmen, für  diese  also  ninen  autonomen  Tarif  zu  belassen. 
Die  Wünsche  der  Agrarier  waren  damit  wenigstens  matenell 
erftlllt 

LDie  Regierung  nahm  die  Vertragsverhandlungen  sofort 
auf,  welche  nach  dem  Wortlaut  der  Konventionen  binnen  sechs 
Monaten,  d.  h.  am  8.  November  1881  zum  Ziele  flihren  mufsten. 
Doch  war  es   vorauszusehen^    dafs    diese   Frist    ein   w^enig   zu 
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kurz  bemessen  war.  Das  Ministerium  Ferry-Tirard  liefs  sich 
infolgedessen  am  20.  Juli  1881  vom  Parlament  die  Ermäch- 
tigung geben,  die  alten  Verträge  noch  um  drei  weitere  Monate 
zu  verlängern.  Sämtliche  fremde  Mächte  Ringen  durch  Dekla- 
rationen auf  die  Wünsche  der  französischen  Regierung  und 
schliefslich  auch  noch  auf  eine  weitere  Verlängerung  des  alten 
Konventionalregimes  bis  zum  15.  Mai  1882  ein. 

Die  Verhandlungen  wurden  anfänglich  von  Tirard  bis 
zum  14.  November  1881  geführt.  An  diesem  Tage  stürzte  das 
Kabinett  Jules  Ferry,  und  das  ^^grofse^  Ministerium  Gambetta 
begann  seine  kurze  Laufbahn^.  Der  neue  Handelsminister 
Rouvier  setzte  das  Werk  seines  Vorgängers  bis  zum  30.  Januar 
1882  fort  Aber  erst  Tirard,  der  dann  wieder  im  Kabinett 
Freycinet-Ferry-Say  die  Abteilung  des  Handels  übernahm, 
konnte  es  zu  Ende  führen. 


2.    Die  Übereinkunft  mit  Grofsbritannien. 

Ich  gehe  nun  im  einzelnen  auf  die  Verträge  ein  und  be- 
ginne mit  England. 

Die  früher  mit  dem  britischen  Ministerium  Beaconsfield 
eingeleiteten  Verhandlungen  waren,  wie  schon  erwähnt,  ver- 
tagt worden.  Der  ¥rieder  ans  Ruder  gekommene  englische 
Ministerpräsident  Gladstone  stand  Verträgen  nicht  eben  freund- 
lich gegenüber  und  hielt  sie  höchstens  fbr  ein  politisches  Band. 
Jedenfidls  ging  er  nur  sehr  behutsam  auf  neue  Verhandlungen 
ein.  Der  französische  Gesandte  in  London,  L^n  Say,  hatte 
infolgedessen  einen  schweren  Stand.  Er  konnte  schlieCslich 
nur  soviel  erreichen,  dafs  man  die  Streitpunkte  klar  präci- 
sierte  und  eine  allgemeine  Grundlage  für  die  Verhandlungen 
schuf. 

Eine  Einigung  kam  allein  in  dem  Kapitel  der  landwirt- 
schaftlichen Produkte  zu  stände,  und  zwar  insofern,  als  man 
diese  von  den  Vertragsbestimmungen  ausschlois. 

Schwierigkeiten  machte  die  Weinfrage.  Frankreich  ver- 
langte, wie  schon  früher,  eine  bedeutende  Zollreduktion.  Glad- 
stone ging  scheinbar  darauf  ein.  Er  versprach,  die  gering- 
wertigeren französischen  Weine  in  Fässern  zu  einer  niedrigeren 
Abgabe  ins  Land  zu  lassen,  machte  dafür  aber  kurz  darauf 
dem  britischen  Parlament  den  Vorschlag,  den  Zoll  für  Flaschen- 
weine EU  erhöhen.  Das  entsprach  wiederum  nicht  den  Wün- 
schen des  französischen  Botschafters. 


^  £rwi}inen$wert  i5t  ans  dieser  Zeit  die  Schaffung  zweier  neaer 
llinistenen  dordi  Eriaf?  rom  14-  November  ISSl.  EHe  R«S9ortB  der 
Landwirtschaft  und  der  Kolonieen  erhielten  seitdem  einen  eigenen 
Leiter. 


Eiu  weiterer  DiffereiiÄpunkt  war  die  Umwandlung  der 
fraoftösischen  Wertzölle  in  specifische.  England  erklärte  sieli 
nur  bereit,  Bestimmungen  zu  treffen,  welche  die  bei  An- 
wendung der  Wertzölle  nachgewiesenen  Betrügereien  ver- 
hindern sollten. 

Eis  liandeltc  sich  schliefölich  noch  darum,  Verbesserungen 
des  Tarifs  und  der  Handelabeziehungen  herzua teilen.  Aber 
was  bedeutete  das  Wort, Verbeasemugen^*?  England  mit  seinem 
M«Ä»enexport  hielt  Zollerniedrigungen  für  eine  Verbesserung 
des  Status  quo,  Frankreich  hingegen  Zollerhöhungen,  oam ent- 
heb bei  Baumwollenfabrikaten. 

Kurz  und  gut^  die  am  26.  Mai  1881  eingeleiteten  Scliritte 
endigten  nach  neun  Monaten  mit  einem  Mifserfolg,  wenn  man 
auch  auf  beiden  Seiten  in  wichtigen  Punkten  nachzugeben 
suchte.  England  wollte  zuletzt  sogar  die  specitischen  Zölle  in 
Kaut  nehmen,  jedoch  bei  Geweben  von  Wolle  und  Baumwolle 
der  Berechnung  dieser  Gewichtszölle  den  \^''ert  der  niedrigsten 
Qualitäten  zu  Grunde  legen.  Der  Handelsminister  Rouvier 
erklärte  sich  schliefslich  auch  hiermit  einverstanden,  aber  nur 
unter  der  Bedingung,  dafs  der  Weinzoll  herabgesetzt  werde. 
Doch  an  dieser  für  England  in  fiskalischer  Hinsicht  wichtigen 
Frage  scheiterte  das  ganze  Werk.  Frankreich  hatte  darunter 
weniger  zu  leiden  als  England.  Gladstone  hätte  sich  sagen 
mUMen,  dafs  er  durch  den  Vertrag  wenigstens  einige  Schritte 
weiter  auf  dem  Wege  des  Freihandels  gekommen  wäre.  So 
erreichte  er  nur  die  Vorteile,  welche  England  aus  der  Meist- 
begünstigung und  den  Verträgen  Frankreichs  mit  den  anderen 
Ländern  erwuchsen. 

Denn  dais  Frankreich  Grofsbritannien  anders  als  die 
konkurrierenden  Staaten  behandelte,  war  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit T  i  rard  legte  deshalb  der  De|>utierteükamraer  ein 
besonderes  Gesetz  über  das  gegen  England  zu  beobachtende 
Zollverfahren  am  23.  Februar  1882  vor.  In  der  Begründung 
daKU  erwähnte  der  Handelaminister,  dals  eigentlich  vom  L  März 
1882  an  gegen  England  der  Generaltarif  in  Kraft  treten  müsse, 
und  erinnerte  dann  an  die  Gestaltung  der  Verhandlungen 
ID  der  letzten  Zeit.  England  verlangte  darin  schliefslich 
einen  einfachen  Reciprocitätsvertrag  mit  gegenseitiger  Meist- 
begtlnstigung.     Diesen  Vorschlag   wollte   die   französische  Ke* 

f'ierang  nur  dann  annehmen,  wenn  England,  das  durch  keinen 
arifvertrag  gebunden  war,  sich  verpflichtete,  die  Zollfreiheit, 
wie  sie  bisher  bestanden  habe,  in  allen  Punkten  beizubehalten. 
England  verweigerte  dies,  weil  es  Herr  seiner  Tarife  bleiben 
wollte. 

Frankreich  schlug  dann  eine  Klausel  vor,  die  ihm  er- 
laubte, den  Vertrag  sofort  zu  lösen,  sobald  England  Zölle  ein- 
führte oder  erhöhte.  Die  britischen  Unterbändler  erklärten 
aich   gegen    eine    solche   Klausel   und   boten    einen    einfachen 
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Meistbegünstigungsvertrag  auf  unbestimmte  Zeit  mit  einjähriger 
Kündigungsfrist  an.  Frankreich  sträubte  sich  dagegen,  weil 
es  nach  der  Kündigung  immer  noch  ein  Jahr  gebunden  blieb, 
während  England  auf  der  Stelle  erhebliche  Einfuhrerschwe- 
rungen einftihren  konnte.  Auch  die  Herabsetzung  der  Kün- 
digungsfrist auf  sechs  Monate  wurde  aus  dem  gleichen  Orunde 
al^elehnt. 

Die  französische  Regierung  hielt  es  nun  für  das  beste, 
sich  ebenso  frei  wie  England  hinsichtlich  der  Tarife  zu  stellen. 
Tirard  verlangte  deshalb  von  den  Kammern,  dem  britischen 
Reiche  nicht  durch  einen  Vertrag,  sondern  durch  ein  Gesetz 
die  Meistbegünstigung  zu  gewähren.  Dieses  Gesetz  konnte 
bei  Zollerhöhungen  auf  englischer  Seite,  die  allerdings  wenig 
wahrscheinlich  waren,  sofort  aufgehoben  werden. 

Deputiertenkammer  und  Senat  schlössen  sich  Tirards  Aus- 
führungen an  und  beschlossen  das  Gesetz  am  25.  und  26.  Fe- 
bruar 1882.  Am  27.  Februar  wurde  es  bereits  in  Kraft 
gesetzt. 

Am  folgenden  Tage  unterzeichneten  deFreycinet  und 
Lord  Lyons  indessen  doch  in  Paris  eine  Übereinkunft,  nach 
welcher  sich  England  und  Frankreich  bis  zum  1.  Februar  1892 
die  Meistbegünstigung  ohne  Tarif  bestimmungen  gegenseitig 
gewährleisteten. 

Wegen  der  Stabilität  der  Handelsbeziehungen  zwischen 
beiden  Ländern  war  dieses  Vorgehen  entschieden  das  beste. 

Aber  man  kann  sich  nicht  verhehlen,  dafs  durch  die  neue 
Konvention,  welche  noch  an  demselben  Tage  von  der  Kammer, 
am  11.  Mai  vom  Senat  genehmigt  wurde  und  auch  englischer- 
seits  ihre  Billigung  fand,  das  ursprünglich  beschlossene  Gesetz 
aufgehoben  wurde  und  Frankreich  gebunden  blieb,  während 
England  die  freie  Verfiigung  über  seine  Tarife  hatte.  Nur 
die  Erzeugnisse  der  britischen  Kolonieen  blieben  dem  General- 
tarif unterworfen. 

Den  Grund  für  das  Vorgehen  der  französischen  Regierung 
kann  man  wohl  darin  finden,  dals  sie  mit  einigem  Recht  be- 
tltrohtete,  das  den  Welthandel  beherrschende  Grofsbritannien 
könne  Frankreich  unireundlich  begegnen  und  mit  allen  ihm 
zu  Gebote  stehenden  Mitteln  den  eigenen  Handel  lahm  legen. 
Andererseits  traute  die  dem  Freihandel  zuneigende  R^erung 
auch  nicht  der  Kammermehrheit,  welche  bei  der  gewaltigen 
Agitation  der  Schutzzöllner  plötzlich  einmal  das  Meistbegüns- 
tigungsgesetz aufheben  konnte  und  kraft  eines  Majoritäts- 
beschlusses zum  Schutzzoll  übergehen  konnte.  Der  Vertrag 
mit  England  verhinderte  diesen  Schritt  wenigstens  auf  ge- 
raume Zeit^ 


des  Econ 


'  Siehe  Ami,  negociations  commercia) es  avec  T Anglet erre:  Journal 
)con.  1<S2.  April.  S.  3*2. 


oder  BMmL    Die  &il  ftr  «m 

neigiui  d^r  g^ewiJtigett  fietviefchtn^  d^s  WoitwnMin 
naiwilfifmiiciMP  Arm   luiiliu.    Die   dm 

htatcmtheode  Metstb^gOiiiit^gviigsklainel  T€d>ol  m  FwmnlatiA^ 
sidi  dmaf  ffBiiilawfii  Denn  m  hitie  dmreli  aiiie  toleke  Be- 
•timiiinfig  dco  ErrMiiiüfii  Eoglaiids  und  der  abruren  LAnder 
in  der  toI^ucIka  nbrie  eie  wicbt  peneierteree  Bnfidlsdior 
DaAr  beqiMBite  ei  nch  i;q  üdereii  Zogestliidiimeii. 

Die   Oberemkttiift   toibi    31.    Oktober   1881    bestellt  ans 
Hendel»-  und  einem  SchilfiüirlsTertn^. 

Der  Vertrag  legte  beide  Lftoder  hinsickdicb  etwa  ta  ge- 
währender Zollräck^beii  oder  Piümien  fest  Diese  Au&fanr- 
TergGtaiigen  dorfteo  künftig  nur  genau  den  Betrag  der  Accise- 
nnd  VerbrEOchsabgaben  ersetzen,  aber  keinesfidls  eine  Wieder^ 
erstattnng  de»  T^Mes  bilden.  Ftir  die  Einfuhrtarife  galt  im 
Zoaammenbang  damit  der  Grundsatz ,  data  Zollsuscbl^ge  nur 
bei  gleichzeitiger  und  gleiehmsfaiger  Erhöhung  der  inneren 
Abgaben  eintreten  durften, 

Frankreich  verpflichtete  sich  weiten  folgende,  aus  Belgien 
atammende  Artikel  nicht  mit  erhöhten  Zuschlägen^  aufser  dorn 
eigentlichen  Zoll,  zu  belegen :  Kunsttischlerholz,  F«rbhol:t,  rohe 
Baumwolle,  Wolle  in  Masse,  rohe  Häute,  Reis,  Potiaaehe, 
Guano,  exotische  Harze,  Salpeter,  Thee,  OlsAmer«.*icn,  Fette 
und  Öle*  Damit  war  der  im  französischen  Oenernharif  vor- 
gesehene Entrepotzusclilag  für  die  indirekte  Einfuhr  zu  einem 
guten  Teil  aufgehoben. 


1  Siebe  Am^,  o^gociations  commercialeB ,  Joumiil  des  Ecoil  1832« 

Jtmt,  a.  im. 
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Kaffee  erhielt  einen  Entrepötzuschlag  von  5  fr.  (statt 
10  tr.) ,  Kakao  von  10  fr.  (statt  20  fr.).  Für  die  aufserdem 
noch  bestehenden  Entrepotabgaben  erhielt  Belgien  das  Recht, 
die  gleichen  Gebühren  an  seinen  Grenzen  einzuftihreo. 

Gegenseitige  Verpflichtungen  betrafen  ferner  den  Grenx- 
verkehr;  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  waren  10  km  von 
beiden  Seiten  der  Grenze  zollfrei. 

Jeder  Durchgaogszoll  blieb  verboten. 

Handelsreisende  sollten  einen  einfachen  Gewerbeschein 
(Patent)  flir  20  fr.  lösen. 

Zollerhöhungen  oder  Einfuhrverbote  durften  während  der 
Vertragsdauer  überhaupt  nur  im  Falle  eines  Krieges  oder  aus 
gesundheitspolizeiüchen  Gründen  eingeführt  werden. 

Eine  Sonderbestimmung  traf  den  KohlenzolL  Frankreich 
konnte  danach  seine  Abgaben  von  Steinkohlen  und  ähnlichen 
Brennstoffen  überhaupt  nicht  erhöhen,  Belgien  einen  Zoll  von 
höchstens  1  fr.  auf  1000  kg.  annehmen. 

Sonst  gewährte  man  sich  gegenseitig  die  Meistbegünstigung 
fiir  die  Einfuhr.  Frankreich  ermäfsigte  dabei  seine  Zölle  gegen- 
über den  Angaben  des  Generaltarifs  in  folgenden  Tarif  Posi- 
tionen, denen  ich  zur  Vergleichung  auch  die  Daten  des  alten 
Generaltarifs  und  des  alten  Vertragstarifs  beifüge. 

(In  fr,  und  auf  100  kg). 


Gegenstand 


Alt€r 
Generaltarif 


Alter  Ver- 
tragstarif 


Neuer 
Generftltarif 


Neuer  Ver- 
trai^tarif 


Spanferkel,  leichter 

als  8  kg 

Geflügel 

^Wach» 

Eier 

Butter . 

Butter,  gesalzen.  » 
Süfa was serfi sehe »  , 

Hopfen 

Marmor  ..*,♦,. 


Eeossinne  {fland- 
riaclier  Graoit  *  . 

Dachse  bief er  (das 
Tausend)  ,  .  .  .  . 

Fliesen  und  Ziege! 

Gufseisen 

Stftbeisen^  Schienen 

Eisetibleche 

Stahl      in     ßarren 

(Schienen) 

Soda 


0J2 
frei 
1.04 
frei 

2,60 
frei 
56.14 
1»56 
und  49^92 


4J6 

4»99— 31,20 

4,99-8,74 

od.  verboten 

12»48— 17,47 

24,96 

37,44 

33,07 

u.  verboten 


0,12 
frei 
1,00 
frei 

frei 
12.50 
1,50 
frei 


4,00 
frei 
2.00 


6,00 
7,50—13,00 

9,00 
1,90-14,00 


0,50 
20,00 
10,00 

10,00 

13,00 

15,00 

5,00 

15,00 

2,50 

iO  fr..  *  15  fr. 

und  6  fr. 

frei,  1.25, 

10  fr.  u.  4  fr. 

4,00 
1,00 
2,00 

6,00 
7,50-13,00 

9,00 
2,30-^17,50 


frei 


2,00 

frei 

12,50 

1,50 

frei,  4  fr. 

u.  1.50 

frei 
u.  0.50 

2,00 
frei 

1,50 

5,00 
7,00—12,00 

6,00 
1,90-14,00 


Cichorie 
Kraftmehl,  Stark» 
Kerzen 
Fayence  nnd  Por- 
zellan   


iSpter^kfl 


G\m 

Flftchfi-  und  Hanf- 

Jntegame 

Baumwollgame  .  . 

Wallgarne,  Kamm- 

„         Streich- 

Gam    ans  Ziegen* 

haar 


47,42—205.! 
74,88-101,09 
verboten 


5,00^100,00] 
5,00—14,00 
15.00—900,0 
10,00— 100,fl 


Entsprechende  Zolle  mied  ri  jungen  im  neuen  Vertrags- 
tÄTif  zeigen  alle  Gamabgaben  für  gebleichte,  gefUrbte  und 
gezwirnte  Ware 
ehe: 
aus   Flacha 

5,0O'"3O0,O0iIS 
10,00—24,00 
50,00- 
oder 

10  Vo 
frei  oder 
200,00- 
1200,00 


und 

Hanf 

aa»  Jute 

ans  Baumwolle  . 

ans  Wolle  .  .  .  . 
ana  Seide 


74,88 -.S82,S2 

96,10 

verboten 


254,59- 

2121.60 


28,00-460,00  22,00—300.00 
11,00^24,00 


16,00-30,00 
300,00  62,00— 670,00|50,00^540.00 
15  «/o 

75,00-650,00  i 

frei  oder 

lÖß,CN>- 

1488,00 


50.00— ,524,00 

frei  oder 

150,0<>- 

1200.00 


Papier 
H&ute 


Die  mannigfachen  Nuancen  der  einaelnen  TeJttilfabri- 
kate  sind  durchweg  gegenüber  dem  neuen  Generaltarif  ent- 
sprechend im  Vertragatarif  ermäfsigt  worden.  Die  Zoll- 
betrfi^e  sind  ziimeiBt  dieaelben,  wie  im  nlU'n  Vertragstarif» 
nur  dafö  die  hier  befindlichen  Wertzalle  durch  Gewichts- 
abgaben ersetzt  sind. 
,....  199.84— 187,201        8,00        1 11,00—25,001    8,00—15,00 

I    verboten    1 10,00-60.00 1 10,00-74.00 1  10,00—60,00 

Waren  aus  Leder  sind  ganz  entsprechend  im  Tarif  behandelt* 


Lokomotiven    und 
Lokomobilen.  .  . 

Tender      

Spinn-,  Webe-  und 
landwirtschaftl. 
Maschinen  .  .  .  « 
rerkzen^  aus  ver- 
at&hlt.  Schmiede- 
eiaen*  ....... 

Waren   aus   Gufa* 
eiam  (roh)  .  .  ,  , 


49,92 
87,47  u.  74,88; 


49,92  u,  18,72 

156.00 
verboten 


10,00 
8,00 


15,00 
3,00— 4,50 


10,00 
8,00 


10,00  u,  6,0C»  10,00  «.  6»00 


15,00 
3,00-4,50 


9,00  und  6,00 
7,00 


5,00 

13^ 
2.50-4,00 
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Frankreieli  liefs  sich  noch  zu  einer  ganzen  Reihe  von 
Tarifermäfsigungen  bewegen,  von  denen  ich  folgende  PosttioneE 
nenne:  Salpeter-  und  Ölsäure,  Stearinsäure,  Natron,  Alaun, 
schwefelsaure  Thonerde,  Bleiweifs^  Chlorkalk,  Ultramarin, 
()ltirnisj  Scliweinfurter  Grün  und  dcrgl.,  PreufsLsch  Blau.  Pfeffer- 
kuchen, Nähnadeln,  Schrauben,  schmiedeeiserne  Röhren^  Ge- 
wehre (Hinterlader),  Holz  waren ,  Sparterie,  Strohhüte,  Tau- 
werk, Kautsch uckgewebe,  Kiimme,  Filzhüte,  Kunistschreiner- 
waren  (aufser  in  Elfenbein)  und  Bürsten. 

Belgien  hatte  noi-h  die  Authebung  der  zeitweiligen  freien 
Zulassung  für  den  Getreide-  und  Mchlhandel  beantragt.  Der 
Jlinister  Tirard  liels  sich  aber  nicht  darauf  ein.  Er  erklärte, 
dafs  die  Handhabung  dieäer  Einrichtung  nach  dem  Erlafs  vom 
18*  Oktober  1873,  welcher  die  Identität  des  einzuführenden 
Korns  und  des  auszufülirenden  Melds  vorschreibt,  den  belgischen 
Wünschen  genügend  Rechnung  trage. 

Die  französischen  Gegen  wünsche  waren  verhältnismäfsig 
gering,  w^eil  der  belgische  Tarif  bedeutend  mäfsiger,  als  der 
französische  war  und  im  Maximum  10"  u  betrug.  Die  Zoll- 
frei hei  t^  welche  in  Belgien  für  sehr  viele  Produkte  eingeführt 
war,  wurde  jetzt  noch  auf  Uhren,  Gold-  und  Silber- 
waren und  anderes  ausgedehnt.  Reduziert  wurden  die  Ab- 
gaben von  Topf-  und  Glasw^aren,  von  zwei  Klassen  Baumwoll- 
geweben  und  von  einer  Reihe  unwichtigerer  Punkte.  Belgien 
verzichtete  auch  auf  seinen  Zollzuschlag  von  1  fr.  auf  das  hl. 
für  Weine  in  Flaschen.  Der  Weinzoll  war  demnach  von  jetzt 
an  in  Belgien  aufgehobeth  Aber  die  Accise,  ein  verschleierter 
Weinzoll  —  weil  Belgien  diesen  Artikel  nicht  produziert  — ,  betrug 
noch  23  fr.  auf  das  hh;  Weine  mit  mehr  als  18**,o  Alkohol- 
gehalt zaldten  für  den  Überschufs  aufaerdem  die  Alkoholsteuer, 
deren  Umwandlung  sich  Belgien  übrigens  vorbehielt.  Belgien 
ist  nächst  England  der  Hauptniarkt  für  französische  Weine- 
Frankreich  hatte  deshalb  auf  eine  Herabsetzung  der  Accise 
gehofft,  —  Eine  besondere  Bestimmung  betraf  noch  den  Salz- 
nandel,  ftlr  den  in  Belgien  die  inneren  Abgaben  zur  Zeit  auf- 
gehoben w^aren.  Bei  einer  etwa  eintretenden  Wiedereinführung 
der  Salzsteucr  sollte  Belgien  französischem  rohen  Seesalz  eine 
Vergütung  von  10  ^o  geben. 

Der  sich  an  den  Handelsvertrag  schliefsende  Schiffahrts- 
vertrag bestimmte  die  gegenseitige  Meistbegünstigung  und  die 
Gleichstellung  mit  der  heimischen  Handelsflotte.  Die  KUsten- 
fahrt  und  die  Fischerei  blieben  den  Gesetzen  der  Einzelländer 
unterw^iirfen* 

Beide  Verträge  wurden  von  der  franzÖBischen  Kammer 
und  dem  Senat  ohne  grolse  Erörterung  mit  stattlicher  Mehrlieit 
angenommen.  Aus  der  Debatte  ist  nur  erwähnenswert,  dafs 
der  Deputierte  Meline  den  Umfang  der  französischen  Ausfuhr 
nach  Belgien   nicht   anerkennen    wollte,    sondern    mit  einigem 
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Recht  behauptete,  ein  Teil  dieser  Waren  ginge  nach  Deutsch- 

tily  England  und  in  das  übrige  Auäland. 
b.    Der  Vertrag  mit   Italien. 
Italien  hatte   sich  nach    Ablehnung   des   französisch-italie- 
Aen  Vertrages  durch   die   französische   Kammer   im   Jahre 
. .  m  nur  schwer  dazu  verstanden^  in  eine  \\'eiterverlängerung 
des  alten,    für  es   sehr    vorteilhaften,    Vertrages    einzuwilligen. 

fie  Vorzüge  dieses  Vertrages  für  Italien  deuten  folgende  Zahlen 
i:     Es  betrug  die  Ausfuhr: 
1863  1880 

von  Italien  nach  Frankreich      140  Mill.  fr.     S98  Mill.  fr. 
von  Frankreich  nach  Italien      190      „       „      181      „       „ 
Die  Minister  des  Königs  Humbert  konnten  sich  der  That- 
üAche  nicht  entziehen,  dafs  das  Übereinkommen  mit  Frankreich 
den  Aufsenhandel  gUnstig  beeiiiflufst  hatte,  und  hatten  sich  des- 
halb trotz  ihrer    protekttonisti^chen    Anschauungen   und    trotz 
^Mifknglicher  Weigt^rungen  seither  stets    mit  den   französischen 
^^Forderungen  einverstanden  erklärt.     Auch  jetzt  gingen  sie  auf 
^den   neuen   Vertrag  vom    3.  November    1881  ein,    wenngleich 
ihnen  die    industrielle    Opposition    grofse    Schwierigkeiten    be- 
reitete, und  teilweise  auch  agrarische  Bedenken  zu  zerstreuen 

^B  So  war  die  französische  Reserve  hinsichtlich  des  Viehs 
^^em  Vertrage  gefährlich»  weil  der  idte  Zoll  fUr  Ochsen  von 
3,74  fr.  in  dem  neuen  Generaltarif  auf  15  fr.  pro  Kopf  gL*- 
■bracht  worden  war,  und  sich  der  Ilandclsrainister  dem  Paria* 
^Huent  gegenüber  vcrptÜt-htet  hatte,  wie  die  übrigen  landwirt- 
schaftlichen Produkte^  so  auch  Vieh  nicht  in  die  Verträge  auf- 
«unehmen.  Vergebens  betonte  die  italienische  Kegierung,  sie 
mfls^e  auf  die  Erregung  der  ViehzQchter  in  Piemout  und  in 
der  Lombardei  Rücksicht  nehmen.  Sie  konnte  nach  Ablehnung 
ihres  Wunsches  nur  erreichen,  dafs  sie  statt  dessen  andere 
Zollheraksetzungen  erhielt.  Unter  den  für  die  Landwirtschaft 
wichtigen  Erzeugnissen  gestanden  die  französischen  Unter- 
händler eine  Ermäfsigung  der  üskalischen  Abgaben  von  Wild^ 
Geflügel,  Fischen,  Bettfedern,  Butter,  Eiern,  Teignudeln,  Fruchten, 
Olivenöl,  Trüffeln  und  Wein  zu  Aufser  den  bereits  Belgien 
gewährten  Reduktiooen,  unter  denen  besonders  Marmor,  Bau- 
materialien, Porzellan  und  Fayence  für  die  italienische  Aus- 
fuhr von  Bedeutung  waren,  erhielt  Italien  noch  für  folgende 
Fabrikate  Zugeständnisse  oder  sogar  völlige  Zollfreiheit; 
Citronensäure,  schwefelsaures  Chinin,  Farbholzextrakte,  Ocker 
und  andere  Farben^  Glasperlen,  Garne  aus  Flockseide,  Blas- 
instrumente, Strohhüte  und  Knöpfe,  Wie  bei  dem  belgischen 
Vertrage  will  ich  auch  hier  eine  vergleichende  Zollzu^aiiunen- 
Stellung  für  die  wichtigsten  in  Frage  kommenden  Artikel  geben. 
Die  Mafseinbeit  ist  1   fr,  aul*  100  kg. 


Wild 

Bett  federn  .  ,  .  - 
Teicnudeln  *  .  ,  . 
Taßlfrfiehte  .  .  . 

Olivenöl 

Wein , 

Trüffeln 

Ocker   .  , 

Glasperlen 

Game    aus    Flock- 
seide. ..*..,. 

Blaäinatmmente 
(pro  Stuck),  .  .  . 

Strohhfite 


124,00 -748,80: 


8,74 
10,40 


frei 
3,50 
3,00 
frei  oder 
0,30 -H,00 
3,00 
3,50 
frei 


78,00—124,80  75,00-120,00 


10  ^!o 
10,00 


20,00 

20,00 

6,00 

frei  oder 

o;so-8,oo 

4,50 

4,50 

200,00 

0,25 

25,00 

93,00^149,00 

0,80 
50,00-300.00 


5,00 
15,00 

frei  oder 

2,00  u.  6,00 

3,00 

3,00 

10,00 

frei 

12,00 

75,00^120,00 

0,40 

10,00 


Frankreich  exportiert  von  allen  diesen  Dingen  viel,  konnte 
also  die  betreffenden  Zölle  ohne  grofses  Opfer  herabsetzen. 
Im  Parlament,  zumal  im  Senat,  machten  auch  nur  die  Agrar- 
prodakte  die  Opposition  lebendig.  Aber  ein  Antrag  Feray, 
die  Regiernng  aufzufordern,  neue  Vereinbarungen  mit  dem 
Italien  lachen  Ministerium  Depretis  zu  treffen,  fand  nur  eine 
Minderheit 

Italien  seinerseits  blieb  auf  einem  gröfseren  Gebiete  dem 
Schutzzoll  treu.  Die  Regierung  dieses  Landes  mufste  sich 
nach  der  Parlamentsmehrheit  richten  und  konnte  den  der 
Industrie  Toskanas  und  der  Lombardei  durch  den  General tarif 
von  1878  gewährten  Schutz  nicht  ohne  Gefahr  autgeben.  Der 
alte  sardinische  Generaltarif  von  1863,  welchem  auch  die 
neuen  Provinzen  des  KönigreicbeB  vordem  unterstellt  waren^ 
war  der  französischen  Einfuhr  allerdings  viel  günstiger  geweaen. 

Tirard  begnügte  sieb  jetzt  mit  geringeren  Zugeständnissen, 
um  einen  Bruch  mit  dem  Nachbarlande  zu  vermeiden.  Für 
Wollwaren  gingen  Italiens  Z5lle  im  Mitte!  nicht  über  12  ^0 
hinaus.  Die  vorgenommenen  Ermälsigungen  des  Seidenzolls 
waren  Frankreichs  grofaer  Exportindustrie  ntitzlich,  aber  sie 
wurden  durch  Erhöhung  der  Abgaben  von  mit  Seide  gemischten 
Geweben  so  gut  wie  ausgegliehen.  Sonst  bewilh'gte  Italien 
etwa  60  Artikel,  die  es  bereits  (Österreich  zugestanden  hatte, 
darunter  Alkohol,  Branntw^ein  und  Liköre,  gewisse  Leinstoffe, 
Werkzeuge,  Dampfmaschinen,  Porzellan,  Spiegel.  Es  gestand 
volle  Reciprocität  für  alle  Naturprodukte  aufser  Wein  zu; 
ferner  Verminderungen  auf  Möbel,  Tapeten,  Handschuhe,  Gold- 
.schmiede waren,  Bijouterieen,  Fayencen,  appretierte  Sclimuck- 
fedem,  künstliche  Blumen,  feine  Kurz-  und  Band  waren,  Par- 
fümerien  und  Pianos,  also  hauptsächlich  für  die  fllr  Frank- 
reich so  wichtige  Luxusindustrie.  Allzuviel  ftlr  die  französische 
Gesamtausfuhr  bedeuteten  diese  Artikel  aber  nicht. 
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Italien  behielt  aonderbaror  Weise   seine   Ausfuhrzölle,   die 

Bßonders  Schwefel  und  rohe  oder  gezwirnte  Seide  trafen^  auch 

itzt  noch  bei.    Ebenso   sträubte  es  sich,    wie  schon   erwähnt, 

inkreich    für    Wein    den   gleichen   Zoll    zu    gewähren,  wre 

dieses  den  italienischen  Importen,  weil  die  französischen  Weine 

höheren    Wert   besäfsen.      Wenn   man    aber  die    Ausfuhr   der 

beiden  Länder   miteinander   vergleicht,    so   hätte   Italien  ohne 

weiteres  nachgeben  können.     Im  Jahre  1880  lieferte 

Itidien  an  Frankreich:     1604  302  hl  Wein 
Frankreich  an  Italien:  15  870    „       „ 

Natürlich  ist  ein  guter  Teil  der  verminderten  französischen 
liuafahr  auf  die  Rechnung  der  Phylloxera  und  ihrer  Ver- 
heerungen zu  setzen.  Aber  auch  vordem  war  das  Verhältnis 
für  Italien  günstiger.  Italien  liefs  sich  dennoch  nur  auf  einen 
Zoll  von  4  fr.  ein,  während  Frankreich  3  fr.  zugestehen  mui'ste. 
(Bald  wurde  dieser  Zoll  durch  den  apanischen  Vertrag  sogar 
auf  2  fr.  reduziert). 

Der  Grenzverkehr  wurde,    wie  es  schon    im  Vertrage  mit 
Belgien  und  später  in  den  anderen  Verträgen  mit  den  Nachbar- 
iten  vereinbart  wurde,  für  Getreide,  Heu,  Htroh  und  Grün- 
"Ibttor  frei  gegeben. 

Die  Dauer  des  Vertrages  lief  bis  zum  1.  Februar  1892, 
Ein  Zusatzartikel  verlängerte  die  alte  Sehiflahrtskonvention 
von  1862  mit  gegenseitiger  Meistbegünstigung  auf  ein  Jahr; 

»lese  Konvention  behielt  aber  durch  gegenseitige  Übereinkunft 
lyg^  noch  später  ihre  Gültigkeit 
^r  c.   Der  Vertrag  mit  Partuf^ah 

Der  nächste  zum  Abschlufs  gelangende  Vertrag  war  der 
Handels-  und  Schiffnlirtsvertrag  mit  Portugal  vom  19,  Dezem- 
ber 1881,  Portugal  trat  damit  in  das  europäische  Meistbegün- 
stigungssystem ein.  Es  behielt  jedoch  das  Recht,  seinem 
Tochterlande  Brasilien  Sondervorteile  einrJiumen  zu  dürfen, 
welche  nicht  der  Meistbegünstigungklausel  unterlagen.  Die 
Küstenschiffahrt  und  die  heimische  Fischerei  blieben  vom  Ver- 
trsige  ausgeschlossen, 
I  Algier  wurde  dem  französischen  Mutter  lande  gleichgestellt, 

j^^>enso  die  ,adjacentes*  genannten  Inseln  Madeini^  Porto-Santo 
^Knd  die  Azoren  dem  portugiesischen  Staate. 
1^^       Portugal   blieb    trotz   einer   geringen    Anzahl    von    Zuge- 
r     gtHndnissen  bei  seinem  hohen    Schutzzolltarif.     Das   Land    be- 
sitzt  wenig    indirekte    Steuern.      Daher   waren    die   Zölle   flir 
Portugals  Finanzen  der  wichtigste  Einnahmezweig.     Der  neue 
Vertrag  verbesserte  von   namhaften    Einfuhrartikeln    eigentlich 
nur  die  Zölle  von  Gufseisen,  Schmiedeeisen  und  Stahl,     Aber 
Frankreich  hatte  nur  wenig  Vorteil  davon,    weil    es   der  eng- 
L*hen  Konkurrenz  in  Portugal  nicht  gewachsen  war. 

For«<tbutig«n  XVIII  2.  -  Raaich.  13 


5 


194 


x\mi  2. 


Die  Hatiptartikel  wurden  mit  folgenden  hohen  Abgaben 
belegt:  Wollgewebe  6  fr.;  7  fr.;  20,70  fr.;  80,12fr.  auf  1  kg. 
—  Stoffe  von  reiner  Seide:  36  fr  —  Konfektionen;  50*^0 
ZuBchlftg  zu  den  OewebezöUen  —  Weine  50  reis  pro  Deka- 
liter, d,  h.  43  fr.  pro  hl.  Portugiesische  Weine  kamen  dafür 
zu  nur  2  fr.  nach  Frankreich. 

Die  französische  Regierung  ging  auf  diesen  für  ihr  Land 
wenig  günstigen  Vertrag  nur  ein,  weil  Frankreich  von  dem 
portugiesischen  Wettbewerb  kaum  etwas  zu  beflirehten  hatte, 
während  seine  eigene  Ausfuhr  immerhin  einige  Vorteile, 
jedenfalls  mehr,  als  ohne  Vertrag,  zu  erwarten  liatte.  Diese 
Ausfuhr  nach  Portugal  war  treilich  gesunken,  aber  doch  höher 
als  die  portugiesische  Einfuhr.  Die  Handelabeweguug  ist 
folgende : 

Es  betrug  die  Ausfuhr  1866  1880 

Portugals  nach  Frankreich:       5,3  MilL  fn     12      Mill.  fr. 
Frankreichs  nach  Portugal:     21,2      „       ^      19,6     „        „ 

Besondere  Zollred uktiooeii  neben  den  bereits  anderen 
Staaten  zugestandenen  Tarifermäfsigungeu  räumte  Fraukj*eich 
in  folgenden,  für  eine  Zollvergleichung  unwichtigen,  Artikeln 
ein:  Honig,  Palnia-Christi-01,  ausländische  Harze,  Korkware, 
Mannelaile  und  Wolfszähne. 

Eine  Zus^alzkonvention  vom  6.  Mai  1882  gestaltete  das 
Verhältnis  für  Frankreich  noch  etwas  günstiger-  Portugal 
verstand  sich  in  dieser  Übereinkunft  noch  zu  einigen  weiteten 
TarüTierab Setzungen,  Die  Parlamente  bereiteten  den  Verträgen 
keine  Schwierigkeit. 

d.   Der  Vortrag  mit  Spanieo. 

Spanien  war  bereits  durch  seine  Konvention  von  1877  in 
das  Meiatbegünstigungssystem  eingetreten.  Es  hatte  damals 
Frankreich  in  den  Genufs  seines  Mioinialtarifs  gestellt  Die 
neuen  Verhandlungen  führten  nun  zum  definitiven  Vertrage 
vom  8.  Februar  1882.  Die  in  Spanien  ans  Ruder  gelangte 
liberale  Partei^  unter  Sagasta  zeigte  sich  zu  Zugeständnissen 
bereit  und  ging  bei  91  der  wichtigsten  Positionen  noch  unter 
den  Minimaltarif  hinab.  Die  W^ünsche  der  katalonischen  Indu- 
Bti'iellen  nach  Ij oberem  Zollachutz  mufsten  dabei  allerdings 
immer  im  Auge  behalten  und  nach  Möglichkeit  berücksichtigt 
werden»  Danach  sind  dte  Ermächtigungen  im  Vergleich  zum 
spanischen  Maximaltarif  teilweise  bedeutend.  Die  Zölle  von 
Baumwollgarnen  wurden  um  25 — 50  **  o  erniedrigt.  Wollwaren 
mit  Baumwolle  gemischt  erfuhren  eine  Herabsetzung  von 
58**/o,  wenn  sie  auch  immer  noch  260  fr*  auf  100  kg.  erlegen 
muTdten,  während  Frankreich  von  dem   gleichen   Gewicht  nur 

'  8iehe  Verein  t  Socialpol.  Bd.  51 »  Gwinnerj  Spanische  Handeb- 
Politik  S.  79. 
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35 — ^140  fr.  erhob.  Die  ZöIIo  fiir  WoUwaren  betrugen  in 
Spanien  für  gewöhnliche  Gewebe  30— 60^*0 ;  der  spanische 
Produzent  konnte  sitrh  also  trotz  aller  Nachgiebigkeit  seiner 
Ri*gierung  kaum  über  mangelnden  Zollschutz  beklagen. 

Die  Reduktionen  der  anderen  Tarifnummern  waren  gleich- 
fiills  bedeutend.  Spanien  unterdrückte  ferner  seinen  Ausgangs- 
»oll  Ton  10  fr*  auf  die  Tonne  von  silberhaltigem  Blei,  Bleiglanz 
und  BleiglMtte. 

Frankreich  bewilligte  dagegen  der  Einfuhr  spanischer 
Naturprodukte  eine  gröfsere  Tarifermilf sign ng,  namentlich  dem 
Wein,  für  den  es  den  ZoU  von  3  auf  2  fr.  herabsetzte.  Das  be- 
deutete ftlr  Franki-eich  einen  Budgetausfall  von  10  Mill.  fr., 
aolange  die  Phylloxera  herrschte.  Spanien  liefs  freilich  auch 
die  französischen  Weine  zu  2  fn  ein ,  aber  nur  die  nicht 
schäumenden.  Schaumweine  verzollte  es  mit  5  fr.  auf  das  hL 
Gerechtfertigter  waren  die  anderen  ErmäTsigungen,  die  Frank- 
reich Spanien  zugestand,  nämlich  aufser  den  Belgien,  Italien 
und  Portugal  eingeriluraten  Artikeln  noch  Zollerniedrigungen 
oder  Befreiungen  für  grünen  Anis,  Esparto  und  Flechten  und 
Matten  daraus,  Schlacken  von  Erzen,  Bleimennige,  citronen- 
sauren  Kalk^  Glycerin,  schwefelsaures  Natron,  Weinhefe,  Essig, 
Liqueure. 

Vergleichende  Tabelle   (fr.  auf  100  kg). 


u 


Gegenstand 

Alter 

Alter  Ver- 

Neuer 

Nt'n'^rVAr* 

Gen^^^rtltarif 

tragstArif 

GencniUarif 

tr.:i;:-r',!it' 

GrÄner  Anis  ,  ,  ,  . 

2,08 

2,00       1 

2*00 

hei 

Teppiche    aus    Es- 

parto   , , 

Bfeimenuige  .... 

7.20 

10  «/o 

25,00 

10,00 

frei 

b^k 

2.00 

frei 

citron  en  »aurerK  al  k 

1,2^^ 

fri^i 

7,.50 

frei 

Glycerin  f  gewerbl, 
Zwecke 

65,52 

5  «»/o 

4,75 

3,75 

achwefeUaurea  Na- 

tron (unrein) .  ,  . 

1.82 

1,75 

2,20 

1,75 

£«9ig ,  , 

2,0.S 
36,40 

2.00 
15,00 

4,50 
40,00 

2,00 

Liqueure  (das  h\) . 

80.00 

Weine  fda«  hl).  .  . 

5,20 

tiJiO 

4,50 

2,00 

e.   Der  Vertrag  mit  Schweden -Norwegen. 

Auch  die  skandinavischen  Reiche  hatten  von  dem  Vertrage 
mit  Frankreich  im  Jahre  1865  »?inen  gr5f8eren  Vorteil  gehabt, 
aU  dieses  von  dem  Norden.  Im  Jahre  1880  betrug  die  Ein- 
fiihr  von  Skandinavien  nach  Frankreich         122  MilL  fr. 

von  Frankreich  nach  Skandinavien  18—19  Mill.  fr. 

Aber  die  schwedischen  Kommissare  für  einen  neuen  Ver- 
trag ^    welchen   diese  Zahlen   vorgeführt    wurden,   wollten  die* 
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selben  nicht  gelten  lassen.  Sie  suchten  den  Nachweis  zu 
bringen,  dafs  die  französische  Einfuhr  in  die  nordischen  Reiche 
bedeutend  gröfser  sei,  Grofse  Mengen  französischer  Waren 
nähmen  den  Weg  über  die  Hansastädte  und  Dänemark 
und  würden  fklschlich  als  deutsche  oder  dänische  Produkte 
gebucht. 

Die  meisten  schwedisch -norwegischen  Erzeugnisse  waren 
bereits  nach  dem  französischen  Generaltarif  als  Rohstoffe  zoll- 
frei. Dazu  gehören  Holz,  Papiermasse,  Kupfererz  und  Kupfer 
in  erster  Bearbeitung.  Die  Holzeinfuhr  nach  Frankreich  be- 
trug im  Jahre  1880  allein  92  Mill  fr.  Aber  gegen  diese  Ein- 
fuhr konnte  sich  Frankreich  nicht  wehren,  weil  seine  Industrie 
diesen  Artikel  ungemein  nötig  brauchte,  und  die  heimischen 
Holzbestände  nicht  genügende  Mengen  liefern  konnten.  Um- 
gekehrt war  wenig  Aussicht,  den  französischen  Export  mehr, 
als  bisher,  nach  dem  Norden  zu  lenken,  weil  Skandinavien 
nur  wenig  Luxusartikel  konsumiert. 

Unter  den  Fabrikaten  Schwedens  nimmt  Eisen  die  erste 
Stelle  ein.  Noch  vor  1870  war  dieses  teure,  aber  um  so  bessere 
schwedische  Holzeisen  der  Schrecken  der  französischen  Hütten. 
Aber  die  Einfuhr  blieb  doch  beschränkt  Im  Jahre  1880 
schickte  Schweden  nur  einen  geringen  Bruchteil  im  Verhältnis 
zu  der  französischen  Produktion  nach  Frankreich,  und  zwar: 
18755  Tonnen  Roheisen, 
2047  „  Eisen  in  Masseln 
und  42  „  Stahl.  Eine  den  nordischen 
Königreichen  durch  den  neuen  Vertrag  vom  30.  Dezember  1881 
gewährte  Zollverminderung  war  also  ungefHhrlich.  Durch  den 
Vertrag  mit  Belgien  hatten  Stabeisen  und  Schienen  schon  eine 
Ermäfsigung  von  6  auf  5  fr.  erhalten.  Diese  jetzt  aufs  neue 
festgelegte  Abgabe  bedeutete  aber  für  die  schwedischen  Fein- 
eisen ungleich  mehr,  als  für  die  belgischen  Coakseisen.  Auch 
der  Zoll  von  4  fr.  50  cents  {tir  Elisen  in  Masseln  oder 
Prismen  wurde  in  diesem  Vertrage  wiederum  vereinbart. 
Doch  durfte  das  Eisen  statt  6  ®  o  nur  noch  4  ®  o  an  Schlacken 
enthalten. 

Frankreich  gewährte  aufserdem  Sondervorteile :  für  Käseu 
Stock-  oder  Klipptisch  (der  durch  den  hohen  Generaltarifzoll 
fast  verboten  war),  Bauholz,  Oxal- (Klee-)  säure  und  Papier- 
mache. Von  Wichtigkeit  für  Schweden  war  auch  die  schon 
anderen  Staaten  gewährte  Herabsetzung  des  Zolls  von  1  bis 
12  fr.  auf  0,50  bis  1,50  fr.  von  Brettern  und  Parquettäfelchen. 
Der  alte  Vertragstarif  hatte  diese  übrigens  rohem  Holz  gleich- 
gestellt und  daher  gar  nicht  verzollt 

(Vergleichungstabelle  siehe  nächste  Seite.) 

Die  Ermäfsi;ruDgen,  welche  Frankreich  als  Gegengaben 
"fon    Schweden -Norwegen    verlangte,    stiefsen    auf  Schwierig- 
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Vergleichangstabelle  (fr.  auf  100  kg). 


Gegenstand 

Alter 
Generaltarif 

Alter  Ver- 
tragstarif 

Neuer 
General  tarif 

Neuer  Ver- 
tragstarif 

Ki9e 

Stock-  oder  Klipp- 
fisch   

OxalB&ore 

Papiennach^  .... 
Parqaettafeln  .  .  . 

7,49-18,72 

49,92 

87,36 

249,60 

18,72  o/o 

3,00-4,00 

49,92 
10,00 
10  «'/o 
frei  oder 
100/0 

6,00-8,00 

48,00 

12,50 

11,00 

1,00-2,00 

3,00-4,00 

10,00 
10,00 
8,00 
0,50-1,50 

keiten,  weil  die  beiden  nordischen  Königreiche  verschiedene 
Zolltarife  besitzen.  Frankreich  wollte  diese  auf  der  Basis  der 
niedrigsten  Zölle  vereinigt  wissen,  ein  Unternehmen,  das  schon 
1865  nicht  gelangen  war  und  bei  dem  Erstarken  der  auto- 
nomen Bestrebungen  der  Norweger  auch  jetzt  nur  für  einige 
wenige  Produkte  erreicht  wurde.  Zu  diesen  gehört  Wein,  den 
infolgedessen  ein  Zoll  von  23  fr.  auf  das  hl.  traf.  Direkt  zur 
See  importierter  französischer  Traubenbranntwein  und  -Spiritus 
in  Fässern  unterlag  einem  Zoll  von  11  Kronen  (15,28  fr.)  auf 
das  hl.  Alkohol  zu  100  Graden«  Jeder  Grad  weniger  ermäfsigte 
den  Zoll  um  1  ®  o.  (Der  Alkoholgehalt  wurde  nach  dem  Gay- 
Lussacschen  Alkoholometer  bei  einer  Temperatur  von  15  ^  ge- 
messen.) Branntwein  in  Flaschen  galt  als  reiner  Alkohol. 
Lfiqueure  jeder  Art  rechneten  als  Traubenbranntwein.  Schweden 
und  Norwegen  gewährten  ferner  den  niedrigsten  Zoll  für 
künstliche  Blumen.  Schmuckfedem ,  Tapeten,  Handschuhe, 
Sarrlinen  und  Anchovis  in  <JL  Er  wurden  aufserdem  die  Ab- 
gaben für  raffinierten  Zucker,  Seidengewebe,  Leintücher 
anderes  herabgesetzt.  Besonders  für  Seidenge  webe  war 
Vertrag  der  französischen  Ausfuhr  entschieden  günsti^r. 
skandinavischen  Staaten  setzten  dafür  den  niedrigsten  Zoll 


und 
der 
Die 


von 


allen  Ländern   überhaupt   an .   Schweden    3,26   fr. ,    Non%-e;:en 
3,19  fr.  pro  kg. 

Den  Handelsvertrasr  vervollständige  ein  Seh iffahrts vertrag 
vom  gleichen  Datum,  der  auf  gegenaeitiere  Meistbe^rünistigung, 
auch  in  den  K'jlonien.  lautete. 


f.    I>*^r  Vertrag  mit   d«rr  >chw*:iz. 

Das  letzte  der  auf  die  Bildung  de-  franz')-;! sehen  Kon- 
ventionaltarif:» Einfluß:!  habenden  Hand-Lsabkommen  war  der 
Vertrag  mit  der  Schweiz  vo:::  2^i.  Febnjar  l*;-?:^.  Die  Ver- 
handlungen mit  diesem  Lande  erfuhren  Hir.dernis-e  durch 
Dinge,  welche  nkht  zum  Zolltarif  gehorter*,  so  durch  die  nur 
«ögemd  zum  Absi^-hluf*  gekommenen  Verein ^arur*;:en  U}>er  das 
Fremdenrecht.  ü>^r  den  .Schutz  von  Litte  rat  urwerken  ur.d 
anderes.     AoCierdem    suchte   die  Schweiz   ir:-  Jahre  \ihl    aus 


2»;  xvm  t 

'CT**^^"^  ^*^'*"  w^.i*mwp«i>gB^  HTi»«  ^rpgww  Frank. 


J>ir  G^ag!alxar£  t^vk   li^  iasat  air  Vcme  öl  Flhiam.ii  den 


Dx;  fnaa^matitBBt  Cnesteahfler  Jaks.  cm..  <£;&&  se  der 
äeknr<si;  w«leiier  trotE  dSer  ^^rgqitimniiHUP«  Ecbl&asgcB  den 
Aicdijgitex  isfii  ocs  KflEximcBi  Haoe*.  hl  TaeBBL  Pukxcn 
Bae&irelKn  kMEr&em.  Soe  errekkaES  jae&  joRih  äre  Sadi- 
j^Kixi^Kxc  daCi  «ler  WcckboB  irttürftBA  ssf  ak2'>  är.  fe^ge- 
«etxt  wvHe.  d.  k.  jnf  d«  lKrr»Bii  der  za  £c9icr  Zeä  Beben 
d«iB  Zt/U  Dock  bettekeadea  kaBfisilfii  «ifar  kiiiiiiii  ibii  Ab- 
gaben In  Kastoraea.  wo  «»leke  S0«ienbgabca  sKkt  be- 
nacden,  dorftea  se  &r  änaaBBScke  Wesae  sack  kiHft^khi 
siebt  eiz^eftkrt  verden.  —  Fraakreick  Ee&  sck  dnfär  eine 
Erb^bm^^  d«i  Alkoko^>!I^  ttz  16  aaf  20  är.  ge&Des«  ebenso 
^ji^  VentäHnm^  der  Z>3e  vo^  WcHgaraea  aad  -Geveboi, 
FeDfm  and  LeiJerarb^iteT:.  Die  Sckveö  varde  ferner  bin- 
«icfadicb  alkr  Waren,  die  Frackreick  ikr  car  in  geringen 
M*T^eo  lieferte  von  jeder  Vertra^igebondeakeit  befreit.  Sie 
k^/nnte  abo  nach  Gnäöckec.  o^d  ohne  Frankrei^s  za  be- 
fragen, die  Z^He  fer  Gnfseii^m.  SehxnSedeetsea  aad  Stakl  nnd 
ftlr  fast  alle  Bamnwollgewebe  ^anuer  Piqnea.  Poaaaicatier- 
waren.  Bandwaren   und  ähnliches,   und  g«w5bnlidie   De^en) 

?v>iut  Wieb  ztnneist  der  ahe  Tarif  in  Straft.  Der  Grenn- 
rerk^hr.  welcber  früher  «ehr  vorteilhaft  für  die  Orrnzprorins 
Gex  eini^erichtet  war.  da  landwirtschaftliche  PrtMlnkte.  rohes 
Holz  nnd  Lampen  in  diesem  Lande  zoQfrei  waren  oder  geringe 
Abgaben  za  enegen  hatten,  wnrde  aach  fnr  die  Kantone  Vaad 
und  Genf  in  denielben  Weise  geregelt. 

Der  franx^iache  Tarif  gewährte  der  Nachbanepablik  dafiE&r 
alle  die  ZollherabtetzoDgen.  die  bereits  den  anderen  Vertiaga- 
Staaten,  namentlich  Belgien  and  Schwe>!en.  geboten  waren. 
Anfao^em  verminderte  Frankreich  unter  den  landwirtackaft- 
licben  Produkten  die  Abgaben  von  konzentrierter  Milcb,  Kin- 
dermehl  und  Kä^e^  anter  den  Fabrikaten:  von  Abaintb,  Hola» 
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maase  für  die  Papierfabrikation,  dünn  gewalztem  Gold,  Platin 
mod  Silber^  Brucneiöen,  Ammoniak,  Steinkohlen,  Teerfarben, 
"^remmtwein»  von  allen  Banmwollenfabrikaten,  die  noch  nicht 
durch  den  belgischen  Vertrag  herabgesetzt  waren,  von  Rofs- 
haarge weben,  Leder  für  Holzschahe,  Uhren,  Uhr^verkea,  Spiel- 
uhren, Maschinen  für  die  Papierfabrikation  und  Messerwaren. 

Beide  Staaten  verpflichteten  sich  sehliefdich  noch,  in  keinena 
Falle  die  Kohlenauefuhr  zu  verbieten  oder  mit  einem  Zolle  zu 
belegen. 

Der  Vertrag  wurde  in  Frankreich  ohne  viele  Umstilnde 
genehmigt^  während  er  in  der  Schweiz  zuei-st  böses  Blut  er- 
rate, dann  aber  aucli  hier  seine  Annahme  iand« 


Vergleichlingstabelle  (fr.  auf  100  kg). 


Gegenstand 


ith    (Wermot) 

asee  för  Pa- 

Terfabrikation   . 

gewalzte      — 

EdelmetAlle   .  .  . 

ruchoiften  .  ,  .  .  , 

mmoniak 

lein  kohlen tecr- 
farben.  .....* 

umwollen-Fabii- 
kBte: 
Damast.  .  .  .  . 

Möbel  guipure . 

Spitzen 

Stickereien.  .  . 


Alter 
General  tarif 


frei 


520.CM} 
4,99 
verboten 


pieluhren 

cbinen   fBr  Pa- 
pierfabrikation   . 
erwaren  .  ,  .  . 


frei 


verboten 

6,24  *  a 

6,24  ^0 

verboten 

51,17-196.80 

verboten 

1,47-7,49 

a54,00 

37,44 
verbot*"« 


Älter  Ver* 
trag^tarif 


15  < 


^>,«>0 


Neuer 
GeneriiltÄrif 


3,00 


5W.00 


t!5,00- 125,00  20,00  - 100,00 


114,00 

185,00 

49.5,00 

800,00 

496,00 

62,00 

1.00-4,.5O 

60,00 


6,00 
125,00-600,00 


Neuer  Ver- 
trags tarif 


10.00 
K50 
2,00 


82,00 

120,00 

400,00 

450,00 

30,00-250,00 

50.00 

a50-3io 

40,00 


5,00 
100,00-400 


^^^^^         g.    Die  Konvention  mit  Österreich-Ungarn, 

^V  Es  blieb  der  französischen  Regierung  nun  blofs  noch  übrig, 
^^oie  Handelsbeziehungen  ihres  Landes  zu  zwei  europäischen 
^PStaaten,  zu  Österreich- Ungarn  und  zu  den  Niederlanden  zu 
regeln.  Die  Verhandlungen  mit  Österreich  ergaben  keine 
Einigung  in  Tariffragen.  Man  sehlofs  deshalb  eine  proviso- 
rische Konvention  am  7.  November  1881  *  ab,  in  der  man  sich, 
afapeiehen  von  der  Behandlung  des  Zuckers,  gegenseitig  die 
Meistbegünstigung  bis  zum  8.  Februar  1883  zugestand.     Diese 

^   Bei  Deverv,  Verein  fQr  Social |K)litik  steht  Olftchlicb  7.  Novmn* 
ber  188S  mgegeben. 
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Konvention  wurde,  da  ein  endgültiger  Vertrag  nicht  zu  er- 
reichen war,  zuerst  bis  zum  15.  Mai  1883,  dann  bis  zum 
29.  Februar  1884  verlängert. 

h.   Die  Beziehungen   zu  den  Niederlanden. 

Mit  Holland  suchte  das  französische  Ministerium  gleich- 
falls einen  Tarifvertrag  abzuschliefsen,  zuerst  am  26.  Dezember 
1881,  dann  am  24.  März  1882.  Beide  Vertragsprojekte  wurden 
aber  von  der  zweiten  Kammer   der  Generalstaaten  abgelehnt. 

f^  ist  indessen  doch  von  Interesse,  auf  die  Hauptbe- 
stimmungen dieses  Vertrages  einzugehen,  weil  dieselben  ein 
Licht  auf  die  Handelsbeziehungen  Frankreichs  zu  den  Nieder- 
landen werfen.  Der  holländische  Tarif  war  im  allgemeinen 
sehr  liberal.  Garne,  Maschinen,  Geräte  und  manche  andere, 
für  den  französischen  Export  wichtige,  Artikel  waren  in  dem 
hauptsächlich  von  der  Landwirtschaft  lebenden  Lande  sogar 
zollirei.  Nur  Weine  waren,  wenn  auch  nicht  nominell  durch 
den  Zoll,  so  doch  durch  die  Accise,  die  in  dem  Wein  nicht  pro- 
duzierenden Lande  nur  ein  verschleierter  Zoll  ist,  schlechter  ge- 
stellt. Sie  mufsten  20  Gulden  oder  42,50  fr.  pro  hl.  entrichten. 
Das  traf  die  geringeren  Sorten  Frankreichs  gleich  einem  Ver- 
bot. Die  Holländer  gaben  aber  den  hierauf  gerichteten  Wün- 
schen Frankreichs  nicht  nach,  weil  sie  den  Wein  für  ein 
Luxusgetränk  erklärten,  fiir  welches  sie  die  Steuer,  zugleich 
mit  einer  Ermäfsigung  der  Alkoholabgabe,  erst  bei  einem 
günstigeren  Stande  des  Budgets  herabsetzen  könnten. 

Frankreich  erreichte  also  keine  Änderung  für  seinen 
Export.  Dagegen  bot  der  französische  Vertragstarif  den  Nieder- 
ländern viele  Vorteile,  die  das  Haager  Kabinett  auch  nur  in 
wenigen  Punkten  zu  vergröfsern  bat.  Frankreich  sollte  noch 
die  Zölle  von  Stearin-  und  Oleinsäure,  Kerzen,  Liqueuren,  Käse, 
Stärke  und  Siifswasserfischen  ermäfsigen.  Die  Pariser  Regierung 
ging  darauf  ein,  zumal  dieselben  Wünsche  auch  anderen 
Staaten  gewährt  wurden.  Sie  willigte  ferner  in  die  Änderung 
der  Bestimmungen  über  die  indirekte  Einfuhr.  Produkte  der 
Grenznachbarn  Hollands  sollten,  wie  früher,  bei  der  Durch- 
fuhr durch  die  Niederlande  oder  nach  einer  Lagerung  in  den 
5  Häfen  Amsterdam,  Rotterdam,  Dortrecht,  Vlissingen  und 
Harlingen,  die  Meistbegünstigung  geniefsen,  also  keinen  Entre- 
potzuschlag  zahlen. 

Holland  ging  dafür  eigentlich  nur  die  einzige  Verpflich- 
tung ein,  die  Kohlenausfuhr  niemals  zu  verbieten. 

Aber  gerade  wegen  dieser  Verpflichtung  lehnte  die  zweite 
niederländische  Kammer  den  Vertrag  ab.  Dem  mächtigen 
Nachbar  gegenüber  hielt  sie  es  für  unklug,  sich  auf  eine  solche 
Bestimmung  einzulassen.  Aufserdem  verletzte  ein  Artikel 
(Art  21)  des  Vertrages  ihr  patriotisches  Gefühl.    Nach  diesem 
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sollte    Frankreich    ia    den    holländischen    Kalonieen  die    Be- 

ginsti^ng  erhalten^  welche  der  meistbegünstigten  europäißchen 
atioD  gewährt  war.  Die  Kammer  fand,  daf^i  man  den  Artikel 
so  auslegen  könne,  als  wenn  Frankreich  in  Niederländisch- 
Indien  die  gleichen  Rechte,  wie  Holland  selbst,  erlangen  wolle. 

Die  Regierung  änderte  nun  im  Einveratändnis  mit  Frank- 
reich den  Artikel  dem  Wunsche  der  Kammer  gemäfs  ab, 
Frankreich  gab  auch  hinaiclitlich  der  Kohle,  die  Holland  gar 
nicht  produzierte^  nach. 

Aber  der  neue  Vertrag  vom  24.  März  1882  fand  auch 
nicht  Gnade  vor  den  Augen  der  holländischen  Abgeordneten. 
Jetzt  waren  ihnen  Wachholderbniuntwcin  und  Stärke  in  Frank- 
reich zu  ungünstig  gestellt,  Wacbholderbranntwein  wurde  im 
französischen  Tarif  als  Alkohol  behandelt,  welcher,  um  der 
deutschen  Einfuhr  zu  begegnen,  mit  30  fr,  statt  der  früheren 
15  fr.  pro  hl,  belastet  war.  Der  Stärkezoll  war  auf  4  fr.  er- 
höht wordf^n,  während  der  alte  Vertragstartf  nur  1,20  fr,  auf 
100  kg.  verzeichnete. 

Aber  schliefslich  waren  alle  diese  Einwände  nur  Vor- 
wände. Politische  Fragen  8i»ielten  mit.  Der  einzig  durch- 
schlagende Grund  der  Ablehnung  war  der,  dafs  die  Kammer 
das  ihnen  verhafste  Ministerium  van  Lynden  stürzen  wollte. 

Damit  verscherzten  sich  die  Niederländer  aber  einen  nicht  zu 
verachtenden  handelspolitischen  Vorteil,  die  Behandlung  der 
meistbegünstigten  Nation  in  Frank  reich.  Der  französische 
General tarif  traf  ihre  Produkte  durchschnittlich  mit  24*^o  höher, 
als  die  Waren  ihrer  Konkurrenten,  während  Frankreich  nur 
hinsichtlich  seiner  Weine  von  dem  holländischen  Regime  zu 
leiden  hatte.  Das  französische  Parlament  hätte  dem  Vertrag© 
mit  Holland  ohne  Frage  seine  Genehmigung  gegeben  und  da- 
mit das  handelspolitische  System  Frankreichs  durch  ein  neues 
Band  gefestigt. 

Denn  auch  die  übrigen  Verträge  waren  nicht  allzu  grofBen 
Schwierigkeiten  in  Kammer  und  Senat  begegnet.  M  <5 1  i  n  e 
and  Pouyer-Quertier  mulslen  ihre  Hoffnungen  auf  eine 
spätere  Zeit  zurückstellen. 

Die  Annahme  der  der  Kammer  gleichzeitig  vorgelegten 
Vertrüge  erfolgte  am  25.  und  31.  März  1882  nach  empfehlen- 
den Berichten  von  Lebaudy  (linkes  Centruni),  de  la  Porte 
(republ.  Union),  Drumel  Oi'ikes  Centrura)  und  Keymond,  Im 
Senat  war  der  frühere  Handebmi  nister  Teisserenc  de  Bort 
mit  der  Aufgabe  der  Berichterstattung  betraut  worden.  Am 
1.  April  und  IL  Mai  1882  gab  auch  der  Senat  seine  Zu- 
stimmung. 

Die  Dauer  der  Verträge  war  im  allgemeinen  bis  zum 
1,  Februar  1892  mit  einjllhriger  KUndigungefriat  festgesetzt 
Nur  Italien  durfte  bereits  am  L  Januar  1887  für  das  kommende 
Jahr  kundigen,  um  eine  Revision  eintreten  zu  las^sen. 
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Der  neue  Vertragstarif  galt  für  12  Staaten,  und  zwar  ftir 
Belgien,   Portugal,    Spanien,    Italien,   die  Schweiz,    Schweden* 
Norwegen,    Grofsbritannien    und   Österreich;   dazu   traten   a< 
Grund  des  Frankfurter  Friedens  und  ewiger  Meistbegiinätigung 
das  Deutsche  Reich,  auf  Grund  früherer  Verträge  Hufsland,  dl 
Türkei  und  Rumänien. 

Der  General tartf  wurde  nur  gegen  drei  europäische  Völker 
angewendet,  die  Niederländer,  die  Dänen  und  die  Grieehea 

Zur  weiteren  Charakterisierung  des  neuen  handelspolitischea 
Systems  habe  ich  nur  noch  wenige  wichtige  Bestimmungen' 
hinzuzufügen,  die  das  Expertiaeverfahren  der  Zollämter  nni 
die  Kolonialpolitik  betreffen'» 

1.  Das  Expertise  verfahren  bei  Streitigkeiten  bezüglich  de» 
Ursprungs,  der  Gattung,  der  BeschatFcmheit  oder  des  Wertes 
der  Waren  wurde  durch  den  Generattarif  von  1881  auf  eine 
neue  Grundlage  gestellt.  Die  durch  die  Handelsverträge  mit 
England,  zuletzt  noch  am  24.  Januar  1874  festgesetzten  Vor- 
schriften^  wonach  im  Falle  von  Meinungsverschiedenheiten  mit 
dem  Zollamt  die  Importeure  gewisse  von  der  R^ierung  nam* 
haft  gemachte  Sacliverstiindige  zur  schiedsrichterlichen  Ent- 
scheidung anrufen  konnten,  verschwanden  vollstiindig.  Sowohl 
für  die  speeiüschen  Zölle  als  auch  die  noch  in  ganz  geringem 
Umtango  vorhandenen  Wertabgaben  sollte  künftig  allein  der 
durch  ein  Gesetz  vom  27.  Juli  1822  bei  dem  Handelsministerium 
eingesetzte  Aussclmfs  von  Sachverstand  igen,  also  ein  Koll^ium 
staatlicher  Beamten,  entscheiden.  Die  Abschaffung  der  Wert» 
zolle  liefs  natürlich  die  Streitigkeiten  auf  ein  geringeres  Mals 
zurückgehen  als  sie  vordem  bestanden  hatten.  Das  galt  zumal 
für  folgende  wichtige  Gegen  stünde  des  Aufsenliandels,  bei  denea 
sämtlich  specifische  Zölle  statt  der  Verzollung  ad  valorem  ein* 
geführt  waren :  Flachs-  und  Hanfgewebe,  Baumwollengeweb% 
Baumwollenspitzen  und  Strumpfwaren,  Wollengewebe,  zer^ 
schnittene  Pappdeckel,  Lederwaren,  Messerschmiedewaren, 
Bürstenwaren,  Möbel,  Holz  waren*  Korbwaren,  Wagnerarbeit 
für  Fuhrwerk  und  Eisenbahnen,  Kunsttiachlerwaren  und  Kurz- 
und  Spielwaren.  — 

2,  Die  Tarifpolitik,  welche  gegenüber  den  Kolonieen  der 
fremden  Länder  lieobachtet  wurde,  deckte  sich  Dicht  mit  dem 
Verfahren  ^  dem  die  besitzenden  Staaten  unterlagen.  Die  aus 
den  neuen  Verträgen  resultierenden  Zölle  landen  auf  die  Er* 
»eugnisae  der  Kolonieen  und  entfernten  Besitzungen  der  Ver- 
tragsmächte keine  Anwendung.  Die  unzweideutige  Festlegung 
dio&er  Bestimmung  richtete  sich  namentlich  gegen  England,  da 
die  niederländischen  Besitzungen  infolge  des  Scheiterns  der 
Konvention   mit  Holland  schon  an  und  für  sich  die  Zölle  dos 
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Oeneraltarifs   zu   entrichten  hatten,    während  der  Wettbewerb 
der  übrigen  Kolonialstaaten  flir  Frankreich  nicht  bedrohlieh  war, 

Ausgenonamen  von  der  Ansschliefsung  von  den  Vorteilen 
des  Konventionaltan fs  waren  allein:  hinsichtlich  Portugals  die 
En&eugnisse  der  benachbarten  Insel  Madeira,  Porto-Santo  und 
der  Azoren;  hinaichtlich  Spaniens  die  Produkte  der  Kanarischen 
Infleln  und  der  spanischen  Besitzungen  an  der  Küste  von  Ma- 
rokko. Den  europäischen  Mutterländern  gleicligestellt  waren 
ferner  das  asiatische  Rufsland.  und  die  asiatische  und  afrika- 
aigche  Türkei^  einschliefslich  Egypten  und  Tripolis;  doch  trat 
in  beiden  Fällen  der  Entrepotzuschlag  bei  nicht  direkter  Ein- 
fdhr  in  Geltung. 

Bei  allen  diesen  Ausnahmen  galt  der  Umweg  über  die  be- 
sitzenden Länder,  also  über  Portugal,  Spanien,  Rufsland  und 
die  Türkei  als  direkter  Weg.  — 

Die  Zolltarife  in  den  französischen  Kolon ieen  waren  be- 
sonders geregelt;  die  handelspolitischen  Bestimmungen  daselbst 
bauten  sich  freilich  auf  dem  französischen  Generaltarif  auf^ 
zeigten  aber  entsprechend  der  Verschiedenartigkeit  in  den 
geographischen ,  klimatischen,  wirtschaftlichen  und  politischea 
Verhältnissen  der  in  einander  ganz  unähnlicher  Entwicklung  | 
begriflenon  Länder  bedeutende  Abweichungen  und  Sonder- 
mafsnahmen« 

Algier  galt  ftir  den  Zolldienst  und  die  Handels-  und  Schiff- 
fahrtspolitik als  französisches  Festland.  Die  übrigen  franzö- 
sischen Besitzungen  gewährten  dem  Mutterlande,  welches  ihre  i 
Häfen  überhaupt  erst  vor  nicht  allzulanger  Zeit  dem  Welt- 
handel geöflFnet  hatte,  gewisse,  ihm  allein  zustehende  Vorteil e^ 
vornehmlich  im  Tarifwesen.  Die  Staaten,  welche  mit  Frank- 
reich Verträge  abgeschlossen  hatten,  genossen  in  den  Kolonieea 
die  Meistbegünstigung. 


Schlufs. 


Der  Kampf  war  vorüber.  Der  Angriff  aller  protektionis- 
tischen  Gruppen  auf  das  handelspolitische  System  des  dritten 
Napoleon,  auf  die  liberale,  durch  Verträge  mit  dem  Ausland 
ge^tigte  Zollpolitik  war  abgeschlagen.  Aber  der  Sieg  .  be- 
reitete den  Freihändlern  keine  reine  Freude,  wenn  er  auch 
versprach,  die  Handelsbeziehungen  Frankreichs  zu  den  anderen 
Mächten  auf  ein  weiteres  Jahrsehnt  vor  einer  Trübung  zu  be- 
wahren, und  wenn  er  auch  die  drohende  Wolke  des  Übergangs 
zum  Schutzzoll  und,  in  Verbindung  damit,  der  Repressalien 
der  auswärtigen  Staaten,  auf  geraume  Zeit  verscheuchte. 

Denn  das  war  jedem  Einsichtigen  offenbar,  dafs  die  Politik 
der  Sammlung  aller  Produzenten,  die  Interessenkoalition  des 
ancien  r^me,  welche  der  Kaiser  durchbrochen  hatte,  wieder 
begonnen  hatte,  im  Volke  Wurzel  zu  schlagen  und  sich  aus- 
zubreiten. Tirard  und  seine  Freunde  wufsten  genau,  dafs  sie 
mit  rein  freihändlerischen  Grundsätzen  in  dem  alten  Lande 
des  Schutzzolls  nicht  durchdringen  konnten  und  dafs  sie  auch 
die  Erhaltung  des  verhältnismäfsig  liberalen,  besser  gesagt, 
geniäfsigt  schutzzöllnerischen  Regimes  Napoleons  weniger  mit 
der  Kraft  ökonomischer  Gründe,  als  mit  geschickten  politischen 
Schachzügen  erreichen  konnten.  Tirard  war  es  gelungen,  die 
Agrarier  von  den  industriellen  Schutzzöllnern  zu  trennen,  in- 
dem er  ihnen  bewies,  wie  stiefmütterlich  sie  von  ihren  pro- 
tektionistischen  Brüdern  behandelt  werden  sollten,  und  welche 
Kachteile  der  Landwirtschaft  durch  die  Verteuerung  aller  in- 
dustriellen Erzeugnisse,  namentlich  der  Maschinen,  erwachsen 
würden. 

Mit  dieser  Mehrheit  von  Agrariern  und  Freihändlern  konnte 
noch  einmal  die  Befestigung  des  Status  quo  in  Frankreich  er- 
racht  werden.  Aber  die  Agrarier  erhielten  auch  ihren  Lohn, 
ilflr  darin  bestand,  dafs  die  Erzeugnisse  ihres  Ackers  nicht  in 
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die  Verträge  aufgenommen  wurden.  Die  Hoffnung  alao,  den 
Generaltarif  in  kurzer  Zeit  in  ihrem  Sinne  revidieren  zu 
können,  blieb  ihnen  ungenommen. 

Darin  lag  der  Keim  des  Verfalls  fUr  das  in  dem  langen 
Feldzug  Yon  1871  bis  1882  mühsam  errichtete  handelspolitische 
System.  Die  von  mir  behandelte  Zeit  charakterisiert  sich 
damit  als  eine  Übergangsperiode  zwischen  der  kaiserlichen 
Ära  und  der  darauf  einsetzenden  Zeit  der  Hochschutzzollpolitik. 
Eine  solche  Übergangszeit,  die  immerhin  einen  gefohrlichen, 
allzu  schroffen  Wechsel,  wie  er  in  der  Absicht  Pouyer-Quer- 
tiers  und  Melines  lag,  yerhinderte,  war  für  die  Stetigkeit  der 
Entwicklung  des  französischen  Aufsenhandels  gewifs  ein  Glück. 
Aber  den  Geschichtsforscher  kann  sie  nicht  recht  befriedigen, 
weil  sie  keinen  Höhepunkt  darstellt  und  weil  sie  die  Anzeichen 
des  Vergehens  zu  deutlich  an  sich  trägt.  An  dieser  Zeit  in- 
teressiert mehr  das  Werdende  und  sich  im  stillen  Gestaltende, 
als  der,  wenn  auch  mit  Elrfolg  geführte  Verteidigungskampf 
des  Alten.  — 

Noch  hatten  sich  die  protektionistischen  Gruppen  nicht 
völlig  gefunden.  Ein  Ein igungs versuch  kurz  vor  der  Ent- 
scheidung war  mifsglückt,  da  nicht  genügende  Klarheit  über 
die  einzelnen  Punkte  der  Koalition  herrschte. 

Aber  die  geschlagenen  Industriellen  wufsten  die  Zeit  bis 
1892  auszunutzen.  Die  Lücke  im  vertragspolitischen  System 
bot  ihnen  eine  treffliche  Handhabe.  Um  die  Mehrheit  im  Par- 
lament zu  gewinnen,  mufsten  die  Vertreter  der  Landwirtschaft 
gewonnen  werden.  Das  gelang  um  so  leichter,  als  die  Er- 
zeugnisse der  Landwirtschaft  die  einzigen  waren,  für  die  der 
Tarif  noch  vor  Ablauf  der  Verträge  erhöht  werden  konnte. 
Möline,  als  Landwirtschaftsminister,  brachte  das  erste  Gesetz 
ein,  die  Agrarprodukte  mit  stärkeren  Zöllen  zu  belegen.  Das 
Gesetz,  welchem  weitere  Mafsnahmen  desselben  Sinnes  folgten, 
half  in  Verbindung  mit  einer  ungeheuren  Agitation  im  Lande, 
die  Vereinigung  der  Protektionisten  herzustellen.  Der  mit 
Italien  entbrennende  Zollkrieg  von  1888  machte  das  Bündnis 
um  so  fester.  Die  Neuwahlen  für  die  Kammer  wurden  fast 
ganz  und  gar  von  der  Volkswirtschaftspolitik  beherrscht 
und  brachten  demzufolge  eine  Mehrheit  von  Schutzzöllnern, 
welcher  der  Ministerpräsident  Tirard  im  Jahre  1890  weichen 
mufste. 

Jetzt  trat  M  e  1  i  n  e  offen  mit  seinen  Plänen  iiervor.  Als 
Haupt  der  neuen  Kommission  für  die  Tarif  Umarbeitung  wufste 
er  Kammer  und  Senat  für  den  Übergang  Frankreichs  zum 
Hochschutzzoll  und  zu  einer  Politik  des  autonomen  Tarifs 
ohne  Vertragsbindung  zu  bestimmen.  Der  Aufsenhandel  Frank- 
reichs hat  sicherlich  unter  dieser  noch  heute  herrschenden 
und  noch  heute  volkstümlich  gel»li«»benen  Absporrungspolitik 
zu  leiden  gehabt.     Aber  der  Aufsenhandel  und  seine  möglichst 
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blühende  Entwicklung  gilt  auch  gar  nicht  ab  das  Leitbild  der 
französischen  Schutzzöllner.  Ihr  Streben  richtete  sich  auf  die 
Entwicklung  der  nationalen  Arbeit  und  die  Schaffung  eines 
Zustandes,  nach  welchem  Frankreich  in  der  Lage  ist,  in  jeder 
Beziehung  sich  selbst  zu  genügen.  Das  bedeutet  einen  Ver- 
zicht auf  den  Mitbewerb  um  die  Herrschaft  auf  dem  Wdt- 
markty  wenn  auch  nicht  der  Gedanke  zurückzuweisen  ist,  dafs 
in  fernerer  Zukunft,  wenn  sich  in  allen  Teilen  der  Erde  eigene 
und  konkurrenzfähige  Industrieen  entwickelt  haben ,  auch 
andere  Staaten  zu  der  Politik  der  Selbstgenügsamkeit  und 
der  Abwehr  alles  Fremden  zu  schreiten  gezwungen  werden. 


Pier«r*8ohe  Hofbuohdnickerei  Stephan  Geib«l  ä  Co.  in  Altenburg. 
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Die  vorliegende  Arbeit  soll  eine  Lücke  in  der  national- 
dkonomischen  Litteratur  ausfilllen  und  eine  Schikleniii^  der 
belgischen  Genossenschaftsbewegung^  die  in  letzter  Zeit  so  viel 
von  sich  sprechen  lüfst,  geben.  Die  Verschiedenheit  in  der 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Entwickelung  bringt  es  mit 
sich,  dafs  von  einer  Genossenschaftsbewegung  im  allgemeinen 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Der  Verfasser  hat  sich  deshalb 
auf  die  Schilderung  der  gewerblichen  Genossenschaften  be- 
BclmLiikt  und  das  ländliche  Genossenschaftswesen  hier  un- 
berücksichtigt gelassen.  Es  war  ihm  Imuptsilchlieh  darum  zu 
tbun^  an  einem  neuen  Beispiel  die  relative  Bedeutung  der  ver- 
schiedenen Arten  der  gewerblichen  Genossenschaften  zu  unter- 
suchen und  einige  in  neuester  Zeit  aufgestellte  Sätze  an  den 
belgischen  Erfahrungen  zu  verifizieren. 

Die  Arbeit  ist  an  Ort  und  Stelle  verfafst  und  beruht  zum 
gröfsten  Teile  auf  einer  persönlichen  Enquete,  Das  zerstreute 
litlerarische  Material  ist  recht  dürftig  und  konnte  in  der 
Hauptsache  nur  zur  Orientierung  dienen. 

E«  ist  dem  Verfasser  eine  angenehme  Pflicht,  allen  den- 
jenigen, welche  ihm  bei  der  Arbeit  behülflich  waren,  seinen 
wärmsten  Dank  auszusprechen:  Herrn  Dr,  Crtiger  ftlr  die 
in  freundlichster  Weise  erteilte  Erlaubnis,  die  Bibliothek  des 
Verbandes  deutscher  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
%n  benutzen;  dem  Sektiunschef  des  belgi«chen  Arbeitsamtes, 
Herrn  Ver-Hees,  für  die  zur  Verfügung  gestellten,  die 
Hilfskassen  betreffenden  Daten;  den  Sekretären  des  socialisti- 
schen  genossenschaftliehen  Verbandes  und  der  katholischen 
demokratischen  Liga,  Herren  Z^o  und  Eulenbosch,  fUr 
dai  sur  Verfügung  gestellte*  für  die  Pariser  Weltausstellung 
gesamtnelte  Material« 
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Ganz  besonders  empfindet  der  Ver&sser  das  Bedürfnis, 
Herrn  Professor  Schmoller,  in  dessen  Seminiur  die  Arbeit 
saerst  zum  Vortrag  gelangte,  fbr  das  fireondliche  Interesse, 
welches  er  derselben  schenkte^  aach  an  dieser  Stdle  sa  danken, 
und  Herrn  Ä.  S  p  i  e  t  h  o  f  f ,  welcher  sich  der  Mühe  unterzogen 
hat,  die  Arbeit  zu  revidieren  und  dem  Fr^ndendeutsch  des 
Verfassers  eine  verständlichere  Form  zu  v^eih«!« 

Berlin,  Juli  1900. 

J.  BoiiJansky. 


I*    Geschichtlicher  Überblick  über  die  genossenschaft- 
liche Eotwickelung  und  gegenwärtiger  Stand. 


Das  belgische  soi'iale  Leben  lenkt  seit  einiger  Zeit  die 
Autroerk»ainkeit  anderer  Länder  auf  sich*  Das  Interesse, 
welches  der  V>elgi8chen  Socialpolitik,  der  belgischen  Arbeiter- 
bewegung gewidmet  wird,  ist  natürlich,  wenn  man  bedenkt, 
wie  rasch  die  Eotwickelung  vor  sieh  geht,  wie  neu  dort  viele 
EIrscheinungen  noch  sind,  und  wie  Tiel  schon  geleistet  worden 
ist.  Schon  die  verschiedenen  Einflüsse,  unter  denen  die 
belgische  sociale  Bewegung  sich  entwickelt  hat,  geben  dieser 
ein  eigenartiges  Gepräge.  „Die  humanitären  Ideen  des  Auf- 
klärungszeitalters,  die  politischen  Heilsleliren  der  franzÖ8i8chen 
Revolution,  die  theoretische  Hausmannskost  der  englischen 
Nationalökonomie  und  gewisse  Lieblingsansichten  des  UUra- 
nioutanisnius  vermischen  sich  in  Belgien  zu  einem  ganz 
eigentümlichen  Ganzen  socialpolitiscber  Meinungen  und  An- 
schauungen* '.  Die  Kcfurm  des  Wahlrechts^  welche  einer 
neuen  Partei  die  Beteiligung  am  politischen  Kampfe^  ermöglicht 
hat,  brachte  diese  Meinungsverschiedenheiten  zu  noch  stärkerem 
Ausdruck.  Alles,  was  mit  der  Arbeiterbewegung  zusammen- 
hängt, wird  von  diesem  Kampfe  beeinflufst:  Hülfskassen,  Ge- 
werkvereine, Genossenschaften  sind  zu  politischen  Verbrinden 
geworden,  um  die  sich  Anhänger  bestimmter  Parteien  scharen. 
Mehr  als  irgendwo  steht  hier  neben  dem  ökonomischen  das 
politische  Moment,  das  deshalb  bei  der  Beurteilung  wirtsclmft- 
licher  Erscheinungen  mit  berücksichtigt  werden  mufs. 

Die  belgische  Gonossenschaftsbewegung  hat  ein  halbes 
Jahrhundert  hinter  sich,  wenn  man  von  den  ersten  Versuchen 
ab  rechnet,  und  ist  ein  Produkt  unserer  Tage,  wenn  eine  in- 
tensive Entwickelung  darunter  verstanden  werden  soll. 

Nach  der  französischen  Revolution  von  1848  kehrte  eine 
Anzahl  belgischer  Arbeiter  aus  Paris  nach  Belgien  zurück  und 
machte  flir  die  Produktivgenoasenschaften  nach   französisciiem 


»  Bücher,  Die  belinftche  Social ire^etxgebung,  in  Briimi»  Archiv, 

Bd.  rv. 
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Miuter  Propaganda:  Schneider-.  Schuster-,  Bachdnicker- 
Genoä»enschaften  worden  gegründet ,  gingen  ^ber  bald  unter. 
In  den  60  er  Jahren  dagegen  wurden  einerseits  unter  dem  Ein- 
fludae  der  Internationale  Konsumvereine,  andererseits  von 
Handwerkern  und  Kleinhändlern  Volksbanken  gegründet  In 
einem  1869  veröffentlichten  Artikel  wird  unseres  Wissens  zum 
erstenmal  von  belgischen  Konsumvereinen  gesprochen '.  Der 
Verfasser  weist  darauf  hin,  dafs  unter  den  Mafsnahmen,  welche 
geeignet  seien,  der  Arbeiterklasse  zu  helfen,  die  Konsumvereine 
besondere  Beachtung  verdienten,  und  dafs  auch  Belgien  einige  Bei- 
spiele ihres  ökonomischen,  hjgieinischen  und  sittlichen  Einflusseä 
aufwei.sen  könne.  Es  werden  drei  Arten  solcher  Genossen- 
schaften unterschieden:  1.  Soci^t^s  pour  achat  de  pro- 
vision,  welche  zu  bestimmten  Jahreszeiten  Nahrungsmittel  und 
Brennmaterial  einkaufen  und  unter  die  Mit^eder  zum  Selbst- 
kostenpreis verteilen.  Die  älteste  —  in  Mecheln,  datiert  von 
1845,  durch  königliche  Verordnung  anerkannt  —  zählt  gegen 
300  Mitglieder;  die  blühendste  —  mit  2700  Mitgliedern  und 
50000  fr.  jährlichem  Umsatz  —  befindet  sich  in  Antwerpen. 
2.  Soci^t^s  de  consommation,  welche  unter  dem  Einflub 
der  Rochdaler  Pioniere  entstanden  sind.  Ais  Genossenschaft 
dieser  Art  wird  die  „£quitö"  in  Lüttich  angefahrt,  welche  einen 
offenen  Laden  besitzt  und  auch  an  Nichtmitglieder  verkauft, 
und  die  Genossenschaft  von  Grivegnöe,  welche  für  die  Arbeiter 
einer  Eisengiefserei  gegründet  ist.  Hier  werden  die  Gewinne 
zwischen  Kapital  und  Konsumenten  gleichmäfsig  verteilt,  folg- 
lich wird  nach  dem  früheren  Beispiele  der  englischen  Genossen- 
schaften verfahren.  Einige  andere  Genossenschaften  desselben 
Typus  in  der  Ltitticher  Gegend  und  in  Gent  sind  dem  Artikel- 
schreiber auch  bekannt.  3.  Societ^s  d'alimentation 
^conomique,  einfache  Speisehäuscr ,  in  denen  Mitglieder 
billig  essen. können. 

Allein  diese  Versuche  haben  sich  nicht  bewährt.  Ein 
officieller  Bericht  von  1874  sagt:  die  Konsumvereine  seien 
nicht  überall  gelungen,  die  Produktivgenossenschaften  beständen 
in  sehr  beschränkter  Zahl,  und  nur  die  Kreditgenossenschaften 
seien  in  Blüte  2.  Thatsächlich  zählte  man  1875  84  Genossen- 
schaften; von  ihnen  waren  20  Volksbanken,  11  Konsumvereine 
und  3  Produktivgenossenschaften.  Weder  einzelne  Persönlich- 
keiten noch  die  Arbeiterklasse  selbst  interessieren  sich  für  die 
neue  Wirtschaftsform.  Kein  Owen  oder  Schulze-Delitzsch 
tritt  auf.  Weder  staatliche  Experimente,  wie  in  Frankreich, 
noch  Beispiele  selbstaufopfernder  Thätigkeit,   wie  in  England, 


*  Dauby,  Les  soci^t^s  coop^ratives  de  consommation  en  Belgique 
Moniteur  beige,  1869,  d^eembre. 

*  Rapport  8ur  la  Situation  des  soci^tös  de  secour  mutuel  pendant 
les  ann^es  1872—73.    ßruxelles  1874. 
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er  tlieoretische  Auseinandersetzungen,  wie  in  Deutschland, 
ommen  in  Belgien  in  dieser  Zeit  vor.  Die  Grimde  tiir  eine 
solche  Indifferenz  will  man  darin  linden  ^  dafs  erstens  der 
Arbeiter  nach  Auflösung  der  Korporationen  ganz  vereinzelt, 
ohne  mit  seinen  Genossen  in  BerUhrting  zu  komoien,  dastand^ 
femer  darin,  dafü  seine  materielle  Lage  eine  relativ  gute  war  K 
Ja,  viele  Arbeiter  sollen  sich  geniert  liaben.  in  Konsumvereinen 
zu  billigeren  Preisen  einzukaufen,  weil  sie  die  ganze  Organisation 
für  eine  Art  Wohlthätigkeitsanstalt  hielten»  Es  ist  selbstver- 
fttfindlich,  dal's  auch  die  Gesetzgebung  die  einzelnen,  sporadisch 
auftretenden  Genossenschaften  nicht  bertieksichtigte,  aoch  kam 
jene  rascher  zu  stände^  als  der  Umfang  der  Bewegung  an- 
nehmen liefs. 

Die  Handelsgesellschaften  Belgiens  waren  durch  den  Code 
de  commerce  von  1808  geregelt.  Derselbe  unterschied  drei 
eaellschaflsarten :  die  Socic^t^  en  nom  collectif  ^  Personen- 
reinigung, Soci^te  anonyme  ^  Kapitalvereinigung  und  Soci^ti 
en  couimandite  ^=  Vereinigung  von  Personen  und  Kapitalien. 
Am  5,  Juni  1805  ging  der  Kammer  ein  Gesetzentwurf  zu,  der 
die  Revision  der  Regelung  der  HandelsgesellscLiaften  im  Auge 
hatte.  Das  Regierungsprojekt,  das  die  Klassik kattoii  des  Code 
de  commerce  beibehalten  hatte,  wurde  an  eine  Centralkom- 
mission  verwiesen  und  erlitt  dabei  einige  Modifikationen;  Gegen- 
stand desselben  waren  aber  lediglich  die  bereits  der  älteren 
Gesetzgebung  bekannten  Gesellschaftsformen,  während  die  Ge- 
nossenschaft unberücksichtigt  blieb  -,  Bei  der  ersten  Beratung 
des  Gesetzes  in  der  Kammersitzung  vom  24.  November  1868 
erwähnte  der  Minister  des  Innern,  Pirniez,  dafs  in  letzter 
Zeit  eine  neue  Art  von  Gesellschaften  viel  von  sich  reden 
mache,  nämlich  die  Genossenschaften,  In  Belgien,  wo  die  Be- 
wegung noch  jung  sei,  erhöben  sich  Stimmen,  die  sogar  ihre 
«pecielTe  Berücksichtigung  seitens  der  Gesetzgebung  %"erlaugten, 
damit  ihnen  für  die  Zukunft  eine  gedeihliche  Entwickelung 
zugesichert  werde*  Der  Minister  m**inte,  die  Genossenschaften 
hätten  keinen  specifischen  juristischen  Charakter;  sie  seien 
Vereinigungen  von  kleinen  Kapitalien  oder  von  einer  Anzahl 
on  Personen,  und  mit  Hülfe  der  Form  der  Kollektivgesell- 
haft  könne  jede  Genosj^enschaft  konstituiert  werden.  Dem 
tnister  wurde  hauptsächlich  vom  Abgeordneten  Couvreur 
"dersprochen ,  der  ge^en  die  Auffassung  polemisierte,  dafs 
die   Genossenschaft    keine    eigenartige    Gesellscliafuform    sei* 


Lu 


*  LI  OD  d'Andrlmont,  CooDeration  ouvri^re  cd  Belgique,   1876, 
L 

*  Zur  Geschichte    des    belgischen   denoMeiisehafUgea^txe«!   vprgL 
'-h*^^  der  KammerverhaadJuDgen :  Chambre  dei  repr^^entant«;  docö- 

rleroentairesr   aeaätotis   lHt>4— 66,    186.8—71.    1H72— T:i;    «iiDAtet 
tarie«:   1868 — 70,   1872—73;  *eüat:  docuroeut«  et  umale^:    1872 
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Dennoch  meinte  er,  dafs  die  Modifizierung  der  Gesetz- 
gebung, betreffend  die  Handelsgesellschaften ,  einem  speciellen 
uenossenschaftsgesetz  vorzuziehen  sei,  da  für  ein  solches  die 
Vorbedingungen  fehlten.  Eine  präcise  Definition  der  Genossen- 
schaft sei  noch  nicht  möglich,  und  eine  ungenügende  Definition 
könne  schädlich  wirken;  über  verschiedene  Fragen  seien  die 
Genossenschafter  selbst  noch  nicht  einig:  so  über  die  Haft- 
piliehi,  über  die  Notwendigkeit  eines  maximalen  oder  minimalen 
Betrages  der  Anteile,  üb^  die  Leitung  etc.  Im  Rahmen  des 
Gesetientwurfes  würde  es  aber  den  Genossenschaften  schwer 
lyien,  sich  ihren  Wünschen  gemäüs  zu  konstituieren.  Auch 
UiHrh  andere  Genossenschafbfireunde  fanden  sich  in  der  Kammer. 
In  der  Debatte  ^-urde  besonders  betont,  dafs  die  Genossen- 
schatten  im  Gegensati  zu  den  Gewerkschaften  keine  revolu- 
tionlUren  Organisationen^  sondern  friedliche  Institutionen  seien 
und  schon  deshalb  besondere  Berücksichtigung  des  Staates 
verdienten.  In  der  n&ehsten  Session  wurde  dann  vom  Justiz- 
minister ein  Antrag  eingebracht,  der  in  das  Gesetz  neben  den 
drei  schon  erwähnten  Gesdlschaftsformen  noch  eine  vierte,  die 
der  Genossenschaft  einführte.  Die  Anschauungen  hatten  sich 
geändert«  Der  Berichterstatter  Guillery  &hrte  aus:  die 
Genos^enscluift  sei  eine  ganz  eigenartige  Form,  die  sich  wesent- 
lich von  den  älteren  Handelsgesellschaften  unterscheide;  sie 
sei  weder  eine  Vereinigung  von  Kapitalien,  da  solche  hier 
fehlten,  noch  von  Personen«  welche  specielle  Kenntnisse  oder 
Talente  mitbrächten.  ,Das  einzige,  was  die  Miq^lieder  hier 
zu^Hmmeubrin^n  können«  sind  ihre  Armuth  und  ihre  Leiden ', 
ihre  einiigen  Kaptalien  sind  ihre  HofiFiiungen,  welche  die  aus- 
erwählteu  Seelen  tilr  das  Gute,  Wahre  und  Gerechte  besitzen'  *. 
In  Belgien  sei  die  Entwickelung  noch  sehr  schwach,  die 
Initiative  fehle,  und  die  Bevölkerung  erwarte  vieles  von  der 
Ke^ierun^,  Einige  Beispiele  gesetzgeberischer  Thätigkeit 
anderer  Länder  lägen  vor  (es  existierten  schon  in  England  die 
Bill  vom  7.  August  1862,  in  Frankreich  das  Gesetz  vom 
24.  Juli  1S57,  in  Preufsen  das  Gesetz  vom  27.  März  1867,  und 
der  Norddeutsche  Bund  hatte  das  Gesetz  von  1869);  es  stehe 
awar  nicht  in  der  Macht  eines  Gesetzes,  eine  neue  Bewegung 
aniubahnen«  die  Gesetzgebung  könne  und  müsse  aber  eine 
mißliche  Elntwickelung  fördern.  —  Wie  verschieden  ist  diese 
Keae  von  den  früher  gehaltenen!  Man  hatte  der  Genossen- 
schal\sbewegung,  und  zwar  einer  kaum  existierenden,  besondere 
Aufmerksamkeit  geschenkt,  wobei  sich  vielleicht  ein  Druck 
von  unten  geltend  machte.  In  Brüssel  begann  eine  politische 
Bewegung,  die  der  censitären  Bourgeoisie  egoistische  Aus- 
nutzung des  Stimmrechts  vorwarf.  In  einem  Manifest  vom 
18,  Januar  1866   brachten   die   Arbeiter   ihre  Unzufriedenheit 
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zum  Ausdruck;  sie  erinnerten  an  die  Revülution  von  1830 
und  betonten,  wie  wenig  die  Arbeiterklasse  dabei  profitiert 
hätte«  Vielleicht  war  der  Uinschwiing  in  den  Ansichten  der 
regierenden  Kreise  auch  von  dieser  Bewegung  beeint^uf^t^ 
Die  Kammer  hatte  den  Entwurf  angenommen,  aber  im  selben 
Jahre  wurde  die  Kammer  aufgelöst^  er??t  in  der  Session  von 
1872^ — 73  kam  das  Gesetz  wieder  zur  Beratung  und  \vurde 
ohne  h*lng€re  Diskussion  angenommen.  Heftige  Gegner  tand 
es  aber  im  Senat.  Es  erschien  den  Mitgliedern  des  Senat« 
zu  frühzeitig»  die  Bewegung  sei  neu,  einer  speci eilen  Kegel ung 
gar  nicht  bedürftig,  und  der  Mangel  an  Erfahrungen  lasse  vieles 
vielleicht  falsch  machen.  Andererseits  sei  man  noch  besonderen 
Gefahren  ausgesetzt:  die  Vereinigung  könne  politischen  Zwecken 
dienen  und  revolutionären  Strömungen  Obdach  gewähren.  Der 
Senat  hätte  ohne  weiteres  das  (Tenossenschaftsgesetz  fallen  ge- 
lassen, wenn  es  nicht  gleichzeitig  mit  der  Revision  der  Gesetz- 
gebung ^  die  HandeUgcscUschaften  betreffend,  zur  Beratung 
gekommen  wäre.  Man  wollte  die  längst  erwartete  Revision 
nicht  weiter  in  die  Länge  ziehen,  und  am  18.  Mai  1873  wurde 
der  revidierte  „titre  III  livre  l^'^  du  code  de  commerce  relatif 

tfiociit^'*  veröffentlicht. 
Die  Bestimmungen  sind^  kurz  zusanimengefafst,  folgende: 
Bei  der  Gründung  einer  Genossenschaft  müssen  Name,  Ort 
Sitzes  und  Ziel  bestimmt  werden.     Die  Zahl  der  Mitglieder 
f  nicht  weniger  als  7  betragen,  deren  Namen  veröffentlicht 
werden    müssen.     Die  Verteilung   der  Gewinne  und  die  Haft- 
pflicht können  von  der  Genossenschaft  bestimmt  werden,    Falls 
aber   keine   speciellen  Bestimmungen   vorliegen,    ist   die  Haft- 
pflicht eine   unbeschränkte,    und    die  Gewinne   oder   Verluste 
^rcrden  jährlich  in  zwei  Hälften   geteilt,    von    denen   die  eine 
^p>  Kopf  der  Mitglieder,  die  andere  proportional  den  Anteilen 
uferte ilt  wird.     Von  Gebuhren  sind  die  Mitglieder  befreit.    Die 
Definition  der  Genossenschaft   ist  eine  sehr  mangelhafte;    laut 
Art  85    stellt   sie    ^cine   Handelsgesellschaft   dar,    deren    Mit- 
gliederzahl  und  Grölse  der  Anteile  veränderlich  ist  und  deren 
Anteile  unübertragbar  sind."     Damit    ist  vom  wirtschaftlichen 

«€sen  der  Genossenschaft  nichts  gesagt,  und  wir  werden  sehen, 
!e  oft  in  Belgien  unter  dem  Namen  einer  Genossenschaft  die 
rschiedensten  Gesellschaften  anderer  Art   gegründet  worden 
sind.  — 

Aber  auch  diese  specielle  Gesetzgebung  schien  die  Ge- 
nossenscliaftsbewegung  wenig  anzuregen:  es  gab  am  I.Januar 
1878  nur  13  auf  Grund  des  Gesetzes  begründete  Genossen- 
«ehaften,  unter  ihnen  10  Volksbanken.  In  den  80er  Jaliren 
Terändert    sich    plötzlich    das    Bild:     die    Beamten    gründen 


*  Vergh  AcL  de  Vo9,  De  la  coop^rAtion  et  de  Ja  omtu&lit^,  Bd.  I^ 
B129. 


Konsumvereine,  die  Hülf^ka^isen  errichten  Volksapoiliekeü, 
Arbeiterpartei  greift  zu  Genos^etisehaftsgründutigen,  ak  eine 
neuen  Kampfmittel^  und  1880  winl  der  „Vooruit"  eröffne 
BiB  1885  wurden  jährlich  im  Durchschnitt  5  Genossenschaft 
gebildet  (Minimum  1880  —  2,  Maximum  1881  -  10);  sc 
1885  «rächet  ihre  Zahl^  wie  folgt: 

(Zu&amroeDgeatellt  nach  den  Coop^rateurs*  beigem,  JahrgÄnge  1893—9 


Jahr^ftD':! 


l^^■.  1886  18-^7  18,^8  1,^^9  1890  1891  189 


Zahl  der 
gegründeten  Ocno.^sensc haften 


la    ^ 


45     83     28 


44     53 


Jahrgang 

1893  lt^94  18^Jl896  1897  1898  1891 

Zahl  der 
gegründeten  Genossenschaften 

1                ( 

58     72  :  94  1 179  312  208    174 

\               11                1      1 

Der  grofse  Aufschwung    in    den    letzten  Jahren  mufs   mii 
auf  die  Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaft' 
zurückgeführt   werden.     Was   die   gewerblichen    anbetrifft,    sf> 
kann  ihre   Zahl,    beim  Mangel    einer   ofäciellen  Statistik,    nur_ 
annähernd    fe^tgeötellt    werden.     Nach   einer  ofüctellen  Publi« 
kation   des   belgischen    Arbeitsamtes  gab   es    in  Belgien  Endi 
1898  1128  Genossenschaften  *.     Das  Ministerium  der  Landw 
Schaft    hatte    für    dasselbe    Jahr   567    bind  wirtschaftliche    6 
nossen Schäften  registriert-.    Die  Zahl  der  gewerblichen  würd 
danach  ungefähr  561  betragen.    Zieht  man  hiervon  die  Kredit- 
und  Versicherungsgenossenschaften  ab,  deren  Zahl  nicht  gena 
festgestellt  werden  kann,  aber  im  ganzen  nicht  bedeutend  isi 
so  kömmt  man  auf  über  500  Konsum-  und  Produktivgenossea- 
ßchaften.     Eins  mufs  aber  bemerkt  werden :  die  Definition  d 
belgischen  Gesetzes    hatte   so    wenig   die   Hauptmerkmale   do^ 
Genossenschaft  zusamniengefafätT  dals  so  ziemlich  jede  Handels» 
gesellschaft    sich    unter    dem    Namen    ^Gtenossenschaft**    kon 
stituieren    kann,     Thatsäcblich    liaben    von    dieser  Mt3glichkeil 
verschiedene  kapitalistische  Unternehmungen  Gebrauch  gemach 
die  die  Genossensehafts-  der  Aktiengesellschaftsform  von&oge 
um  gewisse  Privilegien   zu    geniefsen.     8o    wurde    1881    em 
^Genossenschaft    für    internationale    elektrische    Beleuchtung* 
gegründet    und    später    viele    ähnliche,    deren    Anteile    einig 
tausend    fr.    betrugen.     Auch    von    den    noch   jetzt    neu    auf- 
kommenden Genossenschaften  haben  viele  auiser  dem  Namen 


*  Revue  de  travail,  janvier  1900. 

*  75  syndicatA  coopi^ratifs,  269  laiteries  coop^rative^,  22 
Raiffei^en,  «.  Expose  j^tatistiqne  de  ia  Situation  des  associations 
agricole. 
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ichta  Genoasenschaftticbes  an  awh,  Xiclit  nur  Belgien  kennt 
Iche  Übertretungen,  —  auch  in  Deutschland,  wo  die  f^esetzLiche 
Definirion  eine  viel  präcisere  ist,  sind  ähnliche  Beispiele  zu 
verzeichnen.  „Die  Firma  .Genossenschaft'  liat  einen  guten 
Klang,  das  Publikum  sieht  nicht  gleich  den  Humbug,  der  sich 
dahinter  verbergen  kann"  ^  Natlirlich  können  diese  Pscudo- 
Genos«en8chaften  aus  der  Statistik  nicht  ausgeschaltet  werden, 
nd  »chon  deshalb  entspricht  diese  nicht  ganz  dem  wirklichen 
^ch  verhalt. 

Gehen  wir  zur  Betrachtung  der  einzelnen  Genossenschafts- 

ärten  über,  so  müssen  wir  einige  Worte  über  die  Klassifikation 

vorau&schicken ,    die    uns    nicht    nur    für    die    Beschreibung, 

iondern    auch    für   die  Beurteilung   der  Genossen achaften    von 

der  gröfsten  Bedeutuii^^  zu  sein  scheint. 

Schulze*  Delitzsch  unterschied  zwei  Hauptarten  unter  den 
Arbeiterassüciationen  :    L  die  wirtschaftliche ti  oder  Distributiv- 
EBSOciationen ,    deren  Zweck  es  ist,    den  Mitgliedern  in  Ver- 
schaffung  irgend   eines  notwendigen  Bedürfnisses  die  Vor- 
teile   des    Bezugs    im    grofsen    zu    verscliaH^n,    eine    billigere 
und  bessere  Versorgung  zu  gewiihren,    wie    sie   sonst  nur  der 
Kapitalist    hat    (Verein    zum     Ankauf    notwendiger    Konsum- 
urtikel,    Associationen   zur    gemeinscbaftlichen    Beziehung  von 
Kohstoffen  oti'*);   2.  gewerbliche  oder  produktive  Associationen, 
je  in  den  Stand  setzen,  ein  Etablissement  mit  allen  Vorteilen 
der  neueren  Betriebsweise  zu  errichten^.     Konsumvereine  und 
Produktivgenossenschaften    waren    seitdem    die    Hauptformen, 
unterschieden  und  in  ihrer  Bedeutung  verglichen  worden. 
Hauptrolle  wurde   den    letzteren    vindiziert,    welche   nach 
Bchulze-Delitzech  „den  Gipfelpunkt  des  Systems'*  bilden  und 
Auch  nach   der  Auffassung   des  Kongresses   der  Internationale 
*on     1860    „die     bestehende    Oi'dnung    in     ihren    Grundlagen 
anfassen*     und    nicht    nur   die    Oberfläche    berühren.        Diese 
KlassiHkatiou  erwies  sich  als  unhaltbar,    denn  es  wurden  Ge- 
Hos.senscbaftcn  gegrütKlet,    die    sich    der  Produktion  widmeten 
Und    dennoch   keine  „Produktivgenossenschaften'*  waren.     Die 
ten     Konsumvereine     in     England     waren     Müllerei*     und 
ikereigenossenschaften ,    und    in    Belgien    fingen    fast    alle 
isumvereine    mit    Bäckereien    an.      Die    Genossenschaften 
ibBt   fiUilten   den    inneren    Widerspruch,    den    man    dadurch 
:ii  beseitigen  suchte,  dafs  man  solche  Genossenschaften  ^Konsum- 
nd    Produktivgenossenschaften"     na  ante*       In     den    Statuten 
leler    belgischer    Kon suraentengenossensc haften     findet     man 
neben   dem  Namen  die  Bezeichnung:     „soci^t*»    de    production 
et  de  consommation'*,  und  einer  der  Hauptfuhrer  der  belgischen 


•  Dr.  Hhi»h  Ctü^ct,  Der  heutige  Stand  des  deutschen  Oenossen- 
bwcfteu^,  Berlin  IHh^;  S.  2<J. 

•  Scluilze-Uelit^i^ch,    Die  arbeitenden   Kladden  und  das  Asao* 
iionswest-n  in  UeutachlaiKl,   1^58,  $*  hß. 
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6exi«7ft>eiLsc&atbbewegaii^.  Bertrand^  sagt:  ,Zu  den  Konsum- 
Teranen  ge&oren  die  genossenächaftliclien  Bäckereien,  aber 
anäer«:^  £raA:li6i£n;i  ^d  es  eito-  Konsum*  und  Produktiv- 
g«io<$^exi:schaften :  xun  daä  Brot  zu  verkaufen,  mufs  man  es 
erst  backen'^  K  Diese  Klassifikation  zeigt  am  klarsten,  wie 
utkakfadT  da»  £nLnfamgs{Hriiiaxp  Ton  Schulze-Delitzsch 
ist.  I>*iui  wiUe  es  ricktig.  so  meisten  alle  Arten  der  Genossen- 
sduftea  in  d»-  Klasazäkatioa  ikroi  Platz  finden,  und  das 
Znsammexiliaaseii  zwei^»-  Ters^^edener  Arten  in  derselben 
Gruppe  wire  gami  umsufigticii.  Auch  Htntschke'  hat 
solche  Ge&osseskKhaften  in  setner  Klassifikation  nicht  unter- 
bringen kennen:  einmal  sind  ^e  ihm  Produktivgenossen* 
Schaft»!  (Konsume&tiHi-Prodaktivgeoossenschafien),  anderer- 
seits . . .  .dienen  sie  den  Inteieaaen  der  Konsumenten,  wodurch 
sie  sich  den  KonsnmTeteuien  nühem*^.  Und  zweifelsohne 
handek  es  sich  hier  nm  Konsamentengenogs^atschaften,  die  von 
k^nem  Mitglied  einer  solchai  anders  aa%e£iL(st  werden. 

Alle  Beübungen,  eine  Klassifikation  zu  schaffen,  in  der 
alle  Arten  Unterkunift  finden,  waren  vergeblich,  solange  man 
das  Vorkommen  oder  Xichtvorkommen  einor  Gotererzeugung 
als  Kriterium  beibehielt.  Ein  andern*  Weg  wurde  von 
Mifs  Pott  er  in  ihrem  bekanntm  Bu<^e  eingeM!hlagen.  Eine 
genossenschaftliche  Bäckerei  oder  Brauerei  können  wir  uns 
auf  zwei  verschiedene  Artm  organisiert  d^iken.  Eine  Zahl 
Arbeiter  —  Backen  Bierbrauer  —  tritt  zusammen,  um  nicht 
als  Lohnarbeiter  thStig  lu  sein,  sondern  ab  Unternehmer  das 
Geschäft  zu  betreiben.  Sie  produzieren  nach  denselben  Prin- 
zipien, wie  es  früher  üblich  war.  nur  dals  der  gesamte  Arbeits- 
ertrag ihnen  zu  ^te  kommt.  Es  sind  Genossenschaften 
von  Personen,  die  sich  zur  gemeinschaftlichen 
Produktion  organisiert  haben«  Genossenschaften 
von  Produzenten.  Andererseits  kann  eine  Anzahl  Arbeiter, 
um  sich  billigeres  oder  besseres  Brot  oder  Bier  zu  verschaffen, 
eine  eigene  Bäckerei  oder  Brauerei  gründen,  in  der  die 
nötigen  Produkte  hergestellt  werden  sollen.  Hier  handelt 
es  sich  dann  um  Genossenschaften,  die  zur  gemein- 
schaftlichen Konsumtion  organisiert  sind,  um 
Genossenschaften  von  Konsumenten.  In  beiden  Ge- 
nossenschaften wird  produziert  und  doch  ist  nicht  das  Moment 
der  Produktion  charakteristisch,  vielmehr  handelt  es  sich  um 
die  verschiedenen  Interessen  der  beteiligten  Gruppen.  —  Von 
diesem  Prinzip  ausgehend  unterscheidet  ilifs  Potter:  ,1.  Ge- 
nossenschaften von  Konsumenten,  welche  darauf  bedacht 
sind,  niedrige  Preise  und  gute  Qualität  der  gemeingebräuch- 
lichen Gebrauchsartikel   zu   erzielen,    indem    sie  den  Gewinn 


*  Bertrand,  La  Cooperation  en  Belgique. 

'Uintschke,    I>ie   gewerblichen   Prodaktivgenossenschaften    in 
DeatsehlaDd. 
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de«  Hämllers  und  rle.s  Fabrikanten  ausinerziui;  2»  Genossen* 
iKrhaitco  dur  Produzenten,  welche  darauf  bedacht  sindt  den 
vollen  Wert  ihrer  Arbeit  zu  erhalten,  indam  sie  den  Protit 
de»  Arbeitgebers  beseitigen**  K  Damit  ist  diir  prinzipielle 
Unterschied  der  beiden  Genossenschaftssarten  schfui'  Ijctont, 
und  eine  Konsumentenbäekerei  wird  danach  in  dieselbe  Grujipe 
mit  einem  Verkaufsladen  gebracht,  dageg^ai  von  »>iner  genossen- 
schurtlichen  Bttekerei,  welche  von  Bäckern  betrieben  wird, 
scharf  unterschieden.  —  Noch  genauer  hat  Oppenheimer,  auf 
demselben  Prinzip  fufsend»  die  beiden  Arten  auseioandergelialten, 
indem  er  Käufer-  und  VerkM  ufergenossen  seh  aften 
unterschied.  Das  Moment  der  Proiluktion  kommt  gar  niclit  in 
Betracht;  es  handelt  sich  um  Personen,  welche  genossen- 
schaftlich eine  Ware  kaufen  und  gemeinsam  die  Vorzüge  eines 
Brdclien  Einkaufs  geniefBeUt  und  um  solche,  die  eine  Ware 
verkaufen  und  den  Gewinn  sich  aneignen.  Die  Konsum- 
vereine gehfiren  zu  der  ersten,  die  „Produktivgenossenschaften** 
zu  der  zweiten  Gruppe*. 

Uns  erscheint  diese  Klassitikation  als  die  einzig  mögliche 
und  richtige;  dennoch  müssen  wir  einige  Bemerkungen  daran 

ikntlpfen.  Der  strenge  Unterschied  zwisclien  den  Genossen- 
fichaften  im  Interesse  der  Konsumenten  (Kilufergenossen- 
«chaften)  und  im  Interesse  der  Produzenten  (Verkäufer* 
genoßdenschaften )  wird  durch  ein  Moment  wesentlich  modi- 
njEiert^  nändich  durch  den  Verkauf  an  Nichtmitglieder.  Jeder 
Konsumverein,    der    an   Nichtmitglieder    verkauft    und    diesen 

>  keine  Vorzüge  gewährt,  wird  bis  zu  einem  bestimmten  Grade 
mu  einer  Verkäufergenossenschaft,  wotur  die  belgischen  Volks- 

I  apothekeu  ein  charakteristiäches  Beispiel  sind.  Wie  wir  sehen 
werden,  erzielen  sie  ihre  Gewinne  hanptsächhch  durcl»  Verkauf 
an  Nichtmitglieder,  weil  die  Mitglieder  oft  ihre  Medizin  un- 
entgeltlich erhalten.  Im  Interesse  einer  bestimmten  Gruppe 
von    Konsumenten     —     Hülfskassen-     oder    Genossenschafts- 


*  Pott  er,  Die  brilische  Genosaeuaehaftsbewegurig.  I>eutsclie 
Übersetzunff,  S.  35. 

*  Dr.  Franz  Oppenheim  er.  Die  8ii'dlmjgBgenosBen»chaft.  1896, 
8.  1H2  ff,  Vergl.  auch  Bernstein,  Die  VomnaHotÄimgen  de»  Socialis- 
muB,  S.  100. 

Prof.  von  Philifjpoyich  hat  id  sHnem  GruDdrifn  t3.  Auf  tilge, 
|8. 15Ö)  eine  neue  Klas^^ilitation  vorgenommeu.    Er  imterücheidet:  1.  Ge* 

tiOfi«CTi«*'haften  mit  dem  Zweck  einer  Verbesöeruiig  der  wirtschafthcben 

'^  ;  2.  GenoBseni^chafteii  zur  Erhaltung  der  wirtschaftlichen  Seib- 

it  de**  Kleinbc triebet    in   seiner  Ronkurrenz    mit    dem  Grof»- 

L  et  rieb;  H.  tienosÄenÄchaft««  Äur  Erhebung  der  Arheit<*r  xn  wirtüchaft- 
[ lieber  Öolbataiidigkeit  —  Formal  lÄfftt  sich  fegen  eine  »olch«^  Eint*  iliing 
rnichtÄ  einwenden      Ihr  felilt  aber  ein  einheitlich*'?-  i         *     im  divifinmis, 

tind  zur  UeurTeilunjg  der  RiHleutiinp  jeder  einz*'h»  r»n«chftft«art 

«in  bestimmte*  Prinzip,  denn  wirtschaftliche  T*^  ..m....  Ljhaltungder 
[ ßeibat&ndigkeit ,   Sehaffen  einer  solchen    nlnd   ahes  v^olk^wirt^'^ehatVliche 

Begriffe I    die    in    ihrer    relativen  Bedeutung    nicht    verglichen    werden 

kdnneiL 
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mitgliedern  —  sincl  sie  gegründet  worden^  die  Möglichkeil 
aber,  den  Mitgliedern  grofse  Vorteile  zu  gute  kommen 
lassen,  haben  sie  gerade,  weil  sie  an  weitere  Kreise  verkaufen^ 
denen  gegenüber  sie  als  reine  Verkäufer  dastehen.  Ein 
anderes  Beispiel:  viele  Konsumvereine  haben  Produktions- 
abteitungen,  welche  nur  in  geringem  Grade  für  die  Genossen* 
Schaft  produzieren j  und  deren  Produkte  in  aufserhalb  stehenden 
Kreisen  —  genossenscliaftlichen  oder  privaten  —  ihren  Absatz 
tinden.  So  fabriziert  z.  B-  die  Genossenschaft  von  Verviers 
Kuchen,  welche  hauptsächlicli  an  andere  Konsumvereine  ver- 
kauft werden,  oder  die  Genossenschaft  von  Löwen  Cigarren> 
welche  nur  zum  Teil  in  den  Läden  der  Genossenschaft  selbst 
vertrieben,  hauptsächlich  aber  von  anderen  Cigarrenhttndlern 
angekauft  werden.  Die  Gewinne  kommen  der  Genossenschaft^ 
also  auch  den  nichtkonsumierenden  Mitgliedern  zu  gute*.  Es 
liandelt  sieh  hier  also  nicht  um  die  Interessen  der  Mitglieder 
als  Konsumenten,  die  vielmehr  nur  als  Genossen  einer  ver- 
kaufenden Apotheke,  also  als  Unternehmer  an  dieser  Anstalt 
beteiligt  sind;  es  kommen  aber  aucli  die  Interessen  der  Pro- 
duzenten  in  keiner  Weise  in  Betracht,  denn  wie  in  allen 
Konsumvereinen  sind  diese  angestellte  Lohnarbeiter.  Dennoch 
wird  durch  diesen  Ei ri wand  die  gegebene  Klassifikation  nicht 
hfnt^dlig»  denn  es  handelt  sich  um  ein  Übergangsstadium  der 
genossenschaftlichen  Entwiukelung*  Wächst  die  Mitglieder-! 
zahl  und  der  genossenschaftliche  Geist,  so  werden  diese  aufser-J 
halb  stehenden  Konsumenten  zu  Mitgliedern,  welche  an  den  1 
Gewinnen  der  Genossenschaft  parlicipieren,  und  der  Verkai] 
an  Nichtmitglieder  hört  dann  auf  Jetzt,  wo  einzelne  Ge*l 
nossenschaften  sich  mit  Handelsoperationen  abgeben,  die  nicht] 
direkt  den  Interessen  ilirer  Mitglieder  als  Konsumenten  dienen, 
sind  diese  Operationen  nicht  als  genossenschaftliche  auf- 
zufassen, sondern  als  einfaches  Mittel^  das  Einkommen  ieu 
vergröfsern.  Wie  es  Gewerkvereine  giebt,  welche  einen 
Laden  besitzen  und  die  erzielten  Gewinne  dem  Gewerk verein 
zukommen  lassen,  so  giebt  es  Genossenschaften,  die  Handel 
treiben^  dessen  Gewinn  der  Genossenschaft  zu  gute  kommt» 
wie  ihr  etwa  ein  Gewinn  in  der  Lotterie  oder  ein  Geschenk 
zufallen  könnte. 

Bei  der  Besprechung  der  einzelnen  Genossenschaften  wird 
der  prinzipielle  Unterschied  beider  Genossenschaftsarten 
schörfer  hervortreten.  Die  einen,  welche  den  Interessen  der 
Konsumenten  dienen,  befinden  sich  in  steter,  gedeihlicher 
Entwickelung,  sie  nehmen  zu  an  Zahl,  und  ilire  Verkaufs- 
erlöse werden  von  Jahr  zu  Jahr  gröfser.  Die  anderen,  welche, 
im  Interesse  der  Produzenten  gegründet  sind,  tauchen  sporadisch 
auf  und  verkümmern.  —  Es  sind  lediglich  die  Konsumvereine, 
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II.    Die  Genossenschaften  der  Konsumenten. 


In  der  Zeit,  da  die  genossenBchaftliehe  Bewegung  Belgiens 

BineD  starken  Autschwung  nahm  —  Anfang  der  80  er  Jahre  — , 

[«ind  die  t\)r  die  spätere  Entwlckelung  bedeutendsten  Oenosaen- 

fscbaften    gegründet   worden.     Die   Beamten,    welche    «ich   ge- 

f Hossenschafthch    organisierten,    und    die    tlülfskasden ,    welche 

ihre  Apotheken  gründeten,  hatten  nur  das  eine  Ziel  im  Auge^ 

alle  Vorteile  des  Konsumvereins  zu  geniefsen      Dagegen  hatte 

[der    ^Vooruit"     einen      stark     ausgesprochen     »ociatistischen 

^Charakter   und   stellte   sich    in  den  Dienst   der   socialistUchen 

Partei.     Alle    später    gegründeten   Genossenschaften    schlugen 

einen  dieser  Wege  ein :    entweder  begnügten  sie  steh  mit  den 

ökonomischen  Vorteilen  einer  genosaenschaftlichen  Organisation 

oder    suchten    ix^litiscbe  Zwecke    zu   erreichen.     Wir   müssen 

r daher    folgende  Arten    unterscheiden:      1,    die    parteilosen  Ge- 

pUosijensc haften,    zu    denen    hauptsächlich    die  Volksanotheken 

»und   die  Konsumvereine    der  Beamten   gehören,    2.   die  socia- 

I  listischen  Genossenschaften,    die    am  zahlreichsten   und  bedeu- 

^tendsten  sind,  und  3,  die  katholischen^  ein  Oegenstück  zu  den 

listischen,    welche    Arbeiter   der   katholischen    Partei    um 

scharen  und  die  socialistiscben  Organisationen  bekämpfen. 


A.    Die  parteilosen  Genossenseharten. 
a.     Die   Beamten-Konsumvereine. 

Die  Konsumvereine  der  Beamten  sind  in  verschiedene» 
Ländern  verbreitet.  In  England  wird  ihr  Ursprung  auf  einen 
Eiit)4lligen  Ankauf  von  mehreren  Regenschirmen  zurückgeführt, 
aU  ein  plötzlicher  Kegen  eine  Anzahl  Beamten  auf  der  Strafse 
tibenraacnte*  Wir  wissen  nicht ,  was  die  belgischen  Beamten 
bewogy  sich  genossenschaftlieb  zu  organisieren;  so  viel  ist 
bekannt,  daf»  Mitte  der  80er  Jahre  eine  Genosacnschaft  in 
Brüsael  gegründet  wurde,  die  in  verschiedenen  Städten 
^Filialen  eröffnete  und  sich  anfangs  darauf  beachränkte^  Konsum- 
artikel zu  verkaufen,  ohne  eigene  Bäckereien  oder  andere 
Produktionsabteilungen    einzurichten.     Diese    Genossenschaft, 
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die  mit  ihren  Filialen  ein  Ganzes  bildete,  existierte  einige 
Jahre,  als  sie  sieh  im  Jahre  1890  teilte,  und  jede  Filiale  ial 
eine  selbständige  Genossenschaft  sich  umwandelte.  —  Schon] 
in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  hatten  diese  Genossen- 
schaften die  gröfsten  Angriffe  zu  erdulden.  Der  Eisenbahn^ 
minister  —  es  waren  Staat^eisenbahnbeamte,  die  den  Änfan| 
mit  der  Bewegung  machten  —  hatte  ständig  Deputationen  von^ 
Kleinhändlern  zu  empfangen,  die  über  die  Konkurrenz  der 
neuen  Läden  klagten.  Ein  ministerieller  Erlal's  regelte  deshalb 
im  Jahre  1889  das  neue  Unternehmen,  und  unter  den  ver- 
schiedenen Vorschriften  war  die  wichtigste  ^  dal's  jeglicher 
Verkauf  an  Nichtmitglieder  verboten  wurde  \  Die-ses  Verbot 
wurde  damit  motiviert,  dafs  Staatsbeamten  jeglicher  Handc 
untersagt  ist,  und  stellte  sachlich  lediglich  eine  Präventiv« 
mafsregel  dar,  da  auch  schon  vorher  an  Nichtmitglieder  nicht 
verkauft  wurde.  Doch  blieben  die  noch  wenig  bedeutendenl 
Genossenschaften  vielen  ein  Dorn  im  Auge,  und  bald  wurde 
der  Eisenbahnminister  in  der  Kammer  interpelliert:  mau  be- 
klage sich  überall  über  die  Konkurrenz  der  Beamten,  ihre 
aufseramtliche  Thätigkeit  nehme  viel  Zeit  in  Anspruch,  auf 
die  unteren  Beamten  werde  ein  Druck  ausgeübt^  und  sie 
würden  gezwungen,  den  Genossenschaften  beizutreten  u,  s,  w\  ^.^ 
Der  daniaüge  Eisenbahnmiuister  Vandenpeereboum,  dei 
durch  keine  besonders  liberale  Gesinnung  berühmt  geworden  ist^ 
mufste  sogar  seine  Untergebenen  in  Schutz  nehmen.  ~ 
wies  zwar  auf  verschiedene  Gefahren  hin,  die  mit  Beamten- 
genossenschaften verbunden  sind:  die  Leiter  machten  zu 
eifrig  Propaganda,  widmeten  einige  Zeit  der  Bure^ustunden 
ihrer  Unternehmung  und  kämen  in  Versuchung,  beim  Waren- 
empfang  ihre  eigenen  Waren  auf  den  Stationen  zuerst  zu 
berücksichtigen;  gegen  derartige  Vcrstöfse  werde  stets  streng 
vorgegangen,  aber  soweit  solche  nicht  vorkämen,  sei  es  un- 
möglich, ilie  Zugehörigkeit  zu  Genossenschaften  zu  verbieten. 
Weitere  ofricielle  An  griffe  sind  uns  unbekannt 

Anfangs  waren  es  allein  die  Eisenbahnbeamten,  die 
Verkaufsläden  unterhielten;  wollten  sie  auch  Be^inUe  andererH 
Departements  hinzuziehen,  so  war  dazu  eine  besondere™ 
roinisterielle  Genehmiguug  erforderlich.  Bis  jetzt  ist  diese 
nicht  verweigert  worden,  und  fast  alle  Beamtengenossen Schäften 
rind  ^soci^l6a  mixtes*",  d,  h.  ihre  Mitglieder  gehören  ver- 
schiedenen   Diensten    an.      Es    existieren    jetzt    in    Belgien  *j 


*  S.  Annales  parle mentaires,  Session  1890—91,  8.  804. 
irle 


^  Annales  parlemeDtaire«,  Session  1890—91,  Sitzungen  vom  15.  tmd 
22.  April  189L 

■  Antwt.'rpen^  Brüssel»  Gent,  Namur,  Alost,  Eoux,  Nivelles,  LvittrCirJ 
Louvaini  Coiircelle:*^   Marciiielle,   Ostende.  Quievrain»  Binchei 
Arlon. 


I 


lies,  Lvittre,.^ 
e,  Jemelleg^l 
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18   BeamtengenossenschafteD    mit    gegen    10  000    MitgliedenL 
Die  gröfsten  sind: 

1.  Union  ^conomiaue  in  Brüssel,  die  älteste  6e* 
noBsenschaft^  1886  gegründet  besteht  selbständig  seit  1890, 
nachdem  ihre  Filialen  zu  selbständigen  Genossenschaften  ge- 
worden sind.  Sie  zählt  gegen  2400  Mitglieder,  besitzt  eine 
Bäckerei  und  Läden  fiir  Kolonialwaren  xmd  Kleiderstoffe,  In 
eigenen  Werkstätten  werden  auf  Bestellung  Schuhwaren  und 
Kleider  angefertigt  jedoch  findet,  wie  es  auch  in  anderen  6e* 
^  nossensebaften  üblich  ist,  in  der  Genossenschaft  nur  das  Zu- 
«chneiden  statt,  während  das  Nähen  durch  Heimarbeiter  erfolgt 
Aufserdem  wird  ein  Kohlenlager  unterhalten;  eine  Fleischerei, 
die  früher  bestand,  konnte,  v^ne  überall,  der  Verluste  wegen 
nicht  weitergefilhrt  werden  und  muCste  nach  zwei  Jahren  auf- 
gegeben werden.  Die  jährlichen  Umsätze  sind  aus  folgender 
Tabelle  ersichtlich: 

Tableau  comparatif 
Tentes  futes  dans   le   cours   des  huil   demiers   exercicea 
sociaux. 


RaTon? 


1^*90-91     1891 -92   1892—93  1  1459^—94   18d4— 95 


r 

IChMp*  par,  etc\ 

►  Lingerie  .     . 

j  Joiietö     ,  ,    . 

[  Charboa«  ,     . 
I  Ponjinei*  de  t^rre 

*  Horlogerie  .     , 

Confection  .    . 


:fö  7s2 

92  ^Ä) 

U*^  Ht'r2 

TA  262 

73  709 

20  214 

22  575 

24  545 

23  1K2 

25814 

27*548 

817 

81668 

8075 

605 

1 

sa62 

.^3323 

103357 

66169 

20689 

20  723 

24  5Ö1 

979 

37309 

2787 

1165 

1939 


61765 

109  321 

66  771 

19  079 

19  061 

23369 

877 

44  677 

2895 

638 

1887 


BMjtmB 


Bonlao^erio 


1895—96        1896—97 


1897—98        1838-99 


92  ^9 
113  H21 
44<>il 
12S4Ü 
16  528 

377 

57  459 

5  195 

304 

750 

1290 
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Man  sieht,  dafs  die  Summen  siemlich  stabil  geblieben 
43ind,  wofür  man  die  Erklärung  darin  findet,  dafs  im  groCsen 
und  ganzen  der  Beamte  wenig  genosBenschaftlichen  Oeist  b^ 
sitzt.  Kaum  ein  Drittel  der  Mitglieder  sind  Kunden  der 
Genossenschaft.  Die  GrUnde  sind  verschieden.  Man  ist  an 
einen  Lieferanten  gewöhnt,  den  man  nicht  verlaasen  wUl,  oder 
der  vielleicht  zur  Verwandtschaft  gehOrt;  noch  wichtiger  iit 
der  Kredit,  der  in  der  Genossenschaft  nicht  gewährt  wird,  and 
den  der  Beamte  selten  entbehren  kann  oder  will.  —  Die  Haapi* 
einnähme  bilden  die  Kolonialwaren;  man  beklagt  sich,  dali 
•die  Werkstätten  sich  nicht  entwickeln  können,  da  die  Be- 
stellungen noch  immer  aufserhalb  der  Genossenschaft  gemiclit 
werden.  Die  Dividende  wird  in  Geld,  nicht  in  Bons,  verteilt, 
80  dafs  ein  Zwang,  weitere  Einkäufe  zu  machen,  nicht  besteliL 

2.  Der  Chempostel  von  Gent  ist  nach  demadbeo 
Prinzip  organisiert  Auch  hier  sind  von  1200  Mitgliedern 
blofs  gegen  700  Kunden  der  Genossenschaft  Auf  alle  Waren. 
Brot  inbegriflFen,  wird  eine  RUckgewähr  von  10  ®/o  verteilt  (des- 
wegen wird  das  Brot  mit  22  cent  pro  Kilo,  anstatt  30  in 
Vooruit,  verkauft).  Aus  der  letzten  Bilanz  geht  hervor,  daii 
der  ganze  Gewinn  verteilt  worden  ist,  da  man  den  R€aerv^ 
fonds  fUr  genügend  grofs  hielt. 

3.  Die  Antwerpener  Genossenschaft  ist  iit 
gröfste.  Sic  zählt  3500  Mitglieder,  weist  einen  Jahresumsati 
von  einer  Million  fr.  auf  und  verteilte  im  letzten  Jahre 
darauf  120  000  fr.  Rückgewähr  =  12  Prozent 

Die  Genossenschaften  der  Beamten  bilden  einen  Verband,  die 
soci^tö  coopörative  föderale,  welcher  gewissermafsen 
die  frühere  nationale  Genossenschaft  ersetzt  Das  Ziel  dei 
Verbandes  ist,  Einkäufe  im  grofsen  zu  machen  und  die  Waren 
an  die  Genossenschaften  möglichst  billig  zu  liefern.  Aber  sdne 
Umsätze  sind  sehr  minimal,  trotzdem  der  gröfste  Teil  der 
Genossenschaften  (14  mit  gegen  6000  Mitgliedern)  ihm  aa- 
gehört.  Die  Genossenschaften  kaufen  fast  alles  selbst  ein, 
da  ein  gewisser  separatistischer  Geist  in  ihnen  herredit 
Die  Genossenschaften  der  Beamten  haben  sich  ein  be- 
scheidenes Ziel  gesetzt,  —  ihren  Mitgliedern  bessere  und 
billigere  Ware  zu  liefern.  Als  Beamte  fem  von  jeder  poli- 
tischen Propaganda  stehend  und  durch  ministerielle  VeiiMte 
verhindert,  den  Verkauf  auf  Nichtmitglieder  zu  erweiten, 
sind  sie  naturgemäfs  in  ihrer  Entwickelung  gehemmt  Aber 
auch  in  den  erlaubten  Grenzen  haben  sie  bei  weitem  nicht 
diejenige  Ausdehnung,  die  sie  haben  könnten,  wenn  dai 
Bearatenpersonal  weniger  indifferent  wäre.  So  wurde  s.  R 
die  Mitgliederzahl  kaum  bedeutend  gröfser,  als  das  grofie 
Oentraleisenbahnnetz  verstaatlicht  wurde,  und  die  Leiter  be- 
klagen sich  ständig  über  die  Gleichgültigkeit  ihrer  B«riifi- 
genossen. 
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bu     Die  geiio»fteii9chaftIieheD  Apotheken. 

Diese  eigeoardgen  Geoosseiiftclidiften  sind   roo  den  Hülf$- 
!n  inn  Leben  gerufen  worden,  and  es  müssen  daher  etn^ 
orte  Qber  diese  vorausgeschickt  werden. 

Die  Hfilfäkaasen  sind  anf  Selbsthülfe  bemheüde  Vereine^ 
eren  Zweck  es  tst^  ihren  Mitgliedern  die  Terschiedeaistesi 
ülfeleistongen  zu  gewähren.  Sie  haben  eine  lange  Eni* 
ickelungsseit  hinter  sich  und  rerdankea  ihre  Entsiehang  der 
n  der  belgischen  Konstitution  garantierten  Yereinsfreiheit. 
[In  den  ersten  20  Jahren  ihres  Bestehens  waren  sie  noch  kaum 
m  Arbeiterstande  zuglngbch,  und  die  Ende  der  40er  Jahre 
orhandenen  Insdtute  sind  aus  der  freien  Initiative  einzelner 
Unternehmer  befTorgegangen^  ohne  besondere  Aufmerksamkeit 
itcns  des  Publikums  oder  der  ßf^erung  auf  sich  zu  lenken, 
Irst  die  rerolutionlre  Bewegung  in  Frankreich,  die  so  grofse 
Beacrgniase  einflobte,  lieCs  zu  Tertchiedeoen  Mitteln  greifea, 
um  den  Interessen  des  Arbeitenlaiides  zu  dioien  und  auf 
friedlichem  Wege  einige  Resultate  zu  erzielen.  Hier  erregen 
die  Hülfskaasen  die  Aufmerksamkeit  des  Staates,  der  dne 
Kommission  beauftragt«  die  Frage  zu  studieren,  und  bald 
darauf  durch  das  Gesetz  Ton  1851  eine  Regelung  dieser 
Vert*tne  vornahm.  Das  Gesetz  trug  jedoch  wenig  dazu  bei, 
die  Entwickelung  der  Hal&kaaseD  zu  fördern.  Die  Vereina- 
fttrcht  der  Regierung  war  noch  zu  giob^  als  dafs  man  den 
HlÜfskassen  Autonomie  gewahren  woUte,  ging  doch  die  Kon- 
trolle so  weit.  daCs  Bürgermeistem  und  Stahdtrftten  die  Befiignis 
zustand,  den  Sitzungen  beizuwohnen,  obgleich  das  Gesetz  die 
Thfttigkeit  auf  ein  so  unschuldiges  Gebiet  wie  daa  der  Kranken* 
n  ygrsiciiCTmy  beschrankte.  So  zogen  es  andb  Tiele  Hfiliskassen 
I^BPorT  sich  keine  gesetzliche  Form  beizulegen,  und  schon  im 
^Hahre  1853  bestanden  neben  13  auf  Grund  des  Gesetzes  er- 
^^pcbteten  Hol&kasaen  Aber  200,  bei  deo^n  dies  nicht  der 
PVaD  war. 

r  Die  Kaasen  begnügten  sich  nicht  mit  der  ihnen  gesetzlich 

olanbten  Thätigkett,  und  die  .commission  permanente^,  die 
als  Aufsichtsbehörde  gleichzeitig  mit  dem  besetz  geschaffen 
war,  duldete  nicht  nur  solche  Abweichungen^  sondern  förderte 
sie  sogar  ^  —  Die  Hülfe  in  Krankheits&Uen  wurde  immer 
schwerer  durch  die  hohen  Preise,  die  von  den  Apothekern  ge- 
^_tldlt  wurden.  D^e  FMeration  der  HüUskaasen  Ton  Brüs^, 
^^velche  die  Frage  aufwarf^  auf  welchero  Wege  diese  finanziellen 
^^khwierigkeiten  zu  beseitigen  seien,  ernannte  deshalb  eine 
speciaDe  Kommissian,  ttm  Mittel  zu  finden,  billigere  Ameien 
zu  beschaffen.  Der  Vorschlag,  durch  Krankenhluser  die  Me- 
dikamenle  zu  beziehen,  wurde  Terworfen,   und  man  kam  auf 


i  VteA  Bsaneas,    Maaael 
BfuzcUe»  im  ^  S— la    Tbiate,  Les 


de   Is   pr^Tv^aaee, 
Lo«vmi]i 


XVIII  3. 


den  Gedanken,  eine  eigene  Apotheke  zu  gründen.  Der  Plan 
fand  starken  Anklang,  und  nachdem  verschiedene  SeLwierig- 
keiten  übervviuulen  waren,  wurden  1882  die  ersten  beiden 
Apotheken  der  Brüsseler  F^dt^ration  eingerichtet.  So  kamen 
die  Htdfakaasen  in  den  Besitz  von  eigenen  Unternehmungen, 
und  wenn  die  Reviüioo  d^-^s  Gesetzes  von  1851  aueh  aus  vielen 
anderen  Gründen  notwendig  erschien  und  Ende  der  80er  Jahre 
von  der  ArbeitskomuiisÄton  dringend  vorgeschlagen  wurde,  so 
spielte  bei  seiner  späteren  Beratung  gerade  dieser  Umstand 
die  gröfste  Rolle.  Im  Jahre  1894  wurde  der  Kammer  ein 
neuer  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  eine  sehr  vielseitige  Thätig- 
keit  der  Hülfskassen  vorsah:  Hülfe  in  Krankheit^-  und  In- 
V  al  i  d  i  tä  ts  f a  1 1  e  n ,  V  or  sc  h  üs  se  zur  H  er  bei  f ii  h  r  u  ng  de  r  M  Ögl  i  c  h  k  ei  t, 
Sparkassen  beizutreten  und  Verkauf  von  Konsumartikeln, 
Werkzeugen  und  anderen  notwendigen  Artikeln  au  Mitglieder 
und  ihre  Angehörige.  Durch  einen  speciellen  Antrag  wurden 
bei  der  Beratung  des  Gesetzes  die  Worte:  ^mit  Ausschliefsung 
aller  Nichtmitglieder'*  eingefilgt  und  dadurch  die  Hülfskassen 
der  Möglichkeit  beraubt»  eventuell  Handel  zu  treiben  ^  Diese 
kleine  Einfügung,  die  später  so  viel  Staub  aufwirbelte,  schien 
der  Kammer  von  keiner  besonderen  Tragweite  zu  sein;  wenig- 
stens linden  sich  in  den  Parlamcntsberichten  keine  Debatten 
darüber,  und  die  Anhänger  des  Antrags  konstatieren  noch  jetzt 
rait  einer  gewissen  Genugthuungj  dafs  das  Gesetz  einstimmig 
in  der  Kammer  und  im  Senat  angenoraraen  worden  sei,  — 

Die  Veranlassung  zu  diesem  Antrag  Beernaert  war 
hauptsächlich  die  vermeintlich  ischlechte  Lage  des  Kleinhandel». 
Der  Antragsteller  wies  auf  die  Konsumvereine  der  Beamten 
hin,  die  „Kleinhandel  treiben  und  ihren  Mitgliedern  dabei  alle 
V^orzüge  des  Grofshandels  gewähren"^ ;  die  von  den  Hülfskasüen 
eingerichteten  Apotheken  machten  den  Apothekern  erhebliche 
Konkurrenz,  und  diesen  solle  hauptsiichlich  durch  den  Antrag 
geholfen  werden,  ein  Standpunkt ,  den  auch  der  damalige 
Finanzminiater  S  ra  e e  t-  d  e -N  a y  e  r  vertrat.  Letzterer  führte 
aus,  der  Antrag  entspreche  ganz  dem  Sinne  dea  Gesetzgebers, 
denn  wenn  das  Gesetz  gewisse  Privilegien  ^deu  Mitgliedern 
und  deren  Angehörigen  gewähre",  so  seien  damit  alle  Nicht- 
mitglieder von  den  Vorteilen  implicite  ausgeschlossen.  Das 
Gesetz  wurde  also  dahin  abgefafst,  dafs  die  Mitglieder  der 
HlUfßkassen  daneben  anderen  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften angehören  können ,  dafs  die  Hülfskassen  selbst  aber 
nur  Kunden,  keineswegs  Mitglieder  von  Genossenschaften 
sein  dtirfen,  —  Um  die  Tragweite  dieser  Bestimmung  zu  ver- 
stehen, mufs  man  Ijedenken,  dafs  die  Apotheken  der  Hülfs- 
kassen die  genossenschafdiche  Form  angenommen  hatten  und 
unter  dieses  Verbot  iielen. 


4 


1  S,  Loi  da  18  mm  1894  porlant  revision  de  In  loi  du  3  avril  1B51 
lefl  soci^tcii  mutiiidistfs.  Verbaudluiigen :  Annales  parlementAircei, 
fibre  et  s^nat,  aeafiion  lb93— 94. 
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Merkwilrdigerweise  erhoben  sich  sogar  im  Senat  Stimmen, 
die  liberaler  waren  als  die  Kammeniiehrlieit,  denn  der  Bericht- 
erstatter  des  Senats  trat  für  das  Recht  der  Hiilfskassen  ein,  ihre 
Kapitalien  in  Genossenschaften  anzulegen  ^  welche  ja  Steuer 
zahlten  und  denselben  Gesetzen  wie  Private  unterworfen  seien. 
Die  Privilegien,  die  die  Ilültskassen  ojenössen,  führte  er  aus, 
nämlich  die  Befreiung  von  einigen  Unkosten,  Stempel-  und 
Anderen  Gebühren,  solle  man  nicht  überschätzen;  es  stände 
zu  fUrcbten,  dafs  die  Hülfskassen  auch  fernerhin  es  vorziehen 
würden,  auf  gesetzliche  Anerkennung  zu  verzichten,  und  ihinn 
wilre  das  ganze  Gesetz  vergeh  lieh.  Doch  auch  hier  behielt  die 
Stirainung,  die  in  der  Kammer  gesiegt  hatte,  die  Oberhand, 
und  der  Entwurf  wurde  mit  dem  hinzugefügten  Satz  zum 
Gesetz.  — 

Die  neue  Mafsregel  schien  nicht  nur  die  Apotheken  zu 
bedrohen,  da  verschiedene  Hülfskassen  auch  in  anderen  Ge- 
nossenschaften ihre  Kapitalien  angelegt  hatten,  wenn  auch  die 
ereteren  hauptsitehlich  in  Betracht  kamen.  Schon  zwölf  Jahre 
waren  vergangen,  seitdem  die  erste  genossenschaftliche  Apotheke 
eröffnet  worden  war,  und  die  Entwickeln ng  hatte  grofse  Er- 
folge aufzuweisen,  obwohl  von  Anfang  an  juristische  Schwierig- 
keiten zu  überwinden  gewesen  waren.  Das  Genossen  Schafts* 
gesetz  von  1873  liefs  nicht  zu,  dafs  Genossenschaften  von 
Gruppen  gebildet  werden,  und  deswegen  wurde  jede  einzelne 
Iltllfskasse  durch  eins  ihrer  Mitglieder  vertreten.  Es  war  dies 
nur  ein  juristischer  Kniff,  den  man  sicii  nicht  einmal  scheute, 
öffentlich  als  aolchen  herv^ortreten  zu  lassen ,  denn  Art.  2  der 
Statuten  lautete:  „alle  Unterzeichneten,  die  in  ihrem  Namen 
und  unter  ihrer  Verantwortung  der  Genossenschaft  beitreten, 
sind  in  Wirklichkeit  Vertreter  von  Hülfskassen,  in  deren 
Interessen  sie  der  Genossenschaft  angehören  werden/  Die 
ersten  Versuche  fielen  sehr  günstig  aus.  Zu  den  beiden  1882 
eröffneten  Apotheken  kam  im  folgenden  Jahre  eine  dritte  hinzu, 
Wd  1887  bestanden  in  Brüssel  neun  vom  Iliilfsbisscnverband 
gegründete  genossen -ic haftliche  Apotheken,  ^  pharmacies  popu- 
laires.  Das  Beispiel  fand  Nachalimung.  In  Verviers  wurde 
1886  die  erste  gegründet,  zu  der  1892  eine  zweite  hinzukam, 
ebenso  in  Lüttich  und  in  Charleroi.  Der  Verkauf  an  Nicht- 
mitglieder^  an  das  gröfserc  Publikum,  welches  den  genossen- 
schaftlichen Apotheken  immer  mehr  Vertrauen  schenkte,  war  dabei 
eine  der  Haupteinnahmefiuellen,  und  darauf  zu  verzichten  war 
den  Volksapotheken  gar  nicht  möglich.  Es  ist  deslialb  verstand- 
lich, welchen  Sturm  das  neue  Gesetz  hervorrief.  Sogleich  ent- 
sagten  viele  der  gesetzlichen  Anerkennung,  unter  ihnen  nanientlicli 
27  Hülfskassen  der  Brüsseler  Föderation,  die  den  Volksapothekcn 
treu    bleiben    wollten  ^     Der   Ilülfskassen- Kongrcfs,    der   im 


'  Le  mutuelliste,  15  mars  1894. 


ßelben  Jahre  in  Biiigge  gehalten  wurde,  protestierte  gegen  das 
Gesetz  und  fafste  den  Beschlufö:  1.  die  Hülfskassen  sollen  auf] 
eine  gesetzliche  Anerkennung  verzichten;  2.  bei  den  nächsten 
Wahlen  soll  nur  für  Kandidaten  gestimmt  werden,  welche  für 
die  Aufhebung  des  Gesetze»  einzutreten  ^versprechen.  Hiermit 
traten  die  bis  dahin  von  iiUen  politiselien  Strömungen  fern- 
gebliebenen Hülfskaüsen  zum  erstenmal  in  den  Wablkampf  ein. 
Die  socialistische  Arbeiterpartei  hatte  sieh  schon  früher  gegen 
daa  Gesetz  geäufsert,  und  Vertreter  verschiedener  anderer  Par- 
teien  stellten  sich  auf  denselben  Stand]) unkt,  — 

Während  das  Gesetz  die  Hülfskassen  in  die  gröfste  Auf- 
regung versetzte,  die  Führer  nicht  aufhörten,  Protestversamm- 
lungen einzuberufen,  Deputationen  an  die  Regierung  zu  senden 
lind  die  öffentliche  Meinung  in  ihrem  Sinne  zu  beeinflussen, 
wandte  der  Apothekerverband  seine  ganze  Kraft  daran,  eine 
eventuelle  Revision  des  Gesetzes  im  Sinne  der  Hülfskassen  zu 
verhindern.  Die  Regierung,  welche  schon  in  der  nächsten 
Sedston  von  verschiedenen  Seiten  interpelliert  wurde,  unter- 
suchte die  Frage  ernsthaft.  Das  Arbeitsministerium  richtete 
an  die  Medizinalkommissionen  der  Provinzen  Anfragen,  in- 
wieweit die  Volksapotheken  dem  allgemeinen  Interesse  ent- 
sprächen,  und  merkwürdigerweise  waren  die  erteilten  Antworten 
den  genossenschaftlichen  Apotheken  ungünstig.  Es  wurde 
darauf  hingewiesen,  dafs  kein  Bedürfnis  bestehe,  solche  Apo* 
theken  zu  gründen,  da  jeder  Apotheker  bei  der  grofsen  Kon* 
kurrenz  bereit  sei,  den  Hülfskassen  Medikamente  mit  grofsem 
Rabatt  7Ai  liefern.  Andererseits  seien  bei  den  niedrigen  Preisen 
der  Volksaputheken  die  Waren  selilechtcr;  ja,  die  Kommission 
von  Brüssel  äufserte  sich  in  folgender  Weise;  mit  Rücksieht 
darauf,  dals  die  existierenden  Apotheken  vollständig  den  Be- 
darf decken,  dafs  die  Volksapotheken  nicht  von  den  Besitzern 
seihat,  sondern  von  angestellten  Apothekern  verwaltet  werden 
und  folglich  dem  Publikum  weniger  Garantieen  bieten,  mit! 
Rücksicht  darauf^  dafs  diese  Verwaltung  immer  mit  Recht  be- 
kämpft worden  ist,  dals  die  Hülfskassen  ihre  Apotheken  aus  - 
kommerziellen  Rlicksichten  exploitieren,  dafs  dieselben  über- 
flüssig werden,  wenn  der  Staat  den  Verkauf  von  Arzneien  an 
Hülfskassen  regelt,  ist  diep>haltung  der  Volksapotheken  nicht  j 
wünschenswert,  und  jegliche  Privilegien  dieser  ^antiBocialen 
und  antiokonomischen"  Institutionen  sind  überflüssig*.  Wir 
werden  später  diese  Einwände  prüfen,  jetzt  aber  den  weiteren , 
Gang  des  Schicksals  der  Volksapotheken  selbst  verfolgen. 

Das  Gesetz  von  1894    setzte   eine  Frist   von  einem  Jahre! 
zur  gesetzlichen  Konstituierung  derjenigen  Hülfskassen,    deren 
Statuten  der  neuen  Regelung  widersprachen;   die  Frist  wurde 
nicht  beachtet,  und  zwei  spätere  Gesetze  vom  11,  September  1895 


'  Rapports  des  commissions  medicales  provinclales,  1896. 
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und  18.  Dozbr.  1896^  welche  Auftchub  gewährten,  erreichten 
ebensowenig  ihr  Ziel.  Die  Lage  der  Hülfskassen  wurde  eine 
illegale;  sie  hatten  noch  oder  erwarben  von  neuem  Anteile 
der  Volksapotheken  und  zogen  es  eher  vor,  sieh  nicht  gesetz- 
lich zu  konstituieren  alö  sich  ihrer  Anteile  zu  entitufsem^  aber 
nachdem  sie  an  die  Regierung  die  Bitte  gerichtet  hatten,  üinen 
Mittel  zu  zeigen,  die  Form  der  junstischcn  Persönlichkeit  ab- 
«treifen  zu  können,  ohne  aufgelö?5t  zu  werden,  sah  sich  die 
Regierung  genötigt,  auf  ein  KompromÜs  einzugehen.  Bis  dahin 
erhielten  die  Hülfskassen  Subventionen  vom  Staiit  Dieses 
Privileg  sollte  fortan  nur  solchen  noch  erteilt  werden,  die  „keinen 
Handel  treiben**,  die  also  weder  Anteile  von  Genosaenschafts- 
apotheken  noch  von  anderen  Genossenschaften  besafsen.  Ein 
von  der  Regierung  verfafster  Gesetzentwurf  ging  dahin,  den 
Hülfskassen  zu  erlauben,  sich  indirekt,  aber  unter  Verlust  der 
Staats-  und  Koramunalsubventionen  an  den  Volksapotheken  zu 
beteiligen'.  —  Diesmal  war  die  Kammer  ganz  anders  gestimmt 
als  bei  Annahme  des  Gesetzes  von  1894,  Jene  Emstimmigkeit 
war  nicht  mehr  vorhanden,  es  war  klar,  dafs  man  sich  damals 
der  Tragweite  des  Gesetzes  nicht  bewufst  gewesen  war.  ^ 

Der  Entwurf  wurde  von  beiden  Seiten  bekämpft,  der  einen 
erschien  er  zu  hülfskassenfreundlich,  der  anderen  im  Gegenteil 
viel  zu  feindlicli.  Die  ersten  übten  eine  sehr  strenge  Kritik. 
In  langen  Reden  wurde  hervorgehoben,  dafs  der  Entwurf  über 
das  Ziel,  das  lediglich  in  der  gegenseitigen  Unterstützung  der 
Mitglieder  bestehe,  hinausgehe,  da  den  Hülfskassen  die  Er- 
laubnis erteilt  wenle,  Unternehmergewinne  zu  machen.  Man 
erhob  Einspruch  dagegen,  dafs  ein  ungesetzlicher  Zust*'ind,  den 
die  Hülfskassen  verschuldet,  legalisiert  werde,  hauptsächlich  aber 
trat  man  fllr  die  Interessen  der  privaten  Apotheken  ein,  welch© 
den  Hülfskassen  immer  entgegengekommen  seien  -*  Alle  früher 
erhobenen  Einwände,  wie  fragliche  Billigkeit  und  scldechte 
Verwaltung,  wurden  auch  jetzt  wiederholt  —  Ebenso  feindlich 
standen  auch  die  Genossenschafter  dem  Entwurf  gegenüber, 
die  bei  dieser  Gelegenheit  Kritik  an  den  früher  gegen  die 
Volksapotheken  gerichteten  Anfechtungen  übten.  Die  Gegner 
der  Volksapotheken  Widersprüchen  sich,  indem  sie  einmal  be- 
haupteten, dafs  durch  di*^  niedrigen  Preise  die  Volksapothekon 
die  Konkurrenz  unmüglieh  machen,  andererseits  aber  betonten, 
dafs  die  Preise  eigentlich  gar  nicht  niedriger  seien  und  folglich 
der  Nutzen  problematisch  wäre.  Dieser  Widerspruch  zeige,  dafs 
€9  sich  nicht  um  allgemeine,  sondern  um  die  Privatinteressen 
der  Apotheker  handele,    und  es   scheine   am   einfachsten,    das 


*  S.  Projet  de  lor  apportant  des  motlifications    k  Iti  loi  du  23  juin 
18W  in  Document«»  parlenieütuires*,  »ess^ion  1897— i>8. 

*  Annalca    piirleraentAires,    »ession    1897—98.    Sitzungen:  23.   und 
24.  Dezember  1897,  18—28.  Jaouar  1898. 
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Verboti   an    Nichtmitglieder   zu    verkaufen,    aufzuheben    unAj 
keine  anderen  Bestimm ußgen  einzuführen '. 

Dennoch  war  der  Entwurf  ein  Fortsehritt,  denn  obgleicbj 
er  die  handeltreibenden  Ilülfskassen  von  den  8ubventionenc< 
ausächlofs,  gab  er  ihnen  doch  die  Möglichkeit,  anerkann 
weiterzubestehen  und  dabei  den  Volksapotheken  anzugehören. 
Es  ist  wahr^  die  Ausschliefsung  zeigte  den  Hülfskassen  wenig 
Freundlichkeit,  denn  wie  auch  in  der  Kammer  betont  %vurd<^- 
werden  die  viel  weniger  nützlichen  Vereine,  die  sich  mit 
Pferdesport  und  Wettseh iefsen  bes€h<lftigen,  subventioniert,  ganz 
abgesehen  davon,  dafs  ja  die  8ubventionen  lediglich  kranken  und 
invaliden  Mitgliedern  zu  gute  kommen  und  folglich  mit  der 
Handelskonkurrenz  nichts  zu  thun  haben.  Aber  abgesehen 
von  dem  Verlust  eines  relativ  unwichtigen  Privilegs  war  den 
Hülfökassen  durch  den  Rei^ierungsentwurf  die  freie  Bethätigung 
bei  den  Volksapotliekcn  zugesichert.  Anders  aber  dachte  die 
Centralkommission  der  Kammer,  die  nicht  zulassen  wollte,  daTft 
gesetzlich  anerkannte  Genossenschaften  Handel  treiben  und 
daher  den  Antrag  stellte,  dafs  diejenigen  Hülfskassen,  welch© 
vor  dem  Gesetz  von  1894  Anteile  von  Volksapotheken,  di 
ans  Publikum  verkaufen,  besafsen,  dieselben  behalten  können, 
dann  aber  auf  gesetzliche  Anerkennung  verzichten  müssen. 
Damit  verlieren  sie  das  Recht  der  juriBtischen  Persönlichkeit 
und  alle  damit  verbundenen  Vorzüge;  subventioniert  können 
sie  eo  ipso  nicht  werden,  da  ja  nach  der  neuen  Vorlage  nur 
anerkannte  Hülfskassen  sich  um  solche  Unterstützung  bewerben 
können.  —  Die  Kammer  nahm  die  Beschlüsse  der  Kommission 
an,  und  wenn  sich  im  Senat  auch  Stimmen  für  die  Regierungs- 
vorlage erhoben^  so  war  doch  auch  hier  die  grofse  Mehrheit 
für  den  Kommissionsbeschluls,  welcher  dann  zum  Gesetz  er- 
hoben wurde. 

Die  verschiedenen  Angriffe  auf  die  Genossenschafts- 
apritheken  sind  nur  eine  Episode  im  Kampf  gegen  die  genossen- 
schaftliche Organisation  überhaupt.  In  einem  Gesetzentwurf^ 
der  bald  der  belgischen  Kammer  vorliegen  wird,  der  aber  gar 
keine  Aussicht  hat  durchzukommen,  werden  die  genossen 
schaftHchen  Apotheken  indirekt  auch  angegriffen,  indem  speciell, 
von  der  Regierung  bestätigte  Apotheken  (pharmacies  agre^a 
du  gouvernement)  projektiert  werden,  die  den  Hülfskassen 
alles  Nötige  zu  bestimmten  Preisen  liefern  sollen'*. 

Inwieweit  die  Regelung  des  Apothekenwesens  in  Belgien 
eine  Notwendigkeit  ist,  bleibt  natürlich  eine  Frage  flSr  siclu 
TS»  sei  hier  nur  bemerkt,    dafs   in  Belgien  keine  Konzeaaians* 
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*  Annale»    parleinentairest   Session    1897—98.    Sitzungen: 
24.  Dezember  1897,  18.-28.  Januar  1898. 

'  Vt^rjL'l.  Projet  de  löi  eur  l'exercice  de  Fart  de  gricrir,  Rapport 
la  commission.    Bnixelles  1899. 


pflicbt  besteht;  vielmehr  hat  jeder  diplomierte  Apotheker  das 
Kecht,  eine  ^ofiicine"  zu  eröffnen,  und  die  Zahl  der  letzteren 
ist  in  den  Grofästädten  deshalb  eine  ungeheure.  Jedenfalls 
wurden  und  werden  die  Vulksapotheken  auch  von  den  An- 
liJlngero  des  jetzigen  Systems,  das  also  den  Konzessionszwang 
verwirft,  aufs  heftigste  bekämpft.  Und  doch  kann  man  ihnen 
nichts  Anstöfsiges  vorwerfen,  denn  sie  sind  die  reinsten  Kon- 
ßumentengenossenschaften ,  die  durch  Bezug  im  grofsen  und 
durch  geringe  Anforderungen  an  die  Protitrate  die  Möglichkeit 
haben,  billiger  zu  verkaufen.  Die  Mitglieder  erhalten  nach 
Jahresschlufs  ihren  Gewinnanteil  im  Verhältnis  zur  Einkaufa- 
eumme  bemessen;  der  Verkauf  an  Nichtmitglieder  ist  es,  der 
•<lie  billigeren  Preise  der  Volksapotheken  ennöglicht. 

Es  ist  wahr,  dafs  auch  die  Privatapothekeo  geneigt  waren, 
ihre  Preise  herabzusetzen,  als  die  Volksapotheken  eröffnet 
wurden,  aber  mit  Recht  erblickte  man  darin  nur  einen 
taktischen  Zug,  der  den  Genossenschaften  die  Existenz  er- 
schweren, ihnen  die  Konkurrenz  unmöglich  machen  sollte,  um 
später  die  „Apothekerrechnungen"  wieder  vorlegen  zu  können. 
In  Belgien,  wo  man  für  dieselbe  Medizin  in  zwei  Apotheken 
nie  denselben  Preis  bezaidt,  da  kein  gesetzlicher  Tarit  besteht, 
fiind  die  Genf»ssenschnften  von  der  gröfsten  Bedeutung.  Die 
beigefügte  Tabelle   zeigt,    wie   verschieden   diese  Preise  sind: 


MedikameQto 


Alko- 
hol 
92'» 

Senf 

Jod 

II 

jr 
<  t 

Liter 
3,20 

kg 
1,20 

g 
1,50-100 

Liter 
5.00 

4,50 

2,40 

2/25 

4,50 

2,50 

1,20 

1,20 

3,50 

Turif  dt»r  genoeseiiöchnftiiuhen  Apotlieki' 
TÄfif  der  FM^ration  1  vor  den  Geno^i«. 
der  PrivatÄpotheketi   J  nach  den  Genoaa. 

Dteee  Tabelle,  vom  Brüsseler  Htilfskassen verband  verfafst, 
seigt,  wie  unter  dem  Einflufs  der  neuen  Apotheken  ver- 
«<!hiedene  teuere  Mcflikamente  dem  Publikum  zugänglicher 
geworden  sind.  Dadurch  ist  es  auch  zu  erklären ,  dafs  z.  B* 
in  Lüttich  vor  1886  —  dem  Gründungs  jähre  der  genossen- 
schaftlichen A]>otheke  —  nur  eine  einzige  Hülfskasse  ihren 
Mitgliedern  unentgeltliche  Medikamente  bot,  jetzt  aber  19*, 
Ebenso  wurden  in  den  Apotheken  der  Kohlengruben,  die  auf 
Kosten  der  Berg  Werksbesitzer  den  Arbeitern  die  Merli  kamen  te 
gratis  lieferten,  vor  Entstehen  der  Volksapotheken  versehiedi^ne 
Arzeneien  als  zu  teuer  nicht  geführt ^  und  in  Gent  brauchten 
die  Arbeiter  stets  Hausmittel  solange  sie  auf  Privatapothekeu 


*  Le  mutuelHste,  L  jiuivier  IS^^, 
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angewiesen  waren.  Was  den  Verkauf  an  Nichtmitglieder 
betrifft,  so  wäre  die  Aufhebung  dieser  Erlaubnis  in  doppelter 
Hinsicht  schädlich,  denn  erstens  würde  ein  grober  Teil  der 
ärmeren  Bevölkerung  vom  Gebrauch  der  billigen  ArzneieD 
der  Volksapotheken  ausgeschlossen,  da  nicht  jeder  einer  Holfs- 
kasse  angenören  kann.  Diese  vermögen  ihren  Statuten  zufolge 
Personen,  welche  ein  gewisses  Alter  überschritten  haben,  nicht 
aufzunehmen,  ebensowenig  solche,  die  an  unheilbaren  Krank- 
heiten leiden,  und  auch  die,  welche  zu  arm  sind,  um  Beitrige 
zu  zahlen,  sind  leider  ausgeschlossen.  Andererseits  würden 
natürlich  die  Gewinne  der  Volksapotheken  kleiner  werden  und 
demgemäfs  die  an  die  Hülfskassen  verteilten  Summen,  weldie 
ja  auch  gemeinnützigen  Zwecken  dienen.  Es  ist  hiernadi 
verständlich,  weshalb  sich  weite  Kreise  gegen  das  in  Frage 
stehende  Verbot  sträubten.  Nach  diesen  Bemerkungen  woUoi 
wir  noch  einen  Blick  auf  einige  uns  bekannte  genossenschaft- 
liehe  Apotheken  werfen. 

1.  Pharmacies  populaires,  Brüssel.  Wie  schon 
erwähnt,  sind  die  ersten  Volksapotheken  Brüssels  vorbildlidi 
für  alle  übrigen  geworden.  35  Hülfskassen  vereinigten  sidi  in 
der  Hoffnung,  in  eigenen  Apotheken  billigere  Arzneien  su  er 
halten.  Die  Anteile  wurden  auf  8  fr.  pro  Mitglied  fest- 
gestellt und  sollten  von  den  Hülfskassen  aufgebracht  werden, 
welche  allein  die  Gewinne  der  Unternehmung  erhalten  sollten^ 
Während  des  Jahres  1881  hatte  man  etwa  12  000  fr.  in- 
sammengebracht,  mit  deren  einem  Teil  man  die  erste  Apothdue 
eröffnete.  Die  Unternehmung  gedieh  vom  ersten  Moment  an; 
wenigstens  finden  wir  keine  Verluste,  wenn  an&nglich  auch 
keine  grofsen  Gewinne  erzielt  wurden.  Nach  den  Statuten 
wird  der  Reingewinn  in  zwei  Hälften  geteilt,  von  denen  die 
eine  dem  Reservefonds  überwiesen,  die  andere  unter  die 
Mitglieder  verteilt  wird  (Art.  29).  Die  Administration  bestdit 
aus  21  Mitgliedern  und  wird  von  drei  Delegierten  kontrolliert. 
Die  Haftung  ist  eine  beschränkte,  die  übliche  Art  der  belgischen 
Konsumentengenossenschaften.  Was  die  Resultate  anbetriffi^ 
so  sind  sie  am  besten  aus  der  beigefügten  Tabelle  ersichtlich. 
Zur  Zeit  besitzt  die  Genossenschaft  9  Apotheken  und  einen 
Centralladen,  dem  ein  Laboratorium  beigefügt  ist.  Die  Te^ 
teilte  Rückgewähr  ist  nicht  auf  einen  bestinmiten  ProzentBati 
festgesetzt  und  wächst  von  Jahr  zu  Jahr:  sie  erreichte 
70  Prozent  im  letzten  Jahre. 

(Hierzu  die  TabeUe  S.  23.) 

Diese  Tabelle,  die  nach  verschiedenen  Berichten  zn- 
sammengestellt  wurde,    ist   nicht  ohne  Interesse.     Sie  zeigt, 


^  S.  Society  coop^rativo  des  pharmacies  populaires  de  Bmxeilei 
Historiqiie  1889  und  1897. 
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dafs    der  Verkaufserlös   mn   das  Dreizehntache   gestiegen   ist, 
der  verteilte  Gewinn  um  das  Achtiindilreifaigfache  *, 

Als  Beispiel  für  die  von  den  HulfskasBen  erzielten  Vor- 
teile können  wir  anführten,  dafs  eine  von  ihnen  („la  fraternelle 
Beige**),  deren  Mitglieder  im  Jahre  1896  ftir  über  13000  fr. 
Medizin  bezogen  hatten,  8000  fr,  als  Rüekgewähr  zurück- 
erstattete, obgleicht  wie  schon  erwähnt^  die  Preise  erniedrigt 
waren  ^,  Die  anfange  bestimmte  Verteilung  der  Gewinne  — 
eine  HHlfte  den  Mitgliedern,   die  andere  dem  Reservefonds  — 

ird  jetzt  nicht  befolgtj  und  mit  Auanahrae  eines  kleinen  Ab- 
suges  für  den  Reservefonds  wird  alles  verteilt.  So  kam  es, 
dafs  die  Mitglieder  viele  Medikamente  unter  dem  Selbatkosten- 
preia  erhiellen,  —  natürlich  durch  den  Verkauf  an  Nicht- 
mitgUeder,  die  keinerlei  Rückgewähr  beziehen. 

Ee  ist  aufser  Zweifel,  dafs  die  Volksapotheken  von 
BrÜAsel  gro&en  Segen  gestiftet  haben^  und  hoffentlich  werden 
Bie  nicht  mehr  unter  den  Angriffen  verständnisloser  oder 
persönlich  interessierter  Gegner  zu  leiden  haben. 

2,  Die  genossenschaftlichen  Apotheken  in 
Gent  gehören  ebenfiüls  den  Huifskassen  (Vrije  Bond  der 
""ieken  be  Ursen),  ^velche  hier  seit  1891  existieren  und  ihren 
itgltedern  gegen  halbmonatliche  Koti-sation  von  5  cent.  un- 
•entgeltliehe  medico-pharmaeeutische  Behandlung  gewähren. 
I>ie  gesamten  H Ulfskassen  besitzen  drei  Apotheken,  welche 
*en  Mitgliedern  unentgeltlich  Medikamente  liefern^  sei  es  nach 

'erordnung  der  angestellten  oder  anderer  Arzte.  Eine  neun- 
IUhrige  Ertahrung  hat  gezeigt*  dafs  es  den  Hülfskassen  un* 
ögUch  Ware,  die  Kosten  zu  decken,  w^enn  sie  nicht  im  Besitz 

igener  Apotheken  sich  befänden,  und  wenn  der  Verkauf  an  das 

"ublikum  verboten  wKre.  —  Gegenwärtig  sind  über  5000  Mit- 
glieder an  diesen  Organisationen  beteiligt. 


*  Die  Verftndernitg  in   der   Kuiidscliaft   zwiselieii  Mitglieürrti    und 
nchtmitgliedem    erklärt    sieii    liadurcbT   dafs*  seit  1892  die  HfilfHkHsseji 

liti  Brüssel  auch    für   die  ADgclii^rig'en    ihrer  Mit^heder   iini'iit*^eltlicUeD 
fpbÄrmficeu tischen  Dienet  eingeführt  Imben,    welelic  jetzt  als  Mitg^Heiler 

Mgi»ehen   werden,   und    deshalb    ij*t    der  AntviJ    der    Mitglieder- Kon- 

flBBCfkteti  jetzt  groH^er  als  der  der  Xichtmitglieder, 

*  S.  L.  mutuelliste,  Januar  1898. 
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3.  Pharmacies  f^d^rales  de  Cha^le^oi^  Ende 
1893  kam  auch  den  Hülfskassen  von  Cliarleroi  der  Gedanke, 
dem  Beispiel  anderer  Städte  zu  folgen  und  eine  eigene  Apo- 
theke zu  gründen.  Die  Meinungen  waren  geteilt;  man  fürch- 
tete teils  die  Reserven  der  Hül&kassen  aufs  Spiel  zu  setzen, 
teils  fand  man  die  neue  Institution  überflüssig.  Doch  waren 
die  anderwärts  erzielten  Erfolge  zu  glänzend,  als  dafs  nicht 
ein  Versuch  gewagt  werden  konnte.  Auch  hier  hatte  man 
als  erstes  Ziel  im  Auge,  billigere  Medikamente  sich  zu  ver- 
schaffen und  später  dann  —  mit  Hülfe  erzielter  Gewinne  —  eine 
Altersversicherungskasse  zu  gründen.  18  Hülfskassen  traten 
zusammen  und  brachten  bei  einer  Kotisation  von  1  fr.  50  ceut. 
pro  Mitglied  die  Summe  von  6000  fr.  auf.  Man  ging  sehr 
rasch  zu  Werke  und  konnte  schon  im  April  1874  die  Apotheke 
eröffnen.  —  Aber  die  Hoffnungen,  welche  man  auf  das  neue 
Unternehmen  gesetzt  hatte,  wollten  sich  anfangs  nicht  erfUllen ; 
wenigstens  schlössen  die  Bilanzen  der  ersten  Jahre  mit  Ver- 
lusten ab.  Um  die  Möglichkeit  zu  gewinnen,  mehr  im  grofsen 
zu  operieren,  wurde  im  August  1895  eine  zweite  Apotheke 
in  Jumet  eröffnet,  deren  Verwaltung  jedoch  nicht  geeignet 
war,  Erfolge  zu  erzielen,  und  ein  Deficit  von  1400  fr.  war 
deshalb  das  Resultat  der  Bilanz  von  1895.  Der  Mifserfolg 
erklärt  sich  hauptsächlich  durch  die  starke  Konkurrenz  der 
Privatapotheken  und  das  Mifstrauen  des  Publikums.  Erstere 
setzten  sofort  ihre  Preise  herab,  und  in  Jumet  wurde  sogar 
eine  Art  Trust  gebildet;  das  Publikum,  teils  gleichgültig,  teils 
raifstrauisch,  hielt  sich  in  der  Hauptsache  fem.  Es  ist  von 
Interesse,  dafs  die  Leiter  gerade  hierauf  das  höchste  Gewicht 
legten  und  damit  den  Mifserfolg  den  übrigen  Städten  gegen- 
über erkliirten.  Die  Hülfskassen  dieser  letzteren  hatten  un- 
entgeltlichen mcdiko-pharmaceu tischen  Dienst  eingeführt,  so 
dafs  die  gesamten  Mitglieder  ihre  Medikamente  aus  den 
Volksapotheken  beziehen  raufsten;  auf  diese  Weise  wai*  z.  B. 
in  Verviers  eine  Kundschaft  von  5 — 6000  Personen  gesichert, 
und  in  Brüssel  war  diese  Zahl  noch  gröfser.  In  Charleroi 
hatte  nur  eine  Hülfskasse  diesen  Modus  gewählt,  und  die 
Apotheken  waren  deshalb  in  höherem  Mafse  als  anderswo 
aufs  Publikum  angewiesen.  Es  wiederholte  sich  hier  die  Er- 
fahrung, die  auch  bei  anderen  Konsumentengenossenschaften 
gemacht  ist,  dafs  nämlich  die  gedeihliche  I^ntwickelung  ganz 
allgemein  in  erster  Linie  von  einer  gesicherten  Kundschaft 
abhängt.  Jedoch  haben  in  den  letzten  Jahren  auch  die  beiden 
lüer  behandelten  Apotheken  Gewinne  aufzuweisen,  wie  aus 
der  folgenden  Tabelle  ersichtlich  ist. 


*  Privatberichten  entnomin(»n. 
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Die  Verluste  der  ersten  Jahre  erklären  es,  dafs  trotz  des 
jetzigen  AufschuTings  die  Konsumenten  noch  immer  nicht  über 
4  Prozent  ihrer  Einkaufssunime  an  RUckgewähr  erhalten  haben. 

Ea  ist  nicht  ohne  Interesse  für  die  Beurteihing  der  Kon- 
kurrenzfrage,  daf*  die  Privatapotheken  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren anhängig  gemacht  hatten,  wodurch  die  Genossenschafts- 
apotheken gezwungen  werden  sollten,  auf  ihrem  Firmenschilde 
die  BezeichnuDg  ^ Volksapotheke*'  in  ^Apotheke"  umzuwandeln; 
es  deutet  dies  darauf  hin,  dafs  die  Volksapotheken  einen 
besseren  Ruf  geniefsen.  Das  Gericht  erklärte  die  Firmierung 
„Volksaputheke'*  für  zulässig. 

4.  In  Lütt  ich  wurde  man  auch  durch  das  Brüsseler 
Beispiel  beeinflufst,  und  nach  dem  Uülfskassenkongrefs  wurde 
der  Vorschlag,  eine  Genossenschaftsapotheke  zu  gründen,  an- 
genommen. Es  bestand  nur  eine  einzige  Hülfskasso,  die  ihren 
Mitgliederu  unentgeltlich  Medikamente  lieferte  (les  Artisans 
räunis),  und  diese  mufste  beinahe  darauf  verzichten,  da  die 
Arzneien  ihr  zu  teuer  zu  stehen  kamen.  Kaum  aber  wurde 
der  Plan,  eine  eigene  Apotheke  zu  gründen,  bekannt,  da  er- 
klärte sich  der  Privatapotheker  sofort  bereit,  die  Preise  um 
50  Prozent  herabzulassen,  ein  Beweis  für  die  Höhe  der  Ge- 
winne,  die  bis  dahin  gemacht  waren.  Von  allen  Seiten  au- 
gefeindet, wurde  die  erste  Apotheke  I88ß  gegründet.  Die 
nun  folgenden  Angriffe  gingen  so  weit,  daf:*  die  Apotheker 
%'on  den  Genossenschaftern  wegen  Verleumdung  vrrklagt  und 
auch  gerichtlich  verurteilt  wurden.  Jetzt  beistehen  in  Lültieh 
drei  Volksapotheken;  von  20  Hillfskassen,  die  ihnen  an- 
gehören, gewähren  jetzt  19  unentgeltlich  Medikamente,  während, 
wie  gesagt,  vor  der  Gründung  nur  eiiie  einzige  dies  that. 
Der  Verkauf  ans  Publikum  i.st  sehr  bedeutend;  dasselbe 
geniefst  den  Vorteil  einer  10-prozentigen  Rückgewähr.  Der 
Gewinn  betrug  im  letzten  Jahre,  nach  Abzug  der  Rückgewähr, 
8  274  frcs. 

Ebensolche  Apotheken  existieren  in  der  Stadt  V  er  vi  er« 
und  deren  Vorort  Dison. 

In  diesem  Zusammenhang  seien  auch  diejenigen  genossen- 
schaftlichen Apotheken  erwähnt,  die  anderen  Gen^^ssenschaften 
mit  bestimmter  [loHtischer  Färbung  angehören.  Der  „Vooruit** 
besitzt  4  Apotheken,  in  denen  die  Mitglieder  bei  wöchentlichen 


Kotisationen    von  5  ceiit,  unentgeltlich  Modikaroente  erhalten. 
Der  Leiter  der  Genotisenschai't  erklärte  in  der  Kammer,  eigene! 
Apotheken  hätten  den  unentgeltüchen  pharmaceutischen  Dienst] 
ermögliclit,     und    solange    dieser    nicht    existiere,    hätten    diej 
Arbeiter  zu   Hausmitteln    gegriffen.     Im   letzten  Semester   be- 
trugen    die     Einnahmen     62  866    fr,     und     der    Reingewinn 
11856  fr. 

Der  ^Werker"  in  Antwerpen  zieht  jedem  Mitglied 
von  der  Rückgewähr  1,56  fr,  ab,  wofür  unentgeltliche  ärzt- 
liche Behandlung  und  Medizin  gewährt  wird.  Er  besitzt  eine 
Apotheke,  die  im  letzten  Jahre  einen  Gewinn  von  4  404  fr. 
erbrachte. 

Der  „P r  0  g  r e s"  in  J  o  1  i  m  a  n  t  besitzt  3  Apotheken  in 
Jolimontj  La  Louviere  und  Houdeng,  durch  die  er  im 
Jahre  1899  einen  Gewinn  von  8  800  fr.  erzielte.  Eine  Hülfs- 
kasse,  die  den  Mitgliedern  unentgeltlich  Medikamente  liefert, 
besteht  hier  nicht;  nur  die  Angestellten  der  Genossenschaft 
erhalten  solche. 

B*    Die  soclalistisehen  Genossenschallen. 

Wie  schon  erwähnt,  sind  die  ersten  bedeutenden  Genossen- 
schaften von  frSoeialiöten  gegründet  worden ,    und  jetzt    tragen 
die  meisten  und  gröfsten  Genossenschaften  Belgiens  rein  socJa- 
listischen    Charakten      Es    mufs    betont    werden,     dafs     nicht! 
nur    der   socialistische  Geiste    der   in    ihnen   herrscht,    ein  Re»  [ 
sultat   der   socialistischen  Gesinnung    ihrer  Mitglieder  ist,    die 
Genossenschaft     selbst    ist     auch      eine    Brutstätte     ftir    Ver-  f 
breitiing    socialistischer   Anschauungen.      Die    Förderung    de»! 
Genossenschaftswesens  gehört  zum  praktisehen  Programm  derl 
Partei,    und  es  steht  fest,    dafs   nicht  etwa   nur   socialistische | 
Arbeiter  der  Genossenschaft  beitreten   und   dadurch    ihre  Zu- 
gehörigkeit   zur    Partei    bezeugen,     sondern    dafs    zahlreiche] 
Andersdenkende    durch  ihre  Mitgliedschaft   bei   der  Genosaen- 
schaft  socialistisch  werden.    Einen  Beweis  für  diese  Auffasaung^ 
kann    man  darin  linden,   data   so   viele   katholische  Genossen- 
schaften    neben    den    socialistischen    gegründet    worden    sind, 
gerade   um   den   noch   wankenden   Arbeitern   die   Möglichkeit 
zu   geben,    im   Anschlufs    an   eine   andere   Richtung   sich    asu 
organisieren.     8o   mufs  die    socialistische  Genossenschaft   von 
verschiedenen  Seiten    betrachtet   werden.     Zuerst  verfolgt   aie 
allgemeine  ökonomisclie  Zwecke  —  die  Hebung  des  Arbeiter- 
Standes  in  materieller  Hinsicht — ,  und  hierin  tritt  der  praktische 
Standpunkt  des  belgischen  Socialismus  zu  Tage,  der  von  einem 
der    Führer   folgendermafseu   charakterisiert  wird :    »Von  den 
Engländern/  sagt  V  a  n  d  e  r v  e  1  d  e ,  „haben  wir  den  self-help, 
die  freie  Koalition,  hauptsächlich  unter  der  Form  der  Genossen- 
Schaft;    von    den    Deutschen   die    politische   Taktik    und    die 
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GrandlelireDj  die  ziim  ersteDmal  im  kommufiistischen  Manifest 
zum  Ausdruck  kamen;  von  den  Franzosen  ihre  idealen  Ten- 
denzen, ihre  Auffassung  des  Socialismus,  als  einer  Fortsetzung 
der  revolutionnreii  Pfulusophie."  Als  Partei,  die  unmittelbar 
zu  erreichende  praktische  Ziele  im  Auge  hat,  die  z,  B,  selbst 
gegen  den  Alkoholismus  einen  Feldzug  unternimmt ,  konnte 
ßie  die  direkten  Vorteile  der  genossenschaftlichen  Organisation 
nicht  tibersehen  und  förderte  diese  daher  auf  jede  Weise.  — 
Andererseits  lenkte  die  Genossenschaft  die  Aufmerksamkeit 
derer  auf  sich »  die  in  der  Veränderung  der  wirtscIiaftlieheD 
Formen  den  Weg  zu  einer  neuen  wirtschaftlichen  Organisation 
erblicken.  In  dieser  Beziehung  ist  nachstehender  Passus  au* 
einem  Beriebt  der  Partei  bezeichnend :  „Die  Genossenschaft 
erfahrt  zweierlei  Beurteilung;  sie  wird  einersicits  stark  an- 
gefeindet,  weil  sie  nicht  zur  Lösung  der  socialen  Frage  bei- 
tragen kann ;  sie  wird  andererseits  als  Heilmittel  gegen  alle 
socialen  Übel  vorgeführt  Sie  verdient  weder  diesen  Hafs 
noch  diese  Ehre.  Für  uns  ist  sie  stets  nur  ein  Mittel,  nie  ein 
Ziel/  *  So  ist  die  Genossenschaft  in  den  Augen  der  belgischen 
Social isten  zwar  eine  höhere  Wirtscliaftsforni,  keineswegs  aber 
ein  direkter  Weg  zur  Umgestaltung  der  modernen  kapita- 
listischen Wirtschaft.  —  Als  ..Mittel^  soll  die  Genossenschaft 
verschiedenen  Zwecken  dienen.  In  erster  Linie  soll  sie  eine 
Centralstelle  bilden,  von  der  aus  —  durch  stilndige  Berührung 
mit  neuen  Personen  —  sozialistische  Anschauungen  in  weitere 
Kreise  eindringen.  Ferner  soll  sie  die  Möglichkeit  gewähren^ 
die  Mitglieder  an  die  Organisation  und  Geschäftsleitung  zu 
gewöhnen»  was  allerdings,  wie  bemerkt  werden  muls,  mit 
weniger  Nachdnick  betont  wird.  Endlich  sollen  die  erzielten 
Gewinne  direkt  für  die  socialistische  Propaganda  Mittel  liefern > 
und  damit  wird  der  Genossenscbiift  eine  rein  hnanzielle  Rolle 
übertragen*  —  Diese  vcrscbiedenen,  nicht  immer  im  Einklang 
mit  den  unmittelbaren  Konsumenten  Interessen  stehenden  Forde- 
rungen, die  die  socialistische  Partei  an  sie  stellt,  müssen  bei 
der  Beurteilung  der  liewegung  berücksichtigt  werden,  denn 
nur  durch  sie  kann  vieles  sonst  Unverständliche  erklärt 
werden,  — 

Die  socialistischen  Genossenschaften  gehören  zum  „Parti 
ouvrier**  und  schliefsen  sieh  gewi>hnlich  denjenigen  lokalen 
Fuderationen  an,  in  deren  !Mitte  sie  entstehen.  Seit  langer 
Zeit  wird  ein  Verband  der  Genossenschaften  geplant  Schon 
im  Jalire  1886  richtete  der  „Vooruil**  einen  Aufruf  an  die 
soeialistischen  Genossenschaften ,  in  dem  die  Notwendigkeit 
einer  Centralorganisation  hervorgehoben  wuixle;  man  erwartete 
▼on  einer  solchen  die  Möglichkeit,   eine  eigene  Mühle  für  die 
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Imkereien  zu  «rieten  unä  eine  Gix>(seiiikauf8geno88en8chaft 
zu  gründen.  Auf  einem  KongreU  in  Gent  wurden  Vorschläge 
angenommen  y  aber  die  Pläne  scheitert^i  an  dem  Genossen- 
tiehafUge^etz  y  welches  den  Genossenschaften  nicht  erlaubt, 
unter  sich  Centralgenossenschaften  zu  bilden.  Da  die  Aktien- 
gesellschaft diese  Möglichkeit  bot,  so  griff  man  zu  dieser  Form, 
aber  fast  keine  der  Genossenschaften  sagte  zu.  Die  Gründe 
i\\r  diese  Indifferenz  seitens  der  Genossenschaften  werden  ver- 
schieden angegeben.  Bertrand  meint,  die  Form  der  Aktien- 
gosellsehaft  hätte  sie  erschreckt,  Zeo  ist  der  Ansicht,  dafs  der 
Kampf  um  das  allgemeine  Wahlrecht  die  Frage  zurückdränge, 
ilals  über  auch  partikularistischer  Geist,  der  immer  in  den  Ge- 
uoniiansehaften  herrschte  und  noch  herrscht,  einer  Vereinigung 
widt*r«trobo '.  Auf  dem  Kongrefs  der  Arbeiterpartei  im  Jahre 
1808  wurde  die  Frage  von  neuem  erörtert  und  im  Prinzip  be- 
J^ht^nd  outsohieden.  und  Ende  1898  beschlossen  67  Genossen- 
Volmt^t^n»  tnnen  praktischen  Anfang  zu  machen.  Man  begnügte 
«^ioh»  t>iu  8tändige8  Sekretariat  zu  gründen,  welches  die 
i)t^u^^«wt^u*ohni\on  mit  den  Lieferanten  in  Verbindung  bringen 
Mud  ihu^u  gloichieiti^  durch  juristische  Ratschläge  zu  Hülfe 
Ikvuuwt^u  »\4lt<>*  Als  Jährlicher  Beitrag  wurden  2  cent.  pro 
Mil^litni  JtHim'  boigetretenen  Genossenschaft  festgesetzt;  dazu 
kvMUUU  oiu  t^iumaliges  Eintrittsgeld  von  25  fr.  pro  Genossen- 
M^hsHtUWÄ?*die8uuuuo  von  3000  fr.  ergab.  Wichtig  war  von  An- 
tHU^  ^^Uu  »v4ai\^^  oiuo  ofticielle  Statistik  fehlt,  dafs  man  mit  einem 
*\^Uht*u  l'oulrHUuu^OÄU  leichter  die  einzelnen  Genossenschaften 
Uboi\Hohou  mul  annähernd  wenigstens  ihre  Zahl  feststellen 
Khuu«  Ktndtn^  hat  auch  das  Sekretariat  eine  brauchbare 
SiHtuiik  niohl  voi^ftVntlicht.  Es  wurden  gegen  150  socia- 
li*tiHoho  KvM\!iuuivtMH>ine  registriert,  —  eine  Zahl,  die  der  Wirk- 
liohkoit  outlornt  nicht  entspricht,  deren  genauere  Rektifikation 
uwj*  nb^i^  uun^ö^lioh  war. 

m  der  Tvpus  der  sooialistischen  Genossenschaft  auch  den 
ubrivivu  iUnuKi^enschaften  eigen  ist,  mufs  er  hier  geschildert 
weiMou,  \*  a  u  d  e  r  v  e  1  d  e  unterschied  drei  Arten :  1.  die  Ge- 
niv^HOUvxehat'lsläiien«  welche  ausschliefslich  den  Verkauf  von  Mehl 
\uul  audeivn  UeWnsmitieln  bezwecken.  Sie  befinden  sich  in  der 
l-Uttichor  iU*g\uul  und  im  Kohlenbecken  von  Charleroi;  2.  die 
lUm\v««eu;»ohatteu  (Ertlichen  Charakters,  welche  sich  lediglich 
mit  dem  Verkauf  von  Mehl  und  der  Brotfabrikation  befassen 
i^HvMMua^t>);  *V^  die  eigentlichen  socialistischen  Genossenschaften 
uül  umtWeiuien  Zielen  nach  dem  Muster  des  Vooruit*.  — 

l>i«>cit>  Klassifikation  kann  jetzt  nicht  mehr  aufrecht  er- 
halten wte^i\)«^n«    Einerseits  haben  sich  die  lokalen  Verhältnisse 


*  V^rifiv  Z^^o»  l.a  fedemtion  des  coop^rative^  socialistes,  189S. 

•  Yaiui<^rv*»Klo.    Pie    *i>cialistische    Genossenschaft    in    Belgien. 
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verschoben,  andererseits  sind  die  verschiedenen  IlandoU- 
operationen  nicht  charakteristisch  für  den  Genossenschafts- 
tvpus,  sondern  oft  blofs  Durchgangsstadien  ihrer  Entwickelung. 
Fast  alle  Genossenschaften  der  verschiedensten  Gegenden  Algen 
in  ihren  Statuten  demjenigen  Paragraphen,  in  dem  das  orsto 
Ziel  der  Genossenschaft  fixiert  wird,  eine  Bemerkung  hei,  in 
der  gesagt  wird,  dafs  die  Handelsoperationen  „sich  auch  auf 
andere  Gebiete  erstrecken  können,  wenn  die  finanzielle  Lago 
es  erlauben  wird**.  Ho  haben  die  Genossenschaftsbllckeroicn 
in  ihren  Statuten  gewöhnlich  eine  Klausel,  in  der  die  Eröffnung 
verschiedener  Läden  in  Aussicht  genommen  wird;  die  Genossen- 
schaften ohne  Produktionsateliers  sprechen  davon,  solche  in 
Zukunft  einzurichten,  und  in  der  letzten  Zeit  sind  schon  viele 
dieser  Veränderungen  eingetreten.  Wir  können  nur  zwei  Tvpen 
unter  den  belgischen  Konsumentenvereinen  unterschfüden : 
1.  solche,  die  mit  einer  Bäckerei  anfangen,  und  die  allmäh- 
lich auch  andere  Waren  verkaufen;  2.  solche,  die  in  ihren  iJideri 
verschiedene  Waren  verkaufen,  und  wo  die  Bäckerei  den 
Schlufsstein  bildet  Wir  wollen  mit  dieser  Klassifikation  den 
prinzipiell  einheitlichen  Typus  der  Genossenschaft  festsUslIen 
and  gleichzeitig  die  verschiedenen  Arten  der  jetzt  existieren- 
den als  vorübergehend  erklären«  Denn  wenn  es  kaum  eine 
Bäckerei  giebt,  die  schliefslich  nicht  auch  andere  Verkaufs- 
artikel  ftihrt,  oder  keinen  Konsamladen,  der  nicht  an  eine 
Bäckerei  denkt,  so  kann  blo(s  die  Frage  gestellt  werden, 
warum  der  Gang  der  Entwickelung  ver^^^hie^len  ist,  d,  li. 
warum  in  einer  Gruppe  von  Gcnosseni^chaften  die  Pr'>^iuktion 
des  Brotes  den  Anfang,  in  einer  anderen  den  .Srhluf^  bild<;t. 
Was  hier  zuerst  ins  Auge  springt,  ist  die  geograiihis^rhe  Ver- 
teilung dieser  beiden  Arten.  Weder  in  den  Ijeiaen  Handern 
noch  in  Brabant  finden  wir  genossenschaftliche  I^len  ohne 
Bäckerei;  im  Gegensatz  dazu  kennt  die  LOtticber  O'-^^md 
sehr  wenig  Genossenschafubäckereien.  Im  liennegau  sind  die 
beiden  Tvpen  nebeneinander  zu  finden:  zwei  Gen'/svinvrJiaft^n 
entstehen  on^efthr  zar  selben  2^iL  die  eine  die  B^:kerei.  die 
andere  den  Laden  betreibend.  Kin  einheitlicher  Onind  f»ir 
diese  venchieden^  Entwiekeiung  hkUx  %u:h  a^Aolat  nicht  fe^tt^ 
stellen.  wenig?t«i§  wiMer;  die  Geri'>**eriV;l*Aft^rj  «»^lUt  '-if/erj 
solchen  nicht  ai^zogeben :  d?e  Mim^i  erkUreri-  «*  *^i  rWt  eir- 
fiicber  und  UiehUfr  mit  BrotpryJiktiryn  ^tiZ'ihu.ie^i ,  wihr'rr.d 
die  Wallonen  da*  Oej?*r.te-Il  x^^u\A0:f*.  Kir.e  af.'iere.  ^'/^kt.v 
ebensow^tiiiaf  sc-^rhkiJt^e  Erklir--.'^  ^eit  4jkhl:,,  CJkU  f>^'  'i^:. 
niedri^n  L/ht-en  fa  Fla-vlerii  d'/n  zvfnt  i'*T  d'-:  V*rrrA«-jr'jf*jf 
de»  Bnytes  ab  ILMf<&a£.r3i4s:K::^t:et  z'^-Tp,  w«ryd'-r-  ^  \U.  it%.ur^A 
bei  der  «t^J*«»«.  Ka.:Äii£»*i:  >.  -j^r::  ;.v:--.*tr.*i-'er.  Kf*rl*et» 
de»    Wai>'.t-**r»f.«^    'i-*^*^    A.-fxvve    •'<:it    v;    ^.r.:j'i^A      ♦•- 
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Produktion  nickt  übendl  versackt,  anf  die  Ermäfsigung  der 
Preise  kinrawirken.  sondern  kat  vielmekr  oft  die  üblichen 
Preise  beibduJten  und  eine  grölsone  Dividende  ausgezahlt 
Endlich  finden  sick  im  Kokl^ibecken  des  Borinage,  einem  in- 
dustriellen Bezirk  mit  tknlicken  Arbeitsveriiältnissen  wie  in  der 
Lütticker  Gegend,  kaupt&icklick  Genosaensckaftsbäckereien. 
Xtker  liegt  die  Erklärung,  dals  eine  Genossensckaftsbäckerei, 
die  ja  jetzt  fast  immer  die  neueren  Bickereimaschinen  ein- 
fuhrt, sich  nur  da  einbürgern  kann,  wo  die  Konsumenten  sich 
nicht  dagegen  wehren,  d.  h.  dafs  sie  blofs  da  existieren  kann, 
wo  die  Bevölkerung  reif  genug  ist.  um  einzusehen,  dafs  sie 
nichts  verliert,  wenn  sie  anftiGrt.  zu  Hause  das  Brot  zu 
backen,  und  statt  dessen  dassdbe  aus  der  Bäckerei  bezieht. 
Denn  thatsächlich  sträubt  man  sich  noch  an  vielen  Orten, 
dieses  Brot  zu  essen,  indem  man  behauptet,  es  sei  nicht 
billiger  und  schmecke  schlechter.  Im  wallonischen  Gebiet, 
wo  die  socialistische  Propaganda  aufs  platte  Land  gedrungen 
ist,  und  die  Genossenschaftsmitglieder  sich  auf  eine  gröfsere 
Fläche  verteilen,  fiült  es  den  Landbewohnern  besonders  schwer, 
von  der  Hausproduktion  zu  lassen:  sie  ziehen  es  vor,  Mehl 
von  der  Genossenschaft  zu  kaufen  und  in  ihren  eigenen  Öfen 
Brot  zu  backen.  Diese  Erklärung  ist  aber  durchaus  nicht 
allgemeingültig,  denn  wir  trafen  in  einigen  G^enden  r^el- 
mäfsige  Abnehmer  stadtischer  Genossenschaften,  die  weit 
aufserhalb  des  natürlichen  Bezirkes  derselben  wohnten  (z.  B. 
i>oigniesK  wie  sich  auch  Bilckereien  mit  mechanischen  Knet- 
maschinen in  der  ländlichen  Gegend  von  Philippeville  und 
anderen  Orten  fanden.  —  Viel  mehr  Wahrscheinlichkeit  dürfte 
folgende  Elrkläning  für  sieh  haben.  In  den  beiden  Flandern 
und  in  Brabant  sind  die  Genossenschaften  meist  in  gröfseren 
Städten,  wo  Warenhäuser  existieren,  die  es  der  Genossen- 
schaft unmöglich  machen,  besondere  Vorteile  durch  Ein- 
kauf im  grofsen  zu  gewähren.  Während  der  «Vooruit* 
dazu  gekommen  ist.  seinen  Mitgliedern  9  cenu  pro  Brot 
im  Werte  von  *W  cent.  zurückzugeben,  und  ,dic  Maison 
du  Peuple*  die  Brotpreise  in  Brüssel  von  :%  auf  25  cent 
ermäfsigte,  gewähren  diese  beiden  stärksten  Genossenschaften 
ihren  Mitgliedern  bei  Einkäufen  in  anderen  Abteilungen  nur 
einen  Gewinn  von  5  —  6  *'  o.  Viele  Bäckereien  der  Gegend 
zweifeln  sogar  an  dem  Nutzen  der  Errichtung  anderer  Verkaufe- 
abteilungen, indem  sie  direkt  auf  diese  berühmten  Genossen- 
achaften  hinweisen.  Ganz  anders  ist  der  Nutzen  beim  Ein- 
kauf im  grofsen  in  den  unbedeutenden  Orten  z.  B.  der  Lüt- 
ticher  G^end.  Bei  Beibehaltung  der  laufenden  Preise  ver- 
teilen die  dortigen  Genossenschaften  12. 15^  o  und  mehr  sogar, 
was  keine  geringe  Elrsparnis  ausmacht.  —  Dennoch  mufs  zu- 
g^eben  werden,  dafs  neben  diesen  allgemeinen  Gründen 
apecielle  viel  wichtiger  sind.  —  Das  Beispiel  des  «Vooruit* 
war  mafegebend  für  die  nächste  Umgebung:  die  mindere  Be- 
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deutung  der  Lütticher  GenosÄenschaft  „la  Populaire''  war 
weniger  im  stände,  zur  Nachahmueg  anzuregen»  Wenn  eine 
Genossenschaftsbückerei  entsteht,  die  an  weitere  Kreise  ver- 
kauft, dann  begnügt  sich  eine  andere,  welche  in  der  Nähe 
gegrilndet  wird,  damit «  Brot  von  der  ersten  zu  beziehen  und 
blofs  Läden  zn  eröffnen.  Mitunter  bleibt  ejs  auch  nicht  ohne 
Wirkung,  wenn  ein  Bäcker  aU  Mitglied  des  Genossenschafts- 
komitees  —  ftlr  Läden  ^  ein  Kleinhändler  —  für  Bäckereien 
plädiert* 

Eine  andere  Frage  ist,  inwieweit  die  Genosaenschaften 
von  grofsen  Städten  angezogen  werden.  Mao  ist  oft  geneigt 
XU  glauben,  dafs  die  Entwiekelnng  ein^r  Genossenschaft  von 
der  Gröfse  der  Bevölkerung  des  Ortes,  wo  sie  sich  befindet, 
abhängig  ist,  ein  Zusammenhang,  der  in  Wirklichkeit  nicht 
besteht.  Erstens  giebt  es  Genossenschaften,  die  weit  aufser- 
balb  ihrer  näheren  Umgebung  ihre  Fabrikate  absetzen.  Die 
Brote  de»  „Progr^"  von  Jolimont  oder  der  ., Concorde**  von 
Rottx  werden  z.  B,  einige  Meilen  weit  transportiert;  grofse, 
mit  Äwei  Pferden  bespannte  Wagen  fahren  morgens  täglich 
aus,  um  den  Kunden  ihr  Brot  ins  Haus  zu  bringen.  Aber 
auch  dort,  wo  die  Genossenschaften  nur  auf  lokalen  Konsum 
angewiesen  sind,  entspricht  ihre  Zahl  und  Bedeutung  oft  gar 
nicht  der  Ortagröfae,  So  sind  im  Kohlenbecken  von  Mons 
faat  in  allen  Gemeinden  Genossenschaftsbäckereien,  die  Stadt 
selbst  aber  —  Mons  ist  die  Haupt'itadt  des  Hennegau  — 
blitzt  keine  solche,  ja  die  Bäckerei,  die  dort  eingerichtet 
wurde,  raufste  bald  in  einen  Vorort  —  Cuesmes  —  verlegt 
werden.  Noch  merkwürdiger  ist  die  Konzentration  vieler  Ge- 
nossenschaften an  ein  und  demselben  Orte.  So  hat  die  Stadt 
Seraing,  welche  gegen  40000  Einwohner  zählt,  8  Genossen- 
schaften^ von  denen  mehrere  derselben  politischen  Richtung  an- 
gehören, während  die  so  nah  daran  gelegene  Stadt  Lüttich  mit 
200000  Einwohnern  eine  solche  Zahl  nicht  aufweist.  Natür- 
lich verlieren  die  einzelnen  Genossenschaften  an  Bedeutung, 
wenn  ihre  Zahl  im  Urte  zunimmt,  und  in  dieser  Hinsicht 
lassen  sich  zwei  verschiedene  Entwickelungsformen  feststellen; 
entweder  löst  sich  von  einer  Genosaenschaft  ein  Teil  der  Mitglieder 
hw,  uro  eine  selbständige  zu  gründen,  oder  kleinere  Genossen- 
n  werden  von  einer  gröfseren  aufgenommen«  Beispiele 
len  wir  in  Antwerpen,  wo  eine  Trennung  der  Genossenschaft 
,cle  Werker**  stattfand,  in  Lüttich,  wo  eine  früher  selb- 
ndige  Genossenschaft  jetzt  als  Filiale  der  „Populaire*  existiert, 
in  vielen  anderen  Orten.  Dabei  spielen  aufser  pei^iinlichen 
Oliven  auch  politische  eine  Rolle,  wie  z.  B.  in  Seraing  neben 
einer  sociatistischen  Genossenschaft  eine  andere,  ebenfalls  soeia- 
listuche  entstand,  deren  Mitglieder  die  erste  politisch  nicht 
tliilig  genug  fanden.  Die  kleinen  Genossenschaften  geben 
aelbsl  zu,   dala  es  wünschenswert  sei^  sich  su  vereinigen  und 
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eine  starke  Genossenschaft  zu  gründen,  da  sie  sich  sonst  gegen- 
seitig Konkurrenz  machen ;  aber  es  will  eben  keine  ihre  Auto- 
nomie aufgeben,  und  so  bleibt  es  bei  der  viel  weniger  vorteil- 
haften Selbständigkeit.  Diese  letztere  scheint  eine  solche 
Anziehungskraft  auszuüben,  dafs  selbst  in  den  Vororten  grofser 
Städte  mit  bedeutenden  Genossenschaften  einige  kleine  exi- 
stieren, z.  B.  in  Gent  neben  dem  „Vooruit"  noch  zwei,  in 
Lüttich  neben  der  „Populaire"  ebenfalls  zwei.  — 

Was  die  Kundschaft  der  Genossenschaften  anbetrifft,  so 
besteht  sie  aus  Mitgliedern  und  Nichtmitgliedem ,  da  das 
belgische  Genossenschaftsgesetz  kein  Verbot  des  Verkaufs  an 
Nichtmitglieder  kennte  Doch  ist  die  Zahl  der  Nichtmitglieder- 
Konsumenten  eine  höchst  unbedeutende,  denn  die  Bedingungen 
der  Aufnahme  sind  so  einfach,  dafs  diese  jedem  zugänglich  ist, 
und  andererseits  gewähren  die  Genossenschaften  den  Nicht- 
mitgliedem so  gut  wie  gar  keine  Vorzüge.  Der  gröfste  Teil 
verkauft  ihnen  zu  ortsüblichen  Preisen  und  gewährt  keine 
Rückgewähr.  Einige  versuchen  es  jedoch,  durch  vorteilhafte 
Bedingungen  die  Kundschaft  von  Nichtmitgliedem  anzulocken. 
So  gewährt  die  Bäckerei  von  Soignies,  „la  Concorde",  den 
Nichtmitgliedem  die  Hälfte  des  Mitgliederrabattes,  und  auch 
die  „Populaire"  in  Lüttich  verkauft  an  Nichtgenossenschafter 
mit  Rabatt,  während  der  „Werker"  in  Antwerpen  sogar  zu 
gleichen  Bedingungen  an  Fremde  wie  an  Mitglieder  Waren 
abgiebt.  Die  meisten  Genossenschaften  thun  dies  aber  nicht 
und  zählen  unter  ihren  Kunden  Nichtmitglieder  nur  so  weit, 
als  diese  officiell  einer  socialistischen  Institution  nicht  beitreten 
wollen  und  mit  periodischen  Einkäufen  sich  begnügen.  Jeden- 
falls kann  dieser  Verkauf  nur  dort  Bedeutung  haben,  wo  die 
Genossenschaft  im  Besitz  grofser  Verkaufsläden  ist,  die,  wie 
jeder  Grofsbazar,  das  Publikum  anziehen;  mit  diesem  Hülfs- 
mittel  hat  z.  B.  die  „Maison  du  Peuple"  im  letzten  Semester 
^'6  des  Erlöses  der  Kleider-  und  Wäscheabteilung  durch  Ver- 
kauf an  Nichtmitglieder  erzielt.  —  Ein  anderer  Anreiz  besteht 
bei  Waren,  deren  genossenschaftliche  Verkaufspreise  sich  stark 
von  denen  der  privaten  Unternehmungen  unterscheiden,  wie 
das  bei  den  Arzneien  der  Fall  ist.  Beispielsweise  ist  der 
Gewinn  der  Apotheke  des  „Werker**  in  Antwerpen,  der  im 
letzten  Semester  gegen  4^2  Tausend  fr.  betrug,  nur  durch 
den  Verkauf  an  Nichtmitglieder  erzielt,  da  die  Mitglieder  die 
Medikamente  unentgeltlich  erhalten.  — 

Wenn  wir  die  Genossenschaften  der  Konsumenten  in  ihrer 
Beziehung  zur  Fabrikation  betrachten  und  zuerst  diejenigen 
ansehen,  die  die  verkauften  Produkte  selbst  fabrizieren,  so 
kommen    unzweifelhaft    die    genossenschaftlichen    Bäckereien 


*  Nur   die  Beamten  -  Konsumvereine   sind    laut   ministerieller  Ver- 
ordnung hiervon  ausgeschlossen. 


zuerst  in  Betracht:  sie  sind  es,  die  die  ganze  Bewegung  ein- 
geleitet und  die  sich  am  meisten  entwickelt  haben.  So  sind 
sttmtltehe  berühmten  Genossendchat'ten  aller  Gegenden  Belgiens 
in  erster  Linie  Bäckereien  i  nur  sie  rechnen  ihre  MitgUeder- 
zahl  nach  Tausenden  und  die  Jahresumsätze  nach  Millionen. 
Zwei  Ursachen  sind  fUr  die-se  Ent Wickelung  ausschlaggebend 
gewesen.  Erstens  ist  Brot  das  geeignetste  Produkt  für  einen 
genossenschaftlichen  Beti-ieb^  da  hier  der  Durchschnittskonsum 
für  jedes  Mitglied  feststeht  und  die  eintormige  Produktion 
daxu  beiträgt,  einen  gewonnenen  Kunden  nicht  leicht  wieder 
zu  verlieren.  Man  kann  beobachten,  dafs  in  Genossenschaften 
mit  verschiedenen  Zweigen,  Mitglieder,  welche  so  gut  wie  gar 
keine  sonstigen  Waren  in  den  Genossenschaftsläden  einkaufen, 
doch  ständige  Brotabnehmer  sind.  Die  zweite  Ursache  ist 
eine  technische.  Kä  waren  die  genossenschaftlichen  Bäckereien, 
welche  asuerst  die  modernen  Bäckereimaschinen  in  Belgien 
einführten.  Die  Borbecköfen  und  mechanischen  Knetmaschinen 
waren  unbekannt,  solange  der  „Vooruit"  in  Gent,  oder  die 
«M&isoD  du  Peuple"  sie  nicht  zu  benutzen  angefangen  hatten* 
Die  Konsumenten  sträubten  sich  anfangs ^  behaupteten,  die 
Qualität  solchen  Brotes  sei  schlechter.  Jetzt  ist  man  schon 
daran  gewöhnt^  und  die  grofsen  Aktien bäckereien,  sowie 
private  Bäcker  haben  dieselbe  Produktionsart  eingeführt.  Im 
Anfang  brauchten  die  Genossenschaften  keine  Konkurrenz  zu 
fürchten,  allmählig  wuchs  diese,  jetzt  sind  sie  stark  genug, 
eine  solche  aufzunehmen.  —  Die  Vorteile  des  Grofsbetriebs 
und  der  verbilligten  Produktionsweise  gal>en  den  genossen- 
schaftlichen Bäckereien  die  Möglichkeit^  den  Brotpreis  niedriger 
i  KU  setzen  oder  bei  Beibehaltung  des  ortsüblichen  Preises 
grofse  Dividenden  zu  verteilen.  Dadurch  wurden  immer  neue 
[  Xlitglieder  angezogen,  und  so  kam  die  rasche  und  starke  Ent- 
wickelung  zustande. 

Die  bedeutendsten  Bäckereien  sind  heute; 
Maison  du  Peuplc,  Brüssel;  Produktion  1899  10  022  318  kg 

Vooruit,  Gent   .....  *  1898  gegen  6  000  ODO  - 

[Progr^s,  Jolimont 
Werker,  Antwerpen 
Concorde,  Roux     . 
Populaire,  Lüttich 
SocieüJ  coopörative,  Jemappes 

Fa8t  alle  haben  modernen  maschinellen  Betrieb,  von  den 
hier  angeführten  macht  nur  die  „Populaire**  eine  Ausnahme. 
Die  Knetmaschinen  sind  bei  der  grofsen  Produktion  sehr  ver- 
breitet und  existieren  auch  oft  dort,  wo  die  Borbeeköfen  noch 
nicht  eingeftihrt  sind. 

Es  ist  einleuchtend,  dals  bei  einer  so  bedeutenden  Brot- 
broduktion  genossenschaftliche  Mühlen  von  der  gröfsten  Be- 
deutung wären;   wir   finden   solche  sogar  in  England,  wo  die 
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BÄckereien  lange  nicht  so  verbreitet  sind.  In  Belgien  sind 
sie  bis  jetzt  nur  geplant,  kaum  eingefulirt  Eine  genossen- 
schattliche  Mühle,  von  der  alle  Bäckereien  ihr  Mehl  beziehen 
könnten»  gehörte  auch  in  die  Pläne  des  Verband ejs  und  wird 
vielleicht  mit  der  Zeit  noch  errichtet  werden.  Bis  jetzt  konnte 
der  mangelhaften  Verbandsorganisation  wegen  an  keine  der- 
artigen, den  gemeinsamen  Interessen  der  Geno*«senfichaften 
<lieiiende  Unternehm ungeo  gedacht  werden.  Für  jede  einzelne 
Bäckerei  eine  besondere  Mühle  einzurichten,  ist  anvorteilhatt; 
es  giebt  eine  einzige  genossenschaftliche  Bäckerei,  die  eine 
solche  besitzt,  die  „Maiaon  du  Peuple**  in  Verviers^,  deren 
Produktion  so  kostspielig  ist,  dafs  aufserhalb  gekauftes  Mehl 
billiger  zu  stehen  kommt»  und  nur  -^  a  des  Bedarfs  von  der 
eigenen  Mühle  geliefert  werden. 

Was  die  anderen  Produktionszweige  anbetrifl't,  so  sind 
sie  zwar  recht  verschieden,  aber  im  grofsen  und  ganzen  doch 
unbedeutend.  Die  Genossenschaften ,  welche  Kleider  kon- 
fektionieren,  begnügen  sich,  dieselben  in  ihren  Ateliers  zusu* 
schneiden,  und  überlassen  die  Konfektion  den  Heimarbeitern, 
Fast  alle  grofseren  Genossenschaften  besitzen  solche  Ateliers, 
einige  fabrizieren  auch  Schuhwerk.  Es  ist  aber  ein  einfacher 
handwerksmäfsiger  Betrieb,  der  oft  der  Genossenschaft  viel 
einbringt  aber  sonst  so  gut  wie  keine  Bedeutung  hat  Der 
„Prol^taire**  in  Löwen  ist  im  Besitz  einer  Cigarrenfabrik,  die 
gelegentlich  eines  Streiks  entstand  und  die  jetzt  ca.  12  Arbeiter 
beschäftigt,  welche  auf  Rechnung  der  Genossenschaft  arbeiten ; 
auch  andere  Genossenschaften  kaufen  hier  ihre  Cigarren  ein. 
Die  Oenossensi'haft  io  Vorvicrs  stellt  besondere  Kuchen  her  — 
pains  d'epices  — ,  welche  sie  ebenfalls  an  andere  Konsum- 
vereine liefert.  Gewöhnlich  aber  bleibt  die  I^roduktion  eine 
Eigenproduktion,  und  dort^  wo  sie  darüber  hinausgeht,  ist  ihr 
Umfang  nicht  grofs, 

Die  Bierbrauereien  sind  erst  seit  kurzer  Zeit  im  Gang 
und  zwar  nur  im  wallonischen  Gebiet,  wUlirend  es  im  Norden 
bis  jetzt  noch  keine  giebt;  entw^eder  schliefsen  sie  sich  einer 
schon  existierenden  Genossenschaft  an  oder  werden  selb- 
ständig gegründet-.  Unter  den  socialistischen  ist  aul^er  der 
Brauerei  des  „Progr^s"  (s,  unten)  noch  die  selbstHndige  Ge- 
nossenschaft „Le  Travail""  in  Charlcroi  zu  nennen.  Anfangs 
entsprach  diese  Brauerei  nicht  ganz  den  Prinzipien  eines 
Konsum  vereine,  da  die  Gewinne  nicht  pro  Rata  des  Konsums, 
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registrierten  genossen- 
B.  die  Mühle 


'  Die  vim  der  offiziellen  Statistik   jährlich 
Bchaftlic'hen  lUiitileD  sind  meist  Aktiengo^eU^chafteij,  wie  2 
in  Clavier. 

*  Seit  1890  »iiid  gegen  15  Brauereien  registriert  worden,  von  denen 
nur    die   Foiin    df*r   Gi*noÄ8eiischaft    auffenommeu 
and**re  Genossenschaften   von  ProduzentcMi  sind.     Viel« 
mehr. 


aber   einige 


^enommeu    haben,  ^m 
le  eiistieren  nictit^H 
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sonderD  nach  der  Gröfse  der  Anteile  verteilt  wurden.  Jetxt 
fttod  die  Statuten  verändert:  die  KooBumenten  erhalten 
40  Prozent  der  Gewinne,  während  der  übrige  Teil  für 
•Schuldentilgung,  Unterstützung  der  Hülfskaasen  und  Gewinn- 
beteiligung verwendet  wird.  Nachdem  die  ersten  Jahre  einen 
Verlust  aufwiesen,  sehlofs  die  Bilanz  von  1899  mit  einem 
Oewinn  von  über  7000  frcs.,  bei  einer  Produktion  von 
9669  Hektoliter 

Was  die  Verkaufsorganisation  und  die  Dividenden- 
Verteilung  anbetrifft,  so  ist  folgendes  hervorzuheben.  Der 
grOfste  Teil  der  Genossenschaften  gewährt  keinen  Kredit;  die 
Mitglieder  kaufen  Bons  ein,  die  zu  Einkaufen  in  der  Ge- 
nossenschaft berechtigen,  oder  zahlen  in  liar.  Da  die  Waren 
erheblich  über  dem  Selbstkostenpreis  verkauft  werden^  und 
die  Dividende  erst  nach  Semesterschkifs  an  die  Konsumenten 
ausgezahlt  wird,  so  befindet  sieh  die  Genossensctmft  immer 
im  GenuCs  einer  Summe,  die  ihr  gewissermafsen  von  den  Kon- 
sumenten kreditiert  ist.  —  In  kleineren  Orten  mufste  der 
Kredit  beibehalten  werden,  und  es  wird  dann  in  der  Kegel 
alle  zwei  Wochen,  —  gewöhnliche  Frist  für  Auszahlung  der 
Löhne  —  abgerechnet.  In  diesen  GenossenschatVn  sind  die 
Eintrittsgelder  viel  grOfser  und  dienen  gleichzeitig  tih  Kaution. 
Während  die  Konsumbäckereien  gewöhnlich  die  Eintritta- 
^  summe  auf  einige  Franks  festsetzen  (l  fr.  im  „Vooruit", 
2  im  r,Progr^s**  von  Jolimont,  10  in  der  „Maison  du  Pouple^), 
Jliaben  die  kleinen  Verkaufsläden,  wo  Kredit  gewührt  wird^ 
[diese  Summen  auf  50 — 60  fr.  erhöht. 

Die  Kückgewähr   wird   gewöhnlich    nach    Semeste rsc hl ufs 
[ausgezahlt,    und    die  Waren   zu  ortsübliciien  Preisen  verkauft. 
,  Die  Dividende  wird  gewöhnlieh  beim  Brot  auf  einige  Centimes 
[pro  Brot  festgesetzt,    bei  anderen  Waren  wird  ein  bestimmter 
I Procentsatz  tixiert.    Es  werden  die  verschiedensten  Dividenden 
^pro  Brot  ausgezahlt;  der  ^Vooruit"  verkauft  1  Kilo  a  30  cent 
[und  erstattet  9  zurück,    die  ^Maison  du  Feunle""    *^  cent  pro 
[Brot,    welcliea  ä  25  verkauft  wird;    „De   Werker**   8  cent*  pro 
L80,    die    Bäckerei    in    Löwen    8    pro  28,     die  „Concorde"   in 
jRrtux  2  pro  45    (2  kg)    und    die    ^Populaire"    in  LtUtich,    die 
lnoch   bei  der  alten  Produktionsweise  geblieben  ist,    kann  nur 
1  oeot,  pro  Brot  zurtiekerstatten.    Einige  Genossenschaften  haben 
auch  für  die  Brotdividende  einen    l*estimmten  Procentsatz ^   so 
s.  B.  5  Prozent  in  der  „Emulation  proletarienne'*  von  Seraing. 
Eine    strittige  Frage    ist,    wie    die    Dividende    ausgezahlt 
[Werden  mufs.     Alle  Genossenschaften»  die  mehrere  Arten  von 
Tsrluiufsgegenständen,    aufser  Brot,    besitzen,    zahlen    nicht  in 
Imr,    sondern    nur    in    Bun^,    wodurch    die   Konsumenten   ge- 
zwungen werden,  weitere  EinkHufe  zu  macheu;  in  einigen  Ge- 
noisenschaften  wird   sogar  festgesetzt,    was  mit  der  Dividende 
gekauft  werden  mufs.     Dieses  System  hat  zu  vielen  Angriffen 

3* 


36  XVIII  3. 

Anlals  gegeben.  Dr.  Crüger  meint,  man  gönne  wohl  in 
Belgien  dem  Arbeiter  keine  Barerspamisse  *,  und  Pyfferoen 
fordert  gesetzliches  Verbot  des  Systems  und  zieht  sogar  eine 
Parallele  zwischen  ihm  und  dem  Trucksystem  ^.  Es  ist  kaum 
möglich,  diesen  Vorwürfen  beizupflichten.  Die  Neigung  zum 
Sparen  wird  hier  keineswegs  gehemmt,  sondern  eher  gefördert 
l!^  giebt  immer  eine  Reihe  recht  primärer  Bedürfnisse,  welche 
bei  der  Arbeiterklasse  unbefriedigt  bleiben,  und  schon  deshalb 
ist  kaum  anzunehmen,  dafs  das  in  Empfang  genommene  Bar- 
geld auf  die  Sparkasse  getragen  würde,  um  so  mehr  als 
aie  verschiedenen  Hülfskassen,  die  sich  immer  mehr  an  die 
socialistischen  Genossenschaften  angliedern ,  ftir  die  Zukunft 
ihrer  Mitglieder  sorgen.  Dazu  kommt  noch,  dafs  Bargeld 
von  den  Arbeitern  sehr  oft  für  Alkoholgenufs  ausgegeben 
wird,  und  das  Bonssystem  solche  Ausgaben  eventuell  ver- 
hüten kann.  Was  gar  den  Vergleich  mit  dem  Trucksystem 
anbetrifft,  so  zeigt  er  eine  vollständige  Verkennung  des  Prin- 
zips. Die  von  der  Genossenschaft  erzielten  Gewinne  kommen 
ja  den  Mitgliedern  selbst  zu  gute;  wer  anders  als  sie  ist  an 
der  Elntwickelung  der  Genossenschaft  interessiert?  Wenn 
selbst  die  Gewinne  zum  Teil  ftlr  politische  Zwecke  ausgegeben 
werden,  so  ist  auch  dies  —  vom  Standpunkt  des  beteiligten 
sucialistischen  Genossenschafters  —  in  seinem  Interesse.  Also^ 
wenn  von  einer  Ausbeutung  gesprochen  werden  kann,  so  ist 
es  eine  Ausbeutung  seiner  selbst,  und  das  kann  man  doch 
nioht  wehren.  So  können  wir  im  Prinzip  gegen  dieses  System 
nichts  einwenden,  wir  möchten  aber  bemerken,  dals  ein  solcher 
Zwang  der  Genossenschaft  gewisse  Verpflichtungen  auferlegt 
IW  System  ist  soweit  praktisch,  als  es  zu  einer  nützlichen 
Aus^jabe  zwingt,  welclie  vielleicht  anders  ausfallen  würde.  Der 
Käufer  kann  aber  keineswegs  dadurch  benachteiligt  werden, 
wa*  nur  der  Fall  sein  könnte,  wenn  die  Waren  nicht  die  gute 
Uualilat  biwiitzen,  die  vielleicht  in  Privatläden  zu  finden  ist. 
h^  iüi  aber  a  priori  anzunehmen,  dafs  die  Interessen  der 
V,%V<iu4nuhoit  t\lr  gute  Bedienung  viel  mehr  Garantie  bieten  ab 
tSi\aUuuu\>*sen»  und  dafs  bei  guter  Leitung  alle  Konsumenten 
xnusliKt  wcixlen  können.  Man  hört  ja  oft  klagen,  man  kaufe 
\oi  uuih^fWr  in  IVivatläden,  oder  eine  Bestellung  werde  besser 
wuiv««^>^\^  AUttget^Ührt;  als  Leiter  ihrer  eigenen  Unternehmung 
Voua*;u  vli^  Konsumenten  es  immer  dahin  bringen,  dafs  hierin 
V^svi^vJ    ciUii'itt«    was   auch    thatsächlich    meist  zu  geschehen 


jtHv  ^MM(^l^H  strittige  Frage,  ob  die  Konsumvereine  zu  orts- 
i44i<;öv;u  v4w  S^^U^nkiKstenpreisen  verkaufen  sollen,  ist  für  die 

lA-  SV«ä^\k  ^^^  Krworbs-  und  WirtschaftHeeiiossenschaften. 
,^vsiV.   ™>tTCVK*t*u»    Lo8   coop^rateurs    en   Belpque.     R^forme 
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belgischen  Genossenschaften  im  ersteren  Sinne  entschieden; 
fast  alle  haben  die  ortsüblichen  Preise  beibehalten  und  ver- 
teilen den  Gewinn  am  Semester-  oder  Jabresschliirs.  Die  Vor- 
züge dieses  Systems  sind  fast  allgemein  anerkannt.  Man  hat 
auch  immer  geglaubt,  dafs  dieses  System,  welches  die  Preise 
nicht  herabdriickt ,  dem  Detailhandel  weniger  schädlich  sei, 
eine  Annahme,  die  vor  kurzem  aber  Widerspruch  bei  vielen 
Kleinhändlern  gefunden  hat,  die  im  System  der  Dividenden- 
verteilung die  gröfste  Schädigung  erblicken  wollen',  —  Nach 
diesen  Vorbemerkungen  gehen  wir  zur  Beschreibung  der  be- 
ileutendsten  Genossenschaften  über* 


Der  „Vooruit"^ 

Der  „Vuoruit"  ist  die  bekannteste,  und  man  kann  sagen, 
^^aeh  die  wichtigste  socialistische  Genossenschaft  Belgiens.    Es 
^Hnr  im  Jahre  1873,  als  eine  kleine  Zahl  Arbeiter  in  Gent  den 
^nÖedanken    fafste,    eine    GenossenschaftsbUckerei    zu   gründen. 
Etwa  30  Mann  legten  während  zehn  Wochen  alle  zwei  Wochen 
60  Cent,  zurück ,    so    dafs   im    Laufe   dieser  Zeit    ein    Kapital 
I      von  150  fn  zu  ihrer  Verfügung  stand,  mit  dem  die  Bäckerei 
I       ,de  vrije  Bakkei-s"  gegründet  wurde.    Aber  schon  bald  darauf 
trat     eine     Spaltung    ein,     hervorgerufen     durch     Meinungs- 
verschiedenheiten   der    socialistischen    und    nichtsocialistischen 
,      MilgUeder.     Der  socialistische  Teil  löste   sich  von  den  „Vrije 
i      Bfiluers''  ab  und  gründete  Ende  1880  den  ^Vooruit".    Gleich- 
H|Mttig  verliefsen  auch  andere  Mitglieder  die  zuerst  gegründete 
^^Benosaenachaft  und  gründeten  zwei  neue  Bäckereien,    so  dafs 
die   Spaltung    einige    neue   Genossenschaften    ins    Leben    rief. 
Um  dieaelbe  Zeit  fafste  der  AusschuXs  des  „Vooruit**  den  Ent- 
achlufsy  im  Mittelpunkt  der  Stadt  ein  altes  Fabrikgebäude  zu 
mieten    und   hier  eine  grofse   Bäckerei^    den   modernen    tech- 
nischen Anforderungen  entsprechend,  einzurichten.    So  wurden 
von  der  Genossenschaft  zum  erstenmal  Borbecköfen  und  mecha- 
nische Backtröge  hier  eingeführt,  und  das  bis  dahin  handwerk- 
mäCsig   betriebene  Bäckereigewerbe   tritt   damit   in   eine   neue 
Phaae  ein.    Seitdem  wachsen  auch  die  Erfolge  des  ^Vooruit**; 
1884  wird  eine  V^erkaufsstelle  für  Kleiderstoffe  ei-öffhet^    1885 
die  erste  Apotheke^  Filialen  für  Kolonialwaren^  Kohlenverkaut^ 
neue  Läden ,    V^ereinssäle  kommen  hinzu   und  bilden  die  jetzt 
ao     starke     wirtschaftliche     und    politiache    Organisation    des 


*  VefgL  Verhandlmigeti  der  letzten  Generalversammlung  des  Vereins 
'       lir  Socialpolitik. 

!  ■  Über  deo  ^Vooruit**   ist    ichon    recht   viel   geschrieben   worden. 

Wir  lisbeo  ihm  einen  ÜücUtigen  Be^^uch  abgestattet   und  crUtibeii  um- 

I       flomrlir  von   den    sehr   euten  Artikeln    de«    «Mof^e  Social**   G^bniach 

I      maubta  in  kSnnen,  ab  die^  überbaopt  wenig  zugänglich  sindL 

h 
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„Vooruif*,    —    ein    Vorbild    für     viele     späteren     GenoaÄen- 
Schäften  — . 

Laut  Art  1  der  Statuten  ist  der  ^Vooruit"  eine  Ver- 
efnigung^  welche  den  Zweck  Ijat,  „durch  das  Mittel  de 
Genossenschaft  die  materiellen  und  moralischen  Verhältnid« 
ihrer  Mitglieder  zu  bessern^.  Die  Bedingungen  für  die  Ai 
nähme  sind  höchst  einfach;  man  mufa  h  1  fr.  Eintritts^ 
und  25  Cent  für  ein  Mitgliederbuch  einzahlen  und  2, 
li^^tisehen  Priozipien  freundlich  gesinnt  sein.  Dieae  sehr  \i 
vom  Arbeiterstande  erfüllbaren  Forderungen  üben  in  Ver- 
bindung mit  den  vielseitigen  Vorteilen  eine  grofse  Anziehungs- 
kraft aus,  da  schliefslich  der  Beitritt  nichts  ri.skieren  läfst. 

Die  Basis  der  Genossenechaft   bildet  die  BrotproduktiondH 
wahrend    des    ersten    Semesters   1899  betragen  die  Einnahmei^^l 
1598000    fr.,    von    denen    797000,    also    gegen    50  «o,    auf 
den    Brotverkauf  kommen.     Jeder   eben,    der   Mitglied    wi 
fängt   damit   an,    sein   Brot  von   der   Genossenschaftsbäcken 
zu    beziehen,    während,    wie    wir    sehen     werden,    es    nie' 
ganz    so    mit    den    übrigen    Abteilungen    bestellt    ist.    —    Di 
verbesserten    Produktionsmittel    setzten    den    Helbstkostenprei 
des   Brotes   bedeutend    lierab,    und    die   Genossenschaft    bat 
dadurch    die    Möglichkeit    gehabt,    das    Brot    zu    viel    nied 
gereni    Preise   zu    verkaufen,    als   bis    dahin   üblich    war;    ai( 
zog    es    aber    vor,    das   Hochdaler   System    zu    befolgen,    u 
zu  ortsüblichem    Preis    das    Brot  zu    verkaufen    und   dadurcl 
die  Möglichkeit  zu  gewinnen,  gröfsere  Dividende  verteilen 
können.      So   wurde   der    Preis    von    30   Cent,    pro    Kilo    bei 
behalten,  trotzdem  dieses  Brot  auf  ungefähr  21  cent  zu  stehei 
kommt.      Jeder    Käufer    erhält    bei    Verteilung    der   Gewinn« 
9    cent.    pro  Brot  und   zwar  nicht  in  Geld,    sondern  in  Boni 
die  tXir  weitere  Einkäufe,  sei  es  in  der  Böckerei  selbst,  sei 
in   anderen   Abteilungen    des    „Vooruit",   gültig   sind.      Es    i 
interessant,  wie  diese  Bons  benutzt  werden«    Aus  der  Statistik 
der    Brotverkäufe    ist   zu    ersehen,    dafs   jede   Familie    durch 
öchuittlich  gegen  8Ü0  Brote  juhrlieh  konsumiert,  was  dem  all- 
gemeinen   Durchschnitt   des   Brotkonsuuis  entspricht,    so   dal 
anzunehmen    ist,    dafs    die   Mitglieder    all    ihr   Brot    von   d 
Genossenschaft   beziehen.    Anders   mit  den   übrigen  Artikel] 
Eine  Untersuchung  hat  gezeigt,  dafs  sogar  die  durch  die  Broi 
dividende   gemachten   Ersparnisse    nicht  immer   Einkäufen 
anderen  Abteilungen    dienen.     Die   Einen    brauchen    ihre  G©-' 
winne,    um    weitere    Broteinkäufe    zu    machen,    eine    andere 
gröfaere  Kategorie  begnügt  sich,  lediglich  die  Bons  in  anderen 
Abteilungen  zu  verwenden,    in  der  Genossenschaft  nur  soweit 
also  einzukaufen,    als   sie  dazu  gezwungen   ist,    und    nur   ein 
kleiner  Teil  —  *  u — ^ib  —  kauft   vom  „Vooruit"    alles,    wa« 
er  liefern  kann.    Es  ist  daher  notwendig,  einen  Blick  auf  die 


i 
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I  anderen  Läden  zu  werfen ,  um  zu  sehen ,    warum  sie  die  Mit* 
[gUedcfr  weniger  anziehen* 

Es  kommen   zuerst  die  sogenannten  ^magasins  d*aunage^ 

1  in  Betracht,  welche  nächst  der  ßrotabteilung  die  gröisten  Ein- 

I  nahmen    aufweisen    (letztes    Semester    245  484   fr.),    und    die 

'Kolonialwaren  (231606),    Eß  ist  leider  unbekannt,  wie  viel  der 

[Verkauf  an  Nichtmitglieder  ausmacht;    für  Kolonialwaren    ist 

[er  entschieden  kaum  in  Betracht  zu  ziehen,    denn    er  beträgt 

pro  Mitglied  im   Semester  nur  HO   fr.,   eine  Summe,  die  lange 

I  nicht    den  Gesamteinkauf  der  Betreffenden    an  Kolonialwaren 

I  bezeichnen  kann,  wenn  sie  auch  bedeutend  höher  ist,  als  der 

Betrag,    der    in    anderen    grofsen   Genossenschaften    auf   den 

Kopf  des  Mitgliedes  enttUUt.    Die  Beziehungen  der  Mitglieder 

I  »ur  Genossenschaft   sind    hier   relativ  stark ,    und   wenn   auch 

'noch    viele   Einkilufe    aufserhaJb   stattfinden ,    so   spielen    viele 

Beweggründe     dabei     eine     Rolle,     die     nicht     immer     wirt- 

[  tchaftlichen    Charakters  sind,    und    deren    schon    an    anderer 

'  Stelle   gedacht    worden    ist.     Oft    entspricht  die  Bestellung  — 

besonders  in  der  Konfektionsbranche  —  dem  Geschmack  nicht, 

und    es    gehört   eine   gewisse    fanatische  Anhänglichkeit   dazu, 

um  —  wie  ein  Arbeiter  sich  ausdrückte  —  „lieber  vor  Hunger 

[sterben,    als   ein    in   eioer    katholischen    Bäckerei   gebackenes 

Brot  zu   essen,"    eine  Anhänglichkeit,    die   doch    dem    Genter 

mehr  als  einem  anderen  eigen  ist.    Jedenfalls   ist  es  eine  Er- 

f»cheinung,  die  auch   den  englischen  Genossenschaften  bekannt 

[ist,  wie  noch  unlängst  die  „Cooperative  News"   schrieb  (3.  De- 

[zember  1898):    „wie    viele  von    uns  haben   es  nicht  versucht, 

von    Genossenschaften   angefertigte   Waren    zu    kaufen,    ohne 

f.  völlig  befriedigt  zu  sein." 

In   den    Produktionsateliers    der   Genossenschaft   hat   sicli 
in   letzter  Zeit    vieles   verändert.     Aufscr  der  Bäckerei  besitzt 
l»ie  eine  Werkstatt    flir   das  Zuschneiden  der  Kleider  und  der 
[Wäsche,    ebenfalls    werden    Schuhwaren    hergestellt      In    der 
[Kleider Werkstatt  wird  mehr  nach  Mafs   gearbeitet,    und    zwar 
[werden   die  Kleider    hier    blofs  zugeschnitten   und    von  Heim- 
*  Arbeitern  genäht.    Dasselbe  gilt  fiir  die  In  der  Genossenschaft 
existierende  Wäscheabteilung,     In  der  Schusterei    ist  ein  Teil 
der   Arbeiter      -   gegen  20   —    in    der    Werkstatt    selbst    be- 
[»chaftigt,  ebensoviel  sind  zu  Hause  tbätig*    Frilher  waren  die 
'Käherinnen ,   wie   aucli    die    Schuster ,    in    der   Genossenschaft 
selbst  angestellt;  diese  seit  Ende  1898  eingetretenen  Verände- 
rungen finden   in  der  Organisation  der  Arbeitsverhältnisse  ihre 
Erklärung,  auf  die  wir  noch  ausführlich  zu  sprechen  kommen, 
Folgende  Zahlen  veranschaulichen    die    Entwickclung  der 
Genossenschaft  * : 


'  Die  Bilanzen  von  1890  f**h!en  uns  leider. 
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Jakr^n^ 


Verkaufserlös    Verkauferlös  der    n^,^^ «„„•«« 

der  Bäckerei  anderen  Abteilung,  j^"'*^«*^^'^ 


Reingewinn 


isyo 

1S98 


fr.  fr.  fr.  fr. 

599420      1  762  553  96  968  66  6:^3 

1146  261      I  1052  600         ;        147  860  37  714 


Die  Tabelle  zeigt,  dafs  die  Einnahmen  der  Bäckerei  schneller 
wachsen  als  die  der   übrigen  Abteilungen.  —  Es   ist  noch  die 
Frage  zu  beantworten,  woher  die  Gewinne  kommen,  da  ja  auf 
alle  Waren  Rückgewähr  gegeben  wird.     Erstens  werden  Nicht- 
mitgiiedern  keine  Rabatte  gewährt,   und  dann   ergiebt  oft  der 
Unterschied  zwischen  dem  erzielten  Gewinn  und  der  verteilten 
Rückgewähr  eine  nicht  unerhebliche  Summe.     Die  „ristourne*', 
welche  den  Brotkonsumenten  zukommt,  ist  nämlich  auf  9  cent 
pro  Brot  fixiert,  und  die  Kosten  verändern  sich.    So  blieben  im 
verflossenen   Semester    der   Genossenschaft    nach   Abzug    der 
Rück^ewähr  vom    Brotverkauf  64095  fr.  —  Ebenso   werden 
auf   Kolonialwaren    und    Kleiderstoffe    den    Mitgliedern    6^o 
zurückgegeben,  während  der  Rest  des  Gewinnes  der  Genossen- 
schaft zu  gute  kommt.    Auf  einige  Waren,  wie  Steinkohlen  und 
Getränke,    wird    kein    Rabatt   gewährt.      Der   „Vooruit**,    als 
socialistische  Genossenschaft,   verbraucht  diese  Gewinne  nicht 
nur   im  persönlichen  Interesse   der  Mitglieder  selbst,    sondern 
vielmehr    aucJi   zum   Nutzen    der   socialistischen   Partei.      Die 
Auspiben   fUr   politische  Propaganda  sind   recht  schwer   fest- 
zustellen«  denn   obgleich    das   belgische  Genossenschaftsgesetz 
kein  Verlun  enthält,   Geld    für  politische  Zwecke  auszugeben, 
*v>  sorgt  man  doch  dafür,  dafs  die  hierfür  verwendeten  Summen 
nicht  XU  sehr  an  den  Tag  treten,  und  sie  werden  deshalb  ge- 
>«\>hulich   mit  anderen  Posten  zusammen  in  den  Bilanzen  auf- 
jetuhrt;    doch   genügt  es,    die   beständigen    Summen,   welche 
^Ahrx^nd  Strtnks  oder  lookout's  verausgabt  werden,  zu  registrieren, 
:iiu   AU  scheu,   wie   teuer  die  Beteiligung   an   der   politischen 
■>v^»imuuU  der  Genossenschaft  zu  stehen  kommt.     Aber  auch 
'^iit   .uc  Mit^UtHler  uersönlich  wird  seitens  des  „Vooruit"  vielerlei 
^«^wut.     Vom  metiico-i)harmaceutischen  Dienst  ist  an  anderer 
X!ti*ic  ^\v^»i\vheu  wonlen.     Aufserdem  bekommen  die  kranken 
>i|it^ktcavt   w^reud   eines   Semesters  6  Brote  wöchentlich  ge- 
>»4«M%,    ^o   m^b^s^u   allenlings   einen  Beitrag  von   5  cent.  pro 
VsK»w    uv'tctir   eutrichten,    so  dafs   diese  Lieferung  mehr  der 
*u«i4o<ttuuii^   citt^T  Krankenkasse  gleichkommt.     Beim  Tode 
>aw«jyktl^«tcu«M^  crhÄll  »eine  Familie  ein  Sterbegeld  von  10  fr., 
...1*  A'tf  >V«uc4i  dvr  Miljr^itHler  erhalten  nach  ihrer  Niederkunft 
.v^«^tiiUkK'it  viaui  ,,iiött^"  Bn>t  wenn  sie  ihre  Einkäufe  regel- 
i,Ja^  '.       U>i  v>uiioiw«f»schHft   gemacht  haben.  —    Schliefslich 
^,  >.u  lHt4     iüv  Poucjis^tt   l^r  alte  Mitglieder  eingeführt,   die 
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jeder  erhält,  der  20  Jahre  hindurcli  der  Genossenschaft  an- 
gehört und  während  dieser  Zeit  für  150  fr.  jährlich  in  den 
verschiedenen  Abteilungen  des  „Vooruit"  eingekauft  hat.  Die 
Zahlungen  beginnen  mit  dem  60.  Lebensjahre,  betragen  120  fr. 
jährlich  und  werden  in  Bons  entrichtet,  mit  denen  weitere 
Einkäufe  im  „Vooruit''  gemacht  werden  können;  bei  gröfseren 
Einkäufen  wächst  auch  die  Pension.  Die  Frau  kann  das  Recht 
«rben,  und  nach  dem  Tode  des  Mannes,  der  weniger  ab 
20  Jahre  Mitglied  gewesen,  kann  sie  bei  regelmäfsigen  Ein- 
käufen dieselben  Rechte  erlangen.  Ftir  die  zeitigen  Mitglieder, 
die  der  Qenossenschaft  seit  ihrer  Grilndung  angehören,  ist  die 
Pension  schon  in  Kraft  getreten,  obgleich  20  Jahre  noch  nicht 
verflossen  sind.  — 

Es  mufs  bemerkt  werden,  dafs  diese  Einrichtungen  in 
gleichem  Mafse  die  Interessen  der  Mitglieder  wie  die  der  Ge- 
nossenschaft selbst  im  Auge  haben,  denn  sie  bilden  für  die 
Mitglieder  ein  reines  Geschenk,  da  keine  besonderen  Beiträge 
gefordert  werden,  und  kosten  der  Genossenschaft  sehr  wenig^, 
▼ielleicht  gar  nichts.  Die  Genossen  erwerben  nur  bei  regel- 
mäbigen  Einkäufen  Anspruch  auf  eine  Pension,  und  das  be- 
•timmt  sie,  ihre  Bedürfnisse  im  „Vooruit**  zu  decken;  wie 
wichtig  das  f)ir  die  Genossenschaft  ist,  braucht  kaum  hervor- 

JAoben  zu  werden,  wenn  man  bedenkt,  dafs  einige  seiner 
bteilun^n  nicht  vorwärts  wollen.  Weiter  wird  die  Alters- 
rente nicht  in  bar,  sondern  in  Bons  entrichtet,  und  nur  für  die 
in  Armenhäusern  wohnenden  Greise  kommt  ein  Drittel  in  bar 
sar  Auszahlung,  Leistungen,  die  bei  den  grofsen  Umsätzen  {Ur 
die  Genossenschaft  kaum  fühlbar  sind.  —  So  versucht  der 
^Vooruit"  auf  jede  Weise,  die  Interessen  der  Arbeiterklasse 
und  der  Genossenschaft  zu  verbinden,  und  indem  er  aufser 
den  materiellen  Vorteilen  noch  andere  gewährt,  wie  Bibliotheken, 
Lesezimmer,  Vereinssäle  etc.,  fördert  er  in  gleicher  Weise  die 
ökonomische  und  geistige  Hebung  des  Arbeiterstandes. 

„Maison  du  Peuple",  Brüssel. 

Wer  jetzt  das  palastartige  Gebäude  der  gröfsten  belgischen 
Genossenschaft  betritt,  kann  kaum  glauben,  dafs  diese  anfangs 
keine  Möglichkeit  besals,  eine  eigene  Bäckerei  einzurichten, 
sondern  eine  solche  mieten  mufste.  Es  war  im  Anfang  der 
80er  Jahre,  als  die  wenigen  Socialisten  von  Brüssel  das  Bei- 
spiel des  „Vooruit"  nachzuahmen  versuchten  ^  Die  Arbeiter- 
bewegung war  noch  schwach,  die  wenigen  Gewerkschaften 
flbten  keinen  Einflufs  aus,  und  die  politischen  Vereine  zählten 
nur  wenig  Mitglieder.     So  war  das  Ziel  der  Genossenschaften 


*  Geschichtlicher    Überblick,    entnommen    von    ßertrand,    Les 
d^büts  de  ia  Maison  da  Peaple,  Ooop^rateurs  beiges,  avril  1899. 
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einerseits  zwar,  eine  Gruppierung  der  Arbeiter  durch  adindl 
realisierbare  Vorteile  zu  erreichen,  andererseits  aber  auch  hier 
die  Gewinne  zu  politischen  Zwecken  zu  benutzen.  Wöchent- 
liche Ersparnisse  von  25—50  cent  Ictt^te  man  in  der  künftigen 
Genossenschaft  an,  und  nach  einigen  Monaten  zählte  man  gegvn 
70  Mitglieder  und  war  im  Besitz  von  etwa  700  fr.;  damit 
wurde  angefangen.  Man  kaufte  einige  Säcke  Mehl,  einen 
Karren,  einige  Gerli tschaften  und  hatte  in  der  ersten  Woche 
gegen  650  Brote  gebacken.  Gewährter  Kredit  gab  die  M(Sg- 
lichkeit  fortzufahren,  und  man  zoj?  sogar  in  eine  grOlm 
Bäckerei  um  und  zählte  Ende  1885  gegen  400  Mitglieder. 
Auch  hier  war  man  zuerst  um  einen  Vereinssaal  besorgt,  der 
Ende  1886  gemietet  wurde,  und  die  uns  vorliegenden  Bihinzen 
zeigen  in  dem  ersten  Semester  1887  einen  Gewinn  von  einigen 
hundert  Franken  in  der  Rubrik  „Cafä*. 

Bald  darauf  kamen  Kolonialwaren  hinzu,  anTangs  nur 
Butter,  die  übrigen  relativ  später  (1892).  Ungefilhr  um  die- 
selbe Zeit  (1889—90)  fing  man  an,  Kleiderstoffe  und  KohleD 
zu  verkaufen,  so  dafs  schon  seit  1890  alle  Abteilungen  in 
Gange  sind,  die  jetzt  bestehen. 

Wenn  im  „Vooruit*'  die  Bäckerei  die  Basis  der  GenoeaeD- 
Schaft  bildet,  so  ist  sie  in  der  „Maison  du  Peuple'  von  nodi 
viel  gröfserer  Bedeutung.  Die  Hauptursache  davon  ist,  dab 
man  in  Brüssel  andere  Folgerungen  aus  den  Vorzügen  dei 
Grofsbetriebs  in  der  Bäckerei  gezogen  hat.  Es  ist  ja  klar, 
dafs  seit  der  Einführung  der  Borbeck  sehen  Öfen  derSelbct- 
kostenpreis  fallen  mufstc.  Man  hat  trotzdem  in  Gent  den 
tlblichen  Preis  beibehalten,  den  man  später  zwar  etwas  henb- 
setzte  (von  35  auf  30  cent.),  der  aber  dennoch  bedeutend 
über  dem  Selbstkostenpreis  (20 — 21  cent.)  blieb.  In  BrOaid 
stellte  man  sich  auf  einen  anderen  Standpunkt  und  setzte  den 
Preis  herab,  um  den  Mitgliedern  sofort  die  Vorteile  zu  zeigen. 
Hier  ist  billiges  Brot  das  Ideal.  Der  Druck,  den  die  grobe 
Genossenschaft  ausübte,  war  so  gewaltig,  dafs  auch  die  übrigen 
Bäckereien  den  Preis  herabsetzen  mufsten.  Es  ist  also  nicht 
richtig,  wenn  behauptet  wird — und  dies  ist  eine  geläufige  B^ 
hauptung — ,  dafs  die  „Maison  du  Peuple**  zum  Selbstkosten- 
reis verkauft,  im  Gegensatz  zu  anderen  G^nossenschafieii. 
ie  den  ortsüblichen  Preis  beibehalten.  Auch  in  Brüssd  wird 
zu  dem  Preise  verkauft,  zu  dem  auch  die  anderen  Bäckereien, 
genossenschaftliche  wie  private,  ihr  Brot  liefern;  ja,  uns  sind 
sogar  Fälle  bekannt,  wo  der  private  Brotpreis  durchschnittlidi 
niedriger   ist.     Doch   ist  die   Abweichung   vom   Selbstkosten- 

Sreis  eine  relativ  so  geringe,  dafs  schon  eine  Verteuerung  dei 
[ehis  die  Beibehaltung  des  Preises  unmöglich  machen  kann. 
Während  bei  hohen  Preisen  eine  solche  Verteuerung  die  an 
die  Mitglieder  verteilten  Gewinne  trifft,  ohne  den  Brotpreie  xq 
modifizieren,  folgen  hier  die  Brotpreise  allen  grölseren  Schwan- 
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kungen  der  Mehlprcise,  wie  man  z.  B.  im  Jahre  1897  den 
Preis  Ton  22  auf  25  cent.  erhöhen  mufste.  Diese  Schwan- 
kungen kommen  öfters  vor,  und  es  ist  schon  zu  den  ver- 
Bchiedensten  Preisen  verkauft  worden.  — 

Bei  der  Besprechung  dieses  Systems  muls  man  folgendes, 
beachten:  Die  Interessen  der  Kunden  werden  eigentlich  voU- 
Btändig  gleich  berücksichtigt  bei  teuerem  und  billigerem  Ver- 
kauf. I^  handelt  sich  blofs  darum,  ob  man  den  Vorteil  sofort 
geniefsen  will  oder  sich  geduldet.  Wie  uns  von  den  Leitern 
versichert  wurde,  verdanke  die  „Maison  du  Peuple"  gerade 
dem  Svstem  der  Preisherabsetzung  ihre  Entwickelung ,  denn 
die  Mitglieder  seien  durch  die  billigeren  Preise  gelockt 
worden.  Diese  Ansicht  hat  einiges  fUr  sich;  wir  sehen  z.  B.,. 
dais  im  Jahre  1893  die  Brotproduktion  erheblich  gesunken 
war,  weil,  wie  im  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  bemerkt  wird^ 
die  Konkurrenten  den  Brotpreis  niedriger  gesetzt  hatten,  und 
dafs  die  Produktion  wieder  stieg,  nachdem  von  der  Oeneral- 
Versammlung  der  Preis  auf  22  cent  fixiert  war.  Das  Un- 
bequeme bei  niedrigen  Preisen  scheint  uns  die  doppelte 
Schwankung  einmal  aes  Brotpreises  selbst  und  dann  der  Divi- 
dende zu  sein.  Die  letztere  wechselte  zwischen  9  cent.  im 
Anfang  und  0.5  cent.  in  der  Zeit  des  Steigens  der  Mehlpreise. 
Eb  scheint  auch,  dafs  die  kleineren,  zur  Verteilung  gelangenden 
Gewinne  weniger  zum  Einkauf  in  den  übrigen  Abteilungen 
beitragen.  Die  Frage  wird  viel  diskutiert,  und  wir  müssen 
gestehen,  trotz  öfterer  Unterredungen  mit  den  leitenden  Per- 
sönlichkeiten vom  Vorteil  des  Systems  nicht  überzeugt  zu  sein» 

Jetzt  besitzt  die  Oenossenschaft  zwei  Bäckereien,  in  denen 
Borbecköfen  installiert  sind.  Als  Beispiel  für  die  Dank  dieser 
Einfiihrung  gemachten  Ersparnisse  können  wir  anführen,  dafs 
in  einem  Ofen  der  ersten  Bäckerei  gegenwärtig  gegen  4000  Brote 
tilglich  gebacken  werden,  und  dafs  die  Kosten  für  Heizmaterial 
ca.  10  fr.  ausmachen,  während  früher  1800  Brote  mit  einem 
Aufwand  von  11  fr.  für  die  Heizung  gebacken  wurden;  man 
konnte  also  früher  für  1  fr.  Heizmaterial  164  Brote  backen^ 
jetzt  deren  aber  400.  Die  Gesamtproduktion  beträgt  gegen- 
wärtig gegen  200000  Brote  wöchentlich,  die  Einnahmen  der 
Bäckerei  bezifferten  sich  im  letzten  Halbjahr  (1899,  II)  auf 
1255323  fr.,  machen  bei  einem  gesamten  Verkaufserlös  von 
1970  000  also  ^egen  63 ^/o  aus,  und  das  jetzt,  nachdem  die 
Einnahmen  anderer  Abteilungen  im  neuen  Gebäude  sich  be- 
deutend erhöht  haben,  während  früher  dieser  Zweig  relativ 
noch  wichtiger  war.  Die  Gröfse  der  Produktion  ermöglicht 
die  vorteilhaftesten  Arbeitsbedingungen;  es  besteht  Tag-  und 
Nachtbetrieb,  der  mit  drei  Schichten  zu  je  acht  Stunden  ge- 
leistet wird. 

Die  Kolonialwarenläden  sind  jetzt  15  an  der  Zahl;  sie 
beziehen  alles  vom  Centralladen  und   erhalten  vom   letzteren 


für  diese  Einkäufe  einen  baren  Vorächufs,  so  dafa  Warenkredit 
Dirgends  statttindet.  Die  Preiöe  sind  den  der  Privatläden 
ziemlich  gleich,  nur  dafs  eine  Rückgewähr  von  ca.  5**ü  ver- 
teilt wird.  Auch  hier  wird  Brot  am  meisten  umgesetzt  und 
zwar  an  diejenigen,  die  aus  irgend  welchen  Gründen  vom 
Austräger  nicht  gekauft  haben.  In  vielen  Stiidten  der  Pro- 
vinzen, wo  genossenscliaftliche  Bäckereien  existieren,  und  wo 
man  dagegen  ist,  nebenher  den  Verkauf  von  Kolonial wai-en 
aufzunehmen,  weist  man  oft  auf  die  beiden  berühmten  Ge- 
noseeiiHchaften  hin,  die  mit  ihren  verschiedenen  Kolonial- 
artikelu  nur  relativ  kleine  Gewinne  erzielen.  Und  wirklich, 
im  Vergleich  zum  Brot  sind  die  Einnahmen  unbedeutend;  im 
letzten  Semester  beträgt  der  C^^ewinn  vom  Brotverkauf 
210613  fr. j  derjenige  der  Kolonialwarenabteilung  aber  nur 
den  zehnten  Teil  davon  —  21 540  fr.  Dennoch  sind  hier 
die  Einnahmen  und  Gewinne  rasch  gestiegen,  wenn  man  damit 
vergleicht,  dafs  im  ersten  Semester  1890  die  ersteren  9 150, 
die  letzteren  344  fr.  ausmachten.  Bedenkt  man,  dafs  im 
verflossenen  Semester  für  rund  197000  fr.  Butter  >  Mehl^ 
Kaffee,  Zucker,  Seife  u*  dgt.  verkauft  wurde,  also  für  weniger 
als  33000  monatlieh,  so  wird  ersiehtlicb,  dafs  nur  ein  kleiner 
Teil  der  Genossen  hier  seine  Bedürfnisse  deckt,  denn  da  die 
Genossenschaft  gegen  17000  Mitglieder  zählt,  ergiebt  der 
Gesamtbetrag  nicht  ganz  2  fr,  pro  Kopf,  ein  Betrag,  der 
natürlich  weit  hinter  dem  wirklichen  Verbrauch  der  Mitglieder 
an  Kolonialwaren  zurückbleibt 

üer  „Vooruit"  hat  nie  eine  Fleischerei  eröffnet.  Weder 
in  Belgien,  noeli  in  anderen  Ländern  ist  das  Unternehmen  je 
gelungen.  Prof  Gide  bat  dafiir  verschiedene  Gründe  an- 
geführt: nicht  alles  gekaufte  Fleisch  eignet  eich  zum  Ver- 
kauf; die  Arbeiterklasse  braucht  fast  immer  dieselben  Stticke, 
so  dafs  es  schwer  ist,  verschiedene  Preise  zu  erzielen;  dazu 
kommt,  dafs  das  Fleisch  nicbt  lange  konserviert  werden 
kann.  Doch  haben  einige  Genossenschaften  auch  Fleischereien, 
und  die  ^Maison  du  Peuple**  betreibt  seit  langer  Zeit  eine 
Kolche,  iHe  Gewinne  ainil  jedoch  sehr  gering,  und  oft  endet 
das  Se-mesier  mit  Verlust;  bei  100  —  15000U  fr.  Verkaufs- 
crl(>8  gewinnt  die  (lenossonschaft  kaum  1  ^  o.  Allmählich  wird 
dit»  Hückgewlthr  «Icshalb  verringert,  und  während  auf  alle 
übrigen  Kiukflufe  fi**©  verteilt  werden,  bekommen  die  Mit- 
glieiler  seit  diesem  Semester  beim  Einkauf  von  Fleischwaren 
nur  noch  '2^o  g«^K»*»  früher  ebenfalls  5"o,  die  nicht  weiter 
duiehzii führen  waitMi,  Man  legi  wenig  Gewicht  auf  diese 
beiden  Lüden »  i>»  i«t  un»»  nher  nicht  gelungen ,  eine  präcise 
Erklärung  «u  furliiilti>n«  warum  das  Unternehmen  so  wenig 
tioriert. 

E»  wnr  ein  wirkliolu»«  Ptmt  ftlr  die  gause  belgische 
Arbeiterpartei,    ein  Fi^t,  dem   ÄUch   viele  ausländische  Dele- 
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[gierte  betwohnteD,   als  das  neoe  Gebäude  der  Genosseoscluift 

[eröffnet    irurde*     Im   Denen   ^VolkstLaas*    worden   aaeh   neue 

r Läden    installiert,     and    i:war   haben   hauptsächlich   zwei   Ab* 

teilnngen  daron  wes^itlich  profitiert:  die  ,magaains  d'aunages^ 

and  daa  Caf4 

Wir  sahen  schon  beim  .Vooruit*^   da(ä  die   in  Bons  ver- 
teilte Rückgewähr  oft  dazu  dient,  von  neuem  Brot  einzukanien. 
Um    dieses   zu   verhüten  ^   ist  in   der  ,Maison  du  Peuple*  ein 
solcher   Bon   erst    nach   zwei   Monaten    für  Einkäufe    in    der 
I  Bäckerei   gültig;   wenn   man   ihn   sofort  verwerten  will,    mufs 
[man  andere  Abteilungen  dafär  aufsuchen.     Dies  ist  das   eine 
'  Hittelf  die  Mitglieder  der  Genossenschaft  auch  an  die  Benutzung 
der  anderen  Abteilungen  zu  gewöhnen,  ein  zweites,  wichtigeres 
ist    die    mögliebst   gute    Erfüllung    aller   Ansprüche.      In    den 
neuen  Räumen  hat  man  versucht,  dieses  zu  erreichen.     Schon 
durch  die  mit  recht  gro&em  Luxus  ausgestatteten  Räume  wird 
der  Kunde  herbeigezogen;  die  beiden  Stockwerke  mit  grofsen 
Schaufenstern    rufen    den    Eindruck    eines    modernen    Waren- 
\  hauses   hervor*     Man   greift   auch   zur   Reklame ,    und   anstatt 
»Kragen   „Carnot*    oder   „Gladstone"*    werden   ähnliche   Fa^ons 
unter  dem  Namen  bekannter  socialistischer Führer,  wie  ^Volders* 
oder   „de   Paepe**    ausges teilt.     Die   Einnahmen   sind    seit   der 
[Übersiedlung   ins  neue  Gebäude   ums  Doppelte   gestiegen;   sie 
[betrugen  pro  zweites  Semester  (Juli  bis  Dezember): 


Semesterieller 
Erlös 


DurchscliDitt 

pro  Tag 


Gewinn 


W 


1896  IL 

1897  n. 

1898  IL 

1899  IL 


70  7SS 

82  03:5 

74  932 

163.537 


:iS4 
446 
407 
889 


5Ö25 

12  583 


Vor  zehn  Jahren  machten  Umsatz  und  Gewinn  den  zehnten 
Teil  vom  heutigen  aus.  —  Es  ist  auch  interessant  zu  erfahren, 
einmal  wie  ^roi&  der  Verkauf  an  Nichtmitglieder  ist,  und  dann, 
welcher  Teil  der  Mitglieder  in  der  Genossenschaft  einkauft. 
Das  erste  läfst  sich  leicht  ermitteln :  es  wurden  im  letzten 
Semester  4935  fn  als  5**oige  RUckgevvähr  an  die  Mitglieder 
verteilt;  imi  diese  Summe  zu  erreichen,  murste  für  98700  fr. 
eingekauft  werden.  Der  Verkaut^erlös  macht  aber  163537  fr, 
aus,  folglich  giebt  der  Rest  von  64837  fr.  die  an  Nicht- 
tuitglieder  verkauften  Waren  an;  er  LetrÄgt  g€^en  '^  ä  des 
ganzen  Verkaufserlöses.  Man  sieht  also,  clafs  viele  Fremde 
'  ihre  Stoffe,  Wäsche  und  andere  Toilettengegenstände  von  hier 
beziehen,  und  desto  nierkwüixliger  ist  es,  dafs  nur  ein  kleiner 
Teil   der   Mitglietler   zu    den   Kunden    dieser  Abteilungen   ge- 
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hören;  es  hkisi  sich  zwar  nicht  genau  feststefleo.  aber  da  die 
halbjährliche  Einkanfssiunme  nidit  einmal  6  fr.  pro  Mitglied 
aosmacht.  ein  Betrag,  fiör  den  hier  in  Fnge  striiende  Artikel 
Qberhanpt  kaom  erhältlich  sein  därften.  so  kann  man  schlieisen, 
dafs  nur  wenige  ihre  einschlägigen  Bedüi&üse  bei  der  Gre- 
nossenschaft  decken. 

Wir  wenden  ans  nun  zn  den  Atefiers  dieser  Abteilang, 
deren  die  Genossenschaft  eins  for  Herrenkonfektion  und  eins 
fär  Wäsche  besitzt.  Die  bestellten  wie  auch  zum  Verkauf 
angefertigten  Sachen  werden  hier  nur  zugeschnitten  und  dann 
zum  Nähen  ausgegeben.  Aufserdem  besteht  ^e  Werkstatt, 
in  der  die  bestellten  Kleider  nach  der  Anprobe  fertig  gemacht 
werden,  um  dem  Heimarbeiter  die  Mühe  wiederholten  Trans- 
portierens  zu  ersparen,  wenn  die  Kleider  nach  der  Anprobe 
abgeändert  werden  müssen.  —  Die  erste  Frage,  welche  sich 
von  selbst  stellt,  ist  die,  warum  die  Grenossenachaft. nicht  in 
ihren  eigenen  AteUers  alles  anfertigen  läfst  Die  Leiter  fuhren 
verschiedene  Gründe  an.  hauptsächlich  sind  es  Konkurrenz- 
gründe. Die  Arbeit  im  Atelier  kommt  viel  teurer  zu  stehen, 
denn  in  einer  socialistischen  Genossenschafit  muls  man  gewisse 
Prinzipien  anerkennen,  die  unmöglich  durchzufahren  sind, 
wenn  man  mit  den  grofsen  Elauf  bäusem  und  ihrer  Heimarbeit 
konkurrieren  mufs.  Das  Beispiel  des  ,Vooruit^  sei  wenig  an- 
regend; auch  er  hat  sein  System  aufgeben  müssen,  da  die 
Arbeiter,  denen  Minimallohn  und  Maximalarbeitstag  zugestanden 
wurde,  sich  sehr  wenig  Muhe  gaben,  gewissenhaft  ihre  Arbeit 
zu  erledigen.  Es  sind  also  rein  kommerzielle  Einwände,  die 
aber  nicht  ganz  stichhaltig  erscheinen.  Da  die  von  der 
„Maison  du  Peuple"  den  Heimarbeitern  gezahlten  Löhne  un- 
bedingt besser  sind  als  die  bei  den  Konkurrenten  üblichen, 
so  steht  sich  die  Genossenschaft,  solange  sie  nicht  zum  Swea- 
ting  greift,  immer  weniger  günstig.  Auch  bei  einem  Stück- 
lohnsjstem  könnte  in  den  Genossenschaftsateliers  ein  Minimal- 
lohnertrag zugesichert  werden,  aber  man  meint,  Stücklohn  sei 
gegen  die  Prinzipien  der  Arbeiterpartei,  und  dabei  vei^fst 
man^  dafs  die  Heimarbeit  diesen  Prinzipien  noch  mehr  wider- 
spricht Bis  ist  offenbar  ein  Kompromifs,  zu  dem  man  sich 
gezwungen  sieht:  man  kann  die  Ateliers  nicht  so  einrichten, 
wie  man  es  möchte,  um  socialistische  Prinzipien  durchzu- 
führen, anders  aber  will  man  sie  nicht,  und  daher  zieht  man 
«s  vor,  die  alten,  in  der  Branche  allgemein  üblichen  Produk- 
tionsfbrmen  beizubehalten.  In  einigen  Artikeln  steht  die  Ge* 
nossenschaft  in  Verbindung  mit  Genossenschaften  von  Produ- 
senten; so  bezieht  sie  ihre  Schuhwaren  zum  Teil  von  der 
Schuhmachergenossenschaft  in  Brüssel  und  ihre  Stoffe  von  einer 
Quasi -Genossenschaft  in  Ellezelles,  von  der  wir  noch  zu 
sprechen  haben  werden;  die  Produzenten  beklagen  sich  aber, 
dafs  ihnen  nm  den  Genossenschaften  zu  wenig  abgekauft  wird.  — 


xvm 


47 


Noch  mehr  vielleicht  hat  das  Cafe  durch  da^  neue  Lokal 
gewonnen.  Der  neue,  grofse  helle  Saal  scheint  sehr  anziehend 
auf  daa  Publikum  2U  wirken,  und  Sonntags  findet  man  kaum 
Platz,  woraus  sich  auch  erklärt,  da£»  die  Verkaufssumme  des 
Sonntags  die  Hälfte  des  ganzen  wöchentlichen  Erlöses  aus- 
macht; die  niedrigen  Preise  bewirken,  dafs  der  Umsatz  dieses 
Cafed  gröfser  ist,  als  der  irgend  eines  anderen  von  Brüssel. 
Wie  aUe  socialistischen  Genossenschaften,  besafs  auch  die 
^Maison  du  Peuple"*  gleich  von  Anfang  an  einen  Vereindsaal, 
in  dem  gelegentlich,  pro  Semester  fCir  einige  Hundert  Franks, 
<Tetränke  verabreicht  wurden,  und  hieraus  hat  sich  das 
Oaft*  entwickelt;  zu  bemerken  bleibt,  dafs  in  dieser  Ab- 
teilung keine  Rückgewähr  eingeführt  ist.  Seit  1895  besiut 
^e  Genossenschaft  zwei  solche  ^Maisons  du  Peuple**,  die  eine 
im  Vorort,  die  nicht  viel  einbringt,  die  andere  —  geit  dem 
Torigen  Jahre  im  neuen  Gebäude;  hier  sind  die  Einnahmen 
ums  fiinftache  gestiegen,  und  zwar  macht  der  wöchentliche 
"Verkaufserlös  im  Winter  rund  2500,  im  Sommer  3000  fr. 
aus,  und  das  letzte  aSemeater  schlofs  mit  einem  Reingewinn 
von  12  500  fr. 

Wenn    wir    noch    hinzufügen ,    dafs    auch    Kohlenverkauf 

M^iarch    die    Genossenschaft    äUtttindet    und    dafd    derselbe    im 

^wtzten     Semester     gegen      15  00^)    fr,     Reingewinn     aufwies, 

so  haben  wir  alle  Handelszweige  der  Brüsseler  Genossenschaft 

erwähnt.     In    einer   Beziehung    ist    die    „Maison    du    Peuple^ 

anderen  gewerblichen  Genossenschaften  vorausgegangen,  sie  ist 

JBimtich    dem  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesen  n^her 

getreten.     Dieses    hat  in  den   letzten  Jahren  in  Belgien  einen 

grofsen   Aufschwung    genommen  *    und    zwar    wird    es    haupt- 

üttehiich  von  der   katholischen  Partei    gefordert,    während    die 

socialistische    Partei    auf  dem    Lande    zwar   auch    nicht    ohne 

Erfolg  ^Bauernfang**  getrieben,  aber  sich  noch  wenig  mit  der 

genossenschaftlichen  Organisation    der   Landwirte   befafst   hat. 

jöie  Gründung    der  genossenschaftlichen    Molkerei    ,,De    gode 

IBoter'"   in  Herflelingen  war  der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung, 

^er,    wie   gesagt    durch  die    Brüsseler  Genossenschaft   gethan 

wurde,    welcher  ^4  der  Anteile  gehören.     Da    das    politische 

Interesse    hier    die    Hauptrolle    spielte,    suchte    man    gerade 

mitten  in  Flandern  die  Molkerei  zu  gründen.     In    den   ersten 

zwei  Jahren  ihrer  Existenz    hatte  sie  zwar   nur  Verluste  auf- 

EU weisen,  man  hotft  aber,  dafs  die  Bilanz  in  diesem  Jahr  mit 

einem    Gewinn    schliefsen    werde.     Bisher   waren    es    nur    die 

Landbauern  —  Mitglieder  und  Nichtmitglieder  — ,  welche  ihre 


B  >  Man  lihUe  1898  269  Molkereien,  während  1898  nur  18  exi»Hert#*tt. 
W^  Miteliedewahl  betrug  24819  and  der  Verkauf^^rin«  12  802  785  fr. 
(7ergL  EiposA  stati^tique  de  la  Situation  des  associaliooB  d'interf»t 
icqle.) 
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Milch  in  die  Dampfmolkerei  braehten,  jetzt  will  die  ^Maiaoi 
ilii  Peupte"  aelbsjt  eine  Anzahl  Kühe  kaufen  und  damit  thäti^ 
Mitglied  der  Molkereigenossenschaft  %verden.  Die  produzie 
Butter  wird  an  die  Genossenschaft  nach  Brüssel  geliefert,  um 
seit  dem  Jahre  1899  wird  auch  die  Milch  direkt  aus  di 
Molkerei  bezogen.  Auf  diese  Weise  kommt  das  gewerUichi 
Genossenschaftswesen  mit  dem  ländlichen  in  Berührung, 
eine  Verbindung,   die  in  anderen  LJitidern  schon  bekannt  isi 

Der  medico-pharmaceutische  Dienst  ist  auch  in  d 
„Maift^on  du  Peuple^  eingeführt.  Im  Jahre  1890  wurde  er 
von  Mitgliedern  der  Genossenschaft  gegründet,  existierte  aber 
selbständig  neben  derselben,  Ende  1892  wurde  er,  an  de: 
sieh  gegen  700  Mitglieder  beteiligten,  der  Genossenschaft  übej 
fragen  und  seit  1897  geht  er  unter  dem  Namen  der  Genosse 
Schaft  Die  Genossenschaft  besitzt  keine  eigenen  Apotheke 
sondern  bezieht  die  Medikamente  aus  Pri%^atapotheken,  dageg« 
sind  hier  Kasaeniirzte  ungesteüt.  Aulser  Mitgliedern  der  G 
nossenschaft  selbst  und  deren  Angehörigen  können  auch  Mi 
glieder  der  verschiedenen  Vereine,  welche  der  »,fi^d<Sration 
bruxelloise  du  Parti  Ouvrier"  angehören,  sich  beteiligen 

Die  Mitglieder  der  Genossenschaft  liaben  nach  einjähriger 
Mitgliedschaft  Anspruch  auf  unentgeltliche  ärztliche  Berat 
und  Medizin.     Die    Augehurigen    müssen,    um    dasselbe    Kec 
zu  erwerben,    einen  wöchentlichen  Beitrag  von  5  cent  zahlai 
und  erhalten  nach  drei  Monaten  ärztliche  Verordnungen,  n 
sechs    Monaten    auch    die   Medikamente    umsonst;    aufserdei 
beziehen    t^lglich  ein  Brot   die   erkrankten  Mitglieder  während 
6  Monaten  (maximum).    Die  Kosten  der  Krankenunterstutzung 
betrugen : 


iger 

UBgH 

crcl^H 
ilaiS 
ladfl 


Semester 

BetTA^ 
der  wöchentlicheii 

KotisatioTi 

Ausgaben 

Wert  das  v(>rtet]li| 
Brotes 

fr. 

fr. 

fr. 

1897  I. 

,             2  780 

9  697 

i 

i8J*7  n. 

3  682 

13653 

6::i89         J 

1898  L 

4  644 

19  206 

10192  ^J 

1898  U. 

4  892 

19  206 

6504  ■ 

1899  H. 

6  645 

22  748 

5538    ^ 

Die  Tabelle  zeigte  dafs  die  Genossenschaft  durchschnittUch 

pro   Semester  gegen   20  000   fr.   für  ihre   kranken   Mitglieder 
verauiigabt. 

Eine  andere  Einrichtung  im  Interesse  der  Mitglieder  ist 
der  auf  dem  Gegensei tigkoitsprinzip  begründete  Kranken- 
versicherungöverein.  Er  existiert  seit  Mitte  1896  und  steht 
im  Zusammenhang  mit   dem  medico-pharmaceutischen  Dieniit, 


d 
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reich  letzterer  sich  nur  langsam  entwickelte,  solange  die  Ver- 
icherung  fehlte.  Der  Krankenversicherungsverein  gewährt 
Knentgeltliehe  Verpflegung,  zugleich  übernahm  die  Genossen- 
schaft für  ihre  Mitglieder  die  früher  von  diesen  an  den  Ver- 
aicherungsverein  gezahlten  Beiträge.  Aber  abgesehen  davon, 
erhalten  die  Mitglieder  des  Vereins  durch  verschiedene  Koti- 
sationen  (1—2  fr.  monatlich)  eine  fixe  Summe  während 
der  Krankheit  (2-^3,50  fr.  pro  Tag).  Dieae  Hülfskasse 
schien  einem  dringenden  Bedürfnis  zu  enti^prechen»  denn  schon 
im  nächsten  Semester  zählte  sie  1150  Mitglieder^  eine  Zahl, 
die  eine  gewisse  Stabilität  zeigt,  da  jetzt  auch  ^egen 
1500  Mitglieder  der  Genossenschaft  dem  Versicheruiigsverband 
angehören. 

Der  Progr^a  von  Jolimont, 

Während  die  beiden  eben  beschriebenen  Genossenscliaften 
in  den  beiden  bedeutendsten  Städten  des  Landes  ihr  Arbeits- 
feld haben,  erhebt  sich  in  einem  kleinen  Ort  des  sogenannten 
ßonnage  —  Kohlenbecken  Centralbelgiens  —  eine  Genossen- 
schaft, deren  Bedeutung  nicht  geringer,  und  deren  Ent- 
Wickelung  vielleicht  noch  interessanter  ist  *. 

Im  Jahre  1869  höiie  man  in  dieser  Gegend  zum  ersten- 
mal einen  socialistischen  Redner.  Es  wurde  viel  über  die 
Lage  des  Arbeiterstandea  gesprochen  und  die  Notwendigkeit 
einer  Gründung  „ökonomischer  Läden"*  betont,  worauf  bald 
ein  solcher  unter  dem  Namen  „Solidarit^"*  gegründet  wurde. 
Konsumvereine  für  Kolonialwaren  und  Stoffe  wurden  fast  in 
jeder  Gemeinde  eröffnet ,  wo  eine  öocialistische  Rede  gehalten 
wurde.  Es  waren  Bildungen,  die  auf  Anregung  der  Inter- 
Qationale  ins  Leben  gerufen  waren  und,  wie  schon  erwMhut, 
bald  wieder  eingingen.  Die  Einkäufe  wurden  auf  eigene 
Rechnung  einiger  Personen  gemacht,  und  gegen  einen  Beitrag 
von  25  Cent,  pro  Woche  erhielt  man  billigere  Ware.  Ira 
Jahre  1872  kaufte  der  Verein  „Union  des  m^tiers"  mit  Htilfe 
zweier    anderer    politischer   Verbände   ein  Haui^    —   die  erste 


belgische    ^Maison    du  Peuple".    —    Mit 
Internationale  und  derjenigen  Vereine^  für 
worden    war,    entstand    der    Gedanke, 
genösse nsehaft  zu  gründen.     Viele  Jahre 
der   Gedanke   verwirklicht   wurde, 
wir    die    eifrigsten    Debatten    über 


dem  Untergang  der 
die  das  Haus  gekauft 
hier  eine  Bäckerei- 
vergingen,  ohne  dafs 
Anfang  der  80  er  finden 
die    Genossen  Schaftsfrage. 


Man  hllh  das  Zustandekommen  einer  Genosaen&chat\  für  frag- 
lich, da  man  fürchtet^  dafs  die  durch  Kreditinanspruchnahme 
von  Privatlieferanten  abhängigen  Arbeiter  den  Beitritt  nicht 
wagen    würden.     In   einer  hingen    Rede    entwickelt   einer    der 


i 


*  Ge«c"hicbtltcher  Überblick,  vergl  Hjstoire  du  socialisroe  et  dp  La 
coop^rarion  daiis  le  centre,  ed.  KousBeiiu,  1894. 
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Befürworter  den  grofsen  Nutzen  der  neuen  Bäckereitechnik  und 
führt  namentlich  dabei  das  Beispiel  des  y.Vooruit*'  an.  Mao 
licfs  sich  bereden,  die  Hülfskasse  „Solidaritä*'  bewilligte  eine 
Summe  von  3000  fr.,  mit  der  1886  im  erweiterten  Gebftude 
die  Bäckerei  eingerichtet  wurde. 

Dieser  Anfang   ist   in  zweierlei  Hinsicht   bemerkenswert 
Erstens    ist    sofort   mit   der   modernen    Produktionsweise  an- 
gefangen worden,   ein  Verfahren,   dessen  Bedeutung  erst  klir 
wird,   wenn  man  bedenkt,   dafs   bis  dahin  die  Einwohner  fast 
ausnahmslos  ihr  Brot  zu  Hause  gebacken  hatten;   es  war  alio 
ein  Sprung  von   der  einfachsten  Hausproduktion  zum  maschi- 
nelien    Grofsbetrieb.      Sogar   jetzt,    wo    die    Borbecköfen  in 
Belgien  gäng   und   gäbe   sind,   scheitert  an  vielen  Orten,  wo 
das  Brot  zu  Hause  gebacken  wird,  der  Versuch  mechamscher 
Produktion    an    der  Gewohnheit   der   Konsumenten.    So  hat 
z.   B.    die    recht    bedeutende    Genossenschaft    in    Lüttich  — 
la  Populaire  —  die  neuen  Öfen  nicht  einführen  können.   Pflr 
die  Entwickelung  des  Bäckereigewerbes  ist  der  kühne  Schritt 
des  „Progrös^  nicht  zu  unterschätzen;  es  gentigt,  zu  bemeiken, 
dafs  in  den  neuen  Häusern  keine  Backöfen  mehr  eingerichtet 
werden ,    und  die  Hauswirtschaft  immer  mehr   zurücktritt  — 
Die  Möglichkeit,  sofort  im  grofsen  anfangen  zu  können,  eikliit 
sich   durch   die   andere    lOiu^entümlichkeit  der  Gründung.    Ei 
sind  hauptsächlich  die  Hültskassen,  die  ihre  Kapitalien  in  der 
Genossenschaft  angelegt  haben,  und    da  die  Mitglieder  dieier 
Organisationen     gleichzeitig    Mitglieder    der     Genossenschaft 
wurden,   so  hatte   diese   von  Anfang  au  eine  Kundschaft  von 
einigen  Tausend  Personen. 

An  die  Bäckerei  schlössen  sich  bald  andere  AbteiloDgci 
an;  zunächst  kamen  zwei  Apotheken  hinzu,  von  denen  mskim 
gesprochen  ist,  später  eine  Fleischerei,  die  wie  überall  wenig 
einoringt,  und  schliefslich  1897  eine  Bierbrauerei,  die  sich  aek 
rasch  entwickelt  hat.  Dagegen  besitzt  die  Genossenachaft 
weder  eine  Kolonialwaren-,  noch  Kleidcrkonfcktions-Abteilou 
und  es  scheint,  dafs  die  Leiter  auf  diese  Artikel  wenig  Gewicht 
legen.  —  Das  Brot  ä  2  kg  wird  zu  45  cent.  verkauft,  voa 
denen  3  cent.  an  den  Konsumenten  zurückgelangen,  ebeuo 
wird  das  Bier  a  10  fr.  pro  Hektoliter  verkauft,  von  denen 
1  fr.  dem  Konsumenten  später  rückgewährt  wird.  Die 
Brotproduktion  bildet  auch  nier  die  Basis.  Sie  entwickelte 
sich,  wie  folgt: 

1888  =  768  864,    1892  =  2  001  350,  1898  =  2  728  208  Bnte 

Da  die  Brote  je  2  Kilo  schwer  sind,  so  ist  die  Brot- 
produktion beinahe  so  grofs  wie  die  des  Vooruit.  Gleich»- 
weise  liefert  die  Bäckerei  den  bedeutendsten  Beitrag  zu  da 
Einnahmen:  so  im  Jahre  1898  1180527  fr.,  zu  einer 
Totaleinnahme  von  1  614  461  fr.,  also  gegen  73  ^/o. 
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Die  EntwickeltLQg  der  Genossenschaft  ist  aus   folgender 
Tabelle  ersichtlich; 


Jahigiage 


ftlitg-lieder 


Einnahmen 
fr 


Gewinne 
fr. 


1888 
1894 


2  US 

8  177 

12  394 


64^070 
1000038 
1614461 


Die  Brauerei  hat  sich  sehr  rasch  entwickelt. 


^emAster 

Produktion 

Einnatiinen 

Grewinne 

hl 

fr. 

fr 

1898  l. 

5607 

57  400 

12464 

1898  IL 

8628 

87  083 

21060 

1899  1. 

^        22  051 

102  670 

28  408 

1899  iL 

120  703 

31  ,^92 

Wenn  in  der  Summe  der  Einnahmen  die  jüngere  Branche 
Vreniger  bedeutend  ist^  so  scheint  sie  dagegen  relativ  vorteil- 
bafter  zu  arbeiten:  der  Gewinn  der  Bäckerei  beträgt  nur 
l2  **/o  de«  Erlöses,  der  des  Bieres  gegen  26  **  o  {hn  letzten 
Siemes  ter). 

Auch  hier  hat  die  Genoasenschaft  unentgeltliche  Brot- 
verteilnng  an  kranke  Mitglieder  eingeführt;  im  letzten  Semester 
wurde  beispielsweise  für  24  522  fn  Freibrot  geliefert» 
Kinige  Tausend  Franks  werden  jährlich  für  Parteizwecke 
verbraucht. 

Die  Kundschaft  ist  im  ganzen  Kolilenrevier  zerstreuti 
und  80  kommen  die  Vorteile  des  „Progres"  einem  grofsen 
~  BTölkerungskreis  zu  gute. 

Nach    dem    Muster    der    hier   ausführlicher    geschilderten 
lenodsenschaften  sind  die  übrigen  organisiert.    Auch  der  jetzt 
starke  „Werker"*  von  Antwerpen  (juristisch  nicht  Genossen- 
chaft  sondern    —   soci^te  en  nom  coUectif)    hat   mit   kleinen 
Ersparnissen  der  Arbeiter  angefangen,  ebenso   die  „Populaire" 
an  Lüttich.     Beide  sind    in    erster  Linie  Blickereien,    wek-he 
^Terschiedene     Verkaufsläden      besitzen      und     Wohlfahrtsein- 
richtungen  unterhalten;  auch  hier  wird  zu  ortsüblichem  Tages- 
preis verkauft  und  die  Kückgcwälir  in  Bons  verteilt  —  Einige 
Irganisationen   weichen  jedoch    von    den  älteren  Mustern  ab. 
ist  die  Genossenschaft  von  Wanfercee-Baulet  (Verkauf  von 
Nahrungsmitteln )j    nachdem    sie    seit    1886   demselben  System 
gefolgt    war,    seit    einigen    Jahren    zu    einem    anderen    über- 
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gegangen :  die  Mitglieder  wollen  billige  Ware  haben,  und  es 
wird  ihnen  deshalb  zum  Selbstkostenpreis  verkauft;  auch 
müssen  hier  die  Mitglieder  aufser  der  Eintrittssumme  von 
12  fr.  monatliche  Beiträge  von  50  cent.  leisten,  wu 
anderweit  nicht  üblich  ist.  Gleicherweise  ist  diese  Genosien- 
schaft  die  einzige  uns  bekannte,  welche  nur  an  Mitglieder  Te^ 
kauft.  Eine  andere  Genossenschaft,  die  Bäckerei  von  Booini- 
lez-Walcourt,  verteilt  die  Dividende  überhaupt  nicht  aonden 
sammelt  diese  für  einen  Versicherungsfonds  an,  der  60 jährigen 
Mitgliedern,  welche  30  Jahre  der  Genossenschaft  angehört 
haben,  zu  gute  kommen  soll. 

Ganz  besonders  aber  müssen  diejenigen  eigenarügoi 
Organisationen  Erwähnung  linden,  welche  unter  dem  Namei 
„groupes  economiques''  bekannt  sind.  Es  sind  nichtdn- 
getragene  Genossenschaften  ohne  offenen  Laden,  die  des 
Zweck  verfolgen,  gemeinschaftliche  Einkäufe  für  einen  be- 
stimmten Bekanntenkreis  zu  machen.  In  einer  Privatwok- 
nung  ist  eine  Warenniederlage  eingerichtet,  die  einige  Ibl 
wöchentlich  auf  einige  Stunden  geöffiiet  wird,  und  wobei  aDe 
Mitglieder  der  Reihe  nach  die  Pflichten  des  Ladenhalt» 
erliillen.  Das  Eintrittsgeld  beträgt  3 — 5  fr.,  auTBerdoi 
wird  noch  eine  kleine  Kaution  hinterlegt  (gewöhnlich  25  tc.\ 
gegen  welche  den  Mitgliedern  Kredit  gewährt  wird,  und  die 
teilweise  der  Genossenschaft  auch  als  Betriebskapital  diol 
Diese  ^groupes"  existieren  fast  nur  in  der  Lütticher  G^genl» 
und  zwar  soll  es  ihrer  gegen  150  geben  mit  etwa  4500  IGl- 
gliedernd  Vor  15  Jahren  waren  diese  Vereine  noch  gani un- 
bekannt, seit  1895  entwickeln  sie  sich  jedoch  sehr  rasch.  Sie 
gehören  keiner  bestimmten  Partei  an,  sind  aber  sumdit 
socialistisch,  obgleich  die  socialistischen  Genossenschaften  ae 
stark  bekämpfen.  Seit  einigen  Jahren  besteht  eine  Art  tn 
Verband  zwischen  den  einzelnen  Vereinen,  deren  Vertreter 
sich  von  Zeit  zu  Zeit  versammeln,  um  gemeinsame  Angdegen- 
heitcn  zu  besprechen.  Die  Vorzüge  ihrer  Organisation  e^ 
blicken  diese  Vereine  darin,  dafs  sie  viel  gröfsere  Dividende 
verteilen  können,  weil  sie  gar  keine  Ausgaben  haben;  weder 
Wohnung,  noch  Personal  kostet  ihnen  etwas ,  und  da  sie  nv 
an  ihre  Mitglieder  verkaufen,  glaubten  sie  steuerfrei  sa  leiiL 
Die  letztere  Hoffnung  ging  nicht  in  Erfüllung,  denn  nachdei 
die  Behörden  von  ihnen  erfahren  hatten,  sind  sie  seit  im 
vorigen  Jahre  zur  Steuerzahlung  herangezogen  worden. 

Diese  „groupes''  sind  nichts  anderes  als  eine  primitife 
Genossenschaftsform,  wie  sie  auch  in  Belgien  schon  zu  Anfmg 
der  Genossenschaftsbewegung  bekannt  war.    Bei  weiterer  fiit- 


'  Nach  Aussagen  dos  Vorsitzenden  des  Verbandes;  eine  Stitittik 
existiert  naturgemäfs  nicht. 
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Wickelung  werden  sie  sich  wahraclieinlich  aU  Genossenschaften 
eintragen  lassen. 


C.    Die  kaihoHsehen  Genossensehalten* 

1891  wurde  tu  Belgien  die  katholisch -sociale  Reform- 
}i&rtei  „Ligue  democratique  helge"  gegründet.  Laut  Art.  1 
iiirer  Statuten  strebt  sie  danach:  a)  die  raorah'sche  und 
materielle  Lage  des  Arbeiterötandes  zu  heben,  b)  den  Frieden 
snrisehen  Kapital  und  Arbeit  herzustellen.  Hülfskassen,  Gewerk- 
vereine, Genossen  Schäften  sind  die  Mittel  ^  dieses  Ziel  zu  er- 
reichen. In  lielgien  nun,  wo  die  katholische  Partei  am  Ruder 
i*t,  und  die  Socialisten  eine  raäch  wachsende  Minorität  bilden^ 
entspinnt  sich  ein  Kampf  zwischen  beiden  Parteien  nicht  nur 
im  Parlament,  sondern  auch  im  praktischen  Leben.  Die 
jiatliolischen  Vereine  stellen  sich  den  Kampf  mit  dem 
«T^ocialismus  zur  direkten  Aufgabe  und  suchen  mit  denselben 
Mitteln  auf  die  Arbeiterklasse  einzuwirken  ^  durch  die  es  den 
Socialisten  gelungen  ist,  in  kurzer  Zeit  so  viele  Anhänger  zu 
werben. 

Schon  in  der  jjäpstlichen  Encyklika  „rerum  novaruin" 
wird  die  Nützlichkeit  einer  Arbeiterorganisation  betont,  und 
äIs  seitens  verschiedener  katholisch  -  social  gesinnter  Männer 
Einwände  erhoben  und  auf  die  Gefährlichkeit  solcher  Orga- 
nisationen hingewiesen  wurde,  lautete  die  päpstliche  Antwort, 
man  dürfe  die  Arbeiter  nicht  in  die  Arme  der  Socialisten 
treiben.  Wie  dieses  Motiv  in  der  katholischen  Gewerkvereins- 
organisation  eine  grofse  Rolle  spielt^  so  ist  es  für  die  genossen- 
ichaftlichen  Bestrebungen  der  Partei  ein  nicht  minder  be- 
stimmender Faktor.  Viele  der  hier  darzustellenden  Genossen- 
schaften nennen  sich  rt^otisocialistisch"  und  suchen  gerade 
diejenigen  Orte  auf,  wo  eine  Bocialistische  Genossenschaft  schon 
besteht.  Zwischen  beiden  Instituten  entspinnt  sich  dann  die 
•Konkurrenz,  und  maiKvl*mal  mufs  die  eine  scheiden  und  ihrer 
Gegnerin  das  Feld  räumen.  Es  ist  hier  zu  bemerken,  dafs 
die  katholischen  Genossenschaften  im  allgemeinen  mit  gröfseren 
.Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben  als  die  social  istischen. 
Schon  der  Gründung  treten  oft  Hindernisse  entgegen,  die  den 
ialistischen  unbekannt  sind.  So  raufs  z.  B.  die  katholische 
'Partei  die  Interessen  des  Kleinhandels  in  Betracht  zir-hen, 
-denn  die  kleine  Bourgeoisie  gehört  ihr  fast  ausnahmslos  an 
und  sucht  bei  ihr  ihre  Rettung*,  die  Erlialtung  des  Mittelstandes 
gehört  zum  Programm,  und  schon  deshalb  ist  die  Gründung 
von  Genossenschaften  mit  ihrer  vernichtenden  Konkurrenz  er- 
gehwert. Dazti  kommt,  dafs  die  soc ialistischen  Genossen- 
taehaften  iVülier  ins  Leben  gerufen  sind  und  schon  hierdurch 
an  vielen  Orten  eine  gewisse  Priorität  besitzen.  Endlich  ist 
in  der  Arbeiterklasse  die  social  istische  Gesinnung  doch  stark, 
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ja  in  überwiegendem  Mafse  verbreitet,  und  den  neuen  katho- 
lischen Genoaseoec haften  fäEt  es  deshalb  schwer,  Mitglieder 
zu  finden.  Sehr  oft  werden  Privatkapitalien  zu  Hülfe  ge- 
rufen, ja,  um  Arbeiter  einer  Gegend  von  Einkäufen  in 
socialistiselien  Läden  abzuhalten^  kommt  es  vor,  dafs  Personen, 
welche  aufserhalb  der  Arbeiterklasse  stehen,  einen  Laden 
eröffnen,  der  den  Konsumenten  dieselben  Vorteile  ge- 
währen soll'. 

So  sind  im  grofsen  und  ganzen  gegenwärtig  die  katho- 
lischen Konsumvereine  weniger  zahlreich  und  bedeutend  als 
die  aocialistischen.  Der  „Ligue  d^moeratique"  gehören  31  an, 
aber  aufser  diesen  giebt  es  andere,  die  oftioiell  ilxren  poli- 
tischen Charakter  nicht  hei-vortreten  lassen  und  deshalb  nicht 
registriert  werden  können.  Folgende  Tabelle  zeigt,  wie  an 
denselben  Orten  Genossenschaften  beider  Parteien  neben- 
einander bestehen    und   dieselben   Handelsoperationen   treibe; 


(HJerxu  dia  TabeUe  S,  55.) 


) 


Wir  sehen,   dafs   in   den  meisten  Fällen  die  katholischen 

Genossenschaften  später  kommen  und  weniger  bedeutend  sind. 
Eine  Ausnahme  bildet  „Les  ouvriers  rttunis'*,  die  bedeutendste 
katholische  Genossenschaft^  bei  der  wir  einen  Augenblick  ver- 
weilen müssen. 


Les  ouvriers  r^unis,  Charleroi, 


I 


Üas  Beispiel  der  socialistischen  Genossenschaften  flJh: 
auch  die  katholischen  Arbeiter  des  Kohlenbeckens  von  Char^ 
leroi  auf  den  Gedanken,  ein  ähnliches  Institut  zu  grllnden, 
und  zu  Beginn  der  neunziger  Jahre  wurde  diese  Idee  in 
Charleroi  durch  die  Gründung  der  „ouvriers  reunis*^  verwirk- 
licht. Der  Anfang  wurde  mit  einer  Biickerei  gemacht,  zu  der 
später  eine  Bierbrauerei  hinzukam;  seit  1897  ist  die  Genossen- 
schaft im  Besitz  einer  Mälzerei.  Die  Anteile  von  25  fr,,  von 
denen  jedes  Mitglied  eine  unbegrenzte  Anzalil  besitzen  kann, 
werden  mit  4*^o  verzinst»  die  Gewinne  nach  dem  Konsum 
verteilt.  Brot  wird  auch  an  Nichtmitglieder  verkauft,  welche 
aber  kaum  5%  ausmachen;  Bier  dagegen  nur  an  Mitglieder. 
—  Die  Rückgewähr  beträgt  2  cent  pro  Brot  und  40—50  cent. 
pro  Hektoliter  Bier  und  wird  in  bar  au.sgezahlt.  —  Die  Ge- 
nossenschaft»  welche  1802  1232  Mitglieder  zählte,  hat  jetzt 
deren  7414.  Die  BrotpriKhiktion  betrug  im  letzten  Jahre  gegen 
31b  Millionen  Kilogramm,  und  es  wurden  im  selben  JaJhre 
19  000  Hektoliter  Bier  gebraut.     Die  Gewinne  betrugen    1895 


*  So  wurden  wir  m  c^inem  Dorfe,  wo  wir  eine  GeuossenachaÄ  anf- 
siicbtea,  g^efragt,  ob  e^  die  ArbeitergenosseDBchaft  (>der  die  ,|de8  Barons^ 
idf  die  wtr  auchefi. 
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27000  fn,  1899  48000  fr.  Audi  in  dieser  Genoßsensehaft 
be^stehen  Wohlfahrtsciiinchtmigen  für  die  Mitglieder.  Seit 
1896  besteht  eine  Holfskasse»  die  kranken  Mitgliedern,  die 
ein  halbes  Jahr  der  Genossenschaft  angehören,  xwei  Monate 
hindurch  gratis  tiigh'ch  ein  Brot  liefert;  1898  wurden  für 
7368  fr.  Freibrot  verteilt.  Auf^erdem  gewährt  die  Genossen- 
schaft im  Tudetsfalle  eines  Mitgliedes  der  Familie  eine  Geld- 
smnme,  auf  die  die  Angehörigen  ohne  bestimmte  Beitrag?j- 
leistungen  einen  Anspruch  haben;  Vorbedingung  ist  alleiD,  j 
dais  der  Verstorbene  drei  Jahre  hindurch  regelmäfsiger  Brot-  ^| 
abnehmer  war.  Das  Sterbegeld  bemifst  sich  nach  dem  vom  ^^ 
Verätorbenfin  erzielten  Gewinne,  kann  aber  nicht  unter  30 
und  nicht  über  300  fr.  ausmachen.  Es  wurden  im  letzten 
Jahre  532  fr*  dafür  verausgabt.  —  Auch  indirekt  werden 
den  Mitgliedern  Unterstützungen  gewährt,  indem  sie  mit 
anderen  Wohltahrts  Vereinigungen  in  Verbindung  gebracht 
werden ,  z.  B.  ist  ihnen  der  Eintritt  in  einen  Bauvereiii  und 
eine  Altersversicherungskasse  erleichtert.  Man  sieht,  Jafs 
die  Organisationsprinzipien  dieselben  sind  wie  in  den  socia- 
lißtischtin  Genossenschaften,  — 

Die  übrigen  katholischen  Organisationen  besitzen  zum  Teil  . 
Bäckereien  mit  Verkaufsläden ,  zum  Teil  nur  Verkaufsläden  ^1 
und  sind  nach  Gegenden  ganz  ebenso  verteilt  wie  die  socia-  ^ 
listischen.  So  existiert  in  Brüssel  eine  recht  bedeutende 
Bäckerei  ohne  ausgesprochenen  politischen  Charakter  — 
^r (Economic  sociale".  Die  Grtinder^  wie  die  Mitglieder 
gehören  aber  der  klerikalen  Partei  an.  Die  Anteile  k  10  fr. 
werden  sofort  oder  allmiihlich  durch  zurückgehaltene  Divi- 
denden vüll bezahlt.  Man  unterscheidet  1.  parts  de  fondation, 
Anteile,  die  den  Gründern  gehören,  welche  nicht  Konsumenten 
waren  oder  sind.  Diese  Anteile  werden  allmöhlicb  getilgt 
und  dadurch  in  2,  parts  de  jouissance  verwandelt,  d,  h.  solche 
Anteile,  die  blofs  zu  nichlmatcriellen  Rechten,  der  Teilnahme 
an  Versammlungen  z,  B.^  berechtigen.  3,  Die  dritte  Art  be- 
steht aus  den  purt^  des  coopcrateurs,  d.  h.  den  gewöhn  liehen 
Anteilen  der  Konsumenten*  Daraus  ist  zu  ersehen,  dafs  die^e 
Genossenschaft  eine  Ubergangsform  bildet  von  derjenigen, 
wo  die  Gewinne  nach  dem  angelegten  Kapital  %'er teilt  werden, 
in  diejenige,  wo  der  Konsum  als  Vcrteilungsmafsstab  dient 

Die  Bäckerei  ist  mit  den  neuesten  Einrichtungen  ver- 
sehen, und  die  Produktion  beträgt  gegen  4000  kg  täglich. 
Das  Schicksal  der  Reingewinne  ist  unbekannt.  —  Auch  die 
grofse  Brauerei  von  Ho  u d c n g - G  o e g n i  e s  verteilt  die 
Dividende  nach  dem  Konsum  und  nach  der  Kapitalanlage  und 
ist  darin  der  frübtTcn  Organisation  der  socialistischen  Brauerei 
von  Charleroi  ähnlich.  Im  Borinage  finden  wir  katholische 
Bäckereien  in  Ortßn,  wo  es  soeialistisehe  schon  giebt^  z.  B, 
in  Jemappes.     In   der  Lütticher  Gegend,    wo,    wie  wir  schon 


^ 


WaUtakÜk  oder  m 

die  Sede  des  Vnt 

und  die  Hl 
Aber  mack  etiie  tckwadw  Sailt 
bat  der  priitUelie  Ckwakter:  dM  wirtsduftlieh^  Ztd  der  Ge- 
iifMMoecDaft  wird  oft  Uater  das  politiscke  bmI  den  iweitea 
FbtE  gewieeen.  80  wird  der  Grundungsori  för  eiiie  netto 
Genoejenocheft  oiclil  immer  den  wirtichaftiicken  BedtlrfnisMtt 
enüprecbeod  gewibli^  sondern  man  dacht  Gegenden  «ut\  we 
die  Pafteiorga&iialioii  noeh  nichl  liark  genug  vertreten  ist 
£•  entSieben  hierdurch  Gemostenochmen  rer$chiedenei\ 
gflgneriicher  Parteien  nebeneinander;  kaum  hat  «ich  eil 
eodaUatifcher  KonBiun verein  irgendwo  gegründet,  eo  Mgl 
Ihm  in  Bilde  ein  katholischer,    und  anf  diese  Weise  giebl 


es  in  einer  Stadt  mehrere  solcher  Institute,   in  einer  andere 
dagegen    kein    einziges;    oft    wird    der    Konkurrenzkampf 
heftig   gefuhrt,    dafs    die    eine    Partei    ihr   Unternehmen    auf 
gehen  mufä. 

Wenden  wir  uns  zu  den  den  Mitgliedern  gewährten  Vor 
teilen ,    so    sind   sie  mit   den    Worten    „billigere    und    besse 
Ware**  fast  erschön ft.     Die   Bäckereien    führen   ihren  Mitglie- 
dern grofsere  Diviuenden  zu,  wo  sie  noch  andere  Abteilungei 
haben,    beschränken    sie    sich    auf    G— 6^/oige    Rückgewähr, 
was  so  wenig  anlockend  wirkt,  dafs  —  wie  wir  gesehen  babei 
—  der  gröföte  Teil    der  Mitglieder  in  der  Genossenschaft 
nicht  einkauft.     Diejenigen  Verkaufsläden,  welche  gröfsere 
träge  zurückerstatten^  sind  gewöhnlich  die  weniger  bedeutendeOi 
80   z.  B.   die    „groupes   t'eonomiqnes"    der   Ltitticher   Gegend, 
welche  15 — ^17*^,g  verteilen.    Das  ist  hauptsflchlich  der  Grund|! 
warum  die  Konsumvereine  dort,  wo  sie  nicht  im  Dienste  der 
Politik  standen,    seitens    der   radikalen  Kreise   sich    nie    einer 
besonderen  Sympathie  erfreut  haben.     Die  Franzosen  blicken 
mit  einer  gewissen  Verachtung  auf  die  „boutiques  d'^pieiers** 
herab,  welche  nichts  anderes  im  Sinne  haben,    als  ihren  Mit- 
gliedern einige  Pfennige  zu  ersparen ,    womit  man  jedoch    ihr 
Wesen  und  ihre  sociale  Bedeutung  verkennt. 

Das  Hauptcharakteristikura  der  Konsumentengenosseii' 
Schaft  liegt  darin,  dafs  sie  den  Interessen  eines  bestimmte] 
Kreises  dient,  und  selbst  daran  interessiert  ist,  diesen  Kreis 
möglichst  zu  vergröfsern.  Jedes  neue  Mitglied  stärkt  die 
Genossenschaft,  und  da  ihr  Ziel  gröfstmrtglicher  Absatz  isi 
so  dient  jeder  neue  Konsument  diesem  Ziel.  80  werden  di 
Kreise  der  Beteiligten  immer  erweitert,  die  Interessen  d 
Einzelnen  und  der  Gesamtheit  sind  solidarisch.  In  dies^ 
Hinsicht  befindet  sich  die  Konsumentengenossenschaft  in 
direktem  Gegensatz  zu  der  Genossenschaft  von  Produzenten, 
welche,  wie  wir  sehen  werden,  bei  gröfserer  Entwickelung 
an  einer  Abschliefsung  gegen  neue  Mitglieder  interessiert  isLJU 
Dieser  Unterschied  der  ^föderalistischen"  und  der  „individua-^ 
listischen^  Genossenschaft,  wie  beide  Arten  genannt  werden, 
ergieht  einen  weiteren.  Die  allmähliche  Entwickelung 
vom  kleinen  zum  grofsen  eHolgt,  ohne  dafs  irgend  welche 
Opfer  gebracht  werden  mtissen;  im  Gegenteil,  an  neuen  Bei- 
tritten zur  Genossenschaft  ist  jedes  Mitglied  int^^ressiert,  und 
deshalb  entwickelt  sich  der  Kleinhandel  zum  Grofshandel,  der 
Kleinbetrieb  zum  Grofebetrieb  ganz  von  selbst,  ohne  dafs 
irgend  ein  Genosse  geschädigt  wird.  Die  Genossenschaft  wird 
zu  einem  Mittel  der  grofsindustriellen  Entwickelung  mit  allen 
den  Vorzügen,  die  der  letzteren  eigen  sind.  —  Sehen  wir  die 
belgischen  Bäckereien  an,  aus  kleinen  Bäcker stuben  sind  Brot- 
fabriken geworden,  billigeres  Brot,  schnellere  Produktion, 
hjgieinischere  Einrichtungen^  bessere  Arbeitsverhältnisse  waren 


ir 

J 


! 


X  vins!  59 

die  Folgen.  Und  überall,  wo  die  Entwickelung  so  vorgeht, 
müssen  dießelben  Resultate  eintreffen.  Nicht  alle  Gewerbe 
lassen  sieh  genossenschaftlich  organisieren,  diejenigen  aber, 
deren  Produkte  dem  unmittelbaren  Konsum  dienen  und  des- 
halb von  Organisationen,  welche  den  Interessen  der  Konsu- 
menten dienen,  betrieben  werden  können,  müssen  unter  diesem 
Gf^ichtsDunkt  betrachtet  werden.  Es  handelt  sich  nicht  um 
Umgestaltung  der  modernen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  durch 
genossenschaftliche  Organisation,  sondern  lediglich  um  Modiü- 
zierung  einiger  Betriebszweige.  Wie  der  Staat  einerseits  immer 
gröfsere  Betriebe  in  seine  Hände  nimmt,  so  thut  es  anderer* 
seits  die  Genossenschaft  der  Konsumenten.  Das  Prinzip  bleibt 
dabei  dasselbe.  Der  Staat  sucht  das  zu  verstaatlichen  ^  was 
»ich  nach  seinen  Anschauungen  für  den  Staatsbetrieb  eignet, 
and  dessen  staatliche  Verwaltung  im  Gesamtinteresse  der  Be- 
völkerung liegt,  die  Konsumenten  organisieren  das»  was  ihren 
speciellen  Bedürfnissen  entspricht  Oft  können  die  beiden 
Formen  (staatliche  und  genossenschaftliche)  sich  ergänzen,  so 
z.  B*  bei  der  Organisation  des  Verkehrs^  welcher  rein  genossen- 
schaftlich nicht  organisiert  werden  kann.  Das  Ziel  aber,  den 
Bedarf  durch  die  Bedürftigen  zu  decken  und  diese  nicht  von 
aufserhalb  stehenden  Cnternehmungen  abhiingig  zu  machen, 
ist  in  beiden  Füllen  dasselbe.  Solange  die  Konsumvereine 
sich  auf  Verkaufsläden  beschränken,  sehalTen  sie  nur  direkte 
Beziehungen  zwischen  Grofshändler  und  Konsumenten,  wenn 
sie  sich  auf  die  Produktion  verlegen  ^  stellen  sie  den  Produ- 
zenten in  direkte  Berührung  mit  dem  Konsumenten.  Erreicht 
ist  in  dieser  Hinsicht  in  England  mehr  als  anderswo,  doch 
fabrizieren  auch  dort  die  beiden  „Wholesale  Societies"  nur 
18**  a  von  dem,  was  sie  verkaufen.  Immerhin  ist  das  der  Weg, 
den  die  genossenschaftliche  Entwickelung  geht,  und  dem  die 
Zukunft  gehört*;  die  doppelte  Aufgabe  der  Konsumenten- 
Genossenschaften  ,  die  Organisation  des  Absatzes  und  die 
Hinüberleitung  der  Produktion  zum  Grofsbetrieb ,  tritt  dabei 
klar  zu  Tage. 


D.     Die  Arbeitsverhältnisse  der  Angestellten  In 
Konsumentengenossensehaften. 

Die  Konsumvereine  sind  immer  in  einem  Punkte  an- 
gegriffen worden ;  es  wird  behauptet,  sie  ändern  nichts  an  der 
Lage  ihrer  Angestellteni  der  Unternehmergeist  entwickele  sich 


*  Die  Frage,  ob  Kotieumvereine  sich  auf  Produktion  verleben 
ioHeii,  i»t  auf  die  Tagesordnung  des  bevoreteheDden  Kongreases  in 
PluiR  eeetellt.  Wir  glaabeD«  dau  hier  nur  eine  bejahende  Antwort 
mdglieh  isL 
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so  stark,  dafs  die  Lnge  des  niigestellten  Personals  keiDC  günstige 
sein  könne.  Schon  auf  dem  Kongrefs  der  britischen  Genoaaen* 
schatten  von  1893  liat  Maxwell  darauf  hingewiesen,  daJU 
der  gröfste  Teil  der  Genossenscbafteo  die  Lage  ihrer  An' 
gestellten  voUständig  ignoriert,  ihnen  keine  Sonnabendnach- 
mittagsnihe  gönnt  und  an  Werktagen  sie  zu  lange  beschäftigt 
Auch  dals  die  englische  „Wholesale  iSoeiety'',  im  Gegensatz 
zu  der  schottischen,  ihre  Arbeiter  am  Gewinn  nicht  beteiligen 
will,  bat  zu  vielen  Anfechtungen  Veranlassung  gegeben*  — 
Der  Konsumverein,  als  Organisation^  die  im  Interesse  des  Ko 
suraenten  besteht ,  ändert  ja  an  den  Beziehungen  z wisch 
Arbeit  und  Kapital  prinzipiell  nichts,  denn  gleich  allen  Pri 
Unternehmungen  sind  die  Konsumvereine  an  der  Verbilligu 
der  Prüduktionskosten  interessiert»  Wenn  wir  dennoch 
Frage  der  Arbeitsverhältnisse  hier  streifen  wollen,  so  geschieht 
das  aus  zwei  Gründen:  erstens  haben  in  letzter  Zeit  die 
Arbeits  Verhältnisse  die  Aufmerksamkeit  der  Konsumenten  über- 
haupt auf  sich  gelenkt,  man  denke  an  die  amerikanische  Liga 
der  Konsumenten,  welche  einen  starken  Druck  auf  die  Unter- 
nehmer ausübt,  den  sweating  zu  beseitigen  sucht  etc,  und 
ist  daher  nicht  ohne  Interesae,  zu  sehen,  wie  die  Konsument 
in  ihren  eigenen  Unternehmungen  handeln*  Zweitens  gehör 
die  belgischen  Konsumvereine  Parteien  an,  welche  tür  ^ 
Wohl  des  Arbeiters  tan  des  eintreten ;  es  ist  deshalb  zu  unter- 
suchen, inwieweit  ihre  Prinzipien  in  ihren  eigenen  Untev% 
nehmiingen  verwirklicht  werden.  —  ■ 

Die  belgischen  Konsumvereine  haben  den  Arbeits  verhält 
nissen  ihrer  Angestellten  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt, 
namentlich  sind  es  die  socialis tischen  Genossenschaften,  welchj 
stolz  darauf  sind,  dem  englischen  Muster  nicht  gefolgt  zu  sei 
Eins  raufs  aber  von   von  die  rein    bemerkt    werden,    die   grofii 
Konkurrenz,  die  ihnen  gemacht  wurde  um!  gemacht  wird^  ef 
scliwert  die  Verwirklichung  der  gefafsten  Pläne,   und  oft  mm 
deshalb  trotz  der  besten  Vorsätze  die  Arbeitsverhältnisse  niclj 
auf  der  gewttn sehten  Höhe.         Die  Bäckereien  müssen  zueit 
in  Betraclit  gezogen  werden*     Die  Gröfse  der  Produktion  ha 
es   ermöglichtj   Tag  und  Nacht   zu  arbeiten   und  Schichten  zl 
e  8  Stunden  tnn zuführen.     Die  Bedeutung  dieser  Reform,  di 
ei  ihrer  Inaugurierung  ebensoviel  Gegner  unter  den  Genossen 
ßchaften   wie   unter   den   Arbeitern   selbst  hatte,    ist  nicht   z\ 
unterschätzen,  wenn  man  an  die  Lage  der  Arbeiter  im  Bückei« 
gewerbe  nberhaupt  denkt;    der    12 — 14stündige  Arbeitstag  ii 
auch    in    Belgien    keine    Seltenheit,    die    Gewerkschäftsorgani-" 
sation    ist   schwach  und   hat   keinen  Einflufs.     Die  Löhne  der 
Bäcker    betragen    in    den    grofseii    Genosse nsehaftsbäckerei 
5  fr.  pro  Tagt    während   sie   in  den  Privatbäckereien  oft   u 
die   Hälfte  davon   ausmachen.     Die    „Maison    du   Peuple 
Brüssel  beschäftigt  60  Bäcker,  der  „Vooruit"  38,  der  „ProgrÄ«' 
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von  Jolimont  40  ^  und  alle  dtese  GeoossenschafteD  haben  den 
achUtündigen  Arbeitst^ig  eiDgeführt^  wenn  die  Lohnsätze  unter- 
einander auch  etwas  abweichen ;  in  Brüssel  werden  5  fn  pra 
Tag  gezahlt,  in  Jolimont  2  fr*  60  cent,  pro  100  Brote ^  mit 
einem  Minimallohn  von  4  fr.  56  cent.  pro  Tagj  was  ge- 
wj^hnltch  5  fr,  25  cent.  pro  Tag  ausraaeht,  und  in  Gent 
4  fr.  Auch  in  der  „Populaire"  von  Lüttich  sind  die  acht- 
stündigen Schichten  eingeführt  bei  einem  Lohnsatz  von  55  cent. 
pro  Stunde,  also  4  fr,  40  cent.  titglich.  Der  ^  Werker"  von  Ant- 
werpen liat  trotz  der  grofsen  Produktion  keinen  achtstündigen 
itstag;  dagegen  existiert  ein  solcher  in  kleineren  üenossen- 
ten,  wie  in  der  „Concorde"  von  Houx  und  im  „Proletaire" 
von  Louvain,  Im  grofsen  und  ganzen  ist  natürlich  ein  ge- 
wisser Umfang  der  Produktion  eine  notwendige  Voraussetzung 
günstiger  Arbeitsverhältnisse  auch  io  den  genoösenachaftlichen 
Bäckereien;  dort,  wo  nur  in  der  Nacht  gearbeitet  wird,  und 
blofs  eine  Schicht  besteht^  da  ist  der  achtstündige  Arbeitstag 
fast  unmöglich,  herrscht  in  der  Hegel  die  zehuHtündige  Arbeits- 
zeit vor.  Dieselbe  Arbeitsdauer  finden  wir  auch  in  den  meisten 
katholischen  Genossensöchaften  ;  in  den  Beamtenkonsura vereinen 
läist  sich  keine  bestimmte  Arbeitszeit  feststellen,  jedenfalls  ist 
ie  eine  günstigere  als  in  den  Privatunternehmungen. 

Neben  den  Bik'kern  sind  noch  Austräger  in  den  Bäckereien 
häftigt.     Ihr  Lohn  ist  gewöhnlich  dem   der  Bücker  gleich^ 
ie    Arbeitszeit   aber  länger.     Oft   werden   sie   nach   der   ver- 
katit'ten  Quantität  bezahlt:  so  bekommen  die  Austi^äger  beider 
Genossenschaften    von   Charleroi,    der   socialistischen    und    der 
katholischen^    neben  einem  fixen  Lohn  noch   1  cent.  tur  jedes 
her  eine  bestimmte  Summe  verkaufte  Brot;  (und  zwar  fängt 
in  der  socialistischen   der  Zuschlag  bei  200  Broten  an,   neben 
einem   fixen   Lohn   von    4   fr,   30   cent,    in   der   katholischen 
bei    1800,    neben    einem    solchen    von    4    fr,).      Diese    Löhne 
önnen    nur    mit    den    hohen    Lölmen    der    skilled    labourers 
Igiens  verglichen  werden,  und  dabei  ist  zu  berücksichtigen, 
die  Austräger  nicht  zu  den  gelernten  Arbeitern  gehören: 
benso    wie    die    Bäcker     in     den     socialisti sehen    Genossen* 
haften  sind  diese  oft  Arbeiter  aus  anderen  Berufen,    welche 
rer  politiseben  Überzeugungen  wegen  frühere  Stellen  verloren 
iahen.     Eine  Forderung,  die  an  die  Arbeiter  der  socialistischen 
eno&senschaften  gestellt  wird,    ist   die  Zugehörigkeit  zur  ge- 
schäftlichen Organisation  und  die  Mitgliedschaft  beim  be- 
femlen    Konsumverein;    dadurch    werden    die    Beziehungen 
ischen  Genossenschaft  und  Gewerkschaft  gefördert,  und  der 
rbeiter  sorgt  für  seine  Interessen  als  Produzent  und  als  Kon- 
ment  — 

Wenden  wir  uns  von  den  Bäckereien,  wo  die  Arbeitsverhält- 
isse  in  den  Genossenschaften  mit  denen  der  individualistischen 
nternehmungen  gar  nicht  verglichen  werden  können,  zu  den 
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bei  zehnsUmdigem  Arbeitstag;  im  Caft5  derselben  Genossen- 
ichaft  werden  die  Kellner  bezahlt,  ohne  auf  Trinkgelder  an- 
gewiesen EU  sein,  sie  erhalten  50  cent.  pro  Stunde  und  arbeiten 
änrchscbnittlich  60  Stunden  wocltentUeli.  Vielleicht  verdienen 
lie  dabei  weniger  als  viele  Kellner  anderer  Restaurants,  aber 
ihr  Gehalt  ist  sicher,  und  die  überlange  Arbeitszeit,  die  im 
Kellnerberuie  sonst  vorherrscht,  ist  ihnen  unbekannt  — - 
m  Die  Gehälter  der  Ladenverkäut'erinneii  «Ind  zu  versteh teden, 
Kl  verglichen  werden  zu  können.  In  Brüssel  erhalten  sie  -— 
nach  persönlichen  Angaben  des  Ge  werk  verein  ssekretars  — 
40 — 75  fn  monatlich^  wobei  der  Arbeitstag  von  8  Uhr  früh 
bis  8,  9,  10  Uhr  abends  dauert.  In  der  Brüsseler  Genossen- 
schaft^ welche  vielleicht  melir  als  die  anderen  für  ihre  An* 
gestellten  tbut,  sind  die  Verhältnisse  ziemlich  dieselben :  die 
drei  ersten  Verkäuferinnen  erhalten  90  — 100  fr*  monatlich, 
die  sechs  zweiten  tiO — ^75  fr,  bei  zehnstündigem  Arbeitstag 
(von  8  Uhr  früh  bis  8  Uhr  abends,  mit  Efspause  von  2  Stunden). 
In  Gent  und  Antwerpen  sind  die  Gehitlter  der  Angestellten 
der  socialistiöchen  und  Beamten- Konsumvereine  ungeftlhr  die- 
«elben;  in  Oent  zahlt  der  ^Voornit"  14 — 24  fr.  wöchentlich, 
der  flChempostel**  (Beamten-Konsumverein)  3^ü  der  Verkaufs* 
«umnie  (50-— 90  fn),  in  Antwerpen  erhalten  die  Verkäuferinnen 
im  ^Werker"  (aocialistiseh)  21  fr.  wöchentlich,  im  Beamten* 
Konsumverein  die  erste  90  fr,  monatlich,  die  übrigen  anfangs 
>0  fr.»  mit  einem  monatlichen  Zuschlag  von  10  fr,  pro  Jahr, 
HS  das  Gehalt  90  fr,  beträgt,  —  Ein  demokratischer  Zug 
n  der  Lohnzahlung  ist  darin  zu  erblicken,  dafs  keine  grofsen 
unterschiede  in  den  Löhnen  verschiedener  Angestellten  be- 
itehen;  die  grofsen  socJalistisclien  Genossenschaften  beschäftigen 

te  grofse  Zahl  von  Arbeitern  und  anderen  Angestellten  (der 
ooruit"  Hiil,  die  „Maison  du  Peuple''  350)  und  keiner  kennt 
en  Gehalt  von  über  3000  fr.  —  Was  die  Gewinnbeteili- 
gung anbetriffl,  so  hat  sie  hier  nie,  wie  in  den  englischen  Ge- 
lossenee haften ,  eine  Streitfrage  gebihlet.  Wo  sie  besteht  (in 
ler  „Maison  du  Peuple"  2*  2*^0,  im  „Progres"  1  ^  u,  in  einigen 
tlcineren  Genossenschaften  3-  -7  *',o),  wird  sie  als  Gratirtkation 
betrachtet  und  bildet  dann  einen  unbedeutenden  Zuschlag  zum 
[ixen  Lohn ;  die  Arbeiter  werden  als  Genossenschafter  zugezogen 
l&d  participieren  als  solche  an  den  Gewinnen. 
■  Im  allgemeinen  kann  über  die  Arbeitsverhältnisse  der 
Ifelgischen  Konsumvereine  gesagt  werden,  sie  seien  überall 
dort  günstiger  aU  in  den  Privatunternehmungen,  wo  die 
Genossenschaften  sich  gut  entwickelt  haben »  d,  h.  wenn  die 
Verkaufserlöse  gröfser  werden ,  suchen  die  Konsumvereine 
auch  ihre  Arbeiter  in  günstigere  Verhältnisse  zu  stellen,  so 
hauptsächlich  in  den  Bäckereien.  Die  Lf3hne  verschiedener 
Heimarbeiter  und  Heimarbeiterinnen,  Laden  Verkäuferinnen  etc. 
wenn    auch    h<Jher    als    sonst    üblich,     oft    nicht    ge- 
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nügend.  Es  ist  aber  ganz  unmöglich,  den  Genossenschaften 
dieserhalb  einen  Vorwurf  zu  machen ,  denn  als  kommerzielle 
Unternehmen  müssen  sie  sich  den  allgemeinen  Konkurrenz- 
verhältnissen anpassen.  Die  inmier  gröfsere  Entwickelung  der 
Konsumvereine  lälBt  die  Möglichkeit  zu,  immer  gröfsere  Kreise 
der  Arbeiter  in  bessere  Arbeitsverhältnisse  zu  versetzen.  Die 
Behauptung  aber,  dafs  die  Arbeiter  der  socialistischen  Ge- 
nossenschaften einen  Eifer  zeigen,  wie  sie  es  gewöhnlich  nicht 
thun,  und  dafs  nur  diesem  Umstände  die  Gewinne  zu  ver- 
danken seien,  welche  trotz  kurzem  Arbeitstag  und  hohen 
Lohntarifen  erzielt  werden*,  kann  nicht  aufrecht  erhalten 
werden.  Es  wird  im  Gegenteil  geklagt,  eine  beträchtliche  Zahl 
Arbeiter  mifsbrauche  die  gröfsere  Freiheit,  welche  von  den 
Genossenschaften  gewährt  wird,  und  dieser  Umstand  hält  oft 
von  der  Gründung  neuer  Werkstätten  ab.  — 


'  Vergl.  Hubert-Valleroux  in:   j^conomiste    francais,    1892,   I, 
p.  425—427. 


IIL  Die  Genossenschaften  der  Produzenten. 


Es  ist  schon  bemerkt  worden,  dafs  die  ersten  Genossen- 
schaften Belgiens  Produzentengenossensehaften  waren,  welche 
ihre  Gründung  den  aus  Frankreich  emigrierten  Arbeitern  ver- 
dankten; aber  sie  bestanden  nur  kurze  Zeit  und  lösten  sich 
bald  auf.  Auch  in  den  siebziger  Jahren  sollen  einige  existiert 
haben;  eine  Druckerei  wird  genannt  und  wenige  andere  wie 
die  ^association  ouvriere  des  portefeuilliates**  und  die  „asso- 
ciation  ouvriere  des  batisseurs  ,  von  denen  aber  später  nichts 
mehr  verlautet.  Produzentengenossenschaften  der  Gegenwart 
werden  in  der  Litteratur  kaum  erwilhnt,  selbst  die  allerneuesten 
Werke  berichten  immer  nur  von  denselben  mifslungenen  Ver- 
suchen ^  und  es  scheint  daher  eine  ausführlichere  Darstellung 
berechtigt  zu  sein  *. 

Eine  Statistik  dieser  Genossenschaften  stöfst  auf  zwei 
Schwierigkeiten,  deren  erste  auf  der  mangelhaften  Ge- 
setzgebung beniht»  Das,  was  unter  dem  Namen  ^societe 
coop^rative  de  produetion**  vom  „Älonitcur*"  registriert  wird, 
hat  oft  ebensowenig  mit  der  GenosÄcnscbaft,  wie  mit  der 
Produktion  zu  thun.  Jede  Verlagsbuchhandlung,  jede  Zeit- 
schrift, welche  sich  unter  der  Form  der  Genossenschaft  kon- 
stituiert hat,  wird  als  solche  bezeichnet.  Kine  Gesellschaft^ 
die  Automaten  mit  Schokolade  zu  wohlthätigen  Zwecken  auf- 
stellt (^Les  enfants  martyrs**  in  Brüssel)»  befindet  sich  in  der- 
selben Kategorie,  Die  Beispiele  lassen  sieh  häufen ,  es  dürfte 
aber  schon  aus  den  angeführten  hervorgehen,  dals  die  offi- 
zielle Art  der  Registrierung  nur  ein  sehr  undeutliches,  ja 
falsches  Bild  der  Wirklichkeit  giebt^.  Die  zweite  Schwierig- 
keit besteht  darin,  dnfö  die  Statistik  blofs  die  Gründung  fest- 
stellt, über  das  weitere  Bestehen  aber  keine  Auskunft  giebt 
Da  gerade  die  Produzentengenossenschaften  eine  höchst  kunse 
Lebensdauer   haben,    kann    man    von    der  Gründung  auf  die 


*  Folgendes  auf  Grund  einer  Peraonaleaquetc. 

■  So  werden  von  der  ^Revue  da  travail"  rör  das  Jahr  1899  24  neu- 
gegrüodete  Produzentengenosflenschaften  angeführt  ^  eine  voUst&ndig 
ülodoritche  Zahl 
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Existenz  unmöglich  schliefsen.  Es  müssen  daher  die  Lebeni- 
zeichen  einer  offiziell  existierenden  Qenossenschaft  aufgesucht 
werden,  was  nicht  immer  möglich  ist.  Eine  mögliche  Un^oU- 
ständigkeit  der  nachstehenden  Schilderung  mag  durch  dieK 
Schwierigkeiten  entschuldigt  werden. 

G.  de  Greef  hat  in  einem  speciellen  Bericht  an  die 
„section  dMconomie  sociale"  der  Pariser  Weltaasstellung  von 
1889  zehn  belgische  Produktivgenossenschaften  genannt  ^  Der 
Verfasser  war  sich  leider  darüber  nicht  klar,  dafs  drei  davon 
blofs  Produktivabteilungen  von  Konsumvereinen  und  zwei 
Zeitschriften- Verlagsanstalten  waren,  welche  sich  lediglidi 
die  gonossenschaftliche  Form  beigelegt  hatten,  so  dafs  alw 
nur  die  Hälfte  in  seinen  Bericht  hineingehörte.  Es  sind  drei 
Buchdruckercien ,  von  denen  die  eine  zur  Zeit  nicht  mehr 
existierte,  eine  Schneiderwerkstatt  und  eine  landwirtschaftliche 
Genossenschaft,  welch  letztere  uns  hier  nicht  interessiert.  £i 
ist  also  wahrscheinlich ,  dafs  es  um  diese  Zeit  nur  ganz  ver- 
einzelte Produzentengenossenschaften  gegeben  hat,  und  wir 
können  annehmen,  dafs  die  jetzt  existierenden  nicht  vor  dem 
letzten  Jahrzehnt  entstanden  sind.  Es  sind  seit  1890  gega 
30  Genossenschaften  gegründet,  welche  als  Produzenten- 
genossenschaften  in  dem  früher  erörterten  Sinne  betrachtet 
werden  können,  d.  h.  als  Genossenschaften,  die  dem  Intereue 
der  darin  beschäftigten  Arbeiter  dienen.  Damit  werden  von 
vornherein  alle  diejenigen  ausgeschlossen,  welche  nur  juristiBdi 
als  Genossenschaften  organisiert  sind  —  so  15  Zeitschriften- 
Verlagsanstalten  —  und  auch  die,  welche  von  bestimmtet 
Gruppen,  sei  es  als  Konsumenten  (Konsumentengenossen- 
schaften),  sei  es  nur  als  Kapitalbesitzer  (Aktiengesellschaften) 
gegründet  worden  sind ;  in  aiese  letztere  Kategorie  gehören  die 
schon  besprochenen  Bierbrauereien,  welche  irrtünilieherweiae 
z.  B.  von  der  ,,  Statistik  des  internationalen  Verbandes*"  ab 
Produktivgenossenschaften  aufgefafst  werden  ^. 

Während  die  belgischen  Konsumvereine  einen  so  einheit- 
lichen Typus  aufweisen,  dafs  es  für  bestimmte  Gegenden  ge- 
nügt ,  einige  kennen  zu  lernen ,  um  ein  Gesamtbild  der  6e- 
uossenschaftsbewegung  zu  erhalten,  so  ist  hier  das  gerade 
Gegenteil  zu  konstatieren.  Ein  einheitlicher  Typus  fehlt,  jede 
Genossenschaft  ist  nach  eigener  Art  und  Weise  oi^anisieil, 
und  alle  gehören  den  verschiedensten  Produktionszweigen  an. 
Wir  finden:  sieben  Buchdruckereien,  sechs  Schuhmachereien, 
vier  Genossenschaften  in  der  Textilindustrie ,   drei    der  Stän- 


^  Participation  aux  b(^u<^fices  et  associations  ouvriöres  de  pn>- 
diictiou,  1889. 

'  Statistik  der  genossenschaftlichen  Vereine  in  verschiedeMi 
Landern.  Zusammengestellt  vom  statistischen  AuBBcbuTs  der  intematkh 
ualen  genossenschaftlichen  Vereinigung.    London  1898. 
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metse,  zwei  „Saboteries" ,  zwei  Genossenschaften  der  Tabak- 
und  CigarrenarbeitGr^  zwei  der  Tischler  und  Z immer leute,  eine 
Diamantcnschieilerei ,  eine  Klempnerei,,  eine  Konditorei,  eine 
Werkstatt^  wo  künstliche  Blumen  gemacht  werden,  zwei  Ge- 
liossensehaften  der  Schneider-   — 

Wenn  wir  das  Scliickaal  dieser  Genosseoschaften  verfolgen, 
ist  zunllchst  festzustellen,  ditfs  trotz  der  Kürze  des  in  Be- 
ht  kommenden  Zeitraums  viele  sich  schon  wieder  auf- 
eiöst  haben.  Von  den  sechs  Schubmac!iergenoaseri8chaften 
steht  heule  nur  noch  eine  einzige,  von  den  drei  Bau- 
littcldereien  hat  sich  ebenfalls  nur  eine  crlialten,  die  beiden 
Bclnjeidergcnossenschaften  existieren  nicht  mehr,  und  gleielier- 
eise  ist  die  Diajoantenschletferei  eingegangen.  So  ist  die 
ahl  der  bestehenden  wesentlich,  nfimlich  auf  ^/b  der  gegrün- 
deten, reduziert,  und  es  bleibt  zu  untensuchen,  welche  Lebena- 
Ikhigkeit  diese  noch  existierenden  aufweisen. 

1,    Die    B  u  c  h  d  r  u  c  k  e  r  e  i  e  n.      Nach    ihrer    Zahl    und 
elativen  Bedeutung  kommen  sie  an  erster  Stelle  in  Betracht, 
SEs  ist  nicht  nur  Belgien,  wo  die  Buchdrucker  sich  erfolgreich 
[«onosscnsc haftlich   zu    organisieren    versucht    haben ,    auch    in 
Ititlien    rindet    man    Beispiele    gelungener    genossenschaftlicher 
Organisation.      Man   sucht   dies   damit   zu   erklären,    dafs  die 
Buchdrucker  zu  den  unterrichtetsten  Arbeitern  gehören ,   dafs 
iliiü   Gewerbe   sehr   einfacher  Art   ist^    keinen   grofsen   Unter- 
hied    in    der   Arbeit    zuläfst  *.      Diese    Gründe    spielen    eine 
olle  —  ist  ja   auch    die   Oewerkschaftsorganisation    hier   ge- 
röhnlich    die    stärkste  — ,  für  Belgien    aber   kommt   noch   ein 
ipecieller    Grund    in  Betracht    und    zwar   ein  politischer.     Die 
Dciaiistische  Partei  hatte  im  Anfang  ihrer  Entwickelung  ganz 
besondere    Schwierigkeiten,     ihre     Propagandaschriften     drm 
*ublikum  zugänglich  zu  machen^  da  private  Druckereien  sich 
reigerten,  dieselben  zu  drucken.     So    wurde   gewiihnlieh   ver- 
lücht,  mit  eigenen  Kräften  auszukommen,   und  mit  Hülfe  einer 
Iai*chine    und    einiger   gleiehgesiontcr   Arbeiter    wurde    auch 
Jles  Nritige  hergestellt.    So  entstanden  Druckereien,  die  weder 
ilnen  bestimmten  Besitzer,  noch  eine  bestimmte  Firma  hatten ; 
iber  in  Fällen  von  Prefsvergehen ,    wo    es   zur  Anklage  kam» 
»rar  man  gezwungen,   einen  Inhaber  austindig  zu  machen,  um 
eschlagnahmungen  zu  verhüten,    und  da  griff  man  dann  ge- 
wöhnlich zur  GeüossenschaftstbruL     Auf  diese  Weise  entstanden 
Bnossenschaftliche  Druckereien  ^    welche  anfangs  blofs   Partei- 
Psw ecken  dienten,  in  denen  nur  Parteiorgane  gedruckt  wurden, 
und  die  erst  später  andere  typographische  Arbeiten  herstellten. 
In   die^e   Kategorie    der   Druckereien    gehört    die    „Volks* 
d r  11  k k € r y **  in  Gent    Sie  wurde  Mitte  1897  gesetzlich  kon- 
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ßthuiert,  nachdem  feie  schon  längere  Zeit  unter  verschiedenen 
privaten  Firmen  gegangen  war.  Das  Gründungskapitai  be- 
trug 20000  fr,  und  wurde  durch  Emittierung  von  Anteilen 
4  10  tr.  beschafft.  Diese  Anteile  tragen  den  Charakter  einer 
unverrinöliehen  Anleihe,  welche  bei  gleiehgesinnten  Partei- 
genossen aufgenommen  ist,  denn  obgleich  ein  Zinsfufs  von 
2**ü  feätgesetzt  wurde,  hat  noch  bis  jetzt  niemand  Anspruch 
darauf  erhoben,  und  die  Gewinne  kommen  immer  Partei* 
zwecken  zugute.  Den  Statuten  gemäfs  werden  50**o  der  Ge* 
winne  fär  Parteizwecke  verwendet ,  40  *^  a  fliefsen  in  den 
Reservefonds  und  werden  zu  Amortisationen  benutzt,  während 
bloi»  10*^0  an  die  Mitglieder  zur  Verteilung  gelangen.  Die 
Zahl  der  letzteren  nimmt  dennoch  zu;  es  waren  40  bei  der 
Gründung,  jetzt  sind  es  80;  von  den  32  thätigen  Arbeitern 
sind  blofi*  sieben  Mitglieder.  Der  Umsatz  erreichte  im  letzten 
Jahre  50000  ir,y  der  Reingewinn  dagegen  nur  die  höchst 
minimale  Summe  von  500  fr. 

Ganz  ebenso  ist  die  Druckerei  in  Löwen  „  Excel  sior* 
organisiert,  deren  Statuten  direkt  dem  Geuter  Muster  nach- 
gebildet sind.  Trotz  kürzeren  Bestehens  betrug  der  Rein- 
gewinn im  verflossenen  Jahre  Über  600  fr.  —  Man  sieht, 
dafs  bei  den  Druckereien  dieser  Art  die  Interessen  der  be- 
teiligen Arbeiter  blofs  einen  Nebenzweck  bilden.  Wenn  die 
Arbeiter  hier  auch  besser  bezahlt  werden  als  in  den  Privat» 
d ruckereien,  m  geschieht  das  in  anderen  soeialistischen  Unter- 
nehmungen ebenfalls.  Was  hier  bezweckt  wird,  ist,  das 
Drucken  der  Parteiorgane  zu  erraöglichen,  und  andere  Arbeiten 
werden  nur  übernommen,    um  die  Kosten  hierfür  zu  decken. 

Anders  sind  die  Druckereien,  welche  keine  Partei  zwecke 
verfolgen,  wenn  ihre  Mitglieder  auch  einer  bestimmten  Partei 
angehören. 

Die  „Iraprimerie  dconomique  d' Ix  eil  es"  gehört 
zu  den  ältesten;  sie  besteht  seit  1693  und  wurde  mit  einem 
Kapital  von  67  000  fr.  gegründet.  Bei  der  Gründung  waren 
4  Buchdrucker  in  der  Genossenschaft  beschäftigt;  jetzt  ist  die 
Arbeiterzahl  auf  40  gestiegen,  von  denen  aber  blols  die  ersten 
4  Mitglieder  sind,  wälirend  die  übrigen  als  Lohnarbeiter  be- 
schäftigt werden.  Aufserdem  zählt  die  Druckerei  noch 
15  Mitglieder,  welche  nicht  in  der  Genossenschaft  beschäftigt 
sind.  Die  Anteile  lauten  über  je  100  fr,  und  —  nach  uns  ge- 
wordenen persönlichen  Mitteilungen  —  sollen  keine  Schwierig- 
keiten gemacht  werden,  falls  neue  Mitglieder  beitreten  wollen. 
Es  ist  unverstilndlieh,  warum  die  Arbeiter  dann  nicht  bei- 
treten, denn  bei  einem  Ummitz  des  letzten  Jahres  von 
90  000  fr.  betrug  der  Gewinn  12  000,  was  doch  anziehen 
könnte.  Jedenfalls  ist  gegenwärtig  blofs  der  zehnte  Teil  der 
Arbeiter  an  diesem  Gewinne  beteiligt,  während  die  übrigen 
Genossenschafter  dem  Betriebe  ferne  stehende  Personen  sind: 
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es  handelt  sich  in  diesem  Falle  also  mn  ein  in  der  Hauptsache 
kupitalistischeä  Unternehmen. 

Die  Druckerei  in  Antwerpen  „De  Voorzorg 
Ou! Harns  &  Co/  wurde  1894  formell  konstituiert,  Der 
Zusatz  „&  Co.**  wurde  gewählt,  weil  das  Publikum  Qenossen- 
Ächaften  gegenüber  ein  gewisse»  Mirstrauen  hegte*  Das  Ziel 
bei  dieser  Gründung  war,  einen  Pensionsfonds  ftir  die  Gewerk- 
schaft der  Buchdrucker  zu  schaffen^  und  demgemäfs  werden 
alle  Gewinne  zu  diesem  Zwecke  verwendet.  Mitglieder  sind 
aUe,  die  der  Gewerkschaft  angehüren*  Daraus  folgt  einer- 
seits, dafs  alle  in  der  Genossenschaft  besehtiftigten  Arbeiter 
Mitglieder  sind,  da  nur  gewerkschaftlich- organisierte  angestellt 
werden j  andererseits  aber  ist  die  Mitgliedschaft  für  diese  mit 
keinen  besonderen  materiellen  Vorteilen  verbunden.  Gegen- 
wärtig sind  15  Arbeiter  beschäftigt,  die  ebenso  wie  die 
Mitglieder  der  Gewerkscliaft,  welche  in  anderen  Druckereien 
thätig  sind,  am  Emporkommen  der  Genossenschaft  inter- 
essiert sind. 

Die  Druckerei  in  Lüttich  „rimprimerie  coopi- 
rative*  wurde  1894  gegründet  und  gehört  of^ziell  der  Arbeiter- 
partei an.  Auch  hier  wird  die  Dividende  nicht  unter  die  Anteil- 
besitzer veiteilt.  Die  Anteile,  die  hei  der  Gründung  gezeichnet 
wurden,  werden  statutenge mitfs  als  unverzinsliche  Anleihe  be- 
trachtet, und  die  Gewinne  dienen  teilweise  dazu,  dieses  Kapital 
zu  tilgen ;  statutengeniäfs  werden  80  **  o  dem  Reservefonds 
überwiesen  und  20  ^'  *»  zur  Einlösung  der  Anteile  verwendet 
So  wird  die  Druckerei  mit  fler  Zeit  in  den  alleinigen  Besitz 
der  beteiligten  Arbeiter  übergehen;  die  weitere  Entwickelung 
hängt  von  den  späteren  Statuten  ab,  welclie  die  Beteiligung 
der  Mitglieder  am  Gewinn  auf  verschiedene  Weise  regeln 
können.  Bis  jetzt  wurde  die  jährliche  Bilanz  bei  höheren 
Löhnen  und  kürzerer  Arbeitszeit  als  ortsüblich  in  der  Regel 
mit  einem  Gewinn  von  über  oOOO  fr,  abgeschlossen*  Die 
Arbciterzald  betragt  jetzt  16  (alle  Mitglieder),  während  anfangs 
nur  3  beschäftigt  werden  konnten. 

Aiieb  das  Schicksal  der  beiden  jüngst  gegründeten 
Druckereien  in  Mons  und  Morlanvelz  ist  nicht  vorauszusehen. 
Die  „Iniprimerie  co  operative"  von  Mons  existiert 
seit  einem  Jahre,  Anlafs  zur  Gründung  gab  die  wenig  gün- 
«tige  Lage  der  Buchil rucker  in  der  Gegend,  deren  gewerk- 
schaftliche Organisation  schwach  Ist,  und  deren  Löhne  unter 
den  tarifmäfaigen  Sätzen  bleiben.  Der  Gedanke  —  die  Ge- 
nossenschaft nur  mit  IliUfe  von  Fachgenoasen  zu  gründen  — 
mufste  aufgegeben  werden,  da  er  unter  den  Buchdruckern 
keinen  Anklang  fand*  So  sind  zwar  alle  beschäftigten 
Arbeiter  G  —  Mitgb'eder,  viel  mehr  Mitglieder  aber  —  ^2— 
Stichen  aufserhalb  der  Genossenschaft,  Die  Genossenschafter 
erhalten    35  **/o    des    Gewinns,    die   Arbeiter    aufserdem    noch 
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lO**/0;    für    Parteizweeke    werden    9  **/o    \^erausgabt.    —    Da«  j 
erste  Geschäftsjalir  hat  relativ  günstige  iifiit  einem  Gewinn  von 
1687    fr.    abgeschlossen.     Die    Huuptklage   ist  Kapitalmangel, 
während    für   Kundseliaft   einigermafson  gesorgt    ist,    da   viele 
Genossenschaftftn  des  Borinage  ihre  Bestellungen  hier  machen, 

2.  Von  vielen  Schustergenossensehaften,  welehe  gegründet , 
worden  sind,  bestellt  jetzt  nur  noch  eine  einzige  —  die] 
Union  des  cordonniers  in  Brüssel*,  eine  hat  sich 
unseres  Wissens  in  eine  Aktienkonimanditgeöellschaft  ver- 
wandelt (Chaj'lerui),  und  die  übrigen  sind  gänzlich  ver- 
geh  wunden  Die  Genossenschaft  besteht  seit  1896,  nachdem 
ein  erster  Versuch  1893  nach  7*/a  Monaten  gescheitert  war* 
Grofse  Schwierigkeiten  raufaten  liberwunden  werden,  und  die 
ersten  Jahre  schlössen  mit  einem  Deficit.  Die  Organisation 
ist  die  folgende:  die  Anteile  lauten  auf  je  100  fr.  und  werden 
rait  2  **/ü  verzinst;  nach  Abzug  dieser  Dividende  und  eines 
bestimmten  Prozentsatzes  <25  **/«)  für  den  Reservefonds»  wird 
der  Rest  des  Gewinnes  unter  die  Leiter  (8  ^^u),  d?e  MitgHeder, 


welche   der  Administration 


angehören 


(25  ^io),    die  Mitglieder 


überhaupt  als  zweite  Dividenden-Rate  (12  %)  und  die  im 
Atelier  beschäftigten  Mitglieder  (55  **  o>  verteilt.  Man  steht 
daraus,  dafs  am  meisten  die  arbeitenden  Mitglieder  begünstigt 
werden,  was  dem  Genossenschaftsprinzip  vollkommen  entspricht. 
Aber  die  Aufn^ihme  dieser  Mitglieder  wird  jetzt  beschränkt, 
und  man  weigert  sich,  neue  zuzulassen.  Begründet  wird  diese 
Mafsnahme  damit,  dafs  man  weitere  Mitglieder  in  die  Geschäfts- 
geheimnisse nicht  einweihen  wolh?,  aufserdem  findet  man  die 
jetzigen  Arbeiter  nicht  reif  genug,  um  an  der  Geschäftsführung 
teilnehmen  zu  kiVrinen.  Wie  es  auch  sein  mag,  gegenwärtig 
schliefst  sich  die  Genosaenscliaft  ab:  von  ihren  29  Arbeitern 
sind  blofs  15  Mitglieder.  Charakteristisch  ist,  dafs  gerade  jetzt 
der  Zutritt  anderen  erschwert  wird,  wo  man  anfängt,  Gewinne 
zu  erzielen  —  Kapitalmangel  und  das  Fehlen  von  geschultem 
Personal  bilden  die  Hauptschwierigkeiten.  Bei  der  grofseii 
Ausdehnung  der  Fabriken  im  Schuhmachergewerbe  fitllt  die 
Konkurrenz  besonders  schwer.  Eine  Anleihe  von  40  000  tV,^ 
die  vor  kurzem  aufgenommen  wurde,  ermöglichte  die  An- 
schaffung einiger  Maschinen.  Die  Genossenschaft  ist  im  Berits 
von  verschiedenen  Losen,  und  die  Hoffnung,  das  grofse  Los 
zu  gewinnen  und  damit  den  Betrieb  zu  erweitern,  stärkt  die 
Leiter  in  ihrer  recht  mühevollen  Arbeit. 

3.  Auch  die  Bautischler  ei  befindet  sich  in  Brüssel, 
Ein  Versuch  in  Löwen  scheiterte,  ebenao  in  Lüttich.  Die 
Brtisseler  Genossenschaft  „les   menuisiers-cbarpentier» 
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reunis"  wurde  1896  gegründet.  Ein  grofaer  Streik,  der 
zur  Zeit  ausbrach,  endete  mit  füiiem  Hiege  der  Arbeiter^  und 
eine  Summe  von  20  000  \\\,  die  vom  Unterstützungöfonds 
übrig  blitsb,  wurde  zur  Grund img  dur  Geoosseusehiift  ver- 
wendet. Die  schwerste  Frage  der  Kajutalbeschaffung  war 
damit  gelöst,  und  die  Genossen scbaft  hatte  es  nicht  orHig, 
Anleilien  zu  machen  oder  Mitglieder  der  Kaijitalbesehaffung 
halber  aufzunehmen*  Es  ist  diejenige  Genossenschaft,  die  am 
wenigsten  zu  leiden  hatte  und  sieh  zu  einer  recht  grofsen 
Werkstatt  mit  Dampfbetrieb  entwickelt  hat.  Die  beiden 
Hauptschwierigkeiten  -  Mangel  ao  Kapital  und  Kundschaft  — 
waren  hier  überwunden,  denn  das  Kapital  war  von  Anfang 
an  da,  und  als  einzige  social  istische  Bautischlerei  erhielt  sie 
auch  liald  Arbeiten  vr>n  anderen  GenosseDschaften.  Ver- 
schiedene ^Maisous  du  Peuple"  wurden  von  ihr  erbaut  Die 
Genossen acliaft  ist  mit  der  Gewerkschaft  eng  verbunden,  der 
30  "ü  der  Gewinne  zufliefsen ;  5  **/ü  von  letzteren  erhalten  die 
in  der  Genossenschaft  beschäftigten  Arbeiter,  und  das  übrige 
wird  für  den  Reservefonds  der  Genossenschaft  und  einem 
Versicherungsfonds  ihrer  Arbeiter  überwiesen.  Sämtliche 
Arbeiter  müssen  der  Gewerkschaft  angehören  und  sind  olme 
Ausnahm*^  Mitglieder  der  Genoasenschaft,  Es  werden  gegen- 
wÄrtig  deren  SO  in  der  Werkstatt  beschäftigt.  Die  Mitglieder- 
xahl  beträgt  54,  und  wenn  fast  die  Hälfte  davon  zur  Zeit  in 
anderen  Betrieben  thätig  sind,  so  kommt  es  daher,  dafs  die 
Genossenschaft  augenblicklich  nicht  mehr  Arbeiter  beschäftigen 
kann.  Man  hofft  aber,  später,  wenn  eine  grofaere  Zahl  Arbeiter 
erforderlich  sein  wird,  alle  Genossenschafter  in  der  eigenen 
Werkstatt  beschäftigen  zu  können,  denn  alle  Mitglieder  ge- 
hören dem  Ti seh lerge werbe  an.  Die  Jahresumsätze  steigen  er- 
heblich (42  000  fr.  im  ersten  .Semester,  72  000  im  nächsten)^ 
80  dafs  eine  weitere  gedeihliche  Entwickelung  nicht  unmiiglich 
erscheint. 

4.  Die  genossenschaftliche  Konditorei  in 
Brüssel  —  „TUnion  des  Confiseurs"  existiert  seit 
einem  Jahrzehnt  und  hat  während  der  ganzen  Zeit  nur  trübe 
Tage  gesehen*  Sie  wurde  1890  gegriindet  und,  obgleich  sie 
selbständig  organisiert  war,  gehörte  sie  de  facto  der  Gewerk- 
schaft: nur  Mitglieder  dieser  knntiten  Anteile  in  der  Genossen- 
schaft besitzen,  sie  hatte  das  Gründungskapital  zur  Hälfte 
hergegeben,  und  die  Gewinne  flössen  inagesamt  an  sie  ^  Jetzt 
&ind  die  beiden  Organisationen  voneinander  vollständig  unab- 
hängige ja  es  bestehen  sogar  wenig  freundachaftliclie  Be- 
ziehungen zwischen  ihnen.  Die  Ursache  der  Spaltung  ist 
charakteristisch  ftir  die  feindliche  Haltung,  welche  die  Unter- 


>  Vergl.  iiuch:  Vaudervetde,  Enquete  sitr  les  assocmtions  pro- 
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neiimer  den  Produkt! vgenosseiiischaften  gegenüber  einnehmen. 
Aus  Furclit  vor  der  Konkurrenz  der  neuen  Genossenschaft 
wollten  die  Unternebmer  ihren  Arbeitern  verbieten ,  der 
Gewerkschaft  anzugehören,  welche  die  Genosäenschaft  unter* 
stützte j  und  um  die  Gewerkschaftsorgan iaation  nicht  zu 
öcbudigen,  histe  sieh  die  Genossenschaft  ab.  Bis  jetzt  hat 
letztere  keine  Erfolge  zu  verzeichnen,  denn  sie  kann  nicht 
einmal  höhere  Löhne  als  die  Privatunternchmungen  zahlen. 
Es  werden  20  Arbeiter  beschäftigt,  von  denen  14  angestellte 
Hülfsarbeiterj  5  Mitglieder  sind.  Der  Mangel  au  Kundschaft 
bietet  die  Hauptschwierigkeit,  es  wird  namentlich  darüber 
geklagt,  dafs  die  socialistischen  genossenschaftlichen  Kolonial- 
warenlädeu  wenig  von  der  Konditorei  bezieben;  aufser  fehlender 
Unterstützung  leidet  die  Genossenschaft  auch  durch  die  grofsen 
Fabriken  Brüssels,  welche  die  Konkurrenz  aufs erord entlich 
erachweren*  Die  wenigen  Arbeiter,  welche  am  Gedeihen  der 
Genossenschaft  interessiert  sind,  bedauern  lebhaft  die  Grün- 
dung einer  eigenen  Werkstatt. 

5.  „Les  fleuriates  r^unis**  sind  eine  Genossenschaft, 
welche  Kunstblumen  und  Kränze  verfertigt,  Anlafs  zur  Grün- 
dung gab  eine  Arbeiteraussperrung.  Die  traurige  Lage  der 
Arbeiter  dieser  Branclic,  welche  teils  in  Werkstätten  der  Unter- 
nehmer, teils  als  Heimarbeit<.T  bejichäftigt  werden,  liefs  den 
Plan  einer  guwerkschiiftlicheii  ürganisation  entstehen,  und  als 
eine  solche  zu  stände  gekommen  war,  wurden  die  Hauptführer 
entlassen.  Durch  Gründung  einer  Genossenschaft  sollten  diese 
Arbeitslosen  wieder  Beschäftigung  erhalten,  und  gleichzeitig 
lioffte  man,  mit  der  Zeit  bessere  Arbeitsv^erhältniase  einführen 
und  dadurch  auch  einen  Druck  auf  die  Unternehmer  ausüben 
zu  können.  Verschiedene  Privatpersonen  hatten  Sympathie 
für  die  8ache,  und  der  gröfste  Teil  der  Anteile  wurde  von 
ihnen  gezeiehnet  Hieben  Arbeiter  traten  in  die  neue  Ge* 
nossenseliaft.  Man  Hng  mit  Anfertigung  von  Kränzen  an,  eine 
Brauche,  die  in  Brüssel  nur  durch  zwei  Unternehmungen  ver- 
treten war»  und  in  der  die  Konkurrenz  aufgenommen  werden 
konnte.  Da  die  Arlxiits Verhältnisse  hier  besser  waren,  und 
namentlich  höhere  Löhne  gezahlt  wurden,  strömten  der  Ge- 
noBsenschaft  mehr  Arbeiter  zu,  als  sie  nötig  hatte,  und  nach 
einem  Mtaiat  zählte  sie  deren  über  20.  Aber  leider  waren 
viele  davon  sich  ihrer  Pflichten  nicht  bewufst,  sie  arbeiteten 
nicht  gewissenhaft  genug  und  mufsten  deshalb  im  Interesse  der 
Genossenschaft  teilweise  entlassen  werden.  Auch  die  kauf- 
raännisehe  Seite  bot  den  ganz  unerfahrenen  Arbeitern  viele 
SchwiL^rigkeiten,  bis  sich  vor  kurzem  ein  erfahrener  Buch- 
halter ihrer  annahm.  —  Gegenwärtig  sind  zehn  Arbeiter  in 
der  Werkstatt  beschäftigt,  unter  ihnen  vier  Mitglieder.  Auch 
hier  bringt  die  Mitgliedschaft  aufser  dem  Stimmrecht  keine 
materiellen  Vorteile»  denn  die  Gewinne  sollen  teils  zur  Schulden- 
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tilgung»  teils  zur  Förderung  der  Gewerkschaft:*-  und  HültV 
kasde  verwendet  werden,  5  **  w  sind  den  Arbeitern  zugedacht. 
Bis  jetzt  sind  jedoch  noch  keine  Gewinne  erzielt  worden.  — 
Ob  diese  junge  Genossenschaft  lebensfähig  ist?  Einerseits  ist 
bei  der  einfachen  Produktion  und  dem  wenig  entwickelten 
Orofsbetriebe  der  Branche  ein  Bestellen  raöglieh ,  andererseits 
ächefnt  aber  die  Betriebsform  wenig  vortciüiaft  zu  sein.  Bei 
den  Privatunternehmern  beruht  der  Gewinn  auf  dem  Sweatjng, 
darauf  will  und  kann  die  Genossenschaft  sicli  nicht  einlassen. 
Man  hatte  versucht ^  Blumen  und  Bliltter  für  Kriluze  in  der 
Werkstatt  anzufertigen,  mufste  es  aber  aufgetien,  da  bei  höher 
;^ezalilten  Löhnen  die  niedrigen  Preise  der  Konkurrenten  nicht 
beibehalten  werden  konnten;  jetzt  werden  sie  bei  kleinen 
Zwischennieistern  fertig  gekauft.  Charakteristisch  ist,  dafa  die 
Genossenschaft  den  Zwischennieistero  voi'gesclilagen  hat,  höhere 
Preise  anzusetzen  und  den  Arbeitern  höhere  Löhne  zu  zahlen, 
aber  bei  der  grofsen  Konkurrenz  der  Zwischenmeister,  welche 
ihrerseits  von  den  Verlegern  exploitiert  werden,  ist  dieser 
Vorschlag  nicht  zur  Ausfuhrung  gelangt,  und  die  Genossen- 
schaft sieht  sich  bis  jetzt  aidser  stände,  ihre  Reformphlne  zu  ver- 
wirklieben. Die  Mitglied<^r  sind  von  den  besten  Vorsätzen  be- 
seelt, sie  sind  es,  welche  die  Gewerkschaft  ins  Lehen  gerufen 
haben,  aber  zu  einer  Reorganisutinn  der  Heimarbeit  reichen 
ihre  Kräfte  bislang  nicht  zu;  solange  die  hausindustriclle  Re- 
triebsform  in  der  üblichen  Form  besteben  bleibt,  wird  die  Ge- 
nossenschaft entweder  selbst  zum  Sweating  greifen  müssen 
oder  in  der  Konkurrenz  untergehen* 

6.  Über  die  genossenschaftliche  Organisation  der  Tabak- 
and  Cigarrenarbei  ter  genützt  es,  einige  Worte  zu  sagen, 
da  diese  sich  noch  in  ihrem  Anfangsstadium  befindet.  In 
Brlissel  besteht  die  „  C  o  o  p i^'  r a  t  i  v  e  des  t  a  b a  c  s "",  wo  Kau- 
tabak verarbeitet  wird,  in  Alost  der  „T  a  b  a  k  s  w  e r  k e  r  b  o  n  d  " , 
wo  Cigarren  fabriziert  werden.  Die  erste  ist  nicht  von  Tabak- 
arbeitern gegründet,  vielmehr  haben  die  CO  Sfitglieder,  welche 
der  Genossenschaft  angehören,  mit  der  Produktion  nichts  xu 
tbun ;  es  wird  nur  ein  einziger  Arbeiter  beschäftigt»  und  dieser 
ist  merkwürdigerweise  nicht  Mitglied.  Statuteugcmäfs  sollen 
die  Gewinne  hauptsächlicli  fUr  Wohlfahrtseinrichtungen  ver- 
wendet werden;  bis  jetzt  sind  aber  kaum  Überschüsse  erzielt. 
Da»  ganze  Unternehraen  ist  eine  nicht  i^echt  begreifliche  Grün- 
dung der  socialistischen  Arbeiterpartei,  der  die  Genoasenschaft 
angehört;  die  einzige  Erklärung,  die  austindig  gemacht  werden 
konnte,  ht  folgende:  Es  wird  ein  Tabakmonopol  angestrebt, 
um  die  übermlifsige  Exploitation  der  Arbetter  in  den  Privat- 
Unternehmungen  zu  beseitigen;  da  dies  Tabaknionopkd  auf 
sich  warten  läfst,  so  soll  die  genossenschaftliche  FVoduktion 
biÄ  zur  Einführung  der  staatlichen  diese  ersetzen  und  den 
Arbeitern  bessere  Bedingungen  verschaffen. 
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In  Alost  ist  im  Gegensatz  zu  dem  Brüsseler  Beispiel  dii 
Genossenschaft  selbständig  von  den  Cigarrenjirb«-itern  gegründet 
Den  Anfang  machte  eine  Werkstatt  ftir  Arbeitslose  (^atelie 
de  chömage*'),  die  von  zwei  Arbeitern  mit  Hulfe  eine»  von 
der  Gewerkschaft  geliehenen  Betriebskapitals  von  90  fr.  g^l 
gründet  war;  erst  seit  kurzer  Zeit  ist  hieraus  eine  formdle 
Genossenschaft  geworden,  Die  12  beschäftigten  Arbeiter  sind 
sämtlich  Mitglieder  und  bekommen  höhere  Löhne,  als  sie  in 
Alost  üblich  sind;  Gewinne  sind  noch  nicht  erzielt  worden. 
Die  Konsumvereine,  w^elche  als  Abnehmer  die  gröfste  Rolle 
spielen  köunteo,  decken  nur  zum  geringen  Teil  ihren  Cigarren 
bedarf  bei  der  Aloster  Genossenschaft,  denn  anfser  diese 
existieren  noch  andere  Arbeiterünternehmen.  Der  Konsuc 
verein  von  Löwen  hat  eine  Cigarrenwerk&itatt^  und  in  Genlj 
entwickelt  sich  eine  solche  für  Arbeitslose  so  gut,  dafs  vi€ 
leicht  nächstens  auch  hier  die  Genossenschaftsform  angenomme 
werden  wird. 

7.  Entschieden  interessanter  sind  die  beiden  Genossen^ 
Schäften  der  Steinbrecher  und  Steinmetzen,  dene 
mehrere  verunglückte  Versuche  schon  voraufgegangen  sindj* 
Eine  Genossenschaft  löste  sich  auf,  nachdem  der  Kassierer  eine 
Unterschlagung  begangen  und  sie  dadurch  ihrer  Mittel  beraubt 
hatte.  Eine  andere  scheiterte  an  dem  Widerstand  der  Stein- 
bruchbesitzer, welche  den  Steinmetzen  keine  Steine  lieferten; 
da  es  der  Genossenschaft  an  Mitteln  fehlte,  um  einen  eigene 
Steinbruch  zu  pachten,    mufste  sie  ihren  Betrieb  aufgeben. 

Die  beiden  jetzt  bcrütehenHen  Genossenschaften  befinde 
sich  im  Arrondiösement  Huj  der  Lütticher  Pruvinz,  in  Viersol 
Barse  und  in  Avins,  und  wurden  ungeftihr  ura  dieselbe  Zeit 
im  Jahre  1894  nach  einem  grofsen  Streik,  gegründet,  um  die 
Möglichkeit  besserer  Arbeitsverhältnisse  darzuthun. 

Die  Genossenschaft  von  Vierset-Barse  ist  mit  Hülfe  de 
Gewerkscliaft  und  fremder  Kapitalien  ins  Leben  gerufen.  Die 
Statuten  unterscheiden  zwei  Arten  von  Genossenschaftsanteilen;! 
die  „actions  privilegiees**,  welche  nur  von  Personen  andere 
Berufe  erworben  werden  können,  mit  5  ^o  verzinst  werden  und 
einer  Tilgung  unterliegen;  ihre  Zahl  ist  beschränkt  (200),  und 
die  Inhaber  können  nicht  aktive  Mitglieder  der  Genossenscha 
werden.  Die  Besitzer  dieser  Anteile  waren  bei  der  Gründuni 
am  stilrksten  vertreten,  es  waren  nämlich  von  240  Mitgliede 
nur  00  Stcinmctze,  Die  Zulassung  solcher  Mitglieder  wa 
durch  die  Notwendif^kett  der  Kapitalbeschaffung  bedingt,  und 
da  diese  Anteile  allm^lhlich  getilgt  werden  sollen ^  mufs  raii 
der  Zeit  dir  (ienossenscliaft  in  den  Besitz  der  an  der  Pro^ 
duktion  beteiligten  Mitglietler  gelangen.  Bis  jetzt  konnte  noch 
von  einer  Tilgung  nicht  tue  Ke»le  sein»  weil  bis  zum  letzten 
Jahre,  welches  einen  Gewinn  von  5000  frcs*  aufweist,  alle 
früheren  Geschäftsjahre  mit  Verlust  geschlossen  hatten.     Diese 


ungünstige  Gestaltung  kam  liaiiptsächliL'h  daher,  dafs  der  ge- 
achtete Steinbruch  schlechtes  Material  lieferte;  die  Verkaufs- 
mme,    die   ira   ersten   Jahre  5350  fr.    betrug,   überstieg   im 


duk   eine   günstige   Ent- 
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[etzten    Jahre  jedoch    42  000   fr,,    so 
Wickelung  featgostcllt  wi^rden  kann* 

Die  Gewinne  werden  zu  gleichen  Teilen  zwischen  Kiipital^ 
beteiligten  Arbeitern  und  Reservefonds  verteilt  Gegenwärtig 
sind  62  Arbeiter  in  der  Genossenschaft  beschäftigt,  von  denen 
nur  zehn  Lohnarbeiter  sind,  während  alle  übrigen  als  Mit- 
glieder der  Genossenschaft  angehören;  das  Eintreten  von  Fach- 
genossen als  Mitglieder  wird  nicht  erschwert.  Die  Löhne  sind 
höher  und  die  Arbeitszeit  ist  kürzer  als  bei  den  Privatunter- 
nehmern; man  erstrebt  weniger  grofse  Gewinne  als  vielmehr 
die  Einführung  kürzerer  Arbeitszeit. 

Der  Steinbruch  ^aux  Avins"  war  sehr  glücklieh  gewählt, 
dafs    die    andere  Genossenschaft   von  der  Gründung   an  in 
nstigeren  Verhältnissen  war:  das  letzte  Jahr  wurde  bei  einem 
msatz    von    60000   fr.   mit   einem  Gewinn   von   3000  fr,  ge- 
schlossen.     Statutengem  als    können    nur    Arbeiter    der    iStein- 
dustric  der  Genossenschaft  angehören,  und  keiner  darf  mehr 
is  zwei  Anteile  besitzen.     Damit  soll  von  vornherein  fremdes 
Kapital  mit  gleichen  Rechten  ausgeschlossen  und  die  Möglich- 
keit   ungleicher  Beteiligung   %^erhütet  werden.     Merkwürdiger- 
weise   sind    viele    Mitglieder    der  Genossenschaft    in    fremden 
Steinbrüchen  tliätig;  von  50  beschäftigten  Arbeitern  sind  blofs 
neun  Mitglieder,    obgleich    die   Mitgliederzahl  viel    gröf^er  ist. 
Es  wird  dies  damit  erklärt,  dafs  der  Arbeiter  dieser  Industrie 
das  Wandern  liebt"   und  nie   lange  an  demselben  Ort  bleibt; 
b    dieser   Wanderlust    grofse   Vorteile    geopfert    würden,    ist 
ifttürlich    fraglich.      Der   Zeitlohn    in    der   Genossenschaft    ist 
her  als  sonst  üblich;  da  aber  Stücklohn  im  allgemeinen  noch 
►orherrscht,    so   kommen   die    Arbeiter   dazu,    in    Privatunter- 
hniungen    bei    längerer    Arbeitszeit   dasselbe    zu    verdienen. 
üis  sie  sich  nicht  sträuben,    länger  zu  arbeiten,    geht  daraus 
rvor,  dafs  die  Genossenschaft^  nachdem  sie  den   11  stündigen 
aximalarbeitstag    schon     früher     eingeführt    hatte     und    die 
rbeitszeit  noch  weiter  verkürzen  wollte,   Widerstand  bei  den 
Arbeitern  selbst  fand.     Der  Gewinn  wird  folgendermafsen  ver* 
ilt:    50^0  erlialten  die  Mitglieder,    10  "o  die  Arbeiter   (Mit- 
ieder  oder  nicht)  und  das  tibrige  fliefst  in  den  Reservefonds 
nd    eine  Hülfskasse,  —  Es   ist    eine   der   wenigen    Genossen- 
schaften,   die  es  nicht  berent,  den  Versuch  selbständiger  Pro- 
duktion unternommen  zu  haben*  — 

8.  Die  Genossenschaft  der  Klempner  und  Kesselschmiede 
—  coap<irative  des  chaudronniers  —  befindet  sich  in 
WAnferc<^e-Baulet,  einem  kleinen  Orte  in  der  Gegend 
von  Charleroi.  Infolge  eines  Streiks,  der  in  einer  grofsen 
Kesselschmiede   ausbrach   und   drei   Monate   dauerte,    wurden 
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zehn  Arbeiter  arbeitslos,  und  zwar  waren  es  die  Hauptfiihre 
der    neu  organisierten  Gewerkschart,    welche   wenig  Aussicht 
liatten,   in  einem  Privatunternelimeii  Beschiiftigiing  zu  finden^^ 
Dies  gab  den  Anliifs  zur  Gründung  der  Genossenschaft.    De 
Konsumverein  von  Baulet  gab  zu  dem  Zwecke  2500  fr.,    und 
nufßcrdem  wurden  140  Auteile  a  10  fr.  gezeichnet;    von    ver-^ 
schied enen    Seiten    erhielt    die    Genossen gehaft    unverzinsliche 
AnleÜien,    so  dafs  an  Betriebskapitiil  kein  Mangel  war.     De 
ziemlie]i   einfache,    handwerksniälsigc  Betrieb  würde  vielleicht 
lebensfähig  sein,    wenn  nicht  die  völlige  Unkenntnis  und  Un-i 
tirfahreolieit  der  Arbeiter  Betrügereien  der  Leiter  ermöglichte  jl 
im  Laufe  der  ersten  zwei  Jabre  hat  die  Genossenschaft  ge^en] 
15000  fr,  verloren,   ohne  dafs    die  falsche  Buchführung  nach* 
gewiesen  werden  konnte.     Jetzt,    wo  zuverlässige  Arbeiter 
der  Spitze  stehen,  sind  im  Laufe  des  letzten  Semesters  kleine] 
Gewinne  erzielt  worden.    Über  20  Arbeiter  sind  in  der  Werk- 
statt beschäftigt;    die   Löhne  y    welche   anfangs    über   den    üt 
liehen  standen,    wurden    freiwillig    herabgesetzt,    als  die  Ver 
laste  bedeutend  wurden     Die  Konkurrenz  der  grofsen  Werk-j 
Stätten  erschwert  die  Geschäfeführung,  zumal  in  der  Genossen^ 
Schaft  der  Betrieb  noch  sehr  primitiv  ist,  und  llascbinen  bishi^ 
nicht  oing<j!führt  sind.     Unabbängigkeit   ist   das  Einzige,    wa 
die  Arbeiter  bislier  durch  ihre  Gründung  gewonnen  haben. 

\K     Die    ländliche    Hausindustrie    findet    man    in     vielen 
Gegenden    Belgiens ,    und    zwar    ist    sie    oft    nicht   mehr  ein« 
Nebenarbeit     des    Landbewohners,     sondern     vielmehr     seine] 
Hauptbeschäftigung;    letztere    entwickelt   sich    besonders  doi%J 
wo    der   Landbesitz    so    winzig    wird,    dafs   seine   Bearbeicungj 
nicht   lohnend    erscheint.     Die    liausindustriellen    Arbeiter    deftl 
südlichen   Teils   der  Provinz    von  Namur,    welche  HolzHchuho] 
machen  ( „sabotiers""),  gehören  in  diese  Kalegorie.     Im  Arroa- 
dissement   von    Philippeville   ist  dieses  Gewerbe  vom  VaterJ 
auf  den  Sohn  übergegangen,  nnd  in  jedem  Dorfe  fast  findet  maiif 
Werkstätten,    wo  diese  Schuhe  gemacht  werden,    die  in  gani 
Belgien    ihren    Absatz    tinden.  —   1898    hatten    sich    im  Dorfe 
Cerfontaine   die  Arbeiter  gewerkschaftlich  organisiert   mit  depi 
Hoftnuiig,    später    auf  eigene    Rechnung    die   Fabrikation    zii] 
unternehmen.      Von    75    Arbeitern   tingen    vier    sofort    an»    m\ 
eigener  Werkstatt  zu  arbeiten,  und  in  einem  Jahre  beschäftij; 
Uie  Genossenschaft  18  Arbeiter;    jetzt   sind   es    28,    und   maiij 
hofft,    mit  der  Zeit  alle   Mitglierler   beschäftigen   zu   könnet 
Das  Ziel  ist,    bessere  Lohnbedingungen  zu  schaffen.     Da  aber! 
Stücklohn  gezahlt  wird,    kann   die  Arbeitszeit  kaum  verkürzt 
werden ,    und    auch    die  Löhne  blieben   bis  jetzt  ziemlich  die- 
selben,   da  der  Verkaufspreis  vom  Selbstkostenpreis  sich  sehr 
wenig    unterscheidet t    und    eine   eventuelle  LobnerhOhung    die 
Genossenschaft  konkurrenzun fällig  machen  würde  (die  Kosten 
betragen  gegen    61  fr,  pro   100   Paar,    welche  f(ir  64  fr,  ver- 
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kauft  weisen).  Es  ist  ein  Gewerbe,  das  für  den  Arbeiter 
ebenso  unvorteilhaft  ist  wie  für  den  Verleger;  Die  Einfacli- 
heit  der  Werkzeuge,  welche  gebraucht  werden  —  ^verschiedene 
Messer  — ,  und  die  Unmöglichkeit,  oiit  Maschinen  zu  arbeiten» 
erübrigen  eine  grofse  Werkstatt,  und  technische  Fortschritte 
sind  unbekannt  Die  Betriebsweise  mula  deshalb  die  alte 
bleiben,  und  nur  sehr  beschränkte  Gewinne  können  den  Ar- 
beitern zu  gute  kommen.  Statutengem äfs  erhalten  sie  30**/o, 
während  IM)^  q  für  den  Keservefonds  und  40*^  o  für  eine  Unfall- 
verßicherungskaase  bestimmt  sind*. 

Wenn    <also   die   genossenschaftliche    Produktion    hier   zur 
Vervollkommnung  der  Produktionsweise  nicht  beitragen  kann^ 
80  ist  sie  doch  ein  Mittel,  möglicher  Verlegerexploitation  vor- 
zubeugen.    In    nächster   Umgebung   wurden   noch   zwei    ähn- 
liche Genossenschaften  gegründet,    von   denen    die   eine  —  in 
PetJgny  —  keine  Kundschaft  fand  und  deshalb  weiter  für  Ver- 
leger   thätig   ist,    die   andere  —  in  Daussois  —  noch    besteht 
^  und   fiir   eigene   Rechnung  arbeitet.      Hier   sind   die  Arbeiter 
\nwr  einen  Teil  des  Jahres  in  ihrem  Gewerbe  thätig,  die  übrige 
*Zeit   arbeiten   sie    als   landwirtschaftliche  Arbeiter  in    Belgien 
oder  Frankreich.  — 

10*  Die  Genossenschaften  der  Textilindustrie    nennen  wir 
nur  der  Vollständigkeit  wegen;    ihre  Organisation    ist  eine  so 
f  mangelhafte ,    und  das  Geiiossenschaftsprinzip  so  wenig  durch- 
geführt,  dafs  es  schwer  fälh,   sie  in  eine  bestimmte  Kategorie 
%\x  bringen.     Als  Beis|»iel    führen    wir  die  Genossenschaft  von 
Eliezelles   an,    ^U  n  i  o  n    d  e  s  T  i  s  s  c  r  a  n  d  s" .     Die    Hans- 
weberei ist  in  der  Gegend  stark  entwickelt,  aber  es  fällt  den 
Hausindustriellen  immer  schwer,    ihr  Brot  zu   verdienen,    da 
f  die    Konkurrenz    des    Fabrikbetriebes    sich    immer    fühlbarer 
I  macht.     Auch    sind    sie   an    ihren  Webstühlen    blofs    wälirend 
I  einer  Hälfte  des  Jahres  beschäftigt  und  wandern  zur  Erntezeit 
nach  Frankreich  aus,    wo    sie   als  landwirtschaftliche  Arbeiter 
'  mehr  verdienen.    Man  könnte  sich  eine  Genoasenschaft  denken, 
die   den  Zweck    hätte ^    anstatt   für  den  Verleger,    direkt   für 
I Konsumenten    zu    arbeiten,    oder    die    einen   Übergang    zum 
L maschinellen  Betrieb  erstreben  wollte.    Die  im  Jahre  1897  ge- 
^gründete  Genossenschaft  bezweckt   weder  das    eine   noch   das 
[andere.     Laut  Statuten  erstrebt  sie  „Produktion  und  Verkauf 
] Verschiedener   Stoffe",      l)ie   Genossenschaft   vergiebt    an    die 
[Haustndustriellen    die  Arbeit    und    steht   in  Beziehung  zu  den 
f Käufern;    sie   hat  den  Verleger  ersetzt   und  ist  nichts  anderes 


*  Bei    12atiiiidijKem    Arbeitstag    braucht    eiu   Arbeiter   S — 9  Tage, 

fnm    100   Paar   aiizati'rtigpn    und    1    fn   über   srinen    üblicben  Lohn    zu 

itrhRUf^D.     Bei  einom    profaen  Verleger,   der  viele   ArbHler  besehüftigt» 

,  BRacben  derartige  Gewinne  etwas  aus,  bei  den  Mitgliedern  der  Genosaen- 

•cbAft  «o  gut  wie  gar  nichts. 
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ab  eine  „Verlegergenossenscbaff".  Zwar  setzt  sie  sich 
noch  2um  Ziel,  Konsumvereine  zu  gründen,  das  wäre  aber 
eine  ganz  unabhängige  Handelsoperation,  Wenn  jetzt  die 
Käufer,  welche  Mitglieder  sind,  40**  o  der  Gewinne  erhalten^ 
^0  iöt  das  mehr  eine  Begünstigung,  die  den  Käufer  anlocken 
«oll,  als  ein  charakteristisehes  Merkmal  einer  Käutergenossen- 
tichaft  Es  sind  auch  nicht  Privatinteressen,  denen  sie  dient, 
denn  der  übrige  Teil  der  Gewinne  wird  für  Reservefonds» 
Gewerkschaftspropaganda  und  Hülfskasse  verausgabt.  Die 
Gründer  hatten  einen  politischen  Zweck  im  Auge,  indem  sie 
den  dem  Social isnius  fernestehenden  Hausindustriellen  näher 
zu  kommen  dachten.  Thatsächlich  wird  dieses  Ziel  vielleicht 
erreicht,  denn  die  Genossenschaft  zahlt  höhere  Löhne  und  be* 
schäftigt  gegen  70  Arbeiter.  Nationalökoiiomisch  betrachtet 
ist  es  eine  Organisation  zur  Erhaltung  einer  rückständigen 
Betriebsform,  und  sie  ist  weder  für  den  wirtschaftlichen  noch 
socialen  Fortscliritt  von  Bedeutung.  — 

Vor  einigen  Jahren  wurde  auch  in  Verviers  eine  ähn- 
liche Genossenschaft  gegründet,  die  sich  aber  schon  wieder 
aufgelöst  bat.  Über  das  Schicksal  einer  genossenschaftlichen 
Weberei  in  St. -Nicolas  (189G  gegründet)  fehlen  uns  weitere 
Angaben. 

IL    Neben    den    schon  besprochenen   Bierbrauereien, 
welche  wir  als  Konsumentengenossenscbaften  angesehen  haben, 
ist   uns   eine   andere  bekannt,    die   dem  anderen  Typus  ange* 
hört  —  die  „O  u  v  r  i  e  r  s  r  e  u  n  i  s"*  in  L  ü  1 1 1  c  h.    Diese  Brauerei 
gehörte  anfangs  einem  Privatunternehmer  und  wurde  1894  von 
seinen    Arbeitern   gekauft.      Neun    Arbeiter    waren    darin    be- 
schäftigt,   alle    wurden  Mitglieder  und  blieben  Arbeiter,     Deri 
reine  Typus  der  Produzentengenossenöchuft  schien  verwirklicht! 
zu  sein.    Es  waren  besser  situierte  Arbeiter,  denn  die  Anteile ] 
lauteten   auf  je   2500  fr.     Zwei  Mitglieder   traten   später  aus,  i 
und   da   bei   der  gegenwilrtigen  Produktion  neun  Arbeiter  er-j 
forderlich  sind  ^    wurden   nie    durch  zwei  Lohnarbeiter  ersetzt,  f 
Die  Genossenschafter   machen    kein   Hehl  daraus,    dafs    ihnea] 
an    w^eiteren  Mitgliedern    gar  nicht   gelegen    ist   und   die  Auf- 
nahme solcher   nur    dann  geschehen    kann,    wenn   ihr  Kapital' 
oder  specielle  Kenntnisse  der  Genossenschaft  von  besonderem 
Nutzen  sein  können.    Die  nöti;^^en  Arbeitsknlfte  bei  steigender  1 
Produktion  w^erden  durch  Anstellung  von  Ltdinarbeiteru  ersetzt! 
werden.   — 

Das  Gesagte  scheint  zu  genügen,  um  zu  zeigen,  da£s  die 
Fr oduzentengenosaen Schäften  aucb  in  Belgien  zu  einei"  eigent- 
lichen Entwickelung  nicht  gelangt  sind.  Wir  haben  keine 
einzige  Genossenschaft  gefunden,  der  es  gelungen  ist,  durch 
die  Organisation  die  Produktionsweise  anders  zu  gestalten 
Zahl  von  Arbeitern  zu  beschäftigen.  Die 
nur    gezwungen     bei    ihrem    Unternehmen^j 


oder   eine  grofse 
meisten     bleiben 
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[welches   mit  so   grofsem  Aufwand  von  Mühe   und  Arbeit  zu- 
[stände  gebracht   worden  ist.     Die  Gründe,   welche   an   diesen 
llfi&erfolgen    schuld    sind,    sind    schon    öfters    in   die    Worte: 
[Alangel   an  Kapital,   Mangel  an  Organisation,    Mangel 
an  K u n d sc h a f t  zusammen getalst  worden.     Dieselben  Klagen 
I  werden  auch  hier  vorgebracht^  und  man  kann  kaum  sagen,  welche 
I  die  wichtigste  ist.     Wir  glauben »    dafs   die  Schwierigkeit  der 
Kapitalbeschaffung    ein    unliberwindltches    Hindernis    ist:    die 
j  Genossenschaften    werden    gewöhnlich    infolge    eines    Streiks 
oder  einer  anderen  kritischen  Lage  gegründet,   gerade   wenn 
fden   beteiligten   Kreisen    die   Mitlcl   am    meisten    fehlen.     Zu* 
[ftüige   Stiftungen,    wie   wir   sie   bei   der   genossenschaftlichen 
Bautischlerei  in  Brüssel  gesehen  haben ,    koiixnien    sehr    selten 
vor,    und   wo    die  Genossenschaft    mit   ihrer  Hülfe  ins  Leben 
gerufen  worden  ist,  hat  sie  auch  viel  weniger  zu  leiden.    Der 
grr>fste  Teil  der  Versiiche  scheitert  eben  darum,    weil  mit  der 
kleinbetrieblichen   Produktionsweise    angefangen    wird,    deren 
Konkurrenzunfähigkeit    man   oft   von    vornherein   voraussagen 
kann.     Und  wenn  man  erwartet,    dafs  diese  Genossenschaften 
raich  entwickeln,    so    hegt  man  damit  eigentlich  ganz  unerfuU- 
Ibare  Hoffnungen,    denn  mit   ebensolchem  Rechte  könnte  man 
[»nnebmen,    dafs  die  Handwerker  sich  zu  Fabrikbesitzern  ent- 
wickeln.     Ein    genossenschaftlicher   Kleinbetrieb    hat    ebenso- 
wenig Aussiclit,  sich  7Ai  einem  Grofsbetrieb  zu  entwickelu  wie 
L jeder  andere;  es  kann  sich  also  nur  rlarum  handeln,  ob  er  als 
1  solcher  bestehen   kann    und  soll,    oder   ob   es  m<3glich  iist^    die 
enossenschaftliche  Produktion   von  der  Gründung   an   in  der 
^Wm    des    Grofsbetriebes  zu   organisieren.     Das    erste   finden 
wir   häufig:    die   Blumenarbeiter    von    Brüssel,     die    Sabotiers 
von  Cerfontaine,    sogar   die  Steinmetzen  von  Huj,   die  keine 
Konkurrenz   des  Grof?sbetnebes  kennen    und  selbst  mit  wenig 
I  ligen  Produktionsmitteln  auskommen,  können  ja  weiter 

n  und  mit  ihren  kleinen  Kapitalen  sich  bchelfen. 
•Scliun  den  Schustern  aber  fällt  es  schwerer;  diese  kommen 
durch  ihre  Organisation  technisch  keinen  Schritt  vorwärts,  ja 
Arbeiter,  welche  in  grofsen  Fabriken  beschäftigt  waren  und 
ulle  Vorzüge  des  Grofsbetriebes  kennen  gelernt  haben,  werden 
zu  konkurrenzunfähigen  Handwerkern ,  die  nur  das  ideale 
Kecht  der  Selbständigkeit  gewonnen  haben.  Ebenso  steht  es 
mit  den  Kesselschmieden,  Konditoren  u.  a. :  es  ist  ein  tech- 
nischer Rückschritt  vom  Grofs-  zum  Kleinbetrieb,  der  gleich- 
zeitig immer  einen  socialen  Rückschritt  bedeutet.  Solange 
aIso  mit  unbedeutenden  Kapitalien  angefangen  wird ,  ist  es 
eme  naive  Auffassung  zu  glauben,  die  Genossenschaft  könne 
mit  der  Zeit  zu  einer  höheren  Betriebs  form  ülicrgehen:  in 
denjenigen  Zweigen,  wo  das  Gewerbe  handwerksmiüsig  be* 
trieLen  wird,  bleibt  sie  auch  ah  Kleinbetrieb  bestehen  (wenn 
•ödere  Gründe   sie   nicht  früher  zu  Grunde  richten),    in  den- 
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jeDJgen  aber,    wo   der  Grofsbetrieb  vorherrscht,    geht  sie 
Konkun-enzkampf  mit  ihm   unten     Beides    haben   wir   in  deni^ 
belgischen  Genossenschatten  beobachten  krumen. 

Eine   andere    Frage    ist,    wie  öich   die    Entwiekiilung   ge ^ 

stalten    wtirde,    wenn   die  Genossenächaft   von  Anlang  an   ali^^ 

Grof^betneb    errichtet    wäre.     Das    igt    thats^ftchlich    bei    den- 

jenigen  der  Fall,  welche  aus  einer  Privatunternehmung  hervor — - 
gegangen  siind  (coop4ratives  semi-pat  renales  vor  kurzem^ 
genannt).  In  Frankreich  existieren  Oenossen^schaften  solcher"^ 
Art  (Phamilistrrc  von  Guise  u.  a  ),   in  Belgien  nicht» 

Die    beiden   anderen    Klagen    —    Mangel    an    Kundüchaft  ^ 
und  Organisation  —  werden   auch    in  Belgien    laut.     Für   die 
KundscFiaft    sorgt     jetzt    der    neu    gegründete    Verband    der 
aocialistisclien  Genossenschaften,  indem  er  die  Konsumvereinöj 
in  Beziehung  zu  den   Produzentengenossenschaften  bringt, 
ist  hier  oft  mehr  der  Wunsch,  Kameraden  zu  Hülfe  zu  kommen 
als  die  Bethütigung  Wirtschaft! icheu  Selbstin teresses,  der  diea€ 
Einkiinfe  veranhdst.     Die  mangelhafte  Organisation    hängt  oft 
von  der  ungenügenden  Schulung  der  Arbeiter  ab,   deren  voll- 
ständige  Unkenntnis  der  Geschäftsleitung  es    ermöglichte,    die 
Kesselschmiede  von  Banlet  und  die  Steinbrecher  von  Sprimont 
imi    die  grofsen  Summerj    zu    bringen,    von    denen    schon   ge* 
sprocbcn   worden   ist.     Auch  Öftere  Streite   und  Uneinigkeiten 
sind  dadurch  7M  erklftren. 

Neben     diesen    allgemeinen    Crründen     findet    man    auch 
speeielle.     Als  einen    solchen   möchten   wir    die    nicht    immer 
loyale  Konkurrenz   der  Privatunternehmer   bezeichnen*     Auch 
die  Konsnmentengenossentjchaft  wird    stark   angefeindet,    aber 
hier    haben    die    Konkurrenten    keine  Möglichkeit,    selbständig 
vorzugehen,    und    erwarten    gewohnlieh  HlÜfe    von    anderer 
hauptsächlich    von    der    Gesetzgebung.      Anders   steht    es    mifj 
den     Produzentengenossenschaften;      das     Aufkommen     einel 
solchen  bedroht  die  Untornehraer  des  betreffenden  Produktionti 
Zweiges  direkt  dureh  Gefährdung  der  Kundschaft^  die  de»hall 
versuchen,  der  Genosseuöchaft  die  Arbeitskräfte  abzuschneidcE 
So  sehen  w^ir,  dafs  die  Besitzer  der  Steinbruche  in  Ecaussinc 
den    Mitgliedern     der    Steinmetzgenossenschaft    keine    Steint 
liefern  w^illen   und  dadureh  das  Weiterbestehen  der  Genossen^ 
schait  unmöglich  maehen  ;  dafs  die  Konditoren  in  Brüssel  ei  neu 
Druek  auf  die  gewcrksehnftlicb  organisierten  Arbeiter,  die  an 
der   Genossenschaft    lu  teil  igt    waren,    ansüliten,    was   die  Loa 
trennnng    von    Gewerkschaft    und    Genossenschaft    zur    Fol£ 
hatte,    und   noch   andere  Beispiele   können    angeführt   werden 
Dagegen  müssen  wir  einer  Auffassung   widersprechen,    welche^ 
in  Belgien    vertreten    wird,    und    nach    der   an  dem  Scheitern 
der  Produzentengenossensehaft  die  ungenügende  Gewerkvereina- 
gasetzgebung  die  Schuld  trägt.     So  meint  Prof  de  Greef:  „die 
belgische   Gesetzgebung,    die   den    Gewerkschaften   das   Recht 


EmtmidkA  m 

der  Oewerlucfaift  war  Lul  mmi  «hwidkl 
f|ftDpde9le  Fan  irt,  ckd  Oemrioekaft  nd 

B.  &  atnar  g<iawiM«Mea  WaUfidkrtonnriehteiig  dieat^ 
in  der  Dndcara  w^m  Antweiyn  genliiflbL   In  «iIcImb  FftUm 
kuo  die  Gewcrkaclwft   d^  GesoaMMcliaft   b^filflioli  tM. 
wio  jede  priemte  UAtentfitzang.   dber  es  ist  nielit 
«r«lctteii  epecielii«  Bbdhirs  sie  limbesi  kuui. 

Mit  der  HiiiieiiipHiiig  —  diese  oder  jme  Wi 
ichiiltre   «a  dieteo   oder  jenen  Hindemis&eD.    eo  sei   »dureTt 
sie  ins   Leben   in  rafea,   weil  tu  viel  Schwierigkeiten  llker* 
werden    mOseen,    kmnn    die    Frage    nicJit    abgetkan 


'  Gnellstinie  de  Cireef»  PsrücipAtioo  max  b4ii<^£cc«  Hc;  Eer» 
Irmnd,  o,  c.  G^legentUcli  möelitfiB  wir  bemerken,  d^fs  fin  nciifit  Q^ 
iets  Ton  1898  die  jnristiAche  Pendnlicbkeit  der  (iewer krereine 
Mwnr  anerkennt,  diesen  aber  jegliclio  Handel so|>eT«tioiieii  untersMi 
Du  OaMls  bt  in  Belgien  sa  unpopulär,  daft  der  pt^^r^te  Teil  der  Ee* 
jewerkrereine    ee    vorzieht,    sieb    ntcht   anerkeniien   aa 


D  *  Avifli^hrlicl]    darüber    vergl.   Dnvid    Scblos««    MethcHiji  of   in* 

doatiial  rentnneration.    Obapter:  HeUtion  between  tnide-ttnioni»m  and 
cooperatton,  p.  227—238, 
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werden.  Es  mufa  vielmehr  untersucht  werden,  waa  eine 
Produzentengenossenschaft,  wenn  sie  zur  Entwicklung  gelangt, 
ihren  Mitgliedern  leisten  kann  und  wirklich  leistet.  Die 
belgischen  Erfahrungen  .sind  wenig  belehrend :  keine  der  voa 
uns  besprocljcnen  Genossenscljaften  hat  es  bisher  zu  einer 
lebensfähigen  und  gesjcbertcn  VerFassüng  gebracht,  und  deshalb 
müssen  Beispiele  anderer  Lilnder  herbeigezogen  werden.  Hier 
kommt  zuerst  die  Frage  in  Betracht,  ivieweit  in  einer  aua- 
ge  bildeten  Produzentengenossen  schaft  das  Genossenschaft*- 
prinzip,  die  Verquickung  von  Arbeiter  und  Unternehmer,  ver- 
wirklicht wird.  Man  hat  versucht,  die  Genossenschaften  nach 
dieser  Richtung  zu  klassifizieren,  ohne  dafs  diese  Versuche 
aber  glücklich  genannt  werden  könnten.  Mifä  Potter  unter- 
scheidet unter  den  englischen:  1.  solche^  die  den  Verwaltungs- 
ausschufs  aus  ihrer  Mitte  wilhlen  und  nur  Mitglieder  be- 
schäftigen* 2.  diejenigen,  die  sich  einem  lebenslänglichen 
Direktor  oder  Ausschufsmitgliede  unterworfen  haben;  3.  sich 
selbst  regierende  Arbeitergenossenschaften ,  welche  Nicht* 
genossen  als  Arbeiter  beschäftigen  und  thatsächlich  kleine 
Arbeitgeber  sind;  4.  Genossenschaften,  in  denen  Persoueü, 
welche  nicht  von  der  Genossenschaft  beschäftigt  werden,  als 
Mitglieder  das  Kapital  liefern.  Hier  wird  ein  weaentliches 
Merkmal  —  *das  Verhältnia  von  Mitgliedern  und  Nicht- 
mitgliedern  —  neben  ein  anderes,  rein  formales,  die  Ver- 
schiedenheit der  Verfassungsmethodenj  gestellt  und  damit  kaUQ 
keine  einheitliche  Klassifikation  erzielt  werden.  Noch  viel 
weniger  zweckmäfsig  ist  die  Einteilung  der  belgischen  Fro- 
duzentcngenoasenschaften  von  Bertrand.  Er  unterscheidet 
1,  solche  Genossenschaften,  in  denen  die  Arbeit  nur  von 
Mitgliedern  verrichtet  wird;  2*  in  denen  Arbeiter  wie  in 
Privatunternehmungen  beschäftigt  werden;  3,  in  denen  nicht 
nur  Mitglieder,  sondern  auch  Angestellte  am  Gewinne  be* 
teiligt  sind ;  4.  die  vom  Gewerkverein  im  Intereas«  desselben 
gegründet    werden.      Man    sieht,    dafs    hier    ein    einheitliche« 

{rincipium  divisionis  vollständig    fehlt,    und  die  heterogensten 
ferkmale,    wie  Gewinnbeteiligung    und    Gewerkvereinsoi^ani- 
aation,  zur  Klassifizierung  verwendet  werden. 

Vor  kurÄ^ni  hat  Prof  Gide  im  Anschlufs  an  die  fran- 
jsilsiselie  Enquete  die  verschiedenen  Typen  auseinander- 
zuhalten versuclit^  Er  unterscheidet  die  Genossenschaften 
nach  ihrt'r  (tründungsart,  ans  drr  die  weitere  Entwiekelung 
gi'folgerl  wi  rd,  1 .  Association  autonome,  wo  das  ganze 
Kapital  von  den  in  der  Genossi^n schaft  arbeitenden  Mitgliedern 
bosehntVl  wird  ;   2.  Association  c  o  r  p  o  r  a  t  i  v  e ,  welche  von 


^  Wr^h  EmiuAto  aur  lea   a.^sacintions  coop^ratives  de  productioiif 
nfÜco  du  tmvaiL    Cb.  Uidt»  iu:  lit'vut*  d'^conomit*  politique,  Jan  vier 
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Arbeitern y  die  demselben  Beruf  angehören  —  einem  Gewerk- 
verein —  gegründet  ist,  3.  Association  semipatronale 
^  eine  genossenschaftlich  umgebildete  Privat  Unternehmung* 
4.  Association  int<^gra]e,  wo  fremdem  Kapital  zu  Hulfe 
gerufen  wird  und  die  Gewinne  zwischen  Arbeit  und  Kapital 
yerteilt  werden.  —  Diese  Klasaitikatioa  scheint  uns  einheitlich 
und  erschöpfend  zu  sein.  Die  verschiedenen  hier  erwähnten 
Prinzipien,  welche  der  Konstituierung  der  Genossensebaften 
zu  Grunde  Hegen ,  erklären  auch  ilire  spätere  Gestaltung, 
Alle  Produzentengenossensehaften  zerfallen  in  zwei  greise 
Gruppen:  solche,  wo  Mitglieder-  und  Arbeiterzahl 
zusammenfällt,  und  wo  das  nicht  der  Fall  ist,  oder 
anders  ausgedrückt:  es  giebt  Produzentengenossen- 
sehaften^ an  denen  alle  beteiligten  Arb.eiter  und 
nur    diese    interessiert    sind,     und     neben    diesen 

fi e b t  es  andere,  an  denen  entweder  nicht  alle 
eteiligten  Arbeiter,  oder  an  denen  noch  andere 
Personen  interessiert  sind  als  die  beschäftigte 
Arbeiterzahi,  oder  bei  denen  beides  der  Fall  ist 
Die  erste  Form,  die  immer  als  „reine  Form**  gegolten 
hat,  besteht  gewölmlich  nur  zu  Anf:ing.  Es  ist  schon  oft  aus- 
geführt worden,  dafs  tllr  den  Fall  einer  gröfseren  Entwickelung 
die  Mitglieder  sieb  ab^ichliersen ,  und  weiter  nötig  werdende 
Kräfte  durch  Lohnarbeiter  ersetzt  werden;  es  bildet  sich 
faktisch  eine  Art  kapitalistisches  LJnter:iehmen ,  in  dem  die 
Inhaber  mitarbeiten  oder  nur  als  Kapitalbesitzer  sich  be- 
teiligen. Psychologisch  ist  eine  solclie  Veränderung  der 
Organisation  leicht  verätändlich:  es  ist  von  vornherein  klar, 
dafs  die  Mitglieder,  die  oft  ihrer  Arbeit  und  Energie  die  Ent- 
wickelung ilires  Unternehraens  verdanken ,  niclit  daran  inter- 
essiert sind ,  ganz  fremde  Personen  an  den  Erfolgen  parti- 
sipieren  zu  lassen.  Es  soll  damit  keineswegs  gesagt  sein,  dafs 
aus  der  Genossenscbaft  etwas  Minderwertiges  wird  ;  entschieden 
haben  solche  Arbciteraktiengesellsc haften  viel  zur  Demokrati- 
sierung des  Gewerbes  beigetragen  *.  Aber  Genosüensehaften 
sind  sie  nicht,  und  sie  können  auch  nicht  unter  denselben 
Gesichtspunkten  wie  diese  betrachtet  werden.  Wenn  die 
„association  des  lunetiers  de  Paris*'  50  Mitglieder  und  1200 
Lohnarbeiter  zählt,  so  kann  sie,  wie  glänzend  ihre  Geschäfte 
auch  sein  mögen,  nicht  aU  Beiapiel  einer  entwickelten  Ge- 
nossenschaft angeführt  werden;  der  Satz:  eine  Produzenten- 
genossensehaft  nimmt  mit  fortschreitender  geschäftlicher  Ent- 
wickelung ein  anderes  inneres  Wesen  an,  ist  theoretisch  leicht 
wahrscheinlich  zu  machen ,  praktisch  durch  Erfahrungen 
aller  Länder  bewiesen. 


<  Vergl.  Herkner,  DU^  Arbeiterfrage,   2.  Aufl.,  S.  192—93;  eben- 
£klU  MifsTotter. 
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Wir  haben  in  Beigren  keine  Beispiele  solchen  Übergang 
in  kapitalistische  Unternehmen  gefunden,  aus  dem  einfachen 
Grunae,  weil  für  eine  solche  eine  gewisse  Entwickelung  defj 
Produzentengenossenschaften  nötig  ist,  die  in  Belgien  noch 
nicht  erreicht  ist.  Höchstens  wäre  die  Brauerei  in  Lütticli 
auf  diesem  Wege;  die  Schnstergenosaenachaft  in  Brüssel  hat 
sich  neulich  für  neue  Mitglieder  auch  abgeschlossen,  aber  *üs 
Gründen,  die  eher  durch  den  Wunsch,  die  Genossenschaft  zu 
erhalten,  als  sie  zu  zerstören,  hervorgerufen  sind.  Die  Auft^ 
rung,  es  würde  ihnen  künftig  ebenso  ergehen  wie  ihren  älteren 
Brüdern  in  England  und  Frankreich,  wird  gewöhnlich  mit 
Entrüstung  zurückgewiesen;  die  Unmögliclikeit  einer  Ab- 
schHefsung  wird  mit  den  Worten:  wir  sind  prinzipielle  0« 
nossenschafter,  begründet.  Die  Steinbrecher  von  Avins  hal 
sogar  io  ihren  Statuten  die  Zahl  der  Anteile  auf  zwei  pro  Mi^ 
glied  beschränkt,  wodurch  bei  Erweiterung  des  Betriebes  neu 
Arbeiter  gleichzeitig  auch  Anteilbesitzer  und  damit  Mitglieder 
werden  können.  Wenn,  wie  wir  gesehen  habenj  fast  in  allen 
besprochenen  Produzentengenossenschaften  die  Zahl  der  be- 
schäftigten Lohnarbeiter  die  der  beschäftigten  Mitglieder  tiber- 
trifft, so  hat  das  vielfach  noch  einen  anderen  Grund  als  den 
der  Abschliefsung  im  Interesse  der  Gründer*  Diese  Genossen- 
schaften bringen  nichts  ein,  die  Anteile  sind  oft  thatsttcblic 
nur  unverzinste  Anleihen,  und  die  Arbeiter,  welche 
der  Genossenschaft  arbeiten,  sind  sehr  wenig  daran  interessier 
Anteile  zu  erwerben*  Und  dort,  wo  man  die  y,reine**  Ponn 
beibehalten  bat,  und  wo  nur  Mitglieder  beschäftigt  sind,  geht 
das  auf  den  einfachen  Grund  zurück,  dafs  die  Dividende  nicht 
unter  die  Mitglieder  verteilt  wird  und  somit  die  ursprüng- 
lichen Mitglieder  durcli  Vergröfserung  der  Mitgliederzahl  keine 
Nachteile  erleiden. 

Wenn  angestellte  Lohnarbeiter  gewöhnlich  für  die  späte- 
ren Entwickeluugsstadien  der  Prodozentengenossenschaften 
charakteristisch  sind,  so  sind  viele  aufserhatb  der  Genossen- 
schaft stehende  Mitglieder  den  Anfangsstadien  eigentünjlich. 
Auch  hier  sind  Arbeiter-  und  Mitgliederzahl  nicht  gleich,  aber 
aus  ganz  anderen  Gründen.  Im  ersten,  eben  besprochene^^ 
Falle,  sind  arbeitende,  der  Genossenschaft  nahe  stehende  Pe^| 
sonen  von  deren  Gewinnen  ausgeschlossen;  im  zweiten  werdet* 
im  Gegenteil  Personen,  die  nur  Anteile  gezeichnet  haben, 
sonst  aber  mit  der  Genossenschaft  in  keine  Berührung  kommen, 
zur  Gewinnbeteiligung  herbeigezogen.  Der  erste  Fall  ist  die 
Folge  einer  wachsenden  Prosperität  der  Unternehmung  und 
läfst  kapitalistische  Neigungen  der  Mitglieder  stark  zu  Tage 
treten ,  der  zweite  beruht  auf  der  Schwäche  der  Genossen- 
schaft, welcher  die  nötigen  Mittel  fehlen,  und  die  deshalb  an 
Fremde  appellieren  mufs.  —  In  Belgien  gehören  fast  alle 
Produzentengenossenschaften  zu  dieser  letzteren  Art;  die  Mit- 
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l^liederzahl  überstd^  gewöhnlich   ums  Zehnfache  die  der  Ar» 
.heiter.     Es  sind  meist  Oesinnungsgenoaaen ,    welche,  ohne  auf 
lirgeDd  einen  Gewinn   zu  rechnen,   die  Anteile  zeichnen.     Oft 
[irerdeii  diese  sogar  allmählich  getilgt^    so  dafs  die  Beteiligung 
rton  Nichtfachgenossen  nur  eine  bestimmte  Zeit  dauert.    Diese 
|Art   von    Mitgliedern   sind   ftlr   die  Genossenschaft  als  Hülfs- 
Qannsehaften  eventuell  von  Bedeutung;  da  sie  aber  unter  mehr 
philanthropischen   als   gewinnsüchtigen   Motiven    beitreten,    so 
nOasen  diese  Genossenschaften  unter  denselben  Gesichtspunkten 
rie   die   zuerstgenannten   behandelt   werden.      Sind   aber  alle 
litglieder  ernstlich  an  den  Gewinnen  interessiert,  so  verändert 
ich  das  Bild,    Wir  haben  eine  Unternehmung»  die  mehr  dem 
Jopartnershipsystem ,   wo  Arbeiter  und   Geldgeber  gleich  be- 
eiUgt   sind,   als   dem  genossenschaftlichen  entspricht     Es   ist 
^ar  kürzlich    in  England  und  Frankreich  versucht   worden, 
nach   diesem  Typus  Genossenschaften  planmäfsig  zu  grilnden. 
In   Frankreich    sahen    die    einen   darin    eine   praktische   Ver- 
wirklichung des   Systems   von   Fourier  (Kapital,    Arbeit   und 
Talent  an  Organisation  und  Vorteilen  beteiligt) ,    die   anderen 
eine  Verkümmerung  des  traditionellen  Genossenschaftsprinzips' ; 

(»rakti&che  Vorzüge  wurden  andererseits  darin  erblickt,  dafs 
»ei  grofser  Mitgliederzahl  „Mifstrauen,  Streit  und  Uneinig- 
keiten viel  weniger  verhängnisvoll  werden,  als  wo  sämtliche 
Hitglieder  in  einer  eigenen  Werkstatt  beschäftigt  sind*^  *,  Wir 
glauben ,  dafs  dieser  Vorzug  durch  grofse  Nachteile  beein- 
trächtigt wird«  Wenn  sich  viele  um  eine  Genossenschaft 
scharen,  können  die  Vorteile  des  Einzelnen  darunter  nur 
leiden;  es  ist  geradezu  unverständlich,  welchen  Zweck  eine 
Genossenschaft  verfolgt,  die  5—6  Arbeiter  beschäftigt,  und 
dabei  50 — 60  Älitglieder  zählt  Die  kleine  Arbeiterzahl  zeugt 
von  dem  unbedeutenden  Betrieb^  und  man  fragt  sich  nur,  was 
jedes  einzelne  Mitglied  davon  haben  kann.  Wenn  es  z.  B. 
der  Gewerkverein  ist,  dem  die  Mitglieder  eo  ipso  angehören, 
und  ein  gemeinnütziges  Ziel  verfolgt  wird,  eo  sind  die  Ge- 
nossenschaf tsmitglieder,  wie  schon  angedeutet^  nicht  als  solche, 
sondern  als  Mitglieder  eines  anderen  Vereins  an  der  Genossen- 
schaft interessiert  (Buchdrucker  von  Antwerpen).  In  den 
übrigen  F'allen  ist  das  Interesse  der  nicht  raitthätigen  Mit- 
glieder unklar,  und  Genossenschaften,  wie  z.  B.  die  der  Tabak- 
arbetter  in  Brüssel  oder  der  Weber  in  Elezelles  sind  absolut 
sinnlos.  —  So  bestätigt  die  belgische  Entwickelung  die  alte 
Erfahrung,  dafs  die  Produzentengenossenscbaften  sich  nicht 
gedethlicb  entwickeln.  Theoretische  Erwägungen  und  das 
Vorbild  anderer  Länder  zeigen,    dafs,    wo  eine  Entwickelung 


^  VergL  Gide,  o.  c. 

*  Vergl.  Häntscbkef  Die  Produktivgenoäaenschaften. 
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Stattfinden  kannte  oder  auch  wirklich  stattfindet,  es  eben  keine 
Prodozentengenossen^chaften  sind  oder  werden.  — 

Die  Gründer  der  belgtachen  Produzentengenossenschafien 
haben    auch    öfter   praktische  Vorteile   im  Auge    als   die  Ver- 
wirklichung   abstrakter    Prinzipien:     höherer    Lohn,    kürzere 
Arbeitszeit  wird  erstrebt,  und  man  stellt  sich  zufriedeD,  weüQ 
dieses  erreicht  wird.     Die  letzte  französische  Enouete  hat  g^ 
w&gtf    dafö   durchschnittlich    die  Mitglieder   der    Praduzente»- 
genodsenschaften   nicht   viel    mehr    verdienen    als    gutboBahH« 
Arbeiter,  wobei  man  bedenken  mufs,   dafs  sie  gewöhnlich  2^^ 
Elite    der   Arbeiterklasse  gehören '.      In   Belgien    wurden     ^^ 
allen  Genossenschaften  höhere  Löhne  einget^Uhrt;  die  Cigarr^^' 
arbeiter   von  Alost   erhalten    1   fr*   pro    Tag   mehr   als   die     ^^ 
Privatfabriken  beschäftigten;   die  Buchdrucker    in  Lüttich    ^^' 
beiten  trotz  höheren  Lohn^  eine  Stunde  weniger,   als  es  d^^ 
üblich  ist;    die  Tischler,  die  Blumenarbeiter,  die  Steinmetz ^-"'^^ 
alle    sind    in    besseren   Arbeitsverhältnissen.      Aber    in    vie^-  ^^ 
Fällen  lie^t  nur  eine  Täuschung  vor.     Dort,  wo  die  Genoss^^^' 
Schäften    unter    der    Konkurrenz    leiden,    ftlllt    es    ihnen    l-^'^" 
gemein   schwer,    die  Arbeitsverhältnisse   besser    zu   gostalt^^^* 
und  wo  dieses  geschieht,    ist  es  oft  auf  Kosten  der  Geno«»^^'*' 
Schaft   selbst.      Was    haben    die   Steinbrecher    von    Barse   t  -^^f 
ihren  höheren  Löhnen,  wenn  die  Erträge  so  gering  sind,  d^^^ 
die  Unkosten  nicht  gedeckt  werden  können  und  das  Geschäft ^^ 
jähr  mit  einem  Deficit  schliefst?     Wir  führen   zur  Illustrati  ^^^ 
folgende  Tabelle  an: 


JaUrg&Dge 

Löhne  ucd  andere 
AtisgabeB 

Verkaufserlös 

Gewinne 

fr. 

fr. 

fr.             _ 

1894—1895 

6500 

5300 

^  1200 

1895—1896 

21300 

20200 

^1100          , 

1896—1897 

31  070 

29  420 

—  1650          J 

1898—1896 

29460 

29  005 

—  4^5    ^ 

1898-1899 

43220 

42100 

—  122a  M 

1899—1900 

37  950 

42  680 

+  4730    ^ 

(9  Monate) 

1 
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Ebenso    ergiug    es    den    Kesselschmieden;     nachdem    ^K^ 
beträchtliche   Verluste   erlitten    hatten,    wurde   der   Entschlt** 
gefafst,      solange     die     Geschäftslage     sich     nicht     verände*'^ 
niedrigere  Löhne  zu  beziehen.     Und  was   haben   die  Blume^**^' 
arbeiter  von  ihren  höheren  Löhnen,  wenn  sie  als  Untemehffi  ^^ 


*  Der  Durchschallt ts verdienst  bei  6000  solcher  Arbeiter  betrug  t'*"*^ 
Jfthr:  1410  fr.  Lohn  und  290  fr,  Dividende,  was  einen  täglichen  v  ^'^ 
dienet  —  bei  300  Arbeitstagen  —  von  kaum  6  fr.  ausmacht.  ! 
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das  verlieren  f    was   sie  als  Arbeiter  gewinnen.     Ebenso   steht 
e;!  mit  den  Ctgarrenarbeitern  und  vielen    anderen. 

Ea  ist  schon  eu  einem  allgemeingültfgen  Satz  geworden,  daf« 
der  technische  Fortschritt  die  Voraussetzung  günstiger  Arbeitsver- 
hältnisse ist.  Die  Ge  werk  vereine  verfolgen  als  Ziel  eine  Besserung 
der  Arbeitsverhältnisse.   Wir  glauben,  die  Produzentengenoa«en- 
Schäften  pfuschen  nur  den  Gewerk vereinen  ins  Handwerk,  wenn 
8ie  sich  dasselbe  Ziel  setzen;  handelt  e^  sich  blols  darum,  die 
Lohnsätze  höher  zu  stellen  oder  die  Arbeitszeit  zu  verkürzen, 
ao    ist    ein    starker   Gewerkverein    immer    in  höherem   Grade 
imstande,  das  zu  erreichen,  als  eine  schwache  Genossenschaft, 
und  schwach    ist  diese    letztere    immer,    solange    sie   wirklich 
Genossenschaft    ist.     Wenn    es    den    starken    Konsumvereinen 
oft  schwer  ßillt,    in  ihren  Produktionsateliers   bessere  Arbeits- 
verhaltnisse   einzuftihren,    weil    die   Konkurrenz   zu   stark   ist 
(wir  sprechen    nattlrlich  von   solchen  Konsumvereinen,   die   an 
der  Gestaltung   des  Arbeitsverhältnisses    ein  Interesse    haben), 
wie    wollen    es    die    schwachen    Produzentengenossenschsften 
dorchftihren?       In     Mons    ist    die    Buchdruekerei    gegründet 
worden,  weil  die  Lohn  Verhältnisse  durch  die  schwache  Gewerk- 
vereinsorganisation  wenig  gehoben  wurden;  es  sind  auch  that- 
s&chlich    dort   höhere   Löhne    eingerührt,    aber   gleich    darauf 
klag^l    der    Jahresbericht,    dafs   die    Gewinne  deshalb    so    un- 
bedeutend seien.     Die  Stärkung  des  Gewerkvereins  hätte  ent- 
schieden   bessere    Folgen    gehabt    und    wäre    einer   gröfseren 
Arbeiterzahl  zu  gute  gekommen.     Damit  wollen  wir  nur  sagen: 
die  Genossenschaft,    deren  einziges  Ziel  es    ist,    fUr  ihre  Mit- 
glieder bessere  Arbeitsverhältnisse  zu  schaffen,  ist  selten  in  der 
Lage,   dieses  durchzuführen,    während  sich  fUr  die  nämlichen 
Zwecke   die  langbewährte  Gewerkvereinsorganisation  als  viel 
erfolgreicher  erwiesen  hat 


IV*   Einflyrs  der  Genossenschaften  auf  Kleingewerbe 
und  Detailhandel 


Die  Entwickeliing   der   belgischen  Rotisumentengenoaaeii 
Schäften    versetzte    die    Detailhändler    in    grofse    AufrcgungJ 
Schon   in   den   80er  Jahren,    als   nur   die   Beamten  -  Koneuu 
vereine  gegründet  wurden,  fanden  die  Klagen  der  Händler  Gc 
hör  bei  den  regierenden  Kreisen,  und  den  Beamten  wurde  de 
Verkauf  an    Nicbtniitglieder   verboten.      Später    wurde    daafl 
Sturm  gegen  Volksapotheken    und  Bäckereien  gelaufen.     De 
Kampf,    welchen    die  Hülfskassen   zur   Erhaltung   ihrer  Apo 
theken  geführt,  haben  wir  schon  kennen  gelernt.    Dank  einei] 
späteren  hülfskassenfreundlichen  Ministerium    ist  es  ihnen  g« 
lungen,    das  (leKetz  von  1894  zu   umgehen;    eine  ministeriell 
Erklärung,  welche  am  20.  Juli  1899  in  der  Kammer  abgegebe 
wurde,  ging  dahin,  dafs  eine  Hülfokasse,  welche  ausschliefslicl 
aus  Mitgliedern   einer   genossenschaftlichen  Apotheke   bestehl 
also  nur  formal  etwas  anderes  darstellt,    alle  den  Hülfski 
gewährten    Privilegien    geniefst.      Aber    der   Kampf  mit    de 
Volksapotheken  hört  nicht  auf,    und   ein   neues  Projekt    lie£ 
vor,  welches  sie  voUsUindig  aufbeben  wilL  —  Was  die  genossen- 
schaftlichen   Bäckereien    und    Läden    betrifft,    so    dauert    der 
Kampf  gegen  sie  schon  lange.    Bereits  Prof.  Waelbroek,  der 
bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  belgischen  Genossenschafts- 
gesetzes  von  der  belgischen  Regierung   beauftragt  wurde,    die 
französischen  und  deutschen  Gcnossenschafteii  kennen  zu  lernen, 
schrieb  in  seinem  Bericht:   „Der  Kleinhandel  ist  dort  im  Ver- 
schw^inden,    und   von   einer   Reform   im    Interesse  der   Armen 
wird  das  Schicksal  anderer  Armen  bedrängt,"     Dieses  Schick- 
sal schien  auch    in  Belgien  Besorgnis   einzuflöfsen.     Im  Jahre 
1890   hatte  sich   die  Kammer  gelegentlich   eines  Antrages  von 
Smet  de  Nayer  und  Genossen  mit  der  Frage  der  Besteuerung 
der  Genossenschaften  zu  beschäftigen;    der  Antragsteller  ging 
davon   aus»   dafs   die   belgischen  Steuergesetze ^    die    von  187J 
datieren,    für   die   Gegenwart   veraltet   seien';    eine   Revision 


*  Annales  parlamentaires,  chambre,  s^nce  25.  novembre  1890. 
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nur  an  Hitglieder  Todkaiiien,  too  der  Steuer  früelaaMB,  die 
übrigen   würden   eotweder  mick   dem  geaamtcs  Verkmufrerlös 

oder  nnr  nach  der  Stimme  ^  wddie  dnrcli  Verkauf  an  Kickt- 
BitgUeder  erzielt  werdet  besleaert  Die  Genos^nackaften  aeien 
zweifelhaft  nnndrlinyanWai  hafti  ■,  und  bei  der  Beratsag  dea 
von  1873  sei  featgeatcUt  wofdeo,  dalk  m  keinen  Unter- 
aufmache,  ab  mt  nnr  an  Hit^eder  rerkaufen  oder 
$ckt  Denselben  Standpunkt  teilte  auch  die  commiasion 
atrale.  Sie  hob  gans  be^ondeia  die  Brotfabrikation  berror, 
die  in  den  letzten  Jahren  ganz  besondere  Verfinderting^i  er- 
fahren hätte;  die  kleinen  Bäckereieo  hätten  sich  in  Brotfabriken 
verwandelt,  und  als  solche  müfsten  sie  besteuert  werden.  ™ 
Über  die  Anträge  wurde  kaum  diskutiert,  aufser  dem  Minister 
und  dem  Antragsteller  meldete  sich  niemand  zum  Wort  (Sitzung 
vom  18.  Juni  1891),  Die  R^erung  teilte  mit,  dafs  sie  an 
einer  Steuerreform  arbeite ,  die  dem  Sinne  d^  Antrags  voll- 
kommen entspreche,  und  dieser  wurde  darauf  einstimmig  an- 
genommen. — 

In  dem  darauf  ergangenen  Gesetz  vom  6.  Juli  1891  kam 
^■l^aptsächlich  der  Gedanke  zxim  Ausdruck^  dafs  eine  Genossen* 
^Kehafit  eine  Handelsgeseltsehaft  sei,  ganz  gleichgülligr  ob  sie  an 
■nichtmitglieder  verkaufe  oder  nicht,  und  dafs  sie  deshalb  den- 
Is^lben     Steuergesetzeu     unterliege     wie     die    übrigen    Unter- 
nehmungen (mi^tiers,  professions,  commerces,  industries).     Die 
HX*adenhändler  sind  in  17  Klassen  eingeteilt   (letzte  Klasse  mit 
Hpinem    Umsatz    bis    2120   fr.,    erste    mit    einem    solchen    von 
^^5000     bis    300000    fr.);     bei     einem     Umsatz     von     über 
300000  fr.   wird  noch    eine  Steuer  von   75   fr,   für  je  50000 
erhoben.     Als  Brotfabriken  werden  alle  diejenigen  Bäckereien 
angesehen,  deren  (Jfen  10  qm  betragen,  oder  welche  fünf  und 
mehr  Arbeiter  beschäftigen.  — 

Nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  wuchsen  die  von  den 
Genossenschaften  gezahlten  Steuersummen  sehr  stark;  der 
.Vooruit"   hatte  sogleich   ansUtt   933   fr.   5488   fr,  zu  zaliltn, 
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die  „Maiaon  du  Peuple**  anstatt  500  fr.  5000  fr.  etc.  Def 
belgische  GenoasenachaftakoDgrefs  von  1894  beachlofs,  die  Re 
gierung  zu  ersuchen,  wenigstens  diejenigen  Genossen  Schäften* 
die  nur  an  Mitglieder  verkaufen,  von  der  Steuer  zu  befreien; 
bis  jetzt  sind  aber  keine  Ausnahmen  gemacht  worden 

Aber  auch  die  Kleinhändler  gaben  sich    nicht  zufrieden; 
Am  2L  Dezember  1896  wurde  dem  Gouverneur  von  Ostflanderii' 
eine  Bittschrift    überreicht,    in    der   ein  Gesetz    verlangt  wird| 
welches  die  Entwickelung  der  Genossenschaften  hemmen  könnte. 
Besonders   laut   wurden   die  Klagen   auf  dem  jüngsten   „Kon 
gresae  der  kleinen  Bourgeoisie"  in  Antwerpen.    Mit  Entrüstunj 
wird  dort  von  Beamten -Konsumvereinen   gesprochen;    St&ad 
beamte,    welche  Handel    und  Industrie   fördern   sollen,    hättei 
ihre  Pflicht   und    »Schuldigkeit   vergessen   und    Konsum verei 
gegründet;   sie  begnügen  sich  nicht,    Artikel  des  Ilausbedarfl 
an  ihre  Mitglieder  zu  verkaufen,  sondern  eignen  sich  allmählich^ 
alle  Handelszweige   an  V,     Diese  Konsumvereine  sollten    über 
haupt  verboten   und   die    genossenschaftliche  Organisation  nur 
den  Arbeitern  überlassen  werden.     Aber   auch   die  Thätigkeir 
dieser   solle   beschränkt   werden;    sie   solle    nur   an  Mitglied« 
verkaufen,    die  Dividende  nicht  in  Bons  verteilen ,  .welche  zi 
weiteren  Einkäufen    in    der  Genossenschaft   zwingen,    sonde 
bar  etc.     Mit  einem  Worte,    wir  finden    hier    eine   getreu« 
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Abbildung  der  Vorgänge  anderer  Länder,  Man  erinnere  siel 
nur  der  Angriffe,  die  in  Deutschland  Mitte  der  80er  Jahr 
begannen,  als  die  Bedeutung  der  Konsumvereine  immer  wuchi 
und  ihre  Tendenz  erat  klar  wurde.  Überall  entstanden  da 
kaufmännische  Vereine,  Man  appellierte  an  den  Staat  und 
besehwerte  sich,  abgesehen  von  der  Konkurrenz,  über  Verkauf 
an  Nichtmitgliederj  Steuerbefreiung  etc.  *.  Jetzt^  wo  diese  Be- 
schwerden Gehör  gefunden  haben ^  sind  die  Klagen  dennocllH 
nicht  verstummt.  ^ 

Wendet  man  sich  zu  den  Thatsachen,  die  zeigen  könnten, 
inwieweit  die  Klagen  der  Kleinhändler  berechtigt  sind,  so  muia^ 
bemerkt  werden,  dafs  Mangel  an  statistischem  Material  diof 
Antwort  in  hohem  Mafse  erschwert.  Vieles  scheint  übertrieben 
und  unrichtig.  Wenn  die  Apotheker  z»  B.  behaupteten,  sie 
litten  zu  sehr  unter  der  Konkurrenz  der  Volksapotheken,  da 
sie  ihren  Preisherabsetzungen  nicht  folgen  könnten,  so  befinden 
sie  sich  hier  im  Widerspruch  mit  sich  selbst,  denn  gleichzeitig 
behaupteten  sie,  die  honen  von  den  Volksapotheken  gezahlten 
Dividenden  rührten  von  den  hohen  Preisen  her.  Die  Zahl  der 
Privatapotheken  wächst  übrigens  ganz  erheblich  und  sie  dürfteu 


^  Con^T^  international  de  U  petite  boiirgeoiBie*    Bruxelles  I8S9. 

lief«  question.     Lea  aociöt^a  coop^^rativea  des  fonctionnairea. 

'  Dr.  Knittet,  Beiträge  zur  Geschjchtc  des  deutschen  Genossen* 
echaftswesenSi  S,  104, 
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sich  gegenseitig  viel  mehr  Konkurrenz  machen  als  sie  unter  der 
iler  Genossenschaften  leiden.     Es  beBtanden  Apotheken : 
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Jahrgänge 


Bniielles 


Gent 


Lfittieh 


Antwerpen 


1882 
1B96 


166 

3ia 


43 
91 


47 
114 


57 
122 
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Während  die  Volksapotheken  in  Bruxellea  1897  eine  Kund- 
flchaft  von  5500  Personen  liatten»  kam  auf  eine  Privatupothi-^ko^ 
im  Durchschnitt  eine  solche  von  1000  Persüiien,  Din  Volk»«' 
apotbeken  erzielten  in  diesem  Jahre  einen  Oewinr»  voril 
54000  fr.;  wenn  dieser  unter  die  300  Privatapolheken  vür*j 
teilt  wäre,  käme  auf  jede  188  fn,  wa«  doch  keine  Be* 
deatung  hat '.  — 

Ebenso  ungerechtfertigt  sind  auch  andere  Klagen :  Mau  bo-] 
Schwert  sich  über  illoyale  Konkurrenz,  Nichtbefolgurig  j^esetas» 
Heber  Bestimmungen,  was  doch  am  wenigsten  den  Kteiiihandoll 
schädigt.  —  Dagegen  kann  nicht  verkannt  wrrd^'Ti ,  <l.il'!  \\m 
kleinen  Bäcker  kaum  die  Konkurrenz  der  „Broifabi  ikm  '  :uirt- 
halten  können,  wie  auch  seit  einiger  Zeit  au«  verMchiedenen 
Städten  Klai^en  kommen,  dafs  Privatbäekereien  gei4chlo*»»(4i 
werden.  In  Gent  gab  es  1888  327  Bäcker,  1897  war  diese 
Zahl  auf  267  reduziert,  obgleich  die  Bevölkerung  in  ifit-Her 
Zeit  fast  um  10**/o  gestiegen  ist®.  In  den  verdchiedeiini  Kn- 
richten  wird  darauf  hingewiesen,  dafs  im  Bftckeri^cwerbi^  oin 
vollständiger  Niedergang  lierrsche,  der  Lohn  MJnke  und  diL^ 
Zahl  der  Arbeitslosen  wachse.  Professor  Pyrferoen,  der 
Hauptkämpfer  für  die  Erhaltung  des  Mittelstandes,  hat  aus* 
gerechnet,  dafs  während  der  Periode  von  1851-1881  das  Ein- 
kommen der  Arbeiterklasse  um  59  **/o,  das  des  Mittelstandes 
blofs  um  37  **/o  gestiegen  ist,  das  der  wohlhabenden  Klassen 
sogar  um  30  "/o  gesunken  sei  *. 

Die  schwierige  Lage  des  Bäckergewerbes  findet  haupt- 
sächlich in  der  Revolutionierung  des  Gewerbes  durch  den 
maschinellen  Betrieb  seinen  Grund,  und  da  es  die  Genossen- 
schaften waren ,  welche  zuerst  die  neuen  Ofen  und  die  Knetr 
maschinen  eingeführt,  richten  sich  alle  Klagen  des  unter- 
gehenden Handwerks  gegen  sie.  Später  haben  sich  grofsc 
Aktienbäckereien  gebildet,  die  ebenfalls  die  mechanische  Pro- 


*  S,  Rede  vom  Abgeordneten  Bertrand  in   der  Kammertitxung 
vom  20.  Januar  1898. 

•  Pyfferoen,    La   petite  boargeoinie^   nndr   Lea   coop^rstive^s   en  i 
Belgiquer  R^forme  sociale,  1899,  I  und  IV. 
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duktion  betreiben  und  vielfach  den  Kampf  mit  den  Konsum- 
vereinen  aufoebsnen,  der  den  letzteren  namentlich  zu  Anfang 
ihres  Bestehens  vielleicht  nicht  weniger  schwer  ftlllt  als  der 
der  Ideinen  Bäckereien  mit  den  Genossenschaften .  In  Brüssel 
legten  sich  diese  Aktien bäckereien  allerlei  Namen  zu,  wie  z.  B. 
„lioulangerie  Nationale"  etc*,  welche  den  Schein  erwecken 
ßollten,  als  handele  es  sich  um  kein  kapitalistisches  Privat- 
unternehmen. In  Gent  gewährt  z.  B.  der  „Volksbelang**,  eine 
Aktienbäckerei»  dieselben  Vergünstigungen  wie  der  „Vooruit**. 
Jetzt ^  wo  die  Genossenschaften  erstarkt  sind  und  die  Kon* 
kurrenz  ihnen  nicht  mehr  gefährlich  ist,  leiden  die  kleinen 
Bäckereien  unter  einem  doppelten  Druck,  Diese  Thatsache 
braucht  als  solche  gar  nicht  geleugnet  zu  werden  und  wird 
auch  von  den  Führern  der  Genossenschaften  nicht  bestritten; 
es  fragt  sich,  welche  Konsequenzen  können  daraus  gezogen 
werden?  Mag  man  das  Verschwinden  der  zu  Grunde  gerichteten 
Existenzen  beklagen  oder  darin  einen  Fortschritt  erblicken  — 
ist  ja  noch  vor  kurzem  dem  General referenten  anf  der  letzten  ^ 
Generalversammlung  des  Vereins  für  Social politik  vorgeworfen  H 
worden,  er  empfinde  bei  diesem  Verschwinden  „eine  gewisse 
Schadenfreude"  — ,  eins  steht  fest:  Mafsnahmen  gegen  die 
Konsumvereine  tinden  in  dieser  Thatsache  des  Unterganges 
kleiner,  seither  selbständiger  Existenzen  noch  lange  nicht  ihre 
Berechtigung*  „Den  Beamten  die  Mitgliedschaft  bei  Konsum- 
vereinen  zu  verbieten,  ist  eine  Forderung,  die  etwa  auf  der 
gleichen  Höhe  mit  einem  Gebote  für  die  Beamten  stehen 
würde,  sich  nur  der  Droschken  und  keiner  Pferdebahnen  zu 
bedienen**,  stigt  mit  Recht  Dr.  C rüger.  Die  BVage  scheint 
ao  klar  zu  sein,  dafs  gewisse  Forderungen  nur  <hirch  blinden 
Schrecken  diktiert  werden  können.  Der  Unwille,  mit  dem 
man  den  Genossenschaften  gegenübersteht,  erinnert  nur  zu 
selir  an  den  Hafs  der  Arbeiter  gegen  neue  Maschinen,  der  bei 
deren  Einführung  zu  Aueschreitungen  und  Zerstörungen  führte. 
Der  Ersatz,  den  die  neuen  wirtschaftliclien  Organisationen  ftir 
den  von  ihnen  gestifteten  Schaden  schaffen,  besteht  nicht  nur 
in  den  Vorteilen,  welche  sie  ihren  Mitgliedern  gewähren.  Wenn 
z.  B.  in  Belgien  geklagt  wird^  die  Löhne  der  kleinen  Bäckereien 
sinken,  so  kann  doch  nicht  verkannt  werden,  was  gerade  die 
genossenschaftlichen  Bäckereien  für  die  Lohnverhältuisse  ge- 
than  haben.  Es  handelt  sich  hier  um  einen  technisch* wirt- 
schaftlichen Fortschritt,  die  Vorbedingung  für  weiteren  socialen 
Fortschritt.  Und  wenn  allzu  orthodoxe  Socialisten  sich  in 
dieser  Frage  an  die  Seite  ihrer  Gegner  stellen,  indem  sie  be- 
haupten, die  Kleinhändler,  welche  von  den  Genossenschaften 
ruiniert  werden,  sänken  zu  Lohnarbeitern  herab  und  vergröfsern 
dadurch  die  industrielle  Reservearmee  ^,  so  verkennen  sie  dabei 
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1  Vergl,  Jules  Guesde,  Le  socialiamc  au  jour  le  jour,  1899. 
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die  Thatsache,  dafs  bei  VerbUUgung  der  Artikel  durch  die 
Konsumvereine  der  Konsum  wächst  und  die  Produktion  gröfoer 
wird,  dadurch  also  neue  Arbeitsgelegenheit  geschaffen  wird*  -^ 
Die  rückständigen  Formen  der  alten  Wirtschaft  ver- 
schwinden unter  dem  Drucke  der  neuen;  das  Handwerk  kämpft 
mit  dem  Qrofsbetrieb,  der  Kleinhandel  mit  den  Grofsbazaren. 
Verschiedene  socialpolitische  Mafsnahmen  suchen  die  Leiden 
dc?r  niedergehenden  Existenzen  zu  erleichtern ;  das  ist  aber  auch 
alles,  was  sie  können.  Die  Entwickelung  einer  neuen  Wirt- 
schaftsform hemmen,  damit  die  alte  bestehen  bleibe,  heifst  die 
Gesetze  der  socialen  Entwickelung  YoUständig  verkennen 


W^ir  haben  die  beiden  Hauptarten  der  gewerbhchen 
Genossenschaften  kennen  gelernt.  Das  Ergebnis,  zu  dem  wir 
gelangt  sind,  be^stätigt  auch  für  Belgien,  was  für  andere 
Länder  seit  nicht  zu  langer  Zeit  festgestellt  worden  ist:  die 
Entwickelungiifähigkeit  der  Konsumentengenossenschaften  und 
die  Lebensunfahigkeit  der  Genossenschaften  von  Produzenten* 
Die  Hoffnungen  der  Genossenschaftsführer  der  fünfziger  und 
sechziger  Jahre  sind  nicht  in  Erfüllung  gegangen,  die  „ideale* 
Form  hat  sich  nicht  bewährt.  Aber  noch  mehr;  diese  Form 
ist  auch  gar  nicht  ^der  Gipfelpunkt  des  iSjstems^.  Während 
diejenigen  Organisationen,  welche  den  Interessen  der  Konsu^ 
menten  dienen,  eine  wirkliche  Socialisierung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  erreichen,  sind  die  Genossenschaften  von 
Produzenten  ihrem  Wesen  nach  nur  einzelnen  Personen  von 
Nutzen.  Während  die  ersteren  zur  Verbesserung  der  modernen 
wirtschaftlichen  Technik  beitragen,  indem  sie  den  Absatz  regu* 
lieren,  lassen  die  anderen  die  vernichtende  Konkurrenz  bestehen. 
Und  während  schliefslich  die  Entwickelung  der  Konsumenten- 
genossenschaften eine  Entwickelung  vom  Kleingewerbe  bot 
Orofsindustrie  darstellt,  bedeutet  die  Gründung  jeder  neuen 
Produzentengenossenschaft  eine  VergrOfserung  der  Zahl  van 
untergehenden  Kleinbetrieben.  ^ 

Wenn  man  mit  Hecht  jetzt  den  Satz  aufgestellt  hat,  die- 
jenige Form  der  Genossenschaft  hätte  sich  am  besten  ent- 
wickelt, in  der  die  ideale  Form  nicht  verwirklicht  worden  ist, 
so  mufs  gleichzeitig  hinzugefügt  werden,  da(s  die  nach  den 
Anschauungen  der  ninfziger  Jahre  ideale  Form  eine  solche  gar 
nicht  ist 
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Vorwort 


Die  vorließende  Arbeit  soll  nur  eine  Skizze  zur  Vor- 
_  chjchte  des  Bauernkrieges  geben.  Sie  beansprucht  nicht, 
rine  in  jeder  Beziehung  absch liefsende  Arbeit  über  dieses 
Thema  zu  sein;  solche  wird  erst  nach  eingehendsten  arehi- 
valischen  Studien  geliefert  werden  können  ^  Wenn  der  Ver- 
fasser sie  dennoch  glaubt  erscheinen  lassen  zu  können ,  so 
wird  die  Thatsache,  dafa  schon  auf  Grund  des  vorliegenden 
Materials  eine  genügend  gesicherte  Anschauung  gewonnen 
werden  kann,  das  vollauf  rechtfertigen. 

Der  Verfasser  hat  sich  auf  die  schwäbischen  und  tVnnki- 
sehen  Gebiete,  die  vom  Bauernkriege  vor  allen  ergriffen 
wurden,  beschränkt.  Der  Titel  der  Arbeit  wird  sich  aueh 
80  rechtfertigen  lassen:  jede  Stichprobe  wird  zeigen,  dafs  die 
Resultate  dieser  Arbeit  über  Schwaben  und  Franken  auch  für 
die  anderen  Gebiete,  in  denen  <ler  Bauernkrieg  getobt  hat, 
zutreffen. 

Entstanden  ist  die  Arbeit  aus  dem  Bedürfnis  des  Ver- 
fassers, sich  über  die  Eigenart  dieser  Bewegung,  ihre  Stellung 
in  der  Zeit  und  in  der  deutschen  Geschichte  überhaupt  klar 
zu  werden.  Die  Arbeiten^  die  bis  jetzt  zu  diesem  Thema  vor- 
liegen»  vermögen  dem,  der  sich  mit  dem  Bauernkriege  selbst 
beschäftigt,  diese  Klarheit  nicht  zu  geben;  sie  sind  entweder 
von  demokratischer  Tendenz  beseelt:  man  weifs,  dafs  die  Be- 
wegung, die  zur  Revolution  von  1848  führte ,  gerade  zum 
Studium  jener  „Revolution"  angeregt  hat;  noch  immer  lebt 
die  Tendenz  hier  und  da  weiter;  oder  es  haben  sich  Wirt- 
Schaftshistoriker  dieses  Stoffes  bemilchtigt,  die  mit  ihrem  Ver- 
such, fernher  und  weithin  wirkende  materielle  Kräfte  zur  Er- 
klärung heranzuziehen,  das  Streben  des  Menschen ,  wie  er 
zeitlieb   beschränkt  ist,   schliefslich  unerklärt  lassen ;   einzelne 


'  £b  mag  hier  hemerkt  w«^*rdeii,  dafa  tlie  Archivtilien  der  Kreia- 
archive  Bamberg,  Nürnberg  und  Wfiribiire  dem  Verfasaer  vorgelegen 
haben;  jedoeh  wurden  sie  dsmalB  mehr  auf  die  Geschiebte  des  Bauem- 
krieges  selbst  hin  durchgearbeitet,  weniger  auf  die  Vorgeschicbte, 
Dankbar  mag  die  freundliche  Unterst« tzting  der  ArchivTrerwaltungen» 
vor  allem  derer  von  Bamberg  und  Nüroberg,  schon  liier  erwähnt  werden. 
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Historiker  der  letzten  Jahre  haben  sich  von  den  Resultaten 
dieser  Geschichtsbetrachtung  blenden  lassen  und  sie  ohne 
weiteres  übernommen.  Nur  hin  und  wieder,  in  neuester  Zeit, 
hat  die  Betrachtung  des  gröfseren  Zusammenhangs  der  Ver- 
fassungsgeschichte für  die  Vorgeschichte  des  Bauernkrieges 
fruchtbare  Gedanken  gebracht:  der  Verfasser  freut  sich,  fest- 
stellen zu  können,  dafs  sich  ihm  vom  Studium  des  Bauern- 
krieges her  im  wesentlichen  dieselben  Resultate  ergeben^  zu 
denen  Th.  Ludwig  in  seinem  Buche  über  den  badischen  Bauer 
im  18.  Jahrhundert  und  G.  v.  Below  in  den  tiefgründigen 
Abhandlungen,  die  er  in  „Territorium  und  Stadt**  gesammelt 
hat,  gelangt  sind.  Eine  Monographie  wird  nichts  destoweniger 
doch  noch  am  Platze  sein. 

Es  ist  nicht  die  Absicht  gewesen,  zu  jeder  einzelnen  Be- 
hauptung, die  bisher  gefallen  ist,  Stellung  zu  nehmen.  Wenn 
schon  die  allgemeine  Stellungnahme  des  Verfassers  einzelnen 
Arbeiten  gegenüber  zeigen  wird,  dafs  das  so  unbedingt  nötig 
nicht  war,  —  wie  die  Arbeit  nur  eine  Skizze  sein  soll,  so 
wäre  sie  damit  über  den  Umfang  einer  solchen  weit  hinaus- 
geraten. 

Der  Verfasser  genügt  zuletzt  noch  einer  Dankespflicht, 
wenn  er  erwähnt,  dafs  ihm  sein  hochverehrter  Lehrer,  Herr 
Professor  Dr.  Max  Lenz,  die  Anregung  zu  einer  Arbeit  über 
den  Bauernkrieg  und  damit  auch  zu  dieser  gegeben  hat.  Wieviel 
er  ihm  verdankt,  wird  der  ersehen  können,  der  seine  ein- 
gehende Kritik  der  Lamprechtschen  Deutschen  Geschichte 
Bd.  V  mit  der  vorliegenden  Arbeit  vergleicht.  Auch  Herrn 
Professor  G.  Schmoller  gebührt  der  Dank  des  Verfassers,  da 
dieser  ihn  zu  einer  Seminararbeit  über  die  Lage  des  Bauern- 
standes im  15.  und  16.  Jahrhundert  veranlafst  und  diese  zum 
Vortrage  und  zur  Diskussion  zugelassen  hat.  Der  Verfasser 
kann  nicht  schliefsen,  ohne  noch  ein  Wort  tiefster  Dankbarkeit 
dem  Altmeister  der  Geschichte  zu  widmen,  der  ihm  nicht 
nur  Neigung  zu  geschichtlichen  Studien  eing^iflöfst  hat,  sondern 
auch  fortwährende  Förderung  hat  zuteil  werden  lassen :  Rankes 
Deutsche  Geschichte  ist  ihm  ein  immer  neu  sprudelnder  Quell 
der  Erkenntnis  auch  des  Bauernkrieges  gewesen. 

Berlin,  im  August  1900. 
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Wesen  immer  weiter  um  sich  greift,  ergiebt  sieh  also  eine 
staatliehe  Struktur,  die  auf  den  ersten  Blick  hin  privatrecht- 
lichen Charakter  zu  haben  scheint  Die  Grund-  oder  Lehns- 
herren, die  sich  vom  Bauern  den  Unterhalt  verschaflFen  lassen, 
sind  und  bleiben  Staatsbeamte;  der  Bauer,  der  sie  ernährt, 
vergilt  damit,  was  sie  ihm  persönlich  an  öffentlichen  Rechten 
zu  gröfserem  Nutzen  seiner  Wirtschaft  abgenommen  haben  *. 
Diese  Abgaben,  diese  Dienste  stellen  eine  Art  von  Besoldung 
dar,  eine  Besoldung,  die  der  Staat  gewissermafsen  in  Form 
von  Anweisungen  seinen  Beamten  giebt^;  nichts  weiter,  kein 
privatrechtliches  Verhältnis  ist  mit  ihnen  begründet 

Nur  im  Zwange  der  Notwendigkeit  hat  der  Staat  eine 
solche  Bindung  von  Mann  zu  Mann  gestattet  Eine  schwer- 
wiegende Decentral isation  aller  Kräfte  war  die  Folge:  sie  war 
vielleicht  politisch  bedauerlich,  aber  wirtschaftlich  von  gröfstem 
Segen. 

Die  Kultur  des  Bodens  nimmt  unter  der  Herrschaft  des 
Lehnswesens  zu,  der  Wert  desselben  steigt;  die  Bedürfnisse 
des  Lebens  werden  gröfser,  es  gestaltet  sich  reicher  aus, 
Handel  und  Verkehr  blühen  immer  stärker  auf.  Langsam 
und  stetig  durchbricht  die  Geldwirtschaft  die  Naturalwirtschaft. 
Immer  neue  Ansprüche  an  den  Staat  werden  laut:  eine  stärkere 
Centralgewalt ,  die  die  aufkommenden  Gegensätze  vermittelt, 
wird  erwünscht.  Den  centralisierenden  Bestrebungen,  die  iJso 
im  Interesse  der  Kultur  liegen,  entspricht  die  Nationalwirtschaft 
nicht  mehr;  das  Geld,  „ein  Symptom,  keine  Ursache"*,  paßt 
zu  den  neuen  Verhältnissen  viel  besser.  Schliefslich  verdrängt 
es  alle  naturalwirtschaftlich-lehnsrechtlichen  Beziehungen  von 
Mensch  zu  Mensch. 

Die  zweite  Epoche,  die  in  der  deutschen  Geschichte  erst 


und  was  nach  Ablieferung  des  schuldigen  Getreides,  Geldes  oder  Klein- 
viehs noch  übri^  bleibt,  das  verzehrt  der  Bauer  mit  Weib  und  Kind. 
^  Bekannt  ist,  dafs  sich  im  ganzen  Mittelalter  minderkräfti^ 
Volksgenossen  an  stärkere  ergaben;  sie  gaben  damit  etwas  von  ihrer 
„Altfreiheit"  auf  .  Um  „iren  nutz  schaffen"  und  „irer  arbeit  nachgeeii^ 
zu  können,  wollen  1525  die  Stühlinger  Bauern  auf  das  Recht  an  der 
Assistenz  bei  Blutgerichten  verzichten.  Vergl.  Baumann,  Akten  zur 
Geschichte  des  Bauernkrieges  in  Oberschwaben  S.  192;  vergl.  auch 
G.  Schmoller,  Die  sociale  Entwickelung  Deutschlands  und  Englands 
hauptsächlich  auf  dem  platten  Lande  des  Mittelalters  (im  Jahrbuch  für 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  XII)  S.  210. 

*  vergl.  z.  B.  Karl  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im 
Mittelalter  III,  S.  299/300.  Auch  die  Besprechung  des  Buches  von 
U.  Stutz,  Geschichte  des  kirchlichen  Benefizialwesens  von  seinen  An- 
fängen bis  auf  Alexander  III.,  durch  Hinschius  in  der  Zeitschrift  der 
Savigny-Stiftung  XVII ,  Germ.  Abt.  S.  140.  Denn  auch  auf  die  kirch. 
liehen  Verhältnisse  findet  Anwendung,  was  von  den  staatlichen  ge- 
sagt ist. 

•  M.  Lenz  in  der  Kritik  Lamprechts  (Sybels  Historische  Zeitschrift 
N.  P.  Bd.  41)  S.  410. 


mit  dem  19.  JjJirhiiiideft  beginnt^,  ut  die  der  reinen  Gfidr 
wirtschafl  Der  Stauit  kennt  jetzt  jene  Mittelinstanzen  nicht 
mehr,  die  dms  Beuntentnm  nach  Lehnsrecht  darstellte:  Tor 
ihm  stehen  jetzt  fisktisch,  nicht  mehr  nor  ideelL  alle  Indiriduen 
gleich  da. 

Wir  kennen  jetzt  Aosgangspnnkt  und  Endpunkt  der 
ganzen  Entwickdang,  der  politischen  sowohl  wie  der  wirt- 
schaftlichen, die,  wie  wir  sahen,  in  regster  Wechselwirkung 
stehen.  Wie  waren  die  Verhidtnisse  Tor  1525,  wie  waren  sie 
in  SüdwestdeutBchland?  Nur  auf  diese  kommt  es  uns  an: 
denn  hier,  in  den  Gebieten  des  schwälnschen  und  fränkischen 
Stammes,  ist  die  Bewegung  von  1525  entstanden,  hier  hatte 
sie  ihre  Vorläufer,  hier  hat  sie  den  Charakter  angenommen, 
der  sie  uns  so  merkwürdig  macht,  und  von  hier  aus  hat  sich 
jenes  Programm  der  12  Artikel  rerbreitet,  dessen  Durch- 
setsung  Tor  allem  den  Bauern  am  Herzen  lag.  Die  Resultate, 
die  die  Betrachtung  der  hier  bestehenden  Verhältnisse  ergiebt, 
werden  auch  fOr  aUe  jene  Gebiete  gelten ,  in  denen  ähnliche 
Bewegungen  stattgehabt  haben. 

Den  W^  mag  ein  Blick  auf  die  Jahrhunderte  sQdwest- 
deutscher  Geschichte  weisen,  die  der  Reformationszeit  voran- 

Sehen.  Nicht  ohne  jedoch  auch  der  Abwandlungen  in  anderen 
eutachen  Landen  zu  gedenken;  aus  der  Gegenüberstellung 
derselben  und  der  in  Südwestdentschland  wird  der  eigentüm- 
liche Charakter  dieser  Entwickelung  besonders  scharf  hervor- 
treten. 


^  Die  Aafhebung  der  Pstrimonialgerichtsbsrkeit  erfolgte  bekannt» 
lieh  erst  1850  in  Preofsen. 


Erstes  Kapitel. 

Die  politischen  Verhältnisse  SUdwestdeutschlands 
vom  Interregnum  bis  zur  Reformation  der  Kirche. 


Nichts  ist  für  die  Geschichte  Südwestdeutschlanda  be- 
stimmender gewesen  als  der  Umstand ,  dafs  nach  dem  Aus- 
sterben der  Hohenstaufen  eine  starke,  selbständige  Central- 
gewalt  hier  nicht  mehr  aufkam:  Franken  und  Schwaben 
blieben  direkt  dem  Reichsoberhaupt  untersteilt;  keine  Mittel- 
gewalt wie  im  Norden  kam  hier  wieder  empor.  Der  Ge- 
schichte des  deutschen  Königtums  und  damit  der  des  Kaiser- 
tums ist  die  Geschichte  dieses  Reichsgutes  untrennbar  ver- 
bunden. 

Auch  im  Norden  gab  es  Reichsgut,  am  Niederrhein  z.  B. 
Aber  während  dieses,  wie  es  „zerstreut,  inmitten  aufstrebender 
Territorien  lag  und  nicht  durch  eine  gemeinsame  Landvogtei 
zusammengehalten  werden  konnte,  ein  Ausscheiden  aus  der 
unmittelbaren  Verbindung  mit  dem  Reichsoberhaupte  sehr  er- 
leichterte" *,  blieb  das-  Reiehsgut  im  Süden,  auch  unter  den 
schwächeren  Kaisern,  mit  ihm  in  engem  Zusammenhange.  Es 
war  gewissermafsen  die  Domäne  des  jeweiligen  Königs,  die 
immer  zu  seiner  Verfügung  stand.  Er  war  hier  der  Herr; 
von  ihm  hingen  die  Städte  ab,  die  civitates  nostrae  et  im- 
perii^,  die  zu  den  Kosten  des  Reiches  beisteuerten  und  ihre 
Kontingente  zur  Reichsheerfahrt  stellten ;  an  seinem  Hofe 
fanden  sich  die  ehemals  staufischen  Ministerialen  ein,  ihm 
folgten  die  Ritter,  die  hier  belehnt  waren.  Es  ist  nicht 
zweifelhaft,  der  Grund  dafür,  dafs  vorerst  noch  der  König  im 
Südwesten  seine  Macht  behauptete,  während  sie  ihm  im  Norden 
mehr  und  mehr  entschwand,  ist  darin  zu  sehen,  dafs  vorläufig 

*  Vergl.  A.  WerminghofF,  Die  Verpfäudungen  der  mittel-  und  nieder- 
rheinischen  Reichsstädte  während  des  13.  und  14.  Jahrhunderts.  Breslau 
1898  S.  91.  Über  die  Bedeutung  die.ser  Verpfändungen  in  späterer  JZeit 
vergl.  G.  V.  Below,  Territorium  und  Stadt.    München  1900,  S.  218. 

^  Vergl.  H.  Fischer,  Die  Teilnahme  der  Reichsstädte  an  der  Reichs- 
heerfahrt.    Leipzig.    Diss.  ISaS.    Beilage  I.     S.  37  fF. 
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»och  im  Süden  Europas  die  leteressen  des  Reiches  lageti^  die 
er  zu  vertreten  hatte.  So  verlangt  eine  Geachichte  dieser 
Lande  die  Berücksichtigang  der  gröfsten  Zusammenhänge, 
Wie  die  Reichsinteressen  sich  abänderten  und  sich  verschohen^ 
ist  für  sie  von  höchster  Wichtigkeit, 

Da  ist  denn  sehr  beachtenswert,  dafs  diese  immer  mehr 
im  Osten  gefunden  wurden» 

Die  Verbindung  zwischen  Deutschland  und  Italien  wird 
immer  losen  Seitdem  das  Papsttum  unter  tlen  Einflufs  Frank- 
reichs geraten  war,  seitdem  sicij  auch  in  der  Kirche  die  na- 
tionalen Triebe  bemerkbar  geniacht  hatten,  hört  das  deutsche 
Interesse  an  Italien  auf.  Italien  wird  sich  selbst  überlassen; 
die  Römerxüge  werden  seltener;  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
14,  Jahrhunderts  verzichten  die  deutschen  Könige  darauf,  dort 
Ordnung  zu  schaffen.  Die  Einwirkungen  des  Papsttums  auf 
die  Angelegenheiten  der  Kirche  in  Deutschland  werden  im 
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zurückgedrängt:  wenn  ihm  auch 
noch  eine  Menge  Kanäle  bleiben,  um  seinen  Einflufs  und  seine 
Wünsche  zur  Geltung  zu  bringen,  die  Selbständigkeit  der  ein- 
seinen Erzbistümer  und  Bistümer  wird  jetzt  immer  mehr  ge- 
sichert. Infolge  der  konziliaren  Bewegung  wird  Staat  und 
Kirche  in  ein  neues  Verhältnis  zu  einander  gesetzt:  der  Staat 
gewinnt  jetzt  der  Kirche  gegenüber  eine  festere  Po?iition;  die 
Aostttze  zn  den  Landeskirchen  der  späteren  Zeit  bilden  sich. 
Das  Interesse  Deutschlands  als  eines  grofsen  |iolittschen  Ganzen 
an  dem  Paj^isttum  und  Italien  bort  also  mehr  und  melir  auf 
Die  Aufgaben  des  Keiches,  die  Aufgaben  des  Kiinigs  und 
Kaisers  werden  anderwärts  gesucht.  Das  Reich  muls  einen 
neuen  Lebenszweck   erhalten. 

Im  15.  Jahrhundert  gewinnen  die  Verhältnisse  des  Ostens 
eine  immer  gröfsere  Bedeutung.  Wenn  schon  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhtmderts  die  Slawenwelt  immer  kräftiger 
und  selbstbewufster  auftrat,  wenn  sie  der  kotonisatoriscben 
Thätigkeit  der  Deutschen  einen  energischen  Widerstand  ent- 
gegenzusetzen begann^  so  meldet  sich  jetzt  an  den  Thoren  des 
Occidents  immer  nachdrucksv^oller  der  Feind,  der  die  Ge- 
schicke Deutschlands  für  lange  Zeit  aufs  nachhaltigste  be- 
einflujBsen  sollte.  Immer  stärker  dringen  die  Osmanen  aus 
Asien  gegen  Europa  vor;  Slawen  und  Deutsche  sehen  sich 
bald  gendtigti  hierhin  Front  zu  machen;  die  Zeit  ist  nicht 
m^hr  fern,  da  päpstliche  Abgesandte  den  Kreuzzug  gegen  die 
Ungläubigen  predigen  zu  müssen  glauben.  Dieser  Gefahr 
gegenüber  erscheint  jener  Staat  im  Osten  als  die  Vormacht 
Deutschlands,  wie  des  ganzen  Occidents,  der  sich  auf  dem 
Kolonisationsgebiet  eben  jetzt  so  mächtig  wie  nie  zuvor  aus* 
gewachsen  hatte:  indem  die  Habsburger  sich  bemühen,  die 
Kftiserkrone  zu  erhalten,  indem  die  Kurfürsten  sie  wühlen^ 
wird  die  Mission  des  habsburgischen  Hauses  anerkannt.    Zwar 
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gelingt  es  vorläufig  dem  Hause  noch  nicht,  das  Erbe  der 
Luxemburger,  das  ihm  zugefallen,  ganz  beisammen  zu  halten. 
Während  die  Osmanen  noch  sich  abmühen,  ihre  Macht  in 
Europa  zu  konsolidieren,  löst  es  sich  in  eine  Reihe  selb- 
ständiger Gewalten  auf.  Aber  das  Bestreben  der  Habsburger^ 
des  zukunftssicheren  Friedrich,  wie  des  bei  allem  Schwanken 
doch  zielbewufsten  Maximilian  ging  doch  immer  auf  das  Ganze 
des  Erbes.  Durch  Verträge  ward  vorläufig  wenigstens  ein 
engerer  Zusammenschlufs  der  Teile  erreicht:  eine  Vereinigung 
des  Ganzen  ward  in  Aussicht  gestellt.  Habsburg  blieb  seine 
Mission  gewahrt:  da  es  die  deutsche  Königskrone  und  die 
Kaiserkrone  trug,  zeigte  es  sich,  dafs  die  deutschen  Reichs- 
interessen wie  früher  mehr  im  Süden,  so  jetzt  im  Osten  lagen. 

Noch  nach  einer  zweiten  Seite  hin  erschien  das  deutsche 
Volk  im  ausgehenden  15.  Jahrhundert  stärker  als  je  zuvor 
engagiert.  Man  weifs,  welche  Erregung  durch  das  Volk  ging, 
als  im  Westen  ein  kühner  Eroberer  Stücke  deutschen  Landes 
an  sich  zu  reifsen  suchte.  Der  hundertjährige  Kampf  zwischen 
den  beiden  grofsen  Westmächten  war  zu  Ende  gegangen :  noch 
waren  die  Vasallen  nicht  sämtlich  zu  Boden  geworfen;  es  ist 
die  Entwicklung  des  15.  Jahrhunderts,  das  Verdienst  des 
grofsen  Königs  Ludwigs  XI.,  dafs  das  geschah:  das  Reich 
Karls  des  Kühnen  ward  von  dem  schlauen  Diplomaten  zer- 
schmettert. Sofort  waren  auch  die  Ansprüche  des  deutschen 
Königs  hier  wachgerufen ;  gewifs  war  es  ein  ganz  persönliches 
Interesse,  das  Maximilian  auf  diesen  Kampfplatz  brachte;  aber 
sollte  nicht  auch  der  Wunsch  des  deutschen  Volkes,  soweit  es 
politisch  denken  konnte,  mit  dem  seines  Königs  sich  in  diesem 
Falle  decken  ?  Wie  dem  auch  sei,  genug,  auch  hier  im  Westen 
gewann  das  Haus,  dem  des  Reiches  Schutz  anvertraut  war^ 
eine  Position. 

Es  ist  ersichtlich,  von  welcher  Bedeutung  das  für  den 
Südwesten  sein  mufste.  Denn  Südwestdeutschland  ist  die  grofse 
Heerstrafse  vom  Osten  nach  dem  Westen,  von  dieser  zu  jener 
Besitzung  der  Habsburger. 

Wie  war  es  Süd  Westdeutschland  in  dieser  Zeit  der  grofsen 
Abwandlungen  im  Reiche  ergangen? 

Wenn  noch  lange  nach  dem  Interregnum  der  enge  Ver- 
band zwischen  diesen  Gebieten  und  dem  Könige  ungelöst  blieb, 
wenn  noch  lange  von  ihm  die  Dienste  der  einzelnen  Stände 
beansprucht  wurden,  mit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  und 
vollends  mit  dem  15.  Jahrhundert  ward  das  anders.  Als  die 
Kaiser  im  Osten  ihres  Amtes  zu  walten  hatten,  bedurften  sie 
der  Dienste  der  kleinen  Gewalten  des  Südwestens  nicht  mehr: 
das  Land  ward  sich  selbst  überlassen.  Es  ist  die  Zeit,  da  das 
Kampfgetöse  hier  nie  verhallte.  Alles  ringt  nach  Selbständig- 
keit, nach  Abschliefsung  gegen  den  Nachbarn ;  wem  das  Glück 
hold  ist,   wer  den  Augenblick  zu  erfassen,   die  Verteidigungs- 
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mittel  zu  nutzen  versteht,  die  die  Natar  dieser  Gebiete  für 
die  mittelalterliche  Kriegführung  so  zahlreich  bietet,  der  er- 
reicht sein  Ziel. 

Im  Norden  DeutscManda  war  es  den  Kleinen  und  Kleinsten 
nicht  gelungen,  ihre  Sonderstellung  den  Gröfseren  gegenüber 
zu  behaupten:  wir  treffen  dort  ungleich  weniger  Reichsstädtd^ 
an;  auch  die  kleinen  freien  Herren  sind  dort  minder  häufig; 
sie  wie  die  Ritter  beugten  sich  der  werbenden  Macht  de 
Landesherm,  auf  dessen  Landtagen  sie  sich  einfinden,  dessen 
Schutz  und  Schirm  sie  anrufen  konnten.  Wenn  wir  erkennen, 
dafs  das  im  Südwesten  anders  war,  wenn  sieh  hier  die  Städte 
und  Hitter  wie  die  kleinen  Herren  der  Macht  der  Gröfseren 
erwehrten,  so  werden  wir  daa  gewifs  einmal  und  vor  allem 
darauf  zurückzuführen  haben^  dafs  der  König  hier^  auf  dem 
Boden  des  Reichs,  rechtend  und  schlichtend  immer  wieder 
eingriff.  Wie  denn  wohl  die  Städte,  die  später  selbständig 
erscheinen,  den  Blutbann  dem  Burggrafen  oder  dem  Landvogt 
abkaufen  konnten,  die  Bestätigung  dieses  Kaufes  aber  und  die 
Übertragung  der  hohen  Gerichtsbarkeit  auf  ewig  vom  Könige 
erst  nachsuchen  mufsten*.  Dann  aber  werden  wir  uns  die 
Kleinstaaterei,  die  diese  Lande  vor  allem  auszeichnet  —  viel- 
leicht könnte  das  Schlesien,  wie  es  vor  Matthias  Corvinus  be- 
stand^, asum  Vergleiche  herangezogen  werden  — ,  daraus  er- 
klären, dafs  die  Natur  hier  die  Bildung  grofser  Staaten  sehr 
erschwerte,  dafs  sie  auch  dem  Kleinsten  die  Möglichkeit  der 
SeUisterhaltung  bot  E»  gehörten  erst,  neben  anderen  Voraus* 
Setzungen,  die  Mittel  modemer  Kriegführung  dazu,  diese  Auto- 
nomien zu  beseitigen. 

Eß  entspricht  dem,  dafs  in  dem  südlicheren  Schwaben  die 
Kleinstaaterei  noch  um  einen  Grad  mehr  entwickelt  war  als 
in  den  anderen  Gegenden  Südwestdeutschlands;  wenn  sie  auch 
dort  nicht  fehlte,  so  hatten  sich  doch  hier  gröfsere  Territorien 
bilden  können. 

Wir  brauchen  auf  die  Bewegung  des  15.  Jahrhunderts 
nicht  näher  einzugehen,  nicht  zu  verfolgen,  wie  die  Städte 
erst,  nachdem  sie  «ich  im  grofsen  iStädtekriege  des  14.  und  in 
dem  des  15.  Jahrhunderts  den  gröfseren  Machthabern  gewachsen 
geeeigt  und  ihre  Stellung  sich  gewahrt  hatten",  die  hohe  Ge- 


*  So  verksuft  Burg^j^raf  Friedrich  VI.  dem  Eate  der  Stadt  NfimbeiK 
1427  alle  seine  Rerhto  in  der  Stadt  (Chroniken  der  dentj^chrn  StAdto  I 
(18621  Einl.  S.  XXni):  doch  erst  1459  vorieiht  König  Friod rieh  HL  den 
Bann  dem  Riit  für  hiunpr  fibid.  S.  XX\lHj. 

*  Vergl.  dazu  F.  Rrtdifuhl,  G*^samtataats Verwaltung  Schle^ietiÄ  ?tir 
dvm  SOjshrig.  Kriege  (Staat«-  und  aöcial wisse nschafti.  Fora4}hungeu 
XÜI,  1». 

^  Vergl-   W,  Vischer,   Gesclnchte  des  schwäbi&uhen    Stadt«}bunde« 
1376^1889  tFor»chmip?n  z.  (kHiUek  Gesch.  II)  S.  107.    Zu  den  Streif 
kdten  rwisclM»n  Städten  urul  Territorialherren  im  15  Jahrb.  vergl.  z, 
K.  H.  Laiig,  Neuere  Gvsch   de»  Fürf^tentumö  Bayreuth.    1,  94  flf. 
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richtsbarkeit  erwerben  \  und  wie  ihre  Stellung  auf  dem  Beichi- 
tage  nun  gesicherter  erscheint',    wenngleich   sie   noch  Unp 
wie    bekannt    von    den    Fürsten    als    unberechtigt    angeiehei 
wurde*.     Wir  brauchen   auch   nicht   zu   zeigen,^  wie  in  de^ 
selben  Zeit  wie  die  Städte  auch  die  kleinen  freien  Herren  ia 
dem  Sinne  Landesherren  wurden,  als  ihnen  die  Obrigkeit  aodi 
in  Gerichtssachen   zugestanden  wurde;    sie    hatten,    im  Beiiti 
Yon  politischen  Rechten,  die  den  Rittern  nicht  eigneten  ^^  diw 
ihre  Stellung  zur  Mehrung  ihrer  grundherrlichen  Rechte*  ge- 
brauchen  können.     Es   genügt  der  Hinweis  darauf,    dafs  mit 
der  Zeit  Friedrichs  III.  die  Bewegung  noch  nicht  abgeschloeaen 
war.    Sie  dauerte  noch  bis  ins  16.  Jahrhundert  hinein:  Kempten 
hat  sich   erst   nach  langen  Streitigkeiten    mit   dem  Abte  dei 
Stifts  1525  von  der  Obergewalt  desselben  befreit*;    es  geliSit 
zwar  nicht  hierher,    aber   es   mag   doch    darauf    hingewiesea 
werden,  dafs  eine  Stadt  wie  Salzburg  noch   1511  den  Venaeli 
machte,  sich  zur  Reichsstadt  zu  erheben ' ;  erst  nach  1561  war 
die  Hoheit   des  Trierer  Erzstiftes   über  Koblenz    dauernd  g^ 
sichert^.     Und   dann   vor  allem:    es  ist   bekannt,    in  welcber 
tiefgehenden  Erregung   sich  eben  an   der  Wende   des  Mittel- 
alters zur  Neuzeit   die  Reichsritterschaft   befand.     Es  ist  dai 
eine   P>ftcheinung,    die   nur  Südwestdeutschland   eigentümliel 
ist,  und  es  herrscht  noch  um  sie  ein  wenig  gelichtetes  Dunkd. 
Wir  müssen  sie  kennen  lernen;  wir  müssen  den  Ursprang nnd 
das  Ziel   der   Bewegung    in    der   Reichsritterschaft    uns  khr 
machen.     Dazu  ist  es  notwendig,   dafs  wir  erst   die  Vorfiige 
erledigen,   was  wir   unter  der  Reichsritterschaft   überhaupt  n 
verstehen  haben:   denn  auch  sie  ist  oft  durchaus  ungenfigend 
beantwortet  worden". 

^  Vcri^I.  hierzu  und  überhaupt  Fr.  L.  Banmann,  Geschichte  dei 
Allgäus  ir,  der  zahlreiche  Belege  beibringt,  und  v.  Stalin,  'Wirtenbi 
Gesch.  ni  (S.  723  Anm.  3,  S.  7^  Anm.  4). 

'  Verj?l.  P.  J)rülcke«  Die  Entwicklung  der  Reichsstandschaft  der 
Städte.  Diss.  Göttg.  1881  (Hamburg)  8.  72:  „Die  ursprüngliche  Ai- 
Behauung^  —  dafs  die  Städte  nur  die  Mitteilung  von  oen  BeschliMi 
der  „königlichen  Fürstentage^  (S.  55)  entgegenzunehmen  hfttten  (S.  96)  — 
„geht  mit  der  Zeit  in  die  Meinung  über«  dafs  auch  die  Städte  von  Reim 
wegen  zu  den  Keichsversammlungen  gehörten,  ao  ^ut  wie  die  Ffirrte&' 

3  Vergl.  dazu  U.  Keuf^en,  1/ie  politische  Stellung  der  Beichasttdte 
mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  Beichsstandscnaft  unter  Kdnjff 
Friedrich  TU.  1440—1457.  Berl.  Dies.  Bonn.  1885  S.  6:  er  bringt  hier 
die  Resultate  der  Gothcinschen  Arbeit:  Die  vermeintliche  AnBÜboir 
der  Reichsstandschaft  durch  die  Städte  1487—1495. 

*  Vergl.  V.  Zallinger,  Ministeriales  und  milites.  (1878)  S.  64, 

'^  Solche  besafsen  sie  von  Anfang  an.    Zallinger  a.  a.  O. 

^  I.  B.  Haggenmüller,  Gesch.  der  Stadt  und  oes  Stiftes  Kempten  L 
S.  399/400,  421/2,  '528/9. 

"^  Vergl.  G.  A.  Pichler,  Salzburgs  Landesgeschichte.  Salsburg  186&. 
S.  296^. 

®  Vergl.  K.  Lamprecht,  Deutsches  WirtschaftBleben  I,  S.  UMS 
Anm.  1. 

^  So  in  der  letzten  Arbeit,  die  wir  über  die  ReichsritterNhift 
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Es  dürfte  zweifellos  sein,  dafs  wir  in  den  Reichsrittem  in 
erster  Linie  die  ehemaligen  milites  der  Staufer  und  der  Bischöfe 
und  Äbte^  zu  erkennen  haben,  die,  nur^  zum  Kriegsdienst 
herangezogen  und  infolge  davon  die  ständige  Bemannung  von 
Burgen  and  festen  Plätzen^,  ihren  kriegerischen  Beruf  bewahrt 
hatten.  Und  dann  dürften  auch  die  Dienstmannen  jener  kleinen 
Orafen  in  diesen  Stand  getreten  sein,  die,  selbst  nicht  Fürsten, 
firemder  Landeshoheit  unterworfen  waren:  hier  „fehlten  alle 
Ursachen,  die  eine  ähnliche  Veränderung  in  der  Stellung  dieser 
Ifinisterialen  hätten  hervorbringen  können  wie  bei  denen  der 
Fürsten**;  während  diese  eben  wegen  ihrer  politischen  Thätig- 
keit  noch  fort  und  fort  weitere  Lehen  erhielten  und  also  zu 
Ijandesherren  werden  konnten,  nähern  sich  die  der  Grafen 
mehr  dem  Ritterstande:  schon  der  Schwabenspiegel  scheidet 
sie  nicht  mehr  besonders  von  den  ritterlichen  Unfreien  ^.  Eben 
muB  dieser  Thatsache  vor  allem  dürfte  sich  erklären  lassen, 
data  wir  in  allen  Gebieten  Südwestdeutschlands,  die  um  1500 
staatlich  organisiert  sind,  Reichsritter  antreffen,  ganz  gleich, 
ob  sie  grofs  oder  klein  sind,  ob  sie  weltlichen  oder  geistlichen 
Charakter  tragen,  und  dafs  es  landsässige  Ritter  so  gut  wie 
gar  nicht  giebt^.  Wie  die  weltlichen  Fürstentümer  dieser  Zeit 
sosammengewachsen   sind    aus  den   verschiedensten  kleineren 


besitien,  in  der  von  A.  Overmann,  Die  Reichsritterschaft  im  Unterelsafs 
^tschrft.  f.  Gesch.  des  Oberrheins,  Neue  Folge  XI):  0.  vermischt  Reichs- 
niiiiisteriale  und  Reichsritter.  Dafs  das  nicht  anseht,  ist  aus  der  Arbeit 
Ton  ZalÜDffers,  Ministeriales  und  milites,  ersichtlich. 

*  Nach  J.  Ficker,  Über  das  Eigentum  des  Reiches  am  Reichs- 
kirchengot  (Wiener  Sitzungsber.  1872,  3)  S.  61,  sind  bekanntlich  „alle 
einzelnen  Guter  und  Rechte  der  Reichskirchen  als  Pertinenzen  einer 
dem  Reiche  gehörenden  Hauptsache  im  Obereigentum  des  Reiches*. 
Ans  dieser  Rechtsanschauun^  heraus  konnten  leicht  die  milites  der 
Kunchenfursten  sich  den  milites  des  Reichsoberhauptes  gleichstellen, 
irie  denn  auch  die  Dienstmannen  der  geistlichen  Fürsten  zu  denen  des 
Seiches  gehörten  (R.  Schroeder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechts- 
If^esehichte  >  S.  437).    Vergl.  auch  Ficker  a.  a.  0.  S.  416. 

*  Eben  darin  besteht  der  Unterschied  zwischen  Ministeriales  und 
llilltes  (v.  Zallinffer  a.  a.  0.  8.  14).  Im  Nordwesten  Deutschlands 
^ebt  es  diesen  Unterschied  nicht.  Vergl.  v.  Below,  Territorium  und 
Sliidt  8.  84  und  S.  177  Anm.  2. 

*  Zallinger  a.  a.  0.  8.  55. 
«  Zallinger  a.  a.  0.  8.  71. 

*  Zallinger  a.  a.  0.  S.  70.  Ob  die  Ministerialen  in  Bamberg,  deren 
l^amen  M  H.  Schuberth,  Historischer  Versuch  über  die  geistliche  und 
ireltliche  Staats-  und  Gerichtsverfassung  des  Hochstifts  Bamberg. 
Eilangen  1790.  S.  127,  angiebt,  nicht  vielmehr  milites  gewesen  sind? 
Jedenfalls  sind  die  Namen  jener  Ministerialen  dieselben  wie  die  der 
späteren  Beichsritter. 

*  Landessftssigen  Adel  gab  es  scheinbar  nur  in  der  brandenburgischen 
llarkgrafschaft  (vergl.  Roth  v.  Schreckenstein,  Gesch.  der  freien  Reichs- 
ritteirschaft  II,  S.  147):  in  Baden  gab  es  jedenfalls  keinen  (vergl. 
Th.  Ludwig,  Der  badiscne  Bauer  im  18.  Jahrhundert  [Strafsburg  1896] 
&  6)  und  ebensowenie  in  Württemberg,  wie  der  Umstand  beweist,  dafs 
nacJi  dem  Tübinger  Vertrag  kein  adliger  Landstand  mehr  existierte. 
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Territorien,  so  haben  sie  die  Bildung  einer  Ritterschaft  nicht 
verhindern  können,  die  als  Reichsritterschaft  eine  interterri- 
toriale Institution  war^ 

Das  ist  eben  das  Eigentümliche  an  diesen  südwestdeutscheD 
Verhältnissen,  dafs  sich  hier  unter  dem  Schutze  des  Reiches 
Elemente  des  politischen  Lebens  zusammenschliefsen  konnten^ 
.  die  allüberall  sonst  sich  der  gröfseren  Macht  unterwerfen 
mufsten'.  Es  ist  dieselbe  Zeit,  in  der  sich  im  Norden,  id 
Jülich-Bei*g  z.  B.,  eine  Ritterschaft  „konstituierte  als  eine  Ge- 
nossenschaft, die  die  Gesamtheit  der  innerhalb  eines  Terri- 
toriums ansässigen  Ritterbürtigen  umfafste"',  und  in  der  uns 
Bum  erstenmal  die  Bezeichnung  der  Ritterschaft  Südwest- 
deutschlands als  der  Reichsritterschaft  begegnet^.  In  derselben 
Zeit  also,  wo  die  Ritter  im  Norden  in  der  Gesamtheit  auf  den 
Landtagen  anfangen  zu  erscheinen,  wo  sie  das  Interesse  des 
Landes,  in  dem  ihr  Besitz  liegt,  zu  dem  ihren  machen,  wird 
die  Ritterschaft  Südwestdeutschlands  als  eine  Gemeinschaft 
aufgefafst,  die  alle  Grenzen  der  einzelnen  Territorien  über- 
schreitet. Gewifs  erschien  auch  sie  auf  den  einzelnen  Land- 
tagen oder  liefs  sich  wenigstens,  da  wir  von  solchen  doch  erst 
vom  15.  Jahrhundert  an  sprechen  können*,  in  den  Landes- 
angelegenheiten zu  Rate  ziehen*.    Und  gewifs  waren  die  Terri- 

^  Uic  Hildung  ^(>iner  solchen  interterritorialen  Institution  ist  nur 
iu  Baveru  und  in  Osterreich  nicht  erfolgt;  hier  waren  die  Central- 
gt^walion  SU  atark. 

^  V.  Helow.  Territorium  nnd  Stadt  S.  199.  Vergl.  auch  J.  J.  Moser, 
Mi\vtrAgo  isu  der  Ältet^ten  Geschichte  der  Keichsritterschaft  in  Schwaben, 
|>>Hiikou  und  am  Rhein«  bis  auf  Kaiser  Maximilian  L,  in  Maders  Reichs- 
rittorsvhartl.  Magazin  II  (1788)  S.  115/6. 

*  V.  Ht'low,  Die  laudstÄndische  Verfassung  in  Jülich  und  Berjr 
il88.S)  l,  S,  U,     II,  S.  15. 

*  Ovormaiut  a.  a.  0.  S.  574.  K.  H.  Lang,  Gesch.  v.  Bayreuth  I, 
8.  U>L\  bohauittot,  man  habe  bis  1500  von  einer  Reichsritterschaft  nicht 
dio  miudoMto  Idee  gehabt. 

*  Siohe  S.  iJl. 

*  V.  Helow  (Territor.  u.  Stadt  S.  186)  behauptet,  das  sei  nicht 
ÜbovaU  der  Fall  gewesen;  in  einigen  bischöflichen  Territorien  — 
Uiovke,  (Jem^HsensohaftsrtH'ht  I,  S.  5S8  Anm.  5,  auf  den  er  sich  mit 
kn^iut^,  behauptet  das  nur  von  Kurmainz  —  sei  das  Domkapitel  der 
\uu4igo  StHUil  überhaupt  gewesen  und  bilde  für  sich  den  Landtag.  Er 
lAtUUl  »ich  dafür  auf  Joh.  Jak.  Moser,  Von  der  Teutschen  Reichs-St&nde 
I.AudoÄi  ^UtiiMS,  .%7  und  870,  wo  es  heifst,  dafs  es  in  Kurmainz,  Aues- 
^i'<,  lUudn^rg  und  Passau  keine  Landstände  gebe.  Mosers  Angaoe 
^^U^t  »ioh  aber  nach  S.  :V^»9  §  15  nur  auf  die  Zeit,  in  der  M.  schreibt 
i^  .Vulki;^udiguiig :  „Nun  will  ich  unsere  einzelne  Teutsche  Land  kurz 
vÜuÄvK^oheu  uud  aeigen,  wo  Landstände  vorhanden  sind"  u.  s.  w.  folgt 
\v^  S.  ^N^  ab  die  .Vufüähluug  der  Territorien,  um  bei  ihnen  anzumerken, 
v4^  VauvUi^Uo  v^M'hauden  sind  oder  nicht.  Mosers  Angabe  durfte 
Birlv%  aJiKk  uiebl  citiereu.  ~  Übrigens  hat  auch  sonst  Below  nicht 
i\NJ)kt,  IV*  tWwwdliehen  Mitteilung  des  Bamberger  Kreisarchivars 
i^UK'tMib^  iv^  d^l^i  litt  Kiviiiarehive  ^aus  dem  Jahre  1466  als  das  älteste 
kXAiUAUv*«^  *l^iH'  \U*u  bambergischen  Landtag  ein  Einladun^scbreiben 
diH^  lÜiMcWä  4M4  aie  Stadt  \orehheim  verwahrt  wird,  zwei  Vertreter 
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des  Mittelalters  zur  Neuzeit  aufkommende  TerritoriaUtaat  an 
sie  .stellte,  wollte  sie  nicht  genügen.  Es  kam  das  System  auf» 
das  Reich  gegen  die  Anforderungen  der  Fürsten  und  die  letz- 
teren ^egen  die  Ansprüclic  des  Reiches  auszuspielen  *,  ein 
System,  das  sich  hin  und  wieder  wohl  als  ein  zweischneidigeB 
Schwert  erwies,  das  sehlicrslich  aber  doch  genutzt  hat.  Die 
Thatsache,  dafs  die  Keicbsritter.schaft  Frankens  genau  so  gut 
wie  die  Schwabens  endlich,  nach  langem  Kampfe  in  der  De- 
fensive, eine  staatsrechtlich  garantierte  Stellung  aufserhalb  der 
Territorien  errang,  wird  jenes  System  vollauf  rechtfertigen. 

In  der  Reformationszeit  aber  befanden  sich  die  Ritter  nocb 
in  der  Opposition.  Doch  wäre  es  falsch,  in  der  Ritterschaft 
darum  etwa  eine  Fronde  zu  sehen:  nur  in  Bi.'schwerden  lief« 
sie  erkennen^  welch  Unrecht  ihr  zugefügt  wunle;  nicht  mit 
den  Watlen  in  der  Hand  erhob  sie  sich  gegen  ihre  Bedrücker. 
Diizu  fehlte  ihr  vor  allem  der  Wille. 

Denn  mannigfach  waren  doch  die  Bande,    die  sie   an  die 
gröfsoren  Herren  fesselten*     Wie  die  einschildigen   milites  der 
htaiiferzeit  nur  ganz  kleine  Besitztümer  als  ökonomische  Grund- 
lage ilires  Berufes  erhalten  hatten  ^,    so  sahen   sie  sich  später^H 
als  sich  ihre  Stellung  geändert  hatte,  und  die  LebensaiisprüchiH 
stiegen,    auf    den    Dienst    in    den    grrjfseren    Territorien    an 
gewiesen''.     In  der  Reformationszelt  treffen  wir  überall  in  dei 
Territorien  auf  adlige  Beamte.     Naturgemlifs   ist  es,    dafs  di 
Ritter  vor  allem  die  geistlichen  Fürstentümer  aufsuchten :  hai 
sich  doch  hier,    wo   die  Ritterschaft   im  liomkapitel    vertret 
war,    und  wo    sie  damit  Einflufs    hatte  auf  die  Besetzung  der 
höchsten  Stelle,    fast   eint*  Adelsoligarchie  herausgebildet*;    es 


an- 
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'  Ulmann  a.  a.  O,  S.  590.  ^ 

*  Bekiw,  Terntrjriiim  a.  a.  w.  8.  Sm  und  S.  113. 

*  Die  oft  *tufgest«*llte  These  von  einem  verarrnteD  Adel  iat  frisch. 
Es  iat  u uz TiR.H8ii:r^  w<?nn  man  von  der  ökonomisclicn  Lage  des  niederen 
Adele  im  aiisgmi enden  Mitfelalter  «pricht,  nur  das  vom  Vater  ererbte 
VerTnögen  zu  berücksichti^'en»  Man  Jiut  bisher  übersehen,  dafs  der  Adel 
Ali  jener  Zeit  nicht  nur  von  den  väterlichen  Rejiten  lebt.  Übrij^ens 
ändert  wich  die  Siel  hing  dea  Adela  in  okonomiaeher  Beziehunt^  aaeh 
tiacli  der  Kcformationözmt  nielit:  der  j^üdwe^tdeatsehe  Adel  anters^cheidet 
Hich  darin  von  dem  norddetitsclien.  Th.  Knapp  ^  Das  ritterachaftliche 
Dorf  Hiiunshmm  in  Schwaben  (Warttemh.  VierteljahrBhefte  für  Landes- 
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genclnehtn  N.   F.  V  |  ISWi]),  hat  8.  60  ff.  nachgewiesen,  dafa  der  Reicha^ 
licht   in   der  Zeit»    in   der   er  seine   ReichsnnmittelbArkeit 


N.  F. 
rittcr   HcüiHt    nie 

niierkiuiiit    nah    und   Kcinc   Rechte   erweitert  hatte,    auf  den  JIofdien>t 
ver«ichtctc, 

*  Wie  Rttldrek'h  die  I  ntiTcewcn  d«»  Adels  an  den  geitit  liehen  Territorien 
waren,  ^cht  aiirt  einem  „  Fi!  r»*laj(**  ht*r  vor,  denClaus  von  Deüetbach,  ein  fränki- 
Hcher  Adliger,  „mit  Uitt  und  Hej^chren  etlicher  vom  Adel"  1527  verfatit 
hat»  hei  der  (irlej^rnheit,  rtln  eini^ye  Ritter  und  die  Grafen  um  Würzbarg 
herum  ^Mich  von  dienen»  Lunde  ah/ufiehcu  vermeinten".  DettelbacS 
zueilt  nie  von  ihrf*in  \'iirhiilit^n  «hu u bringen,  indem  er  darauf  hinweist, 
waH  ihnen  allen  an  dieHciu  Ftlr^tentum  gclecen,  Sie  sollten  doch  be- 
denken ^  „iMn  aller  Kind  in  illeNem  Land  Fürsten  werden  mochten. 
Ittitn  HO  finde  man  die  i^rufüt^  tiiuiad  und  gutthat,  die  von  den 


luocnien.      i 
1  Fürsten, 
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oft  «iTir  bar  Aiiefxixixzxä:    in    ^  .r-r*  ]lLi«._::     -ilt^v-.     :uv  i 
jene*   ▼«■riamrEi.    ^«    •»miiirei     ii-*^     n   i-n:^::-?*.!::;^    -'-.r-r 

w<JÄi*fi  Y-a^  IUI  »g    --itSa-'     l:**>  A-urziänit -r    i-^^n:    A  :•*•.    -".  * 
n':-a=-HL  ■•-.•*  n   d-i  Äsaitneü     -m   Kinn  ^"    - '■=    "    •  '5i  '*• 

den  T-^rr.- r-»?!    «ra-r^r  -rTicii'-'i    ^i:"      N  ■::■    :  :r    un^  -:^- 

d«  A'i-*ü»  -Mn.  te»  laa*:»-sa-?r"^   :-iT-:-r':  t.     i    ::?^    *>  >;;•■.."" 

pflichn".yKL  iA:a3:Li  oimr'i.    in»L   '^^    :  »^  .VJH'-r  i  i"-^ :!"*■■  ■'«?": 
bie  FtTrC-Ä    iirTa*n    Ljä-    i:«:-it    ii-ti-!: :     l:.-:'^!:   au-    :•-:•    '^    c 


?.  i  •  * —  -  V 
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'  Ich '.^trr^iir:*    :-*-*•»   Ti.i--i.':i'-    :  z-:r.  r-' 
v.,n  WiiTzb^rr  xz  .»»-rifra-  li-rr^s^  iz-i  j  '■  >'. 

Ritter»* aArt»c.tn«i;i:ur»z  '^  '.  ;?     I-r  ?ri  i^i:  1: 
um    ein^n    r-i-'-s'^a  Zcj:    r- :•-'--      i  -    i-"   3  •^■> 
senden  wiu.  uL^c  *::ii   i-  -«  :r::    A^:--i:-   :-■: 
vei^rt.     AI*    irr   B.^.l.z    *.-   r.i:--   —  f-jT^-ii- 
nnwil  if     z-i   r-i:-iL   1-:=:    .-!::-::.    t-^  -j-      i:     i-'    :-"  H '*    *-V*. '*"; 
und  .windijr  s-^ori-::     A-rr   -rr.-    «i-  --  r.    ":.■:    >.',: 
»ich  etii»'.ie  v.'-L  -hL-^::  ir.    :*.-  Ri-ri.'—ri.  -:- r  i     W  .r--l:r^   .v    .;.::. 
ünterreJrt  urA   :&!:■    -Uz-z.    ihr-  Ä*;.-  r    ::  :    1»:  :>:      u::^v-.  *r..  :v:: 
Wie  *urk  .i:^  An:j.ä-r.i-::  -..*:.   :.rr  K-i  i:  '^T-    .:  —  -   W-r:V.::^  ^^a- 
iH-m-eifft    f'-L'-nirr  l'^t-«:-    i:-    :•  :r.  hr[  :■  .  .\i:    ;• "'    l  :i^  '  -■:  >x  ■^'^  ' 
fiirt  i«.  «-ie  'iem  Bi-i.hof  b-r:  ?'r.'- •  -^".ri  .  -::■    ^  '  r.f:    y.-v      v  -  *■ 
in  di«^  V»:r-ammlr^ng  i>i.=T   .i-r:  A*:—  :.: '-    .:-r  l»-'-, '"- ■"  »•;    .-  /■■^*''' 
«"Orden,  worin  für  >r—:hw.'ri"-^':.  :%:■.::•  z-  «•:.  -Ar*,  /li  *  *'-:".  A::.-.tr  •  ^ 
Adel   zu   würzbur^^cheii  Amt-n.    \i:A  I »:•.:.?:•  r.   l'"^*l»v:'.   !-;»ln».    ■*• 
zu  Verhindemn;:  un«l  da't.in   ij-ncJit:,    i^kf-i   «i- r   ly-^\' '''  ; '^':'^  .     ' 
bekommen    -ollr-.   —   Mau   -i'ht.    l^'-t::v.Tv.r.  -   ^^  ri "-   *ii '."  !v-*'   ^'t  u- 
thcr    er    traut    d^m    A-i-l    all-^   zu       Um\<    v..-    Mi".:;     •»  :  •»    M-.uf 
leugnet   di*'   Berechtiiruni:  «nlcli'-n    MiiVrniu- u-:   tr    r.j.-^vt  ♦■»'•»   '» '^ 

bietet   n*<-ht   wertvoll^  Einhli-k.-    in   »ia-   j..»liti-»-hf  \.rW\\    «i'**-»»    -^*'-^ 
liehen   Für-ti-ntfim-r     -  «l-m    Hi.^.li-t    -. -.•iiuI'.t.    «i«'      .»li.it:*^»"   ^»i 
wandten    d.-   lii-rh-f«    würl-ii    .-in    >..K-Kr>    V,mu.  lunfii.    x* 'Mu      u-    i- ■ 
er&hren  hättiMi,  nicht  u*igi:ihinlot  Jrelu^^oll  halu'H. 
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dem  den  besonderen  Wunsch,  in  ihrem  Gebiet  ganz  Herr  sa 
sein.  Zwei  Wege  standen  ihnen  offen.  Elntweder  —  sie  mufsten 
diese  Velleitäten  brechen  und  sich  völlig  unterwerfen.  Einige 
Fürsten  sind  diesen  Weg  gegangen,  zu  einer  Zeit,  als  die 
kaiserliche  Centralgewalt  zu  schwach  war,  um  ihnen  hindernd 
entgegenzutreten.  Erreicht  haben  sie  ihr  Ziel  aber  nicht:  seit- 
dem fanden  sie  diese  Ritter  in  dem  Lager  der  Gegner  vor*. 
Oder  aber  —  sie  mufsten  die  Herstellung  einer  Macht  zu 
fördern  suchen,  die  grofs  genug  war,  um  die  Aufrechterhaltung 
des  Landfriedens  zu  verbürgen.  Wie  sich  dieser  Weg  vor 
allen  den  geistlichen  Fürsten  empfahl ',  die  ihrem  Adel  gegen- 
über ganz  besonders  ohnmächtig  erschienen,  so  ist  es  sehr  be- 
merkenswert, dafs  eben  ein  geistlicher  Fürst,  ein  Mann  aus 
dem  Südwesten,  aus  Franken,  der  gewesen  ist,  der  es  als 
Lebensaufgabe  betrachtete,  diesen  Wunsch  zu  erfüllen.  — 

Ziehen  wir  die  Summe  der  politischen  Entwicklung  Süd- 
westdeutschlands, soweit  wir  sie  bis  jetzt  verfolgt  haben.  Es 
ist  hier  eine  Kleinstaaterei  entstanden,  eine  Vielheit  von  po- 
litischen Gebildeh,  die  sich  selbst  überlassen  keine  Gewähr 
bot  für  Ruhe  und  Ordnung.  Um  so  mehr,  als  der  unterste 
aller  politisch  bevorrechteten  Stände  die  richtige  Stellung  den 
anderen  gegenüber  noch  nicht  errungen  hat,  und  zwar  vor 
allem  nicht  in  Franken  und  am  Rhein,  und  auch  in  den 
Kreisen  der  Städte  das  Streben  nach  Selbständigkeit  noch 
nicht  aufgehört  hat.  Es  kommt  die  Tendenz  zum  machtvollen 
Durchbruch,  durch  Herstellung  einer  stärkeren  Obergewalt 
„dem  Unwesen  ein  Ende  zu  machen"^.  Dem  kam  man  noch 
von  einer  anderen  Seite  entgegen.  Wir  sahen,  wie  die  Inter- 
essen des  Reiches  andere  geworden  waren,  wie  sich  die  Habs- 
burger im  Osten  und  Westen  eine  gewisse  Vormachtstellung 
errungen  hatten.  Der  Südwesten,  in  dem  sie  Besitzungen  von 
früher  her  noch  hatten,  und  in  dem  doch  noch  weite  Gebiete 
der  direkten  Verwaltung  durch  das  Reichsoberhaupt  vor- 
behalten geblieben  waren,  ist  die  Heerstrafse  vom  Osten  nach 
dem  Westen.  Jener  Tendenz,  dem  Unwesen  zu  steuern,  ent- 
sprach auf  Seiten  des  Kaisers  das  Bedürfnis,  hier  Ordnung  zu 
erhalten. 

Man  weifs,  dafs  eben  das  die  Gründe  gewesen  sind  zur 
Schaffung  des  schwäbischen  Bundes*.    1488  ins  Leben  gerufen, 

*  Vergl.  dazu  G.  Paetel,  Die  Organisation  des  hessischen  Heeres 
unter  Philipp  dem  Grofsmütigen  (Berlin  1897)  S.  10  ff. 

*  Wohl  vor  allem  Würzburg,  das  dem  Adel  gegenüber  am  ohn- 
mächtig[8ten  ist  Der  Biscliof  tritt  erst  1523  in  den  schwäbischen 
Bund  ein! 

*  Ranke,  Über  die  Epochen  der  neueren  Geschichte  S.  127. 

*  Verffl.  dazu  Ulmann  a.  a.  O.  I,  S.  55  ff.  —  Unwillkürlich  ßllt 
die  Parallele  auf,  die  zwischen  diesem  Institut  und  dem  Fürstentaff  in 
Schlesien  besteht,  wie  ihn  Matth.  Corvinus  geschaffen.  Vergl.  Rachtahl, 
Gesamtstaatsverwaltung  Schlesiens  S.  95  ff. 
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vor  allem,  um  dem  vordringenden  Bayern  in  Schwaben  eine 
grÖ&ere  Macht  entgegenzitsetzen,  hat  er  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr  den  Charakter  eines  grofsen  Landfriedensbünd- 
niBses  angenommen  und  als  solcher  sich  immer  weiter  aus- 
gedehnt^ bis  er  schliefsliclj  unter  Karl  V.  fa.st  ganz  Süd  West- 
deutschland in  sich  vereinigte.  Wenn  auch  naturgemäfs  nicht 
alle  Fehden  aufhörten  und  nicht  alle  Streitigkeiten  vor  dem 
Bundestage  zum  Austrag  kamen,  die  Existenz  dieses  Bundes, 
die  Machte  die  er  darstelltej  mag  manchen  kampfesfrohen  Mann 
bewogen  haben,  »ein  Schwert  in  die  Scheide  zariiekzustofsen 
und  zähneknirsehend  sich  ein  Urteil  gefallen  zu  lassen,  das 
nach  seiner  Meinung  immer  zu  Gunsten  des  Mächtigeren  aus- 
fiel. Jedenfalls  aber  hat  dieser  Bund  die  groise  Bedeutung, 
dafa  die  Ordnung  hier  im  Südwesten  nun  viel  gesicherter  er- 
schien; es  mag  viel  Wahrheit  in  dem  Worte  Leonhards  von  Eck 
liegen,  dafs  er  vor  allem  den  Städten  zu  gute  gekommen  sei; 
wir  mUsseu  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  annehmen,  dafs 
sich  Handel  und  Verkehr  unter  seinem  Schutze  bedeutend  ge- 
hoben habe. 

Der  schwixbiache  Bund  hat  in  den  ersten  Dezennien  seines 
Bestandes  einen  viel  kleineren  Umfang  gehabt  als  in  den 
letzten.  Noch  ein  zweites  Organ  war  daher  notwendig,  den 
Landfrieden  zu  wahren.  Es  ist  bekannt,  dafs  das  ganze 
15,  Jahrhundert  hindurch  immer  von  neuem  die  Frage  erörtert 
worden  ist,  wie  dieses  Instrument  beschaffen  sein  müsse,  und 
dafs  erat  im  ausgehenden  15.  Jahrhundert  der  nationale  Eifer, 
der  sich  gerade  dieser  Frage  angenommen  hatte,  befriedigt 
ward.  Er  sah  sich  gar  bald  bitter  enttäuscht:  es  zeigte  sich^ 
dafs  die  ständische  Regierung,  wie  sie  im  Reichsregiraent  und 
am  Kammergericht  zum  Ausdruck  kam,  ein  Unding  war:  wie 
niemand  zu  den  Lasten  des  Reiches  beisteuern  wollte,  wie  sie 
daher  aller  Mittel  bar  war,  so  konnte  sie  den  weitgehenden 
Ansprüchen,  mit  denen  sie  auftrat,  nicht  genügend  Geltung 
verschaffen.  Das  Reichsregiment  war  dem  schwäbischen  Bunde 
gegenüber  machtlos.  Niemand  h5rte  auf  seine  Stimme:  jener 
Bund  war  das  Instrument  der  Ordnung,  das  man  achtete  und 
fUrchtete;  eben  darum  war  seine  Bedeutung  hier  in  Südwest- 
deuUchland  auch  gröCser,  als  die  des  Regimentes.  Es  ist  wohl 
der  Erinnerung  wert,  dafs  er  hier  den  gröfsten  Umfang  dann 
gewonnen  hat,  als  sein  KonkuiTent  die  eklatanteste  Niederlage 
erlitten  hatte. 

So  war   denn  hier   in  Süd  Westdeutschland  wenigstens  die 

Sfsere  Einheit  hergestellt  die  man  in  einzelnen  Kreisen  für 
ganze  Reich  ersehnt  hatte.  Alle  jene  kleinen  Gewalten, 
die  sich  hier  nebeneinander  erbalten  hatten,  fühlten  wieder 
«inen  stärkeren  Willen  über  sich.  Es  war  nicht  der  des 
Kaisers,  auch  nicht  der  eines  anderen  politischen  Faktors  von 
sinnfklliger   Bedeutung:   denn   die   mannigfachsten   Interessen 
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walteten  in  dem  schwäbischen  Bunde;  der  Wille  zur  Ordnanp 
vielmehr  war  es,  dem  die  Macht  zuerteilt  war,  um  sich  darck- 
setzen  zu  können.  Es  zeigte  sich,  dafs  er  die  Welt  zu  bftn- 
digen  verstand;  jene  unruhigen  Elemente  mufsten  sich  Aigen; 
mit  den  Überbleibseln  des  Mittelalters  räumte  er  auf;  nene 
Werte  wurden  geschaffen. 

Es  scheint  so,  als  ob  eben  das  vor  allem  dem  schwäbischen 
Bunde  zu  danken  sei :  was  überall  sonst  in  Deutschland  be- 
reits im  15.  Jahrhundert  erfolgt  war,  die  Überleitung  dei 
mittelalterlichen  Staates  zum  modernen  in  dem  Sinne  dei 
Staates  vom  16.  bis  zum  18.  Jahrhundert,  erfolgte  hier  ent 
zur  Zeit  des  schwäbischen  Bundes.  Wenn  g^wifs  auch  nock 
andere  Momente  zur  Erklärung  dieser  Thatsache  in  Betracbt 
kommen,  wenn  sich  nur  eine  Bewegung  auslebte,  die  schoa 
zuvor  bestanden  hatte,  den  Einfluls  eines  die  Ordnung  garu- 
tierenden  Bundes  auf  diese  Entwicklung  wird  niemand  n 
gering  einschätzen  dürfen. 

Es  ist  die  nächste  Aufgabe,  diese  Entwickelung  klam- 
machen.  Sie  soll  uns  zeigen,  wie  die  Kategorien  der  Staiti- 
angehörigen,  die  sich  schon  frühzeitig  von  einer  direkten  An- 
teilnahme an  dem  Leben  des  Staates  zurückgezogen  haben, 
dem  neuen  Staate  des  16.  Jahrhunderts  gegenüberstehen,  hn 
icli  mich  nicht,  so  werden  sich  die  Ansichten  von  der  Lige 
dieser  Klassen  der  Bevölkerung,  die  man  bisher  gehabt  hi^ 
als  der  Korrektur  recht  bedürftig  erweisen. 


Zweites  Kapitel. 


Verfassung  und  Verwaltung  in  den  südwestdeutschen 
Gebieten  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts. 
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Mit  dem  Übergang  der  vollen  GeriohtÄhoheit  ao  die  ein- 
«einen Territorien  und  Städte,  mit  den  Stadtrechtsreformationen* 
lind  der  Neuordnung  der  Landgerichte-,  mit  der  Bildung  von 
Hofgerichten  ist  der  staatliche  Absehlufs  der  einzelnen  poli- 
tischen Gebilde  erreicht.  „Die  Tendenz,  die  daa  Leben  der 
Kation  um  die  Wende  des  Mittelalters  zur  Neuzeit  überhaupt 
zeigte,  in  den  einzelnen  Landschaften  eine  sich  selber  ge- 
nügende, autonome  Gewalt  zu  erschaffen"*,  hat  nunmehr  einen 
Sieg  errungen,  der  von  entscheidender  Bedeutung  sein  sollte. 

Denn  nicht  mehr  in  dem  Kaiser^  vielmehr  in  dem  städti- 
sehen  Rat\  in  den  Landesherren,  die  bis  dahin  nur  die  höchste 
Verwaltungsinstanz  gewesen  waren  *,  erscheint  nun  jener  ^sou- 


1  Über  StAdtrechtsrefomiationeD.  ihren  Ursprung,  ihre  Bedeutimg 
Und  ihren  Inhalt  verirL  K,  Koclme,  Worraser  Stadtrecht«ref.  vom  Jahre 
1499,  I  (Berlin  18V7),  besonaer»  8.  18  ff. 

•  Diese  in  den  weltlichen  Territorieo  früher  als  in  den  ^eiMlicheii. 
In  Brandenburg  z,  B.  schon  1447  Reformation  des  Landgericht«;  1458 
wird  ein  Hofgericht  eingesetzt  (Lang,  Ge«*ch.  von  Bajreuth  L  S.  76/8Jl 
In  Württemberg  wird  1475  ein  Bofgericht  gebildet  (Stalin,  Wirtemberg. 
Ge«ch.  IH,  S,  375;  vergl.  auch  Acta  Bonissica,  BehördeDorganisation, 
Einl.  S.  68)  In  Bamberg  wird  erst  1508  das  Landgericht  reformiert. 
(Benign.  Ffeufer,  Beiträge  zu  Bambeigs  Topograph,  u  StatJstiäeh.,  m^ 
wohl  älteren  aU  neueren  Geschichte  [Bamb.  1792]  8.  125  ff ). 

•  Ranke*  I>eutdche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Heformation^. 
Bd.  I,  S   222. 

*  Dieser  enti^pricht  dem  I^ndesberm,  nicht  der  Bürgermeister,  der 
ttor  primas  inter  nares  ist.  VergL  S.  Rietschd,  Markt  und  Stadt  in 
ihrem  rechtlichen  VerhäJtni»  (Leipzig  1897)  S.  164  gegen  y.  Below. 

*  VergL  zu  den  Ausführungen  überhaupt  Lor.  v.  Stein,  Handbach 
der  VerwaUungalehre'.  —  Man  wird  geneigt  sein,  einauwenden ,  da(a 
aucli  vor  den  ILandgerichtäreformationen  schon,  z.  B*  in  Bamberg  nnd 
Wnrzburg,  die  oberste  Gerichtj^barkeit  bei  den  Landesherren  gestanden 
habe.  Das  i<*t  iDsofem  richtig,  als  schon  lange  vor  15^0  (in  Bamberg 
seit  124ö)  die  Bischöfe  die  Richter  am  T^ndgenehte  setzten.  Aber  no<i 
bis   Ins   15.   Jahrhundert    hinein    waren  die  Landgeriehte    ^königliche 

ror«<ibuDgeQ  XVm  L  -  Stolz«.  2 
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vcräne  Allgemeinwille"  dargestellt,  der  die  Staaten  schafft, 
joner  Wille,  der  die  „Unterordnung  aller  Grundherrlichk«it 
mit  ihren  Rechten  und  Thätigkeiten  unter  seine  Herrschaft- 
verlangt ^. 

Selbstverständlich,  dafs  er  dort  am  prägnantesten  zum 
Ausdruck  kam,  wo  die  Interessen  der  Gesamtheit  einheitlich 
organisiert  waren,  in  den  weltlichen  Tenntorien,  wo  nur  ein 
Herr  an  der  Spitze  stand,  und  in  den  Reichsstädten,  ob  sie 
nun,  wie  in  Schwaben,  wo  der  Grofshandel  nur  hie  und  da 
seine  Bedeutung  hatte  ^,  mit  von  den  Zünften  regiert  wurden, 
oder  ob  das  Regiment  ganz  in  den  Händen  der  Geschlechter 
lag,  wie  in  Franken,  der  grofsen  Welthandelsstrafse*. 

Es  ist  ja  bekannt,  dafs  die  alten  Ministerialen  Familien  die 

Laiulgmolito":  im  Namen  dos  Küiiijrs   wird  dort  gedingt.     Sdt  den 
lö.  .lahrlnmdcTt  ist  dor  Name  „königliches  Landgericht"   verschwiindpi 
(verpl.  H.  Zr»pfi,  Das  alt«»  Baniborper  Rocht  u.  s.  w.  S.  9o:   obeoda  i«t 
anch  nju'hzuh'jjon.  wie  zorfahron  dio  Gerichtsorganipation  im  lö.  Jaluw 
linndort  wan.     Es   hänpt  zweifellos   mit   der    Umänderung    der  Laad- 
poridito  znsammon.   dafs  seit   <lom  au.sgehonden    15.  Jahrhundert  UDt<r 
den  Roic'hsrittor»  das  Bewnrsfsein  entstand,  von  dem  Landgerichte,  r« 
doni  sie  dnrli  tVülior  ihr  Recht  gesucht  hatten,  beschwort  zu  sein.   K« 
Kamhcrg«'!*   Historiker,    die    üb*T  das   Landgericht    ffoschrieben  habo. 
hab«M)    allerdings    dio  Em])iindiing   eines    Untorschieues    zwischt-ii  des 
Zustand  vor  l.")(»:^  un<l  dem  nach    1508  nicht.     DocJi    ist    das   erklärtich: 
hat    doth    die-e   Umandcrnn;r    für   die   grofae    Masse    der   Bevölkern^ 
nur   geringe   Bedeutung:    sie    hat  Bedeutung    nur    für  die   Reiclij»ritt?r 
Schaft.     Und   «liese  beschwert  sich    denn    auch    »ehr    1)ald.    —    Welche 
Bedeutung   solche    Reformation    sonst   noch    hatte,    geht    aus   den  Bfr 
scinverden  der  Würzburger  Unterthauen  bei  L.  Fries,  iiesch.  des  Banen- 
kriegey  in  Ostfranken  11,  S.  .w,  74,  2M5  hervor.  —   In  Wfirzburg  schrint 
das  Anzeichen  für  die?  Alnrandlung  der  Verhältnisste  die  Annahme  Afs 
JHerzogtitcls  seitens  des   Bischofs  zu  sein.     Wenn    auch   .seit   116><  die 
AVürz burger    Bischöfe    Iiaufi^er    als   Herzöge    zu    Franken    l)ezeichr«t 
-werden,    so   hat    das    doch    für  die  Verwaltung   de.R   Bistums  keineria 
Folgen  ivergl.  tue  Nachweise  bei  Th.  Henner.  Die  horzogl.  Gewalt  der 
Bisclir>fe   von  Wirzburg.     Wirzburg   1874,   vornehnil.  S.   145).    Erst  peit 
Lorenz   von  Bibni  (uni   1500)  bezeichnen  sich   die   Bischöfe   sellvt  all 
Herzoge  (S.  V-\2).     Diese  a'-ffallende  Thatsache,  die  Henner  S.  142  woU 
nicht  mit  Unrecht  aus  dem  Gegensatz  zu  den  Bestrebungen  derHobea- 
zoUern  in  Franken  erklart,  zeigt  wohl  mit  jene  Prä tenaion  der  Bischöfe 
an,  auch  über  die  roichsfroien  Kitter  in  ihrem  Gebiet  ihre  Gewalt  asR- 
zuüben. 

'  V«Mgl.  dazu  L.  V.  Stein  a.  a.  O.  I,  S.  46,  auch  F.  Rachfahl,  Orgaoi- 
sation  der  (xesanitstaatsverwaltung  Schlesiens  S.  144  u.  S.  25i7. 

-  Ich  verweise  hier  auf  Falke,  Gesch.  des  deutschen  Handels.  Der 
Grofsliandid  entwickelte  sich  in  Schwaben  erst  im  15.  und  16  Jahrhandeil 
Mit  ihn  zu  helufu,  hat  wohl  Karl  V.  nach  dem  Schmalkaldischen  Krie^ 
die  Herrschaft  der  Zünfte  beseitigt,  die  wiederherzustellen  dann  me 
wiedcT  ernstlich  versucht  wurde.  Kanke.  zur  deutsehen  Gesch  (G.  W. 
VII)  S.  :U)if.  dürfte  doch  gegen  L.  Fürstenwerth ,  Die  Verfasflin»- 
ändcrungeu  in  den  oberdeutschen  Reichsstfulten  zur  Zeit  KarU  T. 
((iött.  Diss.  ISli;^)  S.  102  recht  haben:  sein  Opponent  vermag  gewichtige 
Gründe  fregen  l\*anke  nicht  ins  Feld  zu  fuhren. 

^  Dii'sen  Unterschied  zwischen  Franken  und  Sohwabcu  erkannte 
srlion  Für<teiiworth  a.  a.  O.  S.  11.  ' 
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Städte  Teriieuefl.  ai»  jen»?  Pri-rarr-pane.  wie  nian  tie  Zänifae 
der  ilaer^n  Z«i  woiii  z-aaanr  hac'-.  ji  «•ftCTiciieni  -Vjrw 
wirtsdTbi^f^n  j^m^  ^•»nusck  söiirscae  F.iirk  :aaaürvLrr«?rt 
Iianec:  c;ir  -»iamiie  z>  tpin  •»  tjc.  *i«-"a  :a  ife  Bürv?frJ*ceo 
aafiaehaL**a  m.  Luetüz.  L*ie  V-friiLsi*»  :a  -i-ja  -irM  bec^*a>?aii- 
«en  ärlnkidt!aea  &Mcask»cüir<ia  le^a  iea  Sv'h/nV  zane.  ia£»  es 
eben  dorr  ireäciLui.  ▼•}  i-^r  Ur^pcra^r  •i-?r  >:ai!r  :i:is  ler  Burj 
B*Mrii  «iaiiaTch.  d-*ati;oä  leni'i^rkhar  i:*;:  ^ials  üe  l'eansr^'atliciie 
Verbia«ian^  d«»r  •j'tacaiK-iiier  niii  i»*ni  L^aii^  3'?oa  eräal^?a 
blieb,  anii  -iaL*  ier  *aiiiä*:a**  B-ireer  eben^yar^ai  a.if  d<?ni 
Lande  wie  ia  «ier  ^Oii-  "Setzea  Wrozäia  4a£M:hLaj?*a  k:ca:e*. 
Und  eben:?*)  senea  wh  alle  aa«:erea  an3JlÄj:z»rii  Leaw  z'ir  Er* 
werban^  d^  Bärrerrechis  zezwTiz:rea'':  «  wipi  üieciAi-i  m 
dem  Banafavae  der  ^caix:  ^e*i:ild-?c  der  rremdrr  Hohe::  u:*wr^ 
irorfea  Fit.  Ruait  L*t  ii^  Gnz»iixp^  alle*  a:->ierr.^'::  S:;ui5y- 
lebend  ^e:H!haaea:  ein  zescfaLosden-f*  Gebiec  •>:  J-^cz:  :r.  eiae 
neue  Einheit  zaiammerjetai*t:   aar  n-xrii  die  ^:*d:oa-?r.  K':»r- 

Corationen  «ad  •».  dl^  ^ioh  ihr  eatziehea.  Uni  da*  i>t  j^?rade 
ier  von  *chfrerwieeea<iiter  Beiieuran^.  \V;ihr>n«i  ir.  den 
Territorien  wohl  die:*e  zei*rl:chea  Korp«:.rsd  »aen  aat  den 
Landtagen  erscheinen  :ind  dort  hie  and  da  den  Willen 
zeigen,  za  den  Lasten  der  G^esamtheit  mitzusteuern.  ver>tolWn 
»ie  hier  in  den  Stiliiten  oder  in  deren  Territorien.  w.>  es  eine 


*  G.  SchmoUrr.  FKe  StraiVbirfc-^r  Tuoh*:»!-  und  Wcbi-riu::::    ^rralV- 
barg  l'iTO)  •*.  +'?T. 

*  Verzl.  K.  BG«-h-r.  I»  B--v.~it^ran^  von  Fruiitfurt  :i.  M  ?  •.  U 
und  15.  Jihrfaund-rt  .S.  31'>  ff.  ani  L*»nz  in  -ior  Kr-rii  L;i::rf»r>vhts 
*.  a.  O.  S.  4»».  Wa.*  Lampr»*cht  in  ,Zwr?i  Srr^itÄ-hritt- n*  J?rrlin  l>^7^ 
S.  .59  f.  geg»»n  Lt^nz  vorbrinzt .  trifft  dw  Sach«*  nioht  und  wi.lorli,:?  vlou 
Gegner,  cler  von  .Städten  im  aliz»=-m*Mn.*n  spricht  und  uiohr,  wi<'  l.iv.jpnvht 
ihm  sopponiert,  von  iTrof^-rädt^^n.  in  kein«er  \Vei?t?.  —  LAmi»n.vlit  l»Atto 
die  Fraee,  auf  «lie  all--  ankommt .  beantworten  sollen,  ob  aio  Vt'rh:*U- 
pi:«i«e.  die  hf^nz  jvergl.  auch  Th.  Zweifel*  .Rothenbunr  an  der  raulnT 
im  Baaernkn^'ge*  S.  :Vi7  für  R^theubur^  naohjrewi»wen  hat.  auch  für 
Kürnberg  and  Clm  z.  B.  zutreffen.  Die^e  Frag»»  -itellt  Lenz .  und  hier 
hatte  Lamprecht  den  Bew»^i*  tür  die  Richtiirkeit  seiner  Aufstellunarou 
erbringen  «ollen.  Lampn^cht.  ib^rn  «li»*  Fraire,  nach  der  l>arlej:iinj:  der 
Rothenburger  Verhältnisse,  offenbar  unbequ»»m  ist,  ireht  auf  si'»  nicht 
ein.  —  Auch  hier  kann  si»»  nicht  beantwortet  weni»'n.  Ich  verweise 
nur  auf  Christ,  Sch»»urU  Epistel  d.  a.  l.*>i:i  (Chroniken  der  deutscheu 
Stallte  XL  Nümberfr  V.  Anhang  16  S.  Ti»S:.  wonach  in  dieser  Zeit 
wenigstens  die  Verbindung  zwischen  Stadt  und  Land  bei  Nürnberg 
ähnlich  war  wie  bei  Rothenburg.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dafs  sie 
auch  vor  154>4  nicht  w»'.'«entlich  amlers  gewesen  ist.  —  brigens  erkennt 
auch  K.  Ka.ser,  Politische  und  sociale  Hewe;rungen  im  deutschen  Hürger- 
tum  zu  Beginn  des  16.  Jahrhund»»rts  (Stuttgart  l<9liK  den  Kern  der 
Frage  nicht  im  geringsten,  «li«^  zwischen  Lt»nz  und  l.amprecht  en»rterf 
wurde.  Wie  sein  Lehrter  klassifiziert  auch  er  nur  die  Statlte  in  grolsen» 
und  kleinere  und  betra«htet  sie.  um  smMali-Jtische  Tendenzen  in  der 
Bürgerschaft  zu  ermitteln,  durcheinander,  ohne  dt-r  l^iterschuHlo /.wischen 
Reichs-  und  Landstfulten  zu  gedenken    vergl.  be-Jonder«*  N  L^a 

»  Bücher  a.  a.  O.  S.  H24. 
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Btändiflche  Vertretang  nicht  gab,  gegen  den  ersten  Satz  alles 
städtischen  Gemeinschaftsleb^s,  dals  einer  fnr  alle  and  alle 
für  einen  zu  stehen  verpflichtet  sind. 

In  den  Territorien  hatte  die  Bildung  des  neuen  Staates 
naturgemäls  gröfsere  Schwierigsten  zu  überwinden  als  in  den 
Städten«  Selbst  wenn  ein  einheitlicher  Wille  gegeben  war,  die 
Durchsetzung  desselben  war  doch  recht  erschwert  Wir  be- 
trachten zunächst  die  weltlichen  Territorien. 

In  gewissem  Sinne  hatte  eine  Einheit  hier  immer  be- 
standen. Der  Landesherr,  der  in  seinem  Lande  der  einzige 
Grundherr  war,  hatte  nie  die  Rechte,  die  er  über  die  Städte 
besafs,  sich  streitig  machen  lassen ;  wie  kaum  eine  dieser  Städte 
in  unserer  Zeit  schon  zu  irgendwelcher  gröfceren  Bedeutung 
gelangt  war^,  so  hatte  nie  eine  wehrhafte  Bürgerschaft  sich 
unter  dem  Schutze  der  Mauern  ihrer  Stadt  seinem  Einflüsse 
entziehen  können '•  Wir  berührten  schon,  dats  es  einen  land- 
sässigen  Adel  in  Südwestdeutschland  fast  nirgends  gegeben 
habe.  Soweit  er  die  Dienste  der  Landesherren  aufsuchte^ 
konnte  er  nicht  ge&hrlich  werden.  Schon  oft  ist  auf  jene 
bedeutsame  Abwandlung  in  der  Geschichte  der  Verwaltung 
des  ausgehenden  Mittelalters  auftnerksam  gemacht  worden,  dafs 
an  die  Stelle  des  beneficiums  und  des  ministeriums  das  officium 
tritt  ^:  mit  Hülfe  der  Ministerialität,  mit  der  Anwendung  des 
Zeitlehens  wird  das  erbliche  Lehen  aus  der  Verwaltung  ver- 
drängt^. Der  Adel  war  damit  dem  Herrn  ausgeliefert;  er 
konnte  wohl  in  seiner  Stellung  als  Amtmann  ab  und  an  als 
Grundherr  erscheinen;  zwischen  den  Landesherm  und  dessen 
Unlerthanen  konnte  er   sich  darum  nicht  einschieben.     So  ist 


'  Ich  verweise  darauf,  dafs  München  noch  eine  kleine  nnbedeutende 
Stadt  war  (vergl.  I.  Jannsen,  Geschichte  des  deutschen  Volkes  '•/*  I, 
8.  310)f  und  dafs  Mainz  nur  eine  geringe  Einwohnerzahl  hatte  (Lamprecht, 
2  Streitschriften  S.  75). 

^  Es  mag  hier  angemerkt  werden,  dafs  die  Behauptung  R.  Schröders 
(Deutsche  Rechtsgeschichte*  S.  612,  der  S.  Rietschel,  Markt  und  Stadt 
S.  150 f.  folgt,  zum  Wesen  der  Stadt  gehöre  die  Ummauerung,  nicht 
richtig  sein  dürfte.  So  wenig  sich  gegen  R  's  Geschichte  der  Entstehung 
der  Stadt  im  Anschlufs  an  die  Burg  wird  einwenden  lassen,  so  sicher 
ist  doch  die  angegebene  These  falsch.  Zweifellos  sind  wohl  alle  politisch 
selbständigen  Städte  des  ausgehenden  Mittelalters  durch  eine  Mauer 
befestigt:  sie  soll  sie  gegen  ihre  Feinde  schätzen.  Bei  den  landes- 
herrlicnen  Städten  bedarf  es  solchen  Schutzes  nur  dann,  wenn  sie 
anderweitig  nicht  geschützt  sind.  Da  das  bei  Bamberg  z.  B.  der  Fall 
war,  so  hat  der  Bischof,  allerdings  sehr  gegen  den  Willen  der  Bürger, 
die  Ummauerung  nicht  zugegeben.  Zwischen  14^1  und  14^39  war  eben  über 
das  von  den  Bürgern  beanspruchte  Recht  der  Befestigung  der  Stadt 
ein  heftiger  Streit  entbrannt.  Im  Jahre  1525  wird  Bamberg  eine  offene 
Stadt  genannt  (in  der  „Chronik  des  Bauernkrio/^^es  in  Bamberg".  Manu- 
skript 285  im  Kreisarchiv  Nürnberg). 

•  Schmoller  in  den  Acta  Borussica,  Behördenorganisation  Bd.I,  S.  (47) 

*  V.  Below,  Die  städtische  Verwaltung  des  Mittelalters  als  Vorbild 
der  späteren  Territorialverwaltung  (Histor.  Ztschr.  75,  396 — 463)  S.  414. 
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sein.  Das  andere  aber  ist  sicher,  dafs  die  Prälaten  erst  dann 
Landstände  wurden,  als  die  Gerichtshoheit  von  dem  Reiche  an 
seine  einzelnen  Glieder  überging.  Mit  der  Thatsache  der  Aus- 
bildung des  neuen  Staates  also  ist  die  Landstandschaft  der 
Prälaten  nicht  nur  in  zeitlichen,  sondern  auch  in  ursächlichen 
Zusammenhang  zu  bringen.  Wir  können  vielleicht  danach  auch 
die  Frage  nach  der  Voraussetzung  der  ritterlichen  Landtags- 
ftlhigkeit  beantworten;  auch  für  diese  Ritter  wäre  ihr  Reichs- 
lehen das  Kriterium  gewesen  für  ihr  Erscheinen  auf  dem  Land- 
tage. Die  Teilnahme  an  der  Beratung  der  Landesangelegen- 
heitcn  wäre  also  gewissermafsen  das  Äquivalent  für  die  Unter- 
werfung der  Ritter,  die  Ausbreitung  der  Landeshoheit  auch 
für  sie,  wie  sicher  für  die  Prälaten,  die  Ursache  des  Stände- 
wesens gewesen.  Wie  dem  auch  sein  mag,  wir  können  hier 
nicht  näher  darauf  eingehen,  Jedenfalls  gab  es  vor  dieser  Zeit 
in  Südwestdeutschland  keine  Landstände;  die  einzigen  Stände 
überhaupt  waren  hier  bis  dahin  die  Reichsstände,  Stände  unter 
ihnen  gab  es  nicht.  In  der  neuen  Institution,  die  jetzt  ent- 
steht, kommt  das  Gefühl  der  Gemeinsamkeit  der  Interessen 
zu  lebendigstem  Ausdruck.  Man  hat  mehrfach  behauptet,  dafs 
damit  eine  landständische  Verfassung  in  dem  Sinne  eines  staats- 
rechtliclien  Dualismus  zwischen  Landesherrn  und  dieser  Ver- 
tretung des  Landes  gegeben  sei  * :  davon  kann  nicht  die  Rede 
sein.  Gewifs  betonen  die  Stände,  dafs  sie  ihre  Beschlüsse  im 
Landesinteresse  fassen^,   gewifs  fühlt  sich  der  Landesherr  ge- 


Beamto  verwendet  worden  waren.  In  Württeraberpj  hat  sich  allerdings 
ein  neuer  Adel  im  Laufe  der  Zeit  entwickelt  (vergl.  Below,  Territor. 
und  Stadt  S.  199  Anra.  1),  aber  dieser  neue  Adel  nahm  an  den  Land- 
tagen nicht  teil.  —  Leider  bringt  lielow  a.  a.  O.  S.  207  Anm.  L  wo  er 
für  aufserordentlich  viele  Territorier  den  Nachweis  führt,  dafs  die 
Existenz  einer  Befestigunc:  das  Kriterium  für  die  Landtagsföhigkeit  ge- 
wesen ist,  niclits  über  Süuwestdeutschland.  —  Wie  unklar  ihm  übrigens 
die  hier  bestehenden  Verhaltnis>t*  sind,  beweist  S.  198  Anm.  1:  er 
suricht  hier  davon,  dafs  landsassige  Ritterschatten  zur  Reichsfreiheit 
üoergehen. 

*  Den  Ausdruck  .,staat-rechtlicher  Dualismus"  gebraucht  F.  Raeh- 
fahl.  Zur  österr.  Verwaltungsgeschichte  (in  Schmollers  Jahrbuch  XXIII) 
S.  1117,  wo  er  getreu  Tezner.  Die  landesfürstliche  Verwaltunirsrechtspflege 
in  Österreich,  polemisiert,  und  ebenso  Below,  Territor.  und  Stadt  S.  255, 
vergl.  auch  S.  24^ tf.  —  Es  kann  hier,  bei  einiT  Skizze  über  die  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  deutschen  Territorien,  nicht  die  Aufgabe 
sein,  genau  auf  die  Belowschen  Thesen  über  die  Landst.  Verf.  ein- 
zugehen, wie  er  sie  autge>tellt  hat  in  seiner  Landstandischen  Ver- 
fassung von  Jülich- Berg  1885  — 1;<90,  in  den  Landtagsakten.  Einleitung 
(1895)  und  in  Territor.  u.  Stadt  (liKH)).  Hier  kann  nur  darauf  hinpewiesen 
werden,  dafs  die  Darstellung  der  Landst.  Vert'..  wie  sie  B.  giebt,  trotz 
oder  grerade  wegen  der  juristischen  Schärfe  der  Begriffe  nicht  frei 
von  W  idersprüchen  ist,  und  dafs  auch  seine  Anschauung  durchaus  nicht 
so  begründet  ist,  wie  es  scheint^n  möchte:  vieles  dürfte  konstruiert  sein 
und  auf  eine  petitio  principii  hinauslaufen. 

'^  Was  Below  voniehmlich  von  Jülich- Berg  sagt,  dürfte  im  all- 
gemeinen auch  von  den  südwestd.  Territorien  gelten.    Zu  der  Betonung 
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wöhnlicli  verbuiideru  diesen  BesrhUiüseii  naclizukommen ;  d;i 
er  die  Beratungsgegenstilnde  proponiert,  so  wünle  er  inkon- 
»e<|uent  sein,  wenn  er  nun  zöfjerte.  Aber  niemand  kann  ihn 
dazu  zwingen ;  er  mufs  erst  die  BeschllUse  billigen,  elie  sie 
Keehtskraft  erhalten  V.  Ihm  steht  die  Berufung  der  Stünde 
zu,  die  eigener  Initiative  entspringt ^^  zu  der  er  nieht  ver- 
pHiehtet  ist*.  Niemals  reprilsentieren  die  SUtnde  ihm  gegen- 
über das  Land^;  wenn  sie  auch  das  Landesinteresse  als  das 
bestinimende  Moment    bei    ihrer  Entsehliefsung   gelten    lassen, 


des  LaiHlesiiit*»reÄ?ie!f  Uurch  die  Stände  vorgl.  Landst  Verf.  1,    S.  4,  H, 
ß.  bO  L  Laiidtagsakteii  I,  S.  3. 

*  Liindta|j:^ikten  T,  S*  55  imd  Territ.  u  Stadt  S.  244  f.  Man  wird 
«ugeboij  müssen,  daf^  danach  von  eiiif*m  T,8taat8roi' ht liehen  Dualis- 
miis"*  kf'iiie  Rede  j^oin  kunii.  Wenn  B,  z.  B.  Liind!*^*  Verf  Ul,  S,  12 
eint^estehf^  dafi^  es  -«icb  in  di^m  älfer«'U  dr*uf Jüchen  'IVrritoriaUtuat  „fr''iJii'h 
iiicnt  um  einen  reinen  Dinili^mus  bandele,  dufs  e.^  ninneheu  ^i"li<%  was 
beiden  Teilen  ^ennnnsarn  ist/  so  wird  man  B  nirht  nur  icu^t Immen 
müssen,  s?ondern  wird  genötigt  sein,  den  Ausdruck  „Dualisiuu.s"  für 
tiagtucklich  gewählt  zu  erklären. 

-  Eben   da.«^   ist  in  der  Regel  der  FalL     Nur  ganz  ausnahnis weist 
treteu  die  L:indstilnde  aus  t*i^ener  Initiative  zusammen. 

■  Verpflicbtet  war  er  dazu  diireh  Ke  i  e  höffe»etz  btd  der  Errichtung 
von    Lundmedensordnunj^en    und    beim    Becinn    einer    Fehde    (vergC 
I^ndi^t,  Verf  l,  S.  Kö  ff,l    Sonst  war  er  e^i  niclit*  —  Eö  ist  zu  beachten« 
diifs  Below    die  Mitttd   nifht   niiehwt'iöen    kann  (Ldst.  Verf.  U,   S,  o5|, 
^dureh  die   dh'   Stande   den   Zweck    errrirliten ,    den    Landee^herren   zur 
£Iuholun^  ihrer  Znstinunung  zu  verpHiehten  **     H.  hat,   um   me  zu   ent- 
dMlken.    von    den    von    dt'n   Stämten    späh-r   bentitzten    Mitteln    zurück- 
ftesehlossen:    itpüter   machten    die   Stande    „bei  Thronstreitigkeiten   uder 
Throtierlediguri^t'U  tbircli  Aussterben  de^  Geechlechta  ihre  iJnterwerfung 
von   der   Gewfihrung  von   Konzessionen   abhängig"   u    »,  w.      tst   diese 
Art   der   RiickBcldüsBe   wchon   anfechtbar^   so   beweist    nie   zudem    nie 
was  *ie  beweisen  s«oII;  daf?*  «ler  Landesherr  der  Zii.'^ttmmung  bedarf,  i«ii 
nicht  bewiesen t   wenn   das  bergische  Recht sbuch  (&,  A.  O.  S,  10)  davo: 
gprieht^  m   i«t   dio  Notiz  *^olange  wertlos*^  als  nn?<  der  Verf.  dej^H^dbe 
nieht   g^'uannt    wird  (da-^  Recht sbucb   ist   nacli  S    5  eine  „reine  Pnva 
Hrbeit,    entjsitiinden    in    der  Umgebnng  de^  Hochgerichtj*  von  Oidaden**)j^ 
bewiesen    i'*t  nur,    dafs   der  Landesherr   die  Zustunmung  einholt:    wen 
er    sie   wieder    im   gegebenen   Falle   einzuholen    versprn-ht,    so   ist  di 
taktisch  klug:  etwa^^  mehr  darauH  zu  folgern,  dürfte  petitio  princtpii  seJ 

*  Wie  Below  i Laudtag.<Mikten  L  S.  58  [hnts*  Anm,  ll  zu  vergl.J 
S.  60,  Territor,  u,  Stadt  S,  244)  behauptet.  R  jiObnni^ieri  übenmu[ 
gi-gcn  Eichhorn  und  Gierke,  die  die  Laudjstande  nur  für  ^irli  und  ihre 
ilinterwi^üen  die  Steuer  bewilligen  und  für  die  andern  LandMiJsgeu  nur 
da«  Dasein  einer  allgemeinen  Lande^flaät  anerki^nnen  la.ni^en;  die  lande»* 
herrlichen  Hinter^a*<sen  «eien  von  der  Bewilligung  au«ge*chlo^en  wortien. 
Der  Aii**druck  .Repräsentation**,  den  B.  anwentJet  für  die  ganze  Zeil 
der  liind''tfiniliHehen  Verfassung»  in  Bezug  auf  die  ^ÜnterHtutzung, 
Kontndle  un*l  Ein-^ottränkung  dureh  die  Land-^tÄnde*,  int  dem  17  Jahr- 
hundert *>ntnommen,  einer  Zeit ^  wo  ganz  zweifelloti  die  reelle  Macht 
der  LandHtände,  ihr  Hoehgetuhl  am  grnr>^ten  war.  Die  _B« -t»  ui-rung 
der  Schutzleute  und  Frnien,  die  von  keinem  Grundherrn  :*\  \nd\ 
winl  zwar  auf  Onind  der  Bewilligung  durcti  Ritter*chaft  ui  vor- 

Senomroen,  abr-r  doch  eben  erst,  ^wenn  dieser  Be*«chluf*»  die  Zuatiuimung 
es  Landetiherr«  ü  hat**  <vergl  Anm.  l).     Mit  dieser  EinAchrankuog  fäBt 
der  Begriff'  .Repräsentation^. 


i 
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80  ist  doch  nur  der  Landesherr  und  er  allein  der  Faktor,  der 
dieses  Interesse  kennt  und  es  übersehen  kann.  Die  Verfassung 
der  Territorien,  wenigstens  Sudwestdeutsehlands,  ist  also  keine 
landständisehe ;  das  Staatsrecht  kennt  eine  solche  nicht;  vid- 
mehr  neigt  sie  dem  Absolutismus  zu ;  wenn  auch  der  Landes- 
herr gewifs  noch  durch  die  Landstände  in  etwas  beschrftnkt 
ißt,  der  Absolutismus  der  späteren  Zeiten  kündigt  sich  doch 
liier  schon  deutlich  an.     Nur  ein  Herr  regiert  das  Land. 

Eben    das    ist  der   Hauptunterschied    der    weltlichen  Ge- 
biete  von   den  geistliclien.     Auch  in  diesen    giebt  es  Stände; 
sie  sind   in  nicht  weniger  Kurien  zu  unserer  Zeit  geteilt  ib 
die  in  den  weltlichen  Territorien;  die  gegenteilige  Behauptang 
hat  sich   als   falsch    erwiesen  ^     Aber  die   Regierung  ist  hier 
keine  einheitliche:  der  Bischof  mufs  sich  mit  dem  Domkapitel 
in  sie   teilen.     Man   wcifs,    in  welchem    Mafse    dieses  Kapitel 
fortwährend  seine  Position  zu  stärken  suchte*:  in  den  WaU- 
kapitulationen   beschränkte   es   den  Bischof  mehr   und  mehr: 
^mit   der  Gewalt  der  Domkapitel"    mufsten    die  Abgesandteo 
der  geiötliclion  Fürsten  auf  den  Reichstagen  versehen  sein,  n 
allen  Boratungen   über  die  Landesangelegen  hei  ten   verlangtea 
die  Domherren    zugezogen   zu  werden  *.     Das  hatte   seine  Be 
<leutun|]^  noch   nach   einer  anderen    Seite   hin.     Wir  befinden 
uns  in    einer  Zeit,    wo  die   materielle  Grundlage    fiir  alle  Be* 
gierungen  vornehmlich  noch  der  Grundbesitz  war.    Man  kennt 
die  Verfassungen  der  Bischofsstädte,  die  oft  eine  Mehrheit  von 
Gemeinden  eher  waren  als  eine  einzige  Gemeinde.    Neben  dem 
Stadtgericht,   neben  der  eigentlichen  Stadt   gab  es  eine  Reihe 
von  Immunitäten,  von  denen  je  eine  irgend  einem  Kapitel  an- 
gehörte:   aus  ihren  Einkünften   wurden  sie  erhalten.    Es  war 
die  Absieht   der  Bischöfe   des  15.  Jahrhunderts  gewesen,  and 
die  Bürger  hatten  sie  geteilt,   die  trennenden  Unterschiede  n 
beseitigen   und  die  Immunitäten  mit  dem  Stadtgericht  in  eine 
Einheit    zu    verbinden.     Das  Ziel   war    erreicht    worden:  die 
Interessen    der   Verwaltung    wie    des   Handels    und   Verkehn 
hatten    das   in   gleich    dringender  Weise  gefordert.     Als  jetit 
das   Domkapitel   seine  Macht   zu    erweitern    suchte,    da  nida 
man   hier  und  da  wohl   auf  diese   neuen  Zustände  Rücksiclit 

'  S.  10  Anm.  6. 

^  Ka  ist  dii>  Frage,  wann  das  energische  Auftreten  des  Domkaintdi 
bior  in  Sudwestdeutscliland  bej^ounon  bat.  Die  im  Text  gegeoenci 
Tbat8ach(>n  legon  den  Schhifs  nahe,  dafs  wir  dasselbe  nicht  vor  die 
zweite  llälftc'  des  15.  Jabrliunderts  setzen  dürfen. 

"  Man  könnte  glauben,  dafs  zwischen  dein  Domkapitel,  in  dm 
die  jüngeren  Sr>hne  des  Ad<*lB  vortreten  waren,  und  dem  AdeÜ  der  iif 
den  Landtagen  erschien,  ein  gewisser  Zusammenhang  politischer  Natu 
bestand.  Dem  scheint  nicht  so  gewesen  zu  sein.  Soweit  ich  dieLaiii- 
tjigsakten  von  Bamberg  kenne  (1521— 1525X.  tritt  immer  das  Dornktpitd 
au  der  Seite  des  Bischofs  den  Beschwerden  des  Adels  schroff  entg^«; 
""  vertritt  durchaus  den  Standpunkt  der  Regierung. 
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genommen:   ich  finde,  dafs  Mainz  z.  B.  1475  vom  Erzbischof 

fanz  dem  Kapitel  überlassen  wird  ^  Aber  doch  nicht  überall. 
n  der  Stadt  Bamber^^  in  der  eine  einheitiicbc  Verwaltung 
durchgeführt  worden  war,  erregte  es  den  höchsten  Unwillen 
der  Bürger,  dafs  das  Domkapitel,  nachdem  es  die  Vertretung 
der  übrigen  Kapitel  übernonimen  hatte  ^  versuchte,  den  alten 
Stand  der  Dinge  wiedcrherzujitellen  oder  doch  wenigstens  die 
Verwaltung  der  Immun itfiu-n  von  der  der  Stadt  zu  trennen  *, 
Die  Motive  zu  dieser  Slafsregel  müssen  erst  noch  klargelegt 
werden ;  man  bemüht  sich  vergebens^  die  Gründe  zu  erkennen. 
Jedenfalls  ht  das  eine  klar,  dals,  wefcher  Art  diese  auch  ge- 
wesen sind,  die  Thatsache  eines  solchen  Vorgehens  die  Ele- 
mente des  Widerstandes  gegen  die  Mitregierung  rles  Dom- 
kapitels bedeutend  verstärken  mufste.  Wenn  man  sab,  wie 
ungleich  viel  energischer  die  Regierung  in  den  weltliehcn 
Territorien  geführt  wurde,  wie  ohnmächtig  namentlich  dem 
Adel  gegenüber  die  geistlichen  Fürsten  waren,  so  war  es 
naturgemäfs,  dafs  die  Revision  der  Verfassung  dieser  Terri- 
torien zum  Sturze  des  Domkapitels  führen  mulste.  Die  geist- 
lichen Staaten  waren  also  nicht  einheitlich  organisiert;  wie 
wohl  einmal  rlas  Domkapitel  sich  selbst  säkularisierte,  indem 
es  auf  die  priesterlichen  Funktionen  für  seine  Mitglieder  ver- 
nichtete^,   und    wie    es    so    selbst   den  Anspruch    aufgab,    dem 


R»  Veijfl  Chroaiken  der  deutsclien  StÄdte  XVI 11,  2,  8.  1S6. 
-  Bemgn.  Pfeuf«»r,  Beitrug«^  zu  BamWrgft  Ot^Bch.  n.  f*.  w*  S.  109. 
^  Irh  setze  die  Stelle  nus  den  liei^eliwercfini  der  Bamber^<^r  Bürger 
-  a.  1525  hierher,  der  ich  du'  Bemerkun^jen  im  Text  entuommen  Jmbe 
(Bamberger  Kreisarehiv,  Hamberger  IL  Serie  der  Iijiui»rnkriegjyikten, 
Fasz.  II»  8):  „Arider  Gebri'chenii  dv  Mnntetter  ln'treffendt:  1|  Uic 
MnDt&teTi  seien  mit  gemeiner  Stadt  »n  aHem  Mitleideii  von  Altei«  her 
gewesen.     Durum    babeii^sie    tioeli   einen   Mitbaiiineiftter   inj   Biirj^erhof 


■  cttud  ihr»-'  iint(^eordneten   Einnehmer   in   der  Woebenstübe,     2)  Sie  äeien 
^*Scit   Men.*(chengedenken    dem   Bischof   nicht    ^ 

«wor«*!!**   gewesen,  wie   ein    anderer    Burjrer.     H)   Wenn    man   zu  F^elcle 


'seit  Men.*(chengedenken  dem  Bischof  nicht  went|Z:er  „gelobt  und  ge- 
«wor«*!!**  gewesen,  wie  ein  anderer  Bürger.  H)  Wenn  man  zu  Vevii 
3E0ig  oder  vor  Schloßser,  Kirchhöfe,  Dörfer  oder  Städte,  so  «ind  Stadt- 
gericht nnd  Muntäten  miteinander  von  Vierteihi  zu  Vierteiln  durch 
Stadtgericht  und  Muntäten  gleicher  Weise  alt*  ein  Volk  gezogen. 
4)  \Venn  der  Rat  zu  Bamberg  die  4  ober-*ten  Hauptleute  odej  ein 
Bürgermeiü^ter  die  Gafif*enbauptleute  zu  sich  erford»»rt  hat,  »o  ^ind  dieie, 
nachdem  2U  den  Mnntütenriclitern  gcflchickt  war»  ohne  Widerrede  er- 
schienen. 5)  Die  GaM«enhauptleute  tu  den  Mnntaten  Bind  den  4  oberwt«!! 
Haoptieatcn  im  Stadtgericht  mit  Gelübden  und  Kiden  „verwandt*  ge* 
wofien,  und  ihre  W&cliter  haben  die  Lomine  bei  den  obersten  Haupt- 
leuten  «ich  geholt**,  ^  Und  nun  untert^teht  «ich  ein  KajjiteU  die  Muntäten 
vom  Stadtgericht  absowenden,  was  Rat  nnd  Gemein  ganz  betcbwer- 
Uch  iHt,** 

*  hl  Salzburg  (vergL  (i.  A.  Pichler,  Salzburg«  Landeurejchlclite 
S.  2Ö9';J00j.  1514  machte  da»  I>omkapitel  einen  er-*ten  VenmcKi,  «ich  zu 
aiknlariaieren  und  zwar  mit  Hülfe  de«  Papttten.  i>f.— r  -m)»  dem 
Drinfipen  des  Domkapitel»  nach.    Natürlich  wideraetzteu  ischof 

und  Landstände:    sie   «achten   da.4    zu    hintertretben«     A  Papttt 

blieb  bei  »einer  Sentenz. 
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^gemeinen  Nutzen''  zu  dienen,  so  stellten  sich  dem  Interesse 
des  Landes  die  Interessen  einer  Adelsoligarchie  ent^^jegen^  die 
dem  gemeinen  Miiniie  unvurständltch  sein  mulaten.  Man  »ieht, 
wie  hier  die  Anöprtiehe  des  Slilteklters  noch  fortlebten :  die 
Frage  war,  ob  die  neue  Zeit  sie  sich  gefallen  lassen  würde. 

Noch  an  anderen  Stellen  gab  es  solche  Ansprüche,  die 
»ich  aus  dem  Mitteliilter  hinübergerettet  hatten.  Während  dort 
der  Bisehof  zu  seh  wach  war,  von  sieh  aus  energisch  dagegen 
einzuschreiten,  war  es  hier  gerade  der  Landesherr,  der  es  sich 
zur  Aufgabe  machte,  sie  zu  beseitigen,  der  die  Tendenzen  der 
neuen  Zeit  vertrat.  In  den  gröfseren  Territorien,  die  w^ir  bis* 
her  betraehteien,  hatte  sieh  die  neue  Einheit  des  Staates  darin 
gezeigt,  dafö  sich  die  kleineren  Gewalten  den  gröfseren  unter- 
warfen und  mit  ihrem  Erscheinen  auf  den  Landtagen  die 
Oberhoheit  derselben  anerkannten  ^ :  in  den  kleineren  und 
kleinsten  Territorien,  die  zumeist  keinen  Landtag  besafsen^, 
Htellte  nur  der  Landesherr  die  Einheit  dar:  es  galt,  den  Staat 
erst  zu  bilden.  In  der  Zeit  der  Reehtsunsicherheit  vom 
14.  Jahrhundert  ab  war  es  gewesen,  dafs  sich  zahlreiche 
Bauern  diesem  oder  jenem  Herrn  zu  Leibeigenen  ergaben*; 
während  das  Institut  der  Leibeigenschaft,  das  mit  der  früheren 
Villikationsverfassung  in  Zusammenhang  gestanden  hatte,  in 
der  Schweiz  eben  um  diese  Zeit  beseitigt  wird  ^  während  wir 
in  den  gröfseren  Territorien  Frankens  im  ausgehenden  Mittel- 
alter keine  Leibeigenen  mehr  iin!^en^  wird  dieses  Institut  an 
zaliln^ichen  Stellen  Südwestdeutschlands  neu  begründet.  Nur 
im  Schwarz wald  scheint  es  sich  um  1500  noch  von  früher  her 
erhalten  zu  haben*,  überall  sonst  ist  es  ein  durchaus  neues^ 
VerhHhnis,  das  zwischen  Herrn  und  Bauern  besteht.  Es  ist 
sehr  bemerkenswert,  dafs  es  sieh  nur  in  den  kleinstaatlrchcn 
Gebieten  des  Südwestens  nachweisen  läfst.  Wie  es  ein  Schutz- 
verhältnis war,   das  di?n  Bauern  zu  bestimmten  Abgaben,  dea 


I 
I 


'  Gan«    richtig   bezei«*linet  Oesterreicher   im  Archiv    f.    Bayreuth. , 
Gesch.  u    Altpriuniskimile  I,    IJeft  o  nSm\  S,  67,  die  Kh5«ter  in'Bcjfiig-| 
Huf  ihro  Ein  nahmen  m>u  Si-itfii  d*'r  Untt^rthajipn  »h  Beamte  des  brdbjEf. 
MarkgratVn.     V  ergl.  iukIi  Tli.  Liidwjfi:,  Der  badisi-hc  Baitf»r  S.  66  Ä. 

-  Dil'  Temforien  Södwes^tdeufschlands,  die  i^inen  Landtaij  beBafa^n^] 
Undet  miiD  aufcezähU  bei  Gierke,  Geno,^seiisdjaftsrecht  I,  540  f. 

*  Vergl.  ßficher  it    a.  0.  S,  478  tF,  und  vor  allem  S.  4K5. 

*  Ver^L     P.    Darm.>*tädter ,     Die    Bf*fieiung    der     Leibeigenen    itt ' 
Savoveii»  der  Sehweiz    und  Lothringen  (Strafsbg,  1897)  S.  61—77.     För 
die  Slotive  «ler  Befreiung    Vi?rgL  die  Recensiou  m  Schtnollers  Jahrbuch 
XXIV,  2,  S.  :MyO  (8181 

^  Vergh   K    H.    Lang,   Gesch.  v.  Bayreuth  1,  S.  42:  L.  kennt  in 
Bayreuth  nur  einig«*  wenige  EtkdmaanKbintersa&sen.    In  Würzburg  giebtl 
ea  keiue  Leibeigenen,  wie  die  BesteUwerdeartikel  der  Bauern  bei  Irie»,] 
Gesch.  des  Uktg;*.  in  (Mffi^nnken,  II»  zeigen,  ebenso  nicht  iu  ßamber^.i 

*  VergL  (iothein,  Wirti^ehiiftsgc.st'liii'hte  doö  Scliwarzwaldea  I  (1892)^ 
der  verschieden  Hieb  auf  die  LeibeigenHehtitt  dngehk 
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Herrn  zum  Schutz  und  Schirm  des  BrUiern  verpHlchtete  ^  wie 
die  Bedeutung  des  Herrn  dadurch  gehoben  wurde  und  sein 
Ansehen  deslialb  stieg,  so  ist  es  sehr  wohl  mrif^üeh,  dals  »'ben 
das  den  Übergang  jener  kleinen  Grundljcrrschat'tcn  zu  gröfaerer 
Selbständigkeit  vorbereitet  und  ihn  bedingt  hat:  aus  dem  nie* 
deren  Adel  und  aus  den  Stildten,  die  bald  von  den  Bauern 
bevorzugt  wurden^,  konnte  eben  nut  Hülfe  der  Leibeigenschaft 
ein  unabhängig  gestellter  Keiehsstand  werden:  die  Leibeigenen 
waren  —  nlan  ivird  e^  sag*ni  dürfen  —  das  Fundament  der 
Kleinstaaterei  im  Südwesten  Deutschlands.  Wenn  wir  von 
den  kleinsten  Gewalten,  von  den  Rittern  und  Städten  nicht 
hören,  dafs  sie  die  Leibeigensuliaft  ihrerseits  noch  weiter  aus- 
gedehnt habeUj  so  werden  wir  das  aus  ihrer  Ohnmacht  heraus 
verstehen :  dagegen  müssen  wir  es  natürlich  ünden,  dafs  jene 
gröfseren  Landesherren,  wie  etwa  der  Abt  von  Kempten,  eben 
danach  gestrebt  haben.  Das  Bedürfnis,  zu  verhindern^  dafs 
die  Bauern  einen  andern  Schirmherrn  suchten^  wie  das  oft 
der  Fall  gewesen  ist,  mag  sie  ebenso  dazu  bestimmt  haben^ 
wie  die  aus  Gründen  der  Verwaltung  gewifs  begreifliclie  Ab- 
sicht, einen  einheitlichen  Untertlianenstand  zu  schaffen :  alle 
Landeseingesessenen  sollten  der  Hoheit  des  Landesherrn  und 
keiner  andern  unterworfen  sein.  Wenn  wir  die  Herabdrückung 
der  freien  Zinser  in  den  niedrigeren  St.ind  der  Leibeigenen 
in  Kempten  gewifs  auch  als  drücken  'e  Jlafsregel  iles  Abtes 
bezeichnen  müösen,  das  Verhilltnis,  wie  es  nun  zwischen  beiden 
Parteien  hergestellt  war,  brauchte  die  Zinser  doch  niehl  nieder- 
zudrücken; hatten  doch  andere  „ihres  grötseren  Nutzen» 
wegen**,    wie  der  Abt  richtig   bemerkt,    das  Verhältnis   aua 


*  Über  Leibeigeusi'hftft,  ihr  Wi'son  uml  ihwn  Inhalt  vcr^L  neben 
BüchPT  a.  a.  O.  u  (TOfli(*i»i  nocli  Liuhvig,  Der  batlischp  Bauer  S.  14  i\^ 
S.  83 ff.  a.  S.  67  f.,  Lamprecht,  Deut^tlies  WirtBclinft^lebeii  I,  1222  ff. 
und  dann  vor  allem  die  verachiedeiien  Aufsätze  v<>n  Th.  Knapp.  Daa 
ritt<?rs<'hfiftlirh(*  Dorf  Haiiiisheim  in  Srhwabt^n  ( Wurttemb.  Vierteljahrs* 
gchrift  für  Liindc;^«,'*'«^!,  N.  F.  V  [1H%]  S.  1-ßn  und  „über  Loibei^en- 
i$cbaft  in  Df*utst'hland  m^xt  dem  Ausgang  de!^  MitttdalterB*"  (Zt^ehrft»  d<»r 
Savi^y-Stifrnng  XIX,  Gönn.  Abt.  IH-öl  |1898)).  Ein  dritt<*r  Aufsatz 
^über  dit*  4  lH>rfer  d<T  RcicbÄi^tadt  H^^ilbrona"  (Einbidunirsj***hrift  des 
,  J^  K&rl^igvinn.  in  H,  1^941  i.nt  niir  uit'bt  bekannt  geworden.  Die  Er- 
nB^niss^  ilieBes  Auf^at^es  finden  »ieb  z.  T,  in  dein  er^tcitrerten  Auf- 
rdx.  —  Auch  in  den  kleinen  Gebieten  Frankens  jzicbt  e^  Leibeigene. 
VergL  neben  Bileher,  der  8.  485  in  der  Leibeig.  einen  Ersatz  für  das 
1341  verbotene  Pfahl bürgertum  »eben  will,  Oeeb^le,  Geseh.  des  ßauern- 
kri»*ges  in  den  i^cbwäbiseli-fränkisehen  Grenzlanden»  der  S,  701  mehrere 
H#?rHpielo  an>*  der  Graft^ehtift  Hob«  nhdie  beibringt,  Zweifei,  Chronik  dei* 
iiaienikriege»  in  Rothenburg  o.  T„  H,  Presch  er,  Gösch,  dpr  Grafschaft 
Umpurg  I  (17813)  und  H.  Heerwagen,  Die  La^e  der  Bauern  zur  Zeit 
de*  Üauernknegea  in  den  Tanbergegenden,  Hdlb,  Dim.  1899  (S.  ßÖff.U 
'■*  Auf  diet>e  interessante  Thatftaelie  uiacht  Büeber  a  a.  O»  8,  486  ff, 
aufmerk>^nm, 

'^  Wort  deö  Abt/^  von  Kempten  bei  Batimaon,  Akten  z.  Gesch.  des 
iqernknegeM  in  Oberaebwaben  S.  5:i  4. 
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eigener  Initiative  aufgesucht  —  Mit  der  Leibeigenschaft  der 
älteren  Zeiten  erscheint  gewöhnlich  die  Beschränkung  der 
Freizügigkeit,  die  Bestimmung  verknüpft,  dafs  die  Unterthanen 
zur  Heirat  den  Konsens  des  Herrn  gebrauchen.  Mit  der  Leib- 
eigenschaft unserer  Zeiten  sind  sie  nicht  in  Zusammenhang  zu 
bringen^.  Sie  sind  zwar  auch  vorhanden.  Aber  sie  haben 
anderen  Ursprung.  Wie  die  Leibeigenschaft  den  Unterthanen- 
stand  einheitlich  zusammenfassen  sollte,  so  sollten  das  Verbot 
der  Ungenossenehe,  die  Aufhebung  des  freien  Zuges  diesen 
Unterthanenstand  dem  Landesherm  sichern :  durch  die  Heirat 
mit  Leuten,  die  verschiedenen  Ständen,  die  anderen  Herren 
angehörten,  „käme  die  oberkait  sonst  umb  gericht,  lewt  und 
guter"  ^.  Man  wird  zugeben  müssen,  dafs  dieses  Bedenken 
jene  Beschränkungen  der  Persönlichkeit  rechtfertigte;  sie  er- 
scheinen hart,  aber  dem  neuen  Staatsgedanken,  wie  er  sich  in 
Schwaben  darstellte,  durchaus  angemessen  ®.  Übrigens  wurden 
sie  bald  wieder  aufgehoben :  wie  sie  in  den  grofsen  Territorien 
überhaupt  nicht  mehr  existierten*,  so  wurden  sie  in  den 
kleineren  auf  dem  Wege  des  Vertrages  zwischen  den  einzelnen 
politischen  Faktoren  beseitigt.  Als  die  Entwicklung  der  Klein- 
staaterei zu  einem  Abschlüsse  gekommen  war,  schienen  diese 
Bindungen  an  den  Ort  nicht  mehr  geboten.  Aber  vor  1525 
bestanden  sie  noch.  — 


^  Vergl.  Büclier  a.  a.  0.  Ich  verweise  auch  auf  den  sogenannten 
Allgäuer  Brauch  (Baumann,  Allgäu  II,  S.  106)  und  auf  das  Wildfang- 
recht.    Vergl.  auch  Ludwig  a.  a.  0.  S.  99. 

-  Wort  des  Abts  von  Kempten  bei  Baumann,  Akten  S.  60. 

^  Die  zahlreichen  Beschwerden  über  die  „Ungenossami"  1525 
(vergl.  Baumann,  Akten  S  :^6  [Pless],  S.  58  [Kempten],  S.  97  [Brigthal 
bei  Villingen],  S.  116  [Kislegg],  S.  122  (Memmingen],  S.  191  [Stühlingen]; 
vergl.  auch  Allgäu  II,  S.  682;  es  fällt  auf,  dafs  im  Baltringer  Haufen, 
dessen  Beschwerdcartikel  im  Anhang  zur  Korrespondenz  des  Ulrich 
Artzt  [Ztschrft  des  Histor.  Vereins  für  Schwaben  und  Neuburg,  X, 
1883]  S.  2:35—266  ediert  sind,  fast  keine  Beschwerden  über  die  Un- 
genossami  laut  werden)  beweisen,  dafs  den  Bauern  das  Recht  der  freien 
Heirat  vor  noch  nicht  allzu  langer  Zeit  genommen  ist.  Vergl.  auch 
Ludwig  a.  a.  O.  S.  98.  —  Der  „Abzug"  ist  entweder  an  die  Zustimmung 
des  Herrn  gebunden  (Akten  S.  61,  Allgäu  II,  S.  630)  oder  an  die  Be- 
zahlung einer  lokal  verschieden  grofsen  Summe  (Akten  S.  201/2,  vergl. 
auch  Ludwig  a.  a.  O.  S.  28.  Anm.  2).  In  Memmingen  will  der  Rat 
1525  gestatten,  dafs  jeder  hinziehen  darf,  wohin  er  will,  wenn  er  das 
zahlt,  was  er  schulaig  ist  (Akten  S.  122).  Dafs  die  Freizügigkeits- 
beschränkung eine  Neuerung  ist,  beweist  die  Angabe  der  „Stadt  Feren- 
bach"  im  Scnwarzwald  (Akten  S.  219). 

*  „Das  Haus  Oesterreich",  das  in  Vorderösterr.  mit  der  Leibeigen- 
schaft auch  das  Verbot  des  freien  Zuges  einführte,  hatte  seinen  österr. 
Unterthanen  bereits  die  Freizügigkeit  geschenkt.  In  Württemberg 
wird  1514  die  Freizügigkeit  den  herzogl.  Kammerunterthanen  eingeräumt, 
die  Klosterleute  erhalten  sie  erst  1551.  Vergl.  Stalin,  Wirt.  Gesch.  IV, 
106  u.  ibid.  Anm.  3.  In  Bayern  Ut  bereits  das  Verbot  der  Ungenossen- 
ehe wieder  beseitigt.  Vergl  S.  Riezler,  Geschichte  Bavems  IV,  S.  123. 
Zu  Trier  und  damit  wohl  auch  zu  den  anderen  gcistlfchen  Territorien 
vergl.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  III,  S.  299r300. 
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So  zeigt  die  Umwandlung  des  mittelaltiirlichen  Staates  in 
den  neuen,  die  Bildung  einer  staatlichen  Gewalt  in  klemerein 
Umfange  je  nach  den  Verhältnissen,  die  sie  vortiDdet,  je  nach 
der  Eigenart  der  Landscliaft,  die  ihr  Untergrund  wird,  ganz 
verschiedene  Züge,  Hier  fühlt  sich  jener,  dort  dieser  von  ilir 
beengt  und  in  seinem  bisherigen  Sein  gestört:  das  Recht  der 
ganzen  Entwicklung  mufs  man  bestreiten,  will  man  diese  That- 
chen  bedauern,  — 

Man  hat  schon  oft  die  Bemerkung  gemacht,  dafs  mit  dem 
beginnenden  IG*  Jahrhundert  ^die  Geschäfte  der  lande.sherr- 
licfaen  Zentralverwattung  in  einem  Grade  gehäuft  ersclieinen» 
d&fs  die  alte,  für  einfacliere  Verhältnisse  berechnete  Organi- 
sation nicht  mehr  ausreichte"  *.  Eben  mit  diesen  Abwand- 
lungen hängt  das  zusammen:  eine  neue  Organisation  der 
landesherrlichen  Behörden  ward  nun  verlangt.  Und  nicht  nur 
das:  wie  der  kleine  Staat  in  jeder  Beziehung  energischer  ist, 
wie  ganz  neue  Gebiete  infolge  des  wirtschaftlichen  Wider- 
streites zwischen  Stadt  und  Land  der  staatlichen  Fürsorge  er- 
schlossen werden^  wird  ein  ganz  neuer  Beamtenapparat  not- 
w^endig;  immer  weitere  Kreise  der  Bevölkerung  werden  mit 
ihrem  ganzen  Sein  an  den  Staat  gebunden;  neben  den  alten 
entstehen  neue  Beamtenelemente,  die  nun  nicht  mehr  wie  jene 
älteren  auf  Grund  ihrer  Stellung  zu  den  UiUerthanen  nach 
Emanzipierung  von  der  Staatsgewalt  trachten  konnten. 

Man  sollte  meinen,  dafs  es  hier  vornehmlich  die  Kreise 
der  direkten  Unterthanen  der  Landesherren  gewesen  sind,  die 
nun  in  die  Verwaltung  eintraten:  hatte  doeh  schon  um  1400 
in  Österreich  das  Verbot  bestanden,  die  Ämter  an  den  Adel 
zu  verpachten;  solche  Verpachtung  sollte  nur  an  Unterthanen 
erfolgen,  welche  unmittelbar  dem  Landesherrn  unterständen^ 
oder  sonst  an  „gemeine  Leute*  ^  GewiTs  werden  wir  die 
Tendenz,  die  dahin  ging,  nicht  verkennen  können.  Vor  allem 
natlirlich  nicht  in  den  kleineren  Territorien,  wo  meist  die 
einzige  Veränderung  darin  besteht®,  dafs  das  Ernennungsrecht 
der  Amtleute  oder  anderer  Beamten  der  Gemeinde  von  dem 
Herrn    abgenommen   wird*;    hier   w^erden   aucli  weiterhin  die 


*  Vergl.  hierzu  und  zum  folgenden:  v.  Below,  Die  Neuorgaui- 
Sfttion  di't  V  erwaltung  in  den  dmitsöhen  Territorien  des  16,  Jahrhunderts 
rHistar.  TiiMchtnibiu'h,  6,  Folge,  Bd.  VI  fS.  iK)9[),  wieder  abgedruckt  in 
Territor.  und  Stadt  (S.  ^7),  und  Acta  Bonisdica,  Behördenorganisation, 
Einl.  8.  (55 ff). 

*  Vergl.  S,  Adh»r,  Die  Organisation  der  Central  Verwaltung  unter 
Kaiser  Max.  L  it^-eipziiy'  1KS6)  S"  178. 

■  Nur  hin  und  wieder  finden  »ich  in  Schwaben  Beschwerden  über 
eine  Niuiregelung  de?»  Ka^tenwerteiis.  Vergl,  Baumon»,  Akten  S.  211 
(Leffifiger  Amt  der  Graf«diaft  Fur^'tenberg).  Damit  ist  auch  die  Ein- 
tührntig  eines  einheitl.  Mafi^es  gegeben,  die  wohl  eine  Erhubuug  mancher 
Abgaben  zur  Folge  haben  konnte  (Akten  von  Kenipten  i*»  61). 

*  Vergl.  Korrespondenz  dea  Ulrich  Artjet  X,  8.  253  (KappersweiU*r 
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Beamten   nur   aus   den  Reihen   der  direkten  Unterthanen  ge- 
wählt.    Aber  auth  in  den  grüfseren  Territorien  war  der  neue 
^^taat  in  vieler  Beziehung  auf  diese  geradezu  angewiesen.    In 
den    nietloren   Verwaltungsstellen,    die  jetzt   erst   rielfiach  be- 
gründet utrien.  sind  zur  Zeit  des  Bauernkrieges  nur  Bürger 
oder  Bauern  zu  tindt?n.    Und  auch  bei  Hofe  waren  Plätze  für 
sie  frei :  da  dor  Landesherr  Leute  nötig  hatte,  die,  gebildet  in 
der  Kanzlei   oder  auf  der  UniversitÄt.   mit  ihirer  Jurisprudenz 
den   vor  wiekelteren    Ansprüchen   des   neuen  Staates   an  seine 
Angohi'riiTen   nachgehen   und   sie  vertreten  mu^8ten^   und  da 
der  Adel   dieser  Lande,   begreiflich  genug,    seine   Siihne  nur 
selten  studieren  liefs  und  das  römische  Recht  wie  die  Juristen 
halVte.  die  sieh  •lieseni  Suiate  dienstbar  machten,  so  waren  es 
vor  allem  Bürgerliehe.  die  zur  Verfügung  standen:  man  kennt 
jene  berühmten  Doktoren  des  Rechts,  die,  nicht  immer  eigene 
Unterthanen  des  Landesherrn,    ihre  Kenntnisse  zu  dieser  Zeit 
überall  dem  Staate   nutzbar  machten.     Aber  alle  höheren  Be- 
amtenstellen   besetzte    der   Fürst   doch   noch   mit   dem  Adel: 
überall,   aufser   in  Württemberg  vielleicht-,  wir  bemerkten  e« 
sehon,  waren  die  Amtleute  ]^litglieder  dieses  Standes;   er  war 
am    Hofe    noo!i    das    vorwiegende    Element;    in    den    Lehen- 
gerieliteu   ist   v..r   allem    er   n'»ch   vertreten,    wenn    sich  auch 
>ehon    , verstandige   Leute   finden,    die   nicht  Mannen    sind"'. 
Vor  allem   mag  dazu   neben  manchem  anderen   die  Sorge  be- 
wogen  haben,    den  Adel   an   das  Territorium   zu   fesseln  und 
inneren  Unruhen  vorzubeugen;  nicht  nur  die  Gewohnheit  die 
bei  den    gtisi liehen  Fürsten    gewjfs  öfter   den  Ausschlag   gab, 
vor  allem    di«^  Olmmaeht   «les  Staates   werden   wir  daftlr   ver- 
antwortlich machen  müssen,    dafs  er  den  Adel    noch  in  dem- 
selben Malse  suchte  wie  dieser  ihn. 

Wie  oft  hat  man  nicht  gt^sagt,  dals  mit  der  Entstehung 
des  neuzeitlichen  Staates  der  alte  Waffenadel  verschwunden 
sei.  dafs  er  sich  nur  dadurch  erhalten  habe,  dafs  er  nunmehr 
statt  nach  dem  Sehwerte  nach  dem  Pfluge  griff!  Für  grofse 
Teile  heuischlands  ist  das  zweifellos  richtig:  im  Nordwesten 
z.  B.  verwandelt  sich  der  Ritter  in  den  Gutsherrn.  Und  auch 
im  Südwesten  gehen  mit  ihm  die  bedeutsamsten  Veränderungen 

Hauern^;   forner   Akten   S.  19*2 -i  iStülilingen».    S.  210  (Art.  V).   S.  2715 
(AUgHuer  Bauern  L 

*  Man  hat  bekanntlich  ihn  rr-misohe  Keoht  in  der  Vorgeschichte 
des  Bauern krit^ge?  eine  grofso  Rulle  spielen  lassen.  Wie  man  dagegen 
schon  riehtig  bemerkt  hat.  ist  die  Ausbreitung  desselben  mehr  ?>yraptoin: 
überall,  wo  man  seine  Einwirkungi-n  aut  ilie  Dinge  zu  verfolgen  über- 
haupt sich  bemüht  hat.  hat  sich  gezeiirt.  dafs  das  rrmiische  Recht  immer 
nur  einer  an  sieh  originalen  Kntwiokelnng  zu  Hülfe  irekommen  ist  und 
nicht  erst  diese  hervorgerufi»n  hat:  ilafs  diese  AnsirVit  die  richtige  ist, 
ilafur  wird  auch  die  vorliegende  Arbeit  spreehi'u. 


Seit  dem  Tübinper  Vertrag  (löHu 
VergL  Stalin.  Wirt.  Gesch.  III,  S.  7:^5. 
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vor.  Aber  gerade  sie  haben  ihn  noch  viel  länger  dm  Schwert 
in  der  Hand  behalten  lassen  als  seinen  nordd«^utsehnn  Standes- 
genossen.  Allerdings  selten  mehr  oder  gar  nicht  vi*rwerulet 
er  es  im  Dienste  seines  ehemaligen  Herrn:  seine  eigene  8elb- 
stiindigkeit,  seine  politische  Sonderexistenz  gilt  es  jetzt  zu 
wahren ').  Der  südwestdeutsche  Ritter  bleibt  Ritter^  solange 
ihn  die  Fürsten  Südwestdeutschlands  als  Potenz  neben  sieli 
nicht  anerkennen  wollen.  Erst,  als  dan  g<'.sehehen  ist^  liOren 
die  Fehden   hier  auf, 

F^'ür  das  Verständnis  des  Kriegswesens  der  «üd west- 
deutschen Staaten  weit  ist  das  von  höcfj^iter  Wichtigkeit. 
Wenn  auch  die  Abschliefsung  der  einzelnen  Territorien  von 
einander,  die  gesteigerte  Kriegsgefahr,  die  der  Bestand  einer 
Reihe  kleinerer  Staaten  nebeneinander  bedeutet,  gebieterisch 
Neuerungen  in  dieser  Richtung  forderten,  bei  den  gegeberjen 
Verhältnissen  waren  vor  1525  die  einzelnen  Landesherren  dazu 
kaum  befähigt.  Wie  des  Adels  im  Staatsdienst,  »o  bedienten 
sie  sich  desselben  auch  zum  Kriegsdienst:  niclit  nur,  dafs  iftm^ 
mag  er  nun  auf  landesherrlichen  Burgen  g<t.sessen.  miig  er 
seine  eigenen  in  irgend  ein  Schutzvcrhiiltnis  znm  Lande  ge- 
stellt haben,  die  Verteidigung  des  Landes  zubtand^:  zum  min- 
desten in  den  geistlichen  Territorien  hatte  auch  das  reisige 
Lehnsaufgebot,  das  zum  gröfsten  Teil  noch  immer  aus  Adligen 
bestand ',  noch  »eine  Bedeutung,  Der  Adel  hatte,  vielleicht, 
]a  wahrscheinlich  gerade  wegen  seiner  selbsUtndigeren  Haltung, 
die  gröfseren  Herren  noch  im  Banne.  Doch  auch  liier  fingen 
das  Bürgertum  und  der  Bauernstand  an  zu  konkurrieren:  wie 
überall  das  Soldwesen  sich  ausbreitete,  und  wie  die  Vorliebe 
fiir  das  Fufsvolk  zunahm^  so  sind  auch  im  Stidwesien  An.^Htze 
dazu  zu  bemerken.  W*o  kein  Geld  vorhanden  war,  wie  bei 
den  brandenburgischen  Markgrafen  in  Franken»  griff  iqao 
wohl  zu  dem  Mittel,  das  Landaufgebot,  das  »ich  hier  in  allen 
Gegenden  erhalten  hatte ^,  auch  für  den  Offensivkrieg  zu  ver- 
werten^. In  den  kleineren  Territorien  stdfst  man  auf  Klagen 
der  Baaern,    dafs   sie   gegen   die   alte  Gewohnheit  länger  als 


»  iMnLitt  bat  scliaii  Leiu  a.  a.  O.  S,  Um  hiugewi«cD. 

*  E^  gehrvfte  zur  Pflicht  der  Amtl^Mite,  von  der  Burg  ans  d««  LsimI 
SU  «ebütsea.    Verg^l.  auch  R  21  Aihil  2. 

^  f lafii  dein  m  iiC,  bewdifxi  die  EreifpiMe  in  Wtfzbtifff  ond  Barn- 
hmg  ror  dcnt  Aosbraeli  des  Bsa^mkriege».  Dafk  mach  mo«  sailct« 
Fiiaiati  in  dem  LebsMJifgebot  vorhaaden  mmd^  daza  rergL  iMmpfwAt^ 
WlrlwhilblHHii  ItL 

«  VrrgL  <fie  Welftoner  bei  Grimm,  a.  ß.  111,  6.  408  fLandgmciii 
m  Omtedi  in  d«T  WHferaa)  mo»  dem  JMm  IIM.    VergL  asrb  dj« 

O.  L&12C  Audi CJign-KaiiMlmd der BiMVii- 

ittHlolmicni  dM  Vmimm  f.  A.  G««L  Aet  8&dl  NOntlcrK  IXl 
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einen  Tag  zum  Kriegsdienst  verwendet  werden  *,  dafs  sie  nicht 
mehr  nur  ihren,  sondern  auch  „frembden  Herrschaften  und 
Edelleuten  raysen  und  zuzihen  müssen*' '.  Die  Erhöhung  des 
Raisgeldes,  die  sich  anderwärts  findet',  weist  auf  das  Bestreben 
der  Territorialherren  hin,  von  dem  Adel  unabhängig  zu  werden. 
So  tritt  der  Bauer  neben  den  Ritter;  sein  Selbstgefühl  nimmt 
zu,  der  bürgerliche  und  bäuerliche  Landsknecht  fühlt  sich 
dem  reisigen  Adel  gewachsen:  gegen  die  ältere  Institution 
des  Rittertums  erhob  sich  die  jüngere  des  bewaffneten  Fufs- 
volks.  — 

Überall  stellen  sich  also  neue  Kräfte  dem  Staate  zur  Ver- 
fügung; Kreise,  die  sich  der  Staatsverwaltung  lange  fern- 
hielten, gewinnen  an  ihr  wieder  Interesse ;  stärker  pulsiert  das 
politische  Leben. 

Da  kann  es  denn  nicht  ausbleiben,  dafs  alle  jene  Au- 
gehörigen des  Staates,  die  für  die  materielle  Wohlfahrt  der 
Gesamtheit  Sorge  zu  tragen  haben,  sich  ganz  neuen  Ansprüchen 
gegenüber  sehen ;  wenn  überhaupt  die  Folge  aller  politischen 
Abwandlungen  die  Thatsache  scheint,  dafs  das  Individuum  in 
materieller  Beziehung  immer  mehr  an  das  Oanze  gebunden 
wird,  dem  es  angehört,  so  ist  das  hier  besonders  ersichtlich^, 


»  Z.  B.  Baumann,  Akten  S.  226  (Göschweiler). 
-  Akten  S.  193  (Stühlingen). 

*  Z.  B.  in  Kempten:  Akten  S.  70. 

*  Man  wird  den  Unterschied  in  der  Motivierung  der  neuen  LeistungeD 
der  Individuen  zu  den  früher  versuchten  Motivierungen  unschwer  er- 
kennen. So  wenig  mau  sich  der  Einsicht  wird  verschliefsen  können,  dafs 
im  Zeitalter  einer  agrarischen  Staatsverfassung  mit  ihrer  geringeren  Kon- 
trolle der  einzelnen  Organe  diese  leichter  ihre  Macht  mifsbrauchen  können, 
so  sehr  wird  man  sich  gegen  eine  willkürliche  Verallgemeinerung  wenden 
müssen.  Wie  im  Westen  Deutschlands  überhaupt  der  Staatseedanke 
ungleich  lebendiger  war  als  im  Osten  (vergl.  die  eingehenaen  Er- 
örterungen von  Belows  über  den  Oi^ten  und  Westen  Deutschlands  in 
„Territor.  u.  Stadt"),  so  war  der  Bauer  hier  niemals  dem  Grundherrn 
ganz  schutzlos  preisgegeben:  der  Bauer  hatte  das  Recht,  sich  über  ihn 
zu  beschweren,  wenn  über  dem  Grundherrn  noch  ein  Landesherr  stand 
(vergl.  z.  B.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  III,  S.  299300);  wenn  dieser 
mit  dem  Landesherm  identisch  war,  so  wird  man  G.  Fr.  Knapp,  Grund- 
herrschaft und  Rittergut  S.  85,  zustimmen  müssen,  dafs  ihm  zu  quälender 
Tyrannei  die  erste  aller  Bedingungen  fehlte,  der  Zweck.  Auen  in  den 
Städten  läfst  sich  ein  willkürlicher  Druck  nicht  nachweisen:  überall 
dort,  wo  der  Rat  hat  Rechnung  ablegen  müssen,  ist  die  Gemeinde 
schliefslich  zu  der  Ansicht  gekommen,  itafs  ihre  Verdächtigungen  nicht 
gerechtfertigt  waren.  Man  hat  vielfach  das  Verhältnis  zwischen  Grund- 
herrn und  Bauern  als  ein  sociales  angesprochen,  und  gerade  dieser  Be- 
zeichnung verdankt  die  Darstellung  der  Verhältnisse  des  Bauernstände» 
vor  der  Reformation  eine  Unmenge  irriger  Vorstellungen.  Ich  möchte 
mich  ge^n  eine  solche  Nomenklatur  wenden.  Denn  mit  den  socialen 
Verhältnissen  in  der  Zeit  der  konsequent  durchgeführten  G  eldwirtachaft, 
wie  sie  im  Gefolge  der  Revolution  von  17^9  in  Frankreich  und  von 
1S4S  in  Deutschiiind  entstanden  sind  (erst  dieser  Zeit  verdanken  wir 
das  Wort  j,80cial"),  hat  dieses  Verhältnis  auch  nicht  die  geringste 
Ähnlichkeit,  nicht  einmal  in  dem  Xorddeutschland  dieser  Zeit,  wo  der 
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wo  der  Staat  ibm  in  einer  bisher  unbekannten  Fonn  entgegen- 
tritt und  wo  nicht  nur  die  gesteigerte  Verwaltung,  sondem 
auch  die  erhdbten  Anforderungen  des  Reiches  und  ganz  be- 
aonderß  de«  schwäbischen  Bundes  zu  bestreiten  sind. 

Daher  kommt  es,  dab  die  Bauern  und  Büfger  gerade  in 
der  Zeit  der  Reformation  stärker  belastet  werden;  sie  habeo 
die  Mehrkosten  zu  tragen« 

Es  ist  selbstverständlich  y  daCs  das  Mafs  dieser  Hehr- 
belaatung  überall  Terachieden  ist  In  den  kleineren  Territorien 
finden  wir  wohl  eine  Vogtbede,  ein  Vogtrecht  neu  eingefthrt*; 
ea  iat  dort  der  Fall,  wo  die  JustizTcrwaltung  von  der  Gemeinde 
aa  den  Landeslierm  Qbergegangen  ist*.  Kur  hier  und  da  ist 
das  .Ungelt*  oder  der  Zoll  vermehrt  worden^  mit  dem  die 
ÜDteiiialmng  der  Wege  tind  St^ge,  mit  dem  der  Brückenbau 
befahlt  wurde*;  wohl  mSgUch,  da&  die  erhöhten  Arbdt^löhne, 
die  der  Maogel  an  Arbetlskrftften  im  15.  und  16.  Jahrhundert 
BOtwendig  machte \  das  bedingten:  Tielleicht  audi,  dals  der 
▼erwahrioste  Zustaiid  der  l^entlichen  8tralaeOf  Ober  den  die 
KlagCD  kaum  Tetstttmaiten  *,  eine  Reparatur  ron  Grund  auf 
arbeiadileL  Zvwefleo  aiiid  die  Frondienato  zahlreicher  ge- 
worden; wo  die  wirtscbaMicbe  Stellung  des  Bauern  derart 
war.  daXs  er  lieber  Dienste  leistete  als  Abgaben  b^^hlte,  sind 
deren  mehr  geworden  * ;  Ton  dem  Wonache^  diese  Dienste  ab- 
walttmeOf  Terliiiitet  nichts*;  ihre  Vermehnuig  eotspridit  der 
SrUhnog  jener  Abgaben  an  die  Verwaltung,  Ton  deoeii  wir 
sonst  böroi;  hier  b^n  wir  nichu  ron  ihnen,    VersctiedeBi' 


wOl 


eni 
freigL  Below  a.  a.  O.}, 
mn  dieGreue  ndba  si 
WMtsfiiaflfiffhf  VoMlmiMf  tm  SlMtsIdMt 

>  Z.  K.  M  da  n»teBb»er  UatertiMMa,  ia  Siflili^m  (Aktes 
&  dOl^  ia  den  graten  Tenüoncii  Frubeas  ^U  es  ketae  Togthode: 
sie  ist  woki  In  die  aEtaemeiae  gieaer  aa%ns«en:  da&  «i-on  dem 
eirearii  Lernten  die  Afieabe  am  dea  Tasl  aät  ubulwe  wme\  wie 
IL  A.  HdAlo^  Zbt  FHtilrfiiäBg"'^"  k^*  *»  BaaMokrifges  in  «dwest^ 


(ibid.  &  919. 
Mks 


•  YcneL  TTiaamni«-  a.  s.  u.  a.  Ml. 

•  TcsgL  AkSea  a  113  £  «Udenl,  &  tS  (Wi—aMfa)  - 


Tid 


84  xvm  4. 

lieh  ist  der  Betrag  der  Frevel,  jener  Bufsen  für  begangene 
Vergehen,  gesteigert  worden  ^  Qewifs  hängt  das  mit  der  Ver- 
schärfung der  Strafen  überhaupt  zusammen,  wie  sie,  eine  Folge 
des  höheren  Wertes,  den  das  Gut  im  Leben,  besonders  in  den 
kleineren  Territorien,  erhalten  hat,  jetzt  getroffen  wird*.  Aber 
ganz  zweifellos  ist  es  auch  in  finanzpolitischen  Bedenken  be- 
gründet: die  Mehreinnahmen  sollen  aie  eben  dadurch  mit  ge- 
wachsenen Ausgaben  der  Justizverwaltung  decken.  Diese 
neuen  Auflagen  sind  nicht  überall  eingeführt;  sie  sind  lokal 
bedingt;  nur  wo  für  den  neuen  Staat  das  Bedürfnis  vorliegt, 
erscheinen  sie^.  Allgemeiner  hat  sich  die  Abwandlung  der 
Verhältnisse  in  der  Verwaltung  nur  nach  einer  Seite  hin  be- 
merkbar gemacht.  Da  die  Beamten,  ob  sie  nun  Amtleute, 
Land-  oder  Gotteshausschreiber,  Kellner  oder  Forstmeister 
waren,  von  allen  Leistungen  materieller  Natur  befreit  waren  *, 


*  Z.  ß.  in  Memmingen  (Akten  S.  124),  in  Langenerringeu  (ibid. 
S.  192),  in  Stühlingen  (S.  195),  in  Lentzkirch  (S.  211).  Auch  in  den  12 
Artikeln  wird  davon  bcrielitet:  der  9.  handelt  davon.  Henierkeuswert 
ist  die  Erklärung  dieser  Erhöhung  der  Frevel  durch  die  Bauern:  nach 
ihrer  Anschauung  werden  sie  nicht  gestraft  ,,nach  gestalt  der  sach, 
sondern  zu  zoitten  aufs  grofsem  neyd,  und  zu  zeitten  auß  grossem  gunst". 
Vergl.  auch  Fries  II,  236. 

*  Ich  verweise  vor  allem  noch  auf  die  Freiheitsstrafen:  keine 
Klage  ist  im  Bauernkriege  wohl  allgemeiner  als  die,  dafs  der,  „welcher 
recht  leiden  mag  und  veniurgen  will,  gefengclich  ver^'ältigt**  wird, 
dafs  man  ihn  ^ turnt,  stockt  und  plöckt":  diese  Strafe  ist  nicht  nur  in 
den  kloinen  Torritorion,  wo  sie  gewifs  als  Abschreckungsmittel  —  der 
Bauer  uuifs  so  lange  seiner  Arbeit  fern  bleiben  —  gedacht  ist,  nicht  als 
Mittel  gegen  die  Flucht,  sondern  auch  in  den  gröfseren  Territorien 
festgesetzt  worden.  Hier  allerdings  wollen  die  Bauern  das  Eintumen 
mit  Fluchtverdacht  motivieren:  nur  „wer  unsemi  s-  hern  unterworffen 
ist",  soll  in  Bamberg  nicht  „geturnt"  werden.  Diese  Leute  werden 
damit  in  Gegensatz  gebracht  zu  denen,  welche  dem  Bamberger  Gericht«- 
zwang  nicht  unterliegen,  also  reichsfreien  Herren  angehören  (*o  in 
Altenkuustatt),  und  für  diese  wollen  sie  das  Eintürnen  wohl  als  zu  Recht 
bestehend  gelten  lassen. 

*  Es  liefsen  sich  noch  manche  andere  neue  Auflagen  anfuhren. 
Doch  war  nicht  die  Absicht,  alles  zu  geben.  Nur  aut  die  eine  Be- 
stimmung möchte  ich  noch  hinweisen,  weil  sie  für  die  Art  der  Ver- 
waltung recht  bezeichnend  ist.  Sie  erkennt  ein  gestohlenes  Gut,  ganz 
gleich,  ob  es  von  dem  Bestohlenen  selbst  oder  sonstAx-ie  dem  Diebe  ab- 
gejagt winl,  dem  Landesherm  zu  (vergl.  Akten  S.  18990  und  Fries, 
G^*eh.  des  Bauernkrieges  II,  S.  200  u.  230),  Diese  sonderbare  Be- 
stimmung ündet  darin  ihre  Erklärung,  dafs  die  Kosten  für  die  Fest- 
nehmung  des  Diebes  und  seine  Gofangonhaltung  von  dem  getragen 
wenlen,  der  bestohlen  ist ;  tlas  gestohlene  Gut  wird  zurückbehalten  und 
dem  Besitzer  nicht  ausgohändigt,  um  eben  davon  die  Kosten  zu  be- 
streiten. Vergl.  K.  Hartfoldor,  Zur  Gesch.  dos  Bauernkrieges  in  Süd- 
westdeutschland.   S.  H5;^  [UM 

*  In  der  Stadt  Mainz  sind  sogar  alle  ..Stehler,  Werkleute.  Wein- 
rüffer,  derselbigen  Zepfer,  Mütter  («  Fruchtniossor),  darzu  alle  welth- 
liche  Richter,  ^^chreibor  undt  Vorspreoher"  frei  von  aller  bürgerlicher 
Beschwerung  (Chroniken  der  deutschen  Städte  XVIIl.  2,  S.  108).  Die 
Jlirton  der  grofsen  Schaf henien,  die  sich  die  einzelnen  Herren  halten 
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80  war  es  eine  Folge  der  Ausdehnung  der  Verwaltung^  daf« 
immer  mehr  Leute  befreit  wurden  und  zu  dem  alltfomoinon 
^Mitleiden",  wie  man  die  Summe  aller  materiellen  Verpflich- 
tungen dem  Staate  gegenüber  bezeichnete,  nichts  beitruKon; 
da  die  Städte  und  die  Oemeinden  die  Steuern,  die  sie  scliul- 
deten,  selbst  umzulegen  hatten,  so  mufste  fUr  sie  die  Knt- 
ziehung  von  steuerbaren  Objekten,  die  die  Ausbreitung  der 
Befreiungen  bedeutete,  mit  einer  stärkeren  Iklastung  identisch 
sein^  In  gröfseren  und  kleineren  Territorien,  in  der  Htadt 
wie  auf  dem  Lande  finden  wir  diese  indirekte  Besteuerung 
der  Unterthanen:  es  ist  die  einzige  von  allen,  die  der  Ver- 
waltung zu  gute  kommen,  die  allgemeiner  ist. 

Bei  allen  Abgaben  an  die  Verwaltung  war  das  alte  Prinzip 
staatlicher  Finanz  Wirtschaft  gewahrt  worden,  nach  dem  der 
Leistung  sofort  die  Gegenleistung  folgte:  der  Beamte;  erhält 
sein  Gehalt  für  eine  fest  abgegrenzte  Thätigkeit,  und  er  (;rhält 
es  von  den  Unterthanen  direkt;  was  er  leistest,  ist  zu  über- 
sehen'.  Mit  den  Fortschritten  des  Staatslebens  ist  es  ver- 
bunden, dafs  jenes  alte  Prinzip  nicht  mehr  ül>erall  aufrecht 
erhalten  werden  konnte:  der  Staat  war  daxu  im  Lnufe  der 
Zeiten  ein  viel  zu  kompliziertes  System  von  Leistungen  ge- 
worden; neue  Auflagen  erwiesen  sich  als  notwendig,  deren 
Berechtigung  nicht  ohne  weiteres  ersichtlich  sein  könnt«!« 

Anderwärts  waren  die  Stände  das  Organ,  diese  Auflagen 
zu  erhalten;  der  Landesherr  richtete  sich  nach  ihr^mi  Befinden; 
in  gewissem  Sinne  war  man  damit  jenem  alten  Prinzi|>e  treu 
geblieben.  Es  ist  zu  betonen,  dafs  das  in  Südwest/ieutM^'hUnd 
anders  war.  Hier,  in  den  kleinen  Staat/fii,  wo  *?«,  wie  wir 
sahen,  nur  selten  Landstände  gab,  verordnet45  der  I^ndesherr 
von  sich  aus,  was  er  mehr  brauchte;  und  wie  f^  l>eiztitreil>en 
»ei.  Alle  die  Abgalten,  die  die  Unterthanen  in  der  Beformatiorw- 
zeit  neu  zu  leisten  hatten,  waren  nicht  von  den  I^nd ständen 
bewilligt.  In  den  gröfseren  Territcirien  ist  höchstens  eine  von 
jenen  speciellen  Steuern,   die  da*  B^ch   von  seinen    einzelnen 


—  wir  werdfna  ufKrh  s^«^.  att«^  w^rlchfrii  OTiiiKi*Ti  — ,  «w^  *'}ß*mfMti» 
zunxist  h^Tffit  Vfr^L  di*;  zJtblrt^^h^m  ArtikH  d»-i»  HzUrin^*^  llaLuftit» 
dMrähfT  «Ulrich  Artzt»  Korf*'t?p'md^tz  in  Z^U^^hrifx  dß^  hinUßr.  \tfr/% 
f  ScbwalKOi  niid  NVobuir  X-  aJü#rJa  VL  8-  :^1^; 

^  An  ffiuz^ln*^  ^HX^m  TfT^w.hXfr  friaci.  ti^fU-h^u  lUrfrf'tuu'^*'$i  vf/r- 
zabeoF'fii  >fj  wird  in  d*-fn  Wfi»ttuin  vf/u  f*t>»i//*-id  d.  *.  14W  <im  wOrrb, 
Amt  fer.ttipiifeUt  I  11  f ♦-«t^*rM?tzt :  *?«»  *dß\l  m*fmMud  4m  fr*rj  **-»ii .  *t  9^ 
frd*rl  <>d*-r  un*^*rl  'Griniin-  W»u*t.  VI,  iW>L 

:  £>  iet  klar-  daf*'  bd  v4*h*T»  V^-ridUtuiMceB  »n^r  Z'/m  CI»/*t  4hs 
li*-lirfr/rd*Tai»ir*ti  d«—  ^taait^*  «ieb  ir*-^*rti  dnr  tUsuuu^t  n*'h%*rU'.  ^}rvf^, 
If^  Ur^A'dk**»  df*  B*<WTXikr>*-^»-*. '  l>i*-  Ijk^*:  d*-*  Hao*ni*aiif*d*-*  nm 
\yjf}  Hif-Vßri^h-p^ßViü'^h»^  Blitw  f  dL  kMthfAUth*-  I>#'Ot**:Lljn*d  Hi  \tA. 
IfuAtk  l-V:«  ?^  V>.  w*i^i  ri*  ijtl^  djusrf  biii.  d*f-  d*miD.  w*fi\  d>  V*t 
■»«4inukir  d^T  ?*»t*ni*n»  luit  d«T  V*fn»*ianuifr  d*i'  Jori*^*-'  r-«*-aiifj»'  •i;fi*'.. 
die  Jurii>tfx  für  yrAßsui^jis^^  M>^*T*Tfix»d*^  ir*'it>i*'x  »  yr-i»^» 
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Gliedern  verlangte,  vorher  von  den  Landständen  gefordert 
worden^.  Aber  bei  all  den  allgemginen  Steuern,  deren  die 
Landesherren  zu  ihrer  Regierung  bedurften,  ist  das  nicht  der 
Fall  gewesen.  Wenn  auch  die  alte  Bede  zuweilen  für  ein 
Jahr  oder  für  mehrere  mit  der  Zustimmung  der  Btlrger  erhöht 
worden  war,  die  Zustimmung  war  doch  nur  für  bestimmte 
Zeit,  zumeist  aus  bestimmten  Anlässen  oder  gamicht  erteilt 
worden ;  die  Steigerung  ihres  Betrages,  über  die  sich  die  Unter- 
thanen  einzelner  Gebiete  1 525  beklagen,  war  nicht  nach  ihrem 
Willen  gewesen^;  sie  ist  ihnen  unverständlich;  sie  wollten  die 
Steuer  nur  ihrem  alten  Charakter  gemäfs,  wonach  sie  ein 
Schirmgeld  war,  gelten  lassen^.  Die  Bede  war  eine  direkte 
Steuer;  neben  ihr  hatte  das  ausgehende  Mittelalter  in  dem 
„Ungelt",  einer  Accise  vornehmlich  von  Getränken,  auch  eine 
indirekte  kennen  gelernt.  Auch  dieses  Ungelt  finden  wir  er- 
höht, vor  allem  in  den  Städten,  deren  Erfindung  es  gewesen 
war*.  In  den  gröfseren  Territorien  Frankens  war  es  schon 
im  14.  Jahrhundert  eingefiihrt  worden^;  die  Fürstenberger 
Grafen  sahen  sich  erst  jetzt  dazu  veranlafst;  besondere  Ver- 
hältnisse in  den  Ortschaften,  die  sie  damit  belegten,  mögen 
das  nahegelegt  haben;  wir  vermögen  es  1525  nur  an  einigen 
wenigen  Stellen  in  der  Grafschaft  nachzuweisen  •. 

Das  ist  überhaupt  so  bei  der  Bede  wie  bei  dem  üngelt: 
nur  hier  und  da  werden  sie  als  Neuerungen  erwähnt :  sie  sind 
nicht  die  Einnahmequellen,  aus  denen  überall  die  Mehrkosten 
des  Staates  bestritten  werden  können. 

Solche  waren  den  Landesherren  in  anderen  Verhältnissen 
gegeben :    die  Thatsache,    dafs   die  Unterthanen   nicht   Eigen- 


*  In  Bamberg  fand  ich  die  Notiz,  dafs  eine  Türkensteuer  ein- 
gefordert worden  war.  Man  beschwert  sich  nur  daniber,  dafs  sie  nicht 
von  aUon  Ämtern  erlioben  worden  sei.  In  Rothenburg  o.  T.  war  seit 
1522  eine  Klauensteuer  und  ein  ßodeneulden  verhmgt  worden,  die 
letztere  Abgabe  zweifellos  ebenfalls  der  Türken  wegen.  Vergl.  Heer- 
wagen a.  a.  O,  S.  80  u.  S.  39. 

■  Über  eine  Erhöhung  der  Steuer  hören  wir  nur  aus  Kempten 
(Akten  8.  69),  aus  dem  Fürstenberger  Gebiet  (Akten  S.  210,  213,  215, 
il6,  219)  und  aus  Würzburg  (Fries  II,  19,  73,  201/2,  235).  Nur  in  W. 
wird  die  Steuer  Bete  genannt.  Es  mae  übrigens  angemerkt  werden, 
dafs  nicht  alle  würzb.  Städte  Beschweroe  über  die  neue  Steuer  fuhren. 
In  Bamberg  scheint  die  Steuer  nicht  erhöht  worden  zu  sein.  —  In  Stüh- 
ling«n  und  im  Fürstenberg.  Unadin^en  (Akten  S.  200  u.  216)  ist  die 
Steuer  nicht  erhöht,  dafür  aber  eine  neue  unter  dem  Namen  „Bund- 
geld** erhoben  (vergl.  auch  Akten  S.  199). 

•  So  1.  B.  in  Ochsenhausen  (Ulrich  Artzt  X,  S.  246)  und  häufiger. 

*  Vergl.  Käser,  Socialpolit.  Bewegungen  u.  s.  w.  S.  54,  73  ff.,  94; 
auch  Fries  II,  74. 

»  Vergl.  Gramich,  Verf.  u.  Verw.  d.  Stadt  Würzb.  S.  13;  Pfeufer, 
Beiträge  u.  s.  w.  8.  fiOd, 

•  «ur  in  Rietberingen,  Deckingen  und  Unadingen  (Akten  S.  213/4» 
215,  216;  nicht  212). 
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tümer  ihres  Grund  und  Bodens  waren,  dafs  sie  zu  mannig- 
fachem Recht  ihn  besafsen,  gab  ihnen  bei  dem  Steigen  des 
Bodenvverteü  und  der  Nachfrage  '  niubt  nur  die  Handhabe, 
sondern  auch  das  zweifellose  Recht,  von  den  Besitzern  dea 
Landes  mehr  zu  verlangen,  als  aie  bis  dahin  verlangt  hatten. 
Es  ist  zu  betonen,  dafs  es  nicht  die  jährlichen  Abgaben  ge- 
wesen sind,  die  vermehrt  wurden;  diese  Abgaben  waren  von 
lange  her  fix^iert;  es  war  unmöglich,  sie  zu  steigern*.  Man 
hat  denn  auch  die  Beobachtung  gemacht,  dafs  weder  die  Lasten 
der  Hofbauern,  jener  Bauern,  die  die  H5fe  der  Herren  zumeist 
wohl  auf  Lebenszeit*  besafsen,  noch  die  der  Lehenbauern,  die 
ein  Lehen  bald  dieser,  bald  jener  Qualität  vom  Herrn  bebauten, 
verändert  worden  sind;  bei  den  Sölden^  die  erblich  ausgethan 
waren,  war  das  abi^olut  ausgesclilossen.  Vom  Ib.  bis  zum 
19.  Jahrhundert  ist  der  Betrag  der  Getreideabgaben  sowohl 
wie  der  KlichengefuUe  immer  derselbe  geblieben*;  nur  die 
Grasgült  der  Lehoer  ist  ein  wenig  gröfser  geworden'*.  Die 
Landesherren  hatten  also  darauf  verzichten  müssen,  die  jähr- 
liehen,  die  regelmäftsigen  Leistungen  der  Unterthanen  zu  er- 
höhen; aber  nichts  liinderte  nie,  das  zu  tbun  bei  den  unregel- 
mäfsigen,  bei  den  Abgaben^  die  gelegentlich  des  Wechsels  des 
Gutes  aus  einer  Hand  in  die  andere  erhoben  wurden,     Schon 


^ 


*  Vergl.  dpn  Aussprueli  der  Komptener  Gottesliau^leiite  (Akten 
S.  64):  die  guter  yetz  bov  uiirtcm  zeitt-n  uud  tagen  erufnior  und  hücher 
im  wenl  ang»'t»ocheii  uod  g»\-«ebätzt  werden,  dann  bey  nnser  vorfaren 
tiud  elti'rn.  Gninp  a.  a.  0,  S.  26  spricht  im  Arü^chlnfs'  an  Jan»««»«  ![« 
S,  230  von  der  Entwertung  des  Grundbesitze^}.  Laroprecht  dürfte  (in 
«einer  Deutschen  Gej^chichte  V,  8.  82)  gegen  beide  doch  wohl  recht 
haben. 

*  Ver^L  dazu  und  zum  folgenden  die  sehr  eingehenden  Erörterungen 
▼on  Th,  Knapp ,  Da.s  ritt  erhell.  Dorf  Haunflheim  S.  26—44  cc.  Die  K€- 
Bultate  dieser  Arbeit  glaubte  ich  verallgemeinern  Rti  dürfen ♦  weil  ich 
nirgendwo  eine  gegenteilige  Hemerknng  gefunden  habe.  Gmpp  (a.A.  O. 
8.  1741  hat  mehrere  Salljüeh^r  durchgesehen,  nirgends  aber  eine  nennen»- 
werte  Erhtthung  der  Gillten  gi'funden. 

'Das  geht  aus  den 'Hauernkrieg^akten  deutlich  hervor.  Vergl. 
aueh  Baumann,  G<'j*ch.  des  All^äns  II,  S,  640.  Zu  den  Kategorien  der 
Bauern  vergl.  rtbrigeus  auch  Bficher  a.  a,  O.  S.  6^^2:  die  Bemerkung, 
dafs  es  in  der  Nähe  von  Frankfurt  a.  M.  nur  Erbpaeht  (selten)  und  die 
LAndfliedelleJbe  tiebt  (Zeitpacht  nur  bei  Wiesen  und  W einberg«iiX 
flitiuimt  mit  der  Angabe  des  ^Werkes  über  den  Zustand  Bayems"  (1825) 
bei  Hausmann,  Grundentiastun^j  in  Bayern  (^trafjib^'.  1892)  S.  8S  übereiu, 
wonach  in  den  Mainkreiaen  wie  in  dem  Gebiete  der  Kezat  ,fa«t*  nur 
erbrechthare  und  zinspfliehti^e  Guter  anzutreffen  sind. 

*  In  der  Zeit  vom  lo»  hU  zum  19.  Jahrhundert  sind  überhaupt  die 
«üdwestdeutschen  Verhältui^s^e  sehr  stetig  geblieben.  VergU  Ludwig, 
Ber  badiache  Bauer,  8,  97  8. 

*  Anfacntiem  wird  von  den  Hofbauern  und  deu  Lehnem  in  der 
Zeit  iwi»cben  1480  uud  1559  (ob  erst  nach  154-1,  in  welchem  Jahr  in 
Schwaben  die  Konstituierung  der  freien  Reichsritter^^baft  erfolgt?  vergl. 
Ovennann  a.  a.  O.  S,  578)  als  neue  Abgabe  der  Vogthaber  verlangt. 
VcrgL  Knapp  a.  s.  O.  S.  34  ff* 
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«eit  langer  Zeit  wohl  noch  seit  den  Zeitoi  der  Vülikatioii*- 
verfassung  kannte  man  in  SadwestdeatscUaiid  den  Handlohii 
oder  Erschatz  ^  die  Abgabe  bei  der  Übernahme  des  Gutes, 
und  die  Steuer,  die  bei  dem  Verkauf  desselben  *  und  bei  dem 
Tode  des  Besitzers  beigetrieben  und  je  nach  der  Höbe  des 
Betrages  ab  Besthaupt  oder  Todfall  beseichnet  wurde*.  In 
Franken  war  auf  dem  Lande  der  Handlohn  aügemetn  ver- 
breitet; das  Besthauptrecht  scheint  nur  eine  Einrichtung  der 
kleineren  Territorien  gewesen  ru  sein*.  In  weiten  GeUeten 
Schwabens  war  der  Handlohn  schon  vor  1500  auzutreffra  und 
ebenso  das  Besthauptrecht  Aber  nicht  überalL  Es  ist  die 
Folge  der  Umbildung  des  Staates,  dafs  beide  Abgaben  nun 
allgemeiner  werden;  als  die  Leibeigenschaft  ausgedehnt  wird, 
als  das  Bestreiken  dabin  geht,  einen  einheitlichen  Unterthanen- 
stand  zu  bilden,  wird  auch  von  denen,  die  bisher  davon  be- 
freit waren,  ein  Handlohn  und  ein  Besthaupt  verlangt^;  ge- 
wöhnlich, aber  durchaus  nicht  immer  werden  beide  zusammen 
eingeführt;  man  wird  sich  vor  voreiligen  Generalisationen 
hüten  müssen.  Noch  in  anderer  Weise  sucht  man  höhere  Be- 
träge aus  dem  Grund  und  Boden  zu  erzielen :  wenn  die  Lehen- 
guter  erledigt  sind,  werden  sie  zertrennt  und  die  einzelnen 
Teile  dann  als  Lehen  weiter  behandelt;  es  ist  das  eine  Mafs- 
nahme,  zu  der  die  Landesherren*  ganz  zweifellos  berechtigt 
waren. 

Alle  diese    neuen    Steuern,    die   man   vielleicht    als   Ejrb- 
»chaftH-  und  Grundsteuern  bezeichnen  kann,  sind  vornehmlich 


*  Zuwfilf'n  auch  Auffahrt  genannt  (Ulrich  Artzt  X,  S.  2491 
-  Zuweilen  als  Abfahrt  bezeichnet  (Ulrich  Artzt  a.  a.  O.l 

'  Wo  daH  Todfallrecht  besteht,  hat  der  Grundherr  ein  Anrecht 
auf  die  ffanze  Mobiliarhinterla^senschaft.  wo  das  Besthauptrecht,  nur 
auf  da»  beste  Stück  (Rind,  Pferd,  bei  Frauen  Kleid  u.  s.  w.). 

♦  Wohl  moglicli,  dafs  dieses  Bestliauptrecht  mit  der  Leibeigenschaft, 
wie  wir  sie  hier  finden,  in  Zusammenhang  zu  brinpen  ist;  in  unserer 
Zeit  wird  es  auf  die  Zinser,  in  Kempten  z.  B.,  ausgedehnt. 

^  Der  Handlohn  oder  Erschatz  läfst  sich  als  neue  Steuer  nachweisen 
in  Kempten  (Akten  S.  64),  Kislegg  (ibid.  S.  116»,  in  Oepfingen  und 
Griesingen  (Ulrich  Artzts  Korresp.  A,  S.  24^^:  ob  er  in  Baltringen  ibid. 
8.  237  neu  ist?),  in  Risstissen  (ibid.  S.  249),  in  Rottenacker  (§.  255  u. 
257)  und  in  Schemmerberg  (S.  260):  in  Bufsmannshausen  (Korr.  VI,  S.  322) 
müssen  die  Erbgüter  beim  Verkauf  mehr  bezahlen,  die  Lehengüter, 
deren  Handlöhne  gestiegen  sind,  werden  zertrennt;  in  der  würzb. 
Abtei  Schwarzach  Handlohn  erhöht  (Fries  II,  :^7  u.  :316).  —  Das  Best- 
haupt resp.  der  Todfall  neu  eingeführt  in  Kenipten  (seit  60  oder  70 
Jahren  1525)  (Akten  S.  61  u.  6^3  fg^'g.  Zinser  nur  Besthaupt]),  in  Kisle^ 
(8.  116),  in  Langenörringen  (S.  161),  in  Unadingen  (S.  215 V  in  Neustaat 
(seit  1523  cc.  S.  217),  in  den  ^Telern**  (hier  nur  dann  ein  „Fall**  zu  be- 
zahlen,  wenn  ein  Lehen^t  verkauft  wird,  S.  218),  in  Risstissen 
(KorresD.  X,  S.  249),  ferner  im  würzb.  Schwarzach  (Fries  a.  a.  OX 

•  Nur  diese,  nicht  die  Grundherren.  Denn  nur  bei  den  Lehen- 
gutem  war  es  möglich,  solche  Teilung  vorzunehmen:  der  Besitz  der 
Hofbauem  war  gebunden  (vergl.  Knapp,  Haunsheim  S.  25). 


w 
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die  Steuern  der  kleinen  Lfindesherren ;  nie  lassen  sieh  vor 
allem  in  Schwaben  nachweisen,  doch  auch  das  „Bodengeld** 
im  Kothenburgischen  werden  wir  daxu  zu  rechnen  haben ' ; 
wenn  in  der  würzbiirgischen  Abtei  Schwarzach  die  HandUhne 
erböiit  sind,  wenn  in  den  bambergiachen  Suidten  dir  das 
Schreibgeld,  das  bis  dahin  bei  Übernahme  eines  GriindMtückes 
gezahlt  wurde,  der  IIiincHobn  gefordert  oder,  wo  man  ilin  be- 
reits kannte,  gesteigert  wurde  ^,  so  beweist  das^  dafs  man  sich 
dieser  Grundsteuer  auch  dort  zu  bedienen  wulsto»  wo  sie  schon 
bekannt  war. 

So  \vird  überall,  wi*  es  anging,  der  Orund  und  Boden 
höher  bewertet;  wo  sich  andere  Wege  empfahlen,  wurden  sie, 
wie  wir  sahen,  eingeschlagen;  jedeafalls  wachsen  allfiberall  die 
Ansprüche  des  Staates.  Es  ist  klar,  dafs  man  diese  Thatsache^ 
deren  Berechtigung  nicht  immer  ersiclitlieh  war,  als  Willkür 
deutete  und  deuten  mullate:  aber  es  ist  ebenfalls,  denke  ich, 
deutlich,  dafs  es  nicht  Willkür,  dafs  es  die  Folge  der  giliizlich 
veränderten  Bedingungen  des  pjoli tischen  Lebens  war,  wenn 
jetzt  die  Individuen  auch  in  materieller  Beziehung  stärker  au 
die  Gemeinschaft^  an  den  Staat  gefesselt  werden^  wie  er  sich 
gebildet  hatte. 

Die  Frage  ist^  ob  sie  diese  stärkere  Bindung  unbeschadet 
,ihrer  Existenz  vertragen  konnten;  die  Frage  ist,  kaum  auf- 
geworfen, schon  bejaht;  denn  ein  Unding  wäre  es,  ein  Selbst- 
mord gewissermaftien,  wenn  der  Staat  seinen  Mitgliedern  un- 
erträgliche Bedingungen  auferlegen  wollte.  Wenn  man  dennoch 
die  Frage  bat  geglaubt  verneinen  zu  müs«en,  so  ist  nicht  nur 
der  Mangel  eindringender  Erkenntnis  in  die  Eigenart  klein- 
ataatlichen  Lebens,  die  Vorliebe  daran  schuld,  Bemerkungen, 
die  man  bald  hier,  bald  da  gemacht  hat,  zu  verallgemeinern, 
sondern  auch  demokratische  Tendenz  und  die  Doktrin,  dia 
das  19.  Jahrhundert  mit  seiner  neu  erworbenen  politischen 
und  wirtschaftliehen  Freiheit  erzeugte,  und  die  von  einem 
falschen,  unhistorischen  Begriff  <ler  BVeiheit  und  von  einer 
Btarken  Überschätzung  der  materiellen  Güter  im  Leben  aus- 
geht. 

Obwohl  wir  also  denen  nicht  zustimmen  können,  dio  aus 
einem    wirtschaftlichen   Notstand    heraus   die  Erhebungen   des 


'  VergL  S.  36  Anm.  L 

*  VergL  Art,  6  n,  8  der  B**Ächwerdeii  der  ^Stet  de«  BaTr*— - 


^V         *  VergL  Art,  6  n,  8  der  Beschwerden  der  ^Stet  de«  BaTr*^  •-—   -hexi 
HjBliftfi''  'Bamberg,  Archiv,     Bambereer  IL  Sorie  der  Bauern I  «»n. 

»^««c,  II,  8):  Der  Hatidlohn,  den  der  Lehnaherr  nach  dem  1  .  de« 
Beaitzers  von  dessen  Erben  haben  will  wider  altes  Herkommexi»  «all 
ftbg^bafft  werden;  sie  wollen  wie  froher  nar  ein  ,ziemliche§,  leid- 
Hebe»**  iSchreibgeld  eeben  (Art,  61  Wenn  einer  Zinelehen  kauft,  po 
will  der  Lehnsherr  j^leich  von  10  fl.  1  fl.  zum  Handlobn  haben,  wibrend 
früher  nur  Ton  20  n.  1  fl.  gegeben  worden  iat  (Art.  8Jl 
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Bauernstandes  im  15.  und  16.  Jahrhundert  erklären  wollen,  so 
wird  es  doch  angebracht  sein,  auch  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, wie  sie  sich  im  15.  und  16.  Jahrhundert  entwickelt 
haben,  wenn  auch  nur  skizzenhaft  zu  gedenken.  Denn  dafs 
sie  zu  den  Bewegungen  im  Bürger-  und  Bauernstand  ein  gut 
Teil  beigetragen  haben,  wird  im  Ernste  niemand  leugnen 
wollen. 


Drittes  Kapitel- 


Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
fn  Südwestdeutsehland  vor  dem  Bauernkriege'. 


1        auc 
■itol 


Mit  dem  14.  Jahrhundert  war  der  Aasbau  des  deatschen 
idea,  vor  allem  natürlich  des  altbeaiedelten  Gebtete«  im 
esten  und  Süden  vollendet.  Nur  ganz  vereinzelt  la^isen  sicli 
och  Rodungen  im  Walde  zu  dem  Zwecke,  baut'ähige»  Land 
;u  gewinnen,  für  spätere  Zeit  nachweisen*.  Im  0»ten  finden 
ie  Deul sehen  keinen  Platz  mehr  zur  Kolonisation ;  der  Slawe 
(teilt  dem  Deutschen  von  nun  an  seine  Kraft  entgegen. 

Die  Epoche  der  Stadtgrttndungen  ist  zu  Ende;  wenn  steh 
auch  Bürger  und  Bauer  im  Südwe^iten  nie  so  scharf  von  ein* 
[der   trennen,    wenn    auch    trotz    aller  Antagonien    zwischen 
tfidten     und     Territorien      hier      nie    ein     solcher     Bürger- 
Iz  erw*acht  wie  im  Norden  *,  die  Scheidung  in  zwei  Berufs- 
stände  war  von  nun  an  wie  in  Schwaben  so  auch  in  Franken 
und    am  Rhein   gegeben*;   die  Faktoren   des   wirtschaftlichen 
Fortschrittes  waren  vorhanden. 


Dentsebe  Wirt^cbaftsgesch.  tll,  1  (Leipzig  1899)  —  die  zweite  HUne 
iit>  Bandes  t!>teht  leider  DOch  aus  — ,  oano  G.  BcbmoUer,  BtraCilitirger 
Tucher-  und  Weberzunft^  und  die  aogefubrten  Werke  von  Gotbeiii 
deiseB  ÄMuhmtz :  Die  Lage  des  Baaemstajidei  am  Ende  des  Mittel- 
voiBobmliek  in  Südwe^deutscbUiid ,  in  der  Westdeutschen  Zeit- 
ift  IV  [WSSi  und  Bncber.  LampreehU  Wirtschaftsleben  bebsndelt 
p<^^wAnntlieb  votarInnHeb  nur  die  Zeit  bis  1400:  seine  AnMtze  in  den 
'reoa  Jabrb&cbeni  Bd  56  (1885)«  in  der  Westd^ttsch.  Ztsehrft  VI 
l^ftß)  und  ttt  der  Zeitschnft  t  ^isl-  uhI  WiftsebaftsgaclL  Bd.  I 
die  das  1*5.  und  16,  JahrbiuMiert  sma  Qegensfsnn  haben,  sind 
itet  recpu  abredroekt  in  seiner  Detitseben  Gesdnehte  Bd.  i V  n.  V« 
'  Fnr  dikM  t€.  Jahrhnndert  s.  B.  in  der  fichwan Waldgegend;  hier 
noch  152d  Bcntrinsen  erhoben  (vergL  K,  Umrifetder,  Bsaem- 
.  ■,  w,  8.  40  u.  &  353).  TergL  such  die  ^esttinen''  tm  Gtrbiet« 
▲hces  von  Ochsenhsnsfti  (Kmt.  d.  Uiiiek  Arut  X  &  ^7). 
*  TcrgL  Gothein,  Im^e  des  Bansnstaiides  8.  ^4. 
A  SmthUmMBM-St,  a.  s.  O.  8.  3g,  natewAeidet  £e  dMüdie  8p 
ils  weit  dem    12.  Jahrhnndert  Böiger-  «a 
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Das  15.  und  16.  Jahrhundert  ist  die  2^it,  da  Südwest- 
deutschland in  materieller  Beziehung  in  nie  geahnter  Weise 
emporblühte.  Zeitgenossen,  Einheimische  wie  Fremde,  haben 
das  staunend  verfolgt  und  mit  ihrer  Bewunderung  nicht  hintan- 
gehalten, und  noch  heute  ruht  der  Blick  des  Forschers  ganz 
besonders  gern  darauf. 

Handel  und  Verkehr  nehmen  zu  und  wecken  überall  neues 
Leben.  Die  Jahrmärkte  verschwinden  in  den  grofsen  Städten, 
an  ihre  Stelle  treten  die  Kaufhäuser,  die  dem  gesteigerten 
Verkehr  viel  besser  entsprechen*;  in  das  16.  Jahrhundert 
fällt  die  Blütezeit  der  Frankfurter  Messe  '.  Der  rege  Verkehr 
mit  Italien,  über  die  Alpen  und  die  Donau  hinauf,  lockt  die 
Fremden  nach  Deutschland ;  Italiener  lassen  sich  hier  und  dort 
nieder;  die  Zeit  beginnt,  da  der  italienische  Hausierer  dem 
deutschen  Krämer  der  schlimmste  Konkurrent  wird*.  Der 
Kleinbetrieb  wird  intensiver :  wir  befinden  uns  in  der  Zeit,  da 
sich  die  Meister  und  Gesellen  scheiden,  da  der  Zunftzwang 
emporkommt,  ausschliefslich  einer  Zunft  anzugehören^.  Wo 
keine  Industrie  besteht,  wird  sie  ins  Leben  gerufen.  Neben 
dem  Kleinbetrieb  erobert  sich  ein  Grofsbetrieb  den  Platz,  der 
nicht  mehr  nur  für  den  Bedarf  im  Lande,  sondern  vor  allem 
für  den  Export  arbeitet;  die  Metall fabrikation  liefert  feinere 
Waren,  mit  denen  sie  den  wirtschaftlichen  Wettstreit  bestehen 
kann,  Leinwand  und  Tuch  werden  Gegenstände  des  Grofs- 
handek  *. 

Die  Städte  erhalten  unter  diesen  Umständen  eine  ganz 
andere  Physiognomie.  Vor  allem  natürlich  jene  grofsen  Städte, 
die  dem  Handel  und  Verkehr  ihre  Gröfse  verdanken.  Die 
Geschlechter  und  die  Zünfte,  die  sich  einen  flinflufs  auf  die 
Uesetzung  des  Rates  verschafft  hatten,  werden  reicher;  im  Ge- 
folge des  Reichtums  kehrt  die  Kunst  in  die  Häuser  und  in  die 
Städte  ein.  Es  ist  nur  naturgeraiifs,  dafs  sich  in  dem  wirt- 
schaftlichen Konkurrenzkampf  auch  die  Zahl  der  Armen  ver- 
mehrt, für  die  nun  zu  sorgen  Aufgabe  der  städtischen  Ver- 
waltung wird.     Man    hat  behauptet,    dafs  zwischen  Arm*   und 

«tande;  Bücher  S.  681  scheint  anzunehmen,  dafs  erst  im  15.  Jahrh.  diese 
Worte  zum  Ausdrucke  berufsständischer  Unterschiede  werden.  Vergl. 
auch  Bücher  S.  268  (Bedeordnung.  des  XV.  Jahrh.). 

»  Vergl.  Gothein,  Wirtschaftsgesch.  S.  462. 

«  Vergl.  Bücher  S.  504. 

»  Vergl.  Gothein  a.  a.  O.  S.  466. 

♦  Vergl.  Schmoller  S    478. 

*  Vergl.  Gothein  S.  158  und  Fr.  Eulenburg,  Städtische  Berufs-  und 
Gewerbestatistik  (Heidelbergs),  in  der  Zeitschrift  f.  d.  Geschichte  des 
Oberrheins  XI,  S.  105,  die  als  Gegenstände  des  Grofshandels  Metall- 
waren, Leinewand,  Tuch.  Wachs  und  Pfeffer  bezeichnen. 

•  Ich  möchte  hier  darauf  hinweisen",  dafs  es  falsch  ist,  wenn  man 
das  Wort  „arm**  fnr  diese  Zeit  in  dem  Sinne  anwendet,  den  man  heute 
damit  gewöhnlich  verbindet.  F.  Rachfahl,  Zur  öf*terr.  Verwaltungs- 
geschichte a.  a.  O.  S.  1115,    hat  darauf  neuerdings  wieder  aufmerksam 
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Reich,  zwisclien  der  Gemeinde*  auf  der  einen  und  den  Zünften 
und  Geschlechtern  auf  der  anderen  Seite  ein  schroffer  Gegen- 
satz entstanden,  dal's  die  übermireht  der  groföen  Kaufleute 
ganz  unerträglich  geworden  sei;  davon  kann  nicht  die  Rede 
sein  ^.  So  selbstveriätändlich  es  ist  und  so  wenig  das  irgend 
jemand  leugnet®,  dafa  in  den  grofsen  Städten  in  allen  den 
Kreisen,  die  an  der  Regierung  nicht  teilnehmen^  immer  unzu- 
friedene Elemente  vorhanden  sind,  so  wenig  wird  man  einen 
solchen  Gegensatz  doch  hier  nachweisen  können  r  er  ist  nie  in 
die  Erscheinung  getreten»  Die  Vorliebe  zu  Generalisationen 
ist  es  gewesen,  die  einen  gewissen  Widerstreit,  den  man  in 
den  kleineren,  w^enigcr  kapitalkräftigen  Städten  hier  und  da 
zwischen  der  Regierung  und  den  Regierten  konstatieren  kann, 
zu  einem  Gegensatz  zwischen  Arm  und  Reich  in  allen  grofsen 
Städten  erweitert  hat^. 

Auch  in  den  kleineren  Stiidten  hat  Handel  und  Verkehr 
Veränderungen  hervorgebracht,  wenn  auch  nattlrlich  nicht  in 
dem  Mafse  wie  in  den  gröfrjeren,  die  wir  bisher  betrachteten. 
Und  gewifs  nicht  nur  in  der  Weise,  dafs  die  Bekanntschaft 
mit  fremdländischen  Waren  zu  einer  höheren  Lebenshaltung 
den  Anlafs  gab.  Neue  Produktion.szweige  mögen  hier  ent- 
standen sein  und  alte  mögen  begonnen  haben,  für  den  Export 
zu  arbeiten.  Erst  jetzt,  da  Nürnberg  immer  bedeutender  an- 
wuchs und  seine  Volkazahl  immer  gröfscr  wurde,  mag  Rothea- 


geraacht»  (Infs  die  armen  Leutr*  nur  di<^  stylen,  die  im  Gej^^eusatx  zn 
anderen  eine  trorinj^ere  Geltiin«:  in  politi.^ebtT  Hr-ziehung-  besitzen,  nicht 
aber  die,  die  in  materieller  Beziehung  schlecht  gestellt  sind. 

'  Verjtri.  dazu  Lenz  in  der  Kritik  Lanijirechts  8.  iW  und  Zwei 
StreitHelirifi<^u  S.  6:1     Vergt.  auch  Aniu.  i3- 

«  Vi»rgl.  Lenz  8   ;^i>7— 40H.     Vergl    auch  Anm.  3. 

^  Lanijireeht  (Zwei  Streitschriften  S.  ijTx  ff.|  und  Käser,  Polit.  n. 
»oeiale  Refonnhewef^nngen  u.  a.  w.,  behaupten,  Lena  leugne  data.  Kaaer 
istellr  einen  tiep^nKrttz  auf  zwisehen  Lanijiroeht,  dt-r  mir  die  untersten 
Srhü  hteri  dfr  llevolkernn|^,  und  Lenz,  dor  nur  die  Handwerker  für  die 
liewe^mpreij  der  RefonnationBzeit  verantvvnrtUeli  mrieheu  wolle :  er  will 
demgegenüber,  vermittelnd,  nachweisen,  dafa  beide  Kreis«'  Hin  Aufruhr 
teilirenümmcn  haben  (S.  IV),  L)iej^er  Gegentäatz  zwij^ehen  Larnjireeht 
uncl  Lenz  i^^t  nicht  vorlninden.  Lenz  leugnet  durchaus  nrelit,  dii^t*  die 
unteren  Schichten  sieh  beteiligt  haben;  was  er  gegen  La.  behauptet, 
ist  nnr,  dafs  die  Hant! werker  die  Unrnhen  „begonnen'*  haben,  dafe  sie 
„die  TrÄger  der  revolutionären  Forderungen"  gew*e«en  «ind,  dafs  sie 
iiIbo  der  Bewegung  den  Stempel  ihres  Geistes  aufgedrückt  haben 
{H.  H97).  Dnf»  Lenz  damit  recht  hat,  beweisen  gerade  die  Ausführungen, 
mit  denen  Laniprecht  seinen  Gegner  Bchhigen  will  (Zwei  Streitsehr* 
S.  71  —  erst  Streit  zwischen  dem  Rat  und  einzelnen  Zünften,  dann 
Unruhe  der  unteren  Scliichferh. 

*  Ef»  ist  zu  beachten,  dafs  Lampreeht  auf  einen  Gegensatz  zwischen 

rfsen  und  kleinen  Städten  erst  durch  Lenz  hingewiesen  worden  ist. 
dej*  Deutschen  Gcj'cb.  Bd.  V  fvergl,  vor  allem  S  73  f»  ist  davon 
noch  keine  Rede,  dafs  die  VerhiiltniABe  in  den  groftten  8tidtcn  andere 
geweaen  seien  als  in  den  kleinen. 


I 
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bürg  der  „Nürnberger  Kornboden"  geworden  sein  ^.  Aber  man 
darf  diese  Veränderungen  nicht  zu  hoch  einschätzen.  Wie  in 
Frankfurt  die  direkt  produktiven  Berufsarten  überwiegen  •  und 
in  den  Bedeordnungen  als  zu  besteuernde  Vermögensobjekte 
in  der  Hauptsache  landwirtschaftlicher  Besitz,  sowie  selbst- 
erzeugte  Verbrauchsvorräte,  aber  nur  selten  Handelskapital 
und  Kaufmanns  wäre  erwähnt  werden^,  so  ist  auch  in  Rothen- 
burg der  Handel  kein  grofser.  Erst  1525  wünschen  die  Bürger, 
dafs  sie  drei  Stunden  vor  den  Fremden  zum  Verkaufe  zuge- 
lassen werden.  Man  merkt  daraus,  daüs  der  Handel  noch  im 
Aufsteigen  begriflFen  ist:  eben  darum  wollen  die  Bürger  der 
Stadt  gewisse  Vorteile  vor  den  Fremden  erhalten. 

Während  man  für  die  Reichsstädte,  die,  wie  schon  be- 
merkt, die  bedeutenderen  Städte  sind,  und  für  die  Bürger  im 
grofsen  und  ganzen  doch  die  günstigen  Folgen  des  wirtschaft- 
lichen Aufschwunges  zugegeben  hat,  hat  man  solche  fiir  die 
Territorialstädte  und  für  die  Bewohner  des  Landes  nicht  wahr- 
haben wollen*.  Dem  Aufschwung  der  Städte  entspreche  ein 
Niedergang  der  landbebauenden  Kreise  der  Bevölkerung,  so 
ist  ziemlich  einstimmig  das  Urteil.  Und  doch  ist  nichts  weniger 
richtig  wie  das. 

Während  im  Norden  Deutschlands  die  Abwandlung  in  den 
politischen  Verhältnissen,  die  wir  verfolgt  haben,  dem  Bauern- 
stände zwar  nicht  geschadet  —  wer  möchte  das  im  Ernst  be- 
haupten ?  —  aber  doch  in  dem  niederen  Adel  einen  mächtigen 
Konkurrenten  geschaffen  hat,  ist  sie  dem  Bauern  des  Süd- 
westens eher  zu  gute  gekommen,  und  hat  sie  sein  Selbstgefühl 
gehoben.  Es  ist  bekannt,  dafs  sich  der  Ritter  Norddeutsch- 
lands seit  dem  15.  Jahrhundert,  ob  er  nun  im  Westen  den 
Meier  abmeierte^,   ob  er  im  Osten  einen  geschlossenen  Grofs- 

f rundbesitz  und  einen  Grofsbetrieb  gründete®,  überall  in  der 
jandwirtschaft  beschäftigte,  als  er  nicht  mehr  allein  für  das 
Land  die  Waffen  zu  tragen  hatte,  und  friedlichere  Zeiten  die 
kampferfullten  des  Mittelalters  abgelöst  hatten:  wenn  er  auch 

'  Vergl.  Heerwagen,  Lage  des  Bauernstandes  S.  110. 
"  Bücher,  S.  295.    Für  die   Landstadt   Heidelberg  hat  £ulenbaTg 
a.  a.  O.  S.   105  Ähnliches  festgestellt. 
«  Bücher  S.  263. 

*  Gothein  (Lage  u.  s.  w.  S.  12)  ist,  soweit  ich  sehe,  neben  Lenz 
(Kritik  Lamprccnts  403  ff.)  der  einzige,  der  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Bauern  nicht  für  so  schlimm  ansieht  als  die  übrigen.  Nach  ihm 
haben  die  socialen  Mifsstände  den  Bauern  zur  Empörung  veranlafst, 
▼or  allem  die  Thatsache,  dafs  der  Ritter  eine  Grundrente  bezog,  für 
die  auch  nicht  die  geringste  ivirtschaftliche  Leistung  erfolgte.  G. 
nimmt  also  eben^ls  eine  Desondere  Antipathie  der  Bauern  gegen  den 
Adel  an,  die,  wie  ich  demnächst  nachzuweisen  hoffe,  in  dem  MaTse 
nicht  vorhanden  ffewesen  ist:  im  Bauernkriege  tritt  sie  als  prinzipielle 
Antipathie  nicht  hervor. 

»  Vergl.  Wittich,  Grundherrschaft  S.  381  ff. 

*  Vergl.  G.  Fr.  Knapp,  Bauernbefreiung  S.  31. 
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noch  seine  politische  Stellung  beibehielt,  wenn  er  auch  noch 
nicht  der  Agrarier  des  19.  Jahrhunderts  war,  die  Inklination 
nach  dieser  Richtung  hin  ist  deutlich.  Ganz  anders  im  Süd- 
westen. Hier  ist  es  durchaus  falsch,  von  einem  Gutsbotriobe 
des  Herrn  zu  sprechen;  kein  Fall  von  Bauernlegung  ist  be- 
kannt^; die  Leben  des  Herrn  sind  wieder  an  Bauern  ver- 
liehen, der  Herr  ist  Renteninhaber  und  nur  in  einor  Honte 
spricht  sich  im  allgemeinen  die  Abhängigkeit  des  Bauern  aus. 
Allerdings  ist  sein  Besitzrecht  nicht  durchaus  sicher,  und  nur, 
wenn  er  den  Handlohn  leistet*,  folgt  der  Sohn  dem  Vater  im 
Besitze  nach.  Aber  wenn  der  Bauer  seinen  Besitz  nicht  ver- 
kommen läfst^  wenn  er  ihn  seiner  Verpflichtung  nach  „hawet** 
und  den  Zins  aus  dem  Gute  rechtzeitig  entrichtet,  so  fühlt 
sich  der  Herr  nicht  veranlafst,  gegen  ihn  vorzugehen ;  so  wenig 
rechtlich  die  Erbfolge  jetzt,  da  das  Lehnswesen  immer  weiter 
sich  ausgedehnt  hat',  fest  bestimmt  ist,  so  gewöhnlich  bleibt 
doch  das  Gut  in  der  Familie;  nur  dafs  hier  und  da  die  weib- 
lichen Angehörigen  ausgeschlossen  sind*.  Der  Bauernstand 
ist  also  in  wirtschaftlicher  Beziehung  vom  Grundherrn  durch- 
aus unabhängig;  vornehmlich,  soweit  die  Körnerproduktion  in 
Betracht  kommt  ^,  nimmt  er  eine  wirtschaftliche  ^ionderstell^ng 
ein,  die  der  des  BUrgerstandes  entspricht:  wie  die  Stadt  so 
hat  auch  das  Dorf  eine  weitgehende  Selbstverwaltung  sich  er- 
halten *,  die  an  die  der  alten  Markgenossenschaft  erinnert,  und 
die  in  den  Weistümem  deutlich  zum  Aos^lnick  kommt;  noch 
haben  diese  ihre  Bedeutung  nicht  verloren.  Da«  Selbst- 
bewufstsein  des  Bauern  mufste  infolge  dieser  Verhältnisne 
zunehmen. 

Und  es  mufs  es  vor  allem  deshalb,  weil  der  Bau^rmstand 
in  der  VolkswirtÄchaft  eine  immer  gröfsere  lUßlle  zntrUiWi  er- 
hielt  In  dem  ilabe,  als  Handel  und  Verkehr  stiegen,  und 
die  Bevölkerung  in  den  Städten  wuchs,  gewinnen  naturg^irmärs 
die  Produkte  läuerlicber  Beschäftigung  einen  gröfseren  Wert, 
Man  kann  beobachten«  daCi  das  Land  immer  intensiver  belmut 
wird :  mehr  und  mehr  wird  das  BracbLand^  da«  einen  Teil  dm 
Jahres  freilag.  um  vom  Vieh  zur  Weide  l>enatzt  zu  werden, 
rar  Bebauung   herangezogen:    hier  und   da    kommt  eine   Be- 


«  VeriL  S.  'Ä 

«  VsfriL  Inama-SUnM^  a.  sl  O.  S.  412,  nrnm^tlunh  H.  42  Attw.  1 

2. 

*  \of  alleaa  in  Fnmkim  kamt  idb  di«  ttadbveuMrft,  tJu:  Artikel 
der  Bamh*fr^^  BanenD  T»nistt|^  »^»lidii  allMMtai'  4m  MjwukiHb^rti, 
-fo  eiB9  rm  rnfmU^h  »ti^m  wt  UA  «Wrär-  f^/lRdH»  fnuM«A  nm4  m^iA^m 
nl«ikin•^ 

Twaliimg  \mit^'r^s^  mA  iMaoa-^^^mK«;.  ^  WU.  lT^7.  Wßh 
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Sommerung  der  Brache  auf^.  Garten-  und  Beundeland,  das 
früher  zum  Anbau  von  Futterkräutern  und  Schmalsaat,  Hülsen- 
früchten gedient  hatte,  wurde  jetzt  zur  Grundlage  eigener 
bäuerlicher  Wirtschaften  gemacht^;  eine  Arbeitsteilung  führt 
sich  hier  ein,  die  ebensosehr  in  der  besseren  Einsicht,  in  der 
Notwendigkeit,  den  Boden  mehr  auszunützen,  ihre  Wurzel  hat 
als  in  dem  Wunsche,  für  den  Markt  und  nach  Mafsgabe  des 
in  der  Stadt  herrschenden  Geschmackes  zu  produzieren.  Wenn 
auch  die  Güterteilung,  die  im  ausgehenden  Mittelalter  zu  be- 
merken ist,  ihren  vornehmsten  Grund  in  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  hat,  so  hindert  doch  nichts,  auch  die  Notwendig- 
keit intensiverer  Bebauung  als  Grund  dafür  anzuführen.  Jeden- 
falls ist  es  klar,  dafs  die  Zerschlagung  der  alten  Hufen  in 
halbe,  Viertels-  oder  sogar  Achtelshufen,  die  das  Tauberthal*, 
vielleicht  auch  der  Bruhrain,  die  Ortenau  und  das  Würtem- 
bergische  Neckarthal*  kennen,  dazu  Veranlassung  gegeben 
hat.  Nicht  überall  wird  die  Folge  davon  eine  Überproduk- 
tion gewesen  sein,  die  dem  Bauern  ermöglicht  hätte,  neben 
dem,  was  er  an  den  Grundherrn  abzuliefern  hatte,  und  was 
er  für  sich  und  seine  Familie  gebrauchte,  noch  dem  städtischen 
„Fürkäufer**  gröfsere  Mengen  ländlicher  Produkte  zu  verkaufen. 
In  Schwaben,  wo  die  Viertelshufe,  also  ein  Gut  von  drei  bis 
vier  Hektar  oder  sechs  bis  acht  Morgen,  das  bäuerliche  Normal- 
gut geworden  war  ^,  wird  das  im  allgemeinen  nicht  anzunehmen 
sein®;  dagegen  wird  man  für  das  weniger  dicht  bevölkerte 
Franken'',  wo  die  Teilung  der  Güter  noch  nicht  so  weit  ge- 
diehen war,  die  Annahme  wagen  dürfen. 

Noch  nach  einer  zweiten  Seite  hin  gewann  der  Bauer  für 
die  Stadt  eine  immer  gröfsere  Bedeutung.  Wie  der  Früchte 
des  Bodens  so  bedurfte  die  Stadt  in  immer  steigendem  Mafse 
des  Viehs  und  des  Fleisches:  auch  damit  sah  sie  sich  vor- 
nehmlich auf  den  Bauern  angewiesen,  wenn  auch  nicht  auf 
ihn  allein.  Denn  alle  Städte  des  Südwestens  hatten  im  aus- 
gehenden Mittelalter,  wenn  man  auch  in  ihrem  Leben  einen 
starken  landwirtschaftlichen  Zug  nicht  feststellen  kann  ®,    und 


1  Vergl.  Inama-Sternegg  S.  323  ff. 

2  Vergl.  Inama-Sternegg  S.  320  1." 

'  Hier  hat  sie  Heerwagen  a.  a.  Ö.  S.  111  nachgewiesen:  Bensen 
meint  dazu,  dafs  die  Achtelshufe  (Hufe  =*  13,2  ha.  [Inama-Sternegg 
213  f.]  ==  26,4  Morgen)  in  der  reichen  Rothenbg.  Gegend  noch  groß 
genug  war,  um  eine  Fann'lie  hinreichend  zu  ernäliren. 

*  Von  diesen  Gegenden  behauptet  Gothein,  Lage  S.  5,  wenigstens, 
dafs  sie  die  Gebiete  äufserster  Güterzersplitterung  gewesen  seien. 

*  Inama- Stercngg  S.  218  und  Anm.  2.    Für  Franken  vergl.   ibid. 
218. 

*  Höchstens  im  Schwarzwald,  wo  die  Höfe  einen  gröfseren  Umfang 
behalten  hatten.    Vergl.  Gothein,  Lage  S.  5. 

'  Inama-Sternegg  S.  23. 

«  Vergl.  Rietschel,  Markt  und  Stadt  S.  142. 
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wenn  es  hier  auch  keine  Märkte  giebt  wie  im  KoIonisatioDs- 
gebietj  die  kaurmännische  und  bäuerliche  Ansiedlung  ver- 
binden *,  doi'h  eine  mehr  oder  minder  grolse  Allmende  be- 
sessen, die  nk'hi  dem  Ackerbau,  sundern  eben  der  Viehzucht 
diente^:  es  ist  nicht  ersirhtlich,  dafs  darin  in  der  Reformations- 
zeit eine  wesenth'che  Veränderung  stattgefunden  hiltte.  Wenn 
sich  auch  findet,  dals  infolge  des  steigenden  Verkehrs  z.  B, 
das  freie  Umherlaufen  der  Schweine  in  den  Strafsen  einer 
Stadt  wie  Nürnberg  verboten  wird^  und  dafa  wohl  infolge- 
dessen das  Vieh  aus  den  Mauern  der  Stadt  überbau|it  verbannt 
wird,  so  wird  doeh  die  Stadt  die  Vieh  wir  tschaft  auf  der  All- 
mende nicht  aufgegeben  haben.  Aber  daneben  hatte  der  Vieh- 
bandel  doch  seine  grof^e  Bedeutung ;  wie  er  immer  notwendig 
gewesen  war^,  ho  weist  alles  darauf  hin,  dafs  er  noch  immer 
mehr  zugenommen  hatte. 

Die  Mögbchkeiten,  wohlhabend  und  reich  zu  werden,  sind 
also  auch  für  den  Landmann  da;  wie  der  Stüdter  so  kann 
auch  er  dem  Luxus  frönen ;  es  ist  bekannt,  dafs  er  darin 
hinter  dem  Süidter  nicht  zurückgestanden  hat;  aber  nichts 
berechtigt  uns,  in  sittlicher  Entrüstung  ihn  damb  zu  tadeJn. 

Wenn  nun  auch  der  Bürger  wie  der  Bauer  reichlich  Ge- 
legenheit fanden,  sich  volksw^irtsehaftlich  mehr  bKhittigen  zu 
können,  die  Zeit  freiester  Entfaltung  ihrer  Kräfte  war  doch 
Huck  nicht  gekommen.  Auf  Schritt  und  Tritt  waren  sie  noch 
gebunden;  der  städtische  Bat  und  die  Landesherren,  sie  griffen 
ordnend  und  zielsetzend  immer  von  neuem  in  ihre  Angelegen- 
heiten ein* 

Das  Prinzip  der  Handelsvormnndschaft  ist  es,  das  in  den 
Städten  regiert.  Man  >veifs,  wie  aufserordentlich  strenge  Be- 
stimmungen die  einzelnen  Zunftordnungen  bezÜgHch  der  Art 
und  Weise  der  Arbeit  enthielten;  die  Hücksiebt  auf  den  Be- 
steller oder  den  Verkäufer  war  der  Anlafä^  die  abgelieferte 
Ware  genauestens  prüfen  zu  lassen  und,  wenn  sie  solcher 
Prüfung  nicht  standhielt,  sie  zu  vernichten.  Alle  Arbeit  gilt 
als  Amt  im  Interesse  der  Gemeinschaft,  der  der  Einzelne  an- 
gehört, und  nur  wenn  der  Mensch  dieses  Amt  recht  versieht, 
kann  er  florieren.  Der  Zunftgeriosse,  der  Bürger  fühlt  sich 
wohl  in  dieser  Abhängigkeit  und  unter  dieser  Kontrolle:  wir 
hören  nicht,  dafs  er  sich  darüber  beklagt.  Der  weitere  Blick^ 
der  dem  Bürger  im  Vergleich  mit  dem  Bauern  dieser  Zeit 
eignet,  die  Teilnahme  am  städtischen  Leben,  wo  nicht  gar  als 


>  Vergl.  RietÄchel  a.  a.  O.  S.  121  f. 
*  VergL    Gothein,    Wirtschaftage^ch.    S.   475. 
noch    im    15,   Jahrb.    die    Burger  Vieh    lialtcn,    beweist    der    Umstan 


Dafs    in  Augsburg 
Jmstano 

(vergl.  Roth,  Augsburg»  Reformations^eBch.  S.  33),  daf«  146B  die  Gekt- 
I        ü ehielt  verlangt,  die  Bürger  e^oüteii  eioeu  BlutÄehtiten  geben. 


eit  verlangt,  die 

«  JanÄsen,  Ge^ch.  d/dtdch.  V.  Hau,  S.  IMO, 

*  Gothein,  Wirt5chaft«ge»ch.  8.  475  ff. 
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MHglied  des  äurseren  Rate ;,  an  der  Verwaltung  der  Stadt  mag 
ihm  das  Recht  dieses  Zwanges  klar  gemacht  haben ;  es  kommt 
dazu,  dafs  dieser  Zwang  schon  älteren  Datums  war;  die  Zeit 
des  wirtschaftlichen  Abschlusses  der  Städte  liegt  in  der  Haupt- 
sache vor  der  des  wirtschaftlichen  Abschlusses  der  Territorien. 
Es  ist  klar,  dafs  die  Bildung  des  neuen  Staates  auf  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Territorien  von  gröfstem  Ein- 
flüsse gewesen  ist.  Jetzt  erst  wird  das  Territorium  als  eine 
wirtschaftliche  Einheit  gefafst,  die  Sonderinteressen  können 
nur  soweit  Berücksichtigung  finden ,  als  sie  den  allgemeinen 
Interessen  nicht  zuwiderlaufen,  sie  müssen  sich  denen  der 
Allgemeinheit   beugen.     Handelspolitische  Mafsregeln    werden 

fetroflFen,  die  einmal  daraufhin  abzwecken,  auf  die  Produktion 
ünflufs  zu  gewinnen  und  sie  in  bestimmte  Richtung  zu  lenken 
und  sodann  auf  die  verschiedenartigste  Weise  die  wirtschaft- 
liche Kraft  des  Territoriums  zu  heben  und  zu  fördern  und 
sie  gegen  feindliche  Einwirkungen  der  Nachbarn  zu  schützen. 
Die  Rechte  der  Gemeinden  an  der  Mark  werden  eingeschränkt. 
Gemeindegüter  werden  von  der  Herrschaft  beansprucht,  um 
anderweitig  nutzbringender  verwandt  zu  werden.  Die  freie 
Benutzung  des  Wassers  wird  genommen:  zur  Hebung  der 
Fischerei  werden  die  fliefsenden  Gewässer  um  einen  Zins  zur 
Benutzung  an  Fischer  verliehen  ^  Vornehmlich  um  den  Holz- 
boHtand  des  Waldes  zu  schonen,  „damit  die  weit  und  holtzer 
nit,  wie  bifsher  gescheen,  so  gar  verhawen,  verwust  und  ver- 
derbt worden"  *,  wird  der  Wald  landesherrlicher  Verwaltung 
unterstellt;  wo  das  nicht  geschieht,  wird  wenigstens  verboten, 
Holz  aus  den  Wäldern  zu  schlagen  oder  gar  zu  verkaufen*; 
von  dem  Nachweise  des  Bedürfnisses  soll  der  Holzbezug  ab- 
hängig gemacht  werden ;  gewisse  Sorten  zu  gebrauchen  wird 
untersagt*.  In  der  freien  Benutzung  der  „Wun  und  Weide" 
wonlon  die  Bauern  beschränkt;  hier  und  da  mufs  erst  die 
Krlaubnis  duKU  eingeholt  worden,  den  Wald  für  die  Vieh-  und 
SchweineKueht  nutKbur  f,\x  machen*;  der  grundherrliche  Grofs- 
betrieb,  der  immer  mehr  aufblüht,  engt  mit  seinen  grofsen 
Hertlen  die  (Gemeinden  mehr  und  mehr  ein*.  Denn  wie  die 
Handels-  und  Wirt^ehaftspolitik  der  kleinen  Landesherren  des 

*  Vorgl  hmum  Storut^gft  S,  Ä)12,  878;  Akten  S.  194. 

*  Ana  oiumu  KrUC^  flW  Krautheim  und  Ballenberg  bei  Heerwagen^ 
I^aira  S  51;  vtvrirl  a\u*h  Inama-Stemegg  8.  285 ff.  u.  371  ff.,  auch 
JÄg^r,  Kasimir  u.  u,  Hauorukrieg  S.  185, 

*  Vorgl,  1,  B,  Aktmi  S.  115  (KisleggK  S.  2212  (Hausen). 

«  2.  B.  in  Zeill  (lUmb):  Nach  Art.  1  ist  neben  dem  Eichenholz 
iu)«h  Buchen-,  Espen*  und  Birkeuhob  verboten. 

»  Z.  B,  in  Memelsiiorff  (^Banib.):  Jeder  »oU  Eicheln  und  Wildobst 
fnr  sein  Vieh  und  die  Schweine  schlagen  dürfen  (Art.  18). 

*  Zahlreich  die  Artikel  der  Bamberger  Bauern  über  .anm&Tsige 
Übarleirung  mit  ^hafherden*^.  Vergl  noch  Korr.  d.  Ulrich  Artzt  A, 
K  n%Pm,  947,  8&e, 
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Südwestens  in  dieser  Zeit  noch  deutlich  die  Zeichen  ihres  Ur- 
sprungs aus  der  Sphäre  der  grofsen  Grundherrschaft  an  sich 
trägt  ^y  so  lassen  sich  die  Grundherren  durch  die  Rücksicht 
auf  den  Markt  und  seine  Bedürfnisse  bestimmen,  gewisse  Be- 
triebe,  die  einheitlich  geregelt  sein  wollen,  selbst  zu  über- 
nehmen; wie  sie  zuweilen'  als  Vermittler  zwischen  Produzent 
und  Konsument  erscheinen,  so  ist  auch  hier,  wie  in  den 
Städten,  damit  eine  gewisse  Art  der  Handels  Vormundschaft 
g^eben.  Eben  deshalb,  weil  die  Tuchfabrikation  in  den 
Städten  eine  immer  gröfsere  Rolle  spielte,  werden  jetzt  die 
Schafherden  fort  und  fort  vergröfsert;  viel  mehr  die  Rück- 
sicht darauf  als  auf  den  Fleischkonsum  der  Städte  ist  es  ge- 
wesen, die  dazu  Veranlassung  gab^.  Noch  in  anderer  Be- 
ziehung ist  der  städtische  Markt  auf  die  Haltung  der  Landes- 
herren von  Einflufs.  Die  Abgaben,  die  die  Bauern  zu  leisten 
haben,  müssen  in  der  Qualität  sich  nach  den  Bedürfnissen  der 
Stadt  richten;  die  gezinste  Frucht  mufs  Kaufmannsgut  sein^. 
Weil  infolge  der  verfeinerten  Lebensführung  der  Bürger  die 
Gartenkultur,  der  Wein-  und  der  Hopfenbau  immer  gröfseren 
Wert  gewinnen,  behalten  sich  die  Grundherren  möglichst  weit- 
gehende Rechte  an  dem  Gartenland  und  den  Weinbergen  vor  *; 
die  Gärtner,  vor  allem  die  Rebleute,  sind  zumeist  nicht  Eigner 
de«  Grund  und  Bodens,  sondern  Weinlandarbeiter,  die  auf 
fremdem  Besitz  safsen*;  um  den  Betrieb  zu  steigern,  wird 
der  Boden  in  immer  kleinere  Teile  zerschlagen. 

Doch  damit  nicht  genug,  dafs  der  Staat  auf  diese  Weise 
dafür  sorgte,  dals  alle  seine  wirtschaftlichen  Kräfte  angestrengt 
wurden:  es  läfst  sich  bemerken,  dafs  der  Landesherr  bestrebt 
war,  dazu  noch  den  einzelnen  Betrieb  zu  helfen;  er  streckt 
ihm  zu  Meliorationen  Geld  vor^;  wenn  Naturerei^isMe  den 
Ertrag  des  Gutes  geschmälert  haben,  auf  den  der  L;inde«herr, 
vor  allem  in  den  kleinen  Territorien,  angewiesen  war,  so  mag 
der  Vorschufs  dazu  gedient  haben,  den  Bauern  über  ein 
schlimmes  Jahr   hinwegzuhelfen*.     Man  hat  immer  behauptet, 

*  Inama-Stern^'gjr  S.  422. 

*  Z.  B.  in  den  vonipro-^t'-rr.  Gebi^t^n.  Hi'-r  Salzv-rkauf  nur  'lern 
Laudschreiber  erlaubt  fAkt^fn  S.  2»y>i.     \V17jl.  a«i^h  Akt<rn  S.  221. 

*  VergL  Inama-Steme;rg  S.  :i52  ff.  U'bnfr'-n-  -in«l  «-  nur  di«r  kennen 
LandesheiT**n .  resp.  die  Keich-ritter  in  Frank«-n,  die  *olrh''  Il'-rd'-n 
»ich  zulegen. 

*  VergL  Inania-St*^m'*(rg  S.  ;i2-  f. 

^  Vergl.  Inama-Stemetrg  S.  270  u.  :^1 

*  Wrgl.  Euh-nburg  a.  a.  <>.  S.  Ol.  IMclier  S.  200. 

*  V»-nrl.  Inama->temejrg  S.  40.">f. 

*  L.«  -Mheint.  daf-  da^  in  Schwaben  d**r  Fall  jr»*w.'sen  i?»t.  Die 
Klagen  über  zu  höh'*  Beschwerung  der  (tüx*'T  ■■'*>  ,\kt»-n  S.  12-'».  1»»2, 
Korr.  X  .**.  249.6;  können  w*'riig-teii-  r<*cht  ;:ut  -laiiiit  erklärt  w»-rd»'n, 
daf*  da.-  G»*ld  von  *<>lehen  Jahren  her  n-x-h  ;ibz»itrag^h  war.  und  daf» 
daji  Gut  inf'dg»-i»**s*n  für  «la-  Jahr  102>  z'i  h.fpoU  'b-la-t-t  «t-  heint. 
Doch  künnen  «^-'Iche  Klagen  auch  die  Fol^ren  von  Naturer'-igiii--"n  d*^- 

ror*<ha&gea  XVIII  4.  -  ^jtols«.  4 
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dafs  sich  eine  bedeutende  Verschuldung  der  landbebauenden 
Kreise  der  Bevölkerung  nachweisen  lasse ;  aus  der  Thatsache, 
dafs  im  Bauernkriege  hier  und  da,  doch,  wie  zu  betonen  ist, 
durchaus  nicht  überall*,  Klagen  über  zu  hohe  Belastung  der 
Güter  mit  Gilten  und  Renten  laut  werden,  hat  man  schliefsen 
zu  müssen  geglaubt,  dafs  die  Bauern  in  die  drückendste  Ab- 
hängigkeit von  dem  städtischen  Kapital  gekommen  seien;  es 
ist  höchst  wunderbar  und  für  die  Art  der  Arbeiten  zur  Vor- 
geschichte des  Bauernkrieges  sehr  charakteristisch,  dafs  noch 
nie  die  Frage  aufgeworfen,  geschweige  denn  beantwortet  wor- 
den ist,  ob  nur  das  städtische  Kapital  oder  nicht  vielmehr 
auch  der  Grundherr,  vielleicht  sogar  dieser  allein,  der  Gläu- 
biger des  Bauern  geworden  ist-.  Dafs  die  Frage  ihre  grofse 
Wichtigkeit  hat,  leuchtet  ein:  da  wir  kaum  werden  genauer 
feststellen  können,  ob  die  Verschuldung  eine  bedeutende  ge- 
wesen ist  —  die  Artikel  der  Bauern  können  ihrer  Natur  nach 
einen  Anhalt  dafür  nicht  geben  — ,  so  würden  wir  aus  der 
Beantwortung  dieser  Frage  einen  Rückschi ufs  *  auf  die  Höhe 
wagen  können;  denn  es  läfst  sich  nicht  denken,  dafs  der 
Landesherr  eine  Verschuldung  zugegeben  haben  sollte,  die  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  seiner  Unterthanen  auf  die 
Dauer  herabgemindert  hätte;  zumal  seit  dem  15.  Jahrhundert 
das  Verbot,  Zinsen  zu  nehmen,  aufgehoben  war*,  das  ihn  zu 
Präservativmafsregeln  zwingen  mufste.  In  der  That  spricht 
alles  dagegen,  dafs  jene  Behauptung  richtig  ist,  und  dafs  die 
Städte  in  einem  dem  Landesherrn  feindlichen  Sinne  die  Bauern 
ausgewuchert  haben.  Einmal  ist  auch  nicht  der  Schatten  eines 
Beweises  für  die  Richtigkeit  der  Behauptung  beigebracht  worden. 
Und  sodann  sind  aus  den  verschiedensten  Territorien  Südwest- 
deutschlands niclit  nur  Bestimmungen  bekannt  wie  die,  dafs 
alle  Kontrakte,  überhaupt  alle  Veränderungen,  die  mit  der 
Substanz  des  Gutes  vorgenommen  werden,  der  Kognition  der 
Gerichte  unterbreitet  werden  müssen,  die  dann  die  Erlaubnis 
zur  Aufnahme   von  Gilten,    von  Überzinsen    nicht  allzu  leicht 

selben  Jahres  sein,  etwa  dos  Hagels,  der  bekanntlich  als  ein  Anlals 
zum  Ausbruch  des  Bauernkrieges  anzuführen  ist:  Klagen  über  zu  geringe 
Berücksichtigung  solcher  Ereignisse  sind  häufig. 

*  Ich  stelle  hier  die  Artikel  zusammen,  die  sich  unzweifelhaft 
darauf  beziehen  lassen.  Sehr  selten  findet  sich  ein  Artikel  darüber  in 
Schwaben:  soviel  ich  sehe,  läfst  sich  hier  nur  der  neunte  Artikel  der 
Kappersweiler  Bauern  (doch  wo  lie^t  Rappersweil  ?)  anfuhren  [Ulrich 
Artzt  X.  S.  254]:  dafs  hinffiro  kam  zins  mer  gegeben  werden  soll 
änderst  dann  von  zwaintzigen  ain,  auch  darmit  ablösen.  Sehr  häufig 
sind  die  Klagen  über  die  Unmöglichkeit,  Erbzinsen  und  gekaufte  Zinsen, 
wie  sie  wollen,  abzulösen,  in  Bamberg.  Vergl.  auch  Fries  II,  S.  199 
(!^Ieiningen). 

*  Gewöhnlich  hängt  die  Vorstellung,  dafs  nur  städtischer  Kredit 
dem  Bauern  zu  Meliorationen  zugänglicn  gewesen  sei.  mit  der  andern 
von  der  völligen  Yerarmung  des  Adels  zusammen. 

*  Vergl.  Schmoller,  National  Ökonom.  Ansichten  S.  556. 
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gaben  oder  doch  für  baldige  Rückzahlmig  des  Kapitals  Soige 
tragen  mutsten^  sondern  aach  generelle  Verbote  des  Renten- 
kaufs  and  vor  allem  der  anentgeltlichen  Errichtang  von  ewigen 
Zinsen'.  Ich  denke,  dats  diese  Verbote  and  diese  obrigkeit- 
liche B^elang  alles  Kreditrerkehrs  genagsam  beweisen,  dals 
▼on  einer  übermAlsigen  Verschaldang  and  einer  Verschaldang 
an  das  städtische  Kapital  allein  nicht  die  Rede  sein  kann; 
ebenso  wie  die  Stadt  wird  der  Orandherr  dem  Bauern  Vor- 
schüsse g^eben  haben*;  wir  haben  daf^  aach  einen  positiven 
Hinweis  in  der  Thatsache,  daTs  in  allen  den  Gebieten,  in 
denen  wir  von  einer  Verschaldang  des  Baaem  überhaupt 
hören,  die  Unterthanen  sich  eben  an  die  Landesherren  mit 
der  Bitte  gewandt  haben,  sie  .der  zinsen  and  der  haaptsanmie 
za  entledigen*  ^ ;  welchen  Sinn  würde  solche  Bitte  wohl  haben, 
wenn  die  Landesherren  nicht  die  Gläubiger  der  Bauern  wären ! 
Wie  die*  Klöster  und  Stifter  im  ganzen  Mittelalter  mit  be- 
sonderer Vorliebe  ihr  Geld  dazu  verwendet  haben,  die  Landes- 
kultur zu  heben  und  zu  fördern,  so  gehen  jetzt  also  auch  die 
anderen  Grundherren,  die  Städte  und  die  Landesherren,  darauf 
ein :  der  bäuerlichen  Produktion  fliefsen  immer  neue  Mittel  zu. 
Wenn  der  Landesherr  darauf  bedacht  war,  sein  Land  in 
wirtschaftlicher  Beziehung  immer  mehr  zu  kräftigen,  so  mufste 
er  auch  andererseits  dafür  Sorge  tragen,  dafs  seine  Unter- 
thanen g^en  die  nachteiligen  Folgen  der  neuen  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  soweit  es  anging,  geschützt  wurden. 
Kicht  nur.  dafs  auf  die  uns  bekannte  Weise  einer  stärkeren 
Verschuldung  vorgebeugt  wurde,  nicht  nur,  dafs  die  Landes- 
herren wie  die  Reichsstände  überhaupt  infolge  der  Anregung 
des  Reichstags  von  1500  die  Rechtsveroindlichkeit  wucherischer 
Geschäfte  und  Verträge  aufheben*,   wie  es  scheint  vomehm- 

'  Vprgl.  Akten  S.  llo  (Ki*le<rg»,  S.  193  fStüh linken ».  Verpl.  anch 
Schmolb'r.  Anifichten  S.  5S1.  Baamanii.  Allgäu  II.  ^.  633  n.  d57.  In 
Salzbarg  \iiirdeii  alle  Kauf-  und  Schuldbriefe  und  alle  Bauerngüter 
berührenden  Verträge  durch  die  <iruiidherr>chaften  ausgefertigt  (Pichler 
a.  a.  O.  S.  :«1». 

-  V»'rgl.  Inama-Stemegg  S.  4<I»6  f. 

'  Ob  die  Juden  die  Bauern  ausgewuchert  haben.  i?t  sehr  fraglich. 
Abgesehen  davon,  dafs  sich  die  Bauern  1525  nur  hr»ch>t  selten  gegen 
die  Juden  äufsem,  s<j  finde  ich  auch  s<»ust  dafür  keinen  Anhalt:  es  i«t 
noch  zu  untersuchf-n,  ob  überhaupt  die  Juden,  die  jetzt  überall  ver- 
trieben wurden,  >'*hr  verbn^it^t  gewesen  sind  in  Südw»^tdfut*chland. 
Vergl.  Heerwagen  S.  114  f..  vergl.  auch  zu  dem  V«'rhältnis  zwischen 
Juden  und  Landesherm  Gothein,  Wirtschafts^esch.  S.  47U  f.  l>afs  die 
Bauern  dadurch  in  Schuld  geraten  seien,  dafs  sie  auf  bevnrsteh«*nde 
Ernten  G»*ld  aufnahmen,  ist  unbewiesen.  Beispiele  für  s*>lohe  Geld- 
ftafnahmen  nicht  vor  1550.  Vergl.  M.  Ritter.  Gesch.  d.  (TCgenreform,  I, 
S.  47. 

♦  So  in  Bamb«»rg.  z.  B.  Memmelsdorf.  Rndnrf.  Petstadt:  vergL 
much  K«»rr.  X,  S.  2.V4. 

^  Vergl.  V.tgt,  V^rge-^ch.  des  Bauernkrieges  S.  26.  auch  H»-erwagen 

a  114. 
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lieh  in  den  kleineren  Territorien,  werden  Luxusgesetze  er- 
lassen, die  den  zu  grofsen  Aufwand  verbieten.  So  bedroht 
eine  Verfügung  der  Herren  von  Schelienberg  das  „Borgen* 
eines  „lindischen  Tuches"  mit  Strafe*;  eine  Verordnung  der 
Grafen  von  Wertheim  verlangt  die  Einschränkung  der  Zahl 
der  Hochzeitsgäste,  eine  andere  geht  gegen  das  übermäTsige 
Zechen  vor*;  wenn  wir  bemerken,  dafs  bei  der  Einschätzung 
der  bäuerlichen  Güter  nach  dem  Bauernkriege  in  Schwaben* 
jede  Taxation  von  Mobiiien  fehlt,  die  anderswo  eine  Rolle 
spielt,  so  weist  das  wohl  darauf  hin,  dafs  einmal  die  Mobiiien 
keinen  grofsen  Wert  besessen  haben,  und  sodann  dafs,  wenn 
Luxusgesetze  überhaupt  hier  überall  notwendig  gewesen  sind, 
sie  den  gewünschten  Erfolg  jedenfalls  gehabt  haben.  Aber 
solche  Luxusgesetze  wurden  nicht  überall  erlassen:  in  Bam- 
berg z.  B.,  wo,  wie  wir  zu  bemerken  glaubten,  der  Bauer 
selbst  als  Verkäufer  ländlicher  Produkte  auf  den  Markt  kam, 
finden  wir  den  Luxus  unter  den  Bauern  weit  verbreitet;  in 
den  zahlreichen  Listen,  die  über  das  Vermögen  der  aus- 
getretenen Bauern  aufgestellt  wurden,  werden  Luxusartikel, 
wie  das  „lindische  Tuch",  dessen  Wert  oft  auf  3 — 5  Gulden 
angegeben  wird,  häufig  angeführt.  — 

Das  Leben  des  Bauern  ist  uns  nun  auch  nach  der  ma- 
teriellen Seite  hin  bekannt  geworden.  Es  hat  sich  nicht  ver- 
schlechtert; dem  allgemeinen  Urteil,  das  dahin  geht,  können 
wir  uns  nicht  anschliefsen ;  die  Lage  des  Bauern  ist  im  Gegen- 
teil eine  bessere  geworden.  Noch  fortwährend  wuchs  seine 
volkswirtschaftliche  Bedeutung;  wer  Einflufs  hatte  auf  den 
Bauern,  suchte  sie  noch  zu  heben. 

Aber  während  der  Bauer  also  im  Fortschreiten  begriffen 
war,  fühlte  er  die  Bande,  mit  denen  er  gebunden  war,  plötz- 
lich schärfer  angezogen.  Nicht  nur  dafs  die  Abgaben  jedes 
Einzelnen  stiegen,  dafs  neue  Leistungen  von  den  Einzelnen 
gefordert  wurden,  auch  die  Bauernschaft  als  Ganzes,  die  Dorf- 
gemeinde sah  sich  neuen  Ansprüchen  gegenüber  und  in  alten 
Rechten  beschränkt;  alle  Klassen  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
fühlten  sich  angegriffen. 

Es  ist  nur  natürlich,  dafs  sie  die  Berechtigung  solcher 
Ansprüche  und  solchen  Vorgehens  nicht  begriffen.  Wenn  in 
den  Bewohnern  des  Landes  im  Vergleich  mit  den  Bewohnern 
ider  Stadt  überhaupt  und  vor  allem  in  den  Zeiten  natural- 
wirtschaftlicher Gebundenheit  ein  geringeres  Staatsgefühl  lebt, 
wenn  sein  Gesichtskreis  nur  selten  ein  weiterer  ist,  so  konnte 
er  darin  nur  Akte  der  Willkür  und  des  Eigennutzes  sehen; 
die  politischen  Verhältnisse  in  der  Form,  in  der  sie  sich  hier 


>  Akten  S.  211. 

2  Vergl.  Heerwagen  S.  112/3. 

»  Vergl.  Akten  S.  361-^77. 
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im  Südwesten  eben  jetzt  entwickelt  hatten,  mulBten  ihn  zum 
Widerspruch  veranlassen. 

War  so  eine  gewisse  Gährung  schon  vorhanden,  die  des 
öfteren  zum  Ausbruch  gelangte,  den  tieferen  Antrieb  und  das 
Ziel  gaben  der  Bewegung  erst  die  religiösen,  die  kirchlichen 
Verhältnisse.  Indem  die  Theologen  die  Existenzberechtigung 
bestehender  kirchlicher  Institute  bestritten  und  die  Grundlage 
<ler  allgemeinen  Überzeugung  aufs  nachhaltigste  erschütterten, 
kamen  sie  der  populären  Bewegung  entgegen:  man  weifs,  dafs 
mit  dem  Evangelium  die  Bauern  die  Berechtigung  ihrer 
Forderungen  haben  erweisen  wollen. 

Es  ist  notwendig  und  zum  Verständnis  des  Bauernkrieges 
unumgänglich,  dafs  vrir  noch  der  kirchlichen  Verhältnisse  in 
Südwestdeutschland  gedenken,  wie  sie  vor  der  Reformations- 
zeit  waren. 


Viertes  Kapitel- 
Kirche  und  Staat  in  SUdwestdeutschland  vor  1525. 


Für  das  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat  ist  das  15.  Jahr- 
hundert von  höchster  Bedeutung.  Jetzt,  da  das  alte  imperium 
immer  mehr  zerföUt,  da  die  Vogteigewalt  des  Kaisers  immer 
schwächer  wird  und  die  neue  Staatenwelt  sich  heranbildet, 
sieht  sich  die  römische  Kirche  gezwungen,  ganz  neuen  Ver- 
hältnissen gegenüber  Stellung  zu  nehmen.  Wir  bemerkten 
schon,  dafs  jetzt  der  Papst  darauf  verzichten  mufs,  wie  früher 
in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  Deutschlands  entscheidend 
einzugreifen;  das  Recht  der  einzelnen  Diözesen,  deren  geist- 
liche Interessen  der  Adel  im  Domkapitel  vertritt,  sich  ihr 
geistliches  Oberhaupt  selbst  zu  wählen,  ist  jetzt  durchaus 
gesichert.  Die  einzelnen  Bistümer  und  Abteien  werden  jetzt, 
da  ihnen  gegenüber  die  weltlichen  Gebiete  sich  zum  Staate 
zusammenschliefsen ,  gezwungen,  auch  ihrerseits  weltlichen 
Interessen  nachzugehen;  so  wenig  das  mit  dem  geistlichen 
•  Amt  verträglich  war ,  man  kann  sagen ,  dafs  ihr  Grundbesitz 
sie  dazu  nötigte.  Nicht  überall  war  das  der  Fall:  in  den 
grofsen  Territorien  des  Kolonisationsgebietes  werden  die 
Bistümer  und  Abteien  von  den  Landesherren  in  weitestgehender 
Weise  beeinflufst;  der  geistliche  Charakter  kann  hier,  wo  die 
Vogteigewalt  stärker  entwickelt  ist,  besser  gewahrt  werden. 
Aber  im  altbcsiedelten  Gebiete,  im  Nordwesten  früher,  im 
Südwesten  später,  bilden  sich  eben  jetzt  aus  den  Diözesen 
geistliche  Staaten:  da  sie  am  Reichsoberhaupte  nicht  mehr 
genügenden  Schutz  finden,  so  müssen  sie  sich  selbst  zu  schützen 
suchen.  Im  Nordwesten  kommt  die  Sitte  auf,  die  jüngeren 
Söhne  der  mächtigeren  Häuser  zu  den  geistlichen  Würden  zu 
wählen :  das  Interesse  der  geistlichen  Territorien  wird  dadurch 
mit  dem  der  weltlichen  enger  verknüpft.  Im  Südwesten  aber 
blieben  die  geistlichen  Staaten  ganz  auf  sich  gestellt:  hier,  wo 
der  Reichsritterstand  im  Domkapitel  die  Hauptrolle  spielte, 
und  wo  er  noch  die  vornehmste  militärische  Stütze  war,  finden 
wir  nicht  die  Söhne  der  gröfseren  Fürstenhäuser  als  Bischöfe 
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oder  Äbte  vor;  die  südweHtdeiUöchen  geiHtlichea  Territorien 
ordnen  sich  der  Staatenwelt t  die  hier  entstellt ,  alö  in  jeder 
Bezieliung  selbt^täiulige  politische  Gemeinwesen  ein. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dafs  da^  zu  den  wider- 
wärtigsten Verbältnissen  zwischen  den  weltlichen  und  geist- 
Hellen  Territorien  führte.  Denn,  wie  die  geistliche  Regierung 
der  Bischöfe  und  Abte  eine  umfangreichere  war,  als  ihi^e 
weltliehe,  wie  die  weltlichen  Herren  sich  eine  Vogteigewalt 
über  Klöster  erhalten  oder  erst  erworben  hatten,  so  grift'  der 
geistliche  Herr  in  die  inneren  Angelegenheiten  seiner  welt- 
lichen Nachbarn  ein.  Miui  kennt  die  immer  erneuten  Klagen 
tiber  die  geistliche  (4criclitsbarkeit,  darüber,  dafs  sie  sich  aus- 
dehut:  es  braucht  nur  daran  erinnert  zu  werden,  um  sofort 
Klarheit  darüber  zu  scliaften,  wie  gespannt  sich  das  VerlUlltnis 
zwischen  Staat  und  Kirche  vor  der  Reformation  gestaltet 
hatte« 

^Bei  dem  engen  Zusammenhange  geistlicher  und  welt- 
liclier  Dinge  fochten  unter  diesen  Verhaltnissen  die  weltlichen 
Herrschaften  einfach  um  ihre  Existenz,  wenn  sie  sich  gegen 
kirchliche  Ubergrifte  möglichst  sicherzustellen  suchten"  '. 
Es  ist  bekannt,  dafs  im  15.  Jahrhundert  die  Landesherren 
das  Beispiel  der  Ötildte  nachahmen  und  den  Vermögenserwerb 
der  Kirche  einschrilnken ;  keine  Pfarren  werden  mehr  den 
Stiftern  oder  Klöstern  inkorporiert;  fiber  die  Pfarren,  die  noch 
neu  gegründet  werden,  behalten  sich  Städte  wie  Landesherren 
das  jus  patronatus  vor;  wenn  es  in  den  Klöstern  zu  arg  her- 
geht, so  schreiten  sie  wohl  dagegen  ein;  dem  Bestreben  der 
Klöster,  das  Einkommen  der  Vikare  zu  schmälern  und  das 
erlaubte  Minimum  der  congrua  noch  herabzusetzen,  wider- 
setzen sie  sichj  wo  es  geht  Die  Ansätze  zu  einem  Landes- 
ki rchentnm  waren  auch  in  diesen  kleinen  Staaten  gegeben. 

Die  Reformationszeit  kam;  man  weifs,  dafs  sie  die  Landes- 
kirchen  erst  recht  fest  fundiert  hat.  Die  lutherische  Lehre 
von  der  allgemeinen  Priesterscliaft  der  Gläubigen,  die  Angriffe 
des  Reformators  auf  den  Character  indelebilis  der  Geistlichkeit 
mursten  dem  Bestreben  der  Landesherren,  auch  auf  geistlichem 
Gebiete  die  Obrigkeit  für  ihre  Lnterthanen  zu  sein,  ebenso 
l^irderlich  sein  wie  die  prinzipiellen  Bedenken,  die  gegen  das 
Monchtum  als  eine  Institution  der  Kirche  Christi  erhoben 
wurden.  Überall  ergeben  sich  so  neue  Streitpunkte  zwischen 
Staat  und  Kircher  die  Kirche  ward  in  ihrem  Grunde  an- 
gegriffen; den  Landesherren  mufste  das  zu  gute  kommen» 

In  der  Opposition  gegen  die  Klöster,  in  dem  Wunsche, 
eie  zu  beseitigen,  treffen  die  Landesherren  mit  ihren  Unter- 
thanen  zusammen. 


'  M.  Lehmaun,  Preufseu  uad  die  katholische  Kirche.   Bd.  I»  S»  19» 
die  niederrheiniitcheTi  Verhälttiisse. 
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Es  ist  nicht  nötig,  die  sittlichen  Verhältnisse  in  den  Klöstern 
als  Grund  für  die  Haltung  der  Bauern  ihnen  gegenüber  an- 
zuführen. Wenn  auch  die  Vorwürfe  gegen  die  Sittenverderb- 
nis der  Mönche  und  Nonnen  in  vielen  Fällen  zutrafen,  so 
waren  doch  jene  Reformen  im  Geiste  der  Bursfelder  Kon- 
gregation auch  hier  getroffen  werden^;  das  Leben  war  auch 
hier  ein  besseres  geworden.  Das  war  es  also  im  allgemeinen 
nicht,  was  die  Bauern  gegen  die  Klöster  einnahm.  Vielmehr 
war  es  die  Eigenschaft  des  Klosters  als  Grundbesitzers,  die 
Abhängigkeit  der  Pfarrer  von  den  Klöstern,  die  den  Un- 
willen der  Bauern  in  steigendem  Mafse  erregte.  Nirgends 
vielleicht  war  der  Vorwurf  der  Verweltlichung,  den  man  dem 
Klerus  dieser  Zeit  überhaupt  machte,  berechtigter,  als  dieser 
Institution  der  Kirche  gegenüber.  Die  Kapitel  und  die  Stifter 
bildeten  sich  zur  obersten  geistlichen  Behörde  in  der  Diözese 
oder  der  Parochie  aus:  wenn  sie  auch  ihre  Mitglieder  nicht 
mehr  zur  eigenen  Ausübung  der  Seelsorge  anhielten,  so  hatten 
sie  doch  einen  anderen  Zweck  zu  erfüllen.  Den  Klöstern 
gegenüber  suchte  man  vergeblich  einen  Zweck  ihrer  Existenz 
herauszufinden;  sie  waren  alte  historische  Einrichtungen  der 
Kirche,  die  das  Recht  auf  das  Dasein  verloren  hatten;  man 
suchte  sie  zu  Stiftern  umzubilden;  die  Thatsache,  dafs  auch 
sie  eine  Reihe  von  Pfarren  zu  besetzen  hatten,  legte  das  nahe ; 
aber  nicht  überall  ging  es :  weltliche  und  geistliche  Interessen 
kamen  bei  dieser  Frage  in  Widerstreit.  So  blieben  denn  eine 
Menge  Klöster  in  ihren  alten  Formen  bestehen:  wenn  auch 
die  Konventualen  oft  selbst  als  Pfarrer  das  Wort  Gottes  ver- 
kündigten, es  geschah  nicht  überall;  die  Antipathie  gegen  die 
Klöster  wuchs.  Und  sie  wuchs  in  dem  Grade,  in  dem  sie 
angegriffen  wurden.  Die  Frage  nach  dem  allgemeinen  Nutzen 
ward  von  den  Reformatoren  verneint;  Mönche  entfernten  sieh 
aus  den  Klöstern,  um  von  nun  an  gegen  sie  zu  eifern;  die 
Pfarrer,  die  von  den  Klöstern  eingesetzt  und  schlecht  besoldet 
waren,  nahmen  ebenfalls  gegen  sie  Partei;  da  die  Klöster 
immer  die  Absetzbarkeit  der  Pfarrvikare  auch  gegen  den 
Wunsch  der  Bisehöfe  durchgesetzt  hatten  ^,  so  sahen  jene  sich 
in  ihrer  Existenz  bedroht;  eine  allgemeine  Erregung  kam 
durch  die  Pfarrgeistlichkeit  in  die  Massen.  Die  Klöster,  von 
zwei  Seiten  angegriffen  und  von  ihrer  geistlichen  Obrigkeit 
schlecht  unterstützt,  mufsten  aus  dem  Triebe,  sich  selbst  zu 
erhalten,  heraus  die  Freiheit  des  göttlichen  Wortes  unterdrücken. 
Es  ist  klar,  wozu  das  führen  mufste.  Diese  Unterdrückung 
des  Evangeliums,  das  eben  jetzt  den  Laien  wieder  zugebracht 
war,  mufste  für  den  Zündstoff,  der  überall  gespeichert  lag,  der 
Funke  sein. 


*  Vergl.   Baumann,    Gesch.    des   Allgäii    U,    S.    804. 
«  Vergl.  Baumann,  Allgäu  II,  S.  461  f. 
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Wir  sehen,  wie  der  Bauernkrieg  sieh  vorbereitet,  wie  er 
herannaht.  Auch  die  Herren  selbst  merkten  das  Nahen  des 
Sturms ;  aber  den  elementaren  Gewalten,  die  sich  hier  äuTsern 
sollten,  standen  sie  machtlos  gegenüber :  sie  wufsten  nicht,  wie 
ihnen  begegnen.  Wir  hören,  wie  man  im  Reichstag  darum 
sorgt,  dafs  ein  Aufruhr  stattfinden  werde :  man  weifs,  dafs  man 
ihm  vorzubeugen  die  Pfarrer  nicht  angreifen  dürfe;  oftmals 
hat  Planitz  darüber  an  seinen  Herrn  geschrieben.  Aber  wie 
wollte  man  das  verhindern?  Es  war  nicht  möglich,  eine 
Einigkeit  im  Reiche  zu  erzielen :  die  Interessen  der  Hierarchie, 
der  Geistlichkeit,  wie  sie  in  Deutschland  konstituiert  war, 
mufsten  dem  entgegenwirken,  dafs  die  neue  Meinung  weiter 
um  sich  greife.  Als  sich  die  angegriffene  Kirche  wieder  auf 
sich  selbst  besann,  als  sie  wieder  festen  Fufs  zu  fassen  anfing, 
brach  der  Bauernkrieg  aus. 


f^.*.«»«*  «•;■.•   y.i.''' ifu»'ti<"u»i4jm"f   «nan'Lda   ^umv  ä  tu.  m 
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Vorwort* 


JJie  grofeen  Umwälzungen   iin  Verkehrswesen   des  nemi- 

I  zehnten    Jahrhunderts    wurden    durch    die    Ausdehnung    der 

tSchiffahrt     auf    den    Binnen  wasseratrarsen     stark     beeinflurst 

>0r    Rhein    stand    dabei     namentlich    zu    Beginn    der    neuen 

Cetwieklung   im  Vordergrund    des  Interessea.     Der  deutschen 

Ströme  König  war  dt^r  Gegenstand  des  ersten  Fluissehiffalirts- 

vertrags,  über  den  sich  die  Kabinette  der  Grofsmäclite  einigten, 

er    ist    biö    zu    einem    gewissen   Grade    auch     in    der    Folge 

,  Typua   und  Vorbild   der  Verkehrsentfaltung   auf  den  übrigen 

^Wasseradern   geblieben.     Ich   habe  versucht,   das  Wirken   all 

der  verschiedenartigen  Krüfte    zu    zeigen,    die   das    langsame, 

aber   immer   stetigere    Erblühen    der    Kheiuschiffahrt   seit   der 

Wende    des   18.   zura   19,   Jahrhunderts    bald    fördernd,    bald 

hemmend  beeinflufsten.     Der  Nachdruck  mufste  dabei  auf  die 

rechtlichen  und  wirtschafilicben  Ursachen  fler  Bewegung  gelegt 

w*erden,  neben  denen  jedoch  auch  die  Fortsehritte  der  Technik, 

mit  deren  Hilfe    der  Mensch    die  Natur  meistern  lernte,    aut- 

merksarae  Würdigung  fanden. 

Von  gedruckten  Materialien  sind  für  die  Arbeit  diplo- 
matische Aktenstücke,  Flug-  und  Streitschriften  der  Handelsver- 
tretungen, Jahresberichte  einzelner  Schi ff^ihrtsunternehmun gen 
in  Frage  gekommen,  besonders  aber  die  zahlreichen  Abhand- 
lungen aus  der  Feder  sachkundiger,  wenn  auch  nicht  immer 
vorurteilsloser  Beamter  der  verschiedenen  Rheinschittahrts- 
Verwaltungen*  Ftlr  die  Jahre  seit  Erlafs  der  Akte  von  1831 
lieferten  die  regelroUfsig  ausgegebenen  Berichte  der  Central- 
kommission  schätzenswerte,  leider  des  öfteren  lückenhafte 
Nachrichten  Von  ungedruckten  Quellen  wurden  die  Akten- 
bestjinde  des  Stadtarchivs  und  der  Handelskammer  zu  Mainz, 
über  deren  Umfang  und  Inhalt  ich  mich  gelegentlich  des 
Verzeichnisses    der    Abküi-zungen    ausgesprochen    habe,    aus- 

f:iebig    benutzt.     Allerdings  wird,    infolge  des  Verwertons  der 
etztgenannten  Quellen,.  Mainz,  daneben  Köln  und  der  Mittel- 


VI  Vorwort 

rhein  zeitweise  in  den  Vordergrund  der  Darstellung  gerückt 
Doch  erscheint  dies  auch  sachlich  durchaus  gerechtfertigt 
Während  die  Stromgestaltung  des  Niederrheins  aufser  der 
eigentlichen  Flufsbefahrung  die  Ausbildung  eines  unmittel- 
baren Seeverkehrs  erlaubt,  während  auf  der  Strecke  ober- 
halb Mainz  die  Tiefen  Verhältnisse  der  Fahrrinne  nur  die  Ver- 
wendung kleinerer  SchiflFe  gestatten,  steht  der  Mittelrhein 
von  Köln  bis  Mainz  uneingeschränkt  und  ausschlieCslich  der 
grofsen  Flufsschiffahrt  offen.  In  unermüdeter  Anstrengung 
waren  seine  beiden  Umschlagsplätze  bemüht,  die  in  der  natür- 
lichen Beschaffenheit  ihrer  Lage  begründete,  durch  obrig- 
keitliche Privilegien  befestigte  Stapelgerechtigkeit  gegen 
modernere  Verkehrsauffassungen  zu  verteidigen.  Das  Auf- 
geben der  überkommenen  Betriebsweise,  die  Wandlungen  der 
Berufsorganisationen  lassen  sich  bei  ihnen ,  dem  Sitz  alter  Schiffer- 
zünfte und  der  seit  der  napoleonischen  Zeit  ins  Leben  gerufenen 
rheinischen  Gilden,  genau  verfolgen.  Dire  Bewohner  sind  bei 
den  Anfängen  der  Grofsunternehmungen  für  Personenschiffahrt 
am  meisten  beteiligt  gewesen.  Vollends  Mainz  blieb  bis  tief  ins 
19.  Jahrhundert  als  Versammlungsort  der  obersten  Rhein- 
schiffahrtsbehörde der  Mittelpunkt  der  Gesetzgebung  für  Rhein- 
schiffahrtsangelegenheiten und  wurde  erst  später  durch  Mann- 
heim aus  dieser  Stellung  verdrängt. 

Ein  nach  jeder  Richtung  erschöpfendes  Bild  des  Rhein- 
verkehrs im  19.  Jahrhundert  zu  bieten,  war  unmöglich;  ein 
solches  wird  sich  erst  nach  einer  Jahrzehnte  heischenden  Durch- 
forschung der  Archive  aller  rheinischen  Handelscentren  geben 
lassen.  Ich  konnte  nur  den  Wunsch  hegen,  die  verschiedenen 
Entwicklungsstufen  der  Rheinschiffahrt  richtig  vorzuzeichnen 
und  in  einer  Reihe  innerlich  zusammenhängender  Einzelstudien 
deren  wechselnde  Erscheinungsformen  festzuhalten. 

Ich  darf  die  Arbeit  nicht  schliefsen,  ohne  Herrn  Prof. 
Dr.  Gustav  Schraoller  wärmstens  zu  danken  für  Rat  und  An- 
regung, die  er  mir  während  des  Entstehens  der  vorliegenden 
Untersuchungen  wiederholt  zu  teil  werden  liefs.  Danken 
möchte  ich  an  dieser  Stelle  auch  den  Herren  der  Mainzer 
Stadtbibliothek,  insbesondere  Herrn  Prof.  Dr.  Velke  und 
Dr.  Heidenheimer,  sowie  dem  Sekretär  der  Mainzer  Handels- 
kammer, Herrn  P.  Meesmann,  die  mir  die  Benutzung  der 
einschlagenden  Litteratur  und  ungedruckten  Quellen  wesentlich 
erleichterten. 

Mainz,  den  26.  Oktober  1900. 

Christian  Eckert. 
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porten  und  Warenverkf^lvr  iu  einzelnen  Häfen  S.  150.  —  Die  Hohe 
der  Fbifszolle  ennöglicht  den  Wettbewerb  der  Landatraf^en  mit 
dem  Wasserweg  S.  15^}-  —  Versueke,  durch  ortliehe  Mafsnahmeii 
den  Rheinverkebr  zu  heben ^  Erlafs  von  Hafenordjiungen  in  den 
Stations!4tädteu  8.  \hh.  —  EiniurK  der  preufriiscli-deutschen  Han- 
delspolitik auf  den  RUeinverkehr  8.  156.  —  Einschneidende  Wir- 
kung der  tcchnisehen  Neuerungen  der  Betriebsweise  und  der  Fertig- 
stellung der  Rheinschilfahrtsakte  8.  158. 

§    12.      b.     MarktBohiffe     und    Diligencenfahrten     auf     dem 

Mittelrtiein      ..........     13 

Unveränderter  Fortbe,'«taud  der  Murktschiffahrt  Mainz-Frank- 
furt  S.  158.  —  Neuregelung  des  Vergebungsreehtes  durch  die 
Mainzer  Beliörden  8.  159.  —  Neu  Verleihung  des  Muinzer  Privileg» 
an  den  Sohn  des  verstorbenen  Marktöchiffers  im  Jahre  1826  S.  16  L  — 
Verbot  des  Speditionsbetriebe.^  für  den  Marktschifter  S,  16L  - 
Marktschiftahrtsbetrieh  bedroht  durch  Einführung  der  I>ampf:*ebiff- 
fahrt  S,  162.  —  Weitt^re  Markt-^chitfereien  auif  dem  Mittelrhein. 
Neuerriehtuug  der  Verb  in  du  ug  Mainz -Nierstein  S,  163,  —  Die  Oili- 
geneeuuriternchmung  Mainz-Köln  unter  der  GesehäftHfuhrung  Runp- 
rechts.  Hire  Förderung  durcli  den  Grafen  Solmä  S.  168.  —  Erlaf^ 
eines  neuen  pMlizeiregleinent.H  für  die  Uuterneliniuug;  d**8sen  wesent- 
liche Bestimmtmgen  8.  164,  —  Vtmtnderung  des  wirtschaftlichen  und 
reehtlickeu  Charakters  der  neuen  Unternehmung  S.  165.  —  Rege- 
lung der  Fuiirteu.  Gestattung  der  Mitnahme  von  Eilgut  8.  166* 
Frachtpreise  8.  167.  —  Streit  des  Jachtsehiffer Vereins  mit  de 
früheren  Pachtern  der  Diligenceugerechtsame,  die  bei  den  Mainuer 
Ort»behörden  Unterstützung  finden  8.  168.  —  Aufloi^uug  der  Ver- 
einigung. Neuerriehtuug  den  frilhereu  Geachäftshetriebs  S.  168.  — 
Verhaftung  der  Streikenden,  Be.srlilagnahme  ihrer  Jüehfen  8.  169.  — 
Grunde  für  die  Stellungnahme  der  Mainzer  Heb  Orden  zu  der  Ver- 
einigung S  171.  —  Heseli werde  des  Grafen  So!ms  bei  Hardenberg 
nnd  Metternich  iu  Wien  S.  172.  —  Vorlaufiger  Entsebeid  zu 
Gunsten  des  Jachtschiffervereins  8,  17H.  —  Wiederaufnahme  der 
Fahrten  durch  denselhen  8.  178. —  Erneute  Streitigkeiten  nach  Ein- 
ffliederune  von  Main^  in  da^^  Grofsherzogtum  Hessen,  Entscheid  der 
Provinziftlregienmg  vom  2L  April  1818  S.  174.  -  Eingn'ifen  der 
Central kommiasion  S.  175.  —  Erneute  staath'che  Genehmigung  der 
Sehiffervereinigung  durch  die  hessinehe  Regierung  um  30.  Dezember 
1822  S.  176.  —  Aufschwung  dea  Fahrte nbetriebs  S.  176.     \'ergeb- 
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liehe  Versuche  der  Mainzer  Kauf  leute,  die  Speditionen  des  Qeseti&fta- 
filhrer«  der  Ge^elhcliaft  einzii schränken  S.  177-  —  Umfftnff  des  ße- 
trieb»  und  Einnahmen  der  Unternehmung  S,  178,  —  HücKgang^  der 
I>Hi|;f?ncenfiihrten,  hpHonderf*  seit  Einfühnmg  der  DarnnfechiSuhrt 
auf  dem  Mittelrhein  S.  179.  —  Infolge  der  Notlage  kleinliehe  Be- 
Bchwerden  gegen  die  Beriiff*geiiof>ien  8.  181.  —  Bedenken  der 
Jachten  besitzer  gegen  den  lirtrieb  der  Dampf  boote  S.  löl.  — 
Wechsel  in  der  GegchüftstTibrun^  S,  182.  —  Venninderung  der 
Fahrten  infolge  des  verstärkten  Wettbewerbs,  Erfolgloi^e  Freis- 
ermäfsigungen  S,  18H.  —  lütten  der  Gesellschafter  um  Entsehä- 
digiing  für  YeriiiAt  ihres  Monopoln  S.  \Kl  ^  Der  Verfall  der  Unter- 
nelnmiiig;  beHJegcU  durch  techni.Kche  Neuerungen,  die  siich  die  6e- 
n08äen  nicht  zu  mitze  machen  S.  184. 
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Fünftes  Kapitel. 

§  13.     Bie     Technik    der    Bh6lDt>efahrung     au    Beginn    des 
XIX.  Jahrhunderts  und  die  Anfange  der  Dampfs  ob  üfahrt    . 

Die  verschiedeuen  Arten  der  RhelntJehiffe  auf  den  einzelneu 
Stromstreckeu  S.  186  —  Bau  und  Ausrüstung  der  Schiffe .  Kosten 
derselbi'n  S.  l>^7-  —  Auzöld  der  R!ieiTif*cbiffe  in  den  ersten  Jjibr- 
zehnten  des  19.  Jahrhunderts  und  ihre  Verteilung  auf  die  ver- 
schiedenen Zweige  des  Stromgebietes  S.  188.  —  Anzeigen  ihrer 
Ladefähigkeit  durcb  das  Aiehverfnbren  S.  llMj,  —  Einlieitiiehe  Rege- 
lung der  Aicbung  dureli  die  Central kommiKsion  S.  190.  —  Mittel 
zur  Fortbewegung  der  Fahrzeuge  S.  101,  —  Der  Leinzug,  iosbefion- 
dere  die  M;iin;5er  Kareherzunft  S,  VJ\,  —  Dercui  Gewehiehte  unter 
den  Irtzten  Kurfürsten  von  Mainz  S,  191-  —  That^ächläelier  Fort- 
bestand tlernelben  nach  Verkündigung  der  Gewerbefreiheit  durch  die 
Franzosen  8,  192.  —  Streitigkeiten  der  Kareher  mit  den  Sehiffem 
im  Mainzer  Hafen  S.  192.  —  Neuerrichtung  der  Iimung  als  „Ge- 
sellseliaft  d<T  Mainzer  Halfleute**  S.  193.  —  Satzungen  der  Ver- 
einigung 8.  19M,  -  Regelung  der  Entlohnung  der  Karcher  durch 
die  Schiffer  8,  194.  —  ZünttleriHelie  Geschlossenheit  der  neuen 
Korporation  S.  194.  —  Streitigkeiten  der  Mainzer  Kan-her  mit 
Halflenten  der  Nachbarorte  wegen  der  Ausübung  de.««  Gewerbe« 
S.  196.  —  Wirren  wegen  des  Seblff^ugs  durch  Mensrhen  im 
Mainzer  Hafen  8.  196  —  Ordnungen  lür  die  Schiffszieher  8.  19ti.  — 
F*.»rtbe  wegin  lg  der  Schiffe  durch  eigene  Krafterzeugung.  Die  Er- 
findung der  lbuiipf>chiffalirt  S.  197.  —  Erste  Verseuche  mit  Dani^ifern 
auf  der  hoHriiKlischen  Rhein^trccke  S.  198,  —  Die  ^uiederliindisehe 
Ge?*  eil  Schaft"*  8,  198.  —  Die  Kölner  Handelf^knuimer  bi'fürwortel 
die  Einführnng  diT  Dampftichiffabrt  auf  dem  Mittelrhein  S.  198,  — 
Probefahrten   des   „Rhein**    S,   198.  Sehwinden   des   Mifstrauens 

gegen  den  neuartigen  Schi ffahrtsbe trieb  S.  199.  —  Gründung  der 
ersten  Gesellschaften  zu  dessen  Au.Hnutzung  und  tleren  (»euehmi- 
gang  durch  die  Uferstaaten  S.  2(X).  —  Die  Kölner  Gesellschaft 
und  die  Dampfschi frahrtsgesellsehaft  vom  Rhein  und  Main  S.  201.  — 
Di<^  fjesell-ehaften  teilen  sich  in  die  Stromstrecken  und  treifen  Ver- 
einbarungen üb*Tden  An^cbluf»  der  verschiedenen  Linien  aneinander 
S.  2U2  —  B#»*ieh  werden  der  Segel.Hchiffer  gegen  ICinführung  der  neuen 
Betriebswei-te  und  Vi^rzögeruiig  der  staatlichen  Genehmigung  für 
die  neuen  Unternehmungen,  S,  2t*8,  -  Endgültiger  Zurfaminen- 
«cliluris  de8  Mainzer  Frankfurter  und  Slrafsburger  Hundeisstandes 
mit  der  batüschen  Gesellschaft  S,  205.  —  Beginn  der  regelmäfsigen 
Dampfschiffahrten  im  Jahre  1827  8.  207.  —  Technische,  reehtJiche 
und  polizeiliehe  Schwierigkeiten  in  der  ersten  Zeit  des  lieiriebofi 
&207.  —  PreissaUe  der  Dampfer  H.  209.  —  G rofser  Erfolg  der  Dampfer 
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bei  düT  Güter-  und  Personenbeförderung  8.  209*  ~  Ann<*hmlicb- 
keitfiii  der  n<?tien  Fabrfi?«  S,  210*  —  Wi^bl wollten  de«  PubliktiTTid 
und  Mif.-ignii^st  der  Scbitfer  8.  211,  —  Uii^sukümmbchkriteii  bni  He- 
Bt'liÄftiguiig  (ier  alten  Rbeinst^hiffer  auf  den  Dampfern  S,  211.  — 
Besatzung  der  Dampf  boote;  Löhne  derselben  S,  2H  —  Anstellung 
von  St*nnirkniten  8.  212.  —  Fernbleiben  der  Sehiffer  von  den  Aktien- 
tniternebmunpen  S,  212  —  Versuche  der  Segler»  ihre  Fahrton 
kon klirren zMiig  zu  erhalten  8.  21:1  —  Erneute  Klagen  und  Be- 
schwerden der  inittelrheiniBeben  SchiffiT  S.  213. —  Unvermeidücber 
Rückgfitng-  der  bisherigen  Hetrie beweise  8.  215.  —  Stellung  der 
rheinischen  Behörden  zur  Einfülirnng  der  Dampfsehiffahrt  8.  215. 
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D  r  1 1 1  <^  r   Abschnitt, 

Von  der  RheineehifTahrtsakte  1831  bis  zu  ihrer 

Neugreslaltungr  1868.  21T| 

Erst  e.^  KapiteL 

Die  Übereinkunft  der  Uferstaaten  vom  Jahre  1831  und  deren 

Einwirken   auf   die  Fortentwicklung   der  Rheinschiff- 

fahrtBverhältnisBe 

§  14.     a.    Abscfilura  und  Inhalt  der  8ohi0ahrtaakte    .    .     «     . 

Wiedeniufnalune  der  V^^rhandlini^en  bei  der  Central  kam- 
mission  8.  21*3.  —  ZugeMtfiiidnisrte  Holländt^  und  Beharrlichkeit 
Preufeens  8.220,—  ^ Parti kubir Verhandlungen''  der  beiden  Mächt« 
über  die  Abfa^süiing  einen  Sehitfiihrtäregleuients  S.  221.  —  Genehmi- 

fUDg  ihres  Entwurfs  und  Absehluf«  der  Rheinscbiffabrtsakte  am 
1.  März  18:n  8.  221.  -^  GrunderfHlanke  des  Vertrags  8.  222.  — 
Inb&lt  seiner  einzelnen  Titel:  Freiheit  der  Schiffahrt  bie*  in  das 
Meer  8.  222.  —  Regelung  di^s  Durehgangsverkebr^  auf  den  ein- 
zelnen Rheinf^trecken  8.  222.  —  Beibehsiltung  der  Rbt?inf?ehiffabrt*- 
abgaben  8,  22ii  —  Verhältnii?  der  Rbeinsiehitfahri  zu  den  Zoll- 
gesetzen  d(^r  Einzelataaten  8.  224.  —  End^niltige  Aufliebung  der 
Schiffergilden  und  viillige  Beseitignng  des  XlniselilagszwÄnge«  in 
den  StationstHtüdten  S.  2ii4.  —  Fr^'ie  Vereinbarung  der  Fmehtproise 
und  Neuregelung  der  Rangfahrteu  S.  225.  —  I*ol»zeilicbe  Vor- 
schriften zur  Siclierlieit  des  Rhein^^erkehrs  8.  226  ^  Strafbei»tim- 
mungen,  Einrichtung  der  Rheinzollgerii:hte  8-  226.  —  Central- 
komniission  und  i^onstige  Verwaltungsorgane  der  RheinHcIiiffahrt 
S.  227.  —  Allgemeine  Verbindlichkeit  der  Akte  8   227. 

§  15.    b.    Durchführung  der  Akte  und  die  ibr  folgende  Neu- 
ordnung deB  BchüFer*  und  Steuermanns  weBons  .     .     «    228l 

Unmittelbare  Durchführung  der  Rheinsühiffabitsakte  nach  dem 
Erlafs  8.228, —  Geringe  Abänderungen  de»  Vortrags  in  den  nach* 
sten  Jahrzehnten  S.  228.  —  Aufgaben  der  Centralkommidsion  tind 
Einrichtung  der  Rbeinschiffabrtsverwaltung  8.  229,  —  Wirksamkeit 
der  Rbeinzoügerii'hte  S.  2*:K).  -  Endgültige,  thatsächliche  Beseiti- 
gung des  Uniächlagzwangs  in  Krdu  und  Mainz  8.  231,  —  Folgen 
dieser  Mafsregel  fnr  die  8tationsstadte  und  ffar  die  Allgemeinheit 
8.  28L  —  Auflösung  der  Scbiftergilden.  Nutzloser  Tk\  »der^prnch 
der  Schiffer  8.  232.  —  Liquidation  des  Vermögens  der  Mainzer 
Genosaenschaflt  8.232* —  Letzte  Tagung  der  Mainzer  Korporation 
8.  233.  —    Eigenart  der  rheinischen  Gilden  S.  235    —    Zweck  der 
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Rheinacbifferpatcntt)  und  die  Bedingtin^f^D  für  ihro  Erlaiij^ung 
8.  2^i6. —  Strobpii  fiai-h  Vereiuhiiitlictiuiig  der  Vorflehrift<^n  für  dm\ 
Rliehj**chiflrtlirt8betrieli  8.  2H6.  — ^  BefusnirtHt*  di^r  fübalirr  von 
Klieiti«8chifferpatenti'ii  8.  2.'^7-  —  Alliiiälilifnes  AnwachHeo  drT  Zahl 
der  Rheih?*chiffer  nach  Freif^abe  dej^  Gewerbes  S  288,  —  Patent- 
erteilung" tiri  8<-biffer  diT  NoLenflÜHHe  8.  2*J9.  —  Steuennanrisvvesteii 
zur  Zeit  den  Eria^^e^  der  KheiijschilFabrtsakte  S.  239.  —  Vnrscldage 
dor  Centralkommi.sBioTi  für  sieine  Regelung  8.  2i0.  —  HeÄ.-^isehe 
Steuemianiisordnuiig  von  1836  8,  240/ —  Aufhebung  des  Steuer- 
mann f^zw  an  j^es  in  Preufnen  1844  8,  241-  —  Durchsetzung  einzelner 
freibeitlk'ber  Bi'i^rimuiuJir;en  für  den  vSteuemiannsdieuyt  auf  den 
übrigen  Stromstreeken  8.  242.  —  Herabsetzung  des  Steuermiinns- 
löhnea  S,  242.  —  AufTiebuug  des  Steuemianuszwangs  innerhaib  des 
ganzen  Rheingebiet«  im  Jahre  1866  8.  24^1 

Zweites  Kapitel. 

§  16,     Weiterentwicklung    der    Tranaportmittel    für    G-üter- 
laduttgen.    Beurten  und  Dampfachlepper     .     .     .     , 

Einrichtung  von  Rangfahrten  nach  holländit*eheiii  Vorbild  auf 
Grund  der  Akte  von  18'^1  8.  244.  —  Die  niederländischen  Beurten. 
Ihre  (Organisation  und  ihr  Zweck  K»  244.  —  Stell ungniihme  de« 
rbeinifichen  Handelsatandes  zur  Einführung  den  Beurtensystems 
8,  245*  —  Vorbereitung  der  Reihefahrten  in  den  einzelnen  Hafen- 
platzen.  Bemühungen  der  Handelsvertretungen  von  Krdn,  Mainz, 
Mannheim  8,  246.  —  Aufblühen  der  neuartigen  Rangfahrteu  nach 
Durchführung  der  Sehiffahrt^akte  8  247*  —  Lebenshaltung  der 
Führer  auf  d<'n   Brurtsehiffeu  S.  248.  —    Erraäfsl^ung  der  Frncht- 

S  reise  für  die  fiüterbefrirderung  infolge  des  freien /Wettbewerbs 
-  .  249.  —  Rivalitfit  der  Rbemst&dte  untereinajider  S.  250.  — 
Die  Kölner  Rbeinflee-^ehitiahrt  und  ihr  Verfall  8,  251.  —  Relais- 
^Einrichtungen  zur  Vermehrung  der  Schnelligkeit  bei  den  Wa.'^ser- 
fahrten    8    252.  —     Anfänge    der   DanipfHeMenp.schifiFahrt    in    den 

Niederlanden  S.  253.  —  Die  Sehleppfahrten  auf  der  Waal  S  254 

Versuche»  die  Schleppsduffahrt  auf  dem  Mittelrhein  einzubürgern 
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Weiterentwieklun, 


244 


8.  254-  —  Bau  von  eisernen  Lastkiibnen  für  die  Dampf  Schlepper 
8.  255-  —  Bildung  von  SehleppschitFabrtsgeaellschaften  in  den 
Verkehrsinittelpunkten  des  Rheins  S,  256. —  Wettstreit  der  Dampf- 


nnd  Windmotoren  bei  der  Göterverfrachtung  S.  257,  —  Stelhing- 
nahme  der  Segelsehiffer  zu  den  Dampfschleppachiflrahrtsgesefl- 
schaften.  I>ie  Mannheimer  Beurt  S*  258.  —  Ablehnende  Haltung 
der  Gütersehiffer  am  Mittelrhein  8.  258.  —  Rückgang  der  Rjing- 
fahrten,  Aufschwung  der  SehieppschiffahrtsgeseHsehaften  8.259.^ 
Das  Jahr  1848  und  8 eine  Wirren  S,  260.  —  Streitschrifteu  beider 
Parteien  8.  2G0.  —  Vorteile  der  üampfschiepper  für  die  Allgemein- 
heit, Nachteile  für  die  gelernten  Segelsehiner  8.  262  —  Versuche 
der  Oentralkommiasioni  eine  Veri^tüiidigung  zwischen  Schlepp- 
»chiffahrtsunternehmungen  und  Raumfahrern  zu  erzielen  8,  263.  — 
Regel ma folgere  Benutzung  der  Schlepper  durch  die  lleurtleute 
8.  2t>5.  —  Verminderte  Inanspruchnahme  dos  Leinzugs  durch  die 
Segelschiffer  8.  266.  —  Allmähliche  Auflösung  der  Beurten  zu 
Beginn  der  60er  Jahre  8.  267. 

Drittes  Kapitel. 
Wettstreit  der  Dampfmotoren  2U  Wasser  und  su  Ijande 


ung  der  Danipfijchitiahrt  nach  Erlafs  der  Rhein« 
IM31   8.  268.  —    Veränderungen    im   BeBtande 
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der     CToreen    Dampfschiffahrtsttiiteniehiniui^efi.      Aaflösiuig     der 
I^ftoipfeclüffahrt^eaeLUcli&ft  vom  Rh  ''  Main  S.  268.  —  Auf- 

debwniig  des  Dampfenrerkehr«  dtr  ni  -eben  und  der  preu* 

ffd-^chen    Ge^eüscbaft    S.  269.    —     \\  iu-.^,  ^^ugi^u    im    Schiffsbau 

t.B.  271.  —  Die  Gründung  der  Dainpfsichiffahrtsge^elUchaft  für  den 
Nieder-  und  Mittelrhein  S.  271,  —  Aufkommen  weiterer  Dampfer- 
untemebinungeu.  Versnche  zur  Einführung  der  Dampf^^chirfahrt 
auf  dem  Oberrbein  und  deren  Schicksale  S,  272.  —  Wc'tttK'werb 
der  Dampferlinien  untereinander  S.  274  —  BemühunMi  um  Kob- 
Zessionen  der  Uferstaaten  nnd  Tarifermäfsigungen  S  274.  —  Streit 
um  die  AbfahrtBätunden.  Kartei Ibestrebungen  S.  276.  —  „Freand* 
f»chafts-  nnd  Schitiahrtsvertrag"  zwischen  der  Kolner  und  Dfiasel^ 
dorf er  Gesellschaft  vom  Jabre  IB^i  S.  277.  —  Geineiii«amer  Fahrten* 
betrieb  der  beiden  Unternehmungen  S.  27d.  —  Dampfer  für  den 
Ortsverkehr  S.  279.  —  Überlegenheit  der  Dampf:»cniffahrt  über 
die  seitherij^e  Betrieb*« weise  S-  281.  —  fiücksichtnahme  auf  die 
Fortentwicklung  de«  Dampfschiffahrt^betriebs  bei  Erlafö  von  poli- 

lEfiiichen  Sicherheitsmaffregeln  für  die  Rheinscbiffiihrt  S.  282.  — 
Bestand  der  Dampf  sc  hi£rahrtsge«*eU!«chaften  um  die  Mitte  de^  Jahr* 
hunderte,  vergliclien  mit  dem  Bestand  an  Segeleehiffen  in  jener 
Zeit  S.  2^,  —  Wasserstrafse  nnd  Schienenweg  S.  288.  —  Bahn- 
linien als  Zufabrtiwege  zu  der  Rbeinstrafjse  8.  289.  ~  Entwicklung 
de^  rheinischen  Eidenl>ahnnetze^  S,  289.  —  Wei^^^iselnde?  Verhältni» 
der  Schiffahrt  zu  den  Eisenbahnen  S.  291-  —  Übereinkommen  der 
Düsseldorfer  Gejielli^ehaft  mit  den  badischen  Staatsbahuen  S.  291.  — 
Die  Zufuhr.-^trafsen  verwandeln  sich  in  Konkummzlinien  S.  292.  — 
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§  1* 
Der  Rhein  verkehr  vor  Beginn  des  19*  Jahrhunderts. 

Der  Rliein  ist,  mehr  wie  jede  andere  deutsche  Wasserader, 
Diit  unsere»  Vaterlandes  Geschicken,  seinem  Werden  und 
Wachsen  auf  das  engste  vei'kntipft.  Seine  breften^  grünen 
Fluten  rollten  seit  alters  sagenumwoben  durch  Germaniena 
Wälder  y  die  Grenzscheide  zwischen  widerstreitenden  Völker- 
stitmracn  bildend.  An  ihnen  ging  die  Morgenröte  einer  neuen 
Kultur  den  urwüchsigen  Söhnen  unsers  Heimatlandes  auf. 
Des  Rheines  Wellen  führten  deutscher  Erde  zuerst  die 
Errungenschaften  italienischer  Kultur  entgegen.  Die  noch  un* 
erforschten  Antknge  des  mitteleumpäischen  Handels,  das  Auf- 
blühen des  Verkehrswesens  seit  den  ersten  christlichen  Jahr- 
hunderten sind  mit  dem  Rheinstrom  innig  verwachsen.  Für 
hinge  Zeit  haben  seine  Wogen  dem  beginnenden  Weltaustausch, 
dem  sich  langsam  entfaltenden  Grofshandel  der  Kernvölker 
unseres  {Erdteils  die  hervorragendste  Karawanenstrafse  ge- 
boten. 

Die  einzelnen  Teile  des  rheinischen  Stromgebietes  sind 
durch  ihre  natürliche  BeschaÖ^enhcit  ziemlich  scharf  voneinander 
geschieden  und  haben  sich  demgcmäfs  auch  nach  ihrer  je- 
weiligen Eigenart  aelliständig  entwickeln  müssen.  Zugleich 
werden  sie  jedoch  durch  die  sie  alle  beherrschende  Wasser- 
ader zu  einem  geschlossenen  Ganzen  verknüpft  und  haben 
daher  von  jeher  des  wirtschaftlichen  Austausches  und  der 
wechselseitigen  Unterstützung  nicht  entraten  können. 

Der  FluCslauf  wird    in  dem  Momente  verkehrsftthig ,   da 


*    Über  Stromgebiet^   Strom  lange  de«   Rhein,'^   und   Beachaffpiiheit 

ine«  Bettea    in    alterer   und    neuerer  Zeit   vcU  Ockhart,    Der  Rhein 

S.  10-^9;    Eich  hoff,    Darstellunpr   de«    Rhemfl    8.  1-104;    llermÄii, 

Topographie   des    Rheins    S,  3—63;    Kohl,    Der   Rhein    Bd    1   und  2; 
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er  das  mächtige  Becken  des  Bodensees,  den  eigentlicben 
Mittelpunkt  Oberscbwabens,  verläfst,  um  sich  bis  Schaffhausen 
ruhig  und  ungehindert  su  ergie(sen.  Dann  beginnen  die 
Hemmungen,  die  zunächst  bei  genanntem  Orte  eine  toII- 
ständige  Unterbrechung  des  Wasserwegs  Teranlassen  and  ihm 
bei  Fortsetzung  desselben  unablässig  Felsbarren  und  Klippen 
entgegenstellen,  bis  er  bei  Basel  in  die  oberrheinische  Ebene 
eintritt.  Auch  jetzt  muTs  das  .gewaltige  Wildwasser*  sich 
sein  Bett  noch  zwischen  Geröll  und  Scbotterbänken  suchen. 
Erst  unterhalb  Strafsburgs,  wo  sich,  wie  der  Name  andeutet, 
die  Strafsenzüge,  die  aus  den  Pässen  des  Schwarzwaldes  und 
der  Vogesen  herkommen,  mit  dem  Rhein  und  der  stilleren  111 
schneiden,  verändert  sich  das  Bild.  In  langsamerem  Laufe 
gräbt  sich  das  Wasser  durch  den  lockeren  Alluvialboden  einen 
vielfach  geschlängelten  Weg,  Seine  Windungen  greifen  an 
der  Seite  der  Strömung  immer  weiter  aus  und  bilden  Schleifen, 
deren  engen  Hals  die  nächste  Hochflut  durchbricht  Die 
zurückbleibenden  Altwasser  erfüllen  mit  ihrem  Netze  das 
ganze  breite  Überschwemmungsgebiet,  wodurch  in  alter  Zeit 
die  ßesiedelung  der  Ebene  und  ein  Hinausrücken  der  Stralsen 
über  den  Rand  des  umliegenden  Hochgestades  vielfach  behindert 
wurde.  Erst  bei  Oppenheim  tritt  der  Rhein  wieder  über  eine 
Schwelle  felsigen  Bodens  und  gewinnt  damit  sofort  ein  anderes 
Aussehen.  Durch  die  Verengung  seines  Bettes  infolge  Heran- 
rückens der  Mittelgebirge  unterhalb  Bingens  werden  seine 
durch  Main  und  Neckar  vermehrten  Wassermengen  von  Mainz 
an  aufgestaut,  sodafs  er  zuletzt  im  Rheingau  fast  einem  See 
gleicht.  Auf  dieser  Strecke  begegnen  uns  in  zunehmender 
Anzahl  die  Auen,  kleine  Inseln  von  wechselndem  Bestand, 
die  der  Flufs  nach  Belieben  giebt  und  nimmt,  die  oft  in  wenig 
Jahren  entstehen  und  verschwindend 

Nachdem  sich  der  Rhein  in  dieser  lachenden  Landschaft 
breit  entfaltete,  wird  er  in  die  Enge  der  Berge  getrieben. 
Wieder  beginnen  mit  dem  Binger  Loch  die  Felsbarren  den 
Flufs  zu  durch(jueren  und  der  Schiffahrt  nahezu  unüberwind- 
liche Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen.  Erst  nach  Einmündung 
von   Lahn   und  Mosel    kann    sich   das  Bett   des  Stromes   zum 

Meidingcr,  Die  deutschen  Stnime  Bd.  2  S.  6-  14;  Gothein,  Rheiii- 
schiffahrt  S.  2:n— 235.     Wohl    die    beste    hydrographische    Daretellnng 

Siebt  die  im  Auftrage  der  Reichskominission  zur  Untersuchung  der 
Iheinstromverhältnisse  herausgegebene  umfangreiche  Arbeit  über  den 
Rheinstrom  und  seine  wichtigsten  NebenHüsse,  Berlin  (Ernst  und  Koni) 
1889.  Vgl.  dazu  noch  „Denkschrift  über  die  Ströme  Memel  .  .  .  Rhein", 
bearbeitet  im  Auftrage  des  Ministers  der  öfFentlicIien  Arbeiten, 
Berlin  1888. 

*  Vgl.  Beschreibung  aller  Auen  im  Kliein  von  Mannheim  bis 
Bingen  vom  Jahre  1571  (erhalten  in  Abschrift  vom  3.  Juli  178^). 
Pergamentband  in  Folio  121  S.  im  M  StA.  Abt.  127:  und  Gothein, 
Rheinschiffahrt  S.  283  ff. 
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zweiten  Male  erweitern*  Neuerdings  treten  Inseln  auf,  dies- 
mal von  festerer  Art  und  nicht  so  vergänglich  wie  die  Auen 
im  lilieingau.  Bei  Köln  erlangt  dann  der  Waaserzug  immer 
gröfsere  Breite,  nimmt  er  den  eigeiulicheu  Tieflandcliarakter 
HH.  Heiner  Neigung,  sich  in  Arme  7ai  spalten»  deren  Spuren 
man  noch  heute  in  dieser  Gegend  überall  bemerken  kann,  hat 
man  schon  im  Mittelalter  zu  weliren  gewuißt.  Erst  an  der 
Stelle,  wo  der  Kliein  aus  dem  deutschen  Reichsgebiet  austritt, 
teilt  er  sich  endgültig  in  verse.hiedene  Läufe  und  erreicht  da- 
mit sein  Mündungsgebiet,   das  holländische  Delta. 

Es  ist  oflenkundtgj  tlafs  die  Entfaltung  der  Schiffahrt  ganz 
von  den  Bedingungen  abhUngt,  die  ihr  durch  die  Versclueden- 
heiten  des  Stromlaufes  gestellt  sind.  Uer  Verkehr  mufste  ver- 
suchen, die  mannigfachen  ihm  entgegentretenden  Hindernisse 
zu  bewältigen.  Aber  obgleich  er  seit  dem  Verfall  der  Römer- 
strafsen  im  Mittelalter  immer  mehr  auf  die  Bedeutung  der 
grofsen  Binnengewilsserj  namentlich  des  Rheines  hingewiesen 
ward,  obwohl  er  sich  in  stets  erhuhtera  Mafse  dieser  durch 
die  Natur  gebotenen  Wege  bedienen  mufste,  hat  man  an  eine 
gründliche  Beseitigung  der  Hemmungen  erst  in  der  Neuzeit  ge- 
ibicht.  Nur  am  Niederrhein,  wo  man  die  uralte  Kunst  des 
Deichbau.^  übte,  war  es  mit  der  Strom  Verbesserung  leidlich  be- 
istellt Auf  der  oberen  Strecke  nahm  man  meist  die  Zustände, 
wie  sie  nun  einmal  lagen,  ohne  viel  an  eine  künstliche  Be- 
stellung und  Änderung  zu  denken. 

Aber  trotz  aller  Schwierigkeiten  hat  man  in  jenen  Zeiten 
fiir  den  Personen-  und  Outertransport  die  Wassers  traf se  bevor- 
zugt, weit  man  auf  ihr  immer  noch  bequemer  und  sicherer  als 
auf  den  meisten  Landwegen  vorwärts  kommen  konnte,  Fürsten 
und  Herren,  Kauflcute  wie  Wallfahrer  mieteten  rogelmäfsig 
Schiffe,  am  den  Rhein  zu  befahren.  Zunftnrganisationen  '  bil- 
deten sich  in  den  gröfseren  liandelsptätzen  an  seinen  Ufern, 
deren  Mitglieder  in  Erfüllung  der  stetig  wachsenden  Autgaben 
des  Verkehrswesens  ihren  Lebensberuf  erblickten,  lln^e  An- 
gehörigen beschränkten  sicli  in  Rücksicht  auf  die  verschieden- 
artige Gesüiltung  des  Strombettes  gleich  anfangs  meist  auf  die- 
jenigen Strecken  desselben,  die  ihnen  zunächst  lagen  und  daher 
genau  bekannt  waren.  Aus  der  einfachen  Gewohnheit  ent- 
wickelten sieh  nach  und  nach  Monopolbestrebungen  der  einzelnen 
Schiffcrschaften^  die  durch  die  ganze  Verkehrspolitik  des  aus- 
gehenden Mittelalters  mehr  und  mehr  gefertigt  wurden. 

Die  Technik  des  Wusserverkehrs  jener  Tage  hat  sich  bis 


»  Vgl.  Gothpin,  Eheiiwchtffahrt  S.  243,  244;  ScUinoller. 
T II ch e rhiic h  .  S.  Pi,  1 27 ;  Eckert.  M a i n xer  S e bl ffo rge w e rh e  8-  2  ff.  \ 
L i1  iie  r ,  Rh«^hiachit}alirt  Strafsbiir^s  8.  A'^ \  E  n  n  e  n  /  Geschichte  der 
Ktiicit  Kr>lii  Ul  S,  742,  Über  Schiffer-  und  Fb>r8ergejio8*cüvrhHffeii  am 
Obcrrbiun  v^h  Vetter»  Schiöifthrt  und  Fbifserei  auf  dem  Obcrrheiti 
8.  23  ff. 
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zum  ersten  Drittel  des  19.  Jafarhonderts  nur  wenig  geändert, 
wie  sie  überhaupt  seit  Jahrtausenden  fast  stets  die  gleiche  ge- 
blieben war.  Als  Fahrzeuge  dienten  die  ganze  2^it  Aber  gro&e, 
ziemlich  schwerfällige  Holzgefäfse,  zu  deren  Fortbewegung 
Wind  und  Wellen,  die  Triebkraft  des  Wassers  und  die  Zug- 
kraft von  Menschen ,  später  auch  Pferden ,  dienen  mofsten. 
Wenn  stürmisches  Wetter  losbrach,  stockte  der  Transport 
allerorten  oder  wurde  gar  völlig  unterbrochen.  Nament- 
lich die  Bergreisen  mufsten  bei  Überschwemmung  der  Lein- 
pfade, das  heifst  der  schmalen  Wege  für  die  Schlepper,  die 
sich  dicht  am  Ufer  hinzogen ,  oft  wochenlang  eingestellt 
werden. 

Neben  den  natürlichen  Schwierigkeiten  gab  es  aber 
auch  künstliche  Hemmungen,  die  der  Schiffahrt  hinderlich 
wurden.  Besonders  zwei  Gründe  wirkten  dahin,  die  Bedeutung 
des  Rheinverkehrs  abzuschwächen:  Die  Stapelrechte  und  die 
Ausgestaltung  des  Zollwesens.  Sie  haben  ihn  seit  dem  14.  bis 
fast  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  in  wechselndem  Malse, 
aber  ohne  Unterlafs  gelähmt. 

Das  Stapelreoht  ^,  das  den  Verkehr  in  einzelnen  wichtigen 
Städten  festnähen  sollte,  wurde  am  Rhein  hauptsächlich  von 
KlS\n  und  Mainz  geübt,  später  auch  von  Speier  und  anderen 
kleineren  Orten  beansprucht.  Während  man  ursprünglich 
darauf  hielt,  dafs  die  ankommenden  Kaufinannsgüter  an  dem 
betroffenden  Platze  einige  Tage  liegen  blieben  und  zum  Ver- 
kaufe ausgeboten  wurden,  forderte  man  schliefslich  nur,  dafs 
die  Ware  umgeladen  und  den  Bürgern  des  begünstigten  Ge- 
meinwesens die  ausschliefsliche  Befugnis  zugestanden  werde, 
ilioHolbe  als  Frachtführer  weiter  zu  befördern.  In  dieser  letzt- 
gonannttMi  Form,  als  sogenanntes  Umschlagsrecht,  haben  die 
rhoinJHohen  Städte  den  Stapel  in  neuerer  Zeit  hauptsächlich 
fCeUbt. 

Mit  FlulV/.iUlen  wurde  die  Rheinschiffahrt  schon  früh  be- 
legt; aber  zu  Anfang  des  Mittelalters  galten  dieselben  als  eine 
( legtMileistung  für  Beseitigung  von  Verkehrshindernissen  ^  waren 
hin  ein  Moment  des  Ausgleichs  im  wirtschaftlichen  Prozefs 
der  damaligen  Zeit.  Erst  seitdem  die  deutschen  Könige  die 
HheinKiUlo  nicht  mehr  ausschliefslich  in  der  Hand  hielten,  viel- 
mehr die  ein/.t^lnen  Landesherrn,   deren  Gebiet  an  den  Rhein 

'  ÜWr  Hom'iff,  (fOHi'hii'hte  und  volkswirtschaftliche  Würdijpunff 
(loH  StHi»oh'oo!\tH  v^l  Uamlwiuterbuch  der  Staatswisseuschaften  ßd.  o 
S.  WUtff.;  KUter,  \Yi»vtt  rhiuh  der  Volkswirtschaft  Bd.  2  S.  619  und 
«Ho  HU  heideu  Stelleu  augituhrte  Litteratur;  Schmoll  er,  Wirtschaft- 
liche Politik  Friedrichs  de.«*  (irofncu  VIII,  S.  407,  1021—1048;  X,  S.  704  ff.; 
Tneohe-Mittler.  l>er  Friedriih-NVilhelm-Kanal  und  die  ßerlin-Ham- 
burtfer  FlufH8chiftHrt  S.  40,  70.  IJber  rheinisclien  Stapel  vgl.  noch 
Ockhurt,  Der  Uhciii  8.  \KStV.;  Eckert,  Mainzer  Schiffergewerbe  S.  33, 
44,  03. 
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ötiefs,  eigne  Erhebiingsstatten  einriehteteii ,  wurde  aus  cniier 
vor  kehrfördernd  eil  Einrichtung  mehr  und  mehr  eine  Verkehrs- 
belaatung^.  Gedankenlos  und  habgierig  wurden  die  Zollstellcn 
vervielfiutigt  und  ausgebeutet.  Alle  Gewalten  des  Reichs,  die 
kleinsten  wie  die  gröf^iten,  suchten  aus  dieser  scheinbar  un- 
versiegliehen  Finanzquelle  zu  schöpfen;  von  Gegenleistungen 
im  Interesse  des  Güteraustausches  war  wenig  oder  gar  nicht 
mehr  die  Rede, 

Die  erwähnten  Umstände  brachten  es  in  ihrem  Zusammen- 
wirken dahin,  dafs  für  die  Rheinschiffahrt  seit  dem  Ausgang 
des  Mittelalters  eine  lange  Periode  des  Niederganges  und  der 
S>tAgnation  begann,  die  sicli  trotz  aller  Ansätze  zur  Besserung 
durch  die  Jahrhunderte  fortschleppte.  Die  Übeb  an  denen  das 
alte  römische  Reich  deutscher  Nation  so  furchtbar  erkrankte, 
sind  auch  für  das  rheinische  Verkehrswesen  nicht  oline  schlimme 
Folgen  geblieben.  An  den  Ufern  des  breiten  Stromes  safsen  eine 
lange  Reihe  von  Fürsten  und  Herren,  deren  jeder  aus  dem  Wasser 
seinen  Nutzen  ziehen  wollte,  die  alle  dem  eigenen  Ländchen 
Vorteil  zu  schaffen  suchten,  olme  das  Wohl  der  Gesamtheit 
Äuch  nur  einigermafsen  im  Auge  zu  behalten,  GewifsUch  hat 
es  den  herrschenden  Anwolmern  der  ^PtaÜengasse'*  des  früheren 
Reichs  nicht  immer  an  Wcitsiclit  und  Energie  gefehlt,  Namen t- 
licli  auf  den  Kurstühlen  von  Köln  und  Mainz  haben  zeitweise 
Männer  gesessen,  die  bedeutende  Reformpläne  hegten  und  that- 
Mehlich  manches  zur  Hebung  und  Verbesserung  der  Schiffahrt«- 
verhäUnisse  erreichten.  Aber  ihre  Bestrebungen  hatten  nichts 
Durchgreifendes,  es  fehlte  ihnen  weniger  an  gutem  Wollen  als 
an  vermrigendem  Können,  und  nur  2U  oft  sind  tue  schönen 
Pläne  mit  ihres  Verfechters  Tod  verschwunden,  da  es  in  diesen 
kleinen  Waldmonarchieen  an  ständig  geltenden  politischen 
Traditionen  fehlte.  Während  Brand enburg-Preufsens  Merkan- 
tilismus längst  dem  eigenen  Lande  zum  Vorteil  gereichte,  ver- 
nichteten die  ähnlichen  Bestrebungen  der  rheinischen  Macht- 
haber sich  selber,  weil  die  Kleinheit  und  Zerstückelung  ihrer 
Territorien  die  nötigen  Schutz-  und  Gewaltmafsregeln  scheitern 
Hefa,  weil  der  zu  wahrenden  ausgedehnten  Grenze  keine  ge- 
nügende, geschlossene  Ländermasse  gegenüberstand. 

So  bot  denn  die  Rheinschiffahrt,  als  das  19.  Jahrhundert 
heraufzudämmern  begann,  ein  wenig  erfreuliches  Bild*  l>enn 
auch  die  grofsen  Friedensschlüsse  und  Staats  vertrage  der  ver- 
gangenen Zeit,  die  Verhandlungen  zu  Osnabrück,  Ryöwijk  und 
Baden  hatten  vergeblich  Besserung  erstrebt^'*  Desgleichen  waren 


1  Vgl  Elfttor,  Wörterbuch  der  Vollt«wirtsehaft  Bd.  2  S.  435; 
Oothein,  Rheiiischiffahrt  S.  254. 

'  Übpr  die  Behandlung::  der  „fteiheitlichpn  GmndsätJie^  bezüglich 
d*'T  Rlwiüöchiffahrt,  die  di<se  FriiHlensflchhijii^o  miffttelUont  hat  schon 
Eichhoff  iPruguiatisehe  Diirstelluiig  S.  5),  »'id  scharfes,  abrr  treffoDdea 
Urteil  gi?fftllL 
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die  damals  abgehaltenen  Zollkongresse  mit  ihren  Ebuideb- 
Projekten  ziemlich  resultatlos  verlaufen*.  Eis  blieb  bei  der 
Autstellung  von  Forderungen  und  Formeln,  ohne  daTs  man  auch 
nur  den  ernstlichen  Versuch  zu  ihrer  Verwirklichung  gemacht 
hätte.  Eine  durchgreifende  Änderung  konnte  überhaupt  nicht 
mehr  von  dem  altersschwachen  Reiche  kommen,  und  Preufsen, 
der  emporbluhende  Grofsstaat  innerhalb  desselben,  war  su  sehr 
mit  anderen  Verhältnissen  beschäftigt,  hatte  noch  zuwenig  eigenes 
Interesse  an  dem  Kheinstrom,  als  dafs  man  sein  thatkräftige« 
Eingreifen  erwarten  durfte.  Vom  benachbarten  Frankreich, 
das  seit  der  Revolutionszeit  moderne,  befreiende  Gedanken  in 
die  europäischen  Völker  trug,  ist  der  nächste,  wirkliche  Anstofs 
zur  Lösung  der  Rheinsohiffahrt  aus  enggebundenen  Fesseln  ge- 
kommen. Die  Beendigung  des  ersten  Koalitionskri^es  bot 
dazu  den  gewünschten  Anlafs. 

8  2. 

Die  Übergangszeit  von  der  Besetzung  des  linken  Rheinnfers 
durch  die  Franzosen  bis  zum  Reichsdeputationsbauptschliifs. 

Infolge  der  inneren  Notstände  und  der  drohenden  Haltung 
der  umliegenden  Mächte,  welche  die  Pariser  Ereignisse  seit 
1789  mit  argwöhnischen  Augen  beobachteten,  war  die  Er- 
oberungslust der  gallischen  Nation  erwacht.  Dieselbe  wurde 
noch  verstärkt  durch  dio,  Waffenerfolge,  die  ihre  Heere  über 
die  Armeen  der  ersten  Koalition  davontrugen.  Nun  drängte 
es  sie,  am  ganzen  Rheinstroni,  dessen  Besitznahme  seit  den 
Tagen  des  Sonnenkönigs  das  Ziel  ihrer  Politik  gewesen, 
(lauernd  Fufs  zu  fassen.  Strafsburg  mit  dem  umliegenden 
Elsafs  war  ihr  bereits  durch  die  schmachvollen  Reunionen  zu- 
gekommen. Als  jetzt  die  Preufsen  und  Österreicher  unter  dem 
Herzog  von  Braunschweig  durch  die  Champagne  zurückgeworfen 
waren,  konnte  General  Custine  Speier,  Mainz  und  Frank- 
furt a.  M.  mit  leichter  Mühe  besetzen.  Im  Jahre  1794  fiel 
auch  Köln  in  französische  Hände.  Des  Kurfürsten  Oberhoheit 
wurde  für  immer  beseitigt,  und  die  Stadtverwaltung 
nach  fremdländischem  Muster  neugeordnet.  Wenn  auch  die 
Verbündeten  einzelne  Plätze,  namentlich  Mainz,  zurück- 
eroberten, war  doch  an  eine  dauernde  Fernhaltung  der  fran- 
zösischen Herrschaft  zunächst  nicht  mehr  zu  denken. 

Die  erneuten  Niederlagen  der  Koaltionsheere  führten  zu 
Friedensschlüssen  mit  Preufsen  und  Österreich,  deren  geheime 
Bedingungen  Frankreich  im  Besitz  des  linken  Rheinufers  be- 
stätigten. Das  Reich  sollte  auf  dem  Kongrefs  zu  Rastatt  be- 
friedigt   werden,    dessen   Machenschaften   Mainz    für  beinahe 


*  Vgl.  Gothein,  Zollkongrcsse  und  Hainlolsprojekte. 


16  Jahre  in  französische  Ililode  gaben.  Trotz  der  wiederholten 
Anstrengungen  zur  Niederringung  der  französiöcheii  Republik 
sahen  sich  die  verbündeten  Milchte  wenige  Jahre  später  zum 
Frieden  von  Luneville  genötigt,  der  das  alte  deutsehe  Reich 
thataäehlich  vernichtete.  In  ihm  ward  feierlich  kundgethan, 
der  Kaiser  willige  ein,  „dafs  die  französische  Republik  künftig 
mit  aller  Souveränität  und  als  Eigentümerin  die  Liinder  atif 
dem  linken  Rheinufer  besitze/  Der  Thalweg  ^^  d.  h.  die  Mitte 
fies  Flusses^  beginnend  von  dem  Orte,  wo  er  Helvetien  ver- 
hlfst  bis  tlabin^  wo  er  in  das  batavische  Gebiet  tritt,  sollte 
fürderhin  die  Grenze  zwischen  den  Reichen  bilden.  Die 
janiniervulleii  Unterhandhingen  über  die  Entsehädigungeu^  die 
den  erblichen  Fürsten  für  ihj*e  abgetretenen  Besitzungen  aus 
dem  Schofsc  Deutachlands  werden  sollten,  zogen  sieh  zwei 
Jatire  hin,  bis  sie  im  Reiehsdeputationshauptschlurs  endlicli 
festgelegt  ^vurden. 

Ho  hatte  Frankreiib  am  Rliein  für  das  nächste  Jahrzehnt 
festen  Fufs  gefafst.  Der  vvunderbare  Boden  am  schönsten 
deutschen  Strome  war  einer  nach  Gesetz  und  Sprache,  Sitten 
und  Gewohnheiten  fremden  Regierung  untergeordnet.  Aber 
nur  eine  einseitige  Auffassung  der  seit  der  französischen 
ccupation  gesebatfenen  Zustände  vermag  den  Fortacliritt  zu 
bersehen,  den,  der  angedeutet*^!!  Mifsstitnde  ungeachtet,  die 
Kheinlande  wlibrend  ihrer  Eingliederung  in  ein  gn^fses, 
niUchtiges  Reich  gemacht  haben.  Sie  erfuhren  den  Emflufs 
einer  auf  vielen  Gebieten  mustergültigen  Gesetzgebung,  sie 
unterstanden  einer  Reihe  von  verständigen  Staatseiiiriehtungen, 
die  durch  tüchtige  Persönlichkeiten  geleitet  wurden.  Zur  Er- 
ich terung  der  SchitTahrt  sollten  in  der  Folge  einschneidende 
afsregeln   in  Angriff  g«*nonimen   werden. 

Schon  auf  dem  Kongrefs  von  Rastatt  Iiatten  die  Gesandten 
♦Vankreicbs  Gelegenheit  gefunden ,  ihre  Ansichten  über  Be- 
-eiung  des  Rheinverkehrs  ilarzulegen  und  eingehend  zu  be- 
gründen. Allein  die  Vertreter  der  anderen  Machte  leisteten 
energisch  Widerstand,  und  namentlich  die  Reiclisfriedens* 
deputation  machte  entschicflen  Gegenvorstellungen ^  Noch 
war  aber  Deutscliland  zu  mächtig,  als  dafs  man  gegen  seinen 
aoBgesprocbenen  Willen  etwas  hfitte  ausrichten  können.  Erst 
nach  dem  Frieden  zu  Luneville,  seit  welchem  Frankreich 
durch  die  emlgültige  Grenzverschiebnng  an  dem  Rheinschiff- 
fahrtsverkehr  weit  mehr  als  seither  materiell  beteiligt  wurde, 
verm(»chte  es  seinen  Forderungen  den  gehörigen  Nachdruck 
zu  verleihen.  In  dem  Reichsdeput^itionfihauptsclilufs  vom 
25.  Februar  1803  hat  dann  seine  Regierung  den  ersten  wirk- 


»  Ober  den  Begriff  vgl.  le  Tlialwe^  du  Rhiii  S.  2— la 
*  Vgl.  Ockhart,  GeRrtzg<*biniL'  S.  27.*i— 27H;    Knadt,  Dil*  Rlicin- 
lolle»  in  Zeitschrift  für  Biiiiicii.m"liiif«1»rt  I  S.  2. 
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lict    befreienden  Schritt   gethan,    mclen)    sie   die   Ab^chafFu 
aller  bislierigeii  F{ hei u zolle  erlangte,  an  deren  Stelle  ein  neU' 
Erhebungjsprinzip  treten  sollte. 

Neben  diesen  gröfseren  Be^ätrebungen,  deren  Resultate  wir 
späterhin  eingehender  verfolgen  werden,    machen    sich    in  den 
ersten  Jahren  der  französischen  Herrschaft  anch  an<lere  Kinflüsae 
geltend,    die  manch'   tördernde  Einrichtung   ins  Leben  riefen 
einzehie   derselben    sind    für   die    fernere    wirtschaftliche    Ent' 
Wicklung  der  besetzten  Städte  vun  einschneidender  Bedeutui 
geworden.   In  Köln  *  wurde  1707,  allerdings  nicht  auf  Anregung 
der    neuen    Regierung    aber    mit    ihrem    Eioverstäntlnis,    ei] 
^Handelsvorstand"    ins   Leben    gerufen,    der    die    Pflege    d 
Handels-  und  Verkehrswesens  sich  zur  Hanptuufgabe  macht« 
Zu  Mainz   setzte  1798-  die  franzriaiacbe  Verwaltung  an  Stell 
einer  früher  geschaffenen  kurfio*sthchen  Behörde  ein  autonomei 
Organ    des   Handelastandes    selbst    „le   eomite    de   eommerce*'|^ 
das   durch    freie  Wahl    gebildet  ward*     Im  Jahre  1802    traten* 
dann    in   22   iStädten    Frankreichs,    darunter    in    Main?..    Köln^ 
Krefeld     und      Aaclien      die      eigentlichen     Handelskamraern 
„chambres  de  commerce''  ins  Leben^    die  wieder   einen    etwa^ 
mehr    behördlichen    Charakter    trugen.      Laut    auögegebeuen 
Konsularbeächlüssen  von  180H  wurden  sie   feierlich  eingeftlhl 
und  haben  sie  seitdem  ohne  Unterbrechung,  wenn  auch   un 
zweck mäfsiger  Veränderung  ihrer  (Organisation  durch    späte; 
Gesetze,    fortbestanden.     In    erater   Linie   rein   knnfmännisch< 
und    örtliclie    Interessen    verfolgend    behielten    sie    doch    mej; 
grötVere  Gesichtspunkte  im  Auge  und  förderten  wesentlich  d 
späteren    Aufschwung   der    Rheinlande.      In    der    Periode   d 
wirtschaftlichen  Tiefstandes   zu  Anfang   des    19;  Jahrhunderl 
war    ihre    Thüfigkeit    um    eo    mehr    von  Bedeutung,    als    dii 
ßtädtiscben    Verwidtungen    damals    noch   nicht    in    dem    Mi 
wie  heute   den  wtrtsehaftlicbcn   Bedürfnissen   der  Bevölkerui 
Verständnis    entgegenbrachten.     Namentlich    die  Umwandlung 
der  Schiffahrtsverhiiltnisse  in  jenen  Tagen  nahm  ihre  Aufmerk-, 
samkeit  und  Mitarbeit  dauernd  in  Anspruch. 

Weniger  günstig  für  das  rheinische  Verkehrswesen  schi^ 
sieh  die  Gewerb efreibeit  anlassen  zu  wollen,  die  die  Frauzo8< 
bei  ihrer  Invasion  mitbrachten^.  Die  Aufhebung  der  al 
Zünfte  gemäfs  dem  Gesetze  vom  14,  Juli  1791  war  ein 
seiner  allzu  unvermittelten  Wirkung  bedenklicher  Schritt,  der 
nur  dadurch  für  das  Verkehrswesen  von  seiner  einschneidenden 
Beileutung  verlor,  dafs  er  bezüglich  der  8ehiffersc haften  und 
Karcherzünfle     sofort    wesentliche    Einschränkungen    erfuhr. 
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^  WiFTiiingliiius,  Die  Kölner  Rheinsohiffart  S,  ^j  9. 

■  Haüdelskaiiimer    zu    Mainz    S,  l— »5.  20;    Ho ckenheimer, 
»fhidito  diT  Stadt  Mainz  S.  S52, 

"  VgL  Klein,  Ges^liichto  von  Mainz  S.  42U  C;  Bockenho iiner. 
Geeckichte    der   Stadt    Mainz    S.  339,  34üj   Eckert,    Mainzer  Schiff« 
bewerbe  S*  97, 
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Man  liefs  diese  Korporationen  wenigstenö  in  Köln  und  Mains 
zanächst  ihatsäehlich  ungestört^  wenn  auch  ihre  formelle  Stellung 
nicht  unangetastet  blieb.  Ab  dann  der  Mainzer  Priitekt  wenige 
Jahre  später  auf  den  Gedanken  kam,  das  Fortbestehen  der- 
selben sei  nicht  mehr  angängig,  wurde  seinen  Malsnahraen  ent- 
schieden Widerstand  geleistet. 

Mitglieder  der  alten  Hchiffergesellschaft  wenden  sich  mit 
einem  Bitt^chreiben  an  die  Mairie*  und  beschweren  sieh,  dafs 
man  die  Seile  und  (Terlitsehuften  der  Gesellschaft,  die  aua 
Privatmitteln  beschafft  aeien, ,  versteigern  wolle,  da  jedes 
Korporationseigentum  dem  ^Nationalvermögen  zufallen  müsse. 
Diese?  Gerätschaften  seien  aber  für  den  Flufs-  und  Schiffs- 
verki^hr  durchaus  notwendig  und  würden  bei  Bedarf  jeweils 
den   Fährleuten   gegen   ein   geringes    Entgeld   zur   Verfügung 

festellt*  Dieselben  seien  Privateigentum  einzelner  früherer 
lunftm i tgl Jeder  j  welche  sie  zum  Betrieb  des  Wasserhandela 
bf'scliafft  hätten,  und  könnten  daher  keinesfalls  als  gemeines 
Zunftgut  betrachtet  werden.  Durch  die  Bürgermeisterei  er- 
fahren denn  auch  die  Ziinftler  energische  Unterstützung.  In 
einem  an  die  Verwaltungsbehörden  gerichteten  Schreiben^  wird 
ganz  ausführlich  ilire  Sache  verfuchten»  Freilich  die  Beweis- 
führung zu  Gunsten  der  Schiffer  erscheint  dem  heutigen  Be- 
obachter, namentlich  wfw  ihre  juristische  Seite  anlangt,  wenig 
einleuchtend.  Es  w^ird  einfach  behauptet,  die  bedrohte  Gesell- 
schaft „Zum  grofsen  Anker'*  falle  gar  nicht  unter  den  gesetzlichen 
Begriff  einer  Zunft-  Die  alte  Schiffergilde  sei  bereits  voll- 
kommen  aufgelöst.  Die  noch  fortbestehende  Vereinigung  wilre 
lediglich  eine  Privatgesellschaft,  die  aus  der  alten  Korporation 
hervorgegangen  sei,  und  den  Zweck  verfolge,  die  für  Anlanden 
von  Fahrzeugen  erforderliehe  Anzahl  von  Ankern  und  Seilen, 
deren  Beschaffui.g  jedes  Einzel  vermögen  übersteige,  gemein- 
sam zu  erwerben  und  aufzul>e wahren.  Dafs  diese  Beweis- 
führung den  rechtlichen  Verhältnissen,  wie  sie  sich  insbesondere 
zu   Ende    der    kurfürötlichen    Herrschaft   ausgebildet   hatten*, 


1  St-hmbüii  datiert  vom  15.  Veiit5ap  Vli.  (M.St.A,). 

*  IlatiHrt  vom  IH,  VentösH  VII  (M.Ht.A,),  Dii«  »umleitenden,  fTir 
die  panze  Abfa^^suiig  dos  Schri'ibeii^  dmraktrnHtirtehf'ii  Sät^ce  lauten: 
II  existaic  autn-  foi>*  thma  notre  CoTiimunc  *mrrt'  la  coqxrmriou  de  mtUier 
des  batelier^  eiicore  uiiie  aiitre  socit'^t^  pariiUK  »»iix  «<ms  la  d^^nomiuation 
„le  grand  noiTi'".  La  premiV^re  ft  ^te  disHonte  |]ar  1»  publicaticui  du 
W'glemi-nt  relatif  a  l'almlisst'ment  de  touti's  lej^  corporatiouH  de  m^*tier; 
inaiM  Jamals  riou>i  ifitvoiitt  jieiint'^  de  toucher  k  hi  «eionde,,  jiarc't'fju'eUe 
n'eöt  päd  qualifi^c  pmir  aucuii  rapport  d'ölre  sinsimil^e  h  »me  corijoratioii 
et  parceque  la  coii.servatinii  ent  iiou  r^eideraent  du  plus  grand  avantage  mal» 
en  m^me  teoi[iH  iiidis|ieiijtahlemunt  iie('e,MSiiire.  Le  grand  antTe  est  uue 
fioci^t^  de  Imteüers  «Msez  ver^^B  dun»  leur  mutier  qui  B'eM  aasoci^c« 
pour  garantir  inulueÜement  la  surefi^  de8  radeaux  abordant  k  notr« 
rivage. 

*  Eckert,  Mainzer  8e!iifiV*rge werbe  S.  7H — 94;  über  die  Anschaffung 
der  teuren  Gerfit^haften,  die  vor  Vereinigung  der  „schiffbaren  Zünfte** 
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nicht   entsprach,    blieb   wohl    selbst   für   die  Bittsteller    ohnel 
Zweifel.      Sie   wollten    anscheinend  aach   durch    Vorbringung* 
dieser  Argumente  viel  weniger  überzeugend  wirken,    wie  den 
neuen  Behörden  ein  Hinterthtirchen  öffnen,  durch  das  sie  die 
Scbifferzunft  schliipfen  lassen  konnten,   ohne  doch   gegen  den 
klar  ausgesprochenen  Willen  des  Gesetzes  allzu  offenkundig  fu 
verstofsen.    Denn  dafs  ihr  Fortbestand  in  jenen  wirren  Kri^«- 
Zeiten,  wenigstens  solange  sich  an  eine  gründliche  Umwanif" 
des  ganzen  Verkehrswesens  nicht  denken  liefs,  sachlich  gef 
fertigt  war,  konnte  leicht  eingesehen  werden.    Indessen  " 
sich   die    französischen  Behörden    bei   der  Nachgiebigkeif, 
der  sie  die  bedrohten  Zünftler  künftig  unbehelligt  liefsen,  wohl 
weniger  durch   objektive  Erwägungen    als    fiskalische  Gründe^ 
leiten  lassen,  da  sie  mit  Hilfe  der  fortbestehenden  Korpo ratio nedH 
dem  Warenschmuggel  auf  'dem  Rhein  zu  steuern  hofften. 

Freilich    hatte  die   alte  Mainzer  Schiffervereinigung,  auch 

abgesehen   von  den  geftirchteteu  behördlichen  Eingriffen,   noc 
Schwierigkeiten  genug  zu  überwinden,  wenn  sie  sich  nicht  zlj 
einer  unrühmlichen  Auflösung  genötigt  sehen  wollte.  Sie  mufsK 
schauen,  wie  man  der  drückenden  Schuldenlast,  die  sich  nac| 
der    formellen   Aufhebung   aller  Zünfte    besonders    gef^hrlicl 
zeigte,  irgendwie  begegnen  könnte.     Zu   dem  Zwecke   kameQ 
am  24.  Ventuse  VI.   (14.  Milrz  1798)  die  alten  Mitglieder 
der  gemeinsamen  Stube  zusammen,  um  über  die  Mittel  zu  be 
raten,  mittelst  deren    man   die  Passiva  in  Hohe   von   2748  flj 
&5   kr.,    denen    nur   ein    Aktivvermögen    von    517    fl.    15    kr. 
gegenüberstand,  begleichen  könntet    Es  wurde  vorgeschlagen ;j 
1*  die  Schiffer  sollten  zur  Schuldentilgung  von  jedem  Pferd« 
das  zum  Zug  berg-  oder  thalwitrts  gebraucht  wurde,  1  fl.  12  krJ 
zahlen;  2.  sie  sollton  bei  jeder  Thalreise  für  je   100  fl.  Fracht 
30  kr.  geben;    3.  für   eine  Steuermann.^ reise   müsse    1   fl.  ent 
richtet   werden;    und    schliegslich    4.  die  Fischhändler,    die 
seit  1755  ebenfalls  der  Korporation  eingegliedert  waren  *^  solltefS 
im  Vierteljahre  1  fl.  30  kn,    die  iibrigen  Fischer  für  diesell 
Zeitspanne   RO    kr.    geben.     Diese    Steuer   fantl   um    deswilloi! 
allgemeine  Billigung,  weil   sie   nur  den  jeweils   verdienenden 
Teil  der  Zunftangehörigen  traf  und  nicht  auch  die  verarmten, 
beschäftigungslosen  Mitglieder,  denen  man   sie   nicht   zumuteii 
wollte.     Der  Zweck  der  Schuldentilgung  ward  indessen   nicl 
80  leicht  erreicht,    wie  man  gedacht   hatte,    da  das  Verkehr 
wesen  infolge  der  Handelspolitik  Frankreichs  am  Rhein   imme 
mehr   stockte,    die  Fahrten   seltener    und    weniger    eintrfigliclj 
wurden. 


dem  crftHspü  Aiiki*r  ^ohr^rt  luitUni  und  d(*n*n  Mitf^^ennfs  spüterhin  »clbsi 
den  Mitp^liodtTii  dfr  i^lH'iiiJili^t'ii  FisduTzunfT  iTmiiglieht  wurde,  vgl 
ebenda  S.  88.  89. 

1  Protokoll  di^r  Scliifferziiuftakten  im  M.St,A. 

3  Eckert,  Mainzer  Schi ffcrge werbe  S.  80  ff. 
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Trotz  all  dieser  Mifshelligkeiteii  ertVeiiten  sich  die  Zünftler 
immer  noch  eines  gewiöaen  Ansehens-  Ka  ist  merkwürdig,  wie 
die  Oewerbtreihenden,  die  zur  Zeit  der  letzten  Kurtiiraten 
ständig  Abstellung  ihrer  Besehwerden  forderten,  die  eine  sUirke 
Abneigung  gegen  strenge  Zunftsatzungen  zeigten,  plötzlich 
eher  Beschränkungen  nach  alter  Weise  als  allgemeine  Freiheit 
wünschend  Nur  die  Liebe  zu  dem  Altliergebrachten ,  die 
siiinlo.se  Angst  vor  der  erwarteten  Konkurrenz  kann  es  er- 
klärlich machen,  dafs  die  alten  Schiiferkorporationcn  die  enge 
Gebundenheit,  alle  Kleinlichkeit  und  Peinlichkeit  der  zurück- 
liegenden Jalire,  die  man  mit  einem  Schlage  llberwundcn 
glaubte,  in  das  neue  Jahrhundert  hinüberretteten»  dafs  eine 
etwas  freiheitlichere  Gestaltung  des  seitherigen  Korporations- 
wesens,  dessen  Beibehaltung  man  ihnen  gestattet  hatte,  ohne 
behördlichen  Zwang  für  sie  undenkbar  war* 

Anch  die  Stapelrechte  der  Hauptverkchrscentren  Köln 
und  Mainz  blieben  von  der  franzüsiscnen  Hegierung  zunjiehst 
noch  cdine  Behinderung ''^.  Obgleich  seit  Jahren  von  den 
rheinischen  Kauflenten  imausgesetzt  ihre  Beseitigung  gefordert, 
und  auch  in  der  Presse  der  Ruf  nach  freier  Schiffahrt  des 
öfteren  wiederholt  wurde,  wurden  sie  doch  durcli  Beschluls  des 
Regierungskommissars  Hndler  vom  10.  Thermidor  VI.  (28,  Juli 
1798)  in  ihrem  alten  Umfange  aufs  neue  bestiitigt.  Die«  ent- 
mutigte aber  keineswegs  andere  Städte,  an  deren  Beseitigung 
nachdrücklich  weiterzuarbeiten.  Die  Kölner  wurden  nament- 
lich durch  die  Düsseldorfer  Interessenten,  die  Mainzer  von 
den  Frankfurtern  und  Strafsburgem  auf  das  härteste  bedrängt. 
Wenn  man  auch  die  alten  Vorzugsrechte  und  all  die  Verhält- 
nisse, die  mit  ihnen  zusammenhingen,  nicht  ohne  weiteres  be- 
seitigen konnte,  suchte  man  dieselben  doch  wenigstens  nach 
Möglichkeit  zn  umgehen  und  diesen  Bruch  mit  dem  Her- 
kommen  herzhaft  zu  verteidigen.  Eine  etattlicfie  Beibe  von 
Schriften  und  Gegenschriften,  um  deren  Abfassung  sieb  vor 
allem  die  Handelskammern  der  beteiligten  Orte  Mühe  gaben, 
wurde  in  die  OffentÜehkcit  geschleudert ^  Ein  Erfolg  der- 
selben läfst  sich  nicht  verzeichnen,  da  die  Franzosen,  wie  dies 
aucli  im  Frieden  von  Luneville  zum  Ausdruck  gekommen  war, 
an  dem  bestehenden  Zustande  zunächst  nichts  ändern  wollten, 
w^enigstens  solange  nicht,  bis  eine  durchgreifende  Umwandlung 
der  gesamten  Verkehrs  Verhältnisse  Platz  greifen  konnte.    Ein- 


"  »  Vgl  Kli'iD,  Gföcliichte  von  Mainz  S.  480. 

•  VgL  DHriieiB,  Über  das  Stupelrecht  zu  Klilu  und  MaitUE; 
Scbirirf  8,  Der  Rheiuntrom  8.  64  ff.;  Bockeiihenner,  Gt^schichte  der 
Ht mit  Mainz  S,  340,  MS\  HundehkammeT  zii  Mainz  S.  19. 

•  Ein  charaktertstiBcht'S  Cirkular  der  Kölner  Handelskammer  vom 
5*  Gernniial  X  (26.  März  1802)  findet  sieh  abgednickt  bei  Scbirges^ 
Der  Rheinstrom  S,  H5,  67.  Weitere  Auszöge  bei  Bockenheim  er 
a.  a.  0.  8.  348,  349, 
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mal  behagten  ihnen  die  Erträgnisse  der  ZoHstfitten,  die  ihnoD 
bei  einer  Vcrle^'aiig  derselben  geschmälert  werden  konnten 
dann  aber  gaben  ihnen  das  Stapel wesen,  die  zünftlerisc 
Geschlossenheit  der  Schiffer,  die  Rang-  und  Reihetahrten  aucl 
Mittel  in  die  Hand,  bei  deren  Verwendung  sich  die  streng 
Grenzabschliefsung  besser  durrhführen  liefs.  Die  an^ää^rgei]|l 
bekannten  Fährleute,  deren  Ankunft  und  Abgang  sich  unter 
genauen  FormaliL^len  vollzog,  die  nur  in  ganz  bestimmter 
Folge  laden  durften,  k<innten  weit  besser  überwacht  werdenj 
als  fremde,  freie  Schiffer,  die  nach  eigenem  Belieben  gingen 
und  kamen.  Gerade  die  Grenzsperrung  war  aber  der  Kreb» 
schaden,  an  dem  der  rheinische  Handel  und  Verkehr  in  jenen 
Jahren  am  meisten  krankte,  die  Malsregel^  welche  das  link« 
Rheinufer  bald  wirtschaftlich  völlig  lahmlegen  und  alle  positive 
Förderung  der  \^^)hlfahrt,  wie  den  Bau  von  Kanälen  unif 
Strafsen,  unwirksam  machen  sollte. 

Die  französische  Zollgrenze,  die  Douane,  wurde  ujil 
Jahre  VI  der  neuen  Zeitrechnung  (3,  Juli  1798)  an  den 
Rhein  vorgeschoben.  Die  mit  ihrer  Aufsicht  betrauten  MaulH 
beaniten  hatten  liie  Einfuhr  verbotener  Waren  und  die  Au**| 
fuhr  einzelner  Artikel  zu  verhüten  und  die  Zahlung  der  au 
das  Einbringen  bestinimter  Güter  gelegten  Zölle  zu  sichern. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  französische  Handelspolitik  jener 
Tage,  deren  Mafsnahnien  gegen  England  gerichtet  waren,  ein- 
gehender zu  kritisieren.  Nur  mufs  darauf  hingewiesen  wer- 
den, dafs  die  Douane  eine  Schranke  zwischen  den  Ufern  des 
Rheins  aufrichtete,  die  den  Warenaustausch  der  Läinder  auf 
seiner  linken  Seite  mit  Deutschland  und  England  fast  voll- 
koniiuen  unmöglich  machte  ^ 

Die  schlimmsten  Folgen  hat  dieses  unnatürliche  Verbältnia 
für  die  alten  Stapelstildte  Mainz  und  Köln   gezeitigt,    die  de»! 
nahezu  vollständigen  Verlust  ihres  Transithandels  zu  beklagen] 
hatten.     Schiffer    und  Kaufleute    wollten  sich  nicht  den  Weit- 
Ijtufigkeiten  der  Mautbeamten,    mit  denen  Streitigkeiten  kaum 
zu  vermeiden  waren,  aussetzen  und  (lefahr  laufen,  wegen  Un- 
kenntnis   der   französischen   Verordnungen    ihre    Waren    gansJ 
oder  teilweise  zu  verlieren.     In  Frankfurt,    Düsseldorf,  selbat' 
in    Leipzig    wurden    Niederlagen    für    die    vom    französischen 
Gebiete    ferngehaltenen    Waren    errichtet»      Die    Landstralsen 
des  rechten  Ufers  fingen  an,    fast  belebter  zu  werden  als  der 
Flufs    selben      Nicht    wenige    der    Berggüter    verliefsen    bei 
Düsseldorf  das  W^asser,  umgingen  den  Kölner  Stapel,  wurden 
bei  Zündorf  oberhalb  dieser  Stadt  wieder   ins  Schiff  gebracht, 
um  in  Walluf  unterhalb  Mainz  ausgeladen  und  mit  Umgehung 


^  Vgl,  Bock^iibeJmer,  Goschiclite  der  Stadt  Mäidz  S.  it41 — 365;J 
Schirges»  Der  Rheiiistrom  S.  56 — 68;  HamiolHkammer  xu  Mainn 
S.  17—19. 
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dieses  Ortes  in  Kostlieim  an  der  Mündung  des  Mains  wieder 
an  Bord  geladen  zu  werden,  von  wo  sie  unbehelligt  nach 
Frankfurt  gelangen  konnten  ^  Wie  bedeutend  aucli  die  Un- 
kosten eines  solch*  absotulerlichen  Verkehrs  sein  mochten,  er 
gewann  dennoch  an  Ausilehnung,  da  man  wenigsten«  sicher 
war,  auf  diese  Weise  der  gefürchteten  Douane  der  lieideo 
Stapelstädte  zu  entgehen  und  sein  Out  richtig  abgeliefert  zu 
erhalten.  Der  AuBtausch  mit  dem  Unken  Rheinufer  ward 
schliefslich  fast  nur  noch  durch  den  schwunghaft  betriebenen 
Untersehleif  aufrecht  erhalten,  bei  dem  es  zu  heftigen  Kämpfen 
zwischen  den  wachsauieri  Mautbeamten  und  den  wohlorgani- 
sierten Schmugglerbanden  kam,  sofern  beide  Parteien  nicht 
wie  dies  auch  öfters  geschah,  ein  gemeinsamem  Spiel  triebeit. 
Wie  man  namentlich  das  verhafste  Verbot  der  Ausfuhr  von 
Getreide,  das  in  einer  die  Bedürfnisse  der  Bewoluier  des 
linken  Rheinufers  übersteigenden  Menge  erÄeiigt  wurde,  zu 
umgehen  wufste,  wird  in  der  offenbar  der  Feder  eines  fran- 
zösischen Stf'uitsmannes^  entflossenen  Schrift  über  den  „Thal- 
weg des  Rheins''   lebendig  und  anschaulich  geschildert **, 

Die  Bitten  um  Abhilfe*,  die  Vorstellungen  der  geschä- 
digten Kaufleute,  der  städtischen  Behörden  und  selbst  ein- 
eich tiger  Vertreter  der  Regierung  blieben  erfolglos*  Mit 
der  Zeit  verschärfte  man  sogar  die  Überwachung  der  in  so 
verhängnisvoller  Weise  geschaflfenen  Zollgrenze*,  Da  man  an 
dem  verkehr  hemmenden  Prinzipe  nichts  ändern  wollte,  blieben 
alle  Einzclhestrebungen  der  französischen  Lokalbehurden, 
Mandel  und  Schiffuhrt  in  ihrem  Bezirke  zu  heben »  ziemlich 
nutzlfjs.  Was  konnte  ein  Beschlufa  des  General kommissärs 
Rudier,  daf^  alle  Gebühren  und  Taxen,  welche  seit  dem 
T» Kriege**  (nut  der  ersten  Koalition)  auf  dem  Rheine^  der  Mosel 
und  andern  schiffbaren  P^tiissen  in  den  eroberten  Ländern  ein- 
geftihrt  gewesen,  wieder  abgeschafft  seien '^,  nlUzcn^  wenn  die 
neu  errichtete  Douane  dem  Verkehr  unzählii^e  andere  Hinder- 


»  Schirg«>s  Ä,  a,  O,  S.  64. 

'-  B 0  e keil h e i m e r  nennt  J o  11  i  v i^  t  ak  Verfasser^  vgl.  Geschichte 
der  Stadt  Miiinz  S.  47  Anni.  2,  S44;  i^benso  Oppenheim,  Üi^r  freie 
deiiteche  fibeiu  8,  81  Anin.  5. 

*  U  Tlmlweg  du  Khiii  Nr.  TyS  S.  39. 

*  Vgl.  Akten    übi'i"  iluiMkl  uml  Verkeil rswesen  im  M  St.A.  127. 

*  Dl©  Beratt*clila^iiii^  <lt^r  CentralviTUiiltung  des  Departenienti*  vom 
DonnerBber^  9.  Frairml  VlI,  enthiUt  germiie  Heütimimiijgen,  wie  bei 
cifibreclietider  l>imkellieit  alle  Narbiii  und  Kähne  «ich  am  bestimmten 
Orte  sammeln  intlsseii  und  anije«chlo9neii  werdei».  wie  alle  Reiöeiideu  zu 
fiber«arl»en  uml,  wenu  ihre  PäsRe  nieht  in  Ordmiiiii:  beftinden  werden, 
jsu  verhaften  sind,  wie  nach  9  Uhr  abends  jede  Verbindung  zwischen 
den  Ufern  ku  \^erli indem  ist  u*  &.  w.  (Einzeldnick  in  deutscher  und 
franj:5.Hiseher  SjirHche  M  St.B.) 

"  Au8zu^'  aus  dem  Re^iBtcr  der  Beseblü^i'e  des  Prafekten  des  De- 
piirt<"mciiti«  vom  Donneraberff  16.  Nivöee  X.  (Einzeldmek  in  deutscher 
nnd  rranzösischer  Sprache  M.StB*) 
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nisse  entgegensetzte?  Wohin  zielten  die  woIilmeinendsU 
landeordnungeo  *,  die  in  Erwiigyog,  dafs  der  Friede  u 
Zeitumstände  der  Rheinschiffahrt  die  „Freiheit^*  wiedergegeben 
hätten,  erlassen  wurden,  da  die  Scherereien  mit  den  Maut- 
beamten die  Schiffer  von  ihrem  Fahrwege  fernhielten?  Wenn 
die  Douaniers  die  vorgesuhri ebenen  Untersuchungen  auch  noch 
80  flink  und  pfliehtgetrf'U  erledigten  *,  machten  diese  sich  doch 
als  fast  unerträgliche  Verkehrsstörungen  bemerkbar. 

Wie  sehr  der  Rheinverkehr    in  jenen  Jahren  thatsächlicb 
unter  den  unaufliörliclien  Krieg*swirren  und  der  Durchführung 
der  Grenzsperre  litt^  wird  ein  einfacher  lilick  auf  die  Zahlen 
der   Statistik   lehren®.     Für   Mains?,   das    durch    die   verschie- 
denen Einschlielsungcn  der  Stadt  vielleicht  am  meisten  gelittea; 
hat,    zeigt   die    Vergleichung   der   Krahnengebühren    folgend 
Bild*.     Während  diese  im  Jahre   1792    noch  27  705  fl.  59  kr. 
betrugen,    sanken   sie   1793  auf  14  527  fl,  17  kr.,    stiegen   im 
folgenden  Jahre  wieder  auf  26  932  fl.  11  kr.,   fielen  1795  a  " 
1744  fl.   20  kr.    und  gingen   dann    langsam    in    die    Höhe,   ii 
Jahre    1796   auf  6900   fl. ,    1797    auf   15  779   H.    11    kr.     Stai 
dafw  die  kommenden  Jahre  dann  dem    duich  Kriegs  wirren  ei 
schöpften     Lande     weiteren    Aufschwung    ermöglicht     hätte) 
gaben    die    Wirkungen    der    französischen    Zollpolitik    seine: 
Verkehr    einen    neuen    Küekschlag.      Die    Mainzer    KrahneO' 
gebühren  gehen  vom  Jahre  1797,  wo  ate  15  779  fl.  11  kr, 
trugen,  infolge  der  Douanebeatimniungen  herab; 
Im  Jahre  1798  auf  10  545  fl.  28  kr. 

-  1799      -      9  836    -    41     - 

-  1800      -      8  179    -    33    •  

Während  in  den  Jaliren  1792  —  1797  im  Hafen  daselbst  durch- 
schnittlich jährlich  immer  noch  260  000  Centner  W^aren  be*^^ 
fördert  wurden,  betrug  dae  Mittel  der  Verladungen  1798  btt^| 
1800,  also  nach  Beilegung  der  rheinischen  Kriegswirren,  nur^* 
193  770  Centner,  was  gegenüber  der  Durchschnittszahl  für 
1770  —  1792,  die  667  083  Cenmer  ergiebt,  eine  Minderung  voo^ 
nahezu    zwei    Drittel    bedeutet^.      Der    Hauptausfall    ist    aur^^ 

'  Besclilüsae  des  Miiirß   der  Stadt  Mainü  vom  27.  Flor^l  IX,  und 
des  Präfekten   des  Departi'ments  vcnn  Donnersherg   vom  1.  Prairial 
(Einzeldruck«',  deutsch  und  fransiösiscli,  M*St,Bj 

®  Auszug  ans  dem  Register  der  Bfscliliisfli'  dos  rieneral-Reffionings- 
kommissar«  in  den  vier  neuen  Depnrtementa  des  linken  Rfieinufera 
19.  Pluviose  X.     (Einzfddmckt  deutöeb,  M.StJl) 

'^  VgL  Bockten  heim  er  a.  a.  0.  S.  m%  843,  H48;  Hsiiidelskammcr 
in  Mainz  S.  18.  Ober  die  Frachtsätze  vor  und  nach  dem  Kriege  vgl. 
Schirges  a   a,  O.  8.  57. 

*  Die  Mainzer  Krahnen^efsi He  von  1770—1800  emBcldiefslieh  finden 
sich  bei  Lehne,  Lage  de;*  Handeln  im  Departement  Donneri»ber|f  S.  226. 

^  Der  Durehsrhiiitt  der  Kralinengebuhreu  betnig  (nach  Lehne, 
Lage  des  Handels  im  Deimrtemi'nt  Donner^berg  S,  227):  Vor  <lem  Krieff 
(1770-1792}  25  959  fl.,  seit  dem  Beginn  desselben  (1793—1797)  13  176  fl., 
seit  Anlegung  der  Maut  am  Rhein  (1798  -1Ö«J0)  9  520  fl. 
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Rechnung  des  Weiohandels,  der  durch  die  Vorschrift,  dafs  die 
Mainzer  Händler  von  ihrem  eigenen  im  Rheingau  gezogenen 
Wein  bei  Einfuhr  in  die  Stadt  einen  Zoll  entrichten  mufsten, 
besonders  bedrängt  war,  und  auf  Rechnung  des  Getreide- 
exports, der  durch  das  Ausfuhrverbot  völlig  unterbunden  wurde, 
zu  setzen.  Die  Stockung  des  ganzen  Verkehrslebenb  ward 
auch  durch  das  Herabgeheu  des  Wasserzolls  und  der  Um- 
schlagsgebühr  offenkundig.  Selbst  die  Errichtung  von  Nieder- 
lagen (Entrepöt  r^el)  der  verbotenen  und  nicht  verbotenen 
Waren  in  den  „Freihäfen'^  von  Köln  und  Mainz  ^  konnte  an- 
gesichts der  erneuten  Streitigkeiten  mit  England  nur  eine 
vortibergehende  Besserung  8chaften ,  zumal  diese  Vt-rgiin- 
atigungen  bahl  wieder  aufgelioben  wurden  ^. 

Inzwisehen  war  unter  Einwirkung  Rufslanda  der  Haupt- 
achlufs  der  aufserordcntlichen  Reichsdeputation  ^  die  zur  Re- 
gelung der  deutschen  Verhältnisse  eingesetzt  war,  endlieh  am 
15.  Februar  1803  zu  stände  gekommen.  Neben  den  peinvolleji 
Auseinandersetzungen  über  die  Entschädigungen  der  Fürsten 
innerhalb  des  Reichs  enthält  er  wenigstens  eine  Bestimmung, 
der  wir  unsern  vollen  Beifall  schenken  dürfen. 

Sein  Artikel  39^  verordnet,  dafs  alle  auf  dem  rechten  und 
linken  Ufer  erhobenen  Rheinzidle  abgeschafft  sind ,  dals  sie 
unter  keiner  Benennung  wieder  bergestellt  werden  dürfen. 
An  ihre  Stelle  soll»  abgesehen  von  den  näher  zu  bestimmen- 
den Eingangsgebühren,  (douanes),  ein  Rheinscbiffahrts-Octroi 
treten,  das  für  die  gemeinschaftliche  Fahrstralse  von  Frank- 
reich im  Verein  mit  dem  Reieh  geordnet  und  erhoben  wird. 
Seine  Erbebung  wird  einer  einzigen  Beliörde  anvertraut  und 
80  eingerichtet,  dafs  dadurch  die  Schiffahrt  so  wenig  wie 
möglich  aufgehalten  wird.  Die  Taxe  des  neuen  Octroi  soll 
so  berechnet  werden,  dafs  sie  den  Betrag  der  aufgehobenen 
Zölle  nicht  übersteigt  Sic  soll  höher  sein  für  die  Schiffahrt 
der  Fremden»  als  für  die  der  deutschen  und  französischen  Ufer- 
bewohn  er,  höher  zugleich  für  die  bergwärts,  als  die  zu  Thal 
beförderten  Fahrzeuge. 

Der  Ertrag  des  Octroi  ist  vorzüglich  zur  Bestreitung  der 
Erhebungs-,  Vcrwaltungs-  und  Polizeikosten  bestimmt.  Der 
Uberschufs  soll  zur  Unterhaltung  der  Leinpfade  und  zu  son- 
stigen Arbeiten  verwendet  werden,  welche  die  Schiffahrt  not- 
wendig macht. 

Der  noch  verbleibende  reine  Rest  hat  zur  Ergjtnzung  der 
Dotation  des  Kurfürsten- Erzkanzler  und  zur  Bezahlung  an- 
■  lerer  Verpflichtungen  zu  dienen. 


*  UandirlakainTrifT  zu  Miiiiiz  8,  20. 
'  Vgl.  Borken  hei ini^^r.  Gesschirbto  der  Stadt  Maitu  S.  355. 

*  Ab^ed riukl    bei    M  e yer,     Staat&rt k tf n    S.    32 — 84 ;     TT e r m a n , 
Mnmliing    der   Gesetze  S.  ;J9»  40;    Oppenheim,    Der    freie    deutÄcho 

Ihciti  H.  8:3—85. 
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Alle  nötigen  weiteren  Bestimmungen  werden  für  das  Reich 
durch  den  hierzu  bevollmächtigten  Kurfürsten-Erzkanzler  mit 
der  französischen  Regierung  vereinbart*. 

Damit  war,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  der  erste  Schritt 
zur  Befreiung  der  Rheinschiffahrt  aus  den  Fesseln,  in  die  sie 
vergangene  Jahrhunderte  schlugen,  gethan.  Blieben  auch  die 
Eingangszölle,  (droits  de  douanes),  unangetastet,  so  war  doch 
wenigstens  die  Weise  angedeutet,  nach  der  die  ebenso  hinder- 
lichen und  noch  störenden  Flufszölle,  (Durchgangszölle,  droits 
de  päages),  vereinfacht  und  erleichtert  werden  konnten.  Die 
Grundztlge  des  neuen  Schiffahrtsgesetzes,  über  die  sich  die 
vertragschlielsenden  Mächte  geeinigt  hatten,  harrten  nur  noch 
der  Durchbildung  im  einzelnen,  die  nicht  allzulange  auf  sich 
warten  liefs. 


^   Die  Rheinzölle  waren  bereits  seit  1801  gröfstenteils  zum  Vorteil 
des  Kurerzkanzlers  erhoben  worden  (Ockhart,  Gksetzgebnng  S.  279). 


Erster  Abschnitt. 

Von  der  Octroikonvention  bis  zum  Wiener 

KongrePs. 


ForMhongan  XVIU  5   —  £ok«rt. 


Erstes  Kapitel. 

Umgestaltung  der  RheinschifTahrt  durch  die  Satzungen 
der  Octroikonvention. 


§3. 

Die  durch  den  ReichtdeputÄtiunshauptscblufs  in  Aussicht 
gestellte  Vereinbarung  zwischen  Frankreich  und  dem  Reich 
über  die  künftige  Gestaltung  der  Khetnachiffahrt  kam  bald  zu 
Stande.  Der  dieabezügliche  Vertrag,  bekannt  unter  dem  Namen 
„Konvention  über  das  Rheinschiffahrtö-Octroi**  \  wird  von  einer 
gesünderen  Auffassung  des  Rheinverkehrs,  als  die  seither  üb- 
liche, beherrscht  und  ist  ah  der  entschiedene  Anfang  einer 
besseren  Ordnung  der  SchifFahrtsverhöltniisse  zu  betrachten. 
Er  wurde  bereits  am  27.  Thermidor  XII.  (15.  August  1804) 
zu  Paris  unterzeichnet^,  konnte  jedoch,  da  verschiedene 
Schwierigkeiten  zu  beheben  waren,  erst  am  L  November  1805 
in  Kraft  treten.  Die  Octroikonvention  hat  von  da  an,  über 
den  Wiener  Kongrefs  binaua,  in  der  Hauptsache  bis  zur  Rhein- 
schifFabrtsakte  von  1831  ihre  Gültigkeit  behalten. 

Während  der  Artikel  39  des  Hauptschlusses  vom  Jahre 
1803  nur  einige  allgemeine,  völkerrechdiche  Sätze  aufstellen 
konnte^  enthÄlt  die  ihm  folgende  Vereinbarung,  neben  der  ge- 
nauen Reg:elung  der  internationalen  Verbältnisse,  eine  ganze 
Reihe  staatsrechtlicher  und  polizeilicher  Normen  von  nicht  zu 
unterschätzender  Tragweite,  Ihr  Hauptvorzug  war  die  Schaflung 


I 


*  Der  offizielle  Titel  lautet:  Projet  de  Convention  ßur  Toctroi 
de  uavigstion  du  Ehin.  En  ex^ciidon  de  rarticle  139  du  Roc^s  de 
TEinipire  Germanique  ratifiö  par  Sa  Majest^  Imperiale  TErapereur  dfs 
Romains  If?  27.  Ävril  1803;  sign6  l©  15.  Aout  1804,  avec  un<?  conveutiotj 
iüpplÄmi^Dtaire  du  1.  Octobre  1804»  ratifi<5a  par  rEinpereur  en  date  du 
11.  May   1805. 

*•*  *  Über  die  einzciloen  Daten  der  Ratifizieruni?  und  Sij^menmg  vgl. 
Herman,  Bammltmg  der  Gesetze  S.  1;  Meyer,  Staatsakten  8.  &; 
Harteue,  Supplement  au  Hecueil  des  Trait^s  Tarn.  IV  S.  36, 
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einer  einheitlich'^n  Verwaltung  ftir  den  Rhein,  der  „allezeit  iii:| 
Beziehung  aiit  die  Schiftahrt  und  Handlung^  (sous  le  rapporti 
du  commeree  et  de  la  navigation)\  als  ein  zwischen  Frank- 
reich und  Deutöcldand  gemeinschnftlicher  Flufs  angesehen 
werden  solle**.  Die  Verfügungsgewalt  ilber  die  Benutzung  de$ 
Wasserweges  w^urde  den  Uferstaaten  entzogen  und  zum  Gegen* 
stand  eines  yölkerrechtlrchen  Vertrages  gcmaeht.  Nur  durch 
die  Einsetzung  eitier  neutralen,  von  den  Lokalautoritiiten  der 
beiden  Ufern  ganz  unabhängigen  Behörde  war  die  Neuregelung 
des  Stapel-  und  Umschlagwesens,  die  Beseitigung  der  alten 
ZoUschwierigkeiten  und  die  zweckentsprechendere  Gestaltung 
der  Schitferzlinfte  zu  erzielen.  Die  einscidagenden  Bestim- 
mungen der  Konvention  sind  für  die  wirtachaftliehe  und  recht* 
liehe  Weitergestaltung  des  Kheinverkehrs  von  solcher  Trag- 
'weite  gewesen,  dafs  eine  etwas  ausführlichere  Darstellung  der- 
selben nötig  erscheint^. 

Die  neugeschaffene  Centralbehörde®  sollte  die  Einförmig- 
keit* der  Verwaltung  aufrecht  erhalten  t  die  Erhebung  dea 
ISchiffahrtsoclroi  leiten  und  mittelst  Geltendmachung  der  Ver- 
fügungen der  Konveution  die  bisher  bestandenen  Mifsbräuche 
beseitigen  ^  wie  allen  künftigen  Unordnungen  vorbeugen* 
Zur  raschen  Erledigung  vorkommender  Streitigkeiten  war  mit 
ihr  ein  eigener  Gerichtsstand  in  drei  Instanzen  verknüpft, 
wovon  die  letzte  aus  höheren  Beamten  bestand^  die  zu  diesem 
Zwecke  jälirlicli  einmal  in  Mainz  zusammentraten. 

Die  Generalverwaitung*^  die  ebenfalls  ihren  Sitz  zu  Main2 
hatte,  bestand  aus  einem  Direktor  und  vier  Inspektoren,  die 
als  gesetzliche  Kote  Sitz  und  Stimme  bei  ihr  hatten.  Sie  ward 
nach  der  Konvention  unter  zwei  Gesichtspunkten  thlltig.  Ein- 
mal bildete  sie  die  zweite  richterliche  Instanz,  vor  der  in  Rechts- 
sachen Rekurs  genommen  wurde,  und  die  nach  Stimmenmehr- 
heit aller  Mi^lieder  entschied  ^,  Sie  war  aber  aufserdem  zugleich 
Verwaltungsbehörde,  die  Ergiinzungs-  und  Ausführungsbestim- 
mungen  zur  Konvention  erlassen  konnte*'^    für   die  jedoch  die 


4 


'  ÜhPT  diesen  Zusatz,  der  nit'h  im  K*'Jt'h8dt'putation8haupt«chlaf4 
nickt  findet,  V|jL  ^hipenhciin,  Der  freie  deutiiili»'  Kliein  8.  Soff. 

ä  WüTtlicIier  Abdruck  der  KoiiveDtion  «urnt  den  in  den  kurfurst- 
Ucben  Abstimmunpen  gemaebten  Antrngen  mid  Verbesserungen,  welche 
dnrcb  KoÜegialgutnehten  vom  18.  Mfirz  1805  lAit  weiteren  Unterhandlung 
mit  de«  Kai fiersMaji'.'^tiit  geeioiet  befundtjn  wurden,  bei  Meyer,  StaAts- 
akten  S.  15— 65^  der  in  Aiirisit'ht  genommene  Additionül vertrug  isif  niemals 
erschienen.  Abdruck  der  Konvention  in  deutscher  Spraehe  bei  Her  in  an, 
Hanmdimg  der  Gesetze  S.  '6—31*  Im  französiachen  Urtext  ebenda 
S,  561—610;  Kl  über,  Kongref:*akten  lll  S,  280—329* 

3  Octroikonvention  art.  123—127. 

*  Art.  42.  45. 

"  Art.  122,      ^  ^__ 

^  Art.  130.     Vgl.  als  Beispiel  für  Holelie  AnsiTilinmgsverordmttijJSii 
die  pSnppleinentar-    und    Detailhifttruktiunen    der  Urneraldircktion     *" 
Rheinfleniflralirts-Octroi ,    be^eh!o.«!^eii    in  der  Sitzung  vom  5. 
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jeweils  zugezogenen  Inspektoren  neben  dem  Generaldirektor 
nur  Pine  „Ijenitst'hlagende  Stimme'*  abgeben  konnten. 

Aufaer  dem  Vorsitz  bei  der  Cieneralverwaltung;  stand  dem 
Direktor*  die  Oberleitung  aller  MMlsnabmen  zu,  die  mit  Voll- 
ziehung der  Octroikonyeotion  irgendwie  zusammenhingen  ^,  Den 
Diensteid  leistete  er  ebenso  wie  die  Ihm  untergeordneten  Inspek- 
toren vor  den  Vertretene  der  beiden  vertragschliefsendL-n  Müchte, 
als  welche  der  Präsident  des  Civiltribunals  in  Mainz  und  ein 
Kommissär  des  Fürsten  Erzkanzler  Lestimrat  wurden^. 

Die  Inspektoren*  teilten  sich  in  die  Aufsicht  Uber  die  ge- 
liörigc  Erhaltung  des  Flufsbetts  und  den  Zustand  der  Lein- 
pfade, in  die  Überwachung  der  Bureaux  und  Einnalimen.  Sie 
hatten  die  Register  abzusehliefijen ,  den  Bestand  der  Kassen 
nacljzuprtUen,  Klagen  anzunehmen  und  ausführliche  Berichte 
über  ihre  Tblttigkeit  einzusenden.  Auch  sollten  sie  von  Zeit 
zu  Zeit  Romlreisen  machen,  um  sich  dareh  Augenschein  zu 
überzeugen,  was  aUes  die  Regelung  der  liheinschiffiihrt  er- 
fordere. 

Die  ünterbeamten'^,  welche  die  Geschäfte  der  einzelnen 
Erhebungsstellen  besorgten,  Hchwnren  ihren  Diensteid  in  die 
Hände  ihrer  jeweiligen  Vorgesetzten  *\  Sie  hatten  ständig  auf 
iliren  Posten  zu  sein'  und  zu  achten,  dafs  die  Fahrzeuge  so 
wenig  ab  möglich  durch  die  Gebülirenzaldung  aufgehalten 
wurden.  Um  der  Besteclilicfikeit  und  Willkür  nach  Kräften 
vorzubeugen»  war  allen  Angestellten,  bei  Strafe  \m  zur  Dienst- 
entlassung, auf  das  strengste  verboten,  den  Schiffern  irgend 
etwas  zu  eigenem  Vorteil  abzuverlangen,  oder  auch  nur  ein 
„Zeichen    der  Zuneigung  oder  Erkenntlichkeit  anzunehmen*  ^. 

Durch  diese  Einrichtung  einer  centralen  Verwaltung, 
deren  Beamten  in  strenger,  last  hierarchischer  Unterordnung 
ihre  ("Geschäfte  wahrnahmenj  war  gegenüber  frühereu  Zustanden 
viel  gewonnen.  Der  EinHufs  der  kleinen  Uferst^uiten  mit  ihren 
örtlich  beschränkten  Interessen  war  völlig  gebrochen.  Au  ihre 
Stelle  waren  zwei  Grofsmiiehte  getreten,  in  deren  Namen  eine 
Oentralbehörde  die  Schiffahrt  dea  Rheines  bis  zu  den  Grenzen 


1805  für  die  Htations-Kontrolleure  zu  Köln   und  Main«*^   bei  Hermno, 
SammtuDg  der  Gesetze  S.  82—88. 

*  Über  seine  Ernennung  vgl.  art.  48  j  fnataüatio«  art  53;  Gehalt 
art.  es. 

«  Art.  43,  60,  61,  62. 
»  Art.  57. 

*  Art»  45;  Emenamiganiodiis  art  49;  weiter  vgl.  art  54«  6ö. 

^  Art  47,  50,  51,  52,  55,  56,  63,  64„  67—71,  84,l7,«fi;  über  Pension 
und  UuterstiitemigsfoiidB  für  Witwen  und  Waiaen  der  Octroibvamtea 
vgl.  art  73—82. 

*  Art  58,  59. 
T  Art 


I  ■  Art.  Sa 


der     bataviscben     Republik     überwachte     und     vor     Störung 
schlitzte  *. 

Aber  nicht  nur  an  der  Rechtsverwaltung,  auch  an  dem 
Rechte  selber  war  durch  die  Konvention  vieles  geändert 
worden.  An  Stelle  der  im  Dc^putaiionshaupt^chlufs  von  1803 
aufgehobenen  Klieinzöllc  trat  eine  Octroigcbiilir»  für  deren  Er* 
hcbung  ausführliche  Bestimmungen  getroffen  waren. 

Für  die  Vereinnahtoung  der  fiebuhren  wurden  zwölf  Ämter 
bestellt,  von  denen  je  die  Hftlftc  auf  jedem  Ufer  lagen.  Links- 
rheinisch  waren  dazu  auserseheu:  Neuburg,  Mainz,  Andernacii, 
Köln,  Ilomberg,  Griethauseo ;  rechtsrheinisch :  Mannheim, 
Wellmich,  Thal,  Linz,  Düsseldorf  und  Wesel".  Nach  dem 
Tarif,  der  für  die  einzelnen  Strecken  zwischen  Strafsburg  und 
den  Niederlanden  genau  berechnet  war®,  sollten  von  jedem 
Ceotrier  Gut  im  ganzen  nicht  mehr  als  ungefilhr  2  Jranes 
bergwärta  und  1  Franc  33  Centimes  bei  der  Thalfahrt  föllig 
werden*.  Er  wurde  nach  dem  Gewicht''  der  Ladung,  nicht 
nach  ihrer  Böscbaffenheit  erhoben,  wodurch  sich  die  Abfertigung 
erleiclitern  und  beschleunigen  Uels. 

Wenn  auch  kein  Gegenstand  an  den  Bureaux  vollkommen 
abgabenfrei*'  vorbeikommen  durfte,  so  wurde  die  volle  Gebühr 
doch  nur  für  die  eigentlichen  Handelswaren  erhoben,  Pro- 
dukte, die  den  Ackerbau  und  die  Industrie  befünlertenj  sowie 
solche,  die  den  Hausbedarf  der  Anwohner  des  Rheins  decken 
sollten,  waren  weit  geringer,  teilweise  auf  den  vierten  oder 
zwanzigsten  Teil  des  gew5hnhchen  Tarifs  angesetzt'*  Jachten 
und  Wasserdiligencen**,  die  vorzüglich  der  schnellen  Weiter- 
beförderung von  Reisenden  dienten,  zahlten  die  Octroigebühr, 
als  wenn  sie  mit  dem  vierten  Teil  der  Waren  beladen  wären, 
die  sie  nach  ihrem  Kiuiminhalt  fassen  konnten.  Für  leere 
Schiffe  w^ar  beim  Durchkommen  auf  einer  gewissen  Strom- 
strecke  nur  die  sog.  Rekognitionsgebühr  zu  entrichten^,  die 
sich  lediglich  nach  ihrer  durch  Aicirung  festgestellten  Gröfse 
berechnete.  Die  Bezahlung  der  geschuldeten  Summen  sollte 
auf  dem  linken  Ufer  im  Decimalgelde  (Francs,  Centimes )j  auf 
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'  Über  die  Ausdehnung  der  Konvention  auf  dio  holländischen 
CTcbietateile  vgl.  Eicbliofft  Pragmatiaeh<i  DarateOung  8»  11  und  uuteu 
S,  56. 

»  Art,  46. 

»  Wie  Schirgea  (Der  Rhein  8,  69^  rielitig  bemerkt,  war  es  ökono- 
misch wn«ei  den  Tarif  für  dvn  OberrheiiiT  wo  die  Sehitführt  ohnehin 
mit  ßvotsen  Srliwieripkeitt^n  zu  kiitnpfen  hattü>  medriger  anzuschlagen 
ab  tur  Mittel*  nad  Niederrhein, 

*  Art.  99. 
»  Art.  97,  99. 

•  Art.  112.  ♦ 
'  Art.  102  '  lö.'i. 
^  Art.  101. 
«  Art.  94. 
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dem  rechten  ansschliefalich  in  deutscher  „Konventionsmünze" 
erfolgen,  deren  gegenseitiges  Verhältnis  nicht  von  dem  je- 
weiligen Kurs  abhängig  war,  vielmehr  ein  fUr  allemal  fest- 
gesetzt wurdet 

Diese  Nonnen  enthielten  manch  bedeutsamen  Fortschritt. 
Allerdings  hatte  man  sich  nicht  dazu  verstanden,  den  Rhein- 
verkehr  gebührenfrei  zu  machen.  Die  erhobenen  Summen 
wurden  ausdrücklich  ttir  Benutzung  des  Strombettes  zu  Schiff- 
.  fahrtszwecken  gefordert.  Sie  waren  eine  Steuer,  die  nicht  nur 
fanf  den  Konsumenten  der  betorderten  Waren,  sondern  auf 
den  Schiffern  lastete,  da  ja  selbst  deren  leere  Fahrzeuge  von 
ihr  nicht  befreit  waren.  Ihrem  Wesen  nach  lassen  sich  also 
die  Octroigebiihren  von  den  alten  Rheinzöllen  nicht  trennen, 
da  sie  gleicli  jenen  auf  der  Thatsache  der  Strom befnhrung 
fufsen;  mit  den  Eingangsgebühren  für  Güter  (droits  de  douanes) 
hatten  sie  nichts  zu  thuu,  der  Fortbest^ind  der  letzteren  wurde 
ausdrücklich  betont.  Was  das  Octroi  von  den  lästigen  Rhein- 
zöllen- schied,  war  lediglich  die  bequeme  Erhebongsart,  die 
Herabsetzung  der  fitUigen  Beträge  und  die  Bestimmung^  der 
die  eingehenden  Gelder  zugeführt  wurden. 

Schon  die  einfaebe  Herabminderung  der  Zollstätten  um 
nahezu  zwei  Drittel  war  eine  nicht  zu  unterschätzende  Verkehrs- 
erlei chterung*  Bis  zur  Durchführung  der  Konvention  von 
1804  bestanden  nicht  weniger  als  32  Erhebungsstellen,  in  dei^n 
Erträge  sich  die  vereüchiedenen  anliegenden  Herrschaften  teilten. 
Dort  wurden  die  Abgaben  meist  nach  sehr  hohen  Zollrollen 
erhoben,  die  sich  baki  nach  der  B  esc  halfen  hei  t  der  durch- 
fahrenden Güter,  bald  wieder  nach  Zahl  und  Gewicht  der- 
selben richteten,  was  zu  allen  möglichen  Nörgeleien  und  be- 
deutendem Zeitverluste  führte**.  Gewöhnlich  war  es  für  den 
Schiffer  noch  das  beste,  wenn  er  sich  mit  den  Angestellten 
der  verschiedenen  Amter  vergleichsweise  einigte*,  da  diese 
neben  der  eigentlich  geschuldeten  Summe  noch  alle  möglichen 
Nebengebühren  forderten  '*.     Die  Fährleute  waren  vollkommen 
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»  Art.  107. 

•  IJber   die    Rheinzöllf'    in    der   letzten   Zeit    vor  Einfülining   der 
ctroibmveDtion  vgl.  Ockhart,  OesetÄgebuiig  S.  280,  281;  Nau,  Bei- 

ÜTäge  Äur  Kemitiij»  der  Schiffahrt  II  8.77;  Eitlihoff,  Darstellung^  de» 
t? Inline  S,  1 17—  1 19 ;  0  p  p  e  n  h  e  i m ,  dt^r  froie  deutsche  Rhei o  S.  4S  ff. ; 
MeidinKGr,  Der  Rhei«  S,  39,  Bc^i  der  Aufzähltuit'  in  „du  Thalwt'g^ 
du  Rhiri^  dnd  zwei  ErhebuDgsstellfu  (Koblenz  und  Neuborg)  vergej^seD 
S.  15-17. 

■  Efl  gab  »ogar  einige  Zollämter,  wi*^  das  zu  Leiidesdorf,  wo 
der  bekannte  oder  mutmaliliclie  poütif*che  Gbmhe  dr^  SehiffiTs  einen 
istHrkcD  Einflnfs  auf  die  Bestimmung  der  Zollgebühr  hatte.  Le  Thalweg 
du  Khiii  8.  2L 

*  Vgl.  Le  Thalweg  du  Rhin  S.  21  und  die  oben  Citiorten, 
»  Vgl.  Bü«eb,  ScTirifren  Bd    DI  S.  394;    Flüneden,  Rheinhandel 

8. 1 — 24.  Ob*^r  das  unaiij^*"ni<'?*seni*  Betrafen  der  Zollbeamten  an  anderen 
deutschen  Fluiden  vgL  SehmoUer.  Wirt*ehaftliche  Politik  Friedricha 
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auf  die  Gutmütigkeit  oder  auch  den  bösen  Willen  der  ZoU* 
befliensteten  angewiesen ^  gegen  deren  Ungerechtigkeiten  sie 
sich  kaum  schützen  konnten.  Die  Oetroikonvention  suchte  mit 
ihrem  festen  Tarif^  der  nicht  überschritten  werden  durfite, 
mit  ihren  Bestimmungen  für  eine  schnelle  Abfertigung  und 
ihren  Strafiuidrohungen  gegen  ungetreue  Beamte*  allen  diesen 
Mifsständen  die  Spitze  abzubrechen.  Dals  durch  ihre  MaXs- 
nahmen  die  Kheinschifler  nicht  nur  Zeit,  sondern  auch  Geld 
ersparten,  zeigt  ein  Vergleich  der  Erträgnisse  nach  der  früheren 
und  der  neuen  Erhebungs weise.  Während  die  Einnahmen  aus 
den  alten  Zöllen  auf  2  Millionen  fl.  jährlieh  angeschlagen 
werden,  haben  die  OctroigebUhren  kaum  1  Million  fl.  durch- 
schnittlich in  einem  Jahre  ergeben  ^. 

Aufserdem   aber   war,    wie  bereits  angedeutet  wurde,    in 
Weiterverfolgung   der   Gedanken    des   Reichsdeputationshaupt- 
ischlusaes  angeurdnet,  dafs  die  aus  Benutzung  der  Rheinstralse 
herrülirenden  Einnahmen    in    erster  Linie  auch    für  deren  In- 
standhaltung Verwendung    finden    sollten.     Damit  wurde  zum  ^J 
ersten  Male  wieder  seit  Jahrhunderten  mit  dem  rein  tiskalisehen  ^M 
Erhebungsprinzipe    gebrochen.     Seither    hatte    man    nach    be*  ^^ 
kanntem  Worte    die  Kuh    nicht   nur  an    dem  Euter,    sondern 
auch    an    den  Hörnern    gemolken,    ihr   aber   möglichst    wenig 
Futter  gegeben,    man  hatte,   ohne  aich  viel  um  Strombau  und 
Erhaltung  der  Leinpfade  zu  kümmern,  das  Befahren  des  Rheins 
so  sehr  besteuertj  dafs  der  Verkehr  zum  Teil  von  dem  natür- 
lichen Wasserwege  auf  die  Landstrafsen,    die  nur  als  Zufuhr- 
linien  gedacht  waren ,    unnützerweise  abgelenkt  wurde.     Jetzt  ^J 
erklärte    man    endlich    wieder    einmal    feierlich ,     die    reichen  ^M 
Erträgnisse  aus  der  Schiffahrt  sollten  in  erster  Linie  auch  ihr       i 
selbst    zu    gute    kommen,    sollten    ihrer   Förderung    und    Er* 
leichterung  dienen. 

Wie  hinsichtlich  der  Erhebung  von  Schiffahrtsgebühren, 
suchte  auch  bezüglich  anderer  Funkte  die  Oetroikonvention 
eine  vermittelnde,  ausgleichende  Stellung  einzunehmen.  Nächst 
dem  Gehaben  an  den  Zollstätten  war  wohl  das  Stapelrecht  von 
Köln  und  Mainz  ^  der  wundeste  Punkt  der  Rheinschiffahrts- 
verhältnisse zu  Anfang  des  Jahrhunderts.  Schon  auf  dem  Kon- 
grefs  zu  l^astatt  war  heifs  über  seine  Beibehaltung  oder  Ab- 
schaffung gestritten  worden^.     Auch  in  den   folgenden  Jahren 
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des    Grofsen  Xl  8.  81;    Kriele,    Die    Regulierung    der   Elbechiffabrt 
Anm.  10  S.  121. 

i  V^l  oben  8,  21. 

*  So  der  woliluDterrichtetc  Naa  ii»  aeinen  BeifrÄgcn  zn  Kenntnis 
der  Schiffahrt  II  S.  77.  Dies  entsprach  vollkommen  dem  Sinn  des 
ReichsidepntationshaiiptsehhisRrs,  der  befitimmtc^  dafs  die  neue  Tax«i 
der  Rheiiischiffahrtsgehtihren  die  alten  Ztdle  nieht  ilbernteigen  döife, 

"^  V^i.  dazu  Bü«eh,  Schriften  Bd.  III  S.  l^U,  896;  Eichhofft  Dar- 
8t«lkui^  des  Rheiua  S.  124  ff. 

*  Vgl  Ofkhart,  Gesetzgebung  S,  277  und  oben  S.  7. 
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wurde  viel  übt^r  Nutzen  und  Schaden  des  Stapels,  namentlich 
in  der  am  Rhein  meist  gellbten  Form  eines  „Uroat-hhigszwanges** 
geredet  wie  geschrieben.  Es  ist  fast  stets  derselbe  Gredanken- 
gang,  der  bei  Freunden  und  Gegnern  wieilerkehrt  ^ 

Zur  Verteidigung  des  UniHchlags  ward  angtdlilirt^  dafs 
auf  dem  Rhein,  wie  überhaupt  auf  den  gniföi'ren  Flüssen, 
nicht  alle  Streuken  in  gleicht r  Weise  befahren  werden  könnten. 
Zur  Sicherheit  der  Transporte  sei  es  nötig,  die  Schiffahrt  des 
Ober-,  Mittel-  und  Unterrheins  von  einander  zu  sondern,  und 
für  jeden  Teil  nur  diejenigen  Fahrzeuge  zuzulassen,  die  dem- 
selben nach  ihrem  Bau  und  ihrer  Ladungsföhigkeit  angemessen 
wären.  Mülsten  nun  aher  einmal  wegen  Verschiedenheit  der 
Fahrzeuge  und  auch  wegen  der  Eigenschaft  gewisser  Waren, 
die  eine  lange  Keise  nicht  aushielten,  „ohne  nachgesehen ,  ge- 
triftet oder  umgepackt  zu  werden'*,  Umladungspunkte  sein,  so 
fordere  es  das  Beste  des  Handels^  dafs  diese  Punkte  unver- 
änderlich bestimmt  würilen.  Denn  dadurch  werde  an  gewissen 
Plätzen  ein  Zusammen Hnfs  von  Fahrzeugen  jeder  CTröfse  und 
Waren  aller  Art  erzielt,  der  dorn  Kaufmann  leichte  Gelegen- 
heit zur  Weiterversendnng  seiner  Güter,  tlem  Schiffer  sichere 
Rückladung  für  sein  Fahrzeug  biete. 

Die  Gegner  meinten,  wenn  es  untersagt  sei,  die  Waren 
weiter  als  nach  den  privilegierten  Stlldten  zu  fi'ihren^  ohne  sie 
umzuladen  und  auf  andere  Schiffsböden  zu  verpacken,  so 
werde  dadurch  unnützer  Aufenthalt  verursaelit,  und  zudem  die 
Versendung  durch  Ausgaben  an  Arbeitstcdm^  Erahnen-,  Wage-» 
Werft-  und  alle  möglichen  anderen  Gebühren  ungemessen  ver- 
teuert, gar  nicht  zu  gedenken  der  Geldschneidereien,  die  bei 
derartigen  Zwangsanstalten  gewäljnlich  mit  unterliefen.  Wenn 
die  Natur  des  Rheinstroms  und  seiner  Schiffahrt  Stationsstädte 
zum  Umladen  wirklich  verlange,  dann  bedürfe  es  nicht  des 
Zwanges  für  solche,  der  eigene  Vorteil  werde  Kaufloute  und 
Schiffer  schon  TNHigen^  sie  sieh  selber  zu  wählen. 

Die  Octroikonvention  hat  sich  diesen  Anschauungen ,  die 
schon  den  Geist  der  kommenden  Zeit  verrieten ,  nicht  an- 
geschlossen. Mehr  noch  als  die  Rücksicht  auf  Mainz  und  Köln, 
hat  der  Gedanke  an  Sicherung  der  Mauten  und  Gebühren  die 
iiei behaltung  des  Umschlags  in  gewissen  Grenzen  bewirkt. 
Denn  wenn  auch  über  die  oben  angefLthrten  Gründe  und 
GogengrÜnde  damals  gestritten  werden  konnte,  darüber  bestand 
bei  den  leitenden  Mitnnern  jener  Tag*^  kein  Zweifel ,  dafs  in 
polizeilicher  Hinsicht  das  StapelweRcn  mannigfache  Vorteile 
bot*.     Indem    man    die   eigentliche    Handelsschiffahrt   von    ge- 

*  Vgl  bt'ispit'lpweinc  Jacttbi,  Kheiur^cliiffürt  8.  167 — 176;  Eii'U* 
hoff,  Darsfelliuig  des  Rh^^ins  S.  129  ff, j  OrkliHrt,  OescUgebuug 
S.  2H4ff.;  OckhiiVt,  Der  Rhein  8.  9^-98. 

»  Vgl,  Elf  Ulioff  H.  a.  O.  S.  im,  131;  Nau,  Beiträge  2ur  Kenntma 
der  Schiffahre  ü  S.  78. 
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wissen  Punkten  aus  leitete,  konnte  aller  Zersplitterung  der  Li- 
düngen  zur  Ersparung  der  Eingangszölle,  den  sog.  Hecken- 
fahrten und  Winkelspeditiunen ,  die  den  Ertrag  der  Octroi- 
wie  der  Douanengebühren  leicht  hätten  gefährden  können,  mit 
verhältnismäfsiger  Sicherheit  vorgebeugt  werden. 

Die  Bestimmungen  der  Octroikonvention  zur  Neuregelung 
des  Stapel  Wesens  waren  kurz  folgende.  Beseitigt^  wurde  jeder 
Zwang  zum  Anbieten  von  Waren  in  den  Häfen  von  Köln 
und  Mainz,  sowie  an  jedem  anderen  Ort.  Desgleichen  wurden 
alle  aus  dem  Umschlagsrecht  abgeleiteten  Geldzahlungen,  unter 
welchem  Namen  sie  auch  immer  gefordert  werden  mochten, 
strengstens  verboten,  ausgenommen  die  Erahnen-,  Quai-  und 
Wägegebtihren ,  deren  Maximalbetrag  festgesetzt  ward.  Da- 
gegen war  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  die  Einrichtungen  des 
Umschlags,  soweit  sie  das  Einlaufen  und  Umladen  der  Fahr- 
zeuge betrafen,  für  Mainz  und  Köln  mit  gewissen,  nicht  allzu 
merklichen  Einschränkungen  bestehen  bleiben  sollten  ^  Kraft 
dieser  Verfügung  war  Köln  auch  künftig  die  Station  der 
Schiffahrt  zwischen  Holland  und  Mainz,  wo  alle  Ladungen  in 
andere  Fahrzeuge  übergesetzt  werden  mufsten.  Mainz  blieb 
in  ähnlicher  Weise  die  Station  zwischen  Köln  und  Strafsburg. 

Ausgenommen  vom  Umschlag  in  Mainz  war  bis  zu  ge- 
wissem Grade  der  Verkehr  der  nach  Frankfurt  am  Main  '  be- 
stimmten Güter.  Einmal  blieben  dieser  Stadt  die  Freiheiten 
ihrer  Messen  gewahrt,  während  denen  der  ungehinderte  Waren- 
transport von  den  rheinischen  Häfen  gestattet  war*.  Aufser- 
dem  durften  die  zu  dem  Hafen  von  Mainz  gehörenden  Schiffe, 
die  von  Schiffern  desselben  Ortes  geführt  wurden,  bei  Ein- 
nahme von  Kölner  Ladungen,  die  ausschliefslich  für  Rechnung 
der  Frankfurter  Kaufleute  gingen,  ohne  Aufenthalt  nach  ihrem 
Bestimmungsorte  fahren.  Schliefslich  war  die  direkte  Fahrt 
von  den  Häfen  des  Oberrheins  nach  Frankfurt  erlaubt,  wenn 
nur  im  Hafen  von  Mainz  die  Schiffahrtsgebühren  entrichtet 
wurden. 

Dies  waren  immerhin  merkliche  Unterbrechungen  des 
starren  Umschlagsrechtes,  die  gegen  eine  starke  Opposition 
durchgesetzt  waren  und  deren  Erweiterung  Frankfurt  ständig 
anstrebte.  Mainz  hat  in  diesen  und  den  kommenden  Jahren 
in  unaufhörlichem  Zwist  mit  der  alten  Rivalin  am  Main  ge- 
lebt^.    Besonderen  Anlafs   zum   Streit   gab   eine   Lücke   oder 

'  Art.  8. 

8  Art.  3—6. 

'»  Art.   10—12 

*  Vgl.  Eckert,  Mainzer  Schifferffewerbc  S.  73. 

''  Die  Akten  über  Handels-  und  ^  erkehrswesen  des  M.St.A.  geben 
dafür  zahlreiche  Belege.  Es  wurden  sogar  jjedruckte  Beschwerde- 
schriften der  Mainzer  gegen  diese  Ausnahnn^n  vom  Unischlagszwang 
verbreitet  und  der  französischen  Regierung  vorgelegt. 
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Uogenauigkeit  in  der  Octroikonvention*  Dort  sind  nämlich 
die  Thalfahrten  %'on  Frankfurt  nucli  den  Finten  des  Mittel- 
rheina  unerwähnt  gelassen.  Die  einen  belniujiteten  nun ,  das 
Recht  des  freien  Durchzugs  ohne  Umladczvvang  habe  immer 
bestanden  und  sei  als  selbstverständliche»  unangefochtene  Be- 
fugnis nicht  besonders  aufgeführt.  Die  Mainzer  Lokal bchörde 
auf  der  anderen  Seite  erhob  dagegen  Einspruch  und  meinte, 
auch  wenn  es  bestanden  habe,  sei  es  nunmehr  aufgehoben,  da 
die  Konvention  davon  abgesehen  habe,  eine  diesbezügliche  Be- 
stimmung zu  treffen  *. 

Übrigens  bezogen  sich  alle  die  angeführten  Sätze  über 
den  Umladezwang  lediglicli  auf  die  sog.  grofse  Schiftahrt  mit 
eigentlichen  Handelsgütern,  die  von  einem  Teile  des  lihein- 
stroms  zum  anderen  durch  Vorbeifahren  vor  Mainz  und  Köbi 
befördert  wurden.  Der  wechselseitige  Verkehr  mit  heimischen 
Erzeugnissen  der  Häfen  und  Landstriche  zwischen  diesen  Sta- 
tionen war  dagegen  freigegeben  -,  Auch  die  Postachiffe  und 
Wasserdiligencen,  die  Jachten  und  Nachen,  die  bk»8  zur  Weiter- 
bringung der  lieisenden  und  ihres  Handgepäcks  dienten,  waren 
den  genannten  Bestimmungen  nicht  unterworfen^  aoferti  sie 
sich  nur  der  Ladung  von  Handelswaren  enthielten*. 

Nacli  der  zu  Anfang  des  Jahrlnmderts  herrschenden  An- 
sicht sollte  die  Octroikonvention  ein  Mittel  zwischen  „Htapel- 
unfug"  und  „Ungebundenheit'*  der  Schiffahrt  gefunden  haben. 
r>en  Späteren  ist  der  eingeschlagene  Mittelweg  weniger  golden 
als  ihren  Altvordern  erschienen.  Am  frühesten  sah  man  ein 
—  und  das  haben  auch  die  einsichtsvolleren  Verteidiger  des 
Umschlags  bald  erkannt*  ^,  dafs  dieser  für  diejenigen  Gegen- 
stände schädlich  sei,  deren  Umfang,  Gewicht  und  Gebrech- 
lichkeit das  Aus-  und  Einladen  schwer  vertrug,  ohne  Abgang 
zu  erleiden  oder  zu  hoch  im  Preise  zu  steigen.  In  diesem 
Punkte  ward  denn  auch  schon  wenige  Jahre  später  Wandel 
geschaffen. 

Mit  der  Beibehaltung  des  gezwungenen  Umschlags  in  ge- 
wissen Stationsstädten  hing  die  Neugründung  von  „Schiffer- 
vereinen", wie  sie  die  Octroikonvention  vorsah,  auf  das  engste 
zusammen.  Da  die  Kheinschiffahrt  viel  Erfahrung  und  Übung 
fordere,  wurde  sie»  soweit  sie  von  den  beiden  Stations- 
häfen Mainz  und  Köln  ausging,  ausschliefslich  den  Schiffer- 
vereinen  anvertraut,    die  zufolge  der  Konvention'^  in  den  ge- 


'  Vel.  Ockhart,  Gesetzgebung  S,  287;  Oppenlieim,  D«*r  freie 
Ueuteehe  Khein  S.  90,  97, 

»  Art.   2fK  21. 

»  Art.  22. 

•  Beispit'lswpise  Eich  hoff»  der  woliliiu*iiR'iide  Generaldirektor  der 
Optroi Verwaltung  (Durstelbmg  de»  liheiiiH  8.  ISU 

»  Art.  14. 
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nannten  Suidten  erriechtet  und  besonderen  Reglement»  sowie 
einer  angemessenen  Polizei  unterwarl'en  werden  sollten.  Neb^ 
Anweisungen,  wie  die  Organisation  dieser  neuen  Gilden  be- 
raten und  vollzogen  werden  müsse,  finden  sieh  zugleich  die 
grundlegenden^  materiellen  Bestimmungen  über  die  Aufnahme 
der  einzelnen  Schiffahrttreibendon.  Besonders  wichtig  für  die 
Sicherheit  der  Transporte  galt  die  Norm ,  dafs  niemand  aU 
öchiftraeister  oder  Mitglied  des  Vereins  angenommen  werden 
dürfe,  der  nicht  zuvor  in  eigener  Person  einige  Zeit  als 
Steuermann  gefahren  und  vor  der  General-OetroiverwaltUDg 
den  Befilhigungsmichweis  erbracht  habe^  Ein  grundlegender 
Unterschied  zwischen  den  neuen  Korporationen  und  alten 
Zünften  sollte  darin  bestehen,  dafs  erstcre  von  der  tVi 
so  streng  aufrecht  erhaltenen  lokalen  Begrenzung*  beii 
waren.  Jetzt  wurde  den  Schiflreru  beider  Ufer*,  w^elche 
die  erfoixler liehen  Eigenschaften  und  Kenntnisse  besalj^eii, 
der  Zutritt  gestattet,  ohne  dafs  sie  zu  diesem  Ende  ver- 
bunden waren  ^  ihren  Wohnsitz  in  den  Stationsetädten  auf- 
zuschlagen. 

Beibehalten  wurde  dagegen  die  überkommene  Ladeordnung 
nach  der  Kangroihe,  von  der  man  sich  viel  für  Beschleunigung 
und  Stetigkeit  der  Transporte  versprach*.  In  den  Stationa- 
häfen  waren  Beamte  angestellt^,  die  dafür  sorgen  sollten,  dafs 
stets  eine  hinlängliche  Anzahl  von  Fahrzeugen,  die  den  An- 
forderungen der  Konvention  entsprachen,  bereit  lagen,  dafs 
die  Schifisrolle  ohne  Parteilichkeit  gehamlhabt  werde,  keino^ 
Überladung  stattfände  und  die  Abfaiirt  nicht  verzöger  " 
würde.  Bei  der  Ankunft  am  Bestimmungsorte  sollte  unte 
I^enutzung  der  Schiffsmanifeste*'  auf  entsprechende»  At 
packen  und  richtige  Ablieferung  der  beförderten  Güter  geacht 
werden  ^. 

Zur  Vermeidung  der  immer  wieder  entstehenden  Streitig 
keiten  zwischen  Sehißern  unH  Kaufleuten  war  die  Octroi 
Verwaltung  beauftragt,  nach  Einholung  des  Gutachtens  de 
beteiligten    HandeUkanmiern    und    städtischen    Behörden    voi 


1  Art.  15-17. 

*  Vgl.  Eckr"rt,  Mainzer  8c  hitf ergo  werbe  8.  71—78, 
^  Auf  gleiclimär^igi?  Behaiidhin^    dor  Schiffer    beider  Rheiuseitc^ 

hei  der  Gründung   von  Innungen   hatte  das  Gutaohten  de«  Knrfiürstt? 
kollegiuma    nachdrilekh'chst    hmgewieBeu*    (Vgl.    Meyer,    Staatsakte]! 
8.  6L) 

*  Art,  18. 
^  Art,  7,  118.     Vgl   auL'h  Handbiu'h   der  Angesti^llten  des  Rhciii^. 

Bchiffalirtsoctroi  bei  Herrn«  n,  Sumnilong  der  Gesetze  S,  43  ff.  tttid  dii^ 
Verordimiig  vom  13.  Fruetidor  XITL  ebeiida  S»  77  ff. 

«  Art.  91. 

^  Vgl.  auch  Ockhart,  Gesetzgebung  S.  291  Ü\ 
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eecha  zu  sechs  Monaten  die  Frachten  zu  bestimmen,  die  in 
keinem  Falle  überschritten  werden  durften  ^. 

Alle  diese  Bestimmungen  fanden^  wie  der  Umschlagszwang, 
nur  auf  die  HanddyBchiffahrt  Anivendung.  Der  Betrieb  der 
kleinen  Schiffahrt  sollte  allen  Fährleuten  der  beiden  Ufer,  die 
nur  mit  einem  Erlaubnisaehein  ihrer  jeweiligen  Landeeregierung 
versehen  waren,  vollkommen  frei  gestattet  sein^.  Auch  in 
dieser  Anordnung  liegt  ohne  Zweifel  ein  Fortschritt  gegen  die 
zurückliegeude  Zeit. 

Leider  waren  die  einschlagenden  Sätxe  aber  so  mifsverständ- 
lieh  gefafst,  dafs  sich  sofort  endlose  Streitigkeiten  ihretwegen  er- 
hoben. Man  war  mimlich  darüber  nicht  einig,  ob  die  kleine 
Schiffahrt  nur  den  Wechsel  verkehr  in  Landesprodukten  um- 
fasse, oder  ob  dazu  auch  die  Verladung  von  Handelsgut  nach 
den  Häfen  zwischen  den  »Stationsstildten  zu  rechnen  sei.  Der 
Sinn  der  Konvention  schien  mehr  für  die  erstere  Ansicht,  ihr 
Wortlaut  mehr  für  die  letztere  zu  sprechen.  Da  die  leitetiden 
Behörden  kein  entscheidendes  Wort  in  der  Angelegenheit 
sprachen,  wurde  der  darüber  entbrannte  Zwist  zwischen  Gilde- 
angehörigen  und   Freischiffern  lange  nicht  gedämpft. 

Dies  sind  im  wesentlichen  die  Grundzüge ,  nach  denen 
sich  die  Verwaltung  des  Rhein  Verkehrs  in  den  nächsten  Jahren 
weiter  ausbilden  sollte^*  Allgemein  wurde  die  Octroikonvention 
damals  als  ein  bedeutender  vBlkerreehtlicher  Fortschritt  be- 
trachtet, der  zu  Gunsten  des  Gesamtaustauschea  den  dazumal 
ohnetlies  geschwächten  Staatsgewalten  des  rechten  Rheinufers 
die  Herrschaft  über  ein  Gebiet  entzog,  das  sie  zuletzt  allzu 
selbstsüchtig  und  kleinlich  ausgebeutet  hatten.  Gepriesen  wurde 
auch  ihr  Bestreben,  die  Rechte  der  Neutralen  zu  erw^eitern, 
indem  sie  für  den  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  einzelnen 
am  Strome  gelegenen  Staaten  und  selbst  zwischen  den  vertrag- 
schliefsenden  Reiclien  die  Sicherkeit  und  Freiheit  der  Schiffe 
wie  Personen,  der  Bureaux  und  Kassen  im  Dienste  des  Octroi 
gewährleistete.  Dafs  der  Vertrag  unter  franzüsisehem  Einflüsse 
zu  Stande  kam  und  Deutschland  aufgenötigt  wurde,  kann  für 
die  Beurteilung  seiner  Zweckmäfsigkeit  nicht  in  die  Wagschale 
geworfen  werden. 

In  späterer  Zeit  war  man  zur  Unterschätzung  der  Octroi- 
konvention geneigt,  da  sie  nicht  die  Befreiung  der  Rhein- 
schiffahrt in  vollem  Umfang  gebracht  hatte.  Aber  selbst  da- 
mals mufste  man  zugeben,  dafs  viele  ihrer  Bestimmungen  sich 


I 


»  Art. 
«  Art. 

Werk 


13. 

19. 

treBTliche  Durchführung  don  neuen  System»  Ut  hau ptfiäcb lieh 
der   Thätigk^'it    de»  Gen«raidir«*ktt>ra    Joseph    E_iehhoff» 


»der  aus  lioijü  stammt«}  und  sich  \'(>m  Koch  des  letzten  Kurfürsten 
%mn  ersten  Präfekten  und  nun  zu  dieser  neuen  Stellung  auigc^chwungen 
hatte. 
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durch  eine  gesunde  ökonomische  Aaffaasang  des  Rhein verkehn 
auszeichneten.  Wenn  sie  auch  nicht  mit  einem  Rucke  all  die 
Fesseln  aus  vergangenen  Jahrhunderten  sprengte,  wenn  sie 
auch  „ein  Hammer  ohne  Stiel*  blieb,  da  sie  sich  nur  bis  zur 
holländischen  Grenze  erstreckte,  so  ist  doch  nicht  zu  Teigessen, 
da(s  ja,  nach  bekanntem  Worte,  der  erste  Schritt  immer  der 
schwerste  ist,  und  dafs  die  Konvention  über  das  Rheinschiff- 
Cidirts-Octroi  nach  mancher  Richtune^  Besserung  brachte.  Sie 
hat  ein  Saatkorn  ausgestreut,  das  langsam,  aoer  sicher  zur 
Reife  kommen  sollte. 


Zweites  Kapitel. 

ErlaHs  der  Varordnungen  für  die  Schilfergilden  in  den 
,,Station$8tädt6n''  und  deren  Durchführung. 


Die  Octroikonvention  hatte  für  die  vorgesehenen  Schiffer- 
vereine, denen  die  Beförderung  der  Handelsgüter,  insbeson- 
dere der  Transport  nach  den  Umladeplätzen,  übertragen  wer- 
den sollte,  zunächst  nur  einige  grundlegende  Sätze  aufgcatellt. 
Dan^^ben  wurden  in  ihr  aber  zugleich  Anweisungen  gegeben  \ 
wie  man  die  Neugründung  dieser  Gilden  bewerkstelligen  solle. 
Demzufolge  waren  in  erster  Linie  Entwürfe  für  die  Gilde- 
reglements der  Schifferkorporationen  zu  Köln  und  Mainz  aus- 
zuarbeiten. Zu  diesem  Zwecke  beriefen  die  Pdlfekten  des 
Ruhr-  und  Donnersberger  Departements,  denen  die  genannten 
Station« Städte  zugehörten ,  Kommissionen  t  die  über  die  not- 
wendigen Mafsnahnien  beraten  sollten.  Um  den  verschie- 
denen Interessen  gerecht  zu  werden,  bestanden  dieselben  aus 
je  zwei  Mitgliedern  der  Handelskammern»  zwei  alten  Schiff- 
meistern  und  einem  der  diu'ch  den  Kurfürsten-Erzkanzlcr  er- 
nannten Inspektoren  des  Rheinsehiffahrtsoctroi,  Diese  Kollegien 
haben  mit  ihren  Präfekten  verhältnismäfsig  schnell  gearbeitet. 
Der  Entwurf  einer  ..Verordnung  zur  Organisation  der  Mainzer 
Schiffer-Gesellschaft**  war  bereits  im  Spätsommer  1805  voll- 
endet und  wurde  von  dem  Präfekten  Jeanbon  St,  Andr^  am 
25.  Vendt^miaire  XIV  (18.  September  1805),  also  noch  kurz 
vor   Inkrafttreten    der  Konvention    veröffentlicht^.      Nachdem 


1  Art.  14.  17. 

'  Reglement  pour  rorgaDisatioii  de  l'asBociation  des  bftteliers  n 
May^'nce.  G<?dru<*kt  in  tUnitHcher  und  fnmztifiii^cher  Sprache  tMayenoe, 
ch^z  Ol  Fr.  FMV-iffer,  Imprimenr  di-  la  pr^fectiireK  Exeiirnlar  im 
M>»t,A.  (Akten  über  Plandel  und  Verk«*hr»wf ^en ;  franz,  P*^ricHle.) 
G<^gon  diesen  Entwurf  richten  Kich  liauptsäeldicli  die  ^Benierkungen  über 
dt'n  (»ctroivfTtraff  uml  die  Mainzer  t^diiffprorganiftation**^  die  1806  zu 
Hoid<'lberg  anonym  erschieneD  und  von  dem  bad.  Hofirat  Gaurn 
Ut^rrülirteti. 
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er  dann  dem  Generaidirektor  des  Octroi,  Eichhoff,    mitu 

worden  war^  wurde  er  mit  der  Kölner  Arbeit  der  franzöäji- 

Regierung  zur  Genehmigung  vorgelegt,  ohne  welche  die  Ver- 
ordnungen nicht  vollzogen  wei^den  durften.  Am  12»  August 
1807  haben  die  inzwiaehen  überarbeiteten  und  mannigfach  ge- 
änderten Vorschläge  die  Billigung  des  französischen  Minister» 
des  Innern  gefunden,  und  konnte  sonach  mit  deren  Durch- 
fülirung  begonnen  werden  '. 

Die  Keglements  für  die  Schiffergilden  zu  Köln  und  Ma 
stimmen  sacldieh  und  wörtlich  fast  vollkommen  überein.    D 
einzig  wesentliche  Unterschied  besteht  darin  ,  dafs  der  Kölm 
Verein   nicht   wie   der  Mainzer   eine  geschlossene  Korporati 
bildete,  sondern  gemäfs  alten  Traditionen^    in  zwei  Sektionen 
zertiel,    von    denen   die    eine   ausscbliefslich    die  Fahrten    nach 
dera    Niederrhein    und    Holland,    die   andere    gemeinschaftlich 
mit  der  Gilde  von  M;\inz    die  Transporte   bis  zu  dieser  Stadt 
übernehmen  sollte.     Für    die  Mainzer  Gesellschaft  wurde  eine 
derartige    Scheidung     nicht    getroffen;     ihre     Mitglieder    l»e- 
teiligten    sich    an    den    Fahrten    nach    Köln   und    übernahmeu 
elienso  die  Fortschaffung  der  Handelsgüter  auf  dem  Oberrhein 
bis  nach  Strafsburg. 

Die  Gildeverordnungen®  zerfallen  in  6  Titel,  deren  baupt* 
Bltchlicher  Inhalt  kurz  wiedergegeben  werden  soll.  I 

Bei  Festsetzung  der  Aufnahmebedingungen'*  wird  bestimmt 
dafa  die  sich  meldenden  Schiffmeister  eine  Bescheinigung  der 
Generaldirektion  des  Rlieinachiffahrtsoctroi  beibringen  müssen, 
woraus  erhellt,  dafs  sie  ^^ 

L  die  Landessprache  lesen  und  schreiben  kOnnen;  ^H 

2.    Eigentümer  eines    für  die  jeweilige   Stroms  trecke  g«^^ 
eigneten  Fahrzeugs  sind; 

3»  dafs  sie  selbst  als  Steuerleute  fuhren  und 

4.  sicli  durch  ihre  Rechtschaffenheit  des  Zutrauens  des  Häh- 
delaatandes  würdig  gemacht  haben.    Aufserdem  müssen  aie  vor 
Beginn    ihrer   Thiltigkeit    in    barem    Oelde    oder    unbelastete] 
Liegenschaften  Sicherheit   stellen ,    deren  Höhe   sich   nach  d< 
Ladeftlhigkeit   ihrer   Fahrzeuge    richtet.     Wer    sein    Eigentum 
an  einem  geeigneten  Schiff  nicht  nachweisen  kann  o:ler  nicl 
im   Stande  i-st^  die  erforderliche  Kaution  zu  leisten,  kann  nur 
ein  Patent  als  Setzschiffer  erhalten,    das  ihn  befähigt^   für  die 
der   Gilde   zugehörigen    Witwen    oder    sonstige    Mitglieder   zu 


1 


*  Danach  ist  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  8.  93  Anin, 
211  berichtigen, 

«  Vgl.  Gothein,  Ehoinsehjffiihrt  8.  244. 

*  8ie  »lud  ahgedruckt  bei  Hermati,  Samrahmg  der  Gesetze 
S.  89-128. 

^  L  Titel:  Organisation  der  Gilden  und  B<»dingiingen ,  um  djirin 
aufeenommeu  zu  werden.  Art,  1 — 18  vgL  für  Mainz  lierman  8.  91—96; 
fiir  Köln  ebenda  S,  110-115. 
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fahren,  die  aus  triftigen  Gründen  verhindert  sind,  salbst  ihren 
Dienst  zu  verrichten. 

Nach  Abschlufa  der  ersten  Liste  von  Gildeangehörigen 
sollten  neue  Mitglieder  nur  mehr  autgenommen  werden,  wenn 
die  Generaldirektion  des  Rhemsehiffahrtsoctroi  solches  für 
nötig  erachtete.  Auch  haben  die  epilteren  Kandidaten  noch 
besondere  Voraussetzungen  zu  erfüllen,  wenn  sio  überhaupt  in 
Betracht  kommen  wollen*  Sie  müssen  urkundlich  ausweisen 
können,  dafs  sie  bei  Schiffmeistern  der  Gilde  ein  Jahr  aU 
Junge  und  vier  Jahre  als  Geselle  gelahren  haben,  nach  deren 
Verlauf  sie  zu  „angehenden  Schiftmeistern "  ernannt  werden. 
Diese  Eigenschaft  giebt  keineswegs  die  Befugnis,  unmittelbar 
in  die  Korporation  einzutreten,  sondern  nur  eine  Anwartschaft, 
die  bei  Bedarf  berücksichtigt  wird.  In  der  Zwischenzeit 
werden  die  angehenden  Schiffmeister  zur  Vertretung  der 
Züüftler  zugelassen,  mit  Ausnahme  der  Witwen,  deren  Falirten 
lediglich  den  Setzachiffern  vorbehaUen  bleiben*  Den  bei  Grün- 
dung der  Gesellschaften  vorhandenen  Lehrlingen  und  Gesellen 
werden  die  früheren  Dienst  jähre  angerechnet,  wenn  sie  über 
deren  Verlauf  Bescheinigungen  der  Generaldirektion  beibringen 
können* 

Von  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Aufnahmebedingungea 
kann  niemand  befreit  werden.  Ausnahmsweise  darf  der  General- 
direktor bei  Lehrlingen  und  Gesellen,  die  „irgend  eine  aus- 
gezeichnete Handlung  verrichteten  un*!  der  Schiffahrt  wichtige 
Dienste  leisteten'^,  einen  Nachlafs  an  der  Zeit  des  Lehr-  oder 
Geaellenstandes  gewähren. 

Für  die  Verwaltung  der  Gelder  und  alle  inneren  An^ 
gelegenheiten  der  Mainzer  Gilde  soll  ein  Bureau '  errichtet 
werden,  das  aus  sechs  Mitgliedern  besteht,  von  denen  je  drei 
aus  den  Schiffmeistern  der  rechten  Kheinseite  und  drei  aus 
den  Meistern  vom  linken  Ufer  genommen  werden.  Dazu 
gesellen  sicli  noch  vier  Suppleanten  und  ein  rechnungführender 
Sekretär,  der  gehalten  ist,  in  Mainz  zu  wohnen.  Den  Vorsitz 
im  Bureau  fuhren  wechselweise,  von  drei  zu  drei  Monaten^ 
der  Maire  von  Mainz  und  ein  Octroi-Inspektor  von  der  rechten 
Rheinseite*  Diese  beiden  Präsidenten  haben  die  Befugnis, 
allen  Beratschlagungen  beizuwohnen,  und  soll  bei  Meinungs- 
verschiedenheiten ihre  Stimme  den  Ausschlag  geben*  Alle 
Mitglieder  sind  berufen,  bei  Bildung  des  Bureaus,  für  die  ge* 
naue  Vorschriften  gegeben  sind,  persönlich  oder  durch  Bevoll- 
mächtigte mitzuwirken. 

Das  Verwaltungsbureau,  das  regelmäfsig  in  jedem  Monat 
eine  Versararalurig  abhält,  ist  befugt,  für  die  innere  Polizei 
alle  diejenigen  Anordnungen  zu  treffen,  die  es  fUr  passend  er- 


*  11.  Titel:    Bildung  und  Amtsbefiagtiisse  dos  Veirwaltungsbureaua 
art  19—35.     Für  Mainz  vgl  Herman  a.  a.  O,  S.  96— lOL 
Foniohuiigiijii  XVUl  :».  —  Eckert.  3 
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achtet,    vorbehaltlich   der  GfinehiDigiing    derselben    durch  die 
Generaldirektion  des  Rheiiischiffahrtsoetroi.     Aufseniem  ist 
berufen   zur   Wahrnahrae    aller    mit   dem    Lehrlings-   und  G€ 
-sellenwesen    zusammenhängenden    Geschäfte^    zur    Schliclitoji 
von   Streitigkeiten,   die   sich   aus   der  Rangordnung   und  Ve 
dingangs  vertragen  ergeben,  zur  Verwaltung  und  Über  wach« 
der  Geldangelegenheiten    und  Aufrechterhaltnng   aller  Recht 
die  der  Gilde  zukommen.    Seine  Erneuerung  geschieht  drit 
weise  alle  zwei  Jahre. 

Dem  Sekretär  liegt  die  Erledigung  aller  Schreibarbeiten 
und  die  FQhrung  der  Kasee  ob,  für  deren  richtigen  Be^taod^ 
^r  haftet 

Die     entspreehenden    Artikel    der    Kölner    Verordnung *j 
unterseheiden    sieh   von    den    eben    angeftihrten    nur    dadurch/ 
dafs   dort   das  Bureau,    gemäfs    der  Scheidung    innerhalb    der 
Gilde,  sieh  in  die  „Sektion  des  Oberrheins**  und  in  die  „iSektioiil 
de»  Niederrbeins"*   teilt,  deren  jede  aus  sechs  Gliedern   besteht 
Wenn    ein    Gegenstand    zu   verhandeln   ist,  der  das  Interesse' 
der  ganzen  Korporation  angeht,    treten    beide  Sektionen,   aus 
denen  da»  Bureau  besteht,  zusammen,  in  allen  anderen  Fällen 
beraten  sie  gesondert  und  zwar  an  verschiedenen  Tagen,    da- 
mit Präsident  und  Sekretär  jedesmal  beiwohnen  können. 

Die    innere    Polizei    der  Gilde '^  wird   ebenfalls   durch  di 
Verwaltungsbureaus    —    in    Köln    durch    die    Sektionen    de 
aelben   —  gehandhabt,    deren   Mafsoahmen   in  gewissen  Fälle 
der  Genehmigung  der  Generaldirektion  bedürfen* 

Wenn  Sehitlsjungen  und  Gesellen  durch  schlechte  Ftihrur_ 
Ursache  zur  Unzufriedenheit  geben,  kann  zunächst  die  Dauer 
ihres  Dienstes  verlängert  werden;  falls  dies  nicht  die 
wünschte  Besserung  erzielti  bleiben  sie  von  jeder  Art  dei 
Vorriicken.s  innerlialb  der  Korporation  ausgeschlosaen.  Weiter 
wird  die  Gesellenzeil  ftir  diejenigen  verlängert,  die  sich  bis 
zum  Ablauf  derselben  nicht  die  nötigen  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten aneignen,  um  das  Vertrauen  de^s  Handelsstandes  zu  ver- 
dienen. „Angehende  Schiftnicister"  können,  sobald  sie  durch 
ihr  Betragen  den  Ortsobrigkeiten  oder  dem  Handelsstand  An-<^ 
lafa  zu  Klagen  geben,  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  von  ibreitV 
Verrieb timgen  enthoben,  und  wenn  dies  nicht  hilft,  von  der 
Liste  gestrichen  werden.  Schiffmeister,  die  Glieder  der  Gilde, 
sind,  gehen  bei  der  n^imlicfien  Verfehlung  zunächst  für  länger 
oder  küi-zere  Zeit  ihrer  Stelle  in  der  Rangrolle  verlustig; 
wenn  sie  ilir  Betragen  daraufhin  nicht  ändern,  werden  sie 
provisorisch  aller  ihrer  Funktionen  enthoben  und  bei  hart 
nackiger    Unverbesserlichkeit   durch    die    nach    Art.    123    dei 


*  Ffir  Köln  vgl  Ilerniftn  a,  a.  0.  S.  116-121. 

*  II L    Titeb  hmere  PoliBei  der  Gikleti;  art.  'M^4^;  für  Maiiui  vgL 
Herrn 4111  a.  a.  0.  8.  101—10^3;  filr  Kula  Humda  S,  121—123. 
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Octroikonvention  jedes  Jahr  in  Mainz  zusammentretende 
Appell  komm ission  enflgUUig  v<in  der  (TÜde  ausgeschlosseo. 
Eine  gesonderte  Behandlung  erfährt  das  Vergehen  der  Un- 
treue, das  atlemal  den  Aussehlufs  aus  der  Gemeinachaft  nach 
sich  Eieht. 

In  Ergänzung  Ji^r  durch  die  Octroikonventioii  gegebenen 
Vorschriften  über  die  Hangordnung  linden  sieh  in  denOilderegle- 
mentii*  weitere  Anweisungen,  die  alle  dahin  xlelen^  Streitigkeiten 
beim  Verladen  der  Güter  iiud  Unfälle  wnhrend  der  Führten  thun- 
liehst  zu  vermeiden.  Die  Schiffer  mfUsen  per^iönlieh  ihre  Ein- 
tragung in  die  Ladungslisten  veranlassen,  die  am  Ende  jeden 
Monata  den  Handelskammern  vorgelegt  werden^  tSamit  bekannt 
wird, wer  den  Dienst  in  der  nächsten  Zeit  zu  versehen  hat.  Auch 
mtissea  sie,  wenn  sie  nicht  die  betreflTende  Fahrt  verlieren 
woHen^  bei  Einnahme  der  Fracht  zugegen  sein  und  alle  Vor- 
sicht gebrauchen,  damit  das  empfangene  Gut  vor  Schaden  be- 
wahrt bleibt  Besondere  Anforderungen  werden  an  die  in 
Frage  kommenrlen  Fahrzeuge  gestellt.  Es  dürfen  nur  dauer- 
hafte, gut  kalfaterte  Schifte  benutzt  werden,  die  mit  allen  Ge- 
räten und  Werkzeugen,  mit  einem  Verdeektuch  und  den 
llbrigen  zur  Trockenstellung  und  Schichtung  der  Waren  er- 
forderlichen Gegenständen  ausgerüstet  sind.  Zudem  müssen 
sie  nochmals  vor  jeder  Fahrt  durch  Werkvcrstiindige  unter- 
sucht und  besichtigt  werden'.  Für  Mainz  wird  im  Unter- 
schied zu  Köln  noch  weiter  verlangt»  dafs  jeder,  der  sich  zum 
Hange  meldet,  wenigstens  500  Centnor  Waren  in  den  Hafen 
mitgebracht  hat.  Ausgenrjramen  von  dieser  Norm  bleiben  nur 
die  Schirtmeister  von  Bingen,  Oppenheim  und  Worms,  die 
wegen  der  „topographischen  und  commerzlaliscben  Verhält- 
nisse'' ihrer  Heimatsorte  keine  Ladungen  bringen  können, 
sowie  diejenigen,  die  durch  Bescheinigungen  nachweisen,  dafs 
in  den  Aofalirtsplätzen  keine  Waren  zum  Fortschaften  für  sie 
vorhanden  waren. 

Betreffs  der  Fahrten*^  selbst  wird  den  Scbiftsführern  in 
Erweiterung  der  Verhaltungsvorschriften  ,  welebe  die  Oetroi- 
konvention  für  Beschädigung  der  Fahrzeuge  auf  dem  Wege 
getroffen  hatte*,  besonders  eingeschärft,  dafs  es  ihnen  obliege. 


'  IV,  Titel:  Polizei  der  L^dungon;  nvL  40^55;  für  Mainz  vgl 
Herman  a.  a   O,  S.  10;]-105:  für  Köln  cbpiidti  S,  123—125. 

*  Die  Unt(*rsucliung  geschah  diirüli  Beklopfen  <l<*r  Holztoik*  das 
die  kranken  und  fiiulen  SteU^n  erk»^nneii  lieft.  In  Mainz  wurde  am 
18.  März  18(IS  eine  dieHbezugliehe  ViTordimo^'  de^  Main^  ♦'rla-ispn  und 
durch  den  Prätekten  giitgeheifsen.  Da?«  scj*^;.  ^Heklopff^eld"*,  die  K«*^t*^ii 
der  SL'lülfäuiitt'r^^nchiifig,  gnb  vielfach  Aulafs  zu  StreitJgkcifen  und  H*^* 
Bchwerden,     Vicl.  Akten  über  Hindi^l  und  Verkelrrswe^^fu   M.St.A. 

■  V*  Titel'  Obliegenheiten  niid  Verant Zärtlichkeit  der  Seliiff- 
niLnster  wahrend  d"T  Fahrt;  art.  öO— 5H:  für  Miitnis  v\*\.  Herniati  a.  a.  O. 
8,  105-107;  für  Köln  ebenda  S,  125— P2ö, 

*  Octroikotivention  art.  25—29. 
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alles  zu  vermeiden,  was  einen  Aufenthalt  oder  Verzögerung 
herbeiführen  könne.  Besonders  ist  das  Anlanden  an  Zwischen- 
orten verpönt.  Den  Kölnern  ist  es  überhaupt  untersagt,  den 
Mainzern  wenigstens  auf  der  Strecke  zwischen  ihrer  Heimat 
und  Bingen.  Selbst  die  für  den  Hheingau  beötimmten  Güter, 
die  bergwiirtji  kommen^  müssen  erst  nach  dem  Stationsorte  ge- 
bracht werden ,  von  wo  sie  in  kleineren  Fahrzeugen  weiter 
verschifft  werden. 

Die  Schiffmeister  haften*  für  die  ganze  Ladung^  die  sie 
an  Bord  genommen  haben,  Ihre  Verantwortlichkeit  erstreckt 
sich  insbesondere  auf  allen  Schaden,  der  aus  Schiffbrüchen 
und  Havarien  erwächst,  soweit  sie  nicht  erweisen  können,  dafs 
er  die  Folge  unausweichbarer  Zufälle  (vis  maior)  ist,  weiter 
auf  alle  Beschlagnahmen,  Geldstrafen  und  Kosten^  die  aus 
Nichtbeachtung  der  Do uane- Formalititten  erwachsen,  und 
schliefslich  anf  alle  Einbufsen,  die  aus  einem  Aufenthalte  ent- 
stehen^ zu  dem  sie  durch  Zuwiderhandlung  gegen  die  Be- 
stimmungen der  Octroikonvention  gezwungen  werden* 

Der  letzte  Titel  der  Verordnungen  enthält  lediglich  Nor- 
men zur  Linderung  der  socialen  Not  des  Schifferstandes,  Eb 
soll  bei  dem  Verwaltungsbureau  eine  Ka^se^  angelegt  werden, 
deren  Hauptzweck  dabin  geht,  denjenigen  Schiffmeistern  von 
beiden  Rheinseiten,  die  sich  in  dfirftiger  Lage  betinden,  Unter- 
stützung angedeihen  zu  lassen.  Auch  den  Witwen  und  Waisen 
verstorbener  Standesgenossen ,  denen  die  Mittel  zum  Lebena- 
unterhalte  fehlen,  sollen  Hiltaleistungen  gewährt  werden. 

Um  den  nötigen  ersten  Fonds  zusammenzubringen,  hat 
jedes  Mitglied  bei  der  Aufnahme  eine  der  Ladungstlihigkeit 
seines  Schiffes  entsprechende  Summe  Geldes  einzuschiefseD, 
Bci^sjuelsweise  waren  für  ein  Schiff  von  600  Centnern  75  Francs, 
für  ein  grofses  Falirzeug^  das  bis  zu  3000  Centner  fassen 
konnte,  300  Francs  zu  zahlen.  Unabhängig  von  dieser  ersten 
Einlage  sollten  die  SchiÖ'er  gehalten  w^erden,  einen  Centime 
vom  Centner  aller  Ladungen,  die  sie  machen  würden,  bei- 
zuschiefs^en. 

Die  Kasse  wurde  als  Zwangskadse  errichtet.  Die  Schiffer, 
die  sich  weigerten,  die  vorgesehenen  Summen  zu  entrichten, 
äülUen  zunächst  ihrer  Stelle  in  der  Rangrolle  verlustig  gehen 


I, 

4 


"  Für  die  Abfassung  der  Bemtimtiintigeti  nhov  Oafttiiig,  Register* 
ftihningen  dfr  Gildeschiffer  Bind  zweifelsohne  dw  frunzösiflchen  Recht** 
«nsi'hauiiiigeD,  wie  aie  im  art,  1782— 1786  »Ins  Code  civil  ihren  Ausdruck  1 
gefunden  haben*  inufs^ebend  g-e wetten.  Näheres  Über  Inhalt  und  Trag^- 
weite  der  durt  enthjiltemm  Kcelitssätze  findet  sich  hei  Zacharift»] 
Crome,  Handbuch  de»  französischen  CivilrechtH  (H.  Aufl.  Freiburg 
i.  Br.  18941  II  S.  58t>— 58.5. 

^  VI.    Titel:    ÜnterBtütä5ungBkaÄ*e^     art    59—65;     für  Mniiix    vgl.  1 
II  er  man  a.  n.  0.  S.  107—108;  fiir  Köln  ebenda  S.  126—128. 
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und  bei  fortgesetzter  Hartniickigkeit  kraft  des  Reglements  von 
der  Gilde  ausgeschlossen  werden. 

So  weit  die  wichtigsten  BeBtimmungen  der  beiden  Verord- 
nungen, Sie  UDierscheiden  sieli  von  den  Festsetzungen  der  Ent- 
würfe *,  wie  sich  aus  einer  Vergleichuog  der  Mainzer  Verordnung 
mit  ihrer  Vorläuferin  ergibt,  im  allgemeinen  durch  knaiJi*ere 
Fassung,  durch  Wegfall  einzelner  Normen,  über  deren  Inlialt 
man  einen  endgültigen  Entscheid  nicht  fällen  wollte,  und  durch 
Nichtberückeiehtigung  aller  der  Personen ,  die  zwar  dem 
Scbitfahrtsbetriebe  dienten ,  aber  doch  nicht  Angehörige  der 
Korporationen  werden  konnten,  z,  B.  der  Kleinschiffer,  der 
Steuerleute  und  Lotsen  ^. 

Viel  tiefgreifender  sind  die  Unterschiede,  wenn  wir  die 
neuen  Reglements  den  Gesetzen  gegenüberstellen,  die  für  die 
alten  Sehtffergeaellse haften  in  den  rheinischen  Kurstaaten  ge- 
golien  liatten.  Mit  Verbänden,  die  rein  örtliche  Interessen  zu 
wahren  hatten,  die  fast  ausschliefslich  einer  nach  jeder  Kieli- 
tung  beschränkten  Stadtwirtschaft  dienten  >  lassen  sich  die 
jetzigen  Organisationen  nicht  melir  auf  eine  Stufe  stellen^. 
Über  diese  Zwecke  sind  sie  hinausgewaclisen,  Sie  waren  nach 
den  Bestimmungen  der  Octroikunvention  nicht  mehr  Ver- 
einigungen der  an  einem  Platze  zusammen  wohnenden  Beruts- 
arbeiter  desselben  Gewerbes,  sondern  Korporationen,  die  die 
Standesgenossen  der  sämtlichen  Rheinstaaten  von  Strafsburg 
bi«  zu  den  Grenzen  Hollands  umfassen  sollten ,  die  infolge- 
dessen einen  internationalen  Charakter  trugen.  Es  wurde  so- 
gar peinlich  darauf  gehalten^  dafs  in  dem  einzigen  selbst- 
gewäniten  Organe,  das  die  Gemeinschaft  nach  innen  und 
aufsen  vertreten  und  ihre  Rechte  wahren  sollte,  die  Zugehörigen 
des  linken  wie  rechten  Kheinufers  in  ganz  gleicher  Weise  ver- 
treten waren.  Dadurch  Helen  in  der  Hauptsache  all  die  un- 
leidb'chen  Streitigkeiten  weg,  die  durch  Jahrhunderte  die 
Zünfte  der  einzelnen  Platze  untereinander  auszutragen  pflegten, 
wurde  dem  häfslichen  Kampf  gegen  die  „Fremden",  als  welche 


*  Vgl.  Kritik  des  Mainzer  Entwurfs  in  den  „Bemerkuneeu  üb©r  den 
Uctroi vertrag**  besonders  H.  151  —  184.  Sie  entlmlten  neben  dem  Ausdruck 
eines  fffarkeu  Mifstraiiens  gegen  Maines,  das  aiia  dem  früheren  Beneluuon 
der  dortigen  Züiiftler  gegen  die  „fremden**  Bernf:?getK«»ftcn  vom  rechten 
Rheinufer  Nahrung  zog,  im  Anseldufs  an  die  im  KiirfQrötenkaüeg  xur 
Erc^iizung  der  Oetroikonvention  vorgebrachten  Wunsche  manche 
treffende  Auäführungen. 

*  tjckhart,  (Iqt  sonst  den  Bestimmungen  do^  Ri.'glcments  nnein- 
geschrünktea  Lob  spendet,  häilt  es  mit  Recht  für  eine  Lücke,  dafs  des 
„für  die  Schiffahrt  so  wichtigen  und  intere^ftanten  Stenennan  na  dien  Sites** 
mit  keinem  Worte  gedacht  wird.     (Der  Rhein  ft.  182,   iWilL 

^  Auch  in  der  Namengebuii^  macht  sich  ein  Unterschied  bemerkbar. 
Das  Wort  „Zunft"  wird  sorgfältig  vermieden.  Die  neuen  Koi-porationen 
werden  als  Schiffer-Gildent  -GeÄelNchafteu»  -Vereine  (asäocjations  des 
batehena)  bezeichnet. 


L 


88  XVIU  5. 

sämtliche  nicht  ortsansässige  Gewerbegenossen  betrachtet  wur- 
den, energisch  entgegengearbeitet. 

Als  naturgemäfse  Folge  ihrer  neuartigen  Zusammen- 
setzung ergab  sich  aber  auch  eine  vollkommene  Wandlung 
ihres  politisch  -  rechtlichen  Charakters.  Mit  den  staatlichen 
und  lokalen  Behörden,  denen  im  vergangenen  Jahrhundert 
die  Oberleitung  und  Beaufsichtigung  übertragen  war,  haben 
sie  fast  nichts  mehr  zu  thun.  Abgesehen  von  dem  Satze, 
dafs  die  Bürgermeister  der  Stationsstädte  zeitweise  das 
Präsidium  des  selbstgewählten  Bureaus  innehaben  sollten, 
unterstanden  die  Gilden  lediglich  der  Oberleitung  der  inter- 
nationalen Centralbehörde  für  die  Rheinschiffahrt. 

Auch  nach  der  inneren  Einrichtung  schieden  sich  die 
neuen  rheinischen  Verbände  von  den  Zünften  der  vergangenen 
Tage.  Die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Glieder  war  weit 
weniger  stark  ausgebildet,  beispielsweise  den  Meistern  die 
Disciplinargewalt  über  Lehrlinge  und  Gesellen  grofsenteils 
entzogen.  Alles  wurde  viel  straffer  von  einem  Mittelpunkte 
aus  geregelt,  dessen  Anweisung  sich  jeder  anzubequemen 
hatte. 

Dabei  dienten  die  frisch  geschaffenen  Korporationen  lange 
nicht  mehr  den  weitgreifenden  Bestrebungen  wie  die  früheren. 
Die  religiösen,  gesellschaftlichen,  ja  mit  einer  Ausnahme  sogar 
die  socialen  Beziehungen  sind  aus  den  Verordnungen  aus- 
geschieden. Die  neuen  Gilden  waren  nur  mehr  Vereinigungen 
von  Gewerbtreibenden  zur  Ausbeutung  einer  bestimmten  Be- 
triebsform unter  obrigkeitlichem  Schutz.  In  diesem  Punkte, 
in  der  Verteilung  der  Fahrten  unter  die  Genossen  nach  alt- 
gewohnter Rangordnung,  stimmten  sie  mit  den  früheren  Ver- 
einigungen fast  vollkommen  überein.  Sie  hatten  sogar  die 
Beschränkung  der  Anteilnehmer,  welche  diese  gepflegt  hatten, 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  beibehalten.  Noch  bestand  neben 
der  persönlichen  die  sachliche  Konzessionspflicht,  noch  gab  es 
kein  Recht  auf  Zulassung  zum  Betriebe  dieses  Verkehrs- 
gewerbes, noch  mufste  mancher  Fähige  von  ihm  abstehen,  weil 
ihm  von  oben  nicht  die  Erlaubnis  zur  Verwertung  seines 
Könnens  zu  teil  ward.  Denn  nur  die  lokalen  Fesseln  waren, 
wie  eben  bemerkt  wurde,  gesprengt.  Dagegen  wurde  in  den 
Verordnungen  ausdrücklich  betont,  dafs  die  Zahl  der  Mit- 
glieder keine  unbeschränkte  sei,  dafs,  nach  Abschlufs  der  ersten 
Aufnahme  von  Schiffern,  neue  nur  noch  hinzukommen  dürften, 
wenn  die  Generaldirektion  des  Rheinschiffahrtsoctroi  solches 
für    nötig   erachte'.     Die   alte    Polizeiwirtschaft   war  also  bei- 


'  Dies  kam  damaligen  Beobachtern  weniger  zum  Be^ru^st«ein,  da 
sie  im  Wegfall  der  Erblichkeit  und  Käuflichkeit  der  Schifferei,  in  der 
für  jeden  nach  Erfüllung  von  Normativbedingungen  zugänglichen  An- 
wartschaft auf  einen  Platz  in  den  Gilden,    in  der  Freigabe  der  Klein* 
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bßlialteo.  Man  hatte  nocli  kein  Zutnwum  zu  einer  aatur liehen 
Aiisglfiiehung  von  Angebot  und  Nachfrage  und  glaubtu 
von  Obrigkeits  wegen  helfend  und  iH^roraentl  eingreifen  zu 
müssen. 

Diese    Abwehr   des    unbeschränkten    Wettbewerbs    durch 
chafTung   einer   geschlossenen  Vereiiiigiing   unter  staatlichem 
»Schutz  war  das  letzte  Ausspielen  des  nierkantilistischon  Geistes^ 
"er  seither  die  mafsgebeuden  Leiter  der  Staatswei^en  belierrscht 
und    durch    sie    in    »einer  Zeit  auf  verkeil rsgewerblic he m  Ge* 
biete  Grofses  gewirkt  hatte.     Inzwischen  begann  auch  auf  dem 
Kontinente,  nai-Ii  dem  Übermafs  von  Bed rangung  und  Bevor- 
mundung, sich  der  Glaube  an  das  Individuum,   dan  Verlangen 
•nach  Freiheit  im   \\'ertJius tausch   zu    regen.     V^or  dem  Sieges- 
ug,  den  das  Gedarikensystem  des  Ökonomischen  Liberalisniü» 
urch  die  Lande  antrat,    brachen  dann  die  letzten  beruflichen 
chranken  des  rheinischen  Transjmrtgewerbes  zusammen,  nach- 
em  sie  schon  vorher  durch  die  eingetretenen  Wandlungen  in 
der  Technik    des  Wasserbetriebes    fast  vollkommen  illusorisch 
geworden   waren. 

Aber   ehe   es   dazu   kam,    sollten    noch   nahezu  drei  Jahr- 
zehnte vergehen.    Gerade  weil  die  rheinischen  Gilden  in  Köln 
und  Mainz  den  innerstaatlichen  Charakter  verloren  hatten  und 
durch  völkerrechtliche  Verträge    in    ihrem  Bestände   geschützt 
waren,  gingen    an    ihnen    zunächst   die   Gewerberefonnen    der 
^anliegenden  Lilnder  spurlos  vorüber.    Erst  der  durchgreifenden 
^Änderung   der  Rheinschiflahrtsverhältnisse    1831    sollten    auch 
diese  Überbleibsel  des  überwundenen  Merkantüaystems  *   end- 
gltltig  zum  Opfer  tnllen. 
>  Doch   zunächst  müssen   wir  noch  bei  ihrer  Gründung  zu 

^^^nfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  verweilen.  Es  wurde 
^Höben  erzHhlt»  wie  die  alte  SchilTerzunft  zu  Mainz  zwar  nicht 
^^K^rmell  rechtlich^  aber  thatsächlicli  auch  nach  der  französischen 
^»'Besitzergreifung  des  linken  Rhein ufers  weiter  bestehen  blieb, 
f  Die  dauernden  Kriegsjahre  und  wohl  auch  die  Furcht  vor 
weiteren  schlimmen  Ereignissen  liefsen  sie  so  engherzig  wie 
je  zuvor  an  dem  veralteten  Formenwesen  und  der  strengen  Ab- 
geschlossenheit ihrer  Vorfahren  festhalten.  Namentlich  ging  ihr 
Bestrehen  dahin,  den  Schiffern  anderer  Ortschaftrn  die  Ladungen 
im  Hafen  von  Mainz  th unliebst  zu  erschweren,  Um  eine  ge- 
wisse Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  liefs  das  Handlungskomite© 
schon  seit  1799  die  Verladung  der  Güter  durch  eine  besondere 


^ 


*>,  liieT?*l.rf  «^chonda»  Höch^tmafs  einer  „gfregcitcn  KheinschiffAhrtsfreiheit^ 
V  lit  sahen.     Vgl.  Herman,  Adrcfsbuch  1828  8.  9;    Ockhart, 

*-     i  .  J^iujg  S.  275  ff.,  ar,aff. 

*  ('biT  daa  Merkantilsyeteni  in  seiner  historisicber  Bedentiing  vgl, 
Ö.  Bchmt>llert  Umrisae  lind  Untersuclitinffen  zur  Verfasimng»-,  Ver- 
waltungB-  und  Wirt8chaft8ge»cliichte.     Leipxi^  18ö8  S.  1—60. 
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Kommission  ilberwaclien.  Es  wurden  Listen  *  gefiihrt,  die  den 
Rang  der  Abfahrenden  verzeichneten ^  die  zugleich  Namen  der 
Schiffer,  Ort  ihrer  Bestimmung,  die  Tage  des  Beistellens  tind 
der  Abfahrt i  sowie  die  festgesetzte  Centnerzahl  enthielten. 
Besonders  war  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Frachtführer  ihre 
Geschirre  in  gutem  Zustande  erhalten  und  sich  der  PünktUch* 
keifc  befleifsigen  sollten.  Den  Zuwiderhandelnden  ward  augedroht, 
dafs  sie  in  Jahresfrist  keine  Ladung  mehr  von  den  Mainxer 
Kaufleuten  erhalten  würden. 

Nichtsdestoweniger  wissen  die  erhaltenen  Aktenatücke^ 
immer  und  immer  wieder  von  Nörgeleien  und  Streitigkeite 
unter  den  einzelnen  Schiftern  zu  erzählen.  Die  Mainzer  rieht 
wiederholte  Bittschriften  an  die  Handelskammer**,  worin 
behaupten,  dafs  man  die  ^Fremden"  bei  der  Verfrachtung 
sehr  begünstige.  Andererseits  beschw^ert  sich  beispielsweise 
am  22.  August  1804  das  kurfürstlich  badische  Oberamt  zu 
Bischüfsheim  am  hohen  Steeg*,  weil  man  zwei  setner  Leute 
von  der  Ladung  ausgeschlossen  habe,  und  droht,  falls  man 
nicht  nachgebej  mit  Repressalien.  Noch  1806,  als  die  Octroi- 
konvention  bereits  in  Kraft  war,  wollen  diese  Zwisttgkeiten 
nicht  enden.  Die  Schiffergemeinde  ist  besonders  darüber  an- 
gehaltenj  dafs  sie  bei  Ladungen  für  die  Thalreise  nach  Köln 
benachteiligt  werde,  wjihrend  sie  doch  „schon  wegen  der  Dienate^  , 
die  sie  im  Kriege  geleistet  habe'* ,  den  Vorzug  vor  andenm^ 
verdiene.  Die  Verladekommission  ^  deren  Fortwirken  bis  zii 
Neuregelung  der  Gilden  ausdrücklich  durch  die  Generaldirektio^ 
des  Octroi  verordnet  war^,  antwortet,  Ungerechtigkeit  hah 
ihr  beim  Feststellen  der  angefochtenen  Rangreihe  voll-' 
kommen  ferngelegen.  Die  ganze  Unzufriedenheit  der  Mainzer 
rühre  daher,  dafs  sie  stets  nur  zu  bequemer  Thalreise  ein- 
gestellt sein  wollten ,  dagegen  auf  Bergfahrten ,  etwa  nach 
Schröck,  gern  verzichteten.  Eine  Routen  Verteilung,  wie  sie 
wohl  gewünscht  werde,  sei  ihr  als  Ladekommission  aber  nicht 
erlaubt;  dagegen  würde  die  Octroidirektion  im  Verein  mit 
den  Handelskammern  von  Köln  und  Mainz  Einsprache  er- 
heben» 

Während   die  alten  Zünftler  so  mit  den  „Fremden" 


m 


'  Vgl.  Akten  über  Handels-  und  Verkelirawe«en  M.^t.A.  127. 
«ooderB    Äfthlreiche   Listoii  mnd  aus  d<^n  Jahren  VII,  XI,  XII,  XIII  der 
Hepublik  erhaltf^u, 

»  VgL  M.St.A,  Abteilung  127. 

*  Vgl.  beaondt'ra  die  Petition  vom  2B,  Ventoae  XU  am  selben  Ort^ 

*  Onffinjil  im  M  8l,A. 

*  VglT  Verordnung  des  Ministers  de«  Innern  d.  d.  13.  Fructidor  XI 
den  Vollzug  der  Artikel  7  und  118  der  Konvention  vom  15.  Augu 
1804  betreffend  (abgedn^ckt  bei  Herrn  an,  Sammlung  der  Ge»et: 
S.  77 — 8i)  und  Siij)plementiir-  und  Üftailin^truktionen  der  Genen 
direktion  des  Rhein&ebiffahrtsortToi  ftir  die  StationakontroUeurc  äu  Kj&I 
und  Mainz  (ebenda  S.  82— ß8> 
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zankten,  liatten  sie  eins  verabsäumt  oder  vielleicht  auch  nicht 
hinclörn  können:  DieNiederlaasung  von  Konkurrenten  am  eignen 
Orte,  In  der  Übergangszeit,  da  alle  Konx^rationen  nach 
offen tl ich em  Dekret  wenigstens  formell  aufgehoben  waren, 
lieföen  sich  neue  Schiffer,  die  woh!  auf  eine  derartige  Gelegen^ 
heil  gewartet  hatten,  in  Main»  nieder  und  fuhren^  ohne  irgend- 
wie belästigt  zu  werden.  Erst  ab  nach  Veröffentlichung  der 
Octroikonvention,  welche  die  Neugründung  von  Schiffer  vereinen 
vorsah,  der  alte  Corpsgeist  sich  wieder  mehr  nach  aufsen  zu 
tliätigen  wagte,  machte  man  diesen  ^Eindringlingen" 
JSchwierigkeiten.  So  fing  man,  um  ein  charakteritstisehes  Bei- 
piel  zu  nennen  ,  i*eit  1806  an,  dem  Jakob  Reichert,  iler  sich 
1802  in  Mainz  niedergelassen  und  seither  unbehelligt  dem 
Waren transport  gewidmet  hatte,  in  Köln  die  Rückladungen  zu 
verweigern,  mit  der  Begründung»  er  solle  erst  den  Nachweis 
«einer  Zugehörigkeit  zur  Zunft  erbringen.  Da  dieser  hierzu 
ohne  weiteres  nicht  ira  stände  war,  das  Aufkommen  der 
rheinischen  Gilde  auch  immer  noch  auf  sich  warten  liefe,  meldete 
I  er  sich  nach  einigen  Bedenken  bei  der  ^alten"  Mainzer  Scliiffer- 
^™ Gesellschaft  mit  der  Bitte  um  Aufnahme,  indem  er  sich  zugleich 
Hffbereit  erklärte,  einen  Eintrittspreis  zu  zahlen,  seinen  Lehrbrief 
f  aus  Kau b  vorlegte  und  nachwies,  dafs  er  selbst  eines  Schiffers 
^^Sohn  war.  Allein  die  Zünftler  verweigern  trotzdem  ^für  itzt** 
^B«eine  Annahme,  da  für  sie  nicht  genügend  aufgeklärt  sei,  ob 
^Ver  zünftig  gelernt  und  als  Knecht  gedient  habe,  weil  sie  zudem 
^BiBchon  52  Mann  witren,  sich  schon  zwanzig  andere  gemeldet 
^H  hätten  und  für  sie  alle  Nahrung  nicht  zu  finden  sei.  Auf  diese 
^VAVeise  werden  die  Verhandlungen  in  die  Länge  gezogen,  bis 
es  dem  Reichert  auf  Verwendung  der  Handelskammer  ge- 
lingt, durch  Entscheid  der  Generaldirektion  seinen  Eintritt  in 
die  rheinische  GildCj  die  inzwischen  ins  Lehen  getreten  war,  zu 
erzwingen  ** 

Die  Präfekten  des  Ruhr-  und  Donnersberger  Departements 
hatten  verordnet,  dafs  am  Kl  März  1808  die  Register  eröffnet 
würden,  worin  sieh  alle  auf  beiden  Rheinseiten  gegenwärtig 
die  Schiffahrt  treibenden  Meister,  welche  nach  Erfüllung  ge^ 
wiaser  materieller  Vorbedingungen  die  Aufnahme  in  die  Gilde  be- 
gehrten, einschreiben  lassen  sollten^.   Es  war  zugleich  bestimmt. 


*  Näheres    Ober    diese   ganzen  Verhandlungen   findet   sich    in  den 
erhaltenen  Schriftstücken  der  Sc hiffer zun f takten  des  M.St.A. 

*  Die    Ankündigung    wurde     in    Form     eine«    Plakats    in    beiden 
Spracljen  f^edruckt    und  in  allen  Gemeindpu    der  beiden  Rheinufer  ver- 

I  dnent licht.'  Sie  int  unteröchrieben  vom  Generaldirektor  Eichhoff  und 
datiert:  Mainz,  L  Mfirs!  J808,  Einzeldruck  (Mavence,  De  riraprimerie 
de  la  mÄJrie,  nar  S,  Wirtb)  in  Scinfferznnftakten  d.  M  St,A  Hervor- 
zuheben ist  die  Best  immune:,  dnf«  die  Zeugiiinse  über  Erfüllung  der 
Bedinigtmgcn  von  art,  3— o  des  Gildereglements,  sowie  über  den  Besitz 
▼on  Ährzeugen  und  technische  Vorbildung  der  Gildekandidaten  von 
den  Hafenkommissaren    und   den   . Vorständen    der   alten  Zünfte**    äu»- 


^ 
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dafs  Tiacli  Verlauf  zweier  MonatÄ,  also  am   10.  Mai,  die  Lisleii 

geschlossen  werden  soll  ton.  l>a  jettocli  in  Mainz  die  MelduDgen^J 
»ich  zum  Teil  wegen  Abwesenheit  einzelner  Berechtigten  vef^| 
zögerten,  erliefs  der  Präfekt  am  5.  Mai  ein  Ärret,  durch^^ 
das  er  die  gesetzte  Frist  bis  zum  10.  Juni  verlängerte  ^ 

Das  Register   wurd*_>   dann   am    bestimmter»  Termine  den 
G[eueraldfrektor  Eichhoff  in  Köln  zugesandt,    der   es   mit    de 
dortigen    Aufstellung    nachprüfte   und    durch   den  l>ruck    %'€f 
öffentlichen  liefs.    Dabei  wurde  von  der  Octroiverwaltung  ein»! 
Teilung  der  Gildeschiffer  in  zwei  Klaasen  vorgenommen,  wo- 
von die  eine  die  direkte  Fahrt  zwischen  den  beiden  StatioTis-j 
höfen  und  den   Endpunkten  am  Oberrhein  und  in  Holland  be 
sorgte,  oline  unterwegs  ein*   und  ausladen  zu  dürfen,  während 
die  andere   sich    mit  den  Fahrten  von  den  genannten    Plätzea^ 
nach   den  Zwischenhäfen    beschflftigte.     Diese   an    sieh    prak- 
tische Einteilung    gab    später    zu   allerlei  Zänkereien  Anlafs^ 
da  man   an    einzelnen  Orten  die  Intermediär-   oder  Zwisehen- 
schiffer    zu  Kleinschiftbrn    herabsetzen    und    auf  das  Verladen j 
von    Landesprodukten    beschränken    wollte.     Als    die    ersten 
Streitigkeiten  anhüben,  erliefst  der  Maire  von  Kfiln,  S,  Wittgen-' 
stein,  am  20.  Oktolicr  1S09  noclimals  eine  Aufforderung,  dafa  alle 
zur  Stationsfitadt  gehörigen  Rheinschiffer  sich  am  20.  November 
des  Jahres  versammeln  sollten,   um  zu  erklären,  ob  sie  in  Za-^ 
kunft    „die   grofse  o<ler  die  kleine  Schiffahrt"    auszuüben 
dächten.      Eine   ähnliche    Versammlung    trat    auf   Anordnoil| 
I'jichhoffs    für    clie   Gildcsehiffer    zu   Mainz   am  5.    Dezember 
1809    an    jenem    Orte    zusammen^.     Allein    auch    durch   dieael 
Mafsnalmien  wurde  den  kommenden  Zwistigkeiten  nicht  wtrk*| 
sani  vorgebeugt. 

Nachdem   Eichhoff  als    „directeur   g^n^ral    de   Foctroi   döl 
navigation  du  Rhin""    sich   sudann   mit  den  Maires  der  beiden 
Ötatii>n3stiidte  verständigt  hatte,    wurden  die  Listen  allgemein 
bekannt  gegeben  und  die  Schiffer  zur  Generalversammlung  ein- 
geladen*.    Diese    fand    in    Mainz   am   24.   Oktober   1808,    in 


gefertigt  sein  soUteri.  Die  noeli  erhaltenen  Korjmrationsverb&iide  er 
ireuten  E*lch  nUo  nauh  wie  vor  de»  grciföten  AnBehens.  Der  Varstand 
der  alten  Schifferzutift  iu  Mainz  wurde  bifi  zur  Verwirklidiun^  dt*r  Neu* 
orgfiöiaatioii  der  GiWeu  vielfaeli  um  Führiing?jzeiipiiis*.se  und  ^iachweisÄJ 
Über  Bt^tahigung  f^inzeber  Si'liifftT  gebeten.  (S<»lcLe  finden  sich  '- 
Akten  über  Haudel  und  Verkehrt* weisen  M.St.A.) 

*  Vgh  Akten  über  Hauclel  unti  Verkehr.HweöHii  (franzMsische  Periode}] 
M8iA.  Arröt  vom  5.  Mai  180^,  „Le  ddlai  pour  Unscription  des  bHtelieil| 
est  prorogö  an  ID.  Juin  proehain^. 

«  Ockhiirt  (Gesetzgebung  8.  290,  291)  schiebt  die  Schuld  daf^l 
dem  IratizOsi Beben  Gouvernement  xu. 

^  Vgl.    Einbhittdruck    gleichen  Datum»    in   Schifferzuuftakten    am 
M.StA. 

*  Die    durch    die    »Druckerey     der    Generaldirection    des    Rhelii- 
Sehifffaiirta-Octroi"    vervielfältigten    Listen    sind    tm    gröfaten    Formst 
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■Jir»ln  am  15.  November  statt  ^  wobei  nach  Vorschrift  jedesmal 
die  20  Kandidaten  ausgeloht  wurdt^n,  aus  denen  Eichlioff  dann 
die  Mitglieder  der  Verwaltungsbureaus  und  die  zugehörigen 
Suppleanten  auswählte®.  Damit  war  den  Grundbedingungen 
der  OL'troikonvention   in  jeder  Weise  Genüge  gethan. 

Es    erübrigt     noeh^     einen    Blick     auf    die    damals    ab- 

tgeachlosfcsenen  Gilddisten  ku  werfen^  um  eine  Vorstellung  von 

laer    Zahl    und    Herkunft    derjenigen    Schiffer    zu    bekommen, 

denen     der     Kbeinverkehr     in    jenen     Tagen     hauptsächlich 

zufiel ", 

Bei  der  Mainzer  Sehiffergesellachaft  waren  insgesamt  200 
Personen  eingetreten.  Davon  meldeten  «ich  104  Mann  ftir  die 
direkte  Fahrt.  Von  diesen  hatten  42  in  Mainz.  25  in  Strafa- 
bürg,  2  in  Speier,  25  in  I^ingen,  8  in  Kaub  und  je  1  in  Kob- 
llenz  und  Bonn  ihren  Wohnsitz, 

Als    Intermediärschiffer    waren    insgesamt    70   Leute   ein- 

jetragen.     Diese  achieden  sich  wieder  in  die  ZwischenBchiffer 

ir   den  Oberrhein  auf  der  Strecke  Strafftburg- Mainz   und  m 

|*die  Zwiöchenschiffer  für  den  Mittelrhein  auf  der  Linie  Mainz- 

Löln*   Zur  ersteren  waren  insgci^arat  44,  zur  letzteren  26  Mann 

smeldet 

Nach    dem    Domicil    teilten    sich    die    Intermediärachiffer 
folgendermafsen : 

Von  den  44  Schiffern  für  den  Oberrhein  wohnten  7  zu  Frei- 
[itett,    l    zu  SchrÖck,    3   zu  Germeraheim ,    12    zu   Heidelberg, 
1  zu  Hasraersheim,   10  zu  Manuheim,  6  zu  Worms,  3  zu  Gerns- 
[lieim  und  1  zu  Oppenheim, 

Von    den  26  Schiffern    für  den  Mittelrheiti  wohnten  2  zu 
linz,  3  zu  Bingen,  6  zu  Kaub,  2  zu  Boppard,  4  zu  Koblenz, 
cu  Bonn  und  je  einer  zu  Rlidesheim,    Geiüenheim,    Lorch, 
8t  Goar,  Oberspay,  Nieder- Lahnstein  und  Vallendan 


hergeBtellt    Die   Mainzer    Liste   ist    datiert   voBi  t5.,    die   Kölner    vom 
15.  Oktober  I80ti, 

»  In  MaiDz  führte  der  Maire  dor  Stadt  den  Vorsitz,  in  Köln  bei  der 
Hßektion  de«  Oberrheins  ebenfalb  der  Maire,  bei  der  Sektion  dea  Unter- 
LrbeiuB  der  Oetroi- Inspektor  Faa»bender, 

*  Für  Mainz  durch  »Schreiben  vom  15.  November  1808.  Die  Mit- 
glieder de«  ersten  VerwaltunL^i^hureaua  waren:  Pour  1a  rive  gfluche 
R  Haenlein  de  Mayence,  Jean  Saarbourg  de  Strassbourg,  Antoine 
[iHarling  de  Bingen.  {*our  la  rive  droite:  Fran^oi»  Rummel  de  Heidel- 
rberg,  Guiüeaiime  Kiinpel  de  Caub,  Martin  Stdinellbaeh  de  Mannheim, 
fEu  Suppteaiiten  waren  eTnannt:  P.  L  r.  ^aaehe  lienrv  Dnnck  et  Jifseph 
Wau  de  Mayence.  F,  L  r.  droite:  David  Hobr  de  freystett  et  l*ierre 
[Breunig  de  Mannheim.  Erster  Gildeaekret&r  w«r  J*  G-  Trumpf  de 
"layence, 

'  Die  folgenden  Zahlen  sind  den  obengenannten  Listen  vom  5.  und 

Kl5.  Oktober  1808  entnommeu  und  vergiiehen  mit  den  Aufstellungen,  die 

fOckhart  (Der  Rhein  S.  18-5—189)  gjebt     Über   die  Mit^liederaahl  der 

^ftlteu  Mainzer  SehiflFergenosseu&chaften   vgl.  Eckert,  Mainzer  Schiffer- 

gewerbc  8.  50— M»  87,  88. 


Aufgerdem   sind   noch    auf  der   Mainzer   Liste   26   Jacht 
Schiffer  verzeichnet,  die  sich  hauptsächlich  dem  Peraonentmii 
port  widmeten*    Sie  entstammten  sämtlich  dem  Rheingau.    Fili 
14  war  Kiidesheim,  für  4  Eltville,  5  Geisenheim,  je  1  Winke 
und  Erbach  als  Heimatsort  genannt    Diesen  müssen  notweiwJ 
für  die  damalige  Zeit  noch  8  Mainzer  Jachtschiffer  zugere 
werden,  die  beim  Abschlufs  der  Liste  ihre  Beweisstücke 
nicht  eingereicht   hatten,    weshalb   sie   nicht  verzeichnet  sind 
die    aber    wenige    Wochen    später    Aufnahme    in    die    Gild^ 
fanden  ^ 

Inagesamt    hatte    also    der    Schifferverein    zu    Mainx    be 
»einer  Gründung  200»  bezw.  208  Mitglieder  aufzuweisen.   Nich| 
»o   stark    war  die   Kölner  Gilde,    deren   beide   Sektionen 
sanimen  nur  155  Mann  zäldten. 

Bei   der   Sektion   des   Oberrheins   waren   für    die    direkte 
Fahrt  44  Schitfer  gemeldet,    wovon  29  auf  Köln,  7  auf  Kob-^J 
lenz ,  je  3  auf  St  Goar  und  Bacharach  ^  je  1  auf  Andemacik^| 
und  Vallendar  entfielen.  ™ 

Für  die  Intermedia rfabrt  w^aren  33  genannt ,  wovon  17 
in  Koblenz.  5  in  Neuwied,  S  in  Bingen,  je  2  in  Bacharach  und 
Vallendar  und  je  1  in  Eltlingen,  Lorch,  Kauh  und  Oberspay' 
wohnten. 

Bei   der  Sektion  des  Niederrheins   waren  für  die  direkt 
Fahrt  70  Mann  eingetragen,  %^on  denen  18  in  Köln,  5  in  Ruhr 
ort,  4  in  Miihlheim,  je  2  in  Hitdorf  und  Xanten^  je  1  in  Deutz,^ 
Vallendar»    Düsseldorf,   Oreoy,  ßüderich^    Emmerich,  Ztitphen, 
3  in  Arnheini,   1   in  Utrecht,   10  in  Dordrecht,  10  in  Amsterdam 
und  8  in  Rotterdam  ihre  Heimat  hatten.     Es  w^aren  demnach 
auch  die  Holländer,  für  deren  Staatsgebiet  die  OctroikonventioiiJ 
zunächst  noch  keine  Geltung  hatte,  zur  Gilde  und  ihren  Fahrten 
zugelassen  worden  ^. 


v' 


*  Vgl.  Akten  über  Handel  and  Verkebrswesen  M.StA. 

*  Jacob  Bach   uns  Oberspay    findet    sich    für   die  Internjediirf}i1irft| 
auf  der   Kölner   und    Miiinzer  Liste    eing-f^tragen.     Diesen    Irrtiiin    La 
schon  Ockbart  (Rhein  S.  187)  bemerkt.     Aufserdem   finden    »ich    »bc^ 
in  den  Liaten  trotz  ihres  offiziellen  Cbftrakters  noch  andere  Ungeuamg»! 
ktjiten;  beispielsweise  ist  anf  der  Mainzer  Liste  unter  Nr.  104  der  ScihiäSff 
Jacob  Reichert  notiert,    während  der  BetreflFende  in  den  gleichzeitigenj 
Aktenatucken    und    in  Her  man«  Adrofßbneh    für    das   Jahr  1825  S*  45i 
dnn  \^>niaiiien  Friedrich  führte  (>iii  Jacob  ReicJicrt  aber  erst  1810  in  dla 
Gilde  aufgenommen  wurde, 

■  Ei^  war  bestritten  T  oh  diea  Verfahren  dera  Sinn  der  Octroikoa- 
vention  entsprach,  Später  wurde  die  Frage  entschieden  verneint  und 
beispielsweise  auf  Beschwerde  der  Kölner  Gilde  gegen  die  Einführung 
der  Dampfschiffahrt  in  der  preuf»iscbeii  Kabiüettsordre  vom  8,  Apru 
1826  auadrücklieh  betont,  dafs  die  gr^fste  Zahl  der  Mitglieder  derJ 
niederrheinischeu  Gilde  von  der  Rangfabrt  auf  dem  konventionelleni 
Rhein  eigentlich  ausxusehlieröen  fleieu,  weil  nur  drei  von  ihaea  preafiiische 
Unterthanen  wären,  die  Kouveution  von  1804  aber  ausdrücklich  fest- 
setze,  dafs   die   konventiaiielleu   Raagschiffer   „Uoterthanen  der   koa* 


A 
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Für  die  Intermediärfahrt  waren  bei  der  Sektion  vom 
Niederrhein  hingegen  nur  7  Leute  eingetragen,  die  sich  auf 
K('dn  (4),  Andernach,  Hitdorf  und  Wesfd  (je  1 )  verteilten.  Unter 
diesen  letzteren  waren  jedoch  offenbar  diejenigen  nicht  in- 
begriffen, die  ans  niederrheinischen  Hilfen  wie  Düsseldorf, 
Neufs,  Ruhrort,  Duisburg,  Emraerieli  etc.  Zwfschenfahrten  nach 
Holland  und  Küln  mehr  gelegentlich  unternahmen  und  deren 
Zahl  von  Ockhart  auf  etwa  30  veranschlagt  wird. 

Aus  dem  Angeftlhrten  erhe//t,  daf«  von  den  328  Mitgliedern 
der  Schiffervereine  '  von  Mainz  und  K^filn  sich  218  Mann  den 
direkten  Fahrten  widmeten,  während  HO  nur  ZwisehenfVthrten 
unternahmen,  und  dafs  Bewohner  so  ziemlieh  aller  Ortschaften, 
in  denen  Schiffer  ansässig  waren,  bei  den  neuen  Korporationen 
Aufnahme  gefunden  hatten. 

In  diesen  Zahlen  der  Gildelisten  ist  nur  der  kleinere  Teil 
der  Rheinachiffer  jener  Tage  enthalten»  Ockhart,  dem  als  In- 
spektor des  Octroi  das  gesamte  einschlagende  Material  vor- 
gelegen hatte,  bemühte  sieh,  sie  »u  ergänzen  und  die  fTeaamt' 
summe  aller  in  Betrat*ht  kommenden  Person  im  zu  ermitteln. 
Aus   seinen  Feststellungen*    sei  das  wichtig«*te  wif?dergegebe«L 

Nach  einer  allgemeinen  Aufnahme  der  rheinischen  Sehifler, 
die  gegen  1813  gemacht  wurde,  fuhren: 

1.  auf  der  Strecke  Basel-Mainz 166  Personen 

2.  aaf  dem  Mittelrhein  bis  K5ln  abwArts     «     .  298 
S.    nach  den  Häfen  des  Niederrheins,  einschlieb- 

lich  der  nach  Köln  kommenden  holländischen 

Schiffer     ..,...,...,     .     .   225        - 

In  allem  089  Schiffer* 

Wenn  man  von  dieser  Zahl  328  OilJescbiffer,  die  sich 
mit  dem  Transport  von  Handelsgütern  befafsten^  sowie  51 
Jachtenbesitzer,  die  sich  hauptsächlich  mit  der  Bef^lrderung 
von  Reisenden  bescliäftigten,  abEieht,  so  bleiben  noch  310  Mann, 
also  (mbI  die  Hälfte  für  die  eogenamite  Kleinschiffahrt  übrig. 
Dabei  ist  allerdings  zu  bedenken,  dafs  die  Kleinv^dußer  nur 
Fiilmeage    von    geringerer  Gröfse   führten    und    daher  auch 

{'edesmal  nur  weit  weniger  Güter  als  die  Handelsschiffer  laden 
Lonnten.  An  der  Klein»ehtffahrty  durch  welche  die  Bewohner 
der  beiden  Ufer  zwischen  den  Statlonastldteii  mit  den  Pro- 
dukten des  heimiacheo  Ackerbaus  und  der  Indostriei  sowie 
mit  Gütern  zur  Konsumtion  versorgt  wurden,  oahoieo  aMick 
die  meisten  Schiffer  der  Nebenströme  teiL  Auf  dieeea  badeo 
sieh  wihrend  der  Jahre  1810—1813  suManiien  029  8<^iffer,  die 


A.± 
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gröfstenteils  auch  die  rheinischen  Häfen  bedachten.  Nach  den 
einzelnen  Flüssen  verteilt,  ergiebt  sich,  dafs  auf  den  Neckar 
57,  auf  den  Main  330,  Lahn  34,  Saar  und  Mosel  83,  Ruhr  116 
und  Lippe  9  Schiffer  zu  rechnen  waren. 

Merkwürdig  ist  dabei,  dafs  auf  dem  Main  mehr  Personen 
fuhren  als  auf  den  übrigen  Nebenflüssen  zusammen  und  dafd 
die  Zahl  der  Rheinschiffer  die  ihrer  Genossen  auf  allen  Neben- 
flüssen vereint  noch  insgesamt  um  über  ein  halb  Hundert  über- 
steigt 

Die  Summe  aller  der  Personen,  die  nach  diesen  Auf- 
stellungen zu  Anfang  des  Jahrhunderts  auf  dem  rheinischen 
Stromgebiet  im  selbständigen  Schiffergewerbe  ihre  Nahrung 
fanden,  betrug  also  1318  Leute. 


Diäf^igen  Gestaltmig  des  Stroinbottea  und  der  mangelhaftea 
Pflege  der  Leinpfado*  ergaben,  standen  die  klinKtliciien 
Schranken  einer  übertriebenen  Zollausbeutting  und  engherzigen 
LokalwirtschAft     der     Uterbewohner    jeglichera    Aufschwung 

I hindernd  entgegen.  Nachdem  dann  die  Franzosen,  die  von 
der  linken  Kheinseite  Besitz  genommen  hatten,  den  Fliifa  noch 
£ur  Grenzsperre  miisbrauchten,  schien  alles  Leben  und  Treiben 
Ton  ihm  veraeliwinden  zu  wollen.  Nur  ganz  allmähÜcli  kam 
es  zu  einer  Besserung  dieser  Verhältnisse. 
Die  französische  Regierung  nalim  sich  der  Erhaltung  der 
Leinpfade  in  den  ihr  zugefallenen  Ländern  nach  Kräften  an-. 
^^Sie  sorgte  auch  dafür,  dafs  die  reichen  Erträgnisse  der  Schiff- 
jHfahrt  in  erster  Linie  wieder  zu  ihrer  Hebung  und  Erltäclite- 
^Hrung,  nicht  zu  anderen  Zwecken  bestimmt  würden.  Immerhin 
^Hljlieb  in  dieser  Periode  naraentlich  die  Befahr mig  des  oberen 
^BStromlaofes  mit  mancherlei  Gefahren  verknüpft^.  Steuerleute 
^Bvon    Strafsburg   und    Neuburg    mufsten    vor   jeder    einzelnen 

'  '  Über  die  Beschaffenheit   der  Ltdupfad»?   in  jeuer  Zeit  rgL  Ock- 

hart,  Der  Rhoin  ff.,  innbejäondere  für  den  Oberrlu^in  S,  41*,  115,  131—135; 
für  den  Mittelrlidii  S,  165,  167,  173—178;  für  ihm  Unterrbein  8.  219  bis 
22hl  mr  Ilolbind  tWual)  8.  247—250;  (Lckl  S.  *2.>S-254;  (Ysael)  8.  255 
biÄ  256. 

■^  Über  die  verschiedenen  dieabezu||liiheii  Erlasse  und  Bestimmungen 
,  VgL  ßodmao,    C<Kii»  de   police  adniinistrative  ü  S.  8^3  t\,\    Cado   civil 
■    ßSO. 

*  Vgl.  dazu  Eiehhoff«  Dar^teHuDg  dm  Rheins  &  9(V  3L 
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Fahrt  das  Wasser  untersuchen,  um  sich  seiner  Tiefe  zu  ver- 
sichern und  festzustellen,  ob  sich  der  Thalweg  nicht  durch 
Neubildung  von  Stöcken  und  Bänken  geändert  hatte.  Während 
auf  den  anderen  Strecken  des  Flusses  für  die  Lastschiffe  ein 
Personal  von  6  Leuten  einschliefslich  des  Steuermanns,  für  die 
Jachten  gar  nur  3—4  Mann  genügten^,  waren  die  mittleren 
Fahrzeuge  auf  dem  Oberrhein  mindestens  mit  6  Knechten 
und  2  Steuerleuten,  solche  von  über  1200  Oentnem  Lade- 
fähigkeit mit  8  Knechten  und  3  Steuerleuten  bemannt.  In 
diesem  Fall  blieb  einer  der  letztgenannten  beim  Ruder  am  EInde 
des  Schiffes,  die  beiden  anderen  standen  bei  einem  starken 
Riemen  am  Vorderteil,  während  die  acht  Knechte  auf  die 
zwei  grofsen  Ruder  in  der  Mitte  verteilt  waren.  Trotzdem 
konnte  ein  solches  Fahrzeug  zu  Strafsburg  nicht  seine  volle 
Ladung  einnehmen;  diese  wurde  vielmehr  auf  5 — 6  kleinere 
Boote  oder  Anhänge  verpackt  und  erst  zu  Neuburg  in  das 
Hauptschiff  umgeladen.  Umgekehrt  mufste  eine  zu  Mainz  för 
Stralsburg  angenommene  Ladung  zu  Neuburg  oder  Schröck, 
dem  heutigen  Leopoldshafen,  geleichtert  und  von  da  in 
kleineren  Schiffsgemfsen  weiter  bergwärts  gezogen  werden. 

Weit  mehr  als  die  Verbesserung  des  Fahrwassers  und 
seiner  Ufer  beschäftigte  damals  die  Schiffahrtsinteredsenten 
die  Beseitigung  der  rechtlichen  Hemmungen,  wie  sie  die  Octroi- 
konvention  angebahnt  hatte.  Durch  sie  wurde  wenigstens 
mit  den  schlimmsten  Mifsbräuchen  aufgeräumt  und  an  ihre 
Stelle  zwar  kein  vollkommenes,  aber  inmierhin  ein  wesentlich 
verbessertes  Sohiffahrtssystem  gesetzt.  Die  allgemeinen  Gnind- 
zUge  der  Ootroikonvention,  ihre  Stellungnahme  zu  den  grund- 
legenden Fragen  wie  Zölle  und  Stapelwesen,  sowie  die  sich 
ihr  ansehliefsende  Umgestaltung  der  Sohifferverbände  sind 
bereits  betrachtet.  Es  erübrigt  noch,  einen  Blick  auf  einzelne 
ihrer  weiteren  Bestimmungen  zu  werfen,  welche  die  Gestaltung 
dos  rheinischen  Verkehrswesens  in  den  nächsten  Jahren  eben- 
falls bi^influfsten. 

Die  meisten  Sätze  des  Octroivertrags  wurden  von  Schiffern 
wio  Kautleuten  als  Verbesserungen  empfunden.  Die  Herab- 
uiiuderung  der  Gebühren  für  die  Fahrten  war  erheblich  genug. 
um  sich  auch  dem  einzelnen  tuhlbar  zu  machen.  Noch  mehr 
war  man  mit  der  verhältnismäfsig  sohneilen  Abfertigung  an 
den  Erhebun^rsstellen  zufrieden,  boi  der  die  Manifeste«  Schiff*- 
papiere-,  die  neben  dem  Xamen  des  Schiffes,  seines  Eigen- 
tümers und  Führers,  ein  getreues  Verzeichnis  der  geladenen 
Güter,  nach  Gattung  und  Gewicht  enthielten,  wesentliche 
l>iensto  leisteten.  Desgleichen  wufste  man  sich  bald  in  di-* 
Bestimmungen  über  Ein-  und  Aushi«len  der  Waren  zu  schiokec. 

-  ViL  art.  ^1,  Ä?  der  «X^troikonvenric^n. 
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Indem  die  Stauonskontrolleare  den  Verkehr  zwischen  den 
Händlern  und  Sehiflbfuhreni  vermittelten^  wurden  manche 
Reibereien  vermieden.  Zn^eich  war  darch  Festsetzung  einer 
gewissen  LadefHst  und  des  Ladeqamucunu  eine  ziemliche 
[ Regelmälsigkeit  der  Äbfahrl^i  gewährleistet',  Anfangs  be- 
gnügte man  sich  mit  einem  geringeren  Gewicht  und  forderte 
iie  Abreise,  wenn  beii^pieUweUe  in  Mainz  1200  Cir,  für  die 
Berg-,  1500  Ctr.  för  die  Thalfahrt,  oder  zu  Köln  1500  Ctr, 
zu  Berg  und  1800  Ctr.  zu  Thal  eingenommen  waren.  Später 
sah  man  ein,  dafs  diese  geringen  tfuantitäten  für  die  gro&en 
Schiffdgefäfse  nicht  genügten  und  nur  die  Unkosten  erhöhten. 
Man  gestattete  daher  eine  höhere  Centoerzahl  und  setzte  nur 
im  allgemeinen  eine  zehntägige  LadefHst  fest,  nach  deren 
Verlauf  der  Schiffer  abfahren  sollte,  gleichgültig  ob  er  die  er- 
wartete Quantität  aufgenommen  hatte  oder  nicht. 

Weniger  Anklang  fanden  die  Frachtpreise,  welche  die 
Octroiverwaltung  gemäfs  Artikel  13  der  Konvention  von  einer 
Frankfurter  Messe  zur  anderen  nach  Einholung  von  Gutachten 
d<T  Uandeläkammem  zu  Köln,  Mainz,  Strafsbur^  und  der 
Magistrate  zu  Düsseldorf,  Frankfurt,  Mannheim  jeweils  für 
die  Stationsstädte  festsetzte.  Es  wurde  keine  neue  Frachten- 
regelung vorgenommen,  die  nicht  zu  lebhaften  Klagen  Anlafs 
gegeben  hätte,  da  die  Verwaltung  meist  aus  den  verschiedenen 
Vorschlägen  einen  angemessenen  Mittelprei.s  herauszuünden 
suchte,  der  dann  keinem  der  Interessenten  genügte,  weil  er 
niemandes  Wünsche  ganz  erfüllen  konnte*.  Trotzdem  blieb 
man  allgemein  von  der  Notwendigkeit  einer  behördlichen 
Regelung  der  Frachtpreise  fest  überzeugt  ^  die  Handels- 
kammern sprachen  sicJh,  als  man  sie  um  ihre  Meinung  be- 
freie, entschieden  dafiir  aus.  Sie  behaupteten,  ohne  „Ein- 
mischung der  öffentlichen  AutoritÄt'*  werde  es  bald  dahin 
kommen,  ^dafs  die  Gewinnsucht  verschiedener  Individuen 
nicht  ermangeln  würde,  diesen  Umstand  zu  benutzen,  um  die 
Fracht  so  tief  herunter  zu  bringen,  dafs  der  Schiffer  vom  Er- 
trage seines  mühseligen  Gewerbes  bald  nicht  mehr  würde 
leben,  viel  weniger  seine  Fahrzeuge  und  die  dazu  nötigen 
Gerätschaften  in  gutem  Stande  erhalten  können,  woraus  dann 
die  Folge  entstehen  müfste,  dafs  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein 
aUmählich    nur   von   einem  Haufen   ausgehungerter  Menschen 


"  Vgl  Nao,  BmlThge  zur  Kenntnis  der  Schiffahrt  tl  S.  81,  82; 
Herman,  Adrefabuch  18&  S.  10, 

■  Die  Schiffer  waren  über  Hcrabsetziingen  der  Frachteii  oft  derart 
nn frohalten,  dafa  sie  mit  Arbf'itseinstcllmig  drohten.  Boi8pielswei«e 
w.  i;::erten  sicli  im  Septembt^r  ItiOi?  di*»  Mainzer  Raumfahrer  entschieden, 
tur  die  verniiDderten  Frarhtfsatze  zu  faliren,  und  iiefsen  sich  erst  durch 
Drnbuijf^  mit  Pi>lizeigewahr«im  ^owie  die  veriuiitolndeD  Vorschläge  der 
Mainzrr  Haridtbkarnmer  xuin  Vi-rzicht  auf  dcji  Streik  bewegen.  (Aktea 
über  Handel  und  Verkehrswesen  M,St*A.) 

Forii^hiingeD  XVllI  5.  —  Eckert.  4 
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betrieben  wurde  und  ao  die  für  den  Handel  nötige  Sicherheit 
verloren  ginge;  wozu  ferner  kilme,    dafs    der  rechtliche  Kauf* 
mann  der  ihm  gestatteten  Freiheit  bald  überdrüssig  sein  würde, 
indem   er   beim   Abgang    eines    allgemeinen    FrachtreglemenU 
in  den  Fall  geriete»  über  die  Fracht  eines   jeden  Artikels   der 
verschiedenen  Waren  mit  dem  Schifter  zu  verhandeln,  und 
jseine  Zeit  zu  verderben.**  *  ...  Es  dürfte  wohl  nicht  allzuvic 
Schriftstücke  geben,  in  denen   der  wirtschaftliche  Geidt  jene 
Tage  mit  seiner  übertriebenen  Angst  vor  der  freien  Konkurren 
und    seint-r    unersehütterlichen    Hoffnung    auf  die    unfehlbare^ 
Macht  der  Polizeigewalt  gleich  charakteristisch  zum  Ausdruck 
kommt. 

Die  Fracht®  konnte  zu  Anfang  des  Jahrlmnderts  im  all- 
gemeinen   eiDschliefslicli   aller   Kosten    und   Abgaben    für  dea^ 
Centner  zu  Berg  bis  Strafsburg   auf  10  Francs,   zu  Thal   au|H 
8  Francs   angesclüagen    werden,    während  die  Landfracht  für^ 
das  gleiche  Gewicht   etwa    25  Francs   kostete.     Dem  Schiffer 
blieb  von  der  Kinnahme  nicht  gar  viel  als  Reingewinn,  da  er 

neben    den    Gebühren    auch    bedeutende    Auslagen    zu    zahlen 

hatte.     Nach   genauen  Berechnungen  iJckharts^    betrugen    die 
Spesen    einer   Bergladung    von    etwa    2000    Centner    auf   d 
Strecke  Mainz— Strafeburg,   1312  Gulden^    ohne  die  Ausgabe 
für  Steuerleute  und  Arbeiter  beim  Ein-  und  Auspacken»    Die 
selben  wurden  iladurch  erhöht^  dafs  zu  Schröck  oder  Neubur 
die  Waren  auf  raindeätens  zwei  Scliiffböden    gebracht  werdei 
muföten"*  und  der  Schiftszug  von  da  an   aufwärts   sich  wegen 
der    mangelhaften    Beschaffenheit    der    Leinpfade    nur    durcl 
Menschen  ausführen  liefs,  von  denen,   aufser  den  4  Mann  Be 
Satzung,  26  für  jedes  Fahrzeug  nötig  waren.    Billiger  war  die 
Strecke  Köln — Mainz,    bei    der   die  Bergfahrt,    wenn    Stilmifi 
und  Nebel  die  Schnelligkeit  nicht  verminderten,   nur    ca.  65 
Oulden  kostete^,  die  sich  freilich  wie  die  obengenannten  nocj 
durch    Ausgaljeu    für    den     Unterhalt     der    Steuerleute     nni 
Knechte^  die  Unkosten  des  Verladens  und  die  Minderung  de 
Schiffswertes  durch  Abnützung  um  800 — 400  ft.  vergröfsertenj 
80  dafs  die  wirklichen  Kosten    einachliefslich   aller  Nebenauft- 
gaben  sich  auf  etwa  1000  —  1100  Gulden  beliefen '^. 

Alle  diese  Berechnungen   beziehen    sich   auf   Fahrten    bei 


*  Abpedruekt  b^i  Eich  hoff,  DarstdlEEg  des  Rheins  S.  134,  1 
"  VgL  Herrn  an,    Sammhiiig  der    Gei^etze   S.  162—176,   301 

Nan  a.  a.  O.  11  S.  82;   Herman,   Adrefsbucb  1828   H.  IL    Eine  Rei 
von  Notizen  enthalten  auch  die  Akten  über  Handi*!  und  Verkehrsweac 
im  M.8t.A. 

»  Ockhart,  Der  Rhein  S.  130,  131. 

*  Vgl  oben  8.  48. 

»  Oekhart,  Der  Rhein  8»  170,  171,  16K 
ö  Du  die  Unkosten  b*^l  einer  Tiialladung  von  2000  Centnem  Maliw^ 

Krdn  dagegen  nur  etwa  350  fl.  betrugen,  stellt«  sieh  das  VerhtltUM  batd^l  ' 
Ausgaben  fnr  die  Schiffer  fast  wie  3:  1  (öckhart,  Der  Rhein 


XVlll  5. 


A 


verhältnismjlfsig  gutem  Wetter,  wie  mau  es  in  der  Zeit  der 
regelmäßigen  Hangladungen  vom  15.  März  bis  15.  November 
jeden  Jalire^ä  erhoffen  durfte.  Für  diese  Periode  gestattete 
man  ftir  die  Reisen*: 

Von  Holland  nach  Köln  14      Tage  zurück     10     Tage 

-     Köln  -       Mainz  8  -  -         4—5 

l    '     Mainz        -       Stralaburg  14-20      -  -         6—8      - 

Melöl  fuhr  man  jedoch  etwas  schneller,  so  dafs  beifipi  eis  weise 
mit  gutem  \Ximl  die  Strecke  Amsterdam— Köln  in  10  —  12, 
die  Mittelrheintour  in  6  Tagen  zurückgelegt  wurde  ^.  Die 
grofsen  Jacbten  zur  Personenbeförderung,  die  Wnsserdiligeneen, 
hatten  für  die  Bergfahrt  Kidn— Mainz  im  ♦Sommer  sogar  nur 
3|  in  späterer  Jahreszeit  ^V  :?  Tage  nötigt.  Andererseits  konnten 
sich  die  Reise n  im  Winter  bei  ungünstigem  Wasserstand,  Eis- 
gang und  dergleichen  weit  über  die  angesetzte  Zeit  hinaus 
verzögern.  Auf  dem  Lamlweg  brauchten  die  Güter  von 
Holland  bis  Strafsburg  wenigstens  26^30  Tage. 

Wichtiger  wie  die  allgeni  einen    liest  immun  gen    über  Neu- 
ordnung   der    Rheinschitlahrt    waren    neben    Beibehaltung   des 
Umschhigszwaiigs   für   die  Stationsstildle  Köln    und  Mainz  die 
übrigen   Sonderrechte,    die    ihnen    die   französische   Regierung 
ewährte.     Namentlich  war  für    sie   die  Errichtung  von  Frei- 
äfen*,  die  ihnen    1804    erlaubt    wurde,    von    unübersehbarem 
Vorteil,     Dadurch  wurde  nunmelir  an  Stelle  der  bei  Beginn  der 
neuen  Feindseligkeiten    mit    England    entzogenen    Niederlagen 
verbotener    Waren  ^    ein   aufserlialb    der   Zollgrenze   stehendes 
Gebiet  am   Ufer  geschaffen,    das  als  Zollauslaml   galt^   so    dafs 
^^  die   dort    eingeführten    Güter   der   Douane    nicht    unterworfen 
^Hwaren  und  demeiil8])rechend  auch  ohne  steuerliche  Belästigung 
^■wieder    ausgeführt    werden     konnten*      Zugleich    mit    diesem 
Beschlufs    vom     I.    Oktober     1804    überliefs'     Naiioh?on     <lein 
Handelsst^unde  von  Mninz  das  prächtige    kurfürstliche  Schlofa 
zur  Benützung»  eine  Mafsnabnie,    die  von  ästlnUiseiiem  Stand- 
punkte sich  nur  bedauern  läfst,  dem  Handelsstande    aber   da* 
mals  manclien  Vorteil  brachte»    Die  erforderlichen  Ausführuiigs- 
bestimmungen  über  die  Handhabung  der  ebendahin  verlegten 


[ 
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'  Die  folgenden  Zahlen  wurden  den  Fraclitberecluiungcn  für  die 
Reisen  zu  Grunde  gelegt.  Vgl.  Naii  a.  a.  O.  S.  82;  Herman,  Adrels- 
bueh  li!523  S.  11. 

»  Vgl  Oi-khart,  Rhein  S.  217,  166. 

"Vgl  Verordnwiip  für  die  Postüchiife  von  1804  bei  Heirman, 
Samntliu]|jc  der  Gi^setze  8.  M54 

*  Vl'I  H«'rmau,  Adren*buch  1823  S*  5.  Für  Mainz  vgl  noch 
Boekeiilieimer,  Geüidiicbfe  der  Stadt  Mainz  S,  :i>7  ff,:  Handelskammer 
in  Mainz  S.  22;  für  Kcdn  vgl  Kölner  Hafentft'^tachrift  S.  31—17; 
Wirrninghflus.  Die  Külner  Klieiiiachiffiihrt  S.  10. 

•  Vgl  oben  S.  15. 
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Douane  brachte  ein  kaiserliches  Dekret  vom  31.  Januar  1805^, 
das  zugleich  die  seither  verbotene'  zollfreie  Einfuhr  der  von 
den  Bewohnern  des  linken  Ufers  im  Rheingau  geernteten 
Trauben  gestattete. 

Bis  zur  Fertigstellung  des  Freihafens  kam  in  Mainz  statt 
seiner  ein  oberhalb  der  Schiffbrücke  gelegener  Raum  zur  Be- 
nutzung. Nach  längerer  Verzögerung  wurde  dann  am 
24.  August  1807  mit  grofser  Feierlichkeit  der  Grundstein  zu 
den  Hafenanlagen  gelegt,  und  für  den  11.  Februar  1809  die 
Inbetriebnahme  der  Quais,  Magazine  und  zugehörigen  Räum- 
lichkeiten verfügt*.  In  Köln  wurde  der  letzige  Zollhafen 
damals  als  Freihafen  benutzt.  Sieben  Jahre  nach  seiner 
Einrichtung  begann  man  dort  mit  Erbauung  des  Sicherheits- 
hafens, einer  für  die  damalige  Zeit  bedeutenden  technischen 
Anlage,  die  erst  1898  beseitigt  wurde*. 

Seitdem  die  französische  Regierung  der  wirtschaftlichen 
Bedeutung  der  neuerworbenen  Länder  eine  lebhaftere  Auf- 
merksamkeit schenkte,  hatten  Handel  und  Verkehr  am  Rheine 
WM'eder  erheblich  zugenommen.  Die  Hoffnung  des  Kaisers^  durch 
seine  Mafsnahmen  das  Einschmuggeln  verbotener  Waren  zu 
beseitigen  und  den  Güteraustausch  auf  das  linke  Ufer  des 
Stromes  wieder  zurückzurufen,  war  wenigstens  teilweise  in  Er- 
füllung gegangen.  Die  Schiffahrt  erholte  sich  langsam  von 
dem  Tiefstand,  auf  dem  wir  sie  vor  1802  gefunden  hatten. 
Einen  Beweis  dafür  liefert  das  allmähliche  Ansteigen  der 
Krahnengebühren  im  Hafen  von  Mainz. 

Dieselben  betrugen  ^ : 

Im  Jahre  1802     39,747  fr.  24  es. 


1803 

66,850 

-  93  - 

1804 

66,531 

-  63  - 

1805 

77,912 

-  15  - 

1806 

114,853 

-  59  - 

1807 

186,289 

-  53  - 

1808 

170,245 

-  67  - 

*  Die  wichtigsten  Bestimmunffen  dieses  Dekretes  vom  11.  Pluviose 
XIII  finden  sich  abgedruckt  bei  liockenheimer  a.  a,  O.  S.  358—860. 
Irrtümlich  wird  daselbst  das  angegebene  Datum  des  republikanischen 
KalendtTs  in  den  21.  statt  31.  Januar  1805  verwandelt. 

-  Vffl.  oben  S,  15. 

*  Üner  die  Beisteuer  des  Mainzer  Ilandelsstandes  zu  dem  Unter- 
nehmen vgl.  Handelskammer  in  Mainz  S.  22,  sowie  den  Vertrag  vom 
12.  November  lb08,  durch  den  der  Stadt  die  Summe  von  450  000  Frauken 
geliehen  Avurde:  teilweise  abgedruckt  ebenda  S.  127—128.  Betr.  Einzel- 
Keit(^n  vgl.  noch  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  (franz.  Period«?) 
M.St.A. 

*  V^l.  Kölner  Hafenfestschrift  S.  37  ff. 

^  Die  Zahlen  sind  entnommen  Bodmann,  Annuaire  statistique 
1810  S.  118. 


xvm  5. 


53 


I 


Die  Zahl  der  während  jener  Zeit  zwischen  den  beiden 
Station  SS  üldten  im  Jahr  durchschnittlich  verkehrenden  Schiffe 
wurde  auf  1200  geschätzt.  Audi  im  Kölner  Hafen  machte 
eich  damals  unverkennbar  wieder  ein  regeres  Leben  bemerkbar. 

Doch  Hie  Erwartung  einer  glücklichen  Weiterentwicklung 
de^  rheiniüchen  Wirtsrhaftslebens  wurde  nur  zu  bald  wieder 
vernichtet.  Die  erneuten  kriegerischen  und  politischen  Ver- 
wicklungen traten  imm^T  mehr  in  den  Vordergrund  de* 
Interesses,  Die  Finanzkräftf*  wurden  zum  Nachteile  aller 
anderen  Zweige  der  Verwaltung  fast  ausachliefslich  für  das 
Heerwesen  angestrengt  Die  Aufmerksatnkeit  der  Regierung 
ward  von  den  inneren  Angelegenheiten  nach  den  äufseren  ab- 
gelenkt Mehr  noch  als  diese  Umstünde  trug  aber  die  ver- 
kehrte Zollpolitik  Napoleons  die  Schuld  an  dem  raschen  Rück- 
gang von  Handel  und  Verkehr, 

Die  Steigerung  der  bereits  bestehenden  übertriebenen 
8p errmafa regeln,  nach  dem  zu  Berlin  ausgegebenen  Dekret 
vom  21.  November  1806  ^  welclies  die  Blockade  üher  die 
bntisichen  Inseln  verhängte,  hatte  einen  mitchtigen  Rückschlag 
zur  Folge.  Vergebens  bestürmten  die  Handelskammern  der 
beiden  Süitionsstädte  die  leitenden  Behörden  mit  Vorstellungen 
über  tlie  traurige  Lage  der  Schiffahrt  \  vergebens  reisten  der 
Maire  von  Mainz,  Mackt^»  und  der  Vizeprflsident  der  Hanilels- 
kammer»  Mappes,  nach  Paris,  um  beim  Kaiser  selbst  wegen 
der  durch  die  Kt^ntinentahperre  herbeigeführten  Schädigurig 
Torstellig  zu  werden.  Es  ward  nichts  erreicht,  vielmehr  den 
Bittstellern  Schweigen  geboten ,  da  es  sich  nicht  mit  dem 
System  der  straffen  Centralisation  vertrug,  den  unteren  Gliedern 
der  Verwaltung  ein  eigenes  Urteil  oder  gar  einen  Einflufs  auf 
die  öffentliche  Meinung  einzuräumen.  Wie  wenig  man  die 
direkten  Eingaben  an  den  allgewaltigen  Herrscher  leiden 
mochte,  zeigt  deutlich  ein  Schreiben^  des  französischen 
Ministers  des  Innern,  das  180G  an  die  Handelskammern  des 
linken  Rhein ufers  gerichtet  wurde  und  das  m  dem  Satze 
gipfelte:  „Les  traveaux  des  chamhres  du  commerce  appartiennent 
a  radministration," 

Es  ist  ein  eigentümliches  Geschick,  dafs  der  Wirtschaft* 
iiche  Vorteil  wie  ihn  die  der  französischen  Initiative  eut- 
etammenden  Verkehrsgesetze  jener  Zeit  unfehlbar  in  sich 
schlössen,  dank  den  damaligen  politischen  Verwicklungen 
gerade  während  der  fränkischen  Herrschaft  nur  wenig  fühlbar 
wurde.  Was  nützte  die  Beseitigung  alter  Mifsb rauche  durch 
die  Octroikonvention,  wenn  wenige  Jahre    nach    ihrem  Erlafs 


'   Näheres  findet   sich  in  Akten  über  Hüudel    und  VcrkeHrswceeii 
M.8t.A.  und  Akten  des  A.  d.  M.H.K. 
*  Abgedruckt  bei  Sehirges,  Der  Rhein  S*  71;  vgl.  noch  Handcia- 
kAmmer  in  Mainas  S.  23,  24. 
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der  RLcinverkclir    durch    die    KontinentRkperre    in    stärkere 
Fesselt]^  als  die  früheren  gewesen,  geschlagen  wurde  !  ^_ 

Noch  weniger  treihch  als  die  grofsen  Vertrüge  koiinte]|^| 
die  Maf»nahmen  einzelner  Städte  der  engherzigen  Zollpolitik^^ 
wirksam  ciitgegeiiarbeiten.  Für  Krdn  wurde  durch  General 
Lanietli,  den  Präfekten  des  Ruhrdepnrtements,  am  6.  Augusi 
18<i8  ein  sehr  mafsvoller  Reschlufs*  über  die  Güterabfertigun^ 
ini  Hafen  erlassen»  der  die  Krahnengeblibr  auf  10  Centime^ 
die  Werft-  und  W?tggebillir  auf  je  5  Centimes  für  jede 
5  My riagram m  (1  Centner)  gewöhnlichen  Handelsgutes  er- 
mälsigte.  Weiter  durften  daselbst  infolge  eines  Beschlusses 
des  Generaldirektor 9  des  Strafaen-  und  Brückenbaues  vom 
7.  November  1809  eine  Reihe  von  Gegenständen^,  z.B.  Bau* 
materialien ,  Feldprodukte  und  dergleichen,  die  Stadt"  ohne 
Umschlag  passieren.  Auch  durch  die  „Grofsherzogl.  Badischd 
Scliiftahrtß-Gcneralkommission**  wurde  für  die  badiseljen  Ver- 
ladestationen, namentlicli  Mannheim,  am  27.  August  1808  eine 
praktische  Verordnung  erlassen,  die  Hafendienst,  Güter-  und 
Frachten  bestfit  terei  neu  regelte^. 

Zu  Mainz  machte  sich  in  jenen  Tagen    ein  w^eniger  fort- 
schrittlicher ff  eist  bemerkbar,     8eit  1806  war  dort  der  Kanipl 
mit  Frankfurt  wegen    der   direkten  Fahrten    nach    den  Häfen 
des  Mittelrhpins  so  heftig  wie  je   zuvor   entbrannt.    Die  Kauf- 
leute  der  Mainstadt  hatten  den  Schiffer  Dionys  Rupprecht  toü 
Mainz  eingeladen,  regelmäfsige  Fahrten  dieser  Art  für  ftie  ein 
zurichten '^^      Es     waren     zunftclist    ftinf    Schiffe    daflir    vo 
gesehen,  die  unter  sich  die  Bangordnung  halten  sollten.     Die 
Mainzer  Händler  und  Schiffer  erheben  dagegen  entschiedenen 
Einspruch,  erklären,    dafs  dit^ser  Phin  den  Bestimmungen  der 
Octroikonvention    zuwiderlaufe    und    dergleichen     mehr.      Den 
peinvolle  Streit  setzte  sich  bis  Ende  1807  fast  ununterbrochen 
fort,  wobei  die  Handelskammer  zu  Mainz  durchaus  den  klein* 
liehen    lokalwirtschaftlichen    Standpunkt   vertrat^*     Mit  Recht 
durfte   ihr  der  Fankfurter  Handelsstand  vorwerfen:  ^Ihr  und 
wir   würden    mehr    gewinnen,    wenn   wir   dem    Handel    einen 
Hotten  Gang  und  mehr  Leben  verschaffen  würden,  als  ihn  durch 
Streitigkeiten  paralysieren." 

Dafs  unter  derlei  Umständen  in  Verbindung  mit  den  Douane- 
bestimmungen  der  Khcinverkehr  nicht    aufblühen    konnte^    ist 


*  Der  Besclilufs  ist  abgednickt  bei  Herman,   Sammlung  der  G 
setie  S.  276— 2a3;  weiter  fnnlet  rr  sich  alü  Einücldrack  (4  BL  Folio)  ii»] 
den  Akteo  üb<^r  Handel  und  Verkehrswesen  im  M.StÄ. 

*  Genaues  V«rzejclini,H  bei  llerman  a.  a,  0.  8.  6  Anm. 
«  Abgedruckt  bii  Herrn  an  S.  289— 29^^. 

*  Ausführlich  in  Akten  über  Haodel  und  Verkehrswesen  (franie. 
Periode)  M.StA. ;  besondere  wichtig  die  Schreiben  vom  April  und 
Um  1806. 

*  Vgl.  Handelskammer  in  Mainz  8,  21. 
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fast  selbBtverständliclu  Die  nachteiligen  Folgen-  dif  Sperrunpf 
der  See  und  des  Abgangs  der  K o Ion i;d waren  lassen  sieh  auch 
zahlenmäfsig  nachweisen.  Namentlich  die  Güterbefi3rderting 
rheinaufwärta  ging  bedenklicli  zurück'*  Strafsburg  erhielt 
durch  Schiffahrt  von  Mainz: 

1807  .     .     .     86111  Ctr.  Waren 

1808  ...     42058    - 

1809  nur  noch   17527     - 

Im  einzelnen  verteilt  sich  dieser  Rückgang  der  Ver- 
sendungen auf  derselben  Strecke  wie  folgt.  Von  Mainz  gingen 
nach  Strafsburg: 

1807  Kaffee  10805  Ctr.  Baumwolle  1  784  Ctr. 

1808  -  563     -  ^  —      - 

1809  -  —       -  .  ^      - 

1807  Tabak  (roh  u.  verarbeitet)  12783  Ctr.  Thran  2430  Ctr. 

1808  '  -      -  -  5018     -  -  —      - 

1809  ...  -  660    -         •  —      - 

1807  Rohzucker    15380  Ctn  Raffinierter  Zucker    19831   Ctr. 

1808  -  5632     -  -  -  4950    * 

1809  -  —        -  -  -  362    - 

Diese  Zahlen  reden  eindringlicher  als  lange  Ausführungen 
von  den  Schwierigkeiten,  denen  die  über  See  koramenden 
Artikel,  namentlich  die  Kolonialwaren^  bei  ihrer  Weiter- 
beförderung zu  begegnen  hatten,  Mainz  erhielt  vom  Nieder- 
tmd  Mittelrhein  ^  in  denselben  Jahren: 

1807  .     .     ,     .    743042  Ctr. 

1808  .     .     ,     ,     453572    - 

1809  ...     .     289904     - 


rhein : 


Für  Kdln  betrug  die  Zufuhr  von  Holland  und  dem  Nieder* 


1807 
1808 
1809 


992685  Ctr. 
830409    - 
58141)7     - 


Auch  an  dem  Oesamtverkehr  der  Stationshäfen  läfst  sich 
der  Rückgang  deutlich  erweisen.  Die  Summe  der  im  Hafen 
von  Mainz  verraittelst  der  Schiffahrt  aus  allen  Richtungen  an- 
kommenden Waren  belief  sich  1807  auf  1231200  Ctr.,  1808 
auf   1039477   Ctr.,    1809  auf  711178  Ctr.     Die   von   da  ab- 


*  Die  folgenden  Zahlen  Kind  C'iitnmnrnoii  Eichhnff,  Darstellung 
des  Rheins  S.  16,  17.  B*'i  Schirgep,  Ulmn  S.  61,  »iiid  din  Zahlen 
ebenfalb  wiedergegeben ,  wobei  sieh  freilich  iur  1808  ein  I>nitkfehler 
eingesehliehen  hat. 

»  Die  Zahlen  finden  sich  bei  Eichhoff,  D»r«teUung  de»  Rheine 
S.  29,  60;  Schirges,  Der  Rheio  8   70. 
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gehenaeii  Güter  betrugen  insgesamt  1807  1490154  Ctr.,  1808 
1024114  Ctr.,  1809  833462  Cti\ 

Zu  Kölu  kamcTi  au  insgesamt:  1807  2798450  Ctn,  180aJ 
2190109  Ctn,  1809  17376Ö9  Ctr.,  gingen  ab:  1807  2421  522 j 
Ctr.,  1808  1202  002  Ctn,  1809  891689  Ctr.i. 

Die  erhobenen  Jibeinaehiffahrtsgebühren  gingen    natürlich  ' 
ebenfalb  infolge  der  allgemeinen  Lage  zurück.     Öie  betrugcQ 
bei  den  12  Erhebungsämtern : 

1807  zusammen  2563298  fr. 

1808  -  2009822  - 

1809  -  1820833  • 

Den   gröfsten    Ausfall    erlitten   dabei    die   Einoalimen 
der  Bergfahrt,  die  ständig  sanken : 

Von  1386  591  fr.  im  Jahre  1807  auf 
715504    -     -        -       1808    - 
380870   -     -        -       1809 
bis  sie  schliefslich  im  Jahre  1818  uür  noch  294833  fr.  betrugen^ 

Die  Minderung  der  Einnahmen  aus  der  durch  die 
Kontinentalsperre  darniederliegenden  Rh  ein  Schiffahrt  war  wohl 
einer  der  Gründe,  ans  denen  sich  der  Kurer/kanzler,  jetzt 
Fürst  Primas  und  Grofsherzog  von  Frankfurt,  dazu  hergab, 
seine  Ket-hte  an  dem  Octroi  durch  Vertrag  vom  10.  Februar 
1810  an  Napoleon  abzutreten^.  Wenn  auch  damit  der  Rhein 
seiner  Eigenschaft  als  gemeinschaftlicher  Flufs  der  benach- 
barten Reiche  nicht  entkleidet  wurde,  so  kam  doch  die  oberste 
Autaicht  und  Leituug  seiner  Hchitlahrt  vollkommen  in  franzö- 
sische Hände*,  Freilieh  wurde  ein  Aufschwung  des  Ver^ 
köhrs  auch  hiernach  nicht  erzielt  und  selbst  die  Ausdehnung 
der  Konvention**  auf  Holland  nach  dessen  Einverleibung  vom 


'  Weitere  atafistische  Notizen  übor  den  RJieiiivi?rkehr  in  jener 
Zeit  bei  Eich  hoff,  DurBtelluiig  des  Rheiiia:  fiir  den  Hafen  von  Strafa- 
burg  8.  lÖ,  17;  von  Freistett  H.  18,  Sehröck  H.  19,  20;  Speier  S.  22,23; 
MatwheiTD  S.  26  j  Mainz  S.  29;  Frankfurt  S.  :30,  31;  den  Rheingau 
S.  32^33;  Bingen  S.  :i5;  Andernach  S.  47;  Bonn  »^.  57;  Zündorf  8.  59; 
Köln  S.  60 i^Mühllieim  8.  62;  xXeuf«  8,  65;  DüsBeldorf  S,  67 ;  Wesel  S.  78, 79. 
Über  die  Schiftahrt  anf  den  Nebenflüssen  Mosel  und  Ruhr  vgl.  ebenda 
S.  43,  73.     Über  den  Flofsverkehr  S.  hA. 

»  Vgl.  Schirges«,  Der  Rheinstrom  S.  70. 

"  Er  erhielt  dafür  Fulda  and  Hanau,  mufste  aber  die  auf  die 
deateehe  iialfte  des  reinen  Oetroiertra^  gelegten  Jahrrenten  auf  sein« 
Kassen  il hernehmen.  Vgl  Klüher,  Recht  des  Deut^dion  Bundes  §  570 
S.  781  tind  §  ri78  S.  7%.  Unrieliti^  ist  die  Angabe  hei  Schirmes  (Der 
Rheinstrom  8.  69),  der  Kurerzkanzler  habe  nur  „die  Hälfte  seme«  An- 
teils" am  Rbeinoetroi  an  Frankn-ich  abgetreten. 

*  Napoleon  konnte  seitdem  die  fiakaliBche  Ausnutzung  des  Octroi 
beBßCT  ins  Werk  setzen.  Vgl.  Eich  hoff,  Betrachtungen  über  den 
XIX.  Artikel  der  Bundesakte  S.  56. 

*  Sic  gcscbah  dureh  da«  Dekret  vom  21.  Oktober  1811.  VgL 
Ei eb hoff.  Pragmatische  Daretelhing  der  Verhandlungen  des  Kongref»- 
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9.  Juli  1810,  die  an  üicli  aufaerordentlich  vorteilhaft  war,  blieb 
bei  den  allgemeinen  Wirr^alen  fast  ohne  Wirkung.  Im 
Jahre  1813  wurde  dann  die  Konvention  für  die  holländische 
Strecke  schon  wieder  uufgehoberi. 

Immerhin  kamen  auf  dem  Wege  des  Schmuggels,  der 
Beamtenberttechung,  durch  VerHteigerorig  der  Prisen  und  Aua- 
ntitzang  der  sog,  Licenzen,  d.  h.  der  einzelnen  Personen  er- 
teilteu  Vergünstigungen,  gegen  Ausführung  einer  bestimmten 
Anzahl  französischer  W^aren  eine  entsprechende  Menge  eng- 
lischer Waren  einzufidiren,  verbotene  Güter  in  Menge  auf 
den  Kontinent.  Ah  Napoleon  diene  Wendung  der  Dinge  merkte, 
suchte  er  sie  wenigstens  für  sich  auszunutzen  und  erlief«  den 
Tarif  von  Trianon  (5.  Aug.  1810)»  in  welchem  er  die  Ein- 
führung einzelner  seither  verViotener  Waren  zu  auf^^erordentlich 
hoben  Zöllen  znliefs'  nnd,  um  ihren  Eingang  zu  befördern^ 
die  Verbrennung  aller  britischen  Giiter  verfügte.  Der  Kbein- 
schiffabrt  wurde  freilich  auch  durch  diese  Mafs regeln  nur 
wenig  aufgeholfen.  Selbst  die  Versuche  der  Schweizer,  den 
Warenzug  aus  Italien  zu  vermitteln  und  Reis  wie  andere  aus- 
ländische Artikel  von  Basel  aus  thalwÄrts  zu  führen,  brachten 
keine  merkliche  Änderung  Seit  1809  stockte  der  Verkehr 
auf  dem  Rheinstroni  immer  mehr.  Während  der  kriegerischen 
\\'irren  1812/13  hat  wohl  die  Schitlabrt  auf  ihm  ihren  Tiefstand 
erreicht. 


§  6. 
b,    Markt-  und  P<*rsoneiisctiiftahrt. 

Nach  der  dem  Gütertransport  dienenden  Schiffahrt,  deren 
Geschicke  wir  soeben  verfolgten,  bleibt  noch  kurz  der  Pcr^ 
sonenverkohr  zu  betrachten  ^  soweit  er  sich  zu  Anfang  des 
Jahrhunderts  auf  dem  Rheinstrome  abspielte.  Neben  der  Be- 
nutzung der  Jachten  und  Nachen,  die  von  einzelnen  oder  Ge- 
sellschaften gemietet  wurden ,  kam  für  ihn  hauptsächltch  die 
Markt-schiÖuhrt  in  Betracht,  durch  die  eine  Reihe  vou  Ufer- 
städten untereinander  verbunden  waren. 

Die  Marktschiflfahrt  hatte  sieb  auf  dem  Rhein-  seit  dem 
Mittelaher  zu  immer  gröfserer  Bedeutung  entwickelt  und 
s  tä  u  d  ige,  f  ü  r  j  cd  c  r  m an  n  z  ugä  n  gl  i  c  h  e  Fa  h  rgel  ege  n  h  e  i  te  n  z  w i  seh  e  n 
den  verschiedenen  Plätzen  gesr baffen.    Was  sie  vor  der  freien 


koniitees    8.  3;    die    Angabe    in  HAnddRkammer    zu  Mainz    8.   21     ist 
nngeniiu. 

*  Der  Zoll  für  oinzelne  Wnreii  ist  angegeben  bei  Bocken  heim  er, 
Geschichte  der  Stadt  Mainz  S.  :m,  Mb. 

*  Auf  ainleren  deutschi^n  Flüssen  kam  die  Markt  Schiffahrt  erst  viel 
flpäter  in  Aufnahme ;  vgl.  Seh  ino  ü  e  r»  Wirtschaft  liehe  Politik  Fnedricks 
oeB  Groljen  XT  S.  87, 


L 


58 

Schißahrt  aitszeiclmete,  war  die  Kegelmäfsigkeit  der  Transporl- 
akte;  es  wurde,  wie  wir  es  Iieute  von  jeder  feineren  Tranii- 
portorganisation  verlangen ^  gefahren,  weil  ein  aligemeine« 
Bedürfnis  vorhanden  war,  gleichgültig,  ob  dasselbe  im  einzelnen 
Falle  thatsäehlich  zur  Geltung  kani.  Ursprünglich  zur  Be- 
förderung der  Güter  ans  den  kleineren  (Ortschaften  nach  den 
benachbarten  grofsen  Städten,  den  Marktplätzen,  bestimmt^  be- 
diente man  eich  ihrer  frühe  auch  zur  Mitnafime  von  Keimenden 
und  deren  Gepiick,  da  sie  für  diese  ein  rasches,  ungefjlhrdetee 
und  billiges  tortkommen  sicherte.  Von  all  den  Marktschiffe* 
reien,  die  sich  auf  dem  mittleren  und  oberen  Teil  de«  Fluduai 
fanden*,  waren  am  bekanntesten  die  Schiffe,  die  seit  alters 
täglich  zwischen  Frankfurt  und  Mainz  verkehrten.  Gegen 
Ausgang  des  18.  Jahrhundert^j  gewann  neben  ihnen  die  seit 
der  französischen  Herrschaft  sehr  gepflegte  Wasserpost  Maine- 
Köln  stetig  an  Bedeutung, 

Ursprünglich  ward  das  Recht  der  Vergebung  der  Markt- 
öchiffahrt  nach  Frankfurt  durch  die  Stadt  Älatnz  geübt,    der  et 
König  Wenzel   1391    verliehen  hatte*.     Nach  Untergang  ihrer 
Freiheit     und    SellmtKndigkeit     im     Jahre     1462     wurde     der 
stjid tische    Emtlufs    tUireh    flie    kurfürsiliehe   Verwaltung    ver- 
drängt, und  der  Marktschiffahrt  mehr  und  mehr  ein  staAtlich- 
territorialer  Charakter  aufgeprägt.    Im  18.  Jahrhundert*  stand 
die    Verleihung    der    zwei    Markt4>chiffe,    die    zwischen    dem 
Mainzer  und  Frankfurter  Hafen  verkehrten,  auaschliafslich  der j 
fiirstlichen   Hof  kämm  er  zu,  die  das  Privileg  alle  10 — 12  Jahrol 
nach    ordentlicher  „Auktion'*    an    den    Meistbietenden    vergab*] 
Als   17Ö9  die  Franzosen    da8  Land  dauernd   besetzten,    hatten] 
die  damaligen  Marktschiffer  8ch.*irizer  und  Ilruilein  noch  eineflj 
mehrjfihrigen  Bestand sgenufs,  und  zahlten  anfiU^glich  die  für  diel 
Verleihung  geschuldete  Summe  an  die  französischen  DomÄnenl 
weiter.    Nach  Erscheinen  der  neuen  Gewerbegesetze,  besonders] 
auch     der    Bestimmungen     über    das     öffentliche    Fuhrwesen,.! 
wurden  die  zwei  Marktschiffer  als   „entrepreneurs  de  voituresl 

fjubliquea"  behandelt,    mufsten   als   solche    ein  Gewerbepatenlj 
Ösen    und    aufserdem    die    auf  öffentliche  Fuhrwerke  gelegten  j 
Umlagen    zahlen.     Somit  hörte  die  Ausnutzung  eines  tiegales, 
die  Verpachtung  eines  Rechtes,  welche  das  französische  Gesetz 
nicht  kannte,  auf. 

In  diesem  Zustand  blieb  die  Marktschiffahrt  bis  zur  Ver* 
ktindung  der  Octroikonvention,    Wahrend  diese  im  allgemeinen 


^  VgL  iiber  dieselben  Eckert,  Mb inzer  Schi ffer|fe werbe  S.  32 — 96- 
^  Vgl  Brttgeiihaeiiser.  Marktarhiffalirt  S.  40  ff„  62, 
'  Die  folgenuen  Au«fill»riingen  stutzen  sieb  im  wesentlichen  auf  J 
Uli  gedruckten  Material.  Be^oiiderfi  wichtig  für  die  Geitcliichte  derf 
Mninz- Frankfurter  Marktscbiftahrt  ist  eine  Deukschrift,  weJche  ditj 
Miiinzer  Bfirgermeisterei  der  beB&isuheix  l*rovinzia!regier!ing  am  30.  Scpt,  J 
lHt9  ilber&andte.    (RheinBcbiffabrt«akten  1819  M.St.Ä.) 
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(He  Befönleruog  von  Reisenden  mit  ihrem  Oepäek  in  Wasser* 
diligeiieen  und  Po^tschiften»  in  Jnrhten  und  Nauhen  freigab, 
und  niclit  an  Stationen  oder  iSchiffnrvereine  band,  sollten  fiir 
die  Verbinduni^  Mainz-Frankfurt  Sooderbeötimmungen  in  Wirk- 
samkeit tretend  Wie  überliaupt  ftir  diese  Strecke  ein  gemein- 
schaftlicher Fahrtenbetrieb  der  8eh(tftT  vtm  beiden  Orten  vor- 
gesehen war,  wurde  für  die  Zukunft  dem  einen  wie  dem 
anderen  Hafen  aueh  an  der  „Einrichtung  der  Wassertliligence, 
bekannt  unter  dem  Namen  Marktsc  hiff^,  ein  gleielies  Anrecht 
zugeöprochen.  Die  Unternehmung  wurde  so  geteilt,  dafs  die 
Mainzer  Diligence  zur  nlimlicben  Zeit  die  Reise  nach  Frank* 
fürt  begann,  wie  das  Frankfurter  Schiff  von  dort  nach  Mainz 
abfuhr  und  umgekehrt. 

Dieser  Verordnung  zufolge  bestellte  die  Stadt  Frankfurt, 
die  damit  einen  neuen  Sieg  über  die  alte  Hivalin  an  der  Main* 
mündung  erfneluen  hatte^  den  Schiffer  Armbru^ter  als  Markt- 
scbiffer  für  ibren  Hafen,  dessen  Betrieb  einige  Jahre  spater  der 
Schiffer  Dienst  übernahm. 

In  der  ersten  Zeit  nach  VeröffentUeliung  der  Oetroi* 
konvention  wurde  dann  lebhaft  über  die  Frage  gestritten,  ob 
das  Marktschiff  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Wasserdiligencen 
eigentliche  Handelswaren  befordern  dürfe-.  Diese  Zwistig- 
keiten  in  Verbindung  mit  dem  Streit  über  die  direkten  Fahrten 
von  Frankfurt  nacTi  den  Rhein bfifen  verzögerten  die  vor- 
gesehene Neuregelung  der  Marktsehlflubrt  bis  nach  der  voll- 
kommenen Verwirklichung  der  Oetroikonvention.  Erst  am 
5,  November  1805  konnte  der  umgewandelte  Betrieb  seinen 
Anfang  nehmen^.  Die  beiden  Mainzer  Marktschiffer  hatten 
eich  zun«ichst  in  den  Ertnig  der  Unteniebmung,  soweit  sie 
ihnen  verblieb,  geteilt.  Nach  Se blinzers  Tod  zu  Anfang  1806 
fiel  derselbe  dem  Marktöchiffer  Hifcnlein  allein  zu. 

Viele  Schwierigkeiten  wurden  durcb  die  in  demselben 
Jabr  (24.  Flor(kl  'XI V.  =  14.  Mai  1806)  erlassene  Ver* 
Ordnung  des  Präfekten  des  Departemente  vom  Donnersberg 
behoben,  die  von  da  an  mit  Unwesen tlichen  Abänderungen  für 
Jahrzehnte  mafsgebend  bhcb*.  Sie  enthielt  Können  über  die 
Einrichtung  des  benutzten  Fahrzeugs,  das  gleich  den  besseren 
Diligencen  des  vorletzten  Säkulums  '^  aus  mehreren  gesonderten 

*  Oetroikonvention  art  22— 24  (Hermtin,  Sftinmliing  der  6e«etie 
R  10 ) 

*  Akten  über  Hanflel  nnxi  Verkehraweseu  127  (M.St  A). 

"  Vffl,  8t'h reihen  der  Bürgermeisterei  Frankfurt  an  die  Barger- 
Rieinterei  Mainz  vom  2,  November  1»05  (M.St.A). 

^  Abffedniekt  bei  Herrn  an,  Sammlung  der  Ge»et«e  S.  383 — 389. 
FraDiÖBisi-ne  Anatertrgnng  mit  etwas  vrründertei'  Parni^^raplien Einteilung 
findet  sich  in  Akten  über  Handel  und  V'erkehrHweHen  dei*  Mainzer  Arehive. 
Ebendaselbst  sind  aiieli  verschiedene  Vorarbeiten  zu  der  Verordnung 
aus  weiter  zunlcklie^enden  Jahren  erhniten, 

*  Ober  deren  Einriclitung  vgl.  Klebe,  Reist*  auf  dem  Rhein  FT 
S,  6  ff.;  Eckert  a.  a.  O.  S.  21 
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Zinimern  bestehen   itnrl   ausschliefslich   für  die  Reisenden  uod 
ihre   Effekten    verwendet    werdea  sollte,     während    die   Kjiuf- 
mannsgtUer    in    eineni    oder    mehreren    angehängten    Kfii 
unterzubringen  waren  '.    Jeden  Vormittag  pünktlich  um  7  L  U 
mulste   das    nach    Frankfurt    bestimmte  Marktschiff   die  Fahit 
in  Mainx    beginnen    und    durfte    unterwegs  nur  in  Höchst  zuFj 
Entrichtung    der    Zollgebühren    anhalten.      Es    wurde    »treny 
darauf  gehalten,  dafs  es  in  einem  Tage  seinen  Bestimmungsort 
erreichte,    um  den  anderen  Morgen  um  10  Uhr  den  Rückweg 
antreten  zu  können  ^*    Während  der  beiden  Frankfurter  Me^son 
durften   die  Unternehmer  je    ein    zweites  Fahrzeug  einstelle] 
um  den  Andrang  der  Reisenden  bewältigen  zu  können*,  de 
Beförderung  ihnen  aui§schliefsUch  vorbehalten  blieb,   da  die  gd*« 
wohnlichen  nandelsschifte  mit  ihren  Anhängen  nur  Kaufmann»- 
guter  laden  durften^. 

Als  Prei^^  für  die  Strecke  Mainz-Frankfurt,  in  dem  Frcf- 
gepäck  bis  zu  12^^2  Kilo  eingeschlossen  war,  hatte  jede  Persoa 
„im  gemeinen  Zimmer'*  86  Centimes  (24  Kreuzer)  und  fiar 
einen  l^latz  im  „besonderen  Zimmer**  1  Franc  14  Centimei 
(32  Kreuzer)  zu  entrichten  Die  Fracht  der  Waren  für  d 
Hinauf-  oder  Ilerunterfahren  war  auf  20  Centimes  (7  Kreuzer] 
fiir  5  Mjriagranim  (1  Centner)  festgesetzt  ^  ausgenommen  di 
Modewaren^  welche  37  Centimen  (lOV/g  Kreuzer)  zu  zahlen  halten*' 
In  den  Personenfahrpreisen  waren  die  Rheinschiffahrts-Octroi- 
gebühren  zu  Mainz  und  der  Zoll  zu  Höchst  enthalten.  D*-_— 
gegen  konnten  sich  tlie  Marktschiflfer  für  die  in  Anhängeafl 
beförderten  Güter  die  IS^/z  Centimes  Octroi  pro  Centner  von 
den  Empfängern  der  Waren  ersetzen  lassen**.  Betreffs  der 
Abgaben  in  den  zwei  Endst^itionen  sollten  die  beiderseitrgeaH 
Unternehmer  ganz  gleiclimäfsig  behandelt  werden  ^.  Sie*B 
blieben  den  Douanegesetzen  unterw^orfen,  und  wurde  ihnen 
namentlich  zur  Pflicht  gemacht,  in  keiner  Weise  das  Mainzer 
Umschlagsrecht,  etwa  durch  Ausladen  von  Gtltem  bei  Kos 
heim  an  der  Mainmtindung^  zu  verletzen**.  Um  allen  Zwistig- 
keiten  mit  Verfrachtern  und  Empföngern  vorzubeugen,  waren 
die  Marktschift'er  wie  die  Gildegenossen  gehalten,  genaue  Re*| 


1  Präfekturbeschlufs  von  1806  art  1  —  11.     Art.  8  verlangt  für  die 
Eiiirichtuii|j    iiifibe.Hondere,    dafs    das    „jjemeiDe"    Zinuner    mit    Bänken, ' 
Stülikii ,  TiHchen  versi^hen  »ein  aoHci    ü^h  es  im  Sommer  gelüftet,    im 
Winter  gelieizt  werden  könne.  , 

«  Art.  5.  I 

«  Art.  ;i  1 

*  Die  Zuwiderhiindelnden  sollten,  abgc»eliea  T0&  iMistigen  Strafen» 
drei  Franken  für  jeden  Rei.^enden  zum  vorteil  dei  Oirternehmers  des 
Marktachiffs  zahlen  (Art.  .12). 

^  Über  die  Transportprejäo  vef!.  Art»  12 — 14. 

«  Art  2i%  24. 

^  Art.  27. 

»  Art.  26,  29, 
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giäter  über  flie  empfangenen  Güter  und  Effekten  zu  führen, 
deren  Ausweis  fUr  den  Umfang  ihrer  Haftung:  mafsgebend  sein 
sollte  *.  Um  die  Auszahlung  eines  etwaigen  Schaden seröatzes 
zu  sichern,  waren  die  Unternehmer  verpflichtet,  unbelastete 
LiegenöC haften  im  Werte  von  6000  Fianrs  als  Bürgschaft  zu 
sitellen  '*,  Zuwiderhanclhuigen  gegen  die  Verordnung  sollten 
mit  zeitweiser  Entliebiing  vom  Dien^jt,  im  Aviederholten  Rück- 
falle mit  dauernder  Aus.sohliefsung  bestraft  werden*. 

Die  Wühlmeinenden  Bestimmungen  dieses  Prtifektur* 
beschlusses  behielten  in  der  Ihttiptsaelie  bis  zur  Rheinscfjiff- 
fahrtsakte  von  1831  ihre  Geltung,  Die  Marktschiffahrt  Slainz- 
Frankfurt  erfreute  sieb  in  der  ganzen  Zeit  allseitiger  Beliebt- 
heit ^  wennschon  die  kriegerischen  und  politischen  Wirren  in 
den  Jahren  der  französischen  Herrschaft  ihr  manchen  Eintrag 
thaten.  Die  Abgaben  des  Unternehmers  Hü n lein  überstiegen 
die  Pachtssunime,  die  in  der  früheren  Periode  gezahlt  wurde. 
Der  8teigpreis,  den  die  kurfürstliche  Hof  kammcr  erhielt,  hatte 
sicli  durchschnittlich  auf  600 — 1000  Gulden  im  Jahr  fi)r  jedes 
MarkUchiff  behiufcn.  Jetzt  zahlte  Hilnlein  ftir  den  Betrieb 
des  einen  Bootes  eine  Patentgebübr  von  16:^  fl.  12  Kreuzer 
und  9  fl,  Octroi  für  jede  Reise,  Bei  150  Fahrten  Jährlich 
hatte  er  also  etwa  1200  fl,  zu  entrichten^'.  Nichtsdestoweniger 
fand  er  dabei  für  sich  und  seine  Familie  auskömmlichen 
Vc  Indien  St. 

Wirtschaftlich  fast  interessanter  als  die  Marktsehiffahrt, 
deren  Betriebsweise  sieh  seit  Jahrhunderten  verhältnisraäfsig 
wenig  geändert  hatte,  erscheinen  in  dieser  Periode  die  Dili* 
gencen fahrten,  die  auf  dem  Älittelrbein  zwischen  Köln  und 
Mainz  eingerichtet  wurden.  In  der  kurfürstlichen  Zeit  war 
auf  dieser  wie  auf  anderen  Strecken  der  Transport  von  Per* 
sonen  samt  ihrem  Gepäck  j  sowie  leicht  verderblicher  und 
daher  Schnelligkeit  heischender  Waren  durch  die  Schifler  tler 
Uferstaaten  besorgt  worden,  ohne  dafs  diese  zu  dem  Zwecke 
irgendwelchen  Zusam mensch lufs  getunden  hätten.  Bei  Bedarf 
gingen  mehrmals  in  der  Woche  kleine^  bequem  eingerichtete 
Jachten  von  den  gröfseren  Häfen  mit  Heisenden  weg^  während 
Lastkähne  von  400  —  600  Ccutner  Ladet^tbigkeit  eilige  Kauf- 
mannsgüter  betorderten. 

Erst  für  die  Jahre  nach  der  französischen  Besetzung  des 
linken  Rheinufers  läfst  sich  eine  Veränderung  dieser  Verhält- 
nisse urkundlich  nachweisen,  finden  sich  Spuren  jener  Unter- 
nehm ungsformen ,  denen  dJe  Zukunft  gehören  sollte.  Ihre 
Schicksale    müssen    im    folgenden    etwas   eingehender  beachtet 


Art.  15-^20»  22, 

Art.  21, 

Art.  SO   31, 

Vgl.  Herrn  an,  Adrefabuch  1823  8.  37, 

Vgl.  RUeinächiffahrtsakten  1819  (M.St.A.)v 
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werden^  da  sie  all  die  widerötreitenden  Umstäade  und  Kräfte, 
die   bei    Entstehung   und   Fortentwicklung    des  Grofsbetriebe 
iü  der  Rlieinschifiahrt  eine  Rolle  tspiolten,    bereits  anschaulic 
wiederspiegeln. 

Nach  der  Besitznahme  von  Mainz*    und  Köln    durch  dM 
Franzosen  kam  ein  gevvisser  8t.  Jacques  aus  Metz  auf  den  6€ 
danken,    n^gelniiif:iige    Fahrten    mit    Diligencen    oder   Jaehin 
zwischen  beiden  Stildten  zu   begründen.     Der  neu  eingefuhriK 
Reclitszuatand    forderte   ja    zur    Ausführung    eines    derartige 
Planes   nur   die    Lösung   eine«  Patents   als  entrepreneur   ode 
Unternehmer.    Wie  so  oft  bei  neuen  Betriebsweisen  war  auc 
hier  das  Glück  dem  Bahnbrecher  nicht  hold;  er  mufäte  wege 
geringer  Eiimahmen  sein  Gt^schilft  bald  wieder  eingehen  lasseaj 
Auch    seinen    Nachfolgern   ging   es   nicht   viel   anders  -.     Er 
um    des  Jahrhunderts  Wende    besserten  sieh  die  Verhiiltniasc 
Zw^ei  Unternehmer,    Faust  und  Färber,    erzielten,    beglinstij^ 
durch    den   allgemeinen    Aufschwung    des   Verkehrs    in   jeiiefl 
Tagen,  mit  Fahrten  zwisclien  Mainz  und  Köln,  die  sie  auf  ihi 
Rechnung    und    Gefahr    durch    Jachtschiffer     der    UmgegeaJ 
regelmJtfsig    ausführen    liefseuj    guten    Gewinn.      Die    Lok«' 
behörden  standen  ihnen  freundlich  gegenüben    Ein  arret^^  ^  de 
Bürger  Maire  von  Mainz  sicherte  ihnen  schleunige  Beförderung 
beim  Landen  und  Laden  im  Freihafen*  unter  der  Bedingung 
dafs   sie   neben  Reisenden    und  deren  Effekten  nur  diejenige 
Güter  aufnahmen,  die  ihnen  von  den  Waren  Versendern  eigens' 
zur  „schnellen  Expeilition"  (pour  etre  exp4di^es  prompteraent) 
übergeben  wurden. 

Die  friedliche  Weiterentwicklung  ward  bald  gehemmt» 
Faust  und  Färber  hatten  je  12  Jachtenhesitzer  in  ihren  Dienst 
genommen,  die  nur  zum  kleineren  Teil  in  Mainz,  zun 
gröfseren    im  Rheingau    wohnten.     Nun    gab    es    aber   aufs« 


*  Die  folgeadou  AuafuhrungcD    fufs^eu    fast  autt^chlierfllich  auf  i 
gedriiekteu  Akten  des  Maixjzcr  btadtarchivs.     Die   eiö^ige  ^rufi^ere 
druckte  Denkschrift ,    die    mir  vorlag   faus  der  ßiliUothi^k    der  Mainzc 
HandebkurriiTier),    steht    mit  doii   fibn^fii   Naclirii-kteu    stellenweise    rra 
Widerspruch  und  speiet  Abweichungen,  die  sick  imr  au«*  ihrem  tendeiiziö^fn 
Cliarnkter  erklänm  lassen. 

«  Nach    der   D^^nksckrift    der    Diligenceuseliiffer  (S.  4,   5\    hubeu 
8ckat!1iaur«eji  von  Köln  und  HfinhMn  von  Mainz  das  Greachäft  noch  dm 
Zeitlang  für  gemetnschaftliclie  Reckimag  fortgi-fTdirt,  jedoch    eheii^ll 
ohne  dafs  der  Erfolg  ihren  ErwartiiDgcu  entsprach. 

'  Eitntit  de  Tarrßt^  du  citoyen  Müiro  de  la  ville  de  Mftveuco  du 
28,  Genninal  XI  (18,  April  1808),    vTi   et  approuv^  le  7    Flor^al  du  dit 
an     mr     le     l'refet     du     Di^partement     du     Mont- tounerre.      Mayens' 
(H,  Wirtli).    Einzeldruck;  Akten  über  Harulol  und  Verkehrs weaeu  {ifratil 
Periode)  M.St.A. 

*  Weiter    wurde    ihnen    für    da?*  Jahr  XI    der  Republik  gestatte; 
die  Sachen  der  PöJ*sa giere,    die    ihr  <Tej>äck  niclit    ao  iler  Douaue  rei 
diert  haben  wollten,    zollfrei  zu    deiiouieren.    (Akten  über  Handel 
Verkekrsweseu ;  franz.  Periode  im  ALiSt.A.j 
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ihnen  noch  öine  ganze  Anzahl  weiterer  Jachtsehiffer  an  diesen 
Orten.  Solche  fühlten  sich  durch  die  nene  Betrieba weise  in 
ihren  Gerechtsamen  angegriffen^  machten  erst  einzeln  schüchtern, 
dann  aber  gemeinsam  und  energisch  gegen  dieselbe  Front. 
Sie  beschwerten  sieh  wiederliolt^  bei  (1er  Mainzer  Brirger- 
meisterei  und  meinten,  die  ^Entreprisen*'  seien  sehr  überflüssig, 
da  e^  bei  den  vielen  vorhandenen  Jachtschiffern  an  guten  und 
wohlfeilen  Gelegenheiten  zu  Reisen  niemals  fehle.  Da  sie  aber 
selbst  einsahen ,  dafs  e^  an  einer  gesetzlichen  Handhabe  zur 
AnfhebuDg  der  Unternehmungen  mangele,  forderten  sie,  man 
solle  wenigstens  deren  Betrieb  einschränken,  ihnen  verbieten, 
mehr  als  eine  DiHgence  an  einem  Tage  abzusenden  und  ftlr 
die  weiteren  Fahrten  einen  Rang  unter  den  übrigen  Jacht* 
Schiffern  oinrichteiK 

Da  sie  mit  iliren  Wünschen  nicht  durchdrangen,  beschlossen 
12  Schiffer,  geführt  von  Joseph  Rau  senior  und  Johann  Harig 
mit  einem  gewissen  L.  Obert  zusammen  eine  dritte  Entrejirise 
zu  gründen-,  Sie  einigten  sich  dahin,  dafs  Obert  als  entre- 
preneur  die  Bücher  über  das  Verladen  zu  führen,  die  Ordnung 
unter  den  Schiffern  zu  behaupten  und  alles  zu  thun  habe,  was 
die  Gesetze  und  das  Interesse  des  Handels,  der  Reisenden  und 
Fährleute  erfordere.  Seine  Einnahme  sollte  bei  jeder  Fracht 
zwischen  ibtn  und  den  fahrenden  Schiffern  vereinbart  werden, 
und  falls  eich  eine  Zwistigkeit  dabei  ergebe,  durch  drei  im 
voraus  ernannte,  an  dem  Unternehmen  beteiligte  Schiffer  fest- 
gesetzt werden.  Die  neu  vereinten  Jachtenbesitzer,  die  aus- 
nahmslos auf  dem  linken  Rheinufer  wohnten,  wollten  zur 
Sicherheit  von  Reisenden  und  Handelsleuten  diesen  solidarisch 
verantwortlich  und  haftbar  bleiben. 

Bei  Durchführung  dieses  Planes  zeigten  sich  sofort 
Schwierigkeiten.  Die  sog,  grofsen  Schiffer,  die  ihre  eigens 
für  den  Waren  trän  sport  eingerichteten  Lastkähne  bereit  hielten, 
waren  darüber  ungehalten  geworden,  dafs  ihnen  durch  die 
Jachten  immer  mehr  Güter  entzogen  wurden.  Sie  fanden  bei 
dem  Kaufmannstand,  der  auf  sie  bei  bedeutenderen  Sendungen 
angewiesen  blieb,  einen  Rückhalt.  Es  kam  dahin,  dafs  auch 
die  Handelskammer  gegen  das  neue  Unternehmen  Stellung 
nahm  und  wegen  der  Ladungen  von  Eile  heischenden  Utitern 
Schwierigkeiten    machte*.     Aber  Obert,    der  ohne  Zweifel  ein 


*  Vgh  besondfirs  Beech werden  vom  12,  Veiid^miaire  XII  (5.  Okt, 
1803)  in  Akten  fiber  ir»iiidei  und  Verkehrswesen  ifnuiii.  Periode)  M*St  A. 

"  Vgi  Eiii«;abt^  Uli  die  Hüiidelskammer  zu  Miiiuz  vorn  2i^,  Vend6- 
miaire  XlJ  t22.  Okt.  1803);  8t4inVibeii  der  Ilandebkaiimier  voiri  10.  Bni- 
maire  XII  |2,  Nov.  LSO#:J);  Eingfibe  au  die  liiiri^ernieiäti'rei  Mainz  vom 
2-  Frimaire  XII  (24.  Nov.  180ü)  in  Akten  über  Handel  und  Verkehr«. 
wt^Ben  (M.St.A.). 

*  VgL  das  zweideutige  Schreibe»  der  Haudebkammer  vom  10,  Bni- 
maire  Xll  (2.  Nov.  1803)  a.  a.  0. 
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schlauer,    geriebener   Bursche   war,    liefs  sich   dadurch    nicht 
schrecken,    wandte  sich   vielmehr  an  die  Bürgermeisterei  un^ 
wies  nach,  data  der  von  ihm  vertretenen  Sache  rechtlich  nich 
im  Wej^e  stehe.    Er  drang  auch  mit  seiner  Ansicht  durch  um 
bat  dann  verschieden  dich  den  Maire,  ihm  einen  Tag  zum  Ge 
schäftsbeginn    zu  bcstinimen,    sowie  die  anderen   Unternehm 
von  seinem  Vorhaben  zu  unterrichten  ^    Allein  Faust   und  ei 
gewisser  Dolleschall»  der  an  Färbers  Stelle  getreteu  war,  lieft 
sich  auf  wechselseitiges  Fahren  mit  dem  neuen  Konkurrent 
Obert  nicht  ein,  hielten  ihre  alten  Touren  bei  und  suchten  dei 
Eindringling   gemeinsam    die  Kunden    auszuspannen.     Um 
nachgiebiger   ku    machen,    wurde  ihnen  die  Fortführung  ih 
Unternehmens    ftir    die    Dauer   von    vier   Wochen    untersagt 
Wenn    demzufolge  Faust    und  DollescliaU    auch    ihre    Bureai 
schlössen,  stellten  sie  doch  die  Fahrten  nicht  ganz  ein  und  Hefae 
immer  wieder  Jaehtenbesitzer  für  ihre  Rechnung  die  Tour  an 
treten®.     So  bestanden  thatsilcldich  in  dieser  Periode  für  di« 
selbe  Strecke  drei  getrennte  Betriebe  nebeneinander,  die  unt 
verschiedenen    Bedingungen    die   Beförderung    von    Reisende 
und  Gütern  übernahmen.    Da  die  Behörden  sie  nicht  im  nutüf 
liehen  Wettkampf  gewähren  liefsen ,  sondern  mit  polizeiliche 
Mafsregeln  eingriffen,  gab  es  des  Streitens  kein  Ende. 

Um  Ordnung  in  diese  ungeregelten  Verhältnisse  zu  brin^ 
wies  der  Präfekt  des  Departements  die  Mainzer  Municipal* 
beliörde  an,  mit  Beihilfe  ktmdiger  Personen  ein  Reglement 
für  die  Diligenceniahrten  Mainz- Köln  zu  entwerfen.  Am 
4.  Messidor  XIL  (2tl  Juni  1804)^  wurde  dann  die  Verordnung 
veröffentlicht j  die  ihr  Maire  im  Verein  mit  Gauls,  rcceveur 
des  douaneSj  Foerster,  membre  de  la  commission  de  navi- 
gation,  Crolbois,  chef  de  douane  a  la  prefecture,  Stoeber,  chef 
des  droits  de  transit  et  de  peage,  Moritz  nuvigateur,  Dolle- 
schall, Faust,  Obert,  entrepreneurs  des  diligences  d'eau  ausp^— 
gearbeitet    hatte.      Dieselbe    erhielt    am    14.    Tbermidor    XII]^| 

^  Vgl,  besondera  Eingaben  Obt^rt^  an  die  BürgArni  eistet  ei  vom 
27  Pluvioae  XII  (17,  Febr.  1804)  aad  28.  Ventose  Xtl  (lö.  Ukvx  1804) 
m  g.  Akten  (M.iSt.A,) 

-^  Arn  22.  Flor»!'aI  XTI  (12.  Mai  1804).  VgL  iiocli  Eingaben  an  die 
Bür|,'ertijeisterei  durch  Fnunt  und  Dolioschall  am  16.  Prairiiil  Xt 
(5.  Juni  1804)  und  am  24.  Prairial  XII  (Ui  Juni  1S04)  sowie  durch  Ober 
am  22.  Praiiiai  XU  (11.  Juni  1804)  in  g.  Akten  d.  ÄrSt.A. 

*  Es  wurden  dann  verscbiedene  Uiitf'rrfu<?hungen  wegen  ün- 
gehorsain.'s  gegen  aie  eingeleitet,  so  am  29.  Pmirial  XII  (18.  Juni  1804) 
und  am  2.  Messidor  XII  (2L  Juni  lö04)  in  g.  Akten  des  M,St.A. 

*  Erhalten  in  franz.  Sprache  in  g.  Akten  d.  M  St»A.  Ab^edrue 
in  deutscher  Sprache  bei  Herrn  an,  Sammlung  der  Gesetze  S.  ti54 — Hi 
In  beiden  Sprachen  unter  dem  Titel:  Reglement  pmir  la  police  de* 
dilig^enee^  d'emi  entre  Mayence  et  Cologne  .  .  .  .  Verordnung  nber  die 
Pohzei  diT  Postachiffe  .  -  .  ♦  Mayence  {k  rimpriraorie  de  la  Malrie,  par 
8.  Wirth);  H^;  23  S.  J.)ie  deutst'he  Übersetzung  enti*pricht  vielfaeh  uiebt 
unserem  beutigen  SpracVigcfühl. 
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(2,  Auguat  1804)  die  ZustimmuDg  Cretets,  Direktors  des 
StraXsen*  und  Brückenbaus  und  der  Scliiffahrt  im  Innern  (Con- 
seiller  d'Eüit,  Directeur  gt^ooral  des  ponts  et  chausöees  et  de 
ia  navigation  int^rfeure)'. 

Die  Verordnung  hatttj  den  eingestandenen  Zweck ^,  die 
Zahl  der  Konkurrenten  z\x  beschränken,  sie  an  eine  zuver- 
lässigere Kinteilung  ihrer  Fahrten  zu  gewöhneu,  sowie  alle 
jene  poliÄeiliclien  Mafsnahraen  zu  treffen,  die  nach  damaliger 
Auffassung  zur  Sicherung  der  Transporte  unuragÄnglich  waren. 
Da  sie  in  vielen  Beziehungen  mit  den  Reglements  für  die 
Marktsehirte,  besonders  die  Marktsi-iiiftahrt  Frankfurt-Maina 
übereinstimmt,  bedürten  hier  nur  die  wesentlichsten  Punkte 
einer  Erwähnung, 

Es  sollten  zu  Mainz  für  die  Strecke  bis  Köln  zwei  Poat- 
sehifTahrten  bestehen,  die  unter  sich  wechselten  und  auf  Rech- 
nung verschiedener  Unternehmer  gingen**.  Letztere  besafsen 
fdr  die  betreffende  Linie  ein  absolutes  Monopol,  da  keinö 
andere  Jacht  auf  derselben  fahren  durfte.  Sogar  die  Einzel- 
vermietung von  Diligencen  an  Reisende,  die  nicht  mit  dem 
jedem  zugänglichen  Schiffe  fahren  wollten,  blieb  ihnen  vor- 
LehaUcn^.  Es  öollten  blofs  solche  Fahrzeuge  zur  Verwendung 
kommen ,  deren  Einrichtung  den  Ansprüchen  der  damaligen 
Zeit  nach  jeder  Richtung  genügte^  und  die  nur  so  grofs  waren, 
dafs  sie  durch  ein  Pferd  bergwärts  gezogen  werden  konnten^. 
Vom  15.  Germinal  bis  15.  Venddmiaire  jeden  Jahres  hatte 
morgens  zwischen  6 — 7  Uhr,  in  der  übrigen  Zeit  zwischen 
7 — 8  Uhr  eine  Jacht  die  Reise  nach  Köln  anzutreten ,  die  so 
zu  beschleunigen  war,  dafs  sie  im  Sommer  in  zwei,  im  Winter 
in  drei  Tagen  beendet  wurde.  Für  die  Rückfahrt  waren  in 
guter  Jahreszeit  drei ,  bei  schlechtem  Wetter  vier  Tage  an- 
gesetzt". 

Jeder  Unternehmer  sollte  in  der  Nähe  des  Landungs* 
platzes  der  Diligencen  ein  Bureau  errichten,  das  an  bestimmtea 
Stunden  für  das  Publikum  geöffnet  war'.    Die  Annahme  von 


*  FranaDöischo    Abschrift    derselben     erhallen      in     g.    Akten    d. 
MStA. 

'■*  Nach    der   angezogenen  CT(*jiehmig*njgsurkunde  Cretets    war  dift 
Verordnuug  bei^tniimt,  „de  reatreindn^  Uj  wombre  de«  diiigences,  de  lier 

SluB  ^troiteDient  les  cutrepreueiirs  Ä  Tex^cution  des  lois,  »ur  Ic«  douanes, 
e  les  contmindre  k  exeluri^  lea  bateliera  et  bateaux  do  Ia  rive  aUe- 
mande,  de  ne  leur  pernK^ttre  df*  charger  qtie  les  roftrchandiBes  qui  leur 
aeraient  conti  *^^e8  jiar  Ia  cbarnbre  de  commerce,  de  mettre  CBfio  le* 
vojageurs  daiis  le  ca«  de  traiter  dans  des  CÄUtionnctnens  soHdeiS  et  de» 
mo^eiiB  r^prejsifs,  suret^  et  garaotie  contre  Ia  n^gligence  ou  Ia  mau- 
vaiBe  foi  aee  entrepreneurg". 

*  Art  1,  5,  7,  9  der  Verordnung. 

*  Art.  a 

^  Art.  2,  3.  10. 

*  Art.  4. 
'  Art.  6. 

Foi»oliuiig«»o  XVItl  S.  -  E<3k«rt.  5 
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Personen  und  deren  Effekten,  eoweit  dieselben  nicht  zu  di 
Handelsartikeln  zäldten^  gegcliah  im  allgemeinen  nach  den  l 
den  Marktschiffen  gritenden  Orundsiltzen  *.  Auch  die  Ve 
bindlichkeiteo  der  Unternehmer  hinsichtlich  der  Mauteii  ',  dii 
Hträfverordnoiigen^,  sowie  die  Haftpflicht  für  die  übernommeo* 
Güter ^  wai-en  die  gleichen.  Nur  wurde  die  Höhe  der 
forderten  Bürgschaft  auf  3000  Francs  herabgesetzt^. 

Handelagtiter,  die  der  Stapelgereehtigkeit  unterlagen, 
durften  nur  in  Fällen,  die  ihre  schleunige  Beförderung  for- 
derten, nach  eingeholter  Erlaubnis  der  durch  die  Handelt' 
kamnacrn  eingesetzten  Schiffahrtskonimission  aufgenommen 
werden  ^, 

Die  Preise  der  Plätze,  die  streng  testgehalten  werdei 
sollten ',  bewegten  sich  in  mäfsigen  Grenzen  und  stimmten  fi 
vollständig  mit  den  Summen  überein,  die  Faust  seither  hm 
seiner  Unternehmung  für  die  einzelnen  Strecken  erhoben  hatte  \ 
Beispielöweise  wurden  für  die  Fahrt  zwischen  Mainz  und 
Bingen  1  Franc  50  Centimes;  zwischen  Mainz-Koblenz  0  Francs^ 
und  Mainz  Köln  12  Francs  pro  Person  erhoben".  Berg 
und  Thal  fahrt  waren  dabei  nicht  geschieden.  Jeder  Reiaeudi 
hatte  25  Kilo  Freigepäck*'^;  für  weitere  EffektenstUcke  mufst 
gezahlt  werden.  Reisewiigeu  wurden  nach  ihrer  Gröfse  behandelt 
Wenn  sie  in  die  Jacht  selbst  aufgenommen  werden  konnten, 
wurde  von  Marna  bis  Köln  für  einen  jeden  71  Francs*  12  Cen- 
times gefordert;  waren  sie  so  umfangreich,  dafs  sie  in  einem 
besonderen  Änhüngesciiiff  untergebracht  werden  mufsten,  so 
forderte  man  94  Francs  82  Centimes  als  Entgeld  ".  Die  Fracht 
für  Handelsartikel  war  die  gleiche,  wie  für  die  Waren,  die 
mit  den  Güterschiffen  beftirdert  wurden  *^*  Ökonomischer  wär^ 
es  gi^wesen ,  für  den  beschlenn igten  Trauj^port  einen  etwas 
höheren  Preis  anzusetzen,  zumal  man  damit  ihren  allzugroTsea 
Andrang  zu  den  Jachten,  mit  dem  man  in  der  Folgezeit  &u 
kämpfen  hatte,   herabgestimmt  hätte. 

Bei  aufsergewDhnliehen  Fahrtpn  sollten  für  ©ine  kleinere 
Jacht  v-on  Mainz  bis  Koblenz  144  Francs^  bis  Köln  216  Francn, 


I 


1  ÄiL  11,  12»  liJ,  22,  23. 

« Art.  m-m. 

'  Art  37,  38. 
*  Art,  24—28. 
»  Art  29. 

«  Art,  12. 

^  Art  15,  21. 

»  Vgl.  Ikibge  L 

**  Armr  iiiui  Bettler,  weK'he  die  Mainzer  Polizeibehörde  luluhrto,  j 
mufsten  umsonst  betlirdert  wcrdeu. 
"  Art.  20. 
'1  Art  15,  i*>. 
««  Art.  18. 
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für  die  gröfacren  Jachten,  dio  von  zwei  Pferden  gezogen  wurden, 
bis  KoUenz  192  Francs,  bis  Köln  288  Franes  gezahlt  werden'. 
Wirtsclififtlich  am  interfjssantesten  waren  die  Bestimmungen, 
die  das  weeliselseitigo  Verlutltnis  der  Unternelimer  und  der 
Mainzer  Seliiff  leute  regeln  sollten.  Wenn  die  Unterneliraer  die 
Schiffer  von  Mainz  um  Vermietung  einer  Jacht  anspraelien, 
so  waren  diese  unter  uüeu  Umständen  gehalten,  sie  iliuen 
gegen  einen  Preis  zu  überlassen,  über  deu  beide  Teile  jedes- 
mal  tibereinkomnien  Hjllten,  der  jedoch  nicht  unter  150  Francs 
und  nicht  über  174  F'rancs  betragen  durfte-.  Der  Maire  der 
Stfidt  Mainz  versicherte  die  Unternehmer  Keines  Beistandes 
zum  Vollzug  dieser  Anordnung,  „damit  der  Dienst  der  Post- 
schiffe nicht  verzligert  oder  unterbrochen  werd^^**  ^,  Hierin  lag 
einer    der    wundesten    Punkte    des    ganzen    Reglements :    Der 

I  Polizeibüttel    sollte  die  Arbeitsverweigerung  bindern.     Eh  war 

|aber  mehr  als  fraglich,  ob  man  mit  diesem  beliebten  Aushtlfs- 

I  mittet  fiir  die  Zukunft  ilurchkonimen  werde. 

Noch  in  anderer  Hinsieht  war  eine  baldige  Änderung 
der  getroffenen    Bestimmungen    nötig.      Die  Verordnung    vom 

l4*  Messidor  XIL  verlieht  df^n  engsten  lokalpatriotischeu  Stand- 

funkt     Mit  Küekaicht   auf  die  genannte   „Sicherstellung"   des 
Henstes    wurde   es   den    Unternehmern    verboten ,    Scbitf  leute 

joder  Schiffe  vom  rechten  Rheiuufer  anzustellen  oder 
irgend  wclehe  Verl)indung  mit  Diligencenführern    von  dorther 

[su  pflegen*. 

Am  12.  Thermidor  XIL  (3K  Juli  1804)^  machte  der  De- 
partements präfekt  dem  Maire  von  Mainz  die  Mitteilung,  nach 
Genehmigung  des  ausgearbefleten  Reglements  tnüfsten  nunmehr 
mit  den  Unternehmern  Verhandlungen  angebahtit  werden,  da 
künftighin  die  Zahl  der  Diligencenbetriebe  auf  zwei  zu  be- 
schränken   sei,     Noeh    ehe   es   dazu    kam,    wurde    die  *  Ictroi- 

'  Convention  abgeschlossen ,  welche  die  Pegelung  der  Rhein- 
Ächiffalu'tsverhiiltnisse  den  Einzelstaaten  entzog.  Sie  gab  die 
Beförderung  von  Reisenden  in  Postsehiffen  und  Jachten  frei 
und  bestimmte  anderseits,  dafs  alte  künftigen  Reglements  nur 
durch  Verträge  zwischen  den  beteiligten  Staaten  Rechtskraft 
erhalten  könnten.  Es  wäre  wünschenswert  gewesen,  dafs  sie 
auch  die  Gcschäftsfübrung  des  Diligencenin^tituts  einer  besseren 
Ordnung  unterz^>gen  hätte,  ähnlich  wie  sie  für  die  Markt- 
Bchiffahrt    Mainz- Frankfurt   Mafsnahmen    traf^.     Ja   vielleicht 


^  1  Art.  17. 

^m  >  Art.  :M. 

^B  *  Art.  Sb. 

^H  *  Art.  m, 

^^"  *  Schreiben    vom  12.  Tliermid<ir  XH    in  Akten    üb«^r    Handel   und 

r         Verkehre  Wesen  (franz.  Periode)  MSt  A 

I         gewoi 


•  Damit  wäre  die  groCse  Streitfrage   der  folgenden  Jahre  hinfallif^ 

die   lokale   Verordnang    vom 


geworden,    die   sich   darum   drehte,    ob 
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hätte    sie   die   Einrichtung   regelmäfsfger   Personenfahrten  su 

gleich  fllr  andere  Rheinstrecken  einführen  können  *.  Da  dies 
jedoch  niclit  geschehen  war^  gUmhte  die  Mainzer  Lokalbeh^irdi 
aus  eigenem  vorgehen  und  die  Verordnung  vom  4,  llessi 
dor  XII.  in  Vollzug  setzen  zu  müssen.  Zunächst  dachte  maa 
daran,  B\ust  und  Dolleschall  die  eine,  Obert  und  Hau  die 
zweite  Entreprise  zu  geben  ^^,  Als  jedoch  Faust  die  geforderte 
Kaution  nicht  leisjten  konnte^  erklarte  iim  der  Präfekt  Jeanboi 
de  St,  Andrt!  am  19.  Brumaire  XIIL  (10,  November  1804*  ßt 
einen  ungeeigneten  Mitbewerber  bei  dem  Unternehmen*.  Aucl 
Bau  trat  aus  nicht  weiter  bekannten  Ursachen  zurück.  B* 
Verwirklichung  des  Reglements  am  6.  Pluviose  XIII,  (26.  Janun 
1805)  wurden  demzufolge  als  Unternehmer  für  die  eine  Poöt 
sehiftahrtügerechtigkeit  zwischen  Mainz  und  Köln  Johan 
Baptist  Dolleschall ,  für  die  andere  Georg  Anton  Obert  ei 
nannt^. 

Mit   dieser  Verfügung   schien  ftir  die  gedeihliche  Weit«: 
entwicklung   des  Betriebs    viel   gewonnen    zu  sein.     Die  Kon- 
kurrenz   durch    neue   Untf*rnehmer  war    auögesehlossen  ^    un< 
ebenso  der  Wettbewerb  nicht  angesessener  Jachtenbesitzer  u 
möglich    gemacht.     Auch    das  Verhältnis  zu   den    eigentliche! 
Güterschiffern  schien  genügend  geregelt  zu  sein,    da  man  d 
Waren  trän  Sport  durch  die  Diligencen  gesetzlich  eingebe  hrän! 
hatte. 

Die  Ruhe  blieb  von  kurzer  Dauer.  Die  Durchftil 
der  Octroikonvention  inx  Herbst  1805».  sow^ie  die  ihr  fol 
Umgestaltung  der  Rheinschiffjihrtsverhflltnisse  liefe  die  Dil 
genceneinrichtung  zwar  zunächst  noch  unberührt.  Ein  Arre 
Eichhoffs,  des  Generaldirektors  des  ( >ctroi ,  bestätigte  sogar 
am  27.  März  ISOii^  provisorisch  ihre  Fortführung  auf  Grund 
des  oben  besproclienen  Reglements.  Nur  wurde»  neben  der 
allgemeinen  Unterwerfung  der  Fahrten  unter  die  Beatimmungea, 
der  Konvention,   die  Mitnahme  von   Handelsartikeln  durch  di 


um 


4,  Mesöidor  XII  unter  Herrschaft    der  Octroikonvention    gültig   und  ob 
ihre  tliatsäcli liebe  Durcliführöng  reclitö beständig  sei. 

1  Schon  Ockhart  hat  dieatn  Wunsi!h  anagesprochen  (GesetKgebunjr 

5.  286). 

*J  Schreiben  vom  19.  Veud^fmiaire  XIII  (IL  Oktober  1804)  in  g, 
Akten  M.St  A. 

*  Vgl.  e.  Akten  (M.St.A,).  Wie  bub  einem  Schreiben  vom 
26,  Friictidor  Xin  (18.  Sept.  18Wi)  hervorgeht,  HefH  sich  Faust  bei  dem. 
FTankiiirti^r  Marktet  hiff  anstellen  nnd  heabsichtjgte,  eine  direkte  DiU- 
gencenfahrt  für  Peraonenbefordernnsf  zwisrhen  Frankfurt  und  Köln  ein- 
zurichten. Obert  und  DoUeschall  hei»chwercij  sii-h  darüber,  weil  aio 
dann  nickt  mehr  besteht' n  könnten.  Faustts  Plan  iat  nicht  zur  Aub- 
fuhrung  gekommen. 

*  Abdruck  des  Ernennungsdckretes  bei  Her  man,  Sammlojig  der 
Geaetze  S.  367,  368  und  im  fieglement  pour  la  police  ,  ,  .  .  a,  ^  ' 
H.  20—25. 

*  Aiiftfertigung  in  firauÄÖaiacher  Sprache  in  g.  Akten  M,StA. 
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Diligencen  der  Menge  nach  beschränkt  und  gefordert,  dafs  sie 
derartige  Waren  nur  bis  zum  vierten  Teil  ihrer  Ladefithigkeit 
aufnehmen  sollten.  Auch  der  Ausschlufs  der  rechLsrheiniäächen 
Jachtschiffer  tiel  nunmehr  weg.  Ja,  bei  der  Formation  der 
rheinisefien  Schiffergihlen,  in  die  wegen  der  Beförderung  von 
Handelsgütern  auch  d?e  au  dem  Dil  igen  eenuntcrnehuien  be- 
teiligten Jachtenbesitzer  Aufnahme  «uehten,  wufsten  sogar 
die  Rheingauer  noch  vor  den  Mainxcrn  ihre  Zulassung  durch- 
pauset zen. 

Die  Unzufriedenheit  über  die  Güterbeförderung  durch 
Düigencen  steigerte  sich  unter  den  neuorganisierten  Gilde- 
schiffern namentlich  seit  Kückgang  des  rheinischen  Verkehrs 
infolge  der  weiter  au'igedehnteu  Spernuafsregeln  mehr  und 
mehr.  Angesichts  dieser  Verhältnisse  sah  sich  die  General- 
direktion des  Octroi  veranlaföt  ihren  Beschlufs  vom  27.  März 
1806  am  15.  Mai  1809  *  aufzuheben  und  die  Einstellung  des 
Dil  igen  cenbetricl»s  in  seinem  bisherigen  Umfang  zu  verlangen. 
Damit  ward  den  Jachten  jegliche  Mitnahme  von  Handelsgut 
ohne  weiteres  untersagt;  sie  fiollteu  von  nun  an  nach  Art.  22 
der  ( )ctroikonverilion  lediglich  der  Fersonenbetorderung  dienen. 
Gleicijzeitig  wurden  ihre  Besitzer,  die*  soweit  sie  an  den  Dili- 
gencenfahrten  Mainz-Köln  teilnahmen^  der  Mainzer  Gilde  zu- 
gehörten, angewiesen,  ihren  Austritt  aus  derselben  zu  nehmen. 

Somit  war  ein  unternehmen,  das  sich  liereits  eingebürgert 
hatte,  wieder  vollkommen  in  Frage  gestellt.  Allein  Ohert  und 
Dolleschall  liefsen  sicli  durch  diese  Mifserfolge  nicht  ent- 
mutigen. Um  ihre  Entreprine  aufrecht  erbalten  zu  können, 
schlössen  sie  mit  24  Jachtschitfern  am  14.  Mai  1810  einen 
neuen  Vertragt,  der  dem  ersten  Übereinkommen  (Jberts  mit 
den  Schiffern  vom  Oktober  1803  ähnelt,  aber  durch  Rückisicht 
auf  die  Bestimmungen  des  Reglements  vom  4.  Messidor  XIL 
wie  der  Octroikonventlon  stark  beeinflufst  ist.  Darnach  traten 
die  genannten  Besitzer  passender  Fahrzeuge  zu  einem  Verein 
zusammen,  der  den  Zweck  verfolgte,  eine  tilgliche  Fahrten- 
verbindung zwischen  Mainz  und  Köln  zu  ermöglichen.  Sie 
selbst  ordnen  siclj  nach  einer  Rangreihe,  die  der  Beaufsichtigung 
durch  die  Generaldirektion  der  Kheinseliiftahrt^octroi  unterliegt. 
Zugleich  ver|iflichten  sie  sicli  im  Falle  eines  Austrittes  aus  der 
Verbindung  nur  für  eigene  Rechnung^  nicht  für  die  eines 
Driiten.  Fahrten  zu  übernelinien.  Alte  nicht  eigentlich  schiffs- 
technische   Arbeit,    vor    allem    der    ganze   Verkehr    mit    dem 


'  In  frEtiäsöBi scher  Sprache  abgf^dnickt  in  Denkachrift  der  Diu- 
ffaioenBehiffer  S.  19—21:  dcutschi?  Äb:=»ehrift  in  g.  Akten  des  M.St.A, 
XIm  Dekret  betont  ausdrürklieh,  die  Aufliobung  des  früheren  Be- 
»chln«sc8  geschehe,  weil  genug  GüttTsclnffer  vorhanden  »eien. 

^  Abgeilnickt  in  Donksrhrift  der  Diligcncenschiffer  S.  22— 26w 
AuBfertigung  erhalten  in  g.  Akten  des  M.St.A. 
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PiiUikumj    blenlit  den  Gescbäftsführerii  Obert  und   DoIIescb 
überlassen. 

Den   Sclnffern  wird  für  jetle  Fabrt  die  Zahlung    von   1 
Francs  oder  80  fl.,  sowit^;  der  Ersatz  einiger  kleiner  Auslag« 
und  der  Fabrlenverteuerung  bei  st-bleehteni  Wetter  zngvaiche 
Alle    weiteren    Einnahmen    und    Überschüsse    verbleiben    dei 
Gettehättsfülirern ,    die  aber  dafür  auch  die  Gefabr  des  Dnte: 
nehinenä  zu  tra^^^en  haben. 

Hervorzufieben  ist,  dafs  nach  diesem  Vertrage  * ,    wie  bei 
dem   ersten  Übereinkommen  Obertö    mit  den  Jaebtenbesilzem, 
die    8ehiffervereini<riing    in    gewissem    Sinne    als    Trög^er    d 
Unternehnmng  erscheint,  Obert  und  Dolleseliall  nur  deren  G 
fc^ebiU'te  führen,  wilhreud  in  der  Verordnung  vom  4.  Messidor  XII, 
iVw.    letztgenannten    die    privilegierten    Unternehmer    sind,    di0' 
Jacbtenbesitj^er    b'diglich    die    Kolle   von  Angestellten    spielen. 
Dagegen  blieb  in  beiden   Fällen  iler  eigen thchfl  Unternehmer- 
gewinn   vollständig    den    zwei    kanfmjtnnisehen    Leitern    über- 
lassen,   die   das  Kaintal   zur   allgemeinen  Einrichtung  stellten 
und  das  ganze  Risiko  trugen.    Ein  Hinweis  auf  diese  Punkte 
ist  nm.somehr  angebracht,    weil  gerade  über  sie  wenige  Jahre 
später  der  lebhafteste  Streit  entbrennen  sollte. 

Obschon    die  Qeneraldirektion    ihr  Rheinschiffabrt   diesen 
Vertrag  genehmigte  und  die  Oetroibureaus   anwies,  die  Jachten 
der  Gesellschaft  möglichst  schnell  abzuf?^rtigen,  vermochte  das 
neue    Unternehmen    sieh    doch    nicht    recht   Geltung    zu    ver- 
schaffen.    Schuld    daran    trngen    die    Mainzer    Lokalbehörden, 
die  den  Standpunkt  vei-traten,   dals  die  Cenfralverwaltnng  sich 
nur    um   Erhebung   der  Oebfihren  zu  kümmern  habe,    ihr  da- 
gegen   die    eigentlielie    Schiffahrtspolizei    vorenthalten    bliebe. 
Der  Präfekt  des  Departements  vom  DonBersberg    erliefs  dem-  ^ 
gemäfs  schon  im  Juni   1810  eine  Bekanntmachung  des  Inhalte,  ■ 
dafs    der  Vollzug    seines    Reglements    vom    6.    Pluviose    XlII. 
Geltung   behalte,    bis   dies    durch    „die  kompetente  Autorität" 
Hufgehoben    oder   abgeändert   sei  ^.      Besondere   wurde    darauf 
hingewiesen,   dals  kraft  dieser  Verordnung  die  Jaehtsehiffer  des 
reehten    Ufers    von    den    Fahrten    auszuschliefsen    seien,    eine 
Maisregelj    die  seit  Verwirklichung  der  Oetroikonvention  nie-  ^ 
mals    zur   Durchführung    gelangt   war.     Die   Generaldirektion  H 
legte  zwar  prinzipiell  gegen  diese  Auffassung  der  Verhältnisse 
Verwahrung  ein,  erklärte  sich  aber  immerhin   bereit,    mit  den 
Mainzer  Behörden  über  die  Abfassung  einer  neuen  Verordnung 


I 


1  Der  Entwurf  des  Vertrag»  entstammte  wahrücheinlich  der  Feder 
Ot'khartfi,  wie  in  einem  Schreiben  den  Inspektor  Gergens  vom 
HL  Juli  IHIO  angt'dentet  ist.  (Akten  über  Handfl  nnd  Vcrkehrawenen 
M  St  A 

*  Vpl.  Proce»  verbal  vor  Inspektor  Oekliart  am  12,  JttU  1810, 
Abschrift  in  g.  Akten  d,  M.St.A, 


I 
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bt?niten  zu  wollend  Es  wtirtle  dann  auch  thats-ichllch  im 
September  1810  ein  Entwurf  au8gearheitet",  dt;r  .iich  von  den 
friiheren  Imuptsächlicli  dadurch  unterschied ,  dnia  er  die  Be- 
teilig^nf^  der  JAclitenbe^itzer  heider  Ufer  an  dem  Unterneliraen 
in  gleicher  Weiüe  regelte  und  den  Üiligencen  wieder  die  Mit- 
nahme gewisser  Kauftuann!<giVter,  die  durch  Arn-te  von  1809 
verboten  war,  gestattete.  Neben  leieht  verderblichen  Waren 
und  Lebensmitteln  MolUeti  dafür  be;*ondcrö  MiÜtnreffekten, 
Kunstgegenstände,  kostbare  exotische  Prianxen  u.  dgb  mehr  in 
Betracht  kommen^. 

Gerade  dieser  letztere  Punkt  vennochte  sieh  nicht  durch- 
zuringen, und  so  w ierl erhöh  n  sich  denn  in  den  näehsteo  Jahren 
des  öfteren  die  Khtgen  Oberts  yn<l  DolleschallH,  die  nus  ur- 
spriingliehen  Konkurrenten  Freunde  und  Verbiindete  geworden 
waren.  Sie  bitten,  man  möge  ihnen  doeli  die  Fortführung  von 
Handelöartikein  wieder  gestatten,  sonst  könnten  ^ie  bei  ihrer 
geringen  Einnahme  ferner  nicht  bestehen.  Zudem  hatten  sie 
mit  den  Jachtenbesitzern  immer  mein*  Schwierigkeiten.  Diese 
waren  mit  der  geringen  Zahlung  von  80  fl.  für  die  Fahrt 
iHngst  nicht  mehr  zufrieden ,  zumal  sie  nach  Zulassung  der 
Kheingauer  viel  seltener  an  die  lieihe  kanten  als  früher.  Zwei- 
mal versuchten  sogar  einzelne  derselben,  einen  Betrieb  auf 
eigene  Rechnung  zu  eröffnen,  ohne  daf»  derselbe  hei  ihrer  ge- 
achiifdiehen  Unkenntnis  sieh  lebensfähig  erwiesen  hätte.  Obert 
und  Dolleschall  ihrerseits  verstanden  es,  die  Sehifler  des 
rechten  Ufers  von  dem  Unternehmen  wegzudrängen ,  da  sie 
dachten,  nnt  den  Mainzern  allein  eher  fertig  zu  werden^. 

Die  Handelskammer  verfocht  in  einem  Outachten "»  das 
sie  zu  der  Angelegenlieit  abgabt  warm  die  Sache  der  Sehiff- 
leutc*  Sie  betonte  energiscli,  man  dürfe  diese  nicht  ganz  in  Ab- 
hängigkeit von  den  beiden  Unternehmern  geraten  lassen,  indem 
man  deren  Fabrtenmonopol  autrecht  erhalte^  da  diese  die  Löhne 
der  Schiffer  immer  weiter  he rabd rückten  und  zu  den  Faljrten 
diejenigen  auswählten,  die  wegen  ihrer  Armut  sieh  jede  noch 
60   geringe  Zahlung  gefallen    lassen   müfsten.      Besser   sei    es^ 


'  V^L  Schreiben  diee  Geiierahllrektora  Eiolihoff,  datiert  Colognc^ 
le  21.  Juillet  IHIO  und  Berit- ht  dos  Injektors  des  Octroi  P,  Gcrgens 
an  den  Maire  der  Stadt  Malnz^  datiert  Küdesheim,  den  31.  Juli  1810  io 
g,  Akten  (M.St.AJ. 

'  Der  Entwurf,  der  in  8  PanitrrnplK^n  und  88  Artikel  zerfällt,  iet 
ßarnt  dem  Hi'gleitbrief  des  De pur^in' iif-i>rätVkfen  Btvron  St.  Andre  vom 

il*^l  Sept.  1810  erlmlt<*n  in  g.  Akten  t\[.St.A.), 
[  •  VeL  bef^f Inders  §  4  (art.  26 1  deü  Eiitwnrfs. 

I  *  Die  gatizi'n  VerhältDisae  entwickelt  umfassend,  «ber  einseitig  die 

(gTofset  an  den  Dcpartementf^prfifekten   gerichtete  Bittschrift  Oberts  und 
iJolköchalls  vom   11.  Augtist    1812.    (In   Akten   über  Handel   und   Ver- 
rkehrswesen  M  St.A,) 
'  *  La  ch ambro   d<»   commerce   k  Monsieur   le  Maire   de   la  vüle  de 

Majenee  25    September  1812  in  g.  Akten  (M.St.A.). 
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wenn  man  Obert  und  DoÜesohall  jeden  Tag  nur  eine  an  g 
wisse  Stunden  gebundoiie  Fahrt  gestatte  und  im  Übrigen 
dem  Belii^ben  der  Reisenden  anheimstelle,  ob  sie  bei  Obei 
und  Dolleschall,  t^der  bei  einem  gewöhnlichen  Schiffoiann  eine 
Jacht  mieten  wollten.  Dabei  könne  man  ja,  uoi  die  Orts- 
angesessenen zu  bevorzugen,  den  Fremden  eine  kleine  Abgabe 
auflegen ,  die  sie  bei  jeder  Tonr  aus  dem  Mainzer  Hafen  ZM 
entrichten  hätten.  Auch  sollten  die  Unternehmer  angehalten 
werden,  den  Srhiifsbeaitzern  mehr  wie  die  allzu  kleine  Summe 
von  80  fl.  für  die  Fahrt  zu  zahlen.  Nur  in  einem  Punkte 
stellt  sich  die  Mainzer  Handelskammer  auf  Seite  der  „Entre- 
prenenrs",  Sie  meint,  es  könne  ihnen  probeweise  die  Mit- 
nahme einzelner  Eile  fordernder  Handelsartikel,  soweit  sie  sich 
in  kleine  Packe  zu  2 — B  Centnern  zusammenfassen  Hefsen,  btd 
zu  einem  gewissen  Grade  gestattet  werden.  Freilich  sei  dann 
entschieden  Mafs  zu  halten,  denn  so  bequem  und  angenehm 
auch  das  Diligeneeninstitut  sei,  so  komme  es  doch  erst  in 
zweiter  Linie  und  dürfe  in  keiner  Weise  zur  Eotmutigu: 
der  Giiterschiffer  beitragen  V. 

Das  Gesagte  mag  zur  Sehiklerung  der  Wechsel  vollen  Er- 
eignisse genügen,  welche  die  Wasserposten  auf  dem  Mittelrheia 
Jn  dieser  Zeit  durchzumachen  hatten.  An  ihnen  wird  erjiich^ 
lieh,  welche  ungeheutTen  Schwierigkeiten  zu  überwinden  waren, 
als  die  Schiffahrt  sich  ans  dem  Einzelbetrieb  in  eine  Unter- 
nehmungsform wandelte,  bei  der  verschiedene  Kräfte^  Fahrten- 
kundige  und  kaufmännisch  gebildete  Kapitalisten,  sich  au* 
sammenthaien,  um  durch  gemeinsame  Anstrengung  reichlicheren 
Gewinn  zu  erzieleiL  Vier  Momente  kamen  dabei  vornehmlich 
55ur  Geltung,  Einmal  der  Wettstreit  der  neu  entstehenden  Be* 
triebsarten  untereinander,  wie  wir  ihn  gleich  zu  Anfang  fanden. 
Dann  der  Kampf  der  Fortschrittler  gegen  diejenigen^  welche 
an  der  alten  Weise  festhielten  und  sich  den  Vereinen  nicht 
angliederten,  ein  Streit,  der  noch  durch  lokalwirtschaftliche 
Gesichtspunkte  verschflrft  wurde.  Die  Konkurrenz  der  Aufsen- 
stehenden  suchte  miin  durch  Gewinnung  eines  Monopols  für 
die  bestimmte  Strecke  zu  beseitigen.  Weiter  spielte  der  Zwiat 
mit,  den  die  in  nah  verwandtem  Berufe  Thätigen  erregten, 
also  im  gegebenen  Fall  die  Entzweiung  zwischen  Jacbten- 
besitzern  und  Güterschiffern ,  denen  man  einen  Teil  ihrer 
Warenbeftirderung  und  damit  ihres  Verdienstes  abzugewinnen 
suchte,  Schliefslich  fiel  das  Ringen  um  das  Übergewicht 
innerhalb  der  anfbliihenden  Unternehmung  in  die  Wagschale, 
der  Entscheid  der  Frage,  wer  die  wirtschaftliche  Überlegen- 
heit behalten  solle,   diejenigen,    welche  die  geforderte  Arbeits- 


i 


I 
I 


'  „Cet  etablissemcnt  commode  et  agr^ablo,  inaig  toujmira  secondaire 

,  tie  devra  Jamals    devenir   pr^yudicUblc   au  commerce »    ni  porter  le  dd- 

cooragemetjt  dans  IVtat  de  batf^icrs."     (CTtitachten  \'om  2h,  Sept.  1812,) 
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leistLing  selbstthätig  ausführten  ^  oder  jene,  die  durcli  ihr  Ge- 
schick im  Verkehr  mit  *h*m  Publikum  sie  nur  ermöglichten 
UTifl  anordneten,  Sie  spitzte  sich  in  der  späteren  Periode  da- 
hin zu,  wem  der  eigentliche  Unternehmergewinn  zufallen  solle, 
den  Ct esc häftß Führern  oder  den  Jachtenbesitzern?  Mitten  unter 
all  den  gärenden  und  treibenden  Kräften ,  nicht  über  ihnen, 
stand  flie  staatliche  Polizeigewalt,  die  immer  helfend  und 
schltehtend  eingreifen  wollte,  mitunter  aber  erst  recht  künst- 
liche Hemmnisse  schuf  Namentlich  nach  dorn  Niedergang  der 
französischen  Herrschaft  liefs  sie  sich  zu  Mif^grifFen  iiinreif^en, 
die  eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  dea  Unternehmens 
wesentlich  verzögerten. 

Einstweilen  blieb  jedoch  das  Diligencengeschäft  unter 
Oberts  und  Dolleschalls  Leitung  bis  zur  Blockade  von  Mainz 
1814  weiterbestehen  ^  Währsud  derselben  suchten  die  in  das 
Rheingau  gefliicliteten  Jachtenbesitzer  von  dort  aus  den  Ver- 
kehr unter  der  Führung  des  Kaufmanns  Getto  in  Eltville  auf- 
recht zu  erhalten,  Sie  erzielten  auch  in  der  Zeit  von  Mai  bis 
Oktober  1814  guten  Gewinn^  so  dafs  nach  Abzug  der  Ent- 
hädigung  für  die  einzelnen  Fahrten,  für  die  wie  früher  80  H, 
ezahU  wurden,  ein  ansehnlicher  Übersehufs  blieb»  der  eben- 
unter  die  Schiffer  zur  Verteilung  gelangte.  Dies  glänzende 
iesultat,  das  dea  Jachtenbesitzern  zum  ersten  Male  Über  den 
wirklichen  Gewinn  aus  einer  in  gnUserem  Umfang  betriebenen 
Schirtkhrt  die  Augen  öffnete,  raubte  ihnen  zugleich  jedes  Ver- 
trauen zu  der  Ehrlichkeit  ihrer  seitherigen  Führer,  Nach  der 
Übergabe  der  Stadt  an  die  Verbündeten  schlössen  sie  sich 
daher  siiratlich  zu  einem  neuen  Verein  zusammen ,  der  ohne 
Rücksicht  auf  Obert  und  Dol  lese  hall  unter  Leitung  des  Schiffers 
ionjs  Rupprecht  reget mäfsige  Fahrten  zwischen  Mainz  und 
öln  einrichten  wollte.  Die  Kämpfe,  welche  diese  junge  Ver- 
bindung bald  zu  bestehen  hatte,  werden  später  geschildert 
werden. 

Leider  läfst  sich  nicht  feststellen,  wie  viel  der  Reingewinn 
des  Diligencenunteruehmens  in  der  ersten  Periode  seines  Be- 
stehens betrug.  Nur  zwei  Anhaltspunkte  sind  gegeben,  aus 
denen  sich  eine  ungefähre  Vorstellung  gewinnen  litfst  Das 
ist  einmal  eine  Notiz  in  der  Bittschrift  Oberts  und  Dolleschalls 
vom  31.  August  1812,  in  der  sie  »hre  jährlichen  Unkosten  zu* 
sammenstellen  und  ausführen^  dafs  sie»  abgesehen  von  den 
Posten  für  Erhaltung  ihrer  Bureaus^  Lohne  von  Angestellten 
und  Gewerhepatente  zu  je  572  Francs,  mehr  als  20000  Francs 
an  das  Rheinscbiffahrtsoctroi  und  mindestens  50  000  Francs 
(He  Jachtenführer  zu  zahlen  Irittten.    Weiter  fordern  sie  in 


I       Okt( 
^bch^i 


'  VffL  zum  folgenden  Akten  über  Hun^iel  und  Verkehrswesen  (franz. 
Periode)  (M.St.A.)   sowie   DenkBchrift   der    DüigencenauhiHer   S.  11,   12, 
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ihrer  Klngschrift  gegen   die  abtrDnDigen  Schiffer  fiSr  die  Zeil 
von    1814—1818  einen  entgangenen  Reingewinn  von   18000  tl 
pro  Jahr.     Wenn    auch   letztere  8mnme  zweifellos  übertrieben 
ißt   und    berücksichtigt   werden    rauf«,    dafs   der  Verkehr  sie 
nach  1814  bedeutend  steigerte^  so  ergiebl  sich  doch  aus  die^a 
Gegenüberstellungen,    dafö    die    Unternehmer   der   Diligeuc^ 
fahrten  auf  dein  Mitteb'hein  in  der  Zeit  von  1804—1810  diir 
schnittlieh    im    Jahre    mit    280 — 300    Reisen    zusammen    eil 
10000  ti.  Reingewinn  erspielten. 

Der  Ausfall,  den  sie  in  den  verkehrsarmen  Jahren 
Ende  der  najioleoniachen  Herrschaft  erlitten,  wurde  durcTi  di 
zablreieh<»n  Wibtärtransporte^  die  ihnen  /.utielen,  xietnlich  ge- 
deekt  Durch  .sie  haben  auch  die  übrigen  rheini.scljen  Schiff« 
manche  Einnahme  erliidteii.  Die  tuumterbrochenen  Trujtpeö 
Schiebungen  untl  deren  Verpflegung  mufi^ten  sieh  die  bequemt 
Wasserstnifse  dienstbar  machen.  Oft  wurden  ganze  Schiflh-1 
Züge  zusammengestellt  und  unter  Bedeckung  weitergetliihrt. 
Für  die  „grande  arm(^e"  w\^rd  Pulver  den  Main  hinauf  bis 
Würzburg  gefahren.  Innerfialb  drei  Tagen  gingen  von  Maini 
aus  4  Schiffer  mit  1703  Kolli  desselben  zu  223  748  V 
nach  Frankfurt  ab,  wofür  sie  insgesamt  1346  Francs  97  Cea 
timefi  erhielten^.  Wenig  später  wurden  15  000  Francs 
einige  Fährleute  für  di;n  Transport  von  Jlili titreffe kten  vep 
teilt,  wovon  allein  an  Schitier  Ilaenlein  2087,31  Francs. 
Armbruster  559^08,  an  die  beiden  Moritz  von  Mainz  fa: 
ebensoviel  kamen*  Mancher  konnte  auf  diese  Weise  sein  Glüc 
machen,  oder  wenigstens  ein  erkleckliches  Sümmchen  sicB 
zurücklegen® j  andere  wieder  trafen  es  weniger  günstig  und 
erhielten  kaum  Ersatz  ihrer  Unkosten,  geschweige  denn  eine' 
entsprechende  Belolmung  für  die  geleistete  Arbeit.  Besonders 
naeh  dern  Rückzug  der  Franzosen  blieben  viele  mit  ihrei|^| 
Forderungen  unbefriedigt^.  Oft  mufsten  die  städtischen  Be-" 
hörden   Vorlagen   machen,    um    nur   die   Weiterbringung   der 


'  Ausführliche  Nachrichten  darüber  fiurlen  sich  in  den  Akten 
Militär-  und  KriepjRwoaen  dfs  M.St.A.     Nameutlieh  für  die  MilitÄrti 
portr    in    dvn    Jaliren    1809—1815    Hind    umfangroiche    NacliweisuDi 
erb  alten. 

*  Vgl.  Rechnung  vom   20.  August  1813»  Akten  über  Milttärwescn 
(M-StA.), 

®  Dab«»i     geschah en    die    Hcfrirdoningen    meiet    zu    verein baiten 
niederen  Fraebtsatzcn.    Beiftpielsweiae  erluelt  Schiffer  Gottlieb  Ort  von 
Mainz  boi  Trans|)orten  von  je  320  und  247    kranken  französii 
daten  stromabwärts    für  die   Str«'«"kü   Mainz- Koblenz   pro  Matui    2  frc; 
statt  der  eewilbn liehen  Taxe  von  6  frcs.;  vgl.  Rochnung  und  Qnittu 
vam  26.  Mfirz  ISH  in  Akten  über  Militärwesen  M.St,A. 

*  Beispielsweise  erhalten  im  Jidi  1813  5  Schiffer,  denen  lant  Vrreinr»' 
barunc  29122  Frcs.  41  Cts.  zu*«tehen^    nur    15000  frCÄ. ,    wodurch    iiichClJ 
einmal    die  Unkosten    sowie   die   Summen,    die    sie    für   Miete    fremdi 
Schiffe,  die  neben  den  eigenen  benutzt  wnrdeUi  ausgaben,  gedeckt 
In  g.  Akten  M.St.A. 
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zurlickgelassenen  feinclliclieii  Soldaten  zu  ermöglichen*  So  hat 
beispielsweise  die  Stadt  Mainz  in  einem  einzigen  Jahr,  1814, 
7440  FniDCs  13  Centimes  ftir  Sl  Tranaporte  zu  Wasser  und 
2004  Francs  16  Centimes  für  30  Transporte  zu  Lande  aus- 
gebe he  n,  die  ihr  allerdings  später  von  der  k*  österreichischen  und 
königl,  preufsischen  Administration  zurückerstattet  wurden  ^ 
Neben  den  eigen tbchcn  Transportgesehäften  hatten  die 
Rheinschiffer  sich  gegen  Ende  der  französischen  Herrschaft 
aucli  vielfach  unentgelth'chen  Dienstleistungen  bei  dem  Über- 
schreiten der  Rheinstrafse  durch  Truppenkontingente  in  Unter- 
Stützung  der  Trains  und  Pontoniers  zu  unterziehen.  Die 
Mainzer  Fahrtenkundigen  waren  zu  dem  Zweck  in  einer 
„Compagnie  bateliers  civits  pour  faire  les  Services  aux  com- 
munications  sur  le  Rhin  et  differents  ponts  ^tablie  k  Mayence" 
vereint,  deren  Mitglieder  innerhalb  des  Zusammenhaltes  eine 
militärische  Rangordnung  erhielten.  In  den  Listen^  der  ver- 
schiedenen Jahrgänge,  die  meist  etwa  50  Namen  zählen,  ist 
stets  einer  der  Aufgeführten  als  capitaine,  einer  als  lieutenant 
und  einer  als  sergent* major  bezeichnet,  neben  denen  etwa 
10  sergents  und  maitres-ouvriers,  sowie  die  Masse  der  bateliers 
ihren  Dienst  versahen^.  Namentlicli  zur  Zeit,  als  die  graude 
arm&  die  Rheingegenden  dureheilte,  scheinen  die  Anforderungen, 
die  man  an  die  SchiflFleute  stellte,  ganz  bedeutend  gewesen  zu 
sein»  so  dafs  diese  vielfach  in  Übung  ihrer  Berufsgeschäfte 
völlig  behindert  waren. 


*  VgL  Akten  über  Militärwesen  des  M.St.A. 

*  Es  sind  eine  ganze  Reihe  derselben   in  den  Akten  über  Militär- 
Wesen  crhftlton  {M.StAA 

»  VgL  Akten  über  Militlrweflen  M*St^ 


Zweiter  Abschnitt. 

Vom  Wiener  KongrePs  bis  zur  Rliein- 
sciiiffialirtsalcte. 


Erstes  Kapitel. 

Der  Wiener  Kongrers  und  seine  Beschlüsse. 


§  7. 

inf  Rufalancls  Eisfeldern  hatte  die  ^grofae  Armee"  ihr 
Schicksal  gefunden;  auf  deutschem  Boden  war  die  Nieder- 
werfung dcj3  aUmächtigen  Korsen  beöiegelt  worden.  Der  An- 
marsch der  Verbündelen  trieb  dessen  zeri^paltene  Ileeniiassen 
über  den  Rhein,  der  erwachende  Freiheitsdrang  warf  die 
lohende  Kriegäfackel  in  das  Land  zurüekj  das  seit  einem 
Jahrzehnt  die  Universalmonarchie  aufzubauen  schien. 

Damit    war    das    Ende    der    seitherigen    Verwaltung   der 
Rhein  Schiffahrt  gekommen.    Wenn  sich  auch  Mairjz  gleich  an- 
deren Städten  noch  bis  zum  Frieden  hielt,  nmfste  doch  schon 
[Ende    1813    die  Oeneraldirektion    des   Üetroi  aus  ihrem  Amte 
[weichen.      Zu    Anfang    1814    wurde   die   oberste   Leitung   der 
'Eheinschiffahrtsangelegenheiten  dem  Grafen  zu  Solras- Laubach 
im  Namen  der  verbündeten  Mächte  fibertragen;  für  ilm  führte 
eine    „subdelegii^rte    Kommisston"    von    drei    Mitgliedern    die 
[eigentliche  Verwaltung*,  die  bei  ihren  MafsnahmeD,  soweit  ea 
die  Umstände  erlaubten,  den  Vorschriften  der  Konvention  von 
1804  folgte, 

Durcii  den  Pariser  Friedensvertrag  vom  30.  Mai  1814 
wurde  dann  dm  Verlangen  der  Franzosen,  der  Rhein  solle  die 
3cheidelinie  zwischen  den  Ländern  bilden,  wenigsteng  flir  den 
f mittleren  Teil  des  Flusses  abgelehnt;  sein  Wasser  war  wieder 
nach  Arndts  heifsem  Wunsch  ^Teutschlands  Strom,  nicht 
Teutscidands  Grenze"  geworden.  Dagegen  wurde  die  von 
Frankreich  angebahnte-  Befreiung  der  Rheinschiffahrt  glück- 
-lieberweise  beibehalten  und  erweitert.  Der  Flufs  sollte  künftig 
iToti    dem  Punkte,    wo   er  schiffbar   wird  bis  zur  See  (jusqu'ä 


_  1  Vffb  flermao,    Adrefsbuch  1.S23  S,   16,  17;    Ockhart,    GeaeU- 
etmng  g.  299. 

*  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  ftheiu  S.  108  Amn.  3. 
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la  mer)  für  jeden  als  freie  Fahrstrafse  dienen*.  Dem  in  Aus- 
sicht gestellten  Kongrefs  war  die  Festlegung  der  Einzelheiten 
wie  die  Ausdehnung  dieses  Grundsatzes  auf  die  anderen  Flüsse 
vorbehalten,  wodurch  seine  Verwirklichung  ganz  anders  als 
ähnliche  Beschlüsse  älterer  Friedenstraktate  gesichert  schien. 

Es  war  wohl  die  erlauchteste  Versammlung  der  neueren 
Zeit,  deren  Tagung  am  1.  November  1814  in  Wien  begann. 
Kaiser  und  Könige,  Fürsten  und  Herren  hatten  sich  zusammen- 
gefunden, um  über  Wiederherstellung  und  Regelung  der  euro- 
päischen Verhältnisse  nach  dem  Sturz  der  französischen  Ge- 
waltherrschaft zu  beraten  *.  An  ihrer  Seite  arbeitete  die  Blüte 
der  damaligen  Diplomatie;  selbst  die  kleineren  Mächte  des 
Völkerkonzerts  waren  durch  ihre  bevollmächtigten  Gesandten 
vertreten. 

Bei  all  den  kommenden  Verhandlungen  und  Streitig- 
keiten, die  zum  Teil,  wie  die  sächsisch-polnische  Frage,  einen 
kriegerischen  Ausgang  zu  nehmen  drohten,  wurde  die  Be- 
ratung der  Rheinschiffahrtsangelegenheiten  nicht  vei^essen. 
Schon  am  14.  Dezember  1814  ernannte  das  Komitee  der  acht 
Hauptmächte  des  Kongresses  einen  Aüsschufs®,  der  den  Auf- 
trag erhielt,  auf  Grund  des  Artikels  5  sowie  der  §§  2,  3  des 
geheimen  Artikels  HI  des  ersten  Pariser  Friedens  die  Normen 
über  Freiheit  der  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  und  anderen 
mehrere  Staaten  durchströmenden  Flüssen  festzustellen.  Ur- 
sprünglich waren  dazu  nur  die  bevollmächtigten  Minister 
von  Österreich,  Preufsen,  England  und  Frankreich  berufen. 

Am  2.  Februar  1815  traten  Mylord  von  Clancarty  für 
England,  der  Herzog  von  Dalberg  für  Frankreich,  Wilhelm 
von  Humboldt  für  Preufsen  und  Baron  von  Wessenberg  für 
Österreich  zur  ersten  Sitzung  zusammen,  in  der,  nach  Fest- 
legung der  Aufgaben  und  bevorstehenden  Arbeiten,  beschlossen 
wurde,  die  Mituferstaaten  von  Rhein  und  Scheide  zur  Teil- 
nahme an  den  Beratungen  einzuladen.  Es  waren  demgemäfs 
bei  den  folgenden  Konferenzen  aufser  den  genannten  Mächten 
noch  Holland,  Bayern,  Baden,  Hessen-Darm stadt  und  Nassau 
vertreten,  denen  späterhin  auch  Württemberg  und  Kurhessen 
sich  zugesellten. 


1  Art.  5  des  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  1814.  „La  navi«ition 
sur  le  Rhin,  du  point  oü  il  devient  navigable  jusqu'ä.  la  mer  et  r&ipro- 
quemcnt,  sera  libre  de  teile  sorte  qu'elle  ne  puisse  6tre  interdite  k  per- 
sonnc,  et  Ton  s'occupera  au  futur  congres  de  prineipes  d'aprös  lesquels 
on  pourra  regier  les  droits  k  lever  par  les  ^tats  riverains,  de  la 
maniere  la  plus  egale  et  la  plus  favorable  au  commerce  de  toates  les 
nations  .  .  .  ."  Der  ganze  Friedenschlufs  findet  sich  bei  Meyer,  Staats- 
akten S.  240  ff.  Der  Art.  5  ist  abgedruckt  bei  H  er  man,  Sammlang  der 
Gesetze  S.  537. 

«  Vgl.  Klüber,  Kongrefsakten  Bd.  I  ff. 

=»  Vgl.  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  S.  108,  109; 
Eich  hoff,  Pragmatische  Darstellung  S.  6,  7. 
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Die  Kommission  hat  ihre  ^ewifs  nicht  leichte  Aufgabe  in 
wölf  Sitzungen  erledigt**  Das  öchoelle  Vorrücken  in  den 
erhandlüogeu  ist,  neben  dem  aufrichtigen  Willen  der  Be- 
teiligten,  vor  allem  den  nimmer  ruhenden  Bemühungen,  der 
geistvollen,  ausgleichenden  Thätigkeit  Wilhelm  von  Humboldts 
zu  danken.  Ihm,  dessen  Vi^nlieoäte  um  Preufaen  und  Deutsch- 
land noch  in  neuerer  Zeit  nicht  gehörig  gewürdigt  wurden^ 
gebührt  der  Ruhm,  durch  seine  scharfsinnigen  Darlegungen 
den  ungehemmten  Fortgang  der  Verhandlungen  vielfach  erat 
ermöglicht  zu  haben,  W^ie  er  in  %vahrhaft  schüpfcriacher 
Weise  den  Neubau  des  gesamten  Verf^issungs-  und  Verwal- 
tungswesens von  unten  her  plante-,  hat  er  auch  mit  seinem 
Heharfsinn  der  Schiifahrtskommission  den  richtigen  Weg  ge- 
wiesen, der  zum  Ziele  fuhren  konnte.  In  seinem  „Memoire 
preparative  8ur  le  travail  de  la  OommiBsion  de  navigation."  ^ 
betonte  er  mit  seltener  Urasiebt  all  die  Punkte,  auf  die  es  in 
der  Folge  ankam,  und  hob  sieher  hervor,  was  erforderlich  war^ 
um  den  Arbeiten  Fortgang  und  Vollständigkeit  zu  gewähr- 
leisten.    Er  meinte,  es  sei 

erstens  zu  untersuchen,  welche  allgemeinen  Grundsätze  im 
Interesse  des  Handels  festzustellen  wären,  ohne  auf  solche 
Einzelheiten  äu  verftillen ,  die  sich  bei  den  natürlichen  ort- 
liehen  Verschiedenheiten  nicht  berücksichtigen  liefsen; 

zweitens  seien  die  so  gewonnenen  Grundsätze  dann  auf 
die  Schiffahrt  des  Rheins  wie  der  Scheide  anzuwenden  und 
zugleich  die  besonderen  Bestiramungen  beizufügen,  welche  die 
lokalen  Kenntnisse  der  Kommission  gestatteten  oder  die  Ver- 
hältnisse der  Uferstaaten  unter  sich  erhei seilten ; 

endlich  solle  man  übereinkommen,  wie  man  die  gleichen 
Grundsätze  nach  Zeit  und  Ort,  und  soweit  es  die  Verhältnisse 
gestatteten,  immer  mehr  auf  andere  Flüsse  Europas  übertragen 
könne. 

Diese  scharf  gezeichneten  Ideen ,  die  im  einzelnen  weiter 
entwickelt  w^aren  und  für  den  Rhein  eine  Veränderung  der 
Gesetzgebung  von  1804  gemäfs  den  seitdem  eingetretenen  Er- 
eignissen verlangten'*,  trugen  in  erster  Linie  dazu  bei,  daft* 
die  Versammlung  an  dem  Hauptgegenstande,  der  freien  Flufs* 
Schiffahrt^  durchweg  festhielt  und  sich  nicht  durch  fremde 
Materien  verwirren  oder  ganz  von  ihm  abbringen  liefs. 


'  Die  Quellen  für  die  folgend*^  Dwrt^tuUung  enthält  im  weaentlicheß 
dfT  III.  Bd.  von  Kl  über:?  Konp^ersakteii ,  m  dem  die  Sitziinffsproto* 
kolle  der  Kougrefakommiasion  €kr  die  Freibeit  der  Flufftschiffafcrt  ab- 
gedruckt ßiiid. 

*  Über  fteiue  Thätigkeit  auf  di-m  Wiener  Kongrefs  vgl.  iieuerding«  = 
Br4]iio  Gebhardt,  Wilhelm  vou  Mumboidt  als  StÄatsmami;  2*  ßd, 
Stuttgart  (Cottab  Nachfolget!  1899. 

^  AbRedruckt  bei  Klul 
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Abgedruckt  bei  Klub  er»  Kongrefsakten  lll  S.  24—30. 
*  Klüber,  Kougrefsakten  IIl  S.  28. 
Forfchuiig«u  X Vlil  5.  ^Eckert.  6 


Um  neben  der  allgemeinen  DispositioD  noch  eine  Kicht- 
schnür  ftir  die  Erörterung  einzelner  Bestimmungen  zu  ge- 
winnen, einigte  man  sich  dahin^  den  von  Dalberg  vorgelegleu 
Entwurf  I, Projet  d'artieles  pour  le  r(5glement  de  ce  qui  con* 
cerne  la  navigation  des  grands  fleuves  traversant  plusieuri 
territoires"  *  als  Grundlage  für  die  auszuarbeitende  Konvention 
anzunehmen,  die  Artikel  für  Artikel  durehberaten  werden 
sollte^.  Dalberg  schwebte  bei  seinen  Pliinen  der  alte  Octroi 
vertrag  für  den  Rhein  als  Muster  vor,  wie  uueh  dieser  Stroi 
von  ihm  als  nialsgebend  allen  vorangestellt  wurde,  Ea 
so  vieles  in  seinem  Plane  unbestimmt  gelassen^,  die  von  ihm^ 
vertretenen  Principien  liefsen  jeglicher  Debatte  derart  FUum, 
dalö  ihre  vorläufige  Annahme  ohne  weiteres  gebillig-t  werd 
konnte» 

Bei  der  Fortsetzung  der  Verhandhingen  blieben  sich  di 
Bevollmächtigten  der  Regierungen  wold  bewufst,  dafs  die  Ufei 
Staaten  und  einzelne  PliUze  manche  Sondervortetle  zum  Opfi 
bringen  niüfsten,  wenn  der  Inhalt  des  Pariaer  Friedensgchluss« 
annähernd  erfüllt  und  der  von  den  vereinigten  Mächten  he- 
aböiehtigte  Zweck  erreicht  werden  sollte.  Der  erste  derartige 
Punkt,  der  betreffs  der  Rheinschiffahrt  zur  Verhandlung  kam, 
war  das  Umschtagsreuht  (droit  de  relaohe)  von  Köln 
Mainz,  Diese  Frage  hat  damals  die  Gemüter  der  Beteilig 
fast  ebuuso  bewegt,  wie  wenige  Jahre  später  die  Sehnsuc 
nach  einer  gemeinsamen  Zollgrenze,  Zwar  nicht  prakticf« 
aber  theoretisch  ist  sie  in  jenen  Tagen  endgültig  entschied 
worden. 

Schon    zur   Zeit   des   Rastatter    Kongresses    war   der  alle 
Streit  um  die  Stapelgereehtigkeit  entlirannt;   von   da  bis  zm 
Octrnivcrtrag  hatte  man   in  Wort  und  ♦Schrift  auf  das  heftig* 
um  sie   gefoehten.     Die    Konvention   von    1804   setzte    dies' 
Wirren   ein    vorläufiges  Ziel^    indem   sie    einzelne  Mifsbräuc 
beseitigte,  dagegen    den  gezwungenen  Umschlag  zu  Köln  u 
Mainz  in  vollem  Umfange  beiheTiielt*, 

Allein  das  unter  der  Asche  fortglimmende  Feuer  der  Er- 
regung schlug  immer  wieder  durch.  Die  Rivalität  swiscfa 
Mannheim  und  Heilbronn,  die  Feindschaft  zwischen  Mai 
und  Frankfurt  gaben  stets  neuen  Anlafs  zair  Erörterung 
dann  zu  Anfang  1813  in  Köln  das  Gerücht  auftauchte,  zufol 
einer  Entscheidung,  die  Graf  Mol^,  der  Generaldirektor  d 
Brücken  und  Wege,  veranlafst  habe^  werde  demnäckst  d 
Umscblagsreclit  der  Stationsstädte  aufgehoben,  bemächtig 
sich  aller  Interessenten  die  lebhafteste  Unruhe.   Die  bet^j, 
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1  Abgf»druckt  bei  Kl  über,  Kongrergakteii  III  8.  13—1^, 
=  Vgl.  Klüber  ö.  a.  0    8   21. 

'  Vgl  Op  peil  beim,  Der  freie  deutsche  Rhein  8,  109,  110. 
*  Vgl  das  obeu  S,  24—27  Gesagte. 
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Kreise  entfalteten  eine  ungemeine  Rührigkeit ,  in  tler  Hoff- 
nung^ die  ihrem  Platze  drohende  Gefahr  noch  heseitigen  zu 
können.  Munict|)alrat  wie  Handelskammer  wandten  sich  mit 
Immediateiiigahen  an  den  Kaiser  und  baten  um  Einsetzung 
einer  besonderen  Konimisöion ,  welche  etwaige  Hescliwerden 
prüfen  und  deu  Oetrui vertrag,  wenn  nötig,  verbessern  könnte. 
Aufh  nach  Mainz  öchricb  man,  ura  die  Sehwesterätadt^  die  ja 
in  den  gleiclien  Gerechtsamen  bedroht  war,  ebenfalls  zum 
Widerstand  zu  enltlammen  *. 

Zwar  wnf^ten  die  kriegerischen  Ereignisae  der  nächsten 
Monate  all  die.se  Bestreljungen  im  Keime  zu  ersticken,  allein 
der  Pariser  Frimk-n,  der  die  Freiheit  der  RhcinachiÖabrt 
feierlich  verkündete,  rief  Freund  wie  Feind  dßs  Umschlags 
znra  letzten  entscheidenden  Waffengang.  ^Für''  und  ^  Wider** 
regnete  es  jetzt  Broschüren,  die  uieist  von  den  Beamten  der 
seitherigen  Schiffahrtsverwaltung  oder  Vertretern  der  IStftdte 
geschrieben  sind  und  unter  dem  Scheine  der  Unpi^rteilicltkeit 
inseitige  Interessen  verfolgen .  Die  Hauptfehde  wurde  zwl- 
hen  Mainz  und  P^'rankfnrt  ausgetragen,  die  8 ich  in  Schriften 
und  rtegenschriften  zu  überbieten  feuchten,  Ihre  Ausführiiugen 
gewinnen  an  Bedeutung^  weil  sie  der  Kongrefökomraission  ^ 
vorgelegt  wurden,  in  deren  Sitzungen  auch  die  Abgesandten 
beider  Orte  zur  Entwicklung  ihrer  Ansichten  kamen. 

Irgend  welclie  neue  Gedanken  sind  in  all  diesen  Abhand- 
lungen kaum  zu  finden;  sie  sind  nur  um  deswillen  lesenswert, 
weil  sie  die  Verkehrs  wirtschaftliehen  Anschauungen  einzelner 
Kreise     im    Zusammenhang     wiedergeben     und    ein    getreues 


*  Am  stimrmmg.'ivollf^ton  ist  die  ganse  Lage  der  Verhältnisse  wohl 
in  zwei  uii^emi'io  beweglichen  Briefen  dea  Maire«  von  Köln  »  Wlttgen* 
«tein,  an  den  Main*  von  Mtiinz,  Macke,  geschildert  (datiert  12.  und 
27.  März  18 IH)  8ie  sind  von  einer  Anzahl  Eingaben  luid  Be  seh  Hirsen 
beglfiitet,  die  den  Mainzern  znr  Benrteihinfr  und  Naihuclitung  unter- 
hreitt't  werdi»n.  Die  drei  wichtlg^tpu  der^^elben:  „iWpon!*e>*  de  la 
clminbre  de  commen-e  de  Colognc  aiix  miestjons  relrttvv'es  i\  lu  con- 
veiition  df*  roetroi  dn  Kliin  et  du  droit  Je  n^hk-he/  da;^  daimit  ver- 
bundene „Frojet  de  ri^glement  ?^ur  la  polic*^  de  la  navigrttion  du  Rhin** 
nnd  ^r Adresse  du  con»eil  intuiieinal  a  Sa  Majeste  rEmperenr"  sind  in 
deu  li*^iliigou  2—4  abgedruckt.  Sic  geben  ein  vorzügliehe*^  Bild  der 
Stimmung,  die  damät^  den  rheiniHehen  Handelsstund  in  den  Stations- 
Städten  beherr'^chte,  keiiuzeiehnen  seine  Stellungnahme  ?ai  den  Orund- 
pfeilern  der  damaligen  Kheinsrhifriitirt-i Verhältnisse,  zu  den  Fragen  der 
jiljronBen"  und  ^kleinen**  Schiffahrt,  Fraehtnreiärpguliemng ,  und  vor 
Allein  zu  Gildenorgani^tion  und  Umschlagszwang.  Neben  äugdt liebem 
Festbalten  an  altilberkommem^n  Gereeht^amen ,  die  man  keinesfalls 
mi^'^cn  wollte,  sind  R»*^ungen  einer  freieren  Verkebr3auffas3ung 
unverkennbar  (Die  Briefe  Kamt  den  bej^laubigten  Abj»i*briften  der 
Eingaben  und  BeHchlüäne  finden  sich  in  Akten  über  Handel  und  Ver- 
kebrrtwegen  M.St.A.) 

*  Die  kurz  vorher  noch  so  röhrijre  Stadt  Kfiln,  die  dem  preiJViscben 
Staate  zugefallen  war,  wurde  wohl  an  einem  ^leieh  Hetb^tändigen  Auf- 
treten vor  der  Kougrefr«kommis*.sjon  gehindert,  wie  e»  die  „Freie  Stadt 
Frankfurt**  tind  das  „herrenlose"  Mainz  wagen  koonten. 
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Spiegelbild   der  auf  dem  Kongrefs  herrschenden  Ströiiiun,_ 
festhalten.     Meist   ex   ovo,    von    der   bistoriöchen  Entwicklu:  _ 
des  8t.i}ielreeht8,  ausgehend,  suchen  sie  seine  KiUzlichkeit  oder 
Notwendigkeit  durch  Beispiele  zu  belegen  und  mit  mehr  oder 
minder    Scharfsinn    die    gegneriaehen    Aufötellungen     zu    wtr- 
ptiücken.    Ks  ist  in  allen  dieselbe  Melodie,  die  nur  in  andei 
Variätiunen  wiederkehrt*    Im  folgenden  sollen  daher  blofs 
wichtigsten  Aufsätze  knapp  charakterisiert  werden. 

Die  Gegner  des  ümschlagszwanges  eröffnen  den  Rei^ 
mit  einer  im  Juni  1814  zu  Frankfurt^  erschienenen  Schrift, 
unter  dem  Titel:  „Welches  Schicksal  wird  der  5*  Artikel  d« 
Pariser  Friedens,  der  von  der  freien  Rheinschiffahrt  und  einei 
freiem  Völker  verkehr  spricht^  haben*?'*  Der  anonyme  V 
fasser  tnhlt  „den  Herzen sdraog",  alle  malsgebenden  PersfVi 
lichkeiten  zu  bitten,  sie  sollten  Sorge  tragen,  dafs  es  den 
neuen  Grundsätzen  nicht  ähnlich  gehe,  wie  ihren  VorgÄngeni|^ 
den  freieren  Bestimmungen  der  Friedensschlüsse  de«  17*  un^f 
18.  Jahrhunderts.  Er  wendet  sich  nach  den  geschiehllicljei^^ 
Ausfuhrungen  namentlich  gegen  die  Meinungen,  die  der  ba- 
dische geheime  Iloirat  Gaum  1806^  in  seinen  ^.Benierkungei^H 
7Mm  Octroi vertrag**  geöulsert  hatte  und  die  darin  gipt>lteB|m 
dafö  der  Vorteil  aus  Beseitigung  des  Umschlagszwangs  für 
„das  Commerz  und  die  teutsche  Schiffahrt"  nicht  so  wichtig 
sei,   als  es  den  Anschein  habe. 

Unter  den  mehr  offiziellen  Streitschriften  gewann  die  Ab- 
handlung über  „das  8  taffei  recht  oder  die  Stationsfahrt  auf  dem 
Rheine,  insbesondere  die  S taffei -Gerechtsjime  der  Stadt  MajtiB 
in  geschichtlicli-rechtlicher  und  polizeylicher  Hinsicht'*^,  die 
die  letztgenannte  Stadt  an  die  Kongrefsmitglieder  verteilen 
liefs»  den  anderen  den  Hang  ab.  Ausgehend  von  der  »G«^ 
achichte  und  Gesetzlichkeif  des  Stapels  werden  in  der  ersten 
Abteilung  die  besonderen  Streitigkeiten  zwiachen  Mainz  und 
Frankfurt  wegen  dieser  Gerechtsame  geschildert  und  der  Nach- 
weis geführt,  dafs  die  Erlaubnis  zu  direkten  Fahrten  von  der 
Mainstadt  nach  den  Mittelrheinhäfen  *  stets  nur  ausnahmsweise 
gegeben  und  der  diesbezügliche  Zwist  im  Jahre  1808  im 
gleichen  Sinne  zu  Ungunsten  Frankfurts  entschieden  wurde. 
Des  weiteren  wird  unter  Hinweis  auf  ein  Wort  Montesquieu«, 
dafs  die  Freiheit  des  Handels  mit  der  ungehemmten  Vei^ 
fügungsßthtgkeit  der  einzelnen  nichts  zu  thun  habe,  der  Nutzen 
des  Stapels'^  unter  allgemeinen  Gesichtspunkten  verteidigt  und 


^  Frankfurt   am  Main   (in    der    Andräidchen   Buchbaudlung)    1814; 
V[  und  m  S. 

«  Hi'idelWrg  (b<n  Mohr  und  Zimmer)  1806. 

*  1814    ohue  Angabi«  des  Druckortcd  6d  8«,    auch    nbgedruekl   Wt 
Klüber,  Kon^refstikten  I,  '6  S.  1—56. 

*  Ebenda  g  4—7. 
»  Ebenda  §  10--20. 
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behauptet,  dafs  er  alleiD  schnelle ^  sichere  und  doch  bülfge 
Transporte  verbürge  und  daher  „ohne  alle  Ausnahme*^  beizu- 
behalten «ei, 

Mainz  hatte  zur  Vertretung  dieser  Ansichten  eine  eigene 
DepnUition,  hestehend  aus  dem  Grafen  Franz  von  Kesaelaüitt, 
Baron  Heinrich  Majipes  und  Doktor  der  Rechte  Philipp  Hein- 
rich Hadamar  nach  Wien  gescliiekt.  Die  Berichte  \  welche 
diese  Specialgesandten  für  die  Heimat  schrieben,  wissen  die 
Ereignisse,  die  sich  damals  am  Donanntrande  abspielten,  un- 
gemein lebendig  wiederzugeben.  Es  sind  unter  dem  Eindruck 
des  Augenblicks  festgelialtene  Aufzeichnungen,  wechsclvolt  in 
Ton  und  Ausdruck  wie  die  Bilder  rm  Kaleidosknpj  bestimmt, 
eine  in  banger  Erwartung  harrende  Bevillkcrung  über  die 
grofsen  Geschehnisse  wie  die  Thiitigkeit  ihrer  Abgeordneten 
zu  unterrichten.  So  manche  Frage  bewegte  ja  die  Einwohner 
der  meist  so  fröhlichen  Rbeinstadt,  die  durch  viele  Monate 
nicht  einmal  wufste,  welchem  Herrn  sie  künftig  zufallen  werde. 
Aber  um  keine  scheint  sie  sich  gleich  stark  gekümmert  zu 
liaben,  wie  um  die   Eiiialtung  des  gezwungenen  Umschlags. 

Anfangs  sind  die  Briefe  der  Gesandten  sehr  hoffnungs- 
freudig» sie  erzählen  von  FesUiclikeiten  und  Hofgesellschaften, 
von  Besuchen  bei  mafsgebenden  Persönitchkeiten  und  dem 
Austausch  der  Meinungen  mit  diesem  oder  jenem.  Mählieh 
wird  die  Stimmung  gedrückter;  die  Verhandlungen  wollen 
keinen  rechten  Fortgang  nehmen,  die  Ansicht  derjenigen,  die 
im  Umschlag  einen  gehässigen  Ziv^ang  erblicken,  geeignet  den 
Aufschwung  des  Handels  zu  hindern,  gewinnt  mehr  und  mehr 
an  Boden,  Danz^  der  Abgeordnete  und  Syndikus  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  überreicht  den  Kongrefsmitgliedern  ein  vom 
24,  September  1814  datiertes  Promemoria^^  das  die  „ver- 
alteten SchiftVrgihlen  und  Innungen  und  aUe  die  lästigen  Be- 
schränkungen des  Stapelzwanges'*  aufs  entschiedenste  hekümpft. 

Da  es  nicht  ohne  Eindruck  bleibt  und  zudem  durch  die 
Veröffentlichung  des  Sendschreibens^  eines  Unbekannten  über 
die  Freiheit  der  Kheinschiffahrt  die  kräftigste  Unterstützung 
erführt,  trachten  die  Mainzer  Gesandten  durch  zwei  neue 
Schriften  die  Scharte  wieder  auszuwetzen,  indem  sie  die  nach- 


*  Die  Briefe  dt^r  At>g(H)r*ineten  mit  den  beiliegendeü  Beriebton 
und  Eingaben,  die  sich  auf  die  Zeit  vom  1:^.  Sept.  1814  hia  5.  April 
1815  erstrecken,  finden  sich  im  M.StA.  (Akten  über  Handei  und  Ver- 
kehrsweflen),  Sie  find  nicht  nur  wirtmjhaftsge&chichtHch,  sondern  aucli 
kalturhistori^h  inerkwürtlig^.  liitpressant  igt  bei.Hjiielftweise  die  Thjit- 
eaelie,  dafs  die  Pnsi  zwischen  Wien  und  Mainz  damals  mhideHteiia 
16 — 18  Tage  untervre^s  war.  Meinem  WisHens  wind  die  ganzen  Briefe 
aeither  nirgendn  Itoknutit  gegeben, 

^  Abschrift  desselben  bei  dem  10.  Bericht  der  Mainzer  Deputierten 
i'oin    2L   Dezember   1814,    Abdnick    bei    Klub  er»    Kongrefflaktea  I*  3 

»  Abdruck  bei  Kliibrr»  Kongrefsakten  l,  S  S,  55--84, 
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geBuchten    AuÄnahmeii    und    Vergtlnstigungen '    abweiden 
den    Gründen    des    Sendsehreibens     mit    Gegeng runden 
Worten^.     Dem  Inhalt   nach    sind  diese  neueren  Aufbaue 
den  Älteren  etwas  verschieden,    indem   sie   weniger    die   du 
die  Geschichte  bewiesene  Oeaetzliclikeit  de«*  Stapels  wie  »ci 
praktische   Unentbehrliclikelt    betonen.      Unter-  ^^^    rihclen 

sie    in    der    gerade    erschienenen     „topograpi^  <tistisebeo 

Darstelhmg  des  Rheins"   von  dem  ehemaligen  üeneraldirck 
Eichhoif®^    neue    Anfeindung   durch  das  zweite  Sendschr^ihi 
eines    Unbekannten*,    das   an  »Schärfe    und  Schneidigkeit  d 
ersten  in  keiner  Weise  nachsteht 

So  lagen  die  Dinge,  als  die  zur  Regelung  der  Fhifsschil 
fahrt  ernannte  Kongrcfskomniisssion  ihre  Sitzungen  erfiffw 
Inzwischen  hatten  sich  aber  die  VerhflUni.^se  praktisch 
früher  noch  verschärft^  da  der  intt^rfmistisehe  Verwah<*r  d« 
Rheins,   Graf  zu  Sohns- Laubach ,    während    der  Hlockuile  r< 


1 


Mainz  durch  Verfügung^  vom   13. 


Mai   1814  die  seither  unte^ 
Frankfurt  nach  dem  Mittel- 


sagten    direkten  Thalfahrten    von 
rhein  gestattet  hatte. 

Die  Kommission  handelte  menschlich    und  politisch  klug^ 
indem   sie   angesichts   dieser  Sachlage    nicht  ohne  weitere^i 
einem  Entscheide  drüngte,  sondern  beschlofs,  erst  einmal  ruhi 
die    Näclistbeteiligten    um    ihre   Meinung   zu  fragen»    uro  djii 
die    aufgestellten    Behauptungen    in    Ruhe    prüfen    zu   k^mn 
Demgemafs  wurden  Mappes   von  Mainz,  Danz   von  Frankfi 
und  Eichhoff,  der  seitherige  Generaldirektor   des  Octroi,    zur 
dritten  Sitzung  berufen**. 

Am  20.  Februar  1815  kamen  die  geladenen  Parteien  aus- 
giebig   zu    Wort'*     Zunächst    entwickelte     Danz    seine    An 


i 


*  „Die  nachg-esuehten  AnsDahmrn  und  Beeünstigtiiigen-  F"  V--h- 
trag  zur  Abhandhinp::  Das  StiiftVIrerht  .  .  .  ,•  1814  (ohne  A  -^ 
Dnickort«)  16  S.;  Abtlmclt  bei  Kl  über,  KongTtfsakt«>n  III  S 

*  pÜber    die    Freyheit    der    RheiiischiflTährt.       Kine    B* 
iweyer   zn  Frankfnrt    erachinnenen    Schriftelion,    besonders    j  i- 
»chreibens;  als  fernerer  Nachtrag  zur  Abhandlaö^:  Du»  St«ffelr«cht  ....** 
1815  iohne  Angabe  des  Drackorts)  29  S,;    Abdruck  bei  Klubeti   Kon- 
grefsaktoii  UIS.  343-366. 

■  Kölu  am  Rhein  (gedruckt  bei  M.  Dumoot-SchanbcTg)  im  Ok- 
tober 1814. 

*  Über  die  Freiheit  der  Rheinschiffabrt.  Zweites  Sendsehreibcii 
von  •**  an  •••'.  Auf  dem  Kongref»  gedruckt.  56  S.  OkUv.  Al>- 
dnick  bei  Kluber,  Koiij^efsakten  111  8,  ::166— 416. 

"^  AbHchrift  der  Verfügung  in  dem  Fromemoria  der  Mainxnr 
Deputation  au  die  Fürsten  Metternich  und  Hardenberg.  Weiter  Kopi« 
derselben  bei  14-  Bericht  vom  14.  Jftu*  1815. 

*  Die&er  Bescbkifft  wurde  in  der  zweiten  Sitzung  vom  8.  Febr.  1815 
gefafst,    nachdem    Holtands    Vertreter    Baron    de  Spat*n    die  Frage  mn- 

feftchnitten    hatte;    vgl.    Klub  er»    Kougref^akten    III    8.    21,   Sl   wad 
7.  Bericht  der  Mainzer  Deputierten  vom  11.  Febr.  1815. 

*  Der  Bericht   der  Mainzer  Abgeordneten    hebt    nlHmend  benror. 
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öichten  *»  Er  meinte,  die  Beliauptang,  der  8tapel  mtlsse  wegen 
der  iiiUürlichen  BeschaffeTiheit  des  IStVoines  beibehalten  bleiben, 
werde  hinfällig,  durch  den  Hinweis  auf  die  Thatsache,  dafa, 
abgesehen  von  Getreidesrhiffen  ^,  die  primitiven  „Laüortannen", 
die  aus  leiclitcn  Tanndielen  gezimmert  waren ,  laut  alter  Er- 
latibnia  von  Bawel  l>ia  Holland  ohne  Umschlag  und  ohne  Ge- 
fahr gingen  und  dafa  während  der  Frankfurter  Messe  gelbst 
Mainschifte  von  2000  CJentner  Liulefähigkeit  ungetahrdet  die 
Strecke  Würzhurg — Köln  zurücklegten.  Man  habe  überhaupt 
die  Gefahren  der  Rheinselnffahrt  bei  weitem  überschätzt.  So 
gut  wie  auf  der  viel  schwierigeren  Donau  und  dem  hollän- 
dischen Teil  des  Stroms  könne  man  auch  auf  der  mittleren 
und  oberen  Linie  desselben  ohne  Haltezwang  auskommen* 
Aufsierdrm  hindere  der  UmsL-ldag  die  freie  Konkurrenz,  welche 
mehr  ah  SchutÄmafsregeln  die  Entfaltung  des  Handels  fordere, 
Schliefölich  bringe  sein  Wegfall  noch  den  Vorteil,  dafö  man 
dann  die  Schifferverbindungen  entbehren  könne,  die  nicht  mehr 
zeitgemäfs  und  unpraktjscli  seien. 

Nächstdem  kam  Mappe»*  zu  Wort,  «len  Hadamar  noch 
urch  Zufügung  einzelner  Bemerkungen  unterstützte.  Sie 
leiten  die  Beispiele  ihres  Gegnera  für  imerhehltcb  und  ver- 
teidigten den  Umsehlag,  weil  er  Sicherheit,  Schnelligkeit  der 
Transporte  und  nülfsige  Frachtpreise  gewährh-iste.  Er  allein 
ermögliche  eine  genaue  Überwachung  der  Fahrten  und  den 
Zusammenhalt  der  Gilden»  die  Pftanzschulen  tüchtiger  Steuer- 
leute seien;  nur  bei  seiner  Beibehaltung  sei  darauf  zu  rechnen, 
dafö  der  Verkehr  stets  die  ihm  dienlichen  Fahrten  bereit  ünde. 

Zuletzt  sprach  Eicldioff,  der  neben  den  Streitenden  die 
unabhängige  Erfahrung  vertreten  sollte,  aber  eine  wenig  ent- 
schiedene Haltung  einnahm.  Nach  einigen  Wendungen  und 
dem  Hinweis  auf  Umfragen  während  seiner  Octroi Verwaltung, 
die  ergeben  hatten,  dafs  ein©  ganze  Keihe  von  Städten  für  Um- 
seblagszwang.  Reihefahrten,  polizeiliebe  Preisregelungen  seien, 
r klärte  er  sich  für  Beibehaltung  des  seitherigen  Umschlags- 
'echts  unter   gewissen   Einschriinkungen   und  Abändeningen*» 

Nach  mancherlei  weiteren  Verhandlungen  über  andere 
Gegenstände  wurde  der  Auatrag  des  Streithandels  in  die 
lUtehste  Sitzung  vertagt  In  dieser  ward  zuerst  nochmalö 
Eichhoff  vernommen,  der  längere  Ausführungen  zur  Verlesung 
brachte.     Seiner  Kede^    kurzer   Sinn    war  der,    deS'i    er   nicht 
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tDAti    bftbe    sie    riihig^  und    ohne    Unterbr«>chung    ausspTechcu    lassen. 
(19.  Bericht  vom  22,  Febr  1815.) 

»  K  hl  bor,  Kongrefaaktea  III  S.  33— a5. 

2  A.  a.  O.  8.  39. 

*  Klilber  &.  a.  0.  S.  35-37,  38. 

*  Klöber  a.  a.  0.  8.  37--39. 

*  Ob^ervÄtion»    nur  les    articles  3,  4,  5  et  6  de  Ift  Convention  de 
roctroi  de  la  navigation  du  Rhiu»  bei  Klüber  a,  a,  0.  8»  63 — 7L 
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von  der  Notwendigkeit,    wolil  aber  von  der  grofsen  Nützltcl 
keit  eines  genUirsigteii  Umschlag^zwanges   überzmigt  «ei»     th 
bei   fipraeh   er   aber   seine  Meinung  so  wenig  enthchieden   u 
klar    ans,    dafs   beide   Parteien    seine   Worte  zu    ihrer  Ußi 
Stützung  anführen  konnten. 

Die    folgende   Abstimmung    hat    das   Schicksal    des    rli 
nisehen    Stapel weaens    in    seiner    letzten    Ausgestaltung    <*n 
schieden*     Einmütig  wurde  die  Abschaffung  des  gesc^v  n- 

Umschlags j    wie    ihn    die  beiden  Stationsstädte  bis  ziu 
haupteten,  beschlossen.     Es    w^ar   dieser    Entscheid    nicht   ai 
schliefblich  durch  das  Gewicht  der  für  ihn  geltend  gemacht 
Gründe  hervorgerufen.     Fast  mehr  erseheint  er  als  die  natu 
gemlifse  Wirkung  wirtschaftlicher  Strömungen  ^  die  damab 
Ausbreitung    gewannen ,    denen    die   nächste   Zukunft   geb 
sollte.      Die    Gesellschaft    empfand    die    ihr   überall    entgegen* 
tretenden  Polizeiordnungen  langst  nicht  mehr  als  Schutz-  son- 
dern als  Zwangsniafsregeln    und    suchte   dieselben  endlich  ab- 
zuschütteln,    „Man  war  es  müde  geworden,    sich   ew*ig  glefc^^ 
Kindern    am    Gängelbande    führen    zu    lassen/      In     Englan^H 
hatte  die  neue  Lehre  von  der  Freiheit   des  Handels  und  Vcr*^ 
kehrs,    wie  des  ganzen  Güteraustauschs,  zuerst  Aufnahme  ge- 
funden.    Bei    dem  Wiener  Kongrefs,    wo  Lord   Clancarly  mit 
Entschiedenbeit  die  Anschauungen    seines  Vaterlandes   vertrat, 
sind  ihr  für  die  verkehrstechniscben  Fragen  .sämtlirbe  Staaten 
Mitteleuropas    beigetreten.       Hatte    ja    gerade    bezüglich    der 
Uheinschiffahrt   der  Verfasser  des  ersten   „Sendscbreiben"  auf 
^das    wobiwollende   System"    von    Adam    Sniitb    hingewiesen, 
„desÄcn    Verkehrsfreibeit    die    Staaten,    weU-he    einen     ganzen 
Weltteil  ausmachen,  den  verschiedenen  Provinzen  eine-         '    ^^ 
Reichs    älinlich    werden   lasse**,      Erlösung    aus    engg<  .  i 

Schranken :  das  war  es,  was  man  von  der  durch  den  grofsen 
Schotten  in  getillliger  Form  dargebotenen  Lehre  des  wirt* 
«chaftlichen  Liberahsmus  erwartete.  Der  natürliche  Ausgleich 
des  ungehinderten  Wettbewerbs,  die  in  der  befreiten  Prival- 
industrie  liegende  Kontrolle  sollte  an  die  Stelle  eines  Wustes 
von   Formeln  und  Vorschriften  treten. 

Dabei  war  man  sieh  teilweise  bewufst,  dafs  die  neue  Frei- 
heit nicht  für  alle  Beteiligten  gleich  wertvoll  sein  werde.  V 
konnte  sich  denken,  dafs  etwa  unter  den  Schiffern  einz- ! 
durch  gröfsere  Regsamkeit,  Schlauheit,  Thatkraft  vor  anderen 
einen  Vorsprung  erhielten  und  dafs  letztere  zum  Aufgeben 
einer  lang  getriebenen  Beschäftigung  gezwungen  würden. 
Aber  deswei^en  wollte  man  doch  nicht  dem  Fortschritt  die 
Thüre  verschliefsen,  „wie  die  Türkei,  %velche  wegen  der  %*ielen 
Abschreiber  die  Buchdruekereien   nicht  aufkommen  liefs*** 

Auch  durch  die  nattirliche  Beschaffenheit  des  Slnimbettes, 
die  den  Umschlag^zwang  fordere,  Hefs  man  sich  nicht  mehr 
schrecken.     Der  Gedanke  war  ja  zu  einleuchtend,  dafs^  wenn 
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wertlosere  Güter   in   den    leichten,   freigegebenen   Fahrzeugen 

ungehindert  die  Strecken  passierten,  die  anderen  in  besser  ge- 
bauten Schiffsgefäfsen  nicJit  viel  geföhrdeter  seien.  Wo  aber 
das  Verkehrsleben  gewisser  Mittelpunkte  bedurfte,  da  sollte 
es  sieh  solche  selber  zu  schaffen  wissen. 

So  hatten  denn  die  Anschauungen  des  Liberalismus  im 
Verkehrswesen  über  den  absterbenden  Merkantilismus  den 
Sieg  davon  getragen.  Alle  Versuche,  ihn  noch  in  letzter 
Sttinde  zu  vereiteln,  wie  sie  etwa  vermittelst  Übergabe  cioer 
neuen  Denkschrift '  durch  die  Mainzer  Deputation  gemacht 
wurden,  blieben  vergeblich.  Die  Regierungen  gaben  baldigst 
ihre  Zustimmung  zu  dem  Beschlufs  der  Kommission  zu  er- 
kennen ** 

Mit  dem  Entscheid  über  den  Stapel  war  eigentlich  nur 
ein  Teil  der  Autgabe,  die  den  Regtorungevertretern  übertragen 
war,  gehist.  Noch  blieben  eine  ganze  Reihe  einzelner  Punkte, 
wie  Frachttaxen,  Berechtigung  der  Sehiffergesellschaften, 
grofse  und  kleine  Schiffahrt^  übrig,  die  alle  mehr  oder  minder 
mit  dem  Umscblagszwang  zusammenhingen  und  durch  seine 
Aufhebung  berührt  wurden.  Mohr  als  sie  hat  die  Abänderung 
der  Rbeinscbiffahrtdverwaltung  und  die  Schaffung  einer  Cen- 
tralkommission  die  Gemüter  in  den  näclu^ten  Sitzungen  be- 
schäfii^'t 

Allgemein  herrschte  die  Überzeugung  von  der  Notwen- 
digkeit einer  obersten  Behörde,  deren  Thätigkeit  man  sich 
Mhnliuh  derjenigen  dachte,  welche  die  Octroidirektion  seit 
1804  ausgeübt  hatte.  Über  Einzelheiten  gab  es  mannig- 
fache Wünsche.  Die  Pläne  und  Ausführungen^  welche  die 
Vertreter  der  Mächte  vorlegten^,  schieden  sich  in  vielen 
Punkten  voneinander.  Es  machte  sieh  namentlich  unter  den 
kleineren  Staaten  die  Meinung  geltend,  dals  die  Landeshoheit 
der  einzelnen  Territorien  nicht  mehr  durch  eine  ununter- 
brochen thiltige  Behörde  beschränkt  werdeu  dürfe,  dals  man 
«ich  vielmehr  mit  einem  Organ  Ue^fi:nü^en  müsse,  welches  nur 
zeitweise,  etwa  halbjährig,  zur  Erledigung  der  notwendigen 
Geschiifte  berufen  werde.  Diese  Frage  war  um  so  wichtiger, 
weil,  im  Unterschied  zu  der  bisherigen  Übung,  Befugnisse,  die 


,        24 

w 


'  Observation»  tlc*  M.M.  les  deputes  de  la  ville  de  Mayence  vom 
24.  Febr.  1815;  fibfreebeD  in  der  7*  K»>minisflionKsitzung  vfnii  H.  März 
1815*  Absclirift  bei  (fem  2Ü,  ISericbt  lier  Imputierten  vom  4,  Mars  1815; 
Abdruck  bei  Klfiber,  KonisTpfsakf.  n  III  S.  187^-197. 

*  Auf  wilrtti-mbergiacheii  Antrag   wurde    in    der   7.  Sitxutig   vom 
Harz  1815  atu»li  der  at^it  1808  zu  ÄiHnnh<  im  i  ingi^ffibrti«   gezwungene 

_  Diehlag    ausdrücklich     aufjpjeboben.       Kluber,      Konfprefsakteii     IH 
ä  166,  ß9. 

*  In  der  ö.  Sitznog  vom  24.  Februar  1^15  wnrden  diet*bezü{3[tiehe 
Pirinc*  durch  die  Vertreter  von  Nassau,  HcsM'n-Darnii^tiidt,  Baden,  trank» 
rcicb  und  Pn'iifsi'ii  d*^r  Komniiasiofi  unterbreitet^  Abdruck  derselben  b«i 
Klub  er  a.  a.  O.  S.  t<7^1Cl4. 


90 


xvras. 


der   gemeiTiBanien   Leitung    iinteratanden   hatten,    den    Ein7i! 
Staaten  zurtickgegebcn  werden  sollten,  wie  Erhebung  der  Z-Ij- 
Erlinltung  der  Leinpfade    und  dergleichen   mehr.      Diese  Heu 
regelnng    schien    im    Interesse    der    Länder    am    Mittel-    nnd^ 
Niederrhein    zu    liegen^    öffnete    aber    späterhin    holländische  ' 
Willkür  Tbür  uod  Thor  und  bedeutet    oei  ihrer  decentraliati 
sehen  Tendenz  für  die  damalige  Zeit  einen  Riickftchritt  geg».; 
die  straffere,   weniger  von  wechselnden  Interessen  berührte  Ver- 
waltung im  Sinne  der  Octroikonvention.   Nicht  weniger  Miihe 
machte  es^  die  vielen  überkommenen  Octroirenten  zu  be^feiche% 
die  unter  die  einzelnen  Parteien  verteilt  werden  mufsten 

Auch   bei    Beratung   der    Schiffahrtsverhältnisse    auf   den 
Nebenflüssen   galt   es   manchen   Zwiespalt   zu   verdecken.     Oi 
standen    die   Ansprüche    der    Herrschaften    an    der    Mündini 
denen  des  Oberlaufs  entgegen,  und  nicht  immer  war  es  leichi 
eine  gemeinsame  Linie  zur  Verständigung  zu  finden  ^. 

Dabei  mufsten  sich  die  Besprechungen  noch  durch  manche 
Sonderfragen  winden,  welche  die  Feststellung  allgemeiner  Be- 
atimmungen verlangsamten.  Bald  beklagte  sich  Strafsbufg 
über  Veränderungen,  welche  die  provii>orisclie  Verwaltung  im 
iSchiffahrtswesen  und  an  den  Tarifen  vorgenommen  hatte *^ 
bald  mufste  wegen  der  Streitigkeiten  unterhandelt  werden*  die 
zwischen  Oldenburg  und  den  Hansestädten  wegen  Aufhebung 
des  Elsflether  Weserzolls*  geführt  wurden. 

Auch  bei  derartigen  Konferenzen  sclieint  Wilhelm  von 
Humboldt  die  ausschlaggebende  Rolle  gespielt  zu  haben.  AU«' 
bedeutenderen  Vr^rschläge  und  Entwürfe  entsprangen  seiner 
Feder,  wie  er  überhaupt  durch  kluge  Taktik  und  unermüd* 
liehe  Arbeitskraft  seinen  Plänen  meist  den  Durehbrueh  2ti 
sichern  wufste. 

Allmahlich  gelang  es,  die  Sonderinteressen  der  einzelnen 
Glieder  mit  den  Forderungen,  die  das  Gemeinwohl  erheischtei 
in  Einklang  zu  bringen.  In  der  12,  Sitzung  vom  24.  Mär« 
1815  wurden  die  Schiffahrtsverbältnisse  endgidtig  geordnet, 
und    die    neuen    Verträge    sofort    durch    die   Bevollmächtigten 
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*  Vgl.  die  bierhererehörigen  Vorschläge  Qiid  Entwürfe  HumboIdU: 
Projpl  de  redaction    d^rticies  28— *iO  11—3)   proposv    par  M.    le  baroal 
de  Humboldt'*  in  der  9.  Sitjsniig  vom  IB   Mürz  1815  imd  „Nouvelle  Re- 1 
daction  d'articles.  ..."  in  dor  10.  Sitzung  vom  20,  Märj!  1815:  Klüber  i 
a.  a.  0,  8.  2:30-2:32,  24^}    244. 

'  Vgl.  z.  ß.  die  FoTdeningen  Baden?'  iitid  Württcmberp:»»  betr,  die 
SchiffahrtflvcrhftltnisBe  bei  Manaheim  und  Heilbronu.  (Klub er  a,  a.  O. 
B.  169.) 

^  VgL  Mdmoire  de  la  riUe  de  Btrassbonrg,  concernant  les  ehmnge- 
mens  oper^  par  radministrafion  provisoirn  de  Toctroi  du  Rhin^  dans  im  > 


partie    de    la   navigation    et   des    tarifs  (Abdruck    bei  Klüber  a.  a,  0, 
g.  ,56—58)  und  die  Reehtferti^ime:  dieBer  Mafftnahmen  durch  Humboldt, 
sowie  dessen  M^moirt*  in  der  8atdie  (ahgedrackt  a,  a.  O.  S    155 — 166). 
*  Klüber  a,  a.  O.  S.  167,  174—182. 
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der  acht  gröfaeren  Mächte  uivterzeiclmet.  Die  neun  allgenieiiien 
Artikel  über  die  freie  Schiffahrt  auf  Flüssen ,  die  mehrere 
Länder  durchs trömen ,  sind  der  Wiener  Kongrefsakte  vom 
9.  Juni  1815  als  unverletzlicher  Bestandteil  eingefügt  worden*. 
Die  Slltze,  die  sich  auf  den  Rliein  und  seine  NelxMiHüsBe  be- 
ziehen,  wurden  ihr  angehängt  und  sollten,  wie  die  Konven- 
tion selber,  vor  jeder  Verletzung  geAchützt  werden  ^. 

Die  „articies  coneernant  la  navigation  des  rivifercs  qui 
dana  leur  cours  navigable  8<^.parent  ou  traveraent  drfferentfi 
^tats""  *  verpflichten  die  Regierungen ,  eine  Übereinkunft  be- 
züglich der  iSchiffahrtsverhähoisse  zu  treften,  unter  Zugrunde- 
legung der  in  ilincn  enthaltenen  Sätze.  Als  solche  gelten  in 
erster  Linie  die  Freihf^it  der  Fahrten  für  jeden,  der  sich  der 
allgemeinen  Ordnung  fügt,  und  Einftinnigkeit  im  Sj?^tem  der 
Gebührenerhebung  Die  Abgaben  selbst  sollen  unveränderlich 
und  möglichst  unabhängig  von  der  BeschaflTcnheit  der  Waren 
sein,  um  die  Abfertigung  zu  erleichtern,  llir  Betrag  darf  die 
seither  eingegang*^nen  Summen  keinesfalls  fiberschreitf'u;  viel- 
mehr soll  man  bei  Abtassung  der  Tarife  von  dem  fTesichta- 
punkte  sich  leiteii  lassen,  dafs  die  Erlei<  hterung  der  Seluffahrt 
den  Handel  fördert  (du  point  de  vue  d'encnuragcr  le  commerce, 
«a  facilitant  la  navigation).  Das  für  den  Khein  festgesetzte 
Octroi  kann  für  diese  Verhilltnisse  als  Vorbild  dienen.  Die 
Zahl  der  Erhebungsllmter  ist  möglichst  zu  vermindern.  Nirgends 
dürfen  neue  Stapel-  oder  gezwungene  Umsehlagsrechte  errichtet 
werden;  die  bereits  bestehenden  sind  nur  beizubehalten»  wenn 
die  Uferstaaten  sie  ohne  Rück  sieht  auf  örtliche  Interessen  für 
Handel  und  Schiffahrt  im  alfgem einen  zuträglich  erachten. 
Die  Mauten  (Grenzzölle)  haben  mit  den  Schiflf^ihrtsgebühren 
nichts  gemein,  doch  ist  dafür  zu  sorgen^  dafs  ihre  Erhebung 
den  Fahrten  verkehr  nicht  hindert.  Jeder  Uferstaat  übernimmt 
die  Unterhaltung  der  Leinpfade,  die  über  seinen  Boden  hin- 
gehen und  die  erforderliehen  Arbeiten  im  Bette  des  Flusses, 
soweit  er  sein  Gebiet  durchströmt 

Dies  sind  im  wesentlichen  die  allgemeinen  Kichtlinien, 
innerhalb  deren  sich  die  Reglements  der  einzelnen  Ströme  zu 
bewegen  hatten.  Für  den  Hhein  und  seine  Nebenflüsse  waren 
dieselben  weiter  ausgearbeitet. 

Das  Rheinschiftahrtssystera*  sollte  soviel  wie  irgend  mög- 


»  Art  108—116,    Kl  über,  Kongrefsakten  TL  S.  89-^. 
«  Art   117.     Kluber,   Kougrof^kten   VI   8.  92,   203     Vgl.    noch 
Oppenlieiti),  Der  freif»  doiit^che  Rlioin  S,  119  Anro.  3. 

•  Abgedruckt  bei  Kläbfr,  Kongrefsakten  VI  S.  89— 92,  III  S.  254 
bis  257;  ilennan,  Samtnlutig  der  C»esetEe  S.  5:iH— 540;  in  deutscher 
Sprache  ebenda  S.  150— 15^t 

*  Articles  concenmtit  la  navigation  du  Rhin  1 — ^2;  abgedruckt  bei 
Klübcr,  Kengrpfsakten  Hl  8,  257—275;  Merman,  SamTniung  der  Ge* 
Mixe  8w  542 — 556;  in  deutaoher  Sprache  ebenda  8.  131—146. 
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Hell  auf  alle  Teile  und  Verzweigungen  des  Stroms  (embrancfae- 
meiitA  et  confluens),  namentlieh  auch  auf  die  Strecken  zwifichen 
Basel  und  Strafsburg  und  von  der  niederländischen  Grenze 
bis  zu  den  Mündungen  ausgedehnt  werden.  Die  Abgabej 
von  beförderten  Waren  und  die  SchifiBgebühr  (Recognition] 
blieben  ungeffihr  dieselben  wie  nach  der  Konvention  vo 
1804;  das  Gleiche  galt  von  den  Erhebungsämtem,  nur  dalk 
dort  jetzt  die  Gelder  für  Rt-chnung  der  einzelnen  UferstuateQ 
und  durch  deren  eigene  Beamte  einkassiert  wurden,  die  aller- 
dings die  Befolgung  der  Seh iifahrts Ordnung  eidlich  ver- 
sprachen. 

Zur  Überwachung  des  Schiffahrtsbetriebs  wurde  eine 
Centralkommission  eingesetzt,  welche  zugleich  den  amtlicheQ 
Äiiötaueeh  unter  den  UteratÄaten  zu  vermitteln  hatte  und  ak 
Berufungsinstanz  in  Schiftahrtsangelegenheiten  galt  Sie  be- 
stand aus  den  sieben  Vertretern  der  Uferstaaten  und  ver- 
sammelte sich  jeden  November,  wenn  nötig  auch  im  Frühjahi 
zu  Mainz.  Aufserdem  war  zur  Erledigung  der  laufenden  G 
Schäfte  und  Leitung  der  Verwaltung  ein  Oberinspektor 
rufen,  dem  zwei  Unterbeamten  fitr  die  einzelnen  Strömst  recken 
beigesellt  waren.  lier  Oberinspektor  wurde  von  der  Central- 
kommission auf  Lebenszeit  durch  absolute  Stimmenmehrheit 
gewühlt  j  jedoch  so  ,  dafs  von  einer  idealen  Anzahl  StimmL*a 
Preufsen  V«,  die  übrigen  deutschen  Staaten  ebentalls  */i, 
Frankreich  und  Holland  je  */»  erhielten.  Die  Inspoktorea 
fiollten  vor  der  Centralkommission  Rechnung  legen  und  ihr 
rcgclmäfsige  Berichte  erstatten,  damit  sie  jährlich  eine  ausführ- 
liche Übersicht  über  den  Zustand  der  Sclnftahrt,  ihre  Fort- 
schritte und  Veränderungen  ablegen  könnte. 

Im  Anschlufs  an  diese  Beatimmungen  allgemeiner  Natur 
wurden  in  bee^on  deren  Verfligungen  die  Stapel  rechte  und  die 
mit  ihnen  zusammenhängenden  Gerechtsamen  irgend  welcher 
Art  fiir  alle  Plätze  gänzlich  beseitigt.  Desgleichen  wurden 
alle  Monopole  und  Privilegien  einzelner  wie  ganzer  Gilden 
aufgehoben. 

Die  Nachen  und  Schiffe  der  Verwaltung  fiihrten  aufser 
dem  Wappen  des  Uferslaates  zur  näheren  Bezeichnung  das 
Wort  „Rbt-nu»''  und  hatten  gleich  den  Kassen  und  Erhebungs- 
stellen all*^  Rechte  der  Neutralen  im  Kriege. 

Da  man  sich  auf  dem  Kongrefs  nur  über  diese  allgemeinen 
Grundzügo  einer  Rheinschiffahrtsordnung  verständigt  hattev 
wurde  schliefslich  noch  verfugt,  dafs  alle  näheren  Ausführungen 
ülier  Tarifwesen  und  gerichtliclies  Verfahren,  Schiffsbehand- 
lung wie  Oilden  u.  dergL  mehr  einer  noch  auszuarbeitenden 
endgültigen  Verordnung  vorbehalten  bleiben  sollten.  Wie 
dieser  Plan  zur  Ausführung  gebracht  wurde,  soll  weiter  unten 
erzählt  werden.  Schneller  als  er  kam  die  Aufteilung  der  auf 
dem    Octroi    lastenden  Renten    und  Pensionen  zu  stände^    die 
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durch  die  deutschen  Uferstaaten  mit  verhiiltnißmäfsigen  An- 
sprüchen an  Frankreich  übernommen  wurden  ^  Die  schieds- 
richterliclie  Eiitsclieidung  über  die  dem  Rheiuschiffahrtsoctroi 
auferlegten  direkten  Renten  wurde  der  Wiener  Reiehshofrats* 
koramisöion  übertragen,  die  sich  derselben  durch  Urteil  vom 
26.  März  1816  entledigte-. 

Die  Bestimmungen  für  die  Nebenflüsse  des  Rheins®,  die 
zunächst  in  Speciaisitzungen  beraten  und  dann  zusammen* 
gefafst  waren,  sind  den  oben  erörterten  Principien  angepafst. 
Auch  für  sie  sollte  Verkehrsfreiheit  gelten ;  zugleich  wurde 
dea  Sehiffern  dieser  Flusse  der  Wasserbetrieb  auf  dem  Haupt- 
'  Strome  unter  denselben  Bedingungen  wie  dessen  Anwohnern 
gestattet.  Unisehlagszwang  und  Monopole  blieben  fürderhin 
ohne  Geltung.  Insbesondere  wurde  den  Uferstaaten  von  Main 
und  Neckar  wie  Mosel  und  Maas  verboten,  die  Schiffahrts- 
gebühren über  die  Tarife  vom  Antang  des  Jahrhunderts  zu 
erhöhen;  die  neuen  Zollsätze  sollten,  soweit  es  die  Umstände 
erlaubten,  dem  Rheiuoctroi  nachgebildet  werden. 


«  Klüber  a,  a.  O.  S.  270-27:^;  Hermaii  a.  a.  0,  S.  141—14^5. 

-  Abdruck  ilerselben  bei  Herrn  an  a,  a.  O.  8.  556—550;  vgl.  Doch 
ebenda  S.  142,  143  Aiini. 

*  Articles  aiir  Ift  navigatioii  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Moaelle, 
r  de  la  MeuÄe  et  de  TEscaiit  hei  Klüber  a.  il  0.  8.  245--247;  Hermaii 
[Ä.  a,  0»  S,  540—542;  in  deutscher  Sprai-he  ebenda  S.  147—149. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Verhandlungen   der  Centralkommission   fUr  die 
Rlieinecliifralirt  über  Voilzug  der  Wiener  Konvention. 


§  8. 

Ein  bedeutsamer  Schritt  war  in  Wien  geschehen.  Neben 
all  den  Europa  bewegenden  Länderteilungen  hatte  eine  nicht 
sehr  in  den  Vordergrund  tretende  Kommission  Grundsätze 
festgestellt,  die  für  die  Verkehrsentwicklung  im  19.  Jahrhundert 
von  weittragendster  Bedeutung  werden  sollten.  Die  Freigabe 
der  Wasserstrafsen,  insbesondere  die  Freiheit  der  RheinschifF- 
fahrt  von  dem  Punkte,  wo  der  Flufs  fahrbar  wird,  bis  zum 
Meer,  wurde  unverblümt  und  rückhaltslos  von  den  Vertrags- 
mächten zum  Grundsatz  erhoben.  Man  hat  darin  nicht  mit 
Unrecht  den  fruchtbarsten  Gedanken  gesehen,  den  der  ganze, 
sonst  nicht  allzu  rühmlich  ^  verlaufene  Kongrcfs  zeitigte.  Nur 
seine  Verwirklichung  konnte  mit  den  alten,  teilweise  aus  dem 
Mittelalter  überkommenen  Verhältnissen  aufräumen  und  für 
eine  ungehinderte  Entwicklung  der  Schiffahrt  die  nötige  Grund- 
lage schaffen.  Die  Beseitigung  des  Stapelzwangs  und  der 
Schiffermonopolien,  die  Aufgabe  manch  anderer  Beschränkung 
erscheinen  als  bedeutsame  Schritte  einer  liberalen  Verkehrs- 
auffassung, wenn  man  erwägt,,  welche  Vorurteile  diesen  Mafs- 
nahmen  seither  im  Wege  gestanden  und  verhindert  hatten,  dafs 
ein  grofser,  von  der  Natur  überaus  begünstigter  Wasserweg 
wie    der    Rhein,    angesichts    der   mangelhaften    Verkehrsver- 


^  Mit  feiner  Ironie  ffeifsclt  die  Gräfin  Potoeka  in  ihren  Memoiren 
die  Stimmung  auf  dem  Wiener  Konffrefs,  wenn  sie  behauptet,  „dafs  die 
Souveräne,  wie  Kinder,  die  die  Außicht  dos  Schullehrers  los  sind,  sich 
der  Freude  hingaben,  wieder  Herren  in  ihrem  Hause  zu  sein.  Sie 
glaubten,  sie  hätten  nun  nichts  mehr  zu  fürchten.  Ein  jeder  wählte 
sich  seine  Dame".  —  Die  Memoiren  der  Gräfin  Potoeka  1794—1820; 
veröffentlicht  von  Kasimir  Stryenski.  Nach  der  6.  franz.  Aufl.  bearbeitet 
von  0.  Marschall  von  Bieberstein;  Leipzig  (Schmidt  u.  Günther)  S.  242. 
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bindungen    auf   dem   Lande,    in    vollem  Umfange    ausgenützt 
wurde. 

Ein  Nachteil  jedocti  haftete  an  den  Beachltlasen  der 
Wiener  SchHFaiirtskoramiasion.  Ks  waren  nur  „Grundsätze**, 
flie  ausgesprochen  waren j  keine  Vorschriften^  die  unmittelbar 
in  Vollzug  gesetzt  werden  konnten.  Die  aufgcdtellten  Normen 
fanden  keine  Ergänzung  in  der  Möglichkeit,  i^ie,  wenn  nötig, 
Zwangs vveiae  durclizuaetzen.  So  dauerte  es  denn  noch  16  Jahre, 
bis  die  Vertragsbeatinimungen  sämtlich  in  Wirksamkeit  traten. 
Erst  nach  dieser  langen  Zeit  eines  fortgesetzten  Kampfes  unter 
den  Regierungen  wie  den  beteiligten  Interessenten  wurden 
die  Versprechungen  des  Wiener  Kongresses  eingelöst, 

Artikel  31  der  Konvention  über  die  Rheinscliiffahrt  ver- 
langte von  den  Uferstiaten  die  sofortige  Ernennung  von  Be- 
voUmächtigten  für  die  Central kommission  ^  die  bereits  am 
1*  Juni  1815  in  Mainz  zusammentreten  sollte»  Es  war  zugleich 
bestimmt,  dafs  die  seitherige  [irovisorisehe  Verwaltung  die 
Leitung  der  Rheinsehiffalirtssacben  an  die  Central kommission 
Llind  die  Behörden  der  Ufenstaaten  abzugeben  hatte.  Um  die 
^  ,  isregeln  zum  Vollzug  dieser  Anordnungen  zu  beschleunigen, 
überreichte  Wilhelm  von  Humboldt  am  7.  April  1815  den 
Vertretern  der  Mächte  eine  Note',  die  vorschlug,  die  Auswahl 
der  Mitglieder  für  die  Centralkommission  unverzüglich  vorzu- 
nehmen, den  Grafen  Sohns- Laubaeh,  als  den  V^orsteher  der 
provisorischen  Verwaltung  des  Octroi,  aufzufordern,  sein  Amt 
am  1,  Juni  zu  Händen  der  neugeschaffenen  Behörde  nieder- 
zulegen und  den  früheren  Generaldirektor  des  Octroi  Eich- 
hoff zur  Vorbereitung  des  künftigen,  endgUlligen  Reglements 
ÄU  veranlassen. 

Weder  der  eine  noch  der  andere  Funkt  kam  in  der  vor- 
sbriebenen  Zeit  zur  Erledigung.  Erst  nach  Überwindung 
_  Bjf-J8ehwierigkeiten »  die  zum  Teil  daher  rührten,  dafs  die 
iBWeiiung  zur  Übergabe  der  Geschäfte  niclit  rechtzeitig  einge- 
troffen war,  koiinte  die  Centralkommission,  die  um  5.  August  1815 
erstmalig  zusammengetreten  war,  die  Übernahme  der  gesamten 
Verwaltung  ftir  den  10,  Oktober  1817  ankündigen^.  Aber 
auch  damit  war  nichts  Fertiges,  gondern  nur  ein  Provisorium 
geschatfen.  Der  bestehende  Geschäftsgang  blieb  unverändert 
und  sollte  erst  nach  Erlafs  der  sog.  „interimistischen  Instruk- 
tion** anders  geregelt  werden.  Demnach  fuhren  die  Rhein- 
schiffjdirtsbcatuten  fortt  sich   in  allen  Angelegenheiten^  die  den 


'  Abgedruckt  bei  Klub  er,  Kongrofsaktcn  III  S.  275—277;  in 
deutscher  ^Jürache  \m  Eichhoff,    rtagmatische  DarstflUing  8,  12,  13. 

*  Die  Froklamatioö  der  Centralkommission  ist  in  doutscher  und 
fraUsÖAiBüher  iSpruche  abgedruckt  bei  Herman,  Adrefsbuch  1J?23 
a  20—28  Anm. 


laufenden  Dienst  betrafen,  an  die  „suLdele^erle  Kommission^ 
in  Mainz  zu  wenden,  die  nunmehr  den  Namen  „provisorischi 
Verwaltungskommission  für  die  Rhein  Schiffahrt"  erhielt.  Da 
Personal  ih^r  Erhebungs-  und  Kontrullämter  ti-at  in  den  Dieus 
desjenigen  Herräehers,  in  dessen  Gebiet  der  Ort  seiner  An* 
Stellung  lag,  blieb  aber  gleichzeitig  dt^r  Centralkominission  und 
der  provisorisclien  Verwaltungsbehürde  in  allen  Dingen,  difl 
seine  Am  tsver  r  ich  tungen  betrafen,  untergeordnet. 

Es   war  ohne  weiteres  klar,    dafs  die  neue  Ordnung,  die 
auf   Grund    der    Wiener    Bestimmungen    die   Verhältnisse   an 
Rhein    dauernd  umgestalten  sollte,    nieht  in  wenigen  Wocheal 
oder  Monaten  fertiggestellt  werden  konnte.    Bis  z\i  ihrem  Er-f 
lafs    trat  ein  Zwischen  zustand    ein,    für   den    besondere   Mafs« 
nahmen  getroften  werden  mufsten,  zumal  die  Octroikonventionj 
von   1804  im  Laufe   der   provisorischen   Verwaltung   Abfinde«] 
rungen  erlitten  hatte,  gegen  die  zum  Teil  schon  in  Wien  Ein^ 
Wendungen  erhoben  wurden.    Das  Kongrefskomitee  verfiel  da- 
her auf  den  GeiJanken,    einstweilen   eine  „interimistische  In- 
struktion"  in   das  Leben    zu    rufen,    «»durch    welche  verordnet 
wird»  dafs  bis  zur  Erscheinung  und  Sanktionierung  des  neuen 
Reglements  die  Konvention  von   1804  befolgt  werden  soll»  mit 
Bezeichnung  derjenigen  Artikel  jedoch,   welche  bereits  durchJ 
die  jetzigen  Verfügungen  aufgehoben  sind,  oder  durch  andere' 
Vorschriften  jetzt  schon  ersetzt  werden  müssen ""• 

Man  sollte  meinen,  die  Schaffung  und  Genehmigung  einer j 
derartigen    Einrichtung    für    die    Zwischenzeit    sei    ohne    viel! 
Schwierigkeiten    von    statten    gegangen.     Dennoch   wurde  be- 
treffs ihrer  weder  in  den  nächsten,  noch  in  späteren  Jahren  eine 
Einigung  unter  den  Uferstaaten  erzielt. 

Am  5.  August  1816  fand  die  erste  Beratung  der  Central- 
komraission  statt.  Wenige  Tage  später,  am  12.  desselben 
Monats,  wurde  ihren  Mitgliedern  dureh  Eichhoff  der  Entwurf  * 
zu  einer  interimistischen  Instruktion  unterbreitet^  der  sich  eng 


'    Die  wichtigsten  Entwürfe   und    die  Verhandlungen  dex  Central* 
kommigsion  in  der  ersten  Zeit  finden  sii'h  bei  ^Eichhoff,  Pragmatisch- J 
geB«hiditliehi>    Darstr^llnug    der    Verlmnd hingen     und    Beschlüsse    des! 
Koni^refskomiteea   für  die  Freiheit  der  Flüsse;   sowie  der  Berathungcn  | 
der   im    Gefolge  jener    Beschlüsse    in    Mainz    niedergeaetzten   Central*  1 
kommission.      Gegenwärtige    Lage    dieser    Beratungen.      Mains    1819V , 
Der  offizielle  Wortlaut   di-r  Protokolle    i^nrd  dabei    von    einem,  freilich  * 
gt^rk    subjektiv"   geerbten    Text    des    ehemaligen   Generaldirektor»  de«  | 
Rheinscbiffahrtsoctroi  begleitet.    Eine  grof»e  Anzahl  weiterer  PtotokoUt 
und  Besttblüäöe  der  Centralkommission  aus  drr  Zeit  nach  dein  80.  August 
1817  ist  in  den  ^Beiträgen  zur  Kenntnis  und  Befi'srderung  des  Handels 
und  der  Sehiffahrt"  abgedruckt,  die  von  dem  bayrischen  Hofrat  und  be- 
voIJraäehtigten   KommisBar  für  die  Rheinseh ifiPalirtsangelegenheiten  bei 
der  CentralkommiBsion  zu  Mainz  herausgegeben  wurden,   Mainz  1818  ff- 
Über  da.s  Verhältnis  beider  Werke  und  ihrer  Autoren  tn  einander  v^ 
die  Prädidialrede  des  badiachen  BevoUmaehf igten  in  Nau8  B€itrftgeaXt 
S,  1U5  und  Ei  eh  hoffe  „Erläuternde  Bemerkungen'*. 
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an  die  Bestimmungen  der  Octroikorivention  schlofs  und  Ab- 
finderungeii  derselben  nur  vorschlug,  soweit  er  aie  durch  die 
(rrundiijltze  des  Wiener  Kongresses  namentlieh  betreffs  des 
UmsuLIagszwangü  für  geboten  hielt  V  Seine  Ansichten  wurden 
nicht  von  allen  Mitgliedern  der  Kommission  beifilllig  auf- 
genommen ;  einige  derselben  wünselrten,  man  solle  aucli  Gergen» 
und  von  Auer^  zwei  Mitglieder  der  subdelegierten  Verwattungs- 
komraiösion^  um  ihre  Meinungen  befriigen.  Deren  Äufserungen 
gingen  dahin ,  dafs  die  Reste  des  Stapels  und  die  Privilegien 
der  Schiffergitden  bis  zum  Erlafs  der  endgültigen  Verordnung 
zu  bewahren  seien,  und  dals  man  auch  an  der  Art  der  Ge- 
bührenerhebung und  den  Verhältnissen  des  Dienstpersonals 
bis  dahin  nichts  ändern  solle. 

Die  Meinungen  über  diese  Vorschlüge  blieben  um  so  mehr 
geteilt,  als  wechselseitiges  Mifstrauen  die  Bevollmächtigten 
der  Uferstaaten  an  riickhaltsloser  Aussprache  hinderte. 

Alhnfihlich  trat  jedoch  eine  neue  Idee  immer  mehr  in  den 
Vordergrund,  die  den  vollen  Genuts  df}r  freien  8ehiffahrt  un- 
bedingt und  sofort  verlangley  die  forderte,  nicht  nur  die 
gezwungenen  Umschlagsrecbte  von  Mainz  und  Köln »  sondern 
auch  alle  darauf  Bezug  nehmenden  Einrichtungen ,  das  ganze 
Hafen-  und  Krahnenwesen»  dab  Eichfiotf  vorläufig  beibehalten 
wollte ,  niüfsten  ohne  weiteres  abgeschafft  werden.  Der  nas- 
sauische Kommissar  übernahm  es,  eine  interimistische  Instruk- 
tion in  diesem  iSinne  zu  entwerfen^.  Obschon  Eichhoff  sofort 
seine  kritischen  Bemerkungen^  über  dieselbe  kundgab,  wurde 
sie  doch  zur  Beratung  gestellt  Damit  war  auch  rein  äufserlich 
der  durch  die  KmigrefHiakte  art.  Bl  vorgeschriebene  Weg  ver- 
lassen,  der  ausdrücklich  die  Octroikonvention  von  1804  in  den 
Sätzen  der  notwendigen  vorläufigen  Verordnung,  soweit  als 
angängig,  festgehalten  wissen  wollte. 

Gegen  Nassaus  Vorschlag  erhoben  diejenigen  Widerspruch, 
die  nicht  für  beschleunigte  Aufbebung  der  Umschlagsrechte 
waren,  anderseits  aber  auch  der  Bevollmlichtigte  der  Nieder- 
lande, dem  jener  Entwurf  noch  nicht  genug  zu  bieten  schien* 
Es  war  nämlich  in  demselben  vorgesehen,  dafs  die  holländischen 
Schiffer  von  den  neu  einzuführenden  Begünstigungen  bis  zur 
Vollendung  und  allgemeinen  Billigung  einer  definitiven  Verord* 
nung  ausgeschlossen  bleiben  sollten.  Durcli  letztere  Mafs- 
nahmen  gh-tubte  man  am  besten  den  thatsüchlichen  Verhält- 
nissen gerecht  zu  werden  und  zugleich  auf  die  Niederlande 
einen   gewissen    Druck   aus(U>en   zu    können,    da  diese,   nach- 


*  Vgl     Beilage     1     lj(*i     Eich  ho  ff,      Pragmatiaehe     Durstelluug 
8.  146-148. 

*  Die  Haiiptartiket   dif^sea  Eotwiirfa    sind   abgedracltt   bei  Eich- 


hoff,  F^ragmatische  Darntellimg.     Beil.  II  S.  148—150. 
*    Die  wichtigsten  dieser  „Bonicrkungon"  tinden  sie 


sich  bei  Eichhoff 


L 


a.  a.  0.  Bt-iL  HI  ^.  150-159. 
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drsi  41*  tt^zlIz-^  Jahre  *:ch  d«-  CH^troierlleb1IIlg  gefägt  hatten, 
>otor:  iLAn-h  d^m  Par:*^r  Frieden  aaf  ihrer  Stromstrecke  wieder 
z:ir  Ei=.rliinn;^   d*rr   ilrec  Z«3lle   and  «nes  U&tigen  Douanen- 

A-if  »üe  an^'^e^te:e  Weise  waren  wieder  2  Monate 
•  S.  Oktii-ber  —  3.  Et-izember  ISlö»  unter  nntzlosen  Streitig- 
kettec  versarchec.  In  dieser  Lage  erhielten  die  Vertreter 
Ijadens  und  Hessen?  den  Auiiraig.  einen  neuen  Elntwurf  unter 
BercckÄichdgang  der  Resultate  des  Torhergehenden  Meinung»- 
aastauiKrhs  zu  fertigen.  Auch  g^en  ihn^  sind  ron  EichhoS^ 
der  sich  an  den  Wortlaut  des  Art.  31.  der  Kongreisakte  hielt, 
und  dem  die  Schonung  seines  Ideales,  der  OctroikonTention, 
am  Herzen  lag.  eine  Reihe  von  Einwendungen*  erhoben  worden. 
Er  trat  dabei  entschieden  für  eine  beschleunigtere  Ab&ssuDg 
der  interimistischen  Instruktion  ein ;  die  Zwischenzeit  bis  zum 
Erlal^  des  definitiven  Reglements  könne  dann  benutzt  werden, 
um  mit  Holland  über  die  Stromteile,  die  als  Zweige  des 
Rheins  behandelt  werden  sollten  und  über  die  Grenzen ,  ..wo 
die  Flufsfahrt  anfängt  und  aufhört*,  eine  Einigung  zu  er- 
zielen. 

Inzwischen  suchte  PreuTsen.  das  den  badisch-hessischen 
Entwurf  als  zu  weitgehend  verworfen  hatte,  diesen  durch  selb- 
ständige Gegenvorschläge*  zu  beseitigen,  die  es  am  14.  Nov. 
1816  der  Centralkommission  vorlegte.  In  ihnen  wurde  zum 
ersten  Male  ganz  rückhaltslos  darauf  hingewiesen ,  daÜB  man 
von  der  Handhabung  des  Umschlagszwangs  ^faktisch *^  nicht 
früher  abla.söen  werde,  als  die  endgültigen  Reglements  ver- 
kündet würden,  welche  die  Octroikonvention  von  1804  in  allen 
Stücken  ersetzen  könnten. 

Da  diese  preufsischen  Grundsätze  das  Schicksal  ihrer  Vor- 
gänger teilten  und  gleich  ihnen  von  der  Mehrzahl  der  Bevoll- 
mächtigten verworfen  wurden,  beschlofs  man  ein  Komitee  von 
4  Kommissaren  niederzusetzen,  die  sich  über  einen  ., letzten 
Entwurf"  einigen  sollten.  Ein  solcher*  schien  nach  seiner 
Ausarbeitung  durch  die  Vertreter  Preufsens,  Bayerns,  Badens 
und  Hessens  allgemeinen  Beifall  zu  finden.  Allein  nach  seiner 
ersten  Durch beratung  in  der  Sitzung  des  3.  Dezember  1816 
machten  sich  in  den  folgenden  Tagungen  während  desselben 
Monats  immer  mehr  Bedenken  gegen  ihn  geltend*.    Die  wider- 

'  Seine  liauptartikel  sind  abgednickt  bei  Eichhoff,  Pragmatische 
Darstellung  Beil.  IV  S.  159—164. 

«  VkI.  Ei  eh  ho  ff  a.  a.  0.  S.  31—85. 

'  Die  Hauptartikei  dieses  preufsischen  Entwurfs  finden  sich  bei 
Eich  hoff  a.  a.  O.  Beil.  V  S.  164—166.  (Die  Überschrift  S.  164  enthält 
einen  Druckfehler;  es  mufs  heifsen  14.  Nov.  1816.) 

*  Vgl.  den  Auszui?  desselben  bei  Eich  ho  ff  a.  a.  0.  BeiL  VI 
S.  166-ir»8. 

**  Eichhoff  giebt  die  widerstreitenden  Ansichten  der  Kommission 
im  einzelnen  wieder  (a.  a.  0.  S.  40  ff.). 


XVIII  5. 


99 


^ 


Htreitonden  Anschaimngen  Preufsenö  wie  der  Niederlande 
spitzten  sich  j^ctic'trfi^r  zu  und  traten  in  den  Vonlergrund  des 
Interesses.  Holland  verlangte»  dafs  man  bei  der  thatsächlichen 
An fliebo ng  des  Stapels  und  dor  Scliitfermonopolien  von  jeder 
Einschränkung  für  seine  Schifte  Ab^^tand  nehme,  Preufr^en 
Ändenseits  wollte  nur  einwilligen,  wenn  die  neuen  Mafsnahmen 
auch  ftir  die  holländische  Rheinstreeke  vom  1,  März  dtis 
kommenden  Jahres  verbindende  Kraft  hätten.  Der  nieder- 
Ifindisehe  Kommissar  binwiefler  erklärte  diese  Forderung 
Preufsens  für  voreilig  und  uuannehmbar,  „weil  die  all- 
gemeine  und  einförmige  fiesetzgebung  fitr  die  Sehiifahrt 
des  konventionellen  und  nieflerbUidischen  Rheins,  laut  der 
Wiener  Akte  erst  nach  der  Verfertigung  und  Sanktionierung 
dar  definitiven  Reglements  ihre  Vollziehung  liu<len  könne**. 
Es  waren  die  Schachzüge  zweier  Parteien,  die  unter  dem 
Gesiehtt^punkt,  der  „do  ut  des" -Politik  verhandelten.  Die 
fUiederlande  beharrten  auf  ihrem  Staniljjunkt,  dafs  die  interi- 
mistJ!=5clie  Instruktion  mit  der  SchitFnhrt  auf  ihrer  Strnrastrecke 
nichts  gemein  Iiabe,  wahrend  Pretifsen  auf  Sondr^rvort^^üe  nicht 
verzichten  w^'dltCj  solange  ein  anderer  Staat  seine  Interessen 
denen  der  Ot^samtheit  vorzog,  V«"ir  einer  Vergewaltigung 
mittelst  Mehrheitsbeschlüssen  wufst©  es  sich  dadurch  zu 
schützen^  dafs  es  die  Ansicht  verfocht,  auch  die  interimistische 
^  Instruktion  kötme,  ebenso^  wie  dies  für  das  definitive  Kegle- 
^KjDent  bestimmt  war,  nur  nach  Einwilligung  sämtlicher  Ufer- 
^Vfitaaten  '   in   XN'irkf'amkeit  treten. 

i  Die  übrigen  Kommissare  verfochten   weniger  entschiedene 

^^  Meinungen.  Hessens  Vertreter  ging  namentlich  bei  den  Fragen 
^Bdes  Umscblagszwangs  und  der  Schifferrechte  im  Schlepptau 
^■Preufsens,  da  er  auf  diese  Weise  den  Mainzern  die  Vorteile 
^Bde^  Staj>els  noch  bewahren  konnte.  Na^s^au  dagegen  unterstützte 
^Hmeist  die  Niederlande,  nicht  nur  aus  Familienrücksichten,  die 
^fdie  Zweige  des  oranrschen  Hauses  verbanden,  sondern  auch  aus 
'  Rivalität  gegen  die  Sondergerechtsame  von  Main/.,  die  dem 
Verkehr  seines  Biebricher  Hafens  vielfachen  Abbruch  thaten. 
Frankreich  und  die  süddeutschen  Mittel  Staaten  neigten  bald 
auf  die  eine,  bald  auf  die  andere  Seite,  suchten  mitunter  zu 
[vermitteln,  ohne  doch  die  Entwicklung  der  Angelegenheiten 
I merklich  fördern  zu   können» 

Eine  Verständigung  war  nirht  zu  erzielen  ^  und  auch  ein 

[neuer  Vergleichsvorschlag  Preufsens  vnm  24.  Januar  1817,  der 

in    der    Sitzung    v^om    3l.    desselben    Monats    in    Form    eines 

weiteren  Entwurfes  vorlag,    wurde    fallen    gelassen,    nachdem 

man    mehr    als    zwei    Monde    über    ihn    beraten    hatte.      Am 

[22*    April   schlug   dann  der   preufsische    Kommissar  vor,   mit 


^   Ober  die  VerhaDdlungen   wogen  djeser  Frage   vgl.  Eicbhoff 
0.  B.  56—61. 
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HiiitaTisetzimg    aller    andcreti    Geschäfte    zur    Abfassung    dc% 
„definitiven  Reglements**  zu  schreiten,  da  man  mit  den  frucht* 
losen  Erörterungen  über  eine  ^interimtatische  InstruktioD*  nur 
unnütK    die   Zeit    vergeude.     Die  endgtiltige  Rh  ein  Schiffahrt*- 
Ordnung  könne  seinen  Wünschen  wie  den  Forderungen  HoUaiidii 
Uechnung  tragen.    Als  Grundlage  für  diese  Arbeiten  eiii| 
sich    die  soeben    im  Druck  eröchienene  Arbeit  de^  ehenial 
Generuldirektorü  Eichhoif  \  die  bei  Besprechung  der  einiteJne 
Artikel  als  Wegweiser  dienen  könne.    Für  den  Zustand  bi*  j 
diesem  Zeitpunkt,  wilhrend  dessen,  wie  bemerkt,  der  Schttfahr 
noch   nicht   der  Genufs   der  ganzen  Freiheit  verschafft  werd« 
rate  er,  eine  Instruktion  zu  erlassen,  deren  Entwurf  ebenfallj 
Eiclihüff  zu  übertragi^n  sei. 

Als   zeitlicher  Präsident   der  Centralkommission    lief»  de 
preufsiselic  Vertreter  Jacobi    in    der  That   an   den  ehemalige 
Generaldirektor    die    Einladung   gelangen,    unverzüglich    ein^ 
neue  Instruktion  unter  möglichster  Berücksichtigung  der  seil 
herigen  Mifshelligkeiten  auszuarbeiten.     Dieser  sog.   ^coneili« 
torische"  Vorschlagt  wurde  im  Verein  mit  einem  au&fiihrlicheiil 
Bericht^  seines  Verfassers  am  31.  August  1817  der  Kommisjiioil| 
unterbreitet.    Wieder  einmal  schien  es»  als  ob  Ruhe  nach  den 
Sturme   eintreten    wolle.     Die    beiden    heftigsten   Wider3ach«.*r|J 
Preufsen    und  Niederlande  boten  sich  die  Hände,    der  ^Geis 
der  Einigung,  der  ihre  Erklärungen  beseelte'',  Uefs  hoffen,  dal  _ 
die    übrigen  Maehte    sich   der  Annahme   des    concilfatorischen 
Entwurfs  ebenfalls    nicht  widersetzen  würden.     Allein  e«  kaiu 
auch  diesmal  anders. 

Der  Streit  begann  wieder  ernstlich,    nachdem  schon  vor 
her  zwischen  Preufsen  und  Hfdland  wegen  der  künftigen  Gt 
staltung  des  Verifikationssystems  auf  dem  Niederrhein  Noten  ^ 
ausgetauscht  waren,  durch  eine  in  der  Sitzung  vom  7.  Oktober 
abgegebene  Erklärung   des    nassauischen  Kommissars ,   welcho^ 
die  in  Frage  stehende  Instruktion  verurteilte  und  auf  der  „8Q<^| 
fortigen    Aufhelmng    des    Umschlagsrechtes    mit    allen   seines 


i 


^  Projot  du  Reglement  d^finitif  eonceraatit  Ux  uavigation  du  Hhi 
»OD  admi uist ratio 0,    aa  poh'oe,  et  les  droits  k  j  percevoir;   prÄo^dt^  di 
rapport   g^ii^ml    d^vptoppant    les   principea  et   lea  motifa  qm  out  s^erv 
de  DÄse  Ä  ce.  travatl,  pr^entt^  k  la  oommisaion  centrale  jjar  J,  J.  Eich- 
hoff  etc.     Mavenw^  (f^vrier)  1817. 

*  Abeedruekt    bfM    Na«,    Beitrage   zur  Kenwtijjs   der  Schiffahrt 
8.  1  —  16.    Nau*«  Bf^itrii^e  werden  im  fotgonden  stet«  nach  Bündeu  citierl 

'  Der  wesentliche  Inhalt   de.s  Beru'hts   findet  dich  bei  Eieliho''* 
FragmalisL-he  Darstellung  S.  G8— 73, 

*  Erklärung  des  königh  iiifderlandisclien  BevoUinachtigten  ül 
die  künftigen  Mafsrepeln  eines  genauen  Veritlkationsieystem»  auf  dei 
königL  niederländiacTien  Rhein.  Abgegeben  den  19.  September  181 
«u  dem  64.  Protokoll;  abgedruekt  bei  Nau,  Beiträge  I  S.  11 -2S 
Gegenänfserung  dea  königl.  preofü.  Bevollmächtigten  vom  2^3,  Sept.  181 
im  65.  Protokoll  bei  Nau  a.  a.  O.  I  S.  23,  24. 
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Folgen''  bestiinfl  ^  Preufsen  blieb  natürlich  die  Antwort  auf 
die  erhobenen  Vorwürfe  und  Forderungen  nicht  scliuHig,  trat 
denselben  vielmehr  iini  10.  Oktober  naclnlrni-kUch  entgegen '^^ 
indem  es  unter  antlereni  liervorliob ,  duri/h  den  letzten  Ent- 
wurf werde  die  nioderlrtndische  Regierung  nicht  ^juisdriieklieb'' 
von  den  Vorteden  der  Stnpelfrciheit  ausgenommen  ♦  dieselbe 
beluilte  QA  in  ihrer  Macht,  sieh  schon  vor  Erlufa  des  definitiven 
Reglements  die  gleichen  Rechte  wfe  die  übrigen  zu  erwerben. 
Nach  weiterem  Meinungeaustauseh^j  an  dem  sich  auch  der 
Vertreter  Holhindü  beteiligte,  gab  der  preuf:*ische  Kommissar  in 
der  Sitzung  vom  24.  Oktober  eine  Note  zu  Protokoll,  worin 
er  die  von  dr?r  Centralkommission  an  ilin  gestellte  Frage*: 
„Welche  Forderungen  seine  liegierung  traktatgemäfs  an  die 
Niederlande  wegen  der  Freiheit  der  Schiffidirt  während  des 
InterimistikuniH  machen  zu  dürfen  glaubet*  beantwortete^»  Von 
der  niederbindisclien  Regierung  werde  erwartet,  so  führte  er 
aus,  sie  modito  endlich  zugeben,  dafs  mit  der  Beratung  des 
definitiven  Reglements  begonnen  werde,  und  Abstand  nelnnen 
von  dem  Bi^gehren,  den  ^Status  (|Uo  auf  dein  sog.  kon- 
veotion eilen  Rhein  (zwischen  Strafsburg  und  Lobith)  vor  der 
Sanktion    dieser    endgültigen    Verordnung    zu    itndern".      l>ie 

früfsten  Schwierigkeiten  einer  Kinigung  böte  die  BehaujJtung 
es  niederlUndischen  Kommissars,  „dnfs  frei  bis  ans  Meer  und 
bis  ins  Meer**  zwei  sehr  verschiedene  Dinge  seien»  und  <lie 
Thatsaclie,  „dafs  der  niederlilndisehe  Ifhein  fitr  die  Mit- 
interessenten nie  etwas  anderes  als  gleiehsam  ein  Krebsloeh 
(cul  de  sac)  werden  könne,  in  dessen  Grunde  die  Douantera 
steckten,  solange  alle  von  dem  Meere  auf  den  Rhein  kommen- 
den Waren,  suwie  jene,  welche  Lobith  passierten,  den  Maut- 
gebühren, ohne  irgend  ein  Mittel  ihnen  zu  entgehen  ^  unter- 
worfen bleiben  raüfsten,  sodafs  Artikel  22  der  Wiener  Akte 
auf  der  ni**derländischen  Rheinstrecke  ganz  illusorisch  würde". 
^Der  preufsiscljc  Hof  werde  nie  zugeben »  dafs  wilhrend  des 
Interimistikums  die  bestehende  Schiffahrtsordnung  umgeworfen 
w*^rde,  insoweit  sie  Holland  verhindere,  Universalerbe  der 
Schiflfahrt  und  des  Rheinhandels  zu  werden." 


*  Iknirtfituiiij  der  intanmiHtm^hen  Instruktion  durch  den  herzoü^L 
nassjiQiftclien  Bnvoihnäfhtigteu.  Abgegeben  tleti  7.  Oktober  1817  im 
69.  Protokoll;  bei  Nau  a,  a-  0.  I  S.  24— J:S7.  Sie  i^t  iu  d*>r  Darstelhmg 
der  Haiiptmomente  dc*r  seitherigen  Verhandinngen  hanptrtäehlich  gegen 
Preufeen  gerichtet, 

*  Bemerkungen  dea  königL  preur«,  Kommissars  vom  10.  Okt.  1817 
bei  Nau  a.  a.  O.  S.  37~4L 

*  Die  Erkla rangen  der  verschied enen  Kommissare  sind  gedruckt 
bei  Nau  a.  a   O,  i  S.  41     49. 

*  Vgl  Nau  a,  a,  O.  1  S.  49  unten. 

*  Vgl.  die  unmittelbare  Antwort  im  71.  Protokoll  (Nan  a.  a.  O.  I 
S.  50),  ilie  Erklaning  im  72,  Protokoll  vom  24.  Oktober  1817  (Nau  I 
ß.  52—54)  und  die  Nachträge  dazu  im  7Ü5*  Protokoll  vom  2».  Okt.  1017 
(Nau  I  S,  54-60). 


102  xvra  5. 

Die  niederländische  Regierung  liefs  sich  durch  diese  Aus- 
führungen von  ihren  Forderungen  nicht  abbringen  und  suchte 
nur,  alle  Schuld  an  dem  Stillstehen  der  Verhandlungen 
Preufsen  in  die  Schuhe  zu  schieben*,  dessen  Vorschlag  ein 
Versuch  sei,  um  von  dem  ^conciliatorischen  Instruktionsprojekt, 
das  es  bereits  förmlich  angenommen  habe,  wieder  lossu- 
kommen." 

Ob  diese  Ansicht  einen  scheinbaren  Qrund  hatte  ,  mag 
dahingestellt  bleiben;  jedenfalls  war  den  Kommissionsmitgliedem 
klar  geworden,  dafs  an  eine  Vollziehung  des  conciliatorischen 
Entwurfs  füglich  nicht  mehr  gedacht  werden  konnte'.  Das 
Präsidium  beauftragte  daher  den  Generaldirektor  Eichhoff,  in 
Verbindung  mit  Inspektor  Ockhart  und  Stationskontrolleur 
Wenzel  ein  anderes  Instruktionsprojekt  —  es  war  dies  bereits 
das  achte  seit  Beginn  der  Tagungen  —  im  Sinne  der  Er- 
klärungen vorzulegen,  welche  die  Centralkomroission  am 
11.  November  1817  zu  Protokoll  gegeben  hatte®.  Nach  ihm 
sollten  die  Staaten  des  konventionellen  Rheins  durch  sofortige 
Aufhebung  des  Stapels  in  den  Genufs  der  Freiheit  treten,  die 
niederländische  Schiffahrt  jedoch  erst  von  dem  'Augenblicke 
an,  da 

1.  die  Abgaben  auf  dem  holländischen  Rhein  auf  den 
Tarif,  wie  solcher  zur  Zeit  des  Wiener  Vertragsschlusses  be- 
stand, herabgemindert  würden, 

2.  alle  Douanenuntcrsuchungen  auf  dem  Rhein,  solange  die 
Waren  nicht  ausgeladen  und  zur  Landeseinfuhr  deklariert 
würden,  aufhörten, 

3.  alle  niederländischen  Schiffe  am  ersten  Erhebungs- 
bureau sich  über  Aiche  und  Manifeste  ausweisen  könnten  und 

4.  den  Schiffern  des  konventionellen  Rheins  die  Rück- 
fracht in  den  Niederlanden  gesetzlich  weder  mittelbar  noch  un- 
mittelbar erschwert  würde. 

Auch  diese  Arbeit*,  die  der  bayrische  Kommissar  mit 
schwungvollen  Worten  „als  Übergang  zur  vollen  Freiheit  für 
den  Handel  und  die  Schiffahrt"  ankündigte*,  wurde  von 
Baden,  Bayern,  Frankreich,  Hessen  und  Nassau  willfilhrig  an- 

^  Antworten     dos     niederländischen     BevoUmÄclitigten     auf    die 

Sreufsischen  Erklärung<»n  in  der  Sitzung  vom  28.  Oktober  1817  bei 
lau  a.  a.  O.  I  S.  60-67. 

-  Vgl.  die  Protokolle  der  74.  Sitzung  vom  4.  November  1817  (Na u 
a.  a.  O.  J  S.  67—86)  und  die  Erklärung  des  niederländischen  Bevoll- 
mächtigten in  der  75.  Sitzung  vom  11.  November  1817  (Nau  a.  a.  0. 
S.  86-95). 

8  Dieselben  finden  sich  bei  Nau  a.  a.  ().  S.  95  ff. 

*  Dieselbe  ist  gedruckt  bei  Nau  a.  a.  0.  S.  103—133. 

^*  Präsidialvortrag  zur  Prüfung  des  neuen  Entwurf»  einer  interi- 
mistischen Instruktion  im  80.  Protokoll  vom  7.  Januar  1818  (Nau 
a:  a.  0.  I  S.  99-103). 
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genommen  *.  Die  Vertreter  Hollandis  und  Preufsens  behielten 
sieh  ihre  Entäeheidung  vor,  bis  sie  die  Wlinsehe  ihrer  Re- 
gierungen eingeholt  hiltten.  Am  6,  Februar  gab  dann  der 
erstgenannte  eine  Note  zu  Protokoll^,  die  einige  Einwendungen 
gegen  das  neue  Projekt  enthicltj  aber  gleichwohl  die  Hoffnung 
auf  den  endlichen  Ausgleich  in  der  Hauptsuche  nicht  zu  zer- 
ötoren  schien.    Dagegen  erklärte  in  der  folgenden  Sitzung  der 

Sreufsische  Kommissar  wider  Erwarten®,  dais  die  Weigerung 
er  Niederlande  ^das  vorgelegte  Projekt,  so  wie  es  sei,  anzu- 
nehmen, die  Lage  der  Dinge  durchaus  verändere  und  somit 
durch  den  Inhalt  jener  Note  abermals  die  Hoffnung,  endlich 
einmal  eine  interimistische  Instruktion  mit  allgemeiner  Über- 
einstimmung erscheinen  zu  lassen,  vernichtet  werde". 

Nach  einer  vorangegangenen  persönlichen  Zusammenkunft 
mit  dem  Fürsten  von  Hardenberg  beton t<^  er  am  27,  Februar  1818 
zum  wiederholten*  Male,  er  habe  die  Vorschrift  erhalten  „strack» 
auf  das  Ziel  loszugelien  und  ohne  Zeitverlust  die  Abfassung 
des  definitiven  Hegtcraents  in  Antrag  zu  bringen'',  da  seine 
Kegierung  nicht  zugeben  könne,  dafs  zum  Nachteil  einer  der 
kontrahierenden  Parteien  eine  interimistische  Instruktion  blofs 
einen  Teil  der  Verfügungen  entfialte,  die  ihrer  Natur  nach 
nur  in  das  definitive  Reglement  gehörten.  Der  Vollzug  der 
Verfügung  der  Wiener  Konvention  von  1815,  nach  welcher 
statt  der  gemeinschafdichen  Gebührenerhebung  die  partielle 
eingeführt  werde,  mache  allein  den  Gegenstand  der  iiUerimisti- 
lehen  Instruktion  aus,  und  es  könne  in  dieser  blofs  die  Rede  von 
einer  den  Uuterbeaniten  zu  gebenden  Weisung  sein,  weshalb 
sie  dann  auch  nur  tlie  Arbeit  weniger  Tage  erfordere^. 

Durch  diese  offene,  unzweideutige  Erklärung  des  nreufsi- 
»ehen  Bevollmilchtigten  war  der  Gang  der  Verhanalungen 
ollkommen  zum  Stillstand  gebracht  Die  ganze  Riitlosigkeit 
der  Ceutralkommission  kommt  in  dem  Beschlufs  zum  Aus- 
druck ^  den  sie  am  13,  August  1818  zu  Protokoll  gab.  Die 
Vertreter  tler  verschiedenen  Mächte  mit  Ausnahme  des 
hessischen  erkhlrt^n  darin,  es  bleibe  ihnen  nichts  übrige  aU 
ihre  Höfe  üIht  die  ganze  Lage  der  Sache  in  Kenntnis  zu 
setzen    und    neue  Instruktionen   abzuwarten.     Preufsen    wurde 


*  Vgl  Abstimmungen  über  den  im  80.  Protoknll  vom  7,  Januar 
1818  eingerückten  *  ,  .  ^  Entwurf  zn  einer  interitnistischen  Int*tniktiön 
bei  Kau  a.  a.  O.  I  S.   137—140. 

*  Kuiii^l.  uiedorhlndisHu"  Erk lärmig  in  betreff  des  neuest i'n  Ent* 
\^-urfH  einer  interimiMtJ.^flii'ii  Inntruktion  im  85,  Pro  takoll  vom  6.  Februar 

818  (Nan  n.  a.  *X  I  S.  140— 144|  und  weitere  Erklärung  vom  10.  Febr. 
'  Ib  rebenda  S.  t44-'14*">). 

*  Des  Knnigl.  preufa.  Kommisaara  Abstimmungen  vom  10.  Februar 
»18  (Nau  a,  a.  O.  8.  145-148). 

*  Neue  Ak'^timmuDg  des  kilnigl.  preufs,  Kommif^sars  über  den  näm- 
licben  Gegenstand  im  87.  TrotokoD  vom  27*  Febr.  IHia  (Nau  a,  a.  0,  I 
8.  151^157). 
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von  ilinen  in  jeder  Weise  für  die  Stockungen  und  Hemmntft»»} 
veraotwortlicli  gemacht  und  namentlich  betont,  dafs  die  Cen- 
tralkommiüsion  gegenüber  den  Ansprüchen  seines  Hofes  auf 
,,Mudifikatiiinen  in  den  niederländisclien  Seerechten*  »tandkuit 
bei  der  früher  geänfserten  Behauptung  verharre,  von  diesem 
Punkte  dürfe  auf  keinen  Fall  die  Ausbihlung  des  Schiffahrts- 
we«en3  auf  dem  Khein,  der  VoUztjg  der  Wiener  Kongrefsiikte 
über  die  Schiffahrt  und  die  unbedingt  verordnete  Aufhefa^^H 
des  gezwungenen  Uui.sehkgä  zu  Köln  abhängig  gem^^M 
werden. 

Auf  dies  „KoUektivvotum"  antwortete  Jacobi  unmittelbary 
„nach  anderthalbjährigen  vergeblichen  Versuchen  sich  gütlich 
zu  verständigen,  sei  es  nun  endh'ch  Zeit,  das  zu  thun,  was 
preufsischerfteits  schon  so  oft  seit  dem  14.  Januar  1817  in  Ali» 
trag  gebracht  worden,  nämlich:  die  garantierenden  Mächte  de 
Wiener  Kongrersakte  xu  Schiedsrichtern  aufzurufen**. 

So    lag   denn    die  Unmöglichkeit,     auf  trtedUcheni    Weg«' 
weiterzukommen^  nach  vielmonatlichen  Verhandlungen  klar  : 
Tage.     Die  Forderungen  Preufoens  und  Hollands  standen  sicll 
80  schroff  gegenüber,  sie  waren  durch    solch    breite  Kluft  ge 
schieden,    dafs    an    eine    Uberbrückung   kaum    mehr   gedacht 
werden  konnte,    Aufr^erliche  VerbesHerungen  im  Gang  der  B« 
ratungen,  eine  veränderte  Art  der  Abstimmung,    wie  sie  sickl 
beispielsweise  Eicbhotf  dachte*,    hätten    da    nur   wenig  helfei] 
können.     Der  Zwiespalt  ging  viel  tiefer;  es  handelte  sich  um^ 
Principienfragen ,   bei    denen    kein  Teil  sich  vor  dem  anderen  1 
etwas  vergeben  wollte,  bei  deren  Ausfechtung  man  sich  daher] 
um    formelle  Bedenken  nur   wenig  kümmerte.     Heute  können  1 
wir   fragen,    zu   wessen  Gunsten  die  \^ ertrage   sprachen,    werj 
von   den  Streitenden  das  Recht  auf  seiner  Seite    hatte?     Pllr| 
die  damaligon    Kämpfer  waren    die  geschlossenen   Pakte    nurj 
Mittel    zum  Zweck,    deren  Sinn    man    nach   eigenem  Belieben  [ 
deutete. 

Man  hat  lange  Zeit  die  Niederlande  verdammt*,  weil 
sie  „der  deutschen  Unerfahrenheit  und  Nachgiebigkeit  deutsche 
Kräfte  abgetrotzt "",  weil  sie  „die  Wiener  Navigationsakte  mit-  ^ 
unterzeichnet**  und  dann  deren  Inhalt  künstlich  verdreht  und  | 
vergewaUigt  hätten.  Dieses  schroffe  Urteil  ist  zweifelsohne  nur 
bedingt  richtig.  Die  Thatsache,  dafs  Holland  sofort  nach  dem 
Pariser  Frieden  auf  aeiner  Stromstrecke  wieder  den  alten  Zu- 
stand einrichtete,  mag  ja  bis  zu  gewissem  Grade  darauf  hin- 
weisen, dafs  es  die  Zugeständnisse  in  Wien  nur  mit  Hiüter- 
gedauken  gegeben  hatte.  Allein  bei  den  Verhandlungen  der 
Central kommi SS ion  bat  es  sich  mit  seinen  Forderungen  inner- 


Pragmatische  Darstelhing  S.  92  ff. 
^  Id    \vf4cber  Scharfe    dies  geschehen  ist,    zeigt  beispielsweise  die 
Daratelhiug  bei  Oppenheim,  Der  freie  deutetche  ßliein  §.  125 — 139. 
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halb  der  ihm  zustehenden  Rechte  bewegt.  Kb  wav  bereit,  auf 
die  Erhöhung  der  Stromgebiihren  wie  die  Einrichtung  von 
Stapelplätzen  zu  verzichten,  es  wollte  den  deutschen  Schiffern 
in  seinen  Häfen  die  Rückfracht  gestatten  und  eich  den  Satz- 
ungen über  das  IMitführen  von  Scljiffsmanifesten  wie  Aichung 
der  Fahrzeuge  fügen.  Nur  in  einem  Stück  blieb  es  hart- 
näckig und  unnachgiebig,  in  der  Festhaltuiig  seines  Douanen- 
systems  (ZolkysteniJs)  für  die  aus  der  See  und  in  die  See 
gehenden  Waren,  das  auch  für  blofs*e  Transitgüter  galt,  die  auf 
der  Wasserstraföe  durch  sein  Gebiet  nur  durchgeführt  wurden. 
Die  Zähigkeit  in  dJeaem  Punkte  wird  leicht  begreiflich,  wenn 
wir  bedenken,  daU  die  Abgabe,  dio  vom  Handel  erhüben 
wurde,  daniaLs  die  Haupteinahmequelle  des  niederländi^chea 
Staatswesens  bildete.  Für  die  davon  Beti'offcnefi  war  aller- 
dings das  angefochtene  System  ungemein  iHstig,  da  die  Ein- 
und  Auagangszölle  nicht  nach  dem  Gewicht,  dem  Mafs  oder 
der  Stückzald  wie  bei  den  Sciiiffahrtsgebühren  (Octroi),  sondern 
nach  dem  Werte  der  Güter  erhoben  wurden,  wodurch  nament- 
lich für  die  zur  Durchfuhr  bestiuiniten  Waren  unniflfsig  viel 
Zeit  v^erloren  ging.  Dabei  waren  die  Eingangszolle  zum  grofsen 
Teil  unverhältnismärsig  hoch,  ja  man  scheute  i*ich  nicht,  den 
Transit  einzelner  Warengattungen  mittelbar  oder  unmittelbar 
ganz  zu  untersagen  ^ 

So  schädlich  diese  Mafsregeln  für  die  Entwicklung  des 
Verkehrswesens  waren,  so  sehr  sie  die  Hoffnungen  weiter 
Kreise  täuschten,  formell  war  gegen  sie  nichts  einzuvvenden. 
Die  weitverbreitete  Meinung,  die  Wiener  Bestimmungen  über 
die  Freiheit  der  Flüsse  hätten  ohne  weiteres  auch  für  den 
Seeverkehr  gegolten,  ist  sicher  unrichtig.  Die  wichtige  Frage, 
wie  es  mit  dem  Übergang  der  Waren  von  dem  See-  auf  das 
Flufsschiff  gehalten  werden  solle,  war  auf  dem  grofsen  Kon- 
grefs  nicht  entschieden,  weil  nicht  beachtet  worden.  Wilhelm 
von  Humboldt,  der  mehr  Diplomat  und  Stajitsmann  als 
Nationalökonom  war»  liatte  versäumt,  die  Aufmersamkeit  darauf 
zu  lenken,  und  Holland  seinerseits  sich  wohl  gehütet»  auf  sie 
hinzuweisen.  Unter  diesen  Umständen  war  der  unübersetzbare, 
mifsverständliche  Ausdruck  Jusqu'a  la  mer^  -  zur  Annahme 
gekommen.  Die  wenigen  Kenner  der  Verhältnisse  sind  aller- 
dings über  seine  ursprüngliche  Bedeutung  nicht  im  Unklaren 
gewesen.  Eichhoff,  der  einzige  sachkundige  Berater  der  Wiener 
Tagungen,  machte  daraus  kein  Hehl,  dafs  jusqu'a  la  mer  mit 
bis  an  das  Meer  zu  verdeutsch eo  sei.  „Was  neben  der  freien 
Flufsfahrt    des    Kheins,    von  einem   Ende   des  Stroms  bis  zum 


'  Vgl.  Oppenheim,  Drr  freie  üeuUche  Rhein  S.   136, 
^  Die  wiehtig.««teii  der  ehemaligi.'n  Emrterungen  über  den  Sinn  der 
Worte    „jusqu'i    la    mer*^    finden    sieh    ziisammeneoatellt   bei   Kl  über, 
Recht  dm  deutschen  Bundes  §  571  Äum.  d.  B.  783—785. 
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andern,  nocli  über  dieseu  liiiiaus,  das  heifat  für  die  freie  T?nhj%\ 
in  und  aus  der  See,  aU  wüoschfnswert  erscheinen  möge,  ge-' 
höre  anerkanntt^rmarseii  (!)  nicht  zu  den  Gegenständen  der 
Mmsion  der  5511m  Vollzug  des  Wiener  Vertraga  berufenen  Bt- 
volliüik^htigten  bei  der  Centralkomraission,  sondern  müsse  den 
Stoff  zu  eigenen  Verhandlungen  (!)  mit  den  respektiven  Mächten 
geben,  die  sich  im  BesitÄ  der  Mündungen  von  Flüssen  W 
findf'U  ete/'  K  Humboldt  se!l)st  vertrat»  als  er  befragt  wurde. 
entsehieden  die  Ansicht,  dafs  den  Seeuferataaten  das  Kecit 
nicht  abzusprechen  sei,  die  Einfuhr  von  der  See  beliebig  m 
belasten ,  auch  wenn  es  sich  nur  um  Transit  handle  %  un- 
zweifelhaft mufste  aber  der  Manu,  der  den  Vertrag  abgesehlo^^ea 
hatte,  über  den  Sinn  desselben  unterrichtet  sein.  *  Die  Über- 
tragung des  jusqua  !a  nier  mit  den  Worten  „his  an  die  See* 
entsprach  der  ursprünglichen  Sinnesraeinung  dea  Wiener 
Kongresses. 

Alle  sittliche  Entrüstung,  die  man  lange  Zeit  gegen  Ak 
Niederlande  ausspielte,  niufs  sich  angesichts  der  offenkundigen 
historischen  Thatsachen  legen,  Ibdland  verfocht  sein  gutes 
Recht,  dessen  es  sich  vertragsmäfsig  unzwijifelhaft  nicht  bt*- 
geben  hatte,  selbst  wenn  es  dasselbe  in  starrer  Selbstsucht 
zum  Schaden  seiner  Nachbarn  ausbeutete.  Aber  Preufsen  ver- 
trat ein  gröfseres  Recht,  als  es  seinerseits  mit  jedem  ihm  lu 
Gebote  stehenden  Machtmittel  auf  die  völlige  Befreiung  dei 
Rlieinverkehrs  hinsteuerte.  Seine  Interpretationen  und  Forde- 
rungen sind  rein  rechtlich  genommen  unhaltbar.  Allein  wenn 
sie  sich  auch  mit  dem  Buchstaben  der  Gesetze  nicht  deckten^ 
so  waren  sie  doch  auf  das  Wohl  ganz  Deutschlands  gerichtet. 
Während  die  übrigen  Bevollmächtigten  der  Central kommisgion 
sich  fast  ausschliefslich  als  Vertreter  ihrer  kleinen  Staatswesen 
gebärdeten,  hat  Preufsens  Gesandter  allein  das  Interesse  des 
grölseren  lieiches  im  Auge  behalten.  Sein  Auftreten  war  eine 
Konsequenz  der  wirtschaftlichen  Anschauungen,  die  die  leiten- 
den Männer  der  norddeutschen  Grofsmacht  damals  beherrschten. 
Während  man  in  Holland  noch  nach  merkantilistischer  Weise 
die  heimische  Volkswirtschaft  durch  Scliädigung  der  tremden 
Bchütxen  wollte,  während  mau  dorten  den  Wohlstand  mit 
staatlichen  Machtnjitteln  ,  Zwang  und  Zöllen  zu  heben  ^suchte, 
hatte  in  Preufsen  der  optimistische  Liberalismus  gesiegt,  der 
auf  die  Freiheit  des  einzelnen  wie  die  Erleichterung  des  ftt- 
samten  Verkehrslebcna  hindrängte.  Die  Staatslenker,  die  die 
Geschäftsinstruktion  vom  26.  Dezember  1808  ausgearbeitet 
hatten,  die  das  Edikt  vom  2.  November  1810  erliefsen  und  da« 
liberale  Handels-    und   Zollgesetz   vom   2Ö.  Mai   1818    schufen, 


1 


Eich  hoff.    Pragmatische    Darste^Uuiig    S. 
intla  S.   140— 14.S. 
*  Gotbein,  Befreiimg  des  Rheins  S.  3371, 
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iten  es  nicht  ruhig  mit 


ansehen,  wie  der  freie  Warenaus- 
f^n  selbatsilchtigen  Nachbar  ge- 
hirulert  und  geschädigt  wurde.  Die  neu**  Hetlsh^hre  sullto  nach 
ihrem  Willen  nicht  Schritt  (Vir  Schritt  in  langsamen  Kompro- 
missen,  öouclern  mit  einem  Mate  in  ganzer  Ausdehnung  An- 
erkennung finden. 

Den  Bestimmungen  des  Wiener  Kongresses  hat  Preufsen 
bei  diod*m  Bestrebungen  entschieden  zuwidergehandelt.  Seine 
Auslegung  des  art.  Sl  der  Rheinschiftahrüskonvention ,  durch 
welche  die  vorgesehene  ^interimiatiHche  Instruktion"  in  eine 
einfache  administrative  Mafsregel  umgewandelt  werden  sollte, 
spottete  allen  Regeln  juristiächer  Interiu'etationsknost.  Seine 
Erklärung,  es  w^rde  den  Stapel  von  Köln  nicht  eher  aufheben, 
aln  bis  Holland  von  den  Transitzöllen  Abstand  genommen 
habe»  war  ein  offenkundiger  Gewaltakt,  der  nur  durch  allerlei 
Wendungen  bemäntelt  wurde.  Aber  Preufsen  blieb  kein  anderer 
Auswege  als  zu  diefsem  Mittel  zu  greifen.  Die  friedliche 
Retorsion  war  der  einzige  Trumpf,  den  es  bei  seinem  Gegner 
mit  einiger  Hoffnung  auf  Erfolg  ausspielen  konnte.  Ihre 
Durchführung  ist  ihm  wahrlich   nicht  leicht  geworden, 

Ganjc  abgesehen  davon,  dafs  sein  BevollmMchtigter  Jacobi 
an  staatsmJlniiiscber  Klugheit  und  diplomatischer  Geschicklich- 
keit sich  mit  Preufsens  früherem  Vertreter  Humboldt  nicht  ver- 
gleichen liefs,  dafa  sich  dessen  Heclitsausführungcn  von  Anfang 
an  auf  schwHnkendem  Boden  bewegten ,  wurde  seine  Stellung 
noch  dadurch  erschwert,  dafs  sein  Kommissar  nicijt  gleich  zu 
Beginn  der  Beratungen  entnchieden  mit  seinen  Forderungen 
hervortreten  konnte.  Als  er  dann  endlich  Farbe  bekannte, 
erhob  sieb  ein  Sturm  der  Entrüstung,  wie  man  ihn  kaum  er* 
wartet  hatte.  Uuljedingt  zu  Preufsen  hielt  nur  Hessen-Darm- 
stadt, einmal,  weil  sein  kluger  Minister  du  Thil  dessen  Stand- 
punkt als  richtig  erkannte^  dann  aber  auch,  weil  es  dadurch 
(■daü  Mainzer  Stapelrecht,  an  dem  die  Stadt  mit  allen  Fasern 
hing^  möglichst  lang  erhalten  konnte.  Die  Stellung  der  übrigen 
Staaten  war  zweifelhaft^  zum  Teil  offen  feindlich.  Nassau  ging 
unbedingt  mit  Holland,  schon  aus  Arger  über  den  Mainzer 
Umschlagszwang.  Frankreich  trieb  ein  Doppelspiel.  Es  war 
Bclbät  nur  wenig  an  der  Khein^chifFahrt  interessiert.  Da  das 
Elsafs  durch  die  vielen  Kanäle  mit  seinem  Kernlande  ver- 
bunden war,  brauchte  ihm  an  dem  Aufblühen  der  Rheinschiff- 
talirt  nur  wenig  zu  liegen.  E^^  trat  daher  immer  mehr  für  die 
holländischen  Forderungen  ein  und  wufste  sogar  bei  den  süd- 
deutschen Milchten  Sympathien  für  diese  zu  wecken.  SchÜefa- 
lich  verlangten  sämtliche  in  der  Kommission  vertretene  Staaten, 
dafs  der  gezwungene  Umschlag  aufgehoben  wenlen  solle,  und 
fast  schien  es,  als  ob  Preufsen  rlas  F^eld  räumen  wolle.  Sein 
Bevollmilchtigter  war  jedentalls  bei  den  Beratungen  schwankend 
geworden    und   nahe  daran   nachzugeben.      Da,    im   Momente 
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des  Zögerns  und  der  Unentschlossenheit,  wurde,  wie  bereiti 
erwähnt,  durch  Hardenberg,  dem  der  Kölner  Oberbürgermebter 
die  Verhältnisse  klargelegt  hatte*,  die  Situation  gerettet 
Nach  jener  wichtigen  Unterredung  mit  Jacobi,  auf  die  auch 
in  den  Protokollen  der  Centralkommission  Bezug  genommen' 
ist,  erhielt  dieser  den  genauen  Befehl,  in  keinem  Falle  nach- 
zugeben, sondern  auf  den  vorgebrachten  Forderungen  in  ToUem 
Umfange  zu  verharren.  Am  27.  Februar  1818  wurde  der 
preufsische  Entschlufs  den  übrigen  Mächten  in  entschiedener 
Form  kundgegeben. 

Damit  stockten,  wie  oben  bemerkt,  vollkommen  die  Ver- 
handlungen. Bis  zum  8.  September  kamen  die  betreffenden 
Fragen  überhaupt  nicht  weiter  zur  Sprache.  An  diesem  Tage 
stellte  Jacobi  nochmals  die  Alternative:  „Entweder  auf  dem 
deutschen  Rhein  den  bisherigen  Zustand  so  lange  aufrecht  za 
halten,  bis  es  möglich  sein  werde,  ihn  durch  ein  vollständiges 
in  seinen  einzelnen  Teilen  und  in  seinem  ganzen  Zusammen- 
hange durchdachtes  definitives  Reglement  zu  ersetzen,  die 
interimistische  Instruktion  hingegen  auf  das,  was  sie  ihrer 
Natur  nach  als  Instruktion  für  die  Zollbeamten  sein  soll, 
und  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  übrigen  Uferstaaten 
zu  beschränken,  oder,  wenn  man  glaube,  dafs  es  geschwinder 
zum  Zwecke  führen  werde,  den  Gedanken  an  eine  interimistische 
Instruktion  ganz  aufzugeben  und  sich  ausschliefslich  mit  der  Ab- 
fassung eines  Dcfinitiv-Reglements  zu  beschäftigen."'  Nattlrlich 
konnte  er  sich  nur  der  Zustimmung  des  hessischen  Gesandten 
erfreuen*.  Die  übrigen  Kommissare  verhielten  sich  seinen 
Wünschen  gegenüber  durchweg  abhold^. 

In  der  Folgezeit  drehten  sich  Fragen  und  Antworten  in 
einem  ewigen  Zirkel;  es  gab  nicht  einmal  mehr  dramatische 
Kämpfe  innerhalb  der  Kommission,  die  den  müden,  schleppen- 
den Gang  der  eintönigen  Verhandlungen  wirksam  unterbrochen 
hätten.  D'ut  Protokolle  ziehen  sich  in  eine  entsetzliche  Länge, 
sind  angefüllt  mit  schönen  Redensarten,  wissen  aber  kaum 
neue  Gedanken  zur  Sache  vorzubringen  *.  Selbst  die  von 
Holland  in  jenen  Tagen  zugestandene  Tarifermäfsigung  für 
den  Transitverkehr,  durch  welche  die  den  gewöhnlichen, 
früheren  Zollabgaben  zugeschlagenen  15®/o  wieder  abgeschafh 


»  Gotheiu,  Befreiung  dos  Rheins  S.  3372. 

9  Vgl.  Nau,  Beiträge  1  S.  150. 

^  Dieses  Votum  ist  gedruckt  in  französischer  Sprache  als  Beilage 
zu  Heft  6  von  Naus  Beiträgen  Bd.  I  und  in  deutscher  Sprache 
ebenfalls  bei  Nau,  Beiträge  I  S.  369— 1384. 

<  Vgl.  Nau,  Beiträge  1  S.  392. 

ß  Vgl.  Nau  a.  a.  0.  1  S.  385-^95. 

*  Vgl.  die  Protokolle  der  Centralkommission  bei  Nau,  Beiträge 
Bd.  I  und  Bd.  ir  Heft  1  und  2. 
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wurden  \  fand  wenig  WiederhalL  Gelogendich  wurde  immer 
wiüder  von  neuem  in  pomphatten  Worten  betont,  dafe  unter 
den  Gesandten  der  meisten  Mäeiite  „kein  Zweifel  herrsche  über 
die  Art  der  Vollziehang  der  Wiener  Verträge''.  ^iJie  stolze 
Colonia  allein  ist  es,  die  fortwäiirend  der  Maeht  des  feierliehen 
Völkervertrageö  trotzt:  in  ihrer  AnmafsuDg  unterstützt  durch 
fortgeöetzte  Eingelenke  ihrer  Verteidiger,"  .,Aber  es  \at  die 
Heiligkeit  eingegangener  Vertrage,  was  Throne  und  Staaten 
scliirrat:  die  Mauern  der  alten  Römerstadt  sind  nicht  atark 
genug,  dafü  an  ihnen  sich  die  Kraft  dieser  Walirhait  breche***. 
^Veiter  geschah  nichts. 

Um  dro  Mitte  des  Jahres  1819  wandte  sich  dann  Nassau 
in  seiner  Riitlosigkeit  au  den  Bundestag^,  um  durch  sein  Ein- 
greifen die  Aufhebung  des  Stanelzwaiigs  zu  erwirken.  Ein- 
gekeilt zwischen  Freufsen  und  He?isen  war  sein  Verkehr  haupt- 
säeblich  auf  die  Rheiustrafse  angewiesen  und  wurde  daher 
durch  die  Retorsionsmaf^regeln  weit  mehr  geschädigt^  als  der 
seiner  nächsten  Nachbarn,  deren  Städte  aus  dem  Fortbestand 
des  Uui  Schlagszwangs  Nutzen  zogen.  Diese  Bemühungen 
bli^duni  erfolglos,  ganz  ebenso  wi^  die  Denkschrift  der  Kölner 
IlandclKkainiuer  v<mi  selben  Jalire,  welcbe  die  holländischen 
Rechtsaustuhrnngen  betreffs  des  Übergangs  vom  Meer  in  die 
Flüsse  bekämpfte*,  kein   praktisdies  Resultat  zeitigte. 

Auch  der  Verzicht  der  Kölner  auf  den  Umschlag  der 
meisten  Landesprodukte  und  die  Erhebung  von  Gebühren  für 
nicht  wirklich  überladene  Waren'*  brachte  trotz  seiner  Zweck- 
mäfsigkeit  keine  weitergehende  Beruhigung  der  Gemüter.  Die 
Mehrheit  in  der  Central kommission  forderte  immer  un^'eduhliger 
dir*  alsbaldige  Abschaffung  der  Zwangsrechte,  worauf  dann 
später  wegen  Beseitigung  der  holländischen  Seerecbte  verhandelt 
werden  kiSnne. 

Besonders  dringlich  wurden  diese  Wünsche  vom  Früh- 
jahr 1820  an,  da  für  die  Güterbeförderung  auf  dem  Rhein 
durch  die  betreite  Elb-  und  Weserschiffahrt®  starke  Konkurrenz- 


*  Erkljirunp:  des  künif^l.  nit'diTländiBL'hen  Bevollmächtigten  in  der 
Sitzung  vom  5.  Juni  1818  hei  Ntiu,  Beiträge  I  S.  284,  285. 

«  Niiu,  IVitrii^e  il,  2  S.  11. 

*  Vgl,  dif"  dii'j^bezüglicheD  Noten  und  ErklÄmngen  bei  Nau*  Bei- 
trÄge  11  S.  182—191  and  dir-  Bemerkungen  S.  217— äl3, 

*  Soll  der  Khi'jn  hh  in  oder  nur  bia  au  das  Meer  frey  »ein?  Eine 
Abhiin(üimg,  dem  könii?!.  preufn.  8taatsminiHterium  geharflamst  nber- 
reirlit  von  der  Hiind<dskümmer  zu  Köln;  abgedriK'kt  bei  Nau  11 
S.  24S — 2C4;  Bemerktnigen  den  uadiuiuisehen  Bevollmüehtigteu  zu  dieaer 
AbbandUmg  ebcmla  8.  2(H  -270. 

»  VgL  Nau,  Beiträge  II  S.  261.  266,^ 

*•  Die  Elbe^elufFfthrts^akte  und  die  We-serscbiffabrtHakte  sind  ab- 
gedruekt  bei  Meyer,  HtaatHakten  S.  354—407-,  Iferman,  Adrerj*bucb 
1828  S.  60  1*19.  Xu  besondere  Erlnichterunffen  wurden  die  Aufliebung 
dets  EUtiether  sehweren  ZolU  und  des  Magdeburger  Stapeb  «?mj>fundeD. 
Über  die  Verband lungen  wegen  Befreiung  der  Weser-  und  Elbs4!hi^ahrt 
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liaien  erwuchsen.  Es  wunle  die  Ablenkuiig  des  Warenzu^ 
aus  der  Nordsee  bpfUrelitety  wenn  ftfeh  nitht  bald  Mittel  tmden 
liefsen^  um  den  Hheinstrom  vun  seinen  bisherigen  Lastei]  lu 
erleichtern.  Die  gunstigi-m  Schiftabrteeinrichtungen ,  wekhi 
kürzlich  für  die  Elbe  zugestanden  worden  waren,  seieu  nichfi 
anders  aU  die  Bc'willi|^ungen  der  Artikel  der  Wiener  Kon 
vention  für  die  Klhe.  Sie  könnten  daher  nunnaehr  auch  nici 
länger  für  den  Rhein  vorenthalten   bleibend 

Die    gewöhnliche    Majoritiit    der    Kominissionsmitgliedisfi 
d.  h    alle  mit  Ausnahme  cles  preu Isisehen  und  h eas itjchen  Ver 
treters,  richtete  daher  an  Hardenberg  ein  längeres  Schreibon' 
das   sieh    über   den  bisherigen  (.Tang  der  Verband  hingen    un4 
ihren  dermaligen  Standpunkt  verbreitete.    Allein  Preulsen  ver 
schob    selbstredend    wieder    die    Zugeständnisse    bis    zur    Ei^J 
ledigung   de^   dehnitiven    Reglements,    und  Holland    wollte  \% 
dieser  Lage  auch  bei  den  geringfügigsten  Punkten  nicht  nach 
lassen  ^,     Erst  am  26.  August  1822  gab  es  einen  neuen  Taril 
heraus:    Lei  portant    !e  Tarif  des  droits  d'Entree,    de    Sortii 
et  de  Transit  de  tous  effets  denr^es  et  marchandiaes  *,  der  zw« 
mannigfache  Erraäfsigungen  enthielt^  aber  grundsätÄlich    nich 
von    dem    seitherigen    System    abwich*     Er    beselirünkte    sicli| 
wieder    nicht    auf   Ansatz    von    Sehitlabrtsgehühren ,    sonderoj 
nahm  Zölle  (Mauten)  von  den   Durchgangsgütern,  deren   Hdhf 
sich  zudem  in  alter  Weise  nach  der  Qualität,  nicht  nach  dei 
Gewichte  richtete.    Preulsen  konnte  nachrechnen,  dafs  die  B« 
nutzung    des    holländischen    Rheins   immer    noch   dreizelmmal 
teurer   blieb   als    die    einer   gleich  grofsen  Strecke  des  Mittel- 
oder  Oberlaufs  des  Flusses^, 

Inzwisclien   war  ein  neuer  Streiti>unkt  durch  die  Vorlage 


vgl.  Obpriimdisthrv  WfKf;r-8cinftahrt.s-Rcguliitiv  ctu.  bri  Kau,  Bt-itrilgel 
8,  252—270   uüd    das  Memoire    der  Deputiertem    des  ßremer  tithI  r  iL.  fJ 
läiidiBehen    Hflndelss^tandes     ebenda    8.    185 — 208.      Toecbc    ' 
Friedrich      Willielinskanal      uud      Herliii  -  Hiimbnrger      Ftuf>  tj 

S.  147;  Martin  Krieh^  Die  Heguliening  der  ElbschiflRabrt  161i*— l.y2| 
woselbst  die  Verkebrspolitik  PreufJ*enH  in  der  „Kommii^sion  ziir  Organi 
siening  der  ElbBchiffahrt*^  zu  Dresden  beaond«>re  Berücksichtigung  findet. 
Auch  die  Aufhebung  des  Uniladejswang!?  in  Magdeburg  ist  von  Kri»'*lc 
ausfuhr! ich    behandelt   (ebenda  S.  71—87).     Ülier    U^tzteren    Punkt    %'iLrLÄ 
noch  den  Auszug  aus  dem  27.  Protokoll   der  infolge  der  Heatimmunp^iiH 
dea  Wiener  Kongreääeg  in  Dresden  zur  Organisierung  der  EtbesehifiaUit^ 
versammelten  Koumii^Bion,    den  Magdeburger  Stapel    betr.  vom  L  Juli 
1820  hei  Nan  a.  a.  ä  II  8up|ih^inent  8.  2f— 45, 

'  Vgl  174.  Protokoll  der  Centralkommisaion  vom  12.  Mäi  1820 
NftU,  Beiträge  11  S,  275-219, 

*  Dasaelbc  i^^t  dem  175.  Protokoll  vom  Ö.  Juni  1820  eingefügt  tnn 
findet  sieh  bei  Naii  a.  a,  O.  U  S.  279-283. 

*  Vgl.    177.    Protokoll    vom    4.   Juli    1820   bei    Nau    a,    a.    O. 
S.  823 -:M>. 

*  Abgedruckt     mit     Tarif    bei     Nau    a.    a,    0.    Bd.    111,     livH 
S.  61— las. 

*  Vgb  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  S.  150. 
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des  preufsi seilen  Entwurfs  zum  definitiven  Reglement ',  der  im 
Septem  her  1821  der  Kommission  unterbreitet  wurde,  entatanden. 
Holland  behauptete  sofort,  daf>i  es  sieli  auf  ihn  überhaupt  nicht 
einlassen  könne,  wenn  nicht  vorher  die  auf  die  Konvention 
von  1804  f^egrilndete  ^interimTöti.sche  Instruktion"  den  seit- 
herigen Zustfind  fe.**tgelegt  habe,  weil  der  auf  diese  gehende 
Art.  31  der  Wiener  Akte  vor  dem  Art.  32  vollzr>gon  werden 
mtiftse^.  Endlieh  schritt  man  nach  Überwindung  zahlloser 
Einwände  1823  zu  einer  vorläufigen  Debatt^e,  den  sog.  Separat- 
Verhandlungen  über  das  Definitivreglement ^,  um  zu  sehen,  ob 
man  sich  vielleicht  einigen  könne.  Die  Hoffnung  war  vergeb- 
lich. Gh^ich  zu  Anfang  wehrten  sich  die  Niederlande  gegen 
den  Ausdruck:  ^navigation  libre  jusf|u*en  pleinemer'^.  Und 
so  ging  ea  in  endlosen  Wirren  und  Widersprüclieu  weiter, 
Selbst  vermittelnde  Vorschlüge  scheiterten  an  der  Starrheit  und 
Unbengöiimkeit  der  vorgebrachten  Forderungen»  deren  allseitige 
Durchführung  sich  keinesfalls  ermöglichen  liefs.  Das  VerhUlt- 
nis  wurde  immer  unerträglicher,  bis  der  preuf^ische  Gesandte 
mit  Protest  aus  der  Kommission  schied*.    Die  anderen  BevoU- 

rmäehtigten  setzteu  noch  eine  Zeillang  ihre  Beratungen  fort, 
aber  bald  sah  man  ein,  dafs  ohne  Preufsen  nicht  weiter  zu 
komtncn  sei,  da  Beschlüsse,  die  mit  seiner  Cbergehung  gefafst 
waren,  keinen  praktischen  W^ert  hatten.  Es  blieb  daher  nichts 
\veiter  übrig  als  die  Sitzungen  der  Kommission  ins  Ungewisse 
zu  vertagen  ^. 
.  Nahezu  ein  Jahrzehnt  war  so  verflossen  und  noch  immer 

^^tarrten  die  Wiener  Beschlüsse,  wie  am  ersten  Tage,  ihrer  Ver- 
^^rwirklichung.  Die  zu  ihrer  Durchführung  berufene  Central- 
r  konimission  hatte  manche  Geschöfte  in  der  Zwischenzeit  er- 
I  ledigt.  Die  Krahnen-^  Wage-,  W^erftgeblUiren  zu  Köln  waren 
unter  ihrer  Mitwirkung  erleichtert,  die  Bestimmungen  über  die 
Schittsaiche^  verbessert  und  vereinheitlicht  worden.  Für  die 
Fahrten  zwischen  Strafsburg  und  der  Schweizer  Grenze  wurden 
Mafgnahmen  getroffen,  die  mit  den  für  die  übrigen  Strom* 
atrecken     geltenden    Vorschriften     im     wesentlichen     überein- 

^  Gedruckt  bei  Nau  ti.  a.  0.  Bd.  IIl  Heft  5  S.  i:i3-179. 

^  Vgl.  die  FrotokolIauBZQce  bei  Nau  a.  a,  O,  Bd,  UI  Heft  6,  7»  8 
a  179-282, 

'  Die  Separfttverhand hingen  erschienen  1825  zu  Mainz  (Kiipforherg) 
im  Drufk 

*  VgL  Oppenheim,  IJer  freie  deutsche  Rhein  S.  162;  Gotbein» 
Befreimtg  des  Khoins  S.  H372. 

*  \  gl*  Bf^schkifs  in  der  Sitzuiig  vom  15,  Juli  1824.  (Akten  über 
Handel  und  Verkelirnwest^ii  M.St.Aj 

*  BejiclihirK  der  Central komraiHwi an  ilb^r  die  Scbiff*9aiche  od«^  Ver- 
messung drr  Schilfo  vom  6.  Frbruar  1818  \nn  Nau,  Beiträge  I  S,  865 
bis  8&8;  Hermari,  Sammlung  der  G«^setze  S,  190-193;  Verordnung  der 
Centralkommission,  die  SetiifiWücbe  betr.,  vom  11,  AuguRt  IHlö  bei 
Herman  a.  a,  O,  S.  193  ff.  VgL  nocb  die  Abliandlungen ,  die  ScIiifFs^ 
Äiche  betr.,  bei  Nau  I  8.  354—304,  395-407;  und  unten  S,  190, 
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stimmten ^  Besorgnisse,  die  sich  bei  der  DurchfÜhrune  des 
neuen  preufsischen  Zollgesetzes  ^  in  den  Rheingegenden  gdtend 
machten,  da  man  von  ihr  grolse  Erschwerungen  fllr  die 
Schiffahrt  fürchtete,  konnten  durch  Nachweise  des  preufsischen 
Kommissars  zerstreut  und  beseitigt  werden®.  Ja  die  Central- 
kommission  hatte  sich  seit  1817  sogar  einer  Aufgabe  unter- 
zogen, die  ihr  ursprünglich  gar  nicht  zugedacht  war,  da  sie 
die  oberste  Verwaltung  der  Rheinschiffahrtsangelegenheiten 
übernommen  und  dank  den  andauernden  Tagungen  auch  be- 
halten hatte. 

Dagegen  war  ihr  die  Lösung  ihrer  Hauptaufgabe  während 
dieser  Zeit  vollkommen  mifsglückt.  Es  war  ihr  weder  gelungen, 
im  Anschlufs  an  die  Wiener  Bestimmungen  Einzelverbesserungeu 
durchzufuhren,  noch  durch  eine  vollständige  und  gründliche 
Neugestaltung  aller  Verhältnisse  die  sehnlichst  erwartete  Be- 
freiung des  Rheinverkehrs  zu  gewährleisten. 


>  Vgl.  Auszug  aus  dem  192.  Protokoll  der  Gentralkommission  vom 
17.  Nov.  1820  §  II  bei  Nau,  Beiträge  II  Supplement  S.  1—21.  Ein- 
fülirung  einer  Octroierhebung  zwischen  Basel  und  Stra&burg  213.  Proto- 
koll vom  4.  Mai  1821  bei  Nau  a.  a.  0.  Bd.  II  Heft  2  S.  1—18. 

^  Das  preufsische  Zoll'  und  Handelsgesetz  vom  21.  Mai  1818  ist 
wegen  seiner  grofsen  Bedeutung  für  die  RneinschifFahrt  abgedruckt  bei 
Nau  a.  a.  0.  I  S.  410  ff;  Herman,  Sammlung  der  Gesetse  S.  390 ff. 
Vgl.  auch  unten  S.  157. 

^  Es  handelte  sich  namentlich  darum,  die  Erhebung  der  Schiffahrts- 

febühren  von  den  Mautabgaben  (Zöllen)  getrennt  zu  nidten.  VgL  Er- 
lärung  des  preufsischen  Bevollmächtigten  vom  30.  Oktober  1818  (Naa 
a.  a.  O.  I  S.  504,  505);  Dekret  der  preuTsischen  Regierung  zu  Cleve  vom 
3.  Okt.  1818  (Nau  a.  a.  0.  I  S.  505,  506).  Die  diesbezüglichen  weiteren 
Verhandlungen  innerhalb  der  Gentralkommission  sind  zusammengestellt 
bei  Nau  a.  a.  0.  Bd.  III  Heft  2  S.  25—50  unter  dem  Titel:  Preufsiache 
Douanen  auf  dem  Rhein.  Über  die  Erhebungsrolle  vgl.  ebenda 
S.  50-80. 


ßeihehaltmig   des    Umschlags   in    Kl^lii    und    Mainz   ohne 
Rlickstelit  auf  die  Wiener  Koiiveutioii. 

Wohl  selten  haben  sich  Theorie  und  Praxis  im  Wirt- 
»chaftöprozefs  des  19,  Jiihrhiuidcrts  fremder  gegen überge-standeo^ 
wie  bei  Gestaitnog  der  RheinHehiffuhrtsverhältnisae  zwischen 
1815  und  183L  Iti  Wien  waren  die  Bestimm uogen  für  eine 
weitgehende  Befreiung  des  Rhein  Verkehrs  feierlieh  verkündet 
und  von  allen  Beteiligten  widerspruchslos  angenoramen  worden. 
Allein  fiir  die  näehsten  15  Jahre  öind  sie  thataächlieh  ohne 
merkliche  Folgen  geblieben.  Die  Grundsätze  des  grofsen 
Kongresses  standen  schön  auf  dem  Papier,  aber  während  man 
eich  wegen  ihrer  Durchführung  in  endlosen  Streitigkeiten  er- 
ging, mulste  sieh  das  rheininche  Verkehrswesen  in  den  alten 
Fesseln  ohne  jede  Erleichterung  weiterschleppen. 

Wir  haben  oben  gesehen,  wie  die  Frage  des  Umschlags* 
r.wangcs  in  den  Stationshäfen  den  Angelpunkt  bei  den  Ver- 
handlungen der  Centralkommtssioe  bildete.  Die  praktische 
Handhaliung  der  noch  gebliebenen  Reste  der  Stapelgerechtig- 
keiten bot  in  jenen  Jahren  nicht  weniger  Anlafs  zu  Streitig- 
keiten* 

Die  Kölner  hatten  schon  bei  den  Verhandlungen  der 
CentralkoHimission  wenigstens  indirekt  eine  hedentsame  Rolle 
ges|»ielt,  Ihre  Wünsche  stärkten  der  preufai sehen  Regierung 
da»  Rückgrat,  ja  ihnen  gebührt  sogar  in  gewissem  Sinne  daa 
Verdienst,  die  leitenden  Staatsmänner  am  Berliner  Hofe  auf 
die  entscheidenden  Punkte^  namentlich  die  Auslegung  de» 
^juaqu*a  la  mer"  hingewiesen  zu  haben.  In  einer  Zuschrift 
vom   21.    Mai    1816    und    dem   Schreiben    vom   7,   Dezember 
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1817'  haben  sie  ihre  diesbezüglichen  An  sichten  weitläufig  dar- 
gelegt,  Eö  kam  ihnen  darauf  an,  zu  hindern ,  dals  der  Cm- 
ftchlagszwang  als  Repressalie  nur  gegen  Holland  beibehält»*!!, 
für  die  anderen  Ufers taaten  aber  aufgehoben  werde,  Si 
meinten,  der  Zweck,  den  man  mit  dieser  Ma&regel  emtrel 
werde  im  letzteren  Falle  sieher  nicht  erreicht  Die  ni 
ländiechen  Schiffer  würden  entweder  ihre  Waren  nach  nied^ 
rheinischen  Häfen  innerhalb  der  preufsischen  Grenze  send' 
dort  umladen  und  nach  ihrem  Bestimmungsorte  an  Köln  vai 
bei  gehen  lassen,  oder  aber  es  werde  eine  direkte  Fal 
zwischen  Frankfurt  und  Holland  eingerichtet  und  unter  d< 
Flagge  der  Mainstadt  der  WareoKug^  ohne  Aufenthalt  in 
proufaischcn  Häfen,  nach  dem  südlichen  Deutschland  geführt 
Letzterer  Ausweg  biete  noch  den  Vorteil  der  Verbilligung  der 
Frachtpreise,  da  bei  einer  neuen  Rangfahrt  den  Teilnehmern 
von  vornherein  geringerer  Gewinn  zugesichert  werden  könne, 
als  bei  der  alten  Verbindung  zwischen  Köln  und  dem  Nieder- 
rhein, deren  überzahl  reiclie  Schiffer  bei  den  aelteaen  Rei»e- 
gelegenheiten  hohe  Löhne  forderten. 

Ans  dem  Gesagten  dürfe  man  aber  nicht  folgern,  d 
Köln  das  Umschlags  recht  bis  in  alle  Ewigkeit  beibehaiti 
möchte;  auch  seine  Bürger  „wüfsten  sich  nach  dem  Zeitgei« 
und  den  daraus  emanierenden  Verfllgungen**  der  Wiener 
Schlüsse  zu  richten  und  wünschten  nur,  dafs,  während  al 
Uferstaaten  von  der  Konvention  Vorteil  zögen,  Preufsen  nie 
allein  deren  Opfer  aei^  dafs  Holland  insbesondere  nicht  nur 
geniefse,  soiulern  auch  die  Verbindlichkeiten  erfülle,  die  mit 
diesem  Genüsse  verbunden  wären« 

„Werde  dann  die  Freiheit  der  Hheinschiffahrt  bis  in  die 
See  gestattet,    wie  es   dem  Sinne  der  Konvention    ent^precb 
so  werde  der  Stadt  Köln,    wo    nicht   völliger  Ersatz    für   d 
Verlust  des  Umschlagsrechts,  docli  wenigstens  die  Möglicbk 
gegeben,  ihre  Thätigktnt  »n   freier  Konkurrenz  mit  Fraukfi 
zu  entwj ekeln.     Die  Schiffe,    die  alsdann   von    London,    Ani 
werpen  und  anderen  Seehäfen  in    die  Mündungen  des  Rheins 
mit  Waren  einliefen,  welche  für  die  llheingegenden  bestimmt 
seien ,     würden     wohl    schw^erlich    weiter    als    Köln    komm 
können ;  in  seinem  Hafen  werde  sich  ein  natürlicher  Umsch 
dieser  Waren  bilden,  welcher  jenem  von   Frankfurt   zur  Sei 
gesetzt  werden  könne,  und  da  mit  dieser  neuen  Ordnung  der 
Dinge   zugleich    alle   Zinsbarkeit   gegen    Holland   aufhöre , 
würde  Köln,    wo    nicht  die  Vermehrung,  doch  wenigstens  di 
Erhaltung  des  bisherigen  Zwischenhandels   mit  Zuversicht  er- 
hoffen können/ 

Schliefslich     wurde     noch     nachzuweisen     gesucht,     dalfl 
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Preufsens  Einnahmen  aus  dem  Umsehlag  nur  den  zehnten 
Teil  der  Snmraen  ausmachten,  die  Holhmd  aus  sefnem  Last- 
geldj  den  Transitrechten^  Extraauflagen,  aus  Wasserzölleii  und 
d<*i'gleiclien  zielie,  dafa  also  keineswegs  der  Verdacht  einer 
fiskalischen  Ausbeute  der  VerhultuiHse  auf  den  Ketorsions- 
mafsregeln  ruhe. 

Das  sind  im  wesentlichen  die  Grundgedanken,  welche  die 
Kölner  llandelskamraer  in  den  Gutachten  jener  Zeit*  mit 
Energie  vertrat  und  die  die  preuTsische  Regierung  he!  den 
K^iinmissionsverhaTidlungen  zu  den  ihrigen  machte.  Die  Ver- 
wirklichung derselben  hat  sich  IHnger  verzögert,  als  mau  dn't- 
mals  glaubte.  Die  Einrichtung  des  Rheinseeverkehrs  bis  aum 
Kölner  Hafen,  die  in  früheren  Zeiten  gebldht  b«tte-  und  die 
man  nun  mit  neuer  Hoffnung  anstrebte,  wurde  ei-st  gegen 
Ausgang  des  19.  Jahrhunderts  erfolgreich  durchgetVdirt,  Aber 
es  blieb  doch  wenigstens  ein  Ziel  vorbanden,  nach  dem  man 
streben  konnte;  die  Qei?taltung  der  Verhältnii*se  schien  den 
Beteiligti^n  auch  nach  Wegfall  der  alten  Privilegien  und  Vor- 
zllge  nicht  vollkommen  aussichtslos» 

Schlimmer  stand  es  um  Mainz,  dessen  SchitTabrt  und 
Spedition  nach  Beieitigung  des  Stapels  auf  das  schwerste  be* 
droht  w^ar.  Die  Beschaffenheit  ues  Mittelrhcins  gestattete 
keineswegs  ein  Durchführen  der  SeeschifFc  his  zu  seinem 
Hafen,  wilhrend  andererseits  die  Rheinsehiffe  anstandslos  den 
Main  bis  Frankfurt,  den  Oberrhein  bis  Mannheim  befahren 
kannten.  In  diesen  Plätzen  entstanden  ihm  daher  gefiihrliche 
Konkurrenten,  deren  es  sich  nach  Wegfall  seiner  alten  Privi- 
legien kaum  mehr  erwehren  konnte.  Die  Mainzer  schauten 
in  eine  trübe  Zukunft,  und  der  enge,  egoistische  Standpunkt, 
an  dem  sie  festhielten »  läfst  sich  daher  nur  allzu  leicht  be- 
greifen. Es  war  die  Idee  des  „carpe  diem",  die  sie  verfochten, 
sie  wollten  den  Augenblick  nützen  und  zugleich  sich  seine 
Vorteile  noch  für  die  nlichste  Zukunft  sichern.  Nur  die 
Taktik  der  Interessenten  hat  sich  gegen  früljer  geändert,  in- 
em  sie  nicht  mehr  die  Nützlichkeit  des  Stapels  hervorhoben, 
"ern  sich  bei  seiner  Handhabung    einfach    hinter   das    nun 

al  bestehende  und  immer  noch   nicht   autgehobene  Recht 

hanzten®. 

Es  war  kein  Wunder,  dafs  sich  so  die  alten  Kämpfe 
zwischon  Mainz  und  Frankfurt,  die  sich  bereite  im  ersten  Jahrzehnt 


'  Vgl.  auch:  ^ Worin  be-ntt^ht  die»  wahre  Fn'ihi?Jt  ile?  Hantleb  in 
Deutschland?*'  bei  Nau  a  a,  O.  I  S.  24:1— 2,W.  ,Soli  dt^r  Hheio  hU  iü 
oder  nur  bis  an  das  Mt^er  frei  seyn?"  t^benila  11  S,  24:1-264. 

*  Vf^L  O  r  a  f  f ,  11  he  i  u  -Sees  c  li  f  ffa  h  rt  S.  5 ;  van  d  e  r  B  o  r  g  h  t ,  Rhein  * 
hitliibrt  8.  L 

*  bt-r  die  Stellung  der  Mainzer  Handelskammer  bei  dem  Streit 
ie  BeibehnlttiDg  des  Umschlag  vgL  HaudplKkammer  zu  Mainz  S.  29. 
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des  19.  Säktilums    abgespielt  liatten  * »    in    erneuter  Heftigk 
wiedcrholteo«  (Tieich  nach  Beseiti*^mng  der  franxösisehen  ~^ 
herrsciiaft  und  U bemal» me  der  olieraten  Leitung  der  Kheinscbilt 
lahrtsverwaltung  durch   den  Grafen  Friedrich  Solms-Lau 
hatten  die  Frankfurter  Hand elöleute  diesem  die  Bitte  vorgetmg' 
er  möge  die  infolge  des  unklaren  Wortlautes  der  Üetroikon Ten ti 
bestrittenen    umsclilags freien  Thalfahrten  von  Frankfurt    n 
den    Häfen  des  Mittelrheins  wieder  gestatten,     Sie  hatten 
ihrem  Anliegen  Gehör  gefunden  und  durch  Dekret  des  Gral 
vom  Ki,  Mai  1814  die  erbetene  Erlaubnis  erhalten*. 

Nach  Aufhebung  der  Blockade  gaben  sich  die  Maiaser 
damit  nicht  zufrieden**,  Sie  erhoben  sofort  durch  den 
Generalgouvernement^i-Kommiiäsar  Baron  von  Otterstedt  Var- 
Stellungen  bei  der  provisorischen  Rheinschiffahrtä Verwaltung 
und  lielsen  ihre  Sache  auch  dnrch  die  wenig  später  eingedeUte 
preuf^isch- österreichische  Administration  an  nia&gebender 
Stelle  vertreten,  olnie  damit  freilrch  die  Streitpunkte  aus  der^ 
Welt  schaffen  zu  können.  Dabei  klagten  die  Mainzer  Ka 
leute*,  dafs  sogar  die  ansässigen  Scliiffer  mit  dem  Frankfurt 
Haudelsstand  gemeinsames  Spiel  trieben  und  gern  bereit  sei 
deren  Waren  zu  befördern,  ohne  in  der  Vaterstadt  umzulad 
Durch  die  Ausnahmestellung  der  MainsUidt  gingen  nach  i 
übertriebenen  Sehätzung  dem  Mainzer  Hafen  jährlich  die  O 
bühren  von  200000  Centnern  Strafsburger  und  Kölner  Q 
verloren. 

Auch  in  den  folgenden  Jahren  gab   der  Umschlagszwai 
7Ai   fortwährenden  Bescliwerden  Anlafs.     Die  Rheinschiffahri 
Centralkommission    suchte    den    angeblichen    und    wirklich^ 
Milsbräuchen  bei  seiner  Übung  mögliehst  zu  steuern,   mit  me 
Erfolg    als    sie    bei    ihrer  Hauptaufgabe    hatte*,      Ftir  Mai 
forderte    Inspektor  Ockhart,   namens   der   provisorisehen   Vei 
waltnngskommission,     dafs    man    in    zwei    Punkten     Wand 
schaffe.     Einmal  solle  den  mit  ymsehkgsfreien  Waren  vorbei 
fahrenden  Schiffen  die  Unterzeichnung  von  Reversen  auf  de] 
Hafenpolizeibureau  erlassen  werden,  durch  die  sie  seither  ai 
erkennen  mufsten,  dafs  ihnen  die  Befreiung  vom  Stapelzwa 
lediglich    als  Vergünstigung    eingeräumt    wurde.     Damit    war^ 
abgesehen  von  kleinen   Unkosten,    ein   erheblicher  Zeitvertui 
verknüpft,  der  zu  stets  erneuten  Beschwerden  führte*.    Wer 


'  \g].  oben  S,  26,  54. 
«  \^l  oben  8.  86. 


Schreiben 


^  Vgl    RlieiiK-^ehifralirtHakteii    1814    (M,8t  AJ,    hcs 
HandehkamnuT  an  Harn«  Dfterstetlt  vom  17.  Mai  1814. 

♦  VgU  Schmbi'Ti  vom  r>  Sept.  1814  (ScJiiflTahrtsaktoD  1^14  M.8tA.). 

'*  VgL  Aktr-fi  iIIht  HaiHl<4  iiikI  Vt-*rkelir?wt»rtrn  M.St.A. 

*^  Kameiiflicb  tÜe  Biit^er  und  niidcr*^  Hheru^auer  Sehiffr-r,  dio  WäL 
und   Hoiifitigt^  Liind»*«|)rndiiktp  iiai4i  Frankfurt  iiiia  weiter  aufwärts  fnh 
dnrfteD»  ohne  zum  Um*<chhif,' gczwuBgeu  zu  sein,  hrj^Hi werten  j^it^h  wi^iei 
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sollte  das  Wippengeld  abgeschaiTt  werden,  das  die  Schiffer 
»ahlf^Ti  mufsten,  die  zur  Zeiterüimrung  statt  des  grolaen 
Kraimen  sich  der  kleineren  Hilfßkrahncn ,  der  sog.  Wippen, 
bedienten.  Letztere  Forderung  wurde  unter  der  Begrfnidung 
zurückgewieaen,  daf^  die  strittige  Abgabe  eine  freiwillige  sei 
und  dafs,  wer  sie  nicht  entriehten  wolle,  einfach  sieh  auf  Be- 
nützung des  grofaen  städtischen  Krahnen  beschränken 
könne.  Dagegen  wurden  die  Reverse  durch  Verftigung  der 
Grofsherzoglichen  Regierung  vom  9,  Oktober  1818^  beseitigt 
und  darauf  hingewiesen,  dafs  künftig  ilie  Schiffer  bei  Vor- 
legung ihn^r  Manifeste  auf  dem  Inspektionöbureau  ohne  alten 
Aufenthalt  abzufertigen  seien. 

Schon  einige  MoiiMte  vorher,  am  9.  Mai  1818,  hatte  sich 
tlie  Mainzer  Bürgermeisterei  zu  einer  Bekanntmachung  ver- 
standen -,  welche  die  von  der  Hafenkommisaion  unter  der  Be- 
nennung „Hafengehl**  erhobenen  Gebüliren  von  5  Centimen 
pro  Centner  aufhob  und  alle  Oegenntiloile,  denen  nach  Ent- 
scheidung de«  Generaldirektors  der  Brücken  und  Strafsen  vom 
9.  Oktober  1809  die  freie  Vorbeifahrt  ohne  Überladung  gestattet 
war^  von  der  Entrichtung  der  Krahnen-,  Werft-  und  Wag- 
gebühren sowie  von  der  Centimenal>gabe  für  Unterhaltung 
des  Winterbafenö  lic freite. 

Weiter  ging  man  in  Köln^  wo  1818^  bedeutende  Aus- 
nahmen von  dem  Umschlagazwang  festgestellt  wurden.  Aufser 
den  Gegenständen,  denen  die  Vorbeifahrt  bereits  durch  Be- 
schlufs  vom  7,  November  1809  gestattet  war,  wurde  sie  noch 
für  eine  Reihe  von  Waren  zugestanden ,  „deren  Überladung 
einen  zum  Verhältnis  des  Wertes  zu  hohen  Kostenaufwand 
und  für  den  Handel  selbst  nachteiligen  Aufenthalt  verursachte/* 
Als  solche  galten:  deutsches  Getreide  aller  Art,  deutsches 
Salinensalz,  verschiedene  Sorten  von  Eisenwaren,  Mineral- 
Walser,  W^ach  hold  er  beeren,  Nüsse  und  dergb  mehr. 

Alle  diese  Gegenstände  durften  ohne  genauere  Unter- 
suchungen gebühren-  und  umschlagsfrei  passieren»  wenn  die 
Beschaffenheit  der  Ladungen  sieh  mit  blofsem  Auge  über- 
schauen liefs,  oder  die  Verifikation  der  RheinschfUahrtsbeÄrateu 
feststellte,  dafs  die  betreffenden  Schiffe  keine  anderen  Güter 
eingenommen  hatti^n,  oder  endlich  wenn  glaubhafte  Zeugnisse 
der  Ortsbehörden   die  gemachten  Angaben    bestätigten.     Eine 


holt  ober  die  Revers«;  vgl.  Schmben  vöm  16.  Juni  1815  in  Akten  über 

Handel  nnd  Verkebrswerien  (M  St  A/J, 

*  V^\.  Akti'ii  ühpr  Hiiiulel  und  Verkehrswesen  M.St.A. 

'  l>prfl«'lb('n  wan^D  Ifiiigere  Vi^rhandhingen  vorhereeganfcen.  wozu 
vergeh iwh'ne  Gutttcliten  von  der  Handelskaminer  etc.  eingeholf  wunb^n. 
(Am  gb*iehi'n  Orte.) 

*  Verordnung  vom  24.  .\ugust  1818»  betr.  Abönderungen  lur  den 
Umaelihig  und  du*  Erhebungen  im  Hafen  von  K*)In:  abgedruekt  bei 
Herrn  an.  Sammhing  der  Gesetze  8.  284 — 38Ö. 
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materielle  Priit'ung  durch  die  städtischen  Beamten  sollte  mr 
eintreten,  wenn  es  an  dem  nötigen  Ausweise  fehlte  und  be- 
gründeter Verdacht  gegen  die  Schiffsführer  vorlag.  Durch 
diese  Anordnung  war  unnötigen  Fahrtenverzögerungen  nach 
Krnfton  vorgebeugt. 

Viel    starrer   wurde,    wie    bemerkt,    die  Mainzer  Gerecht- 
same verteidigt,  wo  man,   abgesehen  von    den   obenerwähnteti 
Zugeständnissen,    sich    zu    keinen    weiteren    Erleichteroogen 
herbeiliefs.     Ja,    gelegentlich   scheute    man    sich   sogar  nicht 
früher  gestattete  Befreiungen  von  neuem  in  Frage  zu  stellen. 
»So  wurde  beispielsweise  1818—1819  aufs  heftigste  darüber  g^ 
stritten,    ob  schweizer  Holzwaren,  die  von  ihren  Eigentümen 
in  den  sog.  „Lauertannen"  rheinabwärts  geführt  wurden,  tPMi- 
(lern    sie   dem   Umschlage   seit    1809   nicht   mehr   unterworfea 
waren ,      zur     Zahlung     von     Hafengebtlhren      herangesogn 
werden    kimnten.     Ein  Luzerner  Händler  ward   deswegen  in 
Juni     1818     in    Mainz     festgehalten*.       Die    Grofcherzoglidw 
IVovinzialrogierung  entschied  merkwürdigerweise  auf  Anrufei 
am  20.  Juni,  derselbe  müsse  sich  sogar  dem  wirklichen  Um- 
schlag unterworfen,  da  es  nicht  ratsam  sei  „mit  einer  gebrech- 
lichen,   blofs  mit  hölzernen  Nägeln   zusammengefügten  Liaer- 
tanne    weite,    unbekannte  Strecken    eines    grofsen  Stromes  w 
befahn^n."     Diese  den  Anschauungen  vergangener  Zeiten  ent- 
sprechende Anordnung   wurde   zum   Glück   durch  Verfiipuig 
des  Darmstädter  Ministeriums  vom  5.  August  1818  aufgehoben, 
und  im  weiteren  Verfolg   der  Angelegenheit   am    12.  Oktober 
bestimmt,  dafs  die  betreflTenden  Güter  irgendwelche  Oebübrei 
in  Mainz  nicht  zu  entrichten  hätten. 

Kaum  war  der  rine  Punkt  geklärt',  so  that  sich  schon 
«anderweitig  eine  neue  Streitfrage  auf.  KrahDenmeister 
Dibelius  machte  am  15.  Mai  1819  die  Mainzer  Bürger- 
meisterei darauf  aufmerksam,  man  solle  nur  die  offen  liegen- 
den schweizer  Waren  frei  vorbeigehen  lassen,  von  den  in 
Kisten  verpackten  dagegen  die  gewöhnliche  Gebühr  in  Höhe 
von  20  Centimen  erheben,  da  unter  den  letzteren  Mck 
andere  Güter  verborgen  sein  könnten.  Ohne  weiteres  dnife 
man  diesem  Vorschlage  nicht  nachgeben;  die  Bürgermristerei 
wandte  sich  daher  am  16.  Mai  1819  nach  Köln  mit  der  Anfinge, 
wie  es  dort  gehalten  werde?  Die  Antwort  vom  27.  Mai  U«t 
die  hier  geübte  mildere  Praxis  deutlich  erkennen,  zu  der  mm 
sich  künftig  auch  in  Mainz  bequemte.  Sie  erklärt  dafs  nach 
Artikel  1  des  Beschlusses  vom  24.  August  1818  allen  Gfitem, 
die  seit  dem  Dekret  vom  7.  November  1809  vom  thatsÄchlicheB 


^  Vgl.  znm  folcrt^ulen  Akten  über  Handel  und  VerkehrsweBen  dn 
M.St.A. 

'  Derselbe  ist  auch  im  HO.  Sitzumgspotokoll  der  Bheinj>clii(bbi0- 
ntTalkommission  behandelt. 


^ 
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Umiichlag  befreit  seien,  auch  die  vollkommeü  gebührenfreie 
Vorbeifahrt  l^^estattet  werde.  Schweizer  Ilolzwareu  („bois 
oitvr^Ä  et  autrea  produetioDs  venant  de  In  Suifse  et  trans* 
purtees  par  leurs  proprf^taires  dans  les  ernbarcations  dites 
Lanertannen")  seien  davon  nicht  ausgenommen,  zumal  deren 
Elften türa er  sie  selbst  zum  Verkauf  brächten,  wodurch  aie  den 
Charakter  von  Frarlitgütern  verlören*  Übrigens  kämen  aie 
nur  in  seltenen  Fällen,  nämlich  wenn  sie  nach  Holland  oder 
Amerika  bestimmt  seien,  an  der  Stadt  vorbei. 

Die  Mainzer  liaben  bei  der  strengen  tibung  des  Stapel- 
zwanges, bei  der  nur  die  Effekten  von  Gesandten  und  Fürst- 
liL'hkeiten  *  ohne  Scherereien  passierten,  filr  ihre  Stadt  ein  guteii 
Ot^Bchäft  gemacht.  Auf  eine  Frage  der  hessisclien  Regierung, 
wieviel  der  Umschlag  der  Gemeinde  einbringe,  antwortete  die 
Bürgermeisterei^,  die  AufFiebung  des  Umschlaga  bedeute  für  die 
Stadt  einen  grofsen  Verlust.  Der  reine  Ertrag  der  Hafen- 
und  Waggelnihren  habe: 

1816 78:i54  ii\  57  ct. 

1817  ....  9hiyb()    ^     11    - 

1818  ,,.     .  01069 

lietragen.     Im  Jahre 

1810  belief  sich  derselbe  auf  73492  fr.   16  et, 

1811  .         -  .  -     74983    -    26   - 

1812  -         -  -  -    71099   -    20  - 
1818       .         -           -          -     69200         -       \ 

Also  im  Durchschnitt  hei  diesen  letzten  vier  Jahren  auf  72  193  fr, 
65*/a  ct. 

Die  Zustände  des  nächsten  Jahrzehnts  zeigen  hinsichtlich 
Ides  Uinachlags  keine  merklichen  Änderungen,  In  Mainz  drehte 
iieh  das  ganze  Interesse  um  die  Regelung  des  ungeklärten 
"Verhältnisses  zu  Frankfurt.  Der  dortige  Handelsstand  hatte 
^€ine  Einrichtung  getroffen,  die  dem  Mainzer  Pri%Mleg  viel  Ah- 
hrueh  that.  Er  liefs  die  thalwärts  bestimmten  Gilter  zu  Hoch- 
heim am  Main  ausladen ,  führte  sie  zu  Land  nach  Hiebrieb, 
wo  sie  dann  nach  Umgehung  des  verhafsten  Statin nshafena 
wieder  auf  Schiffnböden  gepackt  wurden* 


'  Vgl.  bet^piolawi^ise  Verfügung  vom  !6.  Okt.  1818|  diifs  die  freie 
l>urch(iihr  der  EftVkton  d^r  hannoveranischcn  BimdratagsgesandUcliÄft, 
dip  i<ich  auf  d«*rii  Wf^  von  London  über  Frankfurt  nni'h  Ani<>rb»ch 
befinde  ohne  Erhfbunt^  von  Ortroi-  und  [Jafcii^ebi'ibrt^ii  ge>*tfittet  sei; 
oder  ViTföginii;:  vom  ät*,  Mai  IS18,  weleb*-  S*'  fri*ie  Diirebfubr  der 
Effekten  der  Könipfin  von  Wilrltemberg  bewtiunnt.  Die.^e  und  rüinliche 
Verfugungen  in  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  den  M.St.A, 

'^  Schreiben  vom  29,  Mm  1819  nnd  beiliegende  Bordereanj*  in  Akten 
ober  Handel  und  Verkehrswesen  M.BtA. 

■  Da.H  Jahr  lsl4  kann  wegen  der  ßlookaile  von  Mainis  nicht  in  An^ 
»ehlag  gebracht  werden. 


k 
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Das  auf  hessischem  Oel)iei  liegende  Örtchen  Kosihexm  ^'oDltf 
diese    neue   Einnahmeijuelle   el»enfaÜfi   nützen    und    bat   d\ 
1821   um  Aufhebung  des  AusWle Verbots  für  SehifF»gtirer,  dii 
von  Frankfurt   nach   Köln    gehen    sollten  \     Die  Kegit-rungs- 
behörde  kommt  am  29.  Mai   1821  diesen  Wünschen   entgegen. 
Als  die  Mainzer  Bürgermeisterei  am  9.  Juni  Verwahrung  einlegt 
und  behauptet,  mit   dem  Umschlagsrecht  auf  dem  Khetn  sei 
ein  sieh  bis  in  den  Main  erstreckendes  Bannrecht  verbundeii^ 
wird  ihr  unterm   16.  Juni  bedeutetj  vor  Abschlafs  der  Octroi- 
konvention  könne  Mains«  vielleiclit  ein  derartiges  Recht  geübt 
haben,   allein   dureh    Artikel  5   dieses  Vertrags    sei    der   Um* 
ßchlagszwang  auf  den  Rhein  beschränkt   und  Artikel   128  be- 
sage ausdrüeklich,  dafs  „alle  früher  bestandenen  ObservaD^eii* 
aufgehoben  seien ;  im  übrigen  sei  ftir  Hessen  Kostheim  so  gut 
wie  Mainz  zu  berücksichtigen. 

Des  weiteren  führte  die  hessische  Provinzialregierung  am 
19.  Juli  aus,  nach  Artikel  19  der  Wiener  Kongrefaakte  sei 
die  Aufhebung  dos  Umschlags  bereits  ausj^gesprochen,  der  6e- 
nufs  derselben  bleibe  nur  noch  so  lange  möglich,  bis  die  im 
Artikel  20  vorgesehenen  Polizeimafsregeln  ausgearbeitet  seien; 
es  empfehle  sich  daher,  den  Stadtrat  zu  berufen  und  zu  er- 
wägen, ob  es  nicht  ratsam  sei,  den  Frankfurtern  die  direkt*?  M 
Thalfahrt  nach  Köln  gegen  Entrichtung  der  halben  Hafen-,  ■ 
Krahn-  und  Wagegebühren  jetzt  schon  als  „precArium"  su 
gestatten.  Die  Mainzer  Handelskammer  nimmt  in  einem  Gut 
ichten  vom  16.  Augost  1821  entschieden  Stellung  gegen  diesen 
Vorschlag,  wie  sie  öich  auch  ganz  und  gar  gegen  das  Aus- 
laden in  Kostheim  erklärt.  Mainz,  das  seit  20  Jahren  der 
erste  Fruchtmarkt  Deutschlands  sei,  werde  nach  Wegfall  des 
Stapels  durch  Frankfurt  aus  seiner  hervorragenden  Stellung 
verdrängt.  Übrigens  brauche  man  sich  wegen  dessen  end- 
gtiltiger  Beseitigung  noch  keine  grauen  Haare  wachsen  zu 
lassen.  Der  hessische  Bevollmächtigte,  Legationsrat  Pietsch, 
habe  erst  jüngst  am  9.  Juli  erklärt,  der  Mainzer  Umschlag 
bleibe,  bis  Preiifsen  den  seinigen  zu  Köln  aufhebe  und  bi« 
dahin   habe    es   noch    gute  W^eile.     Der   Mainzer    Regierung»- 

fjräsident,  der  kluge,  weitschauende  Freiherr  von  Lichtenberg', 
iefs   sich    jedoch    durch    die   ablehnende    Haltung   der  Stadt-  ■ 
behörden     von    seinen    wohldurchdachten    Plänen    nicht     ab-  ™ 
bringen*  und  machte  auch  in  der  Folgezeit  seinen  versöhnen- 
den, ausgleichenden  Einflnfs  geltend. 


■  Zum  folijenden  vgl.  Akten  fiber  Handel  und  Verkelirawe»e4i  1821 
M.St..A.  und  Akten  §§  2§2:i,  2943,  2944  im  A.  der  M.  HR. 

'  Einif»^!!  An  gäbe*  u  über  Lichten  berg»  vitdjrihrige,  segen^vollH 
Th Ml g k *^? 1 1  in  M a i nz  fi n d e u  sie b  be i  A  l  f r »^ d  li oe r e k e  1,  M aiDzer  Gf- 
»cbichtj^bildi-r,  Mainz  WM}  S.  4— Ö.  Aus  den  Akten  dee  M,St,A.  l&ffit  sich 
ein  lebensvolles  llild  Feines  vomebuxen  Cbarakters  und  itmfa.«stetid[eii 
"Wissend  gewinnen. 

■^  Vgl.  das  cliftrakteristische  Schreiben  v.  7.  Sept.  1821  am  aelben  Ort. 
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Erst  im  Jahre  1824^  kam  es  wieder  zu  gröfseren  Streitig- 
keiten. Um  diese  Zeit  versuehten  die  Mainzer  energiöch  den 
Umgehungen  ihre^  Hafens  ein  Ende  zu  machen ,  die  durch 
die  Bemühnngen  der  Kanfieute  Hemer  und  8chm<>elder  immer 
mehr  in  Aufnaliine  gekommen  waren.  Diese  hatten  anter  der 
Firma  SehmoehJer  und  Co.  eine  Transportanstalt  eigene  zu 
dem  Zwecke  gegründet,  um  Waren  über  die  Strecke  Hochheim- 
Biebrich  zu  führen.  Ihre  Konkurrenz  war  um  «o  mehr  zn 
fürchten,  weil  sich  ihre  Beförderungen  durch  Billigkeit  aus- 
zeichneten. Nach  einer  Autstellung  der  Mainzer  Handels- 
kammer betrug  die  SchiftsiVaeht  von  50  Kilogramm  anf  der 
Strecke  Köln  -  Hochheini  einsehliefalich  der  Abgaben  im 
Mainzer  Hufen  5G-^  kr.,  wiihrend  die  gleiche  Quantität  der 
über  Biebrich- Hoch  heim  gefülulen  Güter  nur  48  kr,  fiir  die- 
aell>e  Linie  zu  zahlen  hatten-.  Die  Mainzer  Lokalbehörden 
wuföten  nicht  so  recht,  wie  man  diesen  Giiterverschleppungen 
beikommen  srdke.  Zunächst  dachten  sie  an  Zwangsmafsregeln. 
Man  wollte  IntennediHrschiffer ,  die  von  Köln  nach  Biebrich 
fuhren,  in  Bingen  ardialten,  und  wenn  ihr  Patent  nur  fnr  die 
Strecke  Köln-Bingcn  lautete,  ihnen  bekannt  geben,  dafs  die 
Weiterfahrt  bis  Biebrieh  nicht  gestattet  werde.  Gehorchten 
sie  dann  dem  Verbote  nicht,  so  sollte  ein  reitender  Bote  nach 
Mainz  eilen,  der  einige  Stunden  früher  ankomme  —  ein  Be- 
weis ffir  die  Lang;*amkoit  iier  Wasserreisen  —  und  dort  Hilfe 
zur  gewaltsamen  Festnalime  holen.  Wenig  später  entschlofs 
öich  die  Provinzialregierung  dazu ,  den  Transport  der  in 
Biebricli  ausgeladenen,  nach  Hoch  heim  bestimmten  Waren  für 
die  heesisehe  Gebietastrecke  ganz  zu  untersagen.  Auch  legte 
man  von  nun  an  den  Artikel  12  der  Octroikonvention,  der 
den  Warenzug  von  Frankfurt  in  gewissen  Fällen  vom  Um- 
schlagszwang befreite,  wörtlich  aus  und  erklärte,  das  Ausnahme- 
recht gelte  lediglich  für  Frankfurt,  nicht  für  andere  Maintu-tt* 
wie  Hochheim,  deren  Güter  unter  allen  Umständen  in  den 
Stationshäfen  umschlagen  müfsten. 

Die  nächste  unertj^üickliche  Folge  ^  all  der  Streitereien 
war  eine  Beschwerde  Nassaus,  die  von  Braunscbweig  unter- 
stützt ward  f  gegen  die  hessische  Regierung.  Die  Bundes- 
versammlung sei  nach  Artikel  19  der  Schlul'sakte  befugt  und 
verpflichtet»  für  Aufrechterhaltuiig  des  gefiihrdeten  Besitzstandes 

'  Vj^^l.  Fuj^cikel.  betr.  V<*rhaiidlnngeii  w**i;t'ii  di^r  OütiTver- 
nchleppungeii  über  HitOmch  mit  Urngehnng  de»  MahjZfr  H«f»*iis  und 
desfaUA  mjt  Nftssau  (»iit,«(tandiMie  Stn'itjgkHteii  im  M,St,A. 

-  Nofh  billi^^r  -^telltt  ti  Hirii  die  Prci.'^e  för  di<^  Thal  reisen  Hochherm* 
K5Id«  Xfli'Ji  frlinitrntT  Frachtli^ti'  uan^n  i^uf  dii^er  Route  einschhefs- 
lich  der  „Lokalspe^-^eii'*  und  dt*r  „Provision*'  für  50  KiU»  Waren  der 
erntoii  Kla.ssi.^  ^j4  Kr,,  der  Ew**it»^ii  Kla99e  36  Kr.,  der  dritten  Kla^i^e 
4.'>  Kr.  XU  zahleij.  Vgl  ^Frachtübpniahmsprei»€  von  Sehmoelder  u.  Co. 
in  Hiichheim''  a.  a.  O. 

"  Vgl.  die  Aktenstücke  vom  Mai  1824  a.  a.  O. 


8orge  zu  tragen.  Zur  Zeit  werde  derselbe  im  Widerspnick 
gegen  Artikel  3  der  Wiener  Bestimmungen  über  die  Nebea- 
fliiS8e  gestört.  Ganz  abgesehen  davon,  daCs  das  durch  die 
Konf^refsbe^chlüsae  abgeschaffte  Umsehlagsreeht  iininer  nocli 
in  Übung  sei,  solle  nunmehr  auch  Artikel  12  der  Octi^ 
Konvention  eine  neue,  lästige  Auslegung  erbalten.  Kr  solle 
gegen  alles  Herkommen  für  ein  aut^sctdiefsliehea  PriviltiJ 
Frankfurts  erklärt  und  den  Mainschiffen  anderer  Orte,  die 
t^either  ungehindert  den  Mainzer  8tationshafen  passiert  htttffll| 
dies  künftig  verwehrt  werden  *. 

Die  prt^visorisebe  Verwaltungskommission  der  Rheinmrhtff- 
fahrt  mufste  auf  Anfrage  diese  Beschwerde  unterstützen  und 
erklären,  dafs  Artikel  12   seitlier   niebt   wörtlich    int  ri 

wurde;  freilicli  habe  es  sieh  dabei  meist  um  Waren  ^  It, 

die  dem  Umwehlug  ülterhaupt  nicht  unterlagen.  Allein  die 
Reklamanten  konnten  nachweisen,  dafs  des  öfteren  auch  um- 
weh lagsgüter,  wie  Blei  und  Eisen,  von  anderen  Orten  als  Frank- 
furt früher  ohne  Aufenthalt  an  Mainz  vorbeigekommen  seiea* 
Die  Stadt  konnte  dem  nur  entgegenhalten,  dafs  dies  ohne  ihr 
Wissen  geschehen  sei  und  daher  kein   Prüjudiz  schaffe. 

Um  die  Sache  nicht  auf  die  Spitze  zu  treiben,  schlug  die 
liessische  Regierung  vor,  einst  weiten  allen  Main  schiffen  gegea 
Kautionsliinterlegung  die  Vorbeifahrt  zu  gestatten,  biB  eine 
Einigung  erzielt  sei.  Unter  endlosen  Schreibereien^  schien 
dann  die  Angelegenheit  im  Sande  verlaufen  zu  wollen.  Die 
Rheinschiffahrtsordnnng  hat  diesen  fortw^ihrenden  Streitig- 
keiten ein  Ziel  gesetzt.  Kurz  vorher  war  schon  der  ge- 
zwungene Umschlag  auf  dem  Neckar  bei  Mannheim,  um 
dessen  Existenz  seit  1808  fast  ebenso  heftig  wie  um  den  Kölner 
und  Mainzer  Stapel  gek?inipft  wurde,  durch  Erlafs  des  Grofs- 
herzogs  Ludwig  vom  15.  Februar  1827  beseitigt  worden*. 

Wir  haben  bei  diesen  Verhältniasen,  immentlich  bei  den 
Wirren  wegen  des  Mainzer  Umschlags,  etwas  länger  verweilt, 


^  Die  Frage ,  ob  die  Umschlftgsbefrpiimffen  df**  art.  12  der  Oetroi- 
kai^veiition  n^^ben  Frankfurt  för  andpre  Main  orte  Geltung  hätten, 
wurde  auch  ausführlieb  iu  den  »Sitzuugeu  der  CentralkonimisäioD  be- 
handelt. Vgl.  319.,  32CK,  H24m  328.  imd  329.  Sitzuuf-sprotokoll  vom  Jahre 
1824.  Namentlich  in  der  m  Sitzung  vom  31.  Juli  1H24  pab  der  hesA. 
BevöllmAelitigte  Verdier  eine  aiiBfulirliclie  Darlc^^inff  der  SacMaf^ 
(Lithograpluertc  Abdrücke  in  dt^n  .\kten  über  Handel  und  Verkehr»- 
wesen  M.St.Ä,) 

^  Als  die  gtadttHeben  Behörden  von  Mainz  immer  mehr  in  die  Eng« 
getrieben  wurden,  behampteten  sie  schHerslich,  sie  hatten  beim  Auf- 
stellen ihrer  Fordern njL,'en  nirbt  gewuff^t,  daf»  aueh  Güter  aus  anderen 
Mainorten  ab  Frankfurt  umselilagsfrei  pausieren  dürften,  VgL  besonders 
Sebreiben  vom  26.  Mai  1824  in  Fascikel,  hetTeffend  Verhandlotigen 
etc.  a.  a.  O 

^  Der  Erlafg,  der  ab  Anlage  dem  411.  Separatprotokoll  der  Centrml« 
kaniiniK^^on  vom  3L  M&rz  1^27  beigefügt  i?t ,  findet  sich  gedruckt  bei 
Herrn  an.  Adrefsbuch  1828  S.  39. 
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weil  sie  manch  lehrreichen  Ausblick  anf  den  Rhein  verkehr 
jener  Tage,  auf  die  KrÄhwinkelpoHtik  einzelner  Hafenplätze  ge- 
währen. Sie  zeigen^  dafs  der  Stapel  in  seiner  damaligen  be- 
reits gemilderten  Form  immer  noch  «o  driickend  erschien^  dafs 
die  Beteiligten  den  beBchwerlicheren  Lantlweg  der  natürlichen 
Wasserstrafae  vorzogen.  Der  umständliche  Tranes  per  t  der 
Waren  vermittelst  Achse  zwischen  Hüchheim  und  Biebrich 
konnte  mit  der  berjuemen  Fortbewegung  der  Lasten  auf  Main 
und  Rhein  erfolgreich  konkurrieren,  weil  die  Verfrachter  die 
Pl:tckeri'ien  im  Mniozer  Ihifen  bei  Benutzung  der  letztgenannten 
Strecke  ffirchteten.  Nichtsdestoweniger  suchte  dorten  die  stlldti- 
Hche  Verwaltung,  unterstützt  von  der  Vertretung  de«  Handels- 
atandes  \  die  überkommene  Gerechtsame  bis  zur  letzten  Stunde 
hartnäckig  zu  bewahren,  nicht  immer  im  Einklang  mit  den  Re* 
gierungsbebördeu ,  die  zwar  auch  am  Princip  den  Umschlags* 
zwange»  festhielten ,  aber  des  öfteren  zu  angemesaeaen  Zu- 
geständnisöcn  bereit  waren  ^. 

Die  Gildeschiffer,  die  vordem  zu  den  hartnäckigsten  Ver- 
fechtern des  Stapels  gezählt  hatten,  waren  im  19.  Jahrhundert 
nicht  mehr  im  gleichen  Mafse  auf  seinen  Fortbestand  an- 
gewieöen.  Solange  der  Konkurrenzkampf  unter  den  Schitfern 
der  verschiede uen  Uferstädte  des  Rheins  mit  Zwangsmafa regeln 
geführt  wurde,  sohmge  man  in  jedem  nicht  Ortseingesessenen 
einen  Fremden,  einen  Gegner  erblickte,  dem  man  die  Ver- 
ladung im  eigenen  Hafen  erschwerte  oder  unmöglich  machte, 
bot  der  Unischlagszwang  den  *Schit!ern  der  Stapelplätze  eine 
willkommene  Handhabe,  um  sich  die  Konkurrenten  vom  Halse 
zu  halten.  Seit  nach  Gründung  der  „rheinischen"  Gilden,  in 
denen  die  Schiffer  vom  Oberlauf  und  Unterlauf  des  Flussef> 
einträchtig  zusammengefafst  waren ,  die  Verfrachtung  an  den 
grofsen  Knotenpunkten  des  Handels  für  die  Korporatit»ns- 
mitglieder  innerhalb  gewisser  Grenzen  freigegeben  war,  verlor 
der  Umschlag  in  den  Stationsstädten  für  diese  seine  auaschlag- 
geben de  Bedeutung,  Den  mittelrheiniscben  Schiffsbesitzern  konnte 
es  gleichgültig  sein,  ob  sie  in  Frankfurt  oder  in  Mainx  Ladung 
nahmen,  ob  sie  von  den  Kaufleuten  und  Spediteuren  der  Rhein - 
oder  Mainstadt  ihre  Aufträge  erhielten.  Deutlich  findet  sich 
dieser  Wandel  der  Anschauungen  in  Schiffer  kreisen  bei  einer 
Eingabe   ausgeprägt®^    in   der    Mainzer    Gildeschiffer    um    Er- 

*  VgL  Handelskrtmmer  zu  Mainz  S.  29, 

*  Dies  zeigt  «ich  bt^ispiclsweisp  in  dem  erwähnten  Htreit  zwischen 
Mainz  und  Kostheim  wegen  der  Laudverfrachtiin^  der  von  Frankfurt 
kommenden  Güter.  Die  HandeUkammer  vertritt  bei  dieseu  Wirren  aua- 
«ehliefölich  da.s  lokiile  Interesse  und  will  nach  weisen»  dtkts  für  die  Kost- 
heimer  die  Teilnahme  am  Landtran!*port  keine  wahren  Vorteile  brin^fet 
weil  durch  wie  „zuviel  l'ersonen  der  Landwirtschaft  entÄogeu  wurden".  Vgl. 
Akten  d.  M.H.K.  §  aS54  von  1824,  §Si  4078  und  4092  von  1827. 

*  Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrswegen,  Verhandluneen 
1821—1824  M.St.A, 
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laubiiiö   naehsiiclien ,   Waren    von  FrAnkfart    nach   Köln    uhoe 
gezwungenen   Umschlag   führen    zu   dürfen.     Sie    sind    lieret 
jedegmal     Hafen-     und     Waggebtlhren     sowie     eine      billii 
Speditiotisgebühr    zu    entrichten,    wenn    sie    ohne    Aiifenth, 
passieren  können.     In   der  Gerne  in  deratasitzung  vom   27,  Deji,' 
1824  wird  die  Gewjihrung  der  Bitte  abgelehnt   mit  dem  Hi 
weis,  dafö  die  Stadt  die  ihr  zustehende  Gerechteame    des   g 
zwungenen    Stapels    in    ganzer    Ausdehnung    aufrecht     halt« 
müsse,  da  der  Vorteil,    den  die  Schiffer  aus  einer  Änderuni 
und  die  Stadt  aus  gleichzeitiger  Unterdrückung  des  Gebtihrei 
ausfallfi     bei    dem    Schleichhandel    zwischen    Hochheim    untf 
Biebrich    erlangten,    den    Nachteil    nicht    aufhebe^    der    dem 
Handel    und   damit    mittelbar   der    Stadt    durcli  Verbiet    eine» 
grofsrn    Teiles    des    Speditions-   und    Kommiösionshandelö    er- 
wachse. 

Die  Katifleute,   nicht  die  Schiffahrtstreibenden    waren    i 
19.  Jahrhundert  vor  allem   auf  dfe  Beibehaltung  des   Stapeli 
erpicht.     Die  Überschätzung  des  Nutzens,    den    der  blühende 
Speditionshandel   einem  Platze   bieten    konnte,    hat    zu    seiner 
engherzigen  Verteidigung  am  meisten  beigetragen. 


b.    Weiterentwicklung  der  Sehiffergilden  in  den 
Statiansstädteti. 


er 
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Wie  der  Umschlagazwang  wurde    auch   die  Gildenorgani- 

»ation  trotz  aller  entgegenstehenden  Beschlüsse  des  Wiener 
Kongresses  nach  1815  im  wesentlichen  unverändert  beibehalten. 
Nur  einzelne  Bestimmungen  suclitc  man  gelegentlicli  zu  wandeln, 
ohne  jedoch  damit  den  gewünschten  Beifall  zu  hnden.  So 
hatte  Graf  Solms-Laubach,  der  in  etwas  schroffer  Weise  dar- 
nach strebte ,  die  Rheinschiffall rtsangelegenheiten  möglich«! 
einheitlich  zu  gestalten  und  von  Lokal behörden  unabhängig 
zu  maciien,  während  seiner  Verwaltung  durch  Erlafs  vom 
31.  Juli  1814  den  Artikel  20  der  Gildereglementa  ab- 
geändert'. Künftig  sollten  nicht  mehr  wie  seither  die  K(lloer 
und  Mainzer  Bürgermeister  im  Vorsitz  der  Verwaltungsbureaos 
von  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  mit  Octroiinspektoren  wechseln^ 
sondern  letztere  zur  Vereinfachung  des  Geschäftsganges  die 
Präsidentfichaft  ein  für  allemal  ohne  Einmischung  der  Lokal- 
behörden übernehmeTK  In  Killn  wunle  Inspektor  CarovÄ,  in 
Mainz  Inspektor  t  Ickhart  mit  diesem   Posten  betraut*. 

*  Vgl.  Abachrifl  iu  Akten  der  Mainzer  Schiffergilde  M.StA. 

■  Em  ähnlicher  Akt  tler  Centralisationabestrebimgen  war  m,  dafs 
Am  l.  Juni  1815  die  Kantion  des  Gildesekretärs  Oech^ner  in  H5he  voa 
2000  fr»,  von  der  IMrgenneiaterei  Main^  an  die  Central  Verwaltung  der 
Klieinschifi'ahrt  iii  Frankfiirt  mit  allen  übrigen  Kautionen  abgegeheii 
wnrdf.     Vgl  Hheinschiffahrtsakten  1815  M.St.A. 
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Als  dann  wieder  geordiietere  Verhältnisse  eintraten,  blieb 
Unklarheit  darüber,  wie  weit  die  Bürgermeistereien  in  ihrem 
Ret'hte  beschränkt  seien.  Diese  behaupteten,  dafs  ihnen  zum 
mindesten  der  Vorsitz  und  die  Leitung  der  General* 
versainndungen  der  üilden  geblieben  wären,  da  das  Inscriiit 
des  Graten  Solras  die  Artikel  22,  23,  30  des  Reglements  nicht 
berühre  und  sich  lediglich  auf  die  PrÄaidentsehaft  bei  den 
ständigen  Verwaltungsbureaus  beziehe.  In  Mainz  ^  bestand  die 
p  reufsiseh -österreichische  Administrations  Verwaltung  darauf, 
dafs  die  Einberufung  der  Schiffer  zur  allgemeinen  Versammlung 
für  !♦  März  1815  tlurch  den  Bürgermeister  vorgenommen 
würde,  und  dafs  dieser  bei  derselben  auch  den  Vorsitz  führte, 
nicht  etwa  lediglich  ohne  Amt  beiwohnte. 

Späterhin  suchte  man  den  Erlafa  vom  31.  Juli  1814,  der 
den  Eintiufs  der  Lokalbeliorden  bei  der  Gilden  Verwaltung  be- 
deutsam ein.schränkte,  völlig  zu  beseitigen.  Nachdem  Ockhart 
in  Mainz  mehrere  Jahre  ^gleichsam  permanent  präsidiert" 
hatte^  verlangte  die  dortige  Handelskammer  in  einer  Eingabe 
vom  23.  November  1818  *♦  die  Bürgermeisterei  solle  neuerdings 
„auf  der  gesetzliehen  Alternierung'*  nach  Artikel  20  des 
Keglements  bestehen.  Die  hessische  Regierung  erklärte  nach 
Anrufen  den  Erlafs  des  Grafen  Sohns  für  ungültig,  und  von 
1820  an  wurde  der  Vorsitz  im  Verwaltnngsbureau  von  Zeit 
zu  Zeit  wieder  dem  Bürgermeister  oder  dessen  Adjunkten 
übertragen'*. 

Die  Generalversammlungen  der  Gilden,  die  in  erster 
Linie  der  Ergänzung  der  Mitglieder  der  Verwaltungsbureaus 
und  ihrer  Suppleanten  dienen  sollten,  wurden  in  den  tlurch  die 
Keglements  vorgeselienen  Formen  bis  zum  Erlafs  der  neuen 
Schiffahrtsordnung  ungehindert  abgehalten.  In  den  Mainzer 
Akten ^  finden  sich  ausführliche  Protokolle,  welche  den  Ver- 
lauf dieser  Zusammenktinfte  im  einzelnen  schildern.  Nach 
Erledigung  der  Präsidenten  frage  wurde  daselbst  im  Lokale 
des  Erhebungsamtes  am  L  und  2.  März  1815  eine  General- 
versamnibiug  unter  Hern  Vorsitz  des  Oberbürgermeisters  Frei- 
herrn  von  Jungen  fehl  eröffnet.  Sodann  kam  eine  un- 
verhältnisniäfsig  lange  Pause,  da  man  im  Hinblick  auf  die 
angekündigte,  endgültige  Regelung  der  Hheinschiffahrts- 
angelegenheiten  die  fällige  Erneuerung  der  Vorstands- 
mitglieder auf  sich  beruhen  liefs.  Da  dieae  sich  aber  immer 
länger  verzögerte,    erklärte    die  Central  komm  ission,    dafs    dem 


'  Vgl  itiiiii  folpjrndrn  d'w  zwincljeti  der  „sTibtlt'lpgierteii  Koimiii^sioii" 
für  Rht*itiHchiffiihrtfiatigelegf'iihf'iterj,  dem  h*'BB.  KreiBtlirt-ktor  and  tler 
Bürgenni'isterci  Mainz  ginviu-hselteii  Selireiben  vom  27.  Januar,  1,,  13., 
27- 1    2iS.  Februar  1815  in  Akte«  tl*^r  Mainzer  Srhiffergilde  M.SLA. 

I  *  Kheinsi"hiffahrt«akt«'n  \slH  M.StA, 

[  «  Rhehi«oiiiffahrts«ktoii  1820  MSt  A. 

^H  *  Akten  der  Mainzt^r  S*  luflVrfrililf^  1814—1831  M.St.A. 
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Zusamroeiitritt  der  iSehiffor  nichts  entgegenstehe  und  lieli] 
duruh  die  proviäonsche  Verwaltungskomraission  am  26.  FebniÄf  j 
1821  deren  Berufung  l)ean tragen,  der  für  den  16»  April  lS2i 
Folge  geleistet  wurde.  Eine  weitere  Versammlung  war  auf 
den  3.  Mai  1824  angesetzt,  iiiufste  aber,  ganz  ähnlich  wie  eine 
gleichzeitige  Tagung  in  Köln,  bis  zum  1.  Juni  veraehobeo 
werden,  da  zahlreiche  auswärtige  Mitglieder  wegen  Kurse  dar 
Zeit  bis  zum  erstgenannten  Termin  nicht  geladen  werden 
konnten.  Schliefslich  wurde  noch  am  26.  Juni  1827  eine  All- 
gemeine Zusammenkunft  abgehalten* 

Bei  diesen  Versamnilungen  waren  die   stimmfähigen  Mil 
glieder,  soweit  sie  nicht  selbst  erscheinen  konnten,  gröfseren- 
teils  durch  Bevollmächtigte  vertreten,    die   sich   durch  schrift- 
liche, behördlich  beglaubigte  Legitimationen  ausweisen  mursteo. 
Dabei  kam    es   vor,    dafs   eine  einzeln»^  Person   oft  die  Voteii 
einer  ganzen  Reibe  ihrer  Genoasen  in  sich  vereinte,    Heis|)ieU' 
weise ^   beauftragten   1824  die  Badener  Schiffer  zwei   Freunde,! 
für    ihre    7    Mannheimer    und    12    Heidelberger   Kollegen    xaJ 
stimmen,  w^obei  sie  sich  nur  Abschriften  der   ergangenen  Be-I 
Schlüsse  erbaten  und  iljreo  Delegierten  einschärften,  sie  solltea] 
lediglich  bei  der  VorstaiKlswahl  mitwirken,    sich  aber  keines^ 
falls  auf  sonstige  Verhandlungen  einlassen.     Weiter   ging  defJ 
Auftrag,  den  Mainzer  Schiffer,    die  zufällig  im  Kölner  Hafea^ 
lagen,  dem  8.  Moritz  erteilten  und  der  dahin  lautete,   ^er  »oll« 
alles  thun,   was  er  als  Bevollmächtigter   für   zweckuiäfsig  und     i 
dienlich  erachte**.    Bei  diesen  weitgehenden  Vollmachten  liefsenfl 
sich  Mifsötände    kaum  vermeiden.     Um    ihnen    möglfchst   vor*^ 
zubeugen,  beantragte  am  12,  April  1824  die  Mainzer  Bürger* 
meisterei,  es  solle  beschlossen  w^erden,  dafs  Auswärtige  künftig 
sich  nicht  mehr  durch  Personen  vertreten  lassen  dürften,   die 
nicht   zur  Gilde   gehörten,    und    weiter,    dafs    nicht    zu    viele 
Schiffer    einem  Kollegen  ihre  Stimme  zuteilten.     Allein    ihr 
wurde  durch  Ockhart,  der  damals  Direktor  der  Verwaltungs- 
kommission war,  bedeutet-^  dals  sich  wegen  der  Vollmachten 
nichts    zwingendes    thun    liefse,    da    Artikel    21    und    23   des 
Reglements  diesbezügliche  Normen  nicht  enthielten.    Zu  einer 
Abänderung  derselben  wollte  man  sich  aber  nicht  entscbliefsen, 
da    ja    der    ,j provisorische  Zustand**    einstweilen    unangetastet 
bleiben  sollte. 

Die  Bilrgcirmeisterei  liefs  sich  durch  diesen  Mifserfolg 
keineswegs  abschrecken  und  brachte  nach  ein  paar  Jahren 
einen  neuen  Abänderungsvorschhig  ein,  dem  es  ebenfalls  nicht 
an  innerer  Berechtigung  gebrach.  Sie  bekämpfte  in  einer  an 
die  Grofsh,  Regierung  gerichteten  Eingabe  vom   18.  Mai  1827* 


I 


*  Anlagen  m  deri  Frotokollim  vom  L  Jimi  1824  M  St,Ä. 
«  Sflireiben  Ofkliart«  vom  20.  April  \Ki4  M.St.A. 

•  Akten  der  Mainzer  Schiffergilde  M.StA. 
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alle  Beatimmungen  des  Reglements,  die  sich  atif  eine  Teilung 
der  Gildeglieder  nach  den  beiden  Rheinseiten  bezogen.  Die 
Forderung  einer  getrt-nnten  Listenaufateüung  für  jedes  Rhein- 
uler  ötamrae  aus  der  Zeit,  d:i  die  Verwaltung  noch  zwischen 
Frankreieli  und  dem  Fürstjirimas  geteilt  war,  Gegenw^ärtig 
seien  aber  wieder  sechs  Uferstaaten  an  derselben  interessiert 
und  man  könne  daher  beim  Auslösen  und  Autoteilen  der 
Kandidaten  ganz  wühl  auf  diese  „Abteilung  zur  HillttC*  v«'r- 
ziehten.  Den  Rlieinschirtahrtsbehörden  stünde  dann  frei,  bei 
der  doppelten  Anzahl  vorzuschlagender  Kandidaten  alle  Ufer- 
Büiaten  verhältnismidsig  zu  berüek^tcbtigen.  Wiederum  mufs 
sich  die  Bürgermeisterei  auf  diese  Anfrage  sagen  lassen  \  dafa 
eine  Befugnis  zu  derlei  Abänderungen  nicht  gegeben  »ei  und 
solche  daher  unmöglich  durchgeführt  werden  könnten. 

So  wurden  dann  die  Vorstands  wählen  auf  all  diesen  Ver* 
Sammlungen  nach  dem  umständlichen,    in  der  Gildenordnung 
vorgesehenen     Verfahren     durchgeführt.       Der     Vorsitzende, 
iBlirgermeister  oder   Adjunkt,    bildete    mit   vier   Schiffern    das 
Yaldburean,    das  die  Auslosung   der  zwei  Mitglieder,    die  ge* 
[Betzlich    abzutreten     hatten,    überwachte.      iSodano    kam    die 
eigentliclie  Wahlhandlung    an    die  Reihe,    bei    der  jedes    ver- 
tretene Mitglied  für  12  Genossen  sein  Votum  abgeben  konnte*. 
Hiernach   wurden  die  6  Höchstbestimmten  von  beiden   Rhein- 
Iseiten  in  einer  Liste  zusammengestellt,  und  diese  der  obersten 
rBheinöchiffahrtsbehörde    zur    Auswahl    der    beirlen    Mitglieder 
■des  Verwaltungsbureaus   und    der  4  Snppleanten    übergeben*. 
Die  Beteiligung  an  der  Wahlhandlung  war  in  Mainz  eine 
f  ziemlich  rege.     Beispielsweise  waren  1824  bei  insgesamt  etwa 
ll50  Oildcmitgliedern    126  Mann   vertreten,    von  denen  124  je 
12    Stimmen    ^=--    1488    Stimmen    aiigaben.      Davon    entfielen 
1443  Stimmen    auf  57    wählbare  Genossen ,    withrcnd   45    zer- 
alilterten,   indem  sie  für  Verstorbene  oder  im  Amt  bleibende 
ilieder   des    Verwaitungsbureaus    abgegeben    w^urden.      Nicht 
ganz  so  stark  war  die  Beteiligung  bei  der  Wahl  von  1821,  an 


•  Schreiben  der  GroUk  Regierung  an  die  Bürgermeisterei  vom 
m.  Mai  1827. 

«  1821  wurde,  dn  seit  1815  keine  Wahl  Atattgefunden  hatte,    da« 

tan^e  llureau  mit  «h^n  Simpleanten  erneuert,  w*ibi'i  jedes  Mitglied  20 
Hndidftten  benennen  durfte.  Bei  dieser  A bat itn minig  wurde  auch  die 
Präge  angereiht,  ob  sich  die  abwesenden  Schiffer  ilnreh  einen  Rechts- 
frennd  vertreten  liis^en  dürften,  der  aur^erbalb  des  Gilden  Verbands  stehe. 
Sie  wurde  jt^ioeli  nicht  w*'iter  behandelt,  dn  ihr  Auftrag  nm  Resultat 
der  Abstininmng  nichts  gelindert  hiitte.  Vgl.  Protokoll  vom  16,  A(iril 
1821  (M*St,A )  und  die  oben  berübrtea  Antrage  der  Mainzer  Bürger- 
meisterei 

*  Die  Ntttnen  der  Oewslblten,  die  aus  den  verschiedensten  Orten 
der  Stronisfrecke  s^tainmten,  sind  in  den  Protokollen  enthalten;  die  vom 
Jahre  1821  (für  Mainz  nnd  Külni  finden  sich  gedruckt  bei  Herrn  an, 
Adrer^baeh  1823  8.  4L  4^ 
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der  nur  95  Manu  teilnalimen,  während  1827  gar  nur  26  SchiiTer 

zur  Äbstimimiiig  kAmeo. 

Abgesehen   von    der  Neuwahl    des  Vorstandes    wurde  ii4^| 
den   General  Versammlungen    nieht    allzuviel    vorgenommen,  JM^ 
nicht    einmal    richtig    für    die«elhen    geplant     Nur     fiir    da« 
Jahr  1815  waren  in  dieser  Beziehung  bedeutendere  Malsnahnidii 
vorgesehen  worden.   Damals  hatte  die  subdelegierte  KammitfJtioi 
für  die  Rheinschiftahrt  in  Erwiigung^    dafs  Gildeschiffer  Kau 
mannsgüter  fuhren  ,    ohne  gehörige  Sicherheit  zu    bieten »   um 
anderseits    IntermediärsehitferT    die    nach    den    Zwisehenhifi 
laden  mufsten,  ganz  von  den  Gilden  in  Köln  und  Mainz  ao»- 
geschlossen    blieben,    am    10.    Februar    eine    ausfllbrliche    In- 
struktion tVir  die  nächste  Versammlung  bearbeitet  ^     Nach  ihr 
sollten: 

1.  die  Fahrten    von    neuem    in    direkte ^    Intermediär-  und 
Kleinschiffahrten  eingeteilt  werrlen,  wie  es  bei   Errichtung  der     « 
Gilden  vorgesehen  war;  ^H 

2.  sollten    in    Zukunft    alle    JSchiffer,    die   Ladungen    Al^H 
direkte  oder  Intcrmediärtahrten  nähmen^  Gildenmitglieder  sein; 

3.  bei    den  Generalversamnilungen    alle  Patente    vorgeli 
werden,    damit  sie   mit  einer  Beglaubigung  der  subdelegi 
Kommission  versehen  würden; 

4.  sollten   alle  Schiffer  der  Reihe  nach  abgefragt  werdei 
damit   sie  sich   für   eine   bestimmte   Htromstrecke  entadieideii 
könnten. 

Auf  der  im  März  abgehalteoen  Versammlung  kamen  je- 
doch diese  Vorschläge  kaum  zur  Sprache*  Eingehender  wurde 
nur  über  eine  Beschwerde  der  Mainzer  Schiffer,  die  von 
Wormsern  unterstützt  ward,  verhandelt'^,  nach  der  im  Hafen 
von  Mannlieini  ihnen  teils  die  Fracht  gar  nicht,  teils  nur  nach 
willkürliclien  Abzügen  ausgezahlt  würde,  die  die  Glieder  der 
d artigen  lokalen  JSchifFervereinigung  unter  sich  teilten.  Pen 
Reklamanten  wurde  das  Verfiprechen  gegeben ,  dafs  derartige 
Fäille  künftig  niclit  mehr  vorkommen  dürfi*^n.  In  Ahnlicher 
Weise  sollte  1824  der  Plan  einer  Vertiefung  und  Erweiterung 
des  Mainzer  Winterliafens  auf  der  Generalversammlung  erörtert 
werden*  aber  aurh  dieses  Vorhaben  wurde  nicht  ernstlich  be- 
ritcksiclitigt". 

Die  Versammlungen  der  Mainzer  Gilden  in  \^i  Jahr- 
zehnten nach  dem  Wiener  Kongrefs  lassen  die  Bethätiguag 
neuer  Gedanken,  die  Geltendmachung  energischer  Verbesaer- 
ungen  in  jeder  Weise  vermissen .  Sie  erfüllen  ihre  im  wesent- 
lichen formale  Aufgabe,  ohne  auf  die  innere  Verwaltung  der 
Korpfumtionen  einen  entscheidemlen  Einflufs  zu  üben  oder  fUr 


erledH 
rdea^H 


Vgl.  diesf^lbi^  i«  Akten  der  M.  Schiffergilde  M,8t,A, 
'"   ^    VViitokoÜ  vom  2,  März  1H15  M.St.A. 
\kteii  der  M.  Schiffergilde  1824. 
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die  Sicheriaig  der  Berufsthätfgkeit  ihrer  Mitglieder  irgendwie 
Bemerkeoüwertes  zu  leidsten,  und  siod  in  ihrer  ganzen  Ert 
scheinung  ein  charakteristisch ejj  Abhild  der  Erschlaffung,  die 
alle  Rhcinsehiffiihrts  verbal  tu  isse,  besonders  die  groföen  Gilden 
während  dm  ^Ftovinorhim^''  gefangen  bielu 

Die  Zahl  der  Gildeniitglieder  in  diesem  Zeitraum  bleibt 
ziemlich  die  gleiche.  Es  trat  weder  eine  starke  Zunahme  noch 
eine  merkliche  Minderung  derselben  ein.  Nur  einmal  ver- 
euchten  die  Rhcinschidahrtsbchörden  einen  Einfluls  auf  sie 
zu  üben^  ohne  jedoch  mit  ihrem  Streben  zum  Ziele  zu  kommen, 
Die  fiubdelegierte  Kommission  wünschte  1814  \  alle  diejenigen 
aus  der  Gildeliste  zu  streichen,  die  unberechtigt  durch  Pro- 
tektion und  Maehtaussprüche  aufgenommen  seien,  und  erbat 
von  der  HandcUkauimcr  ein  Verzeichnis  derjenigen  Schiffer^ 
die  ihr  Vertrauen  besäfsen.  Die  Vertretung  des  Handelsstandes 
lehnte  ilies  Verlangen  ab^,  meinte  aber  auch,  man  solle  die 
Zahl  der  Korporationömitglieder  soweit  beschränken,  dafö  jedem 
derselben  alle  zwei  Monate  eine  Berg-  und  Thalreise  zufalle. 
Sie  schlage  demnach  vor,  dafs  die  notwendige  Zahl  nach  dem 
Alter  genommen  und  dabei  je  zu  einem  Drittel  der  Kölner-, 
der  Mainzerliafen  und  die  Zwischenhäfen  berücksichtigt  würden, 
Die  zur  Thätigkeit Berufenen  miifsten  dann  die  in  Ruhestand  Ver- 
setzten unterstützen,  bis  diese  durch  Sterbelklle  oder  Austritte 
in  die  Zahl  iler  Aktiven  einrücken  könnten.  Die  subdelegiertö 
Kommiawion^  gi^ig  *iiif  diesen  Vorschlag  nicht  ein  und  be- 
hauptete, die  Minderung  der  Anzahl  von  Gildeangehörigen 
könne,  wenn  keine  andere  Möglichkeit  gefunden  werde,  nur 
durch  das  Los  erfolgen.  Nach  F^ingreifen  der  Bnrgenneiaterei 
sah  man  dann  überhaupt  von  Anwendung  eines  derartigen 
Gewaltmittels  ab  und  beschränkte  nur  die  Aufnahme  neuer 
Oildemitgliedcr,  die  jaden  Hheinschiffahrtsbehörden  vorbehalten 
war,  in  der  Folgezeit  auf  ein  Mindestmafs,  Während  beispiels* 
weise  die  Generaldirektion  des  Octroi  allein  im  Jahre  1810  neun 
„direkte  Schiffer'*  in  die  Mainzer  Liste  eingeschrieben  hatte, 
wurden  in  der  Zeit  von  1815 — 1820  nur  drei  Mann  durch  die 
aubdelegierte  Kommission  angenommen  *.  Auch  die  ihr  folgende 
Centralkommiööion  war  in  dieser  Beziehung  sehr  vorsichtig  und 
besetzte  lediglieh  einige  durch  Todesfall  oder  sonstwie  frei- 
gewordene Stellen**, 


L 


'  Di«^  dieHbezüglicben  Schreiben  fiiideo  sich  in  RheitischilTährtBakteu 
1814  M.St.A. 

-  Schreiben  vom  IL  Juli  1814  a.  a.  O. 

'  Schreiben  vom  14.  Juli  1814  a,  a.  0. 

*  VgL  die  auöfülirlicheu  ZuaamtnensteUungen  in  Hermans  Adrefs- 
buch  1828  S.  41— 9D,  wo  nicht  nur  die  Vorstände  der  Kölner  uml  Mainzer 
Gilden,  sondern  auch  deren  einzelne  Mitglieder  mit  Nainnn,  Wohnort, 
Epoche  der  Aufnabme,  Behörde»  die  aie  annahm,  aufgezahlt  sind. 

^  Die  Frage,  ob  ein  SchiffBmeister  sein  Gilderecht  an  einen  anderen 
übertragen  könnte,  wie  dies  1819  B,  Esaer  von  WormB  zu  Gunsten  von 
Forschungen  XVIII  5.  -  Ei- kort,  9 
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Trotxdem  ist  m  den  zwanziger  Jahren  die  Zahl  der  Gi 

mitgUeder  nicht  weaentlich  kleiner  als  zur  Zeit  der  Grund 
der  Korporationen.  Während  die  Liste  vom  Jahre  1808,  aV 
gesehen  von  den  Jachtschiffern,  174  Namen  aufweist,  neoiien 
die  Aufstellungen  für  die  Generalversammlung  1821  157,  fttr 
die  von  1824  152  Personen'.  Die  genauen  Nacbweiae,  di 
Herman  in  seinem  Adrefsbuch  von  1823  giebt,  beziehen  «ii 
auf  inagesamt  Hi3  Glieder  der  Mainzer  Gilde.  Von  den  beidi 
Sektionen  der  Kölner  Gilde ^  hatte  nach  seinen  Au^stellungn 
die  des  Oberrheins  82  (gegen  78  anno  1808)  die  des  Nied«*^ 
rheins  66  (gegen  77  atino  1808)  Mitglieder.  In  den  näehitn 
Jahren  mag  sich  die  Zahl  der  Gildeangehörigen  zu  Köln  unf 
Mainz  noch  etwas  gesteigert  haben*,  wenn  auch  seit  1824  di 
Centralkommission  offiziell  keine  neuen  Schifferaufnahroen  ii 
beide  Korporationen  mehr  zuliefs. 

Bei  diesen  Zusammenfitellungen  sind  stets  nur  die  sttmiii* 
ftlhigen »  vollliürtigen  Angehörigen  der  Gilden  (direkte  and 
Zwiiäfhenseliiflfer)  gezählt.  Aufserdem  waren  ihnen  aber  nocli 
eine  ganze  Reibe  weiterer  Personen  als  „SetzschifFer*'  und  ,aa- 
gehemle  Scbiff^imeiäter"  angegliedeii:.  Für  das  Jahr  1823  wird 
die  Zahl  der  Mainzer  Setzschiffer  auf  19,  der  angehenden 
Schiffsmereter  auf  36  angegeben*.  Für  die  Kölner  Sektion 
des  Oberrheins  werden  4  Setzschiffer  und  5  angehende  Schifli- 
meister,  für  die  Sektion  des  Niederrheinö  11  Setzschiffer  und 
20  angf'hende  Schiff^meister  genannt*"*.  Endlich  gab  es  noch 
eine  ganze  Reihe  von  Rheinsehiffern,  die  um  Aufnahme  in  die 
Gilden  eingekommen  waren,  die  aber  zur  Zeit  noch  warten 
mufsten,  bis  Plätze  fUr  sie  frei  wurden*. 


rtrr 

I 

I 


F,  W.   Villmann    ans   Speier   gethan    hatte»    wurde  auf    der   GenenU 

versanrimlung   1821    entschieden   bestritten,  aber  nicht  endgültig  gel 
Vgl  Protokoll  dieser  VeraammUing  und  die  Notiz  bei  Herman  f 
S.  89  Nr.  12a 

1  1821  1823  18dl 

direkte  Schiffer  96  96  89 

Intermediar^iebiffiT  Mainz -Strarab.    47  46  46 

Intertnediarsehiffer  Mainz -Kiiln        H 21 17 

157  im  152 

V^L    Protokolle    der    Gildevorsiamtnlungen    1821,    1824    in  Akte« 
der  Mtiinzer  Sehiffer^ikJe  und  Herman  a,  a.  O.  8.  43 — 54,     Die  Di*"  ' 
renz  der  Zahlen    für  die  Jahre  182.S — 1824  er^iebt  aich  darauÄ,  dhh 
Herman  einige  Schiffer  siufffezählt  öind»    die   nicbt    mehr  atimmfUii, 
waren j  weil  sie  nicht  mehr  fiinren  etc.    (Vgl.  Nachtrag  daselbst  S.  89, 

^  Herman  a.  a.  O.  8.  64—83. 

*  Jedoch  erscheint  die  Angabe  des  Jahreaberichts  der  Central- 
kommiasion  1835  S.  70,  71,  dafa  die  Anzahl  der  GsMeschiffer  itn  Jahr« 
1H28  H45  Mann  betragen  habe,  im  Vergleich  mit  den  sonst  erhalteutm 
Nachrichten  etwas  zn  hoch  gegriffen.  

*  Herman  ii.  a.  CX  S,  56—62. 
^*  Herrn. in  a.  a.  O.  S,  74  und  S.  84^-87. 
«  Herman  a.  a.  O.  S.   62,  r^i  76,   77,  88.    Mitunter  kommt  es 

öcbarfen  Beschwerden,   wenn  Schiffer  mit  Anwartschaft  sich  dnrch 
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Dies  Herandrängen  der  Schirtcr  aller  Uförplätze  zu  den 
beiden  rheioischen  Korporationen  deutet  darauf  hin^  wie  sehr 
diese  trotz  aller  Mängel  immer  noch  bei  den  Berufsgen  ossen 
in  Ansehen  standen.  Zwar  wurden  die  Erlaubnisscheine  zum 
Betrieb  der  Kleinschiffahrt,  die  den  Verkehr  der  Ortschaften 
zwischen  den  Stationastädten  vermittelte,  auch  Reisende  samt 
ihren  Effi^kten  nach  diesen  Plätzen  führte  \  noch  immer  frei 
an  die  Bewerber  vergeben^,  sofern  sie  nur  ein  Zutrauens- 
zeugnis  des  Handelsstandes  beibrachten.  Allein  iler  Güter- 
transport zwischen  den  grofsen  Handekhäfen,  der  den  rheinischen 
Korporationen  vorbehalten  blieb,  galt  mit  Kecht  als  viel  ein- 
trägt icher,  gar  nicht  zu  rechnen  die  anderen  Vorteile,  die  der 
Anschlufs  an  diese  gewährte. 

Auch  darf  man  nic!it  glauben^  dafs  alle  Mitglieder  der 
Gilden  damals  sich  nur  mühsam  des  Lebens  Notdurft  verschaffen 
konnten.  Allerdings  hatten  die  Glieder  der  ehemaligen  kur* 
inainzer  Schifferzunft  noch  immer  an  den  durch  diese  kontra- 
hierten Schulden  zu  tilgend  Nachdem  die  Bestrebungen  zu 
ihrer  Abzahlung  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  nur  teil- 
weise zum  Ziele  geführt  hatten^  war  von  ihnen  am  4.  Februar 
1809*  ein  weiterer  Vertrag  geschlossen  und  vom  Departements* 
präfekten  am  13,  September  desselben  Jahres  bestätigt  worden, 
der  bestimmte^  dafs  zur  Tilgung  einer  Schuldsumme  von 
3CK)0  9.  für  jeden  Centner  Ladung  im  Mainzer  Hafen  ein  Cen- 
time an  den  Gildesekretär  gezahlt  werden  solle,  Markt- 
schiffer J,  B.  Hilnlein  sowie  die  ehemaligen  Zünftler,  die  nicht 
mehr  fuhren,  mufsten  unter  BerÜL-ksichtigung  ihrer  Vermögens- 
lage ebenfalls  Beiträge  entrichten.  Nach  Übergang  der  Stadt 
an  Hessen  betonte  die  Bürgermeisterei'',  dafs  dieser  Beschlufs, 
„da  sein  heilearaer  Zweck  noch  nicht  erreicht  sei",  weiter  zu 
Recht  bestehe,  lehnte  es  aber  ab,  die  Auflage  zu  erhöhen ",  da 
ftie  schon  jetzt  jährlich  die  doppelte  Zinsensumme  ergebe  und 
demnach  die  Schuld  langsam  aber  sicher  abf^e tragen  werde. 
Dagegen  besafs  die  1808  gegründete  Mainzer  Gilde  ziemliches 


nennimg  jönKerer  Meiatpr  zu  Gildeschlfferu  öbergftD^pii  fühlriL  V^L 
dieabez.  ßeaeliwerde  dpr  Schiffer  D.  Franzninthea  und  IX  fhlDk-in  im 
Jahre  1824,  zu  deren  Giinsteu  mvh  da»  hof*».  StaataminiHtenum  und  sein 
ßei^ollmäektigler  bei  der  Centralkommisi*ioii  verwenden.  (RheinscbifT- 
fiihrtönkten  1819  M,St.Ä.) 

*  Vgl.  diesbezöglielie  Entscboidmig  vom  20.  Oktober  1820  in  Rhein- 
fichiffahrfftftkte»  1820  M.St.A. 

*  Ober   die  oft  wiederholte  Erteilung  der  Kleinsehififerpatente  v^L 
RheinKchiffahrlrtakten  1815-18:«  M.St,A, 

■'  Xixl  oben  S,  10. 

*  AbHchrift  des  Vortrags  und  der  weiteren  Verhandlungen  itx  Rbein- 
schiffahrtsakten  IHlä  M  St.A. 

*  Schreiben  vom  28*  Januar  1815  a.  a.  O, 

*  Schreiben  vom  16.  Juni  1816  und  vorhergehende  Verhandlungen 
in  RhemsehiflTahrtiiakten  1816,    M.St.A. 
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Vermögen,    sogar  soviel,   dafe  sie  anderen  damit  aus  der  Vw 
legenheit    helfen    konnte.     Während    der  Blockade    von    Ibl| 
lieh    sie    der  Mainzer  Stadtverwaltung   eine  Summe    von 
Francu    zu    6"/o,    die    erst    nach    1816    wieder    zurückgeeahtf 
wurde  ^ 

Einzelne  Gildegenossen  dürfen  sogar  als  aDdelinltcke 
Kapitali8ten  bezeichnet  werden.  Schon  1814  schössen  sie  einen 
Teil  des  Geldes  vor,  das  zum  Reinigen  des  WiDterliafeti* 
nötig  war-,  und  noch  Im  gleichen  Jahr  vermochteD  dieselb«!! 
Leute  der  Stadt  die  nicht  unbetrüchtliche  Summe  von  2ö(HX> 
FVancs  leihweise  zu  überlassen^»  Im  Jahre  1819  rnjichtttn 
dann  die  drei  Schiffer  J.  B.  Hänlein,  J.  Piier  und  J.  Manu* 
heim  der  Stadt  das  Anerbieten,  sie  wollten  die  Unterhaltung 
des  Winter hiifens  für  ihre  Rechnung  übernehmen  *.  Als  die 
Regierungsbehörden  über  sie  Erkundigungen  einzogen,  konnte 
der  Bürgermeister  am  22.  August  18UI  bescheinigen,  „dafs  die*e 
Schiffsmeister  sämtlich  aosössige  Bürger  seien,  Besitzer  von 
^eigentümlichen^  SehiÖen  und  bekanntermafsen  wohlhabend«  ^ 
Männer;  sie  vermöchten  unzweifelhaft,  eine  zur  Sicherheit  dei^H 
Verbindlichkeilen  des  geplanten  Unternehmens  nötige  Btirg-  ^ 
Schaft  zu  leisten"* 

Da  der  Gilderat  auf  Anfrage  erklärte^,  er  halte  es  «wir 
für  unvereinliar  mit  der  Verfassung,  wenn  die  KorpomtioQ 
sich  selbst  an  «iem  Untcnielimen  beteÜige,  glaube  aber,  dafd  es 
bei  den  genannten  Meistern  in  guten  Händen  sei,  kam  zwischen 
diesen  einerseits,  dem  Militär-Gouvernement  der  BundesfeetUDg 
und  der  Grofsh.  Provnozialregierung  anderseits  am  22/24.  Sep- 
tember ein  Pachtvertrag  auf  10  Jahre  zu  stände*.  Gegen 
eine  jährliche  Zahlung  von  50  fl.,  die  an  beide  Verwaltungen 
je  zur  Hälfte  zu  entrichten  waren,  und  gegen  Übernahme  der 
Verpflichtung,  den  Winterliafen,  vom  Eingang  bis  zum  rechten 
Schulterpunkt  der  Bastion  Damian,  vor  jcHiem  L  Oktober  von 
Schlamm  zu  reinigen,  erhielten  die  drei  Meister  das  ßechl 
bestimmte  Einlafsgcbühren  von  allen  Privatschiffen,  die  ül 
wintern  wollten ,  zu  fordern*  Dieselben  betrugen  für 
grofses  Rheinschiff  12,  ein  grofses  Frankenschiff  12,  Schifl 
von  mittlerer  Gröfse  10,  gewöhnliches  Frankenschiff  8,  kleine 
Schiff  5,  grofse  Jacht  9,  kleine  Jacht  8,  Nachen  2,  Mtlhle  12  T 
Militftrfahrzeuge  und  Schiffe  (Pontons)  der  Rhein  brücke  über 
winterten  unentgeltlich.    Flöfse,  Bauhölzer  und  Fahrzeuge,  di€ 


*  Genauere  Nachweise  über  Einzelheiten*  wie  Zinssahlungen,  enthili 
das  Budpfct  der  Stadt  Mainz  von  1817  M,8tA.  ^ 

"  Vgl  RheiuBchitfahrt^tikten  1814. 

»  Budget  der  Stadt  Mainz  1817  (M.St.A.) 

*  V«"l.    5fum    folgendi'ii    Akten   iiber    Handel    und    Verkehrswc 
127  ÄiSt^A. 

*  Vgl.  Schreiben  vom  7.  und  10.  September  a.  a.  0. 

*  Der  Vertrag  \»\  in  genannten  Akten  erhalten. 
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bei  Sturm  den  Schiffen  gefährlich  werden  konnten,  dnrften 
überhaupt  nicht  aufgenommen  werden.  Aufserdein  war  zur 
Vorbütung  der  Feuersgefahr  beatimmt,  dafa  niemand  auf  den 
eingebrachten  Fahr/.eugen  übernachten  oder  während  der 
Dunkellieit  Licht  in  ihnen  brennen  durfte'. 

Ferner  beteiligte  sich  die  Gilde  l82)i— 1824  energisch  an 
den  Projekten  zur  Austief ung  des  Wintt^rbafens  und  wollte 
das  nötige  Kapital  in  Hölie  von  20 — 30000  Francs  gegen 
jDäfsige  Zinsen  bt^sorgen  ^,  Wenn  ihre  Vnrschlilf^re  auch 
wegen  formeller  Bedenken  nicht  angenommen  werden^  konnten 
und  man  lici^er  das  Gehl  von  der  Jlainzer  Assekuranzgesell- 
Ächaft  erhob*,  so  beweisen  doch  die  umfangreit'heti  Verband- 
lungen'', dafs  die  Korporation  als  solche  beträchtliches  Ver- 
mögen und  den  weitgelienden  Kredit  besafs ,  der  zur  Durch- 
führung gröfäerer  Unternehmungen  erforderlich  ist  Ja,  als 
im  Jahre  1829  der  Vertrag  wegen  Verwaltung  des  Winter- 
liafens  ablief,  übernahm  die  Gilde  seibat,  da  in  den  letzten 
Monaten  mimen tUcb  von  den  RheinmiÜlern  Beschwerden  gegen 
die  Privatpiicbter  eingelaufen  waren**,  die  Instandhaltung  dea 
Hafens  und  achlofs  einen  diesbezüglichen  Kontrakt  mit  Stadt 
und  Festung  Mainz  auf  15  Jahre,  der  vora  1.  C^ktober  1829 
an  laufen  sollte^. 

Das  Auftreten  dea  ßildevorstandes  in  Sachen  des  Main/.er 
Winterhafens  beweist ^  welche  Vermögen  sieh  in  den  IIänder\ 
einzelner  Korporationsmitglieder  zu  sammeln  begannen  und  dafs, 
wenn  auch  mancher  derselben  in  den  Listen  als  „verarmt**  be- 
zeichnet wurde,  doch  wenigstens  die  ^Melirzabl  sich  eines  ge- 
wiesen Wohlstandes  erfreute.  Es  zeigt  aber  anderseits,  wie 
der  Stadt  Mainz  nicht  zu  unterschätzende  Vorteile  daraus  er- 
wuchsen, dafa  die  Verwaltung  der  rheinischen  Gilde  in  ihr 
«inen  festen  Sitz  hatte  und  so  mit  ihren  Lokalinteressen  gewisser- 
maisen  verknüpft  wurde. 

Die  günstige  tinanzielle  Lage  der  Gilde  kam  ihren  ein- 
zelnen Mitgliedern  in  mancherlei  Weise  zu  gute»  insbesondere 
hat  die  nach  Art  59  —  65  dea  Reglements  ins  Leben  gerufene 
Unters tützungskaBse,    soweit   sich   dies   an  Hand    der  urkund- 


'  Dieae  Vorschrift  gab  später  zn  vielen  Streitigkeiten  Aiilafs. 
(Akten  über  Handel  und  Verkefirsweseu  M.St.A,) 

«  V^d.  Vorst  hbige  vom  14  Februar  1823. 

■  Vgl.  Scbreiben  der  itrofsh.  Regierung  an  die  Bürgenneisterei  vom 
la  Februar  182^, 

*  Vgb  Projekt  betreffend  Aufltiefting  des  Winterhafens  vom 
SL  Mai  1824. 

*  Dieselben  sind,  wi«?  die  genannten  3  iSchriftstücke,  erhulten  in 
Akten  über  Handel  und  Verkehr«weaen  127  M.StA. 

*  Vgl,  bet^.  Heechwerde  vom  2:^.  März  1H29  in  Akten  über  Handel 
und  Verkehrswesen  M.St.A. 

^  Kontrakt  vom  30.  September  1829  mit  vorhergehenden  \%?rhand- 
lungen  in  Aktien  über  Hjinael,  Hafenweaen  etc.  1830  M,8t,A. 
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Belage  Y^tflblgeo  U&t  ^  durchaus  Mgensreicli  imd  aociil 
gewirkt  Sie  konnle  aieht  nur  nuincli  hiwn 
Noi  der  gmni  ÄnoeD  Kndenv  Modem  hat  sich  auch^  wie  die^ 
adioii  T^T  ihrer  Ortodsiig  in  einer  Eingabe  vom  30,  Ik- 
aember  1806  unter  Hinweis  aal  eine  Strafsbarger  Liokalanctili 
mw^iiMekt  wurde,  als  eine  ^NoldiurfbkaBfte  fiir  die  gaiiae 
^Jitliergeiiieiiide*  emiciea.  Wlbrend  einzelne  gebrechtiefe 
fidar  kranke  Persooen,  Witwen  und  Waisen  reg^elmi&ife 
monadidie  ünlei  ataUnngep  in  Höhe  Tan  3 — 15  fl.  eriüelten, 
bduunen  andere  bei  besoaderai  UnglUckafiÜlen  einen  ein- 
malten  Ztischnlk,  der  ihnen  enii4)glichte,  filr  Terlorene  Fah^ 
aeaga  Ersatz  sn  achaABU  n.  dergL  mehr.  Dabei  arbdtete  die 
Kaase  wirtschaftlich  bo  rationell^  dab  sie  snftter  bei  Aufldsuiu: 
der  Gilde  bedeutende  Überschflaw  battei  die  an  die  Einlege 
cnrückgeseben  werden  konnten. 

Wie  sehr  sie  in  aUgemeiaer  Gunst  stand,  lädt  sich  danu» 
erkennen,  daTs  BerufsganoBMn«  die  nicht  rar  Gilde  gehdrtaa 
acbon  1816  mit  dem  Gedank^i  omgingen,  iur  sich  e)>enfalb 
eine  Hil&kasae  ins  Leben  an  rufen.  «Die  an  detn  Hafen  der 
Grofsh.  beaaiacben  Stadt  Hainx  gefadrigen  Setzschiffer,  Steno^ 
mlnner  and  SdnfEftknechte*  wollten  einen  Teil  des  Lohnes^  d«a 
sie  ftr  ihre  Fahrten  erhielten,  snsaaimen^i '  um  so  etiieD 

Fonds   ,Eur   Nothiife   bev    xnslobenden    i  -i^Uen,   eine 

UnterstQtaung  für  ihre  Wittwen  oder  annocli  hiit  losen  Watsea* 
SU  gewinnend  Diese  Absicht,  deren  Vemirklichting  filr  die 
oft  in  wahrer  Dürftigkeit  schmachtende  Menschenklaaae  sehr 
beilsam  werden  konnte"*,  wurde  Ton  mafsgebenden  Pendnlick' 
keilen,  wie  Hafeninspektor  Warburg  und  Poliaeidirektor  Beta* 
rieh,  mit  Freuden  begrOlat',  da  sie  wufsten,  daia  gerade  ftr  die 
genannten  Klasa^en  des  Schifferstandes  ^viele  Terdienidase 
Perioden,  besonders  im  Winter  eintreten  und  dab  sie  snr  2ieit 
des  Verdienstes  wenig  sparen  können  oder  zu  sparen  gewohnt 
sind*.  Aach  Bürgermeister  Frh.  ir«  Jungenfidd  empfiUil^  dea 
,  Versuch  einer  wiriclichen  Ausführung*  de«  Planes,  nur  w&nadM 
er^  das  Institut  solle  nls  Zwang^kasse  eingerichtet  werdai,  di 
es  ihm  schien,  ^dafs,  wenn  es  von  der  Willkür  dieser 
Uasae  abhängen  dürfte^  hieran  teil  zu  nehmen  oder  nichts 
gerade  diejenigen,  welche  eine  Unterstützung  in  nähr 
Monaten    am  meisten    bedürfen,    sich    im   Vertrauen   auf 


»  Vgl.  Akten  der  Mainzer  Schiffeigilde  (M,St^.S  die 
die  Verwaltung  der  Uuferstütsuupkasee  für   ver»cliiedesie 
entbalteB.    Anfordern  vgl   noch  Herrn  an,  Adref&badi  18S3b  & 

*  Ein    aasfohrücher   Etitwujf  der   geolant^n  Btatatca   wvi  . 
U.  Augitöt  1816  der  Bärgermcijtti^rei  Torgeiegt.   (Srhatten  ta  Akloi  der 
Mainzer  Schifferi^iMe  M.Ht.A.>    Vgl.  Beäag«  &. 

*  YeL  Gutachten  vom  30.  Angnst  1816  a.  a.  O. 

^  Sdireiben  an  Grofsh.  hesa^  BeicienuifskotnBiiMMMi  rom  9&  9tmL 
1816  m.  a.  O. 
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hiesige  AnneBhaus  nicht  herbeilassen  würden ,  in  Zeiten  de» 
Verdienstes  einige  Notpfennige  zurückzulegen**.  Leider  er- 
zählen die  Akten  nicht,  wie  weit  die  Pläne  damals  zur  Aus- 
führung reiften.  Es  ist  dies  der  einzige  Versuch  jener  Tage, 
bei  dem  die  Sehiffer,  soweit  sie  nicht  dem  Meisterverhande 
ÄUgehörten,  organisatorisch  auftreten*  Meist  scheinen  sie  sich 
vollkommen  der  Leitung  ihrer  Brotherren  anvertraut  zu  haben. 

Nachdem  die  Jungen  ilire  vier  Lehrjahre  bei  den  Gilde- 
meistern vorschriftsmäfsig  überstanden  hatten,  bekamen  sie  ihr 
^Certiükat  für  angehende  SchifFs|?esel!en"  '  und  wurden  aus 
dem  Lehrlings*  in  das  Gesellen  buch  ^  überschrie  l>en.  Dort  war 
unter  dem  Datum  der  Einschreihung  Namen,  Alter,  Geburts- 
ort und  Herkunft  der  Knechte  verzeichnet j  bei  wem  und  bis 
w^ann  sie  gelernt,  bei  welchen  Meistern  sie  als  Gehilfe  gedient 
hatten  und  älmliches  mehr.  Am  Schliifs  der  vorgeschriebenen 
OeseUenjahre  stellte  ihnen  die  Gilde  ein  neues  Zeugnis  aus^ 
in  dem  bescheinigt  wurde,  dafs  sie  ihre  Zeit  richtig  hestanden 
hätten  und  folglich  als  „wohl  erfahrr^ne  Seh itfs- Knechte"  durch 
die  Mitglieder  des  Verwaltungsrats  anerkannt  worden  seien. 
Von  der  Zahl  der  bei  den  Gildemeistern  in  Arbeit  stehenden 
Personen  kann  man  sich  einen  ungeilihren  Begriff  machen, 
wenn  man  bedenkt,  dafs  das  Mainzer  Gesellenbueh  für  die  Zeit 
vom  29.  März  1809  bis  13.  Juni  1831  392  verschiedene  Namene- 
ein tragungen  aufweist. 

Betreifs  des  Preises,  um  den  die  Knechte  und  Gehilfen 
der  Rheinschiffer  arbeiteten^  ist  wenig  überliefert;  nur  soviel 
steht  fest,  dafs  er  an  keine  bestimmte  Taxe  gebunden  war, 
sondern  jeweils  freier  Vereinbarung  unterlag*.  Mehr  Schwierig* 
keiten  als  die  Lohnfrage  machten  die  Streitigkeiten,  welche 
die  Hilfsarbeiter  der  verschiedenen  Plätze  untereinander  aus- 
fochten. Die  Mainzer  Schiffsknechte  reichten  am  2L  Februar 
1821  ein  Gesuch  ein*,  in  dem  sie  sich  gegen  das  Eindringen 
der  auswärtigen  Knechte  bei  Bemannung  der  abtahrenden 
Schiffe  beschwerten  und  forderten»  dafs  die  Schiffer  gehalten 
würden,  bei  der  Abfahrt  aus  dem  Hafen  jedesmal  zwei  Dritt- 
teile aus  den  ansässigen  Schiffsknechten  zu  nehmen*  Allein 
die  Bürgermeisterei  antwortete*,  diesem  Begehren  könne  ohne 
Eingriff  in  die  Rechte  der  Dienstherren  nicht  entsprochen 
werden»  denen  es   freistehen  müsse,  ihre  Hilfskräfte  zu  wählen. 


'  Es  beßndeii  sich  eine  ganze  Reihe  derArtiger  Certificate  unter 
den  Akten  der  Mainsser  SchiflTergilde  M;8t.A. 

'  DaÄSf^lbe  ist  ebenfallf*  bei  den  genannten  Akten  zu  findt^ii, 

*  Vgl,  Anfrage  der  rmss.  Bürgf^rmeisterei  Wiesbiideti  bei  der 
Mainzer  Börgenm^iHterei  vom  4.  Februar  1H16|  wie  hoch  der  8chiffslohn 
eines  Kneehtca  für  dip  Strecke  Mjiinz-Biii^en  »ei,  und  Antwortschreiben 
vom  9,  F*"hruar  1816  iti  Rh^nuscbiffalirtHakten  1816  M.St.A. 

*  \'pl.  KljeiiiB^hifTahrtmikten   1821  MSt.A, 

*  Schreiben  vom  19.  März  1821  a.  a.  O. 
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wie  sie  wollten^  besondera  bei  einem  Geschäft,  -wo  die  Hemft 

gezwiiogen  aeierij    den  Untergebenen  soviel  anzuvertmuen  ihr 
bei  der  Schiffahrt,    Kur  bei  dem  Schiffszug  und   gtfvvöhnlielit'ft 
T&glöhuerarbeiten   stehe  der  Verdienst  lediglieh   Mainxtr  '' 
wohnem  zu  und  sei  die  Polizei  angewiesen,   Fremde  möi: 
aiuszuschliefsen.      Aber    auch    ohne    solch    gehässigen    Zwjinf 
werde    der    erfahrene,    thätige,    ehr-     und    ordniingaliebenilt 
Schiffsknecht  stets  Arbeit  finden.    Das  waren  Ansichten,  deren 
Richtigkeit  nicht  zu  bezweifehi  ist^  die  man  jedoch  mit  gleichetn 
Fug  auf  den  ganzen  Gildezwang  und  alle  die  übrigen  der  Rhem- 
schiffnhrt  noch  immer  anklebenden  Gewaltmafsregeln  anwenden 
konnte.    Die  Mainzer  Bürgermeisterei  brachte  sie  nur  in  die»«?! 
einen  Falle  nachdrücklich  zur  Geltung  und  durfte  daher  »i 
Jahre  später,   als  die  Kölner  Schi ffäkn echte  ebenfalls»   um  ^^l^ 
Erlal^  baten,  der  sie  begünstigte,  auf  Anfrage  von  dorten  *  ant* 
Worten,    in    ihrem  Hafen    bestehe  keine  Verordnung,     wonju^h 
Schiffer    jedesmal     wenigstens     einen    Mainzer    Knecht     mii- 
nehmen  müfsten,  sondern  jeder  dinge  seine  Leute  nach  freier 
Wahl. 

Im  übrigen  haben  die  Mainzer  Schiffsknechte  und  Jungeii 
noch  öfters  mit  Fremden  Händel  geführt.  Als  beispielsweise 
1820^  die  Rheinthorbrücke  eine  Beschädigung  erh'tt  und  die 
Reisenden  in  Nachen  über  den  Strom  geführt  werden  mtifsteiif 
wollten  sie  die  benachbarten  Weisenauer  Schiffer  von  dies^ 
Einnahmequelle  ausgeschlossen  wissen.  Die  BUrgennei« 
schien  ihnen  diesmal  Recht  geben  zu  wollen  und  b€ 
sieh  damit ^  das  Uberfahrtsgeld  auf  1  Fr.  festzusetzen, 
griff  nun  die  Regierungsbehörde  ein  und  wies  darauf  hin, 
nach  Art  22  der  noch  geltenden  Octroikonvention  Nachea 
fahrten  von  Reisenden  mit  ihren  Effekten  an  Schifferverein« 
und  Stationen  nicht  gebunden  seien,  mithin,  wenn  faktisch  die| 
Mainzer  ein   „Bannrecht"  gegenüber  den  Weisenaucrn  in  Ana^ 

Eruch  nähmen,  dies  eine  willkürliche,  ungesetzliche  Beschrän- 
ung  der  Gewerbefreihcit  sei,  die  nicht  geduldet  werde.    Nach 
dieser  Erklärung  liefs  sich  die  Sache  bald  gütlich  beilegen. 

Unter  den  Schiffsmeiatern  selbst  trat  dank  des  interterri- 
torialen Charakters  ihrer  Genossenschaft  auch  wo  sie  von  ver- 
schiedenen Plätzen  stammten,  die  Eifersucht  des  Wettbewerb» 
viel  weniger  scharf  zu  Tage.  Sie  sind  sogar  mit  den  unter- 
geordneten Gliedern  ihres  Berufs,  z.  B.  den  Setzschiffem,  meist 
einig  geblteben,  haben  iimen  gegenüber  nur  entschieden  ihre 
vorragende  Stellung  gewahrt®  und  darüber  gewacht,  dafs  dieaett 


'  Schreiben  vom  5,  und  20.  September   1828  in   HH«i]iecbi0ali 
akten  1823  M^St.A. 

«  Vgl.  KlH-inHchiffahrtsakten  1820  M.8t.A. 

^  Vgl.    Ablt'linuiiff  des   Anspruchs   eines  Setzschiffers  auf  direkt 
Fahrt  Frankfurt- K5ln  im  Mai  1817,  Rhcin^chiffiihTtsakteii   1817  M^tJIJ 
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keine  Rechte  ein^^eräumt  wurden,  die  den  volllrurtigen  Gilde- 

genoßson    bewahrt  bleiben  sollten. 

Ausgeschloösen  von  d«n  Gildcverbänden  blieben  nach  wie 
vor  die  Steuerleute  und  Lotsen.  Mau  bezeichnet  rait  diesen 
Worten  gewöhnlieh  berufyverschiedene  Peröonen.  Der  Steuer- 
mann gehört  nach  beliebtem  Spracligebrauche  regelrecht  zur 
Hchiifeniannachaft,  er  lenkt  das  Ruder  und  hat  in  vielen  Fällen 
den  eigentlichen  Führer  des  Fahr^seugs  zu  vertreten.  Der 
Lotäe  gehört  nicht  zur  Mannschaft,  er  kommt  nur  für  kurze 
Zeit  an  Bord  oder  fahrt  dem  Schiffe  als  WegAveiser  im  Nachen 
voran.  Auf  dem  Hbein  wurde  und  wird  noch  beute  dieser 
Unterschied  nicht  gemacht,  vielmehr  werden  die  beiden  Be- 
zeichnungen in  gleicher  Bedeutung  gebraucht.  Da  es  bei  dem 
«chwi erigen,  mitunter  gefährlichen  Fahrwasser  für  den  Einzelnen 
immöglich  war,  sich  auf  allen  Flufsteilen  auszukennen,  waren 
die  Schiffer  gezwungen,  Leute  der  verschiedenen  Uferplätze, 
die  für  eine  bestimmte  Strecke  Erfahrungen  gesammelt  hatten, 
aufzunehmen,  um  von  diesen  das  Fahrzeug  sicher  weiterbringen 
zu  lassen.  Von  Station  zu  Station  wechselten  dann  diese  Lotsen 
oder  Steuerleute  ab. 

Bei  Gründung  der  rheinischen  Gilden  hatte  man  versucht, 
auch  für  sie  Normen  aufzustellen.  Nach  dem  Entwurf^  einer 
Verordnung  zur  Organisation  der  Mainzer  SchiffergeaellÄchaft 
von  1805  sollten  äu  Strafsburg,  Neuburg,  Speier,  Mainz, 
Bingen,  Ileimbnch,  Kaub,  Koblenz^  Lotsen  und  Steuerleute 
sein,  um  die  den  Rhein  hinab  oder  hinauf  fahrenden  Schiffe 
der  Genossenschaft  von  einem  dieser  Orte  nach  dem  andern 
zu  führen.  Die  übrigen  Steuennannsstationen  seien  aufzuheben, 
sobald  die  daselbst  Ansässigen,  denen  die  Ausübung  ihre»  Ge- 
werbes noch  gestattet  wurde,  ausgestorben  seien.  Alle  ohne 
Ausnahme  würden  verpflichtet,  dem  Generaldirektor  des  Octroi 
Zeugnisse  über  ihre  Fähigkeiten  und  ihr  Wohl  verhalten  vor- 
zulegen^ der  ihnen  dann  die  Erlaubnis  zum  Betrieb  ihres  Be- 
rufs geben  sollte. 

Bei  Umarbeitung  des  Entwurfs  wurden  jedoch  diese  Be- 
stimmungen fallen  gelassen  und  in  die  endgiUtige  Redaktion 
des  Reglements  nicht  aufgenommen.  Die  genannten  Personen 
blieben  demgeraäfs  aufserhalb  der  Gilde  verbände  und  unter* 
standen  nur  der  Oberaufsicht  der  Rheinschiffalirtsbehörden. 
Namentlich  die  Centralkommission  übte  ein  strenges  Regiment. 
Wer  sich  zum  Dienst  für  eine  bestimmte  Strecke  meldete, 
mufste  zunächst  eine  Probereise  auf  derselben  machen,  bei  der 
das  Boot  tlber  alle  schwierigen  Stellen  geführt  wurde®.     Erst 


*  Abdruck   desselben    in 


Akten 
2. 


über  Handel    und  ViTkehrswe«eii 


M.St.A,  vjjl  oben  S.  37  Aum. 

RUeinschiffahrtaaktea  18^J  M.St.Ä. 


VC! 

Vgl  dazu  die  ßemcrkungen  über  den  Octroivertrag  8,  167,    168. 


138 


xvm  5/ 


wenn  diese  gut  ausgefallen  war  und  der  Mann  dabei  »eine 
Geschicklichkeit  bewiesen  hatte,  erhielt  er  seine  Ernennuög 
zum  „Steuermannskandidaten"  und  wenn  er  als  solcher  ein  Jahr 
lang  zufriedenstellend  getahren  hatte ,  düB  Patent  als  ^wirk- 
licher Steuermann"  ^.  Letztere  hatten  vor  den  erstgenannte*!! 
stets  den  Vorrang,  und  nur  wenn  sie  alle  beschäfdgt  waren, 
wurden  jene  zum  Dienst  geruten. 

Reibereien  waren  bei  diesem  Verhältnis  zw^ischen  beiden 
Parteien  unvermeidlich,  zumal  die  Kandidaten  von  den  wirk- 
liehen Steuerleuten  oft  noch  im  Augenblick  vor  der  Ab&hrt 
aus  ihren  Plätzen  verdrängt  wurden.  Für  den  Mainzer  Hafen 
erschien  daher  1832  eine  Verordnung'^,  wonach  Kandidaten, 
die  bei  Abwesenheit  wirklicher  Steuerleute  zum  Dienst  gerufen^H 
waren,  nicht  mehr  verjagt  werden  konnten,  wenn  sie  bereitl^^ 
die  nötigen  Seile  bewickelt,  nach  der  Zahl  der  Hal^ferde 
eingeteilt,  das  Schiif  klar  gestellt  oder  gar  schon  vorwärts  ge- 
trieljen  hatten. 

Es  war  übrigen»  den  Schiffsfülirern  nicht  freigegeben,  ob 
sie  sich  der  Lotsen  bedienen  wollten  oder  nicht-  Nach  Aif 
Ordnung  der  Oentralkommission  mufste  jedes  Fahrzeug,  dai 
über  300  Centner  Ladung  gefafst  hatte,  von  Steuerleuten  ge- 
lenkt werden^.  Durch  Erlafs  der  provisorischen  Verwaltung!- 
koTnmijäsion *  wurden  die  < Jctroi-Amter  Mannheim,  Germer»- 
heim,  Neuburg  angewiesen,  aufs  strengste  die  Ausführung  dieser 
Bestimmung  zu  überwachen.  Nur  Schiffer,  die  ihre  eigenen 
Güter  verfrachteten ,  durften  davon  ausgenommen  werden. 
Dieser  Zwang  erregte  vielfachen  Unwillen,  namentlich  in 
späterer  Zeit^  wo  die  Kapitilne  der  Dampfschifte  lieber  be- 
sondere Steuerleute  unter  ihr  ständiges  Personal  aufnahmen^ 
als  fortwührend  die  Hilfskräfte  wechselten'''. 

Die  Steuerleute  ihrerseits  waren  zu  gröfster  AufinerkBam- 
keit  verpflichtet    Insbesondere  war  es  ihnen  verboten,  die  g^J 
führten    Schiffe    vor    der   P>reichnng    des    Reisezieles   zu   ver-j 
laasen'^       Wenn     durch    ihre    Unaufmerksamkeit    ein    Schiff 
während  der  Fahrt  beschädigt  wurde  oder  gar  scheiterte,    er- 


I 


'  Akten  betr.  Steuerleuto  etc.  1826»  1827  M.8t.A. 

«  Verordnnog  vom  22,  März  1832  in  Akten  betr.  Hafen  etc  ]833d 
M.St.A. 

"  Vgl.  iiHherc«  im  Protokoll  der  CentralkommisBion  vom  28,  . 
1824,  in  Aktfin  betn  Steuerleutp  1824  M.St.A. 

*  Vom  20.  März  1823;  derselbe  wurde  auf  Drängen  der  BergBteiiei^  | 
leiite  fiir  den  Hafen  von  Mainz  am  19.  Juni  1828  von  neuem  kiiiid«| 
m-egeben.     Vgl.  Rliein^ebiffalirtsakten  1828  M.St.A. 

"  Vgl.  RlipinHchiflflliTtsakton  1829  M.St.A. 

•  Z,  B,  verliefsen  die  Binger  Tiialsteiierleute  die  Fahrzeuge  5ften  1 
ÄU  Gaulfllieini   oder  Kempten,  auatatt  dieselben   bis  in  den  Hafen   von 
Bingen  zu  führen.    Es  wurden  deBwegen  Siiflpensiotiett  bia  «u  2  Monaten 
^     hängt.     Vgl.  Rheinachiffahrtsakten  1823  M.St.A. 
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litten  sie  schwere  Strafen  und  konnten  auf  längere  Zeit  von 
ihrem  Berufe  aiisgesehlossen  werden  ^. 

In  Mainz  waren  aufser  den  Rheinsteuerleuten  auch  noch 
solche  für  den  Main  zu  linden,  die  mit  den  ersteren  beruflich 
nichts  zu  thun  hatten,  deren  Anstellung  vielmehr  lediglieh  dem 
Oherbtirgermeiöter'^  anheimgegeben  war,  der  sie  aus  den  von 
der  Handelskammer  als  Vertrauens  wert  bezeichneten  Leuten 
auswählte.  Ihre  Zahl  ach  wankte  zwischen  4  und  7  und  fast 
jedesmal,  wenn  ein  neuer  zugelassen  wurde,  beschwerten  sich 
die  übrigen  wegen  Schmälerung  des  Verdienstes^.  Dabei 
waren  von  6  Leuten  alle  10  Tage  mindestens  je  3  beschäftigt. 
Denn  auch  zu  ihrer  Annalime  wurden  die  Schiffer  zwangs- 
weise verpflichtet.  Sie  durften  den  Mainzer  Hafen  ohne  Steuer- 
mann una  mit  blofs  einem  Knecht  nur  dann  verlassen,  wenn 
sie  weniger  als  400  Centner  geladen  hatten,  in  allen  anderen 
Fällen  mufsten  sie  sich  wenigstens  bis  Frankfurt  durch  den 
Lotsen  führen  lassen*.     Da  dies  die  Unkosten   nicht  unerheb- 

Plich  steigerte»  liefsen  sich  Schiffer,  die  vom  Oberrhein  und 
Keckar  nach  Frankfurt  fahren  wollten,  öfters  durch  Fahrten- 
kundige aus  dem  bei  Mainz  gelegenen  Weisenau  führen  »  die 
keine  Patente  hatten  und  daher  geringeren  Lohn  forderten. 
Im  Jahre  1828 '^  mufste  diesem  Treiben,  das  immer  stärker 
wurde j  durch  ein  formelles  Verbot  unter  Strafdrohungen  ein 
Riegel  vorgeschoben  werden. 

Die  Umgehung» versuche  werden  allerdings  sehr  verständ- 
lich^ wenn  man  bedenkt,  dafs  die  Löhne  der  offiziellen  Steuer- 
leute bei  gröfseren  Strecken  eine  ganz  beträchtliche  Hölie 
erreichten.  Eine  von  Herman ,  dem  Generalsekretär  der 
Centralkommission,  gegebene  Übersicht  des  Steuermannslohns, 
^^wie  er  um  18i3  an  den  verschiedenen  Stationen  gezahlt  wurde^ 
^HJttfst  dies  im  einzelnen  erkennen"  Derselbe  betrug  beispiela- 
^^  weise  zwischen  Amsterdam  und  Köln  zu  Thal  oder  Berg  für 
eine  Rangladung  115  Francs  77  Centimes,  für  die  ziemlich 
kleine  Strecke  von  Bingen  bis  Mainz  bei  demselben  Quantum 
14  Francs,  auf  dem  Main  von  Mainz  bis  Frankfurt  bei  einer 
Hauptladung  durchgängig  22  Francs  10  Centimes.  Noch  teurer 
waren    die    Preise    auf   dem    Oberrhein,    wo    wegen    des   un- 


^^cl 


^  Vgl.  beiBpie  law  eise  Entscheidaiig  vom  23,  August  1831  in  Rbein- 
«chiffahrtsaktiMi  18:i!  M.St.Ä. 

*  Vgl  Akten  ober  Annahme  des  P*  Dienst  als  Mainsteuermatm  in 
RheinBchjtfahrtHftkten  1817  M.St.A. 

^  Vgl,  Rhpinsrhiff'ahrtsakten  1821   M.StJ^, 

*  Vgl    Akten   über    Halfweaen   etc.    1818  M.StÄ.,  besonders  Be- 
h  werde  des  Maiiij^chiffer»  Mutz  bau  er  und  Konsorten. 

*  Erlafs  vom  8.  Januar  1828  in  Rheinschiff ahrtsakten  1828  M.StA. 

*  Herman,  Adrofitbuch  1826  8.  72-81.  Dieselbe  enthält  die  Lohn- 
Euaammenfjtenungeu  der  Steuerleute  für  alle  Strecken  zwischen  StraCa* 
bürg  und  HoUand. 
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giinatigen  Fahrwassers  neben  dem  Hauptsteuennaiin  noch  ein 
zweiter  uod  dntter  Lotse  zugezogen  werden  mufsten,  so  dj^ 
ein  Fahrzeug  mit  über  2000  Ceutner  Ladefähigkeit  für  die 
Thah'eise  von  Straf&burg  bis  Neuburg  zusammen  133  Frmna 
zu  zahlen  hatte.  Bei  schlechtem  Wetter  oder  ungUnc^tigem 
Walsers tande  mufsten  die  Schiffer  sogar  öfters  noch  h5bae 
Löhne  geben. 

Im  ganzen  mögen  während  der  zwanziger  Jahre  etwa 
250  Steuerleute  und  Steuerraannskandidaten  ihr  Auskommea 
in  den  Häfen  des  Rheinstroms  gefunden  haben  ^,  wovon  etwi 
die  Hälfte  ihren  Wohnsitz  in  Strafsburg,  Mainz,  Bingen, 
Koblenz,  Köln  aufgeschlagen  liatte^.  Die  übrigen  safsen  in 
kleineren  Orten  und  waren  zum  gröfsten  Teil  Grundbesitzer", 
die  aus  ihrem  Boden  eine  Zubufse  zu  der  Lebenshaltung  ge- 
wannen *. 

W'ie  bereits  früher  angedeutet  wurde®,  ist  mit  der  Zahl 
der  Steuerleute  und  den  Angehurigen  der  grofsen  Schiffergildea 
die  Gesamtsumme  der  R hei nschiffahrtstreib enden  jener  Tag« 
nicht  erschöpft.  Viele  derselben  standen  seit  der  napoleonischea 
Zeit  als  Kleinöchiffer  und  Nächler  aufserhalb  jeden  Verbandei| 
oder  hatten  sich  in  unbedeutenderen  lokiüen  Vereinigungen  «u- 
saramengethan.  Die  Anzahl  dieser  freien  Schiffer  war  »dt 
Beginn  der  Friedensjahre  stetig  im  Wachsen  begriffen. 
Während  man  1813  689  Schiffer  auf  dem  Rheinetrom  zi4hlte^ 
werden  1819:  815;  1820:  875;  1821:  879;  1822:  875;  1823: 
899  Mann  daselbst  angetroffen.  Noch  bemerkenswerter  ist  die 
Zunahme  der  Schiffsleute  auf  den  Nebenflüssen,  Auf  Umcn 
fuhren  1813;  629;  1819:  802;  1820:  875;  1821:  914;  1822: 
946;  1823:  963  Personen,  die  meistens  auch  einzelne  Strecken 
des  Rheins  besuchten.  Die  Gesamtzahl  alter  Schiffer  fiir  da« 
ganze  Stromgebiet   des  Rheins   betrug  demnach:    1813:  1318; 


I 


1  Eine  ausführliche  Zuaammen Stellung  derselben  nach  Namen  und 
Wohnort  und  mit  Angabe  der  Distanz,  die  sie  befnhren,  giebt  Hernmn, 
AdreT^hueli  imn  S.  9:?— 105.  Dieselbe  nennt  249  Personen  einschliarslicli 
der  in  Mainz  ausftssigeD  Mainateuerleute.  Ein  alphabetisches  Veneicli- 
nis  findet  sich  bei  Herman,  Adreröbucb  1826  S.   10 — 54. 

**  VffL  Herrn  an  a.  a,  O. 

*  Akten  der  Mainzer  Sehiffergilde  M.St.A, 

*  In  früherer  Zeit  kam  es  auch  bni  RheinschiffWn  des  öfteren 
vor,  dafs  wie  den  Fahrtenbetrieb  nur  im  Nebenberufe  übten.  Vgl, 
Eckert,  Mainzer  Seht fferge werbe  S,S^  Bettgenhaeuser^  Harktschm- 
fahrt  S,  M. 

■  V^i  oben  S.  45. 

*  Dse  folgenden  Zahlen  sind  zusamnioogestellt  und  berechnet  mus 
den  Angaben  hei  Schirgea»  Rheinstrom  S.  75  und  Bericht  der  proviJ*, 
Verwaltwngskommisflion  über  Zustand  und  Betrieb  der  Schiffahrt  auf 
dem  Rhein  während  de»  Jahres  1823  8.  A4— B  L  Die  Zahlen  gelten  nur 
für  den  Rhein  von  Basel  bis  zur  hoHändiöchen  Grenxe  («og.  kanven*  ] 
tioneUen  Rhein). 
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1819:  1C17;  1820:  1750;  1821:  1793;  1822:  1821;  1828: 
1862.  Bei  diesen  Zahlen  sind  nur  alle  selbständigen  Meister, 
nicht  auch  Gesellen  und  Lehrjungen  miteinbegriffen.  Es  ist 
ein  bedeutsames  Zeichen  künftiger  Entwicklung,  dafs  die 
Summe  derjenigen,  die  im  Schifferberufe  ein  auskömmliches 
Dasein  finden,  allmählich  anwuchs,  obschon  die  immer  noch 
hochgeschätzten  Gilden,  die  früher  allein  den  Fahrtenbetrieb 
beherrscht  hatten,  in  diesem  Zeitraum  einen  nennenswerten 
Zuwachs  nicht  mehr  erfuhren. 


Wir  sahen,  wie  ib  den  Jahren  nach  dem  Wiener  Kangreb 
die  am  raeiaten  umstrittenen  Punkte  des  Kheinverkehrs,  der  Um- 
Schlagszwang  und  die  Gildenordnungen^  aller  entgegenstehendea 
Beschlüsse  ungeachtet,  keine  merkliche  Änderung  erlitten.  Die 
Verfassung  der  Korporationen  ward  beibehalten  und  auch  ia 
der  Berufathätigkeit  ihrer  Genossen  blieb  alles  beim  alten* 
Die  Sätze  der  Octroikonvention  gaben  für  den  Güterzug  aal 
dem  Rhein  nach  wie  vor  die  festen  Regeln,  nach  denen  mau 
sich  unbeirrt  zu  richten  pflegte.  Wie  ängstlich  man  dabei  o 
dem  thatsäehlichen  Fortscbritt  die  Thtiren  verschlofs^  zeiget 
wohl  am  deutlichsten  die  Mafsnahmen,  durch  die  man  di 
Kohlen  Verfrachtungen  des  Schiff*ers  Stinnea  zu  hemmen  wufsta. 

Für  Köln  war  noch  zur  Zeit  der  französischen  Herrschaft 
durch  Beschlufs  vom  7.  November  1809  der  Umschlag  eine? 
Reihe  von  Waren,  darunter  die  verschiedenen  Kohlensorteo, 
beseitigt  worden.  Ein  zweiter  Beschlufs  des  dortigen  Ober- 
bürgermeisters vom  24.  August  1818  hatte  mit  wetteren  „Lokal- 
Stapel-Misbräuchen**  aufgeräumt'  und  neue  Erleichterungen 
des  Umschlagszwangs  eintreten  lassen.  Diese  Veränderung 
der  Lage  machten  sich  neben  den  Gilderaeistern  auch  eine 
Reihe  von  KleinschifFern  zu  nutze,  indem  sie  die  Verfrachtung 
der  umachlagsfreien  Landesprodukte  zwischen  Häfen  des  Nieder- 
und  Mittelrheinö  übernahmen.  In  besonderer  Weise  that  sich 
dabei  neben  Haniel  „der  Grubenbesitzer"  Stinnes  von  Rubrort 
hervor,  der  seit  1816  den  Kohlentransport  in  immer  gröfserem 


oben  S.  117»  118. 
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Maisstab  betrieb  und  eine  ganze  Reihe  von  Kleinschiffem  für 
seine  Rechnung  fahren  Hefa.  Wenn  diese  ihre  Ware  von  der 
Ruhr  rheinaufwärts  gebracht  hatten,  suchten  sie  an  den  Aus- 
ladestellen Rtickfrachten  in  umschlagsfreien  Landesprodukten 
zu  gewinnen.  Einige  Zeit  lang  waren  sie  dabei  unbehelligt 
geblieben^  bis  eines  Tages  die  provisorische  Verwaltung^* 
kommission  eingriff  und  weitere  Fahrten  gewaltsam  ver- 
hinderte. 

Die  Sache  kam  dann  alsbald  in  den  Sitzungen  der  Cen- 
tralkommission  zur  Sprache,  wo  vor  allem  der  Vertreter 
Badens  betonte  ^,  dafa  nach  Artikel  19 — 21  der  Octroikonven- 
tion  kein  Kleinschiffer  mit  Gegenständen  des  wechselseitigen 
Verkehrs  an  einem  der  Station shät^n  (^Köln)  vorüberfahren 
dürfe,  und  data  Stinnes  mit  seinen  Kohlentransporten  diesen 
noch  geltenden  Vertrag  gröblich  verletzt  habe.  Dem  ent- 
gegnete der  Bevollmächtigte  Nassaus^  das  aus  dem  unmittel- 
baren Verkehr  zwischen  Unter-  und  Mittelrhein,  besonders  aus 
dem  Absatz  der  Ruhr  kohlen  in  seiner  Nähe  Vorteil  zog,  die 
genannten  Artikel  üb^r  die  kleine  Schiffahrt  hingen  mit  den 
Bestimmungen  über  den  Umschlag  wie  Wirkung  mit  Ursache 
zusammen  und  seien  daher  umgehend  zu  beseitigen.  Er  pro- 
testiere förmlich  dagegen,  „wenn  die  Verwaltungskommission 
der  Meinung  sein  sollte^  dats  auf  der  herzoglich  nassauischen 
Rheinstrecke  in  Köln  gestattete  Ausnahmen  vom  Umsehlag 
durch  Arrestationen  beladener  und  den  neu  eröffneten  Verkehr 
betreibender  Schiffe  erwiedert  werden  könnten".  In  einer  der 
nächsten  Sitzungen-  wurden  diese  und  ähnliche  Gedanken 
durch    die   preufsische  Regierung    nochmals  ausfuhrlicher  dar- 

Selegt,  und  namentlich  nachgewiesen,  dafs  keine  Veränderung 
es  früheren  Zustandes  geschaffen  sei,  die  Ermäfsigung  de« 
Umschlags  rechts  nicht  ohne  Folgen  für  die  Schiffahrtsberech- 
tigung bleibe  und  Kleinschiffer,  die  mit  uraschlagsfreien  Pro- 
dukten unfjebindert  am  Hafen  von  Köln  vorbeifahren  dürften, 
ähnliche  Waren,  wo  sie  dieselben  ftinden,  zur  Rückfracht  an- 
nehmen könnten**  Übrigens  sei  ein  teilweiser  Verzicht  auf  ein 
Privilegium,  das  noch  bestehe,  eine  freiwillige  Erleichterung  de« 
wechselseitigen  Verkehrs  und  als  solche  keineswegs  an  die  Ein- 
willigung der  Centralkommisöion  gebunden.  Letztere  fafste  denn 
auch  trotz  des  niederländischen  Protestes*  am  25.  August  1820  den 
Beschlufs*,  den  Erhebungsämtern,  den  Gilderäten  und  Stations- 


Huedro« 


*  172.  Protokoll  d<'T   Centnilkommisflion  vom  5,  Mai  1820  S  l^f  **^b- 
ckt  bei  Nun,  Beitrage  II  K.  286—290. 

«  178.  Sitzimg    vom  28   Juli  1J^20    bei  Nau,    a,   a,   O.  S.  291—296. 
'  1819   waren    16  Gilde-   und  20  Kleinsdiiffer   mit  444S6   Contnero 

Ladutij^  vom  Oberrbein   kommf^iid  umscblagsfrei  an  Köln  vorbei  passiert 
a.  a.  CK  S.  294. 

*  1K>.  Bitaung  vom  IL  AugiMt    1820  §  1   bei  Nau  II  S.  296—29». 

*  IhT  Beschlufs  findet  sich  bei  Nau  a.  a.  0.  S,  300. 
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kontroUeuren  bekannt  zu  geben,  dafs  ^sämtlieheii  den  Rliea 
an  betahreii  geeigneten  Sehiifern"  von  nun  an  gestattet  M» 
mit  allen  Gegenständen,  ohne  umzuschlagen,  an  Köln  vorbei^ 
zufahren ,  weiche  gemäfs  der  Bestimmungen  von  1809  trnd 
1818  freigegeben  seien.  Trotz  der  erneuten  auaführliebeji 
Protestnote  de«  niederländischen  Bevollmächtigten,  der  «ein« 
Ansicht  fn^ilieh  diesmal  in  „splendid  iHolation"  verfocht*,  be- 
harrta  die  Centratkommisfiton  auch  späterhin  bei  ihrem  Eni' 
Bcheid  ^, 

Das  Gesagte  erhellt  zur  Genüge,  wie  langsam  die  Erleich- 
terungen des  rheinischen  Verkehrslebens  zum  Durchbrach 
kamen  und  dafs  selbst  unleugbare  Verbesserungen ,  wie  di« 
Einschränkung  des  Umschlagsrechts,  die  Veränderung  der  on- 
haltbaren  Scheidung  der  Fahrten  kund  igen  in  KJeinschiffer  aod 
Gitdegenossen ,  im  Schofae  der  Centralkommission  nicht  iiii- 
beetritten  blieben  und  unter  Vorbringung  aller  mögHchen 
Scheingründe  in  Frage  gestellt  wurden. 

Wenn  auch  bei  Beförderung  einzelner  Waren  derart  den 
Gildemeistern  in  den  Kleinschiffern  aufstrebende  Konkurrenten 
erwuchsen,  so  blieb  den  erstgenannten  doch  der  Tran^part  im 
eigentlichen  Handelsguts  noch  fast  ausscliliefslich  vorVjehalten. 
Mit  Zähigkeit  hielten  sie  dabei  an  der  überkommenen  Rang* 
Schiffahrt  fest,  so  dafs  keiner  von  ihnen  Ladung  aufserhaTh 
der  Reihe  erhalten  konnte^.  Nur  die  sog.  Intermediärschiffer 
versuchten  es  mit  Erfolg,  durch  gefälschte  Ortisangaben  die 
strenge  Ordnung  zu  durchbrechen.  Da  ihnen  schwer  beüm* 
kommen  war,  beantragte  schliefslich  die  Mainzer  Bürger- 
meisterei *  die  Aufhebung  der  gezwungenen  Rangfolge  der  Inter- 
mediärschilfer  aus  dem  Hafen  von  Mainz  nach  den  Häfen  dei 
Mittel*  und  Oberrhehi«  und  Freigabe  der  Fahrten  fUr  aUe 
Schiffsleute,  Allein  sie  muffte  sich  von  den  hessischen  Regie- 
rungsbehörden, die  um  Erhaltung  des  Status  quo  besorgt 
waren,  belehren  lassen  "^,  dafs  die  Verwirklichung  dieses  Pla&et 
keineswegs  angehe,  weil  einmal  schon  vor  Antritt  ihrer  Ver* 
waltung  die  von  der  oberen  Rheinschiffahrtsbehörde  ein* 
geflilhrte  Rangfahrt  bestanden  habe  und  daher  aus  Konsequeox 


»  182.  Sitzung  vom  1.  September  1820  §  11  a,  a.  O.  8.  5500—311. 

^  a*  a,  O,  S.  811. 

»  Vgl  Rbeinaehiffahrtsakten  1816  (Schreiben  vom  18.  Februar  ISie» 
M^St.A. 

*  Bericht  vam  12.  März  1827  Rli eins rhjlftthrt takten  1827  M^t^ 
Sie  wurde  zu  ilirem  Vorgehen  durch  die  M.  H  K.  veranlafat.  (Vcl.  A,  d.  M. 
H.K.  §  3859.)  Diese  wech.selte  in  der  Frage  wiederholt  ihren  Standpunkt  und 
hatte  beispielsweise  noch  wenige  Jahre  vorlier  ein  Abweichen  von  dem 
Frmeipe  oer  Rangfahrt,  die  da«  vorzüglichnte  Mittel  zur  Beschleunigung 
der  Gütertransporte  sei  ^  nicht  gutgeheiröen,  (Vgl,  Handelakammcr  «n 
Mainz  a  29.) 

^  Schreiben  vom  28.  MÄrz  1828;  die  Grunde  sind  unter  6  0esidtts- 
punkten  zuBammengeatellt  a.  a.  Q, 


I 
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bewahrt  werden  müsse ^  weil,  wenn  der  Umschlag  bis  zur 
endgültigen  Regelang  der  RheinsckiflahrtsverhäUnistje  bei- 
belialten  werde,  man  auch  an  den  Verhältniasen  der  Gilde- 
glieder nichts*  ändern,  namentlich  nicht  die  ZwiscbenächifFer 
zu  Kleinschi flern  herabdriieken  und  damit  ihrer  Rechte  am 
Korporationsvermögen  berauben  dürfe  und  Ähnliches  mehr. 

Dagegen  war  die  in  Mainz  gepflegte  Kangordnuiig  für 
die  Bergfahrten  auf  dem  Main  inzwischen  aufgehoben  worden. 
Nach  langen  Verbandlungen  eröffnete  die  ö-sterreichische  und 
preufslsche  Administration  am  1.  Oktober  1815  der  Handels- 
kammer durch  die  Kreisdirektion  ^  man  habe  e»  bei  dem  Vor- 
schlage, wnnach  für  die  Maintjchiffahrt  von  der  Folgeordnung 
(Rang)  abgegangen  um!  jerle  fjelegenheit  zur  Wegbringung 
der  Outer  auf  dem  Flusse  benutzt  werden  dlirfe,  belaäsen,  da 
er  den  (jrundsälzen  des  Wiener  Kougresses  am  angemessensten 
erscheine.  Bei  dieser  Ladefreiheit  blieb  man  auch  in  den 
folgenden  Jahren  ^^,  obschon  die  Güterschifler  der  meisten  Main- 
orte noch  länger  an  dem  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  über- 
nommenen Range  festhielten  ^ 

Ladezeit  und  Fahrtengescbwindigkeit*  haben  sich  in  diesem 
Zeitraum  kaum  gelindert  Erötere  schwankte  an  den  einzelnen 
Stationen  zwischen  5  und  12  Tagen.  Der  Transport  auf  dem 
Wasser  war  dem  zu  Lande  gleich  früher  an  Schnelligkeit 
überlegen.  Die  Transportzeil  betrug  noeh  immer  für  die 
Strecke  Köln— Koblenz  2—3,  Köln— Mainz  5—0  Tage,  während 
das  Frachtgut  auf  dem  Landweg^  4  und  8  Tage  für  dieselben 
Linien  benötigte. 

Auch  die  Schiffahrtsgebühren  wurden  gleich  früher  un- 
gemindert  nach  den  im  Octroivertrag  vorgesehenen  Sätzen, 
freilich  jetzt  auf  Rechnung  der  Einzel  stallten  erhoben*.  Für 
die  hollilndische  Strorastrecke  war  ihre  Höhe  durch  das  Gesetz 
vom  3,  Oktober  1816  festgestellt  worden ^ 

Die  Frachtpreise  wurden,  wie  in  den  letztvergangenen 
Jahren,  durch  die  provisorische  Verwaltung  der  Rheinschiffabrt 

»  Vgl  Rhoitisdiiffahrtftakten  1815  BLSt.A. 

'  Vgl  Rheitischiftalirtüakten  182Ö:  aurh  Schreiben  de»  bayriacheo 
Fürsten  am  t*«  Lf'iinijg<*n-Miltenberg  vom  7.  August  1816  in  Rheinschiff- 
fabrtaakteii  1816  M.8t.A, 

*  Vjgl.  Seliaiiz,  Die  MainnrliifTahrt  im  19,  Jahrliundcrt  8.  2:^— 25, 

*  Eine  iiberm<?ht liehe  Zusiunnu >nsk4hing  der  Lade-  und  LioferiingS' 
«eit  findet  sieh  bei  Herrn  an,  Adrifsbinch  1826  H.  55—57.  Die  Haft (ing 
der  Hehiffer  beafimmte  sieh  nach  Grundsätzen,  die  noch  beute  im 
Mandeli^rechte  mafagebend  ?ind.  Für  Leckage  bei  fl^lfl^^i^en  Sachen,  so- 
wie für  BrMch  bei  Glas  und  ähnliehen  Artikeln  wurde  nifht  gehaftet, 
ebeosowenig  für  den  Inhalt  der  gci^cblo.Hsenen  Kollia»  sondern  nur  für 
die  ftnfsere  gute  BesehaflPenheit  und  richtiges  GewicbL 

*  Vgl.  LandfrachteuEUsammeuateilung  bei  Nau.  Beitrüge  0  8.67; 
Uernian,  Sammlung  der  Geaetae  8*  S08,  309. 

*  Tarife  bei  Na u  a.  a.  0.  S.  58,  69|  Herman  a.  a.  0,  S,  296,  297. 
^  Näu  a,  a.  0.  S.  58,  58,  Herman  a.  a.  0.  B.  298—800, 
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auf  Grund  der  eingereichten  Haudelskammerberichte  von  Zeit 
zti  Zeit  neu  bestimmt.  Damit  war  für  Mittel-  und  Oberrheüs 
eine  gewisse  Einlieitliclikeit  erziolt  Alle  Waren  wurden  in 
drei  Klassen  geteilt,  deren  jede  ihre  besondere  Prets^kik 
hattet  Unkosten,  die  bei  niedrigem  Wasserstand,  Eijigang 
oder  Unterbrechung  der  Fahrt  durch  Yerwinterung  entstanden, 
waren  dabei  nicht  inbegriffen  ^,  Die  Handelakamniem  ge- 
währten flir  sie  den  betreffenden  Schiffern  gewöhnlich  Fracbt- 
zusätase^  von  denen  sie  den  beteiligten  Kaufleuten  Kenntoii 
gaben*  Gesuche  dieser  Art  wurden  sehr  häufig  bei  den  Ver- 
tretungen des  Handelsstande.s  eingereicht  und  den  Ümatftnden 
entsprechend  erledigt.  Die  Kammern  zu  Köln,  Mainz,  Strafs- 
burg, sowie  die  Behörden  der  niederländischen  Häfen  erfreuten 
i^ch  dabei  solchen  Ansehens,  dafs  ihre  diesbezüglichen  Ad* 
Ordnungen  selten  auf  Widerstand  stiefsen.  Gegen  die  Mainzer 
Handelskammer  w^urde  nur  einmal  im  Jahre  1827  von  dem 
Mannheimer  Handelsstand  Beschwerde  erhoben®,  der  die  Zahlung 
eines  Zuschlags  von  H  Kreuzern  pro  Centner  unter  HinwHi 
auf  die  Octroikonvention  verweigerte.  Die  Mainzer  beriefen 
sich  hierauf  wegen  des  erlassenen  Bescheides  auf  das  Gewohn- 
heitsrecht'*,  und  durch  Vermittlung  der  beteiligten  Regierungen 
wui'de  bald  ein  Ausgleich  geschaffen.  U 

Schwrteriger  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  auf  dem 
Niederrhein  —  der  sog,  nicht  „konventionellen''  Kheinstrecke  — , 
da  diese  nur  zum  kleineren  Teil  der  provisorischen  Verwal- 
tung unterstand  und  deshalb  die  Frachtpreise  dort  nicht  diircli 
höhere  Bestimmung  geregelt  werden  konnten.  Vor  der  Niede^ 
werfung  der  französischen  Herrschaft,  zur  Zeit  da  Holland  der 
Octroikonvention  unterstand^  war  fllr  den  Weg  von  Köln  nach 
den  Niederlanden  die  Frachtliste  mafsgebend  gewesen,  die  eia 
Beschlufs  der  Generaldirektion  vom  19.  September  1808 
gestellt  hatte'*.  Dieselbe  galt  in  Ermangelung  einer  b 
noch  bis  1818  als  Norm.  Von  da  an  traf  die  Kölner  Ham 
kammer  mit  der  holländischen  Schiffergilde  für  die  Dauer  jeden 
Jahres  Vereinbarungen  über  die  Frachtpreise®.  Die  Kosten  der 
Bergfahrten  wurden  durch  Kommissarien  der  grofsen  Verlade- 


die  eitt^ 
;08  fert-J 
>es8|^^| 
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^  Frachtliste  von  StrafaburK  bis  Holland  ni^bst  den  auf  dem  Rhi 
gwiBchen    Emmerich    und   Htrafsmirg    bostehenden    Schiffahrts^ebä 
Köln,  Juni  1817.    Für  die  späteren  Jahre  vgl  Nau  U  8.  60,  61;  H< 
man,  Sammlung  S.  :iO  1^303, 

«  Vgl  Na II  11  S,  66;  Herrn  an,  Sammlung  8.  807. 

*  Vc"l  Handi'lftkammer  211  MainJE  S,  28. 

*  Schreiben  der  Mainzer  Handebkainmer  an  die  Groffth.  ProTmxial* 
regierune  vom  8.  Februar  1»28.    (A.  d.  M  HJv.  S  4162)  M 

■  Findet   äich   in  der  oitiereen  Frachtliste  K5ln    1817  unter  Nr.  4fl 

*  Vgl  Frachtliste  vom  1,  Jnli  l«li*  bei  Nan  II  S.  88—07;  Her* 
man,  Sammlung  S.  ::ll*> — 817.  Dieselbe  ermäfsigte  die  ThaifiachteD  von 
Köln  naeb  Holland  um  2 — 3  Stöber  hollundi^ch  Courant. 
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Stationen  Amsterdam,  Rotterdnm  und  Dordrecht  bestimmt*. 
An  manchen  Plätzen  der  preufsijschen  Rhßinstrecke,  wie  ÜÜ88<^I- 
dorf  und  Wenel,  traten  die  Handelsvorstände  für  die  Fahrt 
nach  K^>hi  Vereinbarungen.  In  einzelnen  Orten,  z.  B.  iri  Miib 
heim,  konnten  sich  die  Kaufleutc  frei  mit  den  Schiffern  ins 
Vernehmen  setzen.  Faat  überall  wurde  at»  WassertVaeht,  aus- 
schlielHlich  der  Schiffsgebühren ,  kanni  die  Hälfte  der  Summe 
gefordert,  die  man  bei  gleichem  Wege  als  La iidf rächt  ver- 
langte, womit  nieht  ausgeschlossen  war,  dalk  man  die  Rhein- 
strafse  dennoch  zeitweise  wegen  der  lieben  Z<ille  und  der 
Verzögerungen  in  den  Station shäten  umgingt. 

l>a  der  Transport  der  Waren  auf  Gefahr  des  Eigentümers 
ging,  trat  immer  mehr  die  Neigung  zu  Tage,  dre.selben  gegen 
üntille  auf  der  Reise  zu  versichern.  Dank  diesen  Bestrebungen 
vereinigten  sieh  in  Mainz  Ende  1817  über  fünfzig  der  be* 
deutendöten  Handelsleute,  um  von  auswärtigen  Assekuranz- 
gesellschaften  unabhängig  zu  werden,  zur  Gründung  einer 
„Versicherungsanstalt  für  die  Waren-Tran s]>orte  auf  dem  Rhein 
und  Main^  ^,  Das  Unternehmen  entstand  als  soei^t^  anonyme 
(Aktiengesellschaft)  im  Sinne  des  französischen  Handelsgesetz- 
buches (Code  de  commerce  art.  29 — 37)  und  erhielt  am 
8.  Januar  1818  die  bebördliehe  Bestlltigung,  Von  vornherein 
war  der  Zusammenschluls  mit  der  in  Köln*  zum  gleichen 
Zwecke  ins  Leben  getretenen  Vereinigung  vorgesehen,  Die 
Versicherung  wurde  geleistet  für  „das  giinzlich  zu  Grunde 
gehen,  die  Besehädigungen  oder  den  Verlust,  welche  die  Waren 
während  der  Schiffahrt  durch  Untergehen,  Schit!'bruchy  Schot- 
terung, Sturm  oder  durch  Feuer,  mit  oder  ohne  Schuld  des 
Schiffers,  erlitten".  Sie  konnte  für  den  ganzen  Weg,  den  die 
Güter  zu  durchlaufen  hatten,  mit  Einseldufs  mehrerer  Um- 
laduugsorte,  auf  einmal  genommen  werden,  oder  auch  nur  für 
gewisse^  bezeichnete  Teile  des  Stroms,  Die  Prämien^*,  deren 
Satz  für  die  W^intermonate  etwas  erhöht  wurde,  dürfen,  mit 
Ausnahme  der  Oberrheinstrecke,  ah  mäfs^ig  bezeichnet  werden. 
Sie  belicfen  sich  z.  B.  für  die  Transporte  zwischen  Köln  und 


>  Vgl  fnt  die  wicliti^^ten  Taxen  Nati  [[  S.  97—99;  Her  man, 
Sammlung  S.  318  — B19.  Im  Jahre  1H20  kündigte  der  bolländisehe 
Schiffcrstand  eine  Verminderung  von  10  Prozenl  an  (Herrn an  a,  a.  O. 
8.  B19.) 

a  Vgl  «nten  S.  IM. 

■  Der  GesellBchaftsvertrag  ist  samt  der  ,  Assekuranz  Ordnöng"  and 
dem  „Ai^sekiiranz-Prilmieii-Tarife'*  f^edniekt,  Mainz  (J.  Wirtb)  1818. 
80  S.  Quart  in  Akten  über  Handel  und  Verk+'hr->we?en  M.St.A.:  Ab- 
druck deraelben  bei   Hermun,  Siimmluiipf  der  (ie^etze  S.  B19 — *^yH. 

*  Über  fTriinduiiß'  einer  Fräinktiirter  Ai*8ekiirnnzgesellschHft  v^I. 
die  V'orschirige  hei  Nfiii,   Bei  träge   1  S.  292-309. 

^  VgL  Tiirif  bei  Her  man  a,  a.  O.  S.  :M)Q,  libh  Nau  H  S.  iyii;  bei 
Herman,  Adrefiibueb  1826  S.  71  sind  die  Zahlen  pro  Mille  um- 
gerechnet. 
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Koblenz  auf  */flo  (Winter  ^'soX  Koblenz— Mafnz  ^'to  (W.  ^ u\ 
Mainz — Mannheim  '/äu  (W.  ®/ao),  Mannheim — StraHsburg  ^h 
(W.  **/ao)j  Frankfurt — Strafiiburg  "/a«  (W.  *®/to)  Prozent  vc»ra 
Wert.  Leider  lassen  die  erhaltenen  Akten  nicht  erkenneö, 
wie  oft  von  der  Versicherungsniöglichkeit  Gebrauch  gemacht 
wurde. 

Der  geschäftliehe  Verkehr    zwischen  Schiffern  und  Kauf 
leuten  wurde  in  den  gröfseren  Hafenplätzen  fast  ausschliefölic  ~ 
durch  die  „Bestatter"'   vermittelt.     Sie  hatten  für  Ordnung  in 
Ein-  und   Ausladen  zu  sorgen,  zii  achten  ^   dafs  keine  fatlsehe 
Versendungen  vorkamen,  die  Empfangnahme  uud  Auislieferun 
der   Güter   zu    überwachen    und    ähnliches    mehr.      Auch    i?e 
fertigten  sie  die  durcli  die  Octroikonvention   vorgeschriebefle 
Schifepa|>i<-re  und   übernahnieo  es,    gegen    eine    kleine    Provfrj 
sion  *    die    Frachtpreise    einzukassieren.     Meist    befanden   siclj 
mehrere'^  an  einem  Orte»    die   für  ihren  Geschäftskreig  regcl- 
mäfüig  das  Monopol  beaalsen.     In  Mainz  werden   deren  vier'ij 
in  Köln  zwei  für   den  Oberrhein,    einer   für   den    Kiederrhein,! 
in  Mannheim*  vier  Güter-  und  ein  FraehtenbestÄtter  genannt] 
Unter    mehreren    konnten    dann    die    Sehiftsleute    denjenigeöl 
wählen^  zu  dem  sie  am  meisten  Vertrauen  besafscn  *,     Da  dei 
öfteren  Streit  darüber  entstanrl,  ob  die  Schiffer  überhaupt  zur 
Verwendung  der  Mittelspersonen  verpflichtet  seien  **,   entschied 
die  Mainzer  Hafenordnung  von  1825,  dafs  ihnen  die  Befugni« 
zustehe,  die  Fracht  aelbüt  einzukassieren,    sowie  die  Manifeste 
eigenhändig  zu  fertigen  und  dafs  sie  nur,  wenn  sie  dies  nich 
wollten,   „an  das  Officium    eines  verpflichteten  Bestatters*  ge- 
bunden seien'.     Zn   Mainz    wurde   dann    nach    Vorschlag  der 
Ilandelskamraer  am  29.  Juni   1827  noch  eine  besondere  Land- 
frai'htenbestätterei**    errichtet,  deren  Inhaber   die  Grofsherzog 
liehe  Provinzialregierung  auf  Vorschlag  der  Kammer  ernannte, 
Ihm  sollte  ausseblielslich  die  Fertigung  der  Deklarationen  für 
die  aus    dem  Hafen   über  Land    verfrachteten  Güter  obliegen. 
Am   18,  März  ISHO  wurde  durch  das  Finan^ministeriura  die^r 
Geschäftökreis   dureli    Aufhebung   des    Monopols   in  ein  freies 


*  Über  die  H5he  derHt'lben  vgl.  Her  man,  Adrersbuch  1826  8, 
IlaEdelakammer  zu  Mainz  S.  4L 

*  Her  man,  Adrofsbut-h  182-^  S.  107  eiebt  diP  Namen  dersetbrn. 
"  Der  vierte  G  A.  Obert  wurde  am  1 3.  Juni  1815  durch  k.  ößterr,  i 

prenfa.    Administration    weisen    des    „vermclirten    Coramerix'a'*    ernannt 
(Rbeinflcbiffahrttiakte'n  iSbi  M.St.A.) 

*  Vgl.   auöfTihrlicbe  Tiistriikttoii   für  den  Bi^tätter  vom  2o.  Auj 
1808  bei  Herrn  an,  Sammlung  der  Gesit^Ue  S.  292-295. 

*  Rheinschiüwbrtsakti^n   IKIT  M.StA. 

*  Vgl  Streit  zwist  ben  FrarbtenlM^stflttrr  in  MÄTinheim  und  2  Matti 
Schiftem  Im  April  1817  |Rhf^in«ivbiftabrtsaktcn    1>«17), 

'  Vgl.  Herrn  an,  AiirefsbtiL-b   bs26  S.  Ö5, 

*  Vgl.  Akten   über   HMjidel    und    Verkehrswesen   M.StA.  Handels«! 
kammer  zai  Mainz  S.  41. 
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Gewerbe  uragewandeltj  trotz  des  Widerspruch»  der  Kammer, 
nach  deren  Ansicht  dadurch  die  Garantie  einer  abaoliit  zu- 
verlässigen Besorgung  der  Geschäfte  wesentlich  vermindert 
wurde. 

Es  ist  eigentlich  seibat  verstand  lieh,  dafa  das  rheinische 
Verkehrswesen  Lei  den  geringen  Verbesserungen,  die  ihm  nach 
den  napoleonischen  Kriegen  zu  teil  wurden,  nur  einen  wenig 
^bedeutenden  Aufschwung  nehmen  konnte.  Immerhin  läfat 
»ich  nach  Beseitigung  der  franz5si.schen  Fremdherrschaft 
eine  Zunahme  der  Gütertransporte  ervveisen.  Am  besten 
wird  sie  wohl  durch  die  Geftiimtsumme  der  Einnahmen  aus 
den  Rheinschiffahrtsgebllhren  veran.schaulicht,  die  sich  nach 
dem  Friedenachlufs  steigerten,  um  dann  jahrelang  auf  einer 
gewissen  Höhe  zu  bleibend     Dieselben  betrugen: 


1814 
1815 
1816 
1817 
1818 
1819 
1820 
1821 
1822 
1823 


1650348  frs.  15  cts, 
2199151     -     36    - 


70 
18 
04 
92 
05 
73 
44 
48 


.     .     .  2820263 

.     .     .  3414844 

^^^              1818         ...  2601105 

^^B               1819     ....  2502937 

^^H              1820     ....  2580047 

^^H              1821     ....  2421755 

^^H              1822     ...     .  2257287 

^^H             1823    .    .    .    ,  2485731 

^m  24934  072  frs,  05  cts/ 

[  Die   genannte   Hauptsumme   zerlegt   sich   in   die  Gesamt- 

eingänge der 

Thalfahrten    während    dieser    10 

Jahre  mit  .     .     .     .     .     .     .     .     10347012  frs.  72  cts. 

und  jene  für  die  Bergfalirten  mit  .     14587059     -     33     - 

Letztere  machen  also  beinahe  V  a  mehr  aus,  wobei  aber  zu 
bedenken  ist^  dafs  der  Tarif  für  Bergfahrten  höher  war, 
2  Francs  pro  Centner  gegen  l^'a  Francs  bei  der  Thalfahrt 
hetrug.  Demnach  zeigt  die  Centnerzahl  eine  ziemliche  Aus- 
gleichung zwischen  Berg-  und  Tlmltransporten.  Dem  Preise 
nach  waren  allerdings  die  rhein aufwärts  geführten  Güter 
(Kolonialwaren)  den  zu  Thal  gebrachten  (Landesprodukten) 
überlegen  ^ 


'  Die  folgendim  Zahlen  eind  entnommi^n  der  von  Ockhart,  dem 
^Direktor  der  RhejnHchiflFahrt^-Vt»rwaltnng«kominin9ion^  im  August  1824 
entworfncn  ^V*T|^U*ietipndr'u  Übf  rsteht  des  Zustandps  und  Betri*»bes  der 
Schiffahrt  des  Rheins  während  dem  Jahr  IH'M  mit  demjenigen,  wie  «ich 
selbige  in  den  früherr^n  Jahren  verliAlten  hat".  (1824-  Steindruck 
gr.  8*.  d,  M.  ILK.  §  ;MK7)  S.  A3. 

*  Für  die  Einnahmen  der  einzehien  Erhebungsämter  1816—1818 
vgl.  Nan,  Beiträge  II  S.  ÜÖ;  für  die  Juhri*  1819—1821  Nau  lll  S.  50 
bis  54;  för  1823  &e 


k 
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Dio  Vergleichiing  der  oitizelnen  Zalilen  giebt  weitere  Au* 
blicke.      Bei»pielüwei:äe     deutet     die     Minderung      der     Bejy 
einnahmen    während    der  Jahre    1819—1821    (durchschm 
1355158    Francs  06   Centimes)  gegen   die   Jahre    1816— .o 
(durchselinittlich    1886  589    Francs    24    Centimes)    auf  ein^ 
Rückgang    der    Sendungen     aus    Holland     nach    den     Rhe 
provinzen^  der  von  Hernuin^  dem  (Teneralsekretär  der  lihci] 
Schiffahrt,    wohl    mit    Hecht    auf   diö    unleidlichen    Douanei 
beütimmnngen  der  Niederlande  zurückgeführt  wird  *, 

Für   die  Betahrung  der  verschiedenen  Uferstreckeii  giel 
die  Vergleichung  der  Oetroisumnicn,  wie  sie  bei  den  einzeln« 
Erhebungaitmtern    eingingen ,    den   besten   Anhalt.     Wenn 
zwei  Gruppen  unterscheiden,  einmal  die  oberen  Ufertitaaten ' 
Bayern  mit  den  Ämtern  Neuburg,    Gerniersheim ,    Baden   mit 
Mannheim»  Hessen  mit  Mainz»  Nassau  mit  Kaub^  und  zweitei 
das  am  Mittel-  und  Ilnterrliein  gelegene  Preufsen  mit  den  EiJ 
hebungsäraleru    Kolilenz,    Andernach^   Linz,    Köln,  Düsseldorf, 
ßuhrort,    Wesel,    Emmerich»    so    ergeben   sich    für   die   Jahre 
1817—1823  folgende  Zahlen^: 


Betrag  BfuntliduT 
Einnahmen 

Davon  wurdi*n 

«ingenommen 

Jahr 

von  di^n  ob<T<*n  Ufer- 
Htftatt'n 

von  Preufsen 

1817 

3  409  750  frs.  80  et^.  i 

*>82  231  frs.  94  nts. 

2  727  518frc5,8ljctt. 

1H18 

2  599  334    '      78     - 

532986     -     68    - 

2  066  348    -      15  - 

1819 

2  502  303    -     40    - 

506  281     -     46    ' 

1  996  023    ^     94  - 

1820 

2579  924    -     98     - 

4-^0  101     -      11     ^ 

2aS9  82H   -     87  • 

1821 

2420  98S    -     9:^    ^ 

494  747     -     42    • 

1926236    -     51  - 

1822 

2  256337     -     46    - 

449  407    -      18    * 

1806930   -     28  ^ 

1823 

2485  217    '     04    - 

48,5  298    -     24    - 

1999918   -     80  - 

I 


Die  vier-  bis  fünffach  stärkere  Benutzung  des  Strombette? 
vom  Mittel-  und  Niederrhein  im  Vergleich  mit  dem  de^  Ober- 
rheins   könnte    kaum    besser    veranschaulicht    werden*.     Di€ 


1  Herman  führt  auch  die  Minderung  der  Bergpinnahmcn  1818  , 
1817    um  H67709  Frrs.  25  CentÄ.»  abgeaeliea    von    der  Hungersnot 
welche  Getreideeinfuhr  nach  dem  ^littel-  und  OberrlxeJn  nötig 
ÄTim    grofsen    Teil    fiuf  daä  gej^pannte    VerhiiltniB   zu   Holland 
Da8  holländische  Douanensyatem  wird  in  seiner  Wirkung  mit  der 
tineiitaUperre   verglichen,      Vgh    den    Bericht   bei   Nau,    Beiträge    It 
S,  69»  70. 

■  FraiikreJeh  besafs  damab  kein  ErhebungBamt. 

*  Der  Unterschied  der  Zalilen  der  Oesamtaummc  im  Vergleiob  mit 
den   umsitehend  genannten    erklärt   eich   daraus»    dafs  hier  die  rechtlii '" 
erkannten  Euckzahlungeu   ihr  zuviel  entriclrteten  Gebühren  abgexoe^ 
äind,  Wild  bei  den  oben  genannten  Zahlent  die  von  1805  an  laufen,  tue 
genau  geschehen    konnte.     Vgl.    Übersicht   für   1828  S.   GL     Über 
Öebuhrenerhebung    1819—1821   vgl.   auch    Nau,   BeitrJige  111,3  8 
bis  54. 

*  Für   1821    giebt    die  provisorische   Yerwaltungskommiasinn  et» 
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(Frage,  welche  Centnerzahleii  *  diesen  Summen  entsprachen  und 
wie  dieselben  sich  auf  die  einzelnen  Produkte  verteilen»  müfste 
in  einer  besonderen  handelspolitischen  Untersuchung  dargelegt 
werden.  Im  Rahmen  dieser  sehiftahrtageschichtlichen  Abhand- 
lung können  nur  wenige  Andeutungen  Platz  finden^. 

Für  die  oberrheinische  Fahrt  ergeben  sich  folgende  Zahlen  : 
Im  Hafen  von  Mainz  sind 


25u  Thal  an gR kommen 

Zu   B<^rg    abgegangf^ii 

Im  Jahre 

vom  OberrhtnUj   Main 

nat'h  Obcrrhf  iD>  Main, 

Neckar 

Neckar 

Ctr. 

Ctr. 

1818 

:340  667 

838  544 

1819 

577  iJ83 

694  980 

1820 

793426 

724  0B2 

1821 

.530  151 

682  424 

1822 

409942 

662  150 

1823 

490  (m 

703  0B5 

1824 

392255 

620502 

1825 

480524 

694244 

Auf  der   Mittelrheinstrecke   sind   in  den  Häfen  zu  Mains 
und  Frankfurt 


Zu  }W>T^  ai)p:rki>rnin«'n 
von  Ki*ln  und 

Zu  Thal  ab^egan^en 
nach  Knie  ima 

\ 

Im  Jahre 

Zwiachfnhäfen  d«?^ 

Zwii*ch«nhäfen  des 

Mitteirk  eins 

Mitti^lrheins 

Ctr. 

Ctr, 

1818 

866  589 

464  aS9 

1819 

766931 

641364 

[ 

1820 

803571 

851531 

' 

1821 

753968 

598731 

i 

1822 

728436 

419  785 

1823 

813277 

44,5711 

1824 

671098 

417  870 

1825 

748  270 

531 .546 

ml1gein«ine  OberBicht  der  Einnahmen  auf  ßfimtliehen  Erhebungsäintern, 
g<*ordn<'t  nach  Fahrzeugen ♦  (Sebübten  von  Waren,  Reisoudcn  etc:  Ab- 
gedruckt bei  Nau.  Beitr%e  11 1  S.  45. 

^  Ein  Verzeiehnia  der  Anzahl  von  Centnem^  wekh<3  die  Ämter 
rheinauf*  und  abwärlB  während  der  Jahre  18I6-*1821  paftsierten,  findet 
«ich  ebenfallrf  bei  Nun  a,  a.  O,  S.  55=58. 

*^  Die  folf^end<Hi  Zahlen  sind  znönnimengestelU  und  berechnet  nach 
^dea  Anfrttel jungen,  wie  sie  aich  in  den  durch  die  provii^orisehe  Ver- 
waltnngskfimmisfiion  herausgegebenen  Übersichten  bei  Naii  III  S.  24 
biß  ,S5; llericht  für  1823  S.  DB— E3;  H e rm an,  Adrefsbuth  1827  S,  75—79 
finden. 


Diese  Zahlen  zeigen  ähnUt^h  den  Einnahmen  an  den 
zelnen  ErhebungsÄmtern,  wie  verschieden  die  Teilstrecken 
Rheins  zum  Warentransport  benutzt  wurden.  Am  stärkBten 
ist  der  Güterzug  in  den  Niederrheingegenden,  schwächer  am 
Mittelrhein  und  verbal tniamäXaig  klein  auf  der  Linie  Mainz — 
Straföburg. 

Noch  sichtlicher  tritt  die  schwache  Beteiligung  des  Ober- 
rheine  am  Güterzuge  zu  Tage,  wenn  wir  bei  der  Zahl  der  in 
Mainz  gelandeten  Güter  den  Haupt*! trom  von  den  NebenflU^en 
getrennt  halten.  Beispiebweise  sind  in  dem  Hafen  zu  Mains 
im  Jahre  1828'  bei  der  Oherrheinfahrt 


Total 

Vom  Ohprrheiu  . 

Neckar    .  . 

Main  .  .  .  , 


Zu  Thal  angekommen 


4W036  CtT,  40 
150417  -  47 
147  82-5  -  48 
191 793     -     00 


Zu  Berg  abgegangen 


1 


703  08i>  Cf r.  28  kir 
201 787  -  44 
140  262  -  43 
:^61 034  -  41 


d 


1   Bencht  für  1B23  S.  D3.    Für  die  Jahre  1819—1821   finden   licli 
die  entsprechenden  Zahlen  bei  Nau  a.  a.  O.  S.  26. 
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Der  Main  war  demnach  diebeoi  Teile  de«  Rlieinä  beim 
Gütertransport  ziemlich  voraus. 

Während  die  (ütiterabfertigmig  in  den  beiden  grofsen  Um- 
Iade?!tationen  jener  Zt;it  ziemlich  konsttttit  bleibt,  zeigen  kleinere 
Häfen  ganz  bedeutende  Schwankungen,  In  Bingen  z.  B.  ging 
der  Gesamt  verkehr  immer  mehr  zurück.  In  seinem  Hafen 
waren  insgeäamt' 


Im  Jahre 


Angekommen 


Abgegangen 


1820 
1821 
1822 
1823 


110511  Otr,  Ol  kg 

108868     -     81     - 

97  205     -     49    - 

77  2:^     -     18    - 


133  222  Ctr,  4  kg 

121638     -  12    - 

104222     '  38    * 

80026     -  37    ' 


Wae  schliefslich  die  Beteiligung  der  einzelnen  Waren- 
gattungen an  dem  Rheinverkehr  in  jenen  Tagen  anlangt,  so 
seien  hier  wenigatens  für  ein  Jalir  einige  summarische  Notizen 
gegeben,  die  einmal  erkennen  lasaenj  wie  stark  schon  damals 
die  Wastjerstrafse  für  Steinkohlen  und  Kolonialwaren  benutzt 
wurde,  und  w^ie  anderseits  manche  Güter,  z.  B,  Fische 
(Heringe),  fast  auäschliefBlich  zu  Berg,  andere,  z.  B.  Glas- 
waren, nur  zu  Thal  geführt  wurden. 

(Tabelle  siehe  S,  154) 

Die  angeführten  Zahlen  zeigen  wohl  zur  Genüge,  wieviel 
sich  der  Rhein  verkehr  seit  1815  gehoben  hatte.  Noch  immer 
waren  indes  die  künstlichen  Hemmungen  und  Fesseln  so  stark, 
dafs  der  an  sich  beschwerlicliere  Landtransport  für  dieselben 
Routen  in  manchen  Artikeln  erfolgreich  konkurrieren  konnte. 
Betrug  ja  beispielsweise  1818^  dank  den  holländiachen  Transit- 
abgaben der  Frachtpreis  einschliefslich  Zöllen  für  einen  Centner 
Zucker  von  London  über  Rotterdam  nach  Frankfurt  7  Gulden 
50  Kreuzer,  während  für  den  We^  über  Bremen,  unter  Um- 
gehung der  Rheinstrarse,  nur  H  Gulden  11  Kreuzer  zu  ent- 
richten waren.  Die  nach  der  Schweiz  und  einem  Teil  Süd- 
westdeutschlands bestimmten  Kolonialwaren  wurden,  wie  man 
1824  feststellen  mufste,  weit  öfters  über  Frankreich  als  aus 
Holland  bezogen,  da  nach  den  eigenen  Angaben  der  Kölner 
Handelskammer  von  Havre  bis  Basel  der  Centner  um  1  Franc 
H4  Centimes  wohlfeiler  war,  als  den  Rhein  herauf  über 
Do rd recht    und  Amsterdam,   auch   zudem   diese   Waren   durch 


'  Vgl,  Bericht  für  1823  S.  E  1;  für  die  Jahre  1820,  1821  auch  Nau 
m.  a.  O.  8.  27. 

-  VgL  weitere  Bereehnungen  und  Nachweise  in  Abhandlung  41  bei 
Nau*»  Beitrage  I  S.  285  —  292  und  die  Hemer kuagen  Ilermans  bei 
Nau  n  8.  70, 
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Frankreich  in  einem  Zeiträume  von  30  Tagen  bezogen  werdea 
konnten,  während  es  bei  dem  Aufenthalt  in  Rotterdam  oft 
zwei  Monate  dauerte,  ehe  dieselben  in  Ba^jel  ankamen.  Nach 
einer  anderen  Bereehnung  über  den  Transport  der  Waren 
durch  das  Innere  von  Frankreich,  wobei  ois  Chälonö  die 
WasBerstrafse ,  von  da  bis  Strafsburg  der  Landweg  gewählt 
wurde,  sollte  der  Unterschied  des  Frachtlohnes  gegen  den  Be- 
zug tiber  Holland  für  den  Centner  sogar  2  Franken  betragen, 
was  bei  grüfseren  Ladungen  eine  ganz  bedeutende  DiflFerenz 
ergab  *. 

Wollte  man  am  Rheine  nicht  immer  mehr  zurückgedrängt 
werden,  80  mufsten  für  seine  Waaaerstraföe  Vorkehrungen  ge- 
troffen werden,  die  ihr  den  Zuzug  der  Waren  erhielten.  So- 
lange eich  die  Central kommission  über  die  allgemeinen  Normen 
einer  mögliehst  vollkommenen  Verkehrafreiheit  nicht  einigte, 
konnten  durch  die  Einxelstaaten  und  Städte  auf  rechtlichem 
Gebiete  verhältnismäfaig  nur  wenig  Erleichterungen  geschaifen 
werden.  Am  meisten  erreichte  man  noch,  wenn  man  die 
Güterabfertigung  in  den  grolsen  Stationsstädten  verbilligte  und 

•  beschleunigte.  Durch  Erlafs  von  Hafenordnungen  konnte  dies 
am  leichtesten  geschehen.  Der  Kölner  Oberbürgermeister 
hatte   durch    den  Beschlufs  vom  24.  August  1818  einen  guten 

,  Schritt  vorwärts   gethan    und   sogar   einzelne  Härten  des  Um- 

|»chlagszwangs  gemildert^.  In  Mainz,  das  in  diesen  Jahren 
bei  Fortschritten  immer  etwas  nachhinkte,  scheint  man  erst 
seit  1823  an  eine  Neuordnung  der  Verhältnisse  gedacht  zu 
haben  ®.  Wurde  ja  noch  1824  der  Güterzug  über  Biebrich, 
unter  Umgehung  des  Hafens  an  der  Mainmündung*,  von  den 
Schiffmeistern,  neben  dem  Uraschlagszwang^  vor  allem  den  Un- 
kosten   und  Beschwerden   zugeschoben ,    die   in  Mainz  auf  die 

IFührer  der  Fahrzeuge  lauerten.  Der  Schiffer  mufate  neben 
den  vorgeschriebenen  Gebühren  den  Krahnenknechtcn  und 
Wagni  ei  Stern,  den  Brückendienern  und  Hafen  Wächtern  Trink* 
gelder  g<-ben,  wurde  von  den  Bestattern  übernommen,  bei 
WechseUing  der  Geld  Sorten  betrogen  und  hatte  schliefsfich»  bis 
er  zum  Besitz  der  Fracht  für  eine  von  Köln  zurückgelegte 
Reise  kam,  einen  Verlust  von  etwa  37  Gulden  zu  tragen. 
Bei  Einnahme  von  Ladungen  beschwerte  er  sich  namentlich 
über  die  Centimeabgabe  für  die  Wippen*  (Hilfskrahnen),  die 


>  Vgl.  Bericht  von  1824  über  ZuaUnd  und  Betrieb  der  Schiffahrt 
ß.  D8  a.  a.  O. 

«  Vgl.  obf^n  S.  117,  142. 

*  Vgl.  zum  folgenden  den  ausführliclien  Auszug  aus  dem  Berat- 
sehlagungeiprotokoll  der  Mainzer  Schiffemilde  vom  24*  April  1824,  die 
Gütervcrlatlungen  im  Stationehafen  daselbst  betreffend,  in  Akten  d.  M. 
Scbiffergilde  AI.St.A. 

*  Vgl    oben  8,  121. 

*  Vgl  oben  S.  117. 
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auch  bei  deren  Nichtbenutzung  ftlUig  ward»  und  über  das 
^Bekloptgeld",  die  Besieh tiguiigagebtihr  für  Untersuchung  dea 
SchtflFes  auf  Wassertüchtigkeit,  die  selbst  gefordert  wurde, 
wenn  die  Fahrzeuge  soeben  erat  vom  Bauplatz  abgegangen 
waren,  obschon  man  aus  Erfahrung  wufste,  AaIs  in  den  ersten 
5—6  Jahren  die  Balken  nicht  in  Fäulnis  übergingen.  Weiter 
waren  die  Schiffer  mit  den  Mainzer  Knechten  und  Halfleuten 
zum  Voranziehen  der  Schi6fe  nieht  zufrieden ,  von  denen  si« 
sich  übervorteilt  glaubten.  »Sie  forderten  bei  deren  Inanspnich 
nähme  die  freie  Wahl  unter  allen  Konkurrenten,  die  sie  ihrer- 
geits  doch  den  Kau  flauten  bei  Benutzung  der  KheinatnUs« 
nicht  zugestehen  wollten. 

Angesichts  der  zahlreichen  zu  Tag  getretenen  Mifsstända^ 
sah  sich  die  ötitdtische  Verwaltiing  zu  Mainz,  nach  Genehmigung 
ihres  Vorhabens   durch    die  Grofshcrzogliche  Regierung,    rei 
anlafstT    am   25,  August   1825   eine  Bekanntmachung*  zu  vei 
öffentlichen,    die    alle    mit    Ein-    und    Ausladen    verbundenen] 
Vorschriften,  sowie  die  zu  entrichtenden  Gebühren  zusammen* 
stellte   und  zum  Teil  wesentlich    erleichterte.      Die  Krahnen», 
Wag-    und  Hafengebühren    wurden   von   20  Centimen  für  den 
Centner  auf  12^  2  Centimen  ermäfsigt,  dem  Triakgelderunwe»ea 
nach    Kräften   gesteuert,    die   Provision  der  Bestütter  und  di« 
Besichtigungsgebühren    festgesetzt   und   ähnliches    mehr.     Da« 
Wippengeld  sollte,  wie  dies  bereits  früher  einmal  bekannt  ge- 
geben  war,    künftig  nur   den  Schiffern   abgenommen  werden, 
die  sich   zur   Erleichterung   beim    Einladen    der   Hilfskrahnen 
wirklich  bedienten,     Desgieichen  wurden  ftlr  das  Voranziehen  ^ 
der  Schiffe  durch  Menschen  und  den  Schiffszug  durch  Pferd#^ 
bestimmte  Regeln  und  Taxen  aufgestellt. 

Die  vom  Frh.  von  Jungenfeld  und  Frh.  von  Lichtenberg, 
den  beiden  Förderern  des  Mainzer  Wohlstandes  zu  Anfang fl 
des  19*  Jahrhunderts,  unterzeichnete  Hafenordnung  von  1825™ 
weist  gegen  die  zurückliegende  Zeit  so  bedeutsame  Fort- 
schritte auf,  dafs  die  vorher  zahlreichen  Beschwerden  und 
Streitigkeiten  zwischen  Schiffern  und  Hafen  personal  sich  in 
der  Folgezeit  bedeutsam  minderten. 

Mehr  fast  als  derartige  lokale  Besserungen,   deren  Elrfolg 
natürliche  Grenzen  gezogen   waren  ^    haben   den  Güterzug    auf 
dem    Rhein    seit  den   zwanziger   Jahren    die   Änderungen    be- ^ 
einflufst,    die   sich   in  der   preufsisch-deutschen  Handelspolitikfl 
ankündigten  oder  bereits  vollzogen  hatten.     Der  Wiener  Kon-™ 
grefä   war    in    dieser  Beziehiuig  ganz   fruchtlos  verlaufen,  und 
die  Buntheit  der  deutschen  Zollgesetze  durch  ihn  gänzlich  uo- 


^  l)i<?  BekAnntiJiaehtiiig  erscliifii  im  Druck  bei  J.  Wirth,  Maitix 
Quart  8  S.  flu  Akten  über  Hniidcl  mui  Verk^^hröwesen  M.St.A.)  Sie  ißt 
abgii'druckt  bei  Her  man,  Ailnil^bycli  182*')  8.  61—71.  Ober  dii*  Soree 
der  Mainzf^r  Handel Hkarnmer  für  die  Hafenangelegenheiteti  vgl.  Handeln 
kam  TU  er  zii  Main*  8>  28, 
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berührt  geblieben.      Da   fand    Preufsen    den    Mut,    aus   eigner 
Kraft  mit  einer  gründlichen  Erneuerung  iseiner  ZoUvertassung 
vorzugehen    uiul    durch    das    Gesetz   vom    2ü.    Mai    1818*   die 
Grundlage     einer     vollkoQimenen    Verkehrsfreiheit     innerhalb 
«eines    Landes    zu    schaffen,     Gustav    Sehraol  1er    hat  in  seiner 
unnachahmlichen  Welse  den  Zusammenhang   dieaes  Zoll-   und 
^^Handelsgesetzes    mit   der   Geschichte   der  Zeit,    ihrer  Kämpfe 
^■lind  Ideen  geschildert^,    den  teils  wirklichen,    teils   scheinbar 
^^grofsen    Sprung    gezeigt,    den    Freufsen    damit    von    der    ait- 
proufaischen»    merkantihs tischen  Politik  Friedrichs  II»  zu   dem 
entgegengesetztt?n  liberalen  Handelssystem  machte. 

Weder  unmittelbar  vor  dem  Kriege  im   Herbst  1806  noch 
nach  ihm  bis  zu  den  Friedenstjchlüssen   1814  bis  1815  konnten 
die    preufsischen    Staatsmänner    den    Übergang    zum    Neuen 
finden,    Raum    und  Zeit  ftir   eine    grofse    Reform    gewinnen®. 
Aber    kaum     war    mit     dem     Riesen  kämpf    zwischen    Grofs- 
britannien   und    Frankreteh^    wie   er  sich    von    1806 — ^1814    in 
der    Kontinentalssperre    zuspitzte,    der    Höhepunkt    des    alten 
"'andelssyslems    endgültig    überschritten,    da    schufen    sie    in 
zweijährigem  Mühen*   ein  Gesetz,    das    „im  Einklang  mit  den 
rofsen    weltbewegenden   Ideen    der  Zeit   ein    einfacheres,    ge- 
ichteres,  billigere.^,  mit  brauchbaren  Mitteln  arbeitendes  Zoll- 
»ystem  errichtete,    das  neben  den  Gedanken  des  HandelsneideB 
und  der  Zollkriege    einmal   wieder  mit  vollem  Nachdruck  das 
andere  gleichberechtigte  PrinKip    altes  Handels    betonte ^  seine 
WBasierung    auf  persönliche  Tüchtigkeit,    seine  Tendenz,  inter- 
nationale Gerechtigkeit  und  gegenseitigen  Nutzen  zu  fördern". 
Das  Gesetz   wurde    nicht  überall  sofort  als  Wo  Idthat  cm- 
funden,  nicht  einmal  im  Lande  selbst,    „wo    im  Moment  der 
urchführung  ein  grofses  Wehklagen,    eine  teilweise  mafslose 
Opposition  erstiind^^.     Noch  mehr  beschwerten  sich  die  deut- 
schen Nachbarn**»    deren  wirtschaftliche  Interessen    namentlich 
in    den    von   preufsischen    fTebietsteilen    begrenzten    und    um* 
schlosaenen  Landstüeken  geschädigt  wurden.    Sie  betrachteten 
Preufsens  Schritt  als  eine  gegen  sie  gerichtete  Feindseligkeit'' 
und    suchten    in    langwierigen    Verhandlungen    untereinander 


b; 


1  VgL  oben  S.  Uli  Anm.  2, 

^  ü.   Schmollrr,    ciaa    prouff^ische    Handel?-   imd  ^llgeflets  vom 
26.  Mai  1818.    Hoktoratßrecle  vom  :i  Aujguftt  1898,     Ik'din  189a 

•  VgL  Seh m oller  a.  a.  f*.  S.  ;iO  ft;  Zimmerniana,    Geschichte 
der  prealStftch-dtHitschen  Haud^'Ispolitik  S.  25. 

*  Schmolif^r  a.  a.  0,  Üi,  ;{ß  ftV;  Zimmermann  a.  a.  0,  S.  26 — 41; 
gering,  Gesdiiclite  der  Eisenzölle  S,  IH— 18, 

*  Schmöller  a.  a.  iK  S.  46. 

•  Zi  mm  ermann  a.  a.  O.  8.  45  AT. 

'^  Ober  die  S toi Inngn ahme  der  Süddentöciien ,  nanrentlich  daä  Auf- 
treten de«  badisfhew  StaatHmamie.^  Nt'beninr^  vgl.  Arthur  ß^ihtlingk, 

I         Carl  Fnedrieli  Neben iu;*.  «-ine  kulturhistorische  Studie,    Karlörulie  iSi^d, 
l        8.  8—42;  vgl.  noch  Sering,  Geschichte  der  Eben^öUe  S.  17- 
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Fühlung  zu  gewinnen,  um  Gegenniafsregeln  zu  treffen.  Auck 
im  iSehoföe  der  Central boiiiraiÄsion  für  die  Rheinschiffahrt 
wagte  sich  die  Opposition  gegen  die  preufsische  PoUlik  tu 
regend  Allein  mählich  brach  sich  doch  die  Krkenntnis 
Bahn,  dafs  durch  den  Kriegszust^ind  mit  Preufsen  auf  die 
Datier  nichts  erreicht  werde,  und  dafs  nur  aus  dem  möglichst 
engen  Anschkifs  an  den  alten  Gegner  wirkh'eher  Vorteil  ent* 
springe-  Dem  Grofs  herzogt  um  Hessen,  an  dessen  8pitse  der 
kluge,  vorausblickende  Staatsminister  duThil^  stand^  gebohrt^ 
das  Verdienst,  die  richtige  Ltlsung  zuerst  erkannt  und  turfl 
Ausführung  gebracht  zu  haben.  Am  14.  Februar  182S  kani 
jener  denkwürdige  preufaiach-hessische  Vertrag  zum  AbschJufs, 
der  die  vollständige  Zolleinigung  beider  Staaten  herbeifühh 
und  so  den  Grundstein  zu  einem  allgemeinen  deutschen  Zf>l 
vereine  legte.  Im  Anachlufs  an  ihn  wurden  in  den  folgeodei.^ 
Jahren  Übereinkünfte  mit  den  übrigen  Regierungen  getroffra^ 
bis  endlieh  nach  langem  Widerstreben*  einzelner  Teile  am 
22.  März  1833  durch  Zusammenschlufa  der  nord-  und  »ftd* 
deutschen  Staaten  die  langersehnte  deutsche  Zollvereinigmg 
verwirklicht  war. 

Die  angedeuteten  Verhältnisse  haben  den  Güterzug  anf 
der  Rheinstrafse  entschieden  beeinflufst.  Allein  sie  hängen  mit 
seiner  Gestaltung  doch  nicht  so  enge  zusammen,  d&fs  sie  in 
einer  verkehrsgeschichtliehen  Arbeit  im  einzelnen  weiter  ver* 
folgt  werden  könnten.  Wichtiger  als  diese  handelspolilisclii« 
Strömungen  sollte  für  die  Ausnutzung  des  Strombettet  wä 
Transportzwecken  eine  technische  Neuernng  w^erden,  die  in 
diesen  Jahren  auf  dem  Rhein  Eingang  fand  und  im  Verein 
mit  der  endlichen  Regelung  der  rechtlichen  Zustände  eim 
vollkommene  Umwälzung  der  ganzen  Schiffahrtsverhältnissa] 
heibeifllhrte.  Ehe  wir  uns  diesen  Erscheinungen  zuwendeOi 
müssen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  Fortentwicklung  d«r 
Harkt-  und  PostschifiÄhrt  während  des  Zeitraums  werfen 


MM 

I 

I 

in      I 


§  12. 

h,    Marktsehtffe  und  Diligeneen  fahrten  anf  dem  Mittelrheii. 
Marktsehiffe    und    Diligencen    blieben    auch     nach     dem 


Wiener    Kongrefs    ungest^'^rt    auf  dem   Rhein   in   Gang, 
ausgeprägtesten  Typus  der   erster^i  Art  zeigte  gleich  früb* 


übe« 


*  VeL  oben  S.  112. 

>  Über  die  Verdienste  du  TMls,  sowie  die  ^panse  Enlsleliiiii^  4«s 
Vertrag  unterrieiitet  Wilhelm  OnckeD,  der  preafsiscli-fapaflisclie 2oU- 
vereiD  vom  14.  Februar  1828.  Rektoraisrede  vom  1.  JuH  1878L  Gi4tC^ft 
1818.  Über  die  Stellnngnsbine  der  Mainxer  Handelskammer  aar  Zoll* 
finignng  vgl.  Handelskammer  zu  Mainx  S.  35 — 37. 

»  Aufeefs.  ZsUe  tind  Steoem  S.  4—7. 


xvni  5. 


159 


die  regelmäfeige  Verbindung  zwischen  Mainz  und  Franltfurt^ 
Die  Doppelacliiffe  befanden  sich  noch  immer  im  Besitz  von 
Haenlein  und  Dienst.  Die  durch  Octroikonventiou  und  Prä- 
fekturbeöchlula  von  1806  für  dieses  Verkehrainstitut  auf- 
gestellte d  Normen  hatten  irgend  welche  Änderung  kaum  er- 
fahretL  Erst  im  Jaljre  1819,  da  Peter  Haenlein,  der  Mainzer 
Marktachiffer '^j  arbeitamüde  sich  mit  dem  Gedanken  trug^  das 
Privileg  an  seinen  bisherigen  Steuermann  Wilhelm  Keller  abzu- 
treten, tauchten  neue  Streitfragen  meist  juristischer  Natur  auf. 

Die  beiden  Männer  hatten  sich  dahin  geeinigt,  dafs  Keller 
die  Gerechtsame  des  Haenlein  mit  Schiff  und  Anwesen  gegen 
eine  Geldabfindung  übernehmen  Bullte,  unter  dem  Vorbehalte 
des  VerilufsererSj  alle  seine  bisherigen  Rechte  und  Pflichten 
nicht  eher  zu  verlieren,  als  bis  der  neue  Vertrag  thatsächlich 
in  Wirksamkeit  getreten  sei.  Zugleich  waren  sie  um  „höhere 
Genehmigung"  ^  ihrer  Übereinkunft  eingekommen.  Da  dies 
der  erste  Fall  einer  Vergebung  der  Marktschiffahrtsgerechtig* 
keit  seit  der  kurfün, fliehen  Zeit  war,  galt  es,  solche  ein  für 
ftllemai  zu  regeln.  Wem  steht  seit  iSiö  das  Recht  der  Ver- 
leihung zu  und  unter  welchen  Bedingungen  kann  eine  solche 
stattfinden?  Das  waren  die  zwei  Punkte,  über  die  man  eine 
Verständigung  erzielen  mulste. 

Die  Mainzer  Bürgermeisterei  blieb  sich  nicht  darüber  im 
unklaren,  dafs  die  Grofaherzogliche  Regierung  die  Erbschaft 
der  Kurfürstlichen  Hofkammer  in  dieser  Beziehung  angetreten 
habe  und  dafs  nicht  etwa  der  städtischen  Verwaltung  das  Ver- 
gebung^recht  überkommen  sei.  Dagegen  glaubte  sie  hinsicht- 
lich der  Bedingungen  einige  Vorschläge  machen  zu  sollen** 
Sie  hielt  es  t\lr  ratsam,  dem  Neubewerber,  auch  tvenn  er  alle 
erforderlichen  Eigenschaften  und  Mittel  besitze,  das  Recht  der 
Marktschiffahrt  nicht  auf  Lebeoszeit,  sondern  nur  auf  etwa 
9—10  Jahre  zu  verleihen,  unter  der  ausdrücklichen  Bedin- 
gung, dafs  er  sich  allen  inzwischen  erlassenen  Konventionen 
über  Zölle  und  Gebühren,  sowie  den  Anordnungen  zu  Gunsten 
des  Handels  ohne  Widerspruch  zu  fügen  habe.  Die  Auf- 
erlegung einer  Abgabe  für  das  Monopol  der  Marktschifferei 
will  sie  nicht  empfehlen,  weil  solche  schon  zu  französischer 
Zeit  autgehoben  wurde  und  an  ihre  Stelle  die  Paten tsteuer 
mit  den  Octroigebühren  trat,  die  den  früheren  Pachtzins  über- 
stiegen.  Auch  sei  zu  bedenken,  dafs  der  Marktschiffer  nicht  mehr 


•  VgK  oben  S.  57-61. 

^  Der  Frankfurter  MrtrktsehiffVr  Martin  Dienst  hatte  ^eiiie  Gerecht- 
same von  dem  Frankfurter  S^^nat  vom  L  Nov.  !817  an  auf  10  Jahr<j 
neu  gi'jiÄrht^'t,  Absclirift  des  Pnchtvertra^?^  und  Bomerkiingon  dazu  in 
A.  der  M,  FLK.  ^  5886,     Vgl,  unten  S,  205  Anm,  1. 

^  Vgi.  Schiirfthrt8akten    1819  M.StA.  besonders  die  Schreiben  vorn 

Biber  1819 
Bericht  vom  m  September  1819  a.  a.  O, 
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•o  Tiel  Terdiene  wie  in  alter  Zeit,  weil  deo  Mainarr  Sduffeni 
durch  die  OctroikonTentioii  die  dirdite  Fahrt  awiachca  Köh 
and  Frankfurt  zugestanden  sei,  was  sich  bei  aeineni  Unter 
nehmen  durch  den  Abgang  von  Warentraoaporten  aehr  fUil- 
bar  mache.  Allerdings  würde  dem  finansi^eD  Interesae  Bchr 
durch  Ausschreiben  einer  Konkurrenz  gedient^  da  durdi  eine 
solche  sicher  eine  besondere  Abgabe  zu  erzielen  aei,  wie  ja 
schon  der  Frankfurter  Marktschiffer  freiwillig  400  Gulden  flir 
das  Mainzer  Schiff*  geboten  habe.  Allein  dabei  entstflndeo 
Schwierigkeiten  und  Verwicklungen  mancher  Art,  da  Haen- 
lein  sein  Recht  nicht  aufgegeben,  sondern  sieh  auadrücklich 
fOr  den  Fall  bewahrt  habe,  da(s  der  Ton  ihm  gewQnsehte  Ver- 
trag nicht  zu  Stande  komme.  Auch  dürfe  auf  das  Anerbieten 
den  Frankfurter  Schiffers  Dienst  nicht  eingegangen  werden, 
da  es  keinesw^  im  Interesse  des  Handds  liege,  wenn  die 
beiden  Marktschiffe  einem  Unternehmer  gehörten  und  damit 
jede  Konkurrenzmöglichkeit  ausgeschlossen  werde.  Der  end- 
gültige Vorschlag  der  Bürgermeisterei  gehe  also  dahin,  dem 
Keller  das  Marktschiff  mit  den  seitherigen  Rechten  und 
Pflichten  ohne  neue  Auflage  auf  9—10  Jahre  zu  übertragen. 
Unterm  19.  April  1820  wurde  dann  durch  die  Orofsheraog- 
liehe  Regierung  dem  Keller  die  Marktschiffithrtsgerechtigkeit 
auf  10  Jahre,  für  die  Zeit  vom  1.  Mai  1820  bis  1.  Mai  1830. 
überlassen*.  Allein  dieser  sollte  derselben  nicht  froh  werden, 
da  das  Übertragungsgeschfift  aus  anderen  Gründen  nicht  zu 
Stande  kam.  Es  hatte  sich  inzwischen  herausgestellt,  daCs 
Keller  seine  Verbindlichkeiten  gegenüber  Haenlein  nicht  er- 
füllen konnte,  dafs  es  ihm  namentlich  an  Mitteln  zum  Erwerb 
von  dessen  Haus  fehlte,  ohne  welches  dieser  das  Marktschiff 
nicht  abgeben  wollte.  Haenlein  erlangte  auch  wirklich  am 
24.  Juli  1820  einen  Entscheid  des  hessischen  Ministeriums  ^ 
nach  welchem  ihm  sein  Privileg  noch  auf  ein  Jahr  gelassen 
wurde,  um  während  dessen  das  Übertragun^sgeschäft  endgültig 
vollziehen  oder  auflösen  zu  können.  Als  schliefslich  am 
1.  und  6.  Juli  1821  beide  Parteien  auf  der  Mainzer  Ober- 
bürgemieisterei  erklärt  hatten,  dafs  der  geschlossene  Vertrag 
nicht  vollzogen  werde,  verkündete  die  Regierung  am  2.  No- 
vember 1821  einen  Besehlufs^,  nach  welchem  ihr  früherer 
Entscheid  vom  19  April  1820  aufgehoben  und  dem  seitherigen 
MarktschifFer  Haenlein  «eine  Gerechtigkeit  unter  den  alten 
Bedingungen  und  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  eines  jähr- 
lichen Kanons  von  100  Gulden  an  die  Domänenkasse  be- 
lassen wurde. 

*  V^l.    Fa8cikel,    betr.    die    Übertragung    der   Mainz-Frankfarter 
Marktschifl'erei  in  Schiffahrtsakten   1826  ÄlTSt.A. 
»  Vgl.  a.  a.  0. 
»  Vgl.  a.  a.  0. 
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Die  geschilderten  Vorkommnisse  zeigen ,  weicii  unklare 
Verhältnisse  der  häutige  Regierungswechsel  zu  Anfang  des 
Jahrhunderts  bezüglich  eines  wichtigen  Transportinstitutes  ge- 
Bcliiitfen  hatte  und  wie  schwer  es  für  die  leitenden  Behörden 
war,    den    Ausgleich    zwischen   den    noch    herrschenden  Privi- 

Ilegien  und  Bannrechten  und  einer  modernen  Auflassung  des 
Verkehrswesens  zu  tinden» 
Die  angeregten  Fragen  wurden  ührigens  bald  zum  zweiten- 
I  mal  praktisch^  als  P,  Haenlein  am  20.  Januar  1826  starb  und 
«ich  der  Frankfurter  Marktschid'er  Dienst,  wie  früher,  um 
dessen  Privileg  bewarb.  Die  Mainzer  Bürgermeisterei  unter- 
stützte^ damals  das  Oesuch  des  Wilhelm  Haenlein,  eine» 
Sohnes  des  Verlebten,  und  stiefs  sich  nur  daran,  dafs  dieser, 
gleich  Dienst,  Frankfurter  Bürger  war;  Das  hessische  Mini- 
aterium  entschied^  auf  Anrufen »  der  Gesuchstellcr  erhalte 
das  Indigenat,  und  die  Beibehaltung  des  Frankfurter  Bürger- 
rechts, die  er  wünsche,  werde  vor  der  Hand  ignoriert,  so 
lange  er  kein  kaufmännisches  Gewerbe  treibe.  Durch  Er- 
greifung dieses  Auswegs  wurde  jede  Schwierigkeit  behoben 
und  Haenlein  junior  erhielt,  nachdem  er  das  vorgeschriebene 
Zutrauenszeugnis  der  Handelskammer®  vorgelegt  Imtte,  am 
30.   Juni    1826    die   erbetene   Konzession   auf  15  Jahre   unter 

»folgenden  Bedingungen  *  i 
[  1.  Er  nmlste  einen  jährliehen  Kanon  von  100  Gulden 
pahlen-,  wenn  jedoch  die  Darapfschiftahrt  nach  Frankfurt  ein- 
geführt würde  und  jene  die  Befreiung  vom  Kanon  erlangte, 
sollte  auch  für  ihn  ein  billiger  Nachlafs  am  höchsten  Orte 
^-beantragt  werden; 

^B         2.   er  hatte   sich  des  Betriebs  der  Speditionsgeschäfte   zu 
^^enthalten ; 

3.  er  mufste  sich  allen  Veränderungen  und  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Rhein-  und  Mainschi ffiahrt  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  oder  Minderung  des  Kanons  ftlgen ; 

4.  er  war  nicht  befugt,  rücköichtlich  der  Dampfschiffahrt 
oder  ähnliclier  Unternehmungen  auf  Rhein  und  Main,  wozu 
künftig  die  Erlaubnis  erteilt  würde,  Beschwerden  oder  Ent- 
schädfgxmgsforderungen  zu  erheben. 

Hiermit  sollte  alten  Streitpunkten,  wie  speciell  der  Frage 

ler    Speditionsjberechtigung,    für    die    Folge    die    Thür    ver- 

'i^chlossen    werden.      Die    direkten    Fahrten    von    rheinischen 

Häfen    nach    Frankfurt   hatten   in  jenen   Tagen    der   Mainzer 


Vgl  Selireibpn  vom  18,  Februar  1826  a,  a.  O. 
«  Beachlufs  vom  2:1  März  1S26  a.  a.  O. 
^  AiJsgeÄtelit  unterm  18.  März  1826  ä.  a.  0, 

*  VgL  a»  tt.  O.  Zwei  Absckriften  des  Reskripts  der  Grofsh.  Regie- 
IHg  vom  30.  Juni  1826  linden  sich  auch  in  A.  d,  M.  H.K.  S  5836. 

vibuDgen  XVill  5    -  E  0  k  e  r  t,  11 
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Marktschiffahrt   mancherlei  Abbruch    gethaa  *»     Es    fuhren  j* 
seit  Durchführung  der  Octroikonvention  nicht  nur  grafse  Last- 
kähne   vom    Mittelrhein    dorthin,    sondern    auch    Rheingaaer 
Nachen,  die  mit  Landeaprodukten  beladen  von  Kleinschiffern' 
mainaufwärts   geführt   wurden.     Um    seinem    Schaden    wieder 
beizukommen,     hatte    der    alte    Markt^chiffer    Haenlein    ver- 
schiedentlich   Speditionsgesehäfte    übernommen,    Güterversen- 
dungen  durch  Öcbiffer  flir  Rechnung  der  Kaufleute  in   eigenem 
Namen  besorgt    Die  atitdtiöche  Verwaltung  gab  sich  mit  dl 
Erweiterung  seinet  Geschäftsbetriebes  nicht  zufrieden,    ein 
weil  sie  darin  eine  Beeinträchtigung  der  zahlreichen  ansässig) 
Spediteure  sah,    dann    aber   weil    sie    fürclitete,    dafs    er 
selbstspedierten  Waren  vor  den  von  anderen  ihm  zugewiesenen 
bei    der    Beförderung    mit    dem    Marktschiff  in    irgend    einer 
Weise  bevorzugen  möchte.     Sic  hatte   daher   schon    in    einem 
Sehreiben  vom  G.  Mai   1824  erklärt^,  dafs  die  Geschäfte  eine« 
Spediteurs  mit  denen  eine«  Marktschiffera  unverträglich  eeieo, 
und  nun   bei    dem  Wechsel    der  Personen    darauf  gedrungei 
dafs  der  Konzessionsurkunde  ein   diesbezügliches  Verbot   eia< 
gefügt  wurde. 

In  diesem  Schriftätück  machen   sich  aber  auch  schon  di< 
Zeichen    einer    neuen    Zeit    bemerkbar,    hi    bereit«    auf   das 
Transportmittel  hingewiesen,  dem  die  Zukunft  gehfSren  aollte;^^ 
die  Dampfschiffahrt     Soeben  wurden  die   ersten  Klagen  ^be^^^ 
die  neuen  Boote  laut%   die   durch  ihre   gröfsere  Schnelligkeit^^ 
den    alten    Fahrten  betrieb    schädigten,      Man    argwöhnte    mit 
Recht,    die    privilegierten    Marktschiffer    würden    allerlei    Be- 
schwerden nach  deren  Einf(ihrung   auf  der  Untermainatreck«) 
vorbringen,  und  nahm  deswegen  vorsichtshalber  die  betreffenden      1 
Klauseln  in  die  Erteilung  der  Genehmigung  auf. 

Wenn  oben  die  Schwierigkeiten  angedeutet  wurden,   mit 
denen  die  Marktschiffahrt  in  nächster  Zeit  zu  kämpfen  batte^^H 
soll  damit  nicht  gesagt  werden^  sie  habe  schon  bald  nachhej^f 
ihre  Lebensftlhigkeit  verloren.     Sie  ist  am  Mittelrhein   im  all-"^^ 
gemeinen  während  dieser  Jahre  nicht  zurückgegangen,  hat  fUr 


nem 

er 
!m 
e» 


VVon    247736   Ctr.   31   kg  Waren,,  die    1821    mainaufwäits   nach 
Frankfurt  gefubrt  werden»  kam<?ii  dort  an: 

Direkt  von  KfUri  nach  Frankfurt     117  491  Ctr.  07  kg* 
Dur  eil  die  Mefsschiffer  der  Ositermes^se      13093     *      03    - 
Durch  die  Mefsflchiffer  der  Herbstmesae      10248     -     S4   - 

Durcli  andere  Schiffer 61986     >     27    •    Und 

durch  das  Mainz-Fraukf.  Marktschiff  nur      44917     -      10    * 

Vgl.  Nachweise  bei  Nau»  Beitrage  III  S.  95«  nod  weitere  No^i 
ebenda  S.  9i^  c. 

'  Die  Mainzer  Bürgermeisterei  cntscbied  auch  späterhin  ausdrüek- 

iich,  dafa  dieae  Vergünstig-un^  den  Rheingauern  nicht  entzogen  werdeii 

könne.  Vgl.  .Schreiben  vom  28.  August  1826  In  KheitidchifiEkhrts&kteti  1826. 

"  Vgl.  Rheinachiffiihrtsakten  1824  M.St.A. 

*  Rheiuschiffabrtsaktf^n  1826  M.StA. 
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die  Beschickung  der  Märkte  an  gröfseren  Plätzen  noch  lange 
ihren  Wert  behalten.  In  Mainz  wurde  durch  die  Hatidels- 
karamer  sogar  enlschieden  auf  eine  weitere  Ausdehnung  der- 
seHH!n  hingewirkt'.  Zwar  sprach  dort  die  Bürgermeisterei 
sieh  noch  1H27^  gegen  Ernchtung  einer  Marktnachenfahrt 
Mainz-Worms,  die  von  zwei  Kleinschiffern  geplant  ward,  aus, 
da  *lie  Orte  zu  weit  anseiuanderlägen,  als  dafs  man  gewöhn- 
liche Marktwaren  bequem  beibringen  kilnne,  die  Versendung 
eigentlieher  Kaufmannsgüter  aber  den  (iildemeiötern  vor- 
behalten aei;  doch  hat  sie  beispielsweise  di^r  Konzessionierung 
der  Marktschitfahrts Verbindung  mit  dem  näher  gelegenen  Nier- 
stein  kein  Hindernis  bereitet.  Diese  wurde  dem  Adam  Höhr 
laut  Urkunde  vom  15.  Januar  1828^  auf  10  Jahre  (L  Januar 
1828  bis  3L  Dezember  1837)  gegen  eine  an  die  Staatskasse 
zu  entrichtende  Jahresgebühr  von  30  Gulden  erteilt^  unter 
den  gewöhnlichen  Verpflichtungen  hinsiebtlieh  der  Abfahrts- 
zeiten, Frachtsätze,  Ladebedingungen  u,  s,  w.  Besonders  wurde 
betont,  dafs  nur  zugewiesene  Marktgüter  und  keine  Handek- 
artikel  eingenommen  werden  dürften.  Die  übrigen  Marktschi tfe, 
die  Mainz  mit  Bingen,  Gernaheim,  Oppenheim  u.  s.  w.  ver- 
banden, blieben  ebenfalls  durch  Handelskammer  und  Bürger- 
meisterei in  ihrem  Betriebe  überwacht.  Des  öfteren  wurden 
ihre  Statuten  nachgeprüft^  und  Ausgleiche  in  den  Preissätzen 
der  einzelnen  Linien  getroffen  ^  Im  Jahre  1829  1830  kam  es 
sogar  zur  Einrichtung  einer  Marktschiffahrt  zwischen  Mainz 
und  Frankenthat*»  um  die  zwei  Kleinschiffer,  Schneckenberger 
und  Trumpler,  sich  bemüht  hatten,  da  die  Gildemeister  das 
Anlaufen  an  diesem  Orte,  der  durch  einen  Kanal  von  einer 
Stunde  Länge  mit  dem  Hauptstrom  verbunden  war,  wegen 
des  damit  verknüpften  Aufenthaltes  scheuten* 

Neben  der  Marktscbiffahrt  ersctieint  auch  in  diesem  Zeit- 
raum die  Diligencenverbindong  Kiiln— Mainz  als  eine  besondere 
Art  des  Rheinschiffahrtsbetriebs.  Wir  haben  ihre  Geschicke 
bis   zu   dem  Momente   verfolgt,    da   die   Jachten besitzer   nach 


*  Vgl.  Handflskammer  zu  Mainz  S.  27,  29. 

"  Bericht  für  die  Grofah.  Ri^gierung  vom  20.  Auguat  1827  in  Schiff- 
fahrtsiikten  1827  M.St.A. 

*  Vgl  SchiffahrtsakteD  1828  M.St.A.     Siehe  Beilagi*  14. 

*  Beispiels weido  wurden  am  9.  Jainiar  1827  Tax^ätze  des  Oppen* 
heiraer  Marktscliiffrt  zum  Teil  ^eftndert,  Frei^epfick  auf  50  Pfund  be- 
«chriinkt;  vom  Übergewicht  sollten  6  kr,  pro  Centner  entrichtet  werden. 
Vgl.  KheJnHehiffahrtsakteii  1827  M.8t,A. 

*  Vgl.  Verhandlungen  vom  April  1828  wegen  der  UnterschiiHle  in 
PreissA-tzen  für  Wein  und  Mineralwasser  bei  dem  Binger  und  Oppeu- 
heimer  Markt^schitf,  in  Rheinschifl'ahrtaakten  1828  >l,8t.A. 

*  Nähere  Angab*^n  finden  sich  in  Rbeingthilffahrt.sakten  1829,  183<). 
M.St.A.  Die  Ta^te  wurde  auf  12  kr.  pm  IVri*on  ndt  ihren  Markt- 
schätzen  feiigesetzt.  Die  Statuten  gaben  kein  ausöelilii^rsliehes  Recht 
zur  Fahrt;  Angeh5rigc  der  Gilde  konnten  vielmehr  uueh  weiterhin  dort 
Guter  verladen. 
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der  BefreiuDg  vob  Mainz  sieh,  gewitzigt  durch  dre  Ertahmnge 
die  sie  während  der  Blockade  der  iStadt  gemacht  hatten, 
einem  Verein  zusammensehlossen,  dessen  Leitung  dem  Schiffer 
Kupprecht  übertragen  wurde.  Die  neue  Verbindung  fand  de 
Beifall  der  proviöoriseheo  RlieinschiffahrtÄkommission,  names 
lieh  des  Grafen  Solms,  der  ihren  Zweck  billigte  ^  und  aUba 
eine  Verordnung  iur  den  Betrieb  der  üiligencenfabrten  Ai 
dem  Mittelrhein  erlieJs".  Diese  trägt  den  veränderten  Ve 
hfiltnissi^n  yollkomraen  Rechnung  und  unterscheidet  sich  trot 
mancher  Ähnlichkeiten  im  einzelnen  durch  ihre  Grund- 
auffas:iung  vollkommen  von  rlem  älteren  Heglemeot  dei 
4.  Messidor  XIL 

Die  zwischen  Mainz  und  Köln  verkehrenden  Postschil 
sollen  eine  Anstalt  bilden,  an  der  nur  solche  Jachten be-sitz 
teil  haben  können,  denen  alle  nach  der  Gildeordnung  nötige 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  eigen  sind'*.  Diese  '"  "" 
schlicfsen  sich  zu  einem  Verein  von  30  Mitgliedern*  zusan 
der  als  beisonderer  Zweig  der  grotsen  Gildekorporatioo 
gesehen  wird ,  und  iitr  den  daher  eine  selbständige  Unit 
ötützungskasse  zu  gründen  ist'''.  Zur  Leitung  seiner 
gemeinen  Angelegenheiten  wird  ein  Vorstand'^  bestellt,  d€ 
sieh  unter  dem  Präsidium  eines  Inspekturs  der  Rheinachit 
fahrtsverwaltung  monatücij  versannnelt,  und  bei  dem  der  G« 
ßchältsführer  der  Gesellschaft  die  Stelle  eines  Sekretärs 
kleidet.  Dem  Gc^chiiftsfldjrer  ^  untersteht  die  ganze  Betriel« 
leitung,  namentlich  der  Verkehr  mit  dem  Publikum  und 
Überwachung  der  Unterbeamten  wie  der  einzelnen  Schiffer 
während  des  Dienstes,  Desgleichen  ist  er  für  Registerfiihrung 
und  alle  Geldangelegenheiten  verantwortlich»  Er  wird  in 
seinem  Thun  durch  die  IfheinMchiffahrtsinspektoren  beaufeichtigt 
und  bleibt  für  alle  seine  Mafsnalinien  dem  Vorstände  üä 
Vereins  haftbar.  Als  Sicherheitsleiatung  für  seine  Gesc 
fuhrung  mufs  er  eine  Summe  von  4500  Gulden  hinterÖ^ 
wie  auch  die  ganze  Gesellschaft  zur  Sicherung  der  Anet 
aufser  den    öchuldenfreien  Jachten    eine  Kaution    von  4500 


'  Eine  Verfugimg  des  Grafen  vom  8.  Maj  1814  hob  das  Monopol 
frühere»  UntemeHmer  Obert  und  Doüeschall  auf. 

^  Polizei  Verordnung    für  die  Postacliiffe,   welche  taglich  zwischa 
Mainz  utjd  KCdn  drm  Rhein  bt?fahren;  abgedmukt  bei  Her  man,  Samin? 
\ung  der  Genetze   S.  863 — 383   und    l)enk«ichrift   der    Dili^^jenceiiscbiffer 
8,  32-54). 

■  8  h  2. 

*  Nene  PostöchifFwr  können  kfmftie  nur  aufgenommen  werdeii, 
die  Zahl   der  derzeit  zur  Fahrt  berechtigten  Sdiiffer  unter  30  herabgf 
sunken  i^it  §  S, 

''  S  3-5. 

«  I  5,  33. 

'  §  25-29. 
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in  barem  Gelde  oder  ^in  liegenden  Gründen"   zu   stellen  bat. 
die  auf  die  einzelnen  Schiffer  aiisgesclilagen  wird  K 

Während  der  eigentliche  Un  lerne  hm  ergewinn  dem  Verein 
verbleibt,  werden  dem  Be vollmäch tigten  für  Leitung  des  Ge- 
Bchäftfi  acht  Prozent  der  Bruttoein  nähme  zugestanden^,  wovon 
er  aber  die  Besoldung  aller  derer,  die  in  Mainz,  Bingen, 
Koblenz,  Bonn  und  Köln  bei  den  Abfertigungsämtern  aii- 
geötellt  öintl,  die  Miete,  Heizung  und  Beleuchtung  der  Ab- 
fertigungastuben^  sowie  die  Anschaffung  aller  Krfordt^rnisse 
an  Schreibmaterialien ,  Registern  und  dergleichen  zu  be- 
streiten liat. 

Sämtliche  Mitglieder  des  Jachtächiftervereina  dürfen  mit 
ihren  Fahrzeugen  in  den  Stationshäfen  nur  Fahrten  auf 
Rechnung  der  Gesellschaft  übernehmen^.  Für  eine  Reise  nach 
Köln  erhält  dann  jeder  die  Summe  von  80  Gulden,  wovon  die 
gewöhnlichen  Koston  zu  bestreiten  sind,  während  die  Rhein* 
schiffahrtagebühren  sowie  aufaergewühnliehe  Ausgaben,  die 
beispielsweise  durch  widrige  Winde  veranlafat  sein  können, 
besonders  ersetzt  w^erden*.  Anden  gewöbnlicben,  wie  an  den 
auf  Bestellung  unternommenen  aufserge wohnlichen  Fahrten 
sind  alle  Schiffer  nach  Maf^gabe  der  Rangreihe  beteiligt  '\ 
Wer  sich  einer  ihn  treffenden  aufscrgewöhnlichen  Tour  ent- 
ziehen will  oder  nicht  rechtzeitig  zur  Abreise  antritt,  geht 
jedesmal  seines  Ranges  verlustig  **•  Gewinn  und  Verlust,  der 
sich  bei  Abrechnung  einer  jeden  Reihenfahrt  zeigt,  wird  von 
flilmtlichen  Schiffern  geraeinsam  getragen '.  Der  Überschufs 
wird  zu  gleichen  Teilen  unter  sie  vergeben,  nachdem  von 
jedem  Gulden  ein  gew*isser  Abzug  für  die  Unterst  Li  tzungskasse 
gemacht  w^urde. 

In  diesen  Sätzen  ist  die  Tendenz  des  neuen  Betriebe» 
angedeutet  Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  eine  Unter- 
nehnmng  weniger  Einzelpersonen,  für  welche  die  Jachten- 
besitzer als  Arbeiter  tliätig  sind,  sondern  um  eine  Vereinigung, 
deren  sämtliche  Mitglieder  sich  an  allen  Funktionen  des  Unter* 
nehmens  beteiligen,  die  eine  Art  von  Produktivgenossenschaft 
bildet.  Die  Teilnehmer  hatten  für  die  Beschaffung  des  zum 
Geschäfte  nötigen  Kapitals  zu  sorgen,  widmeten  sich  durch 
ihren  Vorstand  der  technischen  und  kaufmännischen  Leitung 
des  Unternehmens  und  mufsten  vor  allem  gemeinschaftlich  das 
Risiko  tragen.  Der  Erfüllung  der  genannten  Aufgaben  wurden 
verhältnisniäfsig    geringe    Schwierigkeiten    bereitet,     da     die 
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Unternehmung  von  ihren  Mitglietlem,  abgesehcu  Ton  Lieferung 
der  Arbeitamasehinen  —  Juchten  —  in  deren  Beditz  jene  schon 
früher  waren,  wenig  Kapital  forderte^  da  der  Absatz  der 
Arbeitsleistungen  —  Fahrten  —  bei  dem  allgemeinen  Verkehr*- 
bedürfnis  und  der  MonopolisJerung  des  Betriebs  sicher  und  ohne 
besondere  kaufmännisch o  Gewandtheit  bewirkt  werden  konnte, 
auch  keine  grofac  Differenzierung  unter  den  ArbeitsleistungeQ 
seibat»  keine  feingliedrige  Hieran^hie  der  ArbeitekrÄfte  stattbabUk 
mutete.  Bei  der  geriogen  Auöbildung  der  Arbeitsteilung  nalu&eil 
die  an  dem  Geschäfte  Interessierten  eine  wenig  verschiedent* 
Stellung  ein,  aueh  war  bei  der  Selbständigkeit  der  einzelnen 
Fahrten  weder  strenge  Disciplin  und  Unterordnung,  noch 
ein  allzu  genaues  Zusammenarbeiten  der  einzelnen  Schiffer  «fr- 
forderlich. 

Für    die    Zukunft    der    Genossenschaft    bestanden    daher 
\  günstige  Aussichten,  und  es  waren  in    der  That    nicht  Fehler 

!^  der    inneren    Organisation,    sondern    äufsere    Umstünde,    wir 

1  Streit    der    Polizeigewalten,    Überapielen    früher    verliehener 

j  Monopole  u«  dergl.  daran    «ehuld,    aafs   ihrer  Entwicklung  in 

I  den  nächsten  Jahren  Hindernisse    in    den  Weg   traten.     Nach 

II  deren  Beseitigung  konnte  erst  die  technische  Umwälzung,  di« 
ein  Jahrzehnt  später  bei  der  Rhein  Schiffahrt  einsetzte,  das 
Unternehmen  ernstlich  gefährden  und  ihm  schhefj^lich  durch 
überlegene  Konkurrenz  ein  Ende  bereiten. 

Die  übrigen,  weniger  wesentlichen  Normen  der  Verordnung 
des  Grafen  Solma,  die  in  vielen  Punkten  den  Bestimmungen 
des  alten  französischen  Reglements  ähneln,  dürfen  hier  küncer| 
behandelt  werden.  Die  Vorschriften  über  Einrichtung  df 
Jachten  * ,  deren  Zustand  vierteljährlich  untersucht  werden 
sollte*,  über  Abfahrtszeiten  und  Dauer  der  Reisen®,  übe 
Registerführung \  Haftpflicht*'  u.  s.  w\  waren  fast  die  gleiche 
wie  früher  geblieben.  Neu  war  die  durch  Veränderung 
der  Unternehmungsform  notwendig  gewordene  Vorachrif 
dafs  die  Schiffer  die  ihnen  zufallenden  Fahrten  selbst  Über 
nehmen  mufsten  und  nur  bei  Krankheit  oder  aus  sonstige 
wichtigen  Gründen  die  Vertretung  durch  ein  anderes  Verein« 
mitglied  gestattet  war'^  Jede  Jacht  mufste  mit  drei,  uni 
wenn  sie  einen  Anbang  führte,  mit  vier  Mann  besetzt  werden. 

'  I  13,  18,  Besonder«  war  die  Beetimmmig  getroffen»  dafs  in  dem 
ZiiDDier  für  die  Reisenden  kein«  Fische  oder  aoriÄttge  Dinge ,  die  eineti 
unangenehmen  Geriich  verbreiten,  untergebracht  werden  durften,  sowie 
dafs  daselbst,  wie  die«  auch  bei  den  heutigen  Transportanst&lten,  *.  B, 
Eisenbahncoup^g.  der  Fall  ist,  das  Tabak  rauchen  ohne  Genehmigung  d^ 
ilbrigeu  Geselbchaft  unterbleiben  mufste. 

"  ^  15, 
14. 

7,  8,  11.    Die  Hauptabfertigung  der  Postschiffe  blieb  in  Mainz, 
Filial-ßcpeditionen  befanden  »hh  zu  Bingen,  Koblenz,  Bonn,  Köln. 

*  S  8.  10. 
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flie  aber 

es  auch  im  IntcresBe  des  HandeLsstandes 

derben     unterworfene    Gr titer    dundi    die 


Um  Diebstilhle  und  UnftlHe  au  verhüten,  sollte  der  Schiffer 
über  Nacht,  da  alle  Reisende  das  Boot  zu  verlassen  hatten^ 
mit  wenigstens  einem  der  Knechte  auf  dem  Fahrzeug  bleiben  *• 
Wer  von  den  letztgenannten  zu  Klagen  Anlafa  gab  oder  sich 
von  der  Wache  entfernte,  wurde  auf  der  Liste  aller  zur  Post- 
ßchiflfiilirt  tauglichen  Knechte,  an  welche  die  Jaehtschiffer  bei 
Auswahl  ihrer  Leute  gehalten  waren,  gestrichen. 

Die  Potstschitfe  waren  wie  seither  hauptsächlich  zum 
Tranisport  der  Reisenden  und  ihrer  Effekten  bestimmt.  Da 
nicht  „ohne    einige  Güter  lad  ung   bestehen"   konnten, 

lag,  dafs  dem  Ver- 
i  tue  täglich  abgehenden 
Fahrzeuge  beff]rdert  wurden,  sollte  ihnen  das  (iüterladen  unter 
gewissen  Einscliränkungen  gestattet  werden,  die  gröfstenteils 
schon  aus  früheren  8treitigkeiten  bekannt  sind-.  Es  durfte 
L  die  Centnerzahl  der  Waren  nie  den  vierten  Teil  der 
Ladungsfähigkeit  übersteigen  und  nie  mehr  als  50  betragen, 
2,  sollten  die  einzelnen  Kolli  höchstens  2 — ß  Oentner  schwer 
sein,  3*  es  sollte  kein  „eigentümliches  Transit-Gut*"  (Handek- 
ai tikel)  darunter  sein  mit  Ausnahme  von  „Fisch waren  und 
sonstigem  pressanten  Gut,  dessen  Transport  sich  weiter  nicht 
arf halten  läfet.'*  Des  weiteren  war  insbesondere  gestattet:  die 
Mitnahme  aller  Arten  Effekten  und  Lebensmittel,  Wagen, 
Hausgeräte^  Instrumente,  kleiner  Partien  Pelzwerk  und  Leder, 
Militäreffekten,  Hausbedürfnisse,  Südfrüchte,  Papier  und 
Tapeten  und  aller  Waren,  deren  schnelle  Versendung  von 
den  Handelsleuten  aus  guten  Gründen  verlangt  wurde. 

Der  Preistarif*,  dessen  Festsetzung  man  für  notwendig  hielt, 
war  fast  der  nämliche  wie  in  der  älteren  Verordnung,  nur  der 
Betrag  für  die  Effekten  war  für  einzelne  Strecken  etwas 
anders  normiert  Beispielsweise  wurde  nunmehr  auf  der  Linie 
Mainz-Köln  pro  Centner  Gepäck  1  fl.  12  kr,  statt  1  fl.  22  kr. 
gefordert.  Außerdem  war  das  Trinkgelderwessen  genau  ge- 
regelt^. Bei  aul^ergewöhnlichen  Fahrten  konnten  bis  Kohlens 
2  fl.,  bis  Köln  4  fl.  Trinkgeld  verlangt  werden.  Desgleichen 
hatten  die  Reisenden  auf  den  täglich  fahrenden  Postschiffen 
an  die  Knechte  eine  bestimmte  Summe  zu  verabreichen,  deren 
Höhe  in  dem  Reglement  filr  die  einzelnen  Strecken  festgesetzt 
wurde*.    Bei  Strafe  des  Ausschliefsens  von  der  Postschiffahrt, 


S  18,  2^. 
§24. 

bie  betrug: 

1.  Von  Mainz  hh  ElfeüKEltvilk)  iL  Bingen  6 

2.  -  -  -     St,  Ooar  2 

3.  •  •  -     Koblenz  18 

4.  -  -  -     Andernach  24 

5.  '  -               Bonn  90 

6.  -  -  -     Küln  S6 
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die  auch  bei  üblem  Betrage«,  Trunkenheit,  Pflichtversäomiji« 
aller  Art  verhängt  wurde  ^ ,  war  es  Schifteni  wie  Knechten 
verboten,  etwas  über  die  festgesetzte  Taxe  zu  fordern. 

Nachdem  der  Jaehtsehiflferverein  so  die  behördliche  Ge- 
nehmigung und  das  Statut  für  den  Betrieb  erhalten  hatte^ 
schien  der  Fortgang  des  jungeo  Unternehmens  für  die  nächste 
Zeit  gesichert»  Die  Jachten  konnten  unter  der  Flagge  der 
^deutschen  hohen  Verbündeten  als  Postschiflfe  des  Mittel- 
rheins** ^  ungehindert  ihre  Fahrten  betreiben,  mit  denen  sit^ 
bereits  am  5.  Mai  1814,  einen  Tag  nach  dem  Einzug  deiH 
Herzogs  Ernst  von  Sachsen-Coburg  in  dem  befreiten  Maini, 
begonnen  hatten. 

Freilich  währte  dieser  Zustand  nur  kurze  Zeit,  da  di 
früheren  Unternehmer  (Jbert  und  Dolleschal!  alsbald  den  Ver- 
such machten^  die  verlorene  „Entreprise^  von  neuem  für  sich 
zu  gewinnen,  Sie  behaupteten^  der  Beschlufs  de«  Maire  der 
Stadt  Mainz  habe  ihnen  das  ausschliefaliche  Recht  zum  Betrieh] 
der  täglichen  Diligencenfahrt  von  Mainz-Köln  förmlich  und  für 
so  lange  übertragen,  als  sie  sich  durch  Zuwiderhandlung  gegt?a 
polizeiliche  Vorachriften  desäelben  nicht  unwürdig  zeigten. 
Da  letzteres  nie  geschehen  sei,  habe  keiner  das  liecht,  ihnen 
die  wohlerworbene  Befugnis  abzustreiten.  Es  gelang  itmen, 
den  provisorischen  Gouverneur  von  Mainz,  Ballon  von  Otter^ 
stedt,  für  ihre  Interessen  zu  gewinnen,  der  ihnen  versprach, 
die  Ausübung  ihres  früheren  Monopols  wieder  zu  ermc^glichen* 
Allein  obschon  er  einen  dieHbezüglichen  Befehl  erlief«,  könnt« 
er  sein  Wort  doch  nicht  halten,  da  die  verschiedenen  Jachten- 
besitzer  sieh  weigerten®,  für  Ober t  und  Dolleschall  zu  fahreD, 
selbst  falls  jene  ihnen  dieselben  Einnahmen  zusicherten,  di# 
sie  bei  ihrer  jetzigen  Geschäftsführung  unter  Rupprecht  er* 
hielten*  Sie  seien  Bürger  und  Schiffer  und  brauchten  fiir 
keinen  Unternehmer  Dienste  zu  thun,  der  sie  ausbeute,  lun 
höhere  Gewinne  einzustreichen.  Da  sie  sich  auf  die  Befehle 
des  Grafen  Solms  stützten*,  war  ihnen  zunächst  nicht  betxu* 
kommen. 

Inzwischen  wurde  die  provisorische  Regierung  unter  dem 
Baron  von  Otterstedt  durch  die  vereinigte  k.  k.  österreichische 
und  k.  preulsische  Administration  abgelöst.  Diese  Uefs  eicht 
nach  Einziehung  von  Erkundigungen®  über  den  Stand  der 
Angelegenheit,  auf  Angehen  Oberts  und  Dolleschalls  ebenfalls 


1 


^  i  40. 
«  §  41. 

*  Vgl.  Bericht  des  Hafen  Inspektors  Warburg  för  die  BürgiQit^ 
mtnsterei  vom  15.  Juni  1814  in  Akten  über  Handel  und  Yerkehnwmsii 
M.8tA. 

*  Schreiben  dvB  Mitglieds  dt^r  subdele^ierten  Kommission  GergenB 
an  Bürgermeister  Jimgenfeld  vom  15.  Juni  1814  a.  Ji.  O. 

*  Vgl.  Anfimge  der  Adminißtration  vom  25.  Juni  1814  A.  i 
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filr  deren  Sache  gewinnen«     Sie   richtete   an   die  dem  Grafen 

Solma  unterstehende  subdelegierte  Kommission  für  die  Rhein- 
öchiffihrti  am  29»  Juli  1814*  ein  Schreiben,  in  dem  sie  he* 
tonte,  dafs  in  dem  jetzigen  provisorischen  Verhältnis,  wo  der 
Rheinverkehr  bis  zum  künftigen  Kongrefs  ohne  alle  Ver- 
änderung und  Reorganisation  bleiben  und  der  letzte  Besitz- 
etand erhalten  werden  solle,  es  nicht  gestattet  sei,  eine  Ein- 
richtung, die  seit  14  Jahren  zur  Zufriedenheit  bestehe,  aufzu- 
heben, und  dafa  daher  Obcrt  und  DoUeschall  in  Ausübung 
ihres  Monopols  bis  zur  h*iheren  Entscheidung  unterstützt 
würden.  Die  Mainzer  Bürgermeisterei,  die  sich  bisher  ziemlich 
neutral  verlialten  hatte,  wurde  zur  Durchführung  dieses  Ent- 
scheides herangezogen.  Nachdem  sie  am  29.  Juli  und 
6*  August  versuiht  hatte,  für  die  Schiffer  einen  höheren  Lohn 
auszuwirken,  erliefs  sie  an  letzterem  Tage  den  Befehl ^,  die 
Jachten  der  immer  noch  Widerspenstigen  mit  Beschlag  zu  be- 
legen und  diese  selbst  zu  verhaften. 

In  der  That  wurden  sofort  vier  Jachtsehiffer  gefttnglich 
eingezogen,  während  es  anderen  gelang**,  mit  ihren  Booten 
nach  Biebrich  auf  nassauisches  (rebiet  zu  flüchten ,  woselbst 
eich  schon  eine  Anzahl  ihrer  Kameraden  seit  Beginn  der 
Streitigkeiten  aufhielten.  Die  Arrestanten  blieben  zunächst 
unbeugsam ;  sie  verlangten  zwar  dringlich  ihre  Freilassung  *, 
w^olUen  aber  aucli  fernerhin  von  Obert  und  DoUeschall,  die 
sie  früher  „sogar  beim  Geldwechseln  betrogen  hätten,**  nichts 
wiBsen.  Es  wird  ihneo  jedoch  erklärt  %  sie  könnten  nur  ent- 
lassen werden,  wenn  sie  nachgeben  wollten  und  die  Fahrten 
aufnahmen ;  in  diesem  Falle  würden  auch  ihre  Beschwerden 
uniersucht  werden.  Allmählich  wurden  dann  die  Gefangenen 
mürbe;  sie  erklärten",  so  schimpflich  es  flir  sie  als  Schiff* 
meister  sei,  wollten  sie  doch  für  Obert  und  Dolleschall 
„Knechtsdienste"    leisten,    auch  versuchen,   ihre   Genossen    zu 

f:leichem  Thun  zu  veranlassen,  wenn  man  sie  freigebe,  Frei- 
icii  kaum  hatten  sie  die  goldene  Freiheit  wieder  erlangt,  da 
zeigten  sie  die  nite  Hartnäckigkeit  und  wollten  lieber  das 
strenge  gesetzliche  Verfaliren  des  Strafgerichts  über  sich  er- 
gehen lassen^  als  gehorchen^.    Nur  bei  zweien,  die  bettlägerig 

'  a.  a.  O. 

*  a.  a.  O.  Zur  Anwendung  von  Oewalt  hatte  Hafeninspektor 
Warburg  nntor  Hinwei;^  auf  den  ominiiscn  art.  3ä  dea  Reglements  vom 
Mewidor  XII  der  Börgenneisterei  schon  am  15  Jnni  1814  geraten 
B.  a.  O. 

*  Anceblicli  durch  die  Nachlässigkeit  Jtweier  Gendarmen,  Die  4 
itiorst  Verhafteten  hier><en:  Jakob  Hamm«'r,  Jakob  Spahl,  Martin  Fench- 
hnber  und    Wolfgang  Müller. 

*  V^l.  Geaueh  vom  2:1  August  1814  a.  a.  0* 

^  Sclireiben  der  Administration  vom  3.  September  1814. 

**  Gesuche  vom  7*  und  8.  September  1814* 

'  Vgl  Schreiben  der  Administration  vom  4.  Oktober  1814. 
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krank  wurden  —  ob  wirklich  oder  vorgeblich  mag  dahin- 
gestellt bleiben  —  sah  man  von  erneuter  Verhaftung  ab*. 
Dagegen  wurde  noch  ein  weiterer  Postschiffer,  Konrad  Krancher. 
der  seit  dem  7.  August  in  Biebrich  geweilt  hatte,  abgefangen, 
als  er  nach  Mainz  kam,  um  sein  die  Niederkunft  erwartendei 
Weib  zu  besuchen  ^.  Zwei  andere  bekam  man  wenige  Tap 
später  auf  Ersuchen  durch  die  Dassauische  Regierung  auf- 
geliefert, in  deren  Gebiet  sie  geflohen  waren  ^.  Den  übrig« 
mit  ihren  Jachten  nach  Biebrich  geflüchteten  Schiffern  wurde 
angekündigt,  dafs  sie,  wenn  binnen  48  Stunden  ihre  Rfick- 
kolir  nicht  vollzogen  sei,  des  Mainzer  Bürgerrechts  verlustig 
gingen,  dafs  ihr  Vermögen  mit  Sequestration  belegt  werde 
und  sie  im  Falle  späterer  Habhaftmach ung  weitere  Strafe  zu 
gewärtigen  hätten^. 

Unterdessen  waren  die  beschlagnahmten  Schiffe  abgeacbitzt 
worden  und  sollten  Obert- Dolleschall  gegen  eine  bestimiDtt 
Entschädigung  zur  zwangsweisen  Benutzung  übergeben  werden'. 
Eine  Jacht  von  176  Ctr.  Ladeftlhigkeit  wurde  dabei  beispieU- 
weise  auf  950  fl.  taxiert,  der  Wert  einer  anderen  ganz  neaen 
von  160  Ctr.  Ladefähigkeit  wurde  ohne  Geräte  auf  1500  i 
veranschlagt.  Der  Mietzins  sollte  für  jede  Reise  Mainz— Ksln 
und  zurück  etwa  33—40  fl.  betragen,  eine  Summe,  die  die 
beiden  Unternehmer  fUr  zu  hoch  erklärtcD,  aber  schlieUich 
doch  zu  zahlen  bereit  waren.  Sie  wollten  wieder  alle  swb 
Tage  oin  Schiff  abgehen  lassen,  konnten  ihr  Vorhaben  aber 
noch  immer  nicht  ausführen,  da  Rheinschiffahrts-ZoUeinnelimer 
Gergens,  der  wie  seine  vorgesetzte  Behörde,  auf  Seiten  der 
Jachtenbesitzer  stand,  die  Verzollung  und  Ausfertigung  der 
Manifeste  verweigerte*^.  Erst  als  die  Mainzer  Administration 
der  subdelegierten  Kommission  bedeutete ,  bei  fortgesetitem 
Widerstand  werde  den  Jachten  ein  „militärisches  Assistezu- 
kommando"  mitgegeben  ^,  war  er  zur  Nachgiebigkeit  zu  bringen. 


*  Vgl.  Anwi^iBiing  der  Administration  vom  22.  Oktober  1814. 

2  Bericht  dos  Polizeikommissars  Cr6ve  vom  10.  Oktober  1814 
a.  a.  O. 

^  Bericht  vom  27.  Oktober  1814;  es  waren  dies  Konrad  Kerti  nd 
Frauz  Lauingor.  Vgl.  auch  die  vorhergehenden  Verhandlangeii  vom 
0.  und  16.  August  1814. 

*  Besohl ufs  vom  4.  Oktober  1814.  Wegen  seiner  Verkündim; 
geriet  die  AdminiHtration  in  Streit  mit  dem  Biebricher  Magistrat,  fite 
den  sie  sich  bei  dem  nassauischen  Ministerium  wegen  mangelnder  Hilfe 
beschworte.  Vgl.  Schreiben  vom  27.  Oktober,  5.,  SB.  November,  16.  IV- 
zember  1814  a.  a.  O. 

■  Vgl.  Protokoll  über  die  Abschätzung  vom  29.  September  1814 
a.  a.  O. 

*  Vgl.  Bericht  des  Polizeikommissars  vom  29.  September  I$14 
a.  a.  O.  ^ 

^  '  Beschlufs   der  Administration  vom   2.  Oktober  1814.    Vgl  ncfc 
Bericht  und  Vorschläge  Cr^ves  vom  20.  September  1814. 
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Am  26.  Oktober  1814  wurde  der  regelmäfsige  ^  Betrieb 
der  Diligeneenfabrteii  für  Rechnung  der  „Entreprise  Obert 
und  Dollesehall"  wieder  aufgenommen.  Die  Jachtenbesitzer, 
die  fintmutlgt  ihnen  zu  Wiih^n  geworden  waren,  erhielten  die 
konfiszierten  Fahrzeuge  zurück^,  soweit  sie  sich  bereit  erklärten, 
die  geforderten   Dienste  zu  leisten* 

Die  junge,  von  der  provisorischen  Verwaltung  der  Rhein- 
ßehiffahrt  begünstigte  Genossenschaft  schien    mit  ihrer  Unter- 
nehmung    endgültig     zusammengebrochen.       Ihre     Mitglieder 
hatten    trotz    aller    hartnäckigen    Versuche ^    beim    Werke    zu 
bleiben,     der     behördlichen    Gewalt    weichen     müssen.      Die 
Arbeitseinstellung,    der    Streik,    zu    dem    sie    ihre    Zuflucht 
nahmen,    war    ergebnislos    verlaufen,  ja    mehr    als    das,    sie 
waren  überwältigt,   der  Freiheit    und  des  Eigenturas   beraubt, 
zur  Arbeit  für  den  fremden,  verhafsten  Unternehmer  gezwungen 
worden  und  dies  nicht  durch  Schergen  ihres   früheren  Herrn, 
[gegen  die  sie  sich  mit  Erfolg  wehren  konnten,  sondern  durch 
die  öffentlichen  Polizeigewalten,  denen  gegenüber  jeder  Wider- 
stand nutzlos  war.     Für  unser   modernes  Fühlen    ist  es   voll- 
kommen    unverständlich ,    wodurch     sich    die     österreichisch- 
preufaische     Administration      und      die     ihr     untergeordneten 
städtiscljen  BeluJrden   zu    ihren  Handlungen    verleiten   liefsen. 
Es    kann    unmöglich    der    Wille   gewesen   seinj   den   Verkehr 
aufrecht  zu  erhalten,  da  das  neue  Unternehmen  sich  ganz  gut 
angelassen  und  die  Fortdauer  der  regelraÄrsigen  Fahrten  ver- 
I  sprechen    hatte.     Der  allmächtige  Einflufs   klingenden  Gotdea, 
den  Obert  und  Dollcschall  etwa  aufgeboten    hätten,    ist   eben- 
falls   nicht    nachweisbar.     Man    könnte    weiter    an    die    Kon- 
ffitruktion  eines  überspannten  Rechtsbegriffes  denken,    an   den 
I  Wunsch,    ein    altverlichenes  Monopol  gegen  ungerechtfertigte, 
»neue  AnsprLicbe  zu  wahren;    allein    damit  war   höchstens   die 
[Berechtigung  gegeben,  die  Schiffer  an  ihren  Fahrten  zu  hindern, 
keineswegs    aber    die,    sie    zur   positiven   Arbeitsleistung    für 
irgend  jemand  zu  zwingen. 

Es  bleiben  demnach  nur  zwei  Gründe,    die    das  Gebaren 
k  jener  Behörden  in  etwas  erklären,  wenn  auch  nicht  verteidigen 
»können.      Einmal    die   lokalpalriotische    Idee,    den    Personen- 
verkehr^ der  durch  die  Blockade  etwas  weggezogen  war   und 
durch   die    zum  Teil    im  Hheingau    ansässigen  Mitglieder  des 


*  Vorher  hatten  nbert  und  Df>lI»*Hchall  nur  ver**iiizelte  Fahrten 
rewagt.  Am  !JL  Oktoher  bekommen  me  aogor  auf  ihre  Bitte  ein  altes 
XfautfiilnBchfm  als  Bureau  angewieseö. 

^  Protokoll  über  Rüekgahe  der  konfiszierten  Jat^hten  vom  29.  Ok- 
tober 1814  in  Rbemschiffali  renkten  1814,  Der  Charakter  Oberte  und 
tkillencbftllH  wird  durch  die  Tbatsaeh<?  beleuchtet,  dafs  sie  die  gerinee 
Summe  von  7  fl.,  die  aie  laut  Protokoll  vom  29»  Oktober  mr  Be- 
9chftdigun^en  iler  Jachten  zahlen  äoUteOf  am  9,  Dezember  noch  nit^ht 
entrichtet  hatten. 


Schlffervereios  noch  melir  nach  jener  Gegend,  insbesondere 
nach  Biebrich»  der  Rivalin  im  Gütertransport,  abgelenkt 
wurde,  wieder  enger  an  Mainz  zu  fesseln»  Weiterhin  dar 
Widerstreit,  der  sich  bei  GrUndung  zweier  Verwaltungskörper 
gezeigt  und  immer  mehr  verstlirkt  hatte.  Schon  während  aar 
Einschliei'sung  von  Mainz  hatte  Graf  SHlms-Laubach  an  disrH 
Spitze  der  provisorischen  RheinschifTahrtsverwaltung  der^ 
Stadt  Frankfurt  Ausnahmen  vom  Umschlags  recht  gewährt,  die 
man  in  der  Stapelstadt  als  schwere  Schädigungen  empfand* 
Als  er  sich  dann  auch  mit  Energie  der  Jachtächiffer  annahiii|| 
wollten  die  Mainzer  Beliörden  ihm  zeigen,  dafs  er  hier  eineij 
Punkt  berülirt  habe,  der  nur  ihrem  Einflufs  unterstand,  aA| 
dem  seine  Macht  ihre  natürliche  Grenze  erreichte.  Sie  be- 
haupteten, in  verfehlter  Auslegung  des  Artikels  22  der  Octroi- 
konvention,  kühn! ich,  dafs  „die  Direktion  der  Rheinschiffahrtj 
angelegen  hei  ten  sich  nur  mit  der  Erhebung  der  Gebühren  und| 
nicht  mit  der  Sehiffahrlspolizei  zu  befassen  habe/  dafs  es  ledig- 
lich in  den  Geschäfts  kreis  der  Lokal-Regierungen  gehöre^  deai 
Unternehmer  der  regelmäfsigen  Wasserdiligencen  zu  ernennei| 
oder  zu  entsetzen.  Dafs  sie  ihrer  Meinung  durch  den  Polizei-^ 
biUtel  den  gehörigen  Nachdruck  verliehen,  kann  ihnen  nicht 
zu  streng  angerechnet  werden,  da  jener  in  der  zuriickliegenden,] 
wie  auch  noch  in  späterer  Zeit  oft  in  ganz  ähnlicher  Weilt 
Verwendung  fand. 

Die  Mainzer  Behörden  hatten  sich  aber    mit   ihren  Hala- 
nahmen   gründlich   verrechnet.     Den  Jachtschiffern    erstand«! 
Helfer,    auf   deren    Eingreifen   sie    selbst    wohl    nicht    hofften. 
Die  allmächtigen  Minister  Mettern  ich  und  Hardenberg  wandten 
der  Angelegenheit  ihr  Augenmerk  zu    und   griffen    persdnliclij 
zu   ihrer  Regelung    ein.     Graf  Holms    hatte    seinen  Zwist 
der  öRterreJchisch-preufsischen  Administration  vor  ein  höher 
Forum    gebracht    und    am    25,  Oktober    1814    die    Sache 
beiden    Staatsministern    der    beteiligten    Milchte    vorgetrag 
Diese   billigten  entschieden  alle  seine  Maisnahmen  und  wii 
die    Mainzer    Administration   energisch    in    die   ihr   gezogenem 
Schranken    zuHIck.      In    einem    gemeinsamen    Schreiben    votftfl 
13.  Dezember    1814'    bedeuteten    sie   ihr»    dafs   die  Aufrecht- V 
erhaltung  des  Grundsatzes  einer  Trennung   der  Direktion  der 
Rheinschiffahrtsangelegenheiten  von  der  Schi Ifahrtspolizei  mit  der  ^ 
Konvention  von   1804  in  unverkennbarem  Widerspruch  stehe«fl 
Sie  fahren   dann  fort:    „Schon   aus  diesem  Grunde  finden  wir 
die    bisherige    Einmischung   der  genannten  Administration   in 
die  RheinschifFahrtsangelegenheiten  der  Lage  der  Sachen  nicht 


Vgl.  Abscbrift  in  Akten  über  Handel  und  Vprkebrswe«en  M.St.. 
Abdruck  dioses  Schn.ibeiis,  aoxvio  des  Brit^f^'B  an  rl^n  Gräfe»  SoIhiü  vi 
glpichen  Datum    und  der  Auweisuti^  au   die   «ubdelcgierte  KommiMiaa' 
vom  1*'^  [)r2«:'mber  1814  in  Denkschrift  der  Dih'gencenschiflfer  8.  27--30^ 
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angemessen  f  können  aber  noch  viel  weniger  die  Mafsregeln 
biirigeu,  welche  sie  zur  Geltendmachung  ihrer  Ansichten  er- 
griffen hat  und  fordern  dieselbe  daher  hierdurch  auf:  die* 
Jen  igen  Kheinschiffer,  welche  wegen  Wegschaffung  ihrer  Jachten 
iiüch  Biebrich  zur  gefänglicheo  Haft  gezogen  worden  siud^ 
nach  Empfang  dieses  Schrei bene  oluie  weiteres  in  Freiheit 
zu  setzen,"  Es  wird  der  Administration  weiterhin  zur  Pflicht 
gemacht,  „sich  nicht  nur  aller  direkten  Einwirkungen  in  die 
Kheinschiffahrtsangelegenheiten  fenierhin  zu  enthalten,  sondern 
auch  aUe  darin  zu  treffenden  Verfügungen  ausschh'efslich  und 
allein  dem  Herrn  Grafen  von  Solms-Laubach  zu  iiberlaasen»** 
Mit  diesem  Entscheid  erhielt  der  Zwist  eine  neue  Wen- 
dung. Kaum  war  dixs  Schreiben  der  Minister  in  Mainz  an- 
gelangt und  durch  die  aubdelegierte  Kommission  den  Adressaten 
übermittelt  worden,  da  konnten  auch  schon  die  Jachtschiffer 
sich  wieder  sammeln  und  die  früher  beschlossene  Unter- 
nehmung fortfübren.  Bereits  am  22,  Dezember  1814  be- 
gannen sie  von  neuem  mit  den  Fahrten  für  eigene  Rechnung. 
[Obert  und  Dolleschall  protestierten  zwar  und  wandten  sich  mit 
I Eingaben  und  Bitten  au  die  Bürgermeisterei ,  aber  diese 
konnte  nichts  mehr  für  sie  thun,  da  die  ööterreichisch-preursisehe 
Administration  ausdrücklich  erklärte  ^j  die  Gesuchsteller  seien 
nach  dem  neuen  Entscheide  mit  ihren  Beschwerden  an  die 
jjkoflipetente  (vorgesetzte)  Behörde  des  Herrn  Grafen  Solms- 
I Laubat  h,  an  die  zu  Wien  versammelten  Herren  Minister  der 
lyerbündeten  hohen  Mächte  zu  verweisen,  eventuell  der  dortigen 
iHainzer  Deputation  zu  empfehlen. ""  Versuche  der  letzteren 
Art  wurden  in  der  That  gemacht.  Allein  wenn  auch  die  Ab- 
gesandten ein  Promemoria^  g^^gen  das  Reskript  vom  13.  Dez. 
1814  einreichten  und  darin  der  Wasserdiligeneen- Entreprise 
des  Dolleschall  und  Obert  Erwähnung  thaten ,  schrieben  sie 
doch  bereits  am  14.  Januar  1815,  es  sei  nur  ratsam  und 
thunlich^  g<^g^J^  die  Gefährdung  des  Stapelrechts  durch  den 
Grafen  Sohns  energisch  Widerstand  zu  leisten,  dagegen  mtisse 
man  es  hinsichtlich  der  Dibgencen  bei  der  Entsclieidung  des 
Reskripts  belassen,  „indem  hierdurch  vorzüglich  der  Herr  Graf 
gereizt^  worden  ist  und  dieser  Gegenstand  eher  einen 
plausiblen  Grund  für  sein  Verfahren  an  Händen  zu  geben 
scheint". 

Fljr  die  nächsten  Jahre  blieben  die  Schiffer  in  ihrem 
Betriebe  ungestört.  Erst  als  die  allgemeinen  politischen  Ver- 
hflltnisse  sicli  etwas  geordnet  hatten  und  Mainz,  das  die 
gröfseren  Staaten  einander  nicht  gönnten,    durch  den  Vertrag 

'  Vgl.  Schreiben  ävr  Ad  minist  ratkui  vom  2.  Januar  1815  in  Akten 
fiber  Hiitidel  und  Verk('hr8wr*s*en  M.St.A. 

-  Du»  Froiiu/inoriii  ist  in  Akm-lirift  dem  Briefe  der  Mainssor  Depu- 
tation vom  IS,  Janitar  1815  beigelegt.     Y^h  obt^n  8.  85  Anm.  1. 

>  Vgl  Bericht  Nr.  14  vom   14.  Januar  1815  M^St.A. 


vom   30.  Juni    1810   an   das  Grofsherzogtum    Hessen    gefaUan 
war,    hören  wir  von    neuen  Sehritten  wegen   der    ange blichen 
Rechte  Oberts    und  Dollesehalls.     Namentlioh    im  Jahre    1818 
kamen    die   diesbezüglfchen   Verhandlungen    wieder    in    Flufa. 
Die  Centralkommission^    die   ebenfalls   mit  der  Angelegenheit 
befafst  wnrde  ^,  entschied  zwar  am  21,  April   1818    nach  demj 
vergeblichen  Versnche,    die    Parteien  vergleichsweise    zu    ver 
söhnen^  die  „vormaligen  Entrepreneurs"  seien    mit    ihren  ver- 
meintlichen Entschädigungsanaprltchen  an  die  richterlichen  B^  , 
hörden   zu   verweiaen    und    bis    zu    deren    Urteil    keine   Vep-j 
änderung   im  Zustand   der  Wasserdiligencenfahrt  zu    Gunsten  1 
der  Reklamanten  zu  veranlassen.     Allein  wenig  später  gehingj 
es  Ober t  und  Dollescliall,  ein  Reskript-  der  Grofsh.  hessischea! 
Provinzialregicrung  zu  erlangen,  wodurch  das  Bureau  der  jetzt  1 
bestehenden    Jaehtsehiffergesellschat't    binnen     14    Tagen     ge-, 
schlössen  und  die  Petenten  als  die  ^altenj  rechtmäfsigen  Untere  ] 
nehmer  wieder  in  den  Besitz  ihrer  titulo  oneroso  erworbenen'! 
Entreprise    eingesetzt  werden  sollten".     Zugleich    wurde    von  | 
diesen    bei   dem   Grofsh,   Kreisgerichte   in   Mainz    eine   Klage  I 
gegen   40   JaehtschifFer   eingereicht^,    in    der  sie   beantragen, 
„die  Requisiten  zur  Herausgabe  des  reinen  Gewinns,    den  sie 
während  der  Zeit  ihrer  Usurpation,  nämlich    vom   5*  Mai    bii 
26.  Oktober  1814  und   22.  Dezember  1814  bis  14.  Juli   1818,1 
vorbehaltlieh    der    weiteren    Rechte    der   Kläger,    von   dieaeml 
Tage    bis    zu    ihrer    endgültigen    Wiedereinsetzung    gemaehi| 
hätten,  zu  verurteilen'*,     Falls  die  Beklagten  nähere  Kachweise] 
verweigerten,  sollte  der  Gewinn  auf    18000  fl.  pro  Jahr   fest- 
gesetzt  und    sie   zu    einer  Gesamtzahlung  von  72690  fl.  unterj 
solidarischer  Haftung  verpflichtet  werden. 

Trotz  dieser  von  neuem  drohenden  Gefahr  und  trotz  de 
vielen    Versprechungen*,     die    Obert     und    Dolleschall     den 
Schiffern  für  den  Fall  der  Nachgiebigkeit  machten,  weigerten ^ 
sich   die  Jachtenbesitzer   entschieden,    wieder   in   ihre  Dienst6ifl 
zu    treten*,     Sie    einigten    sich    vielmehr    zu    unvenEüglichea 


'  Der    EntÄcbeid   ist   abgedruckt    in    Denkschrift    der   Diligence 
Schiffer  H.  3L 

^  Reskript  vom  14.  Juli  1818  im  ScIiifFalirtsaktBn  1818.     Vgl.  auc 
Denkschrift  der  DiligeneenschifFer  S.  2.     Der   in  seiner  Auffassung 
einschlagt; nileu  Vorhälttnöwe  chariikteriatische  Entscheid  findet  sich  ge 
druckt  a]^  Beilage  7. 

■  Abgedmckt  in  Deiiki?uhrift  S.  14—18.    Früher  hatten  die  SchiÜm 
gegen  Obert  und  Dolleschall   zu   klagen    vereucht     Vgl,  die  eigentüniH^ 
Ecne  Anweisuni?   der  Administration  an  StAÄtsprokurator  Schwab   vo«^ 
14.  Februar    18i5,    er   solle   auf  Inkompetenz  ues   Geriehtsstandes  nnd 
Abwei«*nn|j  des  Klägers  konkludieren  und  das  Kesultat  anzeigen.    Akte» 
über  Handel  und  \^rkehrsweBen  M.St.A 

*  8ie  wollten  namentlich  auf  daa  im  alten  Reglement  zugestandene 


auaBehliefBliche  Recht  auf  die  aursergewühnlichen  rabrten  und  auf  diK^H 

Zwangarecht  gegen  die  Jacht«cliiffef  verzichten,  ^M 

*  Vgl  Protokolle  der  Bürgermeisterei    vom  17.  nnd  28,  Juli  1818* 
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Seliritten  bei  der  Central ko mm ission  uad  richteten  eine  um* 
fangreiche  Denkschrift '  ao  das  hessische  Mmisterium  zu 
Uarmstadt,  in  der  sie  unter  Darlegung  aller  Verhältnisse  um 
Aufhebung  jenes  Reskripts  der  ProvinÄialregierung  baten,  Ihre 
Bemühungen  waren  nicht  erfolglos.  Bereits  am  17,  Juli  be- 
schlofs  die  Centralkommission^j  dafs  der  Termin  zum  Vollzug 
des  Entscheides  vom  14.  Juli  verschoben  werden  solle  behufs 
Nachauchung  von  Instruktionen  für  ihre  Mitglieder  bei  den 
einzelnen  Höfen»  und  dafs  der  Provinzialregierung  aufzugeben 
sei,  den  besagten  Termin  auf  „unbestimmte  Zeit**  zu  vertagen. 
Damit  war  die  Angelegenheit  wieder  aus  dem  akuten  in  ein 
chronisches  Stadium  getreten  und  konnte  gleich  früher  von 
Monat  zu  Monat  verschleppt  werden. 

Es  würde  zu  weit  führen ,  all  die  Verhandlungen  der 
nächsten  Jahre  aufzuzählen,  in  denen  es  sich  z.  B.  um  die 
Frage  handelte ''j  ob  öbert  und  UoUeschall  sich  nicht  etwa 
durch  den  früher  erwähnten  Vertrag  vom  14.  März  1810^  in 
dem  sie  sich  „als  Geschäftsführer  des  Schiffer  Vereins^  be- 
kennen,  ihres  Unternehmerrechtes  verlustig  gemaclit  hätten. 
Die  Mainzer  Bürgermeisterei,  die  in  der  Einmischung  der 
Rheinschiffahrtsbehörden,  von  der  Octroiverwaltung  bis  zur 
aubdelegierten  Kommission,  noch  immer  eine  Verletzung  ihrer 
Lokalhefugnisse  erblickte,  w^ar  nicht  dieser  Ansicht*.  Sie  meinte, 
es  sei  eine  beispiellose  Anmafsung,  dafs  die  Dlligencenschiffer 
ohne  Autorisation  und  Vor  wissen  der  Lokalbehörden  sich 
eigenmächtig  zu  einem  Verein  zusammengeschlossen  hätten 
und  ein  Recht  übten,  dessen  Erteilung  nur  dem  Landesherrn 
zustehe,  wobei  sie  vollkommen  übersah,  dafs  der  Korporation 
ganz  ebenso  wie  der  grofsen  Schiffergilde  eine  ganze  Anzahl 
ortsfremde,  ja  sogar  nicht  hessische  Schiffer  zugehörten ^  die 
nach  den  in  Kraft  gebliebenen  Sätzen  der  Octroikonvention 
nur  der  Aufsicht  der  Central kommission  unterstanden.  Im 
übrigen  machte  sie  Kompromifsvorschläge  *  und  meinte,  man 
solle  nach  Wiedereinsetzung  Oberts  und  Dolleschalls  beiden 
Teilen  freie  Wahl  lassen,  den  Unternehmern,  welche  Schiffer 
sie  engagieren  wollten,  und  den  Schiffern,  ob  und  zu  welchem 
Preise  sie  für  jene  zu  fahren  gedächten. 


Schreiben  iJt.^r  Bfirgt-rmüisterei   vom  18.  Juli  und  ScUrcibeu  Oberts  und 
OolleachallH  vom  m  Juli  1818  a.  a.  0. 

*  Aö  das  Grofrth.  heasische  Ministerium  in  Darm-^tadt,  ünter- 
th&nigste  Denkschrift  der  vereinigten  Grofsh,  hessischen  und  Herzogl. 
Dftaaauiachen  Diligeucensrhiffer*    Gedruckt  Mainx  (J.  Wirth)  1819. 

'  Vgl.  Ministerialprotokoll  vom  22.  JuH  und  Schreiben  der  Provinzial- 
regiemnff  vom  24«  Juli  1818  ii.  a.  O. 

*  \^l.  Anfrage  der  Regierung  vom  2.  November  1819.  SchiffAhrta- 
Bkten  1819. 

*  Vgl.  au»fijhr!icti«-n  Bericht  vom   18.  Dezember  1819  a.  a,  0. 

^  Sie  gab  bei**pielflweiae  eine  genaue  ZuöammensteUung  der 
Artikel  ans  der  Verordnung  vom  4,  Meflsidor  XII^  die  wegfallen  sollten. 
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Die  hembche  Kegienmg  zeigte  mehr  Kanseoaenz.  Nad»- 
dem  sie  sich  allmählich  Qbeixeiigt  hatte  V  daCi  die  Berechtiguo^ 
der  Ansprüche  Obert»  und  DoUeschalls  mehr  ala  zireifeUiaft 
war^  wie«  sie  dieselben  endgültig  zarüek  und  erteilte  am 
30.  Dezember  1822  der  Schifferrereinigung  die  Kotuceä^ai}' 
zum  Betriebe  der  Diligencenfahrten  auf  dem  Mittelrbeia,  die 
sie  seit  fast  acht  Jahren  unterhielt,  unter  gleichzeitiger 
,proYtsorischer  Bestätigung''  der  8olmsiscbeii  Poli^eiverordnong 
von  1815.  Damit  hatten  die  äusseren  Bedrängntwe;  denen  die 
Genossenschaft  so  lange  ausgesetzt  war,  endlich  ihren  AbscUitb 
erreicht 

Ihr  innerer  Ausbau  hatte  sich  während  dieser  Zeit  deff^f 
Kämpfe  aufs  glücklichste  vollzogen,  ihr  GeschäftÄbetrieb  einea^' 
erfreulichen  Aufschwung  genommen.  Die  36  Mitglieder^  die 
sich  bei  der  ersten  Grtindung  des  Vereins  unter  F 
Rupprechts  1814  zur  Aufnahme  gemeldet  hatten,  waren  fim| 
ausnahmslos  noch  bei  ihr  beteiligt'.  Nach  der  Solmsiscfaen 
Polizei  Verordnung  sollte  zwar  ihre  Zahl  bis  auf  80  herab- 
gemindert werden,  aber  bis  zu  den  zwanziger  Jahren  war 
kaum  der  eine  oder  andere  von  ihnen  ausgeschieden«  Aa 
einen  Eintritt  Fremder  war  daher  vorläufig  nicht  zu  denkenu 
Neue  Kandidaten,  die  um  Zulassung  baten,  wurden,  nachdem 
sie  die  nütigen  Ausweise,  darunter  ein  Gutachten  des  be- 
sonderen Verwaltungsrats*  der  Gesellschaft  beigebracht  hatten,  ^| 
in  die  „ A spi ran t»?n liste''  *  eingetragen,  aus  welcher  dann  bei  S 
späteren  Aogängen  der  Schiffer  deren  Nachfolger  nach  der 
Ordnungsfolge  der  Einschreibung  gewählt  werden  sollten. 

Mit  dem  Geschäftsbetriebe*  des  h essen  -  nassauischen 
Jachtschiffervereins,  wie  man  die  Diligencenfahrer  wohl  nennen 


»  Vgl.  gehiffahrt^akt*^!!  1818—1822, 

*  Nach  art,  2  der  Koiixf'Asionsurkunde  war  dem  Jachtscliifienrereiii, 
eine   Kaution    vmi   :36O0  ti.    aufgelegt,  :für   deren  Bezahluae  der   Ver- 
waltungsrat    um    Tprniiijaverlangerunt^    einksm.    VgL    8chimüirt«ak 
1823  M.8t  A,     Im  öbngon  bestätigt  die  Konseestoosur künde  die  J 
Hchiffer  im  Ben i tu  der  Führten,  wie  ßie  seither  ^eiibt  wurden. 

^  Herman«  AdrefNbuch  1828  (S.  37,  3b)  mebt  noch  3o  Namen ;  v^L 
damit  Namenliate  in  Sehiffahrtaakten  1818  der  M.St.A.  und  in  Klftg^clinfi 
Obert« -DolleBehalla  vom  14.  Juh*  1318  (Denkschrift  der  Diligenc^n- 
Kchiffer  H.   14) 

*  DfirHelbe  war  genau  nach  Vorschrift  de»  §  33  der  Solmsiaclien 
Verordnuni^  zusammcDf^esetzt.  Die  Namen  der  Mitglieder  dcAaelben  für 
1823  bei  iierman  a.  a.  0. 

*  Die  A Spirant rmliöte  1823  nennt  8  Namen;  vgL  Hermaiit  Adrefs- 
buch  182;i  S.  39.  Über  die  Aufnah mebedingiineen  vgL  noch  Beriebt  der 
Mainzer  Bürgermeisterei  vom  26.  Oktober  1818  in  ScHiffahrtsakten  I81i 
M.8t.A. 

"  L)a.H  Mainzer  Archiv  bewahrt  das  Protokolibuch  des  Verwaltimg»- 
nit*i  der  Diligencensehiffer  (einen  stattlichen  Band  in  Folioj,  das  «i»- 
fiShrlich  ober  die  Versiimmluugen  des  VereiuB  vom  19.  Mai  1825  bit 
27,  Mai  IK^Jl  berichtet  und  wertvolle  Aufschlüsse  über  OrgattifUttion, 
Verwaltung  und  rTeschiiftsbetrieb  der  Unternehmung  giebt. 
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durfte,  war  man  anscheinend  j^anz  zufrieden,  Jft,  es  wurde 
voü  einsichtigen  Personen '  wiederholt  bedauert,  dafs  blofö  die 
^eine  reguläre  Fahrt  zwischen  Mainz  und  Köln''  eingerichtet 
Bei ;  „sehr  leicht  könnte  dieselbe  zu  nicht  geringem  Vorteil 
der  den  Rhein  begrenzenden  <  Ortschaften  einerseits  von  Mainz 
bis  Mannheim  und  8peier»  andererseits  von  Köln  bis  Nim- 
wegen  und  Arnheim  ausgedehnt  werden.*^  Beeoiiders  wichtig 
würden  solche  Anstalten  zugleich  für  den  Transport  der  so- 
genannten Geschwindgüter  gewesen  sein ,  welche  dem  Ver- 
tierben leicht  ausgesetzt  sind. 

Weniger  einverstanden  wie  die  Mt^hrzahl  der  Kaufleute 
waren  die  Mainzer  Spediteure  mit  der  Anstalt*  Diese  wurdea 
ungehalten,  weil  der  Geschäftsführer  Kupprecht  sich  gelegent- 
lich auch  mit  Spedition  von  Gütern  abgab.  Sie  brachten  ea 
dahin .  dafs  ihm  gleich  den  Marktschiffern  durch  die 
Provlnziah'egierung  am  27-  April  1824^  aufgegeben  wurde, 
künftTg  entweder  auf  die  Geschäftsführung  oder  die  Spedition 
SU  verzicliteni  da  sieh  beide  nicht  in  einer  Person  vereinigen 
liefsetL  Der  Entscheid  gründete  »ich  auf  Artikel  77,  85  dea 
geltenden  Code  de  commerce»  der  den  Conrtiers,  den  Be- 
stattern ^  Mäklern,  den  Handel  für  eigene  Rechnung  untersage* 
l>ieser  Satz  sei  auch  auf  den  GeachJiftsführer  der  Wasser- 
diligencen  anzuwenden ,  da  der  Kaufmann  oder  Spediteur, 
der  sich  wegen  seiner  Versendungen  an  ihn  wende  und  dadurch 
enötigt  sei,  ihm  seine  kommerziellen  Verbindungen  zu  ent- 
ecken,  durch  den  Mifsbrauch  jener  Stellung  zu  eigenen 
Handels-  und  Speditionsgeschäften  wesentlichen  Nachteil  er- 
leide und  so  das  Vertrauen  in  die  ganze  Anstalt  gemindert 
werde. 

Rupp recht  nahm  aber  statt  der  Option  Rekurs  an  das 
hessische  Ministerium,  das  an»  14,  September*  seiner  Unter- 
behördo  zwar  in  einigen  Punkten  Recht  gab,  aber  doch  die 
Anwiclit  äufserte»  dafs  die  Bestimmung  des  genannten 
Artikels  85  «ich  nicht  ohne  weiteres  vom  Courtier  auf  den 
Oeschäftsführer  der  Wasserdiligencen  anwenden  lasse,  der 
nach  rbin  beschränkenden  Normen  der  Rheioschiftahrtsgesetze 
und  der  P*ilizeiverordnung  von  1815  an  Übervorteilung  anderer 
gehindert  sei;  vor  der  endgültigen  Entscheidung  sei  daher 
festzustellen,  ob  zur  französischen  Zeit  Obert  und  Dolleschall 
«*ben!alls  Speditionsgeschäfte  getrieben  hätten,  ob,  wie  Rupprecht 
behaupte,  die  von  ihm  selbst  abgefertigten  Güter  wirklich  erst 
durch  ihn  an  die  Wasserdiligencen  gekommen  seien  und  ohne 
ihn  wieder   den  Landtransport  wählen  würden?     Die  Mainzer 


>  Herrn  an,  bei  Nau,  Beiträge  III  S.  15;  Ookliart,  Ge^etzgehimg 
Seite  286. 

«  Vgl  Schiffahrtsakten  1824  M.StA. 
»  A.  a,  O. 
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Bürgi/rmeirtterei  \  die  mit  Ermittelung  dieser  Thatsachen  be* 
traut  wurde,  mulste  die  erste  Frage  unbedingt  bejahen  xmi 
weiterhin  zugeben,  dafa  die  Menge  der  durch  Rupprecht  ver* 
fraditettm  und  durch  ihn  spedierten  Güter  sieh  allerdinga  seil 
1812^1814  sehr  vermehrt  haboy  woran  Dameutlich  Ladungen 
für  Frankfurter  Hand^^-kleute  beteiligt  seien,  dafa  ee  aber 
fraglieh  tici,  ob  letztere  sieh  mit  den  Versendungen  der 
Mainzer  Kaufleute  begnügen  würden  oder  nicht  lieber^  falk 
man  ilinen  Schwierigkeiten  mache,  statt  der  Jachten  und 
Marktsclyffß  den  Landweg  wühlten* 

Im  Laufe  der  Verhandlungen  wandelte  sich  immer  mehr 
das  Thema  der  Beweisfrage,  »o  dafs  es  sich  sehliefolich  gar 
niclit  mehr  darum  handelte ,  künftig  dem  Rupprecht  die 
Spedition  überhaupt ,  sondern  nur  die  Überschreitung  einiM 
gewissen  Umfangs  dieses  Betriebes  zu  verbieten,  AU  schli  N 
lieh  die  Provinz! alregierung  beantragte,  die  Guterverfrachtuc:: 
der  Diligeneen  vollkommen  zu  beschränken,  machte  <i.t> 
hessische  Ministerium  veraünftigerweise  dem  Streit  ein  Ende% 
indem  es  entschied,  betreffend  des  Gewichtes  der  einiselnPD 
Kollis  und  der  ganzen  Güterladungen  sei  keine  Norm  aufzu- 
stellen, da  darüber  keine  Besehwerden  eingelaufen  seien,  waa 
aber  die  Abfertigung  von  Waren  durch  Rupprecht  anlantj^e, 
80  könnten  durch  seine  Übernahme  von  2—3000  Ctr.  jahrlich 
die  30—40  Mainzer  Spediteure,  durch  deren  Hände  mehrere 
hunderttausend  Centner  liefen  ^  nicht  ernstlich  geschädigt j 
werden,  zumal  es  sich  um  Artikel  handle,  die  meist  er 
durch  jenen  auf  den  Wasserweg  gezogen  worden  seien» 
lange  er  also  keinen  Mifsbrauch  treibe,  solle  man  ihn  rukig] 
gewähren  lassen  und  nur  darauf  achten,  dafs  er  die  von  ihml 
spedierten  Güter  nicht  vor  anderen  vorzugsweise  mit  deii| 
Jachten  befördere. 

Damit  war  dieser  Uistige  Streit  zunächst  wenigstens   enl 
schieden.     Die  höhere  Behörde   hatte,    wie    auch  sonst  öfter 
den    weiteren  Blick    bei  Beurteilung   der   einschlagenden  Ver 
hältnisse  gezeigt.    Weiter  hören  wir  in  diesem  Zeitraum  wen)|i 
über  die  Verfrachtung  von  Einzeldingen  durch  die  Diligeneen 
Nur  einmal  wurde  die  Frage  erörtert,    ob  es  nicht  gegen  da 
Postregal    verstofse ,    wenn  jene   die  Betbrderung  der  Diensl 
korrespondenÄ  der  Rhein  seh  iftahrtsverwaltungsbehörden    Uber*^ 
nähmen,     die     auf    Grund     einer    Ministerialvert\igung    vom 
3.  Dezember  1811  dahin  erledigt  wui'de**,    dal's   die  Mitnahme 
von  Schreiben    für   die  RheinscJbiffahrtscentralkommisöion   und 
die  provisorische  Verwaltungskommission  gestattet  werde^   eo- 

*  Vgl  B triebt  vom  10.  Dezemb«^r  1824  a,  a,  O, 
-  Entscheid  vom  ^>.  A]>nl  1825  iti  Seliiffuhrtsakten  1825  und  die  vorhc 
gehemirii  Vf"rhiiD(lliiii|if«^n  daselbst« 

^  Besieh  lufa  der  hoss.  l'roviuzialregiening  vom  26.  Kovembef 

in  Rliein^ebiffiihrtSÄkte»  1822  M.StA. 


xvm  5. 


179 


bald  jene  Korrespondenzen  durch  Amtsaiegel  als  solche  äufser- 
lich  erkennbar  seien. 

Einen  ungefähren  Begriff  von  der  Teilnahme  des  Jaclit- 
schiffervereinö  an  dem  gesamten  Güterzug  auf  dem  Mittelrboin 
gewähn^n  die  statistiejchen  Feststellungen,  die  Herman  für  die 
Jalire  1821,  1823,  1824  machte,  Sie  geben  ehie  Vorstellnng 
von  dem  Verlialtnis  der  durch  die  Wasserdiligencen  beförderten 
Waren  zur  ganzen  Gütermasse,  die  die  betreftendi'  Strecke 
passiertet  Es  gingen  von  Mainz  ab  nach  Kohi  und  den 
Zwischenhäfen 


In  rlon  Jahren 


Davon  durch  die  WaÄser- 

diHgencen 

Ctr. 


1824 


598  731 
445  711 
417  870 


14  274 
K3  27R 
13  202 


Es    kamen   zu   Mainz   an    von    Köln    und  den   Zwisehen- 


häien 


ItiEtgesamt 
Ctr. 


Davon  durch  die  Wasspr- 
diltg«*nc4Mi 
Ctr. 


758  968 
813278 
671098 


11S14 

12  220 

13  302 


Über  die  Zahl  der  von  den  Jachten  beförderten  Personen 
fehlt  leider  jede  Angabe.  Dagegen  öind  die  Einnahmen  be- 
kannte  die  der  Verein  seit  seiner  Gründung  machte-. 

Dieselben  betrugen: 

(Tabellf  siehe  S.   180.) 

Wie  die  Tabelle  zeigt,  waren  die  Einnalinien  von  1814 
bis  1819  stetig  gestiegen,  um  von  da  an  langsam  wieder  zu 
sinken,  so  dafa  sie  1821  nur  noch  82258  fl.  und  1825  gar  nur 
noch  68  733  fl,  betrugen.*  Demnach  fiel  seitdem  auch  wied»^r 
der  Gewinnanteil  der  einzelnen  an  dem  Unternehnien  inter- 
essierten Schiffer,  Während  derselbe  1818  die  verhältnis- 
mäfsig  hohe  Summe  von  930  fl,  erreichte,  betrug  er  1819  nur 
763  fl.   1820  662  fl.;  1821  012  fl.;  1822:  572  fl.;  1823  401  fl.; 


■  Die  Zahk^n   Bind  zusammengestellt  aus  den  Angaben  Herrn  ans 

bei  Nau,  Beitrage  HI  ö.  17,  93c,   95e  imd  Adrer8b»ic1i  1827  S.  77,  79. 


•  Vgl.  die  Äiigahen  bei  Ni 
Tabelle  entnommen  ist. 


U 


u  a.  SL  O.  8.  16,  doueii  die  beifolpenüe 


12- 


Ertrag 

dei 

*  DiligeDcenfahrten  1814— 182L 

j 

J*Lre 

Einnahmen 

Ausgaben 

Reiner 
Ertrag 

GcBdiftlls- 

fnlirTing 

Bc«t  ' 

fl.         kr. 

fl.         kr. 

fl.       1  kr. 

fl.        1  kr. 

t!        \t 

1814 

44  106 

52 

•^5  177 

24 

18929 

28 

3528    1  ?^i  \ 

ihj^mm 

1815 

72  105 

27 

43  578 

31 

28526 

56 

5  768       26 

2-2mM 

1816 

m  077 

56 

52H:iH 

m 

33244 

20 

6886       14 

26« 

^ 

1817 

%  095 

M 

54  352 

21 

41743  : 

13 

7  687    1  ^9 

S4  05d 

1 

181h 

106  M78 

02 

♦J4  298 

41 

42  579 

21 

8176    1  37 

^402 

« 

IHH* 

94  107 

53 

59  0:i4 

46 

35078 

07 

7  021      50 

280»! 

10 

1820 

H2  459 

:^l 

52096 

06 

30363 

25 

6114       IS 

24  d^ 

«7 

1821 

8225B 

49 

532a5 

10 

28973 

39 

6 105    1  40 

22867 

» 

Jahro 

Beitrag  zur  Unter- 

Verteilung  an  die 

Angabe  äeaeen^ 
wa«  jeder  erbaltai 

etützungskasse 

Sehiffei 

bat 

fl.           1    kr. 

fl. 

kr. 

fl.          1  ksl 

1814 

13  075 

22 

406 

35 

1815 

1188 

55 

21  569 

35 

617 

02 

1816 

1317 

54 

25  040 

12 

698 

^^  . 

1817 

1 702            it; 

H2  :i52 

48 

8^ 

3  fl 

1818 

908             00 

33494 

38 

918          I 

4  1 

1819 

467 

30 

27588 

40 

766 

isl 

1820 

404 

09 

23844 

58 

604 

IfV 

1821 

S81 

08 

22486 

51 

627 

55« 

1826  288  fl.'.      Die  Dividende 

also  um  mehr  als  zwei  Drittel 
Kinn  all men  wird  von  Seliirges^ 
von  Eilwagen    xiirückgefihrt, 
liefen 
•     der 


hatte  sieh  innerhalb  7  Jahren 
vermindert.  Die  Abnahme  der_ 
hauptaäehlieh  auf  die  flrrtehtun| 
die  längs  der  beiden  Rheinufei 
und  sich  bald  immer  gröfserer  Beliebtheit  erfreuten» 
Bie  fier  Wusserpost  un  SehnelHgköit  überlegen  waren.  Du 
sie  wtirden  die  ({eisenden,  von  denen,  wie  eine  Vergleichu 
des  Tarifs  mit  den  Einnahmesummen  ergJebt,  mehrere  Tausei 
im  Jahr  die  Diligenccn  l^enutÄt  hatten,  immer  mehr  von  die») 
abgezogen  und  damit  deren  Ertragsfähigkeit  allmähltch  in 
Frage  gestellt.  Immerhin  konnte  dte  Diligencenanstalt  noch 
bestehen,  bis  ihr  die  Einführung  der  Dampfsehiffahrt  jede 
ExistenzmOgliehkeit  verniehtete. 


'  Vgl.  Beriebt  ili*r  Mainzer  Handelskammer  vom  27.  Dezerahex 
A.  d.  M/JJ.K.  I  3732,     Die   hier  gegebenen  Zahlen  stimmen  mit  dm_ 
MerniaTiR  hA  Nau  (vgL  Tabelle)  nicht  genau,   aber   doch  im  wescnt 
Hcheai  überein. 

•  HehirgeSt  der  Kbein   S*  73.     Die  sonstigen  Angaben    über 
VVaftserdiiigencen  am  glejehen  Orte  sind  »um  Teil  irretiihrend  und 
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Üer  wirtaeliaftliehe  Rückgang  omclite  sich  seit  1824  durch 
tnanuherlei  Anzeichen  bemerkbar.  Kleinlicher  Konkurrenzneid, 
der  meist  der  eigenen  beschränkten  Oescliäftälage  entsprang, 
wurde  gegen  Angehdrige  verwandter  Eru^erbszvveige  aus- 
gespielt.  Sciion  1824 '  mufa  die  Mainzer  Fnivinzialregierung 
zur  Schlichtung  der  aufgebrochenen  Streitigkeiten  zwischerj 
Jachtschiffern  und  Nächlern  einspringen  und  erklären,  dafs 
sich  das  Monopol  des  Vereins  nur  auf  alle  regelmälsigen,  d.  li. 
nach  festgesetzten  Tagen  und  Stunden  zwischen  Mainz  und 
Köln  verkehrenden,  siiwie  die  aiifÄerordendicIien  Fahrten  mit 
Jachten  erstrecke,  dafis  dagegen  alle  ungeregelten  Nachen - 
fahrten  mit  Reisenden  und  ihreai  Gepäck  für  Kleinschifter  frei- 
gegeben seien. 

Ais  dann  die  ersten  Dampfschiffe  sich  auf  dem  Klieine 
»oigten*,  trat  die  Angst  vor  Zurückdrängung  im  Erwerb  noeli 
viel  schärfer  zu  Tage.  In  einem  ausfuhrlichen  Memorial®  wenden 
sich  die  Vereinler  an  die  hessische  Regierung  und  bitten^  ein 
Unternehmen  nicht  zu  gestatten  j  welches  zu  kostspielig  sei, 
das  nur  von  egoistischen  Spekulanten  betrieben  werde,  ihnen 
ihr  Brot  nehme  u.  s.  w.  üafs  ihre  „mehr  das  Gepräge  der 
Leidenschaft  als  der  Vernunft  tragende  Vorstellung"*  den  Lauf 
des  Fortschritts  nicht  aufhalten  konnte^  war  klar.  Die  Jacht- 
fichiffer  hatten  zwar  seither  geleistet,  was  man  von  ihnen  ge- 
rechterweise verlangen  konnte,  aber,  wie  die  Mainzer  Handels- 
kammer in  einem  diesbeztiglichen  Gutachten^  richtig  bemerkte, 
wenn  sich  bessere  und  angenehmere  Mittel  zum  Fahren  dar- 
boten^  wäre  es  unbillig  gewesen,  das  reisende  Publikum  deren 
zu  berauben,  ^Sind  denn  die  Reisenden  der  Schiffleute  oder 
die  Schiff leute  der  Reisenden  wegen  da?**  „Nichts  ist  billiger, 
nichts  ist  vernünftiger,  als  die  Dampfboote  mit  den  Wasser- 
diltgencen  zugleich  fahren  zu  lassen;  dem  Reisenden  steht  es 
dann  frei,  jenes  Schiff  zu  wählen,  das  ihm  am  besten  geflint^ 
und  wenn  die  Jachtschiffer,  ivie  sie  behaupten,    alle  Wünsche 


^  Vgl,  ErlafB  vom  24,  Auguat  1H24,  der  t^ich  auf  arL  1  und  2  deü 
HeglemcntR  vom  4  Mesi^idor  Ali  und  §  34  der  provisooscli  bt^stätigten 
Ordnung  von  1815  ßtötzt.  ADcesiebtii  der  Verhältniäae  „sollt*  inan  di** 
seither  naehen fahrenden  Schiner  in  AtiBÜbung  ihreM  Berufe  nlclit  zu 
Ounsten  einer  profsenteils  aus  Auslündrrn  iH'ftteliPnden  Korporation 
schädigen*'.  ErUr»  noch  des  öfteren  wiederholt.  Vgl,  Rbeinschiffahrti*- 
akten  1H2j<  M.St.A. 

'  Ober  die  Stellnngnabme  des  Jacht^^obifforveivins  zur  Kiuführuni^ 
der  Dampf«!  biffabrt  auf  dem  Mittolrhein  vgl.  die  aunfubrlioben  Beriehte 
im  „ProtokoUbnch  der  l»ilif:encenachifff*r"  §§  447,  4.5^v 

*  Memririal  von  »weiten  des  Verwaltung  tratst  den  Jiiclit:*clnffervereiiia 
in  dem  Grofsherzo^tum  Hessen  und  in  dt^m  i\*}T7.ogimn  Xa^*!*an  b insicht- 
lich der  Dampfschiffahrt  auf  dem  Hhrin  (A,  d.  M.  II.K.J 

*  Gntaebten  vorn  8.  Dezember  1825  in  A.  d.  M,  H.K.  $  :^724.  Ab- 
druck in  Üandelskammerfefttschrift  S.  130—182.  V^i  noch  Schreiben 
der  Provinzialregiening  vom  26.  und  31.  Oktober  IH25,  in  denen  die 
Handelslyunmer  zu  Gutachten  aufgefordert  wird  (A.  d.  M.  H.K.  §  .'t724)w 
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befriedigen,    so    wird    es    ilmen   auch    an    Pasaagieren    nicis 
fehlen/ 

Die  Voraussagungen  der  Jachtschiffer  sind  bezt)glich  dfi 
Dampfer  nicht  eingetroffen.     Dagegen  ging  ihre  eigene  ünle 
nehinuog  ständig  zurück.  Die  neuen  Fahrzeuge,  deren  Betrieb  ii 
immer  weiterem  Mafse  konzessioniert  wurde,  boten  so  vieler!^' 
Vorteile,  dals  es  den  Jaclitßchiffern  schwerer  und  schwerer  ward« 
Passagiere   für    sich    zu    gewinnen.      Bereits    Ende    1825, 
Dionys  Ruppreeht,    dem  eine   Stellung  als   Dampfschif     ^ 
angeboten  war  \  die  riesehHftsführung  abgeben  wollte",  fiel 
dem  Verein    schwei-,    einen    geeigneten  Nachfolger    zu    findf 
weil  die  Stellung  mit  dem  geschmälerten  Einkommen  wenig  hi  _ 
gehrt  wurde.     Als    dann   ein    gewisser  Rifse*   die   behördliche 
Bestätigung  für  das  Amt  erhalten*  und  ein  Probejahr  gedient 
hatte,    da   zögerte    der  Verein  seinerseits  ^    ihn  definitiv  anBU 
stellen,  weil  man  angesit-hta  der  verstärkten  Konkurrenz  dur 
Dampfschiffe   nicht   wufste,    ob  die  bisherige  Anstalt  besteh« 
und  einen  Gesehäftsflihrer  weiter  honorieren  könne.     Es  wurdj 
daher   ein    weiteres  Probejahr   vereinbart '^,   nach  dessen  Vf 
laufe  Rifse  ausschied,    da  es  zwischen  ihm  und  den  Sei 
zu    Streitigkeiten    wegen    Auszahlung    der    Löhne    gekoi 
war  '^.    An  seine  Stelle  trat  zu  Anfang  1828  der  seitherige  Wa 
gliterbestätter  Friedrieh  Dumont,  dessen  Wahl '  die  Provinxia 
regierung  zun?tehst  nicht  bestätigen  wollte*,  da  sie  behauptet^ 
die  Vereinigung    beider  Berufe    sei    untbunlich.     Erst    als   dS 
Bürgermeisterei  seine  Annahme  empfab^^  weil  die  Einnahme 
des  Geschäftsführers  der  Diligencen  so  gering  geworden  seien, 


*  Er  wird  noch  l^'Si  m  einem  Ver;^i?ichiii8  der  zu  Mauu  woL 
den  SchifFer  vom  11.  Mi\rz  IS'6^  alB  Dampfscbiffisagent  aufgeführt.  (A 
über  Handel  und  A'erkehrswesieD  M.St.A.) 

'•*  Hiipprecht    si'hied    friedlich    imd    führte    nach    seiner    offizielle 
Elnt!asi<uiig    mir^hilfa weise  die  GeaeliSfte   noch  Im  zum  1.  Februar 
Die    interesaanteii    Einzelheiten    über    die    nach    §    9    der    Vero; 
von    1815  vorgreuommene    Neuwahl    seines    Nachfolger«   finden    l 
Schiffahrtsakten  1826    (Fase,   Markt   und  PoHtschiffe)  M.StA.    Übi 
Ausscheiden  Rvipprechts  vgl.  noch  Protokollbncli  der  DiligenceiiAchi: 
8  443  C,  448. 

*  Der  Name  wird  ftucli  Riese,  Riahe  etc.  eeschriebeji. 

*  Sebreihen   der    Bilr/^ermeisterei   vom    18.  Februar   1826  ft,   au 
Über  Rif«e«  Geftehftftsföbrinig  vgl,  Protokoll  buch  §  445, 

*  Gecehmigimg  desselben  dtircbProvinzialregiemng  am  16,MJÜ7  l 
in  RbeinHrbiffarrmkten  1H*27  (Fase.  Jacht-  uod  MarktscbifFe)  M.St.A, 

*  Vgl.  nameullich  Schreiben  vom  26.  November  1826,   211  Januar 
1827  a.  a.  (>.;  Protokollbuch  J?§  512,   513,  5:32.  565^567  (165—167).    M 
587  ändert  um  ProtokoUhueh  die  Nnmnicm,   indem  es  von  da  an  »tal 
538,  :jm  ff.  mit  i:i8,  lt¥J  ff   weiter  zählt.     Ef*  sind  daher,  um  dad  Ni 
»ebbigen  zu  erleichtern,  beide»  Ziffern  uebeöeinander  genaunt 

^  Vgl  Protokollbucb  §  541  (Uli 

^  Verl.   auefuhrliche  Verb  and  hin  gen    in    RheiiiBcbtffahrtsakteii    199B 
M.St.A. 

"  Schreiben  der  Bfirgermeisrcrei  vom  29.  Februar  1828 
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dafs  sie  allein  einen  Mann  nicht  mehr  ernährten,  und  eine  Neu- 
wahl vom  7*  März  dasselbe  Resultal;  wie  die  vorhergegaogene  vom 
IL  Januar  zeigte,  gab  die  Kegierungsbehörde  die  erbetene 
Ocnehmigiing^ ,  hielt  jedoch  an  der  Bei^tioimung  fest,  dafs 
iJuiüOiit  künftig  sich  der  Hpeditronsgeschäfte  enthalten  mtiöse» 

Inzwiaeiien  war  die  Benutzung  der  Diligencenfahrten  so 
»unlekgegangen ,  dafs  der  Verein  Bieh  zu  einer  bedeutenden 
Einschränkung  den  Betriebs  genötigt  sah.  Er  war  gegen  Aus- 
gang des  Jahres  1827^  bei  der  Centralkommission  und  dem 
hessischen  Ministerium  um  die  Erlaubnis  eingekomraen ,  die 
Zahl  der  Fahrten  während  der  \^lntermonate  von  S  auf  2 
herabsetzen  zu  dürfen.  Als  schlief&lich  die  Anstalt  immer 
weniger  Ziisprueli  fand,  versuchte  man  es  1829^  mit  dem 
letzten  Mittel,  der  PrcisermilfHigung.  Man  wollte  künftig  auf 
die  Erhebung  des  besonders  festgesetzten  Trinkgeldes  ver* 
Richten,  dieses  vielmehr  in  die  Preise  einbeziehen,  ohne  dafo 
ßolclie  gegenüber  der  seitherigen  Taxe  erhöht  würden.  Damit 
sollte  den  Heißenden,  abgesehen  v<ui  der  Ersparung,  eine  un- 
nötige Belästigung  abgenommen  werden*. 

Mit  aolchen  Hilfen  konnte  der  Ruin  der  Unternehmung 
etwas  verzögert,  aber  für  die  Dauer  nicht  aufgehalten  werden. 
Das  ganze  Elend  der  Jachtschiffer  wnrd  beweglich  in  Gesuchen 
vom  November  1830  geschildert'"',  in  denen  sie  um  Ent- 
schädigung des  durch  Einführung  der  Dam pft>chiffahrt  auf  dem 
Rhein  entstiindenen  Verlustes  bitten**.  Die  Mainzer  Bürger- 
meisterei befürwortete  warm  die  Berticksichtigung  der  Ein- 
gaben^ für  deren  Gewähr  sie  geltend  machte,  dafs  die  Kon- 
zession vom  22.  Dezember  1822  dem  Jachtschifferverein  die 
ausBchliefsliche  Befugnis  zum  Betrieb  der  Fahrten  mit  Reisenden 
auf  dem  Mittelrhein  für  25  Jahre  %^erleihe»  unter  der  einzigen  Be- 
dingung, dafs  die  allgemeinen  Rheinschiffahrtsverhiiltnisse  den 
fortdauernden  Bestand  der  Anstalt  bis  dahin  zulassen  würde. 
Da  eine  Änderung  bis  jetzt  nicht  eingetreten  sei,  vielmehr  die 


*  Schreiben  vom  2L  April  1828  a,  a.  O. 

«  Vgl.  Gesuch  vam  27,  Dczfiraber  1827  in  RheiiischirtTahrtsiikten  1828 
M,8tA.-  Pmtokoübutli  ?J  530. 

»  ßesdiliifs  vom  24.  April  1829  in  RhriiiHi^nüiihrt.sukten  1829 
M.8t.A.     Vgl.  auch  ProtokoUbndi  SSS  M7  (147),  ,54^  (148),  579  (179). 

*  Die  l*reiöe  aollteti  küuftip  bf^iftpi  eis  weise  «wiechen  Mftinz  und 
Köln  ein^i-Wliefelifh  Trinkgeld  4  H.  HO  Kr.,  M&ins  und  Koblenz  2  ü.  45  Kr. 
bf tragen  a,  «.  O,  Audi  erluplten  »eit  1827  die  Sdiiffer  für  ihn' Fahrten 
vom  Verein  ein  Fünft *_'l  an  Reisegeld  weniger  t\h  früher.  VgK  Sdireiben 
vom  26.  April   IKHI  iu   RheinBcliiffahrtsakteii  1831  M.St.A. 

»  Vgl  Rheinachiffahrtsakten  ls:31  M.SlA. 

*  Scrion  gleich  z«  Hnginn  der  Einführung  von  Dampfadiiffen  waren 
Verhandlungen  über  Eutddiridigung  des  Jachtenvereinn  gepflogen  worden. 
Vgl.  V«Tlmndlungen  vom  Jahre  1826,  1827,  bes.  Schreiben  der  Burgher- 
rn festere  i  vom  7.  April  1826,  28.  November  1827,  Anfrage  der  Pro\nnzial- 
regiernng  vom  18.  März  1826  in  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen 
(Dampfschiffahrt)  127. 
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Octrofkonvention  noch  in  allen  Slüeken  Geltung  habe,  bestehe 
auch  das  Monopol  noch  zu  Recht,  in  das  jedoch  die  aus  höheren 
Rücksichten  verliehene  Dampfachiffahrtükonzession  bedeutend 
ein  sc!  melde.  Es  empfehle  sieh  daher,  den  Schiffern  eine  Ent- 
schädigung zu  bewilligen,  deren  Höhe  sieh  nach  dem  erlittenen 
Verluste  richten  müsse,  der  auf  über  12000  fl,  jährlich  be- 
rechnet war^  Da  sich  aber  das  Monopol  nur  auf  die  Thal- 
reisen  erstrecke,  für  die  Bergfahrten  durch  die  preufsisdie  Re^ 
gierung  keine  Bewilligungen  gemacht  seien^  brauche  man  aach 
nur  für  die  Hälfte  des  Schadens,  also  6—7000  fl.  für  jedes  der 
Jahre  1827,  1828,  1829  aufzukommen.  In  Wirklichkeit 
ßcheiuen  jedoch  die  Gesuchs  teil  er  überhaupt  nichts  erhalten  yu 
haben  ^. 

Seit  1830  geht  es  denn  auch  erschreckend  schnell  mit  dem 
Jachtschifferverein  bergab.  Der  kärgliche  Verdienst,  von  dem  die 
Fahrzeuge  unterhalten,  womöglich  die  Zinsen  des  zu  ihrer  An- 
schaffung verwendeten  Kapitals  bestritten  werden  sollten,  reichte 
kaum  noch  zur  Anschaffung  der  nötigsten  Lebensbedürfnisse. 
Immer  weniger  Mitglieder  meldeten  sich  zur  Fahrt.  Die  ur- 
sprüngliche Zahl  von  35  war  bereits  1830  auf  16  gesunken 
von  10  Jachtenbesitxern,  die  in  Mainz  wohnten,  war  nur  noc* 
ein  einziger  im  Dienst  geblieben.  Als  laut  Ankündigung  der 
Mainzer  Zeitung  vom  25.  April  1831  die  Diligencenfahrten  nach 
der  Wintersruhe  unter  der  Geschäftsführung  eines  gewissen 
Büttner^  aus  Bingen  wieder  aufgenommen  werden  sollten^ 
waren  gar  nur  noch  10  Schiffer  zur  Mitarbeit  bereit*.  Die 
anderen  traten  freiwillig  zurück,  weil  sie  nichts  mehr  zuzusetzen 
hatten,  weil  sie  zum  Teil,  durch  die  Not  bezwungen,  ihre 
Jachten  veräufsero  mufsten. 

Der  Jachtschifferverein  wäre  verloren  gewesen,  selbst  weoii 
die  Kheinschiftalirtsakte  all  derartigen  Korporationen  kein 
Ende  bereitet  hätte.  Wenn  auch  manche  der  alten  Diligencen 
in  den  folgenden  Jahren  noch  zu  einzelnen  Fahrten  benutzt 
wurden  ^  so  waren  doch  die  meisten  ihrer  ehemaligen  Besitxcr 
brotlos  geworden.  Soweit  sie  nicht  wegstarhen,  mufsten  sie 
als  Taglöhner  und  Schiffszieher  kümmerlich  ihr  Dasein  fristen. 


km 


*  Nähere  Bere<;bniineeii  in  dem  citierteD  Schreiben*  I 
^  Der  Erlafa  der  Bhemacliiffahrtsakte  von  1831,,  di*^  mit  allen  über- 

kmnmenpn  Monopolien  gründiick  üufräumte,  machte  auch  den  Verhand- 
lungen ober  diese  Entschädigungsansprüche  ein  Ende.    Ahnlich  ging  t» 
auch  an  anderen  Orten.  Vgl.  die  ropoltatloscn  Verhandhitigen  über  die  Ent- 
8chädigungsaii>*m'öt*he  der  kuruiürkiächeu  Eibschi  ff ereilde  bei  Toeche-« 
Mittler»  Frietirieb- Wilhelme-Kanal  und  Berlin-Hamburger  Flafaschiff-j 
fahrt  a  142,  143.  1 

"  DersMdhe  wurde  am  13.  August  1881  ui  scineai  Ditmste  hesljltigt; 
Rheinschiffahrtsakten  1881  M.StA. 

*  Eheinschiffahrtsakten  1831  a.  a.  CK 

^  Nach    8c hirge^i  (Hhein    S,  78)  konnte   man   sie  noch  im  Jfthre 
1857  an  den  Markttagen  zu  Mainz  unterhalb  der  Brücke  landen  »eben* 
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Der  erste  Versuch  einer  Grofsunternehraung  für  Personen- 
schiffahrt war  gescheitert,  nicht  an  den  mehr  änfseren  Kämpleti 
um  Monopole  und  Bannrechte,  nicht  an  innerer  Zersetzung, 
sondern  an  den  Fortscliritten  der  Technik,  die  den  BeteiUgten 
fremd  bliebj  und  mit  deren  Hilfe  daher  andere  sie  vollkommen 
tiberflügeln  konnten.  Fast  mitleidig  liest  man  den  Bericht 
über  die  Sitzung  des  Verwaltungsrata  der  JachtschiÖcrver- 
einigung  vom  25.  März  1828*,  in  der  über  das  Anerbieten 
eines  gewissen  Wilhelm  Braun  p  mittelst  einer  „mechanischen 
Maschine  die  Fahrzeuge  zu  Berg  und  Thal  zu  treiben" ,  ver- 
handelt wurde.  Wenn  die  Gesellschafter  sich  wegen  der 
Kostenfrage  schon  nicht  entschliefsen  konnten,  einen  derartigen 
Versuch  zu  wagen,  so  konnten  und  wollten  sie  sich  erst  recht 
nicht  hei  Beschaftung  der  teuren  Dampfschiffe  beteiligen.  Ihre 
Einführung  blieb  dem  Wagemut  des  kapitalkräftigeren  Kauf- 
mannsstandes vorbehalten,  der  freilich  dann  auch  aus  ihnen  in 
erster  Linie  Nutzen  zog. 


*  Protokollbuch  §  546  (146).  Über  die  Einrichttuig  der  botr*  Masdiiiie 
wird  nichts  näherem  berichtet ;  nur  steht  fest,  dafa  ihr  „Räderwerk  durch 
Kneehte  gedrf*ht  wcrd»^n  sollte**. 


Die  Technik  der  Rheinbefahrung 
)iiin  des  XIX,  Jahrhunderts  und  die  Anfänge  der 
Dampfschilfahrt 


Die  Technik  der  Ftufsbefahrung  ist  vom  Altertum  bis  eut 
Neuzeit  fast  dieselbe  geblieben.  Aufbau  und  Fortbeweg^iuig 
der  Fahrzeuge  haben  sich  am  Rhein  durch  Jahrhunderte  nur 
wenig  geändert.  Man  kannte  in  seinem  Stromgebiet  zu  An- 
fang des  19.  Siikulmns  weit  über  20  Typen  von  Schiffs* 
gefäfsen,  die  im  einzelnen  verschieden  waren,  in  ihrer  Gesamt' 
konstruktion  aber  die  gleichen  Grundeigenschaften  aufwiesen^ 

Am  Niederrhein  waren  die  schweren  holländischen  Fahr- 
zeuge im  Gebrauch,  di^  Rotterdamer,  Amöterdamer  oder 
^Samoureusen**  und  andere,  die  in  ihrer  Bauart  den  Seeschiffen 
glichen^  nur  dafs  sie,  anstatt  des  Kieles  mit  *ivalem  Boden,  wie 
alle  Rheiuschiffe  einen  ganz  glatten  Boden  ohne  Kiel  besafsen. 
Sie  konnten  bis  zu  10000  Centner  laden,  mufsten  sich  aber 
mit  ihrer  Fracht  nach  dem  jeweiligen  Wasserstand  richten* 
Etwas  kleiner  und  mit  kürzerem  Oberbau  versehen  waren  die 
„Aekens**  und  „Bönder^,  dii^  wieder  in  mehrere  Unterklassen, 
Cleviöche,  Düsseldorfer  etc.  zerfielen.  Bei  den  Kohlennachen 
aus  dem  Huhrgebiet,  die  bis  zu  3000  Centner  fassen  konnten, 
war  in  Rücksicht  auf  die  vorgesehene  Ladung  das  eigentliche 
Verdeck  weggelassen.    Die  mittelrheinischen- Schiffe,  die  vom 


*  Eine  genaue  Beschrfibiing  giebt  Herrn  an»  Sammlung  der  (rt- 
satze  S.  523—530;  Adrefsbucli  1830  8.  42  —  52.  Weniger  ausführlich, 
aber  sehr  aoschaiilich  schildert  die  Schiffstjpen,  wie  sie  um  lö09  tan 
Mittelrhein ,. zu  findf'n  waren.  liodmann,  Auimaire  statistique  1809 
8.  7,  8.  Über  Bau  und  Au^nlstung  der  grofsen  hoU&nder  Flc>fi*e  vgl 
MermariT  Sammlmig  der  Uesetze  h,  582  —  537;  und  die  ansprudisloj« 
Abhaiulltiii^^  von  Molir,  die  Flöf&erei  auf  dem  Rhein  8.  8  ff. 

-■  Die  nieder-  und  mittelrlieiniÄehen  Fahrzeuge  dienten  dem  Schiffer 
und  »eioer  Familie  zur  Wohnung.    Herman,  Sammlung  S.  524 
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und  hinten  spitz  heigebogen  waren,    wurden  für  eine  Ladung 

von  1800—3000  Ccntner  eingerichtet,  während  die  ober- 
rheinischen oft  nur  1500  Centner  aufnehmen  konnten.  Neben 
ihnen  fuhren  noch  Fahrzeuge,  die  besonderen  Zwecken  dienten, 
wie  die  elegant  gebauten  Jachten  und  Wasserpostsehiffe  für 
Keiaende  und  ihre  Effekten,  die  eine  geringe  Ladefähigkeit 
(bis  zu  300  Centner)  hatten,  dafiir  aber  ganz  gedeckt  und  mit 
mancherlei  Bequemlichkeiten  ausgestattet  waren.  Die  gewölm- 
lichen  Marktnachen  wurden  mit  von  Segeltuch  überzogenen 
Sprengreifen  gedeckt  Dagegen  ähnelten  die  grofsen  Markt- 
schiffe,  wie  das  Mainz- Frankfurter,  in  ihrem  Bau  vollkommen 
den  oberrheinischen  Schiffen  unrl  waren  wie  diese  mit  Mast 
und  Segel  ausgerüatet.  Auf  den  Nebenflüssen  des  Rheins  be* 
diente  man  sich  wieder  anderer,  dem  jeweiligen  Wasserreich* 
tum  angepafster  Typen.  Bekannt  waren  besonders  die  zum 
Teil  oben  offenen ,  nur  in  der  hintern  stumpf  auslaufenden 
Hefe  mit  einer  kleinen  Kajüte  versehenen  „Main-Neckar-Kaui^ 
mannsgütersehiffe" ,  auch  Spitzer,  Ruder  -  Streichschellige, 
Hurabler  oder  Himbler  genannt,  die  vorn  und  hinten  spitz  zu- 
gebogenen Franken-Schiffe,  die  langen  spitzen  aber  wenig 
breiten  Sieg-  und  Lahnschnecken  und  schÜefslich  die  „Trau- 
l>erten",  ^Kaine"  und  „Bohrnaehen**,  die  äufserst  stark  gebaut 
%varen ,  um  bei  niedrigem  Wasser  über  dem  steinigen  Bett 
der  Mosel  und  der  Saar  weggleiten  zu  können  ^ 

Die  gröfseren  dieser  Fahrzeuge  wurden  meist  auf  den 
Schiffswerften  des  Niederrheins  hergerichtet,  wobei  jedoch 
vielfach  Holz  aus  den  Gegenden  vom  Oberlauf  des  Flusses 
bowie  von  Ahr  und  Sieg  zur  Verwendung  kam.  Weitere 
Werften  befanden  sich  im  Ruhrgebiet,  und  auch  an  einzelnen 
Plätzen  des  Mittelrheins,  namentlich  in  Bonn  waren  geschickte 
Schifföbaumeister  zu  finden^.  Die  Hauptkunst  beim  Schiffbau 
bestiiud  in  der  ersten  Zubereitung,  dem  Richten  und  Zu- 
sammensetzen des  zum  Schiffsrurapf  erforderlichen  Hokes» 


'  Wer  heute  die  maj est äti sehen  Salondampfe r^  die  grofsen  Schlepp- 
züge die  Fluten  des  Rheins  durehsch neiden  sieht,  kann  eich  trotz  aller 
Beschreihnn^en  Tiur  schwer  eine  Vorstellung  von  den  Fahrzengen  bilden, 
die  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  noch  ani^schliefslich  den  Strom  be- 
herrschten. Die  beste  Anschauung  gewähren  die  erhaltenen  Kunst- 
blätter. Kupferstiche,  Holzschnitte  aus  dem  18*  und  li).  Jahrhundert, 
Vorzüglich  sind  die  Abbildungen,  die  der  Sammlung  der  Oesetze  von 
Herrn  an  im  Anhang  beigegeben  sind,  Sie  zeigen  nicht  unr  die  haupt- 
sächlichsten Typen  der  Rheinachiffe  in  Läng»-  und  Quer!*chnitten,  sondern 
geben  auch  ein  trollliehes  Gesamtbild  derselben.  Über  weitere  Ab- 
bildungen vgl.  Eckert,  Mainzer  Schiffe rge werbe  S,  25  Anm.   1, 

■  Vgl,  Herman  ,  Sammhiug  der  Gesetze  S.  526.  In  Mainz  scheint 
im  19.  Jahrhundert  der  Schiftsban  nicht  besonders  eeblöht  zu  hab^n, 
wenn  aueh  die  Akten  von  einzelueti  kleineren  Seh tffn werften  ssu  be- 
richten wis*<en.  (Akten  über  Handel  und  VerkehrsweHen  M.St  A.)  Über 
den  Schiffsbau  am  Main  vgl.  Schanz,  Mainschiflahrt  im  liJ.  Jahr- 
bondert  S.  27* 


Ein  grofees  Rheinächiff  ohne  Ausrtistung  kostete  ungefttlr 
15^20000  fl. ;  wenn  man  den  ganzen  Ausbau  mit  der  Be- 
kleidung und  den  zur  Rheinscbiffabrt  erforderlichen  Schitf- 
und  Fahrgerätächaft  dazu  rechnete,  kam  es  auf  etwa  30000  A^ 
zu  stehen*. 

Die  Rheinsehiffer  waren  mit  Fahrzeugen  aller  Art  reich- 
lich versehen :  eine  ganze  Reihe  von  ihnen  hatten  sogar  mehr 
wie  ein  Boot  in  ihrem  Besitz^, 

Im  Jahre 

1819  wurden  bei  815  Schiffern  1043  Fahrzeuge»  gezählt 

1820  -  -  875  -  1108 

1821  -  -  879  .  1105 

1822  '  -  875  "  1109 

1823  -  -  899  -  1100 

Mehr  als  die  Hälfte  derselben  gehörten  jeweils  zu  den 
Häfen  des  Mittelrheins.  Beispielsweise  stellten  sich  1823  die 
Zahlen  für  die  Plätze  der  ilrei  grofsen  Stromstrecken  dea  kon- 
ventionellen Rheins  wie  fulgt: 

Schiffer        grofse  und  kleiDtf 
und  NäcMer  Fahrzeuge 

In  den  Häfen  des  Oberrheins  133  196 

-  -  -  -      Mittelrheins  574  696 

-  '         -         -     Unterrheins  192  208 


I 

ut 


Zusammen     899  1100 

Auf  den  Nebenflüssen ,  wo  die  Fahrzeuge  mit  geringerer 
Ladefiihigkeit  überwogen,  waren  verhältnismäfsig  noch  mehr 
Schiffe  im  Gebrauch,     Dort  kamen  insgesamt : 

1819  auf  802  Schiffer  1438  Schiffe 

1820  -     875        -        1733 


d 


*  Her  man  a,  a.  O.  8.  528;  Eii;Jihoff,  Analytiacher  Entwurf 
S.  15.  Viel  biUiger  waren  die  kleinerem  oberrbeiniselien  Schiffe,  die 
¥twa  2-3000  fl.  kositeten;  vgl  Eckert,  Mainzer  Schiff erge werbe  8.90. 
Über  den  Taxwert  der  mittelrheinischen  Jachten  vj^L  oben  S»  170. 

'^  Kähere  Angaben  über  die  Eigeutum^verhultnisiie  an  den  Rhcin- 
achiffen  sind  in  den  mir  vorliegenden  Quelten  nicht  gegeben.  Soweit 
sich  aus  den  erhaltenen  Akten  erkennen  und  durch  Umfrage  bei  Nach- 
kommen alter  Scbifferfamilieu  featsteUen  liefs,  scheint  das  Schiffaparten- 
verhältniB,  das  bei  der  deutschen  Seeschiffahrt  «eit  dem  Mittelalter  sehr 
verbreitet  war  (vgh  G.  v.  Below,  (TroMiandler  und  Kleinhändler  im 
deutöehen  Mittelalter,  in  Conrads  Jahrbnchern  für  Nationalökonomie  imd 
Statititik,  H,  Folge  Bd.  20  8.  44»  4h\  wenigstens  am  Mittel-  und  Ober* 
rheiii  nielit  verbreitet  gewesen  zu  nt^m.  Die  Fahrzeuge  gehörten  den 
einzelnen  Schiffern  zu  eigen ,  wenn  »ie  auch  vielfach  mit  geliehenem 
Kapital  angeschafft  waren. 

'  Die  Zahlen  gelten  mir  für  die  Rheinstrecke  von  Basel  bis  znt 
}iollandix*:hen  Grenze,  den  sog,  konventionellen  Rhein,  Vgl,  Sc  birg  es, i 
Rhein&trom  S,  7-5  und  Berieht  der  provii*oriHchen  Verwaltungskommijaion 
iiber  Zui^tand  und  Betrieb  der  Schiffahrt  für  das  Jahr  1823  S,  A4, 
[M.St.A,) 


I 
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1821  auf  914  Schiffer  1889  Schiffe 

1822  -    946        -         1888       - 

1823  -    96a        -         1884 

Das  Verhältnis  der  Beteiligung  der  einzelnen  Nebenflüsse 
wird  aua  nachstehender  Tabelle  ersichtlich '.  Im  Jahre  182iJ 
gab  es  in  den  Hilfen  der 


Nebenflüsse           Scliiffer 

Schiffe 

Neckar                231 

255 

Main                     285 

656 

Lahn                    93 

140 

Saar                      21 

56 

Mosel                 218 

524 

Ruhr                    87 

225 

Lippe                   28 

28 

Zusammen     Ü63 

1Ö84 

Bei  Main  und  Saar  waren  also  auf  jeden  Schiffer  durch - 
schDittlich  etwa  2,  bei  der  Ruhr  sogar  fast  3  Fahrzeuge  zu 
rechnen. 

Die  Geöaintsumme  aller  beoutzljaren  Sehiflsgefllfse  im 
Stroragebiet  des  Rheins  belief  sieh  demnach  1819  auf  2481  ; 
1820:  2841;  1821:  2994;  1822:  2997;  1823:  2984  Fahrzeuge. 
Wenn  auch  bei  all  diesen  Zahlen  die  kleineren  Schiffe  bis  zu 
300  Centner  Ladetkbigkeit  überwogen,  eo  blielj  doch  für  den 
eigentlichen  Warentransport  eine  so  ausreichende  Menge  von 
Schiften  mit  mittlerem  und  grofsem  Rauminhalt  übrig®, 
dafs  Herman  noch  1822  behaupten  konnte,  auf  dem  Rhein  so- 
wohl, als  auf  den  Nebenflüssen  »ei  die  Zahl  der  Fahrzeuge  und 


*  Die  Tabelle  bt  entnommen   den  Aufstellungen  des  Berichta  der 
provisorischen  Verwaltungskommiösion  für  1823  S/B  L    (M.St.ÄJ 

^    Verhältnis  di^r  Ladefähigkeit  zur  Hcliiffszahl  im  Jahre  1821. 


Jahr 


Strom- 
strecken 


Fahr- 

Hchiffer 

»euge 

114 

172 

573 

7U 

192 

219 

879 

ua^ 

1108 

Ladung r^t all igkeit  nnch  Ctrn, 


8 


l  0> 

i  ^ 


JX 


1823 


Oberrhoiii 

Mittelrhein 

Uiiterrhein 

TotjiL  -  .  . 

ToUL  .  .  . 

Über  das  Ver 


5    19    214  33  85   9 

239  1701  8048  29  28 

10   37i  I9il3!l4;29 


I     ' 
254'<>2ß|128l94|78 


66 


lO!  6i  32 
39119  51 
^020  23 

79  45106 


27(j  227  Il8  87l74  67i96|42;  82|89 


.  Icr  Ladt'fähi^^keit  zur  Sehiftszahl  verbreitet 
tiieh  dngeheiidiT  H(>rmau  bei  Nau,  Beiträge  DI  8.  6 — 10,  89 d,  91  e. 
Hier  kann  nur  auf  obeni*tehendf  Tabelle  verwiesen  werden,  die  den  Auf* 
Btellungen  Naus,  Beitrage   IIl  S.  6  entnommen  ist    (Bei  Nau»  An- 


die  Thätigkeit  der  Schifterei  so  bedeutend  ^  ^dafs  bei 
Wendung,  welche  der  Zug  des  Handels  für  die  Zukunft  nehmen 
könnte,  es  an  hinreichenden  MitteUi  zur  Bencbleunigung  der 
WiirentmoBporte  nie  felden  wird  '*". 

Rautinuhalt  und  Ladcftthigkeit  der  Fahrzeuge,  die  wegen 
der  Erhebung  der  Kheinsehiffabrtsgebubren  festgestellt  werden 
mufüten,  wurden  duri-h  Aiehung  ermittelt^.  Die  Theorie  de« 
Aichens  der  Schiffe  beruht  auf  dem  Gesetz  der  Wasserschwere 
und  wurde  mit  Nutzen  angewendet,  um  dm  Quantum  einer 
jeden  Stdiitföladung  von  einem  Deeimeter  Einsenk ung  zu  dem 
andern  für  den  praktischen  Gebrauch  ßchnell  zu  erkennen. 
Ein  Schift^  das  geaicht  und  kubisch  ausgemessen  werden  sollte^ 
mufste  mit  Mannöcbaft  liebst  allen  genau  vorgesehriebonett 
Gerätschaften  versehen  sein  und  verdrängte  dann  so  viel  Wasser - 
schwere  aus  der  horizontalen  Ebene  der  Wasserfläche,  als  ea 
selbst  mit  der  fremden  Last  schwer  war.  Diese  Scbitfti- 
einsenktiDg  wurde  au  den  Aufsenaeiten  genau  angezeigt  und 
hiefs  leere  Einsenkuug,  weil  von  ihr  kein  Öchiftszoll  aufser  der 
Rekognitionsgebühr  zu  erheben  war.  „Sodann  wurde  vai 
dieser  Linie  an  ein  jeder  Deeimeter  Höhe  des  8ehitfskörperi 
bis  zur  höchsten  Ladefähigkeit  kubisch  gemessen  und  aus  der 
Anzahl  Kybikraeter,  die  eine  jede  dieser  Deeimeter- Schicht*^« 
entflieh^  ergab  sich  die  Cenlnerzahl,  die  geladen  sein  murste, 
um  eine  jede  dieser  Deeimeter -Schichten  ins  Wasser  zu 
senken," 

Es  gab  verschiedene  Verfahren^  zur  Aicbung  der  Schiffe,, 
die  bei  den  einzelnen  Rheinzollitmtern  angewendet  wurdea. 
Erst  die  Einrichtung  des  RheinschiÜahrtsoctroi  und  ein  Be* 
scblufs  seiner  Generaldirektion  vom  S.  März  180t)  hatte  eine  ein- 
heitliche Regelung  der  Aiche  begonnen ,  die  dann  durch  Be- 
schlufs  und  W^rordnung  der  Centralkommission  vom  (i,  Februar 
un<l  IL  August  1818  fortgeführt  wurde ^.  Ab  später  die 
Dampf  boote  am  Rhein  in  Gebrauch  kamen  ^  wurde  für  sie 
durch  die  Centralkommission  am  27.  Juli  1825  das  Aich verfahren 
nach  denselben  Grundsätzen  geordnet** 


'im 

I 


eaben  finden  sich  mehrere  Druckfehler,  die  hier  verbesaert  sind«)   Alm«] 
liebe   Tabellen   bei    Nau,   a<  a.   0.  S.  7;   UenuaUf   Adrer^^buco    18901 

Seite  55, 

»  Htrrman  bei  Nao,  Beiträge  IIT  8.  9. 

*  Über  Äicliimg  vgL  Herrn  an,  Sammlung  der  Gesetze  S.  176  biij 
186 j  Adrersbuch  18:35  S.  95-  102;  Nau,  Bcitriige  I  S.  :^54— 362, 

'  Vgl.  „Verfahren  der  kgl.  preöfa lachen  Zollfirater  im  Cleviscb  und 
-Bergischen"     sowie    Verfahren    der    Kölner    Zollämter    bei    HermuDi 
Sammlung  der  Gesetze  S.  187-189;  Nau,  Beiträge  I  8.  854—364;  Wi  tb,l 
Esaai  Mit  le  jaiigeage  dea  buteaux  S.  Vtü— XVIL  I 

*  VgL  Nau,  Beiträge  1  S.  865-368,  395-407;  HerraÄiift,a,Oi 
S.  190-204;  oben  S.  111/ 

^  Vel.  darüber  und  über  die  Aiehung  der  ersten  Dampf  boote  Her* 
,   Adrefsbuch  _183{)  S.  102-106;    With,  Essai  aiir  lo  JHUgeage  de^ 


man 
bateaux 
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Die  Hauptschwierigkeit  lag  für  die  damalige  Rhein- 
idbiffahrt  in  der  schneUen  und  doch  sicheren  Fortbewegung 
der  Fahrzeuge.  Für  sie  kamen  in  ersterLinie  Ruder  und  Segel 
in  Betracht.  Mit  ihnen  waren  die  Schiffe  des  Rheins  und  seiner 
KebenflOsse  wohl  versehend  Die  mittelrheinischen  und 
grOlseren  oberrheinischen  Boote  fUhrten  zu  Thal  ein  Besan- 
Mgel,  das  Fahrsegel  oder  das  Segel  am  grofsen  Mast  und  vom 
»oeh  ein  Focksegel,  zu  Berg  das  Schobersegel,  ein  Toppsegel 
eiber  dem  Scbobersegel  und  das  BesansegeP.  Entsprechend 
waren  auch  die  übrigen  Fahrzeuge  mit  Leinwand  ausgerüstet 
Hinderlich  für  ihre  Verwendung  war,  abgesehen  von  der 
wechselnden  Windstärke,  das  Ge&lle  des  Flusses  und  die  dar- 
aus sich  ergebende  Triebkraft  des  Wassers,  die  Bergfahrten 
liedeatend  erschwerte  und  verlangsamte.  Man  hatte  daher  schon 
frühe  für  letztere  zur  Erhöhung  der  Schnelligkeit  die  Zugkraft 
Ton  Menschen  und  Tieren  in  Anpruch  genommen '.  Die 
Vlahrseuge  wurden  an  lange  Leinen  gehängt,  um  dann  vom 
Lande  aus  durch  Personen  oder,  wo  es  die  Uferbeschaffenheit 
aalieÜB,  durch  Pferde  weitergeschleppt  zu  werden.  Wichtig 
war  filr  diese  Art  der  Beförderung  die  Erhaltung  und  Instand- 
aetaang  der  Leinpfade,  welche  sich  dicht  am  Flufsrande  hin- 
sagen. Wichtiger  noch  die  Möglichkeit,  an  den  einzelnen  Orten 
aeues  Pferdematerial  zum  Zuge  zu  erhalten.  Da  die  Schiffer 
aksh  solches  nicht  selbst  besorgen  konnten,  hatten  sich  in  ver- 
gangenen Jahrhunderten  an  den  einzelnen  Stationen  Fuhr- 
BBiemehmer,  «Leinenreuter",  zusammengethan,   die  gegen  an- 

Kessene  Entlöhnung  zum  Schleppen  der  Schiffe  stromaufwärts 
it  waren. 

Den  charakteristischen  Typus  dieser  Vereinigungen  zeigte 
die  ELarcherzunft  in  Mainz.  Ihr  Verhältnis  zu  den  Schiffleuten 
wurde  am  12.  April  1749  durch  kurfürstliche  „Verordnung 
and  r^ulierte  Gebtthr"  geregelt  \  welche  namentlich  auch  die 
Summe  festsetzte,  die  in  Friedenszeiten  für  ein  taugliches 
Pferd  als  Vorspannlohn  gezahlt  werden  mufste.  Die  Innung 
der  Lauerkarcher^  bestand  seit  alters  aus  44  Mitgliedern,  denen 
Bicht  nur  „licinenreuten  und  Schiffszug^  vorbehalten  'war, 
•ondern   auch   das  Fahren   des  Brennholzes,   wozu  sie  eigene 


^  Über  die  Segelausrüstung  der  einzelnen  Schiffe  vgl.  Herrn  an, 
Sammlung  der  Gesetze  S.  5d0--3d2 ;  Adrefsbuch  1830  S.  53,  54. 

*  Besan  (hoU.)  »  Mast  am  Hinterteil  des  Schiffs ;  Fock  (holl.)  = 
«nteres,  viereckiges  Segel  des  Vorder-  oder  Fockmastes.  Top,  Topp 
(engl.)  =»  Mastbaumspitze. 

*  Vgl.  Eckert,  Mainzer  Schiffergewerbe  S.  28  ff.  die  dort  Citierten. 
«  Vgl  Eckert  a.  a.  O  S.  29  Anm.  5. 

'  Seidenberger,  Zunftkämpfe  in  Mainz  (K.  6.  Bockenheimers 
Festschrift  zur  Gutenbergfeier  in  Mainz  1900  S.  43  Anm.  1)  leitet  die 
Yonilbe  wohl  mit  Recht  von  dem  Verbum  „luwem,  lauem"  ab  —  auf 
Arbeit  und  Verdienst  warten. 


Hfilzkarren  liatteii,  das  Fahren  von  Wein  in  ganzen  8lück- 
ftlBsorn,  zu  welchem  Zwecke  20  von  ihnen  einen  eigenen  Wej 
wagen  beöafsen»  und  schliefslich  das  Fahren  von  Frucht 
Baumateriahen  und  sonstigen  nicht  zu  den  KanfmannsgUi« 
gehörenden  Oegenständen  S  die  in  „Langkarren''  betord« 
wurden,   wie  sie  sich  24  Karcher  hielten'^. 

Diese  Korporation  wurde  ähnlich  wie  die  Vereinigung  der 
Mainzer  Schiff letite  durch  die  bei  Beginn  der  französische 
Regierung  erfolgte  Auf hebung  der  Zünfte  wenig  beiiihrt* 
behielt  ihre  ehemalige  Ordnung  stillschweigend  und  ungeat^ 
beij  .sie  wählte  wie  seither  ihre  Vorsteher;  kein  Fremder»  di 
nicht  in  die  Geaetlschaft  aufgenommen  war,  mischte  sich 
ihre  Geächäfte.  Die  Karcher  fuhren  fort,  beim  SchitFssag 
beim  Holzfahren  und  den  tibrigen  Fuhrdiensten  die  alte 
reihe  zu  beobachten,  die  durch  ihre  friiheren  Zunftgesetze  ein- 
geführt war  Die  Behörden  liefsen  sie  unbehelligt,  in  der  Au* 
sieht,  dafs  diese  Einrichtungen  zum  Vorteil  des  Publikums 
seien ^  welches  gehörig  bedient  und  bei  den  festgesetzten  Fahr- 
taxen nicht  übervorteilt  würde.  Nächatdem  leisteten  die  Karcher 
aber  auch  der  Stadt  wesentliche  Dienste,  indem  sie  bei  aufser* 
ordentlichen  VorfilUen,  bei  Feuers-  und  Wassergefahr  Fron* 
fuhren  übernahmen,  die  man  nach  Auflösung  der  OoselUchaft 
zu  verlieren  fürchtete. 

So  blieben  die  Kareher  in  Ausübung  ihres  Gewerbes  ist 
allgemeiueu  ungesti^rt.  Nur  das  ihnen  ehemals  ausschliefsUch  ««• 
stehende  Recht,  die  Schifte  aus  dem  Hafen  zuziehen,  erlitt  teilwm«« 
eine  that^ac bliche  Beeinträchtigung.  Einzelne  Schiffer  ^i*^nHlf* 
von  der  durch  das  Gesetz  zugestandenen  Freiheit  ITtlhT—rfl 
und  tingen  an,  sieh  auswflrtiger  Fuhrleute  als  Halfterer  n  be- 
dienen. Obschon  dies  verhititnismäfsig  nur  selten  g«iy|pli^ 
fühlten  sich  doch  die  Karcher  in  ihren  früheren  PriTÜigiMl 
gekränkt  und  hielten  steh  nun  auch  nicht  mehr  zur  ErftUoii^ 
ihrer  ehemaligen  Obliegenheiten  verbunden.  I^  geschali  daber 
nicht  selten  t  dafs  einzelne  geladene  Schiffe  dadurch  in 
Fahrt  aufgehalten  wurden,  dafs  die  Fuhrunternehmer  den 
Spant!  unter  nichtigen  Ausreden  verweigerten  und  sich 
kUrlichkeiten  beim  Schiffsxug  gegen  die  Schiffer  erlai 
Sic  behaupteten,  um  höhere  Löhne  zu  erzielen,  die  Letnpfiiä« 
seien  überschwemmt,  wenn  dies  gar  nicht  der  Fall  war,  oder 
8)6  swan^en  die  Sehiffsführer  mit  dem  Bedeuten^  ihre  l^inig 
sei  KU  schwer,  ein  Pferd  mehr  eu  nehmen  als  sie  wirkUdi  ^ 


ck- 

i 


I  daber 

1  was 


*  Der  Transport  der  eigentlichen  Handels*rtikel  stand 
hau»knechten  und  sog.  Stofekarchem  la. 

Bericht  der  BiLreeiiikei«terei  vom  € 
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Bötigten  ^.    Klagen   einzelner  wie  der  Vertretung  des  Handels- 
.   Standes  konnten  nur  wenig  fruchten,   da  es  an  einem  gesetz- 
lichen  Mittel    fehlte,    die  Widerstrebenden    zum   Ziehen    der 
Fahrzeuge  zu  zwingen. 

Die   Mainzer  Bürgermeisterei   beschlofs   daher   nach   An- 
iiOrong  der  Handelskammer  und  der  Vertreter  der  SchiiFleute. 
die  sämtlich  die  ehemals   gesetzlich  bestandene  und   zum  Teil 
durch    stillschweigende    Übereinkunft    beibehaltene    Ordnung 
liegttnstigten ,      diese     wieder     rechtlich     einzuführend        Sie 
jnnterbreitete  zu   dem  Zwecke   der   Provinzialregierung   einen 
unterm   24.  März   1817   datierten  Entwurf,    zu   dessen  Recht- 
finrtigung  sie  noch  anführte,   dafs  auch  an  anderen  Orten  des 
I    Sheinstroms,    wie  z.  B.  in  Speier,  ähnliche  Einrichtungen  be- 
^    ftlnden.    Am  31.  März  erhielt  er  durch   den  Freiherrn   von 
!    lichtenberg  in  allen  Stücken  die  erbetene  Genehmigung '. 
'  Damach   wurde    „die   Gesellschaft    oder   der  Verein   der 

^   Mainzer  Halfleute^  in  seiner  Organisation,   wie  er  bisher  be- 
^  atanden,  beibehalten.   Seine  Mitglieder  erhielten  das  ausschliefs- 
^   liehe    Recht    des    Vorspanns    flir   alle   Fahrzeuge ,    die   nicht 
^   dürekt  an  der  Stadt  yoroeifuhren,  sondern  ihre  Ladung  in  dem 
I  Hafen  nahmen.     Dafür  mufste  die  Gesellschaft  ihrerseits  stets 
^  eine   für  den  gewöhnlichen  Dienst  hinreichende  Anzahl  taug- 
licher Pferde  —  wenigstens  20  —  bereit  halten  und  in  aufser- 
^  ordentlichen  Fällen,  wo  die  vorhandenen  Zugkräfte  nicht  aus- 
t  reichten,   andere  Pferde  um  den  gleichen  Halflohn  und  unter 
*   den  nämlichen  Bedingungen  wie  bei  ihren  eigenen  Tieren  her- 
beischaffen.   Der  Dienst  sollte  nach  einer  bestimmten  Rangreihe 
▼ersehen  werden,  über  die  ein  genaues  Register  geführt  wurde, 
aach  dem   die  Schiffer  Anweisung  auf  die  nötige  Anzahl  von 
Pferden  erhielten.     Die  Halfleute  waren  verbunden,  auf  Ver- 
langen  der   Schiffleute    sogleich   anzuspannen   und   die   Fahr- 
aeuge  bis  zu  dem  ausgemachten  Bestimmungsorte  zu  bringen. 
Ohne    des  Schiffsführers  Einwilligung   durften    sie    unterwegs 
weder  halten  noch  ausspannen.     Auch   die  Angabe  der  Orte 
snim  Füttern   über  Mittag,   zum   Übernachten    u.  dergl.  sollte 
lediglich  von  jenen  abhängen.     Unterwegs  konnten  die  Fuhr- 
leute fernere  Dienste  nur  verweigern,  wenn  die  Unmöglichkeit 
weiterzukommen    dargethan    wurde,    z.  B.  bei    vollkommener 
Überschwemmung    der   Leinpfade,    wobei   aber  ebenfalls  die 
Stinmie   des   Steuermanns   den   Ausschlag   geben    sollte.     Er- 
'  larankte  ein  Pferd  während  der  Arbeit  und  wurde  es  zum  weiteren 
Zug  untauglich,    so  mufste  sein   Besitzer  sich  dies   von   der 


*  Vgl.  Beschwerden  aus  Jahren  1817,  1816  in  Fascikel:  Leinpfade 
md  Halfwesen  betr.  1817  M.St  A. 

«  Vffl.  Akten  über  Halfwesen,  Leinpfad  etc.  1817  M.St.A. 
'  Abdmck  der  Verordnung  als  Beilage  6. 
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näcbsteo  Ortsbehörde    beselieinigen    lassen  ^    die  überhaupt  bn 
entstehenden  Streitigkeiten  iu  eröter  Linie  anzurufen  war 

Wenn    wegen    widrigen    Windes,     hohen    Wassers    odcf 
eonstiger    Ursachen    ein    Schiff  unterwegs    still    Hegen    miirsi 
so  tlurrten  die  Halfieute  nicht  ohne  Einwilligung  des  Schiff 
umkehren  j    sondern  hatten  auf   dessen  Verlangen  an  Ort  ttiw 
Stelle  zu  bleibeo^  biJS  wieder  angeschirrt  werden    konnte,  wo* 
gegen  ihnen   uufser   dem   gewöhnlichen  Schlaf-   und   Stallgeld, 
der  Kost   und  Fütterung,  für  jeden    Tag  1  fl,  Wartegeld   aaf 
das   Pferd   zu   vergüten   war*.     Die  Schiffer    waren    weiterhin 
gehalten,    den    Halfleuten   den   Fuhrlohn,    das   Quartier-    und 
Stallgeld  nach  der  festgesetzten  Taxe  richtig  zu  bezahlen,  di« 
von    Zeit    zu   Zeit   durch    die    Bürgermeisterei    nach    Anhöreo 
von  Sachverständigen  neu  geregelt  wurde.     Aufserdem  hatten 
sie  ihnen  das  gehörige  Futter  für  Pferde  und  zwar  ein  „Vieri 
Hafer  pro  Tag  für  jedes  Tier»    sowie  auch  den  Leuten  sei 
giite^  hiureiehendc  Kost  und  Trank  nach  geltendem  Gebraui 
zu   verabreichen.     Der  Mietlohn    für  ein  Pferd  wurde  für  d* 
erste  Mal,  wie  folgt,  festgesetzt: 

Von  Mainz  bis  Oppenheim    2  fl.  15  Kr. 

-  Oernsheim     4   -    t^O     -  

-  -         *     Worms  8   - 

-  Mannheim    10   -    ^     - 

-  -         -     Speier  12  -    — -     - 

-  Frankfurt      4   ,    ^     . 

Das  Heu-  und  Stallgeld  für  ein  Pferd  pro  Nacht  wurd^^ 
wegen  der  momentanen  Teuerung  auf  1  fl,,  das  Scblafgel^f 
für  den  Mann  auf  48  kr,  normiert  ^* 

Mit  dieser  Verordnung^  war  im  Princip  wenigstens  flir 
das  Verhältnis  zwischen  Schiffern  und  Halfleuten  Klarheit  ^ 
schaffen.  Letztere  fühlten  sich  seitdem  wieder  in  ihrer  ganz« 
zUnftlerischen  Selbständigkeit  gesichert^  wie  dies  namentlic 
bei  Vergebung  der  ihtieu  zustehenden  Gerechtsame  deutlic 
zu  Tage  tritt®.  Beispielsweise  hatte  Georg  Mayer  eine  Z€ 
lang  das  Fuhrwesen  der  Wittib  Gebhard  gemietet  Da  die 
danu  1818  ihr  Fuhrprivileg  an  einen  gewissen  Auer  verkauf 


*  Durt'h  ßetichlufs  der  provisor.  Vi^rwaltungakommisj^ion  der  [ 
Schiffahrt  vorn  28,  Februar  I0I8  wurdt*  tliesf  Be&timmuog  dahin  er^ 
dafö  das  Wartcgeld   von  1  fl.  wegen  steigenden  Walsers  etc.  erst" 
Verlauf  von    24   Stundi-ii   tiilllg  wurde;    Holangi*  inufaten  die*  Halfl^ul 
unentgeltlich  hleiben,   wenn  die  Fahrt  !<päter  weiterging.    Auch  wur 
damab  die  Zahl  der  Pferdeknechte  fe^^tgeäetÄt  und  be^ntimmt,   dafs  l 
spiclBweise  auf  2--ä  Pferde  1  Mann,  auf  12—13  Pferde  6  Mann  Bodtenn 
kommen  sollten.     Vgl.  Akten  über  Halfweaen  1818  M.St.A. 

"  Dietjelbe  wurde  im  wesentlichen  aucli  der  Mainzer  Hafeuorduu 
vom  25«  August  1825  eingefügt;  vgl.  Herrn  au,  Adrefshuch  It^ 
S.  68.  69. 

»  Vgl  zum  folgenden  Akten  über  Halfwesen  1818  M.St.A. 
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nimmelif  Mayer  sich  eigenes  i+'uurweric  besciiatlön  woi 
verbot  die  Karcherztinft  ^solches  und  verlangte  von  ihm,  dafs 
er  die  Ilaifgerechtigkeit  von  einem  ihrer  Mitglieder  kaufen 
oder  mieten  sollte.  Die  Bllrgermeiaterei  trat  in  einem  Bericlit  ■ 
an  die  Provinzialregierung  dieser  Auffassung  bei,  in  dem  sie 
erklärte,  das  ^  Recht  der  Karcherei**  werde  innerhalb  der  Zunft 
als  ein  den  Familien  gehöriges  Eigentuui  betrachtet,  das  vom 
Vater  auf  den  Sohn  oder  in  Ermangelung  dessen  auf  die 
älteste  Tochter  übergehe *,  nach  des  Mannes  Tod  k'Ume  die 
Witwe  die  Karcherci  selbst  fortführen,  den  Kindern  übergeben, 
vermieten  oder  sonst  zu  ihrem  Nutzen  verwenden.  Seien  die 
Eltern  verstorben ,  so  werde  die  Karcherei  zu  Gunsten  der 
Kinder  vermietet,  bis  das  älteste  derselben  sie  zu  Übernehmen 
venniige»  Jeder  Eigentümer  der  Gerechtsame  dürfe  dieselbe 
verkaufen,  wie  dies  öfters  sogar  zur  französischen  Zeit  durch 
notariellen  Akt  geschehen  wäre;  auch  sei  der  Übergang  der- 
selben l)ei  Erbschaft,  Heirat  etc.  nicht  ausgeschlossen.  Dies 
alles  widerstreite  zwar  gesetzlichen  Institutionen,  aber  es  ent- 
spreche altem  Herkommen  und  sei  ernstlich  nicht  anzutasten. 
Die  Provinzialregierung-  stimmte  diesen  Ansichten  zu'^  und 
liefs  dem  Reklamanten  bedeuten,  er  solle  sich  zum  Kauf  oder 
zur  Miete  der  Gerechtsame  entschüefsjen. 

War  so  die  Karcherzunft  auch  in  ihrem  inneren  Bestände 
gefestigt*  y  so  lielsen  sicli  doch  bei  Ausübung  ihres  Berufes 
Reibereien  mit  den  Schiffern  trotz  der  Veronlnung  von  1817 
vielfach  nicht  vermeiden.  Am  meisten  Beschwerden  machte 
die  Festsetzung  des  8ta!lgeldes  für  die  Zugpferde,  die  unter 
Berücksichtigung  der  allgeu) einen  Pretslage  einer  stets  erneuten 
Festsetzung  durch  die  Btirgernieisterei  benötigte^.  Auch  das 
den   Mainzer    K archern    zugestandene  Monopol    des  Halfzuges 


»  Bericht  vom  6,  April  1818  a,  a   O. 
»  Beschlufs  vom  14,  April  1819  a.  ii.  0. 

*  Demgemäfs  wurden  Streiti^j^keiten  wegen  des  Übrrgangs  der 
Grrcchtiiame  durt-h  Erbgang  etc.  vor  flf'n  ri  cht  er  liehen  Behörden  ans- 
getrai^en.  Vgl.  Entschi*!*!  der  Froviiizialrcgienmg  vom  IH.  Oktober  1818 
und  aes  öfteren  a.  a.  O. 

*  Auch  die  Kareiier  gingen,  gleich  den  Kchiffern,  8chiffsknechten  etc., 
mehrfach  mit  dem  Gedanken  um,  eine  Hilfskaaae  zu  gründen,  deren 
Bestände  bei  Pferdeverlust  Kraiikheit,  Unglücksfällen  angegriffen  werden 
sollten.  \VL  Vorachlüge  vom  11,  Milrz  1!:^18  a.  a.  O,  nnil  Entadieid  der 
hessbchen  Frövinzialregierung  vom  7.  April  1818  a.  a.  i\ 

*  VgL  Beschwerde  der  Wormaer,  Spcircr^  Mannheimer  Gilde- 
Bchiffer  vom  23.  Mai  1818  und  Anordnung  der  Hurgermeisterei  vom 
29*  Mai.  d,  J.  in  Akten  über  Halfwesicn  1818  oder  Anordnung  der 
Börgermeiöterei  vom  Ü.  Nov.  IH22  m  Rheinschiffahrtsakten  182J  M.8tA. 
llie  Hr>he  des  Stallgeldea  \vechi*eltr  in  die^4e^  Zeit  2\vinehen  1  Gulden 
und  30  Kreuzer.  Nach  Entscheid  vom  G.  November  1822  kannte  der 
Halfniaun  ho'\  d(Mn  Vor^fpann  bis  Frankfurt  kein  Naebt-  und  Stallgeld 
für  die  kommende  Nacht  verlangen,  wenn  das  Schiff  vor  12  Uhr  mit- 
tags dort  eintraf 
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wurde  von  den  SuhifFern  ntelit  immer  willig  ertragen  ',  Di( 
kam  zum  Teil  daher,  dafs  Fuhrleuti*  der  benachbarten 
wie  Nackenbeira,  Oppenheim  u.  s.  w.  für  billigeren  Lohn  ihre 
Dienst©  anboten.  Obgleich  die  Provinzialregiemng  wiederholt 
betonte^,  dafs  man  den  llalfleuten  von  Mainz,  wenn  man 
ihnen  die  Pflicht  ständiger  Bereitschaft  auflege^  die  an  andertn 
Orten  nicht  vorhanden  sei,  auch  Privilegien  xubfiligen  mti^Ä»*, 
lief:?en  sieh  die  Sebwierigkeiten  nicht  ganz  beseitigen,  nan 
lieh  wurde  stets  von  neuem  versucht,  das  Verbot  zu  umget 
Dies  war  um  so  leichter  möglich,  als  die  Kare  her  wegen  d€ 
eigen tümlielien  Beschaffenheit  deß  Uferrandes  nicht  schon  i|( 
Hafen  von  Mainz,  sondern  erst  oberhalb  der  Stadt  die  PferJ 
ansehirren  konnten.  Bis  daliio  mufsten  die  Schiffer  deicfae 
oder  sich  durch  Menschenkraft  ziehen  lassen. 

Auch  um  dieses  Recht,  die  Scliiffe  aus  dem  Hafen  ziehe 
zu  dürfen,  wurde  jahrelang  auf  das  heftigste  g^fstritten  *,  Uli 
den  Wirren  ein  Ende  zu  machen,  beschh>fs  man  in  MatJ 
nach  dem  Vorbilde  Kölns  ^  wo  eine  besondere  Ordnung 
das  Voranziehen  der  Fahrzeuge  durch  Menschen  längs  de 
Hafens  bestand,  die  Regelung  der  Angelegenheit  durch  Erla^ 
einer  Verordnung  zu  bewerkstelligen.  Nach  vielem  Hin*  und 
Herredeo,  wo}>ei  steh  die  Handelskammer  zunächst  gegen  de 
Rang  erkliirte,  erschien  endlicli  die  Polizei  Verordnung  voB 
10.  November  1824**,  die  für  die  zum  SchÜfszuge  berechtigt 
Karcher  die  Kangreihe  einführte  und  ihren  Lohn  genau  le« 
setzte.  Letzterer  betrug  pro  Matin  für  die  ganze  Streck^ 
längs  der  Stadt  48  Kreuzer.  Wenn  bei  günstigem  Winde  de 
Sehitler  seine  Segel  gebrauchen  konnte  und  nur  auf  eine  kur 
Weile  eine  Anzahl  Schiffszieber  nötig  halte,  war  die  Tiu 
nicht  anwendbar,  sondern  die  Bezahlung  blieb  dem  Sehiffd 
nach  hilligem  Ermessen  überlassen.  Ebenso  durfte  dieser  stetadio 

*  Vgl  Botncrkujigen  üben'  den  Octroivertrag  S.  111  —  118 
Protokoll  üur  Hiti^'itifr  dt^r  proviNorisehen  Verwaltiinp.^komini?^- 
Rbeinriehiffahrt    vom    28.   Fehruiir    1818   und   EiitHcheid    der    l 


FroviiizjalrcgieruDg    v^otii   7.  April   1818   in  Akten    über   Halfw 
M.St.A.     Übc^r  den  tnumal  gesteckten  Ktihmen  wurde  dus  Mono; 
ausgedehnt.      BeiP|»ielpwi'iae    gestattete    ein    Entpcheid    des    h 
Mmis^teriiuns  vom  2.'i.  November  1M23    den  vom  Mittehhein  kommeiii 
Sehiffem,  die  Reitlier  gehriim-htcn  Halfpferde  nn  Mainz  vorbei  bii*  nacli 
Frankfurt  äu  benutzen;  vgl.  Akten  über  Ha^fwesen  1828  M  St  A. 

'^  Vgl.    bf'i  spie  law  eise  Entselield   vom  6.  MÄrz  1821    in  Akten  über 
Halfweaen  l^2L     MSt.A. 

^  A-  a.  0.  \lt'lfaeh  liefen  aueh  Bejtehwi^rden  übfr  Grobheit 
Unfolpfisamkeit  der  Kiu^elite  ein*  die  imch  Ansicht  diT  Halfleute  i 
Handwerk  zuzuKth reiben  war*^n*  Vgl.  Protokcdl  vom  2><.  Februar 
a.  a.  ih     Bei^  eh  Werde  vom   18,  August  1824  in  «Sebiffahrti^akton   1824 

*  Yg].  zum  folfjendeu  Akten,  betr.  den  SchiffsÄUgr  durch  Metisclien 
im  Hafen  1824  M  St.A. 

'■'  Die  Verordnung  ist    im  wesentlichen  der  Mainzcjr  Hafeuordnu 
VON!    25.    August    1825    eingefügt.      Vgl.     Heriiiün,     Adrefshnch    1 
67,  68. 
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Zahl  der  zum  Zug  erforderlichen  Personen  beätirauien^  auch 
blieb  es  ihm  iinbenomtnen,  sein  Fahrzeug  durch  eigene  Leute 
oder  durch   „seine  Maschinen"^  an  Ort  und  Stelle   zu    bringen. 

Zunäehöt  wurden  68  Mann  unter  die  Hcliitl^l^zielier  auf- 
genommen V.  Da  sich  ihre  Zahl  aber  stark  mehrte,  so  dalti  sie 
bereits  am  25.  Mtirz  1825  113  Leute  zahlte,  wurunter  sieh  dem 
lieruf  nach  Seh iftVUib'gencen knechte  und  Sehitfer  jeder  Art 
befanden,  erschien  am  7.  März  1826  eine  neue  Polizeiord* 
nung,  die  bestimmte^  dafs  in  Zukunft  nur  „ausgelernte**  Mainzer 
Sehiffsknechte,  die  mit  dem  Zeugnis  des  Verwaltungsrats  der 
Schiftergilde  versehen  seien,  in  die  für  den  Sehiftszug  ausge- 
Btellte  Liste  vom  Hafeninspektor  eingetragen  wt-rden  dürften. 
Überhaupt  wurde  in  diesem  Reglement  der  Dienst  strenger 
und  einheitlicher  geregelt  und  zu  dem  Zwecke  ein  Aufseher 
ernannt,  der  sich  mit  den  ScluftV-rn  über  die  Zahl  der  Mann* 
Schäften  zu  benehmen  und  dieselben  nach  der  Rangordnung 
zu  bestellen  hatte,  der  für  sie  den  Lohn  empting  und  unter 
ßie  auBteilte,  wobei  er  von  jedem  einen  Kreuzer  |>ro  Zug  ftlr 
«eine  Bemühungen  zurückbehalten  durfte. 

Wenn  so,  wie  an  einem  Beispiele  gezeigt  wurde,  in  den 
einzelnen  Stationsstädten  alles  Mögliche  geschah,  um  die  Fahrten 
der  Schiffe  zu  erleichtern,  so  wurde  doch  iliregrofse  Abhängigkeit 
von  Angehörigen  anderer  Berufszweige  mifslich  empfunden-. 
Die-  tlamalige  Güter-  und  Personenbetorderung  leistete  zwar, 
soviel  man  billigerweise  von  ihr  verlangen  konnte,  und  recht- 
fertigte sehr  wohl  die  Müiien,  die  seit  Anfang  des  19*  Jahr- 
hunderts auf  eine  Besserung  ihrer  rechtlichen  Verliiiltnisse 
zielten,  aber  doch  kehrten  die  Klagen  über  die  L;ingsamkeit 
und  Unsicherheit  rler  Fahrten,  das  tage-,  ja  wochenlange 
Stillliegen  bei  widrigen  Winden  u.  s.  w,  in  den  Berichten  jener 
Zeit  immer  w^ieder.  Es  bedeutete  daher  einen  unendlichen 
Fortschritt,  als  auf  dem  Rhein  Schiffe  erschienen,  die  alle 
Mittel  der  Fortbewegung  in  sich  selbst  trugen,  die  unabhängig 
von  der  gewöhnlichen  Witterung  und  vor  allem  unabh^ingig 
von  äufserer  Mithilfe  ihre  Fahrten  vollendeten.  Die  Dampf- 
schiffahrt*, die  bereits  in  amerikanischen  und  englischen  Öe- 
wässern  sich  erprobt  hatte,  sollte  auch  auf  dem  Rhein  Eingang 
finden. 


'  Vgl  zum  folgexiden  Akten,  den  ScbiflFsxug  im  Hafen  lH*treflfend, 
1827  M.St  A. 

«  Welcher  Zeitverlust,  gaox  abgesehen  von  dci-n  Unkosten,  danius 
für  die  Fahrten  eutataud,  lieben  die  Bemerkungen  über  den  Uetroivertnig 
(iS.   li;|(  riebt  ig  hervor. 

•  Sehon  der  geniak*  Geist  Lionardo  da  Vincb  hat  sich  mit  Ver- 
wendung der  Diimpfkraft  zur  FortbewegiLiug  der  Sehiffe  bei*chäftigt. 
Ül>er  die  späteren  Veräiielj«  Papins,  Fultons  ett-,  nnterriohtet  kur« 
Cohn,  Nationaltikonomie  des  Handeln  nnd  Verkehrswesens  §  504  S.  741. 
VgL  such  Rculeaiix,  Der  Weltverkehr  und  ^cine  Mitteil  S.  255— 270. 
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Der  erste  Schritt  zu  ihrer  Einführung  ging  von  demselben 
Holland    aus,    dessen  Regierung  der  gesetzlichen  Neuregelung 
der  RheinschifFahrtsverliältnissfie   in   wirtschaftlichem  Egoismus 
die   grOfsten   Schwierigkeiten    hereJtete,     Nachdem    bereits  diu 
erste  Dampf  boot  im  Juni   1816  die  Fahrt  von  Rotterdan)  nach 
Köln    in   etwa  fiinf  Tagen  zurückgelegt   und  damit  seine  Vet 
Avendbarkeit  bewiesen  hatte  \  wurde  im  Jahre  1822  die  ^Rheii^ 
und    Seedampfschifiahrt,     Niederländisebe    Gesellschaft *"  ^    m^ 
dem  Sitze  in  Rotterdam  begründet^  aus  der  später  die  ^Niede 
lUndiäche    Dampfijchiflf-Reedrrei"     hei-vorging.      Jene    eröffnel 
alabald    wöchentliclie     „Passagier-    und    Packetfahrten     dur 
Dampfschiffe"  zwischen  Rotterdam  bezieh ungs weis'?  Antwerpe 
und  Köln". 

Die   Kölner   Handelskammer    begünatigte    diesen   Betrifl 
auf  jede  Wei^e  und  veranlafste  bereits  gegen  Ende  des  Jahr 
1823  den  dortigen  Ilandelsstand,  «ich  bei  der  niederländisch« 
Gesellschaft    zu  beteiligen*.     Damit  erlangte  jener    nicht    ni 
Sachkenntnis  und  Anteil  am  Gewinn,    sondern  erwirkte   auclj 
die  Veranstaltung  von  Probefahrten  auf  anderen  Rhein  strecken 
deren  Kosten  durch  die  Gesellschaft  getragen  wurden,  und  die" 
von  bestem  Erfolg  gekrönt  waren* 

Jm  Jahre  1824  erschien  zu  Köln  das  Dampfboot  ^dc 
Secliinder'*  unter  Führung  des  Ingenieurs  Röntgen,  das  eii 
Probefahrt  auf  dem  Rhein  unternahm,  aber  trotz  des  schöne 
Wasserstandes  bergwiirts  nur  bis  Kaub  kommen  konnte  *i] 
Nichtsdestoweniger  ertjtarkten  seit  1825  die  Bestrebungen  zu 
Gründung  von  Dampfschiffahrtsgesellachaften  auf  dcra  Rhein 
die  bei  den  Flandelskammern  von  Mainz  und  Köln  volles  Ver 
stflndnrs  und  thatknlftige  Förderung  fanden.  Am  14.  Sep 
tcmber  1825  fuhr  dann  das  erste  Dampfschiff  auf  dem  Mittel 
rhein  unter  Teilnahme  König  Friedrich  Wilhelms  III.  ver- 
suchsweise von  Küblenz  bis  Köln.  Wenige  Tage  später  knin 
dasselbe  Boot,  das  den  Namen  „Rhein"*  führte,  wieder  berg- 
wärtfi  bis  Mainz  und  fuhr  weiter  bis  Strafsburg,  von  wo  au6 
es   die  Rückreise    nach    Köln    antrat  •*.     Es   wurde  überall  mit 

t  Das    Dampfäcbiff    erschien    zu    K5tn    am    12.   Juni    1816.    Vglji| 
Herrn« n,    Adrelsbuch  ISSO  S.   71.     Danach  ist  die  Angabe  bei  Cohn, 

National 5 konrimict  dos  Handels    und  Verkehrswesens  (S,  741  §  504)»  diifs 
auf  dem  R!iejn  das  eräte  Dampf boot  1817  erflcliienen  sei,  zu  berichtige« 

-  Aueh      nieder! rindischt"     DampfBchiffgeflellsehaft     (nederlandi'ob 
Stoomboot-Maat.si'happy)  ^ehcHrseii. 

"  Vortrag     der     KCilner     Handplskammcr     S.    6,     abgedruckt , 

Herman,    Aarefsbudi   1827   8,  27—31,    und    Wiroi  inghaii  r.    Koloej 
Rheiiisehiffalirt  S.  11. 

*  Vortrag  der  K(>lner  Handelskammer  8,  6. 
»^  Vj(l,    Hermaii.     Adrefsbucb     1830    8.    71;     Handel skaiimier    xi 

Mainz  8.  31. 

*  VgL  darüV»»?r  di^»  ausfrihrliehe  8fhilderung  in  Herrn  ans  Adrofi 
buch  18Hu  8.  71  ff,,    wo    auch    die    Daiu/r    der   Fahrten    z^^schen    d 
einzelnen  Orten  angegeben  i.st;  intrBerdrm  Handelskammer  zu  Maiux  S. 
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tVüudigem  Staunen  begrüfät.  Nicht  nur  die  Ceiitralküminission^ 
auch  die  einzelnen  Lokalbehörden  verfolgten  seine  Fahrt  mit 
Intereiääe  und  sorgten  aller  Orten  für  gebührenden  Empfang  l. 
An  einzelnen  Plätzen  wurde  seine  Ankunft  in  geradezu  lieber- 
hafter  Aufregung  erwartet^  in  derselben  8tii)imuog,  in  der  man 
wohl  heute  das  Anlanden  eine«  lenkbaren  Luftsehift«  begrüfsen 
würde.  Besondere  festlieh  gestaltete  sich  die  Fahrt  zw is eben 
Mainz  und  Bingen  am  25,  September  1825,  zu  der  die  Mitglieder 
der  Oentratkomousöion  für  die  Rheinsehiffahrt,  die  Spitzen  der 
Civil-  und  MiliUirbühOrden  von  Mainz,  die  Mitgbeder  der 
HandeUkammer^  angesehene  Kauf  leute  der  Umgegend  mit  ihren 
Geinahlinnen  geladen  waren.  Bei  günstigster  Witterung  legte 
der  Dampfer  den  Weg  zurüek,  ohne  dafs  der  geringste  Unfall 
die  allgemeine  FröhUcbkeit  herabgestimmt  hätte.  Die  Mainzer 
Bevölkerung  bedeckte  stundenweit  da«  Ufer,  um  daa  nie  ge- 
sehene Schauspiel  vollkunimen  zy  geniefaen.  Die  Zeitungen 
Ijriesen  das  Ereignis  nach  Gebühr,  und  noch  1830  ficbildert  e» 
iemian  im  Geischmack  jener  Zeit  mit  überscbwäDglichen 
W^orten:  „Eine  wahrhaft  prachtvolle  Luftfahrt,  wie  sie  früher 
kein  Fürst  erlebt  und  gemacht  liaben  konnte;  wie  arm  er- 
scheinen dagegen  die  Homer  Rheinfabrten  unter  diesen  Zwing- 
hemi  der  damals  bekannten  W^elt!  Was  würde  ein  Cäsar, 
ein  Drusus  dazu  sagen,  könnte  er  zurückkommen,  das  Wunder 
auf  dem  <leutschen  Rhein  zu  Mainz  zu  schauen!* 

Die  Probefahrten  des  „Rbein'^,  eines  für  die  damalige 
Zeit  Bolid  und  elegant  gehauten  Fahrzeugs ,  waren  die  ersten 
gelungenen  Versuche,  die  neue  Erfindung  auf  dem  Mittel-  und 
Oberlauf  des  Stromes  einzubürgern.  Bei  dem  Handelsstand 
herrschte,  nach  den  bei  ihnen  gemachten  günstigen  Erfahrungen, 
über  die  Verwendbarkeit  des  neuen  Verkehrsmittels  bald  nur 
eine  Stimme.  Seine  Vertretungen,  die  vorher  nocli  eine  ge- 
wisse Zurückhaltung  beobachtet  hatten,  schlugen  nunmehr 
jedes  Bedenken  beiseite.  Auch  sonstige  Interessenten,  wie  die 
Rhei Uschi ftahrtsbcamten,  waren  durch  den  Erfolg  vollkommen 
gewonnen.     Noch    ein   Jalir    früher    hatte    sich    der    Rat    der 

Krovisorisehen  Verwaltungskommission  Christian  Wenzel  in 
[ainz;  der  an  der  weniger  glücklichen  Fahrt  des  „Seelämier'* 
teilgenommen  hatte,  gegen  da«  neue  Beforderun|;»mittel  für 
den  Güterverkehr  ausgesprochen  und  aus  wirtschafdichen 
Gründen  seine  Einführung  bekämpft-.  Die  neuen  Schiffe^  sa 
ineinte  er,  kosteten  zu  viel  bei  der  Herstellung,  hätten  wegen 


*  Vgl.  darüber  die  einzelnen  Nachrichten  in  Akten  über  Dampf- 
Bctöffahrt  1825  M.8t,A.  In  Mainz  gestattete  man  dem  Dampfiscbiff 
^v*'rgüiir*Hgiiugfiweiso"  Fortführung  der  Umschlagsgüter,  freien  Durch- 
Ura  dnrrh  die  Rheinbrilcke  u.  b.  w, 

-  Das  für  die  damaligen  Anschauungen  t'harakti^ristjBehe  Zeugnis 
ist  in  seinen  weRentlicheti  Teilen  wiedergeg«'ben  in  H«ndelakamraer  m 
Main«  8.  31-33. 
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deß   teuer   bezahlten  Maäcliinenpersonals  und  starken  Kohl 
Verbrauchs    grofse  Spesen    bei   den  einzelnen  Reisen  ^    wl|fd( 
durch  die  ewige  Erschütterung,  welche  der  Gang  der  Mftsek! 
hervorbringe,  raüch  verschleimen,  hättetj,  da  sie  selbst  zu  seh 
seien ,   nur  eine  geringe  Lademöglichkeit  und  seien  daher  ftlr, 
den  Güterverkehr    kaum  zu  empfehlen,    wenigstens   nicht  n 
den  Strninstrecken ,    wo    die  Einrichtung  bestehe,    die  Sein 
durch    Pferde   fortzuziehen.     Nach   den    Fahrten    des  ^Rbei 
im  September  1825  waren  all'  derartige  Bedenken  verstuui 
Was   öich    seither   noch    in    kleinen    Anfiingen    bewegt    hati 
reifte    nun    zu    grofsen    Untern ehnmogen.      Es    bildeten    sieb 
kapitalkntftige  Gesellt^chaften,    welche  die  neue  Erfindung  ftlr 
den    Khein    rationell    ausbeuten    und    den    Verkehr    mit   ihrsr 
Hilfe  auf  der  ganzen  Stronistrecke  unjgestalten  wollten,    Nac 
dem    bereits   am    18.   t'ebruar  1825   die    bayrische    Regieru 
dem   Handelsmann  J.  H.  Scharpff  von  Speier   die  Betreibu 
der  Dampfschiffahrt  zwisclicn  der  Rlieinsehanze  (dem  spätei 
Ludwigshafen)    bei  Mannlieim    und   Mainz  gestattet*,  und  ai 
3L    August    1825    der    König    der    Niederlande    der    niedei 
ländischen    Danipfschiffahrtsgesellschaft    eine    feierliche    Ko 
Zessionsurkunde  erteilt  hatte  ^,    wurde    am  22,  September  1821 
auch   „der  Orolsh.  badischen  Rheindampfschiffiihrtsgesellschaft' 
von  ihrem   Landesherrn   die   erbetene    Bestätigung    verliehen*- 
Durch  die  gtinstigen  Erfahrungen,  die  mit  der  Dampfschiifuh 
auf  dem    Bodensce    und    neuerdings    auf  dem    Rhein    gemacl 
wurden»    sieht    sich     Lodwig,     Grof^lierzog    von    Baden   u 
Herzog  zu  Zähringen  veranlafst,  eine  gleiche  Einrichtung  auf 
diesem  Hauptwtrome  neben    der   seitherigen   Schiffahrt  zu  ge- 
statten.     Wenn    es   auch    auföerhalb    seiner   Macht  liege,    alU 
Nachteile  zu  beseitigen^  welche  nach  geschichtlicher  Erfahrut 
eelhst   die    nützlifhste    Ertindung    für  langst    bestehende   Ein 
richtungCD    zur  Folge  hat,   so   erachtet   er  sich  dach  fUr  ver 
pflichtet,    dafür    Sorge    zu    tragen,    dafs    die   gegenwärtig   xH 
regelmäfsigen  Fahrten  berechtigten  Schiffer  seines  Landes  bei 


1  Abdruck  des  Erln^scs  Jiii  die  k^niigl.  Regiorung  de*  RUeinknasiii 
vom  la  Februar  1825  bei  Hcrmaii,  Adrefsbui-Ii   1827  S.  12. 

*  Abdruck   der   Urktmde    bei    Heiman   a.   a,    0.  S.  24,   25;   be*, 
glaubigte  Ab^cbrift  inj  A.  d.  M.  H.K.  §  5836. 

^  Abdnir'k  der  Urkuiub-  bei  Herrn  au  a»  a.  O.  8»  9 — 12.  Absrbr 
im  A.  d,  M.  Il.K  §  5K'j6.  In  di^r  Konzession  sind  Freiherr  von  0>tl 
in  Stuttf^urt,  *hir  anierikaniscbe  Konsul  Cliurch  und  der  Maudrdsma 
Kifiling  in  Rastatt  als  dinjenigon  ct'nannt^  welche  um  Erlaubtiis  lU 
Errichtung  der  betr.  AktiengeaellsSuift  nacbgosucbt  baben.  Freiben 
von  Cotta    und    .sein  Associ^  Cburch    erhalten    dann    am   17,  X  ^ 

1825  durch  Kr>ui^  Ludwig  von  Bayern   die  Konzession   zur  F 
der  Dampf  rieb  iffalirt  aut  bayrirtcbeu  Flüs.^en.    Abschrift  dors^llK*i  i.ü-j. 
«ich  ebeiifallH  iiii  A.  d.  M.  JiK,  g  5836.     Jedoch    Äcbeint    dies    Privnle 
ohne    pnikti.-^che    Hedeutuns    geblieben   zd    sein.     Vgl.   dazu  SehauJ 
Main^^hiffahrt  im  XIX.  Jahrhundert  S,  177  und  Anna.  186,  187  S.  391 
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der  neuen  Anstalt  Bescliäftigung  und  Verdienst  erhalten,  dafs 
Bie  an  den  Vorteilen  derBelben  Anteil  neliiuen  können.  Es 
wird  demgemäfs  den  Gesueljstellern  die  Erlaubnis  zur  Grün- 
dung der  „Grof^herzoglieh  BadLst-hen  Rhein- 1  »«mpfschTltahrtS' 
gesell  Schaft''  erteilt,  welche  befugt  ist,  den  Rhein  von  da  an, 
wo  er  aua  dem  Kanton  Basel  tritt,  bia  an  ilie  nördliche  Grenze 
des  Grofsherzogtunis  mit  Dampf  booten  zu  jedem  nicht  vei^ 
liotenen  Zweck  zu  befahren ,  und  auf  solchen  Menschen, 
Waren  und  Landeserzeuguii<se  aus  badi sehen  Häfen  in  hadische 
Hafen  zu  verbringen,  auch  andere  8chitfe  zu  schleppend"  Da- 
gegen macht  sich  die  Gesellschaft,  abgesehen  von  ihrer  Ver- 
pflichtung zur  Verwendung  von  gutgebauten  Booten  und  zur 
Vorlage  aller  Verabredungen  mit  Mbnlichen  Untern ehmtingen 
verbindlich,  den  badi  sehen  zur  Tour  fahrt  verpflichteten  SchiflVrn 
wenigstens  ein  Drittel  ilirer  Aktien  zum  Nennwert  anzubieten 
und  vorzugsweise  hadisclie  Rhein  schiff  leute  zur  Bemannung 
ihrer  Dampf b^ote  anzustellen. 

Die  gemäfs  dieser  Konzessionsurkunde  ausgearbeiteten 
Statuten*  entspreeben  durchaus  den  angefülirten  Bedingungen 
und  entliahen  zugleich  die  genaueren  Normen  für  die  innere 
Verwaltung  und  Gesclif^lftsordnung  der  Gesellscbat't,  die  sieh 
lediglieh  auf  den  Betrieb  der  Danipfsefiitfahrt  unter  Ablehnung 
jedes  anderen  Handelszweiges  beschrünken  will.  Als  Kapital 
wurde  die  Summe  von  250000  fl.  im  24  Gulden fufs  l>estimmt, 
die  in  500  Aktien  zu  je  500  fl.  verteilt  werden  sollte. 

So  war  dimn  für  den  „konventionellen  Rhein"  die  erste 
grofae  Dampfschiflahrtsgesellsehaft  unter  gliickverheifsenden 
Umständen  erstanden.  Nicht  so  rasch  ging  es  mit  der  Grün* 
düng  ähnlicher  Unternehmungen  in  Köln  und  Mainz,  da  dort 
die  Durchführung  umfassenclerer  Pliine  entsprechend  mehr 
Schwierigkeiten   bereitet  hatte. 

Die  Kölner  Hamlelskammer  sah  mit  klarem  Blick,  d4d*8 
Handel  und  Verkehr  am  Mittelrbein  des  gewaltigen  Hebels 
der  Dampfschiffahrt  nicht  lilnger  entbehren  könnten.  Aber  sie 
wufste  zugleich*  dal's  nur  dann  eine  gedeihliche  Entwicklung 
zu  erwarten  sei,  wenn  es  gelang,  die  sich  allerorten  bildenden 
Gesellschaften  untereinander  ins  Einvernehmen  zu  bringen', 
Sie  befürwortete  daher  nicht  nur  unter  Hinweis  auf  den  Satz, 
dafs  ^coneordia  res  parvae  crescuut,  diseordia  maximae  dila- 
buntur",  die  Bildung  eines  Aktienunternehmens  am  Platze, 
sondern  brachte  auch  bereits  am  3.  September  1825  mit  der 
schon  bestehenden  niederländischen  Dampfsehiftahrtsgesellschaft 


'  Zugleich  wird  ihr  für  10  Jahre  die  Zahlung  dor  Gewerbesteuer 
erlaaeen,  art.  IV. 

-'  Ab.^chrift  dersi^beii  ii»  HfioinBclnttklirtsakteu  182'»  M.Sr.A. 

"  Vortrag  diT  Hnndflnkniiinn^r  S.  8,  9.  Hprmau,  Adrefj-buch  1827 
8.  29— :)L 


202 


xvni  5. 


ein  Übereinkommen  zuwege  \  wonaeli  diese  letztere  zwUcheo 
Rotterdam  und  Köln,  die  neu  ins  Lelen  tretende  Gesellscba 
aber    oberhalb  Kölns    den  Rhein    befahren  solltet  und  wonnü 
beide  Geäclkt^ hatten  gehalten  waren,  sich  gegenseitig  PersoD« 
und    Güter    Anzuführen.     Als   dann    die   obeogeschilderte  Y< 
ßuehbreise  mit  dem  „ Rhein ^    am   14,  ISepteraber  glücklich  vi*^ 
lauten  war,  traf  sie  am  15.  September  mit  der  Mainzer  Handell 
karamer  und  den  Vertretern  der  dort  geplanten   ^ Rhein-Mai^ 
DarapfschiftahrtsgeseUsehaft'%  die  bindende  Verabredung, 
nach    letztere   auf  einen    Betrieb    unterhalli  Mainz   verzichte 
und    beide  Gesellschaften   die  Verpflichtung  übernahmen,   tH 
ihren  Pertinnen-  und  Guterclienst  eine   ^gegenseitige  Korrespod 
denz**  einzurichten. 

Am  3.  Oktober  bez,  14,  November  1825  w^urde  dann  M 
Freulsiöeh'  Hlieinische    Bampfschifiahrts -Gesellschaft    in   Köln 
gebildet,    an    der   neben   den    Kölnern    vielfach   auch  Mainzer 
Kaufleute  beteiligt  waren,    Sie  sollte  statutenmäfaig*  eine  r^el* 
mäfsige  Fahrt  mit  Dampfschiffen  für  den  Transport  von  PaHSa- 
gieren  und  Gütern  auf  dem  preufsischen  Rliein  ,  zunächst  aaf 
der  Linie  Köln-Koblenz  eröffnen  und  gleichzeitig  mit  ander 
Gesellschaften  sich  verbinden »    um    ähnliche   Fahrten    auf  de 
übrigen    Flufiäteilen    zu    sichern.      Auch    zum    Schleppen    vc 
Fahrzeugen  konnte  sie  ihre  Dampfschiffe  hergeben.    Sie  wollt! 
ihre    Boote   nicht   selbst   verfertigen,    sondern    ankaufen, 
sollten  zu    deren  Fühining  und  Bemannung  soweit  irgend 
gängig  nur  preufsische   Schiffer    eingestellt  werden.    Die  Zall 
der  Aktien  wurde  vorläufig  auf  1200,  jede  zu  200  preufsischeD 
Thalern  bestimmt^, 

Wenige   Monate    später*    werde    in    Mainz    eine    weiter 
gleichartige    Vereinigung,     die    ^Dampfschiffahrts-Gesellschafl 
vom  Rhein    und  Main",   auf  Drängen   der  dortigen   Handeli 
kammer  gegründet J*,    die  gleich  ihrer  Kölner  Kollegin  durch- 
drungen von  der  Überzeugung,  dafs  ein  solches  Unternehmen 
nur  gedeihen  würde,  wenn  sich  ulle  Kriifte  zu  gleichem  Zw*ec]^H 
vereinten,    den    Zusammenschhifs    sämtlicher    oberrheinische^^B 
Interessenten  und  bereits  bestehenden  Unternehmungen  anstrebte. 
Das  Programm  der  neuen  Unternehmung  war  in  diesem  Sinne^. 
auf  einer    Tagung    in    Mannheim,    an  der   die  Vertreter  degH 

^  VgL  2um  folgenden  WirmiDghELu 8,  Die  Kölner  Ehf^inschiffttlirt 
8.  12,  der    bei   Beiupr  Darstellung  auf  Akten  der  preursisch-rheiniflefacn 

Dampfschiffabrtsgrsc41so!iiift  fufat. 

5  Die  Statuten   Pind   nbpednickt   bei  Herrn  an  a.  a.  O.  8.  81 — 89; 
vgL  ftucb  Vfirtra^  der  Handolf^kainnier  S.   10—23. 

'*  Der  sonstige  lidialt  der  Statiiton  bezieht  si 
anf  die  innere  Organisation  der  Geaellsrhaft. 

*  VgL  vTirber<'iteijde  Verhandlungetj  vom  Mai  und  November 
im  A.  d.  A    d   M.  H.K    s^S  ^712.  eSW, 

*  Statuten   diT  DampfsehiffalirtKgeHellaeliaft  vom   Rhein  nnd 
vom  Jaimar  1826,  abgedruckt  bei  Herrn  au  a,  a.  O.  S.  15 — 2S. 
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badischen  privilegierten  Gesellschaft ,  Bevollmächtigte  des 
Mainzer j  Strafsburger  und  Frankfurter  Handclsatandes  teil- 
nahmen, bereite  am  12,  Dezember  1825  festgelegt  worden'. 
Ihr  Vorstand  sollte  statutengemafs  aus  5  Direktoren  und  5 
Suppleanten  bestehen-,  wolcbe  aus  der  Zahl  der  Mainzer, 
Frankfurter  und  Strafsburger  Aktionäre,  sowie  aus  Aktionären 
der  Orofsherzoglich  badi seilen  privilegierten  Gesellschaft  zu 
nehmen  waren.  Das  Kapital  wurde  vorläufig  auf  1  Million  fl. 
im  24  Guldenfufs  festgesetzt.  Im  übrigen  richteten  sich  die 
Suituten  nach  den  Vorschriften  der  Art.  29—37  des  Code  de 
commerce  über  soci^te  anonyme.  Die  Einrichtung  der  Fahrten, 
die  Verwendung  der  Rhein-  und  Mainachiffer  zur  Bemannung 
der  Boote  etc.  war  ganz  wie  bei  dem  Kölner  Unternehmen  ge- 
plant. 

Die  behördliche  Genehmigung  liel's  länger  auf  «ich  warten, 
als  man  wohl  anfangs  gedacht  hatte.  Denn  in  der  Zwischen- 
zeit brach  der  ScbifferKtand ,  der  sich  gleich  von  Beginn  an 
abiebnend  gegenüber  der  neuen  Erfindung  verhalten  hatte,  mit 
einem  Schwall  von  Beschwerden  los^^  vermittelst  deren  er  auf 
jede  Weise  die  Bestätigung  der  Gesellsebaften  zu  hintertreiben 
suchte.  Die  Mainzer  Bürgermeisterei,  die  im  allgemeinen  dem 
neuen  Unternehmen  sympathisch  gegenüberstand,  kämpfte  doch 
mit  Zweifeln^,  wieweit  sie  den  Wünschen  der  Aktionäre  ent* 
gegen  kommen  dürfe.  Die  Bedenken  mehrten  sich,  als  die 
Gesellscbaft  ihr  Gesucli  auf  Fahrten  im  Mittelrhein  ausdehnte, 


»  Abst'lirifr  d<'H  gest*hloa*eaen  Vertrags  and  zugehörigen  Protokolls 
im  A.  d.  M,  H.K.  §  bxm. 

*  Da«  ersitti  Direktorium  bestand  aue  (Her man  a,  a.  O»  S.  W): 

a.  für  dii*  Aktif>DÜre  von  MainjE: 
Johann  Kartell  Sohn  in  Mainx  \   n*  i»irt 
Hfinrich  Baron  von  Mappes  in  MainzJ   ^ir^^^t'ren, 

Friedrich  Korn  in  Main^  [  £*„_^i, *^_ 

Clemens  Lauteren  Sohn  in  Mainz  f/'"PP^*^*'"*^^^ 

b.  für  die  Grofßherzoglich  badiache  privilegierte  Gesell  seh  aft: 
Baron  von  Cotta  zu  Stuttgart,  Direktor, 
Oh.  F.  Kiöling  in  Kehl,  Suppleaiit; 

i\  für  dit*  Aktioniirr*  von  FVantriirtt 

Moritz  von  Bethinann  in  Frankfurt,  Direktor, 

Alexander  du  Fay  in  Frankfurt,  Siippleant; 
d*  für  die  Aktionäre  von  Strafsburg: 

J.  Georg  Humann  in  iStrafBburg,  Direktor, 

Anton  Hamann  in  Mainz,  Supple 

*  Akten    über  Handel   and 
der  M,  H.K.   des  öfteren»     Betr.    Beschwerden   des    Jttchti*chi0ervereiiia 
vgl.  oben  S*  181. 

*  Besonders  charakteri&tisch  fiir  ihre  Haltung  sind  die  Anfrage  an 
die  Handelskammer  vom  6.  Februar  tÖ26,  die  alle  mögliehen  Fragen  über 
Rentabilität,  Verhältnis  zur  Octroikonvention  etc.  enthält,  tlie  weiteren 
Schreiben  vom  22,,  'il.  März  1826  luid  vor  allem  der  außfahrliche  Be- 
richt für  die  Proviuzialregieniiig  vom  15.  Februar  1826  (Beilage  8). 
Vgh  noch  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  (Dampfschiffahrt) 
m  u,  A.  d.  M.  H.K.  (§  37.52.) 
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weil    sich    daraus   ein    unmittelbarer   Konflikt   mit  dem  jAchl- 
schifferverein  ergab,  der  für  diese  Strecke  das  behördlich  ve^ 
liehene  Monopol  besafs  *.    Viel  optimistischer  war  die  Hande!^ 
kammer^,  welche  glaubte,   dafs  durch  den  schnellen,  sich«freii 
Transport  mit  Dampfachitien,    der  sich  billiger  als  der  Land* 
weg  stellte,  eine  Menge  Güter  wieder  auf  den  Rhein  g( 
w^iirden,    die   seither  die  Strafacn  über  Ha  vre   oder   Harn' 
Bremen  nach  dem  südlichen  Deutschland  benutzt  hätten.     Sl 
ging  in  ihrem  Vertrauen  so  weit,  dafs  sie  meinte,  die  seitherig« 
Rangfahrten  könnten  neben  der  Dampfschiffahrt  ruhig  weitei 
bestehen,  ja  sie  wtirden  sogar  durch  den  vermehrten  Oüterzuj 
einen  neuen  Aufscliwung  nehmen.    Selbst  fUr  das  Umschl 
recht   fürchtete   sie  bei  der  Umgestaltung  de^  Betriebes  nichl, 
denn     einmal     stehe    die    Entscheidung    über    Verwirkliclmag 
der  Wiener  Bescblüsse    nahe  bevor^  und  aufserdem  hätten  die 
Gesellschaften  tlie  Verfügung  getroffen,    dafs  alle  Damptächilft 
in  Mainz  zum  Ein-  und  Ausladen  anhalten  müfsten.    Übrigeni 
helfe  alles  Zaudern  nichts,  da  ja  tlie  neue  Betriebsweise  bereite 
auf  dem  Ober-  und  Niederrbein  eingeführt  sei,  und  man  ih 
ZulasBung   daher   für   den  Mitteh'hein  füglich  nicht  mehr  vc^: 
weigern  könne.     Auch    die   hessiscl^e  Frovinzialregierung  ver- 
trat die  Ansicht®,  dafo  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Dampf- 
echiffe  schon  durch  die  Konzessionen  anderer  Uferstaaten  eni* 
schieden  sei ;  ihr  war  es  bei  den  Verhandlungen  mehr  um  die 
Entschädfgung    für    die    Gilden-    und    Jachtschiffer    zu    thui 
deren  Berechtigung  sie   zwar   im  Princip  anerkannte,   die  ai 
aber  möglichst  niedrig  halten  wollte. 

Nach  längeren  Auseinandersetzungen,  in  denen  die  wid 
streitenden  Interessen  um  die  Oberband  ringen,  wird  dann  der 
„Gesellschaft   von  Handels-    und  Privatleuten    in   der  Provini 
Rheinhessen"    die    nachgesuchte    Erlaubnis    zum   Betrieb    de! 
Dampfschiffahrt  unter  der  Firma: .,  Dampf  sc  hiffahrts-GeaellschÄl 
vom  Rhein  und  Main""   am   12.  Apri!  1826*  durch  Grofsherz« 
Ludwig    I,     von    Hessen    erteilt,     die    durch     Urkunde    vom 
14  April  ^'  näher  modifiziert  ist.    Es  wird  die  Dampfschiffahrt 


1  VgL  §  8774   der  A.   d.  M.    H.K      Ahiilirhe  Bedenken   hatt*'  m 
M^er  wegcD  Konkurrenz  dfr  Diuiipfseliiffe  auf  dem  Main  mit  der  Mali 
Frankfurter  Msirktschifll^ilirt   gehegt     Vgl.  Selireibeu    vom  25.  Mau 
n.  Juni  1824  in  Kbeinschiffahrt^akten  1824  M.St.A. 

'  Vpjl  Berichte  vom  8.  und  21.  I>oz.  1825  (Hand eUkaromer  zu  Mi 
8.  130— l"t2)  und  die  Berichte  A.  der  iM.  H.K.  ff,    besonders  GutAehtf« 
vom  9.  März  1826  (§3700  A.  d.  M.  H.K,|. 

^  VgL  namentlich  Schreiben  au  Bürgermeisterei  vom  8»  Mars  18! 
».  a.  0. 

*  Beglaubif^e    Abschrift    in    Akten    über    Handel    und    Verkehr 
we«en(DÄmpföeliifffthrt)  0.  127  M,St.A.     Abdruck  bei  Herrn  an,  Adrefl 
buch  1827  S.  13-15.    Weitere  Abecbriften  in  Akten  der  M.  H.IL  unr* 
i  3808,  5836. 

^  Mitgeteilt    der   Bürgermeisterei    dnn*h    Praxi nziÄlregiormig   aoi 
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auf  Rhein  und  Main '  gestattet  zum  Transport  von  Reisenden 
und  deren  Oepäck  mit  Güterbeiladungen,  hinsiehtlich  welcher 
die  mit  hessischer  Zustimmung  erfolgenden  lieseldüsse  der 
Centralkoramisöion  vorhelmlten  bleiheu,  DIq  Erlaubnis  gilt 
zuiiäehat  für  die  Streukeu  Mainz- Mann h»^im- 8 trarshurg  und 
Maiu'/;- Frankfurt;  mit  Preufsen  soll  eine  Vereinbarung  getroffen 
werden  über  gleielimäfsige  Bolin ndlung  der  Boote  der  Kölner 
und  der  Mainzer  GesellscludL  Besonders  bemerkt  wird  nocli, 
dafs  durch  die  Fahrten  mit  I ) am pfsc bitten  bis  zum  Erlals  der 
erwarteten  Rheiusebifiahrtäordnung  das  Umachlagsreeht  nicht 
verletzt  werden  darf,  und  dals  ein  landesherrlichem  Öber- 
aufeichtsreeht  bezüglich  der  in  lies.siöchem  Gebiet  landenden 
Fahrzeuge  ähnlich  wie  bei  den  Wasserdiligencen  geübt  wird'*. 
Wenige  Tage  später  wurde  zwischen  der  vereinigten 
Dampfsehiffahrtsgesell Schaft  vom  Rhein  und  Main^    bestehend ; 

a)  aus  dem  Hamlelstand  der  8Uxdt  Mainz,  repräsentiert 
durch  seineu  Special  bevollmächtigten  Herrn  J.  Kertell,  Vice- 
Präsidenten  der  Handelskammer  daselbst,  dann 

b)  aus  den  Herren  Gebr.  Bethmaon  und  Joh.  Nof5  du 
Fay  in  Frankfurt  a,  M.^  repräsentiert  durch  den  H,  Staatsrat 
Ritter  von  Betlnnannj  ferner: 

e)    aus  dem  Handelsstand  der  Stadt  Strafsburg,  repräaen- 


15,  April  1826.    AWcbriften  in  cit.  Akten  den  M.  8t. A.  und  des  Archivs 
der  M.  H.K.  i§  M8(ix,  ^'ysm.) 

*  I**"r  Senat  tkr  Freien  Btadt  Frankfurt  a,  M,  erteilt  der  GescH- 
Kchaft  «eine  Geiiidiinignng  am  Ml.  Ati;?iiHt  lHt>Jj.  V^],  HermaD,  Adr^^fa- 
biii-h  1827  S.  m  Adrefsbiidj  1^30  S.  74  imd  Abschrift  in  Ä.  d.  M.  H.K, 
§  3836.  Als  die  Gebr.  Bethmann,  A,  N.  du  Fay  &  9<5tmi.  1826  um  die 
Konzession  des  Frankfurt«  r  Senats  für  die  Strecke  Maiuz-Frankfurt  nadi- 
Richten,  ergaben  sieh  ähnliche  Seliwieriekeiten  wi*i  für  Erteihme  der 
Erlaubnis  zur  Dampfr^chitlHlirt  anf  dem  ÄiittiOrliein,  da  das  Monopm  dt^s 
Marktm-hiflerB  Martin  IMenst  wich  noch  bis  zum  8L  Oktob<?r  1H27  er- 
Btreektp.  Er.^t  als  die  Ge.suehsteH*T  sich  bereit  erklärt  hatten*  nacli 
Einigung  mit  Dienst  oder  nach  Ablauf  von  dessen  Frivüep  alle  im  der- 
zeitipn  MarktsehiÜerviTtrag  eutlialtenen  Verbindlichkeiten  zu  uber- 
n«*hmen  und  auHzufuhren,  es  sei  nun  „veraiittcLst  des  Dampfschilfeft  oder 
einen  gewöhnlichen  MarktBchiffes^,  hielt  die  Benatsdeputation  alle  An- 
8tHnde  für  beseitigt  und  sprach  sich  ftir  Erteilung  di^r  obenerwähnten 
KonKe»i<inn  aus.  Am  \},  8**nteniber  W2^  machten  sich  dann  Bi^thniaun 
und  du  Fay  noch  verbindlieh,  dem  Itienst  jedweden  Schaden  zu  er* 
»etzen,  der  ihm  durch  ihrt^n  Betriel>  für  die  nocii  laufende  Zeit  seines 
Pririlegcf*  cntHtehen  württe.  Vgl  zu  dem  Gesagten  Brief  du  Kays  vom 
7.  Mai,  Brief  von  Betlimann  an  Senator  Schmidt  vom  15.  Mai»  Brief  des 
Senator»  Selmiidt  vom  24.  Mai  und  Abschrift  dei<  von  Gebr.  Bethmann, 
Job,  No^'  du  Fav  &  Co,  ausgestellten  Reverses  in  Bezug  auf  die  Hechte^ 
de**  Marktschitfers  Dienst  vom  9.  September  1826;  (alte  in  A.  d.M.  U.K. 

*  Ebenfalls  vom  9.  S«'pteniber  1826  ist  der  Vertrag  der  Genueh- 
«teBer  mit  dem  ^Rechney  Amt  der  8tadt  Frankfurt**  wegen  Übernahme 
des  Frankfurter  Marktac'hifFs  datiert.  Am  17.  August  1 827  wurde  dann 
BehliefHÜeh  der  Vt-rtrag  mit  Marktscliiffer  Dienst  wegen  Übergabe  de» 
Frankfurter  Marktachififs   emlgültig   gefichlossen  (A.  d.  M.  H.K.  §  6870). 
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tiert   duruli   seinen    Specialbevollmächtigten  Herrn  Anton  Hu* 
mann  an»  Main?: 

einerseits, 
lind  der  Groföli.  badi sehen  privilegierten  Dampfschiifalirtsges«!!- 
Bchaftt  repräsentiert  durch  den  Freiherrri  von  Cotta  aus  Stutt- 
gart und  H.  C.  Kisliog  aus  Kelil 

andererseits,  

der  bereits  in  den  Statuten  vorn  Januar  182G  vorgesehene  Ztt* 
sammenschlufs  endgültig  vollzogen  \     Jede  der  beiden  Ge8«ll- 
scbaften   besteht   selbstündig  unter  eigener  Direktion  fort;  m\ 
vereinigen    sich  jedoch  zum  gemeinsamen  Betrieb  der  Dampf- 
schiffahrt mit  Teilung  von  Gewinn  und  Verlust  unter  Leitung 
einer  Centralverwaltung,    die  ihren  Sitz  in  Mainz  nimmt     Ei  M 
werden  für  die  Zwecke  der  Gesamtunternehmung  2000  Aktien  | 
a  500  fl*  im  24  Guldenfufs  ausgegeben,  die  sich  verteilen,  irie 
folgt: 

1.  500   erhjilt   die   Grofsh.  badische    privilegierte   Gesell- 
schaft ; 

2.  500    erhält  die  Grofsh.    hessische   privilegierte  Qeddl* 
Schaft ; 

3.  400    erhiilt  das    Konsortium    d.    IL   Gebr.   Bethmana 
und  S.  No^5  du  Fay  Sc  Co.; 

4.  400  erhält  der  Handelstand  von  Strafsburg  ^ 

5.  100   bleiben   zur  Verfüguug   des  Freiherrn  von  Cotta  ' 
zur  Vermittlung  an  bayrische  Unterthanen; 

6.  100  bleiben  für  Schiffer  reser vierte  die  sich  dem  unter*] 
nehmen  anschliefsen  wollen;    was  von  diesen  nicht  genommen 
wirdj  dient  als  Reservefonds  zum  Besten  aller  Gesellschafter*. 

Ganz  dieselben  Beschwerden»  wie  gegen  die  Mainzer  Ge- 
sellschaft^ wurden  gegen  die  Kölner  von  den  nieder-  und 
mittelrheinischen  Schiffern  gerichtet  Erst  nachdem  diese 
sämtlich  durch  Kgl.  Kabinettsordre  vom  8*  April  1826 ■  -g€-^ 
rechtest  zurückgewiesen''  waren,  konnte  der  preufsisch-rbeini- ■ 
Bchen  Darapfschiffahrtsgesellschaft  in  Köln  endlich  die  lang 
erstrebte  Genehmigung  am  IL  Juni  1826  übermittelt  werden** 


^  Verträge,  datiert  KarlHrobe  d<»n  24.  and  25.  April  1826:  Aus- 
ffirtigungen  in  Akten  über  Hatid*^!  und  VerkehriWe«en(i>iimpfschiffÄhrt» 
M.StA.  (vgl.  Beiiagi^n  9  iiTid  lO). 

^  Die  V4?rträg(»  wiirdi^n  von  der  hossiü^chen  Regifiruiig  mit  un- 
wesentlichen Änderiiugt'ij  genehmigt  am  22  Juni  1826,  vgl.  Aktenstücke 
a*  a,  O.  und  Abächrift  de^  Schreibi.mH  der  Mainzer  Bürgtrmeiftterei  vom 
h  August  1826  an  dio  Dlrekticm  der  Dariij^fwehiffahrt  vom  Rhein  und 
Mftiii  betr.  dii'  Vereinigung  der  viirsehiedenen  GeselUcbaften  in  A. 
M.  M.K.  §  58;^»  Das  badische  Ministerium  de«  Inuern  §ab  seine  O 
nehmiguiig    zu    dem    Vertragsschluf«    bereits    am    1.   Mm    1826   fA- 

M.  HK.  f  mm. 

»  Abschrift  dergelben  in  A,  d.  M.   H,K,  58:^6. 

*  Abdruck  bei  Her  man»  Adref^huch  1827  S-  25,  26.  Sepanl^ 
abdrücke  der  Genehmignngaurkundc  wurden  nebst  Einladung  sar  O^^neral 
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Die  Verbindung  der  Mainzer  Gesellschaft  mit  der 
köhiiöchen  war  nicht  so  eng,  wie  mit  dem  Wdischen  Unter- 
nehmen, aber  immerhin  war  sie  auch  dorten  mit  300  Aktien 
beteiligt,  deren  Interessen  die  Mainzer  Handelskammer  zti  ver- 
treten hatte'. 

Nach  diesen  unifassendeo  Verhandlungen  nnd  Vor- 
bereitungen begann  am  L  Mai  1827  dm  Dampf boot  „Con- 
cordia**  regelmäfsige  Fahrten  zwischen  Mainz-Köln,  dem  sich 
am  L  Juni  182B  noch  der  ^Friedrich  Wilhelm"^  zugeselltr^ 
Das  für  den  Untermain  bestimmte  Damptschiif,  die  „Stadt 
Frankfurt**  fuhr  im  Jahre  1828  nur  wenige  Tage  und  konnte 
erst  Juti  bis  September  1829  und  vom  27.  Mai  IS^^O  an® 
regelmäfsige  Verbindnngen  zwischen  Frankfurt  und  Mainz  her- 
stellen. Der  für  den  Oberrhein  bestimmte  ^Ludwig**  erwies 
sich  bei  der  Probereise  im  Juli  1827  als  untauglich  und  ver- 
mochte erst  nach  umfassenden  Venlnderungen  vom  5,  Juni 
1830  an  die  Verbindung  zwischen  Mainz  und  Mannheim  auf* 
recht  zu  erhalten*.  Die  Dampfschiffahrt  blieb  also,  abgesehen 
von  der  holländischen  Strom  »trecke,  wo  seit  1825  mehrere 
Boote  verkehrten,  in  den  paar  ersten  Jaliren  nach  Ortlndung 
der  grofsen  Gesellschaften  zu  Köln  und  Mainz  noch  fast  aus- 
achliefslich  auf  den  Mittelrhein  beschritnkt'^.  Es  trugen  daran, 
gauz  abgesehen  von  dem  Mangel  an  hinreichender  Erfahrung, 
teils  technische^  teils  rechtliche  Schwierigkeiten  die  Schuld, 

Die  Maschinen  der  „Concordia''  und  des  „Friedrich  Wil- 
helm'' erlitten  in  der  ersten  Rctriebszeit  öftere  BescIjÄdigungcn, 
die  ausgebessert  werden  mufsten  und  daher  die  vorgesehene 
Fortsetzung  der  Fahrten  vielfach  behinderten  ^  Am  11,  Sep- 
tember 1827  wilre  die  Concordia,  die  im  Bingerloch  autgetahren 
war,  beinahe  gescheitert  und  konnte  nur  mit  Mühe  wieder 
flott  gemacht  werden,  sodafs  glücklicherweise  kein  Menschen- 

veraammhinir   vom   29.  Aui^uat    um  7.  Juli    un  die  Aktionäre   verflandt. 
Vgl.  A.  d.  M.  H.K.  ti  3)^62/ 

^  Üb*^r  diese  VfrliältiuHse  und  die  «r^ten  Gflneralversamniluii^oD 
der  prf'ufsiisHi-rhciriiscliön  Diimpfschiffkhrtageisellöchaft  1^25—1^30  v^l. 
A,  d.  A.  d.  M.  H.K,  besonders  gg  ä711,  3ir^,  3731,  3758,  3772,  44>28,  4im. 
4152,  4201,  4502,  4092, 

*  1821»  Jtiim  noeli  „Prinz  Friedricli"  dassu.  Mit  den  FÄrclu^rn**  der 
Rheingauortc  waren  Vertrage  über  AnbriDgeii  und  Abniihme  der  Passa^ 
giere  an  den  Dampfncbülnn  gescblosaen  worden.  (A  d.  M.  JI.K  5j  6H70.I 
Nähere«  darüber,  sowie  der  genaue  Ftilirplan  iler  preufMis^eh-rlieiniieheB 
Ge-^ellseliftft  im  Jahre  1827  hiidet  sich  in  Beilage  15. 

«  He  im  an,  Adrefsbuch  1&30  8.  74. 

*  Vgl-  A    d,  M.  H.K.  I  4629. 

'^  Däfjei^cii  gab  p»  18:-J0  im  Hheingebiete  bcIioti  18  Dampf  boot  »s  wovon 
2  den  Oberrhein,  '3  den  Mittelrhein,  9  den  Niederrhein  b(*fubren  und  4 
die  Verbindung  zwischen  Rotterdam- Antwerpen  und  F^ondon  aufrecht 
erhielten;  vgl.  Her  man,  Adreftibueh  18^^)  ft*  94. 

*  Vgl*,  darüber  näheres  in  Bericht  des  Verwaitungsrat^  der 
preufsiiicb- rheinischen  Dampf^ehiffalirtijgesellschaft  zu  Köln  fiir  diu 
Geueralverüammlung  vom  15.  April  1828  in  A,  d.  M.  H.K.    §  4232. 
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leben  verloren  ging*.     Alle  technischen  Prüfungen  der  Seh 
vor  Antritt   der  Reisen  vermochten    derartigen  UnfUllen    nie 
vorzubeugen ,    da   die  noch  ira  Anfangsstadimn  stehende  K< 
ßtruktion   der  Maschinen,    die  mangelnde  Erfahrung  bei  ili 
Behandlung  oft  alle  Voraussicht  tiiusehte^. 

Auch  mancherlei  rechtliche  und  pulizeiliche  Erschwerungen 
mufsten  ^icli  die  GeöelUc haften  getaüen  lassen.    BeispieUwci«« 
wurden  in  Mainx  die  grofsen  Plakate  der  preuföi«ch*rheiniseh 
Unternehmung  beanstandet^,   ^weil  ein  Maueranschlag  mit  dej 
kgL  preufsischen  Wappen  am  Kopfe  nicht  Öffentlich  angohef! 
werden   dürfe^ ,   weil   die   Preiae   nur   iu  preuTsischen  Thalei 
und    8ilbergro8chen,    nicht    aueli    in    heßöischen    Gulden    am 
Kreuzern  angegeben  seien  und  ähnliches  mehr.    Mit  Muhe  v 
liielt    die    Gesellschaft    schliefälich    du/    Erlaubnis^     dafö    ih 
Aftichen  wenigstens  in  den  Wirtslokalen  bis  zum  Frtihjalir  1828 
hängen  durften,    um  welche  Zeit  die  abgeänderten  neuen 
sehläge  erschienen*.      Auch  2ur  Erniäförgung    der   Gebüh 
erhebung  in  den  Häfen  wollte  man  sich  ge^enttber  den  Dampf 
scliiffeo    nicht   verstehen,     Ali«    die  Direktion    der  GesellsehÄft, 
vom  Khein   und  Main  (Humann   und  Lauteren)  ara  6-  Juni  I8ii 
bat^    man   müge   auf  Erhebung   der  5   Cs.   pro    Centiier  h 


'  Vgl.  noch  Akten  über  Handel  und  Verkehrsweßea  fDÄmpfftchiffkhrO 
M.St.A.  G  127. 

^  Di<*  einzebieji  Regierungen  jurt^uföiselie^  iiiederländisehc,  he^iMl 
franzö^ii^che)  g^iben  b*'jiOiidere  Instruktionen  zur  Untersuchung  d( 
Dampfschiffe,  die  in  weHt.'ntljeh*»ii  Pnnkten  übereinstimmen.  Die  «Oc 
cordia"  war  in  Mainz  tun  MO.  April  1827  durch  Baudirektor  Aruolci  m 
Rheintiichkomtni.'i.sar  With  teebni»eb  geprüft  worden.  Nach  jed«»r 
deutenden  Wintii^rreparatiir  wurden  die  Scbiife  von  neuem  gep 
Vgl,  Akten  über  Handel  und  Verkeltrswesen  M  St.A. 

'  Vgl.  danlber  die  zwiscben  Direktor  Boiaser^e  in  Köln   und  di 
lieö8ii<chea  Regierung  geführte  Korrespondenz,  namentlich  die  SkUrmb' 
vom  17.   und  26.  Juni  b^27   in  Akten   über  Handel   und  Verkehrswi 
127g  M.St.A,     Dort  siind  auch  diese  ältesten  Affichen   fast  auanahi 
in   Originalstücken   erbalten.     Anfangs  »ind   sie  noch  wenig  gc 
abgefafst ;   dagegen  werden    sie    in   ihren  Angaben  rasch   auaful 
und   1830  enthalten  Mie  bereitiit  genaue  Angaben  aller  Preise  ete,  id 
Hpraehen  (deutsch,  französiech,  englisch). 

*  Die  Mainzer  Zeitungen  jener  Tage  enthalten  nicht  niir 
liehe    Anzeigen    über   die    Daur|dschitiahrten    und    ihre    Abgmngüxeii 
(vgl.  z.  B.  Neue  .Mainzer  Zeitung  Nr.  tt06,  308.  lilO,  312  vom  No^ 
l&l)  sondern  bringen  aueli  noch  in  ihren  Lokaluotizen  Berichte  übei' 
Dampfschilfe,  die  die  Stadt  passierten.    Vgl.  z,  ß.  Mainzer  Zeitung  Nr, 
vom  24.  Mai  1825. 

*  Vgl,  die   betreffenden    Korrespondenzen    in    Akten    über  Hand 
nnd  Verkehrswesen  iDanipfachiffahrt)    127.     Man   bestritt  der  Direkdr 
der  Da rnpfsebiffahrtttgese lisch aft   vom   Rhein  und   Main   überbanpt 
Recht,    sich  für  die  Schiffe   der  rhcin-preufsi&chen  Gesellsebaft  zu  vi 
wenden,  die  nicht  ihre  eigenen  seien,  wie  sie  ja  überhaupt  eigne  noch  gl 
nicht    liehen    lasse.      Der    Bürgenneisterei    wurde    darauf    füglich    t 
28*  Juli  geantwortet,  dafä«  laut  Gesellsichaftsr ertrag  die  Mainzer  Unt** 
nehmung  an  der  Krdner  Unternehmung  stark  beteiligt  »ci,  daCs  leti 
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tragenden  Krahnengebühren  verzicliten,  da  die  %^ora  Mitteirheio 
kommenden  E^ahrzcuge  meist  nach  6  Uhr  abends  einträfen  und 
durch  die  eigenen  Leute  ausgeladen  werden  mufsten,  wird  dic8 
durch  die  Btirgermeisterei  entschieden  abgelehnt  unter  dem 
Hin  weis,  daf^  die  Damplaehiffe  durch  Wegfall  der  Wippen- 
^ebilhren,  der  Beiträge  zur  Gildekasse^  d^^r  I*roviKionen  ftir 
HesUltter  schon  genug  sparten,  und  dafa  die  Gesellschaft  froli 
sein  solle,  wenn  man  ihr  überhaupt  das  niicbHichr  Ausladen 
gegen  die  Haienordnung  gestattet  Selbst  die  Festsetzung  der 
IVeise  durch  die  Gesellschaft  wurde  anfangs  bemäkelt,  die 
Taxen  sollten  teilweise  erniedrigt,  für  die  Zwischenstrecken 
genau  angegeben  und  für  Berg-  wie  Thalfafirten  gleichgestellt 
werden^.  Im  allgemeinen  waren  die  Preise^  in  den  eraten 
Jahren  des  Dauipfschiffabrtsbetriebes  etwas  höher  wie  bei  der 
Segelschiffahrt,  dagegen  niedriger  wie  bei  den  Landreisen. 
Für  Pass.i giere  gab  es  verschiedene  Taxen,  je  nachdem  Plätze 
im  Pavillon,  der  Kaiilte  oder  Vorkajüte  gefordert  wurden. 
Am  meisten  waren  die  Preise  bei  der  preufeisch- rheinischen 
Gesellschaft  differenziert,  wo  für  Personen  vier  getrennte  Plätze 
zu  haben  waren  ^  Die  Frachten  der  Waren  wurden  unter 
Einschlufs  der  Khcinzollgebühren  festgesetzt  und  beliefen  sich 
1829  pro  Centner  von  Slainz  nach  Köm  auf  10  8ilbergroschen, 
von  Köln  bis  Mainz  auf  12— 13^»  Silbergroschen ^, 

Trotz  all*  dieser  einzelnen  Mängel  und  Schwierigkeiten 
war  das  Gesamtresultat  der  Dampfschiffahrtsunternehmungen 
von  Anfang  an  ein  günstiges.  Die  Zahl  der  auf  Dampf  booten 
beförderten  Güter  mehrte  sich  von  Jahr  zu  Jahr,  obgleich  die 
Frachtsätze  eine  steigende  Tendenz  aufwiesen.  Die  „Con- 
cordia",  „Friedrich  Wilhelm^  und  der  1829  dazu  gekommene 
„Prinz  Friedrich"   führten  auf  der  Strecke  Mainz-Köln 


nur  kraft  Siibstitiition  der  Mainzer  Rechte  die  Fahrten  auf  der  hesBischeii 
Kheinstrecke  übertragen  seien  und  Ähnliches  mehr. 

'  Über  weitere  Verhandlungen  weeeii  Gebührenerhebung  bei  den 
llarapfschiffen  vgl  A.  d.  M.  H,k.  besonder??  §  4245^  4404. 

*  VgL  Schrpiben  der  hessischen  Provinzialregiemng  %'om  27,  April 
l!^27  und  ßekanutmüchung  derselben  betreffend  dit^  Dampfschiffahrt  auf 
dem  Main  vom  13.  März  1828,  in  Akten  über  Handel  und  Verkehrs* 
wesen  (Dttmpfschiffahrt). 

^  Vgl-  über  die  Fraehtpreiae  Beilage  15  und  die  ödion  citierten 
Plakate,  Für  die  Zeit  um  IsÖO  enthält  eine  genaue  Angabc  der  Preise 
»amtlicher  I>ampfschifffthrt»linien  Herman,  Adrefsbuch  1830  S,  76 
biA  90.       Dort  sind  auch  die  einzelnen  Abfahrtazeiten  verzeichnet. 

*  V^d.  Beilage  15, 

^  Die  Frachten  der  Guterladungen  wurden  auf  einzelnen  Strecken 
bald  nach  Ernffutiuf^  der  Dampfschtftahrt  etwas  erhöht;  vj^K  den  citierten 
Bericht  de«  Vcrwaltungsrats  der  Kölner  Gcgellschiift  S.  y.  Die  AusHtze 
in  Beilage  15  und  in  denFlakaten  von  1827  mit  den  Angaben  bei 
Herman,  a.  a.  0.  S.  82.  Über  die  Frachtpreise  der  Fadsagier-Effekteii 
und  Wertsachen  vgl,   ebenfalls  Heilage  1-5. 

FotBcbung««  XVOl  5.  -  Eckert.  14 


L 


1827  —     54818  Centner  ^  Handelsgüter  mit  rieh 

1828  —    79502        •  -  -        - 

1829  —  154522 

Eine  ähnliche  Vermehrung  ded  Zuspruchs  ilL£»l  sicli 
die  Mainlinie  feststellen,  wo  die  , Stadt  Frankfurt*  1828 
und  18iÄ9  schon  7491  Centner  transportierte.  Noch  weit  gr5lfer 
sind  die  Zahlen  auf  der  niederrheinischen  Strecke,  wo  di« 
holländischen  Boote  (Stadt  Nymwegen,  Stadt  Köln  und  Her- 
knles)  1829  insgesamt  181842  Centner  beförderten,  Von  I^t«^ 
l^enannten  SehiÄen  war  der  Herkules  zum  Sehieupen  anderer 
Fahrzeuge  eingerichtet  und  vermochte,  abgesehen  von  der 
eigenen  Ladung  mit  2400  Centner,  4 — 6  Boote  ä  5 — 7000  CentiKf 
Ijergwärts  zu  ziehen. 

Auch    die  Personenbeförderung   blieb   stetig  im  WadineiL 
Gleich   im    ersten    Betriebsjahr  hatten   die   beiden  Schiffe  d«r 
kdloischen  Gesellschaft  7393  Reisende  zu  Berg  und  11231 
Thal  geführt,    mithin  zusammen  18624    Personen^    die  55841 
Thaler,  13  Sgr.,  2  Pf.  für  die  Fahrten   zu  entrichten  hatten 
Kamen tt ich  der  gebildetere  Teil  des  Publikums  liefs  sich  di 
die   kleinen   Uiüiille   nicht   schrecken   und   wurde  den  Dam] 
booten    immer    melir  zugethan.     Es  war  einmal  die  Schnei 
keit  der  Beförderung,   die   den  Reisenden   zusagte;   in    8 — ll 
Stunden*    ohne   Aufenthalt    von    Köln    bis   Mainz    zu    fah 
hätte    man    sieh   wenige   Jahre   früher' kaum    träumen    lasse] 
Nicht   weniger   war   die  grofse  Bequemlichkeit  geschätzt ,    die 
die    neuen    Schiffe   ihren    Passagieren    boten*      Die    Fahneeti^ 
hatten  für  ihre  OHste  ein  grofses  Deck  zum  promenieren,  i' 
besafsen  elegant  eingerichtete  Pavillons  und  Kajüten*,  in  den« 
man  sich  beaehüftigen  konnte,  und  ermöglichten  eine  guteV« 
köstigung  zu  billigen  Preisen®.     Selbst  das  Geräusch  der  ~ 
schinen ,    vor    dem    man    sich    anfangs    sehr   gefürchtet    h 
Würde    bald    nicht    mehr    unangenehm    empfunden.      Bekannt 
war   in   jenen  Tagen  die  Schilderung^,    welche  der  daiimls  ge- 
feierte Dichter  Matthisson  von  seiner  Rhein  reise  entwarf.     „M; 
kann  sit'h/  so  schrieb  er  auf  der  „Concordia*  am  16.  Mai  1827 
^nichts  Eleganteres  und  Bequemeres  ilenken,  als  dieses  Dampl 
sclnff,  weluhe.s  den  schönen  Namen  von  Schillers  Glocke  führt' 


?e-^^ 

I 

irt^ 


^  Vgl,    üprtnan   n,  a.  O.   S.  90.     In  di*m    t?rwähiiten  BericJit 
Kolner  Geficlly^ehiiff  wird  für  1827  die  C«mtn»-rzahl  sogar  auf  57  185  ai| 
gegeben. 

«  Vgl  Bericht  der  Kölner  GeselUcbaft  für  1827  8.8  und  A.  4 
fl.K,  §  4m 

■  V^L  weitere  Angaben  bei  Her  man  a.  a.  0*  S*  90  ff, 

*  The  „ConcOTfiia"  tmd  ^Frii^drieh  Wilhelm*  hatten  eine  Längt-  ra 
über  VM}  und  pinr  BnMt»'  von   ll>  Fiir8 

*  Vgl     Bdbm»   \'t,    Itrrirht   a,   a.  <»    S    7,   ^:    Horunin   a,   «. 
a  76,  76. 

*  Herich t  a.  a.  O. 
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Vom  Morgen  bis  kuui  Abend  kannst  du  für  Leib  und  Seele 
das  gemächlichste  Leben  darin  treiben.  Stünden  die  alten 
Sybariten  wieder  auf,  sie  würden  e.s  kaum  irgendwo  sich  besser 
wünschen,  Ftir  Alles  ist  gesorgt,  Audi  eine  kleine  Bibliothek 
steht  dem  Reisenden  zu  Gebot.  Die  Möbel  sind  so  zierlich, 
wie  man  sie  nur  in  Palästen  zn  sehen  gewohnt  ist:  angenehmer 
sich  durch  die  Welt  bewegen  als  auf  einem  solchen  Dani[>f- 
schiffe,  mag  auch  der  lebhaftesten  Phantasie  kaum  ertrnunibar 
sein"* 

Nicht  so  glücklich^  wie  die  DampfschitYahrt  sich  bei  dem 
Publikum  eingeführt  hatte ^  gestaltete  sich  ihr  Verhältnis  zu 
dem  bisherigen  Schifferstand*  Es  war  ja  nicht  gut  möglieh, 
dieselben  Leute,  die  seither  auf  Segelschiffen  gedient  hatten, 
nun  ohne  weiteres  auf  Dampfbooten  zu  beschäftigen.  Für  ge- 
wisse Funktionen  waren  sie  dorten  üherhaupt  nicht  zu  ver- 
wenden, weil  man  dafür^  z.  B.  zur  Üljerwachung  und  Bedienung 
der  Dampfmaschinen,  nur  gelernte  Mechaniker  brauchen  konnte. 
Für  die  Gesellschaften  war  ea  wirklich  nicht  leicht,  ordentliches 
Percsonal  zu  erhalten;  namentlich  zu  Anfang  mufsten  sie  ver- 
hiiltnisrnfifsig  hohe  Löhne  zahlen.  Die  Gesamtausgaben  für 
Bedienung  eines  niederrheinischen  Dampfschiffes  wurden  auf 
11740  fl.  pro  Jahr  geschätzt*.  Davon  enttielen  als  Gehalt 
mit  Koat  für  den  Maschinisten  1600  Ü.,  dessen  Oehüfeu 
1000  flj  den  Kondukteur  1200  fl.,  den  Kapitän  OoO  «.,  den 
Steuermann  580  fl.,  dessen  Gehilfen  430  H„  den  Zimmermann 
500  fl.,  vier  Matrosen  zusammen  1500  fl.^  5  Stocher  zusammen 
2500  fl.,  2  Knechte  zum  Aufpassen  380  fl.,  einen  Koch  470  Ü. 
2  Jungen  380  fl.,  einen  Deckjungen  250  fl.  Aus  diesen  An- 
gaben erhellt,  wie  wenig  man  anfangs  mit  dem  Personal  haus- 
zuhalten wufste,  dafs  man  viel  mehr  Leute  anstellte,  als  der 
Betrieb  wirklieh  erforderte,  und  wie  teuer  die  Beschaffung  der 
leclinisch  geschulten  Kräfte  zu  stehen  kam.  Nicht  nur,  dafs  der 
Maschintst  den  absolut  höchsten  Gehalt  erhielt  und  sein  Gehilfe 
mehr  als  der  Kapitiin,  wurden  seihst  die  Heizer  besser  bezahlt 
als  die  Matrosen^  obwohl  jene  gelernte  Schiffer  waren. 

GauÄ  die  gleichen  Erscheinungen  zeigen  sich  beim  Betrieb 
der  preufsisch-rheinischcn  Gesellschaft'*,  Diese  mufste  1827, 
wo  ihre  Schiffe  nur  wenige  Monate  gingen,  13781  Thaler  für 
deren  Mannschaften  verausgahen.  Diese  hohen  Ko^iten  ent- 
standen zum  Teil  dadurch,  dafs  Maschinisten,  Kondukteurci 
Kapitiine  etc.  vor  Einrichtung  des  aktiven  Dienstes  nach 
Holland  geschickt  werden  mufsten,  um  sich  in  ihren  kommenden 
Vorrichtungen  einzuüben,  zum  Teil  auch  dadurch,  dafs  in  den 


*  Lber  diose  Bert'thnuiig  vgl.  Jlerinan,  Adrcfabuch  1827 
8,  39  ff. 

»  Vgl  Bericht  de«  Verwaltungsrats  vo«i  15.  April  1828  (A.  d.  >i, 
fl.K,  g  4232)  S.  %  IH, 
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ersten  Monaten  des  Dienstes  beaufsichtigende  ntedcrlündi« 
Maschinisten  und  Kapitäne  auf  den  Scliitlen  gegenwärtig  wäre 
um  die  Fahrten  sieher  zu  »teilen.  Doch  gelang  es  der  Direktifl 
8ehon  1828,  die  teueren,  von  der  niederlandisehen  Gesella 
überlaHHenen  I^eute  durch  einheimisches,  billigerem  Personal 
ersetzen,  die  Beujannung  etwas  mehr  dem  wirkliehen  Bedüil 
nisse  anzupassen  und,  was  am  bedenklichsten  war,  die  Löhfl 
der  Matrosen  und  Stecher  un*  vieles  herabzudrücken» 

Nocli  mehr  Schwierigkeiten  machte  die  Beschaffung^  vo 
Steuerleuten  für  die  Dampf  boote.  Die  Gesellöchaften  könnt 
und  wollten  sich  nicht  darauf  einlassen,  jedesmal  einen  ai| 
iliTeo  der  für  bestimnito  Strecken ,  und  zwar  für  Berg-  od<| 
Thalreise  patentierten  Leute  an  Bord  zu  nehmen,  zuntal 
den  Unfall*  der  ^,CtJficordia''  ini  Ringer  Loch  am  11.  Septerak 
1827  auf  die  Ungeschicklichkeit  eines  solchen  Mannes  zunick- 
führten. Allein  es  bedurfte  erst  eines  ausführlieh  begründet 
(Tesuches,  längerer  Sehreibereien-  und  des  Hinweises,  dal» 
der  Schnell igkeit  des  Schitfslaufes  und  der  leichten  Beweglicl 
keit  des  Steuerruders  Leute  mit  seiner  Führung  betraut  werde 
müfisten  ^  die  seine  VerwtMHJung  tiiglich  übten,  bis  ihr  für 
Mittelrheinstreeke  gestattet  wurde,  aus  der  Zahl  der  dort  eifl 
geführten  Steuerleute  einige  zum  dauernden  Lotsendienst 
Berg-  und  Thalreism  auszuwählen,  die  sich  dann  aber  auf  die« 
Beschäftigung  beschränken  und  anderen  Schiften,  von  Notftll« 
abgesehen,  fernbleiben  sollten. 

Die  Thatsache,  dafs  bei  den  Dampf  booten  die  Beruli 
angehörigen  nur  in  wenigen ,  nicht  einmal  den  bestbesahlte 
Stellungen  ankommen  konnten,  stimmte  den  zünftigen  äeliififeii 
.stand,  der  sich  durch  die  neue  Betriebsw^eise  in  seiner  Kxistei] 
bedroht  ttihlte,  natürlich  für  diese  nicht  günstiger.  Andere 
seits  war  er  auch  zu  dei«  kapitalistischen  Beteiligung  \h 
den  Gesellschaften  nur  in  seltenen  Fällen  zu  bewegen-  Oll 
schon  letztere  bei  der  Konzeasjonserteilung  verpflichtet  wurden^ 
einen  Teil  ihrer  Aktien  den  Schiffern  anzubieten,  und  obücha 
dies  beispielsweise  durcli  die  Dampfschi ffahrtsgeaellschaft  von 
Rhein  und  Main  in  der  liberalsten  Weise  geschah  *,  liefsen  sie' 
nur  ganz  wenige  Schiller  zur  Übernahme  einiger  Aktien 
wegen.      Die    meisten    erklärten    teils    aus    wirklichem    GeW 


'  Vgl  oben  8.  207. 

*  V^l,  Gesufh  vom  15,  S*?|itt"mber  1827,  Schreiben  der  Hü 
iiieistcrtn  vom  IH,  September  imd  Entscheid  der  Provinz ialregieraiifl 
2.  Oktohi3r  1827  in  Akten  Gbpr  Handel  und  Verkehrs weeen  (Dampft 
fahrt I  127  M,St,A.  und  oben  S.  im. 

*  Vgl.  oben  S.  201. 

*  Vgl,  Schiffahrtsi.ttkten  1826  M.St.A.  Die  Mainzer  GeseU«ch&f^ 
lief»  eine  Anzuhl  von  Exemplaren  ihrer  Stählten  aii  SchiflFer  verteilen, 
damit  die.se  sich  über  sie  unterrichten  konnten.  Trotzdem  nabin  von 
2n  Mainzer  Sebiffern,  die  aufgefordert  wurden,  nur  einer  wenige 
Aktiefli 
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mangel,  Unis  aus  der  Furcht  kleiner  Leute,  bei  einoni  Unter- 
nehnien,  dessen  Entwickelung  aio  nicht  überschauen  konnten, 
ihr  Geld  zu  vertieren ,  dafs  sie  sich  nach  ihren  Verhültnissen 
der  Aktien  niuht  bedienen  könnten.  Die  grolVen  Umwälzungen, 
die  die  Hheinscbiflahrt  durch  Verwendung  tler  Diimpf kraft  l»ei 
Jietorderiing  der  Fahrzeuge  erfulir,  wurden  durch  intelligente^ 
kapitalkräftige  Orofskaufleutc  getragen;  sie  mufüten  bei  der 
dauernden  Zuruekhaltung  des  alten  JSebifterstandeü  jenen  allt^in 
direkt  oder  indirekt  Nutzen  bringen. 

Den  geschädigten  Schittern  blieb  nur  eine  Möglichkeit,  dem 
drohenden  Verhängnis  zu  entgehen.  Diese  lag  in  dem  Versuch^ 
das  seitherige  »System  de»  Fahrtenbetriebes  niit  der  neuen 
Weise  konkurrenzfähig  zu  erhalten.  Die  Niederländer  gingen 
dabei  am  praktiscliüten  %'ür  ' ;  sie  errichteten  von  der  hollän- 
dischen Grenze  hm  Köln  Pferde- Relais,  an  denen  stets  frische 
Zugtiere  zur  Verfügung  stand ^ik  Damit  brachten  sie  es  zu 
einer  merklicben  Beschleunigung  ihrer  Transportej  so  dafs  die 
Strecke  von  Holland  bis  Köln^  die  seither  etwa  14  Tage  be- 
ansprucht hatte,  nunmehr,  dank  der  Konkurrenz  des  Dampfes, 
mit  den  alten  Fahrzeugen  in  5 — 6  Tagen  zurückgelegt  wurde. 
Viel  weniger  ^^pannkraft  zeigten  die  mittel-  und  oberrhi.'inischen 
Genossen.  Ihr  ganzes  Bestreben  ging  rlahin®,  die  Einführung 
der  Dampfseh iifahrt  zu  vereiteln,  und  als  sich  dies  unmöglich 
zeigte,  bofften  sie  wenigstens  auf  den  babligen  Verfall  des 
Unternehmens  ftir  ihre  Strom  teile. 

Ihre  Gesinnungen  und  Anschauungen  spiegeln  sich  am 
besten  in  Gutachten  wieder,  die  der  Verwaltungsrat  der  Mainzer 
Schiftergilde  in  den  Jahren  1820  und  1827  abgab*.  Im  ersten 
Falle  war  ihm  nach  Wunsch  tlcr  hessischen  Regierung  die 
Frage  nahegelegt  worden,  wie  die  Dampfschitfahrt  unter  m<ig- 
lichster  Schonung  tles  Nahrnngsstcindcs  der  bestehenden  Scbitfer- 
gilden  zu  verwenden  sei^?  Die  ausfilbrlicbe  Antwort  zielt  im 
wesentlichen  dahin  ^  jene  könne  überhaupt  nicht  dauernd  be- 
stehen. Wenn  auch  die  Darapfscbiifahrt  hinsicijtlicb  ihrer 
Kraft  und  Schnrdligkt^it  die  allgemeine  Bewunderung  errege, 
80  dtlrfe  man  ihnen  „als  praktisch  erfahrenen  Schitfern**,  die 
seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  den  Rhein  befahren  hätten, 
doch  glauben,  dafs  dieser  Strom  nicht  in  allen  Teilen  den  Be- 
trieb  mit  Dampfschiffen   zulasse.     Namentlich   der  Mittelrhein 

*  Vgl.  Schirges,  der  Rheinp^trom  S,  74;  Hände Iskaninjer  za  Mainz 
8.  33.  U. 

*  Für  die  Stret*ke  Kßln-Maitiz  brachte  di«^  Killmr  Hantlelskammer 
eiae  äliuliehe  Einriehtang  in  V(L*n?ehlag,  fand  jediu-l»  bi^i  dor  Mainzer 
HandplskammcT  keine  Untcrstötzirug,  weil  die^e  meinte,  rs  sei  Sache 
di*r  Scliitler,  «^ine  *lerartigr-  Mafsregel  in»  Leben  zu  rufe«.  Vgl. 
Handcbkammer  zu  Main/  h.  M. 

>*  Vgl  oben  S.  20^. 

*  Vgl.  Äum  folgenden  A.  d.  M.  H.K.  i^  4210. 

^  Gutachten  vom  2.  März  1826  a.  a.  iX    Siehe  Beilage  11. 
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zwischen  Köln  und  Bingen  eigne  sich  bei  gewöhnlichem  Wasser- 
stande keineswegs  zu  seiner  Einfühningi  und  auch  die  Linie 
Schröck  bis  Stralöbnrg  sei  nicht  zu  rechnen  ^  Zu  allem  Über* 
Hufs  könne  man  ja  den  Dampföi-hifien  unter  gewisüen  Be- 
schrankungen hin«ichtlich  der  Zahl  der  Fahrten  etc.  eine  Prok«^ 
zeit  von  einem  Jahre  gewähren ,  innerhalb  welcher  skh 
zweifelsohne  die  Unverwendbarkcit  dieser  Betriebsart  klar  er- 
weise. 

Als  das  Jahr  vorüber  war  und  die  Dampf  seh  iffahrtsgesell* 
Schäften  selbst  tiber  eigenes  Erwarten  glücklich  abgeäeldos^Q 
hatten  j  da  sollte  dieselbe  Körperschaft  wieder  zur  Beratung 
zusammentreten.  Freilieh  war  diesmal  die  Frage  schon  gaiis 
anders  gestellt^  nicht  wie  sich  die  Dainptschiftahrt  verwenden 
lasse,  sondern  wie  die  Hcgelschiftahrt  in  ihrer  Konkurrenz  intt 
den  DampfscliitTen  zu  erhalten  und  zu  fördern  set^  und  ob 
man  im  Ka Innen  der  ncjch  geltenden  Octroikonvention  etw» 
durch  EiDriehtung  von  Schnellfuhrten  mit  abgekürzter  Lade- 
iVist,  AhlasestiUionen  für  (Wo  Leinpferde  etc.  Erfolge  erzielen 
könne?  Diesmal  ist  die  Stimmung  noch  viel  gedrückter  da 
im  vergangenen  Jahre,  Vollkommene  Hoffnungslosigkeit  spricht 
fast  aus  jeder  Zeile  des  erstatteten  Gutjiehtens^,  Eigentliche 
Vorschlüge,  wie  die  Segelsehitfahrt  konkurrenzfähig  zu  erbaltea 
sei,  wissen  die  Schiffer  überhaupt  nicht  zumachen;  sie  kli^cn 
nur  über  die  aufjierordentlichon  Begünstigungen,  die  man  der 
Dampfschiffahrt  gewühre  und  bitten,  man  solle  »ie^  die  doch 
zunächst  als  Personen-Post  eingerichtet  sei ,  bezüglich  der 
Warenladungen  Beschränkuiigen  unterwerfen,  wie  man  6t^ 
früher  mit  den  Diligencen  im  Artikel  24  des  Reglements  voilS 
1815  gehalten  habe^.  Auch  möge  man  ihre  Frachttaxen  er' 
höhen,  die  (iildescliiffer  gegen  Eingritfe der Kleinscliiffer  schützen,  ^ 
die  Erhebung  der  Octroigebühren  für  die  Segelfahrten  widfl 
bei  den  Dampf  booten''  vereinfachen  und  die  drückenden  Re- 
kognitioosgeJiühren    ermäfsigen.     Die    letzten    zwei    Wünsche 


'   Ea   h^tzti'i'i'iTi  Piinktr   habon  sie    insofern  Hecht  behalten«  aU  dtd 
iMitipfsi'hitfnhrt   huF  dcrii  Hhrin   oberhalb  Mannheimiä  Dach  JRhr«ehtiti!> 
b»ngvn  Versuchen   wegen   der  wliliu-hfeii  Was6erverhältnii*«i?  fast  gtax«] 
lieh   eingestellt   wurde    und  erst   naeli  den  bedeutenden  Stroöiverbe«a«?- 
riingeii  der   jQngi*teu  Zeit   wieder  ?iiit  Erfolg  betrieben  werden  kg 

*  Gutnehtin   vniii  27:  Angnwt  1827  a.  ft.O.     Siebe  Beilage  12. 
vom  Krdner  *iilderiit  in  gb>ielier  Angelegenheit  begehrte  Gutachten 
itus.      <VgL    Sehreiben    OckbnrtH,    des    Mitglied»   der   provisorisdie 
VerwftltungMkomini8.Hion,  vom  2L  Ajjril  1828  a.  a,  Oj 

*  Aufserdenni  forderte  man,  freil»eh  vergeblich,  die  Dainpfsclii0mhfta<^ 
gegellsebaften  soilten  für  ihr*'  Fahrten  Beitrage  zur  UnterstütaaneBkaa» 
der  Gilden  zahlen.    (Akten  nbi-r  flaudel  «nu  Verkebraweaen  ILStA.) 

*  Die  Dampfboote   entnehteten    znr  Venneidung    von    AufentI 
beispielsweiKe  die  ganznn  Gehnbrf'ri  zu  Berg  von  KöTn  bi»  Koblen«  auf 
(Jem  Erhebnngsbiiretu  x«  Krdn  auf  (^inmiii,  ohne  an  den  Zwischenstationen  j 
III  balf*'^n. 
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berührten  Punkte,   die  aiicli  die  Mainzer  Handelakammer  leb- 
haft befürwortete  *. 

Noch  weitere  Reformgedanken  kamen  in  den  nächsten 
Jahren  zum  Ausdruck''^.  Man  überlegte j  wie  man  ayf  diese 
iider  jene  Weise  die  Zahl  von  Schiffeni  einschränken  könne, 
plante,  dals  die  Gildentangehörigen  bei  Warent^en düngen  auf 
dem  Mittelrhein  gemeinsame  Sache  machen  sollten  gleich 
dem  JachtÄchifferverein  und  ähnliches  mahn  Alle  diese  Vor- 
sehläge hätten,  selbst  wenn  sie  sieh  verwirklichen  liefsen, 
keinesfalls  dauernden  Erfolg  versprochen,  Die  Frage,  ob 
Dampf,  ob  Segel  miifste  ausgetragen  werden^  wie  der  Streit 
zwischen  natürlichem  und  gezwungenem  Umschlag,  zwischen 
Gewerbefreiheit  und  Gildezwang.  Bei  einer  Betriebsweise,  in 
der  die  manuelle,  künstlerische  Geschicklichkeit  des  einzelnen 
vor  der  Gesamtleistung  zurücktrat,  mufste  die  unvollkommene 
Technik  im  wirtschaftlichen  Daseinskampf  erbarmungslos  unter- 
liegen. Der  enfl gültige  Sieg  des  Fortschritts  konnte  verlang- 
samt, Verzüge rtj  aber  nicht  ewig  aufgehalten  werden.  In  der 
That  scheinen  die  grofsen  Umwälzungen  des  Verkehrswesens 
im  19.  Jahrhundert  nicht  als  plötzliche  Umkehrungen  von  heute 
auf  morgen,  sondern  als  langsam,  aber  stetig  sich  vollziehende 
Wandlungen^  die  sich  über  Jahrzehnte  erstrecken.  Trotzdem 
blieb  dem  rlieini sehen  ScliitTersüind  die  Bedrängnis,  das  sociale 
Elend,  wie  es  die  Umwandlung  eines  Gewerbes  vom  Klein- 
betrieb in  kapitalistische  Grorsunternehraung,  als  welche  sich 
die  Dampfschitlahrt  im  wesentlichen  von  Anfang  an  erweist, 
für  ganze  Menschenklassen  mit  aicli  bringt,  in  keiner  Hinsicht 
erspart  Wenn  auch  auf  einzelnen  Linien  in  den  ersten  Jahren 
die  alten  Fahrzeuge  sich  noch  erfolgreich  behaupten  konnten^, 
wurden  sie  doch  mehr  und  mehr  verdrängt,  ms  sie  endlich 
vom  ganzen  Strome  verschwunden  waren. 

Die  neue  Unternehmung  wurde  gleich  bei  ihrer  Einführung 
von  den  Kreisen,  die  nicht  unmittelbar  an  ihr  beteiligt  waren, 
freudig  begrüfst.  Am  selbstverständlichsten  erscheint  die  zu- 
ätimmende  Haltung  bei  den  Organen  des  Handelsstandes,  die, 
wie  die  Kölner  und,  nach  an  fit  n  gl  ich  em  Zögern,  auch  die  Mainzer 
Handelfikammer,    der    neuen    Betriebsweise    vollauf   zugethan 


^  Gataehten  der  Haitdelökanimcr  vom  1.  Mm  1828  a.  a,  O.  Siehe 
Beilage  IS. 

•  VgL  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M;St»A. 

'  Beisplela weise  liat  die  Güferbefürdening  durch  das  Mainz-Frank- 
t'nrter  Markt.Hdiiff  in  den  enston  Jahren  niit'h  Einführung  der  Dampf- 
*<t'hiffahrt  zugenommen.  Dii>  Darnpfwcliiffahrt  hatte  den  öüterzug  auf 
dem  Rliem  vermehrt,  diis  für  den  Main  bestimmte  Boot»  die  ^Stadt 
Praiikfurr"  war  aber  für  Warenkdancen  nicht  eingenuhtet,  nnd  mi  kam 
denn  der  nach  Frankfurt  bestimmte  Znzug  dem  Marktschiff  ku  gute,  das 
liilli|;er  al«  die  konkurrierenden  Eilwagen  war.  YßV*  Verhandhiiigen 
in  Rheinachiffahrtaukten  18^30,  bes.  Schreiben  der  Provinzialrcgierung 
vom  5.  Januar  IB30, 
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waren  ^,  da  die  durch  sie  vertretenen  Interessentengruppen  zum 
mindesten  indirekten  Nutzen  gewannen.  Aber  auch  die 
städtischen  Verwaltungen,  die  niederen  und  höheren  Re- 
gierungsbehörden waren  der  Verkehrsentwicklung  günstig  ge- 
stimmt. Dafs  sie  sich  zu  einzelnen  Mifsgriffen  verleiten  liefsen, 
darf  ihnen  bei  Behandlung  von  Verhältnissen,  deren  Tragweite 
damals  niemand  überschauen  konnte^,  nicht  allzu  schlimm  an- 
gerechnet werden;  im  allgemeinen  haben  die  Provinzial- 
behörden,  städtischen  Verwaltungsorgane,  wie  vor  allem  die 
Centralkommission,  die  den  Ausgleich  der  alten  mit  den  neuen 
Einrichtungen  erstrebte,  die  zugleich  auf  „möglichste  Schonung 
des  Nahrungsstandes  der  bestehenden  Schiffergilden"  drang, 
fördernd  und  segensreich  in  die  Verkehrsgestaltung  ein- 
gegriffen. Das  über  die  materiellen  Sonderinteressen  erhabene 
Beamtentum  der  Rheinuferstaaten  hat  an  der  Erfüllung  einer 
bedeutenden  Eulturaufgabe  merklich  mitgeholfen. 


1  Vgl.  Beilage  13. 

3  Scnrieb  doch  die  Mainzer  Handelskammer  am  8.  Dezember  1825 
kühnlich:  JDer  Gedanke,  die  jetzt  bestehende  SchiffiEihrt  durch  die 
Dampfschiffahrt  ganz  verdrängen  zu  wollen,  kann  keinem  vemfinftigen 
Menschen  einkommen".    Handelskanmier  zu  Mainz  S.  131. 


Dritter  Abschnitt. 

Von  der  RheinschiflTahrtsakte  1831  bis  zu 
ihrer  Neugestaltung  1868. 


V;.| 

tr, 


Abschiurs  uMd  Inhalt  der  Schiffahrtsakte. 

Mitten  unter  den  ^^ewaltigen  UmwälzungeTi»  welche  die 
Kinttihrung  der  Dampfächiffalirt  im  rheinischen  Verkehrswesen 
hervorrief»  kam  zwischen  den  Uferstaaten  des  Stroms  die  Über- 
einkunft zu  Stande,  welche  die  Forderungen  des  Wiener  Kon- 
g^re&ses  endlich  verwirklichen  KoIUe.  Am  3L  März  1831  wurde 
KU  Mainz  die  Rheinsehiffahrtsakte  unterzeichnet,  deren  Grund- 
ideen hh  auf  den  heutigen  Tag  mafsgebend  blieben. 

Wir  verfolgten  oben,  wie  die  Central  komm  ission  ihre  Be- 
ratungen abbrechen  mnföte,  da  jede  Hoffnung  auf  eine  Ver- 
ständigung zwischen  Preufsen  und  den  Niederlanden  ge- 
schwunden schien.  Wenn  der  erstgenannte  Staat  dachte,  durch 
Intervention  der  Vertmgsm ächte  dennoch  bald  zum  Ziele  zu 
kommen»  hatte  er  sich  getäuscht  So  entschieden  England, 
das  schon  1822  auf  dem  Kongrefs  zu  Verona*  Beschwerden 
wegen  des  ungehinderten  Warendurehzugs  durch  die  Nieder- 
lande erhoben  hatte,  seine  Wünsche  unterstützte,  so  sehr,  sich 
beispielsweise  auch  Österreich  in  gleichem  Sinne  bemühte, 
von  Holland  waren  nur  breite  Darlegungen  und  ausweichende 
Erwiderungen,  kein  Verzicht  auf  seine  Ansprüche  zu  erlangen  *. 

Man  gedachte  daher  unter  dem  Zwang  der  Umstände,  die 
Besprechungen    innerhalb    der  Central kommission    von   neuem 


^  Vgl.    KItiber,     Recht    des    deutschen    BnndeB    §   571    Anm,    d. 
Seite  78£ 

^  Vgl  Oppenheim,  Der  freie  Rhein  S.  152,  153  und  die  dortigini 

Verwesungen. 
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aufzunchmeD*     Bayern    niaelite    zur    Erlei(*hterung    eines    der 
artigen  Entschlusses  Vergleichsvorschliige»  die  mit  L  bergehun 
der  „ultrafluvialen'*   Streitpunkte    zunliclist  die  Erledigung  d€ 
übrigen    Fragen     eines    Schiftahrtsreglement^     im     Sinne    der" 
Wiener  Konvention  anstreben  sollten*    Holland  zeigte  sich  bei 
Wiederbeginn  der  Verhandlungen  zu  lliatsächlichen  ZugestftnrJ* 
nisaen  geneigt,  wollte  aber  von  dem  seither  verteidigten  Prin* 
cipe    nicht  abgehend     Sein  Vertreter    erklärte,    dafs  er  zwar 
unerschütterlich   an  dem  Grundsatz  festhalte,    die  freie  Schiffj 
fahrt  im  Sinne  der  Wiener  Akte  sei  auf  den  Lauf  des  Flusfta 
selbst  beschninkt  und   lasse   sieh    keineswegs    über    denselben 
hinan-s  d.  i.  auf  die  Falirt  bis  in  die  offene  See  und  umgekelni 
ausdehnen,  dafs  er  aber  gerne  bereit  sei,  durch  neue  ^mit  d<j^ 
Würde   der    niederländischen    Krone    und    den    wesentlichst«? 
Interessen  des  Königreichs  zu  vereinigende  Konzessionen  dAz| 
beizutragen,   die  Rheinangelegenheit   in  dem  Interesse  der  6e-^ 
sanitheit   der  Beteiligten    zu   einem    baldigen    und   glücklichen 
Ende    zu    l»ringen**.     Neben    der   bereits    früher    eingetreletieij 
Herabsetzung  der  Trans itgebuhren  für  eine  Reihe  von  Artikob 
und  teil  weiser  Regelung  der  Abgabenerhebung  nach  dem  Ge*^ 
wicht    der  Güter»    neben   dem  Versprechen,    die  Transrlprohi'j 
bitionen  fast  ausnahraalos  abzuschaffen»    die  Waal    anstatt  d« 
Lek   als  Rheinfortsetznng  zu   betrachten  und  die  zustehenden 
Schiffahrtsgebühren    zu    vermindern,    wollten    die    NiederUnil 
auch  Formalitäten  und  Kosten»  die  mit  dem  Umschlag  in  ihr 
Seehäfen  verbunden  waren,  von  nun  an  beseitigen,  insbesonder 
auf  Erhebung  der  „Syndikatsabgabe"  und  der  „Plombage*  ver 
ziehten »    beziehentlich    letztere   durch    eine   kostenlose  Schiffi-' 
begleitung  ersetzen. 

Wenn  der  die  Rheinmündungen  beherrschende  Staat  ric 
»omit  auch  in  Punkten  nachgiebig  zeigte,  deren  Gewährung 
noch  vor  wenig  Jahren  entschieden  verweigert  hätte,  so  bliet 
ihm  doch  noch  Mittel  genug»  die  allgemeinen  SehilfahrlsintereÄseij 
seiner  Handelsschutzpolitik  unterzuordnen.  Folgerichtig  mufst. 
Preufsen  die  hollänaischen  Anerbietungeii  zurückweisen  und 
auf  dem  seither  eingenommen eo  Standpunkte  verharren.  Wirk- 
lich gab  es  ohne  Zogern  seine  Meinung  dabin  zu  Protokoll*, 
dafa^  „solange  das  Princip»  welcljes  die  Grundlage  des  ganzen 
Reglements  bilde»  von  einem  der  vorzliglich  beteiligten  Staaten 
bestritten  werde,  es  ratsamer  erscheine»  die  Aufmerkdamkeit 
darauf  zu  richten,  wie  diesem  Princip  selbst  seine  Gewähr  und 
Anerkennung  bereitet  werde,  als  eventuelle  Verhandlungen 
über  Gegenstände  zu  pflegen,  die,  so  einfach  die  Vereinbarung 


»  Vgl.  352.  Fmtokoll   ijer  CeiitralkommiBsioD   vom  20.   Märi   1825. 
(Steindntck  im  M.St.A.) 

®  Vgl  die  ausführliche  Darlegung  im  Ä55.  Protokoll  vom  19J16.  April 

1825  fStemdruck  im  M.St.A.)  * 
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darüber  sein  werde,  wenn  einmul  die  Grundlage  testötehey 
doch,  solange  diese  fehle^  nur  zli  leicht  als  Vorwände  benutzt 
Werden  könnten,    das  wahre  Ziel  aus  den  Augen  zu  rücken/ 

Von  dieser  Ansieht  konnte  es  auch  nicht  hiHwen,  als  die 
niederländischen  Verordnungen  vom  10.  September  182G  und 
I,  März  1827  d»e  gemachten  Versprechungen  hinsichtlieh  der 
Schiffahrtserleichteruiigen  grölsteoteils  erfüllten  ^  Durch  sie 
wurden  die  Verhiiltniase  provisorisch  dahin  geordnet,  dafs  der 
freilich  stark  versandete  Lek  dem  konventionellen  Rhein 
ghnchgestellt  und  nach  den  nändichen  Kegeln  verwaltet  ward 
und  pour  la  navigation  des  bateaiix  du  Rhin  depuis  Krimpen 
jusqucn  p  leine  nier^  et  depuis  la  mer  jusqu'a  Krimpen^ 
für  den  Übergang  der  Schiffe  vom  Flufs  zur  offenen  See,  ge* 
wisse  Erleichterungen  geschaffen  wurden. 

Da  man  in  den  Sitzungen  der  Central kommiösion,  wo 
Bessen  und  Bayern  mit  Preufsen  stimmten ,  während  Baden 
und  Nassau  sich  auf  die  holländische  Seite  neigten,  nicht  voran 
kommen  konnte»  suchten  demnächst  die  Vertreter  der  beiden 
Hauptwidersacher  in  „Partikularverhandlungen"  zur  ersehnten 
Verständigung  zu  gelangen.  Als  in*  Laufe  der  nächsten  Jahre 
die  Vorstellungen  der  Grofsmächte  immer  dringender  wurden^, 
als  die  Eotwickluug  der  Dampfschiffahrt  zeigte,  dafa  das  Fest- 
halten an  den  alten  Recliten  nicht  mehr  dieselbe  Bedeutung 
wie  früher  habe,  begann  Hollands  starre  Energie  zu  erlahmen", 
1829  lief»  es  sich  endlich  zum  geforderten  Nachgeben  be- 
wegen und  einigte  sich  mit  Preufsen  bez.  des  Entwurfs  einer 
„Übereinkunft  unter  den  l'ferstaaten  des  Rheins  und  einer  auf 
die  Schiffahrt  dieses  Flusses  sich  beziehenden  Ordnung/^ 
Nachdem  er  von  der  Centralkomraission  gründlieh  durch- 
beraten* und  den  einzelnen  Regierungen  zur  Genehmigung 
unterbreitet  worden  wan  wurde  der  Vertrag  am  3 L  März  1831 
glücklich  abgeschlossen  und  am  16.  Juni  1831  zu  Mainz  feSer- 
lich    ratitiziert^.      Planmäfsig    ist    die    neue    Rheinschiffahrtä- 


*  Dae  arrct^  vom  L  Mtlrz  1827  if*t  dem  4U.  SopttnitprotokoU  der 
Ccntralkoinmission  vom  BL  Mar«  1827  beigO|rehen.  Alxlrai'k  dessolben 
bei  Herrn  an,  Adrefebuch  182^«  S.  41-5'H,  Abschrife  iu  deutgclior  Ober- 
t^etznng  in  A.  d.  M,  H.K  |  4ülL 

'^  Noch  im  Jahre  lum  richtet  Charles  Grant  im  brittbchen  Unter- 
hause wegen  der  Rhehir^rhiffahrt  Anfnigen  an  das  Minit^terium  Ilobert 
Peels.  Vgl.  tlppenhiMin,  Der  freie  Rhrin  S.  153;  Klübcr,  Recht  des 
deutschen  Bundes  §  571  Anm.  d,  S.  784* 

*  Vgl.  Oppenheim,  Der  freie  dentsche  Rhein  S.  148;  ober  die 
Streitachrifteii  jener  Tage,  bes.  Op  den  Hoofa  ^Etwa*  über  die  Khein- 
¥!chiÖahrt"  luid  die  „Widerleffunitren"  derselben  vgl.  ebenda  8.  148  An* 
merkiin^  1  tind  Hau,  Volk^wirtsi^haft*ipolitik  S,  274  Anm.  6, 

*  Diu  Vorhige  de«  Entwürfe  erfolgte  von  niederlÄudischer  Seile 
Am  lU.  Au^'Wöt.  von  preuri-iHeher  Seite  um  3L  Oktober  1829;  vgL  Her- 
maö.  Adrersbuch  IHm  S.  140. 

*  Dan  Protokoll  Tiber  denRatifikations-,  Auiiwechseluugs-nnd  Hinter- 
legungsakt  wurde  dem  521.  8e  parat  pro  tokoll  der  Centralkoramiftfton  als 
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li     des     nämlichen     Jahres     vollzogen 
worden* 

Der  Vertrag   liefs   aussei rücklieli   alle  im  Anschlufs  an  die 
Wiener  Akte  erhobenen  »Streitfragen  sowie  deren  Folgenmgeii 
unberührt'    und    braehte   lediglkvli    „auf  der  Gruiidli^e    eiiDtt 
Gesamtin be^^iffk    gegenseitig    gemaehier    und    angenominener, 
Vorsehläge,    jedoch    unter   dem   Vorbelialte,    dafs    dieae   Ve^ 
atändigung   den    beiderseits  behaupteten  Rechten    und    Grün 
Sätzen    in  keiner  Art  Eintrag   thun  solle",   eine  Vereinbarung 
über    diejenigen    Mafsregeln     und    reglementarischen     Beatim- 
nmngen,    deren    die    Rheinschiffahrt    nicht    länger    entbehren 
konnte.    Er  zerfiel  in  X  Titel,  die  sieh  wieder  in  109  Artikel 
gliederten  ^. 

Der  erste  Titel  giebt  die  allgemeinen  Richtlinien  unter  Ba- 
nlcksichtigung  der  einzelnen  Zugeständnisse  und  Verabredungen, 
Die  Schiffahrt  auf  dem  Rbeinstrom  in  seinem  ganzen  Lauft 
soll  von  da  an,  wo  dieser  Flufs  schiffbar  wird,  bis  in  die 
See,  sowohl  aufwärts  als  abwärts,  „völlig  frei  Äein"*  und  io 
Bezug  auf  den  Handel  niemand  untersagt  werden  können, 
wobei  als  Fortsetzung  des  Rheins  innerhalb  der  Niederlande 
Lek  und  Waal  betrachtet  werden *\  Kein  8ehiff,  das  im  Eigen- 
tum von  Unterthanen  der  Uferstaaten  stebt^  kann  beim  Über- 
gang aus  dem  Flufs  in  das  offene  Meer  oder  umgekehrt  xum 
Löschen  oder  Umladen  gezwungen  werden*  Sollten  die  be- 
zeichneten Stromarme  künftig  irgendwie  unbenutzbar  werdeti| 
dann  wird  Holland  dem  Rhein handel  eine  andere  fahrbari 
Wa  SS  era  tr afs  e  a  n  vv  eisen. 

An  die  Stelle  der  seitherigen  holländischen  Transitgebührea 
tritt  eine  festbesttmmtc  Abgabe  (droit  fixe)  von  13*i4  Centimei^ 
pro  Centner  für  die  Bergtour  und  9  Centimes  für  die  nämliche^ 
Quantität  bei  der  Thalreise*,  Doch  wird  neben  etliclieo 
weniger  drückenden  Formalitäten,  die  sieh  in  der  Hauptsache 
auf  Verblei  ung  der  Waren  räume  in  den  Sehiffen  und  auf 
kostenlose  Begleitung  derselben  durch  Kontrollorgane  be- 
ziehen*,   gehörige   Deklaration  und  Veriiikation  über  den  Bt- 
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Anlage  beigegeben.  Abdruck  deasolben  bei  Herrn  an,  Sanimlang  de 
Gesetze  H  S.  77,  78.  Über  die  Daten  der  Hatitikation  durcti  die 
eiii2elneii  Staaten  vgl.  Hcrman  ».  a.  0.  Titelblatt. 

^  Ober  df^n  Ümfan^^  der  gegensoitigi-ii  ZiigeständnL^e  vgL  Kl  über« 
Recht  des  deutschen  Bundes  §  ö71  Aiuik  e  i>    7B5,  786. 

-  Vgl,  Abdruck  in  Gesetzessammlungen  der  einzelnen  Stiulteo|| 
(iesetzHammhiiig  für  die  kgL  preuTM.  Staaten,  Jahrgang  1831  8.  T\  ffj 
mit  nebeneinander  atehendem  deutschen  nnd  franziiaisehen  Text,  Ihn 
deuti^ebf^  Wortlaut  Hrniet  sich  auch  bei  Meyer,  StÄÄtsakten  S.  40^  bitj 
4:^6;  Herrn  an,  Sammlurur  diT  Ge*t!txe  U,  S,  1—76;  Rhenus  I8a9  S.  ll 
bis  67;  Schirges,  der  Klicinatrom  S,  l>5— J06  mit  Anh&nsjea  l— XLVI 
S.  199— ;^48 

«  Art  1-3. 

*  Art.  4,  6,  8. 

*  Art.  4.  39, 
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stiramungöort  der  Güter  oder  die  Nationalität  des  Schiffes  ver- 
langt'. 

In  Erwiderung  dieser  Zugeständnisse  verpflichten  sieh  die 
Regierungen  der  übrigen  Uferstaaten,  die  bereits  durch  die 
Wiener  Kongrefsakte  filr  den  ganzen  Lauf  des  Flusses  verab- 
redete allgemeine  Befreiung  von  Tnmsitgebtihren  zu  Gunsten 
der  niederländischen  Schiffe  auf  den  Wassertransport  solcher 
Waren  ausscudehnen,  welche  den  Rhein  verlassen  und  in  FlUsse, 
Kanäle  oder  andere  schifiljare  Verbindungswege  des  Inlan<les 
einlaufen,  um  sodann  durch  die  gedacbten  Staaten  zu  tran- 
sitieren,  insoweit  letzteres  ohne  Vertauschung  des  Wasser- 
transportes rait  einem  Landtransporte  geschehen  kann  '.  Aufser- 
dem  machen  sie  sich  anheischig,  längs  ilirer  Stromstreeke 
Freihäfen  anzulegen,  deren  Einrichtung  inabesondere  für  Kö!n, 
Düsseldorf,  Biebricli  und  Oberlahnstein,  Mainz,  Mannheim» 
Speier  und  Strafsburg®  verlangt,  aber  wenig  später  auch  iu*cli 
fUr  andere  Orte  gewährt  wurde*.  Den  Uferstaaten  der  Neben- 
flüsse sollten  unter  älmtiehen  Bedingungen  die  gleiclien  Vor- 
teile eingeräumt  werden^, 

Sehliefslich  durfte  in  vielen  Beziehungen,  wie  bei  Erhebung 
der  Tonnen-,  Lotsen-,  Leuehtturmgebüliren,  bei  Notlandung 
zwecks  Unterbreebung  der  Fahrt,  bei  Stillliegen  zwecks  Über- 
winterung für  die  Flaggen  sämtlicher  Uferstaaten  kein  Unter* 
schied  gemaebt  werden^. 

Wenn  solche  Bestimmungen  endlich,  nach  alT  den  Kämpfen 
und  Verhandlungen*  die  Behinderung  odt*r  gar  das  Verbot  der 
Rfjeinschiflabrt  \n  Rücksicht  auf  den  Handel  untersagten ,  so 
war  diese  damit  noch  nicht  von  finanziellen  Lasten  befreit. 
Titel  U  der  Akte  von  1831  bandelt  ausführlich  von  den  Khein- 
schiflFahrtsabgaben  und  den  Mitteln,  sich  der  gehörigen  Ent 
richtung  derselben  zu  versiehi-rn. 

An  Sehiffahrtsabgaben^  verbleiben:  die  ^ Schiffsgebühr " 
(Kekoguitton)  für  jedes  Faliraeug,  dessen  Ladungaßihigkeit  auf 
50  Centn  er  und  höher  steigt,  und  die  „Zülle  von  der  Ladung**, 
die  ni\ch  dem  Centnergewiclit  bezahlt  werden.  Zu  diesem  Be- 
ll ufe  wurde,  um  das  zeitraubend**  Wiegen  zu  vermeiden,  die 
„Aicbung**  überall  beibehalten  oder  eingeführt".  Aufser  den 
aeitherigen  Erhobungsänitern    waren   solche    für   die  Tlmliahrt 


1  Art   5,  7. 

«  Art.  a       ^ 

•  Art.  10  Ffir  das  eritrepnt  xu  Strafsbiirg*  wunlen  einige  Ein- 
schräaktingL'ii  getroifiiii;  v^L  darüber  und  die  damit  ÄUsiimmenbangf'iide 
Öffnung;  ili^r  IllHthiffahrt.    Sehirge«^  Rhein  8.  16:^,204-206;  Hermaiit 


Sammltuig  I[  S.  61i  — 76;  Mcyer>  Stiuit-?Jikten  S. 
-  *  V^b  SchJrges,   Rliein.  Anh.   III  S,  220. 


.  UA,  4o5. 


»  AiL  IL  45. 
•*  Art.  12.  VX 


'  Art. 
^  Art. 
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auf  liollätidifichem  Gebiet  in  Lobith,  Vreesvyk,  Tiel,  fllr  di0 
Berglahrt  in  Gorciim,  Tiel,  KiimpeD  und  Vreeavyk  zu  er- 
richten. 

Da   die  Festsetzung    der    Gebühren    für    die    veracliiffti 
Waren  nur  auf  den  aus  vorhandenen  Stromkarten  entnommene 
ungenauen  Angaben    beruhte,    sollte    der  Khein    baldigst    vö 
neuem    vermessen    und  der  Tarif  sodann  naeh  der  Länge  der 
ermittelten  Entfernungen  verbessert  werden  ^     Die  ^g&nze 
bühr**    wurde    ähnlich   wie  schon  in  der  Octroikonvention    0i 
eine  Reihe    von  Artikeln    herabgesetzt,    und    weitere    Erml 
gungen    waren    für    die   Zukunft   in   Aussiebt   gestellt*. 
anderen    Normen    über  Vollzug    der    Erhebungen ,     Art 
Zaldungen,    über  Manifeste  {Frachtbriefe    oder  Konosgemeail 
mit  Angabe  der  Gattungj  des  Gewichtes  und  Bestimmung 
Waren,  über  Verpflichtung  der  Staaten,   die  Einnahmen  niej 
zu    verpachten ,    sondern    flir    eigene    Rechnung    erheben 
lassen  etc*,  entsprechen  durchaus  den  Grundsätzen  der  Wien« 
Akte,  wie  sie  in  Fortbildung  der  Octroikonvention  festgestel] 
worden  waren ^. 

Der  IIL  Titel*  regelt   die  Grenzen    zwischen  der  Dar 
Zugsfreiheit  und  den  tiir  die  Uferstaaten  geltendon  Zollgesetzed 
Die  Mautvorschriften    eines  Landes  sollen  nur  in  Anwendun 
kommen»  wenn   Waren  zur  Einfuhr  ausgeladen    und  zur  Ay 
fuhr  an  Bord  gebracht  oder  von  einem  Fahrzeug  zum  ai: 
umgeschlagen    werden;    für    letzteren   Fall    bleiben    die 
geaetze  aufser   Betracht,    wenn    er  sieb    innerhalb   eines  Fr 
hafengebietf?    vollzieht.     Will    ein  Schiffer  Waren   durch  Tei| 
des  Rheins  führen,   in  denen  die  Landeshoheit  an  beiden  Ufer 
von  einem  Herrn  ausgeübt:  wird»  so  ist  er  zur  Erhaltung  de 
Transitfreiheit   nur   vorpflichtet,    die  Luken  an  den  einzeilig 
W^aren räumen   verbleien    oder  versiegeln  zu  lassen   oder    nac 
Ermessen    der    Lo kalbe horde   zur  Verhinderung   des  Schleict 
handeis  Begleiter  an  Bord  xu  nehmen. 

Der  IV,  Titel  handelt  von  dem  Rechte,  die  SchiAFahrt  an 
dem  Rheine  auszuüben.  Er  beseitigt  endlich  formell  und  that 
sächlich  den  Umschlagszwang  in  jeder  Form.  Alle  Recht« 
Privilegien^  Qebrliuche ,  die  direkt  oder  indirekt  mit  ihm  2U 
sammenhftngen,  bleiben  ein  für  allemal  abgesehafl't,  und  dürfea 
auf  keine  Weise  wiedereingeführt  werdend  Weiterhin  werde 
alle  noch  bestehenden  Gilden  und  Zünfte  aufgelöst**,  Damil 
ist  der  sachlichen  Konzession  zum  Rheinschiffahrtsbe trieb 
solchem,  wie  sie  für  gewisse  Teile  desselben  seither  den  Kar 


1  Art  18. 

»  Art.  19. 
^  Art.  20^-35. 

*  Art.  37 -4M. 

*  Art.  4a. 
«  Art.  44. 


porationea  ausschlief  öl  ich  verliehen  war,  der  Boden  eii  trogen, 
ßeöteheü  bleibt  dagegen  die  perbönliehe  KonzeösioiiHpflicht  für 
»Schiffer,  wie  sie  früher  geübt  wurde,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dafü  ihre  Erlangung  nach  Wcgikll  der  OildeinoDOpolien 
einen  gndsereii  Wirkungskreis  eröffnet.  Die  Erlaubnis  zur 
Ausübung  der  Kheinschiti'alirt  wird  nunmehr  jedem  er- 
fahrenen Schirtdpatron  oder  Fuhrer  verliehen ,  der  sieh  über 
seine  KenntniKse  und  Fähigkeiten  vor  der  üferregierung  seines 
Domizils  ausgewiesen  hat  ^  Das  Patent  j  das  ihm  hierüber 
seine  Landesobrigkcit  ausfertigt,  gieht  ihm  die  Befugnis,  die 
8chitrahrt  auf  dem  Rhein  ungehindert  auszuüben.  Alle  recht- 
lichen Unterschiede  Äwischen  grofser,  intermediärer  und  kleiner 
8e hitfahrt  sind  weggefallen.  Die  Zahl  der  Rheinschi fler  ist 
künftig  keinerlei  Beschränkungen  unterworfen,  sondern  völlig 
unbestimmt^. 

Die  Regelung  de^i  Trajektverkehrs,  das  Übersetzen  von 
einem  Ufer  zum  andern  hat  mit  der  Rheinschiffahrtsakte  nicht« 
gemein®. 

Die  Frachtpreise  und  alle  übrigen  Bedingungen  des  Trans- 
port» unterliegen  nicht  melir  der  Festsetzung  durch  irgend- 
\velehe  Behörden,  sondern  beruhen,  wie  dies  Titel  V  ausein- 
andersetzt, lediglich  auf  der  freiwilligen  Übereinkunft  des 
8chiöers  und  des  Versenders  oder  dessen  Auftraggebers, 
Wie  letztere  unter  mehreren  Schiffspatronen  oder  Führern  ohne 
Rückeicht  auf  ihren  Wohnort  die  Wald  luiben,  so  bleibt  es 
diesen  fr eiges teilt,  eine  ihnen  angebot^^ne  Ladung  auszuschhigen 
oder  /u  überneliraen  *.  Neben  dieser  Sicherung  einer  freien 
Konkurrenz  wird  die  Errichtung  von  Rangfahrten  vorgesehen, 
iiur  lüit  dem  Unterschiede  gegen  früher,  dafs  die  neuen  Ord- 
nungen für  alle  Nichtbeteiligten  unverbindlich  bleihen.  Zwei 
oder  mehrere  Handelsstädte  können  mit  einer  beliebigen  An- 
zahl »Schiffer  Verträge  auf  eine  bestimmte  Zeit  schliefsen, 
hierin  die  Fractitpreise,  die  Zeit  der  Abfalirt  und  Ankunft  wie 
andere  in  ihrem  Interesse  liegende  Bedingungen  feststellen,  um 
den  Kaufleuten  billige  Frachtpreise,  dem  Schiffer  baldige  Rück- 
fahrt zu  sichern".  Alle,  die  i^iner  solchen  Vereinigung  ange- 
hören, sind  verbunden,  sich  ihrer  Ordnung  zu  fügen,  solange  sie 
nicht  nach  vorlieriger  Aufkündigung  wieder  ausgeschieden  sind. 
Dagegen  steht  es  auch  an  den  Plätzen,  bei  denen  dergleichen 
Rangbihrten  eingeführt  werden,  jedem  Schiffer  und  Kaufmann 
frei,  ob  er  daran  Anteil  nehmen  odrr  seinen  Eintritt  versagen 
will*\     Einigen    sich   zwei    Regierungen    darüber,    dafs   an  be- 


<  Art.  42,  47. 
»  Art.  ir>. 
'  Art   46. 

*  Art.  4H. 

f'  Art.  A%  51. 

•  Art.  50. 
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stimmten  Tagen  ein  Schiff  von  einem  Orte  abfahren  soll,  um 
Reisende  mit  ihrem  Gepäck  zu  befördern,  so  hat  dieses  Schif 
gleiche  Rechte  mit  den  übrigen,  die  den  Strom  befahren  und 
untersteht,  wie  die  Güterrangfahrten,  keiner  besonderen  Auf- 
sicht durch  die  Centralkommission ^ 

Der  folgende  Abschnitt  (Titel  VI)  giebt  polizeiliche  Vor- 
schriften zur  Sicherheit  der  Rheinschiffahrt  und  des  Handek^ 
Es  gehören  hierher  die  Bestimmungen  über  Untersuchung  der 
Fahrzeuge  bez.  ihrer  Tauglichkeit,  über  die  Verladungen,  Art 
und  Umfang  der  Haftung  von  Schiffspatronen,  Sicherung»- 
mafsregeln  bei  Flöfsungen,  Satzungen  über  die  Verwendung 
von  Lotsen  u.  dergl.  mehr.  Insbesondere  machen  die  Rhein- 
Staaten  sich  anheischig',  alle  Sorgfalt  auf  Instandhaltung  der 
Leinpfade  zu  verwenden  und  dieselben  nach  Bedarf  ohne  Auf- 
schub auf  Kosten  desjenigen,  den  es  angeht,  wieder  herzu- 
stellen. Sie  verbinden  sich  überdies,  jeweils  für  ihre  Gebietä- 
strecke, die  nötigen  Mafsregeln  zu  ergreifen,  damit  die  Schiff- 
£üirt  niemals  durch  Mühlen,  Wehre  und  sonstige  Kunstanlagen 
gehemmt  werde,  und  damit  bei  Brücken  der  Durchlals  von 
Fabneugen  oder  Flöfsen  gegen  Zahlung  eines  mäfsigen,  näher 
festzusetzenden  Entgelts  so  schnell  als  möglich  erfolge. 

Titel  VII*  erörtert  die  Fälle,  in  denen  eine  Defraudation 
von  Sohiti&hrtsabgaben  angenommen  wird,  und  bestimmt  die 
Strafe  tur  diese  Verfehlungen  auf  das  Vierfache  der  hinter- 
sogenen  Summe. 

Titel  VIII  ^  handelt  ^von  den  Gerichten  in  streitigen 
Rheinschi  ffahrt^an gelegen  hei  ten".  Er  giebt  die  Normen  über 
die  Errichtung  von  eigenen  Kheinschiffahrtsgerichten ,  deren 
Urteilen  die  Zollrichter,  durch  die  Uferstaaten  bestellt  werden, 
umgrenzt  zugleich  die  Zahl  der  Streitfälle,  die  bei  diesen  Ge- 
richten anzubringen  sind,  und  regelt  das  Verfahren,  nach 
welchem  dieselben  zur  Verhandlung  kommen.  Wenn  die  Klage 
einen  Gegenstand  im  Wert  von  mehr  als  50  Franken  betrifft, 
kann  gegen  das  Urteil  erster  Instanz  Berufung  eingelegt  werden, 
über  die  nach  Wahl  von  der  Centralkommission  oder  einem 
bestimmten  Gerichte  der  einzelnen  Uferstaaten  entschieden  wird. 

Im  IX.  Titel  wird  die  Verwaltung  der  Rheinschiffahrts- 
angelegenheiten geregelt,  soweit  sie  sich  auf  Vollziehung  der 
neuen  Akte    erstreckt.     An    der  Spitze    derselben    steht  auch 


»  Art.  .52. 

'-'  Art.  53—70. 

»  Art.  67,  68. 

*  Art.  71— fciO.  Über,  den  später  notwendig  gewordenen  Erlafs  von 
Strafbestimmungeii  für  Übertretungen  der  Kheinschifiahrtsakte  vgl 
Übereinkunft  Bayerns,  Badens,  Hessens  und  Nassaus  bei  Martens, 
Nouveau  recueil  de  traites  I  S.  153—156. 

^  Art.  Sl-H>i. 
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fürderliin  die  Centralkommission',  zu  der  jeder  Uferstaat  einen 
Bevollmächtigten  beordert.  Sie  versammelt  öicli  am  1.  Juli 
jeden  Jalire*«  in  Mainz  auf  einen  Mnnut,  zieht  Erkundigungen 
über  Vollzug  der  Scijiftahrtsorduung  ein^  bringt  neue  Vorschläge 
zur  Beratung,  emptiehll  die  Be^ehleunigung  dringender  Flufs- 
arbeiten  und  erstattet  ausführlichen  Bericht  über  den  Zustand 
der  Schiffaiirt  und  die  dabei  eingetretenen  Veränderungen'. 
Ihre  Mitglieder  sind  nur  Agenten  der  Uferstaaten.  Die  Be- 
öchlüfise  werden  zwar  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  ab- 
gefafst,  erlangen  jedoch  für  die  Einze!regierungen  erst  Ver- 
bindlichkeit, wenn  dieselben  ihre  Genehnngung  dazu  durch  die 
betreffenden  Kotnmissarien  erteilt  haben» 

Die  Central komraiasion  ernennt  „den  Oberaufseher  der 
Rheinschiffahrt"^  auf  Lebenszeit,  dessen  Oehalt,  wie  der  Bedarf 
der  Kommiasion,  zu  den  gemeinschaftlichen  Kosten  der  Ver- 
waltung gerechnet  wird.  Der  Oberinfipektor  leistet  den  Amts- 
eid  vor  seinen  Wählern  in  die  Hände  ihres  Präsidenten,  er  hat 
seinen  Wohnsitz  in  Mainz  und  ist  dafür  in  erster  Linie  verant- 
wortlich, dafs  begrünt teten  Beschwerden,  welche  die  Aufseher, 
die  Handelsleute  oder  Schiffer  bei  ihm  anbringen,  schleunig 
abgeholfen  werde*. 

Unter  diesen  beiden  Organen  der  Centralverwaltung  stehen 
vier  Inspektoren,  denen  lokal  l>egrenzte  Aufsiehtsbezirke  zu- 
geteilt sind^  Dieselben  werden  von  den  verschiedenen  üfer- 
etaaten  bestellt,  denen  sie  auch  zur  Erfüllung  ihrer  Funktionen 
verpflichtet  sind.  Für  den  Obnrlauf  haben  Baden  und  Frank- 
reich, für  den  zweiten  Bezirk  Bajern^  Hessen,  Nassau,  für  den 
dritten  Preufsen  und  für  den  letzten  Holland  den  Aufseher  zu 
ernennen. 

Schliefslieh  sind  noch  die  im  Dienste  der  Landesherren 
stellenden  Beamten  der  verschiedenen  Zollstellen  zu  nennen'*. 

Ihnen  wie  Überhaupt  allen  Rheinschiffahrtsbeamten  ist  es 
untersagt,  selbst  Handel  zu  treiben  oder  sich  mit  einer  Hand- 
lung zu  verbinden.  Nicht  einmal  als  Kommanditgesellachafter 
oder  Teilhaber  dürfen  sie  einem  Geschäfte  beitreten^. 

Wie  in  den  früheren  Konventionen  wurd*^n  auch  diesmal 
der  Uheinzollerhebung  und  deren  Beamten   für  den  Kriegsfall 

L Neu  trat  itätsrechle  zugesichert. 
Der  letzte  Titel  hat  nur  den  einzigen,  aber  wichtigen  Ar- 
i  Art.  89-96. 
■  Vgl.  art.  16  der  Wieaer  Konvention. 
[        «  Art.  92»  9r,-imj. 
*  Als   erster  Oberinspektor   der   Rh  ein  Schiffahrt    warde   1831    der 
preufs.  Refj^ienvDr^srat  von  Auer  gewählt.     Vgh  Schirges,  Der  Bhebi* 
Strom  S,  lÜ'i. 

»  Art.  lOl,  102. 
•  Art.  103,  ia5— 108. 
^L         ^  Art.  104. 


tikel,  der  erklärt,  dafa  dfe  Akte  blofs  mit  allseitiger  Bewilltguiig 
eine  AbänderuJig  erleiden  kann  und  zugleich  AnordnuDgeii  ' 
ihren  Vullzug  trifft*. 

Gemä['iä  des  52L  Separatpro tokolla  der  Centralkommiwii 
sollte  eine  Anzahl  der  vorausgegangenen  Protokollarverh 
lungen^^  in  denen  Erläuterungen,  Vorbehalte  und  Verein^ 
harungen  einzelner  Staaten  niedergelegt  waren,  zur  subsi- 
diären Erklärung  und  Ergänzung  der  RheinachiflPabrUaktP 
herangezogen  werden  können. 


§  15. 

Onrchnihruiig  der  Akte  und  die  ihr  folgende  Nenard 
des  8i*hifl'er-  und  Steaerniannswesens* 


Die  Sehitiahrtsakte  von  1831  bildet  den  bedeutends^U^n 
llarktitein  der  rheinischen  Verkelirisentwiekhing  im  19.  Jahr* 
hundert,  Endlich  hutte  tue  Idre  einer  ungehinderten  Güter- 
beförderung, die  Treufsen,  unterstützt  durch  das  gleicbgesionte 
Hessen,  mit  rück  haltsloser  Energie  verfocht,  das  forma 
Recht,  wie  es  Holland  seit  15  Jahren  zähe  verteidigte,  beaie( 
Nicht  iVeiwillig,  sondern  unterm  eisernen  Zwang  der  altgemeit» 
politischen  Lage  waren  die  NiederhuKle  vom  Katnpfplatat 
wichen;  für  sie  geradem  noch  zur  rechten  Zeit,  denn  wenige 
Monate  später  ward  iimen  ihr  bester  Trumpf  aus  den  Händen 
gewunden.  Durch  dir  Losreifsung  Belgiens  wurde  Antwerpen, 
das  bis  dahin  holländischer  Hafen  gewe^en^  der  schärfste  Kon* 
knrreut  jr^nes  Landes, 

Die  Kheinstlurtahrtsakte  blieb  seitdem  die  Grundlage  all 
Kecht.s Verhältnisse  auf  d(*n  rheinischen  Gewässern.     Erst  nacl 
einem    Mensehenalter    sollte   sie    wieder    eine   tiefer   greifend 
Abänderung   erfahren »    die    sich    aber    bei    näherem    Zusehei 
nicht  als  principielle  Umgestaltung,  sondern  wesentlich  als  zu 
•iammcn fasse rule    Festsiel  lang    der    in    der   Zwischenzeit   mehr, 
und  mehr  vollzogenen  Wandlungen  des  Verkehrswesens,   in 
besondpre  der  Abgabenbefreiung,    erweist.     Die   ersten   Jahr 
zehnte  nach  der  Einführung  der  Akte  von   18^1   brachten  nur 
einzelne  Ergänzungen  in    der  Form  von  Zusatzartikeln',    di^ ' 
notwendige    Straf bestinimungen ,    Anordnungen   bezüglich   de 


U' 


I 


«  Art.  109. 

*  Abdnick     derselben     hei     flernmii,     Samiiiluiig    II    8,    7^— 85J 
Mr-yer,  Sttiiitrfakten  S.  4.^7—440;  das  Protokoll  findet  #tch  aach  lithq 
gniphiiTt  im  M.St.A. 

•*  Vgl.   ilber  dio  So|}plementarartikel  1  u.  ff.  Martins,    X. 
renieil  XII  S.  7*M;    Xouvrau  recueil   g^ui^ral  I  S.  88«>:    II  S, 
VIÜ   S,  :>7H    588:    LX  S.   172     IVr,    XIII   S,    1_9.    Die   Suppi 
firtikel  1  — XVÜ  mud  zuAnmmengi'Molli  hn  Jalireftberirht  1844  S.  ^7-   __. 
Uu-  Artikel  I -XX  bei  Rbenus"lJS59  8,67—81.   Über  die  Rutifikatioiw- 
nrkuodeu  dernelben  vgl.  ebenda  S.  81,  82, 
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Verwendung    der   Transportmittel,    Beseitigung    des    Lotseu- 
zwanges  u.  dergL  mehr  enthielteri. 

Die  liegierungen  der  Ufersiaaten  haben  mit  Verwirk- 
liehung  der  mühsam  errungenen  Vcrtrag^sbestioniiungen  von 
1831  keinen  Aagen blick  gezögert.  \Xw  nie  sich  bei  der 
Katitikation  und  endgLiltigen  Genehmigung  derselben  beeilten. 
s«>  wurde  «luch  mit  der  Öurchführung  unmittelbar  nach  dem 
Vertragssehlusae  begonnen.  Allerdings  dauerte  es  einige 
Jahre,  bis  die  neuen  Einrichtungen  Zeit  fanden,  sieh  zu  ent- 
wickeln und  zu  festigen,  bis  es  gehmg,  einzelne  Harten  ab- 
zufichleifcn  und  die  getroffenen  Anordnungen  nach  Bedarf  zu 
vervollständigen. 

Verbal tnismäfsig  am  leichtesten  liefseu  sich  die  Bestimmungen 
verwirklichen ,  welche  die  Schaffung  von  Aufsiclitsbehördcn 
für  die  Rheinsehiffahrtsangelegenheiten  bezweckten.  Bei  der 
Centralkonimission  handelte  es  sich  eigentlich  nur  um  Fort- 
führung der  Geschäfte,  die  sie  bereits  seit  1815  Ubernoramen 
liatte.  Sie  hielt  die  verordneten  Sitzungen  regelraäfsig 
ab  und  erledigte  die  zur  Behandlung  kumiuentlen  Fragen 
teils  in  der  Sommerpenodej  teils  trat  sie,  wie  vorgesehen, 
nochmals  zu  einer  Noverabersitzung  zusammen*.  Seit  1835 
verfafste  sie  auch  die  ausführlichen  Jahresberichte  ober  den  Zu- 
stand der  Rheinschiffahrt  und  des  Rhein handels^  die  ursprüng- 
lich lithographiert  und  nur  wenigen  Behörden  zugeschickt- 
wurden,  seit  1840  im  Druck  erschienen  und  weiteren  Kreisen 
der  Interessenten  zugänglich  w^aren,  Sie  geben  nicht  nur  ge* 
nuue  Nachweise  über  die  Menge  der  in  einzelnen  Häfen  wie 
im  ganzen  Stromgebiet  verschifften  Waren^  soiulern  verzeichnen 
auch  nach  Möglichkeit  alle  rechtlichen  und  tliatsächlichen  Ver- 
änderungen der  Seh iffahrts Verhältnisse  und  werden  so  zur 
wertvollsten  Quelle  für  die  Erkenntnis  des  rheinisclien  Ver* 
kehrswesens  seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrbundt^rta. 

Überwacht  von  der  höchsten  Aufsichtsbehörde  walteten 
an  Stelle  der  provisorisclien  Verwaltungskommission  der  Ober- 
inspektor von  Auer  und  die  Bezirksinspektoren  ihres  Amtes. 
Eb  waren  dazu  ernannt:  für  den  ersten  Bezirk  der  bisherige 
Aichk*mimisHar  With  mit  dem  Sitz  in  Strafsburg,  für  den 
zweiten  der  seitherige  Verwaltungsrat  Wenzel  mit  dem  Wohn- 
sitz in  MainÄ,  für  den  dritten  der  frühere  Lippeschiffalirts- 
inspektor  Seih,  der  in  Wesel  wohnte,  und  für  den  vierten 
Bezirk  ein  gewisser  Dibbetz^  der  im  Haag  residierte^. 


»  Z.  B.  1882,  1834  ff,  vgl.  Jahresbericht  1&35  S.  104  u,  C 

*  Bei  ÜbersftnduTig  des  ersten  JahresbRrieljts  an  die  Mjiin«er 
Bürgeniieii<teri'i  wird  lu  dem  Bei^leitsclireibeii  anftdrüt'kik'li  Ijelonl,  die 
Berichte  seien  für  die  Uferat&aten  iiiebt  verbiadlich,  iiad  man  eoüe 
dafür  Sorge  tnigejj»  dafs  keine  Mitteilungen  daraua  in  die  üUentlidien 
Blätter  kämen  (!). 

*  VgL  Jahresbericht  1835  8.  105. 
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Auch  die  Rheinzollgerichte  wurden  überall  pünktlich  und 
gleicliförmig  organisiert  und  ihre  Urteilfinder  auf  den  Inhalt 
des  Tniktats  von  1831  vereidigt,  naelidein  die  einzelnen  Ufer- 
.Staaten  die  nötigen  Aus  führ  nngsbestinimungen  in  den  Jahf 
1831^ — 1834  eilasisen  hatten*.  Vs  bestand^^n  auf  dem  linl 
Ufer  14  Gerichte  in  Frankreich  mit  dem  Civiltribanal 
iSti'afshurg  als  Ajy^ellationsinstanz ,  5  in  Bayern  mit 
Civihribunalen  zu  Landau  und  Frankenthal  und  1  in  Hc 
(Mainz)  mit  dem  Civiltribunal  zu  Mainz  als  AppelJgerieht 
Auf  dem  reehten  Ufer  gab  es  5  Gcriehte  in  Baden  mit  dfl 
Hofgericht  in  Mannheim ,  5  in  Naö^au  mit  dem  herzogh  H<^ 
und  AppellatiüO.sgciicht  zu  Usingen,  22  in  Prcufsen  mit  d6 
Appellhof  zu  Köln  und  11  in  den  Niederlanden  mit 
Appellhof  im  Haag  als    Berufungsinsüinzen^. 

Die  Einführung  eines  streng  juristischen,  schnell  dur 
zuführenden  Verfaljrens  für  die  Behandlung  streitiger  Rhei^ 
sehiftahrtsangelegenhciten  wurde  von  Jahr  zu  Jahr  wohltliÄt^ 
empfunden.  Einen  besonderen  Vru'zug  sah  man  im  Wegfll 
so  mancher^  nach  Gutdünken  erlassener  Verwaltungsbeöcheid 
weil  damit  auch  den  Vorurteilen,  die  sich  immer  mehr  oder 
minder  an  diese  Art  von  Mafsregeln  knüpfen,  ein  Ende  g^ 
macht  wurde.  Übrigens  war  die  Zahl  der  Oetroidefraudatioiiefl 
von  Anfang  an  gering  und  nahm  später  noch  merklich  »b, 
auch  die  VerminderuDg  der  sonstigen  Btreitftille  bewies*,  dafi 
nach  1831  allenthalben  auf  dem  Hheine  geordnetere  Verhllt- 
nisse  herrscliten  ^, 

Viel  einschneidender  als  die  Organisation  der  Verwaltung 


^  Die  Nictloilmido  duri-li  Ge»etE  vom  9,  Juli   18H1, 
Jtäidon  fiuri'li  Ven»r«liiuag  vom  15.  Juli  1H31. 
Fruiikroieii  durt'Ii  Gei^rtz  vom  21.  April  \^i% 
Hessen  dureli  Verordimng  vom  ;k  Oktober  1831, 
llayerii  thircli  Reskript  vom  9,  Marx  IS'M, 
Preiifsen  *lnrrli  Verordming  vom  :^0,  Juni  IBM. 
V^L    Scliirge.'«,     Rlieiii   8.  'M2^  i143  und  <veset2sanimliiiigt*ii 
f'irjzeliuüi  Staiiten. 

^'  Die  Orte  der  einzelnen  Rheinzollgerichte  «iad  verzeichnet 
Jiilirefefberirht  18Ii^  S.  100  ff.  Die  Rheinzoll^eriebte  erfuhren  eine  kl« 
.UuiiKierunir  dureh  Supplementarartikel  VÜl,  der  dir  Befu^^is 
Kiehter  naeli  der  lokalen  Seite  etwai<  erweiterte  (Rhenus  JÖöy  8. 
Für  die  liei^siHehen  (lerichte  erschienen  noeb:  Verordnung  vom  18.  Ai 
1H37  jICei^BL  1887  S.  ,375);  Verordnung  vnin  fl  März  1841  (Re^.Bl 
S.  137l  mit  Strafbesfimmunfren;  Verordnunp^  vom  15.  März  1S44  (Reg.BL 
1844  S  149)»  betr,  Zuatändipkeit  des  Gerichts  bei  Streitigkeiten  uü^t 
rjebübrenerhebuD^  im  Hafen  von  Mainz, 

^  Die  Jnhrejiberiehte  brinpron  ref^elmaraig  statistische  Notizen  üb^t 
die  Zahl   der  anliilijfji^i'u  Fülle. 

*  ilesondere  .Abnahme  erfidirnn  die    an  die  Cent  ml  komm  iaaioii  ev- 
briielitro  HiTufun^en,  die  von  dieser  ab  Appcllinstanz  nach  beaon^i  r  ~ 
Repnhitiv  enLnehiedeij  wurden  (Abdruck  desselben  bei  Kchirges.   K 
Strom  8.  :M~li4t}l     Ober   den    Be.mblufs   der  Centralkonomission    v^>u. 
2.  Airgu«t  18^6,    die  BerufuDgen  betr.,    vgl.  Sehirges  a.  &.  O.  S.  34^ 
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iiiul    des  Gerichts veriahrens    wirkte   die   der   Hlieinscliiftaljrts- 
akte    unmittelbar    tblgonde    Aufhebung    des    U m sc hhig» rechts 
und  die  Auflösung  der  fcjchirtergilden* 
I  Mit    dem    17,    Juli    IBHl    wurden    die    letzten    Reste    der 

I  alteii  SUpelgereehtigkeity  wie  sie  Köln  und  Mainz  bis  dahin 
b<^hauptet  hatten,  endgültig  beseitigt.  Der  Rhein  bildete  von 
diesem  Momente  an  eine  gemf*insehaftliclie  Handelsstrafse,  auf 
der  kein  iSiInff  zu  unfrei  will  igetn  Aufenthalte  oder  Äur  ge- 
zwungeoen  Umladung  verardafat  wurde.  Die  19  Freih^tfen, 
die  von  den  verschiedenen  Staalfu  im  Anschlufs  an  Artikel  10 
iler  Konvention  zugestanden  wurden,  waren  lediglich  >;ollfreiö 
Niederlagsphttze  für  Handelsgüter^  die  ganz  imch  Beliebea 
benutzt  wei-den  konnten*  In  ihnen  durften,  ähnlich  wie  dies 
schon  zu  französischen  Zeiten  in  den  Freihäfen  von  Köln  und 
Mainz   geaehehea   war,    fremde  Waren    zeitweise   niedergelegt 

Iund  verladen  werden,  ohne  dafs  dieselben  für  diese  Nieder- 
lagen, für  das  Ein-  und  Aus^laden  dtm  Zollgosetzen  unterworfen 
go Wesen  vvären.  Es  war  dies  eine  V^ergiinsligung ,  deren  In- 
Enspruelinabme  volLstiindig  von  dem  Willen  der  einzelnen 
Sehifter  und  Versender  abbing.  Köln  und  Mafnz  halten  dabei 
'Vor  den  anderen  Plätzen  nicht  das  Geringste  voraus, 
Üafs  sieh  beide  nicht  leicht  in  diese  neuen  Verliiiltnisse 
schicken  konnten ,  ist  sehr  begreiflich.  Sie  haben  unter 
deren  Folgen  schwer  gelitten  und  lange  gebraucht,  bis  sie 
sich  von  dem  zugefügten  Sehhige  erholten.  Neben  den 
Mainzer  Schiffern  und  mehr  als  diese  hat  der  Mainzer 
Handelsstand  unter  Aufhebung  des  Umschlagsrechtes  gelitten* 
Obwohl  er  sich  mit  allen  Kräften  zu  wehren  suchte'^  muffte 
er  einen  grofsen  Teil  seiner  ertragsreichen  Speditionsgeschäfte 
an  den  Oberrhein  und  Main  abgeben. 

Besser  war  Köln  daran ,  dem  für  den  Verlust  des  Um- 
schlags,  trotz  widersprechender  Vota  der  Behörden,  durch 
Friedrich  Witiielm  II L  mittelst  Kabinettsordre  vom  14.  Juli 
18^:41  auf  zwei  Jafire  eine  Rente  von  je  50000  Thal  er  n -^  be- 
willigt wurde,  unter  der  einzigen  Bedingung,  dafs  der  Frei- 
hafen eine  bessere  Einrichtung  erhielte.  Spiiterhin  folgteo 
jenen  Zahlungen  noch  mehrere  Leistungen  der  Staatskasse ^^ 
so  dafs  der  stild tischen  Verwaltung  von  Köln  in  den  Jahren 
1831  —  1838  insgesamt  232000  Thaler  Entschädigungsgelder 
zuflosaen,  während  Mainz  keinen  Pfennig  zum  Ausgleich  für 
seinen    Verlust   erhielt*     Ersteres   konnte   daher   die    iinmtttel- 


'  Über   die   Mar^imhmpn    de?    Mainzer    Handel^standes,    die    Ver* 
ftödermjgnu.    die    die    neue  Akte  in   der  Ordnung  der  Hafenangelegea- 
heiti'n  verursachte,  vgl.  A.  d.  M.  H.K.,  hesonderp  §§  47%,  6230,  6206. 
»  Verl.  Frankfurter  Journal  vom  26.  Juli  1831  (M.St.B.), 
'  W  i  r  rn  i  B  g  li  ?i  u  s ,  Kölner  Rhein  Schiffahrt  8.  14, 
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baren  Nachteile,  wie  sie  sich  auch  bei  ihm  namentlich  im 
Rückgang  des  Speditionshandels  zeigten,  leichter  ertragen^. 

Unter  gröfserem  Gesichtspunkte  betrachtet  läfst  sich  die 
Beseitigung  des  altüberkommenen  Zwangsrechtes  nur  freudig 
begrüfsen.  Damit  wurde  ein  Vorrecht,  das  verschiedene 
Städte  zum  Nachteil  der  übrigen  seit  langen  Jahrhunderten 
mifsbraucht  hatten,  in  seinen  letzten  Ausläufern  weggeräumt 
Der  Kampf  um  seine  Existenz  war,  wie  wir  sahen,  von  beiden 
Seiten  mit  Erbitterung  geführt  worden.  Nur  Schritt  um 
Schritt  wichen  seine  Verteidiger,  und  wenn  sie  auch  Aus- 
nahmen und  Vergünstigungen  zugestehen  mufsten,  wenn  sie 
vielfache  Umgehungen  nicht  hindern  konnten,  hatten  sie  doch 
noch  immer  wichtige  Teile  der  hochgeschätzten  Gerechtsame 
zu  wahren  gewufst.  Freilich  der  Ansturm  der  freieren  Ver- 
kehrsauffassung wurde  immer  gefährlicher,  und  als  gar  deren 
Günstling,  die  Dampfschiffahrt,  welche  rasche,  direkte  Fahrten 
auf  weite  Entfernungen  erstrebte,  sich  immer  prächtiger  ent- 
faltete, da  mufste  das  überlebte  Monopol  in  sich  zusammen- 
brechen. Mochte  die  schliefslich  erfolgte  gesetzliche  Auf- 
hebung, die  schon  der  Wiener  Kongrefs  gefordert  hatte, 
den  beiden  Stationsstädten  Schaden  bringen,  für  die  Ent- 
wicklung des  rheinischen  Verkehrswesens  hat  sie  sich  durch- 
aus segensreich  erwiesen. 

Etwas  langsamer  als  die  Beseitigung  des  Umschlagszwangs 
ging  die  Auflösung  der  Schiffergilden  vor  sich,  die  ebenfalls 
mit  Inkrafttreten  der  Akte  von  1831  ihre  Daseinsberechtigung 
verloren  hatten.  Es  war  für  die  Leute,  die  zum  Teil  in  ge- 
wohnter Berufsthätigkeit  grau  geworden,  sehr  hart,  sich  mit 
einem  Male  aller  schützenden  Privilegien  beraubt  zu  sehen. 
Man  kann  es  ihnen  nicht  verdenken,  wenn  sie  sich  anfangs 
nicht  recht  bescheiden  wollten  und  beispielsweise  in  Mainz 
die  Bürgermeisterei  mit  Bitten  bestürmten,  sie  solle  fiir  sie 
doch  wenigstens  die  Ladungen  nach  Köln  bewahren.  Die 
angerufene  Behörde^  mufste  ihnen  freilich  schonungslos  er- 
öffnen, sie  sehe  keine  Möglichkeit,  ihnen  zu  helfen,  da  alle 
früheren  Gildegerechtsamen  aufgehört  hätten,  und  das  Verhält- 
nis der  Schiffer  zum  Handelsstand  lediglich  auf  freier  Über- 
einkunft beruhe.  Allmählich  lernten  die  Gildeschiffer  sich 
fügen,  und  die  Liquidation  des  Vermögens  konnte  sich  in  der 
durch  Artikel  44  der  Akte  vorgesehenen  Weise  vollziehen. 
In  Mainz  wurden  die  ersten  Schritte  dazu  bereits  in  der 
Generalversammlung  vom  26./27.  September  1831  gethan. 
Man  beschlofs,  alle  Ausstände  einzuziehen^  und  dieselben,  so- 

^  Vgl.  Wirminghaus  a.  a.  0.  S.  15,  38. 

*  Vgl.  Schreiben  vom  10.  August  1831  in  A.  der  M.  Schiffergilde 
M.StA. 

'  Bezüglich  der  Schulden  erliefs  man  in  verschiedenen  Zeitungen 
eine  Bekanntmachung,   dafs   alle,   welche   an   die   Gilde   Forderungen 
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weit  sie  mchi  küortbar  waren,  l*aldigöt  zu  veräufsern*  Um 
die  Aufteilung  des  vorhandenen  Verraögen.s  iodeasen  nicht 
allzu  lang  zu  verzögern,  sollte  jedes  Mitglied  der  Gilde,  das 
seine  geschuldeten  Betrüge  inimor  entriclitet  hatte,  einstweilen 
eine  Absehlaggzahhmg  erhalten,  die  sieh  in  den  weitaus  meiöten 
Fällen  auf  100  Franken  heziflorte.  Im  Laufe  des  nächsten 
Jahren  karaen  so  an  104  Mitglieder  insgesamrat  10324  Frcs. 
33  Cts.  zur  Auszaliliing  ^ 

Erst  am  13 — 16.  Januar  1833  wurde  dann  für  die  Mainzer 
Od  de  die  feierliche  Schlufsveraammlung  abgehalten,  in  der 
fast  alte  Mitglieder  wenigstens  durch  Bevollmächtigte  vertreten 
waren  ^.  In  Gegenwart  des  Bürgermeisterei- Adjunkten  Heinrich 
erstattete  Sekn^tär  Ueelisner  den  Hechenschaftshericht.  Er 
legtf^  dar,  dals  bei  Kintreibung  der  Gelder  Ausstünde  in  Hohe 
von  3t^MiO  Frcs.  übrig  bbehen,  und  daf«  Schiffer  Adam  Brillmayer 
aus  Bingen  davon  I6(J0  Fres,  und  Schiffer  Jakob  Schmutz  von 
Mainz  den  Rest  gegen  Barzahlung  übernehmen  wollten,  wenn 
man  ihnen  einen  Naeldaf^  von  2^^  gewähre.  Da  die  Ver- 
damm hmg  diesem  Vorseh  läge  beistimmte,  wnrile  die  geplante 
Cession  unverzüglich  vor  Notar  Seiler  auf  Kosten  der  Gikb^- 
kasse  vorgenonuneri.    Als  Verniögensbesümd  ergab  j*ich  sonach : 

Laut  Rechnung  von  1830,  abgescldogsen 

durch     die     provisorische     Verwaltungs- 

Kommii^sion  am  17.  Juli  1831    ....  15889  Frcs,  15  Ct8. 

Centimen  einnähme     von     Güteriad  nngen 

vom  1,.  Januar  bi«  17.  Juli  1831   .     .     .     4795       -      76      • 

Eingegangene    Ausstände    (Kapital    und 

Zinsenl .  14507      >      38      - 

zusammen  35  192  Frcs.  29  Cta, 

An  Passiven  standen  dieser  Summe  gegenüber  einschliefsÜeh 
der  Abschlagszahlungen  von  103:^4  Fres.  33  Cts.,  der  Ver- 
waltungskoöten  für  1831  mit  3041  Fres.  48  Cts.,  der  Unter- 
stützungen von  1831  mit  2043  Frcs.  und  der  Keisekoaten 
nebst  Diäten  für  die  in  der  Sitzung  anwesenden  Mitglieder, 
die  nach  der  ^seitherigen  Taxe  auf  524  Frcs.  65  Cis.  angesetzt 
wurden,  insgesamt  19(561  Frcs.  89  Cts, 


hÜttfl'n,  gich  unverÄÜglich  melden  sollten.  VffL  Mainzer  Zeitung 
vom  6.,  27,  Kov^^mher  1*^,11,  *>.  Dezember  1831;  Abinxer  Wochenblatt 
vom  26.  Novpmben  3.»  10*  Dezember  18^31;  (^rofi^li.  hessi^^fhe  Zeitung 
vom  27.  Noveinher,  ö.,  16.  Dezember  1831;  Frankfurter  Journal  vom 
2.1  10.,  18.  Dezember  18:31  M  St.ß. 

^  Der  Vert(  ilnn^^iplaii  isf  erlmlten  m  A.  d.  M.  Sfhiffer^ilde  M.St,A. 

*  Die  nmfaiigreieoen  Prottikollo  über  dicae  Tagung  finden  aJch  in 
A.  d.  M.  ?it'bitri'r^ilde  M.St.A,  uiitor  der  Aufschrift:  ^rrotokolle  der 
Scblufisverhandlunfjen  des  Äeitberigen  Verwaltungsrats  der  ftufgel Osten 
„Maifizer  Stdiiffer^ilde"  über  di«*  Liquida fion  dns  Aktiv-  und  Pasaiv- 
vermtigent*  und  über  die  eridlielie  Bestiiumung  und  Verteilung  der  übrig 
bleibenden  Gelder^  vom  i:i.  14.,  LS..  16.  Januar  1833, 


man   tioi^^l 
ibegiümHH 


Die    Rechimug    schlofs    also    mit   einer   Äktivbilans    roii 
15530  Frcs.  40  Cts. 

Ehe  endgültig  darüber  verfugt  wurde,    beriet   man 
über   eine    Reihe    eingelaufener    Petitionen    um    Uiitei^tüi 
oder  Eutscliädigung,  die  nach  Prüfung  sämtlich  als  un 
zurückgewiesen     wurden.      Nur     das    Gesuch    des    SekretHrs 
Oeclisnery  dnr  nach  zweiundznanzigjjihriger,   treuer  Diendtzek 
bei  der   nunmehrigen  Auflösung    der  Gilde   einer    ungewi 
Zukunft  entgegen  ging,   fand  Berücksichtigung.     Da    es    bei 
Aufhören  des  Vereins  unniöglich  war,  ihm   eine   Penaion  a 
zusetzen,  auch  viele  Schiffer  selbst  in  gedrückten  VerhlUtiiiss« 
lebten,  beschlofs  die  Versammlung,  ihm  eine  Aldindutigssum 
von   1500  Frcs.    zu    zahlen,    unter   dw  Verpflichtung,    die  G^ 
Schafte    soweit    nötig    zu  Endo    zu    führen,     Schi iefsl ich  wollte 
man    noch    dem    Adjunkten  Heinrich    für    seine   Bemübungf- 
50Ü  Frcs.    zuweisen  ^    der   das  Anerbieten  jedoch    taktvoll  x\ 
lehnte  und  bat,  man  solle  das  Cjcld  dem  Sekretär  und  dessea 
Gehilfen    zubilligen ,    welchem    Wunsehe    ohne    weitere»   etil- 
sprochen  wurde. 

Für  die  nach  Abzug  von  2006  Frcs,  50  Cts,  für  O. 
und  52  Frc;^.  50  Cts.  für  den  Oehilten  Boruemann  verbl 
rlen  13471  Pres.  40  Cts.  wurde  sodann  ein  VerteilungspUl 
aufgestellt  *,  derart,  dafs  zunächst  jedem  der  reine  Betrag  di 
ersten  Einlage,  die  bei  Besitz  eines  gewHhn liehen  SchitTes  V( 
2000  Ctr,  Ladefähigkeit  nach  Artikel  60  des  trüberen  6ild< 
reglementö  200  Frcs.  betragen  hatte,  zurückvergütet  und  d 
verbleibende  Rest  zu  gleichen  Teilen  ohne  Rückij-icht  a 
Verzugszinsen  etc.  ausgegeben  werden  sollte.  Da  beho 
licherseits  kein  Einwantl  erhoben  wurde,  erhielten  115  eb 
malige  Mitglieder-  im  Laufte  der  nächsten  Monate  die  fiir  b 
bestimmten  Gelder  ausgehe  ml  igt*.  Auf  die  meisten  von  ibn' 
war  einschliefslich  der  Abschlagszahlung  von  100  Fre».  eim 
Summe  von  225  F'rcs,  40  Cts.  bei  Auflösung  des  Oildevei 
mögens  getallcn  *. 

Am  31.  Dezember  1833*  hat  Sekretär  Oechaner  den  Ab- 


Itti 


*  Erbaltoii  (a,  a.  0.)  geniuip  Aufstellung  mit  Natnün  und  Wobiio 
der  SchitFor,  Angabe  der  Ladrfjiliigk<?it  ihres  Fahrzeugs,  des  Dattu 
und  der  Ruhe  der  ersten  EinzahluDg,  Datum  und  H6hc  der  Rfie 
ssahlun^erj  eU\ 

^  Der  Uuti^rschied  von  llfj  Mann  zu  104  bei  der  ersten  RudLsalilnii, 
ergiebt  sidt  daher,  dafs  bei  jener  diejenigt^n  Scbifter  nii-ht  berürksiehtiti 
wtiTden,  die  ihre  rrste  Einznbluii^f  in)cb  iiiebt  gnnz  geleistet  hatten,  wu 


dies  b  ei  ppi  eis  weise  bei  6  Mitprliedeni  ans  Freist  et  t  der  Fall  war 
•'  Die  dsinlber  ausgestellten  Quittungen 

erhalten  (M.St.Aj, 


imd  Uelcge  sind  sAmtlicIH 


*  Die  OeHaint^nmine  aller  Rückzahlungen  an  die  Mitglieder  betraf 
23  795  Frcs.  T.6  Cts. 

*  Die  I*ro%'inÄialregiernng  hatte  die  Liquidation  bereit»  am  lÄ» 
'  -  ■  ■     '         VgL  a.  a.  O. 


1833  endgültig  genebmigt. 
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schluls  der  Reclmungslegung  vollzogen.  Die  erwachsenen 
Akten  wurden  an  tlie  Büi-germeisterei  abgegeben.  Die  Mainzer 
Scliiff«-^rgihle  war  gleich  ihrer  Kölner  Kollegin  vom  Schauplatz 
verßchwiimleii. 

Als  Neuschöpfungen  der  tranzösisehen  Regierung,  welche 
die  Vorteile  der  alten  Kürporati onen  mit  gröfserer  Bewegungs- 
frtriiheit  vereinen  sollten,  hatten  die  rheinischen  Gilden  über 
2ti  Jahre  eine  Art  Bindeglied  zwischen  den  beseitigten  eng- 
geschlossenen  Zünften  und  dem  ungehinderten  Oewerbehetricb 
gebildet.  Sie  waren  Prudukte  einer  Zeit,  welche  die  Unhalt- 
barkeit  der  überkommenen  Vcrliitltnisise  richtig  erkannte,  aber 
sieh  dennoch  scheute,  die  altehrwürdigen  Berufsorganisatinnen 
völlig  zu  beseitigen  und  daher  nur  darnach  trachtete,  sie  ihrer 
öchärfsten  Auswüchse  und  Unsitten  ?Ai  entkleiden.  Die  Gilden 
der  (Jetroikonvention  wnllten  unter  Verzicht  auf  die  social- 
religiösen  Momente  der  friUicren  Innungen,  unter  Aufgabe 
der  lokalen  Begrenzung,  als  Fachgenossensclraften  gröfserer 
Territorien  rein  wirtschaftlichen  Zwecken  dienen  *.  Da  allein 
ihren  Mitgliedern  die  sachliche  Konzession  zur  Betörderung 
von  Handelsgütern  verlieben  war,  boten  sie  diesen  bei  müfsiger 
Anstrengung  auskömmÜchen  Verdienst  Für  die  minder  Be- 
fähigten waren  sie  zweifelsohne  eine  dankenswerte  Stütze,  die 
sie  hinderte,  unter  das  allgemeine  Niveau  herabzusinken, 
wahrend  sie  die  tüchtigen  Elemente  durch  Ausschlufs  der 
Konkurrenz,  chirch  Einspannen  in  den  gleichen  Riihmen  des 
gewöhnlichen  Mittelbetriebs  an  jedem  Emporsteigen,  an  jeder 
Entfaltung  ihrer  Kräfte  hinderten. 

Nunmehr  nach  dem  Sieg  der  Oe Werbefreiheit,  wie  ihn 
die  Akte  von  1831  für  die  Rheinschiffahrt  verktindete,  wurde 
der  wirtschaftliche  Wettkampf  für  alle  freigegeben,  die  nur 
gewissen  persönlichen  Anforderungen  genügten.  Jeder  der 
sich  über  seine  Ffihigkeiten  und  Kenntnisse  vor  einer  Landes- 
regierung auswies,  erhielt  nhne  weitere  Bedingnisse  das  er- 
betene Patent  als  Rheinschiffer.  Irgendwelche  Beschränkungen 
in  der  Zahl,  eine  Verleihung  von  saclilichen  Rechten  für  den 
Gewerbebetrieb  als  solchen,  die  auch  erf^ihrenen  Berufsgenossen 
wie  seither  hätte  verweigert  wenlen  können,  waren  nicht  mehr 
zu  tinHen, 

Allerdings  erachtete  man  es  für  höchst  wichtig,  dafs  die 
Uferstaaten  sich  eingehend  tiber  die  Fähigkeiten  der  Schiffer 
vergewisserten,  etje  sie  dieselben  zum  Gewerbebetrieb  zulielsen. 
Die  Annahme,  dafs  die  Sicherheit  der  Transporte  nach  Zu- 
lassung einer  unbeschränkten  Konkurrenz,  nach  Aufhebung 
des  Umschlagazwanges  und  Einstellung  der  Gildefahrten   eine 

*  Drr  prinirmielle  Unl<3ri*i:hii'd  der  alten  Kchifferzüiifte  uihI  der 
neuen  Gilden  ist  in  der  mir  vorliegenden  Litteratur  zur  Geschit-hte  der 
Rhein»chiffahrt  nirgends  riditig  erkannt  und  hervorgehoben. 
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aui^reiuhende  Bürgschaft  in  der  äargfiÜtigi^n  Auswahl  guter 
.Schiffer  tinde,  ^and  wenig  Freunde.  Mah  glaubte,  d«f*  in 
Anbetracht  der  Entschädigungen,  welche  die  Versicherung»- 
gesellschafteii  hei  UnfiUIcn  Falliten,  die  Verlader  sich  Vorzugs- 
weise  un  jene  Leute  wenden  würden,  welche  die  Güter  unter 
der  mit  dem  Empfänger  im  voraus  vereinbarten  Fracht  fort- 
führen wollten  und  den  geringsten  Preis  von  Ort  zu  Ort 
forderten.  Da  aber  die  bllligstrn  nicht  immer  die  besteu  scii*n» 
sollten  die  Anforderungen,  die  an  die  Prüfungskandidaten  '_'"  - 
stellt  wurden,  auf  einer  gewissen  Höhe  gehalten  werden. 

Von  den  einzelnen  Uferstaaten  waren  daher  bald  n;^ u  ij 
Vollzug  der  Neuordnung  Vorschriften  zu  erlassen,  die  duB|| 
Prüfungswesen  regelten.  So  wurde  der  Gegenstand  in  den 
Niederlanden  durch  königl.  Dekret  vom  7,  Juli  1831 ,  in 
Nassau  durch  eine  jtroi^isorisehe  Ordonnanz  vom  18.  Januar 
1832,  in  Lladen  durch  Grofsh.  Dekret  vom  7*  Juni  1832,  in 
Hessen  durch  Verordnung  vom  2U.  August  1832  und  in  Preufsen 
durch  Verordnung  vom  5.  August  1834  geregelt,  während  ftir 
Frankreich  einstweih^n  le  Reglement  portant  Organisation  de 
la  navigation  du  Rhin  au  port  de  Strasbourg  en  daic  dii 
28  F^vrier  1810"   weiter  in  (ieltung  blieb'. 

Die  Ceutndkommissioo  drang  stets    auf  mr.gh'chst   gleich* 
mäfsige     Behandlung   der    ein^schlagenden    Fragen ,     weil    ein 
patentierter  Schiftcr  eines  Uferstaates  notwendig  auch  in  allen 
andern  zugelassen  werden  mufste,    verhehlte    sich    aber   nfclil 
die   gri)fsen   Schwierigkeiten    der   Vereinheitlichung,    die   zumj 
Teil  aus  st^iatsj rechtlichen  Souderbewtimmungen*   zum  Teil  a 
der    Ungleichheit    der    einzelnen    Strömst  recken     herrührten, 
Schliefslich    verpflichteten    sich   die  Uferregierungen  auf  Vo 
schlag    der  Centralkommission .    Patente    zur    Ausübung    dei 
Schiffiihrt  auf  dem  ganzen  Rhein   nur  Bewerbern   zu    erteile! 
die  gewissen  Mindestforderungen  genügten  ^.    Als  solche  galten:] 

1.  Erreichte  Grofs jährigkeit  oder  erlangte  Emancipatton 

2.  Hinhingliche  Fertigkeif  im  Lesen,  Schreiben.   Rechnen 

3.  Untadelliaft*^  Auffüiirung,    insbesondere   in    Bezug  aui 
Nüchternheit-, 

4.  Nacfiweislicher  Besitz  des  Vertrauens  des  Handelsstandi 
in  dem  betreffenden  Ilafenjdatz,  welchen  die  Landei 
regierung  bestimmte; 

5.  Nachweift   praktischer  Übung   und  Ausbildung   im  B' 
trieb    des  Hheinschiffergewerbes,    wobei    das   Minimum 
der  Lehrzeit  oder  Besclhlftigung  nicht  unter  4  Jahren 
ans? u nehmen  war. 

Die    eigentliche    Prüfung    erstreckte    sieh    dann    aul'    dh 
Kenntnisse^  welche  die  geht^rige  Behandlung   der  Ladung 


^  Vgl.  Jahresbericht  183-5  8.  64,  65. 

^  Vgl.  Schirges,  Dit  Rlunn,  Anhang'  XXI  zu  urt,  42 
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forderte,  auf  die  Befähiguüg  zur  Führung  eine«  Schiffes  und 
din  Bekanntschcaft  mit  dem  Fahrwasser  auf  denjenigen  Strecken, 
die  der  Bewerber  künftig  bereisen  wollte. 

Die  Centndkommissioo  erachtete  es  ferner,  als  allerlei 
Klagen  über  iinrechtraäfsigen  Gebrauch  der  Patente  und  Un- 
botmftfsigkeit  der  öchiÖ^mimnschaft  laut  wurden  V,  für  zweck- 
mäfnig,  dafö  Anordnungen  getroffen  wenlen  sollten,  um  den 
erteilten  Patenten  jedesmal  das  8ignalenieut  sowie  die  Unter- 
schrift des  Schiffers  beizuftigen  und  drn  Mifübrauch  mit 
solchen  Urkunden  zu  verjKinen,  und  weiterhin,  dals  Dienst- 
buch  er  für  die  Scliitl^mannschaft  eingeführt  würden  ^,  Auch 
über  diese  Punkte  kamen  öchliefsjUeh  unter  den  sechs  oberen 
Uferstaaten  bindende  Vereinbarungen  zu  stände,  während  die 
Niederlande  erklärten,  dafss  bei  ihnen  die  Einführung  solcher 
Mafsregeln  mit  Mim  grofsen  Schwierigkeiten  verknüpft  sei. 
Infolge  dieser  Verhandlungen  >vurden  von  den  übrigen 
Heginrungen  besondere  Verfügungen  erlassen  ^j  welche  die 
Ausstellung  der  Palente  und  die  Einführung  von  Üienst- 
büchern  für  Gesellen  (Gehilfen,  Knechte)  und  Jungen  (Lehr- 
linge) auf  Dampf-  und  Segelschiffen  möglichst  einheitlich 
durchführten. 

Auf  die  Patenterteilung  bezog  sich  noch  der  XIX.  Siipple- 
mentarartikcl,  der  1849  zur  Rheinschifführtsakte  erlassen  wurde*. 
Er  gestattete  gewisse  Ausnahmen  von  der  Regel,  welche  eine 
genaue  Bezeichnung  der  Schiffe  in  den  Patenten  ihrer  Führer 
vorschrieb,  und  erlaubte  diesen  unter  bestimmten  Bedingungen» 
ein  anderes  Segelschiff  als  das  ursprünglich  benannte  zu  leiten. 
Weiter  trug  er  den  Grofsbetriel*en,  zu  denen  sieh  die  Dampf- 
schiftahrtsunternehmungen  immer  entschiedener  entwickelten» 
insofern  Rechnung,  als  er  gestattete,  dals  jeder  Unterthan 
eines  Eheinuferstaates  fortan  mit  Einwilligung  seiner  Ijandes- 
obrigkeit  auch  in  denjenigen  Staaten,  welchen  er  nicht  an- 
gehörte, nach  den  in  diesen  bestehenden  Vorschriften  mit  dem 


I 


«  Yp.  Jiihref^ljeritlit  1844  8.  Kl 

'  Iho  nrilicr*'!!  Dt'tmlfl  der  tiiesboxü^^liehcn  ßeactilüaae  der  üentral- 
kummistiion  finden  sich  abgedruckt  bei  Schirgei?»  Der  Bhein,  S.  27^ 
bis  276. 

*  Vgl  für  Hessen;  V.  über  Form  der  Kbeinscbiffcrpatent*i  und 
V^erhuttinp  von  Mif^brauch  derselben  vom  HO.  Df^zember  lö43  (Keg.-BL 
1844  S.  :i8);  V,  iibt?r  Eiiifilhruni^'  von  Di*^nrttbtichern  für  die  Schiffsjamnn- 
Bfhaft  ftuf  dem  Rlieiii  vom  2Z.  März  1847  {Bog-Bl  1847  S.  11% 

Für  Bejjitii:  V.  von  der  Bavr.  KegieruEg  der  Ptalz  vom  28,  Nov«?m- 
licr  1843; 

-  Nassau:  V,  von   df-r  Herzog!.  Nas*.  Landesregierung  Wiesbaden 
8L  Novembnr  1H4H; 

-  PreufHen:  V,  von   dem  Minister   drr  auswärtigen  Angelegenheiten 
uniJ  der  Fiiianzon  vom   18,  l>i?xember  1845; 

Frankr.:  V.  vnn  dvm  VriiUAffn  zu  Straruburg  vom  7.  April  1Ö46« 

*  V^L  XIX.  Supplement« ntrtikel  vom  4.  Oktober  1&49,  KheniiA 
185»  S.  8Ö, 
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Patente    zur    Führung    von    DampfüchitVen    versehen    werden 
durfte,  und  dafs  durch  diese  Urkunden  den  Inhabern   die  Be- , 
reehtigung  erteilt  werden  konnte,  jedes  Dampfschiff  zu  führen 
welches  derjenigen  Person  oder  GeselUchaft  gehörte^  in  dereq 
Diensten  sie  standen.    Ersterer  Punkt  war  um  deswillen  wichtig 
weil  nunmehr^  wie   anerkarmt  wurde ,    kein  Staat    verpflichte 
war,  die  Fülirung  ihm  angehöriger  Darapfschifl'e  Personen  zu 
gestatten,    die  nicht  nacti  den  hei  ihm    geltenden  Vorschriften^ 
die  iVüfung  bestanden   hatten;  durch  den  letztgenannten  Ent 
scheid    wurde   es    den    grofsen  Gesellschaften    ermöglicht,    di« 
Kapitäne   auf  ihren    Schiffen   wechseln   zu    lassen    und   damit^ 
Betriehserleicliterungen  zu  erzit4en. 

lonerlialb  des  an  die  Erfüllung  von  Norraativbedingungen 
gebundenen  Konzessiooszwangs  herrschte  seit  1831  vollständige 
Gewerbefreiheit  für  den  Betrieh  der  Rheinschiffahrt,    wie   »ie* 
zur  Zeit  der  Gildeordnungen  niemals   möglieh    gewesen  wäre.] 
Die    Befiirchtung ,     die     ursprünglich    bei    einem    Teile    dei] 
Haudelsstandes    laut    wurde',     dafs    nach    Abgabe    de»    Ei^l 
nennungsrechtes    von    der   Centralleitung    an   die   Territorial- 
behörden einzelne  von  diesen  eine  zu  grofse  Zahl  von  Schiffern 
patentieren  würden,  erwies  sich  als  vollkommen   unbegründeU 
Die  Zahl  der  Rheiuschiffer  wuchs  zwar  in  den   ersten  Jahren  , 
nach  18*11   etwas  an,  war  aber  iu  der  Folgezeit  niemals   über- 
mäfsig   grofs.      Wrüirond    im    Jahre    1828    nach    Angaben   der! 
Centralkommisaion    zusammen    345    Gildeschiffer^    den    Rheiiil 
mit  Kaufmannsgtitern  im  Range  befuhren,    wurden    1835    ins« 
gesamt  408  patentierte   Rheinschiffer  ^  gezählt^    wovon  28  aufl 
Frankreich,    21   auf  Bayern ,    65   auf  Hessen,    18   auf  N aasaal 
und   276   auf  Preufsen    entfielen.     Bei    diesora   Vergleiche   islj 
jedoch    zu    beherzigen,     dafs    die   Centralkummission    in    Be-I 
rücksichtigung    der    ewigen    Klagen    wegen    ÜherftSlIung    seil 
1824  keine  neuen  Schiffer  in  die  Gilden  von  Mainz  und  K(Sli3 
eingelassen  hatte,  und  der  Andrang  zu  den  Prüfungen  *  daherl 


»  Vgl.  Jahresbericht  1835  S.  68,  69. 

^  Obne  dm  angehenden  Sehiffameister  und  Settscbiffcr  so  reelme 
Vgl.  jedoch  oben  i^.  l'^O  Anm.  :J. 

*  Vgl  Jahrt^sljericht  18:^5  S.  70,  71.  Bei  ilnn  angegebenen  Zahlea 
sind  die  inedcrliLnilischen  Schiffer  nicht  oiitgorecHnet.  Zu  Mninzl 
wohnten  nach  der  Auf^itelhmg  des  Hat'otäkommisi^ara  Kraemer  voiaj 
IL  Mftrz  IHHS  iniJges^amt  :is  patentierte  SchiHTer.  Von  diesen  besaf^eaj 
BO  F«hrzeng<>»  deren  Ladefähigkeit  zwii^clien  800  und  4iJ27  Centii««J 
schwankte.  Die  Marktschiifer  AVilhelm  Hacnlein  und  Martin  Dienstl 
hatten  jeweils  sogar  mehrere  >5chifl"e  zu  eigen.  Dagei^en  beT^fseti  $1 
andere  üherhaupl  kein  Hchiff;  zu  letzteren  zahlten  IK  Rupprecht,  def  j 
als  DampfachifFe-Agent  aufgeführt  it^t  (v|^l  oljcn  8.  182  Anni.  1«  niid  UrJö-J 
rieh  Jos,  Ean,  welcher  hei  der  Dampf^chifFalirt  als  Kapitän  augeätcUll 
war.    (Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M.St.A.) 

*  Die  Schifler,  die  den  alten  Gilden  angehört  hatteji»  brauchten  ticli 
zur  Erlangung  eines  Patentei^  der  Prüfung  nicht  zu  unterwerfen.  Vgl- 
Jahreshencht:  1836  iJ7  S.  29, 
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in  fler  ersten  Zeit  der  P>eigiilie  des  Gewerbes  besonders 
ötark  war, 

Klagen  wurdtai  in  der  Folgezeit,  abgesehen  vom  Mifs- 
limuch  der  Patente,  nur  über  den  Andrang  der  Nebenstromler 
laut.  Diesen  waren,  bei  verbürgter  Gegenseitigkeit,  nach 
Artikel  45  der  Akte  gleiche  Rechte  wie  den  Rheinsehiffern 
zugesichert.  Da  man  nun  bei  ilirer  Annahme  vielfach  ziemlich 
uiivursichtig  war  ^  gelang  es  manchem  unheiahigten  und  un- 
kundigen Mann,  Ladungen  in  den  Rheiidiäfen  zu  erlangen, 
bis  die  Centnilkominission  energisch  auf  Abstellung  dieser 
Jlifsstände  drangt  Sie  erkannte,  dafa  der  bei  der  Erteilung 
«Um*  Kheinsebifferpatente  verfolgte  Zweck  nur  unvoUstilndig 
erreicht  werde »  wenn  die  aufgestellten  Grundslitze  nicht  zu- 
gleich auf  die  zur  Rheinschi ifalirt  zugelassenen  Schiffer  der 
Nebenflüsse  ausgedehnt  wtirden.  Im  Jahre  1855  fafste  sie 
daher  den  allseitig  genehmigten  Beschlufs'^,  dafs  in  den  Ufer- 
staaten, denen  ein  odfr  mehrere  Nebenflüsse  unterstiinden,  die 
Schiffer  auf  denselben,  welche  den  Rhein  beiahreu  wollton, 
ihre  Befitbigung  nach  Mafsgabe  der  vereinbarten  Bestimmungen 
nachzuweisen  hätten.  In  iliren  Patenten  sollte,  sofern  dieselben 
blofs  auf  den  NebenMurs  lauteten,  der  Befähigung  zur  Rhein- 
Schiffahrt  ausdrücklich  Erwähnung  geschehen.  Damit  hoffte 
man  die  Sicher  lieit  der  Rhein  fahrten  zu  befördern  und  eine 
gleiche  Behandlung  des  Scbiffergewerbes  in  möglichstem  Um- 
fang zu  erreichen.  Wiirttemberg,  Kurhessen  und  die  Freie 
Stadt  Frankfurt  nahmen  die  aufgestellten  Grundsätze  für  die 
Patentierung  der  den  Rhein  befabrendcn  Neckar-  und  Main- 
schitler  an^-  Als  dann  auch  Hessen-Üarmstadt  und  Nassau^ 
zu  deren  Ausführung  die  entsprechenden  Verordnungen  erliefsen, 
war  diese  Angelegenheit  gemäfs  dem  Wunsehe  der  Central- 
kommission  vollständig  geregelt. 

Ungleich  versehiedenartiger  gestaltete  sich  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  die  mit  dem  Schiffahrtsbetrieb  eng  zusammen- 
hängettde  Entwicklung  des  Steuermanns*  und  Lotsenwesens 
am  Rlieine^.  Während  man  es  in  einzelnen  Uferstaaten  al» 
Pflanzseh  nie  für  einen  tüchtigen  Schiff  erstand  ansah ,  wurde 
in  anderen  auf  die  genauere  Regelung  dieses  Dienstes  weniger 
Wert  gelegt  Die  Akte  von  1831,  welche  die  bestehenden 
(tewohnbeiten  nicht  unnötig  verletzen  wollte,  hatte  den  aller- 
orts  erlassenen  Vorschriften  in  wvitgeliendstem  Mafse  Rechnung 
getragen  und  nur  verlangt,  tlafs  nach  der  seitherigen  Übung 
die  Lotsen  und  Steuerleute  an  den  einzelnen  Pliltzen  ge- 
wechselt   werden    sollten.      Marktschiffe,    Nachen    unter    300 

'  Vgl.  z.  11  Jahretibericht  1840  S.  6,  7;  1844  S.  18. 
^  JsihtmhimrM  1S,S5  S.  9;  1856  S,  XVIIl. 
«  Vgl.  Jahn-sbencht  1H58  8,  VL 
*  Vgl,  Jabm^bericht  1859  S.  VL 
•^  Vgl.  oben  S.  S.  137-140. 
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Centner  Ladungsiähigkeit  und  dergleichen  blieben  von  dieser 
Kegel  ausgenommen.  Die  Änsetzung  des  Dienstes,  die 
Regelung  der  Lotsengebühren  war  den  verschiedenen  Staaten 
vollkommen  überlassen,  mit  der  Mafsgabe,  dafs  fremden 
Schiffern  keine  anderen  Bedingungen  als  einheimischen  auf- 
erlegt werden  dürften. 

Die  Centralkommission  unterbreitete  in  der  Überzeugung, 
dafs  eine  allgemeine  Vorschrift  über  diesen  Gegenstand  nicht 
wohl  möglich  sei,  den  Uferregierungen  einen  im  Jahre  1832 
ausgearbeiteten  Entwurf  und  überliefs  es  ihnen,  auf  die  Be- 
stimmungen desselben  bei  Abfassung  der  Territorialver- 
ordnungen geeignete  Rücksicht  zu  nehmend  Am  strengsten 
behandelte  man  die  Angelegenheit  am  Mittel-  und  Oberrhein, 
wo  die  Beschaffenheit  des  von  Sandwellen,  von  Klippen  und 
Felsen  durchzogenen  Flufsbetts  die  Verwendung  kundiger 
Steuerleute  besonders  nötig  erscheinen  liefs.  Die  von  den 
dortigen  Uferstaaten  erlassenen  Verfügungen  stimmen  im 
wesentlichen  mit  der  hessischen  Steuermannsordnung  vom 
11.  Juni  1836  und  deren  Ergänzungen  überein*. 

Danach  war  die  Zahl  der  Steuerleute  in  den  Häfen  zwar 
im  allgemeinen  nicht  beschränkt,  sollte  aber,  „damit  das  Be- 
dürfnis der  Schiffahrt  nicht  überschritten  werde,**  nur  auf 
Antrag  der  betreffenden  Lokalbehörden  und  Handelsstände, 
Schiffer  und  Flöfser  vermehrt  werden  (!).  Wer  Steuermanu 
werden  wollte,  mufste  seine  Lehr-  und  Gesellenjahre  über- 
stehen und  in  einer  Prüfung  sich  über  seine  Kenntnisse  und 
Fähigkeiten  ausweisen.  Wer  letztere  bestand,  wurde  durch 
den  Grofsh.  Provinzialkonimissar  als  „wirklicher  Steuermann" 
patontiert,  oder  erhielt,  wenn  seine  Annahme  nicht  »ofort  zu- 
lässig erschien,  ein  Patent  als  „Steuermannskandidat,"*  ver- 
möge dessen  er  in  die  Zahl  der  wirklichen  Steuerleute,  so- 
bald diese  vermehrt  werden  sollte,  einrückte,  bis  dahin  zu- 
gleich aber  auch  befugt  war,  bei  augenblicklichem  Mangel 
den  Dienst  ausnahmsweise  zu  versehen.  Über  die  Pflichten 
der  Steuerleute  bei  Ankunft  und  Abreise  der  Fahrzeuge 
und  während  der  Fortbewegung  derselben  waren  genaue 
Vorschriften  gegeben,  deren  Verhetzung  mit  Geldstrafen  oder 
Dienstenthebung^  geahndet  ward.  Im  Frühjahr  vor  dem 
Wiederbeginn  der  Schiffahrt,  wie  auch  unmittelbar  nach  jedem 
hohen,  die  Ufer  übersteigenden  Wasserstand  waren  sie  gehalten, 

'  Vgl.  Jahresbericht  lSt5  S.  67,  68. 

-  SteuermÄnnsordiiuiip  für  di»»  Grofsh.  Rheiiistrecke  vom  11.  Juni 
1836  Hess.  Kt^gieruiigsblatt  188i>  S.  'M'-r  in  den  wichtigsten  Artikeln  «b- 
pedniokt  bei  Schirges.  Rhein^trom  S.  ;^00  -  304. 

*  l'l>er  diesbezügliche  Vorkommniss»»  handeln  die  Aktenstücke 
§  10  782  im  A.  d.  M.  H  K.  Vpl  noih  Nachtrag  zur  hessischen  Steuer- 
mannsoniniinjr  vom  11.  August  iNVt-Hess.  Regierungsblmtt  1854  S.  2ß9 : 
auch   bei  Schirmes,  Rheinstrom  S.  -Ml 
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[ihre   Strom  strecken  zu  befahren,  das  Fluiöbett  zu  unteröuchen 
die  Leinpfade  zu  berichtigen,  damit  sie  entstandene  Ver- 
ierungen  genau  kennen  lernten  und  nen  ervvaehsene  Hinder- 
Fiiisse  den  Behörden  anzeigen  konnten.     Die   Höhe   der   ihnen 
[zustehenden  Gebühren  wurde  jährlich  neu  geregelt. 

Die    Handhabung    der    Steuermannßordnungen     gab     im 
lliaufe    der   Jahre    zu    manch erlei    Klagen    und    Beschwerden 
lAnlafs',  da  der  Dienst  und  die  Organisation  des  Steuernianns- 
|iveaens  mit   den  Fortschritten    und    neueren  BedLirfnissien    der 
Ifichiilahrt  nicht  mehr  im  Piinklang  zu  sein  acliienen^.     Die  Be- 
vollmächtigten der  Centraikonimissiun  beschlossen   demgemäfs 
bei  ihrem  Zusamraensein  iiu  September  1843,  die  Aiitmerksam- 
keit  der  Territorial  hehrirden  auf  die  Verbesserungen  und  Ab- 
änderungen zu  lenken,  denen  die  älteren  Verordnungen  Sijwohl 
im    allgemeinen  8chitlahrtsinteresse^    als  auch  insbesondere  in 
Hinsicht  auf  die  Damptschiffahrt  fähig  zu  sein  schienen^. 

Am  kühnsten  ging  darauf  Preufsen  vor,  das  in  Anbetracht 
der  im  Laufe  der  Zeit  bewirkten  Stromverbesseru ngen  und 
Beseitigung  früherer  Hindernisse  durch  Verordnung  vom 
24.  Juni  1844*  den  Lotsenzwang  ganz  aufhob^  dagegen  den 
Schilfern  und  Flöfsem,  die  sich  ortskundiger^  geprüfter  Lotsen 
bedienen  wollten^  Gelegenheit  gab,  solche  gegen  die  von  der 
Itngierung  festges teilten  Gebühren  an  24  bestimmten  Stationen 
in  Dienst  zu  nehmen.  Die  Konzession  zum  Gewerbebetrieb 
eiJies  Lotsen  wurde  auch  fUrderhin  nur  auf  Grund  einer  be- 
standenen Prüfung,  deren  Einzelheiten  bereits  in  dem  Re- 
gulativ vom  5.  August  1834  über  das  Schiffahrt&wesen  fest- 
gestellt waren,  erteilt.  In  den  Niederlanden^*  beliefs  man  es 
bei  der  Anstellung  von  Lotsen  und  Bakenmeistern  für  Waal 
und  Lek,  die  verpflichtet  waren,  durch  Triebsand  gebildete 
Untiefen  aufzusuchen  und  mit  Baken  (kleinen,  sehwimmenden 
Fälschen)  zu  bezeichnen^  auch  gegen  eine  festgestellte,  für 
Dampf-  und  Beurtschifte  emiäfsigte  Gebühr,  die  Holzflöfse  und 
sonstigen  Fahrzeuge  zu  besteigen^  um  den  Schiffern  die  gefähr- 
lichen und  flachen  Stellen  zu  bezeichnen  und  zu  verhindern^ 
dafs  sich  Schiffe  au  solchen  seichten  Stellen  begegneten*^*  Die 
nbrigt^u  Uferstaaten  behielten  die  Verpflichtung,  Steuerleute 
anzunehmen^  unverändert  bei. 

Die  Beschwerden  über  die  Höhe  des  Steuermannslohnes* 


'  Vgl.  z.  B.  Beai^hwerde  Preuf^ens  ^egen  die  Bestimmung  de« 
art,  8  der  hessischen  Stf'uennaiinsordDUiig  Ende  1836  (A.  d.  M.  H,K. 
I  7358). 

>  Vgl  Jahresbericht  184::i  ^i.  6;  1844  8.  21. 

^  Vgl.  Jahresbericht  1844  S.  20. 

*  Dieselbe  i«t  «b^fdriickt  bei  Se  birg  es»  Rheinstroro  8.  2M 
bis  $00. 

•  Vgl  JabreRboricht  1844  8.  21. 
«  n   a,  O,  8.  20. 

i  '  Vgl.  Jahrps beriebt  1846  S.  9. 

^^       Foncbufigan  XVIII  5.  —  £ek»rt.  10 
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is  den  nächsten  Jahren  nicht  nucbgeUisaeiL     Wenn 
hat  ihre  allmähliche  Minderung  weoigtteiia  im  Pr 
könnt«,  wurde  über  die  Notwendigkeit   des  aaf 
Teil  der  Flar«strecke  noch   bestehenden  Steuf 
XvaJige^  um  80  heftiger  gestritten.     Während   man  von   euii 
Seite  seine   Aufbebung   wünschte   and    es   für  nicht   gerechll 
fertigt  erachtete»  den  Beteiligten  eine  Sicherheitsmafsregel  at " 
sadrängen,   die  in  ihrem  eigenen  Interesse  liege   und    die 
beobachten  würden^  wenn  es  ndtig  sei,  war  man  anf  dermndt 
Seite 9  gestützt   f*benfalls  auf  Guta<*hten  von  Schiffern,  ~ 

lauten    und    jiraktiHchcn    Kheinächiffahrtsbeamten ,     ent 

gesetzter  Meinung  und  glaubte,   den  Zwang  im  Interesse  des 
Verkehrswesens  nicht  entbehren  zu  können '. 

Da   die    freibeidichere    Anschauung    nicht   ohne   weitem 
durihdringen     konnte ,     glaubten     ihre    Verfechter     zunächst 
i'tn/A*lne  Erleichterungen    erstreben   zu    sollen.     Zuerst   gelaug 
CH,  die  frütjer  verpönte,    jetzt  von   der  Centralkommission  be- 
fürwortete Mafsregel^^,  ,,dar8  fortan  die  Steuerleute^  welche  eio 
Schiff  ÄU  Berg  resp,  zu  Thal  gesteuert  haben,  ermächtigt  seien 
binnen  der  nächsten  24  Stunden    ein   anderes  Schiff  zu  Thi 
fuhu"  zu  Berg  auf  derselben  Strecke    zurückzusteuern,"  aller 
ortt'n  durchzusetzen.    Ferner  wurde  durch  Supplementarartiki 
XX  ^  die  durch  Artikel  59  der  Rheinschiffahrtsakte  festge 
Ausnahme   vom  Lotsenzwang   auf  Segelschiffe  jeder  Ladt 
lllliigkeit  ausgedehnt,  wenn   dieselben    unter  600  Centner  Gu 
mit  HJch  führten*.    Auch  einigte  man  sich  über  die  Befreit] 
vom  Zwang  für  alle  unbeladenen  Falirzeuge,    (\ir  Schiffe, 
auKSchliefhlich  solche  Gegenstände  geladen  hatten,  die  sich  beij 
Sinken  des  Bootes  von  selbst  heben,  und  die  zu  Segelschiff« 
gehörenden     Liclitertabrzeuge,     welche    am    Hauptachiff    seil 
wttrts    befestigt    sind»   also    nicht  am  Schlepptau   nachgeftihf 
werden. 

Scbliefslieh     dachte     man     auch     an     eine     weitgehend^ 
Minderung    der    Tarife     für    Lotsen    und    Steuerleute,      Ina 
licBondere    wurden    dieselben    für  Waal    und    Lek    durch 
schlufs  des  Königs  der  Niederlande  vom  29.  April  1852^  (i| 


vplj 


1  Vgl.  Jahreaberidit  1847  S.  8,  9, 
«  \^i.  Jahresbericht  1850  S,  16. 

•  Über  dio  vorhorgcheiiden  Vprhandhin^«^!»  und  Besohlüasf  tj 
Jahreabi^nuiit  1H50  8.  16:  1851  S.  12,  13.  Über  den  Artikel  selbst 
J«hre8b(*rieljt  l!Sö2  S.  XL  Seliirges,  Rheinstrom  S.  292  (dort  tJ 
irrtflmlifh  Su|iplt'm(nitarartikel  XIX  i*tatt  XX  g(*naiint);  Rhenus  IS^ 
8«ke  81. 

*  Die  fiir  «ii-n  Main  bestimmten  Fahrzeuge  mufäten  ebenfalls,   m 
bald   sie  ÖOÜ  Cenfrior   geladen  hatten,    lu   Maitix    einen    J^tt-m  rmnu 
lii>nl  nrhmeii.    Vt^l- l"*«*»'»^!»©»  li<*g"lativ  das  Steuermaiin-v  f 
Main  betri'rtend  Vom  23.  September  1848.    (Akten  über  Hui               i 
kehr.^we^eii  M.St,Aj 

•^  Her  Hetiehlufi»  bt  abgedruckt  bei  Schirgea,   Rheinstrom  8* 
bifl  294« 
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Vollziehung  des  Artikel  18  der  Ubereinkoiift  zwischen  den 
Niederlanden  und  dem  Zollverein  vom  31.  Dezember  1851) 
auf  die  Hälfte  des  früheren  8at2e8  ermllfsigt,  so  dafs  sie  dorteii 
zeitweise  bedeutend  geringer  waren ,  als  auf  den  übrigen 
Strecken,  wo  Lotsonzwang  herrschte  *.  Die  anderen  Ufer- 
staaten verstanden  sich  ebenfalls  nach  und  nach  zii  Re- 
duktionen der  Tarifsätze,  die  übrigens  gleieh  den  nieder- 
ländiöchcn  Festsetzungen  nur  das  Maximum  der  Löhne  be- 
stimmten. Im  Wege  freier  Vereinbarung  y  namentlich  bei 
Per&onendampfschifFen  und  anderen  Fahrzeugen,  die  oft  die- 
selbe Station  berülirten ,  w^urden  sie  häufig  noch  weiter 
erraufsigt  -. 

Das  nächste  Jahrzehnt  brachte  wenig  Veränderixngen  in 
Regelung  dieser  Verhältnisse.  Erst  nach  langen  Auseinander- 
setzungen kam  seit  dem  15.  Februar  1866  der  8teuerraanns- 
zwang  auf  allen  Strecken  in  Wegfall'*.  Vereinzelte  Versuche, 
ihn  durch  einen  gesetzwidrigen  Druck  auf  die  Schiffer  that- 
sächlich  fortbestehen  zu  lassen,  hatten  keinen  dauernden  Er- 
folg*. Von  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  an  waren  auch  die 
niederländischen  Bakengebühren  aufgehoben  worden. 

Die  Sicherheit  der  Falirten  wurde  durch  die  Befreiung 
vom  Steuermannszwangi  durch  di<\se  weitere  Beseitigung  einer 
schablonenmäfsig  bindenden  Mafsregel ,  im  allgemeinen  nicht 
verringert,  da  überall,  wo  es  zweckmäfsig  erschien,  die 
tüchtigsten  Steuerleute  andauernd  freiwillig  verwendet  wurden*. 
Die  Inanspruchnahme  stromkundiger  Führer  blieb  auf  einzelnen 
gefäbrlieheren  Strecken  des  Flufsbetts  völlig  un gemindert, 
während  sie  auf  anderen  bequemeren  Teilen,  wo  beachtens- 
werte Punkte  leicht  durch  Baken  bezeichnet  werden  konnten, 
allmählich  zurückging. 


'  Vgl.  Jahresbericht  1852  S,  XI. 

■-i  A.  a,  (K 

^  Vgl  Jülireabpricht  1865  and  18ü6  8,  Vlil;  ftiu-h  Bf^addufs  vom 
29.  Janaar  1S!?66  beln  Auflit^bung  de«  Steuermann^'  und  Lots^mzwanga 
auf  dr-m  Rhein  (lies:?.  lifgierungäblatt  1866  8,  Ml 

*  Die  ÄIainz<»r  Handelskammer  hatte  i^ieh  in  einem  aurtführlioh  be- 
gründeten »  auf  Veranlassung  der  Urofsüh.  Regiernng  abgegebenen  üut- 
Achten  vom  25,  März  1862  entMchieden  für  den  Wegtall  de»  Steuer- 
mann^zwangeH  ausgesiiroeheu.     (Hundel-«kainmer  zu  Mainz  8,  49.) 

^  Vgl  Jahresbenelit  1?;<66  und  1867  S.  IX;  lh<67  und  1868  S.  VIIL 
WäliTtmd  die  Zahl  der  rlieinischen  Steuerleute  1867  um  11  vennjndert 
wurde,  ist,  sie  1^58  von  117  wieder  auf  120  geatiegen,  auf  welcher  Hohe 
sie  sich  lange  Zeit  hielt. 

Übt*r  die  Zahl  der  pateutii  rten  Steuerleute  gisben  die  Jabres- 
beriehtc  vielfache  Naehwei^e;  vgl  hrsoiidets  Jahresbericht  1S64  S.  VU£ 
und  folgende  Jahrgänge. 


L 


Iß* 


Zweites  KapiteL 

Weiterentwicklung  der  TransportmittBl  flir  Güte' 
iadungen.    Beurten  und  Dampfschlepper. 


Mit   der   Akte    von    1831    liÄogt    eine    merkwürdige    Er«l 
seheiniing    im    Rbeiiiverkehr    zusammen»     für    die    sie    inchlj 
Ursache,    eonderii    nur  Veranlassung   gewesen^    die  im   Güter 
transport    vor    Austrag    des    Kampfes    zwischen    Wind-    uni 
Dampfmotoren  eine  bedeutsame  Hollo  spielte:  die  Einriehtungi 
der  Rnngfahrten  auf  Mitte!-  und  Oberrliein  nach  hollilndiacheii 
Vorbilde, 

Man  war  bei  Beratung  der  Rheinschiffahrtsordnung  woli 
«instimmig  der  Ansiclit  gewesen,  dafs  mit  dem  Wegfall  de 
alten  Bann  rechte  und  Munopolien  von  I*Üitzen  wie  Koqio 
rationen  auc!i  die  überall  eingefülrrten  Reibefahrten  fih*  Güter 
belorderung  unmöglich  in  der  seitherigen  Weise  fortbesteheU 
könnten,  glaubte  aber  vielerseits  doch  zur  Sicherheit  nni 
Stetigkeit  der  Transporte  dasjenige  beibebalten  zu  mflssei] 
was  eich  an  diesen  Veranstaltungen  Nützliches  fand.  Zi 
diesem  Zwecke  brauchte  man  nicht  lange  nach  einem  Vor 
bild  auszuschauen,  sondern  durfte  einfach  die  holländUched 
Beurtfalirten  zum  Muster  niihmen,  die  alle  Vorzüge  eine 
regelmUfsigen  Tran sportverbin düng  ohne  die  Nachteile,  welche 
Ausschliefsungsrecht  untl  Zwang  zur  Benutzung  mit  siel 
brachten,  in  sich  vereinten.  Dorten  zeigte  sich  das  schwer 
Problem,  wie  neben  der  gröfstmöglichen  Freiheit  der  Schiff-'' 
fahrt  überhaupt,  doch  auch  die  genaueste  Regel mafsigkeit  der 
Güterbtdorderung  beslehen  mochte,  auf  das  glücklichste  geJ^t 

Der  Gewerbebetrieb  der  Beurtleute',    die   sich  aus  wold- 


1  Vgl.    darüber   die    bei    Otkhart   (dor   Rhein    S,  259   Anm.)  cit 
hoÜändi:«rIien  Vcrordmuigcn ,  und  VerordnuTip:  für  die  Rbeit]schiffalirt»«1 
kommis^loii  zu  Amsterdam  vom  M  April  1825  ni'bgt  Bciiaeeii  gedrucktl 
bei  Herrn  an,  AdreH^buch  1827  S.  47— 154.    AuWrdetn  vgl.  Eich  hofft 
Topographie  des  Eheim  S.  74  ff.;  Oekhart,  Rbtiiii  S.  258-260. 
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erfahrenen,  vermögenden  Schiffern  rekrutierten,  glich  in  vieler 
Beziehung  vollständig  dem  der  alten  mittel-  oder  oberrheini* 
sehen  Rangfahrer.  Auch  sie  richteten  sich  bei  Übernahme 
von  Touren  nach  einer  strengen  Ordnung,  hielten  sorgsam 
anf  Einhaltung  der  Lade-  und  AbfahrtMzeiten  und  isuchten  die 
Reiseziele  zeitig  und  ohne  Aufeiitliatt  zu  erreichen^  um  von 
dort  naeh  eingeholter  Rüekfraeht  in  die  Ausgangshäfen  heim- 
zukehren. Ein  wesentlicher  Unterschied  be.stand  nur  darin, 
dals  die  Beurtleute  kein  Monopol  der  Güterbeilörderung  be- 
saiaen,  dafs  es  jedem  Sehift'er  freistand,  unabhängig  zu  bleiben 
und  aufserhalb  der  Beurtordnung  zu  fahren,  anderweit»  jedem 
Kaufmann  ein  Schiff  fiir  sich  allein  zu  nehmen  und  einen  be- 
liebigen Fahrten  kundigen  mit  seiner  Ladung  zu  betrauen.  Nichts- 
destoweniger wurden  doch  die  meisten  Waren  den  all- 
geschätzten und  gut  beleumundeten  Beurtleuten  übergeben^  da 
durch  sie  all  das  erfüllt  wurde  ,  was  die  Sicherheit  und  Ge- 
schwindigkeit der  Ilandelstransporte  nur  irgend  erheisehen 
konnte. 

Zu  Anfang  de«  19.  Jahrhunderts  waren  solche  Beurten 
oder  Beurtfahrten  nicht  nur  zwischen  den  holläiKlisehen  Häfen, 
sondern  auch  zwischen  diesen  und  den  Plätzen  des  Unter- 
rheins',  als  Düsseldorf,  Üuieburg,  Wesel  und  Emmericlj,  ein- 
gerichtet, die  bich  andauernder  Beliebtheit  erfreuten.  Man 
hatte  daher  vorgeschlagen  -  j  diese  Fahrten  in  gleicher  Weise 
fiir  den  Mittel-  und  Oberrhein  einzurichten,  konnte  aber  da- 
mit nicht  durchdringen,  solange  d'>rten  die  alten  Zwangsrechte 
in  Kraft  blieben.  Erst  die  Rheinschiffahrtsakte  sollte  für  sie 
das  Feld  öffnen,  indem  sie  in  ersichtlicher  Nachbildung  der 
holländischen  Einrichtungen  Rangiah rten  gestattete,  die  gleich 
jenen  nach  jeder  Richtung  freier  Vereinbaruog  durch  die  Teil- 
nehmer unterlagen^.  Die  Verträge  über  d'iGae  Fahrten,  die 
stets  den  Charakter  einer  zwischen  Privatpersonen  ein- 
gegangenen Verbindlichkeit  trugen  ^  konnten  von  den  Inter- 
essenten selbst,  oder  fiir  diese  durch  LokalbehÖrden  geschlossen 
werden  und  waren  für  die  einzelnen  Mitglieder  der  Gesell- 
schaften jahrlieh  kündbar. 

Die  groIVien  rheinischen  Handelshäuser,  die  von  jeher  der 
Rangschi  tf  ah  rt  feindlich  gegenübergestanden  hatten,  ver- 
sprachen sich  auch  von  den  gejilanten  Neuerungen  wenig 
Nutzen^.  Sie  brauchten  dieselben  nicht,  denn  sie  konnten  bei 
der  Gröfse   ihres  Umsatzes   bequem  für  jede  Reise  eine  volle 


L 


*  Namensvrrzeichnisfle  dieser  Beurtschiffer   finden    sich   bei  Her- 
man,  Adrefsbufli  1825  S.  75,  76 1  1826  S   54,  5ö. 

*  Vgl   z.  B    Ockhart,  Rhein  S.  260;    Borgiu»^  Geschichtü  des 
Mannheimer  GetreitJehandel»  S.  106» 

*  Vgl  nUen  8.  225, 

*  JalireBbericht  1835  S.  73;  Borgius,  Ge^'J»?« ^t«*  «li*«  MAnnUeimer 
Getreidehandels  S*  104. 
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Ladung  geben  und  dabei  noch  von  dem  Schiffer,  dessen  Fahr 
zeug   Bie    in    Anspruch    nahmen,    einen    lietrachtlicheo   Fracht-1 
naehlafa  erlangfjn.     Si<^  wiesen   auf  das  Boispiel  der  SeepUtm 
hin,    wo    für  jeden  Transport   die  Fracht   zwischen   dem  Ve 
lader  und  dem  Schiffskapitnn  vereinbart  wurde,  und  meinte 
mit    diesem  System    könne   man   auch    auf  dem    Rheine 
kommen. 

Andere ',  und  zwar  die  Mehrzahl,  behaupteten  im  Oege 
teilp  dafs  das  System  der  geregelten  Kangfahrten  allein 
allgemeinen  Interesse  entspreche,  weil  es  alle  Handebleat 
rücksichtlieh  der  Transportraittel  auf  gleiche  Linie  stellö  und 
verhindere,  dafs  die  grofsen  Hfluser  die  kleineren  nieder 
drückten^  so  diene  es  zum  Schutze  „der  eigentlichen  ur 
wahren  Schiffsfreiheit^  de«  Kaufmanns-  und  Schiffern  tan  dea 
In  der  praktischen  Anwendung  behielt  nach  1831  die  letzl 
genannte  Ansicht  eotscbieden  die  Oberhand. 

Schon    vor  Durchführung  der  Rheinscbiffahrtsakte  hattea^ 
sich  Vertreter  der  wichtigsten  Handelsplatz«"  um  das  Zustand€ 
kommen  von  Beurt vertragen  für  die  verscliiedenen  Linien  bo«l 
müht     Am  rührigsten   mufsten  sich  die  beiden  Station s&tldtÄj 
zeigen ,    wenn   sie    den    verlorenen  rechtlichen  Stapel  in  eine 
natürücbcn    verwandeln    und   damit   den   drohenden  Verlust 
begegnen  wollten.     Mit  ganz  erstaunlicher  Energie  wurde  dii 
neue  Autgabe  von  der  Kölner  Handelskammer  in  Angriff  g« 
nommen  ~.     In    der    Besorgnis,    es    möchte    das    weiter    vor-1 
geschobene    Mainz    der   Ilauptumsehlagsplatz    zwischen    Mail 
Oberrbein   und  Holland  werden,  traf  Köln  die  weitgehendst 
V«rki'hrune:en,  um  .silJi  zur  Centrale  des  ganzen  Verkehrs 
machen,    Ks  veriinlaCste  die  Hauptinteressenten,  in  einer  Schit 
fahrtHvereinskommisHiün  zusammenzutreten,  um  in  dieser  eiuefl 
Mittelfiunkt  för  alle  Bewegungen  zu  haben»    Dem  ziel bewufs teil 
Handeln  seiner  Bürger  gelang  es  in  der  Tliat,  nicht  nur  dorcl 
Vertrüge  mit  der  Amsterdamer  und  Rotterdamer  Handelskamme 
geregelte  Verbindungen  nach  dem  Niederrhein  zu  sichern,  ftor 
dem  auch  den  Verkeljr  mit  Mainz  aufrecht  zu  erhalten*  und 
vor  allem  Beurtfabrten  mit  Frankfurt  und  Mannheim  neu  ein- 
zuriuhten. 

Die   Mainzer    Handelskammer    blieb    ebenfalls    nicht   an* 
thätig"*.      Durch   Entsendung  von   Delegierten    nach    allen 


»  Vgl  Jaliresbericht  1^35  S.  73,  74. 

^  Vgl.  Schanz,   Maiiiscbiffahrt  im   19.  Jahrhundert  S.  58  ff. 

•  VgK  Aktf"*n  ober  HaiifkO  und  Vork*'hrsw«scD  M.St,A. 

*  Yjzi.  HtiudehkHmmPT  zu  >f  Jiiiiz  S.  4^,    Verdjer*  der  bei*t*»i&ch<^  B45*I 
VoHiiiiJrhfi^^tt'   bei  der  Ci^ntralkominissiüii,  Imtte  gf^logentltt-h  der  Cb^r-| 
Sendung   von  Prufokolkn   über  Süznngi^a  dieser  BeJiörde  die   V       ' 
knmnirr   schcm    rcir   In knift trete«    der  ncweu  Scbiftahrt^akte  \\ 
darauf  hing«^ wiesen,  dafs  es  hu  der  Zeit  »ei,  ^Hich  mit  Vorbereitu.,^:  u 
jenigen  zu  beselififtigen,  was  der  veriDderte  ZuMand  der  HheiDschlfFAhrf  | 
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Betracht   koramenden    Häfen  des  Rheins,   Malus  und  Neckars 

gelang  es  ihr,  mit  den  dortigen  Hand elsvors tändln  und  einer 
gmiügcuden  Zahl  von  Schiflern  angemessene  Beurtverträge  ab- 
zuschliefsen»  Aüerdings  wurde  sie  in  einem  gewissen  Sinne  bald 
von  Mannheim  übertiügeltj  das  durch  noeh  günstigere  Pakte 
unter  Umgehung  von  Mainz  einen  direkten  Verkelir  zwischen 
Plätzen  dcü  Ober-  und  Niederrheins  anzubahnen  verstand. 
Seine  Bestrebungen  gingen  dabei  zunächst  mit  denen  KölnB 
Hand  in  Hand,  da  es  nicht  die  unmittelbare  Verbindung  mit 
HüOandj  sondern  nur  den  Ansehlufs  an  die  niederrheinischen 
Beurtfahrten  erstrebte»  der  auch  thatsächlich  am  Tage  der  Ein- 
führung der  Akte  verwirklicht  ward  ^  In  den  folgenden  Jahren 
wurden  tlann  freilich  auch  Verträge  mit  den  niederlündischen 
Schlflern  wegen   direkter  Fahrten  geschlossen^. 

Die  Einrichtung  derartiger  freiwilliger  Reihefahrten  nahm 
nach  1831  einen  bedeutenden  Aufschwung.  Bereits  18tl5  be- 
standen^, abgesehen  von  woniger  wichtigen  Linien^  Rangfahrten 
zwischen  Basel  und  Mainz,  Sehröck  und  Mainz,  zwischen 
Mannheim  und  K*iin,  Amsterdam^  Rotterdam,  zwischi^n  Mainz 
und  Köln,  Amsterdam,  Rotterdam,  Main,  Neckar,  Köln  Wieb 
der  Knotenpunkt  der  Fahrten  nach  Mainz,  Frankfurt,  Mann- 
heim einerseits,  und  Rotterdam,  Amsterdam,  Dordrecht,  Ant- 
werpen anderseits.  Die  Verbindung  nach  Rotterdam  wurde 
sogar  in  doppelter  Weise  gepHcgt,  indem  man  neben  der  alten 
Beurt-  eine  neue  Vereinsfnhrt  schuf,  die  erst  1838  mit  dem 
Älteren  Institute  vereinigt  wurde*.  Insgesamt  fuhren  18B5  von 
Köln  nach  dem  holhtndischen  Niederrhein  im  Rang  25  SchiflFe 
mit  3120  Last  Ladefähigkeit,  während  weitere  22  Schiffe  mit 
2710  Last  Ladefuhigkeit  aufser  der  Reihe  regelraäfsig  zu  festen 
Preisen  zu  haben  waren. 


und  dessen  Rückwirkung  auf  den  Handel  demnächst  erheischen  dürfte**, 
sowie  dafa  die  Kammer  mit  anderen  Plützen  wegen  Erriflitunj^j  voa 
Beurtfahrten  in  Vi-rbindung  treten  solle.  Vf^l.  Schreiben  vom  HO.  Okt. 
1880  und  K.  April  1831  fA.  d.  M.  H.K.  §g  46.s9,  4745). 

*  Vgl.  den  gedmckteu  Aufruf  des  Handels  vorstanden  von  Mann- 
heim vom  20.  Juli  1831  in  A.  d.  M.  H.K. 

^  VgL  ßorgiufl,  Geschichte  des  Mannheimer  Getreidehandels 
Seite  106. 

*  Über  die  einzelnen  Rangfahrten  zwischen  den  verschiedenen 
Plätzen  vgL  Jahresbericht  18äf»  8.  71—7*]  und  folgende  Berichte.  Einen 
Teil  dtT  zu  Mainz  geschlossenen  Beurtverträge  bewahrt  das  Archiv  der 
Mainzer  Handelskamnier  in  Originalausfertigung.  VgL  z,  ß.  §§  7396, 
8073,  92B7.  Über  die  Eangfahrten  zwischen  linein-  und  Mainorten  giebt 
Hchimz  (MainBchiffahrt  im  19.  Jahrhundert  S.  56—105  und  zugehörig© 
Anmerkiing*'n)  austuhrlichc  Nachrichten,  so  dafs  ich  mich  hier  mit  der 
Verweiaiujg  auf  »eine  Ausfnhrungen  beg^nügen  darf.  Vgl  auch  die  aus* 
fuhrlichi'n  gedruckten  Bestimmungen  der  Uangfahrt  zwischen  Frank- 
furt unti  Am:^terdam  für  das  Jahr  1835.  Frankfurt  a.  M.  (A.  Oöterrieth) 
A.  d.  M.  H.K    §  6594. 

*  VgL  Jahresbericht  1888  S.  13. 
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Die  geschlossenen  Verträge  li leiten  sich  alle  jui  die  ?oa 
der  Rheinschiffahrtfiakte  aufgestellten  Normen.  ÄnderangieD 
derselben,  wie  sie  Art  50  der  Konvention  im  möglichen  Inter- 
esse dm  Handels*  erlaubt  hatte,  wurden  nirgends  beanspntetit ^ 

Die  Einwirkung  der  frei   kündbaren  Kangfahrten  aaf  die 
einzelnen  SchiÖer  wird   als  eine  durchaus  günstige  geprietea. 
Nicht  nur  dafa  die  Möglichkeit  des  Ausschlusses  zu  energischer 
Arbeit    spornte,    auch    die    allgenieinen    LebensgewohnheitMi 
sollen  sich  gebessert  haben.     Mit   dem  holländischen  Vertrag 
hielt,  wenn  man  überkommenen  Nachrichten  trauen  darf,  audi 
holländische  Reinlichkeit   und  Ordnung   in  deutschen  Schiffen 
ihren    Einzug.     Auf  d*^n  grofsen  niederländischen  Fahrzeugfo 
wohnten  in  einer  freundlichen,  mit  dem  hohen  Verdeck  gleich* 
laufenden   Stube   die   iScIiitfer  mit   ihrer  Familie,     Die  weif*eii 
Vnrhänge  an  den  Fens?tern,  die  hübschen  Möbel  und  das  nett«* 
Innere   der  Wohnräume    zeugten   von  Wohlstand    und  Beha^'- 
lichkeit^.     Jetzt  fand  man  auch  auf  dem  Mittelrhein  Familien, 
deren  Glieder  jahraus,  jahrein  die  schwimmende  Häuslichkeitj 
nicht  verliefsen.     „f^in  W^^sen  kam  den  Bootsführern  zu  Hilfäfl 
dessen   in  keinem  zollamtlichen  Register,  in  keiner  Schiffsb'sM^ 
gedacht   wird:   das    Weib    begann   als   neuer  genius  nautarum  , 
eine  Rolle  zu   spielen  ^;"     Mit  der  Frau  des  Herrn  kehrte  an 
Bord  ein  besserer  Oeist  der  Ordnung  und  Sparsamkeit  in  dentJ 
fahrenden  Haushalt  ein,  der  nun  den  Händen  von  SchiffsjungenJ 
und  Knechten  entzogen  werden  konnte.    Die  alten  Rohheiten,] 
die  leiclitsinnige  Behandlung  von  Geld  und  Gut  auf  raaschcii 
der   Fahrt    machten    einem    anständigeren   Ton,    einer   sorgflik 
tigeren,    gewissenhafteren  Wirtschaft  Platz,    die  auch  den  an* 
vertrauten    Waren    zu    gute   kam.      Es    war    diese    WandluG 
einer  der  Vorteile,   die   die  Schaffung  der  freien  Ronkurren 
und   ungehinderten  Auswahl  mit  sich  brachte*, 

Freih'ch  schien  eine  gewisse  Sparsamkeit  auf  den  Fahrte 
um  80  mehr  geboten ,  da  nach  Durch fiihrung  der  Gewerh 
freiheit  infolge  des   stärkeren  Angebot«  sofort  die  EinDahmen' 


*  Vgl.  Jalireaberiulit  18^^^  8.^76.  Über  einzelne  Vertrag 
mungen  vgL  Hügel,  Manual  mr  dfln  Handels-  und  Solu 
8,  49  ff. 

-  M*^jdinger,  Der  Rliftin  8.  73,  

*  Scbirges,  Dor  Aktuar  (ler  Centralkommis^ion,   liat  die  Fahrtffi 
nach   frölierer  uod  späterer  Weise   wortreirlj    geschildert   und    die  Auf- 
nahme der  Frauen   an  Bord  Daehdrueklich  jfpprieHen.    (Der  RheinÄtrnniJ 
8.  77,  1><1     ^Die  Khein^chifFer  alter  Art   pflegten    zu  j^agen :    Em  WeibJ 
an  Bord  hedente  Wind  und  bringe  Unglück.     Sie  machten  mit  »olchei|| 
Hedöuüarten  ihren  Weibern  wohlsielbBt  gern  Wind  vor."    Dafs  es  Uni 

Imk  bedeutete,  wenn  Frauenspersonen  im  Bord  kamen,  war  aui-V.  •Jr-'f^ 
l5rseraberglanbe.     (Vgl.  Mohr,  die  Firifsorei  auf  dem  Rhein  s 

*  Die  J'amilie  der  Sehiffsftihrer  Avohnt  auf  den  grofe»  i 
schiffen  auch  heutigen  Tags  meist  in  freundlichen  Stuben  im  [Jiutrrtcilj 
der  Fahrzeue^CT  wälirend  die  Knechte  in  einem  Gelafs  am  Bug  unt#l*, 
gebracht  sina. 
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wiken.  Die  Frachtpreise  wurden  1831  auf  allen  Strecken 
)pfleutencl  herabgeaetzt,  was  natürlit!h  in  erster  Linie  den 
Handelsleuten  und  nur  indirekt,  wenn  bei  Verbilligung  der 
Unkosten  sieh  der  Waren zug  auf  dem  Rheine  mehrte,  wieder 
den  Schiftern  Vorteil  brachte.  An  Hand  der  Jahreöberiehte 
der  Centralkomniission  *  läfst  sieh  der  ganz  auffällige  Preis- 
sturz nach  der  Konvention  im  einzelnen  verfolgen.  Für  die 
Strecke  zwischen  Strafsburg  und  Mainz  betrug  die  Fracht 
pro  Centner 

zu  Thal  zu  Berg 

vor  der  Konvention  von 

18:^1     1  frc.s.  53  et».  2  frcs.  08  cts. 

nach  der  Konvention  von 

cts*       2  trcs.  08       cts. 
1      *      75^/2     - 


18f^l 

1  frc8. 

43  "s 

I8:i2 

1 

43^1 

1833 

l 

43 '/i 

1834 

1 

43'/« 

1835 

1 

16 

1      -      43Va     - 

Die  Verminderung  belief  sich  also  für  die  Thalfahrt  auf 
37  cts.,  für  die  Bergfahrt  auf  64'/a  cts.  innerhalb  weniger 
Jahre,  Noch  merkwürdiger  sind  andere  Verglek-he.  Vor 
1831  waren  für  die  Beförderung  von  50  Kilo  KaÖee  von 
Amsterdam  nach  Mannheim^  bei  zweimaligem  Undaden  in  KOln 
und  Mainz j  eitischlief^lich  des  Octroi  4  Gulden  58V'fl  Kreuzer 
zu  zahlen.  Nach  der  Konvention  kostete  die  direkte  Ver- 
ßchitfung  derselben  Ware  nur  noch  3  Gulden  21 '/2  Kreuzer. 
Demgemäfs  waren  die  Gesamtun kosten  fast  auf  ^.a,  die  Fracht 
allein,  auöschÜcfölich  des  wenig  geminderten  Octroi,  faßt  auf 
die  Hälfte  des  bisherigen  Betrags  gesunken  ^. 

Insgesamt  wurde  die  durchschnittliche  Herabsetzung  der 
Transportkosten  seit  Neuregelung  der  JSchitfahrts Verhältnisse 
auf  33  ^iQ  für  die  Thal-  und  28  "/*>  für  die  Bergfnijrt  geschlitzt, 
so  dafs  bei  der  Menge  der  damals  auf  dem  Rhein  von  und 
nach  den  Niederlanden  versendeten  Waren  der  Handel  wie 
ilre  Konsumenten  seit  jener  Epoche  ungefähr  3  Millionen 
Franken  jährlich  an  Frachtpreisen  ersparten®. 

Diese  Erscheinung  ist  allerdings  nur  zum  Teil  auf  Rech- 
nung des  Wettbewerbs  der  freien  Schiffer  untereinander  zu 
setzen;    fast  noch    mehr   wurde  er  durch  die  Konkurrenz  der 


1  JahrcBbericht  1*<S5  8.  10-13|  1836  und  1837  S.  44-46;  1838  S,  21— 
23;  1839  S.  m^M. 

«  Dit*  FnichtUstPii  aller  bedeutemleD  Rang^fahrten  um  18S5  mit 
Angabe  der  Prcisi^  für  die  BefÖrclerang  sämtliehiir  Wareiigattungen 
fiiii&n  t<icli  bei  Huj^fl,  Manual  für  den  Handels-  und  8chirtVT.^t«nd  S,  45 
bis  1P2.  Für  die  Zeit  mit  1840  ist  ein«  Anzahl  gedruckter  Frarhtt'iitarife 
der  RAngffthHen  Mainz  .Rotterdam,  Amsterdam  und  Mainz-Obernfiain- 
Htildte  in  der  Bddif>thek  der  Mainzer  Haudeläkammer  zu  ^nden. 

«  Vgl.  Jahreabericht  ISS^^  S,  13. 
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einzelnen  Eangfalirteii    und   Linien  der  verschiedenen   PUtzt^ 
verursacht,    die    durcii   Billigkeit   die   Versender    an    sich    vi 
locken  suchten.    Die  H an deU vorstände  drangen  allerorts  immex 
wieder   auf  Revision    der   vereinbarten  Tarife,    um    ihren  h 
nachbarten   Rivaleu    dadurclt    einen   Vort^prung  abzugewinnei 
so  dafs  wälirend  lilngerer  Zeit  geradezu  ein  Wettlauf  in  Vei 
billigung  der  Frachten  entstand  ^ ,    dem    die  Mainzer  Kammef 
ßcfdietslich  tladureh  die  Spitze  bot,  dal»   sie  für  1834  und  rlie 
folgenden  Jahre  Verträge    mit   der  Klausel  abschlofs,    es  bol 
künftig  jede  Änderung    der  Tarife    im   direkten  Verkehr  zwi 
sehen    ober-    und  niederrheinischen    Jlätlni    ohne  weiteres  eim 
entsprechende  Ennitfi^iigung  der  Frachten  ftir  Mainz  nach  »i 
ziehen-. 

Eine  lebhafte  Bewegung  war  seit  1831  in  den  rheinisch 
8tiiflten  entstanden,  die  nicht  sowohl  darauf  zielte,  die  ne 
geschaffene  Freiheit  durch  Vereinbarungen  wieder  zu  h 
schränken  ujul  den  Schiffern  ihre  bisherige  Domäne  zu  sichei 
als  mit  Hilfe  von  Verträgen,  vermittelst  Ermäfsigung  der  ve 
schiedenen  Gebuhren,  den  Warenzug  an  die  heimischen  Haft 
zu  fesseln.  Es  war  ein  erbitterter  Kampf,  den  vor  allein  Köli 
Main?,  und  Mannheim  um  die  Handelsherrsehaft  am  Rbeii 
führten.  Dafs  Mainss  m  demselben  mehr  und  mehr  unterlag*j 
daf^  es  au^  seiner  hervorragenden  Stelhmg  verdrängt  ward^  i 
nicht  durch  Thatlosigkeit  seiner  Bürger  verschuldet.  Di 
beiden  anderen  Städte  hatten  den  Sieg  neben  der  gunstigt* 
geograplii sehen  Eage^  die  sie  zu  natürlichen  Stapelplütz 
machte,  in  liohem  Mafse  der  warmen  Förderung  durch  dii 
preufsische  und  Ijadische  Regierung  zu  danken,  die  in  de 
nächsten    Jahren    alles    daran    setzten,    um    die    Entwicklu 


ex 
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'  VgL  beispiebweise  Eingabe  an  die  Mainzer  Handelskaimner 

"''VgL  Scbreibeii    der  Haiidi4äkanimcr   an  die  Grof«h.  Proviiutiai-^ 
regieruBg    für    RheiiihesseJi    vom    11.    Februar    18SA.     (A.   d.    M.   HJ 
§  5969.)    iSielie  auch  Haudelskaminer  zu  Mainz  S.  49.     Umgekehrt  ent*^ 
hielt   noch    der   Beurtvertrag    für   die    Fahrten    Mainz- AmF^tordatn  vom 
24.  Dezember  18H2  die  Klausel,    dafa  die  Mainzer  Haudelskanunpr  äicIIj 
verbiudlieh  mache,  „Vorteile,  die  künftig  den  zwiachen  Amsterdam  und 
Mannheim    fahrenden  Scbiffern   hiusichthch   der  Fracht  zu  teil  würde 
aueh    die   in   der   ßeiirt    zwiachen    Ams^terdam   und  Mainz   anffesteUti 
Schiffer    geniefsea    zu    lassen**.      (Akten    der    Mainzer    H andekkiunn 
§  5560.) 

*  Einen  Teil    der  Gründe  für  den  Röckgang  des  Mainzer  Ha 
und  Verkehre  während  dieser  Periode  i»t  sehr  offenherzig  dargelc 
j,Hericht    an    die   Notabein    des   Handelsstandes    vom   22-  Januar 
(A.  d.  M.  H.K.  S  '^940.)     Naturlieb    tauchten    von   Zeit    zu    Zeit 
wieder   Vorschläge    auf,    weiche   die   Küekkehr  /.u  den  glüeklich  uWi 
wandenen  Zwangsmaf^regeln  im  Verladen  und  Fahren  naeh  Mrigliehkell 
erstrebten,      VgL    beispielsweise    den    ebaraktrri-^fj^chen    „Plan,    naclt^ 
welchem  die  Schiffahrt  in  Mainz  zu  leiten  sriu  dürfte-  vom  «4.  OktQ 
1836.    (A.  cL  M.  H.K.  §  7299.) 
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ihrer   grofsen    Hafenplätze   ztx   Mittelpunkten   des    rheinischen 
Verkehrallebens  zu  erleichtern. 

Trotz  der  ermäfsigten  Frachtpreise  werden  Klagen  der 
für  die  neuen  Rangordnungen  gewonnenen  Schiffer  lang  nicht  8o 
oft  laut,  wie  dies  bei  den  Teilnelimern  der  alten  Reihefabrten 
der  Fall  war.  Die  zunehmende  Häutigkeit  und  Stetigkeit  der 
Touren  scheint  den  Ausfall  der  einzelnen  Keisen  beglichen  zu 
haben.  Bei  allen  Interessenten  erfreuten  sich  die  Beurten 
steigender  Beliebtheit,  so  dafs  man  sie  dem  Bedürfnis  des 
Handels  entsprechend  noch  zu  vermehren  trachtete  und  neue 
Linien,  z.  B.  zwischeu  Strafsburg  und  Köln,  einzurichten  suchte  ^ 
Ja  man  fafste  sogar  den  kühnen  Plan,  regelmäfsige  Fahrten 
zwischen  Köln  und  überseeischen  Häfen  durchzuführen.  Es 
bildete  sich  zu  dem  Zweck  in  Köln  eine  Oe Seilschaft  zur  Be- 
schaffung von  vier,  zur  Fhifs-  und  Seeschiffahrt  geeigneten 
Fahrzeugen,  welche  bei  einer  Tragföhigkeit  von  etwa  100 
Lasten  (4000  Centnern)  nur  zwischen  sechs  und  sieben  Fufs 
tief  gehen  sollten.  Das  erste  zu  Duisburg  erbaute,  am  29.  Jidi 
18'17  vom  Stapel  gelassene  Schiff  dieser  Art,  eine  hekupferte 
Schonerbrigg,  der  „Rhein'*  genannt,  trat  im  August  1887  zu 
Köln  in  Ladung  und  ging  von  dort  nach  London  weiter^. 
Das  Unternehmen  hatte  aber  nicht  den  gewünschten  Fortgang. 
Zwischen  den  Veranstaltern  und  den  Darleihern  des  Geldes 
zum  Bau  der  Scbilfe  brachen  Streitigkeiten  aus,  welche  die 
Beschlagnahme  des  „Hbein**  herbei fldirten  und  weiteren  Ver- 
suchen entgegenwirkten.  Ein  anderes  Schiff,  der  ^Verein", 
wurde  dann  nach  New-York  abgefertigt*.  Auch  die  folgenden 
Jahre  brachten  nicht  den  gehofften  Erfolg.  18S9  war  der 
Wasserstand  grdfstenteils  so  ungilnstig,  dafs  der  „Verein*" 
nicht  einmal  uubeladen  hätte  fahren  können*.  Bei  diesen 
Mifsgeschicken  und  dem  Mangel  genügender  Unterstützung 
von  Interessenten  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  dfe  projek- 
tierte Segelschi tfahrt  von  Köln  nach  überseeischen  Häfen  vor- 
erst wieder  etnzusteUen  ^.  Neue  Versuche  zur  Einführung  der 
Rheineeeschiffahrt  durch  die  kölnische  Dampfscldeppschiffabrts- 
Gesellschaft,  welche  die  preufsische  Regierung  durch  Aua- 
rüstungsprämien  unterstützte,  hatten  xuniichst  einen  gewissen 
Erfolg.  Seit  1845  fuhr  die  „Hoffnung'*,  der  sich  später  noch 
der  „Fortschritt"  zugesellte,  von  Köln  nach  den  Flafenplätzen 
Englands,  der  Nord*  und  Ostsee^  ja  sogar  nacli  den  Stationen 


'  Vgl  Jahresbericht  18418.  7;  van  der  Borg ht,  Di*^  Hheinaee- 
»chifffalirt  8    IL 

*  Vgl  Jahresbericht  1836  aud  18:^^7  S.  M,  3h.  Über  die  Verdiemte 
Fritz  Hiirkarts  am  die  Rheinsec^chifFahrt  vgl.  van  der  Borg ht  a,  a.  0. 
8.  11,  12  Aivm.  1, 

*  Vgl  Jalires^bericht  1838  S.  15. 

*  Vgl    JahreHherieht  1839  S.  21* 
'^  Vgl  Jalirrsberiebt  1840  8,  7* 
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Nordamerikas'.  Aber  nach  wenigen  Jahren  warf  di^r  Be- 
trieb wie  der  frühere  nennenswerte  Einnahmen  nicht  mehr  ab. 
Die  beiden  Kheinseeschiffe  nahmen  bald  keine  „Rhein- 
ladongen*  mehr  auf*.  Im  Jahre  1854  wird  der  „Fortschritt' 
nach  England  vorkauft  und  auch  über  Flufsreisen  der  , Hoff- 
nung'* wird  nichts  mehr  berichtet^.  Dem  Gedanken  der 
Rheinseeschiffahrt  ist  man  seitdem  erst  wieder  in  der  zwt*itea 
H»*tlfte  der  70er  Jahre  nähergetreten*. 

Die  Segelrangfahrten  wären  zweifelsohne  auf  dem  eigent- 
lichen Rheinstrom  ntsch  lange  mit  Nutzen  fortgefülirt  worden^ 
wenn  ihnen  nicht  technisclie  Neueningen  den  Vorrang  ab- 
gelaufen hätten. 

Die  Beurten  boten  an  Schnelligkeit  alles,  was  man  mit 
den  damaligen  Mitteln  erreichen  konnte.  Aber  ihr  Fortgang 
litt  unter  demselben  Mifsstand,  der  aller  SegelschifFahrt  aaf 
Flüssen  Schwierigkeit  bereitet;  sie  waren  l*ei  der  starken 
Strömung  und  dem  oft  wechselnden,  schwachen  Wind  für  die 
Bergfahrten  fast  ausschliefslich  auf  den  Leinzug  angeme4ien, 
der  jeder  weitgehenden  Beschleunigung  eine  natürliche  Grenatö 
setzte-  Es  wurde  daher  als  bedeutsarai_^  Verbesserung  be^rüt^t^ 
dafs  man  unter  Konkurrenz  der  Dampfschiffahrt  die  Einrich- 
tung traf,  strecken  weise  Relais  aufzustellen,  an  denen  stert 
frische  Pferde  für  die  Weiterreise  zur  Verfügung  standen*. 
Damit  wurde  man  des  Übelstandes  enthoben,  die  Zugtiere  dir 
weite  Entfernungen  mieten  und  sich  dann  an  gewissen  Stationen 
neue  Pferde  beschaflen  zu  müssen,  was  nidit  nur  Zeitverlust 
durch  häufiges  Einkehren  und  Ausruhen  der  Pferde  mit  ihren 
Treibern  während  der  Fahrt,  sondern  auch  langen  Aufenthalt 
an  den  Wechselpunkten  des  Vorspanns  verursachte,  da  e# 
dorten  öfters  an  Ersatzkräften  mangidte,  oder  zu  hohe  Preise 
für  solche  gefordert  wurden*.  Mufsten  doch  vielfach,  nadi 
langer  Stockung  der  Bergreisen,  Schiffer,  die  von  HoUailci 
nach  den  oberrheinischen  Häfen  wollten,  8—10  Tage  aus 
Mangel  an  Pferden  zu  Köln  liegen  bleiben,  andere  den  Lohn 
um  mehr  als  die  Hillfte  t-rhrdien,  ja  es  wurde  mitunter  fljir 
vorteilhaft  erachtet,  Schiftspferde  mit  den  Dampfschitfen  xu- 
rlickkehren  zu  lassen. 

Um  diesen  Ubelständen  abzuhelfen,  griff  die  Verwaltung 
der  Kölner  Rangfahrten  1836  die  in  den  zwanziger  Jahren  am 
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»  Vgl.  Jaliresbi^rii-ht  1845  S.  9:  1846  H,  6,  7;  1847  R  7;  iHiH  S.  5; 
1849  S.  5;  1850  8.  11;  1851  S.  8;  18*52  S  VIl;  Mei*liDg<?r,  Der  Rhm. 
S.  U,  65, 

«  VgL  J all reöbr rieht  1853  S.  IL 

*  VcU  Jahresbi^richt  1854  S.  9.  Daniioh  ist  die  An^be  bei  van 
der  BorMjht  (die  wirtschiiftliehp  Bedeutung  di-r  RhebscosehiflFahrt  S.  12 
und  Anm,  2)  zu  berichtigen. 

*  Vgl  VAU  der  llorght  a.  a,  0.  S.  12  ff 

*  Vgi  oben  S.  213, 

«  Vgl  Jahreebericht  1836  und  1837  S,  H5-^. 
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Niederrhein  gemachten  Versuche  mit  Anlegung  von  Relais 
wieder  anf  und  setzte  den  Preis  derselben  für  das  ganze  Jahr 
in  hilliger  Weise  fest.  Auf  dem  Mittelrhein  zwischen  Köln 
und  Mainz  wurde  dadurch  die  Fahrzeit  bedeutend  verktirzt, 
dii  es  den  Beurten  auf  diese  Weise  nie  ^  wie  allen  andern 
tSehiffen,  an  Pferden  mangelte'.  Weniger  Erfolg  hatten  die 
neuen  Veranstaltungen  am  Niederrhein,  wo  Umstände  halber^ 
z,  B.  wegen  geringerer  Zahl  der  in  Betracht  kommenden 
^5chit^e,  nicht  so  häuhge  Umspannungen  angelegt  werden 
konnten.  In  Holland  gar  durfte  man  nur  auf  den  wenigsten 
Strecken  an  ihre  Einfiilirung  denken,  da  es  dort  namentlich 
längs  der  Waal  durcliaus  an  brauchbaren  Leinpfaden  mangelte 
und  daher  die  Schifie  ganz  auf  die  Verwendung  ihrer  Takelage 
angewiesen  blieben.  Man  mufste  deslialb  auf  ein  anderes  Aus- 
hilfsmittel sinnen,  wenn  man  den  Fortgang  der  Schiffe  be- 
schleunigen wollte,  und  es  wurde  in  der  That  früh  gefunden. 

Die  DanipfschiftYdirt  hatte  sicli  auf  dem  Rheine  seit  1827 
mehr  und  mehr  für  den  Personen-  und  Nach  richten  verkehr, 
sowie  für  die  Beförderung  eilender  Waren  bewahrt  und  ein- 
gebürgert Es  war  in  der  ersten  Zeit  niemandem  eingefollen, 
sie  für  den  Transport  des  ganzen  Güterzugs  ausnützen  zu 
wollen.  Dies  konnte  aueh,  solange  das  Maschinenschiff  selbst 
TransporttrHger  w^ar,  nicht  recht  lohnend  erscheinen.  Allein 
schon  1829  tauchte  die  Idee  auf,  L^istkähne  statt  durch  die 
Leinpt'erde  vermittelst  der  Dampfschiffe  bi-rgauf  schleppen  zu 
lassen.  Die  niederländische  Dampfscliiffahrtsgesellschaft  liefs 
das  bis  dahin  gew^-iltigste  Schiff,  den  „Herkules'*  bauen,  der 
sich  im  Sommer  1829  zum  ersten  Male  in  Bewegung  setzte  und 
bestimmt  war^  ein  anderes  Boot  ohne  Maschine,  die  „Agrippina**, 
welche  Reisende  und  Waren  laden  sollte^  anzuhängen-.  Da 
die  Versuche,  die  „Agrippina"  im  Schh^pptau  zu  führen,  bei 
der  Gröfse  bc^ider  Fahrzeuge  nicht  recht  gelingen  wollten^ 
wurden  am  ^Herkules'*  einige  Veränderungen  vorgenommen^ 
damit  er  selbst  etwa  2000  Centner  Waren  laden  und  ttabei 
noch  4 — 6  der  g  e  w  ö  h  n  l  i  c  h  e  n  Segelschiffe  an  hängen 
konnte,  die  er  bis  Emmerich  oder  selbst  bis  Düsseldorf  rhein- 
aufwärts  führte.  Als  der  Dienst  sich  hinsichtlich  der  Be- 
schleunigung der  Transporte  vorzüglich  bew^ährte,  aber  für  die 
Gesellschaft  keinen  Gewinn  abwarf,  entschlofs  sich  die  nieder- 
lündisehe  Kegierung,  ihn  durch  Zuschüsse  zu  unterstützen*, 
worauf  die  Unternehmer  an  Vermehrung  ihrer  Schleppdampfer 
denken  konnten. 

In    den    nächsten   Jahren    wurden   von    Holland   aus    die 


»• 


*  Vgl   Jahresbericht    im(i  imd   1887  S,  S^,  37;   1838  S.  16t  183» 
3. 

*  Vgl  Heniian.  Adrefsbueh  imo  S.  93* 

*  Vgl  Jahresbericht  1S40  8,  7. 
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RangschifFe  meist   durch  Darapfboote   bis  Lobith  geschleppt*. 
Dies  System   bürgerte   sich  bald  vollkommen  ein,  so  da/s  dit 
neuen  Beurtverträge  zwischen  den  niederländischen   und  rhci 
nisehen  Städten   in   Rücksicht  darauf  eine  besondere  Klau 
aufnahmen,    die  verlangte^    dafs   die  Schiffer,    wenn  niedngi 
Waaserstaod    auf  dem  Lek  sie  nötige,   die  Waal  zu  befa' 

sich   der   Dampfächlepp^^chiffe   zu    bedienen    hätten   und     

eine  Vergütung  von  etwa  15  Centimen  pro  Oentner  anspreche 
dürften,    solange    der  Schlepplohn    von  der  holländischen 
gierung  nicht  erraitl^igt  werde-. 

Die  niederUindische  Dampf^chiffahrtsgeselUchaft*  hatte  bis 
Ende  1837  achon  zwei  grofse  Schleppschiffe,    den   bereits  ge- 
nannten „HerkuIcH*^  mit  200  Pferd ekräfteti  und  den  ^Sims<»a* 
mit   100    Pferdekräften   in    Dienst,   und    vermochte  aufiserdeill 
noch  ein  Reserveöchiff  von  60  Pferdekräften,  die    „Stadt  Arn- 
heim*",    mit   Schleppen    von    Fahrzeugen    zu   beschäftigen.     Et 
war  klar,  dafs  sie  nach  diesen  günstigen  Resultaten  versuchen 
w^oUte,  die  Schleppreisen   nunmelir  auch   weiter   rheinaufwArtSj 
auszudehnen.     Zunächst    wurde    der    ^Herkules",    so    oft   de 
Wasserstand  es   erlaubte,    zum  Schleppen  der  Segelschiffe  bi^ 
Köln    benutzt.     Weitere    Ver^juche    zum    Schleppen    auf    de 
Strecke   zwischen  Köln  und  Mainz  hatten  zwar  nicht  den  er 
warteten    Erfolg,    schienen    aber  doch    die  Ausführbarkeit 
stärkerer  Maächincnkraft  und  günstigeren  Wasserverhältnis^ea 
zu  prophezeien*. 

Für  1838  wurde  dann  statt  des  seither  benützten  Reserve 
schifls  das  bedeutend  stärkere  Schkppschiff  der  ^ Rhein"  ein 
gestellt.     Trotzdem  blieb  die  Thätigkeit  der  GeseUschaft  nocl 
immer    hauptsllchlich    auf    die    niederhlndische    Stromstreckj 
bis  Lobith  oder  Emmerich  beschränkt ,    wo    in    diesem   Jal 
insgesamt  55  Segelschiffe  gegen  83  anno  1837  zu  Berg  gefül 
wurden.    Eine  erneute  Fahrt  bis  Köln  vermochte  das  aligemetiKl 


*  Ihm  BeiirtHchiffi'm  wurdoti  mit  Genf  hniip^uüg  der  nioderl&ndL^he 
Itegieruug  vielfaL'h  ermäfHigte  Sohlepjjlühiie  zugebilligt.    Jknspielsweis 
wurde    l^u3  deu  zu   dem  mmux.vT    llangverein  gehonten  Schiffern»  im 
Falle    dafs    dieselbt^n    muh    alle    bei  den  Dampf;? eblepperu    abonoieren 
würden,  ^m  Abziis  von  50 "o  des  gewöhnliehen  SchleppJobnw  bewiUigi 
Btfttt    des     filr     die     einzelnen     abonniert »^n    Ranjjpehiffer    seither    «B 

festandeneii  Abzugs  von  Hrr^o.  Weiter  sollten  Schiffe  des  genannt^i 
ereins,  solangt*  ibre  Ladung  ;^3*'h  Ltist  (Last  -=  c.  2^1$  t)  oder  weiiigo 
betrug,  von  Lobith  juieli  Rotterdam  für  die  feste  Summe  von  50  fl.  g 
schleppt  werdi-n  kr>iinen.  In  diesem  Falle  waren  für  jede  weitere  L* 
fl*  1,50  zu  eutrieliten  Vgl.  ein  Scbreibeij  Itöntgena  vom  28.  April  18 
A.  d  M,  ILK-  i|;i§  5718,  6t>l2). 

*  V^gL   die  liemerkunjnren  zu  den  Tarifen  bei  HüireL    Mantm 
den  Hanlels-  und  Scliitlenf>tand  S.  57»  58.  f30,  66,  87. 

■  Vgl  Jabrt^sbericht  1^*6  und  1837  S   38,  39. 

*  Vgl.  Jahreäbericht    1836   und  1837  S,  37.     Nach  diesen  An^tl 
ist  Bor  gl  US,   Geschiebte    des  BlAimheimer  Uetreidehandols  S.    Iü8   xq 
berichtigen. 
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Mit«  trauen  niclit  völlig  zu  beseitigen ' .  Den  Interessenten  erschien 
der  Schlepplohn  sehr  hoeh ,  wälirend  die  Unternehmer  unter 
den  beträch tliehen  Unkosten  durch  grofäen  Koblenverbrauch  etc. 
litten  und  Zuschüsse  zum  Betriebe  benötigten ,  die  ihnen  in 
der  That  aueh  durch  die  niederländische  Regierung  andauernd 
gewährt  wurden^. 

Auch  die  Ver^suche,  die  man  1839  zur  Einführung  des 
Schleppdienätes  weiter  rheinaufwärts  machte,  blieben  unbefrie* 
digeud,  da  die  Segelschitler  nach  wie  vor  die  Beförderung 
durch  Leinpferde  „als  Kegel"'  vorzogen''*.  Gerade  in  dieser 
letztgenannten  Erscheinung  lag  aber  das  Haupthindernis,  das 
sich  einer  schnellen  Einführung  der  Neuerung  entgegenstellte. 
Solange  man  auf  das  Schleppen  durch  Dampf  kraft  nur  An- 
Spruch  machte^  wenn  ungünstige  Witterungs-  oder  Leinzugs- 
verhältnisse^  die  liöberen  Kosten  desselben  relativ  gewinn- 
bringend erscheinen  lielseu,  solange  also  die  Dampfseldepperei 
des  öfteren  aussetzen  mufste,  konnte  sie  ihren  Unternehmern 
unmöglich  Nutzen  bringen.  Allein,  nachdem  die  Idee  sich  erst 
einmitl  Bahn  gebrochen  hatte,  führte  der  Wunsch,  die  neu- 
entdeckte Fähigkeit  der  Dampf  bcK>te  zinstragend  zu  verwerten, 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Drängen  der  Schiffsbautechiiik  und 
der  kommerziellen  Entwicklung  zu  einer  weiteren  Ausgestab 
tung  dieses  Trausportzweiges  seitens  der  Dampfschiffabrts- 
gesellßchaften :  zum  Bau  von  eigens  nur  für  Schlepptahrten 
verwendbaren j  grofsen  Güterschiffen  aus  Eisenblech.  Damit 
brachte  man  einmal  das  in  Dampfschiffen  veranlagte  Kapital^ 
das  nach  Arbeit  verlangte,  zu  einer  regelrechten,  unausgesetzten 
Verwendung  im  Schleppdienst  und  hatte  aufaerdem  den  Vor- 
teil, diifs  infolge  der  verminderten  Last  des  Schiffsmaterials, 
des  geringeren  Widerstands  des  Wassers  etc.  ein  Dampfer  mit 
Leichtigkeit  zwei  Lastkähne  zu  je  10  000  Centtier  schleppen 
konnte,  der  niemals  acht  Segelschiffe  k  2500  Centner  berg- 
aufwärts gebracht  hätte ;  endlich  sparte  man  dabei  sechs  Steuer- 


^  V^l  Jahn-i^bpricht  lÄ^  S.  16. 

^  D^e  uicderländiflchp  Rfgieruüg  wufste  sich  damit  der  durch  die 
Akte  VQu  1831  oingegangoiurii  Verbindliehkpit  xur  SehaflFimg  von  Lein- 
pfaden lärtgd  des  Wnal  zu  entziehtfii.  VgL  PrAm<*nioria  vom  *20.  Januar 
1835.    (A.  d.  M.  H.K.  S  6612 ) 


.    (A.  d 
*  Vgl 


Jahre«bericbt  lt^39  8,  23;  1840  S.  7,  8, 


^  BeiapielflWMsa  guehtt»,  als  im  >i:irz  1841  infolge  des  Ebg&n^ 
dif^  Leinpfade  oberhalb  W**b*'1  gei^porrt  waren,  die  Kolner  Dampfsehr 
fahrtscei^pU. schaff  d<'m  aiigenblickhcloMi  BtMiürti*iri,m'  tiadurch  abüuWlten, 
dflfs  8u>  iR'reitwiliig  43  aufgehaltene  Fahrznuge  mit  14898/i  Ctr.  Ladung 
durch  ihre  Schüfe  hm  nneh  Bingcii  schleppen  liefs.  Im  Dezember  de« 
nämlicliey  .JiihreH  bestimmte  sie  mit  Röcksieht  auf  die  eingetreten« 
Uberscliwen^mmig  zwei  Dümpfjuchiffi:  zum  Schleppen  der  Fahrieuge  von 
Emmerii'li  nach  Köln;  e.s  wurden  jeilo^h  nur  2  Fahrzeuge  geschleppt, 
da  die  überschwrmtniing  aufJiörte  und  die  Konten  für  die  Schiffe  zu 
hoch  waren.    VgL  Jahresbericht  1B41  S.  7,  8;  1844  S.  16. 
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männer  und  eine  Anzahl  Matrosen,  wa»  einen  indirekten  Gewinn 
von  etwa  2000  Thalern  jährhV*h  auamachtf^  ^    Dafs  die  eist^rDtui 
Kolosse  den  sehärf&ten  KonkurrenÄkampf  mit  der  Segelschiff-' 
fahrt  aiistVciiten  würden,    konnte   die  Gesellschatten,    die  fiwtj 
aiisschlierslich  aus  Kanfleuten  hestanden^  bei  denen  somit  dia 
Interessen  als  Aktionäre  und  Grofshändler  in  gleicher  Richtung^ 
wirkten,    von    der  Verwirklichung   dieser  Gedanken  nicht  Äb-| 
ächrecken.   Ja  ein  vollständiges  Verdrängen  der  Segler  könnt« 
diesen  Reedereien  nur  nutzbringend  erscheinen. 

Wieder  war  es  die  niederliindische  Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft,  die  bahnbrechend  vorging  und  zuerst  ira  Jahre  18411 
einen  „eisernen  Lichterkahu"  auf  den  Strom  brachte^,  der  mit! 
einer  Länge  von  180,  einer  Breite  von  24  und  einer  Höhe 
von  11  engl  Fuf«  mit  4880  Centner  beladen  3**U  Fufs  rief  I 
ging.  In  Zeit  von  38  Stunden  wurde  er  durch  einen  Reroorqueur 
am  27,  Dezember  1841*  von  Kotterdaui  nach  Köln  geschleppt! 
Im  selben  Jahre  hatte  sich  in  Köln  unterm  6.  Mai  ^  einöl 
„Schlcpp-Dampfschiftalirtis-Aktiengesellschaft'*  gebildet,  die  sichl 
aus  der  bereits  bestehenden  „IVeufsischen  Rheindampfschiff*] 
fahrtsgesell Schaft'*  losschälte.  Auch  in  Mainz  wurden  Vor-l 
bereit ungen  zur  Errichtung  eines  ähnlichen  Unternehmenfl 
getroffen^',  dan  mit  dera  1.  Januar  1842  ins  Leben  treteaj 
sollte"**  Während  die  Kölner  den  Dienst  für  den  Ünterrheinj 
übernehmen  wollten,  verfolgte  die  Mainzer  Gesellschaft,  fUfj 
die  ein  Aktienka}iital  von  200  000  Gulden  im  24  Guldenfufs  vor^ 
geäehen  war,  den  ausgesprochenen  Zweck,  den  Transport  vom! 
Gütern  besonders  auf  d<*m  Oberrhein  mittelst  Schleppdampf-| 
schiffen  besser  zu  organisieren  und  zu  befördern,  entweder  durcJll 
zweckmäl'rjfge  tHjeireinkunft  mit  den  den  Khein  befahrendenj 
Schiffern   oder  durch  Anschaffung  eigener  GtUerschiffe '. 

Linerhalb    der    nächsten   Jahre   entwickelte    sich   die   mil 
Energie    angehahnte    Daniplschleppschiffahrt    auf    das    gl  tick- 


*  Vgl.  Borgius,  Geschichte  des  Mannheimer  Getreidehandei«! 
Seite  109.  I 

^  Vgl.  Jahr^bericht  184^^  S.  7  Anm,  izur  ßerichtiguu^  von  Jahffw«! 
beridit  1842  S.  6}  und  1844  S,  16.  JSorfftus  a,  a.  0,  S.  109  bringt  irt^l 
tümlich  das  fabc-he  Datum,  wie  es  im  Jabri^sbi^richt  1842  Abgegeben  ist*! 

»  Jfthrefibedrhl  1H41  S.  8.  f 

*  Borgius  fft.  a.  0.  S.  109)  der  fabchlidi  den  26.  JuH  1842  iieii]it«J 
verwechselt  den    Tag  des  BctriebBanfangs   niit   dem  der  Gründang  def 
Geselbchttft. 

»  Vgl  Jatireshericht  1841  S.  7, 

*  An   ihrer  Grfiiiduiif,^  waren    hervormgend    beteiüifl:    Anton  Hu» 
mann*  Jnh    .lueob  D'A\ne  und  Job    Ad.  HeidelbergeT.    \  gl  Akten  über  ^ 
Handel  und  Vt^rkchr^weBen  G.  127  und  ßheinschiffabrt»akten   1842 — 44 
M.St.A. 

"^  VgL  Statuten    zu  der  unter  der  Firma  Mainzer  Schlepp- Dam pf- 
Hcbiffabrts- Verein    zu    errichtenden    AktieDgeseUschaft    in    Akten    fibcr  i 
Handel  und  Verkehrswesen  G.  127  M.St.A. 
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lichßte*.  Die  Rotterdamer  (niederländi.sche)  Aktiengesellschaft 
setzte  mit  den  eisernen  Lastkähnen  ilire  Fahrten  bis  Maon- 
lieira  fort  und  brachte  auf  diese  Weise  160  154  Centner  Waren 
aus  HolhiiuL  Seit  dem  26,  Juli  1842  trat  dazu  noch  die 
Kölner  Dampfscbleppgesellschaft  mit  ihren  Fahrten  nach 
Rotte rdam,  Amsterdam  und  zurück  in  Thiltigkeit  und  konnte 
bis  zum  Schlafs  des  Jahres  insgesamt  141000  Centner  nach 
Köln  verbringen.  Auch  waren  die  Vorbereitungen  der  Mainzer 
GesL'llscliaft  so  weit  gediehen,  dafs  diese  gegen  En<lo  1842 
mittebt  eines  in  England  gebauten  SchiiFes,  dessen  Maschine 
aber  durch  eine  Nieder  bronner  Fabrik  geliefert  war  ^  den  ge- 
planten Schleppdienst  nach  Strafsburg  beginnen  konnte^. 

In  dieser  Einführung  der  Darapfschlepper  mit  angehängten 
eisernen  Kalmen,  die  regclmäfsig  den  ganzen  Rheinstrom  von 

Iden  holländischen  Häfen  bis  nach  Straisburg  besuchten,  war 
den  alten  Rangfalirern  ein  gefährlicher  Rivale  erwachsen. 
Hatten  sie  die  Dampfschiffe  als  Helfer  und  Förderer  ver- 
Bchraäht,  sie  nur  in  äufsersten  NotMlen  in  Anspruch  ge* 
Bommen,  so  ßollten  sie  dieselben  nun  in  ihrer  eigensten 
Domäne,  dem  Warentransport,  als  Gegner  kennen  lernen» 
Eine  merkliche  Minderung  der  Frachtpreise  war  die  nächste 
Folge  der  neuen  Konkurrenz®.  Das  anfängliche  Gefühl  der 
Überlegenheit,  welches  die  Beurtleute  gezeigt  hatten,  wandelte 
sich  schnell  in  eine  Mischung  von  Angst  und  Hafs,  die  sich 
durch  Feindaeligkeiten  in  Wort  und  Schrift  Luft  machte.  Wie 
die  Beförderung  durch  Dampf  kraft  bereits  früher  den  Per- 
sonen- und  StUckgutverkehr  mehr  und  mehr  an  sich  gerissen 
hatte,  so,  fürchtete  man,  werde  sie  nunmehr  auch  im  Kampf 
um  die  Sammelladungen  die  Oberhand  gewinnen.  Wenn  auch 
die  meisten  Beurtfahrten  zunächst  noch  bestehen  konnten,  so 
wurde  doch  bereits  1843*  beispielsweise  der  Mainz-Ludwigs- 
bafener  Rang  fahr  tsvertrag  dahin  abgeändert,  dafs  gleichwie 
durch  die  Dampf  boote  zur  Beförderung  von  Personen  und 
Sachen,  auch  durch  die  Schleppdampfboote  Güterverladungen 
geschehen  dürften.  Die  Rangfahrt  zwischen  Mainz  und  Leo- 
poldshafen mit  Segelschiffen  ging  sogar  völlig  ein,  da  die 
Schiffahrt« kommission  zu  Knielingen  mit  dem  Mainzer  Schlepp- 
dampfschiffahrtsverein einen  Kontrakt  abgeschlossen  hatte,  ge- 
niJtfs  welchem  alle  dahin  bestimmten  oder  von  dort  kommen- 
den Waren  von  der  genannten  Gesellschaft  verführt  wurden. 
Schon  im  folgenden  Jahre  ward  es  sehr  zweifelhaft,  ob 
überhaupt    die    Segel  rangfahrten     bei    der    Ausdehnung     der 


1  Vgh  Jfthresberitht  1842  S.  6 ;  1844  S.  16. 

*  Auch  in  Amsterdam  bildete  sieb  zu  ähnlichem  Untemelimeii  eiiia 
Aktiengeaellschaft  (Jahresbericht  1842  8*  6k 

3  Vgl.  Jahmsberirht  1842  S.  7;  1843  S.  9. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1843  S.  7. 

Fortebuii|e*n  XVIil  &.  -  Eckert.  17 
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Dampfsehleppfahrten  ^,  die  z.  B.  die  Kölner  Gesellschaft  mit 
3  Schleppscniffen  und  20  eisernen  Lastkähnen  betrieb,  während 
für  den  Oberrhein  zu  der  Mainzer  Oesellschaft  mit  2  Dampf- 
schiffen (Rhenus  I  und  II)  noch  die  bayrische  Dampfschlepp- 
schifiahrtsgesellschaft  mit  1  Dampfer  und  6  Eisenkähnen  ge- 
treten war,  sich  in  Zukunft  halten  könnten.  Nur  an  den 
wenigsten  Plätzen ,  wie  in  Mannheim,  waren  die  Beurtleute 
80  vernünftig,  sich  den  neuen  Verhältnissen  anzupassen  und 
die  Dampfkraft  den  eigenen  Zwecken  nutzbar  zu  machen. 
Dort  traf  man,  im  Wunsche,  der  niederländischen  Gesellschait 
und  Ludwigshafen,  der  aufblühenden  Konkurrenzstadt',  die 
8i)itze  zu  bieten,  den  trefflichen  Ausweg,  die  bestehende  Rang- 
scniffahrtsgenossenschaft  durch  Erbauung  eines  Schleppdampfers 
im  Februar  1843  in  eine  „Mannheimer  Dampfschleppschifffaiirt»- 
güsoUschaft"  umzuwandeln®,  der  Kaufleute  und  gewählte  Beurt- 
schiffor  in  gleicher  Weise  und  im  gemeinsamen  Interesse  ange- 
hörton. Diese  neugegründete  Vereinigung,  die  eine  regeThätigkeit 
entfaltete  und  bereits  1844  mit  glücklichem  Erfolg  ein  zweites 
äohloppschiff  einstellen  konnte,  übernahm  die  bestehenden  Rang- 
fahrten, namentlich  soweit  sie  auf  den  Linien  Mannheim — 
Rotterdam,  Amsterdam  •  verkehrten.  Die  Zahl  der  in  diese 
Bourten  aufgenommenen  Schiffer  wurde  auf  30  festgesetzt  und 
xugltMch  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  dafs  nur  die  bei  der 
Mannhoimer  Seldeppschiffahrt  als  Aktionäre  beteiligten  Schiffer 
den  rogolmÄlsigen  Dienst  in  den  Beurten  versehen  konnten. 
Wfthrond  so  die  Mannheimer  Schiffer  in  rühmlicher  Aus- 
naluno  mit  don  Fortschritten  der  Zeit  vorangingen,  blieben 
iliro  HorufsgiMiossen  anderwärts  hartköpfig,  wiesen  gar  die  von 
don  RiHHlorn  gemachten  Vorschläge  zurück  und  glaubten  die 
unliobsmno  Konkurrenz  durch  Vermehrung,  Erweiterung  und 
Vorbilligun^  der  Rangfahrten  vernichten  zu  können.  Statt 
wie  bei  der  Mannheimer  Beurt  zugleich  mit  dem  Handels- 
atando  aus  der  neuen  Einnahmequelle  zu  schöpfen,  verschmähten 
sie  jedes  Zusammenarbeiten  und  weigerten  sich  sogar  nach 
Mögliclikoit,  ilire  Segelschiffe  schleppen  zu  lassen.  So  mufste 
die  Mainzer  Oesellschaft,  die  ursprünglich  auf  die  Anschaffung 
eigener  Lastfalirzeuge  verziehtet  hatte,  anstatt  den  Schiffern, 
wie  bei  der  Mannheimer  Beurt,  beim  allmählichen  Ersatz  der 
höUornon  Segelschiffe*  durch  eiserne  Boote  helfen  zu  können, 
selkst  Äur  Beschaffung  solcher  Kähne  übergehen,  um  den  Wett- 
Wwerb  der  Vereinigungen  in  Nachbarstädten  auszuhalten.    Als 

»  V^-l  Jahnv^bericht  1S44  S.  16—19. 

*  Iho    trühert*     «Rheinschanze*'     war    1S42    unter     dem     Namen 
lauiwiir>ihatVu  ^ur  Stadt  erklärt  worden. 

*  V>jl    6\x\\\  tol^^nden:  Jahresbericht  1848  S.  8;  1844  S.  IC.  18,  19. 
liov^ius.  i;<\Hchu'hte  de^i  Mannheimer  Getreidehandels  S.   109  —  111. 

*  Vijl.  da-H  wahrt*  VorhÄltni*  der  rheinischen  Dampfschleppschiffahrt 
uuvl  der  Se^t^l^chiöer  S.  7. 
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darob  sich  mehrere  Mainzer  Beurtsdiiffer  namens  ihrer 
sämtlichen  Kollegen  bei  der  Bürgermeisterei  beschweren^ 
müssen  sie  sich  abschlägig  besi-lieiden  lassen,  da  man  nicht 
höhere  und  wichtigere  Interesj^en  des  Handels  ihretwegen  aufs 
Spiel  setzen  könne,  die  gefährdet  seien,  wenn  der  Mainzer 
Verein  nicht  dem  Beispiel  ähnlicher  Gesellschaften  an  anderen 
Orten  folge*. 

Bei  der  ablehnenden  Haltung  der  »Segelschiffer  gegen* 
über  dem  neuen  Motor  drängten  die  Gesellschaften  auf  Ver- 
mehrnng  der  eisernen  Lastkähne»  um  voji  fremder  Nachfrage 
nnabh*tngiger  zu  werden  und  dadurch  ihren  Betrieb  weiter 
ausgestalten  zu  können.  Soweit  letzteres  der  Fall  war»  konnten 
sie  den  anfänglich  liohen  Scldepplnhn  bedeutend  herabsetzen, 
Wüdurcij  natürüch  der  Konkurrenzkampf  mit  den  Kangfahrern 
noch  verschärft  wurde. 

In  dem  ungleichen  Kampf,  bei  dem  die  Verbilligung  der 
Frachtpreise^  die  furchtbarste  Watie  blieb,  mufsten  die  Segel- 
schifler»  wenn  sie  hartnackig  am  Althergebrachten  hielten,  den 
kürÄcrcn  ziehen.  Eine  Rangfalirt  nach  der  andern  ging  der 
Auflösung  entgegen^.  In  den  Niederlanden  wurden  die  ganz 
grofseUi  idtmodisclien  RlieinsegelsL-hifle  vielfach  abgebrochen 
oder  verkauft.  Die  Kölner  Kangfahrten  nach  Rotterdam  und 
Amst^^rdam  wurden  verdrängt,  in  Ludwigshafeu  mufsten  die 
Beurtleute  den  Berrieb  einstellen  und  ebenso  für  die  Strecke 
Mannheim  Strafsburg  auf  ihre  Fahrten  verzichten.  Als  die 
Fraclitpreise  1846,  1847  bei  der  gröfseren  Nachfrage  nach 
^chitfsgelegenfieit  für  die  infrdge  der  Mifsernte  verlangten 
Frucht  trän  Sporte  sich  etwas  besserten*,  stiegen  im  gleichen 
Verhältnisse  die  Kosten  der  Leinpferde,  der  Lebcnsniitlcl  u.  s.  w., 
&o  dafs  die  höhere  Fracht  den  SchitlVrn  nicht  sein-  zu  gute  kam. 


1  Vgl.  Schreiben  vorn  2S.  Juni,  1.  Juli  184^  uihI  Antwort  vom 
18.  Juli  184^5  ia  Akt^^j  üljer  Handel  und  V<*rkr'lirswe«en  M.8t,A.  Viel 
wUseü  auch  die  geiuinnten  Akten  von  HpHeliwerd^m  und  Klagen  zu  er- 
zählen, welche  die  Mainzer  Karrhcrznnft,  frei  lieh  verg(*blieh,  erhob,  als 
der  Mainzer  Danipf-tehhjjipschiffrtiirUverein  meh  nach  1842  zur  An- 
äelniffun;^  eigener  Lfl>tkiihne  entsehloftt.  Seitdem  ^in^  ihr  Gewerbe 
mehr  nnd  melir  zurück,  und  nh  dann  in  tipäteren  Jahren  di€*  übrig 
gebliebene u  Sej^elsi-UitiFer  sieh  ebenfalls*  meij^t  der  HiltV  der  DanipP 
Ächlepper  bedienten,  muHiten  sie  ihren  lietrieb  auf  Übernahme  von 
Landfubren  beschninkeu.  Seit  den  letzten  JahrÄehiiten  de?*  19.  Jahr- 
hundert» ist  der  Leinzug  am  Mittelrliein  fa?t  völlig  versehwuuden. 

^  Der  Maioxer  Sebleppdampff^ehiffahrtsvereiu  sehlofs,  wie  früher  die 
Beartfahrer,  alljährlich  mit  dem  Handebi^tande  der  Stadt  Verträge  ab, 
in  denen  die  Fracbtsiifze  jeweila  festgelegt  wurden.  (Vgl.  z.  B.  den 
SchifFahrtsvertrag  vom  10-  März  1S54  in  A.  d.  M,  IfK.  ^  11  B63/1  In 
dem  Fraelitetitarif  sind  da^  Rheinoctroi  .sowie  JJaft'U-,  Knihnen-  und 
Werft gehüiireu  zu  Main^  und  scm^ti^e  Zulagen  niebt  einbegritfen.  Eine 
Äiüsahl  i^eilruckter  Ttirife  der  Mainzer  Scldepp^ehiffahrt  aus  den  iTmf* 
ziger  Jahren  finden  i^tieh  in  der  Bibliothek  der  Mainzer  Handebkammer. 

bs  VgL  Jahresbericht  iy4ri  S.  6;  1846  S.  3  und  folgende  Jahrgange. 
*  VgL  Jahresberkht  1846  S.  3;  1847  S.  4. 


260 


xvm  5w 


üie  Dampfö(:hleppereien  dagegen  nahmen  immer  weiterem 
Aufschwung;  die  kölnische  Gesellschaft  konnte  innerhalb  emetj 
Jahrcij    ihren  Material  bestand    um   1   Damjifboot  und  6  Güter 
öcliifi'e   vemichren,    so   dafs    sie    1845   bereits  4  Dampfer, 
eiserne  tSchleppkähne  und  ein  Seeschiff  in  Dienst  hatte  '.    Auci 
die  Oeschäfte   der   Mainzer    Gesellschaft    nahmen    an    Umfang 
zu    und    zeugten    von    erwünschtem    Gedeihen.      Das    Gleich« 
lielö   sich   von   den   Mannheimer    und   Ludwjgshafener    Unter 
nehmungeo  berichten.    Dazu  bildete  sich  noch  die  „FrankfurtÄf 
DampfschleppsclutlahrtsgeselUchaft*',  die  ihren  Betrieb  im  Ok-| 
tober  1845  begann  und  so  rasch  aufblühte,  dafs  sie  bald  zu  den 
ersten    dieser  Unternehmungen    zu    rechnen    war.      Aufserdeu 
liefs  der  Kohlenwerksbesitzer  Matthias  Stinnes  in  MtUheim  att^ 
der  Ruhr   zum  Transporte   seiner  Kohlennachen    eiu    Schlepp-] 
boot  von  solcher  Krait  bauen,  dafs  es  auf  einmal  zehn  Kflhn€ 
mit    40000    Centnern    bergwärts    bringen   konnte.     Auch    de 
Bergwerkßbesitzer  Franz  Haniel  in  Ruhrort  bediente  »ich  eu 
Beförderung  seiner  Kohlen  eines  eigens  dazu  gebauten  Schlepp 
schiffe».     Schliefslich    trat    in    Ruhrort   noch   eine  GeselUchaf 
znni   gleichen   Zwecke    zusammen ,    die    sofort    drei    Boote    in 
Arbeit  gab,  und  wurde  im  Juli  1846  in  Düsseldorf  die  „Nieder- 
rheinische    Gesellschaft"     konzessioniert,    die    ebentalls    ohoe 
Zögern  ihren  Betrieb  eröffnete^. 

Das  waren  Erfolge  des  Barapfmotora,  die  auch  eine  all- 
gemeine Stockung  des  Verkehrswesens,  w^ie  sie  das  Jahr  1848 
mit  sich  brachte,  nicht  mehr  ernstlich  in  Frage  stellen  konnte. 
Ihnen  gegenilber  wufste  sich  das  „Comite  der  rheiniscben 
Segelschiffer **  nicht  anders  zu  helfen,  als  durch  einen  auf  einer 
Generalversammlung  in  Köln  am  18.  April  zu  stände  ge- 
brachten^  leidenschaftlichen  Appell®  an  die  Nationalversammlung' 
nebst  Denkschrift^  worin  dieselbe  aufgefordert  wird,  in  ^dem 
Kampfe  des  arbeitliebcnden  Mittelstandes  gegen  die  Geld- 
aristokratie des  19.  Jahrhunderts  Partei  zu  ergreifen  für  die 
Arbeit  gegen  das  Kapital",  gegen  „die  schiffahrttreibenden 
Handelsleute  im  Dienste  des  Mammons**.  Ja  weit  melir,  alle 
„Aktiengesellschaften  und  sonstige,  auf  grofse  Geldkapitalien 
basierte  Seh iffahrts Unternehmungen**  sollten  untersagt,  der  Güter- 
transport auf  oder  mit  Hilfe  von  Dampfern  verboten ,  die 
Kemorqueurs  ftir  Staatseigentum  erklärt,  ihre  Besitzer  als 
„Pfuscher"  von  der  Schiffahrt  ausgeschlossen,  und  alle  den 
Wassertransport  Betreibenden  unter  Aufhebung  der  Mainzer 
Konvention  von  1831  zu  einer  Innung  mit  BetMigungsnach- 
weis   vereinigt  werden.     Von    den   groCsen  Worten  ging  man 


»  Vgl,  Jahresbericht  1845  S.  7-1 L 
«  Vgl.  Jahresbericht  1846  S.  8. 

^  Im  Aufzug  wiedergegeben  bei  Borgius,   Geicbichte  dm  Maiu* 
heimer  Getreidehandds  8.  111. 
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zu  schlimmen  Thateo  über.  Die  Dampfer  erlitten  an  melireren 
Orten  bedeutende  Störungen  und  Angriffe  durch  Schiffszieher, 
Halfterer,  Ilafenarbeiter  etc.;  ja,  es  kam  in  jener  Zeit  der  all- 
gemeinen Aufregung  dahinr  dafs  selbst  auf  die  Dampischlepper 
geschossen  wurde,  Kapitäne  und  Steuerleute  «ich  verbarri* 
kad  i  e  reu  m  u  f s  te  n  ^ 

Dafa  beide  Arten  des  Widerötandes  ergebnislos  verliefen, 
braucht  nicht  betont  zu  werden.  Die  rheiniachen  Dampfsclitepp- 
scbiffahrtsunternehmun;j;:en  antworteten  mit  einer  gedruckten 
Denkschrift^,  rn  der  sie  nahezu  alle  erhobenen  Anöchuldiguugen 
als  unbegrlindet  zurückzuweisen  vermochten.  Wenn  auch  ihr© 
Behauptung,  dafs  die  DauipfschleppschiÖiihrt  nicht  nachteilig  auf 
die  Wohltahrt  des  rheinischen  SetrelschiÖerstandeö  einwirke, 
dafs  dessen  Ruin  viehnehr  vom  Tage  der  Freigabe  der  Rhein- 
schiffahrt datiere,  unbegründet  war,  konnten  sie  doch  klar  dar- 
legen, wieso  die  Kölner  Interessenten,  nachdem  man  einraial  auf 
die  Verwendung  cU*s  Dampfmotors  zum  Schlejjpdienst  verfallen 
war,  als  Gegengewicht  gegen  die  holländischen  Bestrebungen, 
zur  selbständigen  Ausnutzung  der  neuen  Eriindung  schreiten 
mufsten  und  di»3  ilainzc^r,  Mannheimer,  Ludwigshafener  Aktionäre 
ge  z  w  u  n  gi'  n  wa  r e  n  ,  diesem  V  o  r  b  i  h  1  e  z  u  fo  Ige  n  .  w en  n  s  i  e  d  en 
Gfiterzug  über  ihre  Hflfen  nicht  zu  Gunsten  Kiilns  verlieren 
wollten.  Wie  frül*er  di'^  Jachten besitzer  es  versäumt  hätten, 
zur  Erhaltung  des  Personen-  und  Eilgütertransports  sich  um 
die  Dampfschiffe  zu  kümmern,  so  hätten  auch  die  Rangfabrer, 
anstatt  sich  untereinander  oder  mit  den  Reedern  gleich  den 
Mannheimern  zu  Dampfsfhleppschiffahrtsgesellschaften  zu  ver- 
einigen, durcii  eigene  »Schutd  aus  Mangel  an  Intelligenz  dem 
Fortseh  ritt  getrotzt,  ihn  in  ihrem  Fache  so  lange  für  unmög* 
lieh  gehalten  und  darüber  gespottet,  bis  es  zu  spät  war.  AI» 
dann  die  neuartigen  Güterkähne  erfolgreich  zur  Verwendung 
kamen ,  da  bohieltnn  nie  eigenwillig  ihre  alten  Schiffsformen 
bei  und  bauten  in  d*^nsolben  Weise  neue,  statt  sie,  wenn  auch 
von  HcjIz.  nach  Sehle|ipkahnsform  herrichten  zu  lassen*  Gegen 
das  durch  die  Gesellschaften  in  Dienst  gestellte  Material,  dm 
sich  im  Kriegsfall  vorztigliuli  zu  Truppentransporten  eigne,  liefse 
sich  so  wenig  etwas  rechtmafsig  einwenden ,  wie  gegen  ihr 
Geschäftsgebaren,  da  sie  aus  eigenen  Stücken  die  Fracht- 
preise erniedrigt  hätten  und  sich  mit  mäfsigen  Dividenden  für 
ihre  Aktionäri'  begnügten  Der  Bemerkung,  dafs  „die  Führer 
der  Sehleppkiihne  Lohn  knechte  seien" ,  wollten  sie  nur  die 
Thatsache  entgegenhalten,  dafs  ihre  sämtlichen  Schiftspatrone 
gehörig  geprüfte  und  patentierte  Fahrer  seien,  die  einen  jähr- 
lichen Gehalt   von   600  rt.,    freie  Wohnung,    Bett,    Licht    und 


^^  »  Vgl.  Juhresbenrht   1848   R.  4. 

^^"  ^  Dsia   wülire    Verhriltni-«    der    rheiniÄchen    Da mpfsdüepp Schiffahrt 

irnd  der  Segelschiffer.     Frankfurt  »in  Main  (C.  Krebs-Schmitt)  1848. 
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Brand  bezögen^  die  mit  ihren  Matrosen,  welche  denselben  Lohn 
wie  die  der  Segelschiffer  erhielten,  ein  ihrem  Stande  ange- 
gemessenes,  anständiges  Auskommen  hätten,  mit  dem  sie  ihre 
Lebenshaltung,  ohne  den  Wechselßlllen  eines  gewerblichen  Ver- 
lustes  ausgesetzt  zu  sein,  in  einer  höchst  ehrenvollen  Weise 
führen  könnten.  Der  vorgeschlagene  Innungsverband  schliel»- 
lich  müsse  als  ganz  überflüssig  betrachtet  werden,  da  er  auf 
weiter  nichts  abziele,  als  die  Schifferrechte  bei  wenigen  zünftigen 
Familien  fortzunflanzen.  Der  einzige  Vorteil,  den  eine  ZunA 
bieten  könne,  aer  Nachweis  der  persönlichen  Befähigung  zur 
Vermeidung  der  Pfuscherei,  sei  durch  die  Behörden  auch  ohne- 
dies gewährleistet,  da  beispielsweise  in  Rheinpreufsen  streng 
auf  Beachtung  der  Vorschriften  über  Untersuchung  der  Fahr- 
zeuge, Prüfung  der  Führer  von  Lastkähnen  und  Dampfern, 
Wahl  der  Maschinenwärter  u.  dergl.  gehalten  werde. 

Wenn  man  dies  alles  erwäge,  müsse  man  sagen,  dab  der 
Kampf  der  Segelschiffer  gegen  die  Anwendung  der  Dampf- 
kraft bei  den  Schiffen  auf  dem  nämlichen  Grundsatz  beruhe, 
den  die  Verblendung  unzählige  Male  wieder  anwenden  werde, 
wenn  sie  dem  unbrauchbaren  Alten  den  Sieg  zu  verschaffen 
meine  über  das  bessere  Neue.  „Es  ist  der  Kampf  der  alten 
Burgen  mit  ihren  Mannen  und  Schwertern  gegen  das  Pulver, 
der  Schreiber  gegen  die  Buchdruckereien,  der  Handarbeitergegen 
die  Maschinen**.  .  .  „Die  Vervollkommnung  des  menschlichen 
Geschlechts  ist  dadurch  bedingt,  dafs  die  willkürliche  Satzung 
nicht  dem  Fortschritt  des  Geistes  sich  entgegen  stemme.  Die 
W^eltordnung  will  weder  Stillstand  noch  Rückschritt.  Gegen 
die  Verblendung,  gegen  die  Beschränktheit,  gegen  die  An- 
mafsung,  die  uns  bedrohen  —  berufen  wir  uns  auf  die  Rechte 
der  Freiheit,  der  Intelligenz,  des  Fortschritts,  der  steten  Ver- 
vollkommnung!" 

Das  war  etwas  überschwänglich  und  kühn  gesprochen, 
aber  doch  im  wesentlichen  der  Sachlage  entsprechend.  Die 
grofsen  Verdienste  der  Rheindampfschiffahrt  um  die  Vermehrung 
des  Verkehrs  und  die  Belebung  der  Verbindungen  auf  dem 
Flufs  wurden  bald  allgemein  anerkannt.  Schon  die  einfache 
Thatsache,  dafs  die  Beurtschiffer  von  Amsterdam  bis  Köln  zu 
einer  Bergreise  14—30,  von  Rotterdam  bis  Köln  10 — 20  Tage 
brauchten  \  während  die  Schleppschiffe  bei  mäfsigen  Preisen 
von  Amsterdam  bis  Köln  5—8,  von  Rotterdam  nur  3 — 5  Tage 
benötigten,  mufste  jedem  Unbefangenen  die  Augen  über  die 
Vorzüge  dieser  Beförderungsart  öffnen. 

Auf  der  anderen  Seite  liefs  sich  nicht  leugnen,  dafs  die 
Dampfschiffahrt  den  Segelschiffen,  namentlich  dem  kleineren 
Schifferstand  schweren  Nachteil  brachte.  Eine  Masse  von  Fa- 
milien, die   bisher  von   den  Segelschiffem  ihre  Beschäftigung 


>  Vgl.  Meidinger,  Der  Rhein  S.  66,  67. 
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und  Brot  erhielten,  ging  der  Veranmmg  entgegen,  während 
die  neuen  Unternehmungen  durch  ihr  vereintes  Kapital  blühten 
lind  mit  jedem  Jahre  zunahmen.  Wenn  die  Dampfschiflahrt 
auf  dem  Rheine  auch  einige  Tausend  Mensehen  beschäftigte, 
wenn  auch  für  jeden  E>ampfer  durchschnittlich  15  Mann,  für 
die  Remorqueurs20,  die  Schleppkahnes  Leute  verlangt  wurden ^^ 
so  konnten  docli  nicht  aHe  Schiffer,  die  es  wünschten  und  ver- 
dienten, unterkommen.  Für  die  selbständigen  Meister  war  e» 
zudem  sehr  schwer,  in  älteren  Jahren  nochmals  den  Beruf  zu 
wechseln,  zu  lernen,  auf  die  freie  Verfügung  über  ihre  Pensen 
zn  verziehten  und  sich  in  das  Getriebe  eines  gröfscren  Ganzen 
einzuarbeiten»  Naeh  der  persönlichen  Seite  erscheint  die  Ver- 
kehrsänderung, wie  die  meisten  grofsartigcn  Neuerungen  im 
Wirtschaftsleben,  viel  lach  sehr  betrübend,  und  es  ist  daher  als 
ein  Glück  für  die  Beteiligten  zu  betrachten ,  dafs  der  Sieges* 
lauf  des  Dampfmotors  nicht  ganz  so  schnell  verlief,  wie  es  in 
den  vierziger  Jahren  des  neunzehnten  8äkuluma  den  Anscheiu 
hatte* 

Noch  im  letzten  Momente  lernten  die  Segelschiff'er  sich 
fügen.  Als  sie  einsahen^  dafs  sie  bei  äufserster  Verbilligung'^ 
der  Frachten  kaum  noch  Ladungen  erhalten  konnten»  dafs 
ihre  Zahl,  die  seit  1831  langsam  abnahm^,  sich  plötzlich  stark 
minderte,  bequemten  sie  sich  zu  dem,  was  sie  anfangs  so  ent- 
schied en  verweigert  hatten:  ihre  Fahrzeuge,  soweit  dies  mög- 
lich, durch  Dampfer  schleppen  zu  lassen,  Sie  erkannten  mehr 
tind  mehr,  duf«  die  Benutzung  der  Schlepper  ihnen  als  cinxiges 
KettuDgsmittel  blielie,  unrl  da  die  SchleppschiffahrtsgeseU- 
schaften  auch  beim  regelmsäfstgen  Ziehen  fremder  Fahrzeuge 
ihre  Rechnung  fanden,  boten  diese  bereitwillig  ihre  Vermittlung 
an.  Ja,  es  wurden  sogar  noch  in  demselben  Jahi'e  1848  Ver- 
suche gemacht,  ein  Übereinkommen  zwischen  den  Dampf- 
Schleppschi ffahrtsgeaellschaften  und  den  Segelschiflfern  zu  stände 
zu  bringen. 

Die  Central kommission  berief  für  den  September  nach 
Mainz   einen  Kongrefs  ^,    an   dem    neben   ihren   Beamten  Ab- 


^  Vgb  Meid in^ er,  Der  Rhein  S.  69 

*  Namentlich  dw  Strar&bnrger  Rangfahrer  machten  in  dieser  Be- 
ziehung die  vt'Tzwcifcltsten  Aimtreoguni^eD.  Vgl.  Jahresbericht  184S 
8*  3.  Die  Schiffer  verstanden  sich  scldief^lich  zu  den  niedrigsten 
Frachten,  um  überhaupt  nur  Ladöiigeii  zn  bekommen.  So  wurde  1850 
eine  Partie  Rohzuekcr  von  Rnttcrdam  bin  Kuln ,  also  »50  dcntache 
Meilen,  für  39  Cts.  pro  Centner  transportiert.  Vgl  Jahreebericht  1850 
S    «5    8 

'  "  Vcl.  Jahresbericht  1847  S.  4. 

*  Srnon  einige  Monate  vorhi-r  Uatfe  die  Ccntralknnmiission  einen 
BfHi-bliifs  gefiiröt,  der  die  Eini*tel!ung  neuer  Dampfschiffe  auf  dem  Rhein 
verhindern  Htdltc,  aber  unwirksam  blieb.  Vgl.  dazu  die  he&Msche  Be- 
kanntmachung über  „MafsregelD  zum  Schutz  der  ^egelschitfer"  vom 
m,  Jnli  1848  (hessiflchee  Regierungsblatt  1848  S.  225). 


k. 


264  xvm 


geordnete  der  rheinischen  Handelekammern ,  der  Dami 
fahrts-  und  DampfschleppscbiffahrtsgeseUschjiften,  sowie  D«!©-'^ 
gierte  der  SegefschÜFer  teilnahmen  ^  Neben  der  Re^ltmg 
des  Lotsen  Wesens,  den  Wünschen  w^en  ErmlUaigitiig  d€r 
RheinzoUe  wurde  die  genannte  Frage  eifrig  be«proclieiL 

Die  Segelschiffer  legten  dabei  gegen  die  Anaehaffitiig  maA 
Vermehrung  eigener  Lastkähne  durch  die  Damp&chleppichiff- 
fahrtfigesellschaften  eifrig  Verwahrung*  ein.  Durch  aolch«t 
Gebaren f  so  erklärten  sie,  würden  sie  nach  und  nach  irJkUig 
vom  Rheine  verdrängt,  werde  eine  ganze  Anzahl  van  Fa- 
milien brodlos  gemacht  und  gehe  das  grofse«  in  ihren  Schiffen 
steckende  Kapital  völlig  verloren.  Von  dieser  Meinung  ditrdK 
drungen,  gehe  ihr  Verlangen  dahin  ^  dafs  die  Gesellschaft^^ 
anstatt  eigene  Schleppkähne  zn  beladen,  so  viele  Schiffer  durch 
~  ihr  Inte 


Beurtverträge  an  ihr  Interesse  fesseln  möchten,  als  sie 
Vorteil  ihrer  Handelsplätze  für  nutig  erachteten.  Die  ihnen 
gehörigen  Kähne  sollten  in  einer  öffentlichen  Versteigerung 
und  nach  einem  zuvor  ermittelten  Werte  an  den  Meistbieten- 
den  begeben  werden.  Alsdann  wäre  jenen  Schiffern,  die  alte 
untaugliche  Fahrzeuge  besäfsen^  die  Gelegenheit  geboten,  sick 
für  den  Dienst  bessere  anzuschaffen,  auf  welche  Weise  die 
Kähne  in  kurzer  Zeit  in  Privathände  übergehen  wtirdetL 
Jene,  welche  nicht  sogleich  verkauft  wären,  könnten  als 
Hilfsschiffe  beibehalten  und  für  den  daraus  enti»tehendeQ 
Zinsen  Verlust  eine  entsprechende  Vergütung  von  den  Schiffera 
an  die  Gesellschaften  geleistet  werden.  Andererseits  wären  die 
den  Beurten  angehörigen  Schiffer  den  Gesellschaften  gegentiber 
verpflichtet,  nur  deren  Remorqueurs*  in  Anf*pruch  zu  nehmen. 
Frachten  und  Schleppkähne  würden  von  einer  besonderen 
Kommission  von  Kaufleutenj  Schleppschiff besilzem  und  Beurt- 
Schiffern  festgesetzt  Auch  die  ^Übergriffe"  der  Personen* 
dampfschiffe,  die  sich  auf  die  Mitnahme  von  Eilgütern  zu  be- 
öchränken  hätten,  mufsten  eingefliimnit  werden. 

Dieöc  stark  utopischen  Pläne  fanden  bei  den  Unter- 
nehmungen naturgemäfs  wenig  Entgegenkommen.  Abgegeben 
von  der  Mannheimer  Gesellschaft,  die  der  Antrag  nicht  direkt 
berührte,    da  sie  keine  eigenen  Schleppkähne  besafs,  erklärte 


»  Die  TagutifT  dauert*»  vom  25.  bis  28.  St^ptembcr  1B48.     Die  *tiiT! 

fehabtcn  Verhstniilunpcu  wurden    auf  Wunsch  der  Versauimlung  Au^ri* 
en    IMiok    veröffentlicht    und    den    Teiluehmem    aiisgehüniligl.    Ein 
Exenijdsr  derselben  findet  sich  im  A.  d.  M.  H.K.  §  10  914. 

^  Vgl.  besDuders  Anlage  1  und  2  tum  ProtokoU  vom  2$.  8«|>t. 
1848  Ä.  Ä.  O. 

"  Borgtua  frebraucht  das  Wort  „Remorqueur*  irrtfimüeh  flSr  di" 
im  Schlepptau  ^t^führten  eisernen  Lastkähne  der  SchlcppscbiffahrT-- 
gesellgcbarteD.  (Gei^chichte  des  Mannheimer  GetreidebÄnäel«  8.  lo;*, 
llO»)  Richtigerwei^e  bezeichnet  man  mit  dem  französischen»  aber  «n 
Rhein  viel  gebrauchten  AuMruck  nur  die  Dampfgcblepper  6elbj»t  (Bugsier* 
boote;  tugboats). 


^ 
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eigentlich  nur  der  Mainzer  Schleppdam pfaehifFahr tsverei ii,  der 
ebenfalls  nur  zögernd,  um  der  Konkurrenz  zu  begegnen, 
eigene  Lastfahrzeuge  angeschafft  hatte,  seine  prineipielle  Be- 
reJtwilligkeit  zu  den  gemachten  Vorschlägen.  Die  übrigen 
Vertreter  der  Dampfsehleppfahrten  «prachen  entschieden  da- 
gegen, da  jede  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit  zu  verwerfen 
sei  oder,  wie  der  Bevollmächtigte  der  Kuhrorter  Gesellschaft 
nicht  grundlos  bemerkte,  es  den  Segelschiffern  ja  freistehe, 
«ich  recht  zahlreich  als  Aktionäre  an  den  angefeindeten  Unter- 
nehmungen zu  beteiligen.  Dagegen  betonten  die  Kommissare 
der  Gesellschaften  ausnahmslos,  sie  seien  unter  gewissen  Be- 
dingungen gewillt,  die  Segelschiffe  gegen  einen  hilligen  Lohn 
in  einer  näher  zu  bestimmenden   Weiae  zu  schleppen  ^ 

Die  Bevollmächtigten  des  Handelsstandes  verhielten  sich 
ziemlich  zurückhaltend,  versprachen  aber  bei  entsprechenden 
Leistungen  die  Segelschiffer  so  weit  als  möglich  zu  berück- 
sichtigen. 

War  so  das  Ergebnis  der  Versammlungen  auch  nur  gering, 
so  hatten  diese  doch  einer  weiteren  Verständigung  zwischen  den 
Parteien  vorgearbeitet. 

Wirklieh  wurden  bereits  im  Jahre  1849  Fahrzeuge  zu 
Preisen  geschleppt^,  für  welche  Beurtlente  wie  gewöhnliche 
•Segelscldfler  ihre  Boote  nicht  mit  Pferden  hätten  befördern 
lassen  können.  Üble  Folgen  von  dieser  Wendung  der  Dinge 
spürten  nur  die  Halfterer,  die  ihre  Leinpferde  zum  grofsen 
leil  abschaffen  nudsten ,  die  aber  auch  bei  sofortiger  Nietler- 
drückung  der  Segelschiffahrt  kein  besseres  Los  gefunden  hätten. 

Die  Gesfiiltun^  der  Verhältnisse  in  der  nächsten  Zeit  wird 
am  bebten  durch  die  Nachrichten  über  die  Kölner  Rangtahrten 
veranschaulicht,  die  unter  Leitung  der  Kommission  eines 
Schiffahrtsvereins  organisiert  waren.  Dieser  schlofs  wogen 
regelmälsiger  Fortschaffung  der  Sebiffe  mit  der  ^Kölner  Dampf- 
«chlepp«chiffahrt^  einen  Vertrag,  wonach  die  GesellHohaft  für 
den  Dienst  zu  Berg  zwei  Schlepper  beistimmte.  Durch  die- 
selben wurden  beispielsweise  im  Jahre  1850  von  insgesamt 
297  Rangfahrten  mit  643  81»^  Centner  Ladung,  212  mit  zu- 
sammen 520  737  C<^ntner  befördert,  während  weitere  82  Schiffe 
von  anderen  Gesellschaften  geschleppt  und  nur  3  von  Pferden 
gezogen  wurden^.  Es  hatte,  wie  hieraus  hervorgeht,  der  Lein- 
zug für  die  grof^ere  Schiffahrt  beinahe  aufgehört.  In  welchem 
allmählich  die  Anwendung  der  Dampfkraft  zunahm  und 

'  Protokoll  der  Voniiittugssitzung  vom  28.  September  1848  a,  &.  O. 

-*  Vgl.  Jalir(»s!K'rielit   1841*  S.  2,  3. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1850  K,  H.  Din  nächsten  Jahre  zeigen  ähn- 
liche VerhriltniBzahlon^  v^\.  Jahresbericht  18.51  S.  6^  1852  8.  IV  u.  ff. 
Auch  die  Maiiiz«>r  Bourtfalirer  liefsen  in  ji^neu  Jahreji  ihre  Schiffe,  die 
nach  Rotti.Tclani  und  Ams*tcrdain  bestimmt  waren ,  fast  ausnahnidlofl 
durch  die  Mainzer  DampfschleppHn-hiffe,  Rhenus  I  und  11,  befördern. 
Vgl,  2.  B.  Jahresbericht  1852  8.  VfL 
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die  Benutzung  der  Leinpferde  sich  minderte ,    erhellt  aus  fol- 
gender Aufstellung*: 


Die  F&hre  bei  Hamm 

Die  Schiffbrücke  b«i  Düasel- 

oberhalb  Dflsseldorf 

dorf  haben   mittelst  Dampf- 

1 Jahre 

hat 

übergesetzt 

kraft  passiert 

Pferde 

Schiffe 

1843 

14  384 

339 

1844 

10179 

627 

1845 

9  864 

1073 

1846 

8  781 

1527 

1847 

9  381 

2  566 

1848 

4696 

2438 

1849 

2  022 

2  860 

1850 

1287 

3  989 

An  dieser  Entwicklung  konnte  auch  eine  zeitweilige  Krisis 
nichts  ändern,  wie  sie  im  Herbst  1851  entstand,  als  der  Güter- 
verkehr durch  die  bedeutenden  Transporte  von  Getreide  sich 
ganz  aufserordentlich  vermehrte',  und  die  Dampfschleppschiff- 
fahrtsuntemehmer,  die  eigene  Hinterschiffe  schleppen  liefsei^ 
hiermit  dergestalt  beschäftigt  waren,  dafs  die  Segelschiffe  zu- 
weilen gar  nicht,  zuweilen  aber  auch  sehr  unregelmäfsig  und 
nicht  nach  Bedürfnis  geschleppt  wurden  und  wieder  auf  die 
Pferde  angewiesen  waren. 

Im  allgemeinen  konnten  die  Segelschiffer,  bei  der  bereits 
vorhandenen  grofsen  Menge  von  Dampfschleppern,  dieselben 
auf  eine  vorteilhafte  Weise  zu  niedrigen  Schlepplohn  preisen 
benutzen  und  dadurch  mit  den  herabgedrückten  Frachtsätzen 
etwas  leichter  auskommen,  ja  die  Fahrten  der  Segelschiffe 
kamen  sogar  im  Vergleich  mit  den  letztvergangenen  Jahren 
besonders  auf  der  niederländischen  Stromstrecke  wieder  etwas 
mehr  in  Aufschwung®,  was  sie  wesentlich  der  Ausnutzung  der 
Dampfkraft  verdankten. 

In  dem  angedeuteten  Bestände  konnten  sich  die  Rang- 
fahrten, soweit  sie  die  Dampfer  als  Beförderungsmittel  zu 
Hilfe  riefen,  noch  etwa  ein  Jahrzehnt  erhalten*.  Wesentliche 
Änderungen  sind  für  diese  Periode,  wenn  man  von  dem  lang- 
samen, stetigen  Rückgänge  absieht,  nicht  zu  melden.  Die  Teil- 
nehmer der  Beurten  litten  bald  mehr  bald  minder  je  nach 
dem  Schiffsbedarf  der  einzelnen  Jahrgänge  unter  dem  Druck 
auf  die  Frachtpreise,  den  das  starke  Angebot  der  Konkurrenz 
erzeugte*.  Besonders  mifslich  ward  es  von  ihnen  empfunden, 
dafs  viele  Schiffer  nicht  mehr  nach  Centner  berechnete  Frachten 


'  Dieselbe  ist  entnommen  dem  Jahresbericht  1851  S.  23. 
«  A.  a.  0.  S.  23,  24. 
«  Jahresbericht  1850  S.  9. 

♦  Vgl.    Jahresbericht    1853    S.    VI;    18.54    S.  4;    1855  S.  18;    1856 
S.  XVIIl;  1857  S.  XX;  1858  S.  IX. 

^  Vgl.  Jahresbericht  1855  S.  4;  1856  S.  XVIII. 
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erhoben ,  sondern  sich  zur  Übern  ahme  von  Ladungen  gegen 
eine  aufs  ganze  auagesc klagen e  Abfindungssumme  bequemten. 
NaracntUeh  war  solches  in  Köln  der  Fall,  wo  die  Sehle[jf)t!cliiff- 
fahrtögesellschaft  mit  zahlreit^hen  Seglern  derlei  Vereinharungen 
traf.  Da  diese  Konkurrenten  die  Waiden  &q  vielfaeh  billiger 
beforderten,  wurden  den  Beurten  grofse  Pnrticen  Guter  entzogen 
und  sie  dadurch  empfindlich  in  ihrem  Verdienste  geschttdigt. 
Dank  diesen  Verhältnisaen  traten  allniählieh  immer  mehr 
Rangschiffer  aua  den  bisherigen  Vereinen  au8,  da  sie  dann, 
ohne  weiter  an  die  Reihe  gehundEtn  zu  sein,  ebenfalls  solche 
Fahrten  gegen  eine  Aver^ionaUurame  übernehmen  und  die  Zahl 
ihrer  Reisen  vermehren  konnten. 

Zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  fingen  schlief^ilich  die 
letzten  Rangfahrten  an»  sieh  aufzulösen,  Neben  den  Dampf- 
sebifTen  war  ein  neuer  Mitbewerber  immer  geftlhrlichcr  ge- 
w^orden:  die  Eisenbahnen,  die  ümen  nun  auch  die  letzten  Reste 
dcj"  seither  verbliebenen  Thiltigkeit  entzogen  ^  Die  Rangfahrt 
von  Koblenz  nach  Mainz,  Mannheim.  Frankfurt^  mittelst 
welcher  bauptsächiich  Guter  von  dL^r  Mosel  und  Saar  befördert 
wurden,  ward  beispielsweise  für  da^  Jahr  1860  ausdrücklich 
deshalb  gektlndigt,  weil  Eisenwaren,  die  bisher  den  bedeu- 
tendsten Teil  der  Fracht  bildeten ,  mittelst  der  Eisenbahn 
von  Koblenz  billiger  als  auf  der  WaÄserstrafse  transportiert 
werden  konnten.  In  dem  Jahresbericht  fiir  1860  muTste  die 
Centralkomniisision  schon  ganz  allgemein  fes t.s teilen  ^,  dafs  die 
in  früheren  Zeiten  eingerichteten  Rangfahrten  der  Segelschiffer 
zum  Teil  eingegangen  ä^eien  und  da,  wo  sie  noch  beständen, 
nur  mit  Mühe  erhalten  würden.  „Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt haben  das  Interesse  des  handeltreibenden  Puldikums 
für  die  Rangfabrten  und  deren  relativen  Wert  sehr  verringert 
Mit  dem  Eingehen  dieser  Fahrten  wird  das  letzte  aus  der  Vor- 
zeit berstanmiende  Band  genossenschaftlich  er  Organisation  des 
Segelschifferstandes,  der  nur  noch  mit  den  gröfsten  An- 
strengungen, oft  ohne  Verdienst  und  nie  mehr  mit  erheblichem 
Gewinn  sein  Geschäft  betreibt,  zerrissen."  Für  1862  konnte 
dann  gemeldet  werden,  dafs  die  sogenannte  Beurt*  oder  Rang- 
fahrt im  Grunde  nur  noch  dem  Namen  nach  Ijestehe*, 

Länger  als  die  geschilderten  Verbände  konnten  sich  die 
einzelnen  Segelsehiffer  halten,  welche  die  Bergreisen  mit  Hilfe 
der  Dampfschlenper  bewerkstelligten  und  mimentlieh  in  Fällen, 
wo  es  ihnen  gelang,  ganze  8chtffisladungen  eines  Masseartikels 
flir  ihre  Boote  zu  erhalten,    auskömmlichen  Verdienst  fanden. 


»  Vd.  Jahre«bericht  18.59  S.  VII. 

«  Jalireflbpncht  1860  S.  VI. 

"  Vgl  Jalin^Hbe rieht  1861  S.  IX;  1862  S.  IX.  Danach  ist  Borgius 
zu  berichtigen ,  der  das  Aufhören  der  selbatändigen  Segelschiffahrt  im 
Bheiu-Grofr^haridel  »t'hoa  10  Jahre  früher  ansetjGt  (Geschichte  des  Mann« 
heimer  Getreidehaadeb  8.  111). 


Drittes  Kapitel. 

Wettstreit  der  Dampfmotoren  zu  Wasser  und 
zu  Lande. 


§  17. 


Die  Regelung  der  Rheinschiffahrtsverhältnisse  im  Jahre 
1831  hat  die  Entwicklung  der  Dampfschiffahrt  für  Personen- 
und  Stückgutverkehr  nur  indirekt  durch  Wegräumung  recht- 
licher Hindemisse  und  Schaflfen  einer  gröfseren  Verkehrsfreiheit 
namentlich  Beseitigung  des  bei  Gebrauch  von  Dampfern  ganz 
unhaltbaren  Stapelzwangs  berührt.  Im  einzelnen  brauchte  sie 
sich  nicht  mit  derselben  zu  beschäftigen  und  durfte  die  Weiter- 
gestaltung der  Verhältnisse  nach  dieser  Richtung  ruhig  der 
Zukunft  überlassen.  Der  Dampfschiffahrtsbetrieb  zeigt  daher 
nach  Inkrafttreten  der  neuen  Ordnung  keine  merkwürdigen, 
überraschenden  Umwälzungen,  sondern  die  ruhige  Fort- 
entwicklung, wie  sie  sich  nach  Lage  der  begründeten  Verhält- 
nisse, nach  dem  günstigen  Resultat  der  ersten  Versuche  erwarten 
liefs.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dafs  es  an  jeder  weiter- 
gehenden Umgestaltung  gebrach;  im  Gegenteil  nach  mancher 
Richtung,  namentlich  was  Organisation  und  inneren  Ausbau 
der  Unternehmungen  anlangt,  traten  sehr  bald  bedeutsame 
Veränderungen  zu  Tage.  Einer  der  neugegründeten  GrolV 
botriebe,  die  Dampfschiflfahrtsgesellschaft  vom  Rhein  und 
Main,  löfste  sich  bereits  1832,  wenige  Jahre  nach  seiner  Er- 
richtung, wieder  auf  und  übertrug  „in  der  Erwägung,  dafs  die 
seit  dem  17.  Juli  1831  geschaffene  gröfsere  Freiheit  der  Flufs- 
schiffahrt  die  Vereinigung  aller  zu  Gebote  stehenden  Mittel 
und  Kräfte  zur  Erreichung  geordneter,  schneller,  regel- 
mäfsiger  Fahrten  erfordere",  sein   gesamtes  Vermögen  an   die 
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„Preufsiscb- rheinische  Dampfschiffahrtsgesellschaft  zu  Köln  ^'*. 
Letztere  sollte  sich  iinter  dem  als  Liquidation stag  angenommenen 
15,  Februar  1832  in  erweitertem  Umfange  als  „Klieinische 
Dampfschi  (iah  rtsgesellschaft'*  neu  konstituieren.  Sie  übernahm 
laut  Vertrag  vom  20.  Jaouar  1832^  aufser  den  gesaraten  Mo- 
bil ion  und  Immobilien  einschliefslich  tler  Reparatur werkstätte 
in  Mainz,  dem  Dampfer  filr  den  Oberrhein,  „Ludwig"  ^  und 
dem  Dampf boot  für  den  Main  „Die  .Stadt  Frankfurt"  auch  alle 
Rechte»  Privilegien  und  KouÄessionen  der  aufgelösten  Ver- 
einigung, deren  einstige  Mitglieder  zum  Ausgleich  dafür  ein 
Aktienkapital  von  120000  fl.  (in  preuft.  Kurs  k  105  Kreuzer) 
überwiesen  bekamen*^. 

Im  Anschlufs  an  den  Hauptvertrag  wui'de  dann  noch  zu 
Gunsten  von  Mainz  vereinbart,  dafs  die  Schiffe  der  neuen  Ge- 
sellschaft, solange  die  Konkurrent  ausbliebe,  weder  aufwärts 
noch  abwärts  an  Mainz  vorbeifahren  sollten ,  „ohne  die  ge- 
ladenen weitergehenden  Waren  im  Hafen  daselbst  zu  löschen^**. 
Damit  sollte  an  Stelle  des  verlorenen  rechtlichen  ein  künst- 
licher Umschlag  zu  Gunsten  des  Mainzer  Speditionshandels, 
soweit  al.s  möglich,  eingerichtet  werden. 

Seitdem  dehnt«*  die  preufsische  Gesellschaft,  die  sich  in 
jenen  Jahren  mit  der  niederländischen  in  den  Betrieb  der 
Dampfschiffahrt  teilte,  ihre  Fahrten  nach  dem  Gberrhein  zu- 
nächst bis  Mannheim  ^  und  seit  1833  bis  Kehl  und  Strafsburg 
aus**.  1835  waren  bereits  15  Dampfer  von  beiden  Unter- 
nehmungen in  Dienst  gestellt.  Welch  steigender  Beliebtheit 
sie  sich  erfreuten,  veranschaulichen  die  Notizen,  welche  für 
die  Strecke  Köln- Mainz  resp.  Manu  heim- Strafsburg  überliefert 
sind.     Auf  derselben  wurden  durch  sie  transportiert''; 


^  Später  wurde  dieser  8chntt  io  Mainz  von  lokalpatriotigchem 
Standpunkt  aus  sebr  heklagL  V^l.  Gedenkbuch  der  4.  Jubelfeier 
der  Erfindung  der  ßiichdrackerkunst.     Mainz  (Seifert)  1840  S.  248* 

*  Ilanclelskaminer  zu  Mainz  S.  49  Benut  als  Datum  des  Ver- 
trags irrtümlich  den  28.  statt  20.  Januar, 

^  Abschrift  der  Vereinbarung  vom  10.  April  1831  eowie  Oriffinal- 
urkundo  des  Vertrags  vom  20.  Januar  1832  in  A.  d.  A.  d.  M.  H.K,  §§478^ 
und  5822.     Siehe  Beilage  16. 

*  ZusatzbeAtiiniuungeu  zum  Vertrag  vom  20.  Januar  1832  a.  a*  O« 
Siehe  liitilage  17. 

•*  Der  Dampfer  „Ludwig**  hatte  für  die  Bhein-  und  Maindampf* 
geh  iffafirtspe  seil  Schaft  schon  seit  5.  Juni  1830  die  Strecke  Mainz-Mann- 
heim befahren;  vgl  Jierman,  Adrefflbuch  1830  S.  74, 

»  Vgl,  Jahre*«bericht  1835  S,  145,  Wirminghaus,  Die  Kölner  Rhein- 
a«  hiffahrt  S.  12  nennt  irrtümlich  1834  als  Jalu:  der  Betrieb8au»dehnung 
bis  StraH^huFf^^ 

**  Die  Zahlen  sind  entnommen  Jahreabericbt  1835  S.  145* 
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Ertrag    dieser  Anzmhl  der 
T  .               D  •  ^  j            Waren  in       beiden  Trana-  Dampf- 
Jahr            Reisende           Centnem       porte  in  Bthlr.  achiffe  im 


|)rear3.    Cour.  Dienat 

2 


1827  18  624  57  135  — 

1828  33  352  83  292  — 

1829  42  942  142  452  177  107 

1830  52  580  181442  209  293 

1831  60105  180  321  197  782 

1832  71572  103  996  184  850       ...     5 

1833  97  971  213  912  276  2321  ^ 

1834  114  003  137  163  250  000/     •     •     -     ^ 

1835  113  447  181075  357  932       .     .     .     8 
552  620        1  140  361  1  653  198  Kthlr. 

Auch  fiir  die  nächsten  Jahre  bleiben  die  Boote  dieser 
beiden  Unternehmungen  noch  ohne  Mitbewerber,  da  die  1836 
neu  gebildete  Gesellschaft  för  den  Nieder-  und  Mitteb-hein 
vorerst  nur  einige  Probetouren  machte  und  den  r^elmAüsigen 
Fahrtenbetrieb  erst  einige  Jahre  später  aufnahm*.  Trotzdem 
verstand  sich  namentlich  die  niederländische  Unternehmung 
dazu,  die  Frachten  für  1837  bedeutend  herabzusetzen,  indem 
sie  einzelne  Waren  in  billigere  Klassen  einstellte.  Sie  besals 
nunmehr  12  Dampfschiffe,  von  denen  9  zu  dem  Personen- 
und  Gütertransporte  auf  dem  Rhein,  3  zu  Schleppdiensten  auf 
der  holländischen  Strecke  und  eins,  die  .Batavia",  lor  Unter- 
haltung der  Verbindung  zwischen  London  und  dem  Kontinente 
benutzt  wurde.  Da  die  Boote  bei  offenem  Rhein  auch  wähn^^d 
des  Winters  in  Thätigkeit  blieben,  konnten  sie  es  im  Jahr* 
auf  durchsohniitlich  1^20—330  Fahrten  zwischen  Köln  unl 
Rotterdam.  70 — SO  zwi^chen  Düsseldorf  und  Rotterdam  und 
wöchentlich  je  eine  Fahrt  hin  und  zurück  zwischen  London 
und  Rotterdam  bringen.  Die  pre ufsi seh  -  rheinische  Dampt- 
schiffahrtsgesellschaft  hatte  insgesamt  9  Schiffe  in  Verwendung, 
die  täglich  mehrmals  zwischen  Köln  und  Mainz  und  einmal 
bis  Strafsburg  fuhren.  Durch  die  Diensteinrichuing.  über  -i:-? 
sich  beide  Gesell>o haften  geeinigt  hanen.  war  jeden  Tag  ein-» 
direkte  Verbindung  zwischen  Rotterdam  und  Strafsburg  oni 
jede  Woche  eine  solche  zwischen  London  und  Strafsburg  her- 
gestellt -.  Der  Zulauf  von  Reisenden  blieb  stetig  im  Wach-^rn 
begriffen.  Nach  Vollendung  des  ersten  Jahrzehnts  seit  iLr^z: 
Bestehen  konnte  die  preiuVische  Unternehmung  sti?lz  «iLrji-f 
hinweisen,  dafs  sie  in  dem  verflossenen  Zeitraum  benrits  e*--» 
Million  Passagiere  und  zwei  Milli  nen  Centner  Wan?n  ':«r- 
t'^rviert  hal>e*." 

'■  V^L  iura  tVlc-nden  jAhr^5t-rri.-.:  IS-J?  asd  lS-7  S^  87 — i-\ 

*  Virl   JAiinf:*lwhcht    ISi^  uni  ISST  S    42.     I»  Zahl   stbnxi    =ir. 
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Die  ßtarke  iDanspruclmahme  und  die  daraus  folgenden 
günstigen  tinanziellen  Ergebnisse  veranlafsten  wiederum  die 
Gesellschaften,  auf  neue  Verbesserungen  ilirer  Transportmittel 
zu  ilntngen.  Während  die  k^Uoinche  Gesellschaft  die  ersten 
Dampfer  in  Holland  bauen  und  mit  englischen  Maschinen  aus- 
rüsten Uefs,  konnte  sie  für  die  folgenden  deutsche  Arbeit  und 
deutsches  Material  In  Anspruch  nehmen.  Die  Maschinenwerk- 
stätte  von  Jacobi,  Haniel  und  Huyssen,  die  sogenannte  „Gute 
Hoffnungshiitto*'  zu  Sterkrade  und  die  Schiffsbau  werft  der- 
selben Firma  zu  Kuhrort  führten  die  übertriigenen  Bestellungen 
zu  allgemeiner  Zufriedenheit  aus^  An  St<dle  des  Wattschen 
Maschinensystems  (Niederdruck)  versuchte  man  es  bald  mit 
Expansioosmasehioen,  die  in  fortschreitender  Vervollkommnung 
später  oscillterende  Cylinder  erhielten^.  Eine  weitere  fast 
wichtigere  Verbesserung  im  Schiffsbau j  die  ^suerst  auf  dem 
Rheine  liei  dem  „Grofsherzog  Leopold**  in  Verwendung  kam, 
wurde  dadurch  erzielt,  dafs  für  die  Innenhölzer  (SchiffHgenp|>e) 
Eisen  genommen  und  nur  die  Bekleidung  (Sehiffsliaut)  von 
Forlenholz  hergestellt  wurde^.  Die  Verwendung  des  Eisens, 
die  sich  auch  bui  Fertigung  der  Lastkähne  für  Dampfschlepper 
glänzend  bewährte  *^  nahm  in  den  nächsten  Jahren  immer  mehr 
zu.  Bald  wurden  die  ganzen  Schiffskörper  aus  die^sem  Material 
geschaffen;  die  ersten  hölzernen  Fahrzeuge  ersetzte  man,  so- 
weit die  Maschinen  noch  brauchbar  waren,  ebenfalls  durch 
raetaücne,  und  kaum  ein  Menschenalter  nach  Einführung  der 
Dampfboote  war  die  Umwechselung  der  höbEernen  Balken  in 
Eisen  in  allen  Stücken,  selbst  bis  auf  die  Maschinenunterlagen 
vollzogen  '^. 

Indessen  liefs  sich  das  thatsächliche  Monopol^  wie  es  die 
beiden  ersten  grolsen  Unternehmungen  eine  Zeit  lang  be* 
haupteten,  nicht  immer  aufrecht  erhalten.  1838  trat  mit  ihnen 
die  „Mainz- Düsseldorfer  Gesellschaft  für  den  Nieder-  und 
Mittclrhein'*   in  ernsten  Wettbewerb**.     Sie  war  auf  Anregung 


wenn  man  da«  Jahr  1838  (daa  elfte  mit  Bestehen  der  Gesellschaft)  ein- 
besieht, 

*  Das  erste  djiselbst  am  7,  Mai  1830  vom  Stapel  gelasäeiie  Schiff 
„die  Stadt  Mainz"  wurde  wegen  sebier  „soliden  Bauart  und  ilufserst 
ffef^Uigen  und  eh?gaut<?ti  Form"  gerühmt,  Herman,  Adrefj^büch  1830 
Seite  75. 

^  Die    Thäti^keit    der    ersten    Dampfmaachinen    »uf    den   Eh<jiii- 
öchiflfeii  wird  antiehaulich  von  Herman  a.  a.  0,  beschrieben. 
«  Vgl.  Jaliresbi-Hrlit  l^m  und  1837  S.  43, 

*  Vgl.  f)hen  S.  255  ff^ 

•  VgL  Verluindiuugen  der  GeDeralvorsaromlungen  der  Dampfächitf- 
fahrtfgeselUchaft  für  Nieder-  und  Mitte Irliein  LS46,  1847,  1848,  185.5.  Die 
sp&tereD  Fort«ehrilte  der  Teehnik,  wii-  die  Herstellung  von  Wasser- 
r&dem  mit  bewogliclien  Schaufeln  dürfen  hier  füglich  übergangen 
werden.  Vgl.  über  die  Entwicklung  der  Dampfschiffe  Heuleanx,  Der 
Weltverkehr  und  Meint-  Mittel  1  S.  26G  ff. 

•  Vgl  Jahresbericht  1838  S.  19. 
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der  Handelskainraern  von  Düsseldorf,  Elberfeld  und 
wo  sich  das  Bedürfnis  nach  einem  „nationalen'*  Betrieb 
\mr  machte,  sowie  mit  Unterstützung  des  KauftiianDiStandeft 
von  Koblenz^  Neuwied  und  des  Herzogtums  Nassau  am 
13.  Mai  1831)  mit  dem  »Sitz  zu  Düsseldorf  gegründet  worden^ 
und  setzte  sich  zum  Ziel,  den  Verkehr  von  Personen  and 
Gütern  auf  der  Stromstreckf  zwischen  Mainz  und  Rotterd. 
im  Anschlufa  an  den  Seeverkehr  zu  vermitteln,  Sie  bereitete 
ihren  Fahrten  nicht  nur  der  niederländischen,  sondern  ai 
der  k^lnij^ehen  GeselUchaft  empiindliche  Konkurrenz',  d 
frühere  Verabredungen  hinsichtlich  Verteilung  der  Flufs strecke»' 
mit  Köln  als  beiderseitigem  Endpunkt  sich  fortan  nicht  mehr 
auiVecht  erhalten  lielVen.  Seit  dem  Jahre  1840  gingen  auch 
die  Kölner  Boote  abwärts  bis  Düsseldorf  und  weiterhin  bi* 
Arnheim  und  Rotterdam.  Wohlfeilere  Frachtpreise,  Herab- 
setzung den  Person eogeldes  und  „gröfsere  Lebendigkeit  auf 
dem  Rheine^  waren  die  nächsten  Folgen  des  WettkampfeÄ,  der 
sich  nunmehr  unter  den  genannten  Instituten  entwickelte.  Er 
wurde  um  so  lebhafter,  als  rndjen  den  gröfseren  Oesellachaftea 
noch  verschiedene  kleinere  Unternehmungen  auftauchten,  die 
wenigstens  auf  einzelnen  Strecken  sich  zunächst  als  erfolg- 
reiche  Mitbewerber  zu  behaupten  wufsten. 

Seit  dem  L  September  1838  fuhr  ein  Schiff  der  neuea 
Amsterdamer,  der  sogenannten  Ysseb Gesellschaft'  wÖchentUdk 
einmal  zwischen  Kampen  und  Köln,  das  weniger  dem  Pasaagi« 
transport  wie  der  Güterverladung  diente.  Bereits  1839  wi 
ihm  ein  zweites  Boot  beigesellt,  und  durch  die  eben 
standene  „Nym weger  Gesellschaft**  mit  2  Dampfern  eine 
bindung  zwischen  Nj^m wegen  und  Rotterdam  hergestellt.  Zu- 
gleich suchte  man  eine  regelmäfsige  Dampfschiffahrt  auf  dei 
Überlauf  des  Stroms  zwischen  Basel  und  Strafsburg  zu 
richten*.  Die  „Compagnie  Renouard  de  Boussiere**^  in  Strj 
bürg  stellte  zwei  Boote  in  Dienst,  die  bei  einer  LadefUhigk 
von  1200  Centnern  mit  Maschinen  von  30  Pferdekräften 
gerüstet  waren,  Sie  wurden  bergwürts  durch  den  Rhein- Rhone-^ 
kanal  mit  Relaispferden  von  Strafsburg  bis  Hüningen  gesogen. 
wozu  30  Stunden  nötig  waren,  während  die  Fahrt  rheinabwärts 
nur  7  Stunden  einschliefslich  des  Aufenthalts  an  den  Zwischen- 


itlidi     , 

ea^H 
VeiS 


>  Näheres  iu  Schreiben  der  Mainzer  Handelskammer  vom  4^  7.  Miit 
1836t    der  Düsseldorfer   HandelHkamtner   vom   29*  April ,   der  Maiiixfl 
Handel  8  kämm  er  vom   2*  Mai  u,  s,  w.    in   A.  d.   A,  d.  M.  H.K.  |§  TT" 
7114»  8301.  8316,  8327,  8329.    Vl-L  auch  Handelskammer  zu  Mainz  8.  ^ 

'  Vgl.  Handekkamraer  zu  Main!:  .S.  4t^,  ^;  Wirminghaus.Kölne 
Rheinsthiffahrt  8.  12,  13. 

»  VgL  Jahresbericht  1838  S.  18;  1839  a  28. 

*  Vgl.    Jahresbericht    1838    S.    19;    1839   8,   24—26;    1840    Sw  8; 
1841  a  9, 

^  Der  Name  wird  in  den  Jahresberichten  wechselnd  als  Boussito. 
und  ßussi^re  angegeben. 
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Stationen  erforderte,  1839  betrug  die  Zahl  der  dur{!h  sie  üe- 
ftinlerten  Reisenden  12  268  (davun  2094  gegen  und  10174  mit 
dem  Strome),  das  Quuntum  der  zu  Thal  gebrachten  Güter  ins- 
gesamt  2209  Centner  ^  Da  öie  den  Anschlufa  an  die  Schiffe 
der  preufsiüchen  Gesellsehaft  zu  Strafsburg  erreichten,  war  es 
möglich,  dats  Pussagiere,  die  des  Morgens  um  5  Uhr  Basel 
verliefüien,  de:*  nämlichen  Abends  8  Uhr  in  Mannheim  an- 
kamen, dort  übernachteten  und  mit  dem  am  anderen  Tage 
6  Uhr  Irüh  nach  Köln  falirenden  Boote,  das  gegen  8  Uhr 
abends  dort  ankam,  Weiterreisen  konnten^,  mitliin  die  ganze 
Strecke  Basel — Köln  in  der  für  die  damaligen  Verhältnisse 
knappen  Zeit  von  40  Stunden  zurücklegten,  wovon  nur  30 
auf  den  thalsächlichen  Transport  enttieien. 

Ein  Jahr  später  trat  für  dieselbe  Linie  wieder  ein  anderes 
Unternehmen  ins  Leben,  das  zwischen  dem  22.  Junr  und 
30.  Oktober  1840  ein  in  Paris  gebautes,  sehr  leichtes,  lange» 
und  schlankes  Schiff,  den  ,,Adler*',  zur  Fahrt  einstellte •,  Seine 
Schnelligkeit  sowie  die  Leichtigkeit^  mit  der  es  die  grofsen 
Schwierigkeiten  der  Strömung  von  Stralsburg  bis  Basel  über- 
wand, wurden  sehr  bewundert.  Da  es  sich  eines  ziemlich  be- 
deutenden Zuspruchs  erfreute  und  gleich  in  der  ersten  Periode 
5872  Personen  beförderte,  nahmen  säum  Besitzer,  die  sich  zur 
Oe.sellHtchaft  der  „Adler  des  Oberrheins**  zusammengeschlossen 
hatten,  bald  einen  zweiten  Dampfer  in  ihren  Dienst  und  deimten 
die  Fahrten  bis  Mainz  aus,  wo  sie  ihre  Ladungen  an  die  Boote 
der  Danipfschiffahrtsgeaellsehaft  für  den  Nieder-  und  Mittel- 
rhein abgaben.     Weit  sie  Mainz  zum  Endpunkt  ihrer  Fahrten 


1  Zo  Berc  wurden  keine  Güter  zur  La  düng  angenommen  (Jahres* 
bericht  18^^ö  8.  25,) 

ä  Siehe  Beilage  18.  Die  Fahrten  der  Kölner  Dampfi^r  gaben  in 
Verbincluiiß:  mit  dlmen  der  anderen  ScbiflFahrtsgeaellRcnaften  ffir  die 
(laraiilige  Zeit,  da  man  die  Eisenbahn  fahrten  noch  nicht  kannte,  Gelegen- 
heit zu  einer  aurserordentlich  prompten  nnd  schnellen  Beförderung* 
Die  regelmärsige  Fahrzeit  der  Dampfschiffe  betrog  im  Jahre  1840  (nach 
Gedentbuch  der  4*  Jubelfeier  der  Lrtindung  der  Bndidrnckf'rltiinst  IbAO* 
Mainz,  Seifert): 

für  die  Strecke 

ßa^el-Strafsburg 
S  tra  fsbu  rg-  K  n  i  e  1  i  n  ^e  n 
Knielingen- Mannheim 
Matm  heim- Mainz 
Mainz- Koblenz 
Koblenz- Bonn 
Bonn-Kidn 
Krdn-Dit'^rieldorf 
Dii.^aeldorf.Eitunericb 
Em  m  e  ri  c  h  -  A  r  n  h  e  j  n\ 
Arnbeim-Kuilenbtirg 
KuilenbiiTg- Rotterdam 
^  Vgl.  Ji*hre«!ieri( 

Fors^hungaii  XVIII  5, 
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gernacbt    htatteti,   fanden    sie   daselbst  in  Hanilelskreisen  m^r 
Sympathie'    als    die   Kölner  VereiniguDg,    die  Menarchen 
Güter    ohne    Umhidüng    an    der    Stadt    vorbeiftihrte,      AUeü 
trotz  des  guten  Anfangs,    trotz   der  Unterstützung  des  mtttrl 
und  oberrhciniöi'hen  Handelsstande^  und  eigener  Änatrengua| 
konnte   sich  die  CJe^selUchaft  ebensowenig  dauernd  haltec 
das    Unternelimen    Renouard     de    Boussieres     in     Strafai 
Letzteres  nahm  1842  ein  Ende^,  erstgenannte  niuföte  1843] 
Liquidation  ^clireiten'*,  nachdem  sie,   „durch  ünglUcksfÄlU 
zwungen'^j  ihren  Dienst  zwiöclien  Basel  und  Mainz  ^vorlÄiifig* 
eingestellt  hatte*.    Die  Gesellsehaft  für  den  Nieder*  und  Mittä» 
rhein,  die  mit  ihr  in  Verbindung  gestanden,  übernahm  im  Juli 
1843  samt  ihren  Schiffen  den  Dienst  bis  Mannheim,  w*^"  i 
bereits    ausgegebenen    Person enkürten    der    alten    Ge- 
nach   Vereinbarung    Geltung    behielten^.      Die    WasÄertjULni^- 
verhältnisse  oberhalb  Strafsburgs  liefsen  eine  Fortführung  der 
Fahrten  auf  dieser  Linie  nii^ht  lohnend  erscheinen. 

Weit  mehr  Erfolg  als  die  neu  errichteten  Linien  ftir  den 
Personen-  und  Stückguttransport  hatten  die  Gesellschaften  iftr 
Dampfschleppvsebiflahrt,    die  sich  seit  1840,   entschi  eilen  er  mi 
1841  42  in  den  Niederlanden,    in  Köln    und  Mainz    bildeten*. 
Ihre  Boot*'  machten  den  bereitjä  in  Betrieb  stehenden  Passagier- 
damiifern    ^a^rhiiltniömäfsig    wenig    Konkurrenz    und    thaten  in 
erster  Linie  den  auf  Wind    und  Leinzug  angewiesenen  Segel- 
schiffen,   besonders   den    Rangtouren    Abbruch.      .Schärfer  g^ 
staltete  sich  der  Wettbewerb  innerhalb  jeder  der  beiden  Arti*n 
des  Danipfscbiffbetriebs.    Die  einzelnen  Schiflalirtsgesells** haften 
führten  eine  Zeit  lang  den  heftigsten  Konkurrenzkampf  unter- 
einander.     Sie    buhlten   um  die  Gunst   der  LokalV)ehörden  wi« 
Staatsverwaltungen  und  suchten  durch  allerlei  Vergünstigungen 
das  Publikum  an  ihre  Schiffe  zu  fesseln.    Am  meisten  häuftcal 
sich    ihre  Versprechungen,    wenn    es   sich   um  Erlangung  d'rj 
Konzession   eines  Uferstaates   für   seine  Flufsstrecke  handelte^ f 
Beispielsweise  wollte  sieb  1839  die  niederlJtndische  Gesellschaft j 
für  die  Erlaubnisj  ihre  Touren  bis  Mainz  ausdehnen  zu  dürfen,! 
verpflichten^^  niemals  mit  den   Schiffen,    die   vom  Mittelrbeinl 
kamen,  an  der  Stadt  vorbeizufahren»  sondern,   wenn  der  DienstJ 
auch  für  den  (Jberrhein  eingerichtet  werde,  alle  Personen  und! 
Güter  im  dortigen  Hafen  auf  andere  Schiffe  ihres  Unternehraeni ] 
umzuladen    (1)     Als    dann    1844    die  Fahrten    von   Rotterdaml 


*  Vgl.  Akten  über   Handel  und   Verkehrswe^sen  127  M*8t-A-  bc«*J 
Schreiben  d    Aktienfjesellschaft  vom  80.  November  1841. 

*  JalireKbericht   1842  S    7. 

*  Jahreäheriülit   I84tt  S.  9. 

*  V^l  Akten  über  Handel  nnd  Vorkebrswesen  H.8tA.  127. 
^  A,  a.  O, 

*  VgL  oben  J^.  256  ff. 
^  Vgl  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  127  M.8l,A     (Vc 

handlangen  aus  dem  Jahre  1839.J 
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wirklich  bis  Mannlieim  gehen  sollten,  versprach  die  Gesell- 
schaft ah  Gegenleistung  ftir  Erteilung  der  fiessisehen  Kon- 
zession Tarifermalsigungeii,  so  dafs  Waren  von  Rotte nhira  nach 
Mainz  so  billig  wie  von  dort  nach  dem  näher  gelegenen 
Biebrieh  gebracht  wurden.  Die  Fracht  bis  Alainz^  die  bis  da- 
hin für  Güter  L  KbLstse  78  Centimes  betragen  hatte,  sollte  auf 
G7  Centimen,  die  für  Artikel  2.  Klasse  von  92  Centimes  auf 
82  Centiaies  herabgesetzt  und  damit  der  Preis ,  da  die  Ge- 
samtfracbt  keine  Änderungen  erlitt,  für  die  Strecke  Mainz — 
Mannheim  verhältnismäföig  erhöht  werden  *. 

Wandlungen  in  der  Prcisnorniierung  waren  überhaupt  der 
treffsieher^te  Truni])f,  den  die  Unternehmungen  gegenein* 
ander  auszuispfelen  batteiL  Die  Regehmg  der  Taxen  war  ihnen 
ja  iiu  Gegensatz  zu  den  alten  Sehirtergedellsehaften  von  Antaug 
an  vorbehalten  geblieben;  verhältnisniäfsig  selten  griffen  bei 
ihrer  Festsetzung  die  Behörden  ein ,  u  ie  dies  beispielsweise 
1840  zu  Mainz  geschah^,  wo  Bürgermeister  Nack  auf  die  Be- 
hauptuugen  der  Kolner  und  der  Düsseldorfer  GeÄellsehaft  dafs  sie 
bei  Erhühung  ihrer  Preise  keine  Erlaubnis  einholen  müfsten, 
der  hessischen  Regierung  nahe  legte,  sie  sollte  diese  Ideen 
nicht  aufkommen  lassen*  „Wenn  auch  Industrie  und  Gewerbe 
durch  Taxen  und  Regulative  nicht  beengt  werden  sollten,  so 
könne  dieser  Grundsatz  doch  nicht  unbedingt  Anwendung 
finden,  wo  die  Ausübung  eines  Gewerbes  oder  industriellen 
Geschäftes  einer  besonderen  Konzession  unterworfen  sei  wie 
bei  der  Dampf^chitlVhrt,  Soweit  die  Konkurrenz  in  der  Kon- 
zession ein  Gegengewicht  linde,  biete  sie  keine  Garantie  gegen 
die  M<iglichkeit,  durch  Verabredung  die  Gestaltung  der  Preise 
zu  beeinflussen,  am  wenigsten,  v%*enn  nur  2 — ^\  Älitbewerber  in 
Betracht  kümen.  Der  Staat  sollte  in  die^äem  Falle  nicht  auf 
sein  Aufsiclitsrecht  verzicliten  und  lediglich  dem  Publikum  die 
Wahrung  seiner  Interessen  überlassen**.  Von  dem  Principe  des 
hiissez  tViire,  laissez  aller  müsse  abgegangen  werden,  sobald  all- 
gemeine Interessen  dadurch  gefährdet  würden. 

Aber  dies  waren,  wie  angedeutet,  nur  Ausnahmefälle.  Im 
allgemeiueu  lirauchte  man  sich  in  den  vierziger  Jahren  de» 
vorigen  Jahrhunderts  liber  ein  Preisti'eiben  für  Benutzung  der 
Dampferliuien  nicht  zu  beklageiu  da  deren  Inhaber  »ich  noch 
viel  zu  feindselig  gegenfiberstanden,  als  dafs  sie  diesbezügliche 
Übereinkünfte  getroffen  lirttten.  Die  herrschende  Tendenz 
ging  weit  mehr  auf  stetige  Herabminderung  der  Frachten,  wa» 
von  Reisenden  und  Handelsleuten    mit  Freuden  liegridst,    von 


»  Bftriclite  aus  dein  April  1844  a.  a.  0.  Vgl  auch  (Üo  Verhand- 
liiDgfin  in  A.  d.  M.  H.K.  !^§  .^124,  8L54,  8170,  8172,  925Ö,  9684, 

*  Vgl.  Verlmndhiiinjon  und  H«?richte  vnm  August  unJ  September 
1840  in  Akte«  ilhiir  Handel  imd  Verki'hräweseji  Vil  M.St.A.  Vgh  für 
die  Zeit  der  Eiiiführunic  der  Damjjfichifführl  obeo  S.  209» 
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den  alten  SegelsehtfFern  vielfach  beklagt  wurde.  Währeal 
die  Gesellschaften  sich  in  ihren  Leistungen  zu  übertreffe« 
suchten,  hatte  das  grofee  Publikum  den  Vorteil^  imxner  aa- 
genehmer  und  wohlfeiler  fahren  zu  können. 

Die    GeseüsL'haften    traten    dem    Gedanken    einer    gegon- 
Bei ti gen  Verstand ijLi^ung  erst  ernstlich  nriher  \  aU  ihnen   in  d 
Eisenbahnen ,    deren  Entwicklung   weiter    unten  bertüirt  wl 
ein   gewaltiger  Konkurrent   erwachsen    war.     Mehr   and  mcl 
griff  da  bei  Üiren  Leiteni  der  Gedanke  Platz,    dafs  an  Stel 
der  seitherigen  Get^nerschaft  freund  liehe  Beziehungen,  gegründ 
auf  gememsame  Ipteressen»  sieh  entwickeln  mtifsten.    Eine  V'e 
stilndigung    über  die  Preisregelung  für  einzelne  Strecken 
das  erste  Resultat  dieser  Bestrebuugen,    Es  trug  zu  demseUiei 
viel  die  Überzeugung  bei,  dafs  für  den  ürtlichen  Verkehr  d' 
neuen  Bahnen  gegenüber  eine  Herabsetzung  der  Frachten,  mi 
der  man  es  ursprünglicb  versucht  hatte,    wenig  helfen  werde^' 
während    die   strecken wei.se  Erniedrigung  der  Rentabilität  dcsj 
durchlaufenden  Verkehrs  viel  Eintrag  tliat.    Die  beiden  mittel- 
rheinischen  Unternehmungen   von  Köln  und  Düsseldorf  xogi^a 
dalier  die  seit  Eröffnung  der  Kf^ln-Mindener  Eisenbahn  für  die 
Linie  Köln — Wesel  eingeführten  Prcisermäfsigungen  irn  Herb«t 
1846  nach  übereinstimmenden  Beschlüssen  wieder  zurück  und 
handelten  seitdem  üherbaupt  in  betreff  der  Tarifsätze  und  deren 
notwendig  erscheinenden  Abänderungen  meist  in  vollkommen- 
stem Einverständnisse'^, 

Wie  über  die  Frachten,  suchte  man  sich  auch  über  di« 
Abfaljrtszeiten  zu  verständigen ,  die  lange  den  Zankapfel  g^ 
bildet  hatten ♦  Wenn  eine  Abfahrtsetunde  für  günstig  erkannt 
war,  wollten  gewöhnlich  zwei^  drei  Gesellschaften  zugleich  ein 
Boot  für  sie  bestimmen,  während  eine  andere  weniger  eintrftg- 
lich  erscheinende  Stunde  von  keiner  der  Unternehmung«*«  he- 
nutzt  wurde.  Die  einzelnen  Lokalbehurden  suchten  zwbt 
diesem  Treiben  nach  Kdlften  zu  steuern  und  gestatteten,  an- 
fangs aus  Furcht  vor  Zusammenstöfsen ,  später  hauptsächlich 
im  Interesse  eines  gleiclmiäfsig  verteilten  Verkchrsplanes,  meist 
nicht,  dafs  die  Abfahrtszeiten  zweier  Dampter  für  dieselbe 
Stunde  festgesetzt  wurden^.  Aber  man  wufste  diese  Beatim* 
mungen  dadurch  zu  umgehen,  dafs  man  die  festgesetzten  Zeiten 
nicht  innehielt.    In  Mainz  stritten  die  Kölner,  die  Düsseldorfer 


I 


^  VgL    Verhandlungen    der    Gen.    Versamtnlimg   d.  D.*G.  <5r  dm 
Nieder-  mid  Mittplrhpin  1846. 

«  A.  a,  0.  1846,  1847, 

™  Nur   ausnsihmswpise    wurde    von  diesem  Grundj^atze  ahg 
und  z.  ß-   in  Mainz    am  1.  August    1&40  vergftnstigün  es  weide  ^ 
dafö    dftß    Binger    Lokalboot    und    ein    Schiff  der  niederl&ndiiiclM 
srllsi*haft    gleichzeitig    aun    dem    Hufen    iibo-in^en.      Vgl,    Akten 
Handel    und  Verkehrswe«en   127   M.St.A.    Ebenda   vgL  Verhandlti 
von  iaS9  und  ff. 
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Gesellsehaft  und  die  Adler  des  Oberrheins  jahrelang  wegen  des 
Nichteiiihaltens  der  Abfahrtszeiten  und  des  dadurch  erinöglichten 
„Aböpannens  %*on  Kunden ".  Beiapielsweijse  sollten  1841  *  die 
Kölner  um  8,  die  DUsaddorfer  um  8*  2  Uhr  vormittfigs  von 
dort  ein  Boot  rheinabwärta  gehen  lassen.  Die  Kölner  ver- 
zögerten die  Abfahrt  regidmäfsig  bis  nach  8  Ulir,  solange  bis 
die  von  ihnen  gewonnenen  Omnibusse  über  die  Brücke  im 
Trabe  mit  den  im  Frankfurter  Zuge  zu  Kautel  angekommenen 
Ileisenden  eintrafen»  die  dann  natürlich  dem  Düsseldorfer  Boote 
entzogen  wurden,  wofür  tlessen  Besitzer  sich  wieder  bei  an- 
derer Gelegen heit  zu  rächen  suchte  11,  Wenn  auch  darin  zn 
Beginn  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  insofern  eine 
Besserung  eintrat,  als  die  Rivalen  sieb  wenigstens  teilweise 
über  EinteiluTig  der  Fahrten  verständigten,  so  blieben  doch  bei 
Fortdauer  der  Konkurrenz  in  dem  stündlichen  Verkehr  Lücken 
und  Mängel  die  imr  durch  eine  stets  gesteigerte  Zahl  von  Booten 
ohne  Nutzen  für  die  Unternehmungen  ausgefüllt  werden  konnten. 
Auch  sonst  führte  der  ruhelose,  eifersüchtige,  in  pflichtrnäfriigem 
Streben  geübte  Wettbewerb  für  die  feindlichen  Gesellschaften 
vielerlei  Nachteile  mit  sich,  die  nicht  durch  Verabredungen 
über  einzelne  Punkte  beseitigt  werden  konnten. 

Was  in  dieser  Allgemeinheit  von  den  verschiedenen,  den 
gleichen  Zweck  verfolgenden  Unternehmungen  auf  dem  Rheine 
galt,  fand  besonders  seine  Anwendung  auf  die  zwischen  der 
Kölner  und  Mainz  —  Düsscddorfer  Gesellschaft  bestehende 
Konkurrenz,  die  sieh  für  dieselben  Linien  mit  annähernd 
gleich  starken  Waffen  gegenüberstanden.  Beide  Parteien  er- 
kannten dies  sehr  wohl ,  aber  verschiedentlich  wiederholte 
Versuche,  einen  „Freundschafts-  und  Hchiffiihrt«  vertrag" 
zwischen  ihnen  zu  errichten,  verliefen  vollkommen  frucbtias. 
Erst  nach  mehrjährigen^  schwierigen  Verhamllungen  gelang 
es»  die  GesellschuftJi vorstände  zu  jenem  bestimmten  Ziveck 
einander  zu  näbern  und  die  Mittel  zu  seiner  Erreichung  vor- 
urteilsfrei darzulegen.  Im  Jahre  1853  kam  dann  ein 
Einigun;^5tvertra^^  zwischen  den  „Kölnischen  und  Düsseldorfer 
Personen-Danipt'schiftahrtsgesellschaften"  zu  stände,  der  um- 
gebend durch  die  statutengemafs  dazu  berechtigten  Vorstünde 
vollzogen  wurde. 

Während  beide  Unternehmungen  ihre  Selbständigkeit  nach 
innen  bewahrten,  auch  fernerhin  ihre  eigenen  SchiflFe  bauen, 
unterhalten,  bemannen  und  in  Bewegung  setzen  sollten,  stellten 
sie  ihre  Fahrzeuge  und  ihr  auf  den  Landstationen  befindliche« 
Immobiliar-    und  Mobiliarverraögen  zur  Ausführung  eines  ge- 


*  Vgl  Verhandlimgeii  a.  a.  0- 

>  V^d.  übi?r  Eitizplheiten  des  Vertrags*  Verhaüdluiigeii  der  Gcn. 
VcTBÄinmlung  der  t).*G.  für  den  Nieder-  und  Mittelrhem  ll^  und 
Jahresbericht   18.53  S.  6,  7, 
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ien  Vertrags  in  ihrem  wf*hlverstandeiieii  Interesse  liege,  ja 
'ils  nach  öechsjilhrigem  Beatehen  die  Einigung  noch  dringender 
ßboteo  sei  als  zur  Zeit  ihrer  Abschliefsung.  Wie  damals 
Sahen  aneh  öpäterhin  die  Kölner  und  Düsi^eldorfer  Unter- 
iehraung  alle  aiiii  dem  Vertrag  herrührenden  Verpflichtungen 
|ktetö  red  lieh  erfüllt,  so  dafs  die  Bezit-huiigen  derselben  bis 
^uf  den  heutigen  Tag  ungetrübt  erhalten  blieben.  „Sie  waren 
]|uf  gegenseitiges  Vertrauen  und  gegenseitige  Achtung  ge- 
rundet,"  aber  nicht  minder  auf  das  wirtachaftUehe  Übcr- 
äwieht,  daa  die  beiden  Gesellschaften  durch  ihr  kluges,  ein- 
' mutiges  Handeln  über  ihre  Konkurrenten  durchweg  behaupteten. 
In  unermüdlichem  \\'ettbewcrb  mit  dergrofsen  niederlllnilisehen 
Gesellschaft  haben  sie  den  Personen-  und  Warenschnellverkehr 
auf  der  Klieinstrafse  immer  mehr  an  sich  gerissen  und  es  ver- 
standen, flurch  Einstellen  stets  leistungsfähigerer  Dampfer  so- 
wie durch  Vermehrung  der  Fahrten  dem  ge^steigerten  Verkehrs- 
bedürfnis  in  der  richtigen  Weise  Rechnung  zu  tragen. 

Neben  diesen  drei  Hiesenunternehnuingen  konnten  sieh 
auf  die  Dauer  nur  eine  lieihe  kleinerer,  hauptsächlich  der 
Personenbeförderung  dienender  Dampfschiffiihrtsgesellschafteu 
für  den  näheren  Verkehr  der  einzelnen  Hafenplätze  behaupten^ 
die  an  verschiedenen  Orti^n  aufgekommen  waren.  Es  ist  aU 
sok'he,  aufser  der  früher  genannten  Yssel-  und  der  Nymw^eger- 
Gesellschaft,  für  den  Niederrhein  noch  die  Hchiedamer  OeselK 
Schaft  zu  erwähnen,  die  seit  185ä  eine  Verbindung  Rotterdam — 
Emmerich  aufrecht  erhielt.  Dazu  kamen  dort  wie  auch 
auf  dem  Mittelrhein  eine  ganze  Anzahl  von  „ Dampfnachen '^^ 
die  zur  Verraittelung  des  Lokalverkehrs  von  Gesellschaften 
oder  Privaten  eingeführt  wurden  und  sich  bald  die  Gunst  und 
das  Vertrauen  des  Publikums  erwarben  *.  »Sie  fuhren»  um  nur 
die  wichtigsten  zu  nennen,  zwischen  Köln  und  Muldheim» 
Düsseldorf— Neufs,  Bonn— Königs winter,  Koblenz— Vallendar^ 
Mainz — ßiebrich,  später  auch  Mainz — Rüdesheim''  u.  s*  w. 
Obwohl  ihre  Besitzer  und  ihr  B«'stand  zeitweise  wechselten^ 
erfreuten  sie    sich   doch   im  groCsen    und   ganzen    eines   nach- 


Einnahmen  wurden  an  jede  Geselbcbaft  zur  Hälfto  abgeliefert.  Die 
Düsseldorfer  Oesellächaft  übernahm  käuflich  die  Hälfte  der  die  frühere 
Überzahl  der  Kölnischen  Gesellschaft  bildenden  6  Schiffe  für  einen  verein- 
barten Preis.  Der  neue  Vertrag  wurde  auf  unhestin^mtf*  Zeit  gescbloiseii; 
jedoch  war  mit  Ende  des  Jahres  1864  beiden  Teilen  eine  einjibrige 
Kündigungsfrist  freigestellt. 

J  Vgl  Jaljre«bericht  1853  S.  9;  1854  S.  H;  dort  sind  auch 
Uie  Natneu  der  Heiüitzer  angegeben.  Vgl.  noch  Akten  nher  Handel 
und  Verkehrswesen  127  MSt.A. ,  die  namentlich  über  die  Konzessions- 
erteiluDg  durch  Ilej^sen  und  Nassau  zu  beriehten  wissen. 

-  Seit  ls6!i  Vgl.  Akten  über  Handel  und  VerkehT8we»en  127 
M^St.A.  (Konzession  wurde  am  i;i.  November  löOit  an  J.  Acker,  A.  Bau 
niid  Chr.  Acker  von  Eltville  verliehen.) 
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haltigen  Zuspruchs,  da  sie  bei  ihrer  leichten  Betriebsweise 
den  Verkehrsbedürfnissen  in  engeren  Grenzen  vollauf  genügten. 
Besonders  ausgiebig  wurden  die  Fahrten  benutzt,  die  die 
Gebr.  Ohiensehläger  seit  1842  mit  zwei  Booten  (Delphin  I  und  II) 
zwischen  Frankfurt  und  Mainz  unterhielten^.  Sie  konnten 
ihre  Routen  seit  1847  bis  Bingen  und  seit  1849  rheinaufwärt^ 
bis  Ludwigshafen  ausdehnen  und  machten  der  ,,Main-Rhein- 
oder  Würzburger  Dampfschiffahrtsgesellschaft,"  die  ftlr  den 
gröfsten  Nebenflufs  des  Hauptstroms  1842  ins  Lieben  getreten 
war^,  auf  dem  Unterlauf  desselben  entschieden  Konkurrenz. 
Ihre  in  Frankfurt  wohnenden  Besitzer  hatten  schon  früher  die 
Frankfurter  Marktschiffahrtsgerechtigkeit  besessen  und  dabei 
mehr  Selbständigkeit  und  Eigenwillen  bewiesen,  als  man  sonst 
bei  den  nach  Erwerb  lüsternen  Schiffleuten  gewohnt  war*. 
Sie  hatten  beispielsweise  1840  einem  Handelshause  entschieden 
den  Gütertransport  verweigert  und  bei  der  Mainzer  Bürger- 
meisterei mit  inrem  Thun  Recht  behalten,  da  diese  einsah ^ 
dafs  die  Gebr.  Ohiensehläger  nicht  durch  formelle  Bestimmungen, 
wie  sie  der  alte,  durch  die  Rhein schiffahrtsakte  aufgehobene 
Präfekturbeschlufs  vom  14.  Mai  1806  enthielt,  zu  zwingen 
seien,  auch  zum  Erlafs  von  solchen  kein  Anlafs  vorlag,  da 
der  Mainzer  Handelsstand  alle  möglichen  Schiffer  für  die 
Strecke  mietete  und  also  bei  Zwang  Gegenseitigkeit  nicht 
verbürgt  gewesen  wäre^.  Am  27.  September  1842  erhielten 
sie  dann  vom  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt  die  Befugnis, 
neben  den  bereits  bestehenden  oder  zu  bildenden  Schiffahrts- 
verbindungen, Personen,  Gepäck  und  Güter  durch  Dampf- 
schiffe befördern  zu  dürfen.  Auch  die  Mainzer  Behörden 
standen  dem  Unternehmen  der  Gebr.  Ohiensehläger  und  der 
Verwendung  des  Dampfmotors  bei  ihren  Booten  freundlich 
gegenüber.  In  einem  Berichte  der  Bürgermeisterei  vom 
1.  Dezember  1842®  heifst  es,  dasselbe  sei  sehr  zeitgemäfs  und 
verdiene  alle  Unterstützung  durch  die  Behörden.  »Das 
Etablissement  der  Marktschiffer,  wie  es  bisher  die  Kommuni- 
kation zu  Wasser  zwischen  beiden  Städten  unterhielt,  werde 
darunter  zwar  Not  leiden,  allein  dies  könne  ebensowenig  einen 
Grund  abgeben,  dem  neuen  und  verbesserten  Unternehmen 
irgend  ein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen,  als  die  Beein- 
trächtigung der   Segelschiffahrt  ein  Motiv  gegen   die   Einfüh- 

^  Schanz  (Mainschiffahrt  im  19.  Jahrhundert^  bringt  über  das 
Unternehmen  nur  die  knappe  Notiz  S.  185/186,  weshalb  seiner  hier  etwas 
ausführlicher  gedacht  werden  mufs. 

3  Über  deren  Schicksale  vgl.  die  ausführliche  Darstellung  bei 
Schanz,  Mainschiffahrt  im  19.  Jahrhundert  S.  178—214;  Meidinger, 
Ehein  S.  50  und  die  Jahresberichte  1842  ff. 

«  Vgl.  Rheinschiffahrtsakten  1840  M.St.A. 

*  Entscheid  vom  25.  April  1840  a.  a.  0. 

*  Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  127  a.  a.  0. 
«  A.  a    O. 
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rung  der  Dainpfkchiffiihrt  auf  dem  Rhein  abgegeben  hätte." 
Schnelle  Befurdeining  auf  Waaser-  und  Landwegen  bei  möglichst 
billigen  Preisten  ael  jetzt  «las  allgemeine  Verlangen.  Auch  in 
den  folgenden  Jahren  fanden  Gebr.  Ohlen  seh  läger  die  Unter- 
stütznng  der  Mainzer  Versvaltung  schon  um  deswillen,  weil 
einzelne  Frank furt»>r  Kaufleute  den  mit  ihren  Booten  be- 
triebenen WassenHchnell  verkehr  nafdi  dem  Mainzer  Hafen 
dem   Eisenbahntransporte  über  Biebrich  vorzogen. 

So  war  denn  die  Dampf  kraft  im  Laufe  weniger  Jahrzehnte 
ftlr  jede  Art  des  Fall rten betriebe  auf  dem  Rhein  dienstbar 
gemacht  worden.  Der  Lokal  verkehr,  die  Personen- 
und  Eilgutbeförderung  und  der  gewaltige  Gtiterzug  von 
Handelsartikeln  wurden  mehr  und  mehr  auf  ihre  Hilfe  an- 
gewiesen. Die  alte  Art  der  Fortbewegung  mit  Hegel  und 
Leinzug  ward  langsam,  aber  stetig  zurückgedrängt»  Die 
regelmaf^igen  DilJgencenfahrten  auf  dem  Mittelrhein  waren  schon 
in  den  dreifsiger  Jahren  verschwunden.  Auch  für  einzelne 
Keinen  wurden  diese  ehemals  geprieijcnen  Boote  immer  weniger 
benutzt  und  kamen  bald  ganz  aus  der  Mode,  da  die  Fahrten- 
lustigen auf  den  Dampfern  viel  billiger  und  schneller  be- 
fördert wurden.  Es  blieb  den  jüngsten  Jahren  vorbehalten, 
wieder  iSegeljachten  auf  dem  Rheine^  freilich  zu  rein  sportlichen 
Zwecken»  einzuführen.  Länger  wufsten  sich  die  zwischen  be- 
nachbarten Orten  verkehrenden  Marktnc-hiffe,  namentlich  die 
des  Mjttclrheins  zu  lialten.  Ja  gelegen  dich  wurde  gar  noch 
eine  neue  Linie  konzessioDiert,  wie  dies  1845  für  die  Ver- 
bindung Mainz — Nackenheim  der  Fall  war^  Das  Regulativ 
vom  29,  September  lö45  enthalt  nocli  ganz  die  Bestimm urrgen 
nach  alter  Weise  und  verfügt,  dafs  der  Marktschiffer,  der  die 
Verpflichtung  übernommen,  einen  Kanon  au  den  Staat  zu 
zahlen,  die  Abtahrtsstunden  einzuhalten,  „geladen  uml  un- 
geladen" zu  fall  reu ,  dafür  in  seiner  Gerechtsame  nach- 
drücklich zu  schützen  sei»  Demgemäfs  wurde  es  bei  Strafe 
jedem  andern  Schiffer  verboten,  eine  Stunde  vor  und  eine 
Stunde  nach  Abfahrt  seines  Bootes,  die  Dienstags  und  Frei- 
tags regelmäfsig  um  12^' 2  Uhr  stattfinden  sollte,  gegen  Lohn 
Personen  von  Mainz  nach  Nackenheim  in  einem  Wasserfahrzeug 
zu  verführen,  oder  vermittelst  eines  solchen  Waren  dorthin  zu 
transportieren.  Am  20.  März  1847  *  wurden  diese  Bestimmungen, 
die  nicht  streng  genug  zu  sein  schienen,  noch  verschärft  und 
die  Strafe  für  jeden  Ubertretungsfall  auf  5  bis  10  Gulden  erhr^ht. 

Dafs  die  grofsen  Transporte  von  Handelsartikeln  in 
Segelachiffen,  insbesondere  die  Rangtouren,  durch  Verwendung 


*  Vgl.  Rhmn8€hiflalirt«akteu  1845^  1850  M.St.A,  Noch  heute  siebt 
gian  gelegentlich  d\f  altini  niittelrheinist'het!  Mtirktnacheii  dfii  Strom 
befahren,  wenn  aie  auch  den  Dienstbetrieb  nicht  mehr  in  der  fnlberen 
Regelniäfijigkeit  und  dem  alten  Umfang  aufrecht  erhalten  kiumen. 
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des  Dampfes  zu  Schleppreisen  litten,  dafs  sie  sich  nur  halten 
konnten,  wo  sie  die  angefeindeten  Dampfschlepper  zur  eigenen 
Fortbewegung  nachträglich  in  Anspruch  nahmen,  wurde  be- 
reits oben^  ausführlicher  dargelegt.  Der  neue  Motor,  der 
eine  Umwälzung  im  Schiffahrtsbetriebe  hervorrief,  wie  man  sie 
seit  Jahrtausenden  nicht  mehr  gekannt  hatte,  war  auf  der  ganzen 
Linie  siegreich  geblieben.  Wie  der  Erfolg  gewöhnlich  den  Bei- 
fall der  Menge  findet  und  die  Schwankenden  überzeugt,  ver- 
schwand auch  gegenüber  der  überlegenen  Dampfschiffahrt  das 
Mifstrauen,  das  sich  anfangs  verschiedentlich  gezeigt  und  in 
Präventivmafsregeln  ausgeprägt  hatte.  War  doch  beispiels- 
weise noch  1842  zur  Verhütung  von  Beschädigungen  an  den 
Rheinufem  und  den  daselbst  befestigten  oder  vor  Anker 
liegenden  Schiffen,  Flöfsen  oder  Mühlen  eine  hessische  Ver- 
ordnung* erlassen  worden,  die  das  Vorbeifahren  der  Dampf- 
schiffe mit  voller  Kraft  hindern  sollte,  aber  so  engherzig  ge- 
handhabt wurde,  dafs  die  „Schnelligkeit"  zwischen  Worms 
und  Bingen  illusorisch  wurde  ®.  Allmählich  verstand  man  sich 
dazu,  die  verschiedenen  Polizeireglements,  deren  Sätze  man  an- 
fangs in  mühsamer  Interpretation  auf  die  neue  Betriebsweise 
angewandt  hatte,  in  gehöriger  Berücksichtigung  derselben  umzu- 
arbeiten*. Nach  Erlafs  der  Verordnung  über  das  Befahren 
des  Rheins  von  Basel  bis  zur  kgl.  niederländischen  Grenze 
bei  Spyk,  über  deren  Vollzug  vom  1.  Januar  1851*  an  die 
Rheinuferstaaten  sich  geeinigt  hatten,  konnte  sich  die  Dampf- 
schiffahrt über  irgend  welche  Zurücksetzungen  oder  Be- 
drängungen bei  den  Fahrten  überhaupt  nicht  mehr   beklagen. 

»  Vgl.  S.  263  ff. 

«  Vgl.  Verordnung  vom  19.  Juli  1842  (Hessisches  Re^erungsblatt 
1842  S.  334);  auch  Verordnung  vom  9.  Mai  1840  betr.  Vorbeifahren  der 
Dampfschiffe  und  der  Segelschiffe  aneinander  und  sonstige  von  denselben 
und  den  Flöfsen  bei  der  Fahrt  auf  dem  Rhein  zu  beobachtende  PoIi«ei- 
vorschriften  (Reg.-Bl.  1840  S.  173). 

'  Vgl.  Beschwerden  der  preufsisch -rheinischen  Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft  bei  der  Centralkommission  1843,  die  nicht  erfolglos  blieben, 
in  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  127  M.St.A. 

^  V^l.  Eingabe  der  Dampfschiffahrtsgesellscha^n  vom  19.  März  1828 
um  Befreiung  von  Geldzahlung  und  Untersuchungen,  wie  sie  die  in 
Hessen  geltende  Verordnung  vom  18  März  1808  (resp.  26.  Oktober  1824) 
über  das  Beklopfen  der  Dampfschiffe  vor  Antritt  der  Fahrt  forderte. 
Die  Provinzialregierunff  erliels  daher  am  22.  April  1828  ein  Reskript 
des  Inhalts,  dafs  zwar  die  vorgeschlagene  drei-  bis  viermalige  Revision 
im  Jahre  nicht  genüge,  dafs  man  es  aber  bei  dem  soliden  Bau  der  Fahr- 
zeuge mit  einer  einmaligen  Untersuchung  in  jedem  Monat  bewenden 
lassen  wolle  und  dafs  nur  für  diese  das  vorgeschriebene  Beklopfgeld  zu 
zahlen  sei.  Da  die  provis.  Vcrwaltungskommission  sich  ähnlich  äufserte 
(am  19.  Mai  1828),  wird  das  genannte  Reskript  am  10.  Juni  1828  neu 
bestätigt.    Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M.St.A. 

^  Abdruck  derselben  bei  Schirges,  Rhein  S.  279—289.  Wichtige 
Normen  über  das  Recht  mit  Dampfschiffen  zu  fahren,  hatte  schon  Supp- 
lemeutarartikel  XVIII  vom  29.  Juni  1846  aufgestellt.  Vgl  Schirges, 
Rhein  S.  277,  278;  Rhenus  1859  S.  79,  80. 
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In  stetiger  Fortentwicklung  gewann  der  Dampfljetrieb 
seitdem  am  Rhein  %'on  Jahr  zu  Jahr  an  Bedeutung  ^  VVek'hen 
Umfang  er  zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts auf  dem  wichtigsten  deutschen  Strome  annahm,  ver* 
anseljanlichc  treffend  die  Cbersielit  ühes  seinen  Bestand,  den 
die  Jnhresberiehte  der  Central kominission  enthalten,  Darnaeh 
gab  es  35U  Anfang  1857  sieben  Geselisehaften  für  Personen- 
uiid  Gtiterbelorderung^  die  insgeaamt  46  8ehiffe  mit  4049 
Pferdekrliften  und  50450  Centn'er  Ladungsfähigkeit  auf  dem 
Rhein  fahren  lieföen.  Hiervon  hatten  die  drei  gröfsten, 
welche  die  Strecke  Mannheim  — Rotterdam  befahren,  die 
Kölnische  mit  17,  die  Düsseldorfer  mit  11  und  die  Nieder- 
lündischc  Oesell.sehaft  mit  !  1  Schiften  ihre  Sitze  in  Preufsen 
und  Holhmd.  Zu  letzterem  Staate  gehörte  aufserdem  noch  die 
Rhein- Yaselgesellsehaft  mit  2  Dampfern  filr  die  Linie  Kampen- 
Köln,  wührend  die  beiden  Lokal  boote  für  die  Strecke  Maioz- 
Bicbrich-Bingcn  zu  Nassau  uml  die  Dampfboote  Deljihin  I 
und  11,  die  die  Verliindung  Frankfurt- Mainz- Bingen  und 
Mainz-Mannlieim  pHegten,  zu  Frankfurt  gehörten,  Sehliefylich 
kam  noch  die  Main- Dam pfachiftahrts- Gesellschaft  in  Würzburg 
(Bayern)  in  Frage ^  die  3  ihrer  Schiffe  zwischen  Frankfurt 
und  Köln  verkehren  Hefa  und  aufserdem  noch  4  Dampfer 
zur  Personen-  und  Güterverlruehtung  auf  dem  Main  zwischen 
Würzhurg  und  Frankfurt  b  es  als. 

Für  die  Güterbeförderung  im  engeren  Sinne,  den  Trans- 
port der  eigentÜehen  Handelsartikel,  werden  17  Gesellschaften 
mit  50  Renior(|ueurs  zu  9720  Pterdekräften  und  64046  Ctn 
Ladungst)thigkeit  sowie  154  Anhänge-SehitTen  zu  954525  Ctr. 
Ladungsftlhigkeit  genannt.  Von  den  Lastkähnen  gehörten 
124  (116  eiserne,  8  hölzerne)  den  Unternehmungen  zu  eigen, 
während  30  (1  eisernesj  29  hölzerne)  blofn  gemietet  waren. 
Bei  dieser  letzten  Geschäftsweise  war  hauptsächlich  die 
Mannheimer  Gesellschaft  beteiligt,  die  22  hölzerne  Anhänge- 
Schifte  durch  ihre  vier  grofsen  Sehlepper  regelmäfsig  befördern 
liefs  und  dafür  von  der  Beschaffung  eiserner  Kähne  voll- 
kommen absah  ^* 

Aufserdem  wird  für  Baden  noch  das  Schiff  „Stählin",  das 
früher  als  Schleppboot  auf  der  Lippe  diente,  genannt. 

Auf  die  übrigen  Staaten  verteilten  sieh  die  Unter- 
nehmungen für  Güterti^ansporte  mittelst  Dampfkraft  wie  folgt 
In  Bayern  hatten   ihren  Sitz   die  Bajerisch-Pfölziscbe  Gesell- 


'  Vgl.  Tabelle  S,  284.  Dieselbe  ist  entiimnmeii  dem  J all resb*/ rieht 
1857  8.  122,  der  die  bereitä  im  Bericht  1856  geg+^beue  Oberflicht  in  ver- 
besserter Fiiajiutig  emthält.  Vgl.  Jiihre9beTiebt'I85€  S.  IX;  1867  8.  VI, 
Vn,  Eine  Übemiebt  über  den  ßeütaud  1^55  eiitliält  Beriebt  1855  S.  170. 
VgL  noch  Bemerkungen  dazu  cbendii  S.  9,  10. 

■  Vgl  oben  S.  258. 
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Schaft  mit  3  Schleppern  und  10  eisernen  Anhängen,  sowie 
die  oben  erwähnte  Rhein-  und  Main-DampfschifFahrtsgesellschaft 
in  Würzburg,  die  aus  Mangel  an  einem  brauchbaren  Remor- 
queur  ihre  5  Lastkähne  durch  Dampfer  der  rheinischen  Ge- 
sellschaft schleppen  liefs.  Weiter  waren  von  Belang  die 
Frankfurter  Gesellschaft  mit  4  Schiffen,  27  eisernen,  6  hölzernen 
Anhängen  *  und  die  Mainzer  Gesellschaft  mit  3  Schiffen  und 
16  eisernen  Anhängen.  Dagegen  hatte  Nassau  nur  einen 
Dampfschlepper   aufzuweisen,    der  7  Holzkähne   zu   befördern 

Sflegte.  Für  die  Niederlande  sind  die  Dordrechter  mit  2  und 
ie  Rotterdamer  Gesellschaft  mit  5  Remorqueurs  zu  er- 
wähnen. Letztere  besafs  aufserdem  noch  4  eiserne  und  1 
hölzernes  Lastschiff. 

Die  relativ  gröfste  Zahl  von  Unternehmungen  hatten  in 
Preufsen  ihren  Sitz.  Neben  der  Kölner  und  Düsseldorfer  Gesell- 
schaft mit  je  4  Remorqueurs  und  32  beziehentlich  12  eisernen 
Anhängen,  werden  die  Mühlheimer  mit  5,  die  Ruhrorter  Ge- 
sellschaft mit  6  Schleppschiffen  aufgeführt.  Dazu  kamen  noch 
die  Unternehmungen  von  Mathias  Stinnes  mit  2  und  von 
Franz  Haniel  mit  4  Schleppern  und  10  eisernen,  1  hölzernen 
Lastkahn. 

Schliefslich  ist  noch  Württemberg  zu  erwähnen,  in  dessen 
Gebiet  die  Heilbronner  Gesellschaft,  die  einen  Remorqueur 
zwischen  Mannheim — Rotterdam  und  die  Neckar-Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft, die  einen  Schlepper  zwischen  Mannheim  und 
Köln  verkehren  liefsen,  ihren  Sitz  hatten. 

Dieser  bedeutenden  Dampferflotille  stand  allerdings  eine 
noch  beträchtlichere  Anzahl  von  Segelschiffen,  deren  Besitzer 
zur  Rheinschiffahrt  berechtigt  waren,  gegenüber®.  Es  werden 
in  der  Übersicht  des  Jahresberichtes  für  1857  flir  den  Rhein 
760  Schiffer  mit  888  Fahrzeugen  zu  insgesamt  1800869  Ctr. 
Ladungsfkhigkeit  genannt,  wobei  die  von  der  Mannheimer  Gesell- 
schaft gemieteten  Boote  eingeschlossen,  dagegen  die  niederländi- 
schen Schiffe,  deren  Zahl  unbekannt  war,  nicht  mitgerechnet  sind. 
Für  den  Güterzug  auf  dem  Hauptstrome  kamen  weiterhin  noch 
1694  Schifte  von  Nebenflüssen  in  Betracht,  die  987  Schiffern 
gehörten,  welche  ebenfalls  die  Berechtigung  zum  Befahren 
der  Rheinstrafse  besafsen^.  Zusammen  ergeben  sich  1787 
Schiffer  mit  2582  Schiffen,  von  denen  1170  eine  Ladefähigkeit 


*  Dazu  kam  noch  ein  gemietetes  eisernes  Lastschiff. 

2  Vgl.  Tabelle  S.  287.    Dieselbe  ist  entnommen  dem  Jahrosbcric'" 
1857  S.  123,  welcher  die  bereits   1856   S.   1-29  enthaltene  Übersicht  V 

verbesserter  Form  und  mit  genaueren  Angaben  (namentlich  für  Nas.«^fc^^^ 
enthält.  ^'^V^ 


^  Aufserdem   befuhten  noch  162  Schiffer  mit  576  Schiffen  nur  <^^^ 
Main  und  41   Schiffer  mit  61  Fahrzeugen  nur  den   Neckar.     Die  7^  ^^^ 
der  Schiffer,  welche  nur  zu  Fahrten  auf  den  übrigen  Nebenflüssen       ^W^"^ 
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bis  zu  999  Ctr,  (am  Rhein  allein  370),  932   eine   solche 
1000—3499,   (Rhein   279),    430   eine   «olcbe  von   3500—59», 
(Rhein    191)   und   50  eine  solche  über  6000  Ctn  (Rhein  48»  ■ 
hatten*  ™ 

Wie  die  Übersicht  ausweist»  war  die  Segelschiffahrt  damak 
trotz  der  steghaften  Konkurrenz  der  Dampfer  bei  dem  Auf- 
schwung, den  der  Warenzuji^  auf*  dem  Rhein  genommen  haUfi 
immer  noch  bedeutend,  ja  sie  zeigt,  verglichen  mit  einer 
Aufnahme»  die  etwa  10  Jahre  früher  (1848)  gemacht  wurdet 
für  den  Rhein  und  seine  Nebenflüsse  mit  Ausnahme  der 
Mosel  eine  nicht  unbetritchlliehe  Zunahme.  Freih'ch  im  Ver* 
hältnis  zu  der  Erötarkung  der  Dampfschiffahrt  ist  der  Zu- 
wachs der  Segelschiffe  prozentual  nur  ein  sehr  geringer,  und 
wenn  wir  beim  Vergleiclie  weiter  zuriickschauen  auf  den 
Stand  der  Segelschiffe,  wie  sie  ein  Menschenalter  früher  in 
den  rheinischen  Gewässern  schwammen ,  zeigt  sich  deutlich 
der  entschiedene  Rückgang»  den  ihre  Betriebsweise  geDommen 
hatte  ^.  Sowohl  die  Zahl  der  Rheinschiffer,  wie  die  der  Fahr» 
seuge  auf  Hauptstrora  und  Nebenflüssen,  war  so  bedeutend 
verringert,  dafs  die  vergröfserte  LadungstHhigkeit  der  nea- 
heHchaffteii  Güterboote ^  den  Oe.samtausfaU  sicher  nicht  deckte. 
Aueh  darf  nicht  übereelien  werden,  dafs  letztere,  selbst  wo  sie 
nicht  in  Diensten  der  Schleppschiffahrts-Unternehmungen  «taor 
den,  wie  dies  in  Mannheim  der  Fall  war,  doch  vielfach  auf  deren 
Hilfe  angewiesen  blieben*  und  nur  durch  dieselbe  aich  fort- 
erhaUen  konnten. 

In  den  nächsten  Jahrzehnten  litt  die  Rheinschiffahrt  viel- ' 
fach  ernstlich  unter  dem  Wettbewerb»  den  sie  mit  den  Eisen- 
bahnen ausfeuhten  raufste.  Am  meisten  machte  sich  der  Rück- 
gang bei  den  Seglern  bemerkbar,  die  der  doppelten  Konkurrent 
der  Dampfmotoren  zu  Wiusser  und  zu  Lande  gar  nicht  mehr 
gewachsen  waren»  nachdem  sie  lange  schon  durch  die  eine 
ernstlich  gefährdet  wurden.  Aber  auch  die  Entfaltung  det 
Dampferverkelirs  erlitt  manche  Stockungen,  die  sich  unliebsam 
fühlbar  machten.  Um  die  Verhältnisse  vollkommen  zu  ver- 
stehen, ist  es  nötig»  den  Blick  etwas  rückwärts  zu  wenden 


I 


'  Vgl  Aufnahme  von  1848  in  Jahresbericht  18^5  S.  172.  Siebe 
dazu  die  Bemerkungen  1853  S-  18;  1857  S.  VIL  Die  Aufnahme  von 
1848  ist  ungenau:  zur  Ergänzung  der  Angaben  dient  ^Dar«lellung  de^ 
Lage  der  hegebohiffahrt  auf  dem  Khein  und  der  zur  Hebung  derselben 
nolwendigon  Maft^regeln/*  Wesel  1848.  Dort  i*5t  Namen  itnd  Eigentömer 
fedea  8cniäe.s  verzeichnet,  jedoch  der  Wert  und  die  Mann^Vchaft  tn 
nrtfh  angesehlagen.  Vgl.  das  wahre  Verhältuis  etc.  S.  21  —  2ö;  auch 
Met  ding  er»  lihein  S.  74 — 77. 

*  Vgl.  die  Angaben  oben  S.  140»  141»  188,  189. 

*  Über  die  Zunahme  der  Ladunesfahigkeit  der  Segelschiffe  im 
Eheingebiet  für  die  Zeit  von  1848  bis  18ö6  vgl  Jahredbericht  1856  Sv  XVL 

xvn 

*  Vgl.  die  Allgaben  über  die  Entwicklung  der  Damp&ehtei^ 
schiffahrtsgesellschanen  im  Jahresbericht  1842  ff.  und  oben  S,  26$  C 


^ 
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Die  EiaenLabnen  \  unter  denen  wir  heute  allgemein 
Fahrötrafsen  verstehen,  bei  welchen  die  Fahrzeuge  auf  Spur- 
wegen durch  Dampf  kraft  fortbewegt  werden,  hatten  20  Jahre 
nach  Stephensons  erfolgreichen  Veröuchen  auch  in  Deutsch- 
land Eingang  gefunden.  Am  7*  Dezember  1835  wurde  daa 
erste  Pri va tu uter nehmen  dieser  Art,  die  Nürnberg — FUrther 
LudT¥igsbahn  eröffnet,  der  wenig  später  die  erste  Staatsbahn 
Deutschlands  folgte.  Das  Mifstrauen  der  Bunmukratie ,  die 
furchterregenden  Gutachten  von  Medizinalkollegicn,  der  Spott 
und  Unglauben  der  «iftViitHchcn  Meinung  vermochten  von  da 
an  den  stetigen  Ausbau  des  Kisenbahnnetzes  kaum  noch  zu 
li indem.  Die  Vorteile,  welche  die  neue  B<-t'örderungsarfc  durch 
ihre  OeschwiDdigkeit ,  die  Masscohaftigkeit  der  Transport- 
mengen, durch  Regelmäfsigkoit  und  Sicherheit  gegenüber  den 
alten  Landstrafsenvelnkeln  bot,  waren  zu  einleuchtend,  als 
dafs  ein  nachhaltiger  Widerstand  dagegen  hätte  aufkommen 
können. 

Am  Uhein  wurden  in  der  ersten  Epoebe  die  Eisenbahnen 
nur  als  Znfahrtswege  zur  Wassers tralse  betrachtet^.  Neben 
Harkort  erkanntr  Friedrieb  List,  der  unennüdücbe  Vorkämpfer 
für  den  Ausbau  eines  Eiseöbahiisyatemjs^  in  Deutschland,  mit 
richtigem  ßhek,  dafs  di*r  Rhein  neben  sich  der  Unterstützung 
zweier  durcbgefiihrter  Bahnlinien  bedürfe,  dafs  er  seiner  volks- 
wirtschaftlichen Rolle  nur  mit  ihrer  Hilfe  in  Zukunft  vollauf 
gentigen  k<uine.  Nach  jahrzehntelanger^  wechselvoller  Entwick- 
lung, während  deren  die  Bahnlinien  den  Rheinverkehr  vielfach 
hemmten,  scdltc  ^ich  die  Wahrheit  seines  Aiissprucbs  beweisen 
und  klar  werden,  dafs  auf  die  Dauer  die  Bahnen  gleicbsam 
in  die  Hände  des  Rheins  arbeiten,  der  selber  nahezu  zehnmal 
so  viel  Verkehr  liat,  wie  sie  beide  zusammen. 

Angesiclitö  der  herrschenden  Ansichten  nimmt  es  nicht 
wunder,  dafs  die  erste  Bahn,  die  in  den  Rheinlanden  gebaut 
wurde*,  von  Köln  nacli  Aachen  ging,  wo  sie  sieb  an  die 
belgischen  Bahnen  anscblofs,  um  auf  diese  Weise  den  Frei- 
hafen Kölns  mit  Antwerpen,  das,  als  Gregenge  wicht  zu  Holland, 

'  VffL  El>*ter,  Wörtprbiicb  der  Votkswirtschaft  l  8.  618— 6.i^  und 
die  dort  cftierte  Littemtur*  Kurz  orientiert  Cobn,  Natioüidökonomie  d<^8 
Handels  uud  Verkehrs weaens  ^§  507  ff.,  §n^  747  ff.;  Lotz,  Verkehrsent- 
wicklung in  Deutschland  S,  25  ff.  Über  die  Entwiekhing  des  Eisen- 
bahnweHenj«  in  d«m  einzelnen  dentnehen  Staaten  veL  von  Mayer, 
Deutliche  Eisenbahnen  Bd.  I  S,  :?  ff.,  Bühtiingk,  Der  deuta che  "Zoll- 
verein S.  80—112.  Über  die  teeliniHchen  Fragen  der  Eisenbahnentwiok- 
liing  vgL  RetileHiix,  Der  Weltverkehr  und  j^eine  Mittel  l  S.  601  ff. 
Ober  (fie  UmgeHtaKuD^  der  Wirt^ehafts-  und  Lehen 9verhaltni.sae  dureh 
die  Dam{>fInkomotiven  vgl.  Sas,  «iie  Verkehrsmittel  11  8.  1— 8L 

*  Gothein,  Befreiung  lies  Rhein**  8    <^iTX 

^  Vgl  die  Charakteristik  Fri*'drieh  List>«.  die  G.  Schmoll  er  in 
geineni    Bnelie    „Zur  Litteraturgesehichte  der  Staats-  und  Social wii^Ben- 
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I      schalten"  giebt  "(Leipzig,  Duncker  und  Huniblot  1.^88)  be».  S.  105,  106- 
I  *  Vgl.  von  Mayer,  Deutsche  EbenbahneD  I  S,  470  ff. 
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werden    sollte,    za    verbinden V 

mm  an   sie  knüpfte,    erhellt   aus   eiiMa 

fibenchriebenen  Aufruf^  den  die  Kölner 

Projektierung  1835  erliefs,  und  der 

»mdang   als    im    engen    ZusammciK 

der  Bliri— rtiMMirt    eiehend  gedacht   war,  um  dai 

wmUmek  miUbnn^tt  Monopol    des   hoUändisdieft 

1843  wmr   die  guam  Linie   Antwerpen — Köln   vollendie^j 
vormaf  dms  UnterodaMtt  der  , Rheinischen  Eisenbahn^Ge 
Mkffft*  inm  Zvreck  des  Aoabaus  anderer  nieder-    und 
flimiBclier  Strecken  we^eatlich  erwettert  wurde®,  wie  es 
1859    die    voq    der    KQln-Bonner    Eisenhahn-Oesellscbaft 
15,  Februar   1844   eröffnete  Linie  Köln     Bonn*    und   die   vo 
der  ^Köln-Krefelder  Gesellschaft*^  erbaute  Verbindung  Köln- 
Krefeld^  in  sich  aufnahm. 

Neben  der  Rheinischen  EisenbahngeselUchaft  bildete  aicli, 
ebenialls  mit  dem  Haupt^itz  in  Köln  die  Köln-Mindener  Ei8*fn-i 
bahnge8ellöchaft^  welche  von  Deutz  ausgehend  zunächst  cineoj 
Schfenenwi^g  bis  Minden  und  weiterhin  einen  solchen  auf  demj 
rechten  Ufer  nach  Emmerich  sowie  nach  Giefsen  anlegte  und! 
dunli  die  am  3.  Oktober  1850  eröffnete  stehende  Rheinbrücke  | 
bei  Köln    d*3n    erwünschten    Zugang    zu    dieser  Stadt    erhielt 
In    derselben    Zeit    entstund    die   „Bergisch-märkische   Gesell- 
öchaft"   die  ihre  Kern  strecke  von  Elberfeld  in  das  westAliseh« 
Kohlen-   und  Industriegebiet  ausdehnte'. 

Am  Mittelrhein  war,  nachdem  man  von  dem  seit  ISSSl 
geplanten  Bau  einer  linksmainischen  Bahn*  Frankfurt  a.  M,—l 
Mainz  abgekommen  war,  das  Projekt  einer  rechtamainischeal 
Bahn  für  die  Verbindung  Frankfurt  a.  M.— Kastei  (MainzKJ 
Biebrich  und  Wiesbaden  energisch  zur  Durchführung  gebracht] 
worden,  für  das  die  „Taunusbahngesellsehaft'*  die  Konzessioiil 
erhalten  hatte®.  Bereits  am  18.  April  1840  wurde  die  ganzt] 
Strecke  dem  Verkehr  übergeben.  Dagegen  verzögerte  sich 
durch  widrige  politische  und  finanzielle  Umstände  der  voa 
der    „Hessischen    Ludwie's- Eisenbahngesellschaft'*     betrieben^ 


*  Vgl  Camphaueeti,  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpm. 
bea.  S,  m  ff. 


*  Wichtige  Sätze  dieses  Aufm f«  finden  sich  abgedruckt  beiWii 
ighauR,  Urschirhtc  d*^r  Köln*^r  RheinschiC 
^  Vgl.  Wirminghaus  a.  a.  O.  S   16,  R 


*  Vgl  von  May  er t  Deutsche  Eisenbahnen  I  S.  270,  277. 
•^  Vgl.  VDJi  Mayer,  a.  a.  0.  S.  m  358. 

*  Die  KuId -Mindener  Gesellschaft   hatte  sieb   die  Verbmdimg' 
Ilhciiis   mit  der  Weimer  zum  Ziel   gesetzt.     VgL  von  Mayer  a.  a.  0. 
a  859  ff. 

7  Vgl  von  Maver  a.  a.  O.  I.    8.  2:iO-^24L 
»  Vgl  HandoUkaranier  xu  Main«  S.  6Ö.  6U 

*  Vgl  von  Mayer,  Deutöche  Eisenbahnen  t  S.  502— 504, 
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Bau  der  Linie  Mainz— Oppenheim— Worms— Lud wigsLafen 
lange  Jahre ,  so  dafs  dieselbe  erst  1853  stufenweise  in  Be- 
nutzung genommen  werden  konnte  '• 

Inzwischen  waren  am  Obcrrhein  pfälzische  und  weiterhin 
französische  und  schweizerische  Bahn  Verwaltungen  in  Thütig- 
keit  getreten,  während  die  rechtsrheinische  Ebene  von  der 
badischen  Staatseisen  bah  n^  die  Neheniua  und  Hau  so  warm  be- 
fürwortet hatten,  durchkreuzt  wurde. 

Es  liegt  nicht  im  llahmen  dieser  Arbeit,  die  Entwicklung 
des  westdeutschen  Eisenbahnnetsses^^  welches  dank  der  Energie 
und  dem  Unternehmungsgeiste  der  an  der  Spitze  der  grofsen 
Privatbahnen  stehenden  Männer  einen  glücMichen  Fortgang 
nahm,  eingehender  zu  verfolgen.  In  Verbindung  mit  der 
grofsen  W aasers trafse  ist  es  für  die  Zukunft  der  ganzen  Rhein- 
lande  von  ausschlaggebender  Bedeutung  gewesen.  Nur  die 
Wechselwirkung  der  beiden  Verkehrsarten  soll  im  folgenden 
noch  weiter  gestreift  werden. 

Das  Verhältnis  der  Flufsschiffahrt  zu  den  ihr  parallel 
laufenden  Eisenbahnen  war  von  Äntang  an  wechselnd  und 
nach  Strecken  verschieden  gestaltet.  Bald  machte  sich  nach 
dem  Ausbau  der  Bahnen  deren  starke  Konkurrenztabigkeit 
geltend,  bald  wieder  schien  es,  als  ob  die  Bahnverwaltungen 
mit  den  Schiffahrtsgesellschaften  die  gleichen  Interessen  ver- 
ftjlgten  und  sich  in  Bew^Utigung  der  Verkehrsansprüche  nach 
festgestelltem  Plane  teilen  könnten.  Beispielsweise  bemühte 
sich  die  Damptschiffahrtsunternehmung  für  den  Nieder*  und 
Mittelrhein»  weit  entfernt  in  feindseligen  Kampf  mit  den 
konkurrierenden  Eisenbahnen  zu  treten,  von  vornherein  ein 
freundschaftliches  Verhältnis  mit  deren  Leitern  anzuknüpfen, 
um  so  „durch  wohl  kombinierten  Anschlufs  an  die  Bahnzüge  den 
durch  die  Konkurrenz  erzeugten  Nachteil  nicht  allein  auszu- 
gleichen, sondern  zu  überbieten^.*'  Sie  hoffte  durcii  die  seit 
dem  1.  Juli  1B44  vollzogene  Ausdehnung  ihres  Fahrtenbetriebes 
bis  Mannheim  daselbst  eine  Verbindung  mit  der  zum  Teil 
fertigen,  zum  Teil  noch  im  Werk  begriffenen  badischen  Eisen- 
bahn zu  gewinnen  und  so  die  „Rückwirkungen  möglichst  zu 
Earalysieren ,  die  von  der  bedauerlichen  Störung  ihrer  Ver- 
indung  mit  dem  Oberrhein  durch  die  Liquidation  der  Adler* 
Gesellschaft,  sowohl  in  materieller   als   moralischer  Beziehung 

^  Vgl*  Handelskammer  zu  Mjiiuz  S,  60 — B^.  Übor  die  Entstehung 
weiterer  lialmen  in  ih^r  Umge|]^eiid  von  Miniiz  und  den  Hau  der  Eiaen- 
bÄhnbrur-ke  über  den  liliein  da.^elb^t,  die  nni  20,  Dezember  1862  ein- 
geweilit  wurde,  vgL  ebenda  S,  H:?     f>J>. 

*  Über  die  iscbnelle  Entwickbiuiif  de^  deutschen  Eie-enbubDoetzes 
vgh   von  Mayer»    Dcutsrhe    Eisenbahnen  Bd.  L  ff.;    Sc  Inno  Her,  Zur 

I     Social-   und  Üewerbi/politik   S,  \b;   van   der  Borf^htt   Verkehrswesen 

I     8.  287, 

p  '  Vf(h  Yerhiindlungen  d.  Gen,*  Verdamm  lang  der  D.-G-  f.  Nieder* 

I       und  Mittelrhein  1844,  lf:i45. 

L — 
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zu  erwarten  standen/  Die  durch  die  fi^eundliehen  Beziehung 
geschaffenen  Verkehrsanschlti^se  wurden  bald  durch  förmlich« 
Vertrag  gesichert,  den  die  grofcherzoglich  badische  Ei^ent 
Verwaltung  mit  dem  Vorstand  der  genannten  Danipfeehifl 
Unternehmung  1845  schlofs^.  Auch  in  den  näichr^ten  Ja 
zeigte  dajä  Verhältnis  der  beiden  Interessen tengruppen  keitj 
Trübung  und  entsprach  vollkommen  den  Bchöneu  Erwartungt*a 
die  daran  geknüpft  wurden*  so  dafs  die  SchitfahrtsgesellÄcliaf 
niclit  dankbar  genug  dit-  «1**^^1^  ^"d  rücksichtsvolle  Beliand 
lung  anerkennen**  konnte,  die  ihr  von  der  Direktion  jene 
Staats  Unternehmens  zu  Teil  ward. 

Die  nämliche  Eisenbahn,  die  sich  hier  als  Fortsetasun 
der  bis  Mannheim  geführten  Hheinschiffahrtslinien  erwie»  unj 
mit  der  inittelrheinisclien  Dampferge^sellschaft  gemeins 
arbeitete,  ^var  mit  dem  preurjäischen.Schiffahrtsunteniehmen 
ununterbrochenem  Konkun-euzkampf  begriffen  ,  wie  di^  b« 
Fertigstellung  neuer  Bahnlinien  bald  die  Kegel  wurde.  Ein 
mal  weil  nie  gleich  günstige  Anschlufsverhältnissse  nicli 
mehreren  Dampfschitfahrtsdirektionen  bieten  konnte ,  d^nfl 
aber  auch  vor  allem»  well  die  preufsischen  Schiffe  nicht 
Mannheim  ihre  Waren  in  das  rollende  Material  überlud« 
sondern  mit  diesen  aufwärts  bis  Strafsburg  fuhren. 

Ungeaelitet   des    so   zwischen    beiden    Transportarten    cnfi 
brennnnden  Wettkampfes  lieferten  namentlich  die  Thalfahr 
auf  dem  Rhein    zwisclien  Strafsburg    und  Mannheim   :  tj 

noch  ziemlich  günstige  Resultate,  so  dafs  man  das  Fort  ^ij 

der  Dampfschifhibrt  auf  dem  Überlauf  um  so  zuversichtliche 
erwarten  durfte^,  als  auf  demselben  bedeutende  Verhesserunge 
in  der  Strombahn  und  an  den  Uferbau ten  zum  Vorteil  de 
Schiffahrt  ausgeführt  wurden.  Diese  Hoffnungen  erwie« 
sieh  jedoch  nur  zu  bald  als  trilgeriseh.  Denn  wenn  auch  dief 
nützung  der  KheinstraföC  in  der  Folgezeit  im  allgemeinen  astl 
nahm,  war  an  dieser  Erscheinung  doch  die  Flufsstrecke  ober 
halb  Mau  rill  ei  ms  nieht  beteiligt.  Auf  ihr  ging  der  Verkelil 
unter  der  Konkurrenz  der  dortigen  Eisenbahnen  bald  ra 
zurück  **  Zwischen  Baü^el  und  Stralsburg  kamen  schon  1841 
Kaut'mann.sgüter  fast  gar  nicht  mehr  auf  die  Wasserstrafs« 
sondern  wurden  teils  auf  der  französischen ,  teils  auf  d€ 
badischen  Bahn  befördert.  Auch  weiter  abwärts  bis  Manu 
heim    kämpfte    die    Si^hiffahrt^    die    auf   dieser    Stromstreck^ 


'  Vffl.  Verliantlluiipen  der  Gen. -Versammlung  d.  D.-G    fiir  Nk'< 
und     Mittdrbeiii     18415       Abuliche     Anschlüsse     an     die     Et^eubshDeq 
wurden    bald    auch    um  Mittel-    und    Unterrliein   erzi»^lt.     Vgl.    Jmlir 
bertcht  1847.     S,  1. 

'J  Vgl  Verhandluupn  .  .  .  lb4Ö.    1847. 

•  Vgl.  Jaliresberii*lit  1845  S.  *>,  7. 

*  Vßl.   Jahresbericlit  1847  S.   1,  12;    IBAS  S,  11;    Wirmin|rhatii. 
Kfjlner  RhemschiffHlirt  S.  13. 
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schwierig  und  wegen  der  RlieiozÖlle  teuer  war,  vergeblich 
gegen  die  badiacho  Eisenbahn,  die  wirklich  geringe  Fracht- 
preise  forderte.  Im  Jidire  1855  war  der  Kampf  zu  Gunsten 
der  Eisenbahnen  am  Oberrhein  endgültig  ciitsehieden.  Die 
Kölner  Gesellschaft  gab  die  Fahrten  von  Mannheim  bis  Strafs- 
burg nls  unlohnend  auf,  da  Äit;  für  ihre  durch  scldechtes  Fahr- 
wasser behinderten^  durch  Zölle  und  Rekognitionsgebühren 
verteuerten  Reisen  beim  Wettbewerb  der  Schienenbahnen  keine 
Transportgegenstliude  mehr  (inden  konnte. 

Am  Mittel-  und  Unterrhein  traten  die  Resultate  des  Wett- 
bewerbs zwischen  Eiaen-  und  Wasserstnifsen  viel  weniger 
oftensichtlifh  zu  Tage,  eine  entschiedene  Überh^genlieit  eines 
der  beiden  Konkurrenten  machte  sich  nicht  dauernd  geltend  V. 
Nur  Von  kleineren  Schiffahrtsunternehmungen  h5ren  wir,  dafs 
sie  der  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  unterlagen.  Beispiels- 
weise zeigte  der  Marktschiffer  H  an  lein  zu  Mainz  am  3.  April 
1845  der  dortigen  Bürgermeisterei  an,  dafs  er  die  Marktscluff- 
fahrt  Mainz — Frankfurt  nicht  mehr  weiterführen  könne,  da 
ihm  die  Taunuseisenbahn  alle  Kunden  abspanne.  Die  Bürger- 
meisterei machte  dann  Versuche ,  einen  anderen  Fahrten- 
kundigen zum  Betrieb  der  MarktsegelschitFahrt  zwischen 
Mainz  und  Frankfurt  zu  lin<len  und  so  ein  Gegengewicht 
gegen  die  Marktdampfschiffahrt  der  Gebr.  OhlenschlJlger  zu 
erhalten"',  allein  ihr  i^Iühen  blieb  allem  Ansuheine  nach  ver- 
geblich. So  war  das  Institut  der  Marktschiffiihrt,  wie  es  sich 
seit  Jahrhunderten  herangebildet  und  in  den  Tagen  der 
Octroikonvention  neu  gestaltet  hatte,  auf  seiner  wichtigsten 
Linie  der  zweifachen  Konkurrenz  der  Dampfmotoren  zu 
Wasser  und  zu  Lande  endlich  erlegen.  In  der  Folge  konnten 
die  grofsen  Marktnachen,  soweit  sie  auf  Segel  und  Leinzug 
angewiesen  blieben»  sich  nur  als  Verbindungen  zwischen  den 
gröfseren  Marktplätzen  und  den  nächstgelegenen  Ortschaften 
behaupten^. 

Für  die  Dampfschiffahrtsgesellschaften  am  Mittel-  und 
Kiederrhein  wurde  der  Ausfall  zunächst  weniger  heim  Güter- 
ais beim  Personentransport  fühlbar "*,  da  viele  Reisenden  die 
Schnelligkeit  der  Eisenbalm  der  Bequemlichkeit^  welche  die 
Wasserfahrten  boten,  vorzogen  ^.  IVeisermälstgungen,  welche 
die   grofsen  Gesellschaften    ftir   einzelne  Strecken   versuchten, 


1  Vgl  Jahrcäberieht  18^50  S.  21;  18.54  S.  1,  2;  1857  S.  XU, 
^  V^l.  Rheitiflcbiffabrtsakten  184-5— lH5ü  M.St.A, 

*  VgL  die  Nachricht  üb*T  die  Marktfübrten  auf  der  kurzen  Strecke 
MaiDz-Naekenbi^irii  oben  8.  281. 

*  VgL  Jahresbcricbt  1845  S.  6;  1846  S.  3. 

^  NanHJfntiieli  bei  der  Bahiiliiue  Bo im- Köln  bildete  die  Per»onon- 
beförtieruiig  die  Hauptaeite  des  Verkebrä  VgL  von  Mayer,  Deutsehe 
EiaenbaliDeij  l  8.  27ö,  277, 
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hatten  nicht  den  gewünschten  Erfolg  ^  and  selbst  die  bedeutende^ 
durchgreifende  Tarifermäfsigung,  zu  der  sich  die  Köln-Dfissei- 
dorfer  Direktion  in  Rücksicht  auf  die  Konkurrenx  des 
rheinischen  Eisenbahnnetzes  entschlofs,  brachte  nur  vorüber- 
gehende Besserung*. 

Aber  wenn  sich  auch  die  Zufahrtstrafaen  in  Konkurrenz- 
linien zu  verwandeln  schienen,  wenn  auch  die  Dampffahrzeuge 
zu  Lande  ihren  Ge&hrten  auf  dem  Wasser  mancherlei  Ab- 
bruch thaten,  so  konnten  sie  deren  Fortbestand  und  Weiter- 
entwicklung am  Rhein  doch  um  so  weniger  dauernd  in  Frage 
stellen,  als  die  durch  sie  geschaffenen  neuen  Verkehrsmöglicb- 
keiten  die  vorhandenen  Verkehrsbedürfnisse  stärkten  und  ver- 
mehrten*. 

In  welchem  Verhältnis  beide  Verkehrsarten  am  Rhein 
um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  standen ,  wird  trefflich  in 
dem  Bericht  gekennzeichnet ,  den  C.  A.  Schmitz  von  Mainz 
der  Generalversammlung  der  Aktionäre  der  Dampfschiffahrts- 
gesellschaft für  den  Nieder-  und  Mittelrhein  am  26.  April 
1856  unterbreitete*.  Mit  frohem  Mut,  meinte  er,  könne  man 
der  Entwicklung  des  Dampfschiffahrtsuntemehmens  entgegen- 
sehen. ^Freilich  machen  aie  mehr  und  mehr  in  Konkurrenz 
tretenden  Eisenbahnen  ihren  wachsenden  Einflufs  geltend, 
und  der  Hinblick  auf  ihren  künftigen ,  vollständigen  Za- 
sammenhang  giebt  zu  den  ernstesten  Erwägungen  AnlaTs. 
Diese  Konkurrenz  erscheint  als  eine  drohende  Wolke  am 
Horizont  des  Dampfschiffahrtsbetriebes,  aber  auch  als  eine 
befruchtende  Wolke  für  den  Verkehr,  welcher  letztere,  nach 
anderweitigen  Erfahrungen  zu  schliefsen,  eine  Ausdehnung 
erhalten  dürfte,  wogegen  die  Rheinstrafse  bisher  als  verödet 
erscheinen  und  in  der  die  so  beliebte  Reiseart  mit  Dampf- 
booten auf  dem  schönen  Strom  wohl  noch  ihren  Platz  finden, 
sowie  die  Güterbeförderung  zu  Wasser  ihr  gutes,  altes  Recht 
geltend  machen  wird. 

Ein  grofser  schiffbarer  Strom  ist  eine  von  der  Natur  ge- 
schaffene Bahn,  welcher,  durch  ihre  Billigkeit,  an  Segnungen 
für  die  interessierten  Landesteile  keine  andere  gleichkommt 
und  welche,  ohne  den  gröfsten  eigenen  Nachteil,  kein  Ufer- 
staat verkommen  oder  gar  durch  künstlichen  Druck  untergehen 
lassen  kann  und  wird. 

Deshalb  schliefsen  wir  uns  auch  mit  vollem  Vertrauen  den 
von  der  Direktion  ausgesprochenen  Hoffnungen  in  betreff  der 

^  Vgl.  Verwaltungsbericht  der  Gen.  Versammlung  d.  D.-G.  für 
Nieder-  und  Mittelrhein  1846,  1847.  Vgl.  auch  über  die  nämliche  Er- 
scheinung oben  S.  276. 

2  Vgl.  Jahresbericht  1860  8.  V;  1862  S.  XVI. 

^  Vgl.  Jahresbericht  1847  S.  1. 

*  Vgl.  Verhandlungen  der  Gen.- Versammlung  der  D.-G.  für  Nieder- 
und  Mittelrhein  1856. 
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zur  Zeit  noch  besteh  enden  Belastungen  und  Hemnanisse  der 
Kheinseliiftalirt  an,  deren  Fortbt^stehen  allein  einen  düsteren 
Schatten  ani*  die  ZukuntI  der  Rheinsehiffahrt  und  unseres  An- 
teils daran  zu  werfen  im  stände  wäre.  Unsere  erleuchteten 
Regierungen  werden,  des  sind  wir  gewila,  in  dem  neuen 
Stadium,  worin  der  Schiffahrtsverkehr  der  Landkomraunikation 
gegenüber  getreten  ist,  jenem  die  Bürden  nicht  auferlegt  lassen 
wollen,  die  seine  segensreiche  Entfaltung  forum  darnieder 
drücken  würden." 

In  diesen  Sätzen  sind  Gedanken  ausgesproclien ,  die  da- 
mals, als  grofse  Interessentengruppen ,  geblendet  durch  die 
Erfolge  der  Eisenbahnen,  diesen  ihre  ganze  Aufmerksamkeit 
schenkten  und  ihnen  sogar  den  Transport  der  Massenartikel 
möglichst  zuwenden  wollten,  nicht  allgemein  gewürdigt  wurden^ 
die  aber  spüter  sich  ab  richtig  erwiesen  und  auch  noch  heut© 
ihre  volle  Gültigkeit  bewahrt  haben.  Es  lag  im  allgemeinen 
volkswirtscliaftlichen  Interesöe,  dals  für  Erhaltung  eines  brauch- 
baren Wasserlaufs  im  Rheinbett  gesorgt  wurde,  und  docli 
wieder  die  Schiffahrt  nicht  mit  Abgaben  belastel  IvlieK  welche 
Reisende  wie  Waren  von  ihrer  Benutzung  abhalten  mufsten. 
Das  Verlangen  nacli  liheinbefreiung,  nach  LMsiösung  der 
auf  der  Schiffahrt  lastenden  Zölle,  um  die  man  jahr- 
hundertelang vergeblich  kämpfte,  die  dann  seit  Beginn  des 
19.  Säkulums  bedeutsame  Fortschritte  gemacht  hatte^  war  nach 
Erledigung  der  Rheinschiffahrtsakte  von  1831  zeitweise  zur 
Ruhe  gekommen.  Die  wachsende  Konkurrenz  der  Eisens  traf sen 
brachte  diese  W^ünsche  wieder  auts  lebendigste  zum  Bewufst- 
»ein  weiterer  Kreise,  sie  zeigte  deutlich,  dafs  man  nicht  auf 
halbem  Wege  stehen  bleiben  dürfe,  .sondern  das  grofse  Werk 
der  Befreiung  der  Rheinsehiffahrt  endlich  vollenden  müsse. 


294 


durcli:: 
dort'cM- 
rlu'iu!- 
geJicji.. 
A 
Iini<M] 

zu    I.;-: 
briicli   ■ 
entwir! 
stellen. 
keitfü 
mchrii 
Ii 
um  dj' 
dem  ]\- 
der  (]i 
gesells» 
1856  u 
der  Ei; 
sehen, 
treten«! 
und    <I 
saram' 
Diese 
llorizoi 
befrutl.: 
«nderw 
erhalt!  ; 
orschri: 
booten 
sowie 
gelten«! 
Kl 
schaft'i-; 
für  dl. 
und  \\' 
Staat  V. 
lassen  , 
I>. 
von  d. 


»  \ 
Nieder- 
scheinii?. 

■-•  \ 

a    \ 

4     \ 

und  Mi 


bis  zur 
n  auf  dem  Rhein. 


-I  -r    ■  n  1831   hatte  die  B.- 
■     — :•'  .^sichert,  dals  kiUüüg 

•  -^    ;.:r   Wasserstralse   au.v 
»fctt-     t-dofh    keines\ve^r.s   die 

•  M"^-.    immer  auf  der  He- 

•  -.elmehr  war  durch  sie 

•  -^^'-^^gebührfRekofrnitionl 
^.«1.-^-  --    neu  pTe^relt,  „n.l 

•|ju.:nis  der  ^>trom.streeki-n 

■     "'^    Zollsätze   für    W'an'n 

--  '•'"•::io  Klassen  -eteilt.  vom 

•  ■"»*;.   iiir  die  anderen  nur 
">*.'. :>en   entrichtet  wenlen 

•  »•-  ::!iige  weni-e  Güter  die 

'■    '■•  .iie  verschifften   Waren 
.     i««^:'n   und  nach  einer  n.Mi 

c:..ifMvoitig  geregelt  werd.-n-. 
^M,   r.v.t  dessen  Ausarheitun? 

i.ii;--    lang   Ijcschäftiirt  war! 

•    .  vrstaaten  bereits  zu  Er- 

■•■.:r    Erleichterungen    tiir 

'^•'^..:o  im  Gegensatz  zu  dtr 
^■iv  crigkeitderKoschitfuni: 


[VIII  5.         ^^^^^^^^^^^^^^^  297 

Rechnung  gezogen  hatte,  den  Tarif  genau  nach  den  der- 
mal bekannten  Uferlängen,  wodurch  die  früheren  Ansätze  für 
den  Oberrhein  erhöht,  für  den  Niederrhein  etwas  vermindert 
wurden  ^  Im  ganzen  war  die  Neuregetyng  derart,  daf*  sie 
eine  Herabsetzung  der  auf  der  Schiffahrt  lastenden  Besteue- 
rungen erzielte,  dafs  berspielsweise  die  nach  dem  alten  System 
erhobenen  Rheinoctroieinnalimen  von  1828  in  Höhe  von 
2  766  270  fr.  sich  auf  2285189  fn  heraligemindcrt  haben 
würden  ^  wenn  man  ihrer  Berechnung  bereits  die  Sätze 
der  Akte  von  1831  zu  Grunde  gelegt  hätte*. 

Die  faktiwcbe  Erliebung  der  durch  die  Konvention  von  1831 
festgelegten  Zollsätze  hat  sich  in  den  einzelnen  Ländern  sehr 
mannigiaclj  gestaltet.  Bei  den  Bestrebungen  zurErniäfsigoiig  der 
Rheinschi fiahrtsabgaben  machen  sich  nämlich  di^ei  ungleichartige 
Strömungen  geltend,  die  teils  dem  ganzen  Rheinstroui,  teils 
blofs  einzelnen  Strecken  desselben  zu  gute  kamen,  die  alle 
demselben  Ziel  entgegenstrebten,  es  aber  mit  sehr  unterschied- 
lichen Mitteln  zu  erreichen  suchten.  Neben  den  Vereinbarungen 
sämtlicher  Uferstaaten  des  Rheins,  die  durch  den  Wiener  Kon- 
grefs  zu  seiner  Verwaltung  berulen  wurden,  haben  die  Ver- 
träge der  deutschen  Zollvercinsstaaten  untereinander  uml  neben 
diesen  wieder  die  Erlasse  einzelner  St^taten  für  die  nur  das 
eigene  Gebiet  durchfli eisende  Rheinstreeke  die  Zollerhebung 
wesentlich  beeinfiufst. 

Erstgenannte  Faktoren  kamen  zunächst  tur  den  Oberrhein 
in  Betracht.  Man  konnte  mit  Grund  befürchten,  dafs  die  kost- 
spielige, infolge  natürliclier  Stromverhältnisse  erschwerte  Schiff- 
fahrt auf  dem  Oberrhein  durch  die  Erhöhung  der  Zollsätze^  wie 
sie  sich  aus  dem  Tarif  von  18:U  ergab,  für  diese  Strecke  noch 
mehr  gehemmt  werden  würde.  Um  diesem  Übelstande  zu 
begegnen,  wurden  zwei  Auskunftsmittel  in  Erwägung  gezogen. 
Die  Uferstaaten  des  Mittel-  und  Unterrhcina  wtinschten  eine 
unmittelbare  Ermäfsigung  des  Tarifs  ftir  den  Oberlauf, 
während  die  Regierungen  am  Oberrhein  auf  Vermehrung  der 
Waren kategorien  drängten,  die  nur  zur  zwanzigstel  oder  viertel 
Gebühr  besteuert  waren*  Beiderlei  Forderungen  wurden 
noch  während  der  deshalb  gepflogenen  Beratungen  mit  Erfolg 
erprobt.  Nach  Vorschlag  der  Centralkommtssion  setzte  man 
einmal  eine  ganze  Reihe  von  Gegenständen  des  Handels- 
verkehrs  aus  der  Klasse  der  ganzen  Gebtlhr  in  jene  der 
Quart-,  der  Zwanzigstel-  und  doppelten  Rekognitionsgebnhr 
herab ^.  Anderseits  erreichte  man  eine  Verminderung  des 
Tarifs   durch    die    wegen    Schwierigkeit    der  Anlandung    vor- 


^  VergleiehHtabelte  der  Tarifsätze   nach    der  Verteiluög  von  1804 
und  1831  im  Jabreslienciht  18:^5  S.  40. 

L'  Die  einzelnen  Beret'linungen  in  Jahresberichl  1835  S.  43 — 46. 
*  Vgl.  Verzeichnig  derselben  in  Jahresbericht  1835  8,  43—51. 
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»lohert  war',  allen  Versendungen,  die  zu  Berg  die  Er- 
hebungsämter von  Strafsburg  und  Breisach  passierten,  den 
badisclien  Anteil  an  dem  Ertrag  der  Ämter  zu  Mannheim, 
Strafeburg,  Breisach  bis  auf  15*,o  zurückerötatten. 

Preufsen  erweiterte  die  im  gimzvn  Vereinsgebiet  ein* 
getretenen  Erleichterungen  dahin,  di\fn  es  das  Rheinoctroi  hei 
seinen  Amtern  nur  von  jenen  auäländischen  Waren,  welche 
das  ganze  preuföiache  Gebiet  des  Klieins  durelizogen,  erhob ^. 
Es  gewährte  also  die  vollkommene  Befreiung  vom  Waaserzoli 
für  alle  Binnentranaporte  von  Koblenz  bis  Emmerich,  für  alle 
Auöfuljren  und  für  alle  Einfuhren,  wofür  ein  Eingangszoll 
(die  Maul)  zu  entrichten  war. 

80  sehr  diese  ünanziellen  Vergünstigungen  dem  Verkehr 
in  den  preufelschen  Häfen  zu  statten  kamen,  so  sehr  wurden 
dadurch  die  benachbarten  HandetypIiitÄe  geschädigt,  deren 
Kegierungen  au  der  tarifmjilsigen  Zollerhebung  festhielten. 
Der  Mainzer  Handelsstnnd^  geriet  durch  die  Begünstigung  der 
preuföischen  Häfen,  die  um  so  drückender  empfunden  wurde, 
als  sie  mit  der  Aufhebung  des  Umschlags  recht  es  ohne  ent- 
sprechende Entschädigung  zeitlich  zusammcntieh  in  eine  offen- 
kundige Notlage.  Vergeblich  legte  die  Handelskammer  die 
bestehenden  mifslichen  Verhältnisse  in  Eingaben  und  Denk- 
schriften dar  und  forderte  die  hessische  Staatsregierung  auf, 
energisch  auf  eine  völlige  Gleichstellung  aller  Häfen  in  Bezug 
auf  den  RhcinzoU  hinzuwirken »  bis  zur  Erreichung  dieses 
Zieles  aber  im  Mainzer  Hafen  eine  Rückvergütung  des  ent- 
richteten Rheinzolls  durch  Aufrechnung  auf  den  Eingangszoll 
eintreten  zu  lassen.  Erst  nach  wiederholten  Bitten  und  Kon- 
ferenzen bewilligten  im  Jahre  1835  die  hessischen  Stände 
25000  Gulden  zur  Herbeiführung  der  Rückvergütung  des 
preufsischen  Kheinzolls  für  diejenigen  überseeiechen  Waren, 
die  bei  hessischen  Zollämtern  in  freien  Verkehr  traten. 

Für  den  L  Januar  1836  einigten  sich  dann  Hessen, 
BayerUi  Baden,  Württemberg  wegen  eines  gemeinsamen  Vor- 
gehens dahin  ^,  dafs  für  ül>er seeische  WWen,  die  auf  dem 
fibelB  bezogen  und  bei  einer  der  Zollerhebungsstellen  dieser 
ReiKiernngen  zum  Eingang  verzollt  würden,  bis  auf  weiterem 
dimeitlich  zwei  Drittel  des  erweislich  für  die  preufsische 
Rheinstrecke   entrichteten  Wasserzolls   zurückerstattet   werden 


>  Vjgl.  hierzu  Her  man,  Voreiiiazolltarif  8.  218»  219;  Gebirge«, 
Der  Rheni  S.  231.  Auch  die  Sebiffe  der  Freien  Stadt  Frankfurt  fialiroen 
nach  dereti  Eiöf^liefieriiug  iti  die  Zollereüze  (Vertrag  vom  2  Jatiuar  1Ö36) 
An  dfiT  ervs'flhiiti'ii  Vergünsti^mg  teil. 

-'  Vgl  Jahrefibi^ritht  l>m  S    55,  56. 

*  Vgl.  Hftjidplsk.'iTnmer  zu  Maiaz  8.  45  ff, 

*  Vgl  Jfarifh^lskammer  zu  Mainz  S,  45,  46,  Bekanntmachung  vom 
4,  FebruHf  IH.%  im  less.  Reg.-Blatt  1886  S*  56. 
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sollten.  Diese  Vereinbarung^  ward  im  folgenden  Jahre  noch 
erweitert,  so  dafs  in  genannten  Staaten  vom  1.  Oktober  1837 
an  der  wirklich  erhobene  preufsische  Rheinzoll  der  über- 
seeischen Waren  in  seinem  vollen  Betrage  zurtickvergütet 
wurde. 

Preufsen  liefs  sich  indessen  durch  Vorstellungen  der 
Nachbarstaaten  an  der  den  Interessen  seines  Territoriums 
dienenden  Zollpolitik  nicht  irre  machen,  schickte  sich  vielmehr 
an,  seinen  Häfen  weitere  Erleichterungen  zu  gute  kommen  zu 
lassen.  Durch  Kabinettsordre  vom  28.  Dezember  1836,  welche 
die  Zollämter  zu  Andernach,  Linz,  Köln,  Düsseldorf,  Ruhrort 
und  Wesel  im  Sinne  der  Rheinschiffahrtsakte  wieder  herstellte, 
wurden  die  bei  Erhebung  von  Schiffahrtsgebühren  zu  befol- 
genden Ausnahmen  neu  bestätigt  und  noch  vermehrt.  Die 
durch  sie  festgelegten  Modifikationen  bezogen  sich  nur  zum 
Teil  auf  die  von  den  Ladungen  erhobenen  Flufszölle,  zum 
Teil  auch  auf  die  seither  vorbehaltene  Rekognitionsgebühr. 

Was  zunächst  die  letztere  anlangt^,  so  wurde  ihretw^en 
bestimmt,  dafs 

1.  bei  dem  direkten  Durchgänge  das  Rekognitions- 
geld  abwärts  für  die  sieben  Zollstellen  von  Wesel  bis 
Koblenz ,  aufwärts  für  die  acht  Zollstellen  von  Emmerich 
bis  Koblenz  zu  Emmerich  entrichtet  werden  durfte. 

2.  Ebenso  war  es  gestattet: 

a)  bei  der  E  i  n  f  a  h  r  t  abwärts  über  Koblenz  und  aufwärts 
über  Emmerich  mit  der  Bestimmung  nach  einem  Rheinhafen 
oder  anderen  Orte  innerhalb  der  preufsischen  Rheinstrecke 
zwischen  beiden  vorgenannten  Zollstellen  das  Rekognitions- 
geld  für  die  bis  zum  Bestimmungsort  zu  passierenden  Zoll- 
stellen gleich  beim  Eingange  zu  Koblenz  oder  Emmerich 
zu  entrichten; 

b)  bei  der  Abfahrt  von  einem  solchen  Hafen  oder  Orte 
abwärts  über  Emmerich  und  aufwärts  über  Koblenz  hinaus 
die  Schiffsgebühr  für  die  bei  dem  Ausgange  über  Koblenz 
und  Emmerich  zu  passierenden  Zollstellen  erst  bei  diesen  letzt- 
genannten Zollämtern  zu  bezahlen; 

c)  bei  der  Binnen  fahrt  innerhalb  der  Rheinstrecke 
zwischen  Koblenz  und  Emmerich  das  Rekognitionsgeld  für  die 
bei  der  Binnenfahrt  zu  passierenden  Zollstellen  bei  dem  Rhein- 
zollamte des  Abfahrtsortes  oder  bei  dem  zunächst  be- 
rührten zu  entrichten. 


'  Vgl.  Her  man,  Vereinszolltarif  S.  219,  220  und  die  Bekannt- 
machung vom  30.  September  1837  im  hess.  Regierungsblatt  1837  S.  444. 
Über  Durchführung  derselben  im  Mainzer  Hafen  vs\.  beispielsweise 
§§  8617,  8867  d.  A.  d.  M.  H  K. 

2  Vgl.  Jahresbericht  1836/37  S.  13-15,  18,  19. 
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3.  Voll  ständige  Befreiuttg  vom  Rekogmtionageld 
wurde  bei  der  Binnen  fahrt  zwischen  Koblenz  und  Emme- 
ricli,  ohne  ÜhtirschreitiHig  der  einen  oder  anderen  dieser  beiden 
Zullßtellen,  den  iidändiüchen  (prenlsisehen)  und  mit  Rtleköicht 
auf  die  in  den  ZoHvenäniguiigsverträgen  ausbefliiiigenen  Zu- 
gestiindnisKe  allen  FHlirzeugen  der  Unterthanen  von  Bayern, 
Württemberg,  Batlen,  Hessen- Üarnistadt  und  der  Freien  Stadt 
Fninkfurt  gewährt 

Dieüi*  Bestimmungen  über  die  Erleichterungen  bei  Ent- 
richtung des  Hekognitioiisgeldes  fanden  für  die  Erhebung  dea 
Rheinzolles  entf^prechende  und  ehenrafifsige  Anwendung.  \Veiter 
war  für  die  Wasserztille  auf  Waren  durcii  die  Kabinettsordre 
bestimmt,  dafö  von  Gegenständen,  die  in  preufi^isehen  Schiffen 
oder  in  Fahrzeugen  der  Unterthanen  obengedachter  Zoll- 
vereinsstaaten ,  e^ntweder  a)  aus  dem  freien  Verkehr  des  In- 
lands »tromahwärts  über  Emmerich  ausgeführt  würden^  oder 
b)  blijfö  innerhalb  Landes  (Preufiienä)  auf  dem  Hheiii  trans- 
portiert ^  oder  c)  sei  es  unmittelbar  vom  Auslande  oder  mit 
Voi'belialt  des  noch  zu  erledigenden  Steuerans|irneh8  unter 
Steuerkontrolle  aus  Zollvereinsstaaten  mit  der  Bestimmung  nach 
einem  inländischen  (preufai sehen)  Orte  eingeführt  würden^ 
ohne  Unterschied,  ob  die  Erlegung  der  tarifraäfsigen  Landes- 
abgaben von  denselben  glereh  beim  Eingang  oder  aber  erst 
am  Orte  der  Ausladung  erfolgte,  kein  Rheinzull  erhoben 
werden  sollte*  Dieselbe  Befreiung  genossen  Ruhrkohlen  beim 
Ausgange  ü Ijer  Emmerich ,  a  u  -^  n  a  h  m  s  w  e  i  s  e  o  h  n  e  K  ü  e  k  - 
« i  c  h  t  auf  die  Nationalität  der  Fahrzeuge,  in  welchen  die 
Ausfulir  stattfand. 

Weitere  Zaidnngserleiehteruugen  waren  den  genannten 
Schiften  nach  dem  Umi^cldag  zollpflichtiger  W'aren  in  preufsi- 
sehen  Hafen,  hei  der  Ein-  und  Durchfuhr  von  im  steuerÜch 
freien  Verkehr  hetindlichcn  (TegensUlnden  aus  den  Zollvereina- 
etaaten,  für  Warendurchfuhren  unter  teilweiser  Benutzung 
der  preufsisclien  Hheinstreeke  u  s,  w.  zugc^sichert. 

Mit  dieser  Verordnung  war  Preufseu  in  der  Beseitigung 
der  Rheinzülle  ein  gut  Htiiek  vorangekonimen;  wenn  es  auch 
eine  rinanziellc  Einhufse  dabei  erlitt,  so  hatte  es  doch  die 
sichere  Aussicht,  dafs  der  Ausfall  durch  die  Hebung  des  Ver- 
kehrs in  seinen  ILlfen  mefir  als  hinreichend  ausgeglichen 
würde.  Von  günstiger  Wirkui^g  war  auch  die  Veränderung 
des  VerhHltnissvs  zu  Hi»lland,  das  durch  den  Abfall  Belgiens 
und  tlie  Ausdehnung  des  Zollvereins  auf  den  gröfsten  Teil 
Deutschlands  schwere  Scblii):^e  erlitten  hatte.  Nachdem  noch 
das  Jahr  1836  mit  gegenseitigen  HepressaÜen  vergangen  war, 
bei  denen  sich  Preidsen  ziemlich  behindert  fand,  da  es  bei- 
spielsweise den  Flaggenzoll  auf  hullitndische  Fahi-zeuge ,  wie 
bereits  angedeutet,  nicht  auf  die  Kohlenscbiffe  ausdehnen 
konnte,    um   nicht  den    Absatz   der  Ruhrkohlen  zu  schädigen, 
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kam  am  3.  Juni  1837  ein  Schiffahrtsvertrag  zwischen  beidea 
Lündem  za  stände^. 

Nach  diesem  Vertrage  nahmen  die  niederländischen  Fahr- 
aeoge  an  allen  Vorrechten  teil,  welche  auf  der  prenCnschea 
Sdrecke  des  Rheindtroms  den  Schiffen  der  ZoÜTereinsstaatea 
bewilligt  waren  oder  bewilligt  worden,  wogegen  Holland  des 
preoCfMcbea  Schiffm  bei  der  Fahrt  stromauf  den  haibea, 
stromab  den  ganzen  Rheinzoll  von  den  Warenladnng«!  ariieb 
und  anf  y<*Klniig  der  Rekognitionsgebühr  von  denselben  bei 
der  BtBBen£üirt  zwischen  Lobith,  Krimpen  and  Gorcom  Ter- 
ikktete  *.  Aach  betreffa  Ausdehnnng  des  Fahrtenbetriebs  der 
DampfKhiffahrtsgesellschaften  auf  der  holländischen  Strom- 
strecke,  deretwegen  seither  Streitigkeiten  geherrscht  hatten, 
wofde  eine  befriedigende  Lösung  erzielt. 

Die  Niederlande  dehnten  ihre  Zugeständnisse,  nach  Über- 
einkommen mit  den  Vereinsstaaten,  vom  21.  Janaar  1839  an 
anch  auf  Baden,  Bayern,  Hessen,  Württemberg  and  Frankfurt 
ans*,  die  ihrerseits  den  holländischen  Schiffen  ebenfaUs  be- 
sondere Erleichterungen  bewilligen  wollten  oder  die  Aufrecht- 
erhaltung  der  seither  zugebilligten  ZoUermäfsigangen  zu- 
sicherten. 

Die  deutschen  Uferstaaten  verfolgten  bei  Behandlung 
der  Rheinzollangelegenheiten  trotz  ihrer  Eingliederung  in  das 
gröfsere  handelspolitische  Ganze  vielfach  territoriale  Interessen- 
Dolitik.  Dafs  es  bei  solcher  nicht  ohne  Reibungen  zwischen 
aen  einzelnen  Mächten  abging,  scheint  selbstverständlich.  Die 
kleineren  von  ihnen  waren  namentlich  über  Preufsen  dauernd 
ungehalten,  da  dessen  Zollnachlässe,  die  sie  bei  ihrem  schmalen 
Budget  nicht  mitmachen  konnten  oder  wollten,  den  Rhein- 
verkehr  in  ihren  Häfen  gefährdeten.  Aber  erst  1841 ,  ge- 
legentlich der  Erneuerung  der  Zoll  Vereinsverträge,  bot  Preufeen 
b^üglich  seiner  Zollnachlässe  für  überseeische  Waren  den 
Nachbarstaaten  zu  einer  Verständigung  die  Hand.  In  Berück- 
sichtigung ihrer  Wünsche  bestimmte  die  Verordnung  vom 
81.  Dezember  1841  *,  welche  die  Kabinettsordre  von  1^6  ab- 
änderte und  am  1.  Februar  1842  in  Wirksamkeit  treten  sollte. 


*  Über  die  vorhergehenden  Verhandlungen  vgl.  Zimmermann. 
Gedchichte  der  preufsisch  deutsclien  Handelspolitik  S.  156—158;  Oppen- 
heim, Der  freie  deutsche  Rhein  S.  163,  164;  Schirges,  Der  Rhein 
S.  209  Oppenheim  a.  a  A.  S.  163  Anm.  1  nennt  fälschlich  den  31. 
statt  des  3.  Juni  1837  als  Tag  des  Vertragsschhisses. 

••*  Vgl.  ausfuhrlich  Jahresbericht  1836  37  S.  19,  20. 

»  Vgl.  Jahresbericht  1836  37  S.  20,  21;  Oppenheim,  Der  freie 
deutsche  Rhein  S.  164;  Zimmermann,  Geschichte  der  preufsisch- 
deutschen  Handelspolitik  S.  158. 

♦  Vgl.  Jahresbericht  1843  S.  4;  1844  S.  7,  8.  Die  Verordnung  von 
1841,  die  mit  Ausnahme  des  angeführten  Punktes  und  sonstiger  ge- 
ringer Abweichungen  sich  mit  der  Kabinettsordre  von  18.36  deckt,  findet 
sich  auch  teilweise  abgedruckt  bei  Schirges,  Der  Rhein  S.  232,  23::?. 
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tlafa  die  den  Gegenständen  ^  welche  aus  dem  freien  Verkehr 
des  preur8i8ehen  Gebiets  über  Koblenz  ausgeftihrt  wurden, 
früher  allgemein  bewilligte  BeiVeiung  vom  Rheinzolle  fdr  die 
notorisch  aufserdeutscheii  Erzeugnisse  aufgehoben  werden  solle. 
Die  hessische  Regierung  stellte  daraufhin  die  Rückvergütung 
des  RheinzolU  vom  1.  Februar  1842  an  wieder  ein*  und  Itefs 
sich  enst  dorcli  die  wiederholten  Bitten  der  Mainzer  Handek- 
kamraer -  und  deren  Hinweis  auf  Baden,  das  für  die  in  einer 
allgemeinen  Vereinbarung  über  Einstellung  der  Rüekvergütung 
für  bestimmte  Artikel  nicht  benaimten  und  wohl  auch  für  an- 
dere Artikel  die  ZoUerstiittang  nach  wie  vor  leiste  und  damit 
Mannheim  einen  grofsen  Vorteil  vor  Mainz  gebe,  von  dieser 
Marsnahme  wieder  abbringen.  Es  einigte  sich  dann  mit 
den  übrigen  oberrheinischen  Zollvereinsstaaten  darüber  ^  dafs 
an  Stelle  einer  weitergehenden  RückvergÜttmg  den  Besitzern 
von  Tabaks-,  Schwefelsäure-,  BI ei z ucker,  Lichter-  und  Leder- 
fabriken, sowie  von  Baurawoltspinnereien  wenigstens  bei  einer 
Reihe  bestimmter  Artikel,  die  «ie  zur  Verarbeitung  bezogen, 
der  beim  Austritt  aus  preufsisehem  Gebiet  gezahlte  Wasser- 
zoU  Äurückerstattet  weruen  sollte^* 

Wegen  der  Rhein  Zollerhebung  von  den  Transp<jrten  der 
Reisenden  und  ihrer  Effekten  mittelst  der  Dampfachiffe  wurde 
unter  den  Uferstaaten  ein  besonderes  Übereinkommen  ge- 
troffen  *.  Es  sollten  die  zu  solchen  Fahrten  bestimmten 
Damptsebiffe  zur  Entrichtung  des  Rheinzolls  von  15  Centner 
zur  ganzen  Gebühr  und  zwar  bei  jeder  Fahrt  und  bei  jedem 
Erhebungsamte,  unbeschadet  des  von  Reise wagen^  Waren  etc. 
noch  besonders  zu  zahlenden  Rheinzolls,  angehalten  werden 
können.  Eine  solche  Erhebung  fand  jedoch  nur  in  einigen 
Uferstaaten  statt. 

Inzwischen  war  endlich  der  definitive  Tarif  über  den 
Rheinzoll  ausgearbeitet  und  gemäfs  des  XVL  Supplementar- 
artikels  zur  Rheinachiftahrt^akte  1845  in  Kraft  gesetzt  worden''. 
Wenn  er  auch  für  die  einzelnen  Strecken  A blinder ungen 
brachte,  enthielt  er  doch  keine  Ermllfaigung  oder  Herabsetzung 
des  Zolls  im  ganzen,  wie  sie  wiederholt  in  Antrag  gebracht 
war.     Eine  solche   war   namentlich   am   Widerstände   Nassaus 


*  V^l.  d\v  hpHsigeho  Bekannt mä€*hiiof^  über  Aufhebung  der  Rück- 
vereutung  preufs,  RheinzöUe  von  ülK^rBeeisehen  Wsireti  vom  22.  Januar 
1842.    (Hesj*.  R<?^rii>rungsblatt  1842  S-  57.) 

s  Vgl.  llanaelskanimpr  zu  Mainz  S.  46.  A.  d.  M.  H.K.  §§  9385, 
9372.  9516,  ^620,  %5.h  und  die  Eingabe  der  M.  H.K*  au  da«  Ministerium 
der  Finanjsen  in  Dannt^tadt  vom  26.  Februar  1842  bei  Rigaud,  Betrach- 
tungeo  ober  den  rlieinisrben  Sehiffahrtöverknhr  8.  15—17, 

*  Vf(l.  hesH.  Bekaiintrnathnng  vom  23.  Mür*  1843  {ht?s».  Beg.-BIatt 
1843  8,  1L49— 141)  und  die  Verfiipiijg  der  Grnfsh,  Hess.  ZoUdircktion  vom 
10.  Febmar  1844  (A.  d.  M.  H.K.  «§  9924). 

^  Vgl.  Jahresberiebt  ISU  S,  9. 
■  Vgl  Tabelle  S.  320,  321. 
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und  Hessen  -  Darm stadts  gescheitert,  doch  sollten  daiHber 
künftig  weitere  Unterhandlungen  gepflogen  werden.  Zur  selben 
Zeit  wurde  der  ebenfalls  neu  redigierte  Tarif  der  Ausnahmen 
vom  ganzen  Zoll  durch  den  XVII.  SupplementarartikeP  ver- 
öffentlicht, der  durch  eine  anderweitige  ELlassifikation,  durch 
Herabsetzung  vieler  Waren  in  eine  geringere  Oebührenklasse, 
mancherlei  Erleichterungen  .für  den  Handel  brachte.  War 
doch  die  Zahl  der  Artikel,  die  nur  ein  Viertel  des  Zollsatsed 
zu  entrichten  hatten,  von  12  auf  43,  derjenigen,  die  ein 
Zwanzigstel  zu  geben  hatten,  von  11  auf  43  gestiegen,  während 
die  Produkte,  die  ganz  frei  vom  Zoll  blieben,  sich  von  14  auf 
31  Nummern  vermehrt  hatten. 

War  somit  einiges  im  Sinne  einer  gröfseren  Verkehrs- 
freiheit gewonnen,  so  blieb  es  doch  hinsichtlich  der  thatsäch- 
liehen  Erhebung  des  Zolls  bei  den  einzelnen  Ämtern  ganz 
beim  alten.  Statt  der  gewünschten  durchgreifenden  Herab- 
setzung der  Schiffahrtsabgaben  begnügten  sich  die  Uferstaaten 
damit,  die  früher  erwähnten  Modifikationen  und  Erleichterungen, 
wie  sie  von  ihnen  teils  unbedingt,  teils  nach  Herkunft  und 
Bestimmung  der  Güter,  oder  nach  den  Flaggen,  die  sie 
führten,  gewährt  wurden,  auf  den  neuen  Tarif  zu  übertragen  ^. 

Dagegen  gelang  es  endlich,  nachdem  bereits  am  1.  Juli 
1842  eine  einheitliche  Schiffahrtsordnung  für  den  Neckar  zu 
Staude  gekommen  war,  den  Bemühungen  Bayerns,  Verträge 
mit  den  interessierten  Staaten  über  eine  Neuregelung  der 
Mainschiffahrt"  herbeizuführen,  die  unter  Übertragung  der  für 
den  Rhein  geltenden  Zollgrundsätze  eine  bedeutende  Herab- 
minderung der  Abgaben  auf  dem  Main  erzielte.  Freilich  fand 
die  erwartete  Neuordnung,  die  am  I.Juni  1846  in  Kraft  trat, 
nicht  durchweg  die  erwartete  günstige  Aufnahme,  da  das 
Publikum  eine  noch  gröfsere  Herabsetzung  der  Zölle  erwartet 
hatte,  auch  nicht  mit  Unrecht  sich  beispielsweise  über  Ein- 
führung der  bis  dahin  nicht  gekannten  Rekognitionsgebühr  be- 
schwerte. 

In  den  nächsten  Jahren  kam  das  Drängen  nach  Be- 
seitigung der  KheinzöUe  nur  selten  zum  Stillstand,  zumal  das 
neue  Verkehrömittel  der  Eisenbahnen  bereits  seinen  Sieges- 
zug durch  die  kultivierte  Welt  antrat  und  das  Monopol  der 
Wasserstrafsen,  da  wo  solches  bisher  bestand,  zu  brechen  be- 

fann.     Bei    allen    denen,    welche  die   vielfach    hervortretende 
rberschätzung  der  Eisenbahnen  nicht  teilten,  wurde   dadurch 


*  Vgl.  beide  Tarife  in  Jahresbericht  1844  S.  40—46.  Die 
Supplementarartikel  finden  sich  auch  abgedruckt  in  Rhenus  1859 
S.  71-79. 

2  Vgl.  Jahresbericht  1845  S.  4. 

*  Vgl.  die  eingehende  Darstellung  bei  Schanz,  Die  Mainschiff- 
fahrt  im  19.  Jahrhundert  S.  105—133,  siehe  auch  beispielsweise  Jahres- 
bericht 1845  S.  4,  32. 
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das  Verlangen  nach  Wegräiiraung  der  noch  beöteheöden  küost- 
Ifchen  Hinderniöse  auf  den  Wasserstrafsen  mivclitig  gestärkt^ 
und  es  ist  daher  leicht  erklärlich»  dafj^  man  im  Jahre  1848, 
<la  auf  wirti^c haftlichem  wie  auf  politischem  Gebiet  eine  leb- 
hafte liewegung  einsetzte,  die  Gelegenheit  wahrnahm,  um  auf 
eine  Erleichterung  de«  Wasüerverkehra  hinzuwirken.  Am 
24*  Mai  1848  überreichten  die  Handels  Vertretungen  von  32 
der  hauptsächlich  beteiligten  Verkehrsplätze  Deutschlands, 
darunter  die  Handelskammern  vun  Köln,  Mainz,  Mannheim 
und  Frankfurt  a.  M.  der  Nationalveröammlung  einen  energischen 
Protest  *  gegen  die  Weitererhebung  der  Flufszölle  mit  dem 
dringenden  Ersuchen,  die  Versammlung  möge  das  Princip  aus- 
sprechen, „daffit  die  Fortdauer  der  auf  den  deutschon  Strömen 
und  ihren  Nebenflüssen  durch  deutsehe  Einzelstaaten  von> 
deutlichen  Verkehr  bisher  erhobenen  Zölle  und  Abgaben  mit 
der  Nationaleinhcit  nicht  vereinbar,  und  solche  daher  bald- 
thunlichst  zu  beseitigen  sei"*. 

In  der  Tbat  hat  sich  der  volkswirtschaftliche  Ausschufn 
der  National  Versammlung  eingehend  mit  der  angeregten  B'rage 
beöchäftigt  und  sogar  den  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend 
die  Aufhebung  der  Wasserzölle  auf  deutschen  Flüssen  für  die 
heimische  Schiffahrt  durch  beraten  ^.  Auch  liefs  die  nieder- 
ländische Regierung  durch  iliren  aufser ordentlichen  Gesandten 
von  Scherff  dem  Präsidium  der  Nationalversammlung  ein  aus- 
führliches ^Pro  memoria"  überreichen ''^  das  ihre  »Stellung  zur 
Frage  der  Rheinzölle  aktenniäl'sig  darzulegen  suchte  und  die 
Versicherung  gab,  dafs  Holland,  wenn  der  Zoll  auf  dem 
deutschon  Rhein  allgemein  aufgehoben  werde^  auch  seinerseits 
auf  die  Erhebung  von  RheinschiftahrUabgaben  sowohl  wie  das 
„droit  fixe**^  verzichten  werde. 

Zwar  kam  die  National veraamiolung  in  der  Folge  zu 
keinem  bindenden  Entscheid  ^ ,  allein  die  Geltendmachung 
dieser  Gedanken  blieb  am  Rhein  nicht  ohne  Nacli Wirkung. 
Wenn  man  sieh  auch  bezüglich  des  Warenzolltarifs  zunÄchst 
noch  mit  Herabsetzung  einzelner  Artikel  in  niedere  Gebtihren- 
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^  Vgl.  „Vorstellung  an  die  hohe  deutsche  Nationalversammlung^ 
abnetten  vieler  11  anclob vorstände  und  Scbiffalirtf^korporntioiiou  in  Städten 
an  dt'T  Elbe,  der  We^er  und  Aller,  des.  TCheiiis,  Mains  und  Neckar» 
nnd  der  Dotuiu^,  in  Ä.  d.  A.  d,  M.  IM\,  J^  lCis6S. 

-  V^jtcb  die  gedruckte  Beilage  zum  Protokoll  di^r  7L  qffentlicheQ 
SitzunL^  vom  4,  September  t8*B  (A.  d*  M.  H.K.  g  10946i  und  Rigaud, 
Botrachtun^^nn  über  den  rbeinischeo  8ebillalirt8vi?rkehr  S,  5—14. 

*  AuäfTtigung  desselben  f  datiert  Frankfurt  d.  14.  Oktober  1848  in 
A.  d.  M    H.K.  §  imh. 

*  Vgl  oben  8,  222. 

^  V^d.  n*H*b  Protokoll  der  ^lliindtd^konferenz  «u  Coblenz"  von* 
13.  November  184S  (Akten  iler  Mainzer  H.K.  §  10946  und  dasiL 
g§  10927,  imHl.) 
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klassen  begnügte',  so  wurde  doch  wenigstens  hinsichtlich  der 
Rekognitionsgebtihr,  der  Abgabe  von  den  Schiffsget^^en^  «ine 
durchgreifendere  Änderung  beschlossen.  Nachdem  bereits  seit 
dem  1.  Oktober  1847*  unter  Zustimmung  sämtlicher  Rhein- 
aferstaaten  die  Rekoguitionsgebühr  für  alle  unbelad^sot^n 
Schiffe,  einschliefsHch  der  unbeladenen  Sehleppdampfochiffe 
erlassen  war,  und  nur  den  Führern  solcher  Fahrzeuge  mii- 
erlegt  blieb,  sich  wie  früher  bei  den  ErhebungsÄmtern  aiwu- 
melden,  um  die  vorgeschriebenen  Formalitüten  zu  erfttUeiu 
wurde  seit  dem  1,  Januar  1849  auch  bei  den  beladenen  S^el- 
schiffen  die  Hälfte  der  tarifmäfsigen  Schiffsgebühr  nach- 
gelassen^. Wie  diese  Vergünstigungen  sich  im  VerkehrÄleben 
sofort  fühlbar  machten,  erhellt  z.  B.  daraus,  dafs  be-i  dem 
Rheinzollamte  zu  Mainz  im  Jahre  1850  der  hier  in  Rede 
stehende  Nachlafs  der  Kekognitionsgebühren  einen  betricht- 
liehen  Ausfall  der  Einnahmen^  und  zwar: 

a)  von    leeren   Schiffen    im  Betrage  von       15  747  fr.  21  ©ll» 

b)  von  Segelschiffen  -  -  8  124    -    84     > 

zusammen     23  872  fr.  05  cti. 
veranlafste,  der  den  Schiffern  zu  gute  kam« 

Die  Jahre  1850  51  brachten  dann  endlich  die  allgenieii« 
Ermäfsigungen    des   Rheinzolls ,    über  die  so    langjährige 
ralungen  gepflogen  worden  waren. 

Den  ersten  Schritt  that  dabei  Holland  ^  daa  bereit» 
Mitte  der  vierziger  Jahre*,  in  Hinblick  auf  die  bevoratehend 
Fertigstellung  der  Köln — Antwerpener  Bahn^  den  Won« 
hegte,  sieh  mit  Prcufsen  über  weitere  Erleichterungen 
Rheiofalirten  zu  veratändtgen,  um  der  Schädigung  seine 
Handels  durch  jenen  Schienenweg  vorzubeugen.  Währen 
dann  1850  noch  zwischen  der  preufsischen  und  nieder 
ländischen  Regierung  Beratungen  gepflogen  wurden  *,  ander 
diese  plötzlich  auf  Anraten  und  nach  dem  Muster  England 
ihre  Schiffahrtsgeöet?se.  Durch  Gesetz  vom  8.  August  185 
liefs  sie   die  Erhebung   des  Rheinzolls    und  der  Rekognitiun 


»  Vgl  Jahresbericht  1847  S.  3;  1848  8.  10. 

«  Vgl.  Jahresbericht  1847  S.  3, 

■Vgl,  JahTe«bericht   1850  S,    4;  Schirges,   Der   Rhein    S.  1 
Kaadt,  Die  deutschen  Bitinenschiffahrtsabgraben  in  Vergangenheit 
Gecenwart  I   Die  Rhefnz«'»llf%  in  Zeitschrift  für  Binnenachififäirt  I  Sti 
Selostredeiid  blieben  durch  dioi^e  BeHstimmung  die  seitherigen 
gen  von  Zahlung  der  RekoL'nitionsgeböhreD»  wie  sie  Preu&en  gewf 
(Vgl.  oben  S.  30Ü,  301)  völlig  unberührt. 

*  Vgl  Jahresbericht  1850  S.  4  Anm* 

^  Vgl.  ZiromermaDDT  Gedchiehte  der  preurstsch -deutschen  Raii* 
deUpolitik  8.  157,  158. 

*  Vgl.  Zimmermann  a.  «.0.  8.  H02  und  Apercu  dp>  nroiKu 
nour  la  conclusiou  d'an   trait^   de  commerce  et  de  navi^' 
Etats    du    .Zollverein'^    et    le  Royaume    des    Pavs-Bas,    • 
bU  798. 
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gebühren  einstellen*  und  behielt  sich  nur  voi%  die  Abgaben* 
erhebung  für  die  Fahrzeuge  derjenigen  Staaten  wieder  ein* 
treten  zu  bisaen  ^  welche  etwn  die  niederlilndisrhe  Flagge 
inder  günstig  behandeln  würflen  als  ihre  eigene^.  Gleieh- 
eitig  wurden  alle  Transit  nbgJiben  im  Königreich  beneitigl. 
Nur  io  der  Erhebung  des  droit  fixe  wurde  dadurch  für  den 
Fall  niehtä  geändert,  dafs  die  Schifter  nach  den  Vorschriften 
der  Übereinkunft  von  1831  behandelt  zu  werden  wünschten. 
Doch  blieb  en  ihnen  freigestellt ,  ihre  Ladungen  nach  den 
allgemeinen  Landesgesetzen  in  Transit  ssu  erklären,  und  waren 
sie  dann  von  der  Zahlung  des  droit  fixe  wie  überhaupt  jeglicher 
Abgabe  entbunden. 

I  Wenig  später  führten  die  angebahnten  Verhandlungen 
aucli  unter  den  Zoll  Vereinsstaaten  zu  einem  greifbaren  lie- 
aultat.  Eä  wurden  nämlich  zwischen  den  Regierungen  von 
Baden,  Bayern^  Hessen,  Nassau  und  Preufsen  zunächst  für  die 
Periode  vom  1.  Oktober  1851  bis  Ende  185:i  folgende  Be- 
stimmungen vereinbart^ : 

L  Baden,  Bayern,  Breufsen  lassen  von  den  unter  der 
"Flagge  eines  deutschen  Uferstaates  auf  dem  vereinsländisclien 
Rhein  von  Emmerich  bi.s  zur  Lauter  beförderten,  der  ganzen 
Rheinzollgebühr  (nach  Supplementär- Artikel  XVI)  unter- 
worfenen  Gegenstfinden ,  die  bei  der  Bergfahrt  die  Zollstellen 
zu  Emmerii'h,  Wesel,  Ruhrort,  DlUseld^rf,  Köln,  Linz, 
ndernach,  Koblenz,  Mainz,  Mannheim.  Neuburg,  bei  der 
haifahrt  die  Zoll.Htellen  zu  Neuburg,  Mannheim,  Kaub, 
lenz,  Andernacli,  Linz,  Köln,  Diisaeldorf,  Uurhrort,  Wesel, 
Sder  eine,  oder  einige  dieser  ZolUtellen  passieren,  jene  Gebtihr 
für  ihre  bezieh ungs weisen  Anteile  an  den  bei  tlen  gedachten 
Zollatellen  vorkommenden  Hebungen  nur  zur  Hälfte  er- 
heben. 

IL  Hessen  und  Nassau  lassen  von  den  niimliclien  unter 
deutscher  oder  gleichgestellter  Flagge  fahrenden  (tegen ständen, 
welche  bei  der  Bergfahrt  die  Zollstellen  zu  Koblenz,  Kaub 
und    Mainz,    oder     eine,     oder    zwei     von    diesen    Zollstellen 


zu 
HAnd< 
Mffhal 


N: 


1  Vgl.  Jahresbericht  1850  S.  4;  Schirges,  Der  Rhein  8.209,  228; 
EheDus  IH59  S.  88. 

-  [nfolt^e  ciiesps  Ges.  j^ingeii  die  TiiedflrläiuliHfhon  Zollstplleii  Vrei^s- 
wyk-Tiel,  Goren m-Krimpt'n  später  mu  und  wnrtie  mir  jem*  v-^on  Lobith 
als  KoiitrollHtoll«?  beibflmltfn,  VgL  Schirge»,  Der  ßhein  S,  228; 
andereriieitü  Julircfibericht  1850  S.  4- 

"  V^l.  Abdnick  dt^rndben  m  Jubresbericht  1851  S.  2—4;  Schirges 
Der  Rhein  S,  234-2:^6:  Rbeiuis,  ls59  K.  84-92.  Hessen  und  Nastau 
wollten  der  Ermarriigun;^'  nicht  zn^timm«!!  und  liefsen  5*icb  nur  durch 
PreufHenR  Üro!iung,  ps  w*^rde  df*n  biMsUchfln  und  nagsaniichpu  Schiffern 
rdie  Bemlnstiguiig^en  ,  wie  sie  mif  den  übrig(?n  UheiauferaLwriten 
ie?^  Zollvercinu  vereinbart  ?»eicn,  verr^Jigmi,  zu  ihren  Zugt^ständnis^'^n  be- 
iregen. Vgl.  Schtrgea  ä  ä,  O,  und  Schanz,  BflÄin^chiffalirt  im 
|19.  Jahrhundert  8.  400  Anm.  229. 
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passieren,  jene  Gebühr  für   ihre  bezieh ungsweiden  Anteile 
den  bei  vorgedaehten  Zollatellen  vorkominenden  VenEoÜ 
nur   zu   zwei    D  r  i  1 1  e  i  1  e  n    erbeben.     Dieselbe   Ermüfsi  _ 
gewiihrt  Prenfsen  für  seinen  Anteil  an    dem  Kauber  Bergxi 

IIL    Die  5  Uferstaaten  hissen  aufserdem  von  einer  Reibf 
von  GegünstUnden,  die  seither  höhere  Gebühren  gezahlt  hjitt^ji, 
wenn  sie   unter   der  Fhigge   eines   deutsehen  Hheinutemtaai 
befördert  werden,  nur  ein  Viertel  und  von  Heringen  nar 
Zwanzigstel  der  Rlieinzollgebühr  hei  der  Bergfahrt  und 
fahrt  erheben. 

Auf  Grund  der  vorgedaehten  Bestimmungen  wurde  hiet^ 
nach  für  die  unter  deutscher  Flagge  fahrenden  Güter,  soweit 
sie  die  ganze  Gebühr  zu  entrichten  hatten,  an  Stelle  des  1845 
festgesetzten  Tarifs  ein  neuer  enuäfüigter  Rheinzolltarif  v<!r- 
einbart,  dessen  Sätze  auch  ihre  Anwendung  auf  den  Tmot- 
port  von  Bau-  und  Nutzholz  wie  auf  Flöfüe  fanden. 

Die  genannten  grofsen  Erleichterungen '  waren  in  onler 
Linie  für  deutsche  Schiffe  berechnet  Doch  blieb  von  vorn- 
herein vorbehalten,  sie  auch  für  solche  Artikel  eintrelen  m 
lassen,  welche  nicht  unter  der  Flagge  eines  deutschen 
Staates  befördert  wurden.  In  der  That  nahmen  die  franzö 
und  holländische  Fhigge  gleich  am  1,  Oktober  1851  an 
Zollermäfsigungen  vollkommen  teil,  Den  Niederlanden  wi 
sie  dann  durch  den  am  31*  Dezember  1851  mit  den 
Vereinsstaaten  abgeöchlosaencn  Handels-  und  Schiffahrtsvert 
der  mit  Eisenhalmangelegenheiten,  namentlich  dem  Anschlag 
der  Arnheim — Amsterdamer  Bahn  an  die  Köln — Mindener  Linii 
zusammenhing,  formell  zugesichert^. 

Demnach  galt  der  sog,  „definitive  Tarif  von  1845*  nur 
noch  für  diejenigen  Waren,  welche  der  Viertel-  und  der 
Zwauzigstel-Gebnhr  unterlagen,  sowie  für  den  Transport  voi ' 
Gütern  unter  nicht  begünstigter  Flagge;  der  Tarif  von  185 
aber  für  alle  Wanm  zur  ganzen  Gebühr,  sofern  sie  unter  d« 
Flagge  eines  deutschen  Rhein u fers taiites  oder  einer  gleicb-| 
gestellten  (niederländischen,  französischen,  belgischen)  Flagge 
auf  dem  Rhein  befördert  wurden,  alle  jedoch  unter  im 
übrigen  Muditikationen  über  gänzliche  und  teilweise  Be- 
freiungen*, wie  sie  die  Zollvereinsstaaten  unter  sich  auch  naeh 
1851  übten. 


■  Vgl.  Tabelle  S.  320,  321. 

-  Über  den  Abschhirf*  dea  Vertrasfs  vgl,  ZimmermauD ,  GejcKichi 
der  preufsischdeatst'heu  Handeli^politik  S.  392. 

Die    Artikel    desselban ,     soweit    »ie   för    die   Eheinachiffidirt 
ßelanff  sind,  finden   sich  abgedruckt  bei  Schi rg es.  Der  Rhein  fK  210 
big  220. 

*  Dieselbeo  finden  f«ic'h  oiu^cUHerslich  der  früher  8.  29%  ff. 
handelten  zusamniengesteilt  bei  Rhenus  lü^9  S*  yu— 95;  Schiri 
Üer  Rhein  S.  291  ff. 


XVIII  5. 


309 


Die  Vereinbarung  von  1851  behielt  auch  nach  1853  ihre 
Oekung  und  mit  ihr  blieb  die  ganze  Mannigfaltigkeit  und 
Versehietlenheit  der  Zollerhebungen,  wie  sie  iäieh  seit  1831 
unter  dr^n  einzelnen  Ufers taaten  herausgebildet  hatte*  Es 
fragt  sich,  warum  man  Inn  diesem  Wirrsal  aushielt,  warum 
man  nirht  schon  um  die  iMitte  des  Jahrhunderts  mit  den 
Khernzölleii  völlig  und  gründlich  aufräumte.  Abgesciieii  von 
allgemeinen  politischen  Bedenken  der  Regierungen,  hielt  man 
dies  von  mehreren  Seiten  iur  unzweekniafsig,  weil  die  mit  den 
RheifizölleQ  zu  bestreitenden  Ausgaben  für  Leinpfade,  Ufer- 
bau tcn,  Strom  Verbesserungen  sehr  bedeutend  und  aufserdem 
noch  ein<^  Reihe  von  Renten  mediatisierter  Fürsten  darauf 
angewiesen  waren  ^  Die  Ertrüge  der  Zölle  für  einzelne 
Staattm,  namentlich  für  Baden  und  Bayern,  reichten  schon 
ohnehin  nichi:  mehr  zur  Deckung  der  ihnen  erwachsenden 
Ausgaben  hin.  Um  diese  VcrhüUnisse  richtig  zu  würdigen,  ist 
zu  bedenken,  welch'  grofse  ♦SumnuMi  die  Rheinkorrektiou  im 
19.  Jahrhundert  verschlungen  hat.  Bis  zu  Beginn  derselben 
war  weder  vom  alten  Reiche  noch  von  den  Uferaniregern  allzu 
viel  für  Verbessening  des  Strombettes  und  des  Fahrwassera 
gethan  worden.  Wo  die  verschiedenen  an  die  Rhein ufer 
grenzenden  Regierungen  eingriÖen,  beschränkten  sie  sich  in 
der  Rege!  auf  Instandsetzung  und  Erhaltung  der  Leinpfade 
für  Menachen  und  Zugtiere ,  die  sieh  längs  des  Wasserrandes 
hinzogen*  Erst  nach  Beendigung  der  Freiheitskriege,  nach 
Aufrichtung  der  deutschen  Einzelstaaten  während  des  Wiener 
Kongresses  wnrde  der  Frage  der  eigentlichen  Rhernkorrektionen 
entschiedener  nither  getreten.  Sämtliche  Rheinstauten  hatten 
seitdem  schon  bis  zur  Mitte  des  Jahrhunderts  Millionen  aus- 
gegeben und  mufsten  damit  rechnen ,  dafs  auch  die  Zukunft 
älinliche  oder  gnifsere  Summen  von  ihnen  fordern  werde. 

Die  Verbessernng  des  deutschen  Oberrheins^,  vom  Austritt 
des  Stroms  aus  der  Scljweiz  bis  zur  Iiessischen  Grenze  darf 
in  Bezug  auf  das  Mafs  des  Eingreifens  in  die  natürlichen  Zu- 
stände, wie  auch  des  rrziehen  Erfolges  als  das  bedeutendste, 
einheitlich  dui*eligeführte  Strom  bau  werk  des  deutschen  Rliein- 
gebietes  bezeichnet  werden^.  Dort  am  Oberlauf  des  Flusses, 
wo  alljährlich  «lie  Niederungen  mit  Ortsehaften  durch  H<jch- 
Wasser  oder  infolge  von  Eiss topfungen  überschwemmt  wurden^ 
wo  grofse,  mit  fruchtbarem  Boden  bedeckte  Landstriche  immer 
mehr  der  Versumpfung  anbeimtielen,  war  ein  Eingreifen  von 
Menschenhand  gleich  anfangs  am  nötigsten  gewesen.     Der  ba- 


'  Vgl.  Meidinger,  Der  Rhein  S    44  Anm. 

•  Vj^L  zum  folgODileü  Imiiptsftchlich:  Der  Rhoinstrom  uad  seine 
wichtigsten  Nebenflüsse  H.  221—2^9 

^  Sie  ist  ausfulirÜeh  bebmidelt  tu  dem  III.  Heft  der  Beiträge  zur 
Hydrographie  des  GrofsherÄOgtums  Baden,  Karlamhe  1886. 


JlO 


xvm 


dische  Obertst  Tulla,  der  Jahre  lündarch  bemüht  gewesen  wät^i 
dem   Gedanken    einer   volUtändigen   Regelung   des    RbeinUui 
von  Basel   bis  zum  Neckar  zum  Siege  zu  verhelfen ,    verfafiitt 
1812    eine    bedeutsame   Abhandlung^    worin    er    die    N<^t   dei 
Rheinanwohner  eindringlich  suhilderte  und  zugleich  praktisch» 
Vorsehhige   zur  Abhilfe  eingehend  begründete.     Es  kam  noek 
in    demselben   Jahre   zu   einer  Übereinkunft   zwischen    Baden*, 
und  Frankreich  wegen  Vornahme  von  Durchstichen,  die  «wj 
wegen    Ausbruch    der   B^*eiheitskriege    nicht    recht    zur  Äut- 
tuhrung   kam,    der   sich   aber   Bayern    nach   Beendigung   der 
Kriegsjahre   1817  tliittig  anschlofs. 

Die  Arbeiten  waren  rüstig  im  Gange,  mehrere  Durchstich« 
schon  fertig,  für  die  übrigen  die  Bauvorbereitungen  getroffen. 
als  die  Ende  1826  gegen  die  F'ort^setzung  der  Geradel  ei  tu  ngi^n 
von  Preufsen  erhobene  Einsprache  das  Unternehmen  ins  Stocken 
brachte*  Dort  wie  auch  in  den  Niederlanden  und  Hessen 
wurden  nachteilige  Folgen  der  am  Oherrhein  vorgenommenen 
Korrtiktionen  für  die  unteren  Stromstrecken  befürchtet  ^ ,  die 
^'mh  zwar  später  als  völlig  unbegründet  erwiewen ,  deren  da- 
malige Aufserung  aber  auf  Grund  einer  neuen  Übereinkunft 
zwischen  Baden  und  Bayern  von  1832  das  Unterbleiben  einiger 
der  gröfseren,  geplanten  Durchstiche  veranlafßte. 

Indessen  waren  die  Verhandlungen  zwischen  Baden  und 
Frankreich  fortgesetzt  worden^,  die  zunächst  auf  Festlegung 
einer  sicheren  Grenze  der  Hoheitsgebiete  beider  Staaten  in 
dem  breiten  Gewirre  von  Stromarmen  und  Kiesbänken,  weiter 
aber  auch  auf  eine  planmäfsige,  gemeinschaftlich  durch- 
zuführende Regelung  de«  Flufsluufc»»  i^elbst  gerichtet  waren. 
Als  endlich  1840  der  Rheingrenzvertrag  zu  stände  kam  ^  war 
darin  eine  Grundlage  geschaffen,  auf  der  ein  Entwurf  über 
eine  durchgängige  Korrektion  des  Rheins  entlang  der  badisch- 
franzöaischen  Grenze  gemeinsam  aufgestellt  und  in  der  Folge 
ohne  erhebliche  Änderung  und  Unterbrechung  ausgeftlbri 
werden  konnte*.  Um  die  Mitte  der  siebziger  Jahre  war  da» 
A\'erk  vollendet,  und  der  Thal  weg  des  Rheins  von  der 
Schweizer  bis  zur  hessischen  Grenze  überall  in  die  durch  die  fl 
Uferstaateo  vereinbarte  Strombahn  geleitet,  Baden  hat  ftlr  " 
das  grofsartige  Strom  bau  werk  von  1817^  bez,  fUr  die  badisch* 
elöÄssische  Strecke  seit  1840  rund  40  Millionen  Mark  aus- 
gegeben ;  ungefähr  ebensoviel  haben  die  Aufwendungen  auf 
dem  Unken  Ufer  betragen. 


*  Vgl.  beiapieteweise  Freiherr  van  der  Wvck,  Der  Mittetrhein 
und  Mannheim  in  hydrotechuigcher  Beziehung,  Mannneilii  1825. 

'■^  Staatsvertnig  zwischen  Baden  und  Frankreich  wegen  Berichti- 
ffting  der  KheiDgrpnze  etc.  vom  30.  Januar  1827,  in  Meyer»  Staat«akti*ti 
K.  442—445   untl  dazu   Oppenheim,  Der  freie  deutddic  Khetn  S,  IS^ 

"  Vgl.  Der  Rheinstrom  S,  235»  236. 


'hein  ^M 

chti'  I 
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Auf  die  Stromstrecke  vom  Neckar  bis  zur  hessischen 
Grenze  obt^-halb  Worms  ist  noch  die  bayriseh-badische  Rhein- 
korrektion aiiägedebut,  deren  wiehtig^stejs  Objekt  der  Friesen- 
beimer  Durclisticli  war*  Soweit  der  KheJnlauf  sit-b  ganz  inner- 
halb der  Grenzen  des  GrofsherzogtuiiiM  Hessen  bewegte^  durfte 
mau  äieh  bis  in  die  Gegend  von  Miiinz  mit  der  Anlage  der 
Durch  stiel  le  „am  Geyer"  und  „am  oberen  Busch",  ira  übrigen 
mit  dem  Bau  von  ParaUehverkeü,  teilweise  mit  au  das  Ufer 
anschliefsenden  Querbauten  sowie  Buhnen,  die  rechtwinklicb 
oder  etwas  gegen  den  Strom  gerichtet  sind,  begnügen  ^ 

In  der  ganz  innerhalb  de.s  preufsiselien  Gebiets  gelegenen 
Stromstrecke  von  Bingen  tiis  zur  Reiehsgrenze  ist  die  um- 
fassendste Tliätigkeit  zur  Verbesserung  der  Wasserstrafse  ent- 
faltet worden*.  Wenn  auch  dorten  einige  Durchstiche  schon 
im  18,  Jahrhundert  vorgenommen  wurden,  wenn  auch  ani 
Binger  Lneli  Erzhincliof  Siegfried  von  Mainz  schon  zur  Zeit 
Heinrichs  IV.  und  das  Frankfurter  Handelshaus  Stockum  zu 
Beginn  des  17.  Jahrhunderts  durch  Beseitigung  von  Felsklippen 
die  Durchfahrt  verbessern  liefsen,  so  gehören  doch  die  meisten 
der  heute  noch  wirksamen  Bauten  und  Verbesserungen  erst 
der  Zeit  nach  181(>  an. 

Die  planmUfsige  Korrektron  der  Wassers trafse  begann 
auf  der  preufsischen  Strecke  nach  Abschlufs  der  Rheiuscbiff- 
fahrt^akte,  als  die  königliche  Regierung  in  der  Zeit  bis  1832 
die  Felsen  im  Binger  Loch  wegsprengeii  Ueis  und  damit  die 
jetzige  Breite  von  23—30  Meter,  statt  7 — 9  Meter,  dieses  Eng- 
passes gewann.  Es  war  der  Beginn  einer  langen  Reibe  von 
sehr  bedeutenden  Verbesserungen  des  Stromlauts,  mit  deren 
Ausführung  bis  in  die  Gegenwart  fortgefahren  wurde.  Die 
nach  Antrag  Preufsens  auf  Grund  der  Uheinschiffalirtsakte 
erstmals  1849  vorgenommene  Strombetahrung^  des  Rheins  von 
Basel  bis  in  die  Nordsee  durch  Wasserbaubeamte  sätmlicher 
beteiligten  Uferstaaten,  welche  die  „Beschaffenheit  des  Stromes, 
die  Wirkung  der  zu  dessen  Verbesserung  getroffenen  Mafs- 
regeln  und  die  etwa  eingetretenen  neuen  Hindernisse  einer 
regelmäfsigen  Schiffalirt  untersuchen  und  feststellen  sollte",  war 
der  Anlafö  zu  erneuter  Bauthätigkeit  im  Rliein.  Gleichen  An- 
stofs  zur  Erhöhung  der  Arbeitsleistungen  gaben  die  1851  er- 
folgte Errichtung  der  Rheinstrombauverwaltung  in  Koblenz 
und  später  die  1B80  beschlossene  Bewilligung  von  22  Millionen 
Mark  durch  den  preuisischen  Landtag  für  den  Ausbau  de» 
Rheins.    Im  Ganzen  sind  iu  dem  332  Kilometer  langen  Strom- 


p 


»  Vgl.  Drr  Rhciratrom  8.  245—247. 
«  Vgl.  o.  a.  O.  S,  256  ff.  und  248. 

'  Diese  Strom  befall  rimgeu   wiederh  ölten   sielj  dann  1861,  1874  tuid 
1885.    Über  die   amtlichen  RheiudtrombefahmDgen  vgt.  Rhenus  1B7S 

s,  m—m. 


lauf  zwischen  Bingen  utkI  der  Reiehsgreöze  errichtet:  an  BuhneQ 
107  Kilometer^  an  Uferdeck  werken  355  Kilometer»  an  Parallel- 
werken   23  Kilometer,      Die    Masse   der  «eit    1830    im  Sxm 
bett     gesprengten     und     abgeräumten     Felsen     belauft     »v 
auf  58  287  Kubikmeter,  wodurch  allein  ein  Kostenaufwand  vo! 
über  2  Millionen  Mark  entstand. 

Es  bleibt  noch  die  „Rheiogaustrecke**  zwischen  Mains  und 
Bingen,    lange  Zeit  die  schlechteste   der  ganzen  Wasserstrafee 
von    der  niederländischen  Grenze   bis   über  Mannheim   hinauf, 
obschon  hier  in  dem  sandigen  Strombett  mit  einlachen  Mitteb 
und  mäfsigen  Kosten  erreicht  werden  konnte,  was  in  der  Ge* 
birgsstrecke    zwischen    Bingen    und    St,  (ioar    nur    mit   Übe 
Windung  grofaer  Schwierigkeiten  und  sehr  bedeutendem  Kot^le 
all f wand    zu    schaffen    war.     Ihre    Regulierung  *    füllt    in    eim 
spätere  als  die  hier  behandelte  Zeit;  sie  ist  das  jüngste  8 Iroii 
bauunternehmen    am    Rhein    und    hat   ihre   eigene  Geschieh 
Jahrzehnte    liindurch   standen    Klagen   über   die   mangelbaJtei 
Fahrwasserverhltltnisse  dieser  Linie  auf  der  Tagesordnung  d 
Sitzungen  der  Centralkonimission;   allein  die  Regierungen  rl 
beiden  Uferstaaten,    das  Grofsherzogtum   Hessen   und   Herzo; 
^  tum  Nassau,  vermochten  sich  über  die  Mittel  zur  Abhilfe  ntchl 
zu  verständigen*.     Als    auf  Grund   des  Gutachtens   der    tec 
nischen  Strombefahrungskommission  von    1849  abermals  kein< 
Vereinbarung  erzielt  wurde,  veranstaltete  die  Centralkommissioi 
1854    eine    wiederholte  Untersuchung   der  Strorastrecke  d 
eine  aus  Wasserbautechnikem  der  Uferstiuiten  gebildete  Km 
mission,  welch  letztere  sich  mit  der  Prüfung  der  Projekte  um 
der    zwischen    den    Teclmikern    der    beiden    nächstbeteiligtei 
Staaten  bestehenden  Meinungsverschiedenheiten  befafste^.  Dank 
solcher  Vermittlung  der  Centralkommission  kam  es  1856  zum 
Abschlufs   eines  Vertrags   zwischen  Hessen    und   Nassau,    d 
sich  indes  zunächst  nur  auf  die  Strecke  von  der  ersten  Htroi 
Spaltung    unterhalb    Mainz    bis   Niederwall uf  bezog    und    bii 
1860  zur  Ausführung  gebracht  war.     1863  kam  wegen   Kegu- 
lierung    stromabwärts    bis  Geisenheim    ein    weiteres    Überein- 
kommen zu  Stande,   das  bis  1866  verwirklicht  sein  sollte,  d 
Arbeiten  aber  noch  unvollendet  waren,  als  die  Ereignisse  vorf 
Jahre  1866  einen  Stillstand  des  Unternehmens  mit  sich  brachten. 
Der  Wiederaufnahme   der  Arbeiten   tratt^n   die   Bewohner  do» 
Rheingaus   beschwerend    entgegen,    teils   in    der    romantische] 
Sorge   wegen  Beeinträchtigung   der  landschafdichen  Schönhetl 
des  Stromesj  teils  weil  sie  durch  die  erwarteten  Verlandungea^ 
die  gesundheitlichen  Zustände,   den  Weinbau  und  den  Klein- 


leü 

'S 


*  Vgl  Der  Rh*^instrom  S.  250-252, 
2  Vgl,  z.  B.  Oppenheitnt  Der  freie  deutache  Rhein  S.  161,  16 

*  Vgl    Rhenus  1875  S,  85. 
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rerkehr   mehrerer  Uferorte   für   bedroht    hielten  *,     Ihre    Be- 

lachwerden  wurden    1880   zum   Gegenstand   einer  eingehenden 

[^Untersuchung  gemacht,   rn  deren  Folge  Preiifsen  und  Hessen 

ßr  die  Regulierung  des  Rheins  zwischen  Mainz  und  Bingen 

riüen  Vertrag  fechlosaen,  der  den  wenigstens  teilweise  begrün- 

fdeten    Reklamationen   abhalf  und  in    den  Jahren    1885 — 1889 

Bum  Vollzug  gebracht  wurde. 

Was  allein  die  preuföisehe   und  vor  1866   die  nassauische 

iBegierung  in  der  Zeit  von  1831  bis  1889  für  die  Regelung  des 

IRheins  ausgegeben  haben,  beziffert  sich  auf  beinahe  60  Millionen 

iMark;     der    Aufwand    Hessens    beträ;^!    etwa     10    Millionen. 

I Nimmt  man  dazu  die  in  der  gleiclien  Zeit  für  die  Korrektionen 

fvon  Baden,  Bayern,  Frankreich  bez.  Elsafs- Lothringen  and  die 

ir   die  Was  Hers  traf«e    des  Rheins   von  Holland   ausgegebenen 

Lösten,  so  ergiebt  sich  die  bedeutende  Summe  von  etwa  250 

lillinnen   Mark ,    worin    die   Hafenbau  kosten    noch   nicivt    ein* 

aeirriffen  sind. 

Genauer  beretdmet  betrugen  die  Aufwendungen  eUratlicher 
[Rheinuferstaaten    für  Verbesserung    des    Fahrwa^ssers,    Strom- 
iTegulierung    und   Uferschutz    nach   den    Angaben    der   Jalu'es- 
[T>erichte   der  Centralkommission,    wie   sie  R.  van    der  Borght 
(Rhein-Seeschiffahrt,  8.  1,  2)  zusammenstellt: 
^  1831  —  1850  30087395,21  Mk. 

^B  1851—1870  91030062,57     - 

^^^  1871—1890  106825520,0(1     ^ 


234548  078,74  Mk. 
Dieae  Summe    bleibt   noch   etwas  hinter  der  Wirklichkeit 
iBurlick,  da  für  die  Niederlande  erst  seit  1837»  für  Nassau  seit 
1838,  für  Baden  seit  1839  die  Ausgaben  eingerechnet  werden 
onnten  *, 


^0 

^r  i  Vgl  RhenuB  1875  S.  170-188  und  Petition  vop  den  Vorständen 
^Bder  Gtriieiiiden  uud  Bewohnern  des  Hheinpaua^  betitelt:  Die  Rhein- 
^^negulierung  von  Main»  bis  Bingen  (Gedruckt  in  Mainz,  H,  Priekarts) 
^K)esember  1879. 

^^  -  In  den  einzelnen  Jahren  betragen    die  Ausgftben  der  Eheinufer- 

fltaateu  {laut  Jahresbericht  1844  ff.): 

1831—1844  (für  dir  Niederlande  seit  1837,  Naasau  18S8,  Btiden  1839) 
19  ol:J  529,71  M. 


2  474  186.80    - 

3  7  L^  900,50  - 
3  24U  796,80  - 
2  703  532,80  - 
2547  264—  - 
2492184,54   - 

2  790  102.21    * 

3  827  100,52  - 
3^30535,22  - 
3159108.06  - 
3863434,22  - 
3591006,18  - 
2940355,36  • 


1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 


8  eS.'V  991,30  M. 

3  760195,40  - 
8513  369,40  • 
4640552,29  * 
5138095,71  - 

4  232144,54  • 

5  28017S,32  - 

6  118157,74  . 
6  548  385,72  - 

6  563  811,11  * 

7  193  318,80  - 
6  644  590,77  - 
4  215  629,70  - 
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Dafs  alle  im  Ulieine  vorgenommenen  Strorabauten  in  erster 
Linie    die  Ausbildung   einer    guten  Wasserst rafse  bezweckten^ 
wird   niemand   leugnen;   dafs   in  der  That  durch  die  Korrek- 
tionen das  Fall  r Wasser  auf  der  ganzen  Stromstrecke  wesentliche 
Besserungen  erfahren  bat,  ist  gelegentlich  der  von  der  Central- 
kommission  veranstalteten  Strombefabrungen  durch  eine  Kom- 
mission   von    Waaserbaubeaniten    der    Uferstaaten    wi»?derhol 
ausgeaproehen    worden    und    auch    sonst    genügend    erweiÄlicli 
Die  Zahl  der  Unßllle  *j    die  Jahr   für  Jahr  gemeldet    werdci 
und    die   sich    bei    einem   starken  Flufsverkehr  nicht  alle  ver- 
meiden   hissen,    hat   sich  trotz  schnelleren  Fahren»  und  in 
siverer  Belebung  der  Wasserstrafae  bedeutend  v*ermindert.    Di 
Auflaufen    ron  Schiffen   auf  neugebildeten  Stöcken   und  Sand 
bänken,  auf  Steinen  und  Kieslagerungen,  das  zu  Anfang  de» 
19.  Jahrhunderts  nicht  wenig  Fahrzeuge  zum  Seheitern  brachte^ 
ist  ffist  gaiiÄ   verschwunden.     Ja,    seitdem   man    sich    bei  der! 
Strom befahrnog   von    1861    erstmals   über  die  Fahrwassertiefi 
verständigte,  die  sich  bei  gewöhnlichem  Niederwaaserstand  io 
den    verschiedenen  Strecken   nach  Lage  der  Stromverhältnisne 
erreichen    liefse-,   ist   der  Rhein  durch   künstliche  Einwirkung 
für  immer  gröfsere  Schiflc  und  Lastkähne  mit  stet*  gesteige 
Ladefähigkeit  fahrbar  geworden®. 


! 

4 


Die  Donkstchrift  über  äk'  Htrnmü  Memel ,  . .  Rhein    8.  321)  bezil 
die  Aiifwendiin^eii  alk-r  R Kein u ferst itaton  von  18-^1  bis  LS66  höher  ali^ 
obenBteliendfn     Zahlen,     iirimlich     auf    114  400000    Mark.      Vgl.     oo 
Svmphfir,    Der  Verkehr   auf   dputsclieii  Wasserstraf^en  1B75  und  18851 
(BVrlin  1891)  8    14   und   van   der  Borght  ».  a.  0.  8-  2  Anm.  2;   Dii- 
fournj,  Der  Riieiii  8.  10-17. 

^  Die  Akten    über  Handel   und  Verkehrswesen»    Bowie   die  Rhetn 
flchiffahrtsakten    des    Mainzer    Arehivs   geben    darüber    zahlreiche,    ttisj 
einÄeluo  gehende  Kachrichten.    Die  Jahresberichte  der  Central  komm  iMionJ 
bringen    regolmäfrtic  Zui^ammenstellungen  der  llnfatle,    die  j?ich  jeweili] 
im  vetgaiigenen  Jalire   auf  dem   ganzen  RheinRtrom   seu^etra^en  haben. 

-  Selbstredend  kniinen  alle  Regulierung^!! arbeiten  die  Wa^semiiUMieii 
nicht  beliebig  vermehren  und  die  Nachteile  niedriger  Wasserstande, ' 
wie  sie  alljährlich  zeitweise  mehr  oder  nunder  8tark  fühlbar  werden^ 
ausgleichen.  Die  Jahrer-berichte  der  Centralkommisdion  geben  regel* 
mäisige  Nachrichten  über  die  Wa^^serstände  in  den  einzelnen  Jahren, 
Für  die  zurückliegenden  Jahrzehnte  zu  Anfang  des  19.  SÄkulums  ent- 
halten die  Akten  de&  Mainzer  Archivs  üichatzenswerte  Aufzeichnöngeul 
über  die  Wasserverhältnii*5ie  im  Mittelrheiij.  J 

^  Die  Gröfi^e  nnd  Tragfähigkeit    der  Schiffe  ist  auf  dem  Rhein  io| 
steter  Zunahme  begriffen.     Während  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr-j 
huxjdertB  die  meisten  deutschen  Rheinschifte  eine  Länge  von  110 — 112  Fufi' 
und  eine  Breite  von  16  Fufö  bei  einer  TragfÄhigkeit  von  200—400  Totineo 
hatten»  besitzen  die  «eil  den  OOer  Jahren  gebauten  ei**ernen  Rhein9<*htflV^ 
weit  grcjfßere  Abmessungen,  so  dafs  sie  gewöhnlich  1500  Tonueti  lidoi 
können.     Die  neuesten  Fahrzeuge  haben    sogar  eine  Ladefähigkeit   bi» 
zu  2100  Tonnen    bei    einer  Länge   von  94  m    und  einem  Tiefgang  von 
2,7  m  in  beladenem    Zustand.    (Vgl.  Schwabe»  Die  Entwicklung   der 
deutschen  Binnenschiffahrt  8.  13.) 
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Aber  die  Strombauten  sind  in  ihrer  Wirkung  dodi  aueb 
dem  Uferschutz  zu  gute  gekommt-u,  der  künftig  nur  noub 
mäfsige  Kosten  erfordert;  sie  habi^ii  ganz  Ijedeutend  die  schäd- 
lii'hen  Wirkungen  der  Ho€hwas*?er  abgescLwiicht,  Lebim  und 
Eigentum  der  Anwohner  gegen  die  Anascbreitungen  des 
StromeÄ  ge.sichert  und  die  Gesund lieitsverbiilttHSöe  in  den  nieder 
gelegenen  Hheinorten,  die  früher  viel  zu  wünschen  übrig 
licfsen,  merklich  verbessert ^  Durch  die  Regulierungsarbeiten 
sind  aufserdem  auch  weite  Flächen  Landes  gewonnen  und  teil- 
weise schon  angebaut  worden.  Für  die  badische  Khein- 
niederung  allein  ist  die  Werter böhung  de:*  Geländes  hIjs  Folge 
der  durch  die  Rhein kurrektion  geschatlenen  günstigeren  Be- 
dingungen auf  39  Millionen  Mark  berechnet,  denen  nur  40 
Millionen  Aubhigen  für  die  vorgenommenen  Arbeiten  gegenüber 
stehen. 

Es  wäre  daher  Unrecht  gewesen,  die  aufgewendeten  Koöten 
fortdauernd  von  Handel  und  Sehiftahrt  zurück  zu  verlangen, 
die  gar  nicht  ausHchliefslich  Vorteile  au«  denselben  zogen '". 
Aufaerdeni  war  unschwer  einzuöeheu ,  daf»  die  Erleichterung 
und  Vcrbdligung  des  Rhein  verkehrt  dem  gesanUen  wirtächaft- 
lichen  Leben  und  Treiben  nützte,  dii^A  ja  in  letzter  Linie  den 
zunächst  betroffenen  Schiffern  und  Händlern  doch  wieder  die  er- 
h(diten  Konten  abnobraen  mufste^.  Eine  günstige  volkswirt- 
scliaftliche  Allgemeinbilanz  war  aber  viel  nötiger  und  richtiger 
als  jeder  fiskalische  Einzelgewinn. 

Derartigen  Gedanken  konnten  sich  die  leitenden  Kreise  seit 
den  fünfziger  Jahren  um  so  weniger  verseldiefsen,  als  um  diese 
Zeit  die  Eisenbahnen  den  Verkehr  mehr  und  mehr  an  sich 
zogen  und  die  Rheinstrafse  zu  entvölkern  drohten^.  Auf  dem 
Oberrhein  waren  ^eit  1855  die  Warenzüge  durch  die  Kon- 
kurrenz der  Schienenwege  fast  vollständig  verschwunden, 
war  die  „grofse  Sehiftahrt^*  nahezu  eingestellt  worden'^*  Auf 
dem  Main»  dem  gröföten  Nebenflusse  ^  war  die  seit  1842  mit 
Erfolg  betriebene  Dampfschiffahrt  durch  die  Entwicklung  der 
Eisenbahnen  in  solche  Bedrängnis  geraten,  dafs  man   1858  auf 


'  VgL  namf^nttich  fiir  den  Oberlauf  die  Aastuhrungen  in  ^Der 
Rheinatrom"  S.  236  ff.^     ,        , 

-  Für  den  Oberrlit^in  ist  die  Fahrwassertiefe»  die  für  die  Schiffahrt 
in  erster  Linie  wirlitig  ist,  überhaupt  nicht  verbejssert  worden.  Vgl. 
Willgerodt,  Die  Sehitlahrt^verliftltniHHe  deu  Rheins  S.  8. 

^  Inwieweit  sieh  die  D  ampfsie  hiffahrts  geselle  eh  aften  die  ffeisabllen 
Abgaben  von  ihren  Frachtgebem  wiederert^tatten  liersen,  schildert  bei- 
»pielswoifle  VerwaltungBbericht  der  General versmnmluDg  der  Dampf- 
ftehiffahrtsgeaeUschaft  für  Nieder-  und  Mittelrbein  1856. 

*  Über  die  aufaerordentlich  sehn  eile  Ausdehnung  des  deutschen 
EiMönbahnnetzea  seit  den  fünfziger  Jahren  vgL8ering,  Geschiehie  der 
Eisenzdlle  8.  10:3.  Dcntsehland  liatte  1853  6^20  und  1864  bereit«  13015 
Kilometer  Eisenbahnen.     Vgl.  auch  oben  8.  29L 
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ihre  Fortfülirung  ▼ersichten  mufete^.  Sollte  es  auf  den  ttbri^ 
Teilen  de8  Stromgebietes  nicht  zu  ähnlichen  Erschetnojii:« 
kommen^  so  mufste  man  vor  allem,  wie  dies  die  SchlflSiinilttr- 
nehmer  seit  Jahrzehnten  forderten  ^^  die  Belastungen  besettigfo 
und  vermindern,  welche  die  Benutzung  des  Fahrwasser»  iiock 
immer  in  so  hohem  Mafse  erschwerten.  Denn  dafa  die  ELseo- 
ötrafsen  die  natürlichen  Wasserwege  vollkommen  erftetzen 
könnten,  dafg  man  auf  Pflege  der  letzteren  bald  völlig  ver- 
zichten dürfe,  wollten  «elbst  von  den  wärmsten  Freunden  der 
Bahnen  nur  die  wenigsten  glauben.  Wie  die  Mainzer  Haudeili^ 
kammer  in  ihrem  Jahresbericht  für  1861  beinahe  proph 
ausführte •*,  bilden  die  Wasserstrafäen  „nicht  nur  die 
wendige  Ergän/,ung  der  Eisenstrafsen ,  sondern  auch 
einzige  Gegengewicht  gegenüber  dem  thatsächliehen  Monop 
derselben.  Der  Ilaiidel  suclit  fUr  die  grofaen  Transport]iijift»eD 
stets  die  Wassenitnirsen  auf,  und  die  Eisenbahnen  weHen 
wenig  im  stände  sein,  den  O Uterzug  zu  ihrem  Alleinbesitz 
machen,  dafs  vielmehr  umgekehrt  die  durch  Ausbildung  d 
Eisenbahnnetzes  erhöhte  Produktion  die  Anlage  von  kiim 
liehen  Wasserstralscn  für  den  Transport  der  Rohmateriali 
neben  den  Eisenbahnen  hervorruft" 

Wollte  man  diese  Entwicklung  nicht  länger  hemmen  um 
verlangsamen,  so  mufste  man  auf  die  Erhebung  der  Zöl[ 
möglich>it  bald  verzichten.  Dafs  dies  ein  wirksames  Mittel  z^ 
Hebung  des  geschwilchten  Rh  ein  Verkehrs  war,  Imtte  mau  185 
gesehen,  wo  sogleich  nach  Minderung  der  Abgaben  sich  dei 
Verkehr  aus  den  Niederlanden  mehrte  und  viele  Guter,  dit 
früher  auf  der  Eisenbahn  befördert  wurden,  sich  nunm 
wieder  der  Wasserstrafse  zuwandten*.  Aber  die  Erleichtai 
von  1851  war  noch  nicht  durchgreifend  genug  gewesen,  hat 
auch  bei  der  (irtlich  verschiedenen  Handhabung  der  Erhebu 
natürlich    nicht   einheitlich  auf  allen  Strecken  wirken  köi 

Betrug   doch    beispielsweise    der    Rheinzoll    von    Gütern     

für  die  Transporte  der  beiden  preufsi sehen  Dampfst  hiffahrts 
Unternehmungen  28537  Rthlr. ,  für  den  Verkehr  der  Duss«*l* 
dorfer  Gesellschaft  allein  im  Jahre  1855  noch  120«)0  Rihlr., 
die  von  den  Versendern  als  Zuschlag  zur  Wasaerfracht  su  er- 
setzen waren*,  wobei  der  Zuschlag  freilich  in  manchen  FllleQ 


'  Vgl.  die 
im  19.  Jahrhunv 


»betriebe  mI^| 


1e  Darstellang  bei  Sc  haus«  Die  Ma 
-214.    Auch  die  Dampfscbiff&brtsbetriebe 
Neckar  nml   ^^'  <n.tvk  wufdeii  ioiiner  wiaoiser  lobseiid. 

*  V^l  wehe  Verw«ltitag8beriebt  dm  0eiiermlf«i«aaMnlwii 
der  D.  G    r...  uad  MitletTlidii  184«, 

•  H       I      NAiumor  2u  Mainz  S.  46,  47. 

♦  \  -      J  Arin.^b.  r?vht   1S51   &  lÄ. 

•  VjcL  Wr'  it  der  GeD^rAlTersammian^ 
Ktedt»r-    uad  Mii  und    Deuk-ncbrift    in    S^cm 

8.  U,   U»  Aula^fü  1  b,  c,  d. 
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die   Fracht   selbst    überstieg.     Und   dabei    trat  die   Belastung 

der  Güterachiffahrt  gerade  bei  diesen  beiden  Grojäellsc haften 
wenifcer  grell  hervor,  weil  ihre  Transporte  sich  viel  innerhalb 
Preufsens  und  Hollands  in  den  vom  HheinzoU  betreiten  Grenzen 
bewegten.  Noch  schmerzlieher  wurde  die  Kekognilionsgebuhr 
empfunden,  die  namentlich  die  Personendanipfsehiftahrt  wegen 
ihrer  Schnelligkeit  und  der  Orölse  der  durchlaufenen  Strecken 
in  einem  Mufs*^  traf,  das  man  bei  ihrer  ursprünglichen  Festsetzung 
kaum  vorgesehen  oder  beahsichtigf  hatte  *,  Dii*  Ausgabe  an  Re- 
kognitionä^gelviiliren  der  Kölner  und  Düsseldorfer  Unternehmung 
betrug  beispielsweise  im  Jahre  1854  zusammen  15  733  Kthh\, 
die  der  (Tesellschaft  für  den  Nieder-  und  Mittelrhein  allein 
belref  sich    1855   auf   6800  Kthh\    oder    mehr    wie  T^  r. «  o  der 

,  ganzen  Einnahme    und  beinahe  1*  2*^a  vom  (ieschilftskapital*. 

""'*«%  Jahresrente  für  Steuerauflage  von  den  blofsen  Schiffs- 
körpern liefa  sieh  vielleicht  verteidigen  in  einer  Zeit,  da  die 
Peröonendampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  gleichsam  ohne  Kon- 
kurrenz war,  aber  nicht  mehr,  nachden*  der  immer  schsirfer 
werdende  Wettbewerb  der  Eisenbahnen  dieses  Monopol  längst 
gebrochen  hatte  ^. 

Obwohl  alle  diese  nicht  von  der  Hand  zu  weisenden  Er- 
Ägungen  immer  mehr  an  Boden  gewannen,  un<l  selbst  im 
Schofse  der  Centralkommission  seit  1852  wiederholt  der  Wunsch 
nach  weiteren  Erleich Icrungen  der  Rheinzölle  immer  dringlicher 
laut  ward^  begntigte  man  sieh  zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  zunliehst  noch  mit  geringfügigen  Ände- 
rungen in  der  Kla-ssüikation  der  Waren*.  Erst  1855  wurden 
bei  der  Centralkommissiun  ernstliche  Verhandlungen  wegen  einer 
weiteren   allgemeinen  Ermäfsigung  der  Abgaben    angeknüpft*, 


»  VgL  Denkschrift  in  Sachen  der  RJieinschiffahrt  8.  15—18,  Etwas 
weniger  wurde  die  SchloppdftmpfschiflTahrt  durch  die  Rrkoenitions- 
pebühr  be«cliw*»rt,  obsehon  aucli  sie  viplfach  über  d^^ren  Erhebung  zu 
Klag-en  harte.  V^L  Denkschrift  dei*  Verwiiltun^artits  äe»  Maiiiifier 
8chlep|KlampfKi'liiffahrtHvi?rt'mK  von  1856  8.  7. 

■^  V'j^L  Denkschrift  in  Sachen  der  Rheinschiffuhrt  Anlagen  2a»  b» 
c,  d;  Verwiiitungsbericht  der  Generalveraamiiilung  der  D.-G»  für  Nieder- 
und  Mittelrhein  l><56  Zu  diei^ei»  Summen  kamen  dann  aufserdem  das 
in  JiauHch  und  Bogen  mit  15  Ceiitnern  atigtisf^tiste  Detroi  auf  Paaeagier- 
offekteTi,  wii*  vs  damals  immer  noeh  in  Mannlieim,  Mainz  und  Kaub  er- 
hoben wurde  und  die  nieht  unbetrfirhtlicheu  Bruekenduruhhifsgebühren» 
VgL  Denkj^elirift  in  Saehen  der  Hhein*^ehi (fahrt  8.  10—21,  Anlagen 
3  tt,  bt  e,  4, 

*  Wie  sehr  sich  die  Verhilltniaae  damaJ«  suge^pitzt  hatten,  zei|ft 
die  pingehende  ZuftauiuienHtellunjLJ:  der  Dftmpfschiffanrti«^  SehleppÄchiff- 
fahrts-  find  S<>;»;elKeh(iTahrLHfra€hteji,  ein?*ehliefälich  der  zur  Kruehuög 
kommenden  lihi'inzi'dle,  und  der  Tran  Sport  ko:*teD  von  (intern  auf  den  mit 
defn  Rtiein  kuukurnereuden  Eäsienbnhulinien  in  Denk»ehrift  in  Sachen 
diT  Rheinschiffftlirt  S.  11  —  14  und  Aidagen  5—8. 

*  Vgl    Jahresberiehf  1854  S.  S;  185.5  S.  18. 

^  VgL  Jahreftberieht  18.55  S.  19;  1859  S.  IX;  Denkschrift  der 
Grof^b.  bi^d.  Regierung  vom  Januar  1859  (Rheinzölle  8.  1);  Denk^brift 
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die   endlich    nach    fünf  Jahren,   als    es    immer  durchsichtiger 

wurde ^    dafs    mit    Beseitigung    oder   Beibehaltung   der   all^ie^ 
kömmlichen      Kelastungcu      die      Rheinschiftahrt      unter     lienl 
neuen    Verhältnissen     stehen     oder    fallen    werde,     zu    einem ^ 
Resultate    fülirten.     Nach  Beschlufa  einer  zu  Karl^^ruhe  lagea-  - 
den  Konferenz,    auf  der   sänitliclH?   deutsche  Rheinuferstaateal 
vertreten    waren,    wurde  ara  12.  Dezember    1800    vereinbart*/ 
dafs  unter  Aufrechterhahung  aller  bisherigen  Befreiungen  von 
1.  März  18(51    an   von   den    auf  dem  vereinsländischen   Rhein« 
zwischen  Emmerich  und  der  Lauter  oder  über  diese  Endpunkt 
liinaua    beförderten ,    der   ganzen    und    der  Viertelgehiihr    d*ill 
RheinzoUen    unterworfenen  Gegenständen*  Bau-    und  Nutzholi 
jedoch   ausgenommen,    sowohl   in    der  Berg-    als  in  der  Thül- 
fahrt: 

a)  für  die  beziehnngsweisen  Anteile  Badens^  Bayerns, 
Preufsens  an  der  Rheinzollerhebung  nur  Vi«  des  Normauialses 
der  ganzen  Bergzollgehiihr, 

bj  für  die  Anteile  Hessens  und  Nassaus  nur  ^/«  desaell 
Normalsutzes   erhöhen  werden  solle. 

Der  Kheinzoll  sank    dadurch    bei  denjenigen  Gütern»    dij 
der   vollen  Gebühr  unterlagen,    für  die  ganze  über  80  Meilen 
lange  8lrecke   von    der  Lauter  bis   Emmerich  auf  20,59  Cen-^ 
times    oder    5    Kr.    3    Pfg.    pro    Zollcentner,    betrug    milhil 
23^y4    Centimes     weniger    als     die    seitherige     Viertelsgebuh 
der     Bergfahrt     und     9,00    Centimes     weniger     als     die    h\$ 
herige  Viertelsgebübr  der  Thalfahrt,     Der  Zoll  w^ar   damit  il 
der   ganzen  Gebühr,    w^omit  die   bisherige  Viertelsgebühr  ver 
schmolzen   war,    auf   *  s   des    konvcntionsmäfsigen  Satzes    de 
vollen  Gebühr  der  Bergfahrt  und  annähernd  auf  ^a  desjenige 
für  die  Thalfahrt  herabgesunken.     Wie    merklich  dadurch  di 
Einnahmen    der   betreffenden  Uferstaaten    zurückgingen,  zeig 
eine  Vergleichung  der  Zolleingänge  von   1801  und   1860*. 


der    Grofsh.    hea».    Regierung    vom    Juni    1859  (RhfinioUp    8,  8.5); 
merkunge»   der  Grofah,   bad.  Regierung   vom  September  1859    stur  h. 
Denkflehrift   (RheinÄÖlk^    S.    Hl);    Protokolle    der   deutHcheo    \i 
Staaten  vom  16,  Novembi^r  185lMRl><'inz51le  8.  128);  Antrac»  ^'  n} 

Februar  1M60  im   preuTs    Abgeordnfitenhauset   betr.  der  Kneiiizuür  und 
des  LotfieiizwiiDgs  (Rlii^iiizi>llt^  S.  135), 

'  Jahresberi€lit  lÖtiU  8.  VI,  VIL     Vgl  Tabeüi*  8.  320.  32L 
"^  Infolge    einer    unter   den    Regierungen    der   Maituifer^ajiteit  g^ 
tro treuen  Übereinkunft    vom  16.  Mäi  18*51   fand    eine    der  HerabsfrtjHing 
dt^r    Rheiö9ehi(Tahrtsgebüliren     ent«| »rechende     Ermäfsigtinff     der    Maiu- 
schiffabr {»abgaben  rttatt,   welche  i^eit  dem  L  August  1861   in  Kruft  tml, 
Vgl-    Jahresbericht   18H1    S.  XV    und  Schanz,    Die    MainÄohiffahrt    ig 
19.  Jabrbundert  8.  215  if     Die  Neekarschiffahrtaabgabeu  sind  im  .Uhu 
1h61  dureh    badisobe  Verordoung    vom    20.  Februar   1861    ebenfalls  b« 
deutend    ermöfsigt   worden.     Vgl.  JabreftbenVht  1861  8.  XV.     Auf  d** 
DonaU'Mainkanal    ist    «^eit   dem    Iti    Milrz  1861   infolge  Beschluwscs   da 
köuigU  bayr,  Regierung    eine  Ennäfalgung   der   Scbitfahrtsabgaben  eiö^^ 
getreten,    oarh    welcher  die  Güter»    Ton  denen  froher  0,2  Kfeu£or  pro' 
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Die  Zolleitinalimeii   im  Jahre  1861  betrugen  gegen  1860* 


be*  df^ni  Rhcitizoll- 
erJiL'buug^ainte 

Alt-Breisat'li 

HtraCsbui"^    , 

Neiiburg 

MaiinlieiDi 

Main^ *     . 

Kaub       . 

Koblenz 

Emmericli 

Bei  den  prenföischen  Binnen- 
ämtern     


mehr 
fris.      cts. 

212     76 


frs. 


weniger 


815 

588 
74  636 

111874 
245  291 
156  291 
386  822 

3  340 
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Ira  ganzen  weniger     979  449  frs,  59  et»* 

Diesen  bedeutenden  Ermäfsigungen  de»  Rhein octroi  folgten 
im  Jahre  1862  als  weitere  der  Sehiflahrt  dnrgebotene  Be- 
freiungen und  Erleichterungen  die  Aufhebung  der  üurchlafs* 
gebühren  an  den  auf  dem  Rhein  bestehenden  Sehitf brücken 
und  die  Mögliehkeit  der  Voraasbezahlung  der  Abgaben  für 
weitere  ^Strecken '^^  Damit  war  das  vom  Handels-  wie  Schiffer- 
Stande  erstrebte  Ziel  der  völligen  Beseitigung  der  Rheinzölle 
wieder  etwas  näher  gerückt,  und  die  wohlthätige  Rückwirkung 
all  dieser  Mafsregeln  auf  den  Betrieb  der  Scbißahrt  wurde  all- 
gemein und  dankimr  anerkannt*. 

t  Freilich  durfte  man  anf  dem  einmal  beschrittenen  Weg 
nicht  mehr  stehen  bleiben,  Während  jedoch  die  im  Jahre 
1863  gepflogenen  Verliandlungen*  über  Versetzung  sämtlicher 
Gegenstände  der  zweiten  Gebüb renklasse  in  das  Verzeichnis 
der  zollfreien  Gegenstände  erfolglos  blieben ,  gelang  es  nach 
Beendigung  der  ausgebrochenen  Zollvereinskrisis  gelegentlich 
j  der  Erneuerung  der  Ve reins vertrage ,  Nassau  und  Hessen- 
Darmstadt  zu  der  von  den  übrigen  Staaten  gewünschten  vv^ei- 
teren  Herabsetzung  der  Rheinzölle  zu  bestimmen.  Am  12.  Ok- 
tober 1864  einigten  sich  die  deutschen  Rheinuferstaaten  ober 
folgende  allgemeine  Ermäfsigung  der  auf  ihren  Stromstrecken 
zur  Erhebung  gelangenden  Rheinächiilahrtsabgaben  ** : 


C«?iitner  erliobeii  wurdet  nur  einer  Abgabe  von  0j5  Kreuzer  unterworfen 
wiiren.  Vgl.  Juhresbericbt  1«61  8.  XVL  Auf  dvi  Mosel  t*iwd  die 
Schilfkhrti^iibguben  aeit  dem  1.  Oktober  1^62  giinzlich  beseitigt  Vgl, 
JalireBbericIit   1862  S.  X. 

*  Die  Tttbelh'  ist  entuommeu:  Jahresberiebt  1861  S,  X- 
^  In  welcliem  l^mfai^e  von  der  seit  dem  L  Juli  1862  eingefuhrteij 

Freiheit  der  V*iniuH<^ntriflitung  der  Seliiffahrtsabgiiben  Oebniuch  ge- 
llDiieht  wurde,  orliellt  aus  den  in  den  Jahresbericbten  1862  S.  IX,  X; 
|186a  8,  X  gegebenen  Übersichten.     V^l.  auch  \SU  S.  X;  1865/6Ö  S.  IX. 

*  V>j;l.  Ilandr'l->karniner  2U  Mainz  S.  47* 

*  Vgl.  Jahn':iberieht  1H(>8  S.  IX, 
»  Vgb  Jftbresberieht  1864  S.  IX.  ^  * 

I 
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Die  Abändernngen  des  RheinMlU) 

''on  allen  Gegenständen ,  welche  auf  dem  Rhein  verschifft  wurden   und  nidt 
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n  Jahren  1831—1866. 
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1.  in  Bezug  auf  die  Rekognitions^gebiilir,  dafs  vom  l.Janu&rl 
186G  an  von  allen  auf  dem  %'ereirislitodischen  Rheine  zwifechct  i 
Emmerieli  und  der  Lauter  oder  über  diese  Endpunkte  hinaiu^ 
fahrenden,    der  Schiflfsgebühr  unterworfenen  Scniften    nur  die 
Hälfte   der  Sätze    des    ursprünglichen  Tarifea   erhoben  werden 
solle,    was   nanientlieh  für   die  Dampfschiffe   von  Belang   W4ir|j 

2,  bezüglich  des  Warenzolls  ^  dafs  von  dem  erwähnti»! 
Zeitpunkte  au  auf  der  angegebenen  Stromstreeke  und  darüb 
hinaus  von  den  der  ganzen  und  der  Viertelgebühr  des  Rheini 
unterworfenen  Gegenständen,  Bau-  und  Nutxholz  ausgenomroe 
sowohl  in  der  Berg-  wie  in  der  Thalfahrt  wie  bisher  vo 
Baden,  Bayern,  Preufsen,  so  auch  von  Hessen  und  Ka^sau  m 
ein  Zehnte!  des  Nurmalsatzes  der  ganzen  Bergzollgebühr 
fordert  werden  »olle» 

Weniger  ein  seh  neidend,  aber  immerhin  flihlbar  wirkte  df 
BesehlofH,  dafs  vom  1.  Januar  1865  an  Eisen  und  Stahl,  a»ml 
deren  Eabrikate  aus  der  ersten  in  die  zweite  Gebührenkia 
zu  versetzen  seien  '.  Übrigens  betrug  der  ganze  Kheiazoll 
den  beiden  letzten  Jahren  seiner  Erhebung  1865  und  180 
von  der  deutseh-niederländisehen  Grenze  bis  Mannheim  nu 
noch  14,21   Centimes  pro  (Jentner. 

Da»  Jahr  1800  legte  den  thatsächliehen  Sehlufsstein  d« 
ganzen  Entwicklung.  Nachdem  der  Bruderkrieg  filr  Preulseu 
das  sieh  stets  als  Vorkämpferin  iler  Kheiubefreiung  bewie 
hatte y  glücklich  ausgegangen  war,  wurden  die  süddeutsche 
Staaten  genötigt,  auf  die  letzten  Reste-  der  Abgaben  zu  ver 
ziehten.  Nassau,  nächst  Hessen  der  hartnäckigste  Verfechte 
der  Zollerhebung^  sebred  ja  überhaupt  als  selbständig 
Staat  ans  der  Gemeinschaft;  Baden,  Bayern,  Hessen -DarmsUd 
erklärten  sich  in  den  Fried ensvertrligen  vom  17.,  22.  Augu^ 
und  H.  September  1866  bereit,  die  Erhebung  der  RheiozOlle 
mit  Beginn  des  Jahres  1867  völlig  einzustellen*. 

Die  in  den  Verträgen  von  1860  vollzogene  Aufhebung 
der  Uheinsehiffalirtsabgabcn  konnte  sich  selbstredend  nur  auf 
die  den  Frieden  schliefsenden  Staaten  aus  seh  lief sh'ch  gehörende 
Rhein  strecke  beziehen.  Es  blieben  deshalb  auch  die  beiden 
Rheinzoüerhebungsamter  Strafsburg  und  Alt  Breisach  von  di^«r_ 
Aufhellung  vorläulig  ausgeschlossen ,  deren  Bruttoeinnii 
sich  beis|iielsweise  I80B  noch  insgesamt  auf  1713  Francs  23^ 
times  beb'efen*.  Aber  auch  ihnen  war  nur  noch  eine 
Dascinsfrist   zugemessen.     Noch  1868   wurde  unter  samt 


1  di€a<sr 

23aiH 

itlicheiS 


1  Xizi    Jabresberioht  1864  S.  XL 

'^  Ühi^T  ilii!  seither   noeb  verbliebenen  AbgHben   vgl.   Tabell«  il2U» 
321,     Dicwlbc  ut  zii-^ammenprsteilt  iiacb  den  Angaben  bei   Martenf^'~ 
Nonvean  rocueil  de  traiten  IX  8.  SiH;  Jalirrt^bcrirbt  1844  S,  41;  1851  ikH 
IÖ60  8.  Vtl;  1864  S.  X. 

»  Vgl.  Jahresbericht  1865  66  S.  IX;    Kaadt,  Dw  RheitiiöUc. 

*  Vgl  JahreHberieJit  1866  67  8.  X;  1867 '68  8.  IX. 
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Kheiimferstaiiten  ein  neuer  Vertrag  abgeßchlossen,  m  welchem 
die  Rhcinschiftahrtsfikte  von  1831  einer  Revision  unterzogen 
ward,  „da  ein  Teil  der  in  derselben  getroffenen  Festsetzungen 
den  gegen wjirtigen  Verhältnissen  der  Kheinschiffahrt  nicht  mehr 
entspreche,  wie  nehon  die  zahlreichen  [m  Laufe  der  Zeit  vor* 
genonnnenen  Abiinderiingen  und  Ergänzungen  andeuteten'',  80 
kam  am  17,  Oktcdjer  18ß8  die  revidierte  liheinschiftahrtsakte 
zu  Stande,  welche  die  %•  oll  ige  Freiheit  der  »Schiffahrt  auf  dem 
Rhein  und  seinen  Ausflüssen  von  Basel  bis  in  das  otlene  Meer 
hinein  ftir  Fahrzeuge  aller  Nationen  versprach  und  erklärte, 
dafs  vom  1.  Juli  1869  an  irgendwelche  Abgaben,  die  aich 
lediglich  auf  die  Thatsacfje  der  Beschiffung  gründen ,  weder 
von  Schiffen  oder  deren  Ladungen,  noch  von  Flöfsen  erhoben 
werden  dürfen.  Feierlich  wurde  die  endgllltige  Beseitigung 
der  Rheinzölle  danti  nochmals  durch  die  deutsche  Reichsver- 
faasung  gewahrleistet,  die  im  Artikel  54  ausdrücklich  be- 
stimmte ,  dafs  auf  allen  natürlichen  Wasserstraisen  Ab- 
gaben nur  für  die  Benutzung  besonderer  Anstalten,  die  zur 
Erleichterung  des  Verkehrs  dienen,  erhohen  werden  dürfen. 

Wa«  eiast  die  Kapitularien  des  fränkischen  Reiches  wollten, 
was  die  kämpfende  Gewalt  der  Kaiser,  die  Friedensschlüsse 
und  Zollkongresse  von  Jahrhunderten  erstrebten,  nach  tausend* 
jlihrigem  Ringen  war  es  endlich  erreicht  Die  beiden  Grols- 
miichte^  die  auf  den  Trümmern  der  früheren  Kleinstaaten  am 
Rhein  Land  gewannen ,  haben  die  lang  umstrittene  Aufgabe 
glücklich  gelöst.  Frankreich  durfte  in  seiner  Glanzzeit  am 
Ausgang  des  18,  Jahrluuiderts  die  ersten  erfolgreichen  Mafs- 
nahmen  zur  Rheinbefreiung  treffen.  Preufsen  hat  mit  Erlangung 
des  Übergewichts  am  Rhein  nach  1816  seine  Erbschaft  angetreten. 
In  Zither  Bebarrlicldceit,  in  jahrzehntelangem  Ringen  mufste  es 
die  Reibungen,  den  Widerstaml  des  (ihrigen  Deutschlands  über- 
winden, ehe  es  zum  Ziele  gelangte.  Durch  Schaffung  des 
freien  Verkehrs,  wie  durch  Gründung  des  Zollvereins  hat  es 
eine  volkswirtschaftliche  Probe  abgelegt,  die  ihm  die  Gunst 
seiner  westlichen  LandesteÜe  verschaffte,  hat  es  das  Fundament 
erricht*'t  für  die  seitdem  erfolgte  Verschiebung  aller  Ver- 
liähnisse,  für  den  grofsen  industriellen  Aufschwung  der  Rhein- 
lande gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts. 


♦ 
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Fünftes  Kapitel. 

Allgemeine  Verkehrsentwicklung  auf  dem  Rhein  in  den 
Jahren  1831-1868. 


§  19. 


Es  erübrigt  noch,  zu  betrachten,  wie  sich  die  allgemeine 
Verkehrsentwicklung  seit  Durchführung  der  Wiener  Beschlüsse 
und  Beginn  der  Korrektionen  gestaltete ,  die  den  Rhein  zu 
einem  der  vorzüglichsten  Wasserwege  der  Erde  werden  liefsen. 
Wenn  es  auch  aufserhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit  liegt, 
die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  RheinschiflFahrt  im  19.  Jahr- 
hundert vollauf  zu  würdigen,  eine  Aufgabe,  die  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Schilderung  des  ganzen  Rheinhandels  in 
dieser  Zeitspanne  wirklich  zu  lösen  wäre,  so  mufs  doch 
wenigstens  in  grofsen  Zügen  eine  Vorstellung  von  den  Ver- 
kehrsmassen gegeben  werden,  die  der  Rheinstrom  unter  den 
neugeschaffenen  Verhältnissen  zu  bewältigen  vermochte.  Wir 
müssen  ein  Bild  von  den  thatsächlichen  Geschehnissen  unter 
dem  wechselnden  Einflufs  der  rechtlichen,  wirtschaftlichen 
und  technischen  Prozesse  gewinnen  und  zusehen,  wie  weit  der 
Rhein  dank  ihnen  den  Aufgaben  genügen  konnte,  die  ihm 
nach  seiner  geographisch -politischen  Lage  im  Rahmen  der 
Verkehrsentwicklung  zufielen.  Gemäfs  seines  Laufes  ist  er 
]a  seit  Alters  die  wichtigste  Durchgangsstrafse  von  der  Nord- 
see zu  dem  Herzen  Europas  und  zugleich  ein  nicht  zu  über- 
treffendes Verkehrsmittel  für  die  wirtschaftlich,  besonders 
industriell  hochentwickelten  süd  westdeutschen  Landstriche. 
Aber  erst  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  wurden  die  Voraus- 
setzungen geschaffen,  die  es  ermöglichten,  ihn  zu  seinen 
natürlichen  Aufgaben  vollauf  heranzuziehen. 

Die  zuverlässigsten  Zahlen  für  die  Stärke  des  Rhein- 
verkehrs seit  1831  finden  sich  in  den  Notizen  und  Tabellen 
der  Jahresberichte  der  Centralkommission.  Wenn  die  dortigen 
Aufstellungen  auch  zum  Teil  an  Ungenauigkeiten  leiden    und 
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mit  denselben  Un Vollkommenheiten  kämpfen,  an  denen  noch 
heate  die  Reichsstatistik  des  Flufsverkehrs  krankt,  so  geben 
sie  doch  eine  in  ihrer  Art  einzige,  Jahrzehnte  umfassende 
Übersicht  aller  amtlichen  and  privaten,  zu  vorgesehenem 
Zweck  gesammelten  Aufzeichnungen  über  Rheinschiffahrts- 
verhältnisse. Das  aus  ihnen  gewonnene  Bild  ist  den  folgenden 
Ausführungen  in  der  Hauptsache  zu  Grunde  gelegt 

Die  Rheinschiffahrt  stand  zu  Beginn  des  zweiten  Drittels 
des  vergangenen  Jahrhunderts  unter  dem  Zeichen  der  soeben 
vollendeten  Zollregelung  und  all  der  übrigen  endlich  in  Voll- 
zug gesetzten  Beschlüsse  der  Wiener  Kongrefsakte.  Lebhaft 
unterstützt  wurde  ihre  aufsteigende  Bewegung  durch  die  Ein- 
führung der  Dampfschiffahrt,  die  nicht  nur  den  Stückgut- 
verkehr günstig  beeinflufste  und  eine  starke  Steigerung  der 
Personenbeförderung  hervorrief,  sondern  auch  die  Segler,  zu- 
nächst noch  ohne  ihnen  ernstlich  Abbruch  zu  thun,  zur  Ver- 
besserung und  Beschleunigung  ihrer  Fahrten  anregte^.  An 
der  Verkehrszunahme  waren  freilich  nicht  alle  Häfen  und 
Strecken  in  gleicherweise  beteiligt*;  es  blieb  unverkennbar, 
dals  einzelne  Plätze  unter  Einwirkung  besonderer  Umstände, 
zum  Beispiel  Köln  und  Mainz  infolge  Verlusts  des  seither  be- 
wahrten Umschlagsrechtes,  mit  ihren  Verladungen  verhältnis- 
mftfsig  im  Rückgang  begriffen  waren.  Aber  im  allgemeinen 
ist  nach  1831,  dank  den  gewährten  Erleichterungen,  eine 
aufstrebende  Entwicklung  des  Rheinverkehrs  deutlich  be- 
merkbar. 

Auch  in  den  späteren  Jahrzehnten  verursachten  die  Be- 
seitigung verbliebener  Fesseln,  die  Minderung  der  erhobenen 
Zollsätze  meist  unverzüglich  eine  stärkere  Inanspruchnahme 
der  Fahrstrafse,  wie  dies  der  Aufschwung  des  Güterverkehrs 
1851—52  nach  Durchführung  der  Zollreform  von  1851  und 
die  stärkere  Verschiffung  von  Handelsgut  nach  der  Ermäfsigung 
der  Abgaben  vom  1.  März  1861  deutlich  erweisen^. 


1  Vgl.  Bemerkung  im  Jahresbericht  1840  S.  15. 

*  Vgl.  zum  foIgeDden  Tabelle  S.  331—838. 

•  Vgl.  Jahresbericht  1850  8.  15;  1851  8.  XV;  1861  8.  I,  XI.  Ea 
wurden  trotz  der  ungünstigen  Zeitverhältnisse  an  Gutem,  die  Er- 
mäffflgongen  erhalten  hatten,  bei  den  Rheinzoll&mtem  abgefertigt: 

Mainz        Emmerich 


Bier 1860.    .    . 

1861.    .    . 

Ctr. 
.    39  452 
.    52288 
.    12^06 

.    19  921 
.    47  218 

Ctr. 

31046 
34387 

1861  mehr 

Maschinen  und  Maschinenteile  1860 .    .    . 

1861.    .    . 

85061 
75  609 

1861  mehr 

.    272Ö7 

4054^ 

Weitere  Angabesn  für  Gewfirze,   Öl  etc.   finden  sich  im  Jahresbericht 
IodI  o«.  XIl. 
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Stockungen  machten  sich  daher  auch  in  wasserreicheu 
Jalireii  noliebsam  bemerkbar.  Beispielsweiöe  war  der  Ver- 
kehr von  1854  sehr  iTefriedigcnd,  würde  nbery  wie  die  Central- 
komraission  bemerkt,  wohl  noch  gröfser  gewesen  sein^  wenn 
nicht  das  Niederwa-saer  in  mehreren  Monaten  des  Jahres  eine 
emptindliche  Störung  der  8chit!abrt  zur  Folge  gehabt  hätte  *, 
Deu  dadurch  verursachten  Aufenthalt  emptaod  man  um  80 
unangenehmer,  als  mit  Eintritt  der  gedachten  Verzögerungen 
die  konkurrierenden  Eisenbahnlinien  stitrker  in  An.spruch  ge- 
nommen wurden,  so  dafs  in  Köln  das  vorhandene  rollende 
Material  zur  Bewältigung  des  vermehrten  Andrangs  niclit 
auij reichte.  In  solchen  Momenten  machte  sich  dann  das  Ver- 
langen entschieden  bemerkbar ,  dafs  man  wenigstens  das 
Menschenmögliche  thue  nnd  die  dringend  nötigen  Keguliernngs* 
arbeiten  beschleunige,  um  die  Benutzung  einer  der  wasser- 
reichsten Fahrstraftsen  Europas  nicht  länger  unnötig  zu  er- 
schweren. 

Am  i>cldimmsten  wurde  es,  wenn  schlechter  Wasserstand 
mit  politischem  Wirrsal  und  ökonomischen  Verlegenheiten  zu- 
aammentiel,  wie  dies  bei  der  schweren  Wirtschaftskrisis  von 
1857  der  Fall  war,  wo  der  Rückschlag  im  Rh  ein  verkehr,  den 
der  in  der  Handelswelt  ausgebrochene  (Geldmangel»  die  Unlust 
zu  Spekulationen  verursachte,  noch  durch  den  Wassermangel 
in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  verstärkt  wurde,  der  zeit- 
weise ein©  völlige  Unterbrechung  der  Schiffahrt  zur  Folge 
hatte  2. 

Schon  ein  Jahrzehnt  früher  wurde  der  Aufschwung,  den 
die  Rheinschiffahrt  seit  1831  genommen  hatte,  durch  die 
politischen  Unruhen  der  Revotutions Jahre  und  die  mit  ihnen 
zusammenhiingende  wirtschaftliche  Krisis  völlig  gehemmt'*. 
Handel  und  Industrie  kamen  in  scfir  gedrückten  Zustand,  da 
die  Zettumstände  nicht  danach  angethan  waren,  angeknüpfte 
Verbindungen  zu  erweitern  oder  neue  Unternehmungen  zu  be- 
günstigen. Die  Trans|M>rte  auf  dem  Rhein  beschrankten  sich 
1848  auf  die  nächsten  und  notwendigen  Bedürfnisse,  zumal 
es  selbst  unter  den  Schiffern  gärte,  und  an  mehreren  Orten 
Schiffszieher,  Ualfterer,  Hafenarbeiter  die  Dampfschlepper,  die 
ihnen  ihre  Einkünfte  schmäh^rten,  thätlich  angriffen,  so  dafs 
Kapitiine  und  Steuerleute  sich  energisch  wehren  raufsten  *. 
Selbst  der  Transport  des  Heizmaterials,  der  Steinkohlen,  war 
weit  weniger  lebhaft,  da  sich  der  Absatz  infolge  des  Stockens 
vieler  bedeutenden  Fabriken,  sowie  wegen  Herabgehens  der 
Hulzpreise  und  Milde  des  Winters   1847  vermindert  hatte.     In 


•  Vgl.  JHhr«>.sl)encbt  IBM  S.  20. 

«  VgL  Bemerkurjgcii  der  Jahresberichte  1857  S.  I;  1858  S.  L 

•>  Vgl.  Jahresbericht   1848  S.   1.  IL 

*  Vgh  Jahresbericht  1H4«  8,  4  und  oben  8,  261. 
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einzelnen  Häfen  z,  B.  in  Ludwigshafen  nach  der  Be^chief^ui 
vom  15.  Juni,  wurde  der  Verkehr  noch  1849  zeitweise  TöUig 
stört  ^.     Am  genannten  Platze  waren  3  Lagerhäuser  und 

liehe  Giiterschuppcn  der  Hafenanstalt  niedergebrannt  und  da 
übrigen  Gebäude  des  Ärars  derart  beschädigt  worden^  d 
selbst  nach  Einrichtung  der  erforderlichen  Notlager  der  AI 
fertigungsdienst  leiden  raufste. 

Überhaupt  waren    1849   die  Nachteile    de«  vergangen 
Jahres  noch  bei  weitem  nicht  überall  au??geglichen  ^,    ob^h 
der  Verkehr    im    allgemeinen  wieder   mehr  Leben    zeigte ^ 
nach  den  tiberwundenen  Einschränkungen  eine  stärkere  Nac 
frage  nach  fast  allen  Waren  eintrat.    Die  Revolution  in  Bad 
und  in  der  Pfalz,  die  fortdauernde  Unsicherheit  der  politisch 
Zustände  liefsen  das  so  sehr  erschütterte  Vertrauen  nur  lauj 
«am  wieder  erstarken  ;  vielfach  beschränkte  man  sich  noch  imini 
auf  den  augenblicklichen  Bedarf.     Der  Rhein   blieb   natürlicl 
von  diesen  allgemeinen  Stockungen   nicht  unberührt,  wenn 
seinem  Verkehr  auch  zu  gute  kani^  dafs   infolge   der   reiche! 
Ernte   grofse   Getreideniengen    transportiert    werden    mufstei 
Wein  und  Holz  mehr  gesucht  waren  als  im  Vorjahre,    und  i: 
den    Fabriken    wiederum    eine    grofsere,    die    Schiffahrt    he^ 
fördernde   Thätigkeit   herrschte.     Ja  auf  dem   Oberrhein    bei 
Strafsburg  war  der  Verkehr  sogar  bedeutender,    als    man    er- 
warten durfte,    da  durch  die  Revolution  in  Baden,   besonders 
durch    die    Einschliefsung   der  Festung   Rastatt,    derselbe   für 
einige   Zeit   von    flen    badischen    Eisenbahnen    weg    nach    der 
Rheinstrafse  gedrängt  wurde ,    was    sich    die  von    der  Frank- 
furter  Dampfsehiffalirtsgesellschaft  neu  errichtete,    sehr  thltig 
betriebene    Schleppschiffahrt   zwischen   Strafsburg.    Rotterdam 
und  Amsterdam  sofort  zu  nutze  machte. 

Die  Aclitiindvi erziger  Jahre  lietern  den  8chlagend«ten 
Beweis,  wie  auch  die  Entwicklung  der  Rheinschiffahrt,  ganz 
abgesehen  von  der  Einwirkung  der  ihr  eigentümlichen  Ver- 
hältnisse und  Ursachen,  in  letzter  Linie  stets  durch  die  all 
gemeine  politische  und  volkswirtschaftliche  Lage  bedingt  wird. 
Selbst  örtlich  fern  liegende  politische  und  kriegerische  Ve 
Wicklungen  machten  sieh  bei  der  Ausdehnung,  die  d 
Weltwirtschafts  betrieb  im  19.  Jahrhundert  genommen  hattc^ 
sofort  am  Rhein  fühlbar^  wie  die  Verkehrsstockung  nach  All»- 
brueh  des  amerikanischen  Bürgerkriegs  1861  deutlich  er- 
kennen läfst^.  Die  mit  den  Kriegsereignissen  dea  n^nen 
Erdteils  verbundenen  Störungen  schädigten  Industrie  und 
Handel  der  Rheintande,  indem  sie  den  Export  der  Fabrikate 
und    Landesprodukte     zu    Wasser     in     hohem    Orade    beein* 


H 

^m 


^  Vgl.  .l«»ir»^shericht  1849  8.  9. 

^  Vgl.  Jabresbericht  1849  S.  1.  9. 

'  VgL  Jahresbericht  1861  S.  XI;  1862  8.  XV,  XVL 
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trächtigten.  In  welchem  Mafse  der  amerikaniache  Krieg  und 
die  Erhöhung  des  amerikanischen  Einfuhrzolls  für  europäische 
Erzeugnisse  auf  den  Thal  verkehr  der  Rh  ein  Schiffahrt  ein- 
wirkten, zeigt  am  bebten  die  Verminderung,  welche  die 
Hauptexportartikel  bei  der  Thal  reise  erfuliren,  und  die  sich 
1862  noch  fühlbarer  als  im  vorhergehenden  Jahre  machte. 
Es  wurden  beispielsweise  bei  dem  KheinzoUamte  Emmerich 
zu  Thal  abgefertigt: 


Tabak,  fabrizierter   . 

1860 

26059  Ctr, 

1861 

;i339     - 

1862 

1516     • 

Mineralwasser  .     . 

1860 

69775     - 

1861 

53275     - 

1862 

50 194     - 

Kurzwaren .     .    ,    . 

1860 

18567     - 

1861 

17533     - 

1862 

16375     - 

Auch  die  starke  Abnahme  der  aus  Amerika  in  grofeen 
Mengen  rheinaufwärts  eingefilhrten  Güter  läfst  sich  am  besten 
durch  ein  paar  Zalden  veranschaulichen. 

Bei  demselben  Rheinzollamte  Emmerich  wurde  zu  Berg 
abgefertigt : 


Baumwolle,  robe 

.     1860 

450043  Ctr. 

1861 

518282     - 

1862 

284983     - 

Pech  und  Harz  . 

.     1860 

261 047     - 

1861 

73204     - 

1862 

38579     - 

Tabak,  roher 

.     1860 

120256     - 

1861 

91801     - 

1862 

720:i8     - 

Terpentinöl     .     . 

.     1860 

20678     - 

1861 

12890     - 

1862 

2117     - 

Die  Rückwirkung  des  amerikanischen  Bürgerkriegs 
dauerte  noch  die  ganzen  nächsten  Jahre  an,  in  denen  sie  bis 
1864  durch  die  Bpäter  glücklich  beseitigte  Ungewifsheit  über 
die  Erneuerung  den  deutschen  Zollvereins  und  dessen  künftige 
handelepoli tische  Stellung  zum  Auslande  noch  unliebsamer 
fühlbar  wurde  *, 

Im  übrigen  war  die  Zeit  nach    der  Bewegung   von    1848 


'  VgL  Jahresbm*^ht  1864  8.  V.  V^l.  iioch  über  Einwirkung  der 
politipcbrrj  Verwicklungen  von  1859  den  Jah^**«^be^ieht  18*59  8.  1  und 
iiher  i1en  Rück^an^  dos  Per^ioneiivprkobrs  infolge  der  kriegerischen 
Ereigiiis^p  1H66,  deretwe^en  der  DampfsehiflTahrtHdienst  in  ileu  Monaten 
Jani,  Juli,  August  anf  der  Strecke  Bingen— Mannheim  über  drei  Wochen 
eingeateüt  werden  mufatet  Jahresbericht  186.5/1866  8.  XVL 
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der  Entfaltang  der  Rheinschiffahrt  nicht  angünstig.  In  dem  ihr 
folgenden  Jahrzehnt  begann  neben  dem  Handel  die  Indaütrie 
sich  kräftiger  zu  entwickeln,  der  Eiaenbahnbaa  h^tte  anAoi^ 
dehnung  gewonnen,  ohne  noch  ein  zu  schroffes»  Übei^widit 
geltend  zu  machen,  und  an  den  meisten  rfaeinLschen  Orxea 
wurde  ein  regeres  wirtschaftliches  Leben  bemerkbar.  Ea  ist 
daher  nicht  verwanderlich,  dafs  auch  der  SchiffiÜLrtaxerkeiir 
in  dieser  Periode  eine  aufsteigende  Bewegung  zeigt,  der  ent 
durch  die  erwähnte  Wirtschaftskrisis  von  1857  ein  Ende  he- 
reitet  wurde,  nachdem  schon  1855,  infolge  der  Teuerung  Atr 
wichtigsten  Lebensmittel  und  politischer  Zeitumstände,  eine 
allgemeine  Einschränkung  und  damit  VerkehrsabnAhme  fühl- 
bar geworden  war'. 

Überblicken  wir  nach  dem  Gesagten  kurz  die  Ent- 
wicklung des  rheinischen  Gesamtverkehrs,  wie  er  sieh  seit 
Durchfuhrung  der  Schiffahrtsakte  namentlich  in  den  letzten 
30  Jahren  vor  Beseitigung  der  Stromzölle  gestaltete*.  Am 
ehesten  gewinnen  wir  von  ihm  eine  Anschauung,  wenn  wir 
die  Übersicht  der  in  der  Zeit  von  1836  bis  1866  auf  dem  Rhein 
beförderten  Güter  betrachten,  wie  sie  auf  ihren  Bei^-  and 
Thalfahrten  die  einzelnen  Rheinzollämter  passierten.  Die  nach 
den  Angaben  der  Jahresberichte  zusammengestellte  Tabelle 
gewährt  zugleich  eine  ungefähre  Vorstellung,  inwieweit  die  ein- 
zelnen Stromteile  von  dem  Warenzuge  in  Anspruch  genommen 
wurden®. 

In  erster  Linie  bemerkenswert  erscheint  dabei  der  Nieder- 
gang der  Schiffifihrt  auf  dem  Oberrhein.  Der  Fahrten  betrieb 
auf  dorn  Oberlauf  des  Flusses  nimmt  an  dem  allgemeinen 
Verkohrsaufschwung,  wie  er  sich  seit  den  dreifsiger  Jahren 
feststellen  Ittfst,  in  keiner  Weise  teil.  Während  die  Guter- 
beförderung bei  den  übrigen  Zollämtern  bis  zum  Jahre  1854, 
wo  sie  eine  Höhe  erreicht,  die  in  der  nächsten  Folgezeit  wenig 
überschritten  wird,  mählich  zunimmt,  ist  der  Rückgang  bei 
den  Ämtern  Alt-Breisnoh  und  Strafsburg  unverkennbar.     Der 

'  Vgl.  .hihroHberioht  185:)  S.  1. 

-  Kur  di(»  Zoit  von  18;U  bi«  1835  liefern  die  Jahresberichte  keine 
Notizen. 

»  Die  Zahlen  der  Tabeih»  S.  J^U  -833  gelten  für  alle  in  Schiffen  trans- 
portierten Waren,  einHohliefslirh  des  darin  beforderten  Holzes.  Nicht  be- 
rüoknichtigt  ist  dabei  das  ^eüöfste  Holz.  Die  Obersicht  ist  zusanunen- 
ffestfdlt  und  berechnet  naeh  den  Anpjaben  der  Jahresberichte  der  Central- 
kommistfion  für  die  Kheinschiffahrt.  Für  die  Zeit  von  1836  bis  1855  ist  die 
«fSutninarisohe  Ibersieht"  im  Jahresbericht  1855  S.  173  zu  Grunde  geie^, 
welche  nnt  den  Aufzeichnungen  der  alteren  Herichte  verglichen  wurde. 
Offenbare  Dnick-  oder  Rechenfehler  wurden  an  der  Hand  der  früher  ge- 
jrebenen  Zahlen  verbi^ssert;  dagegen  sind  Abweichungen,  welche  aus 
ungenauen  Aufnahmen  herzurühren  schienen,  unberücksichtigt  i^ebliebeu. 
Für  die  Zeit  185«  1S58  sind  die  Zahlen  entnommen  Jahresbericht  185?< 
S.  i:V2:  für  die  f.>lirfM>deu  Jahre  den  Berichten:  18-59  S.  18;  1860  J<.  18; 
1X61  S.  18:  18(tö  Jf  IS;  ISCV^  S,  18;  1864  S.  18;  1865  66  S.  12. 


XVIII  5. 


331 


CS 

I 

I 

S 


s 

I 

s 


I 

t 


I 


« 
S  . 

m 
9 


8   -a 


.SP 

1   9 
IN 


5  0»fh^S 


OffOOÄOarHOOOiÖO^COOOOOt^CQiOOOOt^OÄi^GOiOCQCOOÄOOOf 

^-1  vH  C3  rH  ^-1  vH  C3  ^^  ^^  ^-<  fH       w^  ^H  ^H  fH  i-^  Öy  fH    ^h  ^.4  fH  lO  rH  v-4 


Oi  CSI  ^  (N  ©1  «  ^O  "^  CO  Ol  00  Ol   Ol  Ol  CM  CO  <0  "^  "^  ^  !-• 


9 

B  . 


00'^'^;00a»-i00a»»C'^i-^t*CD0»C0i9f»-i"«*i-i»001»C<Di-H0»O0lOQQ 

^r-»coakOgo55^o»oioo<ooq*o»o^o«oÄQO€0'^'^i-"COÄÄ30^$5 

^«Dt*i— »00»0'^OJOa«00"^^o5cOOOOÄOOi35"^»-«OlOQOOCO^OÄOO'^ 
fW5010«0001i-"f'^0"^«pOa^OO^'^0"^QOÄQ»Ot*t*:*0»ÄC- 

.-I  ^4  ,-irHF^^H  »-Hl— ICM 


t*r-oocO"^cooioooi'^i-iQcooJcou5t*OÄ^^ooiu5«oi-"Oao^oOQ 

»— •  ^H  »-4  ^H  ^H  ,— I  rH  Ol 


r. 

9 


^»-•ccoor-ooooc 
•^oicoi^ÄOiO'^aocoa 


r-oöooi-"poow5'^kO»-«oi^ 

^rH<-HrH^<-H0ftOl 


I  i  I 


INI 


»Äflpoa.-^oooooa^oot*»-«oo"^o^ooioeQoooio»»0'^»ooi»oo^ 

ff08001«Do53>OCOS'^0>Oi55^000aOc5»Ct»'^FHOÖi-"COOOÄOÖ'^ 

oioöoo«DrHOfpeocpFH?pfoa«D"^oir-?ocDoot*ooo>or-oocooirH 

«-••^jO<D'^^ü5tOkO^OlOlO]O]Oli-><-iO100i->«-^f-i<^ 


§»ooo»oo^oooÄCQfr-«oo':*ocoooioioaoQOio>u5'^kOoi»i50^ 
*2  ^  ö '-' »^  3  •*  00  »^ '^  5D  l>  «  05  t*  O»  <Ä  »O  00  Q  S  1^  0>  CO  ®  Of- 56  Ä -^ 
45»ooi-to>cowbojcoÄ'^ooo»ooooooÄOOi»35t*'^i-"Oöi-"o5oo5oi'4' 
^©jco»Or-;goop»^Q<pr-oa<0"<«t<oit*co<ocot*cooÄOt*co300i»^ 

Ä00»O?O'«*05'*WÄ»O^OlOlOlOlOli-"*-tO150^^^'^ 


O  t*  «  t*  fh  f  f  CO      fh       l   I     1   I 


1:1,11 


j  t*  00  oö  o  1-H  Ol  00  ^  »o  «p  f  00  o»  o  »^  Ol «  ^  jg  g  t^  00  0^0  2  g  g  g  g  c 
5o8o58oSSSS«SSSSSo5o?SoooöoooOQ6ooooooaoooooo5ooc 


330 


XVTU 


der  PLnttaltung  der  Rhcir 
folgenden  Jahrzehnt  bej. 
öicli  kriiftiger  zu  entwi 
dehnung  gewonnen,    r 
geltend   zu   machen, 
wurde  oin  regeres  wi' 
daher  nicht  verwund' 
in  dieser  Periode  eii 
durch  die  erwähnte 
reitet  wurde,  nachd 
wichtigsten  Lebend!      i 
allgemeine  P^inscln 
bar  geworden  war 

Überblicken 
Wicklung  des   rh        .-/ 
Durchfuhrung   d 
30   Jahren   vor 
ehesten   gewinn' 
die  f  Ibersicht  d> 
beförderten  Gli^ 
Thalfahrton  dl- 
den    Angaben 
gewilhrt  zugh' 
zelncn  Strömt 


—  f.-  o  •/:  X 
. M    -:  -r  r-  ri 


."-  r:  :£  —  i^  -r    -t  - 
c  -^  r-  -i  r  r:     , 


:ä  =  1 


•  i.-  »--  -T  :c  r-     = 


l?Sil  i|' 


.-■y:?;. 


^j.--  :;.  I  -  "T ..':  X  X 


3 1:  li  "  —  "^  ^  «•■•   —  -  ; 

=5  2?t^Tr  =  ?J  — ^     r  = 


X  X  -i  =  5 

X  —  --1  -1     ^    «    c 


•r    ^ 


»j? -if  > • '.  5.«  -•  r  -.•:  h  "*  »c  ri  r: 


"^  5  i  r:  —  X  X  r";  pi  r 
»-"  r-  —  ».^  r-  ?j  rt  X  r  X 
X  =  —  X  X  .-r  — —  rc 
r:  X  —  ad  -^  c^  ?j  r-  Ä  ä 

CS  ^  » -^  'M  —  r:  ^-  -i  r-  f  —  c  X 


en* 


wurd 

In  (Tst«'! 
gang  der  S» 
auf   dem  ( *  • 
Verke.hrsaii' 
f<*8t>«tollen  I 
})ef()rderun; 
wo  sie  ein« 
tiberschriti- 
d«Mi  Amt  er 


^  J(J  »  C5  0 1-"  CC  t* 

i  —  ?2  Sfi  '^  »5  "^  »  •"  -  >  • 


—  ^J  ^  —  r-  ^r  —  n  r J  r- 
j^  •->?  M  OJ  N  oc  "^  t-  -^  i-*?  fc-T  ic  ;r  i.'t  o  ^  —  «5 


:>f:::^c^j:: 


";<r"i"''"*r 


-M  '—  5?  O  O  »C  ?1  •:£ 
ü '■  >?  M  I  -  ^  ^J  CO  O 

• .'  ^  *■  »3  X  "^  X  3 
.*  .?  o  f  «o  X  -r  !•  i^  ^  X  Ci  o  —  —  —  tJ  N 


f"  x  Si  :c  —  X  r:  »•  5  5 
*.T  r?  ^t  r:  tJ  i-  i-  r.  .-  *c 


tf:  ;f.  -i<  r 


-i< 

:i 

5 

■i2liS 

§1 

'f 

^!^ 

^-nMBi 

•• 

• « 

M  2^  ?r  -f  w  cc  i.-? 

w 


-•  Für  .! 
NotisEon.  -  ^ 

portierti'ii  NN      ISjJ 
riickHiolitit:'   •  ^  ' 

ff08t«'llt  1111»!   '"^ 

Komini!>.''ion  ?'  ;• 
^Suiiimai-i>«  M-^ 
wolcho  niif  .!(; 
<  HFoiibsir.«  I »! 
^nh«»nrn  /.il." 
luigen.iutMi  \ 
Für  dir  /.   ! 
S.  i:J2;  IUI     : 
H61   S.    l>; 


^?  t.  -^  C>1  X  X  o  o 
1*  ;^  O  X  5:  i^  -^  55 

■^  L?  ^^  05  »O  O  ».t>  — 

?^  ;^  X  "^  5?  i'  o  *c 


r-  t'  t,-:  ^  -;  i^  t^  -.*  —  «■ 

-»■x-^i^3^;c  —  CS 

xoo  X'r?j-0'^i.tÄ 

O  ?C  C  -^  -^  -^  t-  ?j  4.-  3 


o  SQ  .t  ^  —  ^  r^  Lt  ?)  - 
O  t—  i""  Ä  —  I—  —  -•  r:  c- 
CD  X  X  c  -^  r-  4.-  »-  --  N 
i'-  lg  ^  1^  r*  ;c  ^  fc-J  -i  5 


■  j* ' . 


>  or-c  ^ 


»-  *•!  i*»  ;»?  t^  ^  «T  "«r  i:;  x  ;^ 

.n  "•?  ^t.  >?  i-  ??  1— I  et  T  ?t »-'? 
.f  ■  >■;  ^Tf  ;*?  —  c:  c  r:  3^  ^^  cc 


^  i^  o  ri  X  r:  c  X  7J  o 

X  ^  i-  r:  —  Ä  -^  r-  r^  i- 

t*  ^  ^1  tS  -V—  — .  4-  55  Ä 

2^P^Ä'*3"XX2 
TfCMi'-cirrct  X  I"-ä7; 


-^  r  .>- 


•^  ^  •T'  ^  =2  ^  »-I  ^ 
^  •  j  •*  ••:  *■.  *•*  »*  »^ 

\    X   X   X   X   X   X  X 


|r  J  5  S  —  ?i  =5  "■  u  2 

X  X  X  X  X  X  X  ¥  X  X 


<? 

M 


.s 


O  r^   »^   *^   »^   i^l   ?0   !_/   ,  ,    •_/   ,^_f  '.^j  rjr>   ,^   -.ü   ^-1   ■■,^   -r    jf-'   ^-J    ^T   »v   ^=-'   »-^   '^'-l  '^V'    ■-'•«  V'*  '-',     -  »   l  -" 

<:zi  r-  ^  1— t  t^  t-  O  '?-!  -^  --1  sJS  nO  •— >  <M  E--  — *  -^  X'  '*'  1^  —  C'-J  'T4  ^  1-^  X'  3>  '30  *C'  •:"  I  - 

TCi  ??  '^  *3i  '30  o  OS'  ^  CD  ^';'  ^'  ?r:^  tCi  o  ^-i  t^  o  -^  '3^  t-^  o  o  '^  ^  -^  i— «  o  o  -^  oj 
SP  (■--  c>3  ao  O  t^  ^  ^  t^  '^-^  öi  ö  CD  o  -X)  35»  1^  'Du  r;  *^  O  t^  "^  o  -*  c>  *o  '^3 »/?  <-^  to 
-x>  c:  o  '55  CO  oi  00  i'?'  x^  o  ^7'  iJti »— '  w'  '5  o  r:  .5o  »/:  ^xj  ot  o  ^  'X'  r-  -^  et'  3:  o  'X'  -o 

^  t^  ^  t,  1^  ^  ^  0>  <Ä  li-Si  -H  30  -it  Csl  5i  i:^  Csi  C^J  --r  Cl  1-H  t--  *i?  !»  1?^  I©  iC  :£i  O  ^  CO 

7^-^^^i-«,r<t-c.o^cfto.^-2;4^ccgtDa^2o^^u,g5ggg 


b*;^ 


Cg^tÄi^O'^^-50^^0»t»dlt^3^^»C0>^^3>60i-^'X>'^l'-35*-^»^eeC^'^ 

»  O  50  -X)  l"*  Oi  ^  Xi'  Oi  Q  1^  ag  C<I  t--  Xi  3»  tD  00  ^  50  51  *-*  t'^'  O  O  X  3>  X  !>■  t--  ^^ 
+.?^  O  tJ^'  ^  <p  OO  ?t'  -p-«  '^  3^  -^  rA  o  -ir^  lÄ  ^  -^  CO  >0  t--  5C'  -^  r--  -*T<  X'  Q  *o  c^ 

c-1  --  --•  o  cc.  cjQ'  X  30  ^  c<i  io  ^  o  CO  :^  ij^  ^  2  50  CO  -j  cj  <g  92'  S  ^  ^  ^  :S?  :^ 
CC'  o  '^  'X  oä  -H'  ^  c^  o  ic^  kitJ « 'X  -^  -^  !^  X  05  XI  gi  ^o  X  ift  öi  ^  H-  X'  r-  Ä  go 
,^  *^  ^  ;5;  t,  35  ^1  ^  ..-^  u*i  CO  cc  r-  -X  3i  f  ^  ^- 1^3  '-« (^j  wo  *-*  o  '^  -^  ■:^  2c  o  da  cä  -- 

X'  ^  o  o  OT  t—  '^  t-  X  «^  ^  "-"^  ^M  c^  ö5  o  o  o  X  1— '  *2  o  ■^.  rr  'T-j  * "  «-t  i^  3*  "^ 

*J5«oot-wo^*'^oio^^^sooa^tc•ÄOü^!:ö035^^!ÄC^tc*-.^'*vC''^l 

p— '  C^l  '^1  C^  OT  '^  ^  *0  fcO  Ai^  50  QO  :C  1.*  ^  ?£?  'X  t>*  3i  O»  'X  C*  5^  '^  C^  CO  »C-  i-ft'  ^  <Ä'  O 


i^x  3  X  X  3  X  X  X  S  31 3  X  X  £  X  S  'X  X  c2  oö  X  X  X  X  'X'  X  X  a 


334 


kleine  AutWhwung.    4en    die    oberrheinische    Schiffahrt    nimlil 
Verwendung  der  Dampfmotoren  nahm,  wird  in  dem  Momente 
gehemmt,  als  die  Dampf  kraft  auch  auf  den  Schienenwegen  an 
den   Ufern  des  Stromes  zur  Verwendung  kommt     Nicht  onFfc. 
dafs    die    kurze    Zeit    betriebenen    Fahrten    auf    der    Strecl 
Basel— Straffiburg  bald  völlig  eingestellt  werdeny    mindert  sie 
auch  langsam,  aber   stetig   der  Verkehr   auf  der  Linie  Manii 
heim— Strafeburg.     Seit  1843  sind  zu  Alt*Breisach   gans  ve 
einzehe   Gütersebiffe,    seit    1848   auch   zu  StraTsburg   wenig 
Fracht!  ad  Hingen  berg^^il^t«  vorbeigekommen. 

Dieselbe  Erscheinung  tritt,  wenn  audi  weniger  enii 
Bchieden ,  bei  dem  Z<>llamte  Neuburg  zu  Tage.  Dagege 
bildet  sich  Mannheim  in  jenen  Tagen  immer  mehr  zum  End 
punkt  der  grofsen  RlieinscbitTalirt  auB.  In  seinem  H&Tei 
werden  die  Güter  auf  die  Bahnen  iiberfiihrt,  mit  deren  Hill 
sie  nach  SUddeutsebland »  drm  Elsafs  und  der  Schweix  re 
sendet  werden. 

Ganz  anders  als  auf  dem  Oberlauf  des  Strome»  ötelll  si 
der  Beri^rerkehr  imf  dem  Mittel-  und  Niederrhein,  wie  di 
wachsende  Steigerung  der  Verkehrsmassen  zeigt,  welche  dM 
Amter    Mainz.     Kaub«     Koblenz    Jahr     für    Jahr     stromab 

Sassierten.  Die  Angaben  für  Emmerich  weisen  darauf  hi 
afs  kaum  die  Hälfte  der  ver&«chi<ften  Güter  vom  Rhctndeli 
aufwj*rti>i  kamen,  dafs  vielmehr  der  gröfserc  Teil  erst  innerball 
der  deutschen  Grenzen  in  ilen  niederrheinischeu  Häfen  am 
die  Schiftsbödcn  verpackt  wurde. 

Die  Thalfahrten,  an  denen  ebenfalls  der  Oberrhein  ver- 
hältnismöfsig  geringen  Anteil  hatte,  waren  im  übrigen  Strom- 
gebiet in  ebenniäfsigcr  Zunahme  begriffen.  Am  stiirkaten  wird 
dieselbe  bei  Emmerich  erkennbar,  wo  die  Kohlen transpo 
aus  dem  ]{ubrgebiet.  die  bei  den  übrigen  Ämtern  in  d 
Zahlen  der  Bergrei«en  eingeschlossen  sind,  trotz  der  Ko 
knrrenz  der  Eisenbahnen,  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielte] 

Im  allgemeinen  darf  man  sagen »  dafs  die  Schiffahrt  auf 
dem  Rhein  unter  dem  Einflufs  der  Akte  von  1831  und  i\ 
Sputeren  Abiind<Tungen  derselben  im  Laufe  von  36  Jah 
eine  früheren  Zeiten  unbekannte,  nie  geahnte  Bedeutung 
wann ,  deren  steh  damals  kein  anderer  europäi8cher  Stro 
rühmen  konnte  tnid  die  nur,  verglichen  mit  den  Zahlen  de« 
ungeheuren  Verkehrsaufschwungs  am  Ausgang  des  19,  Jahr* 
hunderts»  verhilltnismäfsig  gering  erscheint.  Die  Ordnung 
und  Freiheit  des  Verkehrs  auf  der  ganzen  schiff'baren  Wasser- 
stralse  bis  in  das  Mrer,  die  Aufhebung  der  Stapel-  und  Uro* 
schlagsrechte,  die  Verbesserung  des  Fahrwassers  durch  ut 
faßsende  Fhifs-  und  Uferbauten,  die  Einführung  der  Dampi 
scbiffahrt  übten  eine  mächtige  Anziehung  auf  Handel  ui] 
Gewerbe    in    der    Nähe    des    Rheins    aus,    an    dessen    Ufe 
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mancherlei  Industriezweige,  Landwirtseliaft  imd  Bergbau  melir 
und  mehr  emporblüliteii.  Die  Gritiiduiig  fies  deutschen  Zoll- 
vereines, die  xwisclieti  den  Staaten  de.sselben  und  anderen 
Ländern  abgeschlossenen  Handelsvertrjlge  belebten  die  Rhein- 
srhiffahrt  in  dem  Verhältnisse,  in  wel ehern  die  Einfuhr  von 
nberseeisehen  Kolistotten,  die  Ausfniir  von  Fabrik-  und  bind- 
wirtüchaftbchen  Erzeugnissen  der  Rheinhinde,  der  Konsum  von 
Koloiiiab  und  anderen  Waren  wuchsen  ^ 

Die  zahlreichen  Hilfen^  des  Rheins  waren  an  der 
Steigerung  des  Verkehrs  hinsichtlich  des  Unifanges  ihrer 
Verladungen  wie  der  Art  und  Richtung  der  von  ihnen  aus- 
gehenden Fahrten  sehr  verschieden  beteiligt  An  die  Spitze 
traten  immer  entschiedener  die  Plätze,  die  sieh  seit  1831  zu 
nattirlichen  Umschlagshäten  ausgebihb't  hatten,  nachdem  der 
Stapelzvvang  für  Köln  und  Mainz  verloren  war.  Die  erste 
Stelle  erstrebt«*  Rubrort^  wo  sich  die  Ausbeute  des  Kohlen- 
gebicts  zur  Versend uug  ansammelte  und  Mannheim,  das,  wie 
wiederholt  bemerkt  wurde,  der  Endpunkt  für  die  in  grölaerem 
Mafsstab  betriebene  Rhein  Schiffahrt  worden  sollte.  Ihnen 
standen  die  alten  Kulturstätten  Köln,  Frankfurt  a.  M.^,  zum 
Teil  auch  Mainz  damals  noch  als  ebenbürtige  Faktoren  zur 
Seite ,  ja  sie  waren  ihnen  ,  namentlich  was  dit*  Verfrachtung 
des  eigentlichen  Handelsgutes  im  Gegensatz  zu  Roh|irudukten 
und  Massenartiki^lu  anlangt,  noch  überlegen  und  wurden  erst 
in  späteren  Jahrzehnten  aus  ihrer  ausschlaggebenden  Stellung 
verdrängt.  Nur  der  Striifs  burger  Hafen  verkehr  lag  bereits 
um  die  Mitte  des  Jalirhunderts  völlig  darnieder^. 

Den  HaupthandelspliUzeu  folgten  in  gröfaerem  Abstände 
die  zahlreichen  kleineren  Häfen,  die  für  den  Grofsverkehr  erst 
in   zweiter  und  dritter  Linie  in  Betracht  kamen. 

Auf  den  rheinischen  Schiffen  waren  in  der  Zeit  von 
1831  — 186(5  Güter  aller  Art,  einschliefslich  Bau-  und  Nutzholz, 
soweit  dies  nicht  zu  Flofsen  zusammengestellt  wurde,  ver- 
frachtet.    Die  Landstralsen    kamen    für    die  Beförderung    von 


i  VgL  Jahresbericht  1865  6ö  S,  V. 

'  Du»  Fortt*nt Wicklung  der  Foliz«?if^rdnuiigeii  in  den  einzelnen 
Hafen  nach  IHHI  zu  verfolgen ^  wfirde  zu  weit  führen.  Nach  Dnrt'b- 
füliriing  der  Hlieinsehitfithrtrtakte  f^rfuhren  die  friilier  geltenden  Kerj^le- 
niPiits  sai'iiBUt.Hjtret'lioiidc  Abändoriinjüji'ii.  Aut'b  in  dvn  näeb^ten  Jalir- 
zebnti^n  »^rlitn-ii  »\g  mambe  Wandlungen,  nann^utli«li  was  die  Erhebung 
ilcr  Hafengf^bühren  anlangt,  die  durchwein  ht*rab|ri»,^etzt  wurden.  Die 
derzeitif^en  MafenordnüngiMi  ffir  die  wiebtifTsreii  Kbeinorte  finden  sieh 
zu»ammengest«*Jlt  in  Dienf^tordnnuK-  für  den  Ebein^^t'hiffer  S.  27 — 112. 

^  Frankfurt  a.  M.  kommt,  wenn  aueli  nielit  direkt  an  der  Rbein- 
Htrafse  ^^elegeu,  doch  neit  alters  für  deo  Güterzug  auf  dem  Strome  jil» 
A'erladeplatz  in  li<*traelit 

*  th'T  Strafsburger  Verkehr  bat  erst  seit  der  im  Jahre  1892  er- 
folgten EriMtnnng  der  dorfigen  Hafenanlageu  einen  neuen  Äufscinvung 
genommen. 
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Waren  namentlich  seit  EinfOhning  da-  Danqy&chiffiihrt  wn 
•oweit  in  Betracht,  als  WitterangBvoilialtniaae ,  politische 
Wirren  die  Benutsiing  des  Rheinstromß  ausschlössen,  oder  die 
hohen  Flulszöile  den  Wasserweg  fär  einzelne  Artikel  na- 
rentabel  erscheinen  liefsen.  Des  Tifteren  geschah  es  auch 
nach  1881,  dab  man  sich  für  die  afagabenbeschwerten  Kauf- 
mannsgttter  nach  anderen  Transportwc^ien  mnschaate  und 
möglichst  nur  die  freigegebenen  Massenartikel  auf  der  Rheia- 
straXse  belassen  wollte. 

Nach  den  verschiedenen  ZollennftTsigangen  wird  daher 
eine  allgemeine  Verkehrssunahme  erkennbar,  von  der  sich 
ohne  weiteres  darthun  läfst,  daCs  sie  sich  in  erster  Linie 
auf  die  jeweils  von  Abgaben  befreiten  Artikel  erstreckte  ^. 

Von  den  wichtigeren  Gütern,  die  fitr  Beig-  und  Thal- 
reisen auf  dem  Hhein  ins  Gewicht  fielen,  sind  snnächst  Ge- 
treide und  Hülsenfrüchte  zu  nennen.  Um  1Ö30  setEte  nun 
noch  alle  Hoflhung  auf  die  Ausfuhr  agrarischer  Rohprodukte. 
Deutschland  war  in  Gefahr,  in  seinem  Überflüsse  zu  ersticken, 
so  dafs  man  den  Export  von  Getreide  ab  Mannheim  nack 
Amerika  für  gewinnbringend  erachten  konnte.  Und  selbtt 
Jahrzehnte  später  ist  oft  die  in  einzelnen  Jahren  stattgehabte 
Zunahme  des  Verkehrs  bei  den  Thaltransporten  auf  die  retdi- 
haltigen  Ernten  im  oberen  Rheingebiet  zurückiiifafaren,  welche 
grofse  Getreidesendungen  nach  den  unteren  Rheingegenden 
veranlassen  ^, 

Besondere  Hervorhebung  verdienen  auch  die  Steinkohlen, 
deren  Beförderung  auf  dem  Rhein  stromauf  wie  -ab  namentlich 
während  des  letzten  Jahrzehnts  unserer  Periode  eine  ganz 
enorme  Steigerung  erfuhr.  Die  wachsende  Verwendung  der 
Dampfmaschinen  vermehrte  das  Bedürfnis  nach  Kohlenlieferung 
ins  ungeheuere,  zumal  jene  die  in  dem  Feuermaterial  ent- 
haltenen Wärmeeinheiten  nur  bis  zu  12 ^/o  ausnützen  konnten*. 
In  einem  einzigen  Jahre  (1858)  waren  die  Steinkohlentrans- 
porte auf  dem  Rhein  um  4^  a  Millionen  Centner  gröf:?er  ge- 
worden *.  Unter  den  heimischen  Kohlcnprodukten  beherrschten 
die  Ruhrkohlen  den  Markt  in  steigendem  Mafse.  Während 
beispielsweise  noch  1856  von  der  Ruhr  547968  Centner  Kohlen 
weniger  als  im  Vorjahre  bergwärts  versendet  wurden,  da  man 
die  Steinkohlen  von  der  Saar  ihnen  vielfach  vorzog*,  hatten 
die  Ruhrkohlen  bereits  1860  ihr  Verwendungsgebiet  bedeutend 
ausgedehnt.  Da  sich  ihre  Qualität  gegen  früher  gebessert 
hatte,  und  gleichzeitig  ihre  Preise  herabgingen,  konnten  sie 
sich  unter  Benutzung   der  Rheinstrafse   ihren  Weg  bis  in  die 

»  Vgl  z.  B.  Jahresbericht  18«0  S.  I,  VII l. 

-  Vgl.  z.  H.  Jalirosbericht  1856  S.  II. 

"  Vgl.  G    Sohmollcr,  Volkswirtschaftslehre  1  S.  213. 

*  JiUiresbericht  1858  S.  I. 

^  Vgl.  Jahresbericht  1856  S.  H. 
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Schweiz  bahnen  und  namentlich  io  Bayern  der  dort  seither 
bezogenen  öächsisehen  Steinkohle  lebliafte  Konkurrenz  machen  V. 
In  welchem  Umfange  sie  sieh  in  den  folgenden  Jahren  der 
Rhein sjtrafde  bediente,  erhellt  aui*  der  Thatsache,  dafs  1861^ 
nahe  an  28  Millionen  CVntner  Kohlen  %^on  Ruhrort  und 
Duisburg  in  den  Rliein  gingen,  1863  über  31  Millionen  Centner 
dieses  Produktes  zu  Berg  und  Thal  auf  dem  Rhein  verwandt 
wurden^,  und  1864  die  Verfrachtung  desselben  schon  auf 
34  Millionen  Centner  gewachsen  war*.  1867,  dem  ersten 
Jahre,  in  dem  Schiffahrt  und  Flöfi^erei  sieb  der  vollen  Ab- 
gabenfreiheit von  der  Lauter  bis  ins  Meer  erfreuten ,  wurden 
von  den  beiden  genannten  Häfen  nahe  an  40  Millionen 
Centuer  Kohlen  auf  dem  Rhein  versebifft.  Von  6  Millionen 
Centner  Gut,  die  im  Haten  von  Mannheim  ankamen,  waren 
-/a  Ruhrkohlen,  und  an  30  Millionen  Centner,  die  auf  dem 
Rhein  die  Station  Lobith  passierten,  war  die  westfälische  Stein- 
kohle mit  65^/0  beteiligt''*.  Üiese  Zahlen  würden  noeh  hoher 
sein,  wenn  nicht  der  lebhafte  Eisenbahnbetrieb  an  beiden 
Ufern  des  Rheins  neben  vielen  Handelsartikeln  auch  einen 
Teil  der  Massengüter  in  jenen  Tagen  an  sich  gezogen  hätte. 

Nächst  den  lieiuiisehen  Bodenerzeugnissen  und  Steinkohlen 
kamen  ftlr  die  Versehiflung  auf  unserem  Strome  in  Betracht: 
Eisen-  und  Stahl  waren  (Stabeisen  und  Schienen),  Tabak  (roh 
und  fabriziert),  Wein,  Hobeieen,  Eisenerze,  Brannstein  und  ge- 
wöhnliehe Steine,  Nur  bei  der  Bergfahrt  finden  öich  in  be- 
trächtlicheren Mengen:  Kolonialwaren  (Kaffee,  Zucker,  Reis^ 
Baumwolleugarn  ,  Öle  aller  Art,  Peeb  und  Harze,  Seefische^ 
Dünger,  .schwarze  Erde  und  Gips.  Bei  der  Thalfahrt  fielen 
noch  inü  Gewicht ;  Baum  wollen  waren,  Droguerie  waren,  Mineral - 
wasaer,  Blei  und  Bleiwaren,  Zink  und  Zinkwaren,  Salz, 
Schwerspat,  rauhe  Quader,  Bruch-  und  Lithographiesteine 
und  Krapp®. 

Neben  dem  Güterverkehr  war  seit  1831  auch  die  Per- 
sonenbeiorderung  auf  dein  Rhein,  die  namentlich  von  der 
Köln- Düsseldorfer  und  Niederländischen  Gesellschaft  gepflegt 
wurde  und  bei  den  grofMeren  Salonbooten  der  beiden  preuFsischen 
Unternelimungen  ausschbefslich  in  Betracht  keim ,  in  steter 
Zunahme  begriffen.  Ihre  Entwicklung  läfst  sich  um  deswillen 
schwer   verfolgen,    weil   die    niederländisebc  Daraptschiffahrtji- 


»  VgL  Jahresboricht  1860  8.  XU. 
«  Vgl  Jahiesbertcht  ISGI  S.  m. 


^B         «  Vgl.  Jahresbericbt  |.%;i  8,  V    XI. 

^B         *  Vgl.  Jabresherieht  1K14  S.  XlL 

■■  »  Vgl,  Jiihrp.öbt^rl«bt  1866 >j7  S.  V. 

^^P  *  Ihf  Jiibresbericblt^  der  Centraikommisaion  eathalteo  umfassende 
Cber^tichten,  uns  dfmeii  berporfreht,  wie  viel  vod  den  geijannf*_*n  und 
zablreiubeij  andt^reii  Artikeln  din  eiiLzcliieii  Zollämter  pasaierteu  und  ia 
den  verBcbiedeneii  Häfen  verladen  wurden. 
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reederei  der  Centralkommission  die  Angaben  über  ihren  Betrieb 
vorenthielt  und  auch  für  eine  Reihe  kleinerer,  zum  Teil  wieder 
eingegangener,  zeitweise  aber  viel  benutzter  Unternehmungen  ^ 
nur  spärliche  Notizen  erhalten  sind.  Ltlckenlose  Nachrichten 
Bind  nur  für  den  Personenverkehr  der  Kölner  und  Düssel- 
dorfer Gesellschaft  vorhanden,  welche  allerdings  einen  Rück- 
schlufs  auf  die  Gesamtentwicklung  des  Personenverkehrs 
gestatten,  da  sie  weitaus  die  meisten  aller  innerhalb  des 
deutschen  Rheingebiets  beförderten  Personen  umfassen*. 

Die  seit  1827  in  Betracht  kommende  Preufsisch-Rheinische 
Gesellschaft  dehnte  ihre  Fahrten,  die  sich  1831  aufwärts  bis 
Mainz  erstreckten,  1832  bis  Mannheim  und  1833  auch 
bis  Kehl  und  iStrafsburg  aus,  mufste  aber  die  Fahrten  1855 
auf  dieser  Strecke  wieder  einstellen,  da  sie  sich  nicht  mehr 
als  einträglich  erwiesen.  Die  seit  1838  in  Wettbewerb 
tretende  Dampfschiffahrtsgesellschaft  fiir  den  Nieder-  und 
Mittelrhein,  die  ebenfalls  zunächst  nur  bis  Mainz  fahren  liefs, 
erweiterte  1843  den  Dienst  ihrer  Boote  bis  Mannheim.  1853 
kam  dann  die  Geschäftsvereinigung  beider  Unternehmungen 
zu  Stande.  Betrachten  wir  nach  dieser  Rückerinnerung  die 
erhaltenen  Zahlen®,  so  zeigt  sich,  dafs  der  Personen-  und 
Stückgut  verkehr  der  „Preufsisch-Rheinischen  Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft"  in  den  ersten  Jahren  nach  ihrer  Gründung  stetig 


1  Es  betrug  der  Verkehr  (nach  den  Jahresberichten  1851-1855) 

In  den 
Jahren 

der  Main-Dam 
gesellschaft 

pfechiffahrts- 
Würzburg 

In  den 
Jahren 

der  Main-Rhein-Dampf- 
schiffahrt (Delphin) 

Reisende 

Güter  (Ctr.) 

Reisende 

Güter  (CJtr.) 

1842 

13773 

1850 

41575 

48932 

1848 

68  572 

15  883 

1851 

58973 

69321 

1844 

89217 

27  201 

1852 

64758 

71059 

1845 

103037 

38987 

1853 

59865 

73377 

1846 

117  264 

41749 

1854 

58246 

80252 

1847 

117  612 

58855 

1855 

60553 

90565 

1848 

84  217 

42324 

1849 

84140 

55  350 

1850 

104  722 

71396 

1851 

180813 

75896 

1852 

161 182 

131 411 

1858 

124800 

198065 

1854 

126  286 

266  775 

1855 

102  501 

279957 

-  Vgl.  Tabelle  S.  339.  Dieselbe  ist  zusammengestellt  nach  den 
Angaben  der  Jahresberichte  1842—1867. 

»  Wirminghaus  (Kölner  Rheinschiffahrt  S.  31)  giebt  die  Zahlen 
der  von  der  „Preufsisch-Rheinischen  Dampfschiffahrt''  beförderten  Per- 
sonen für  die  Jahre  1827—1897.  Seine  An^ben  weichen  namentlich  für 
die  älteren  Jahrgänge  etwas  von  denen  der  Jahresberichte  der  Central- 
kommission ab. 


Kmi5^^^^^^^^^^^^^^^^^^^?d    ^W 

l^bersicht  des  Verkehrs  der  Killner  nnd  Ditsscldnrfer  Dampf-      ^^B 

scbill'aki'tsgeijellscliatteii   Ton    der    Zeit   ihrer   GrUndniig   bis           H 

zum  Jalire  1867.                                                1 

1 

Kölner  öeeeUschaft 

DüsBeldorfer  i^^.  lUrl,  ,ft                 H 

^m       Jalire 

^^^^^B 

Reisende 

Waren 

Rei««.de             ^^"«"             ^1 

Ctr. 

Ctr.                 ^^J 

hm      i^^7 

18  624 

57  im 

^m 

■        1828 

aS352 

83292 



^^^^M 

■        1829 

42942 

142452 



^^^H 

■      imQ 

52580 

181442 



1 

^^^831 

60105 

180321 

_^ 

^M 

^^^^B|832 

71572 

103996 



^1 

^^nai:! 

97  971 

213  912       i 



^1 

^^■la^i 

114  003 

137  163 

«^ 

^M 

^^■^1835 

1  i:i  447 

181075 



^m 

■          18^i0 

im'JU 

löl  503       ' 



^H 

^^_18B7 

153  Ö81 

202  158 



^M 

^^Kl8;j8 

211891 

201  948 

81028 

118  779                     ^ 

^^^^^U839 

323903 

207  183 

114  966 

157  002                      ■ 

^^^^^^P40 

460946 

259  797 

152  347 

179  600                    ■ 

^^^Hn£[ 

538201 

290  672 

182  723 

211296                  J 

^^^^^BSi2 

567  809 

^-^ 

228  677 

209  882            ^^M 

^^^^BS643 

619987 

367  748 

197  249 

261 098            ^^H 

^^1844 

573  109 

4ß9  870 

184  002 

246  724             ^^M 

■         IB45 

580  520 

494  4-59 

231  :^0 

335  339                   ■ 

■          1H46 

573:^09 

523191 

231528 

391357                   ■ 

■          1847 

414  198 

513  990 

210537 

412  685                    ■ 

^^-,1848 

440  266 

352  833 

185338 

351 594                    ■ 

^^^^■^849 

444  287 

433  721 

214966 

mi  036                  ■ 

^^VlB.SO 

515  975 

883  648 

239  575 

411609                    ■ 

■         1851 

560  704 

437  159 

2as 165 

412 .53-5                    ■ 

R_   1862 

601982 

472  740 

:M  259 

458  a57              M 

^^^■^IS^S 

586  977 

456  007 

343  805 

435 131             ^^M 

^^«854 

464356 

427  569 

415  568 

448  121             ^^M 

^^^^^»855 

428644 

404  165 

421  554 

412858             ^^ 

^^^^^P856 

504170 

485  043 

500  y75 

513049                    ■ 

^^K857 

517  943 

355860 

507  630 

365  024                   ■ 

^^^^Hl858 

544  439 

363452 

5;i9  527 

395 136                    ■ 

^^^^B859 

574495 

451  522 

595  9;i0 

503  016                    ■ 

^^^^HBB60 

598  751 

498  919 

596  485 

562412                   ■ 

^^^^BSssi 

591  193 

478  721 

597  229 

527  903                   ■ 

^^^^B<IB62 

513  250 

515447 

^M 

^^^^^b363 

536142 

Pehleii  die 

536  568 

Feblen  die                ^M 

^^^^^R6S4 

475419 

Angilben  ia 

480  348 

Angaben  in                V 

^^■1865 

499402 

den  J  alired- 

503  109 

den  Jähret'          ^^M 

^^^^^h866 

421 692 

berichten. 

425  567 

beri  übten.          ^^^H 

^^K867 

567  153 

568  358 

^1 

h 
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zunahm.  Das  Anwachsen  ihres  Verkehrs  wurde  auch  durch 
den  Wettbewerb  der  Düsseldorfer  Unternehmung  nicht  ge- 
hemmt, obwohl  diese  ebenfalls  sich  sofort  einer  starken 
Frequenz  erfreute.  Am  lebhaftesten  war  der  Verkehr  auf  den 
Kölner  Booten  1843,  wo  sie  619987  Personen  beförderten, 
während  die  Düsseldorfer  1861  mit  597229  Passagieren  ihren 
Höchstbestand  erreichten. 

Seit  Mitte  der  vierziger  Jahre  tritt  für  beide  Gesell- 
schaften ein  gewisser  Stillstand  im  Betrieb  ein,  da  die  Kon- 
kurrenz der  Eisenbahnen,  namentlich  auf  einzelnen  Strecken, 
immer  mehr  Personen  und  Güter  an  sich  zog^.  Allein  auf 
die  Dauer  vermochten  die  Salondampfer  den  Wettbewerb  der 
Schienenwege  weit  besser  als  die  grofse  Güterschiffahrt  abzu- 
wehren. Nach  einigen  Jahren  nahm  die  Zahl  der  beförderten 
Personen  wieder  langsam,  aber  stetig  zu  und  war,  aller  Eisen- 
bahnkonkurrenz ungeachtet,  namentlich  auf  dem  Mittelrhein 
sehr  bedeutend**.  Die  vereinigten  Gesellschaften  verstanden, 
durch  Einstellung  geeigneter,  mit  vielen  Bequemlichkeiten,  ja 
mit  einem  gewissen  Luxus  ausgestatteter  Dampfer,  durch  Ein- 
richtung eines  vorzüglichen  Wirtschaftsbetriebes  auf  denselben 
und  durch  Vereinbarungen  mit  den  konkurrierenden  Eisenbahn- 
linien ,  welche  die  Überführung  von  dem  einen  Beförderungs- 
mittel auf  das  andere  wesentlich  erleichterten,  es  dahin  zu 
bringen,  dafs  sich  ihre  Fahrten  namentlich  in  den  Sommer- 
monaten eines  unverminderten  Zuspruchs  erfreuten.  Alle,  die 
bei  ihren  Reisen  weniger  schnellen  Ortswechsel  als  Er- 
holung und  Ausspannung  suchten,  mufsten  die  Fahrten  in 
frischer  Rheinluft  mit  prächtiger  Aussicht  auf  eine  lachende 
Landschaft  der  Fortbewegung  im  engen  Eisenbahnwagen  ent- 
schieden vorziehen.  Wenn  auch  die  Frequenz  im  einzelnen 
naturgemäfs  eine  recht  schwankende  war,  da  sie  einmal  durch 
den  jeweiligen  Wasserstand,  die  Witterungsverhältnisse,  die 
Zahl  der  Feiertage  etc.,  anderseits,  wie  der  Rückgang  des 
Verkehrs  in  den  Jahren  1848  und  1866  beweist,  durch  die 
allgemeinen  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnisse  stark 
beeinflufst  wurde,  so  darf  doch  die  Inanspruchnahme  beider 
Gesellschaften  für  Personenbeförderung  als  eine  durchaus  hin- 
reichende und  damaligen  Verkehrs  Verhältnissen  entsprechende 
bezeichnet  werden.  Wurden  doch  im  Jahre  1860  insgesamt 
1 1 95  236  Personen  durch  sie  transportiert. 

Da  die  beiden  preufsischen  Unternehmungen  neben  der 
niederländischen,  bei  der  jedoch  der  Personenverkehr  mehr  in 
den  Hintergrund   tritt,    die   einzigen  Gesellschaften   sind,    die 


^  Vgl.  z.  B.  die  unter  dem  Einflufs  der  Eisenbahnen  stattgehabte 
Abnahme  des  Personenverkehrs  mit  Dampfschiffen  in  Köln  1858  (Jahres- 
bericht 1858  S.  XIU).    Vgl.  auch  oben  S.  293. 

-'  Jahresbericht  1865/66  S.  VI. 
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einen  durchgehenden  Personenverkehr  auf  dem  Rhein  ver- 
mittehij  liefern  die  Zahlen  unserer  Tabelle  wenigütenö  einen 
Anhalt  zur  Seluitzung  der  GeMintaumme  von  Personen,  wetehe 
mittelst  Dampf  kraft  seit  deren  Einführung  auf  dem  Eh  ein  vou 
einem  Ort  zum  andern  befördert  wurden.  Nach  den  Angaben 
der  JalireÄberichte*  der  Ceritralkonimission  dürfte  sie  sich, 
einschÜefülich  der  Transporte  kleinerer  Oesell  sc  haften »  auf 
mindestens  50  Millionen  belaufen  haben. 

Während  die  Personenbeförderung,  abgesehen  von  dem 
lokalen  und  Marktverkehr  kleinerer  Orte,  namentlJch  seit  dem 
Ausbau  der  Eisenbahnen  in  den  Rheingegenden  ausaehliefslieh 
den  Dampfern  zutiel ,  waren  bei  der  grofsen  Güterach iffahrt 
die  alten  Segelboote  auch  gegen  Ende  d Seiner  Periode*  immer 
noch  verhilhutsniäfsig  stark  beteiligt.  Wir  haben  oben-  bereits 
das  Verhältnis  beider  Transportarten,  wie  es  sich  um  1856 
ausgebildet  hatte,  betrachtet,  nachdem  wir  schon  vorher  die 
wachsende  Verwendung  der  Dampfkraft  bei  der  Rheinschiftahrt, 
den  Wettbewerb  der  Dampfsehlepper  mit  den  Beurtleuten  ver- 
folgt hatten.  Es  erübrigt  noch,  die  Entwicklung  während  des 
letzten  Jalirzehnts  dies<*r  Zeitspanne  kurz  zu  skizzieren.  Die 
Jahresberichte  geben  für  sie^  neben  den  Übersichten  der 
Güterbeforderung  durch  Danipfkraft,  wie  sie  bei  den  einzelnen 
Erhebungsämtern  unter  Heriicksiehtigung  der  Eigentümer  der 
Dampf  schifte  und  der  Htaaten,  denen  die  Reeder  an  geh  orten, 
aufgenommen  wurden ,  Darstellungen  des  Güterzugs  auf  dem 
Rhein  mit  prozentualer  Unterscheidung  der  Frachtunternehmer 
und  der  bewegenden  Kraft. 

Nehmen  wir  die  drei  wichtigsten  Zollstellen:  Mannheim, 
den  Endpunkt  der  grofsen  Rhein  Schiffahrt,  Mainz,  das  Binde- 
glied zwischen  Nord*  und  Süddeutschland,  und  Emmerich,  die 
deutliche  Grenzsüition®,  so  zeigt  sich  bei  ihnen  unterachiedslos, 
dafa  die  Bergiahrten  weit  mehr  als  die  Thal  reisen  die  Dampf- 
kraft in  Anspruch  nehmen.  Dies  Verhältnia  zwischen  den 
Touren  strom;iuf  und  stromab  bleibt  während  des  ganzen  Jahr- 
zehnts unanget^stf*t.  Innerhalb  der  Berg-  und  Thalreisen 
wächst  in  diesem  Zeitraum,  von  JahresHchwankungeu  *  abge- 
sehen, die  beispielsweise  durch  niederen,  die  grofsen  Dampf- 
echlepper  in  ihrer  Verwendung  hindernden  Waaserstand 
hervorgerufen  werden,  die  Prozentzalil  der  durch  Dampfkraft 
beförderten  Güter  allmählich  an. 

Bei  den  Bergfahrten  werden  nach  den  Mannheimer  Auf* 
nahmen   1855  57,6 **ü,  1856  nur  36,4 '^o  aller  Güter  vermittelöt 


1  Jahrpsbprk'ht  I86ß'67  S,  XXVIIL 

«  Vgl.  S.  257— 2n7  und  28*3-288. 

»  Si^he    die    Tabellen    S.    S42— 344,     Diea^lben    öiud 
geBtellt  nach  <len  Angaben  der  Jaliresberichte  1855—1866. 

*  Vgl    über    f«olche    Jahrpaberii-ht    1856   S.  XVII:    18.57    S.    XIV; 
1858  a  XIII;  1859  S.  VIL  XII. 
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Dampfkraft  verschifft;  1865  dagegen  79,2  °/o  und  1866  gar 
83,6  "/o.  Die  Notierungen  d<?r  Mainzer  Zollstätte  zeigen  ge- 
ringere Ab  weich  uTi  gen,  ja  dorten  wird  die  abn*Trm  hohe  Zahl 
der  durch  Dampfkraft  beförderten  Güter  von  1855  mit  88,2  "/o, 
die  freilieh  1856  auf  61,7 '^o  sank»  durch  die  Prozentsätze  der 
Jahre  1865  1866  (74 ^/o,  77,5  ^'.o)  nicht  einmal  erreicht  Bei 
Emmerich  betrügt  die  Zunaiime  nur  wenige  Prozent^  was  sich 
aber  aus  der  einfachen  Thatsache  erklärt,  dafs  bereits  zu  Be- 
ginn der  Periode  für  über  90  ^/a  aller  Güter  die  DamptTtraft 
zur  Verwendung  kam  (1855  94,3%,   1866  96,2  <*ö). 

Die  Thalfahrten,  für  welche  die  Verwendung  des  Dampfea 
weit  weniger  wichtig  war,  da  sie  neben  dem  Wind  auch  das 
Gefälle  de»  Wassers  für  ihre  Fortbewegung  ausnützen  konnten, 
zeigen  ebentalb  ein  langsamem  Verschieben  des  Verhältnisses 
zu  Gunsten  des  neuen  Motors.  Während  nach  den  Maim- 
heimcr  Angaben  1855  13,3  "o  aller  zu  Tlial  geführten  Güter 
durch  Dampfkraft  und  86,7  "^o  ohne  Benutzung  derBelben  be- 
iordert wurden,  stehen  sich  1866  21,5 **'o  und  78,5 '^/o  gegen- 
über. Bei  Mainz  ergiebt  die  nämliche  Vergleichung  für  1855 
die  Zahlen  20,1  ^a  und  79,9  "/o,  und  für  1866  21  *^/o  und  79^. o, 
bei  Emmerich  für  1855  15,3 ^ü  und  84,7%,  für  1866  14,1% 
und  85,9  ^/u. 

Für  die  übrigen  Aufzeichnungen,  welche  die  Verteilung 
der  Fracbtladungen  auf  Dampfschitte,  Güterkähne,  eigene  An- 
hänge tler  Uoternehmer  und  auf  Segetsehi6e  (mit  oder  ohne 
Zuhilfenahme  der  Schlepper)  feststellen ,  darf  wohl  einfach 
auf  die  beigegebenen  Tabellen  verwiesen  werden.  Ära  Ober- 
rhein ist  der  starke  Rückgang  aller  Verladungen  auf  Segel- 
ßchiffen  unverkennbar,  geringer  erscheint  er  für  den  Mittellauf 
des  Flusses,  währ^r^nd  am  Nieder rh ein  ein  Stillstand  in  der 
Verschiebung  zu  Ungunsten  der  Segelboote  eingetreten  ist 

Die  gemachten  Angaben  werden  durch  die  weitere 
Tabelle  ^  welche  die  Verhältniszahlen  zu  Anfang  und  zu  Ende 
des  Jahrzehntes  fiir  sämtliche  Erhebungsämter  gegenü herstellt, 
nicht  entkräftet^  vielmehr  wird  durch  sie  der  angedeutete  Zug 
der  Entwicklung,  wenig  bedeutende  Einzelabweichungen  un- 
gerechnet ♦  neu  bestätigt.  Wenn  man  in  den  fünfziger  Jahren 
gemeint  hatte^  die  Zeit  stehe  nnmittelbar  bevor,  wo  die  Segel - 
Schiffahrt  ohne  Mitwirkung  des  Dampfes  zu  den  Ausnahmen 
gehöre,  so  war  das  zu  pessimistisch  gedacht,  aber  auf  die 
Dauer  liefs  sich  der  Niedergang  der  Segelschi ffahrt  doch  nicht 
autlialten.  Die  Besitzer  der  altübt?rkomnienen  Boote  litten 
selbst  bei  den  ihnen  verbliebenen  Fahrten  sehr  unter  der 
Herabsetzung  der  Frachten,  die  seit  Einführung  der  Dampf- 
kraft auf  dem  Rhein  um  30^40  **/o  gesunken  waren,  während 


*  Siehe   Tabelle   S.   345.     Dieselbe   \»t   entnommen    den    Jabred- 
berichten  1856  S.  12;  1866  S.  12. 
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gleichzeitig  eine  bedeutende  Steigerung  der  Preise  fUr  die 
meisten  Lebensmittel  stattgefunden  hatte  ^  Auch  bei  Minde- 
rung der  Sdilepplöhne  unter  günstigen  Kohlenkoiijunkturen 
konnten  sie  diesen  Ausfall  an  Einzelfraehten  dureli  be* 
öchleunigte  Fahrten  und  vermehrte  Keiöen  nur  teilweise  aus- 
gleichen. Die  wohlorganiaierten,  mit  bedeutenden  Kapitalien 
ausgerüsteten  Unternehmungen  schränkten  den  Wirkungskreis 
der  Segelschiffer  bald  so  sehr  ein,  daf«  die  Mehrzahl  von  ihnen 
einen  ihren  Leistungen  entsprechenden  Reingewinn  nicht  mehr 
erzielen  konnte,  Sie  befaodfn  sich  den  Schiffahrtsgesellschaften 
gegenüber  in  einer  Hhnlicheu  Lage  wie  die  Handwerker 
gegenüber  der  siegreichen  Fabrikindustrie,  Nur  diejenigen 
Schiffer,  welche  in  der  Lage  waren,  auf  die  Annahme  zeit- 
raubender Sammelladungen  des  Speditionshaudels,  auf  den 
ganzen  Stückgutverkehr  zu  verzichten  und  ihr  Oe werbe  in 
Verbindung  mit  dem  Eigen handel  von  Massenartikeln  (Kuhlen, 
Getreide,  flolz,  Steine,  Erze  u,  s.  w*)  auszuüben,  bildeten  eine 
Ausnahme  von  der  RegeP.  Massengut  wird  auch  heute  noch 
hauptsächlich  vom  Niederrhein  (Rotterdam)  durch  Einzel- 
schiffer, die  ihre  grofsen  Lastkähne  mit  einer  einzigen  F'racht- 
ladung  beschweren,  freilich  unter  Benutzung  der  Dampfkraft 
von  Schleppern,  in  den  mittel*  und  oberrheinischen  Häfen  an- 
gebracht. 

Das  Emporkommen  der  Dampfschiffahrt  wurde  durch  die 
Ausdehnung  des  Eisenbahnbetriebes  wesentlich  beeinflufst,  da 
dessen  Wettbewerb  dazu  anregte,  auch  auf  der  Wasserstrafse 
das  schnellere  Transportnirttel  dem  langsameren  vorzuziehen. 
Andererseits  hat  der  Aufschwung,  den  der  Verkehr  auf  den 
Schienenwegen  nahm»  die  Gesamtentwicklung  des  Güterzugs 
auf  dem  Rhein  in  jenen  Tagen  vielfach  gehemmt.  Schon 
1854,  da  die  Rheinsehiffahrt  ihren  höchsten  Stand  seit  1831, 
überhaupt  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  erreichte,  war  es 
einsichtigen  Beurteilcrn  zweifelhaft  gewesen®,  ob  sie  bei 
weiterer  Entwicklung  der  Eisenbahnverbindungen  sich  in 
gleichem  Umfang  werde  halten  können.  Wenn  auch  der 
Rückgang  des  Verkehrs  während  der  Wirtschaftskrisis  1857 
mit  ihrem  starken  Rückschlag  auf  alle  ökonomischen  Verhält- 
nisse niclit  auf  Rechnung  der  Konkurrenz  beider  Transport- 
arten zu  setzen  ist,  so  wäre  es  doch  ohne  letztere  sehr  ver- 
wunderlich, dafs  in  der  nächsten  Zeit  trotz  der  günstigen 
allgemeinen  Konjunktur,  die  wahrend  des  ganzen  sechsten 
Jahrzehnts  anhielt,  die  Benutzung  der  Kheinstrafse  sich  nicht 
mehr  liob,  als  dies  in  der  That  geschah.  Es  ist  auf  vielen 
Strecken    nicht   nur    ein    Ruckgang    in    der  Verfrachtung  be- 


»  Vgl  Jalireabericht  1861  S,  IX. 
»  Vgl.  Jahresbericht  imim  S.  V. 
«  Vgl    JÄhreäbericht    1854    8.  1»  2. 
315,  i$16. 


Siehe   auch    oben    S.   292  ff.; 
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»ondors  eiliger  Güter,  sondern  einer  ganzen  Reihe  von 
artikeln,  welche  die  Volt-  und  Viertelgebühr  der  Flulasölle 
zahlen  hatten»   unverkennhar  *, 

Die  Zunahme  des  Rheinverkehrs  zu  Anfang  der  »echzigerl 
Jahre  8etzte  sich  fast  ausschli eislich  aus  den  zollfreien  oiWrl 
nur  mit  geringer  Abgabe  beschwerten  Gütern  zusammen 
Bei  den  \V areumassen  ^  die  der  Rhein  1860  beförderte*, 
während  dessen  mehr  Güter  auf  ihm  gesehen  und  bewe 
wurden,  als  je  in  der  gleichen  Zeitspanne  zuvor,  seitdem  ät 
Strom  von  Schiffern  befahren  wird,  stellten  lediglich  die  de 
Zwanzigstelgebühr  unterworfenen  und  die  ganz  freien  Artike 
den  Zuwachs,  der  den  Verkehr  so  aufserordentlich  erschein« 
liefs.  An  Gütern  zur  vollen  Gebühr,  d.  h.  den  wicht  _ 
Handelsartikeln,  an  deren  Tran.sport  den  Seh  i  ffahrtsint  er  essen  t 
besonders  viel  gelegen  war,  gab  sich  bei  den  meisten  Stationc 
ein  bedeutender  Ausfall  zu  erkennen,  da  diese  sich  imme 
mehr  den  Eisenbahnen  zugewandt  hatten.  Die  Steigerung  de 
im  Jahre  1860  erhobenen  Gesamt-Rheinzölle  entsprach  dahe 
wegen  des  Ausfalls  der  Qualität  keineswegs  der  verschiffie 
Quantität;  sie  war  gegen  1859  ganz  unbedeutend  und  bet 
nicht  mehr  als  4796  Francs  79  Centimes, 

I>ie  Schiffahrts treibenden  erhoflten  mit  Recht  B^serun 
nur  von  weiterer  Octroiermäfsigung,  zu  der  die  Uferstaatefl 
ihrer  Ansicht  nach  sich  um  so  eher  verstehen  konnten,  als  sie 
sich  bei  Aufrechterhaltung  der  Zölle  kaum  irgendwelcher  Meiit 
einnahmen  erfreuen  konnten ,  da  die  beschwerten  Güter  ii 
stets  erhöhtem  Mafse  den  konkurrierenden  Eisenbahnen  äh 
geführt  wurden»  Bot  ja  gerade  wieder  das  Jahr  1860  de 
vollen  Beweis  des  Nutzens  der  Rheinzollermäfsigung,  da  d« 
Bergtransport  der  Baumwolle,  welche  die  Rheinstraise  gtoxlic 
verlassen  zu  wollen  schien,  seit  ihrer  Versetzung  aas  der 
der  ganzen  in  die  der  Viertelgebtihr  bedeutend  zunalun'J 
Ganz  die  gleichen  Erscheinungen  zeigt  das  Jahr  1863.  Eol 
sprechend  der  Abnahme  des  Verkehrs  an  Gütern  der 
Gebühren klasse  fand  trotz  der  gröfseren  Gesamtbewc^im^  eti 
Verminderung  der  Rheinschiffahrtsgefillle  statt,  welche  für 
Güter  der  betreäfenden  Klasse  40000  Francs  betrug.  Die 
FVmge  stehenden  Artikel  hatten  sich  immer  mehr  den  Sehietitf 
wi^n  zugewandt^  da  dem  Transport  mittelst  der  Baboeii  to 
den  Beiieliem  wegen  des  damit  verbundenen  Zeit^ewimis 


«  Jahmbendkit  1857  a  Xlt;  1859  S. 
•  Vgl.  JahrtsbafM^t  1960  8   l  VOI. 


L 


*  Er  betrug  bei 

1659  18» 

Kmowncb    ^45 173  Ctr^  450013  Ctr^  sÜm 
Maiaa  15^1     <     963i68     -     ^^ 

Vgl.  Jabroaberiekt  1860  &  XI.    Stebe  aaeii 


1860  «B  204  g70< 
1860    -    U1W7 
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Ersparung  der  Abgaben  vor  der  Beförderung  auf  dem  Rhein 
der  Vorzug  gegeben  wurde  ^ 

Inzwiüehen  macbte  sieh  die  Konkurrenz  der  Eisenbahnen, 
die  fast  auf  der  ganzen  Länge  des  tStromss  ihre  Anziehungs- 
kraft ausübten,  für  die  Sehifiahrt  noch  viel  unhebsamer  be- 
merkbar, da  sie  ihr  aelkst  die  Transporte  von  Rolistotien, 
welche  sieh  bis  ^^^egen  Ende  der  fünfziger  Jahre  fast  aussehhefs- 
hch  auf  dem  Rheine  vollzogen  hatten,  streitig  niaehte^*  Bei 
Refi*>rderung  von  Steinkohlen  waren  es  namentlich  die  kurzen 
Strecken,  wie  zwiseben  Köln  und  den  westfiilischen  Gruben, 
bei  denen  die  Eisenbahn  den  Öchiffstransijort  überflügelte^, 
wiibrend  für  gröfsere  Entfernungen,  etwa  vom  Ausgangspunkt 
bis  nach  Mainz,  die  Wasserfahrten  dauerrxl  bevorzugt  wurden. 
Die  Gesellschaften  und  kapitalkräftigen  Unternehmer  konnten 
sieh  bei  der  durch  den  Konkurrenzkampf  erzeugten  Preis- 
minderung gegenüf>er  den  Eisenbahnen  weit  eher  mit  einigem 
Erfolg  behaupten,  als  die  Besitzer  einzelner  Segelschiffe,  die  kein 
Vermrigen  zuzulegen  hatten. 

Am  Schlüsse  unserer  Periode  ist  eine  Teilung  der  Auf- 
gaben des  Trans portge werbe 8  am  Khein  zwiscdien  seiner  Fahr- 
strafse  und  den  parallel  laufeutlen  Schienenwegen  deutlich 
erkennbar.  Den  Eisenbahnen  hatte  sieh  entschieden  ein  grofser 
Teil  derjenigen  Güter  zugewandt »  deren  Empianger  weniger 
auf  die  Höhe  des  Frachtsatzes,  als  auf  die  Kürze  der  Liefer- 
zeit Gewicht  legten.  Es  war  dalier  in  dem  Wassertransport 
sohdier  Waren,  die  den  Schwankungen  des  Angebots  und  der 
Nachfrage  besonders  ausgesetzt  und  Gegenstand  der  kauf- 
männischen Spekulation  sind»  oder  die  mehr  zu  den  Luxus- 
artikeln zillden,  in  der  Thal-  unrl  namentlich  in  der  Bergfahrt 
von  Jahr  zu  Jahr  eine  bedeutendere  Abnahme  eingetreten.  Bei 
dem  Umfang  des  Transports  anderer  Artikel  machte  sieh  im 
I>urchsehnitt  einer  Reihe  von  Jahren  weder  eine  auffallende 
Abnahme  noch  eine  bemerkenswerte  Zunahme  fühlbar.  Da- 
gegen wurden  verschiedene  Rohstoffe  und  Lebensmittel  trote 
der  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  zu  Berg  wie  zu  Thal  immer 
massenhafter  auf  dem  Rhein  befördert.  Während  demgemäfs 
die   Natur   der  Scldffsladuogen    infolge   des  Wettbewerbs   der 


<  Vgl  Jahrpsbencht  1863  8.  V,  VL 

-  Vgl  Jalin't*berifht  1864  S.  V.  Bej  dem  starkon  Rückcang"  der 
Flofeen-i  in  dnr  Zrit  von  1850  bi;*  186<^  npraf^h  die  Kookurrenz  dt»r  Eisen- 
bahnen ehfutalh  mit,  wenn  auch  uainetitli^'b  bei  Minderung  der  Trans- 
porte in  EicIiBidioIz  nrben  ibr  dio  .Steigerung  der  Holznreise  in  den 
Frodiiktions lindern,  der  erleiebterte  Bezug  dei<  SrbiffsLaubulztv  zur 
Sro  in  den  Niederlanden  und  der  beci*'iitende  Bedarf  von  Ei«*enbrtlin- 
8cbw«dlen  lu  den  Eheinh'iiidern  treibst  mitwirkten.  V^b  die  Tabellen 
am  jrleiehen  Orte  S.  XVI.  XVIl  und  boispielsweiHe  Jahresbericht  1857 
a  XV.  54;   Wi^  R  XH;   18(i4  S.   XIV, 

»  Jtthreabenebt  18G6/67  S.  XXVI. 
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Dampfwagen  zu  Lande  Änderungen  erlitt,  nahm  das  absolute 
Gewicht  der  auf  dem  Rhein  transportierten  Güter  stetig  zu. 
Einzelne  Beispiele,  die  dem  letzten  Jahrzehnt  vor  der  Zoll- 
befreiung entnommen  sind,  mögen  das  Gesagte  näher  erläutern. 
In  welchem  Verhältnis  die  in  erster  Linie  durch  Konkurrenz 
der  Eisenbahnen  entstandene  Abnahme  des  Bergverkehrs  zu 
Wasser  in  KaufmannsgUtern  stattfand,  ist  an  den  Versendungen 
von  Kaffee  und  Rohtabak  zu  ersehen.  Von  Kaffee  gingen  auf 
dem  Rhein  zu  Berg^  bei 


1  Jahre 

Emmerich 

Koblenz 

Mainz 

1856 

632748  Ctr. 

426057  Ctr. 

388821  Ctr. 

1857 

534294  - 

356078  - 

312134  - 

1858 

629518  - 

429605  - 

356254  • 

1859 

538  455  - 

325  682  - 

253635  - 

1860 

559  748  - 

327  764  - 

264756  - 

1861 

630571  - 

388228  - 

305516  - 

1862 

598674  - 

355711  - 

311373  - 

1863 

534934  - 

849375  - 

273528  - 

1864 

431873  - 

222  293  - 

187440  - 

1865 

413551  - 

196360  - 

162028  - 

1866 

378913  - 

188999  - 

134301  - 

Noch  auf&lliger  ist  der  Rückgang  der  Verschiffung  bei 
Baumwollgarn  und  BaumwoU waren  ^ ,  allein  er  ist  ftir  die 
Überlegenheit  der  Schienenwege  weniger  beweiskräftig,  da  er 
durch  die  Wirkungen  der  Baumwollkrisis  und  des  ameri- 
kanischen Krieges  stark  beeinflufst  wurde. 

Zu  Thal  nahm  der  Wasserverkehr  während  der  gleichen 
Periode  in  einzelnen  Artikeln  der  ersten  G^bührenklasse  noch 
mehr  ab.  Seide  und  Seidenabfälle  gingen  beispielsweise  zu 
Thal«  bei 


Im  Jahre 

Koblenz 

Mainz 

Emmerich 

1856 

16  235  Ctr. 

17256  Ctr. 

17  591  Ctr, 

1857 

10613  - 

11 959  - 

11795  - 

1858 

10345  - 

10358  - 

10726  - 

1859 

8533  - 

9040  - 

8  727  - 

1860 

6470  - 

6821  - 

7  275  - 

18(51 

3433  - 

966  - 

3276  - 

1862 

2645  - 

678  - 

2666  - 

1863 

2719  - 

1791  - 

2534  - 

1864 

893  - 

336  - 

891  - 

1865 

458  - 

202  - 

390  - 

1866 

421  - 

3:33  - 

302  - 

*  Die  Zahlen    sind    entnommen   Jahresbericht    1S6566  S.  XL    Dif 
Angaben  für  Rohtabak  finden  sich  ebenda  S.  XIL 

-  V(:l.  die  Zahlen  a   a.  O.  S.  XIL 

*  I>ie    An^abt^n    sind    entnommen:    Jahresbericht    1S^>66   S.   XIL 
VgL  iHKh  die  Zahlen  für  BaamwoUwaren  ebenda  S.  XIII. 
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I        Zu  den  Artikeln^  bei  denen  der  Umfang  der  Waasertrana- 

porte  im  Durchschnitt  der  Jalire  1856—  1866  mehr  oder  minder 
gleich  blieb,  gehören  vor  anderen:  rohe  BanmwoHe  und  Roh- 
ftisen  zu  Berg,   Wein  und  Tabak  zu  ThaP* 

Wie  bedeutend   der  Thalverkehr  in    einigen  Artikeln   zu- 
nahm, zeigen  folgende  Beispiele.     Es  gingen  zu  ThaP 


Im 


^H|[pVoch  viel  mehr  ins  Gewicht  t^Ut  die  oben  berührte,  auf- 
fallende  Zunahme  des  SteinkohlentransportSj  sowohl  zu  Berg 
wie  zu  Thal'*. 


an 

Steinsalz  bei 

an  Eigeneneu 

bei 

Koblenz 

1  Jahre 

Mannheim 

Mainz 

1856 

347  :t34  Ctr. 

183  437  Ctr. 

2  916039  Ctr. 

1857 

380953 

- 

229644     - 

1927  015     - 

1858 

331  857 

. 

188  413     • 

1206357     - 

1859 

299808 

- 

159  (338     - 

2  495  845     - 

1860 

316712 

- 

182280     - 

2461477     - 

1861 

453  751 

. 

295946     - 

2 120 157     - 

1862 

560037 

. 

395  962    - 

2  956668    • 

18Ö3 

571 450 

. 

414  443     - 

3633  338     - 

1864 

458  914 

- 

312  456     - 

3162  932    - 

1865 

507  404 

. 

349602     - 

5  094  706    - 

1866 

688979 

. 

461 394     - 

5747430    - 

Es  gingen 

Kohlen  bei 

Im  Jahre 

Emmerich 

Koblenz 

Mainz 

zu  Thal 

zu  Berg 

SU  Berg 

1856 

6  357  888  Ctr. 

4  709  74ÖCtr. 

3  210  195  Ctr 

1857 

4  745  804    - 

4  640332    - 

3  171  600     - 

1858 

5  914474    - 

6949033    - 

4639158    - 

1859 

6  526898     - 

6347  949    - 

4  235  594    - 

1860 

8  953339    - 

8305  968     - 

4867  804    - 

1861 

9  587  309    - 

9218152     - 

6578  330    - 

1862 

10681477     - 

11117  774     - 

8195  837    - 

1863 

11131104     - 

11386  605     - 

8505826    - 

1864 

12  224  801     - 

11496  535     - 

8495624    - 

1865 

14  375  293    - 

13616223    - 

8513512    - 

1866 

16074890    - 

12553093    - 

8969661     • 

Aus    dem    Gesagten    erhellt,    diifs    die    Eisenbahnen    der 
Rbeinstrafse  zwar  einen  Teil  ihrer  6 titer  entzogen  hatten,  dafs 


•  y^l  Die  «tÄtiBtischen  Angaben  im  Jaliresbericht  1885  66  8,  XI IT, 
XIV*  Die  Überai'hrift  zu  den  Notierung^*!*  für  Rolitabuk  iat  \-erdrut*kt, 
E»  mufs  heifsen:  fingen  „zu  ThaP  statt  „zu  Berg^. 

«  Jahreabcrii-ht  1865  66  8.  XIV,  XV.  V^l  ebenda  die  Notiemugeii 
Ar  „friHrhea  Obst". 

*  Vgl.  JahreBbericht  1865/66  S,  XIV. 
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diese  aber  der  Ungunst  der  Verhältnisse  ungeachtet  für  den 
Verkehr  und  die  industriellen  Beziehungen  der  anliegenden 
Gebietsteile  ihren  besonderen  und  grofsen  Wert  bewahrte. 
Durch  die  sehnlich  erwartete,  1866  endlich  vollzogene  Be- 
seitigung aller  FlufszöUe  wurde  die  Stellung  der  Rheinschiff- 
fahrt im  deutschen  Wirtschaftsleben  neu  gekräftigt^.  Es 
konnten  dadurch  allerdings  nicht  sämtliche  Güter,  die  sieh 
den  Bahnen  zugewandt  hatten,  dem  Wasserweg  zurückgewonnen 
werden.  Beispielsweise  blieben  alle  leicht  verderblichen  oder 
eilenden  Waren,  für  die  meistens  zuerst  und  am  entschiedensten 
der  Übergang  von  den  grofsen  Rangschiffen  zu  den  ge- 
schwinderen Wasserdiligencen  und  von  diesen  wieder  zu  den 
beschleunigteren  Dampfschiffen  vollzogen  worden  war.  den  am 
schnellsten  ihr  Ziel  erreichenden  Bahnzügen  vorbehalten.  Es 
war  dies  eine  Folge  des  Fortschrittes  im  modernen  Verkehrs- 
wesen, die  in  jeder  Beziehung  freudig  zu  begrüfsen  ist.  Da- 
gegen wurde  manch  anderes  Gut,  das  nur  wegen  Höhe  der 
Abgaben  die  Rheinstrafse  gemieden  hatte,  ihr  neuerdings  zu- 
geführt. Ihre  Konkurrenzfähigkeit  mit  den  Eisenbahnen,  an 
der  man  eine  Zeitlang  zweifeln  wollte^,  schien  mehr  und  mehr 
sicher  gestellt,  da  eine  auf  Verfall  der  Schiffahrt  deutende 
Abnahme  des  Güterverkehrs  sich  nicht  nachweisen  liefs. 

Die  Teilung  der  Arbeit,  welche  sich  seit  den  letzten  Dezennien 
zwischen  derFlufsschiffahrt  des  Rheins  und  den  Schienenstrafsen 
zu  beiden  Seiten  dieses  Wasserwegs  vollzogen  hatte,  war  am 
Ausgang  des  6.  Jahrzehnts  zu  einer  gewissen  Ruhe  gekommen. 
Es  war  eine  Art  Gleichgewicht  gefunden,  von  welchem  an- 
genommen werden  durfte*,  dafs  es  andauern  und  sich  nicht 
mehr  zum  Nachteil  der  Schiffahrt  ändern  würde.  Gründe  für 
diese  Ansicht  ergaben  sich  aus  einer  Vergleichung  der  Re- 
sultate beider  Transportsysteme  und  aus  der  Thatsache,  dafs 
die  Produktion  und  der  Konsum  aller  beweglichen  Güter 
fortwährend  zunahmen.  Weder  die  Wasserstrafse  noch  die 
Eisenbahnen  für  sich  allein  waren  im  stände,  den  an  sie  ge- 
stellten Ansprüchen  zu  genügen;  vielmehr  konnten  beide  ihre 
wirtschaftlicne  Aufgabe  nur  in  gegenseitiger  Ergänzung  voll- 
ständig erfüllen,  die  hohe  Bedeutung  des  Rheinthals  für  den 
Weltverkehr  aufrecht  erhalten  und  erhöhen.  Dafs  der  Rhein- 
verkehr   auf  der  566  Kilometer  langen   Strecke   von    Strafs- 


'  Auch  die  in  der  nächsten  Zeit  vollzogene  Herabsetzung  der 
städtischen  Hafengebühren,  die  Anwendung  mechanischer  Kräfte  beim 
Aus-  und  Einladen  der  Güter,  der  eanze  Ausbau  der  Hafenanlagen 
an  einzelnen  Orten  haben  die  Entwicslung  des  Bbeinverkehrs  günstig 
beeinflufst. 

•^  Dies  ist  in  den  Jahresberichten  von  1854  bis  1868  mehrfach  direkt 
oder  indirekt  angedeutet. 

«  Vgl.  die  Bemerkungen  im  Jahresbericht  1865/66  S.  V;  1866/67 
S.  V,  XXVI;  1867/69  S.  V. 
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bürg  bis  zur  holländischen  Grenze  bei  Emmerich  sich  von 
882000000  Tonnenkilometer  im  Jahre  1875  auf  3030000000 
Tonnenkilometer  1895  steigern  und  damit  in  letzterem  Jahre 
-ö  der  gesamten  Güterbewegung  auf  deutschen  Wassers trafsen 
umfassen  werde  ^,  haben  damals  allerdings  selbst  die  gröfsten 
Optimisten  nicht  vorhersagen  können. 


land 


^  Vgl.  Sympher,  Die  Zunahme  der  Binnenschiffahrt  in  Deutsch- 
S.  f,  9. 
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Sechstes  Kapitel. 
Die  ,,Revidierte  RheinschifTahrtsakte''  vom  Jahre  1868. 


§  20. 


Der  Abschlufs  des  Krieges  von  1866  hatte  die  durch  den 
Pariser  Frieden  von  1814  zugesicherte  Freiheit  des  Rheins 
endlich  zur  Wahrheit  gemacht,  indem  er  die  letzten  Reste 
der  seither  erhobenen  Rheinzölle  mit  verschwindenden  Aus- 
nahmen beseitigte.  Nun  war  es  noch  nötig,  die  einzelnen 
zwischen  Preufsen  und  den  Süddeutschen  geschlossenen  Ver- 
träge unter  Zuziehung  von  Holland  und  Frankreich  in  einem 
für  alle  Teile  bindenden  Übereinkommen  zu  ergänzen  und  zu 
befestigen.  Es  lag  nahe,  bei  dieser  Gelegenheit  die  seit  1831 
vielfach  abgeänderte  Rheinschiffahrtsakte  zu  berichtigen  und 
den  neuen  Bedürfnissen  entsprechend  umzugestalten.  Baden, 
Bayern,  Frankreich,  Hessen,  Holland  und  Preufsen,  die  sechs 
noch  verbliebenen  Uferstaaten,  ernannten  daher  Bevollmäch- 
tigte ^,  welche  die  gedachte  Konvention  unter  „Aufrechterhaltung 
des  Princips  der  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  in  Bezug  auf  den 
Handel"  einer  Revision  unterwerfen  sollten. 

Der  ausgearbeitete  Entwurf  einer  Neuordnung  der  Rhein- 
schiffahrt fand  bei  den  beteiligten  Kreisen  lebhaften  Beifall. 
Seine  Annahme  wurde  beispielsweise  von  der  Handelskammer 
zu  Mainz,  welche  die  hessische  Regierung  um  ein  Gutachten 
ersucht  hatte,  bereits  am  16.  November  1867*  auf  das  ent- 
schiedenste befürwortet,  da  er  vollkommen  den  Anforderungen 
entspreche,  die  man  an  eine  internationale  Rheinschiffahrts- 
gesetzgebung vom  Standpunkt  einer  aufgeklärten  Verkehrs- 
politik stellen  könne.  Besonders  wurde  seine  Tendenz  gerühmt, 
nach  Wegfall  der  Zölle  und  Abgaben  die  staatliche  Einmischung 
in  die  Verhältnisse  der  Rheinschiffahrt  auf  ein  möglichst  ge- 
ringes Mafs   zu   beschränken,    alle   den    Schifferstand   unnötig 


»  Die  Namen  derselben  sind  verzeichnet  bei  Rhenus  1875  S.  1,2. 
^  Vgl.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  47,  48. 
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belä«tigenden  Einrichtungen  in  Wegfall  zu  bringen  und  eine 
um  so  gröfsere  Aufmerksamkeit  staatlicheräeits  auf  dasjenige 
zu  richten,  wozu  aufser  den  Polizei  Vorschriften  allein  die  fort- 
dauernde Hilfe  des  Staates  notwendig  sei:  auf  die  Korrektion 
des  Strooibettes. 

Am  17.  Oktober  wurde  unter  Vorbehalt  der  Ratifikation^ 
die  „Re\nxlierte  Rbeinschiffahrts-Akte^  zu  Mannheim  durch  die 
Bevollmächtigten  der  Uferstaaten  endgültig  vereinbart  und 
unterzeichnet.  Zugleich  wurden^  zur  Vermeidung  von  Zweifeln 
bei  der  Auslegung,  eine  Reihe  von  Erklärungen,  Verabredungen 
und  erläuternden  Bemerkungen  in  einem  Sehlufsprotokoll 
niedergelegt. 

Die  freiheitlichen  Grundprincipien,  welche  die  Akte  von 
1831  aiifgeötellt  hatte,  sind  in  der  neuen  Ordnung  sämtlich 
beibehalten ,  ja  teilweise  logisch  erweitert  und  ausgeataltet 
worden.  Die  grundsätzlichen  Neuerungen,  die  im  Wegräumen 
der  letzten  Verkehröscliranken  bestehen^  dem  Zurückziehen 
des  Staates  von  allen  Angelegenheiten^  die  sein  Eingreifen 
nicht  unbedingt  erheischen,  werden  schon  rein  äufaerlich  da- 
durch kenntlich,  dafs  die  Konvention  von  18G8  kaum  die 
Hälfte  der  Artikel  ihrer  Vorgängerin  —  48  statt  109  — 
enthält 

Die  revidierte  Akte  erklärt*  die  völlige  Freiheit  der 
Schirtahrt  auf  dem  Rhein  und  seinen  Ausflüssen  von  Basel  bis 
in  das  offene  Meer  hinein  für  Fahrzeuge  aller  Nationen 
zum  Transport  von  Waren  und  Personen^  sofern  sie  den  Ver- 
tnigsbestinnnungen  und  den  zur  Aufrechterbaltung  der  all- 
gemeinen Sicherheit  erforderlichen  Polizeivorsehriften  Genüge 
leisten.  Der  Lek  und  die  Waal  werden  als  zum  Rhein  ge- 
hörig betrachtet. 

Besondere  Vergünstigungen^  werden  den  ^zur  Rhein- 
ecliifFahrt  gehörigen  Schiffen**^  d,  h.  den  Schiffen,  die  zur 
Führung  der  Flagge  eines  der  Rhein uferstaaten  berechtigt  sind, 
eingeräumt.  Sie  dürfen  gleich  den  vom  Rfiein  herkommenden 
1 1  olzflöfsen  auf  jede m  ihnen  beliebigen  Wege  d u rch  das 
niederländische  Gebiet  vom  Rhein  in  das  otiene  Meer  oder 
nach  Belgien  und  umgekehrt  ftihren.  Auch  soll  ihnen,  falls 
Naturereignisse  oder  Kunstanlagen  einen  der  derzeitigen 
holländi.schen  Wasserwege  unbrauchbar  machen,  die  zu  dessen 
Ersatz  der  niederländischen  Schirtahrt  angewiesene  Wasser- 
ßtraf^e  offen  stehen.  Von  sämtlichen  vertragscbliefsenden  Staaten 
wird  ihnen  in  jeder  11  in  sieht  vollkommen  gleichmärsige  Be- 
handlung wie  den  eigenen  Rheinscbiffen  und  deren  Ladungen 
zugesichert^. 


*  Art.  L     Vgl.  AkU*  IHiU  art  1  ff  imd  Vorbimerkung. 
»  Art,  2.     Scliluf=*prütokoU  Z,  L     Vgl.  Akti^  1831  art.  n  ff. 
»  Art.  4. 

23» 
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Abgaben  * ,  die  sich  lediglich  auf  die  That8ache  der  Be- 
schifFung  gründen,  dürfen  auf  dem  Rhein,  seinen  Nebenflüssen 
und  seinen  Armen  im  niederländischen  Delta  weder  von  irgend- 
welchen Schiffen  oder  deren  Ladungen,  noch  von  den  Flöfsen 
erhoben  werden.  Ebensowenig  ist  auf  diesen  Gewässern  ober- 
halb Rotterdam  und  Dordrecht  die  Erhebung  von  Bojen-  und 
Bakengeldern  gestattet.  Damit  war  die  langwierige,  wechsel- 
reiche Rheinzollentwicklung  endlich  zu  dem  lang  erw^ünschten 
Abschlufs  gekommen  *.  Die  Erhebung  von  Gebühren  ist  künftig- 
hin nur  für  Benutzung  künstlicher  Wasserstrafsen  oder  An- 
lagen, wie  Schleusen  u.  dergl.,  gestattet*. 

Alle  Stapel-  und  Umschlagsrechte  bleiben  wie  bisher  auf- 
gehoben*. 

Von  den  auf  dem  Rhein  ein-  oder  ausgehenden  Waren 
dürfen  keine  höheren  Eingangs-  oder  Ausgangsabgaben  er- 
hoben werden  als  beim  Eingange  oder  Ausgange  über  die 
Landesgi'enze '.  Die  Durchfuhr  aller  Waren  auf  dem  Rhein 
von  Basel  bis  in  das  offene  Meer  ist  abgabenfrei  gestattet,  in- 
soweit nicht  sanitätspolizeiliche  Rücksichten  entgegenstehen*. 
Im  übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  über  Freihäfen,  über 
Behandlung  der  Ladungen,  soweit  sie  mit  den  Zollgrenzen 
der  Einzelstaaten  in  Berührung  kommen,  sei  es,  dafs  sie  die- 
selben durchpassieren  oder  über  sie  ein-  und  ausgehen ,  über 
Unterdrückung  des  Schleichhandels  wie  seither  bestehen  oder 
werden  noch  erleichtert'. 

Bezüglich  des  Rechtes,  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  aus- 
zuüben,  hielt  man  im  wesentlichen  an  den  Grundsätzen  fest, 
wie  sie  in  der  Akte  von  1831  festgelegt  waren  und  sich  im 
Anschlufs  daran  weiter  gebildet  hatten.  Eine  Ronzessionspflicht 
für  den  Gewerbebetrieb  als  solchen,   die  sogenannte  sachliche 

'  Art.  8.  Damit  crlodiffte  sich  ohne  weiteres  der  2.  Titel  (art 
14—3."))  der  Akte  von  18^31,  der  von  den  Rheinnchiffahrtsabgaben  und 
den  Mitteln,  sieh  der  gehr>rigen  Entrichtung  derselben  zu  versichern,  ge- 
handelt hatte.  Ebenso  wurde  der  V.  Titel  (art.  48 — 52):  Von  Fraditen 
und  Kangfahrton  in  der  revidierten  Akte  vollkommen  übergangen. 

-  Die  Erhebung  einer  geringfügigen  Schiffahrtsabgaoe  auf  der 
Ruhr,  die  sich  Preußen  in  Z.  2  des  SchlufsprotokoUs  vorbehielt,  TA-urde 
18t)9  bes^eititTt.  Die  Bakengebühr  auf  einem  Teile  der  limbui^.  Maa«, 
für  die  Niederlande  wurdt-  1871  beseitigt.     Vgl.  Rhenus  li<75  §.  2:^,  24. 

'  Auch  die  Erhebung  von  Brückc^ngeldern  auf  anderen  Wasser- 
>trafsen  als  auf  dem  Rhf'ine  war  erlaubt.     Vgl.  Schlufsprotokoll  Z.  2. 

♦  Art.  .V     Vgl.  Akte  1^31  art.  4X 

•^  Art.  H. 

^  Art.  7. 

"  Art  ^-14.  Sohlufsprotokoll  Z.  3.  Vgl.  Akte  von  ISJl  art. 
4  11,  t*'i>-  41  untl  die  spätonn  Abrinderungen  bei  Schirges  S.  209  —  227 
untl  S  1?«;»»-  *J7*J;  siehe  bosondor:*  da.<  seit  dem  1.  Jan.  1?<42  eingeführte 
Keguhitiv  über  die  Behandlung  dis  Gütertransportes  und  die  Waren- 
.ibtertiijinig  auf  dem  iniK'rhalb  dos  Zollvereinsgebiets  gelegenen  T«*ile 
d«'>  Rheins  und  der  koiivonti«»nellen  Nebenflüsse  desselben  am 
i:l»Mclien  Orte. 
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Konzoöäionapfliclit,  wurde  nicht  eingeführt.  Um  so  entschiedener 
beharrte  man  auf  der  persönlichen  Konzessiunspflicht  für 
Schiffer  und  Ltitsen  *.  Die  Befu^nia  zur  Fiiliruug  eines  Segel- 
oder I>aniptseliif!as  aut"  dem  Rheine  in  beiuer  ganzen  Aus- 
dehnung von  Biiml  bis  in  das  otTcne  Meer  oder  auf  einer 
uielireren  Uferstaaten  zugehürigen  Strecke  steht  nur  denjenigen 
zu,  welche  von  der  Regierung  des  ihr  Domizil  beherrschenden 
Uferstaates  mit  einem  Patent  zum  selbständigen  Betrieb  die^e» 
fTewerbes  (liheintäcbitferpatentj  versehen  sind.  In  diesem 
ist  die  Strecke,  für  welche  es  Geltung  haben  soll,  anzugeben. 
Zur  Beseitigung  aller  Streitfragen  ist  bestimmt,  dafs  VV'ohnungö- 
weehsel  das  Patent  niclit  ungültig  luaclit,  aber  von  dem  nun 
bezogenen  Uferstaat  auf  demselbeü  bemH'kt  werden  mufs. 

Hierzu  treten  die  Sätze  in  Ziffer  4  des  ScbbifsprutükoUs^ 
in  Jenen  die  Kontrahenten,  ansch liefsend  au  früher  getroffene 
Vereinbarungen-,  erklären,  thifs  für  die  Erlangung  eines  Pa- 
tentes der  Nachweis  einer  Lehrzeit  von  mindestens  vier  Jahren 
gefordert  werden  soll ,  von  denen  der  Bewerber  wenigstens 
zwei  Jahre  auf  Schiff<m  zugebracht  baben  raulk  die  entweder 
den  Rhein  in  seiner  ganzen  Länge  oder  doch  diejenige  Strecke 
befahren,  für  welche  das  Patent  nachgesucht  wird,  Bewerber 
um  ein  Patent  zur  Führung  von  Dampfschitien  haben  ein 
ghtnhwürdiges  Zeugnis  darüber  vorzulegen  ^  dafs  sie  von  den 
oben  erwähnten  vier  Jahren  wenigstens  e  i  n  Jahr  die  L>ampf- 
schiffahrt  praktisch  eiier.nt  haben.  Im  Anscidufs  an  diese  Leit- 
sätze trafen  die  Uferstaaten,  gelegenthcb  ihrer  Instruktionen  zur 
Ausführung  der  revidierten  Akte,  die  nötigen  Mafsregeln  für 
Erteilung  von  Schitferpatenten  innerhalb  ihres  Gebietes.  Die 
Änderung  der  neugetrotfenen  Bestimmungen  im  Vergleich  mit 
dem  früheren  Zustcande  bestand  ilarin^  dafs  man  an  Stelle  der 
Grofsjährigkeit,  Fertigkeit  im  Lesen  und  Schreiben,  Nüchternheit 
u.  s.  w.  einiaeli  das  Vorhandensein  der  persönlichen»  allgemeinen 
gesetzlichen  Erfordernisse  zum  selbständigen  Geweibebetrieb 
verlangte,  dafs  man  auf  den  „Besitz  des  Vertrauens  des  Handets- 
standes"*  und  eine  besondere  Prüfung  der  Kandidaten  ver- 
zichtete, sich  vielmehr  mit  der  nachweislichen  Zurücklcgung 
der  vierjährigen  Lehr-  und  Beschäftigungszrit  begnügte.  Die 
letzten  RückstÄnde  aus  der  Zeit  des  |i:*triarchalisciien  Innungs- 
wesena  Helen  vor  der  moderneren  Gewerbr^auffassung, 

Beibehalten  w^urde  dagegen  <b'e  Führung  von  Dienst- 
büchern für  die  Schiffsmannschaften ,  über  die  sieb  die  Re- 
gierungen  von  Baden,  Bayern,  Frankreich,  il  essen  und 
I^reufsen  seit  zwei  Jabrzelmten  verständigt  hatten^.  Alle  Lehr* 
li nge ,    Schi ftsj  nngcn ,   Schi ffsgesellcn ,    Schi ff?igeli i Ifen ,    Sc h iffs- 


»  Art.  15  ff.     Vgl.  Akte  1831  Jirt.  42. 
»  Vgl  Scbirges,  Der  Rhein  S.  272  ff. 
»  Vgl.  oben  Ö.  237. 
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knechte,  Heizer,  Matrosen,  Bootsleute  und  Steuerleute  (letztens  ] 
soweit  sie   nicht   besonders    patentiert   sind)    müssen,    fall» 
auf   einem  Rheinschiffe   in    ein    festes   Dienstverhältnis    tret 
mit  einem  Dienstbiiche  versehen  sein,    in  das,  abgesehen  vonl 
Personalien  ^ ,    bei  Wechsel    durch    die  Schiftseigen  tum  er   oderl 
Führer  pHichtgemäfse  Zeugnisse  über  Betragen  der  Leute  milj 
Angabe    des  Entlassung8gnindes  einzutragen  sind.     Um  deren  i 
richtige  Anlage  zu  sichern,  war  verordnet,  dafs  die  Erlangung! 
eines  Rlieinschifterpatents  rf^gebnäfjjig  vom  Besitze  eines  Schiffa-i 
dienstbiiches    und    dessen  Vorlage   abhängig  sein    solle,     Mif»«| 
brauch    der  Bücher    war   unter  Strafe  gestellt.     Diese  B«*8tiTn-| 
niungen   bbelten    für   die  Bemannung  hollilndischer  Schiffe  auf 
Wunsch    der    niederlitndisehen  Regierung,    die   auch    schon  m\ 
den    vorliergegangenen    Jahren     den     diesbezüglichen    Verein* 
barungen   nicht  beigetreten  war^j  aufser  Geltung*. 

Noch  schärfer  als  der  Mifsbrauch  der  Dienstbücher  wurde 
die    fiilschlicbc    Benutzung   der   Patente   mit   Strafe    bedroht *-i 
Abgabe  des  Patente«  an  eine  nicht  patentierte  Person  zur  Ver- 
wendung   soll    mit   Entziehung   durch    die    Regierungsliehördi 
d»^s    Staates,    in    dessen  Gebiet    der    Inhaber   seinen  Wohnsit 
liat,  Ausübung  de.s  selbständigen  Scbiüergewerljes  ohne  Patent 
mit  Vertagung  eines  solchen  während  mindestens  eines  Jahre«! 
geahndet  werden.     Auch  bei  wiederholten  ZoIldefraudationenJ 
wegen  Betrugs    und  anderer  Verbrechen  gegen  das  Eigentui 
oder  wegen  mehrfacher  erheblicher  Verletzungen  der  die  Sichei*- 
heit   und    die  Ördnuni;   der   Hheinschiffahrt   betreffenden  Vor 
Schriften,  mufs  die  Zurücknahme  des  Patentes  erfolgen. 

1  >agegen  Helen  die  älteren  Bestimmungen,  dafs  die  Patenl^i 
erteil ung  nur  /ur  Fülirung  eines  bestimmten  Segelschiffes  be- 
rechtige   oder    zur  Führung   von  Dampfschiffen,    die  ein    nnd^^J 
demselben  Eigentümer  gehörten ,    dafs   kein  Staat   verpflichtet^^ 
sein  solle,    finderswo  geprüfte  Dampfschi fführer  in  seinem  Ge-^^ 
biet  anzunehmen»  Bestimmungen,  wie  sie  Supplementarartikel 
XIX    aufgestellt    hatte,    vollkommen    weg^.     Wer   mit    einem 
Rheiuftehifferpatente    versehen  ist,    darf  nach  Artikel  TO  jede« 
Segel-  bez.  r>ampfs€biti*  fiiliren,  gleichviel,  welcliem  Staate  ei 
angehurt*"*.     Die    für   die  Nebenflüsse   des  Rheins  erteilten  Pa 
tente  sollen    bei    e^ewährter  Ge^genseitigkeit   auch   zur   Schiffs«] 
führung  auf  dem  Rhein  berechtigen,  wenn  von  dem  zuständigt^nl 
Rheinuferstaat  auf  dem  Patent  da^ii  Vorhandensein  der  VorauÄ-J 
Setzungen  iütr  die  Erteilung  eines  Rheinsehifferpatente«  —  statt* 


'  Über  SignaleHiPiit    des  Benitzcra    iu    den    Rliein6chifieri:iat4*üte 
vgl.  art.  17. 

*  Vgb  Schirges,  Mr^r  Khein  8.  274. 

*  8clihir?^protoki>ll  Z.  4  g. 

*  Art.  VJ,  i'O. 

'  Vgl  SchirLM?s,  Der  Rhein  S.  27a 
«*  Art.  18.     Vgl  Akte  18:^1  art.  45. 
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gehabte  längere  Ausübung  der  Rheiuschiffahrt  nach  Mafsgabe 
des  Artikels  15  —  besebeinigt  wird. 

Durch  die  Aufstellung  dieser  Normati vbeatimmungen,  deren 
EH*lillung  zum  Betrieb  des  selbständigen  Rheiiiscljiffergewerbee 
berechtigte,  war  die  Sicherung  desselben  ohne  allzuweit  gehende 
ötajitliche  EiugrifFe  oder  gar  Beschränkungen  in  der  Zahl  der 
Bewerber  gewährleistet.  Dem  gleichen  Zweck  dienende  Vor- 
schriften wurden  zur  Erhaltung  dt*r  Rheinschiffe  in  tauglichem 
Zuatiimle  erlassen  ^  Bevor  ein  ftolches  die  erste  Fahrt  antritt, 
ist  ein  Schitfsattest  olier  seine  Tauglichkeit  und  Ausrüstung 
zu  erwirken,  das  von  rler  zu  ständigen  Behörde  eines  Uferstaates 
auf  Grund  einer  durch  Sachverständige  vorgenommenen  Unter- 
ftuchung  ausgestellt  wird.  Die  Schiffsuntersuchung  ist  nach 
jeder  wesentlicben  Veränderung  oder  Hejianitur,  als  welche 
die  Erneuerung  von  Innbölzern  oder  Hippen  angesehen  wird, 
und  auBgerdem  auf  Verlangen  des  Befracnters  zu  wiederholen. 
Auch  kann  jede  Uferregierung,  äo  oft  sie  es  für  Jingeniessen 
hält,  eine  aogonannte  auf^erordenüiche  oder  polizeiliche  Schiffs- 
untersuchung auf  ihre  Kos^ten  vornehmen  lassen.  Im  Schlufs- 
Protokoll-  war  dem  noch  hinzugtfiigtj  daftü  die  bisherige  Bf- 
zeiclinung  der  höchsten  znUissfgen  Etnseukungstiefe  der  Schiffe 
mittelst  eiserner  Klammern  auch  ferner  beibehalten  werden 
solle*  sowie  dafs  die  Uferstaaten»  wenn  schon  die  Verabredung 
bezüglich  der  Aiche'*  der  Rheinschiffe,  die  auf  Erhebung  der 
Rekognitionsgebühr  gegründet  war,  nach  d^'ren  Wegfall  einer 
Erneuerung  nicht  bedurfte,  doch  sorgen  sollten,  dafs  es  an  Ge- 
legenheit zur  Feststellung  der  Tragftlhigkeit  der  Schiffe  nicht 
fehle*. 

Auf  kleine  Fahrzeug«^  unter  300  Centner  Ladeßihigkeit 
linden    sowohl   die  Bestimmungen    über   Führung  der   Schiffe^ 


»  Art.  22.     V#?l.  Akte  1831  art,  5S  ff. 

«  ScWiifgpiornkoll  Z,  f»  A,  und  C, 

»  V^L  diirfiber  Si-hirfj:es,  Dt-r  Rh<'in  S.  24t)— 250  u.  oben  S.  190. 

*  Wagender  im  Grofs  herzog  tum  Hessen  bexußfl  Ai*'liuitg  d«?r  Hbein- 
schiffe  erlasaeupn  Regtilative  vgl.  Braiiii  u  Webor»  Vt*rtosungs-  luid 
Verwaltungf*reeht  IV  S,  12t^,  124.  AllerneuosteDS  Rind  d\e  Beatrminnjig(*ii 
über  Aiduiijg  der  Srhiffe  ftb^rorindert  worden,  lo  rint^r  Übfreinkunft 
vom  4.  Februar  189vS  (ReiciiHige^etxblatt  vom  2,  Juni  1899]  Isaben  sich 
nputscddand,  B<^lgii*n,  Frankreich  und  die  Niederlande  dabin  geeinigt, 
(iafs  die  von  den  BelH^rden  eines  der  Vertrags^taaten  ausgedtellteu 
Sehiffsaicht*eh<'ine  ntndi  ixn  Gebiet  der  auderen  VertragHstaateo  anerkÄunt 
werden  sollen,  wenn  die  Aichung  nach  einem  Verfahren  ertolgt  iat» 
vvelebes  den  vereinb^rfen  Normen  ent^^vriebt,  Infolgedessen  haben  aicb 
tbr  deutschen  I{heinufer?itajiten  in  iler  CeiitralkommHMon  über  eine  neue 
Aichordnnng  für  die  HheiiiKebiffe  vert^tändigt^  welche  an  Stelle  der 
bischer  in  den  einzidnen  Rbeinnf er  Staaten  gilltigen  Verordnungen  utid 
Instruktionen,  die  allerding»  sebon  ziemlich  übereinstimmti'n,  treten 
HolL  In  Hayenj  ist  die«e  Rliein*'ehifft4aichordnung  durch  konigL  Ver- 
ordnung vom  2*».  Juni  19(K)  eingeführt  worden,  die  am  K  Oktober  L  J.  in 
Kraft  getreten  ist. 
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wie  Untersuchung  ihrer  Tauglichkeit  (Artikel  15  ^  22)  keine 
Anwendung  ^ ,  da  sie  für  den  Handelsverkehr  weniger  in  Be- 
tracht kommen  *.  Die  Flöfser  haben  für  jedes  Flofa,  mit  dem 
sie  den  Rhein  befahren  wollen,  eine  Bescheinigung  der  zu- 
ständigen Landesbehörde,  aus  welcher  die  Zahl  und  Art  der 
Hölzer,  sowie  deren  Gewicht  ersichtlich  sein  mufs,  zu  erwirken 
und  mit  sich  zu  führen ^.  Den  Lotsen-,  Steuermanns-  und 
Wahrschauerdienst  regelt  jede  Uferregierung  selbständig.  Je- 
doch ist  Zwang  zur  Benutzung  von  Lotsen  und  Steuer- 
leuten ausgeschlossen,  Gebührenerhebung  nur  dann  zulässig, 
wenn  von  den  Dienstleistungen  eines  Lotsen  oder  Steuer- 
manns thatsächlich  an  Bord  des  Schiffes  Gebrauch  gemacht 
worden  ist*. 

Weitere  Bestimmungen  der  revidierten  Akte  beziehen 
sich  auf  die  Mafsnahmen  in  Häfen,  Unterhaltung  des  Fahr- 
wassers, Tragung  der  dadurch  entstehenden  Kosten  und  dergl. 
Die  Uferregierungen  haben  dafür  zu  sorgen,  dafs  in  den  Rhein- 
häfen die  nötigen  Einrichtungen  zur  Erleichterung  des  Ein- 
und  Ausladens,  wie  zur  Niederlage  der  Waren  vorhanden 
sind,  für  deren  Benutzung  ein  Entgelt  bis  zur  Höhe  der  er- 
wachsenden Kosten  erhoben  werden  darf*.  Sie  machen  sich 
weiterhin  verbindlich,  innerhalb  der  Grenzen  ihres  Gebietes 
das  Fahrwasser  des  Rheins  und  die  vorhandenen  Leinpfade  in 
guten  Stand  zu  setzen  und  darin  zu  erhalten,  wie  sie  dies  seit 
1831  bereits  in  dankenswertester  Weise  begonnen  hatten  •.  Die 
Staaten,  deren  Uferstrecken  aneinander  grenzen  oder  sich  gegen- 
überliegen, sollen  sich  die  Pläne  beabsichtigter  Strom-  und 
Uferbauten  gegenseitig  mitteilen  und  sich  über  die  bei  deren  Aus- 
führung in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  verständigen^. 
Die  Uferregierungen  werden  weiter  dafür  Sorge  tragen,  dafs 
die  Schiffahrt  auf  dem  Rheine  durch  Mühlen,  Triebwerke, 
Brücken  oder  andere  künstliche  Anlagen  keinerlei  Hindemisse 
finde,    und  dafs  namentlich   der  Durchlafs  durch  die  Brücken 


»  Art.  23. 

^  Erst  neuestens  wurde  in  der  Sitzung  der  Centralkommission  für 
die  Bbeinschiffahrt  vom  31.  August  1895  ein  Einverständnis  daräber 
erzielt,  dafs  die  genannten  Bestimmungen  auf  die  seither  ausgenommenen 
Fahrzeuge  unter  300  Ctr.  Tragfähigkeit  in  Zukunft  dann  Anwendung 
finden  sollten,  wenn  die  Fortbewegung  dieser  kleineren  Boote  durch 
Maschinen,  die  durch  Dampf  oder  sonstige  Elementarkraft  (Petroleum, 
Benzin,  Elektricität  etc.)  getrieben  werden,  erfolgt. 

8  j^Yt.  25. 

*  Art.  26.     Vgl.  Akte  1831  art.  60. 

»  Art.  27.    Vgl.  Akte  1831  art.  69. 

«  Art.  28.  Vgl.  Akte  1831  art  67,  68.  Über  die  Stromkorrektionen 
vgl.  oben  S.,309 — 313.  Die  Leinpfade  haben  neuerdings  bei  dem  voll- 
kommenen Überwiegen  der  Dampfschiffahrt  immer  mehr  von  ihrer  Be- 
deutung verloren. 

•^  Art.  29. 
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ohne  Verzug  bewirkt  wird.  Konzessionen  zu  neuen  Suhiffü- 
mühlen*  sollen  fortan  nieht  mehr  erteilt  werden,  wie  dies  schon 
vor  Jaliren  bei  *ler  CentralkommiissJoii  beantragt,  aber  nicht  all- 
seitig gebilligt  worden  war^. 

Noch  weit  wertvoller  war  der  Satz,  dals  die  Erhebung 
einer  Gebühr  für  das  i.Ht'nen  oder  Seldiersen  der  Brücken  un- 
statthaft sein  solle,  wie  dies  bereite«  «elt  1862  angeordnet 
worden^-  Das  ^inafsige  Entgelt**,  da^  die  ur^prUngUclje  Rliein* 
schiftahrtHakte  {Artikel  67)  für  den  Dureblafs  bei  tiiegenden 
und  SchifTbrücken  zugebilligt  hatte,  war  im  Laufe  der  Jahre 
als  eine  in  jeder  Beziehung  lustige  Abgabe  empfunden  worden» 
deren  Unannehmlichkeiten  sich  namentlich  beim  öfteren 
Passieren  von  Brücken  auf  bangeren  Stronistrecken  stark  fühl- 
bar machten  '*.  Man  hatte  daher  seit  Beginn  des  entschiedenen 
Konkurrenzkampfes  zwischen  Walser-  urul  Eisen jitrafeicn  neben 
Beseitigung  <ler  Hlieinzölle  in  zweiter  Linie  auf  Wegräumung 
dieser  Brückengelder  und  Ermäfsigung  der  Hafengebfihren  ge- 
drängt, einem  Verlangen,  dem  jetzt  1868  vollauf  Genüge  ge- 
leistet wurde. 

Die  seit  1849  öfters  wiederholten  8trombefabrungen^  sollten 
auch  weiterhin  nach  Anordnung  der  Centralkommission  durch 
Wasserbautechniker  sämtlicher  Uferstaaten  vorgenommen 
werden,  um  die  Beschafienheit  des  Stromes,  die  Wirkung  der 
zu  dessen  Verbesserung  getroftenen  Mafsregelo  und  die  etwa 
eingetretenen  neuen  Hindernisse  einer  regelraäfsigeu  Scliiffahrt 
zu  untersuchen   und  festzustellen*^. 

Zur  Hegetung  solcher  Angeh^genbeiten ,  auf  welche  die 
Staatsverträge  keine  Anwendung  finden ,  sollen  schiffahrts* 
polizeiliche  V*jrschi'iften  gemeinsam  von  den  üforregieruugen 
erlassen  werden,  deren  Übertretung  mit  Geldbuben  von  10  bis 
300  Francs  bestraft  wird*|  ohne  dais  damit  der  Pünalgewalt 
der  Staaten  bei  Verletzung  polizeilicher  Normen,  die  in  den 
gemeinsam  festgeselzten  Verordnungen  nicht  erwähnt  sind^   vor- 


*  Die  Schiffftnnlhleu  »iwd  seit  ijati«zi]  zwanzig  Jahren  am  Mitt»4- 
rheiii  fiist  vollständig  cer^chwutid^^n.  Aaf  der  iircufr^isebeu  Khein^treckf^ 
wurde  bereit«  IH-'m  ilje  letzte  noch  vorhandene  SchifFumühle  beseitigt 
(Jahresbericht  iHfi^  S,  4). 

»  y^].  Schirges.  Der  Rhein  S.  315. 
«  Vgl.  JrtlireHbericht  18B2  S,  IX. 

*  flBer  die  Brnckendiirehhifrtgebühren,  beflondor»  die  Tarifeatse 
von  18:318,  die  seitdem  erfolgti'u  Abändernngen  iiml  die  ßrücken- 
ordnungen,  wie  nie  »eit  Mitte  de?  JulidmndertH  für  die  versebiedenen 
Brücken  in  Geltung  waren,  v^\.  Schirgej*»  l>er  Khein  S.  315— H42; 
»ueli  Rhenus   1875  S,  1:38  —  1.=)^. 

^'  Im  .Jftbre  IH81  wurde  dureb  die  (^renfsi-^che  Kegierung  die  Rhein- 
gehill'librtMkGmtniyi.HioD  ge^ehafi't^ii,  die  alljährlich  Strunibefahruiigeii  unter 
Zueiebun^  der  Vertreter  der  IlandeUkanunem  und  wirtsebaftlichen 
Vereine  veraiistiiltet 

^  Art.  3L     Vgl.  Kbetiu^  1875  8.  80-95  und  oben  Ü-  Bll,  312. 

^  Art.  32. 


362  XVni  5. 

gegriffen  wurdet  Die  Strafbestimmung  des  genannten  Ar- 
tikels findet  auch  auf  das  Übersetzen  von  Ufer  zu  Ufer,  die 
sogenannten  Zwerchfahrten,  Trajektfahrten,  die  im  allgemeinen 
der  Ordnung  der  Rheinschiffahrtsakte  nicht  unterliegen,  An- 
wendung*. 

Zur  Aburteilung  in  Strafsachen  wegen  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  schiffahrts-  und  ström  polizeilichen  Vorschriften  sowie 
in  einer  Reihe  das  Schiffahrtswesen  direkt  berührender  Civil- 
sachen  sind  die  Rheinschiffahrtsgerichte  zuständig,  die  in  Fort- 
führung der  seitherigen  Rheinzollgerichte  beibehalten  werden  *. 
Die  Einrichtung  dieser  nach  einem  möglichst  einfachen  und 
beschleunigten  Verfahren  entscheidenden  Gerichte,  gegen  deren 
Urteil  in  wichtigeren  Fällen  bei  den  Obergerichten  der  ein- 
zelnen Länder  oder  bei  der  Centralkommission  Berufung  ein- 
gelegt werden  kann,  hat  sich  durchaus  bewährt.  Ihre  Wirk- 
samkeit blieb  auch  nach  der  Neuregelung  des  Prozefsrechte» 
in  Deutschland  1879  unbehindert*. 

Zum  Zwecke  gemeinsamer  Beratungen  der  Rheinschiff- 
fahrtsangelegenheiten  ernennen  die  Uferregierungen  je  einen 
Bevollmächtigten,  die  zusanmien  die  Centralkommission  mit 
dem  Sitz  in  Mannheim  bilden^.  Diese  tritt,  abgesehen  von 
aufserordentlichen  Tagungen,  jährlich  im  August  zusammen 
und  fafst  ihre  Beschlüsse  unter  Leitung  eines  durch  das  Loch 
erkorenen  Vorsitzenden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  Ihr 
untergeordnet  sind  die  Aufseher  •  der  verschiedenen,  lokal  be- 
grenzten Aufsichtsbezirke,  die  zweimal  im  Jahre  das  ihnen  zu- 
;rewiesene  Gebiet  bereisen,  um  die  entstandenen  Schiffahrt»- 
hindernisse  zu  untersuchen,  die  vorgefundenen  Mängel  zu  be- 
seitigen, oder,  falls  dies  nicht  angeht,  den  betreffenden 
Regierungen  Bericht  zu  erstatten  und  fiir  Abstellung  der  in 
Rheinschiffahrtsangelegenheiten  vorgebrachten  Beschwerden  zu 


■  Virl.  SchlufsprotokMll  Z.  >. 

-  Art.  24.  Vgl.  Akto  \SM  art.  4»i  und  Schirges.  Rh»M*ii  S.  -277. 
I>io  Verleihung  der  Befugnis  zur  Einrichtung  einer  geworbsmäfn^ren 
Trajekttahrt  ist  in  H»*sstm  ein  staatliches  R^ralitätsrecht.  V;rl.  Braun 
und  Weber.  Vervvaltungsn-eht   IV  S.   11>  Anm.  3. 

»  Art.  :«-4o.     Vgl.  Akte  \sn  art.  ^1— ^s  _ 

*  Vgl.  Gerichtsvertassungsge.-^etz  v.  27.  Januar  l"^*!  $  14.  1.  Nach 
Beschlufs  der  Centralkommission  \om  31.  Augu*t  1^^5  ist  für  rhein- 
schiffahrtspolizeiliche  Zuwiderhandlungen  das  Verfahn^n  des  richter- 
lichen Strafbefehls  und  der  polizeilichen  Strafv»*rfugiing  zugelassen.  In 
Civilrechtsstreitigkeiten  sind  neu»^rding?  zu  beachten  die  Reichsge^^-tze. 
betr  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  d»*r  Binnenschiffahrt  um!  der 
Flöfs»^rtM  V.  1-5  Juni  l>9o  iReichsg»*s»?tzblatt  l'^^-'i  S.  :^»1  und  ?41;  1M<S 
S   ^>— 9i«:JL 

"  Art.  4:^—46.  Schlufspn>tokoH  Z.  9.  V-1.  Akte  1S31  art.  ^<9—Ki) 
und  SuppK    »entarartikol  XIV. 

•  Art  41,  42.  Vgl.  Akte  IS^I  art.  101.  I«.r2.  Das  Amt  de<  ub«>r- 
aufst'her^  (Akte   1S31  art.  ^V.  ^2.  Ho,  V«7— IWi  ist  beseitigt. 
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Der  am  17,  Oktober  1868  geschlossene  Sc hiffahrts vertrag, 
dessen    wesentlicher    Inhalt   im    obigen    festgeliaUeo    ist»    sollte 
baldmöglichst   von    den    einzelnen  Regierungen    nitifi ziert  nnd 
die  Aiisweclisekiog  der  RattfikationsLirkunden  binnen  6  Monaten 
io    Mannljeim    bewirkt    werden,    damit    er    am    1.    Juli     1869 
Geltung  erhingen    könne.     Gleichzeitig  wurde  zur  Erledigung 
der  SchiBahrtaangelegenheiten,  soweit  sie  in  dem  geschlossenen 
Staatsvertrage  nicht  berührt  waren,   aber  doch,  w^ie  beispiels- 
weise das  Verbalten  während  der  Fahrten,   einer  einheitlichen 
Regelung   bedurften,  eine  Schiffahrtspolizei-  und  Flofsordnung 
für  den  Rhein  unter  den  Uterstaaten  vereinbart  V,     Sie  bildete 
eine   zeitgemäfse  Neugestaltung  der   „polizeilieben  Verordnung 
über   das  Befahren    des    Hb  eins   von    Basel    bis   zur    könrglieb 
TiieLlerhlndiacheu  Grenze  bei  Spyk'*,  die  seitdem  L  Januar  1851 
zwischen  den  Rbeinuferstaaten  in  Vollzug  gesetzt^  und  durch 
Beschliifs  der  Centralkommission   1863  zur  „Neuen  Sclulfahrts- 
Polizei'Ordnung  für  den  FUiein**   nragearbeitct  war®.    Inlialtlieh 
zerfiel    sie    in    drei  Abteilungen    mit  35  Artikeln,    die»    abge- 
sehen von  den  Schlufsbestiramungen ,    welcfie  die  Schiffer  zur 
Mitführuog  eines  Abdrucks  des  Regh^nients  verpflichteten  und 
Strafdrohungen  enthielten,  Anordnungen  t\lr  den  ganzen  Strom 
wie    einzelne   Strecken    desselben    trafen,      Ks    waren    genaue 
V^orschriften  für  das  Verbalten  während  der  Fahrten,  das  Vor- 
l>eifahren  der  Schiffe  aneinander,  für  Fähren,  sonstige  Anlagen 
und  für  die  Flofsreisen  getroffen,    wie  dies  die  Sicherung  des 
stetig  wachsenden  und  beschleunigten  Rhein  Verkehrs  nötig  er- 
scheinen liefs.     Besondere  Normen    wurden  für  Dampfschlepp- 
züge,  vom  Ufer  aus  gezogene,   zu  Thal  treibende,    lavierende, 
tief  geladene  Schiffe  gegeben ;  nicht  minder  war  das  Passieren 
von  Brücken  mid  Führen,  das  Anhalten  der  Personeodampfer, 
das   Verbalten    bei    Nacht   und    Nebel,    bei    hohem,    niederem 
Wasser,    beim  FeMtfabren,    Sinken    und   Stillliegen    genau   ge- 
regelt.   Auf  der  vielfach  gekrümmten  Strecke  zwischen  Bingen 
und  Bonn,  wo  der  Rhein  in  engem  Bette  dah inströmt,  blieben 
an  verschiedenen  Stellen  Wahrsclmuer  stationitTt,    welche  die 
ankommenden  Schifle  durch  Flaggensignale  zu  benachrichtigen 
hatten,    ob  das  Fahrwasser  (nr  Tb  ab   mlr^r  Bergfahrt  frei  sei* 
Kurz,    es    waren   all    die  Mafsnahmen    getroffen,   die  zur  Ver- 
meidung  von   UnDillen    beachtet    werden    konnten,    ohne   dofs 
doch    durch    sie    die  Fahrten    unnötig   im   Fortgang    behindert 
wurden. 

Eine  weitere  Verordnung  regelte  von  neuem  *  d**n  Trans- 


h 


2m, 


»  Abdruck  hei  Hheniifl  1875  S,  .%— 56 

*  AHdruck  d^rpflbcn  b»'»  ScbirgoM,  Hhi'in  K,  279- 
"^  \>l    Jalin^Hbeni'tif  im:i  S.  X. 

*  Kc-iion  zu  Anfiin^  «h*s  Jahrliimdrrtw  hiitf»»  iiiiin  (ür  il<*n  TrftTi«port 
von  Schi(?fKpiilvpr  iinfl  anderer  fi'iHirp^fJlhrlieJK^r  Ht^tflfj  bfruondem  Vor- 
Schriften  erUsspii,   welche  einer  Kuitündnug  oder  KxploHioti  vorbeogen 
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port  entzündlicher,  ätzender  und  giftiger  Stoffe  auf  dem 
Rhein,  besonders  des  Schiefspulvers,  Petroleums,  Sprengöls 
(Nitroglycerins),  wie  der  Arsenikalien,  und  suchte  die  Gefahren 
ihrer  Verschiffung  möglichst  herabzumindern^. 

Wenn  diese  Polizeiordnungen  auch  durchaus  den  da- 
maligen Verhältnissen  entsprachen,  machten  sich  doch  bei 
ihnen  infolge  zunehmender  Entwicklung  der  Schiffahrt,  ins- 
besondere der  Dampfschiffahrt,  Mängel  bemerkbar,  und 
mufsten  sie  daher,  um  den  wechselnden  praktischen  Bedürf- 
nissen zu  genügen,  weit  mehr  Abänderungen  erfahren',  als 
dies  bei  der  Rheinschiffahrtsakte,  die  nur  die  allgemeinen, 
wenig  wandelbaren  Grundsätze  des  Rheinverkehrs  aufstellte, 
der  Fall  war. 

Die  „Revidierte  Rheinschi ffahrtsakte**  ist,  nachdem  der 
Austausch  der  Urkunden  über  die  allseitig  vollzogene  Rati- 
tikation  am  20.  April  1869  stattgefunden  hatte,  gleichzeitig 
mit  der  neuen  Schiffahrtspolizei-  und  Flofsordnung,  sowie  mit 
der  Verordnung  wegen  des  Transports  gefährlicher  Stoffe  am 
1.  Juli  1869  programmmäfsig  in  Wirksamkeit  getreten*.  Die 
zum  weiteren  Vollzug  der  Akte  in  Aussicht  genommenen  Aus- 
führungsvorschriften *  wegen  der  Patente,  Aichung,  Schiffsunter- 
suchungen, Lotsenwesens,  Dienstbücher,  Aufsichtsbeamten  in  den 
Rheinhäfen ,  Rheinschiffahrtsgerichte  wurden  ebenfalls  recht- 
zeitig durch  die  beteiligten  Uferstaaten  erlassen  und  durch- 
geführt. 

So  war  denn  das  lang  ersehnte  Ziel  einer  freien  und  un- 
gehinderten Rheinschiffahrt  endlich  erreicht.  Wenn  die  „Revi- 
dierte Akte"    auch   einzelne   notwendig   scheinende   Beschrän- 

sollten.  Vgl.  Verordnungen  der  Grofsh.  Provinzialreeierunff  zu  Mainz 
vom  6.  November  1818;  15.  Januar  1819;  Bekanntmacnun^  aer  Bürger- 
meisterei Mainz  vom  25.  Juli  1823  (Einzeldrucke  in  Folio.  M.StA.). 
Über  spätere  Erlaase  und  Verordnungen  vgl.  Schirges,  Rhein 
8.  290,  291. 

^  Abdruck  der  Verordnung  in  Rhenus  1875  S.  57—6:3. 

'  Vgl.  die  Polizeiordnung  für  die  Schiffahrt  und  Flöfserei  auf  dem 
Khein,  die  am  1.  Februar  1888  (separat  gedruckt  Neuwied  1888)  und  die 
Rheinsohiffahrts-Polizeiordnung  für  die  Schiffahrt  und  Flöfeerei  auf  dem 
Rhein,  die  am  1.  November  1897  (separat  gedruckt  Mannheim  1897)  in 
das  Leben  getreten  ist.  Der  Transport  gefahrlicher  Stoffe  wurde  durch 
verschiedene  Einzel  Vorschriften  wiederholt  neu  geregelt. 

^  Art  und  Datum  der  Publikation  der  Rheinschiffahrtsakte  in  den 
einzelnen  Uferstaaten  findet  sich  übersichtlich  zusammengestellt  bei 
Rhenus  1875  S.  64,  65.  Auch  ist  dort  (S.  65,  66)  die  Publikationsweise 
der  beiden  Polizeiordnungen  verzeichnet,  desgleichen  die  Angabe  der 
Gesetz-,  Regier ungs-,  Amtsblätter,  wo  die  betreff'enden  Verträge  und 
Verordnungen  zu  finden  sind.  Die  Verordnung  wegen  des  Transport« 
gefahrlicher  Stoffe  auf  dem  Rhein  kam  für  die  Niederlande  nur  in- 
soweit zur  Ausfuhrung,  als  sie  sich  auf  ätzende  und  giftige 
Stoffe  bezog. 

*  Sorgfältige  Zusammenstellung  derselben  bei  Rhenus  1875 
8.  66—74,  auf  aie  hiermit  verwiesen  wird. 
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kungen  der  allgemeinen  freiheitlichen  Wünsche  enthielt,  so 
vermochte  das  die  grofse  Bedeutung  des  neuen  Abkommens 
nicht  herabzumindern.  Wurden  ja  .  wenig  später  sogar 
Bedenken  einer  anderen  Richtung  laut,  die  vermeinten,  es  sei 
dem  einzelnen  nunmehr  zu  viel  Spielraum  gelassen.  Im  grofsen 
und  ganzen  haben  sich  die  Grundsätze  der  revidierten  Rhein- 
schifFahrtsakte  vom  17.  Oktober  1868,  wie  sie  in  sachent- 
sprechender Fortbildung  der  älteren  Konvention  von  1831  fest- 
gelegt waren,  durchaus  bewährt  und  bis  auf  den  heutigen  Tag 
unverändert  ihre  Geltung  behalten. 


Rückschau  und  Ausblick. 


§  21, 


Als  das  19.  Jahrhundert  heraufdämmerte ,  zeigten  die 
rheinischen  Verkehrsverhältnisse  noch  durchaus  die  Gestaltung, 
welche  ihnen  die  Zeit  der  alten  Territorialherrschaften  auf- 
geprägt hatte.  Die  Schiffahrt  des  durch  Menschenhand  wenig 
verbesserten  Stroms  war  mit  einer  Menge  künstlicher  Hemm- 
nisse belastet,  die  wesentlich  aus  fiskalischen  Gründen  von  den 
Uferstaaten  aufrecht  erhalten  und  ausgebeutet  wurden.  Jedes 
einzelne  Fahrzeug  mufste  selbst  auf  kleineren  Strecken  an 
Dutzenden  von  Zollstellen  anhalten,  wo  man  es  nicht  nur  za 
lästigen  Geldzahlungen,  sondern  auch  zu  unersetzlichem  Zeit- 
verlust nötigte.  Waren  diese  Verzögerungen  überwunden,  so 
traten  die  Umschlagsrechte  der  Stapelstädte  in  Geltung,  die 
den  Schiffer  zum  Aufenthalt  und  Neuverladen,  oft  zur  Umkehr 
zwangen,  gar  nicht  zu  gedenken  all  der  Umstände,  die  Gilden- 
ordnungen und  Benachteiligung  der  Fremden  der  Schiffahrt 
verursachten. 

Unter  dem  Einflüsse  der  französischen  Revolution,  des 
Ausdehnens  der  gallischen  Übermacht  an  dem  Rhein,  kamen 
für  dessen  Verkehrsleben  freiheitlichere  Gedanken,  wie  sie 
früher  nur  theoretisch  erörtert  oder  in  nie  vollzogenen  Ver- 
tragsbestimmungen niedergelegt  waren,  praktisch  zur  Durch- 
führung. Die  Octroikonvention  von  1804  bildet  den  ersten 
Markstein  in  der  kommenden  Entwicklung,  sie  ist  das  erste 
internationale  Grundgesetz,  das,  wenn  auch  noch  schüchtern, 
doch  immerhin  nicht  ungeschickt  mit  den  alten  Hemmnissen  zu 
räumen  begann. 

Nach  dem  Sturz  der  napoleonischen  Herrschaft  haben  die 
neuerstarkten  Uferstaaten  das  hinterlassene  Erbe  angetreten, 
unter  dem  Beifall  Europas  sich  in  Wien  über  die  Grundsätze 
einer  freieren  Gestaltung  der  Rheinschiffahrt  geeinigt.  Ihre 
Durchführung  forderte  harte  Kämpfe;  erst  nach  jahrelangem, 
erbittertem  Ringen  gelang  es  der  zähen  Beharrlichkeit  Preufsens, 
das  an  Stelle  Frankreichs  die  Führung  unter  den  Interessenten 


übernommen  hatte,  die  Rheinsdiiffalirtüakte  voo  1831  zur  An- 
nahme zu  bringen.  Damit  waren  die  gchlimmäten  Vorurteile 
glücklich  beseitigt. 

Der  Fahrtenbetxieb  blieb  nun  nieht  mehr  beengt  durch 
Zunftsatzungen  oder  Umachhigörechte^  durch  Beschränkung 
der  Konkurrenz,  Taxordnungen  und  dergleichen*  Die  Schiffer 
erlangten  für  ihren  Beruf  allmählich  ein  solcheö  Mafs  von 
Freiheit,  dafs  es  manchem  fast  zu  grols  zu  sein  dünkte*  dafH 
beispielsweise  die  Frage  de^  Befähigungsnachweises  ernstlich 
erörtert,  der  Kuf  nach  Schiffervereinigungen  vielfach  von 
neuem  laut  wurde  ^ 

Nach  Sprengung  der  alten»  den  Verkehr  beengenden 
Fesseln  unter  gleichzeitiger  Einführung  der  Dampfschiffahrt 
begann  die  gänzliche  Umgestaitung  der  Verkehr«verhähnisse 
auf  dem  Rhein,  die  seither  unaufhaltsam  ihren  Fortgang  nahm. 

Die  nächste  Periode  der  Rh  ei  n^c  hitfahrt  ist,  waü  die  äufsere 
Entwicklung  der  Verhältnisse  anlangt ,  weniger  reich  an  ent- 
scheidenden Ereignissen  als  die  vergangene.  Es  galt  j  die 
neuen  Errungenschaften  auszunützen  und  bei  der  offensichtlichen 
Zunahme  des  Verkehr?!  in  zweckentsprechender  Weise  weiter 
zu  entwickeln.  Erst  das  Aufkommen  der  Eisenbahnen,  die 
Ausbreitung  itires  Schienennetzes  über  ganz  Mitteleuropa  liefa 
am  Rhein  das  Verlangen  nach  Beseitigung  der  nocli  verblie- 
benen tinanziellen  Belastungen  der  Schiffahrt,  die  ihren  Wett- 
bewerb mit  de.m  neuen  Verkehrsmittel  sehr  erschwerten, 
wieder  erstarken.  Infolgedessen  einigten  sich  die  beteihgten 
Uferstaaten,  von  denen  auch  Holland  mehr  als  in  vergangenen 
Tilgen  Entgegenkommen  zeigte,  über  manche  Zusatzbestim- 
mungen zur  Akte  von  18*^1.  durch  welche  sowohl  Ermäfsigungen 
der  Rheinzölle,  wie  Erleichterungen  für  die  Entriclitung  der- 
selben im  Interesse  eines  beschleunigten  Schiffalirtsbetriebs 
herbeigeführt  wurden.  Wenn  der  Schiffsverkehr  dennoch 
nicht  entschiedener  vorankam,  so  lag  das  nicht  so  sehr  an 
der  allgemeinen  Wirtschaftslage,  als  an  den  unerwarteten  Er- 
folgen der  Schienenwege,  denen  sich  Handel  und  Industrie, 
geidendet  durch  Schneliigkeit  und  Billigkeit  des  neuen  Trans- 
portmittels, zuwandten. 

Der  Krieg  von  1866  braebte  dann  die  gänzliche  Befreiung 
der  Rheinschiffahrt  von  den  bestehenden  Lasten.  Nachdem 
Preufsen  bereits  in  den  Friedensverträgen  mit  Baden,  Bayern 
und  Hessen  den  Wegfall  der  Sehiffahrtsabgaben  für  den  Be- 
ginn des  Jahres  1867  erlangt  hatte,  schlössen  am  27.  Oktober 
18Ö8  sämtliche  Uferstaaten  einen  neuen  Vertrag,  in  dem  die 
einzelnen  Bestimmungen  der  Akte  von  1831  zeitgemäfs  um- 
gestaltet  und    insofern   über  dieselbe   hinaus  gegangen  wurde. 


*  Vgl.  z.  H.   die  Eesolutioiieii    in   Bji^ust Ordnung   für  deo   Rhein- 
lehilTer  b'.  157. 
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als  mau  die  Beseitigung  jeglicher  Abgaben,  die  sich  lediglich 
auf  die  Thatsache  der  Beschiffung  gründen,  zum  Princip  ei> 
hob.  Ganze-,  Viertel-,  Zwanzigstel  -  Gebühren  filr  Waren, 
Kekognitionsgelder  für  Schiffe,  Abgaben  für  den  Durchlafs 
durch  die  Schiffbrücken  sind  seitdem  nur  noch  dem  Namen 
nach  bekannt. 

Trotz  der  durch  Aufhebung  der  Rheinzölle  erlittenen 
tinanziellen  Einbufse  haben  die  beteiligten  Regierungen  in  der 
folgenden  Periode,  die  seit  dem  Anfang  des  Jahrhunderts,  be- 
sonders seit  1831,  übernommenen  Verbesserungen  des  Fahr- 
wassers durch  umfangreiche  Strombauten  systematisch  fort- 
geführt, woraus  der  Schiffahrt  bedeutende  Vorteile  erwuchsen. 

Mit  der  Wandlung  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  gingen  die  technischen  Fortschritte,  welche  Be- 
schleunigung der  Fahrten,  Vergröfserung  der  jeweiligen  Trans- 
portmengen erstrebten  und  Erhöhung  der  Sicherheit  gewährten, 
Hand  in  Hand.  Die  Fortentwicklung  der  Dampfschiffahrt 
brachte  eine  Umwälzung  des  rheinischen  Fahrtenbetriebes  mit 
sich,  wie  sie  zurückliegende  Jahrtausende  nicht  erlebt  hatten. 
Wind-  oder  Dampfmotor,  das  war  lange  Zeit  die  Losung  für 
alle  Rheinschiffahrtsinteressenten.  Als  letzterer  seine  sieghafte 
Überlegenheit  entschieden  zur  Geltung  brachte,  da  hatte  zu- 
gleich die  Schicksalsstunde  für  die  meisten  Kleinbetriebe  ge- 
schlagen, die  der  Grofsunternehmung  auf  dem  Wasser  weichen 
mufsten.  Blofs  kapitalkräftige  Personenvereinigungen,  die  von 
energischen,  zielbewufsten  Männern  geftthrt  wurden,  vermochten 
den  technischen  Fortschritt,  die  Vorteile  der  maschinellen  Be- 
wegungskraft, den  Umschwung  im  Schiffsbau  mitzumachen  und 
voll  auszunützen.  Nur  wo  Kapital  sich  zur  Arbeit  gesellte, 
konnte  man  es  wagen,  Fahrzeuge  mit  einer  Tragfähigkeit  von 
über  2000  Tonnen,  deren  jedes  mehrere  Güterzüge  ersetzt  in 
Betrieb  zu  stellen.  Immer  fester  wurzelte  der  Gedanke,  dafs 
man  auch  nach  Einführung  der  Maschinenkraft  in  der  Rhein- 
schiffahrt sich  vor  dem  Stillstand  hüten  müsse,  dafs  es  gelte,  auf 
der  eingeschlagenen  Bahn  vorwärts  zu  schreiten  und  alle  ge- 
fundenen Verbesserungen  baldigst  in  Anwendung  zu  bringen. 

Das  stetige  Fortschreiten  war  für  die  Schiffahrtsunter- 
nehmungen um  so  mehr  von  nöten,  als  die  Eisenbahnen  an 
beiden  Ufern  seit  Mitte  der  fünfziger  Jahre  immer  gefährlichere 
Mitbewerber  um  die  Gunst  des  Publikums  geworden  waren. 
Es  galt,  mit  ihnen  einen  Kampf  um  Sein  oder  Nichtsein  aus- 
zufechten.  Erst  in  dem  letzten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts 
gelang  es  den  mächtig  aufstrebenden  kommerziellen  und  in- 
dustriellen Kräften,  die  sich  in  der  Kheinschiffahrt  bethätigten, 
auch  gegenüber  den  Schienenwegen  die  gebührende  Achtung 
zu  erringen,  nachdem  man  schon  eine  Zeit  lang  die  Rolle  der 
Binnen wasserstrafsen  für  ausgespielt  hielt. 

\^'as   die  Jahre   nach    1868   dem   Rhein  verkehr   brachten. 


kann  hier  nur  kurz  geötreift  werden.  Nicht  alle  Interessenten 
waren  auf  die  Dauer  von  den  Erfolgen  der  Eisenbahnen  und 
ihrer  Verstaatlichung  Ijefriedigi,  seitdem  die  gesetzgeberische 
Kontrolle  über  das  Tarilwesen,  die  man  von  letzterer  erhoft*t 
hatte,  sich  als  trügerisch  erwies.  Viele,  die  mit  der  behörd- 
lichen Handhabung  des  Eisenbahnnionopols  nicht  einverstanden 
waren,  sahen  mit  Freude,  dafs  es  in  der  Binneuschiffahrt  Fracht- 
»Htze  giebt,  die  von  den  Eiäeubahn Verwaltungen  unabhängig 
bleiben.  Welch'  ungeheuren  Aufschwung  der  Verkelxr  auf 
den  Binnenwasäerätralsen  unter  diesen  Verhältnissen  seit  1875 
nahm,  haben  die  Zaiilcn  Symphers  *  nachgewiesen,  die  derzeit 
noch  keine  Widerlegung  gefunden  liaben.  Der  Khrin  ißt  an 
diesem  Zuwachs  in  erster  Linie  beteüigt*  Während  der  Ver- 
kehr in  den  rheinischen  Häfen  nach  den  Jahresberichten  der 
Centralkommisöion  im  Jahre  1870  erst  448900Ü  t  betrug,  ist 
derselbe  1880  aul"  9  276000  t  und  189G  bereits  auf  30  252  OlK)  t 
gewachsen,  wovon  20851  000  t  auf  den  Verkehr  der  deutschen 
Häfen  untereinander  und  9401000  t  auf  den  Verkehr  der 
deutschen  mit  den  niederländischen  und  belgischen  Häfen  ent- 
fallen. Von  allen  Punkten,  an  denen  gegenwärtig  die  gröfsten 
Gewichtismengen  zu  Weisser  ankommen  und  abgehen,  stehen 
die  drei  llhcinruhrhäfen  Kuhrort,  Duisburg,  Hocldcld  obenan, 
die  selbst  in  dem  ungünstigen  Jahre  1895  insgesamt  19G5090t 
(hauptsächüeh  Eisenerz,  Getreide,  Holz)  zu  Wasser  empfingen 
und  5451000  t  (vornehmlich  Kohlen,  Coaks,  vcrarbeitetos 
Eisen)  zu   Wasser  versandten. 

Die  Leistungsfiihigkeit  des  Kheins  im  Zeitalter  der  Eisen- 
bahnen abzustreiten,  ist  angesichts  dieser  Thatsachen  schlechter- 
dings unmöglich.  Die  bedeutende  Zunahme  der  Transport- 
mengen auf  ihm,  die  in  ähidicher  Weise  andere  Binnenwasser- 
ßtrat'sen  zeigen,  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  sie  mit  einer 
gleichzeittgen,  beträchtlichen  Steigerung  des  Eisenbahnverkehrs 
zusammentallt  und  sie  nicht  so  sehr  trotz,  als  vielmehr  im  Ver- 
ein mit  der  Entwicklung  der  letzteren  ihre  Höhe  erreichte. 
Beide  Verkehrsmittel  werden  immer  mehr  auf  ihre  Wechsel- 
wirkung angewiesen.  Bei  dem  gesteigerten  Bedürfnis  nach 
Fortbewegung  von  Gütern  geben  die  Eisenbahnen  den  Wasser- 
strafsen  manche  Ctüter  wieder  ab,  während  umgekehrt  dieae 
jenen  grotse  Frachtmengen  zuführen,  wie  dies  in  dem  bedeu- 
tenden Umschlagsverkehr  vieler  Kheinhäfen  auch  äufserlich 
ersichtlich  wird. 

Wie  sehr  das  Znaaninien gehen  der  Schiffahrt  mit  den  Eiaen* 
bahnen  erspriefslich  wirkt,  zeigt  die  Geschichte  von  Mannheim 
und  Mainz  im  19.  Jahrhundert,  Mannheim  ist  grols  geworden 
mit  Hilfe  der  hadischen  Bahnen.    Letztere  gewährten  unter  Be- 


1  Die  Zunahme  der  Binuenschiffahrt  in  Drutachlnnd  von  1875^ ld$5 
8.  6E;  vgl.  auch  Zeitecbrift  fiir  Binnenschiffahrt  1899  S.  150  ff, 
For««biuig«ti  XVm  b.  -  Eckert.  24 
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rücksichtigung  der  Schwierigkeiten,  die  der  Strom  oberhalb 
Mannheim  den  Fahrten  bereitet,  bei  Zu-  und  Abgängen  nach 
diesem  Platz  Tarifreduktionen,  welche  es  der  Stadt  ermög- 
lichten, ihre  Stellung  den  deutschen  Seehäfen  gegenüber  auf- 
recht zu  erhalten  in  einer  der  Entwicklung  ihres  Verkehrs 
förderlichen  Weise,  woraus  sie  wieder  nach  den  Umladungen 
direkten  Nutzen  zogen.  Anders  lagen  die  Verhältnisse  in 
'  Mainz.  Die  hessische  Ludwigsbahn,  der  es  zum  Knotenpunkt 
diente,  war  eingeklemmt  von  Staatsbahnen  und  nicht  stark 
genug,  ihrer  Centrale  die  Vorteile  zu  bieten,  welche  Mannheim 
bereitwilligst  erhielt.  Die  Wären  wurden  durch  den  Kon- 
kurrenzkampf der  verschiedenen  Verkehrsmittel  statt  in  den 
Mainzer  Hafen  um  diesen  herum  geführt.  Erst  seit  Verstaat- 
lichung der  hessischen  Bahnen  unter  Angliederung  an  das 
preufsische  Eisenbahnnetz  haben  sich  diese  Verhältnisse  ent- 
schieden gebessert 

Trotzdem  sich  eine  Schädigung  der  Eisenbahnen  durch 
den  Neuaufschwung  der  Wasserstrafsen  nicht  feststellen  läfst, 
beide  Verkehrsmittel  sich  vielmehr  sachgemäfs  zu  ergänzen 
scheinen,  wird  die  stärkere  Inanspruchnahme  des  Rheines  zu 
Transportzwecken,  die  durch  Ausdehnung  des  Seeverkehrs  bis 
Köln  weitere  Förderung  erfuhr,  nicht  von  allen  Seiten  mit 
Freuden  begrüfst.  Es  werden  sogar  Stimmen  laut,  die  unter 
Abänderung  der  Verfassung  und  der  Staatsverträge  die  Ab- 
gabenerhebung auf  dem  Rheine  wieder  einfuhren  möchten, 
um  die  Kosten  der  Aufwendungen  für  Stromverbesserungen 
zu  decken,  mehr  noch,  damit  den  preufsischen  Eisen- 
bahnen keine  unliebsame  Konkurrenz  durch  die  Schiffahrt 
erwachse  und  nicht  durch  diese  die  Tarifpolitik  der 
Eisenbahnen  durchkreuzt  werde.  Entschiedener  wird  gegen 
die  Angliederung  des  Stroms  an  ein  Kanalsystem  geeifert, 
das  die  Verbindung  mit  den  übrigen  grofsen  mitteleuro- 
päischen Wasseradern  sichern,  neue  Zugänge  zum  Meere 
öffnen  soll. 

Die  Darlegungen  der  vorangegangenen  Abschnitte,  die 
ganze  Geschichte  der  Rheinschiffahrt,  sprechen  entschieden 
gegen  derartige  Wünsche.  Die  Freiheit  des  Rheins,  um  die 
man  ein  Jahrhundert  gerungen,  ist  das  Fundament  geworden 
für  den  grofsen  technisch  -  wirtschaftlichen  Aufschwung  an 
seinen  Ufern.  Die  ganze  Neuentwicklung  der  Verhältnisse  in 
den  angrenzenden  Landstrichen  ruht  auf  der  Vollziehung  der 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  in  der  Zeit  von  1815  bis  1866, 
auf  der  Gründung  des  Zollvereins  und  der  Befreiung  des 
Rheins  durch  Preufsens  Staatskunst. 

Die  Erhebung  neuer  Rheinschiffahrtsabgaben  würde  einen 
grofsen  Rückschritt  für  Deutschland  bedeuten.  Der  Hinweis 
auf  die  Eisenbahnen,  deren  Verbesserungen  durch  besondere 
Einnahmen   ausgeglichen   werden,    ist  schon  deshalb  verfehlt. 
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weil  es  sich  auf  dem  Wasser^  ähnlich  wie  auf  den  Lau dö traf sen, 
nicht  um  einen  monopolisierten,  sondern  völlig  freigegebenen 
Verkehr  verschiedener  konkurrierender  Verfrachter  handelt. 
Will  man  diese  Verkehraniittel,  die  unabhängig  von  den  je- 
weils bei  der  Regierung  und  den  Parhimentsmajoritilten  herr- 
schenden Meinungen  über  Wirtschaftspolitik  alle  Guter  stets 
so  billig  verfrachten,  wie  mit  den  Selbstkosten  verträglich  ist 
und  damit  ein  notwendiges  Gegengewicht  gegen  die  Verkehrs- 
politik der  Eisenbahnen  bieten,  durch  besondere  Zölle  belasten^ 
80  werden  die  Schiffer  solche  auf  die  Verfrachter  und  diese  auf 
Konsumenten  und  Produzenten  abwälzen  müssen.  Dann  wird 
nicht  nur  tue  gewonnene  Mehreinnahme  durch  Minderung  der 
Steuerfähigkeit  der  betroffenen  Gegenden  aufgehoben,  sondern 
auch  die  Konkurrenzfähigkeit  wichtiger  deutscher  Erwerbs- 
zweige  auf  dem  Weltmarkt  durch  die  Fracht  Verteuerung  ernst- 
lich bedroht  werden.  Nur  die  Wasserwege  können  die  billigen 
Frachtsätze  für  Massengüter  liefern,  deren  unser  Grofs-  und 
Klei nge wer bestfind  bedarf,  um  mit  dem  Ausland  erfolgreich  in 
Wettbewerb  treten  zu  können. 

Die  Gründe  f(ir  und  gegen  die  Kanalprojekte  *,  die,  wie  die 
Erbauung  eines  Wasserweges  zwischen  Lippe  und  Ems  bereits 
um  1830  befürwortet  wurden,  hier  gegeneinander  abzuwägen, 
wtirde  vollends  zu  weit  führen.  Was  sich  von  der  Schiff'bar- 
machung  einzelner  Nebenflüsse  des  Rheins  erwarten  läfst,  zeigt 
der  Verkehrsaufschwung  auf  der  Strecke  Mainz-Frankfurt  seit 
Kanalisierung  des  Unterraains^.  Abgesehen  von  der  Thatsache, 
dafs  die  Verkehrsleistung  auf  dem  Flusse  1893  auf  das 
119 fache  gegen  1882  stiegt,  hat  auch  die  Benutzung  der 
parallel  laufonden  Eisenbahnstreckon  entschieden  zugenommen^ 
ein  Beweis  dafür,  dafs  die  Inanspruchnahme  der  Schienenwege 
durch  Schaffung  einer  leistungsföhigen  Wasserstrafse  nicht 
leidet,  sondern  vielmehr  gef(>rdert  wird. 

Selbstredend  können  derartige  Erweiterungen  der  Wasser- 
strafsen  wie  alle  Veränderungen  in  den  Verkehrsmitteln  nicht 
ohne  zeitweise  Störungen  im  Wirtschaftsleben  einzelner  Kreise, 
nicht  ohne  Umwitlzungen  herkömmlicher  Zustände  vor  sich 
gehen.  Deswegen  darf  aber  doch  der  Blick  auf  das  Ganze 
nie  verloren  werden.  Die  Befreiung  des  Rheins,  die  Einführung 
der  Dampfschiffahrt,  die  Umsetzung  des  Kleinbetriebs  in  Grofs* 
unternehtnungen  liefsen  steh  nicht  olme  schwere  Opfer  einzelner 
Interessentengruppen ,   nicht  ohne  harten  Kampf  gegen  wider- 


Jahr- 


'  Ober  die   umfaaa enden  Kanalprojekte    «u  Änlatag   des    19. 
hundert«  vgl.  Eich  hoff,  Anahtisch«r  Entwiirf  S,  4—6. 

^  Übor  diis  Kunaliaieningsprojt'kt  r^h  Puls,  Die  volkswirtschaft- 
liche liedetitimg  der  KanalißieTung  des  Mains  S,  12 — JiÖ. 

•''  Vgl.  Pula,  Der  wirtacbaftliche  Wert  der  MainkaaaUsierung 
S.  4E;  Lotz,  \%irkelir8entwipklunpr  in  Deutschland  S,  114  Anm.  2; 
Schwabe^    Die  EntwickluDg  der  deutsehen  BinnenschiSahrt  S.  23,  24. 

24* 


372 


xvm  5. 


streitende  Ansichten  ermöglichen.  So  wurde  die  Oeschichte 
der  Rheinschiffahrt  im  19.  Jahrhundert  zur  Geschichte  des 
Ringens  von  Fortschritt  mit  Rückstand,  des  Sieges  der  Gesamt- 
interessen über  den  Vorteil  von  Einzelständen.  Mögen  die 
Verkehrsaufgaben,  welche  das  20.  Säkulum  bringt,  ebenfalls 
opfermutige  Förderer  finden,  die  bereit  und  gewillt  sind, 
sich  den  neuen  Aufgaben  anzupassen.  Dann  wird  „der 
Segen  bei  unseren  Wasserstrafsen  niemals  aus- 
bleiben". 


Nachweis  dar  Abkürzungen  in  den  Citaten  der  Quellen 
und  Litteratur 


h   üngediackte  Quellen. 

Von  un  gedruckten  Qui^llrn  wurden  die  Akten  bestände  des  Mainzer 
Stadtarchivs  «nd  der  Mainzer  Himdeli^kiiramer  far  die  vorIif*gende 
Arbeit  benutzt. 

Die  in  Betracht  kommcTiden  Urkunden  de^  Mainzer  Stadtürchivs 
sind  nirht  registriert,  aueh  grüfBtenteil»  nicht  iiäheT  geordnet,  f^ondem 
nur  ußrh  dem  hanpt?<ächlichatt*n  Inhalt  in  umfangreichen  Bundein  zu- 
Baifimengenommen.  Die  wertvollste  und  unif?i^<«endflte  Ausbeute  boten  die 
zahlreiehen  unter  dem  Titelt  „Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen" 
in  Abteilung  127  vereinten  Konvolute.  Sie  enthalten  allen  auf  Handel 
nnd  Verkehr  bezügliche  Material  aus  den  Arebivbeatäinden  der  Mainzer 
Mairie  um  die  Wende  des  18,  zum  19.  Jahrhundert,  sowie  der  Mainzer 
BiirgermeiHterei  aus  der  Zeit  von  1816  bis  18rj(j.  Meinung8an«tausch  der 
stiidtiHihen  und  staatlichen  Bebr>rden,  Krahnen-  und  Zollrechnungen, 
Akfen  üIh^t  Schiff f^r-  und  Steuerlentet  Halfwesen  oder  iSehiffszUff.  Schnft- 
»tucke  über  Ktädtifiche  Hafenaugelegenbeiten  im  weitesten  Umfang,  über 
Stromreguli ening  und  Uferbauten/  Wai^i^erstand^verbÄltnisse,  Bröckent 
Mühlen  u,  dergL  sind  teil»  naeb  cbronologiächer  Folge  zu  einzelnen 
Fascikeln  zusammengenommen,  teils  wenig  geordnet  in  umfangreiehen 
Bindein  aufbewahrt.  Genauere  Verweir^e  waren  angesichts  diener 
VerhÄltnisRe  nicht  angängig.  Doch  habe  ich,  soweit  das  verwertete 
Material  in  Fascikehi  ruht,  die  unter  besonderer  Aufschrift  Urkunden 
einer  besti minien  Zeitspanne  enthalten,  solche  Titelbezeiehnnngen  bei- 
behalten, um  dem  weitersuclieuden  Forscher  wenigstens  geivisse  An- 
haltspunkte zu  geben.  Es  sind  also  beispielBweise  unter  der  Bezeichnung 
^KbentschifFahrtsakten  1817,  1818*^,  die  Akten  des  Fascikels  über  Rhein- 
scliiffahrt  der  Jahre  1817  oder  1818  aus  der  Abteilung  Handel  und 
Verkehrswesen  zu  verstehen.  Die  Zulugung  des  TiVortes  „Dampf- 
Bchiflahrt"  bedeutet^  dafs  die  auf  Dampfschiffahrt  bexiiglicben  Konvolute 
gemeint  sind.  Wo  eine  nähere  Bezeichnung  der  Alttenbündel  fehlt, 
mufste  i*'h  mich  mit  der  Angabe  „Akten  über  Handel  und  Verkehrs- 
wesen" als  Fundort  begnüg^Mi^ 

Neben  den  genannten  Materialien  kamen  für  die  vorliegende  Arbeit 
die  nach  Gewerben  geordneten  Zunftakten  des  Mainzer  Stadtarchivs, 
vor  allem  die  auf  die  „Mainzer  Sehitfergilde'*  bezüglich en  Aktenstücke 
in  Betracht,  die  unter  der  Bezeichnung  „Akten  der  Mainzer  SchitFer- 
gilde"  citiert  sind* 

Mehr  gelegentlich  sind  andere  Abteilungen  des  Archivs,  z.  B,  die 
-Akten  über  Militärwesen",  die  „Budget Veranschlagungen  der  Stadt 
Mainz*^  u.  a,  w«  zum  Belege  herangezogen. 
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Die  AktenbeBtftnde  der  Mainzer  Handelskammer  sind  chronologisch, 
nach  dem  Datum  des  Einlaiifes,  geordnet  und  paragraphiert,  wobei 
jeweils  zusammengehörige  Schriftstücke  unter  einer  Paragimhennommer 
vereint  sind.  Die  Materialien  von  der  Gründung  der  Kammer  1798 
bis  zum  Jahre  1868  sind  auf  diese  Weise  als  §|  1—18081  bezeichnet 
Ich  durfte  mich  daher  bei  Verweisungen  einfacn  mit  der  Angabe  des 
Paragraphen,  den  das  betreffende  Schriftstück  trägt,  begnügen. 

Schliefslieh  sei  bemerkt ,  dafs  M.St.A.  als  Mainzer  Stadtarchiv, 
M.St.B.  als  Mainzer  Stadtbibliothek,  und  A.  d.  M.  H.K.  als  „Archiv 
der  Mainzer  Handelskammer"  zu  lesen  ist 


IL   Litteratnr  nnd  gedrückte  Quellen. 

Aufsefs,  Zölle  und  Steuern  =  Aufsefs,  0.  Frhr.  v..  Die  25jBlle  und 
Steuern  sowie  die  vertragsmäfsigen  auswärtigen  Handelsbeziehungen 
des  Deutschen  Reiches;  zum  viertenmal  bearbeitet  (Separatabdruck 
aus  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1893).  München  und  Leipzig, 
(G.  Hirth)  1893. 

Bemerkungen  über  den  Octroiv ertrag  =  Bemerkungen  über  den  Octroi- 
vertrag  und  die  Mainzer  Schifferorganisation,  nebst  einer  historischen 
Einleitung  über  das  Schiffahrtswesen  des  Oberrheins.  Als  Beitrag 
zu  dem  Devorstehenden  Additionalvertrag.  Heidelberg  (Mohr  una 
Zimmer)  1806. 

Bettgenhaeuser,  Marktschiffahrt  «=  Bettgenhaeuser,  Richard,  Die 
Mainz-Frankfurter  Marktschiffahrt  im  Mittelalter  (Leipziger  Studien 
aus  dem  Gebiet  der  Geschichte,  herausgegeben  von  Buchholz, 
Lamprecht  u.  a.    Bd.  IL   Heft  I).   Leipzig  (Duncker  &  Humblotj  1896. 

Bockenheimer,  Geschichte  der  Stadt  Mainz  =  Bockenheimer,  K.G., 
Geschichte  der  Stadt  Mainz  während  der  zweiten  französischen 
Herrschaft  (1798—1814).    Mainz  (Fl.  Kupferberg)  1890. 

Bodmann,  Annuaire  statistique  1808  .  .  .  =  Bodmann,  Ferdinand, 
Annuaire  statistique  du  d^partement  du  Mont-Tonnerre  pour  Tan 
1808,  1809,  1810,  1811  (letzteres  deutsch).  Mainz  (J.  Wirth; 
Fl.  Kupferberg)  1808—1811. 

Bodmann,  Code  de  i)oliceadministrativeB=: Bodmann,  Ferdinand,  Code 
de  police  administrative  .  .  .  oder  Gesetzbuch  der  administrativen 
Polizei,  oder  Sammlung Zweiter  Teil.  Mainz  (Fl.  Kupfer- 
berg) 1810. 

Böhtlingk,  Der  deutsche  Zollverein  =  Böhtlingk,  Arthur,  Der 
deutsche  Zollverein,  das  Karlsruher  Polytechnikum  und  die  erste 
Staatsbahn  in  Deutschland.  Eine  kulturhistorische  Studie.  Karlsruhe 
(Wilhelm  Jahraus)  1899. 

V.  d.  Borght,  Die  Rheinseeschiffahrt  =  van  der  Boreht,  R.,  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Rhein-Seeschiffahrt.  Herausgegeben 
und  mit  einem  Vorwort  versehen  von  der  Handelskammer  zu  Köln 
a.  Rh.    Köln  (Selbstverlag  der  Handelskammer)  1892. 

V.  d.  Borght,  Verkehrswesen  =  van  der  Borght,  R.,  Das  Verkehrs- 
wesen (Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften  in  selb- 
ständigen Bänden  herausgegeben  von  Kuno  Frankenstein  I  Bd.  7). 
Leipzig  (C.  L.  Hirschfeld)  1894. 

Borgius,  Geschichte  des  Mannheimer  Getreidehandels  =*  Borgius, 
Walter,  Mannheim  und  die  Entwicklung  des  südwestdeutschen 
Getreidehandels.  1.  Geschichte  des  Mannheimer  Getreidehandels. 
(Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen, 
herausgegeben  von  C.  J.  Fuchs,  G.  v.  Schulze-Gävemitz,  M.  Weber. 
IL  Bd.     1.  Heft.)    Freiburg  i.  Br.  (J.  C.  B.  Mohr)  1899. 

Braun  und  Weber,  Verwaltungsrecht  «=  Das  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht  des  Grofsherzogtums  Hessen.  Airf  Grund 
des   Handbuchs    der    Verwaltungsgesetzgebung   von  Fr.  Küchler, 
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bearbeitet    von    E.    A.     Brauü     und    A.    K.    Weber.     Darmstadt 

^■ßü-!ch,   hchrifti?!!  =  Büsi-h,   Johann  Georg.   Sämmtliche  Schriftßn. 
■^      4  Bde.     Wifti  (B.  Fh.  Bauf^r)  1814, 

f     HkmpltauBen,    Zur   Eiseubalin    von    Köln    nach    Antwerpen  =    Carnn- 
bauaen,    L.,   Zur   Ebi^ubalin    von    Köbi    naeli    Antwerpfin.    Köln 
(P.  Si'bmitz)  \mh. 
Cohn^   Natioiialökonomie    des  Handeli«  nnd  Verkehr» wesens  =«  Cohiii 
GuBtav,    Nationalökonomie  dns  Handels  und  des  VerkehrftweRena, 
(System    der   Nationalökonomie  Hl,  Bd.)    Stuttgart  (F,  Enke)  1898, 
Daniels,    Stapelrecht   zu  Köln    und  Mainz  =  Dauielß,  H,,    Über  das 
Stapel  revnt     2u     Köln      und     Mainz.       Köln     (Oedenkoven     und 
Thiriart)  1804. 
Denkschrift  der  Dilif^enetMisL-liitfer  ^=^  Unterthäntgste  De  nki^clirift  der 
__         vereinigten  Grc^fi^herzogl.  Hefli?iöcheD  und  GrofslierzogL  Nassauischen 
W^m        Diligencen^chider;   an   da?*   GrofsherzogL   Hesaiache  Miniaterium    In 
^r        Darmstadt.     Mainz  (J.  Wirth|  1819. 

Denkschrift     des     Mainzer     8flileppdampfj*ehi0ahrt.«ivereins    =    Denk- 
Bchrift  des  VerwaltungHirat;?  de.s  Mainzer  Schlepp- Dampfgehitfahrtö- 

*       Vereins;  an  dim  Hohe  GrofrtherÄOgl.  Heasische  Ministerium  in  Darm- 
stadt.    Ohne  Angabe  des  Druekorts  IH-Sü. 
Denkschrift  in  Karben  der  Rtieinacluffahrt  =  Denk,«?  ehr ift  in  Sachen 
der  Rheinj*L"liiHahrt   mit  besonderer  Hücksicht  auf  bestuhende  Zölle 
^■^       und    Atjgaben,     Berlin    (gedruckt    in    der    Deckerschen    Geheimen 
^H^     Ob  e  r-  i  f  0 1  b  ue  h  d  m  c  k  e  re  i  |  1 8-'^  6 , 

^'Denkschrift  über  die  Ströme  Meinel . .  .  Rhein  =  Denkschrift  über  die 
Ströme  Meniel,  Weickwel,  Oder,  Elbe^  Weser  und  Hhein>  Bearb^itfjt 
im  Auftrage  des  Minititera  der  öffentlichen  Arbeiten.  Berlin  1W8. 
Dienstordnung  für  den  Rlieiuschiffer  ^  Dienstordnung  für  den  Rhein- 
schiffer mit  Einschluf;«  der  Binnenst'hiffahrtageaetze  vom  ih.  Juni 
189v5.     Rulirort  iC,  H.  Jacke)  \mh, 

Dufouniv\  Der  Rhein  =^  Dufournj,  Alexis,  Der  Rhein  in  aeiner  teclx- 

W^L        nisehen  und  wirtsehaftlii-lien,   besonders   auch   verkeil rstarifariachen 

^ff        Bedeutung,  übcrs^etzt  und  ergiijizt  von  J.  Landgraf    Berlin  (Siemen* 

roth  u.  Tro<*elnd)  1898. 

Eckert,  Mainzer  Sehifferge werbe  =  Eckert,  Christian,  Das  Mainzer 

SchiÖ'erge werbe   in   den  letzten    drei  Jahrhundertin  des  Kurntaates 

(Staats-  und  i*oeialwi-a.'*ensehaft liehe  Forfichungen  heraui^gegeben  von 

Gustav  Schnuiller  XVI,  :i^     Lemzig  (Duneker  &  !lumblot|  1898. 

Eichhoff,   Analytiseher  Entwurf  --   Eiclilioff,   J.  J.,   „Generaldirektor 

des  Rhein^chiffalirtsoctroi^,   Analytischer    Entwurf  einer  Sammlung 

von  Abhandlungen  und  Aufsiitzen   über  die  Sehiffahrt,  Polizei  und 

Handlung  des  Rheinstromess.     Mainz  1812. 

Eichhoff,  Darstellung  des  Rhein.s  =  Eichhoff,  J.  J.,  Tonographi^sch- 

«tatisitist'be  Dar.'^tellung  des  Rbeins  mit  vnrzüglicher  Rückj?icht  auf 

dessen  Schiffahrt  und  Handlnng  . . . .  ♦  Köln  (Duniont-Scbauberg)  1814, 

Eiehhoff,  Pragmatiiiche  Darstellung  ^=  Eich  hoff,  F^  ragina  tisch -^' esc  hiebt - 

&^        liehp  Darstelhing  (h^r  Verliandlungen  und  Beschlüsse  des  Kongrefs- 

^y       Coniitö    für    die  Frcilieit  der  Flüasf«,    sowie  der  Beratungen  der  in 

^^         Get\>lgi>     jener    BeschlÜHf^e     in     Mainz     niedergesetzten     Central- 

Commissifm >Iainz  (Fl.  Kujjferberg)  1819. 

ElchhotF,  Projet  du  Reglement  diVfinitif  —  Eichhoff,  J.  J.,  Projet  du 
Ri'^glement  di^^linitiv  conceniant  la  Navigation  du  Rhin,  son  Ad- 
ministratinn,  ea  Police,  et  le^  Dntits  it  y  pereevoir;  |)r^c^de  du 
rapnort  gent^ral  d(5velo|«pent  les  prineipes  et  lea  niotif*  qui  ont  servi 
de  base  A  ce  travail.  Mayence  (Th.  v.  Zabern)  1817, 
Eichhoff,  Erläuternde  Bemerkungen  =--  Eich  hoff,  J»  J,,  Erläuternde 
Bemerkungen  zu  der  in  der  147,  Sitzung  von  dem  Grofsh,  bad. 
BevoBm&chtigten  bei    der  Central-Uommission  der  Rhein acbiffahrta* 
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Angelegenheiten  gehaltenen  Präsidialrede.  Bonn  (gedmckt  bei 
Fl.  Kupferberg)  1819. 

Eichhoff,  Betrachtungen  über  den  XIX.  Artikel  der  Bandesakte  = 
Ei  chh  of  f ,  J.  J.,  Betrachtungen  über  den  XIX.  Artikel  der  deutschen 
Bundesakte  nebst  Andeutungen,  wie  im  Gkfolge  desselben  dem 
Handelsverkehr  zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten  Er- 
leichterung zu  verschaffen.    Wiesbaden  (L.  Schellenberg)  1820. 

Elster,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  =  Wörterbuch  der  Volks- 
wirtschaft in  zwei  Bänden  herausgegeben  von  Ludwig  Elster.  Jena 
(G.  Fischer)  1898. 

Ennen,  Greschicnte  der  Stadt  Köln  «»  Ennen,  Leonhard,  €reschichte 
der  Stadt  Köln,  meist  aus  den  Quellen  des  Kölner  Stadtarchivs. 
5  Bde.    Köln  und  Neufs  (Schwann)  1868  ff. 

Graff,  Die  Rhein-Seeschiffahrt  =  Graff,  August,  Die  Rhein-Seescbiff- 
fahrt.  Im  Auftrag  von  L.  F.  Ostemeth  ausgearbeitet.  Köln 
(Du  Mont-Schauberg)  1890. 

Gothein,  Die  Befreiung  des  Rheins  =  Gothein,  Eberhard,  Die  Be- 
freiung des  Rheins  im  19.  Jahrhundert.  (Mitteilungen  für  den 
Mittelrheinischen  Fabrikanten  verein  357—358.)  Mainz  (K.Theyer)  1900. 

Gothein,  Rheinschiffahrt  =>  Gothein,  Ebernard,  Zur  Geschichte 
der  Rheinschiffahrt.  (Westdeutsche  Zeitschrift  für  Geschichte  und 
Kunst  XIV,  3.)    Trier  (Fr.  Lintz). 

Gothein,  Zollkongresse  und  Handelsprojekte  =  Gothein,  Eberhard, 
Rheinische  Zollkongresse  und  Handelsprojekte  am  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts. (Beiträge  zur  Geschichte  vornehmlich  Kölns  und  der 
Rhcinlande.  Zum  80.  Geburtstag  G.  v.  Mevissens.)  Köln  (Dumout- 
Schauberg)  1895. 

Handelskammer  zu  Mainz  =  Die  Handelskammer  zu  Mainz  1798 
bis  1898;  ein  geschichtlicher  Überblick  zur  Erinnerung  an  ihr 
hundertjähriges  Bestehen;  verfafst  von  P.  Meesmann  und  W.  Velke. 
Mainz  1898. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  =  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  herausgegeben  von  Conrad  u.  a.;  besonders 
Bd.  4  u.  5.    18921893. 

Herman,  Adrefsbuch  1823  ff.  =  Herman,  H.,  „Generalsekretär  der 
Rheinschiffahrts-Central-Commission  zu  Mainz",  Adrefshandbuch  der 
Rheinschiffahrtsverwaltung  für  die  Jahre  1823 — 1830.  Mainz 
(J.  Wirth)  1823—1830. 

Herman,  Topographie  des  Rheins  =^  H^erman,  H.,  Topographie  des 
Rheins  von  semen  Quellen  auf  dem  St.  Gotthardsberg  bis  zu  seinen 
Mündungen  in  die  Nordsee,  zugleich  als  Fortsetzung  des  Adrefs- 
handbuchs  der  Rheinschiffahrtsverwaltung  für  das  Jahr  1825.  Mainz 
(S.  Müller)  1825. 

Herman,  Sammlung  der  Gesetze  =  Herman,  H.,  Sammlung  der 
seit  dem  Reichs-Deputations-Hauptschlufs  vom  25.  Februar  1803  in 
Bezug  auf  Rheinhandel  und  Schiffahrt  erschienenen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  allgemeinen  Instruktionen.    Mainz  (S.  Müller)  1820. 

Herman,  Sammlung  der  Gesetze  II  =  Herman,  H.,  Sammlung  der  .... 
in  Bezug  auf  Kneinhandel  und  Schiffahrt  erschienenen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  allgemeinen  Instruktionen.  Erste  Fortsetzung- 
Supplement.     Mainz  (S.  Müller)  1831. 

Herman,  Vereinszolltarif  =  Herman,  H.,  Vollständiger  alphabetischer 
Vereinszolltarif,  enthaltend  ein  alphabetisch  geordnetes  Verzeichnis 
aller  Waaren,  mit  Angabe  ihrer  Ein-  und  Ausgangsabgaben  sowie 
der  Rheinschiffahrtsgebühren  ....  Als  Fortsetzung  der  Sammlung 
aller  ....  in  Bezug  auf  Rheinhandel  und  Schiffahrt  erschienenen 
Gesetze,  Verordnungen  und  allgemeinen  Instruktionen.  Mainz 
(Fl.  Kupferberg)  1837. 

Hügel,  Manual  für  den  Schifferstand  =  Hügel,  D.  M.,  Manual  für  den 
Handels-  und  Schifferstand.    Mainz  (Th.  v.  Zabem)  1835. 
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Hilpeden.  Rheinhandel  =  Hfippdeu,  C.  C.  E.»  Vom  RheliiiiAtidsl 
(A.    L.    Schlözers    Stati^aiizf^igen,      Bd.   L     Heft    1— 4K      Gdttutfen 

(Vaiirkubot'k)  1782. 

Jacobif  Kljf'inrtcbiflahrt  ^^  Jai*obi,  Georc  Arnold,  Einige  Worte  über 
die  Rbt^inschiüiibrf.  fEuropftiache  Äimalen  von  E.  L.  Posselt* 
Jabrgang  1803.     1.  Bit]    Tübingen  (J.  G.  Cotta)  1803, 

Jahresberichte  =  Stutistisebe  Jahresberieb te  der  Central- 
Commissi  an  für  die  RlieiTi^i^liiffahrt  1ÖÄ5— 1H70.  Jahrgang  1835— 
1839  in  Steindruck.  1840  ff.  in  Buclidruek:  1840,  184r Wiesbaden 
(L.  liiedel);  1842-1860  Mainz  (FL  Kupferb#-r|?);  1801-1868  Mann- 
heim (J.  Schneider);  1869/70  Mannheim  fSchatt  u,  Kabberger). 

Klebe,  Reise  auf  d("m  Rfnin  ^  K|r*be,  Reise  auf  dem  Rhein  durch 
die  tentschrm  Rln'inliuider  und  die  französischen  Departements  des 
DomierHberge»  .  ,  .  .  vom  Jnli  bis  Dezember  1800.  Bd.  1  und  IL 
Franivfurt  a.  M.  (EfsliDgcT)  1801. 

Klein,  Geschicbtc  von  Mainz  ^^  Klein,  Karl,  Geschichte  von  Main?; 
während  der  ersten  französirtchen  Occnpation  1792—1793.  2.  Aus- 
gabe.    Mainz  (V.  v.  Zabern)  1><92. 

Kln he r ,  K< m gn-fsakten  1— VI  =  K  i  ii  b e  r ,  Johann  Ludwig,  Akt en 
des  Wiener  KongresKes  in  den  Jahren  1814  und  1815.  Bd.  I — VL 
Erlan«'en  (J.  J    l'ahu  iL  E,  Enkel  IHl.^i.   1816. 

Klüber ,  Hecht  des  dimt sehen  Bundes  =^  Kliiber,  Johant)  Ludwig, 
Öffentliches  Recht  des  ileutscbf^n  Bundes  uud  th'r  Bundesstaateu* 
3.  Aldi      Frankfurt  a.  M.  (Andreäische  Huehhaudhnig)  18!11. 

Kid u er  Hafenfestschrift  -  Denkschrift  der  Stadt  KiVln  «ur  Elr- 
Öffnung  der  ueueu  Werft-  und  Hafenanlagen.     Köln  1898. 

Kohl,  Der  Rhein  =-  Kohl,  J.  G.,  Der  Rhein.  Bd  1  und  2.  Leipzig 
(Brockhaus)  isrjl. 

Kriele,  Die  Regulicniug  der  Elbscbiffahrt  ^^  Krlele,  Martin,  Die 
Keguliernug  der  Elbscbjffahrt  1?<19— 1821  (Abhandlungen  aus  dem 
staatfcwis!H*'nschjift liehen  Seminar  zu  Ktrafshurg.  Heft  13)»  Strafs- 
burgjKail  J.  Trülmer)  1894. 

Lehne,  Üb*^rsicht  der  gegenwärtigen  Lage  des  Departements  vom 
Donnersberg  =  Lehne,  Fr.,  Übersieht  der  geg*^nwartigen  Luge 
den  Departemi^nts  vom  Donn*'rsberg  in  Betreff  des  Handela  und 
üffentliehen  Uuterrichts  lÖUl  ( Lehn  es  Gesammelte  Sehriften  Bd.  111). 
Maiuz  (J,  Wirth)  hS^. 

Löper,  Rbeinsrliiffahrt  Strafsbnrgs  =-  Loper.  Carl,  Die  Rbeinscbiffahrt 
Btrofsburgs  in  froherer  Zeit  und  die  Strafsburger  Schiffleut-Znnft. 
Strafrtburg  (Trfibner)  1877* 

Lotz,  Verkehrseiitwicklung  in  Deutet*hland  ^  Lotz,  Waltber,  Ver- 
kehrten tw  ick  Umg  iu  Deut stb Und  180Ü~-]R>0.  Seeb«  volkstumhehe 
Vortrjige  über  Deutschlands  Eiseiibahuen  und  Binnenwasserstrafsen, 
ihre  Entwicklung  urul  Verwaltung,  sowie  ihre  Bedeutung  für  die 
heutige  Volkswirtschaft.     Leipzig  (11  G.  Teubner)  1900. 

Härtens,  Kecueil  de  traites  ^  de  M arten»,  G.  F.,  Recueil  de  trait^s 
....  8  Bde.     2.  Ausg,     Oöttingen  (Dieterieh)  1817— iaH5. 

Martens,  Nonveau  rtTueü  ^  de  Martens,  G.  F,,  Nouveau  recueil  de 
traites  .  , 6  Bde.     Göttingen  1817^1842. 

Martetis,  Ncmveau  recueil  g<^n*Val  =  Martens,  G.  F.,  Nouveau  recueil 

f:^n^ral  de  traitt^s  ....  IH  Bde      Göttingen  1843  ff\ 
iayer.  Deutsche  Eii^enbabnen  ^^  von  Mayer,  Arthur,  (jeachiehte 

und[  Geogniphie  dt'T  deutschen  Eisenbahnen  von  ihrer  EntÄtehung 
bis  auf  die  Gegenwart  IH90.  Bearbeitet  nach  Driginah|iielleD- 
Bd.  1  u.  2.     Berlin  (W.  Baenseh)  1891. 

Meidiuger,  Der  Rhein  =  Meidinger,  Heinrich,  Der  Rhein  und  aeino 
^chiffbareti  Nebenflüsse  und  Kanäle.  (Die  deutsehen  Ströme  in 
ihren  Verkehrs-  und  Handeb%erhältnift.«ien  mit  statistischen  Lber- 
pichten,     IL  Abteilung.)    Frankfurt  a.  M,  (Hermann)  1861. 

Meyer,  Staatsakten  -=-  Corpus  Juris  Confoederationis  Ger- 
manicae  oder  Staatsakten  für  Geschichte   und  öffentliches  Recht 


378  XVm  5. 

des  deutschen  Bandes.  Nach  officiellen  Quellen  heransj^e^eben  von 
Ph.  A.  6.  von  Meyer,  ergänzt  und  fortgeführt  von  Heinrich  Zoepfl. 
3  Teile.    Frankfurt  a.  M.  (H.  L.  Brönner)  1858,  1859,  1869. 

Mohr,  Die  Flöfserei  auf  dem  Rhein  «=  Mohr,  S.,  Die  Flöfserei  auf  dem 
Rhein.    Mannheim  (Ph.  Walter)  1897. 

Nau,  Beiträge  zur  Kenntnis  des  Handels  und  derSchiffiihrt«»yon  Nan, 
B.  S.,  „Königl.  bayr.  bevoUmächtijrter  Kommissär  ffir  die  Rhein- 
schiffahrtsangelegenheiten bei  der  Centrai-Commission  zu  Mainz", 
Beiträge  zur  Kenntnis  und  Beförderung  des  Handels  und  der 
Schiff^rt.    Bd.  I— lU.    Mainz  (Fl.  Kupferberg)  1818—1828. 

Ockhart,  Gesetzgebung  «=  Ockhart,  J.  F.,  „Mitglied  der  provisorischen 
Verwaitungs-Commission  und  Inspektor  der  Rheinschiffahrt*',  Ge- 
schichtliche Darstellung  der  früheren  und  späteren  Gesetzgebung 
über  Zölle  und  Handeisschiffahrt  des  Rheins,  mit  Rücksicht  auf  die 
Beschlüsse  des  Wiener  Kongresses  für  die  künftige  Verwidtunff 
dieses  Stroms  und  seiner  Nebenflüsse.    Mainz  (Fl.  Kupferberg)  18 IS. 

Ockhart,  Der  Rhein  <==  Ockhart,  J.  F.,  Der  Rhein  nach  der  Länge 
seines  Laufs  und  der  Beschaffenheit  seines  Strombettes,  mit  Be- 
ziehung auf  dessen  Schiffahrtsverhältnisse  betrachtet  Ein  Beitrag 
zur  näheren  Kunde  der  deutschen  Fiufsschiffahrt.  Mainz  (Fl.  Kupfer- 
berg) 1816. 

Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  =  Oppenheim,  H.  B.,  Der 
freie  deutsche  Rhein.  Geschichtliche  und  staatsrechtliche  Ent- 
wicklung der  Gesetzgebung  des  Rheins.  Stuttgart  und  Tübingen 
(J.  G.  Cotta)  1842.  ^  ^ 

Puls,  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Kanalisierung  des 
Mains  ^  Puls,  0.,  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Kana- 
lisierung des  Mains  von  Frankfurt  bis  zum  Rhein.  Auf  Grund  der 
Akten  und  im  Auftrage  der  Handelskammer  zu  Frankfurt  a.  M. 
dargestellt.    Frankfurt  a.  M.  1879. 

Puls,  Der  wirtschaftliche  Wert  der  Main-Kanalisierung  =  Puls,  0., 
Der  wirtschaftliche  Wert  der  Main-Kanal iaierung  und  der  Güter- 
verkehr von  Frankfurt  a.  M.    Frankfurt  a.  M.   (A.  Neumann)  1888. 

Rau,  Volks  Wirtschaftspolitik  =  Rau,  K.  H.,  Grundsätze  der  Volks- 
wirtschaftspolitik (Lehrbuch  der  politischen  Ökonomie  Bd.  II). 
5.  Aufl.    Leipzig  und  Heidelberg  (C.  F.  Winter)  1863. 

Reuleaux,  Der  Weltverkehr  und  seme  Mittel  =  Reuleaux,  F.,  Der 
Weltverkehr  und  seine  Mittel.  I.  Rundschau  über  Schiffahrt,  Land- 
transport und  Welthandel.  (Das  Buch  der  Erfindungen,  Gewerbe 
und  Industrien  VII.)    8.  Aufl.    Leipzig  und  Berlin  (0.  Spamer)  1887. 

Der  Rheinstrom  und  seine  wichtigsten  Nebenflüsse  =  Der  Rhein- 
strom  und  seine  wichtigsten  Nebenflüsse  von  den  Quellen 
bis  zum  Austritt  des  Stromes  aus  dem  Deutschen  Reich.  Eine 
hydrographische ,  wasserwirtschaftliche  und  wasserrechtliche  Dar- 
stellung ....  Herausgegeben  von  dem  Centralbureau  für  Meteoro- 
logie und  Hydrographie  im  Grofsherzogtum  Baden.  Berlin  (Ernst 
u.  Koni)  1889. 

Die  Rheinzölle  =  Die  Lasten  des  Handels  und  Verkehrs  des  Rhein- 
und  Maingebietes.  1.  Heft:  Die  Rheinzölle.  Frankfurt  a.  M. 
(F.  B.  Auffarth)  1860. 

Rhenus  1858  ff.  =  Rhenus,  Jahrbuch  für  Handel,  Schiffahrt  und  In- 
dustrie der  Rheinländer  herausgegeben  von  G.  Schirges.  1— V. 
Mainz  (Fl.  Kupferberg)  1858  ff.;  Mannheim  (J.  Schneider)  1875. 

Rigaud,  Betrachtungen  über  den  rheinischen  Schiffahrtsverkehr  = 
Rigaud,  J.,  Betrachtungen  über  den  rheinischen  Schiffahrtsverkehr 
und  das  preufsische  Eisenbahnnetz.  Mit  Rücksicht  auf  den  Bericht 
des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  „Die  Flufszölle  betreffend". 
Frankfurt  a.  M.  fC.  Krebs- Schmitt)  1848. 

Sax,  Die  Verkehrsmittel  =  Sax,  Emil,  Die  Verkehrsmittel  in  Volks- 
und Staatswirtschaft.    Bd.  I  u.  IL     Wien  (A.  Holder)  1878,  1879. 
Schanz,  Mainschifiahrt  im  XIX.  Jahrhundert  «=  Schanz,  Georg,  Die 
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Mainschiffahrt  im  XIX,  Jahrhandert  imd  ihre  künftige  Entwicklung. 
(Sr?  tu  dien  über  die  bayerisfheij  Waeseratrafsen.)  Bamberg  (G.  ö. 
Buchner)  1894. 

Schirgefl,  Der  Bhein  =  Schi rg es,  Georg,  „Akhiar  der  Rhein- 
8ehiffahrt8-Centralkommission",  Der  Rheinstrom.  Ein  Beitrag  lur 
Kenntnis  der  Gescbiehte,  Handelsstatistik  und  Oesetzgebung  des 
Rheins,  neb^t  der  Hheinsehiffahrtrtakte  vom  3L  März  1831  aamt 
allen  ihren  Supnlemontarartikeln,  Ab&ndemngen,  ihren  wichtigsten 
Regiilativeu  uiici  Instruktionen-     Mainz  (V.  v,  Zaberiil  1857, 

SchmoÜer,  Social-  und  Gewerbepolitik  =  Schmoll  er,  Gustav,  Zur 
Social'  und  Gewerbepolitik  der  Gegenwart.  Reden  und  Au&ätze. 
Leipzig  (Duncker  &  HumblotJ  1890. 

Schmoller,  Tucherhucb  =  Schmoll  er,  Gustav,  Die  Stmföburger 
Tu  eh  er-  und  Weberzunft  und  das  deutsche  Zunftwesen  vom  XUl. 
bis  XVIL  Jahrhundert.     Straf^burg  (Trühner)  1881, 

ßchnioller,  Volkswirtschaftslehre  i=  SelimolJer,  G.,  Grundrifs  der  All- 
fjemeinen  Volk^wirtschaftalehrc,  1.  Teil.  1. — 3.  Aufl,  Leipzig 
(Duneker  &  Hnmblot)   1900, 

SchmollerT  Wirtgeh aftlic he  Politik  Friedrichs  des  Grof^en  =^  Schmol  1  er, 
G,*  Studien  über  die  wirtsehaftliche  Politik  Friedrichs  des  GroFaen 
and  Preufi^enw  überhaupt  von  16HQ  bis  1786  (Sehimdlers  Jahrbuch  ffir 
Gesetäsgebung,  Verwaltun>r  und  Volkswirtflchaft  im  Deutsehen  Reich. 
8.— 11.  Jahrgang),     Leipzig  (Duncker  &  Humblot)  18H4— 1887, 

ßchmoUer,  Daa  preufsiRche  Handels-  und  Zollgesetz  vom  26.  Mai  1818^*= 
Schrooller,  G.,  Da»  preufsische  Handels-  und  Zollge^etz  vom 
26.  Mai  1818.     Rektoratsrede  vom  a  August  1898.     Berlin  1898, 

Schwabe*  Entwicklung  der  deutschen  BinnenBchifFahrt  =  Schwabe, 
Die  Entwicklung  der  de ut sehen  Binnenachiflfahrt  bis  eum  Ende  des 
19.  Jahrhuniiertft.  fDentach-OHterreichisch-Ungarischer  Verband  für 
Binnenflchiffahrt;  Verbandsschriften  Nr.  44.)  Berlin  (Siemenroth  u. 
Tro.^chel)  1899. 

Sering,  tjeschichte  der  Eisenzülle  =  Sering,  Mas»  Geschichte  der 
p  reu  falsch -deutschen  Eisenzölle  von  1818  bis  ^ur  Gegenwart.  (Staats* 
uml  social wisrfenschaftliche  Forscliungen  herausgegeben  von  G. 
Schmoller  II 1,  'd.}    Leipzig  {Duncker  £  Humblotn882, 

Sommerlad.  Rheinzolle  =  Sommerlad,  Theo,  Die  Rheiuz5lle  im 
Mittelalter.     Halle  a,  S.  (C  A.  Kaemmerer)  1894. 

Staffelrecht  der  Stadt  Mainz  =  Daa  Staffelreeht  oder  die  Stations- 
fahrt  auf  dem  Rhein,  insbesondere  die  StailVl-Gerechtjame  der 
Stadt  Mainz  in  gesehichtlieh-reehtlicher  und  polijceilicher  Hinsicht 
dargestellt.     1814. 

StaflPelrecht  der  Stadt  Mainz,  Nachtrag  =  Die  nachgemu-hten  Ans- 
nahmen  und  Bpgünstigungen.  Ein  Nachtrag  jiur  Abhandlung: 
Daa  Staffelrecht  oder  die  Stationf^fahrt  auf  dem  Rhein  .  .  .  1814. 

Sympher,  Die  Zunahme  der  Binnenschiffahrt  in  Deut^chlaDd  = 
Sympher,  Die  Zunahme  der  BinnenBchiffahrt  in  Dentachland  von 
1875  Dis  1896,  (Separatabdmck  aus  der  „Zeitschrift  für  Binnen- 
fchiffahrt"  1899.)    Berlin  iSiemenroth  n.  Troschel)  1899. 

Über  die  Freiljeit  der  Rheinschiffahrt  =  Ober  die  Freiheit  der  Hhein^ 
Schiffahrt,  Eine  Hehiuchtung  zTveyer  zu  Frankfurt  erachienenen 
Schriftchen»  besonders  des  Sendschreibens;  als  fernerer  Nach  trag 
zur  AbbandUng:  Daa  Staffelrecht  oder  die  Stationsfahrt  auf  dem 
Rhein  1815. 

Trois  Memoire»  sur  la  navigation  du  Rh  in  ^=*  Trois  mSmoires  sur  la 
navigation  du  Rhin,  pr^sent^a  au  Congres  k  Vienne  par  la  deputa- 
tion  de  la  ville  de  Mayence  1815,  (Siehe  Staffelrecht  und 
Nachträge,) 

Thal  weg  du  Rhin  =  Le  Thalweg  du  Khin  ,  ,  .  .  Ober  den  Thal  weg 
dea  Kheins  in  Hinsieht  auf  Grenze  JEwiscben  Frankreich  und 
Deutachland  f    über    die   auf  beiden   Rhcinufem   angelegten   ZöUe^ 
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Maathen  und  die  den  zwei  Stftdten  Mainz  nnd  KöUn  zustehende 
Stapelgerechtigkeit.    Mayence  TA.  Craas)  Vend^miaire,  an  X.  (1802). 

Toeche-Mittler,  Der  Friedrich-Wiihelms-Kanal  und  die  Berlin — Ham- 
burger Flufsschiffahrt  =  Toeche-Mittler,  K.,  Der  Priedrich- 
Wiiheims-Kanal  und  die  Berlin— Hamburger  FluTsschifiahrt  Zwei 
Beiträge  zur  preufsischen  Strompolitik  des  17.  und  18.  Jahrhunderts, 
^taats-  und  socialwissenschaftliche  Forschungen  heraua^egeben  von 
G.  Schmoller  XI,  8.)    Leipzig  (Duncker^A  Humblot)  1^1. 

Über  die  Freiheit  der  Kheinschiffahrt  «s  Über  die  Freiheit  der  Rhein- 
schiffahrt. Ein  Sendschreiben  von  ***  an  **.  Prankfurt  a.  M. 
(B.  Kömer)  1815. 

Verhandlungen  der  Generalversammlung  d.  D.  G.  für  den  Nieder-  und 
Mittelrhein  =  Auszug  aus  den  Verhandlungen  der  ....  abge- 
haltenen ....  Creneralversammlungen  der  Aktionäre  der  Dampf- 
schiffahrtgesellschaft für  den  Nieder-  und  Mittelrhein.     1840—1860. 

Verhältnis  der  Dampfschleppschiffahrt  und  der  Segelschiffer  «^  Das 
wahre  Verhältnis  der  Kheinischen  Dampf schleppschiffithrt  und  der 
Segelschiffer.    Frankfurt  a.  M.  (C.  Krebs-Schmitt)  1848. 

Verorcmung  über  die  Postschiffe  =  Reglement  pour  la  police  des  dili- 
gences  d'eau  ....  Verordnung  über  die  Polizei  aer  Postschiffe 
zwischen  Mainz  und  KöUn  ....  Mayence  (J.  Wirth). 

Verordnung  zur  Organisation  der  Mainzer  Schiffergilde  =  Reglement 
pour  Torganisation  de  Tassociation  des  bateliers  k  Majence.  Ver- 
ordnung zur  Organisation  der  Mainzer  Schiffergesellschait.  Mavence 
(Ch.  Fr.  Pfeiffer)  Vend^miaire  an  XIV  (1806). 

Vetter,  Schiffahrt  und  Flötzerei  auf  dem  Oberrhein  =  Vetter,  J.,  Die 
Schiffahrt,  Flötzerei  und  Fischerei  auf  dem  Oberrhein,  sowie  Gre- 
schichte  der  alten  Schiffergesellschaften  ....  Karlsruhe  (Braun)  1864. 

Vortrag  der  Kölner  Handelskammer  =  Vortrag  der  Handelskammer  als 
Prospekt  der  zu  errichtenden  Preufsisch  Rhemischen  Dampfischiffahrt- 
Gesellschaft  zu  Köln.    Köln  (Th.  F.  Thiriart)  1825. 

Welches  Schicksal  wird  der  V.  Artikel  des  Pariser  Friedens  haben  V  = 
Welches  Schicksal  wird  der  V.  Artikel  des  Pariser  Friedens,  der 
von  der  freien  Rheinschiffahrt  und  einem  freieren  Völkerverkehr 
spricht,  haben? Frankfurt  a.  M.  (Andreäische  Buchhandlung)  1814. 

Willgerodt,  Die  Schiffahrtsverhältnisse  des  Rheins  =  Willgeroat,  Die 
Schiffahrtsverhältnisse  des  Rheins  zwischen  Strafsburg  und  Lauter- 
burg. Ein  Beitrag  zur  Entscheidung  der  Frage  über  die  Notwendig- 
keit eines  oberrheinischen  Schiffanrtskanals  ....  Strafsburg  (G. 
Fischbach)  1888. 

Wirminghaus,  Die  Kölner  Rheinschiffahrt  =  Wirminghaus,  A.,  Die 
Kölner  Rheinschiffahrt  im  neunzehnten  Jahrhundei^  (Abdruck  aus 
der  Denkschrift  zur  Eröfinung  der  neuen  Werft-  und  Hafenanlagen 
zu  Köln.)    Köln  189a 

With,  Essai  sur  le  jaugeage  des  bateaux  «=  With,  J.  B.,  Essai  sur 
le  jaugeage  des  bateaux,  pr^sent^  k  la  commission  centrale  de  la 
navigation  du  Rhin.    Mavence  1825. 

Zeitschrift  für  Binnenschiffahrt  =  Zeitschrift  für  Binnenschiff- 
fahrt, herausgegeben  vom  Centralverein  für  Hebung  der  deutschen 
Flufs-  und  Kanalschiffahrt  (zugleich  als  Fortsetzung  der  -Mitteilungen 
des  Centralvereins'').  Jahrgang  I  ff.  Berlin  (Siemenrotn  u.  Troscnel) 
1894/95  ff. 

Zimmermann,  Geschichte  der  preufsisch-deutschen  Handelspob'tik  = 
Zimmermann,  Alfred,  Geschichte  der  preufsisch-deutschen 
Handelspolitik;  aktenmäfsig  dargestellt.  Oldenburg  und  Leipzig 
(A.  Schwartz)  1892. 


Beilagen. 
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Fahrpreise  der  Mainzer  „Bili^eneen-Entreprise**  fBr  den 
Mittelrhein  im  Jahre  1803, 

(Au9  Akten  über  ü&ndel  und  VerkehrsweseD  im  M.St.AO 

Diligences  par  eau,     Entreprtse  Faust* 

Prix  des  places: 

Argent  de  France     Argent  d*Empire 
frs.         CS.  fl.  kr. 

EUville  ,  ,  .  . 
Bingen  .  .  .  , 
Bacliarach  ... 
St,  Goar    .     .     ,     ,     , 

Boppard 4 

Coblence  •  .  .  . 
Neuwied  .  *  .  . 
Andernach      .     •     . 

Linz 

Remagen 9 

Bonn 10 

Cologne 12 

Lea   militairs,    onvriera    et  antrea 
prix  ordinair  ne  payent  que  la  raoiti^. 


— 

75 

1 

50 

2 

Q 

25 

J 

4 

50 

Ö 



7 

25 

7 

50 

8 

50 

50 


ne   pouvent  payer  le 


8. 

Reponses  de  la  chambre  de  eontmerce  de  Cologne  ans  qnestions 
relatives  k  la  Convention   de  Toetroi  dn  Rhin  et  dn  drait 

de  reläclie. 

(Aus  Akten  über  Handel  und  Verkebrawesen  im  M.St,A ) 

Röponses  de  la  chambre  de  eommeree  de  Cologne  aux  questions  conte- 

nuea  dana  la  lettre  de  Mr,  le  Prefct  de  la  Roer  k  Mr.  Je  Sous-Frßfet 

de  Cologne,  du  20.  fÖvrier  1813, 

Ir©  Question:  Eat  il  iedispeneable  de  conserver  sur  tont 
le  course  du  Rhin  la  diatinction  4tablie  par  la  Convention 
entre  la  grande  et  la  petite  nayigation? 
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Röponse:  La  distinction  entre  la  grande  et  la  petite 
navigation  pourrait  etre  supprim^e,  pourvu  que  la  surveillance 
exclusive  de  toutes  les  deux  füt  confi^e  aux  autorit^  locales, 
comme  eile  T^tait  avant  r^tablissement  de  Toctroi  de  navi- 
gation. Alors  il  serait  de  Tint^ret  du  commerce  que  toutes  les 
branches  de  la  navigation  fussent  assujetties  k  de  certains 
reglements  de  poIice  que  les  autorit^s  locales  jugeraient  k 
propos  d'^tablir  de  concert  avec  le  commerce. 

Les  reglements  devraient  varier  suivant  les  localit^  des 
villes  pour  lesquelles  ils  seraient  adopt^s,  mais  il  y  aurait  an 
principe  gön^ral  et  fondamental  qui  serait  commun  k  tous,  ce 
serait  de  statuer  qu6  chaque  partie  de  la  navigation  füt 
exploit^e  exciusivement  par  des  associations  de  bateliers, 
c'est-ä-dire  par  des  bateliers  sp^cialement  aifect^s  k  teile  ou 
teile  partie  de  la  navigation,  dont  le  nombre  ne  pourrait  pas 
exender  les  besoins  du  commerce.  Les  motifs  de  cette  mesure 
dont  la  nöcessitö  est  g4n4ralement  sentie  de  tous  les  commer- 
cants  seront  d^velopp^s  plus  amplement  ci-dessous  sous  le 
No.  4. 

26me  Question:  La  grande  navigation  doit-elle  con- 
tinuer  de  s'exploiter  exciusivement  par  les  corporations  actuelle- 
ment  existantes  sous  le  titre  d'associations  de  bateliers?  Quel 
inconv4nient,  ou  quels  avantages  rt^sulteraient  du  maintien  ou 
de  la  suppression  de  ces  corporations? 

Röponse:  D'aprfes  ce  que  nous  venons  de  dire,  la  navi- 
gation de  Cologne  pour  Mayence  et  pour  la  Hollande  et  vice 
versa  cesserait  d'etre  appellöc  la  grande  navigation  puisqu'il 
n'y  aurait  plus  de  distinction  entre  la  grande  et  la  petite  navi- 
gation, mais  eile  devrait  continuer  ä  etre  exploit^e  exciusive- 
ment par  les  corporations  actuellement  existantes  sous  le  titre 
d'associations,  sauf  les  modifications  dont  elles  sont  reconnues 
susceptibles. 

La  suppression  de  ces  corporations,  ou  pour  parier  en 
d'autres  termes,  la  liberte  absolue  de  la  navigation  entrainerait 
de  graves  inconv^nients  comme  nous  verrons  plus  bas  sous  le 
No.  4. 

3'^"'''  Question:  L'interet  bien  entendu  du  commerce 
exige-t-il  la  conservation  du  droit  dereläche  forcöe,  dont  jouissent 
les  ports  de  Station  de  Cologne  et  de  Mayence?   Ce  droit  n'est-il 

Sas  une  conccssion  de  faveur,  toute  entiere  au  profit  de  ces 
eux  villes  plutöt  qu'une  garantie  donnöe  au  commerce  pour 
la  süretö  des  expöditions?  Si  le  regime  des  eaux  du  fleuve 
ne  permet  pas  de  le  parcourir  dans  toute  son  ^tendue  avec  des 
bateaux  de  memes  dimensions,  n'est-il  pas  naturel  de  croire 
que   les  commer9ants   et   les   bateliers   guidös  par  leur  intöret 

Sersonnel   ou  le   sein  de    leur  propre  süretö  n'ont  pas  besoin 
'etre   astrein ts  au  changement  d'embarcations  par  des  dispo- 
aitions   r^lementaires?    Peut-on   penser  enfin  que  si  le  droit 
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de  relaehe  forc^e  n'existait  pas,  les  batelierä  offriraient  et  le 
coniraerce  accepterait  des  erabarcatioua  reconnues  dangöreuse» 
pour  teile  ou  teile  iiavigation? 

Röponse:  L'interet  bien  entendu  du  commerce  exige  la 
consen^ation  du  droit  de  reläche.  Les  priocipaux  avantage» 
qua  le  commerce  en  general  peut  retirer  du  droit  de  relaclie 
conjäistent  dans  la  inodicito  du  prix  du  fret,  daiiö  la  prompti- 
tude  et  la  süret^  des  exp^ditions*  C'est  le  droit  de  relÄche^ 
qui  provoque  dans  les  ports  de  Cologne  et  de  Mayeuce  ce 
coueours  de  bateaux  de  toute  grandeur,  cette  r^union  toujour» 
renaissante  de  marchandises  pour  diffiirentca  destination»  qui 
assureot  k  la  tois  au  negociant  et  au  ba teuer  les  oucasiona  et 
la  facult^  d^alimcöter  leur  iiidustrie  et  leur  activite,  qui  l'our- 
nisseut  au  premter  toutes  les  iaeiÜtes  desirableis  pour  la  r^expe- 
ditjou  prompte  et  süre  dea  marchandisea,  procurent  au  dernier 
dea  Charge»  de  retour  capables  de  le  dt^domioager  de  perte* 
casuelle»,  le  mettcnt  eti  6tat  d'^tablir  le  prix  du  fret  ä  un 
taux  raison  nable,  et  en  le  faisaot  prospiSrer  donneut  aux  n^go- 
ciants  indigine«  et  ötrangera  uue  garantie  aolide  eontre  le» 
revers  de  la  fortune  et  contre  rimmoralitd. 

Nous  Tie  disconvenona  pas  que  les  gruiiiles  embarcationa, 
dont  011  se  sert  aetuellemeut  pour  la  uavigation  entre  Cologne 
et  la  Hollande,  et  qui  ne  peuvent  guere  remonter  le  Rhin  au 
delä  de  Cologne,  pourraient  etre  remplac<5ea  par  des  embar- 
cations  d'une  inoindre  conteöauce  et  propres  k  franchir  toute* 
les  parties  du  Khin  depuis  Amsterdam  jusqu'ä  Strasbourg,  mais 
nous  doutoua  beaucoup  que  ce  chargement  soit  eon forme  a 
rint^ret  bien  entendu  du  commerce,  puisqu'en  multipliant  le 
nombre  des  embarcations  on  multipHe  necessairement  les  fraia 
de  navigatiou  et  qu/on  se  trouve  pur  ]k  dana  la  neeesait^ 
d' augmenter  le  prix  du  fret.  II  est  de  fait  qu'un  chargement 
de  öjOOO  quintiux  par  exemple  deatine  d' Amsterdam  pour  Co- 
logne peut  etre  transport(^  sur  une  seule  embarcation  k  beau- 
coup moindre  frais  que  s'il  <5tait  partagt^  aur  4  ou  5  embarcations 
et  que  le  sur|>lua  de  depensea  dans  ce  dernier  caa  excederait  de 
beaucoup  les  frais  de  rechargement  dans  les  porta  de  CologUö 
et  de  Mayence.  II  est  doric  de  Tinteret  du  commerce  que  le 
transport  de  la  Hollande  pour  Cologne  et  vice  versa  se  fasse 
sur  des  embarcations  d*une  contenance  de  5  £i  6  mille  ouintaux 
et  comme  ces  bateaux  ne  peuvent  guöre  remonter  le  Rhin  au 
delä  de  Cologne  a  cause  de  la  moindre  profondeur  des  eaux 
et  a  raison  des  nombreux  rochers  et  bancs  de  sable^  dont  le 
lit  du  fleuve  est  paraemc  audeasus  de  Cologne,  il  est  encore 
de  Tinteret  du  commerce  que  le  droit  de  relache  soit  conservö- 
dana  cette  derntere  villc,  atin  de  pr^venir  les  malheurs  que 
la  navigation  de  cea  bateaux  au  delit  de  Cologne  pourrait 
faire  naitre  et  de  leur  m^nager  en  meme  tempa  un  chargement 
de  retour  pour  la  Hollande. 

ForMhimgMi  XVill  6.  -  Eckert.  25 
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Nous  avons  dit  que  ce  droit  de  reläche  contribuait 
^galement  ä  la  promptitude  et  k  la  süretä  des  exp^itions.  £n 
effet,  les  chargements  se  complätent  beaucoup  plus  vite  lä  ou 
il  y  a  constamment  une  grande  rdunion  de  marchandises  et 
la  süretä  des  expäditions  doit  gagner  infiniment,  lorsqu'elles 
sont  coDfi^es  k  des  embarcations  appropri^  k  la  partie  du 
Khin  qu'elles  ODt  k  parcourir  et  k  des  bateliers  qui  connaissent 
parfaitement  cette  m6me  partie  du  fleuve  et  qui,  par  leur  for- 
tune  et  leur  moralit^,  fruits  d'une  subsistance  assur^,  ont  sa 
m^riter  la  confiance  du  commerce. 

D'ailleurs  il  parait  conforme  k  Tint^r^t  du  commerce 
•Qu'il  j  ait  sur  le  Rhin  des  points  de  relftche  oü  les  marchan- 
cises,  apris  avoir  parcouru  une  certaine  distance,  soient 
visit^s  et  recharg^es.  Cette  remarque  s'applique  principale- 
ment  aux  huiles,  et  autres  liquides  sujets  au  coulage,  ainsi 
qu'aux  tabacsy  grains,  millet  et  autres  marchandises  de  cette 
nature,  qui,  sujettes  au  däp^rissement  que  produit  la  fermen- 
tation,  ne  doivent  pas  s^journer  trop  longtemps  sur  le  meme 
bateau. 

L'usage  peu  fräquent  que  l'administration  des  droits  r^unis 
a  fait  de  la  latitude  qu'elle  avait  de  faire  d^passer  k  ses  tabacs 
le  port  de  Cologne,  sans  y  rompre  Charge,  parait  venir  k 
Tappui  de  ce  que  nous  venons  d'avancer;  eile  aurait  sans 
doute  profit^  plus  souvent  de  cette  latitude,  si  eile  y  avait 
trouv^  son  avantage. 

Au  reste  si  la  navigation  du  Rhin  n'offre  pas  dans  ce 
moment  cette  modicit^  du  prix  du  fret  et  cette  c^Writ^  du 
transport  que  nous  regardons  comme  des  cons^quences  im- 
m^diates  du  droit  de  reläche,  les  causes  s'en  trouvent  ^videm- 
ment  dans  la  Stagnation  g^n^rale  de  la  navigation  et  dans  le 
Systeme  de  Tadministration  adoptö  par  le  directeur  de  Toctroi 
du  Rhin.  En  eifet,  la  d^tresse  oü  se  trouvent  les  bateliers 
par  suite  de  la  guerre  maritime  et  du  nombre  prodigieux  de 
ceux  qui  composent  les  associations  de  bateliers  est  portäe  k 
un  tel  point,  qu'il  n'est  pas  difficile  de  stipuler  le  prix  du 
fret  beaucoup  audessous  du  taux  fix^  par  la  direction.  L'ad- 
ministration des  droits  r^unis  et  celle  des  salines,  ayant  tou- 
jours  de  quoi  composer  de  suite  un  chargement  complet  et 
n'^tant  pas  assujetties  au  tour  de  röle,  ont  surtout  des  moyens 

Suissants  d'obtenir  le  plus  bas  taux  du  fret  qui  soit  possible 
ans  ces  circonstances,  puisque  les  bateliers  pr^f&rent  de  trans- 
porter  k  des  prix  extremement  modiquäs  le  sei  et  le  tabac  qui 
fönt  aujourd  hui  les  principaux  objets  de  transport  sur  le 
Rhin,  plutöt  que  d'attendre  leur  tour  de  role  pendant  un 
espace  de  15  ä  18  mois.  Ce  serait  donc  k  tort  qu'on  voudrait 
attribuer  au  droit  de  reläche  les  graves  inconv^nients,  qui 
affectent  aujourd'hui  la  navigation  du  Rhin :  ces  inconvönients 
n'ont    paru    que    depuis    les    prohibitions   qui    ont   frapp^   la 


navigation  et  surtout  depuis  radministration  actuolle  de  roctroi 
de  ce  fleuve;  le  droit  de  reläche  au  contraire  exiate  depuig 
des  sieclea,  et  il  faut  qu'il  ait  614  utile  au  commerce,  parceque 
Sans  cela  deux  villes  isoMesj  n'auraient  pu  le  soutenir  contre 
les  efforts  r^unis  de  leurs  voisiness.  Qu'en  attendant  la  r4- 
g^n^ration  du  commerce,  Ton  s'attache  donc  k  faire  dtHparaitre, 
non  par  des  moyens  violents,  mais  par  dea  inesurcs  sages,  lea 
abua  dont  ee  plaigrient  les  n^gociants  indigenes  et  ölrangers, 
et  l'on  verra  que  le  droit  de  reläclie  aura  toujours  les  mCnnes 
avantages,  que  depuia  son  origine  il  n'a  cess^  de  präsenter 
au  commeree. 

Mais  ee«  avantagee  ne  sont  pas  les  aeula  qui  d^coulent  du 
droit  cn  question.  Le  gouverneinent  fraiiyais  n'a  pas  moins 
d'intöret  k  conserver  un  droit  um  lui  donne  une  forte 
garantie  contre  les  ep^culations  de  la  fraude,  tant  par  rapport 
aux  douancs  que  relativement  aux  droits  de  navigation  qu'il 
per^oit  sur  Icö  deux  rivea  du  Rhin. 

Le  droit  de  relache  en  as^ujettiasant  toute  embarcation  k 
roropre  cliarge  a  Cologne  et  ä  Mayenee,  sous  la  surveillance  de 
Tadrainistration  des  douanes^  donne  au  gouvernement  le  moyen  le 
plus  efficace  de  v^ritier  le  chargement  de  ces  hateaux,  ee  qui  serait 
tr^a  difticjle,  sana  en  op^rer  le  d(^chargement  cninpleL  Or  auppo- 
8ona  que  le  droit  de  reläche  aoit  supprimt^,  quelle  fjicilit^ 
dangereuse  n'en  r^nulterait  pas,  pour  les  »p^culatTons  de  la 
fraude?  Elle  pourrait,  par  exeraple,  simuler  un  cliargement 
de  vina,  de  nieublea  on  ae  tout  autre  ol»jet  difticile  ä  rem  wer 
snr  un  point  quelconque  de  la  rive  droite  du  Rhin,  eile  jxmr- 
rait  caener  sous  ce  chargement  tel  ou  tel  objct  de  eontrebande 
et  le  conduire  impun tarnen t  aur  tout  le  coura  du  Rhiu,  juaqu'k 
Tendroit  qui  lui  paraitrait  le  plus  propre  a  veraer  cette 
marcharidiHe  prohibee  dans  TintL^rieur.  Le  droit  de  relache, 
au  contraire  ote  cette  possibilite  a  la  fraude,  et  ai  le  gouverne- 
ment a  d6ja  jug^  n^^cessaire  de  fixer  aur  le  Rhin,  lea  points  oi 
il  est  perniis  aux  barques  d'aborder,  k  plus  forte  raison  pour- 
rait'il  maintenir  le  droit  de  relache,  pour  ae  garaotir  de  la 
fraude ,  qu'on  pourrait  faire  par  le  moyen  de  grau  des 
emi>arcations. 

Ce  que  nous  venons  de  dire  dea  douanes  s'applique  egale- 
ment  a  l'octroi  du  Rhin.  Le  controle  prineipal  que  le  gou- 
vernement a  Stabil  a  Cologne  et  a  Mayence,  pour  la  per* 
ceptirm  de  eet  octroi,  oianquerait  aon  but,  ai  les  bateliers 
n  etaieut  plus  aatreints  au  df^chargeraent  dana  les  pt)rta  de 
ßtations. 

D'aillenra,  il  importe  h  TEmpire  fran^^^aia,  d^avoir  mir 
certains  points  de  la  lignr  du  Rhin,  une  r<5uuion  imposante  de 
bateaux,  d'une  vaate  capacite  qu*il  est  esaentiel  de  fixer  sur 
la  rive  gauche  plutiit  que  nur  la  rive  droite.  ör  cette  r6uoion, 
8uite  n^ceasaire  du  droit  de  reläclie,    n'aurait   plus    lieu  si  ce 
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droit  venait  ä  Itre  supprimä,  puisque  les  grandes  embarcations, 
qui  rassemblent  aujourd'hui  tous  les  avantages  de  la  capacit^ 
et  de  la  soliditä,  seraient  alors  remplac^es  par  une  foule  de 
petites  barques  qui,  partag^es  sur  toute  la  longueur  du  fleuve, 
n'offriraient  pas  au  gou verneinen t  ces  grands  moyens  de 
transport,  que  peuvent  n^cessiter  les  circonstances. 

Enfin,  si  le  droit  de  reläche  venait  k  etre  supprim^  11  est 
facile  ä  prövoir  que  les  villes  de  la  rive  droite  du  Rhio, 
telles  que  Dusseldorff,  Francfort  et  Mannheim  s'empareraient 
de  la  presque  totalitä  des  exp^ditions  qui  se  feraient  par  le 
Rhin;  la  lioertä  dont  les  villes  de  la  rive  droite  jouissent,  par 
rapport  aux  douanes,  aux  droits  r^unis  et  au  eontrole  des 
droits  de  navigation,  et  la  s^curitä,  qui  en  r^sulte,  pour  les 
marchandises ,  devraient  naturellement  porter  les  n^gociants 
fran9ais  et  ätrangers  k  en  confier  l'exp^dition  aux  n^ociants 
de  la  rive  droite,  pr^fSrablement  k  ceux  de  la  rive  gauehe, 
et  d^slors  ractivitä  d'une  population  nombreuse,  occup^  aa 
chargement,  au  d^chargement  et  k  la  conduite  des  bateaux,  ä 
la  manipulation  continuelle  des  marchandises  et  aux  autres 
accessoires  de  la  navi^ation,  l'emploi  et  le  virement  de  fonds 
consid^rables  et  tous  les  autres  ämoluroents  attach^s  au  com- 
merce d'expödition  seraient  perdus  pour  les  habitants  de 
Cologne  et  de  Mayence.  Or  il  est,  sans  doute,  de  Tint^ret  du 

f^ouvernement  de  conserver  aux  habitants  de  ces  deux  villes, 
es  moyens  d'existence  dont  ils  jouissent,  et  qui  les  mettent  k 
meme  de  supporter  les  charges  qu'il  leur  impose. 

Mais,  dira-t-on,  le  droit  de  reläche  est  inconnu  sur  les 
autres  fleuves  de  T Empire,  pourquoi  serait-il  donc  n^cessaire 
de  le  maintenir  sur  le  Rhin,  et  de  rendre  tributaire  de  deux 
villes,  non  seuleraent  le  commerce  d'AUemagne  et  de  la  Suisse, 
mais  encore  celui  de  tous  les  d^partements  fran9ais  limitrophes 
du  Rhin? 

Nous  allons  r^pondre  k  cette  objection.  Le  Rhin  forme 
dans  presque  toute  la  longueur  de  son  cours,  la  frontiere  entre 
r  Empire  fran9ais  et  les  Etats  de  la  Conföd^ration  du  Rhin. 
Cette  circonstance  particuliere  a  fait  naitre  sur  le  Rhin  deux 
ät^iblissements  qu'on  ne  trouve  pas  sur  les  autres  fleuves 
de  l'int^rieur;  ce  sont  P  la  douane,  2®  Toctroi  de  navigation. 
Or  nous  avons  d^ja  observ^  que  sous  ce  double  rapport,  il 
^tait  essentiel  de  conserver  le  droit  de  rel&che,  dont  jouissent 
les  villes  de  Cologne  et  de  Mayence. 

L'Allemagne  ne  pourra  pas  se  plaindre  du  maintien  de 
ce  droit,  puisqu'elle  exerce  le  meme  droit  sur  le  Danube  k 
Ratisbonne,  Ingolstadt  et  Passau,  sur  TElbe  k  Magdebourg  et 
Hanibourg,  sur  le  Weser  k  Minden,  k  Breme,  —  eniin  sur 
rOder  k  Breslau  et  Francfort  et  que  la  ville  de  Leipzic  Joint 
meme  du  droit  d*obliger  tout  conducteur  de  marchandises  qui 
se  trouve  dans  une  ^tendue  de  15  lieues  de  circonfiSreQce  de 
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prendre  la  route  de  Leipzic  non   seulement  pour  y  d^charger 

ses  marehandisea,  mais  encore  les  y  rendre  ä  ses  n^gociants. 
Si  les  ndgociaiits  fran^ais  sont  Obligos  de  reconnaitre  tan  tot 
\e  droit  de  relache^  tantot  celui  d*t5tape  aussi  souvent  que 
leurs  relatioos  les  portent  sur  le  Daaube,  sur  le  Weser,  ou 
dans  les  environs  de  Leipssic^  lea  n^gociants  allemands  ne 
peuvent  pas  trcmver  de  jostes  motif«  de  plainte^  dans  le  droit 
de  re  lache  exere<5  de  tcnips  imni<5morial  par  lea  vi  lies  de 
Colagne  et  de  Mayence. 

Quant  aux  villes  frangaiaes  situees  le  long  de  la  rive 
gauche  du  Rliin»  il  n'y  a  que  eelle  de  C^tbleotz  qui  se  soit 
plainte  du  maintien  de  ce  droit.  Gependant  ses  plaintes  nous 
paraissent  moina  fondee«  que  par  sa  Situation  sur  la  rive 
gauche  du  lihin,  eile  ne  parait  |ta«  etre  appcli^e  k  partager 
Ävec  les  vilb^ü  de  la  rive  droite^  les  drvpouilles  des  villes  de 
Cologne  et  de  Jlayence,  en  caa  t|ue  le  droit  de  relache  vint 
a  etre  supprinH^ ;  ce  qu'il  y  a  de  certaiii ,  c'est  que  les  avan- 
tages  qn'elle  pourrait  retirer  de  la  suppression  de  ce  droit  ne 
compenseraient  pas  de  beaueoup  los  prt^judices  immenses  qui 
en  r^sulteraietit  pour  la  ville  de  Colngne  vi  pour  les  bateliera 
qui  expioitent  la  oavigation  du  bas  Riiin.    Ceuxci  ont  d(^pensd 

f)lus  de  deux  mitlions  pour  la  construction  de  leurs  bateaux, 
esquels  deviendraient  inutiles,  si  le  droit  de  relache  venait  k 
Atre  supprim^.,  celle-lä  a  consaerri  des  somtnes  conaiderables  ä 
la  construetion  de  magaains^  de  quaies,  de  grues  etc.  L'^ 
tablissement  du  port  franc  lui  a  coüt4  des  sommes  <inormes  et 
Tachevement  de  la  gare  lui  en  coütera  de  plus  grandes  encore. 
11  sera  raenie  tres  difficile  d'achever  cette  gare  aux  frais  de 
la  ville,  si  la  suppression  du  droit  de  reläcbe  lui  ötait  un  des 
rincfpaux  raoyens  de  faire  face  a  ses  depenses  d'autant  que 
e  commerce  devrait,  dans  cette  hypoth^e,  demander  une 
r^ductioo  considerable  des  droits  de  grue.  Peut-on  croire  tiue 
le  gouvernem*^nt»  toujours  aniin^  d'une  sollieitude  particuliere 

f>our  les  babitants  de  ses  bonnes  viUes,  voulüt  ant'antir,  par 
'abolition  du  droit  de  relache,  tous  ees  grands  i^tablissements 
et  tous  les  bienlaits,  dont  il  a  corabk^  la  ville  de  Cologne,  et 
saper  ainsi  la  prospdritö  d'une  ville,  redevable  ä  ce  droit,  de 
la  plus  grande  partie  de  son  aisance,  de  son  lustre  et  de  sa 
cel^brite?  Peut-on  penser  entin,  qu'apres  avoir  soutenu  ce 
droit  (>endant  que  la  nioitie  de  Toctroi  du  Rhin  appartenait 
k  r Empire  germanique,  qu'aprfes  I'avoir  consolidi^  par  un  acte 
public,  entin  qu 'apres  les  assurances  formelles  que  Sa  Majest^ 
a  daign6  nous  donncr,  lorsque  nous  eümes  le  bonheur  de  la 
poss^der  dans  l'eneeinte  de  noa  murs,  le  gouvernement  fran^ais 
voulut  aujourd'liui,  oü  il  est  maitre  absolu  de  la  navigatjon 
et  de  Poctroi  du  Rhin,  sacritier  si  legerement  un  droit  acquis 
par  les  armes  et  ciment<5  par  les  trait*§s,  non  pour  donner  au 
commerce    des    antres    villes  de   la  rive    gauche   du  Rhin  des 
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avantages  aue  leur  position  leur  refuse,  mais  uniquement  pour 
mettre  quelques  villes  de  la  rive  droite  k  meme  de  rempfacer 
les  villes  de  Cologne  et  de  Mayence  dans  les  annales  du  com- 
merce du  Rhin? 

46me  Question:  Le  prix  du  fret  doit-il  continuer  k  §tre 
soumis  k  une  taxation  officielle?  Cette  taxation  n'est-elle  pas 
une  entrave  pour  le  commerce,  et  ne  serait-il  pas  plus  con- 
venable  et  plus  juste,  que  le  prix  du  fret  se  r^glät  de  gri-k- 
gr6  entre  les  bateliers  et  Texp^iteur?  Cette  mesure  en  laissant 
k  Texp^diteur  la  libertä  de  choisir  le  batelier  qui  lui  ferait 
les  conditions  les  plus  favorables,  entrafnerait  n^cessairement 
la  suppressioQ  du  tour  de  röle;  mais  ne  serait-ce  pas  le 
moyen  de  simplifier  la  police  du  fleuve  et  d*dter  tout  pr^texte 
de  plainte  k  Tun  et  k  Tautre  int^ret? 

R^ponse:  Le  prix  du  fret  devrait  continuer  ä  etre 
soumis  k  une  taxation  officielle.  Le  transport  des  marchan- 
dises  devrait  continuer  de  se  faire  au  tour  de  roIe;  mais  cette 
taxation  officielle  devrait  se  faire,  et  ce  tour  de  r6Ie  devrait 
6tre  surveillä  par  l'autoritä  locale  de  concert  avec  les  chambres 
de  commerce.  Car  supposons,  qu'aflfranchi  de  toute  disposition 
r^lementaire,  le  n^gociant  ait  la  facult^  de  charger  ses 
marchandises  sur  teile  ou  teile  embarcation,  et  de  stipuler  le 
prix  du  fret,  comme  il  pourrait  en  convenir  avec  le  batelier, 
qu'en  r^sultera-t-il?  Pour  s'assurer  la  pr^f(Srence  sur  ce  nombre 
prodigieux  de  concurrents  qui  voudraient  exploiter  Im  navi- 
gation  du  Rhin,  le  batelier  devrait  accepter  les  conditions  que 
lui  ferait  le  negociant.  La  cupiditä  de  quelques  individus  ne 
tarderait  pas  &  pn^titer  de  cette  circonstance,  pour  ravaler  le* 

Srix  du  fret  au  dessous  du  taux  necessaire  pour  la  subsistanoe 
0^  bateliers  et  pour  Tentretien  des  embarcations:  eeux-la 
s'ecraseraient  donc  Tun  Tautre,  celle«-ci  tomberaient  en  raine 
et  bientöt  la  navigation  du  Rhin.  ne  serait  plus  exploiter  que 
par  une  foule  de  bateliers  atfamos  qui,  dans  T^tat  du  denuement 
et  d'imnioralite  auquel  ils  se  trouveraient  reduits,  ne  pour- 
raient  promenier  aueune  garantie  au  conmierce, 

Le*  nogooiants  eux-memes  ne  tarderaient  pas  a  etre  de- 
goutfe  de  cette  liberte  a  defaut  d*une  taxation  generale  -k 
uniforme  du  prix  du  fret;  ils  se  verraient  eontinuellement  daz* 
le  oas  de  stipuler  soparement  le  prix  du  fret,  pour  oL^^e 
Partie  de  march.nndises  qu*ils  auraient  a  expeaier.  Ils  «e 
verraient  obsi^l^  du  matin  au  soir  d'une  foule  de  hÄtec^rk 
ui  leur  raviraient  bien  des  raoments  preoieux.  et  apr^  i:^i; 
ils  so  verraient  exjM>ses  aux  reproches  de  leurs  comespo-daz.» 
auxi^ueis  uu  autre  ex^vditeur  moins  humain  envers  les  l*:ei:»*r» 
aurait  fait  des  conditions  plus  avantageases  dans  riniecli-v-  £* 
s\nnpart»r  do  lour  cor4t1ar.ce  exclusive. 

Les  pros  nogwiants,  oui  auraient  des  parties  cons-  ieriit»?* 
de    marchandises^    a    expeaier«    pourrmient    meme    obfiiesir   > 


i 


XVin  5.  391 

transport  k  döä  conditioiiB  plus  avantageuseB  oue  ie  petit  com- 
miö&ioumiire ,  qm  n'aumit  que  c|ue]queö  collis  a  expedier; 
ceux-Ia  pomTaicnt  miiine  faire  partir  de  suite  des  eargaisons 
entitjres,  tatidiö  qtii^  i'cluiin  serait  forctj  d'attendre  jusqu'ä  ce 
qy'il  plüt  au  hatelier  de  partir  pour  sa  deötination,  Les  ex- 
p^ditions  sur  le  Rhin,  pour  Ie  compte  de  n^gociants  franQaia, 
allemanda,  suiases  ou  hollatidaia^  ne  manqueraieut  done  pas  de 
se  conceutrer  peu  k  peu  entro  Ifä  mains  d*iio  petit  nomt»re  de 
negociants,  parce(|ue  les  comraer^^aiits  ^trangersi  adre.saeraient 
de  pr^fürence  leurü  eoiiimisüiönö  aux  maiöons  qui  seraient  a 
meme  d'accelerer  k*8  exptklition»  et  d'^cooomiaer  lea  frais,  et 
il  en  iiaitrait  une  espece  de  moiiopole  qui  entrainerait  non 
eeulemeöt  des  contestations  et  des  anioiosit^s  sans  nombre; 
maiü  eiieore  la  ruiue  de  plusieura  raaisons. 

Ce  n'est  paa  tout:  Le  gros  a^ociaDt  lui-meme,  k  moins 
qu'il  ne  puiase  composer  ime  cargaison  eotiere,  d^peodra  de 
aon  cGt^  du  batelier,  lequel  pour  retrouver  sur  la  quaotitö  de 
ßon  chargejuent  ee  qu'il  a  perdu  sur  le  taux  du  fret  restera 
un  temps  infini  daus  Ie  port  saus  que  le  negoeiant  puisse 
rastreiiidre  au  dtjpart;  car  quelles  que  aoieut  les  stipulation^ 
que  les  Tifigociants  ehargeurs  pourraient  faire  avec  les  bateliera 
relativemeut  au  ddpart,  le  seul  moyeQ  coercitif  qu'aurait  le 
ii^gociant  contrc  le  batelier  qui  ne  s*y  conformerait  pas,  aerait 
Tinterventioo  de  Tautorit*!  judieiaire,  et  tout  le  monde  sait  que 
les  forme«  lente«  d'une  teile  interventlon  ne  sont  gueres  propres 
k  aceelt^rer  les  expeditions. 

De  tout  ce  que  nous  venons  de  dire,  il  rÖsulte  qu'une 
liberte  illimitee  des  ehargements  sur  le  Kliin,  aerait  un  präsent 
funeate  qui  ue  tournerait  qu^au  prejudice  de  ceux,  auxquela  il 
serait  accordt^j  et  qu'une  police  uniiorrao  et  sagement  combin^e 
aerait  inriniment  preferable  dans  l'int^ret  du  commere«  et  de 
la  navigation, 

Quant  aux  diapositions  r^glementairea  qui  devraieut  com- 
poser cette  police  nous  nous  en  r^f<5rous  au  projet  de  rigle- 
ment  que  nous  avons  l'bonneur  de  joindre  k  la  presente. 

5^™*'  Question;  Quelles  sont  les  amdlforationii  donc  Ie 
Systeme  de  perception  de  Toctroi  du  Rhin^  peut  etre 
susceptible? 

Reponae:  Les  am^liorations  d^sir^es  de  la  part  du  com* 
ineree  de  Cologne»  se  r^duisent  a  peu  pres  aux  trois  pointa 
fiuivants: 

P  Les  marehandises  embarqu<5es  dans  le  port  de  Cologne 
aous  loa  yeux  du  eontroleur  de  Station,  doivent  payer  Toctroi 
de  navigation  jusqu'au  dernier  Centime;  il  n'en  est  pas  ainai 
dana  les  port^^  internn'diaires,  oü  il  n'y  a  pas  de  contruleurs 
de  Station  et  ou  ä  defaot  de  balances^  les  percepleurs  a'en- 
tienncnt  simplement  aux  dtlcbirationa  des  bateliers,  II  est  clair 
que  cette    perception  inoins  rigoureuse  des  droits   donne   aux 
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n^ociants  exp^iteurs  de  ces.  endroits  intermödiaires,  des 
avantages  qui  les  mettent  k  mtoe  d'effectuer  le  transport  k 
meilleur  marchä  que  les  n^ociants  de  Cologne.  II  Importe 
donc  et  au  tr^sor  public  et  aux  nägociants  des  villes  de  Station, 

3ue  la  m§me  säv^ritä  soit  observ^e  dans  tous  les  bureaux  des 
eux  rives  du  Rhin. 

2**  Pour  ^viter  le  droit  d'octroi  qui  se  perfoit  au  bureau 
de  Cologne  et  d'autres  genes  et  d^penses  qui  y  attendent  le 
commerce,  les  n^ociants  du  haut  et  du  bas  Rhin  fönt  prendre 
k  une  grande  partie  de  leurs  marchandises  la  route  ^tablie 
par  terre  entre  Zundorff  et  Mulheim.  Par  ce  d^tour,  le  tr^sor 
public  est  frusträ  du  droit  d'octroi  qu'il  aurait  per9u  sur  ces 
marchandises  k  Cologne,  les  commer9ants  de  cette  ville  se 
trouvent  priv^  du  b^näfice  de  la  commission,  et  les  bateliers 
de  la  grande  navigation  de  celui  du  transport.  C'est  pour 
prävenir  ces  pertes  qu'il  serait  k  d^irer  que  les  bureaux 
succursaux  fussent  ätablis  k  Zons  et  k  Bonn,  ou  que  du 
moins  toutes  les  cargaisons  venant  de  Mulheim,  Hittorff,  Zun- 
dorff et  des  autres  endroits  interm^diaires  entre  Linz  et 
Dttsseldorff,  fussent  oblig^s  de  payer  en  passant  dans  les  eaux 
de  Dttsseldorff  et  de  Linz,  les  droits  qu'elles  auraient  soustraits 
au  bureau  de  Cologne. 

3^  Comme  la  navigation  de  la  Meuse,  n'est  assujettie  k 
aucun  droit,  tandis  que  l'octroi  4tabli  par  la  Convention  pise 
trÄs  sensiblement  sur  la  navigation  du  Rhin,  les  n^ociants 
exp^diteurs  de  la  Meuse  jouissent,  sous  ce  rapport,  d'une 
sup^riorit^  marqu^e  sur  les  negociants  du  Rhin.  En  effet, 
pour  ^viter  la  plus  grande  partie  des  droits  que  les 
marchandises  transport^es  sur  le  Rhin,  doivent  payer  depuis 
Strasbourg,  jusqu'en  Hollande,  ainsi  que  les  lenteurs  qui 
affectent  notre  navigation,  les  negociants  du  midi  et  de  l'int^- 
rieur  de  la  France  priförent  la  navigation  de  la  Meuse  k  celle 
du  Rhin,  pour  l'exp4dition  des  vins  et  autres  marchandises 
qu'ils  envoyent  au  Nord;  c'est  donc  dans  Tint^röt  gänäral  du 
commerce  du  Rhin,  que  nous  d^irons  qu'il  soit  ätabli  sur  la 
Meuse  des  bureaux  d'octroi  pareils  ä  xjeux  etablis  sur  le  Rhin, 
ou  que  l'octroi  de  ce  dernier  fleuve  soit  r^duit  k  un  taux  aussi 
mod^rö  que  possible. 

Cologne  le  10.  Mars  1813. 

Pour  copie  conforme  les  membres  de  la  chambre  de 
commerce 

S.  J.  Moll 

Henri  Merkens 
George  Henri  Koch. 
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3, 
Pmjet  ile  K«^gipiiieut  snr  la  poliee  de  la  navigation  du  Rbiu. 

Pi^ce  jointf?  aux  r/^poiisca  quo  ta  Chainbre  de  commerce  die  Cfologne  a 

f&ites  aux  queationa  contcuueB  dauB  la  lettre  de  Mr  le  Prüfet  du 

20  f^vrier  18ia 

(Aufl  Akten  über  Handr'l  und  V#?rkeliröwesen  im  M.St.A.) 

Frojet  de  Reglement  et  Observatioos. 

11  n'y  aura  plus  de  distinetion  entre  la  grande  et  la  petite 
navigation  du  Rh  in,  Toutes  les  parties  de  cette  navigation 
seront  explaitees  exclusivement  par  autant  d'asöociations  de 
bateliers  le  nonibre,  desnuels  ue  pourra  pas  exeeder  les  besoins 
du  commerce.  Les  r^gletrienU  sur  een  difförentes  associations 
seront  taitö  sur  la  proposition  des  chambres  de  Commerce 
par  M,  M.  les  Mairea  des  villes  ou  les  cbargements  s'operent 
«.■t  approuv^  pfir  M,  le  Prtfet  du  d^pivrtemetit. 

O  b  s  e  r  V  a  t  i  0  n  8  :  Les  raotifs  qui  ont  lait  ^tablir  les 
associations  des  bateliers  pour  la  grande  navigation  et  qui 
consistent  principalement  k  activer  les  expöditions,  a  ne  pas 
surcharger  la  oavigation,  et  ä  donner  une  garantie  au  com- 
mercCy  militent  (^galement  et  k  plus  forte  raison  pour  le  main- 
tien  des  associatioos  de  bateliers,  qui  existent  d6ja  et  qui  ont 
exist^  de  temps  imnieraorial  pour  I^exercice  de  la  petite  navi- 
gation,  par  exemple  de  celle  entre  Cologne  et  Wesel,  entre 
Cologne  et  Dusseldorfl  etc,  Nous  avons  dit  h  plus  forte 
raison^  parceque  les  chargements  de  la  petite  navigation  ne 
se  compliStent  pas  dans  le  cours  ordinaire  des  choses,  aussi 
promptement  que  ceux  de  la  grande  navigation  et  qu'il  est 
par  cons^quent  d'autant  plus  n^cessaire  de  n'y  adniettre  qu'un 
eertain  nombre  de  batebers  et  de  leur  prescrire  un  terme  de 
chargement.  L'artiele  20  de  la  Convention  veut,  que  la  petite 
nav^igation  soit  libre  pcmr  tous  les  bateliers  des  deux  rives 
ponrvü  qu'ils  soient  munia  d'une  autorisation  pour  naviguer 
d^livr^e  sous  Fautorit^  de  leurs  souverains  respectifs,  mais 
nous  sommes  persuad^s  que  cette  disposition»  si  eile  ^tait  mise 
en  ex^cution,  attirerait  une  foule  si  prodigieuse  de  bateliers 
sur  les  diff^örentes  bnmches  de  la  petite  navigation  que  la 
ruine  de  tous  en  serait  la  suite  inevitable  et  qu'on  ferait  tomber 
par  cela  seul  des  institutions  coosacr^ea  par  rexp^rience  das 
si^cles  et  reeonnuea  utiles  et  n<;ceasaire8  k  la  prosperite  des 
r^lations  commerciales ,  qui  unissent  les  diflf^rentes  villes 
du  Rhin, 

Au  reste,  nous  ne  nous  arreterons  pa«  i^i  k  d^montrer  que 

Sar  suite   des  di?jpoaitions    de  la   direction  gt^nerale  de  Voctroi 
u   Rhin    la   grande    navigation    est  mond^e    d'une   foule   de 
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bateliers  extr§mement  disproportionn^e  ä  la  quantitä  des  trans- 
ports  qui  se  fönt  aujourd'hui  sur  le  Rhin,  m^me  de  ceux  qui 
pourraient  se  faire  dans  les  temps  plus  florissants.  H  est 
gän^ralement  connu,  que  ces  bateliers  ne  sont  appel^  au 
chargement  que  tous  les  15  ou  18  mois,  et  aue  le  b^n^ce 
qui  leur  reste  apr^s  ce  voyage  n'est  point  sutfisant  pour  les 
&ire  viyre  pendant  un  si  long  espace  de  temps.  Aussi  une  tris 
grande  partie  de  ces  bateliers  est  d^jä  r^uite  k  la  niisire  et 
ä  la  mendicit^y  tandis  aue  les  autres  un  peu  plus  fortun^ 
doivent  sacrifier  ce  qu'ils  ont  gagnö  dans  les  annäes  d'abon- 
dance,  pour  avoir  de  quoi  subsister  avec  leurs  famUles. 

§2. 

Les  chargements  se  feront  au  tour  de  r6le,  (|ui  sera  r^^ 
par  l'ordre  d'arriväe  des  bateliers  de  sorte  que  celui  qui  arriTera 
le  prämier  avec  son  embarcation  dans  un  port  quelconque  du 
Rhin  j  sera  inscrit  le  prämier  au  tour  de  i^le,  la  m§me 
marche  sera  suivie  dans  les  ports  d' Amsterdam,  de  Rotterdam  et 
de  Dort 

Observations:  La  cäläritä  des  expäditions  ne  pourra 
que  gagner  ä  cet  ordre  des  choses,  puisque  le  batelier  sera 
Stimuli  par  son  propre  intäret  ä  faire  son  voyage  avec  toute 
la  cäläritä  possible  pour  etre  d'autant  plutdt  inscrit  au  tour  de 
r6le  du  port,  pour  lequel  son  chargement  est  destinä;  mais  il 
faudraity  que  la  meme  r^gle  füt  observöe  dans  les  ports  de  la 
Hollande,  parce  que  Tindustrie  du  batelier  serait  näcessairement 
entraväe,  s'il  devait  se  trouver  tel  mois  et  tel  jour  dans  le  port 
d^Amsterdam,  de  Rotterdam  ou  de  Dort  pour  y  commencer  son 
chargement  ainsi  que  le  veut  le  tour  de  role  actuellement 
ätabli  en  Hollande. 

§3. 

La  navigation  entre  Cologne  et  Amsterdam  sera  separde 
d'avec  celle  entre  Cologne,  Rotterdam  et  Dort;  chacune  de  ces 
branches  de  navigation  aura  des  bateliers  particuliers,  dont  le 
nombre  sera  d(^terminä  par  le  räglement,  dont  il  est  parlä 
ci-dessus  §  1. 

Observations:  Les  embarcations  construites  pour  la 
navigation  entre  Cologne,  Rotterdam  et  Dort  ne  sont  pas 
propre  k  Celles  entre  Cologne  et  Amsterdam,  tandis  que  ceiles 
appartenantes  aux  bateliers  d'Amsterdam  sont  propres  k  Tune 
et  k  Tautre.  D'ail leurs  le  commerce  aime  mieux  k  traiter 
avec  un  certain  nombre  de  bateliers  qui  lui  soient  connus 
depuis  nombre  d'annäes  et  que  Texpärience  a  rendus  dignes 
de  sa  confiance.  Entin  les  bateliers  connaissent  mieux  la 
Partie  du  Rhin  qu'ils  ont  ä  parcourir,  lorsque  ces  deux  branches 
de  navigation  sont  säparäes  que   lorsque   Tune    est  confondue 
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avec  1  'autre.  il  est  donc  plus  conforme  et  ä  l*int<5ret  du  commerce 
et  il  r^juite  que  rniicieii  ordre  des  clioses  öoit  r^tabli  et  qua 
la  navigation  entre  Cologne,  Rotterdam  et  Dort  ne  soit  pas 
expIoit<5e  par  les  iiienjes  bateliers  qui  exploitent  celle  entre 
Cologne  et  Amsterdam. 

§4. 

11  n'y  aura  ni  maximum,  ni  minimum  des  chargementa,  lea 
bateliers  pourr^jnt  charger  jusqu'a  eoncurrence  de  la  capaciti 
de  leurs  embarcatioii«  ^  pourvu  qu/jls  ue  les  siircliargeut  pas 
de  matii^re  a  compromettre  la  aüretd  des  marehandise^ ,  mais 
ces  chargeraentä  ne  pourront  durer  que  8  jours;  pass<S  ce  d^lai  il 
aera  dofcndu  aux  maitre«  de  grue  de  charger  quoi  que  ee  soit 
sur  l'embareation  du  batelier,  dont  le  tonr  de  role  vient 
d'expirer.  II  aera  n^anmoins  accordÄ  aux  bateliers  deux 
autres  joura  pour  regulär i8er  len  papiers  relatifs  k  leur  charge- 
ment  Cette  besogne  taite,  ils  aerant  oblig^s  de  partir  qifelle  que 
soit  la  quantite  des  marchandises,  qui  composent  leurs 
cargaison. 

Observations:  Pour  acc41erer  les  expt^rljtiona  il  fut 
Statue  par  rart.  18  de  la  Convention,  uu'aussitot  qu'il  y  aurait 
dans  le  port  de  Cologne  assez  de  raardiandisea  pour  composer 
une  cargaison  de  9000  Myriagr.  en  de.scendant  ou  de  7500 
Myriagr*  en  remontanti  ce^  niarchandiaos  »^eraient  charg^äes  de 
suite  sur  rembarcation  que  le  tour  de  role  iudiquerait,  et  que 
le  mal tre- batelier  de  cette  embarcation  la  ferait  partir  saus 
moindre  dt^lai  ä  peine  d'etre  exclus  de  rassociation  etc.  ete, 

II  s*en  taut  beaucoup  que  cette  disposition  soit  contbrme 
h  rint*5ret  du  commerce  et  de  U  navigation,  car 

\^^  la  Proportion  Stabile  entre  le»  chargements  pour  le 
bas-Rhin  et  ceux  pour  le  haut  Rhin  n'est  pas  juste,  vu  que  la 
capacit^5  des  enibarcations  empIoy4es  sur  le  haut- Rhin  est  a 
Celle  des  embarcations,  dont  on  se  sert  sur  le  bas-Rhin  comme 
1.  k  3.  Au  lieu  de  7500  Myriagr.  il  falkit  done  fixer  le  rainimum 
des  chargeraents  pour  le  haut  Rbiii  a  3000  Myriagr. 

2'*^  Cette  diypoöition  n'a  aucun  ögard  ä  la  quantitr  plus 
ou  moins  grande  des  marchandises,  qui  se  trouvent  momen- 
tan^ment  dana  los  villes  de  Station  k  la  destination  du  haut- 
et du  bas-Rbin.  II  est  cependant  conforme  k  lVic|uit6  et  k 
Tinteret  gencral  que  les  bateliers  puissont  charger  une  plus 
grande  quantit^t^  lorsqu'il  y  a  amuence  que  loraqu*il  y  a 
p^nurie  ue  marchandises. 

De  Texdcution  lit^rale  de  Tart.  18  precit^^  il  devrait  donc 
rdsulter 

a)  que  les  bateliers  du  baK^Rhin  seraient  ruinös  sand 
ressouree  parceque  la  capacitö  de  leurs  enibarcations  i^tant 
onlinairement  de  25  k  30  mille  Myriagramraes ,  le  bdu^fice 
qui     rdsulterait    d*un     chargement    de    9000    Myriagrammes 
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d^uction  faite  de  tous  les  frais  ne  serait  pas  suf&aant  pour 
les  faire  subsister; 

b)  par  contre  si  las  bateliers  chargeant  k  Cologne  pour 
Mayence  peuvent  söjoamer  dans  le  port  de  Cologne  jasqa*ä 
ce  que  leur  chargement  soit  compos4  de  7500  Myriagr.  les 
exp^ditions  commerciales  doivent  äprouver  des  lenteurs  sans 
nombre.  II  est  vrai  que  dans  les  temps  florissants  de  la  Davi- 
gation  il  n'est  pas  difficile  de  porter  le  chargement  de  ces 
bateliers  dans  Tespace  de  8  jours  k  la  quantitä  de  7500  Myriagr., 
mais  il  n'est  pas  moins  vrai  qu'aujourd'hui  ou  la  navigation 
du  Rhin  est  r^duite  audessous  du  quart  de  ce  qu'elle  itait 
antärieurement  il  faut  souvent  an  espace  de  4  ä  6  semaines 
pour  avoir  de  quoi  composer  un  chargement  de  7500  Myriagr. 
pour  Mayence. 

Aussi  la  direction  gänäral  de  l'octroi  du  Rhin,  loin 
d'insister  sur  Texöcution  litärale  de  Tart.  18  permit-elle  aux 
bateliers  de  charger  tant  qu'il  leur  plaisait,  il  n'y  a  pas 
d'exemple  qu'elle  ait  forc4  un  batelier  ae  partir  et  pourvu  que 
les  maltres  bateliers  eussent  su  se  concilier  la  faveur  du 
contröleur  de  Station,  ils  ötaient  sürs  de  pouvoir  charger  tout 
ce  qui  ötait  k  leur  convenance,  de  partir  m§me  avec  deux 
embarcations. 

Dans  ces  circonstances  est-il  surprenant,  que  les  n^ociants, 
pour  öviter  les  lenteurs  de  la  navigation,  präf4^rent  les  routes 
par  terre  le  long  du  Rhin  toutes  les  fois  que  le  permet  la  na- 
ture  des  marchandises? 

Au  lieu  de  minimum  et  de  maximum,  il  serait  donc  pr^fi^ 
rable  de  fixer  un  terme  de  chargement  que  les  bateliers  ne 
pourraient  outrepasser  sous  aucun  prätexte.  £n  adoptant 
cette  m^ure  qui  est  aussi  con  forme  aux  voeux  des  bateliers 
qu'ä  ceux  des  commercants,  Tindustrie  des  navigateurs  ne 
serait  plus  entravöe  par  le  minimum,  ils  ne  d^pendraient  plus 
des  sentiments  plus  ou  moins  lit^raux  du  contr61eur  de  Station 
et  le  commerce  pourrait  compter  sur  la  prompte  exp^dition  de 
ses  marchandises. 

§5. 

II  sera  d^terminö  pour  chaque  destination  un  certain 
espace  de  temps,  dans  lequel  le  batelier  sera  tenu  de  livrer  la 
marchandise  sous  peine  de  perdre  une  certaine  partie  du  prix 
du  fret.  Les  autoritäs  locales  dresseront  de  concert  avec 
les  chambres  de  commerce  un  rfeglement  particulier  sur 
cet  objet. 

Observations:  Cette  disposition  parait  etre  n^cessaire 
pour  pr^venir  les  lenteurs ,  que  les  bateliers  du  Rhin  se  per- 
mettent  quelque  fois  pendant  le  trajet.  Les  cas  de  force 
majeure  devraient  ^tre  constatös  par  les  autoritös  des  lieux 
ou  ils  seraient  oblig^s  de  s'arr^ter. 
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Les  prix  du  fret  k  payer  pour  les  marchandises,  qui 
seront  embarquöea  dans  les  diff(6rents  parts  du  Rhin  k  ditf^- 
rcDteö  destinations  .seront  fixes  sur  la  proposition  des  chambres 
de  commerce  par  Mr.  le  Jlain/  d*^  la  ville  ok  rembarqueuient 
ß'opere  et  souinis  a  rapprubatioa  de  Mr.  lo  Prüfet  du 
d(?'partement* 

0  b  8  e  r  V  a  t  i  o  n  8  r  La  conventiuii  sur  1  'octroi  du  Khin 
a  adopte  par  rapport  a  la  fixadoo  de«  prix  du  frei  une  marche 
bien  difförente,  de  celle  *jui  fut  auivie  jusqu'aiors.  Celle  veiit 
(art,  11^)  que  radministration  de  roctroi  de  iiavigation  regle 
d'une  t'oire  k  Tautre  le  prix  du  fret,  qui  duvra  TUre  pay6  dans 
les  deux  villes  de  statiou  puar  les  inarehaodisos,  qui  y  seront 
enibarqut5eß  ä  charge  par  eile  de  preiidre  l'avis  des  eliambreä 
de  commerce  de  Cologne,  de  Mayence,  Strasbourg  et  des 
magistrats  de  Du8.sekk)rrt  *  Francfort  et  Mannheim »  et  si  le« 
avis  ne  sont  paü  uniformes,  d'adopter  un   taux  moycn. 

Nous  avous  tout  Heu  de  croire,  que  la  direction  g^uörale  de 
l'octroi,  an  lien  de  se  eonfornier  k  cette  disposition,  a  souvent  tixö 
les  prix  du  fiet  «l'une  nianiere  arbitraire^  et  qn'elle  n'a  pas  tou- 
jour«  prisi  le  taux  moyen  reöultant  des  diiKrentes  propositions  des 
chambres  de  commerce,  Mai«  «ans  nous  arreter  a  cette  dis- 
cussion  nous  nous  bornons  ä  observer,  que  la  dispoöition  de 
Tart.  13  de  la  Convention,  quelque  sage  qu'elle  parait,  ne 
rc[iond  pas  k  son  but,  puisque  toutes  les  chambres  de  com- 
merce  et  toutes  les  autorit^s  y  d^nomun^es  ne  sont  guere  en  ^tat 
de  porter  un  jugement  solide  et  impartial  sur  la  quotite  du 
prix  du  fret  k  adopter  pour  teile  ou  teile  partie  du  Khln* 
Aiiisij  par  exemple,  la  cfiambr©  de  commerce  de  Strasbourg 
ne  sera  pas  en  4 tat  de  juger  avec  connaissance  de  cause,  si 
une  quollt^  donnee  du  prix  du  fret  k  payer  pour  le  trajet 
de  Cologne  a  Amsterdam  est  analogue  ou  non  aux  besoins 
du  commerce  et  de  la  navigation,  puisque  les  (Clements  du  calcul 
de  re  fret,  c*est-k-dire  les  localiles  qui  rendent  cette  partie  de 
la  navigation  plus  ou  nioins  disnendieuse,  ne  sont  pas  a  nort^e 
d'une  chambre  de  commerce  placee  k  une  di»tance  de  plus  de 
100  lieues.  De  meine  1  avis,  que  la  chambre  de  commerce  au 
le  magiötrat  de  Dusseldorff"  pourrait  i^mettre  sur  ce  prix  du  fret 
ne  pourrait  pas  ctre  cens<5  ^miis  avec  la  plus  stricte  impartia- 
litö|  parce  qu'il  importe  aux  nV^gociants  de  la  rive  droite  qua 
les  prix  du  fret  de  la  rive  gauche  du  Khin  soient  aussi  t^ev^ 
que  possible,  ponr  s'asBurcr  sous  ce  rapport  une  aiip^Tiorit^ 
plus  ou  moius  marquante  sur  le  commerce  de  leurs  rivaux. 

11  est  dune  plus  con forme  a  1 'ordre  naturel  des  choseö, 
que  le  prix  du  fret  soit  propose  par  la  chambre  de  commerce 
de  la  ville  oü  le  chargement  se  fait  vü  que  cette  chambre 
est  port4e  par  son    propre   int^ret   k  fixer   ce  prix  du  fret  de 
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la  mani^re  la  plus  avantageuse  au  commerce  et  k  la  navi- 
gation,  et  que  cette  proposition  soit  sanctionnäe  par  les  auto- 
rit4s  locales  et  d^partementales ,  aux  auelies  les  bateliers 
peuvent  faire  parvenir  leurs  r^clamations,  lorsqu'ils  se  croiront 
iisis  par  la  proposition  de  la  chambre  de  commerce. 

§7. 

La  police  de  la  navigation  du  Rhin  sera  exercäe  dans  les 
differents  ports  du  Rhin  par  M.  M.  les  Maires  exclusivement 
ä  la  direction  de  Toctroi  du  Rhin,  sauf  aux  n^ociants  et  aux 
bateliers  de  porter  devant  le  conseil  de  Pr^fecture  les  re- 
clamations  qu'ils  auraient  ä  faire  contre  l'exercice  de 
cette  police. 

Observations:  Nous  ne  savons  pas,  si  aujourd'hui  oü 
Toctroi  du  Rhin  se  trouve  dans  les  attributions  des  droits 
röunisy  la  conservation  de  la  direction  de  cet  octroi  est  n^ 
cessaire  dans  Tint^r^t  du  gouvernement,  par  rapport  k  la 
perception  des  droits,  mais  ce  que  nous  savons  tr^  bien,  et 
qu'aucun  homme  impartial  ne  voudra  contester,  c'est  que 
cette  direction  est  non  seulement  tr^  inutile,  mais  encore  tres 
präjudiciable  au  commerce  par  rapport  k  la  police  du  Rhin. 
Autrefois,  lorsque  cette  police  ötait  confi^e  aux  mains  paternelles 
de  Tautorit^  locale,  les  expäditions  commerciales  allaient  leur 
train,  k  la  satisfaction  g^nörale  du  commerce  et  des  bateliers, 
mais  depuis  7  ans,  que  la  direction  gön^rale  ne  sachant 
mettre  des  bomes  k  son  autoritö  a  fait  peser  un  sceptre  de 
fer  sur  le  commerce  du  Rhin,  des  murmures  sans  nombre  se 
sont  älev^s  contre  les  abus  de  tout  genr^,  qui  son  r^ult^s  de 
ce  nouveau  sjst^me  d'administration.  Cette  Situation  dut 
etre  autant  plus  accablante,  que  par  sa  nature  amphibie,  qui 
participait  des  deux  rives  du  Rhin,  cette  administration  se 
trouvait  isol^e  de  tout  tribunal  de  TEmpire,  de  sorte  que  la 
voie  judiciairequi  estouverte  ä  tout  cito jen  fran9ais  contre  toute 
administration,  ätait  fermäe  aux  n^gociants,  dont  les  int^rets 
personnels  se  trouvaient  compromis  par  TAdministration  de 
I' octroi  du  Rhin. 

Le  commerce  ose  esp^rer  que  la  sagesse  du  gouveme- 
ment  fera  cesser  ces  criants  abus,  et  qu'il  rendra  aux  autorit^s 
locales  Texercice  d'une  police,  qui  ne  pourrait  qu'etre  k 
Charge  k  Tadministration  des  droits  räunis,  parcequ'elle  d^ 
tournerait  une  partie  de  son  attention  de  la  perception  des 
droits  laquelle  fait  Tobjet  essentiel  de  ses  attributions. 


Nous  ne  croyons  pas  exagörer  en  soutenant  que  Texö- 
cution  du  projet  de  Reglement,  que  nous  venons  de  proposer, 
presenterait  non   seulement  tous   les   avantages,   que   pourrait 
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donner  Pexemption  absoliie  de  tont  reglement  de  poliee,  mais 
qu'elle  ^carterait  aussi  les  graves  inconv^nients,  qiii  seraient 
ins^parables  d'une  libert^  sans  borneä. 

Four  copie   couforme,   les   membrea    de  la   chambre  de 
commerce 

J.  J.  Moll 

Henri  Merkeos 

George  Henri  Koch» 


L'adresse  da  cvnseil  mmiieipal  de  Cologue  a  sa  Hajest^ 
rEinperewr, 

(AiiH  Akten  über  Handel  und  Wrkehraweaen  im  M.St,Ä,) 

Ä  sa  Majest^  Imperiale  et  Royale. 

S  i  r  e  ! 

La  ville  de  Cologne  possede  un  droit  quo  bi  nature,  lee 
trait^ä  et  Tint^ret  g^n^ra!  de  la  navigation  du  Rbitt  avaient  con- 
8acr6  depuia  un  temps  imra^tnorial.  Ce  droit  fiit  attaque  d^a 
la  conclusion  du  trait^  de  Luneville  par  la  ville  de  Francfort, 
k  lat|uelle  se  rtiunirent  plusieures  aiitres  place»  de  commerce 
de  la  rive  droite,  D 'apres  ropinion  de  iios  rivaux^  la  relut-be 
forc^e  ne  devait  plus  entraver  la  navigation  du  Rhin^  ni  a 
Cologne,  ni  k  Mayence. 

Maie  les  avantages  locaux  d'une  [)art  et  rinauftiiiatiee  de» 
motifö  allegues  par  nos  voiains  de  l'autre,  füren t  bientöt 
apprecf^a  et  jug6a  par  Votre  Ma|est4  Le  droit  de  rebiche 
fat  maintenu  aux  deux  porta  de  Cologne  et  de  Majence, 

Aujourd'hui  les  efforta  d'une  Jalousie  avenglCi  et  d*un 
int^ret  contraire  mu  veritable  hit^ret  de  la  navigation  parais- 
sent  se  r^veiller  avec  plus  d'acharnement  que  jamais. 

Sans  ^gard  aux  titre«  respectables  qui'uiie  possession  de 
plus  de  jjept  öi^elea  a  donn^  k  la  ville  de  Cologne,  ni  aux 
avantage«  que  le  commerce  retire  d'une  navigation  rfegl^e  et 
garantie  contre  rimmoralitt^  et  Fincertitude  des  bateÜers,  sans 
^ard  enfin  a  la  raison  d*Etat,  qui  rencontre  dans  Texercice 
de  ce  droit  de  reläche  des  moyens  de  transport  toujourü  prot^, 
toüjours  solides,  et  une  barriSre  contre  bi  fraude,  les  place» 
rivales  de  Cologne  pr<»voquent  imprudemment  la  ruine  d'une 
institution,  sans  laf]uelle  il  n'y  a  plua  d'ordre,  plus  d'assu- 
rance,  plus  de  cel<5nt^  k  espdrer  ni  dans  la  navigation  du  Kliin, 
ni  dans  le  commerce  d'dcbange  entre  les  places  qui  traüquent 
nk'iproquenient  et  depuis  ai  longtempö  par  la  voie  de  ce 
äeuve. 
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Les  motifs  qui  dätennin^rent  Votre  Majestö  Imperiale  et 
Royale  k  conserver  le  droit  de  reläche  en  1803,  non  seulement 
subsistent  encore,  mais  ils  ont  gagn4  par  les  circoDstances  en 
force  et  en  n^cessit^. 

La  direction  que  Vos  sublimes  conceptions  tendent  ä 
donner  au  commerce  continental  au  d^triment  de  celui  de  nos 
ennemis,  trouve  aujourd^hui  dans  le  droit  de  reläche  un  In- 
strument puissant  autant  qu'il  est  simple  dans  son  action  et 
facile  k  surveiller. 

Qu*on  ajoute  k  toutes  ces  considörations,  Sire,  que  le 
Rhin  formant  la  frontifere  Orientale  de  TEmpire,  r^lame  un 
regime  particulier  de  navigation,  qui  puisse  apporter  au  com- 
merce iranfais  la  compensation  des  droits  d'^tape  et  de  re- 
läqhe  onereuse,  au'il  est  obligi  de  payer  aux  villes  riveraines  du 
Danube,  de  TOaer,  de  TElbe  et  du  Weser,  et  Votre  Majest^ 
trouvera  de  nombreux  et  importants  motifs  pour  di£F<£rer  son 
adh^ion  aux  demandes  des  villes  de  Francfort  et  autres,  au 
moins  jusqu'ä  ce  que  la  question  ait  ^t^  sufHsamment  d^battue. 
En  cons^quence  nous  osons  recourir  ä  la  sollicitude 
Eminente  qui  a  dictö  la  conservation  du  droit  de  reläche  et 
supplier  tr^s  humblement  Votre  Majestö  Imperiale  et  Royale 
de  cr^er  une  commission  pris  dans  son  conseil  d'Etat,  la  quelle 
serait  chargöe  d'examiner  la  question  dans  ses  rappörts  avec 
Toctroi  de  navigation  du  Rhin,  ainsi  qu'avec  Tintiret  gön^ral 
de  TEmpire. 

Cette  commission,  apres  avoir  pris  connaissance  des  r^- 
clamations  respectives,  qui  se  trouvent  ddjä  sous  les  yeux  des 
ministres,  soumettrait  ses  vues  k  Votre  Majestä  Imperiale, 
qui  statuerait  dans  Sa  haute  sagesse  ce  qu'Elle  trouverait 
convenable. 

Nous  sommes  avec  le  plus  profond  respect 

Sire 
De  Votre  Majestä  Imperiale  et  Royale 
les  plus  humbles  et  plus  soumis  sujets 
les  membres  du  conseil  municipal  de  Cologne 
Cologne  le  18  mars  1813. 

J.  J.  Wittgenstein  Maire 
de  Gall,  Molinari,  Efferts,  Cassinone,  Ulpenich, 
Neuman,  de  Herwegh,  Hoffschlag,  Seiner,  Bourel, 
Beckers,  Bolckhaus,  Vernier,  de  Heinsberg, 
Schmitz,  Schülgen,  Heiman,  Bartman,  Nolden, 
Schaaffhausen,  Engels,  Wermerskirchen. 
Pour  copie  conforme: 

Le  Maire  de  la  ville  de  Cologne 
Chevalier  de  TEmpire, 
membre  de  la  l^on  d'honneur 

J.  J.  Wittgenstein. 
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Entwurf  einer   Ordnung  der    Hiltskasse,    welche    die    Set«- 

fictaiffer,  Sknerniäitner  und  Schiffskneclite  zu  Mainz  für  sich 

fPFifhteii  zu  dürfen  wün sehen. 

(Aus  den  Akt^n  der  rheiüisehcii  Sehiffergilde  zu  Mainz.    M.St.A.) 

Die  zu  dem  Hafen  der  Grofsherzogl,  Hess.  Stadt  Mainz 
gehörigen,  allda  wohnhaften  Setz8chiffer\  Steuermänner  und 
Schiffsknechte,  erwägend,  dafs  sie  nicht  gleich  ihren  Mitbrüdern 
IQ  kleineren  Ortern  zugleich  Grundbesitzer  sind,  also  nicht  wie 
jene  von  ihren  Grundstücken  einen  Zutiufis  zu  ihrem  Unter- 
halte, eine  Nothüfe  bei  zuatofsenden  UngHicksfällen ^  eine 
Unterötütziing  für  ihre  Witwen  oder  annoch  hilflosen  Waisen 
geniefsen,  haben  sehou  längst  den  Wunsch  gehegt,  zu  diesem 
Endzwecke  von  dem  Lohne,  den  sie  flir  ihre  Reisen  erhalten, 
etw^ay  zu  Bildung  einer  Hilfskasse  bestimmen  zu  können,  und 
glauben  nunmehr  unter  dem  Schutze  Seiner  Königlichen  Hoheit 
des  Durchlauchtigsten  Herrn  Grofsherzogs  von  Hessen  und  bei 
Rhein,  ihres  gnädigsten  Landesherrn,  diesem  Wunsche  Genüge 
leisten  zu  dürfen. 

Da  ihnen  nun  nachstehende  Punkte  zweckdienlich  zu  sein 
und  mit  dem  Einkommen  der  Teilnehmer  in  Verhältnis  zu 
stehen  scheinen ,  so  erbitten  sie  sich  ehrfurchtsvoll  derselben 
Genehmigung  und  zwar: 

\,    könnte  für  jede  Reise  zahlen 


Der 
Setaschiffer 


Der 
Steuermann 


Der 

Schiffs- 
kneeht 


nach  Köln 
nach  Koblenz 


Ü.  —,30 
»20 


In  di 


ZwiBi-ln-norte  unter 
KoblcnÄ 
wii"  nach  Köln. 

In  die  Z wisch enorte  ober 

Koblenz 
wie  nach  Koblenz. 
nach  Bingen  ...... 

nftch  Htrafaburg     .... 

nach  Schröck     ..... 

nach  Munnhcim.     .... 

In  die  Zwischenorte  ober 
Mjinnht'im 
wie  nach  Schröck, 

In  die  Zwisfichenorte  unter 
Mannheim 
wie  nach  Mannheim. 

For«ehiingen  XVIU  5.  -  Eck« n. 


fl.  -,12 
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2.  Die  Setzscbiffer  und  Knechte,  welche  die  Bückreise  um 
Lohn  machen,  zahlen  fUr  diese  ebensoviel  besonders. 

3.  Die  Schiffer  werden  ersucht,  vor  ihrer  Abreise  dieses 
Geld  für  die,  welche  sie  mitnehmen,  zu  bezahlen. 

4.  Sollte  ein  oder  mehrere  Mitglieder  mit  fremden  Reisen- 
den auf  einem  kleinen  Fahrzeuge  eine  Reise  unternehmen,  so 
wird  dafür  wie  für  eine  Schiffsreise  gezahlt;  doch  können 
Spazierfahrten  hiesiger  Einwohner  in  die  nahegelegenen  Ort- 
schaften nicht  für  Reisen  angesehen  werden. 

5.  Der  jedesmalige  Hr.  Hafeninspektor  oder  Oberbeamte 
des  Hafens  wird  ersucht,  die  Einnahme  zu  besorgen,  das  Tag- 
buch allmonatlich  abzuschliefsen,  in  der  Folge  die  angewiesenen 
Zahlungen  zu  machen  und  am  Ende  des  Jahres  Rechnung  zu 
legen. 

6.  Ebenso  wird  der  jedesmalige  Hr.  Werftmeister  ersucht, 
die  Verrichtungen  des  Gegenschreibers  zu  übernehmen. 

7.  Die  Gesellschaft  wird  **  Mitglieder  ernennen,  um  die 
Leitung  des  Geschäfts,  einverständlich  mit  dem  Hr.  Kassever- 
walter, zu  besorgen,  die  Rechtmäfsigkeit  der  gemacht  werden- 
den Ansprüche  zu  entscheiden  und  die  Summe  zu  bestimmen, 
welche,  nach  Verhältnis  der  Zahl  der  Mitglieder  und  der  vor- 
rätigen Gelder,  als  Beihilfe  verwendet  werden  könne. 

8.  Zum  Genufs  der  Beihilfe  sind  geeignet: 

a)  kranke  Mitglieder,  solange  bis  sie  wieder  Erwerb 
suchen  können; 

b)  Witwen  der  Mitglieder,  solange  sie  im  Witwenstand 
und  in  der  Dürftigkeit  leben; 

c)  Waisen  bis  einschliefslich  zu  dem  Monate,  wo  sie  ihre 
erste  Kommunion  verrichten  und  nun  selbst  etwas  er- 
werben können. 

Wobei  es  dem  Ermessen  der  Vorsteher  anheim  gestellt 
bleibt,  diese  Beihilfe  den  Müttern,  den  Vormündern  oder  den 
sonstigen  Verpflegern  der  Kinder  auszuzahlen. 

9.  Da  hier  Hilfe  in  der  Not  der  einzige  Zweck  ist,  so 
kann  nie  gerichtlicher  Beschlag  auf  diese  Beihilfe  gelegt 
werden. 

10.  Damit  aber  die  Kasse  nicht  gleich  anfänglich  ge- 
schwächt werde,  so  darf  unter  einem  Jahre  vom  Tage  des 
ersten  Beitrages  an  zu  rechnen,  keine  Beihilfe  bewilligt  werden. 

11.  Jedes  in  der  Folge  neu  aufgenommen  werdende  Mit- 
glied zahlt  bei  seinem  Eintritt  einen  Betrag,  welcher  nach  dem 
bestimmt  wird,  was  von  demjenigen  seines  Standes,  der  in 
dem  laufenden  Jahre  die  meisten,  und  demjenigen,  der  die 
wenigsten  Reisen  gethan  hat,  eingegangen  ist. 

12.  Der  Eintretende  kann  jedoch  nicht  verbunden  werden, 
diesen  Betrag  auf  einmal  zu  erlegen,  sondern  es  steht  ihm 
frei,  bis  zu  deren  Ergänzung  bei  jeder  Reise  das  doppelte 
Taxgeld  zu  bezahlen. 
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13.  Dieses  Nachzahlen  ersti'eckt  aich  nicht  auf  dieienigeu, 
welche  schon  Mitglieder  sind  und  nur  den  Erwerbszweig 
ändern^  da  sie  von  dem  Augenblick  an,  als  sie  dies  thun,  in 
der  erlangten  Eigenschart  beitragen. 

14.  Aufüerdem  zahli  jedes  jetzt  oder  künftig  eintretende 
Mitglied  sogleich  bei  seinem  Eintritt  f ilr  Anscbaftung  und  Unter- 
haltung der  Register  und  üruck  der  Quitlnngen  eine  Gebühr 
von  sechzehn  Kreuzern. 

15.  In  nnvorhergeHehenen  Fällen  oder  bei  Abänderungen 
und  Zusätzen  der  gegenwärtigen  Ordnung  erbitten  sieh  die 
Vorsteher  die  Hohe  Genehmigung  durch  gutachtlichen  Berieht 

Mainz,  den  14.  August  1816, 


6. 

Verordaniig  der  Stadt  Mainz  vom  24.  MUrz  1817  über  das 
Halfwesen  oder  den  Schiffszng. 

(ÄUB  RliBinscbifiahrtftakten  1817  M«St^.) 

Entwurf  zur   Verordnung. 

Um  den  Dienst  des  Schilfszuges  oder  Halfwesens  auf  eine 
dem  Interesse  des  Handels  und  der  Schiftahrt  angemessene 
Art  zu  sichern  und  zugleich  diejenigen  Klagen^  welche  von 
Seiten  der  Schiffer  und  Halfleute  wegen  ihren  gegenseitigen 
Ansprüchen  und  Verbindlichkeiten  erhoben  worden  sind,  zu 
beseitigen ; 

und  nach  vorgängigeni  Ein  vernehmen  der  Bemerkungen 
und  Vorschläge  der  Handelskatnuier ;  wird  hiermit  verordnet 
wie  folgt: 

Art.  1,  Die  Gesellschaft  oder  der  Verein  der  hiesigen 
Halfleute  ist,  sowie  derselbe  bis  liieher  bestanden,  ferner 
beibehalten  und  werden  die  beiden  gegenwärtigen  Vorsteher 
derselben  hiemit  in  ihren  Verrichtungen  bestätigt. 

Art,  2.  Den  hiesigen  H:dfleut»rri  steht  das  ausschliefsliche 
Recht  des  Schiffszuges  für  alle  aus  dem  hiesigen  Hafen ^  sei 
es  den  Main  oder  den  Rhein  hinauf»  abgehende  SchiflFe  zu. 

Art*  3.  Kein  hiesiger  fremder  Fuhrmann,  der  nicht  zu 
der  Gesellschaft  der  Halfterer  gehört»  kann  in  dem  hiesigen 
Hafen  an  ein  Schiff  anspannen  oder  den  Transport  eines 
Schiffes  übernehmen,  es  sei  denn  mit  Bewilligung  der  Gesell- 
schaft und  in  Fällen,  wo  wegen  augenblicklichem  Mangel  an 
Pferden  die  Gesellschaft  aufser  Stand  ist,  die  zur  Abfahrt  be- 
reit liegenden  Schiffe  mit  ihren  eigenen  I/euten  zu  befördern, 

Art.  4.  Die  Gesellscliaft  der  Halfterer  ist  verbunden, 
stets  eine  für  den  gewöhnlichen  Diunst  der  Schiffahrt  hin* 
reichende  Anzahl  von  tauglichen  Pferden  bereit  zu  halten.    In 

26* 
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dem  Artikel  3  bemerkten,  aufserordentlichen  Falle,  wenn  näm- 
lich die  vorhandenen  Pferde  zur  Befriedigung  der  bereit 
liegenden  Schiffe  nicht  zureichend  wären ,  ist  die  Gesellschaft 
gehalten,  andere  Pferde  auf  eigene  Kosten  gegen  die  nämliche 
Bezahlung  und  unter  den  nämlichen  Bedingungen  wie  ftür  ihre 
eigenen  Pferde  herbeizuschaffen,  ohne  dafs  der  Schiffer  nötig 
habe,  sich  selbst  darum  zu  bekümmern,  oder  besondere 
Accorde  mit  fremden  Fuhrleuten  abzuschliefsen. 

Art.  5.  Damit  aber  auch  der  gewöhnliche  Lauerkarcher- 
Dienst  flir  die  Stadt  selbst  nicht  gefilhrdet  werde,  so  sollen 
dafür  wenigstens  zwanzig  Pferde  in  steter  Bereitschaft 
gehalten  werden,  so  zwar,  dafs,  wenn  sämtliche  Pferde  bis 
auf  diese  Anzahl  auswärts  sich  befinden,  keines  dieser  Pferde 
zum  Schiffszug  verwendet  werden  darf;  tritt  dieser  Fall  ein, 
so  hat  die  Gesellschaft  sich  nach  den  Bestimmungen  des  Ar- 
tikels 4  zu  benehmen  und  andere  Pferde  zum  Dienst  der 
Schiffahrt  herbeizuschaffen. 

Art.  6.  Es  soll  bei  dem  Schiffszug  eine  genaue  Ordnung 
beobachtet  werden,  so  zwar,  dafs  der  Schiffer,  welcher  zuerst 
zur  Abfahrt  bereit  liegt,  auch  zuerst  die  benötigten  Pferde  er- 
halte. Zu  dem  Ende  wird  die  Hafeninspektion  ein  besonderes 
Register  führen,  in  welches  die  Schiffer,  welche  ihre  Ladung 
beendigt  haben  und  zur  Abfahrt  bereit  sind,  der  Ordnung 
nach  eingetragen  werden;  die  Hafeninspektion  stellt  sodann 
dem  Schiffer  eine  mit  der  Ordnungsnummer  des  Registers  ver- 
sehene Anweisung  für  die  benötigte  Anzahl  Pferde  aus;  der 
Schiffer  übergiebt  die  Anweisung  an  die  Vorsteher  der 
Halfterer,  welche  sodann  gehalten  sind,  die  Pferde  nach  der 
Reihenfolge  der  Nummern  zu  stellen.  Eis  darf  kein  Pferd  ohne 
eine  solche  Anweisung  verabfolgt  werden,  auch  darf  kein 
Schiffer  vorzugsweise  vor  einem  andern,  welcher  eine  frühere 
Nummer  hat,  oefördert  werden. 

Art.  7.  Die  Vorsteher  der  Karcher  haben  bei  der  Be- 
stellung der  Pferde  die  nämliche  Rangordnung  unter  den  ein- 
zelnen Mitgliedern  der  Gesellschaft  zu  beobachten  und  darüber 
genaue  Register  zu  führen. 

Art.  8.  Die  Fuhrleute  sind  verbunden,  den  jedesmaligen 
Anforderungen  ihrer  Vorsteher  Folge  zu  leisten  und  auf  Ver- 
langen des  Schiffers  sogleich  anzuspannen;  sie  sind  gehalten, 
das  Schiff  bis  an  seinen  Bestimmungsort,  wohin  nämlich  die 
Übereinkunft  getroffen  ist,  zu  verbringen ;  sie  haben  in  allem, 
was  den  Dienst  angeht,  die  Anordnungen  des  Steuermannes 
genau  zu  befolgen;  sie  dürfen  ohne  dessen  und  des  Schiffers 
Einwilligung  weder  unterwegs  ausspannen  noch  halten  bleiben. 
Die  Bestimmung  der  Orte  zum  Füttern  über  Mittag  und  zum 
Übernachten,  sowie  die  Bestimmung  der  Ankerplätze  hängt 
lediglich  von  dem  Schiffer  und  Steuermann  ab.  Der  an- 
brechende Tag   und  die  eintretende  Nacht  bezeichnen  die  ge- 
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wölmliclie    Zeit    zum    An-    und    Ausspannen;     dio    Zeit    der 
Fütterung  über  Mittag  ist  auf  eine  Stunde  festgesetzt. 

Art.  9.  Sollte  der  Fall  eintreten,  dafs  bei  der  Ankunft 
an  der  letzten  Station,  bits  wohin  die  hiesigen  Halfleute  be- 
stellt sind,  keine  Pferde  vorrätig  «ein  sollten,  so  werden  die 
llalfleute  mv]x  dazu  ver^tebcn,  data  Sebiif  gegen  die  dort  üb- 
liche Bezaldung  weiter  zu  schaffen,  bis  sie  von  den  dortigen 
Halfleuten  abgelöst  werden  können. 

Art  In.  Wenn  unterwegs  Hindernisse  eintreten^  so 
können  die  Half  leute  nur  dann  den  fernereu  Dienst  verweigern, 
wenn  die  Unmögliehkeit,  weiter  zu  kommen,  dargethan  ist, 
z.  B*  bei  Übersehwemmung  des  Leinpfades.  In  diesem  Falle 
steht  es  vorzüglich  dem  tSteuermaune  zu,  zu  bestimmen,  ob 
und  inwieweit  der  Leinpfad  ohne  Gefahr  für  die  Fuhrleute 
und  Pferde  an  noch  befahren  werden  kann. 

Art,  IL  Wenr»  ein  Pferd  unterwegs  erkranket  oder  zum 
ferneren  Zug  untiiuglich  wird,  so  soll  der  Fuhrmann  dieses 
Bich  von  der  nächsten  Ortsbehi>rde  beseheinij^en  lassen* 

Überhaupt  hat  bei  obwaltenden  Uneinigkeiten  zwischen 
den  Schiffern  und  Halflenten,  wenn  sie  rlieselben  nicht  gütlich 
ausgleichen,  derjenige  Teil,  welcher  beeinträchtigt  zu  sein 
glaubt,  sich  jedesmal  an  die  nächste  Urt^behörde  zu  wenden, 
um  womöglich  die  Thatsache,  welche  den  Gegenstand  der 
Klage  ausmacht,  richtig  stellen  zu  lassen, 

Art.  12*  Im  Falle  ein  Schiff  wegen  besonderen  Binder* 
nissen  unterwegs  halten  hl  eilten  raufs,  so  dürfen  die  Halfleuto 
nicht  ohne  Einwilligung  des  Scliiffers  umkeliren,  sondern  sind 
gehalten ,  auf  dessen  Verlangen  an  Ort  und  Stelle  liegen  zu 
bleiben,  bis  wieder  angeschirrt  werden  kann,  wogegen  der 
*Schiffer  ihnen  nebst  dejn  gewöhnlichen  Schlaf-  und  Stallgeld 
Kost  und  F^ütterung,  für  j eilen  Tag  einen  Gulden  Wartegeld 
auf  das  Pferd  zu  vergüten  habe. 

Art.  13*  Der  Schiffer  ist  gehalten,  den  Halfleuten  den 
Fuhrlohn,  das  Quartier-  und  Stallgeld  nach  der  festgesetzten 
Taxe  richtig  und  regelmälsig  zu  bezahlen,  ihnen  das  gehörige 
Futter  für  die  Pferde  und  zwar  ein  Vernsel  Hafer  pro  Tag 
auf  tli^  PlVrd,  sowie  auch  den  Fuhrleuten  selbst  gute  und  hin- 
reichende  Kost  und  Trank,  so  wie  dies  gebräuchlich  ist,  zu 
verabreichen  und  ihnen  überhaupt  keine  Gelegenheit  zu  ge- 
gründeten Klagen  zu  geben, 

Art.  14.  Der  Mietlohn  für  das  Pferd  ist  folgendermafsen 
festgestellt: 

Von  Mainz  bis  Oppenheim  .     .     2  fl.  15  kr, 
Gernsheim    * 
Worms     *     * 

-  Mannheim     , 

-  Speier 
•     Frankfurt 


2  fl. 

15 

4   - 

30 

8  - 

. 

10   - 



12 



4    ■ 
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Das  Heu-  und  Stallgeld  auf  ein  Pferd  pro  Nacht  ist  wegen 
der  gegenwärtigen  teuren  Fütterung  auf  1  fl., 

das  Schlafgeld  für  den  Mann  auf  48  kr.  festgesetzt. 

Diese  Taxbestimmungen  sind  auf  unbestimmte  Zeit  gtlltig 
und  können  in  der  Folge  nach  Verhältnis  der  Umstände  modi- 
fiziert werden. 

Art.  15.  Die  Vorsteher  der  Karcher  sind  für  die  genaue 
Befolgung  der  durch  die  Artikel  4,  5,  6  und  7  gegebenen  Vor- 
schriften persönlich  verantwortlich. 

Art.  16.  Diejenigen  Halfleute,  welche  sich  einer  Zuwider- 
handlung gegen  ihre  Obliegenheiten  schuldig  machen,  dem 
Schiffer  ohne  Ursache  und  Not  den  Dienst  versagen,  sich  unter- 
wegs aufhalten  oder  sonst  zu  gerechten  Klagen  Gelegenheit 
geben,  sollen  unbeschadet  der  polizeilichen  Strafen  in  denen 
dazu  geeigneten  Fällen  und  der  Entschädigungsklage,  welche 
der  Schiffer  vor  den  kompetenten  Gerichten  anzustellen  be- 
rechtigt sein  könnte,  nebst  dem  noch  nach  Befund  der  Sache 
auf  eine  Zeit  lang,  und  in  schweren  Fällen  auf  immer  aus 
der  Gesellschaft  der  Halfleute  ausgeschlossen  werden  können. 

Art  17.  Ausfertigung  des  Gegenwärtigen  soll  den  Handels- 
kammern, den  Vorstehern  der  Schiffergilde,  sowie  den  Vor- 
stehern der  Halfleute  zugestellt  werden. 

Mainz,  den  24.  März  1817. 

Der  Grofsherzogl.  Hess.  Oberbürgermeister  der  Stadt: 
Jungenfeld. 
Gesehen    und    genehmigt    von    Qrofs- 
herzoglich  Hessischer  Regierungs-Kom- 
mission. 

Mainz,  den  :M.  März  1817. 

Frh.  V.  Lichtenberg. 


7. 
Entscheid    der   Grorsherzoglich   Hessischen    Regiemng    der 
Provinz  Rheinhessen  vom  14.  Jnli  1818  in  Sachen  der  „Wasser- 
Diligencen-Unternehmer^'  gtf^en  die  „Jachtschiffer- 
Gesellschaft". 

(Aus  Rheinschiflfahrtsakten  1818  M.StA.) 

Mainz,  den  14.  Juli  1818. 

Die  Reklamation  der  Wasser -Diligencen -Unternehmer  Dolleschall  and 
Obert  dahier  um  Wiedereinsetzung   in    das  ihnen  widerrechtlich  ent- 
zogene Geschäft  betr. 

Die  Grofsherzogl  ich  Hessische  Regierung  der  Provinz 

Rhein-Hessen, 
nach    Ansicht    des    von    dem    vormaligen    Präfekten    des 
Donnersbergs     entworfenen,     von    dem    Generaldirektor    des 


tvra  5. 


407 


Brücken-   und  StraTsenbaues ,   sowie  der  Sehiffalirt    im   Innt^rn 

Ötaatsrat  Cr^^tet  genehmigteü  Reglements  für  ihm  Dienat  rief 
WaB«erdiligencen  von  hier  nach  Köln  vom  4  Mrssidor  Jnhra 
XII  der  Hepublik^  wodurch  b^'.stinimt  wiinlt%  dnlü  tlit^se 
Wasaerdiligenceiifahrt  von  zwei  hier  uut'«UHtvllendeii  Unter- 
nehmungen auHschlrefrth'fh,  atternantio  betrit^bm  wt>rden  moII;  in- 
gleichen  des  zur  Vollziehung  jenes  Keglenif^nts  von  dem  Mrilre 
iler  Stadt  Mainz  unterm  6.  PUiviose  Jaljrs  XIU  g«^noinmeni*n 
Beschlusaeß,  wodurch  die  Bürger  Doiloseliall  und  Oliert  dalui'?% 
nach  vorauBgegangener  Stellung  d<?r  vor8chriftHniiife^!g«*fi  K Elu- 
tion von  Hf»0<)  Franken  für  ji^den,  ab  Uiitt*rjit'hnier  jener 
Wasserdiligencenfahrt  förmlich  ernannt  und  aufgcHtf'llt  worden 
sind ; 

eingesehen  t  die  von  dem  Herrn  (iral'ün  von  Sohnw^Lau- 
bach,  als  interimisti«ch  angestellten  GencralkoniniiHHHr  der 
KheinachiÜ'ahrtsangclegenlieiten,  in  einem  Sehn^iben  an  iU*n 
nun  verstorbenen  Herrn  Obersten  Oergenn  vojn  K.  Mai  1814 
erlassene  Verfügung,  nacli  welcher  DolleachalU  und  Obert« 
ausschlielöliches  Recht  als  Entrf^jireneurH  th^r  Wa>i««*rdiHg*^fjce 
als  eine  Bedrückung  des  SchiffVrHtande«  rharakteriHiert  und 
deren  Unterdrückung  verordnet  wird; 

eingesehen  ferner  die  hierauf  Äwisehen  dem  danudigen 
Oeneralgouvernementskommissär  Herrn  von  Ofter&t/'dt  und  nach* 
her  der  Österreichisch' PreufsiHchen  AdminiHtration  fUr  die  Manu- 
tenenz  der  rcchtmälHigen  EntrepreneurH  einer-»  dann  vond*'r  nuh- 
delegierten  OctroikommisHion  flkrderen  ExmiHsion  auf  dem  Uruntl 
der  Verfügung  vom  8,  Mai  1814  andrerseits  gepflogenen  Ver- 
handlungen; inabe.^ondere  auch  die  Verfügung  errocidcter  Ad- 
ministration vom  2.  Jänner  1815,  wodureh  dieaelb*^  auf  fli« 
Ueklamation  von  Dolleßchatl  und  Obert  ge-gen  die  von  Seiten 
der  subdelegiertenOctroikommiHrtion  unterm  28.  l>e/emlier  IHI4 
ihnen  wiederholt  angedeutete  Anfhebung  der  Entrr'pn  "  rM  iül 
IJntersagung  alles  Jacht^hilFahrtsbetriebH  erklärt,  m  ^i«innlV 
heit  höherer  Instniktion  keinen  ferneren  KinHur«  in  HiMiir 
Sache  zu  nehmen,  welche  Inatniktion  niifh  einer  zur  Hund 
gebrachten  Abschrift  eine  Verf«igung  der  H*irn?n  Minister 
von  Österreich  und  Preuf*en  vom  13.  Uezeraber  IHli  gewmtm 
ist,  im  wesentlichen  dahin  gehend,  dafn  ihre  untmvttfbaodi 
Verwaltungj*b<*h*Jrde,  gedarbt'^  AdminiNtraliati,  wilhri*nd  Am 
Dauer  ilire.^  Prr>vi]Kini  nicIi  allen  KtuttnnwM  in  die  tri  dm 
Ressort  de»  Herrn  Grafen  von  Solm*  L/ird>^'h  ^erwmt^nm 
KheinJH:biffabrt«angelegeiiheit«fn  enthalten  mi^U'^\ 

nach  Annieht  der  wii^dr-rh^^tmi  tind  $lrinK«m4im  Kikl*- 
maiionen  von  Doll^Nchsll  mid  Obert^  wnrin  «i»  tiin  W  '  n- 
Setzung  in  die  ihnen  mttB0ifmn$Vff^^''rAfh^mf4mnn^i»i  i( 

mit  VerzichileistOlM;  jßimm  mf  U 

8  und  34   de«  tUfß&mmlB  SM^tM  ui 

auch  auf  die  tmhmtimmtm  W^tfftßm  »wim^hmi  Mm  tind  K^ln 
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sowie  daa  Zwangsrecht  gegen  die  Jachtscbiffer^  mit  VorbehAll 
ihrer  Entschädigung  für  das  Verflossene,  bitten; 

nach  Ansicht  der  Mitteilung  einer  hoehlöbliehen   Ceo 
konimiasion  für  die  Rheinschi ffahrtsangelegen Lei teu  vom  21 .  Aji 
jiingöthin,    wonach  der  Versuch  eine»  gütlicheü  Arrjii»gemen 
zwischen  den  Reklamanten  und  den  damaligen  Detentoren  d« 
Wasserdiligencen fahrt  geseheitert  ist; 

nach  Ansicht  endlich  der,  auf  diesseitigen  unterthäntj 
Berieht  in  dieser,  so  viel  die  reklamierte  Wiedereinsetzung 
trifft^  nunmehr  zur  Entscheidung  des  diesseitigen  Gouverneiuen 
erwachsenen  Sache,    unterm  15.  1.  SL   erfcdgten    höchsten  Mi- 
nisterialentschliefsung,  wodurch  die  Exmission  der  Rupprecb 
sehen  Jachtschiffergesellsehaft,  so  fort  die  Wiedereinsetzung  d 
rechlmäfsigen  UiUernehmer  Dolleschall  und  Obert  in  der  aelbsi 
gebeten efj ,    beschränkten  Weise  verordnet    und    hiesige  Stell 
mit  der  Vollziehung  dieser  höchsten  Entscheidung  beaufl 
wird',  in  ErwUgung,  dafs  eine  Wasserdiligence  nichts  and 
als  eine  nach  Artikel  22  der  Oetroikonventien  vom  15*  A 
1804    in    der    Regel    den    Hchiffahrtsreglements    nicht 
worfene  Wasserpest  und   lediglich  eine  Lokalaustalt  ist,   welch« 
zu  autorisieren  oder  aufzuheben  vermöge  seines  Landeshoheita' 
rechtes   allein    dem   Landeöherrn   des    Ufers,    wo    ihr   Haup 
bureau   sich    befindet^    oder  dessen  nachgesetzter  Beh5rde   xi 
steht; 

in   Erwägung,   dafs  Dollcschall   und  Obert  ihr  ausschlie 
liches  Recht  der  Wasserdiligt^ncenlahrt  von  hier  nach  Köln  vo) 
der  kompetenten  Behörde  und  zwar  titulo  oneroso  »einer  Zei 
erworben  haben ; 

in  Anbetracht,  dafs  der  Herr  Graf  von  Sohns-Laubach 
der  Eigenschaft  als  Generalkommissär  der  RheinschifFahrta' 
angelegenheilen  keine  Qualität  hatte^  um  hier  landesherrlicl: 
Befugnisse  auszuüben,  daher  in  keinem  Wege  kompetent  wafp^ 
Dolleschalls  und  Oberts  titulo  oneroso  wohlerworbenes  ai 
schliefjiliches  Recht  aufzuheben  und  dieses  zwar  um  so  wenigeri 
als  es  ihm  nicht  zustund,  während  dessen  blofs  iuterimistisehei 
Anstellung  in  jener  Eigenschaft  und  lange  vor  dem  Wiem 
Kongrefs,  welchem  drKvh  die  näheren  definitiven  Bestimm ungeit 
des  Artikel  5  des  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  1814  vor 
behalten  waren,  einseitige  und  willktlrliche  Abänderungen  i 
dem  rechtlieh  hergebrachten  Besitzstande  auf  dem  Rhein  voi 
zunehmen  und  die  Reklamanten  zu  depossediercn ,  während 
andere  Rechte  auf  demselben  bestehen  blieben,  als  ferner  die^^ 
vorgeschützte  Unverträglichkeit  jenes  auseehliefsUchen  Rechtl|^| 
mit  der  Freiheit  der  RheinschifFahrt  um  so  weniger  platzgreif^^ 
lieh  ist,  da  jede  regelmäfsige  Postan«taU  wie  zu  Land  so  auch  zu 
Wasser  ihrer  Natur  nach  exclusiv  sein  mufs,  auch  wirklich  di 
Ton  der  SchiffahrtHpolizcibehörde  dortnials  eingesetzten  Drjte 
toren  sie  gleichermafsen  mit  Auascblufs    anderer  Jachtdchiflfn 
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betrieben,    endlich  auch  der  Artikel  109  der  Wiener  Kongrefs- 

und  der  Artikel  1  der  angehängten  Rheinschiffahrtsakte  die 
Freiheit  der  KheiuschifFahrt  ausdrücklich  nur  aut*  die  Handels- 
achiffahrt  bezieht; 

erwägend  ferner,  dafs  die  (>8terreiohisch-Preufeische  Mi- 
niaterlalverf'ügnng  vom  18.  Dezendier  1814  nichts  anderes 
darstellt,  ata  eine  der  untergehenen  Verwaltungsbehörde  für 
die  Dauer  ihres  Pix)visürii  erteilte  Instruktion,  welche  für  den 
neu  eintretenden  Landesherrn  von  keiner  verbindenden 
Kraft  ist ; 

erwägend  insbesondere,  dafs  das  Landesherrliche  Recht 
Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grof^herzogs,  über  die  Wasser* 
diligencenunternehniüogen  Allerhöchat  dero  Staaten  zu  verfügen, 
durch  keine  der  bestehenden  Traktaten  beschränkt,  vielmehr 
durch  Artikel  13  des  mit  Ihre  Majeätilten  dem  Kaiser  von 
Österreich  und  dem  König  von  Preul'sen  abgescblossenen  Frank- 
furter Staatsvertrages  vom  30,  Juni  1816,  wodurch  iHe  Pro- 
vinz Rheinhessen  mit  dem  Grofsherzügtum  vereinigt  wurde, 
Allerhöchst  demselben  namentlich  in  der  Stadt  Mainz  alle 
Souverän! tätsrechte  und  Ausflüsse  der  Civiladministration  aus- 
scliliefiälieh  und  ohne  irgend  einen  Vorbehalt  überwiesen  sind; 

in  Anbetracht  also,  dafs  nach  allem  diesem  die  gegen* 
wärtigen  Detentoren  der  Wasserdiligencen  durch  eine  in- 
kompetente und  folglieh  nichtige  Verfügung  in  das  Geschäft 
der  Wasserdiligencen-Entreprise  eingedrungen  sind,  wozu  nicht 
sie,  sondern  die  Ileklamanten  Dollescball  und  Obert  einen 
i^ollgültigen  Titre  besitzen,  der  durch  ihre  faktische  Deposse- 
dierung  von  der  inkompetenten  Stelle  seine  Kraft  keineswegs 
verloren  hat,  dafs  folglich  den  letzteren  ihre  Wiedereinsetzung 
in  der  selbst  gebetenen,  beschränkten  Weise  salva  justitia  nicht 
verweigert  werden  mag; 

erwägend  endlicli,  dafs  diese  Wiedereinsetzung,  da  es  sich 
hier  von  keiner  Privatstörung  in  dem  Besitze ,  sondern  von 
einer  solchen  durch  die  inkompetente  Verfügung  einer  kon- 
fitituierten  Administrativ-Autoritüt  handelt,  deren  Kompetenz 
zu  beurteilen  der  Kichter  weder  die  Elemente  noch  die  Attri- 
butionen  hat,  nur  von  der  oberen  Landes verwaltungshehorde 
zu  verfügen  kommt, 

beächliefst: 

L  Die  von  der  unter  Schiffer  Ruppreeht  als  Bestatter 
vereinigten  Jaehtscbift'ergesellschaft  bisher  obne  landesherrliche 
Autorisation  betriebene  Wasserdiligencen fahrt  von  hier  nach 
Köln  hört  14  Tage  a  dato  auf,  und  ibr  Bureau  wird  alsdann 
geschlossen. 

IL  In  gleicher  Kpoche  treten  die  rechtmäfsigen  alten 
Unternehmer  Johann  Baptist  üolleschall  und  Georg  Anton 
Ohert,    wenn  sie  zuvor  die  reglementsmäfsige  Kaution  binnen 
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Landes  gestellt  haben,  vorbehaltlich  ihrer  vor  dem  Richter 
auszuführenden  Entschädigungsansprüche  pro  praeterito,  gegen 
wen  sie  damit  auszulangen  vermeinen,  in  ihr  Geschäft  wieder 
ein  und  eröffnen  ihr  Bureau  dergestalt,  dafs  sie  ausschliefslich 
befugt  sind,  eine  nach  Tag  und  stunde  bestimmte  regelmäfsige 
Jachtschiffahrt  als  Wasserdiligence  von  Mainz  nach  Köln  auf 
den  Grund  und  Tarif  des  Reglements  vom  4.  Messidor  Xu 
und  unter  Beobachtung  der  allgemeinen  schiffahrtspolizeilichen 
Vorschriften,  namentlich,  wenn  sie  auch  Waren  laden,  zu  unter- 
halten; dafs  sie  hingegen  auf  die  unbestimmten  und  aulser- 
gewöhnlichen  Fahrten  kein  ausschliefsliches  Recht  und  eben 
so  wenig  ein  Zwangsrecht  gegen  die  Jachtschiffer  nach  Ar- 
tikel 34  des  ersagten  Reglements  fernerhin  mehr  haben  sollen, 
in.  Um  die  hiesigen  Jachtschiffer  womöglich  bei  Verdienst 
zu  erhalten,  soll  durch  Grofsherzogl.  Oberbürgermeisterei  der 
Versuch  gemacht  werden,  binnen  drei  Tagen  a  die  notitiae 
zwischen  ihnen  und  den  wieder  eingesetzten  Unternehmern 
Dolleschall  und  Obert  eine  freiwillige  und  billige  Übereinkunft 
über  die  zu  leistenden  Fahrten  zu  stände  zu  bringen,  nach 
Ablauf  welcher  Frist  aber  diejenigen,  welche  sich  auf  die 
ihnen  zugekommene  Aufforderung  nicht  erklärt  haben,  nicht 
weiter  berücksichtigt  werden  können. 

IV.  Grofsherzogl.  Hess.  Oberbürgermeisterei  ist  mit  der 
alsbaldigen  Bekanntmachung  gegenwärtigen  Beschlusses  an  die 
betreffenden  Teile  und  mit  dessen  Vollziehung,  auch  des- 
fallsigen  Berichterstattung  beauftragt. 

V.  Abschrift  vorstehenden  Beschlusses  ist  einer  hoch- 
löblichen Centralkommission  der  Rheinschiffahrtsangelegen- 
heiten, mittelst  Begleitungsschreibens  nachrichtlich  zu  kom- 
munizieren. 

Frhr.  v.  Lichtenberg. 


8. 

Berieht  der  Bürgermeisterei  Mainz  über  das  Gesoch   einer 

Gesellschaft  von  Handels-  und  Privatleuten  betr.  EinfBhrnng 

der  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein. 

(Aus  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  [Dampfschiffahrt]  M.St.A.) 

Mainz,  den  15.  Februar  1826. 

Grofsherzogliche  Regierung ! 

Dem  verehrlichen  Auftrag  vom  24.  v.  M.  zufolge  habe 
ich  sowohl  die  nachträgliche  Erklärung  der  provisorischen 
Direktoren  der  fraglichen  Gesellschaft  über  die  Frage: 

„Welche  Ausdehnung  sie   ihrer  Unternehmung  in   den 
ersten  2 — 3  Jahren  zu  geben,  insbesondere  wie  viele  Dampf- 
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schiffe  sie  vorerst  in  Thätigkeit  zu  setzen  und  auf  welche 
Stromstrecke  in  den  diesseitigen  Landen  sie  diese  Fahrt 
auszudehnen  gedenken^, 
wie  auch  das  mir  unterm  gestrigen  zugekommene  Outachten 
der  Orofsherzogl.  Handelskammer  dahier  eingeholt  und  habe 
die  Ehre,  beide  unter  RUckanschlufs  der  Kommunikate  Grofs- 
herzoglicher  Regierung  mit  gegenwärtigem  zu  übersenden. 

Nach  der  mir  übrigens  etwas  oberflächlich  scheinenden 
Erklärung  der  Direktoren  beabsichtigt  die  Gesellschaft,  vorerst 
drei  Dampfboote,  deren  Bau  schon  bestellt  ist  und  welche  sie 
in  den  Monaten  Juni,  Juli  und  August  dieses  Jahres  zu  er- 
halten hofft,  zu  etablieren  und  mit  zweien  die  Pahrt  auf  dem 
Oberrhein  zwischen  dem  hiesigen  Hafen,  Mannheim  und 
Strafsburg,  und  mit  dem  dritten  jene  auf  dem  Main  zwischen 
hier  und  Frankfurt  und  zwar  für  den  Transport  von  Reisenden 
and  Gütern  zu  betreiben ;  indem  sie  sich  femer  dahin  äufsem, 
dafs,  wenn  der  Erfolg  ihren  Erwartungen  entspräche  und  die 
Gesellschaft  es  für  zweckmäfsig  befinden  würde,  sie  alsdann 
mehrere  Schiffe  bestellen  und  ihre  Unternehmung  nach  allen 
Kräften  befördern  würden.  Es  wäre  zu  wünschen,  dafs  in  der 
vorliegenden  Erklärung  auch  die  Ladungsfkhigkeit  der  Fahr- 
zeuge, und  zwar  die  Kapazität  der  Räume,  welche  fUr  die 
Aufnahme  von  Reisenden  und  jener,  welche  für  Güter- 
ladungen  bestimmt  sind,  angegeben  wäre. 

Es  bleibt  mir  nun  noch  übrig,  der  Einladung  Grofsherzogl. 
Regierung,  mein  eigenes  wohlerwogenes  Gutachten  zu  geben, 
zu  entsprechen. 

Ich  mufs  gestehen,  dafs  die  Liösung  dieser  Aufgabe  ftir 
mich  um  so  schwerer  ist,  weil  mir  einesteils  die  nötigen 
Handels-  und  Rheinschiffahrtskenntnisse  abgehen ,  andernteils 
ich  nicht  weifs,  ob  mein  Gutachten  sich  auch  auf  die  Frage  über 
die  Nützlichkeit  und  Zulässigkeit  der  neuen  Erfindung  im 
Interesse  des  Handels  und  der  Schiffahrt  überhaupt  ausdehnen, 
oder  aber  sich  lediglich  auf  das  vorliegende  Gesuch  und  die 
Bedingungen  seiner  Zulassung  beschränken  soll. 

Ich  glaubte,  um  meine  Einsichten  einigermafsen  zu  er- 
halten, die  hiesige  Handelskammer  um  Erörterung  einiger,  mir 
sowohl  in  allgemeiner  Beziehung,  als  auch  in  Beziehung  auf  unser 
Land  und  insbesondere  die  Stadt  Mainz  mir  wichtig  dünkenden 
Fragen  angehen  zu  müssen.  Die  von  derselben  in  ihrem  Gut- 
achten gegebenen  Antworten  scheinen  mir  in  den  meisten  Punkten 
so  ziemlich  befriedigend,  insofern  die  darin  enthaltenen  Voraus- 
setzungen richtig  sind  und  die  als  wahrsoheinlich  hingestellten 
Erfolge  keinen  andern  gegründeten  Zweifeln  Platz  geben. 

Die  Handelskammer  sagt  im  wesentlichen: 

„  1 .  Dafs  eine  bedeutende  Menge  Güter  von  England,  teils 
über  Havre ,  teils  über  Hamburg  und  Bremen  zu  Land  nach 
dem  südlichen  Deutschland   und  der  Schweiz  gingen,   welche 
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lediglich  wegen   der  mangelhaften  Schiffahrt  Yon    der  Rhein- 
strafse  abgezogen   seien,   oder  dieselbe    nicht  betreten  hätten. 

2.  Dafs  die  Haupt-,  ja  die  einzige  Ursache^  warum  diese 
Güter  den  Rhein  meiden,  in  der  Langsamkeit  des  Transports 
lä^e,  und  dafs  diese  Ursache  ohnstreitig  durch  die  Dampf- 
schiffahrt beseitigt  werde,  daher  zu  erwarten  stehe,  dafs  durch 
dieselbe  diese  Güter  wieder  auf  den  Rhein  gezogen  werden 
würden,  indem  dieselben  durch  die  Dampfschiffe  schneller  und 
billiger  an  Ort  und  Stelle  geschafft  werden  könnten,  als  durch 
den  Landtransport.  * 

3.  Dafs  neben  der  gröfseren  Schnelligkeit  der  Transport 
durch  Danipffahrzeuge  eben  so  sicher  wie  der  jetzige  sei, 
jedoch  die  Fracht  wahrscheinlich  etwas  höher  kommen,  aber 
immer  noch  bedeutend  unter  der  Landfracht  stehen  werde. 

4.  Dafs  vorzusehen  sei,  dafs  der  Rheinhandel  bei  dem 
Fortbestand  der  gegenwärtigen  Schiffahrt  nicht  nur  sich  nicht 
wieder  erheben,  sondern  wahrscheinlich  noch  mehr  sinken 
werde. 

5.  Dafs  demnach  auch  zu  erwarten  stehe,  dafs  durch 
die  Einführung  der  Dampfschiffahrt  der  Handel  unsres  Landes 
und  besonders  jener  der  Stadt  Mainz  als  Mittelpunkt  der 
Unternehmung  bedeutend  gewinnen  werde. 

6.  Dafs  die  gegenwärtigen  Gildeschiffervereine  füglich 
neben  der  Dampfschiffahrt  würden  bestehen  können,  indem, 
wenn  diese  Fahrt  einmal  gehörig  organisiert  sei,  man  mit 
Zuversicht  hoffen  könne,  dafs  alsdann  so  viele  neue  Güter  auf 
den  Rhein  gezogen  würden,  dafs  Dampf-  und  Rangschiffe 
genug  zu  thun  haben  würden;  denn  die  Quantität  der  aus 
England  nach  dem  südlichen  Deutschland,  der  Schweiz  und 
Italien  gesandten  Güter,  welche  seither  die  Rheinstrecke  ge- 
mieden hätten  und  wahrscheinlich  alsdann  diesen  Weg  ein- 
schlagen würden,  könne  füglich  auf  450000  Centner  jährlich 
angeschlagen  werden. 

7.  Was  aber  insbesondere  das  Interesse  der  Stadt  Mainz 
hinsichtlich  ihres  Umschlagsrechts  betreffe,  so  liefse  alles 
glauben,  dafs  die  Entscheidung  nahe  sei,  und  dafs  alsdann, 
wenn  einmal  die  Wiener  Kongrefsakte  in  Ausführung  kände, 
und  somit  das  gesetzliche  Umschlagsrecht  aufhöre,  gerade  die 
Dampfschiffahrt  es  sein  würde,  welche  den  Umschlag  der 
Güter  dem  hiesigen  Hafen  erhielte,  weil  die  Direktion  mit  den 
andern  Gesellschaften  die  Verfügung  getroffen  habe,  dafs  alle 
Dampfschiffe  hier  ein-  und  ausladen  und  keins  vorbeifahren 
dürfe." 

Wenn  die  Behauptungen  der  Handelskammer  auch  nur 
zum  Teil  gegründet  sind,  wenn  die  pos.  6  ausgesprochenen 
Hoffnungen  auch  nur  zum  Teil  in  Erfüllung  gehen,  wenn 
insbesondere  die  pos.  7  gegebene  Aussicht,  dafs  die  zwischen 
den  verschiedenen    Dampfschiffahrts-Gesellschaften    getroffene 
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Übereinkunft  eine  stabile  Garantie  für  die  Stadt  Mainz  zur 
ferneren  Erhaltung  des  Umschlags  der  Güter  in  ihrem  Hafen 
auch  nach  Aufhebung  dieses  Rechtes  gewähren  werde,  richtig 
ist,  so  würde  die  Dampfschiffahrt  ohnstreitig  sowohl  im 
Interesse  des  Handels  im  allgemeinen,  sowie  in  jenem  unsres 
Landes  und  insbesondere  der  Stadt  Mainz  als  eine  höchst 
nützliche  und  empfehlenswerte  Anstalt  erscheinen;  besonders 
wenn  es  in  der  Folge  dahin  gebracht  würde,  dafs  die  Dampf- 
boote im  Inland  gebaut,  inländisches  Brennmaterial  zu  deren 
Betrieb  verwendet  und  somit  die  höchst  bedeutenden  Kapitalien, 
welche  dafür  gegenwärtig  ins  Ausland  fiiefsen,  erhalten  werden 
könnten. 

Wie  dem  aber  auch  sei,  so  scheint  mir  die  Frage  über 
die  Anwendbarkeit  und  Zulässigkeit  der  Dampfschiffabrt  auf 
dem  Rheine  im  allgemeinen  keiner  weiteren  Diskussion 
emp&nglich,  sie  scheint  mir  vielmehr  durch  die  öffentliche 
Meinung,  durch  die  bereits  geschehenen  Schritte  und  ins- 
besondere durch  die  Eonzessionen,  welche  von  mehreren  Staats- 
regierungen der  beteiligten  Uferstaaten  einzelnen  Gesell- 
schaften erteilt  worden  sind,  als  entschieden  angesehen  werden 
zu  müssen.  —  Es  scheint  sich  daher  nur  noch  darum  zu 
handeln,  unter  welchen  Bedingungen  und  Beschränkungen  den 
einzelnen  Gesellschaften  die  Befugnis,  den  Rhein  mit  Dampf- 
booten zu  befahren,  zu  erteilen  sei. 

Grofsherzogliche  Regierung  sowohl  wie  auch  die  Central- 
kommission  fUr  die  Rheinschiffahrt,  welche  neuerdings  noch 
das  Gutachten  der  Verwaltungsräte  der  Kölner  und  Mainzer 
Schiffergilde  in  dieser  Beziehung  verlangt  hat,  haben  bereits 
den  Grundsatz  ausgesprochen,  dafs  die  Dampfschiffahrt  nur 
mit  möglichster  Schonung  des  bestehenden  Schifferstandes  ein- 
geführt werden  und  sich  entwickeln  soll. 

Diese  Rücksicht,  welche  die  Erhaltung  zahlreicher  Familien 
und  selbst  das  Interesse  der  Schiffahrt  und  des  Handels  in 
solange  gebieten,  als  die  Dampfschiffahrt  die  zeither  übliche 
nicht  ganz  ersetzt,  und  durch  die  Erfahrung  ihre  ausschlieÜB- 
liche  Vorzüglichkeit  vor  jener  in  allen  Beziehungen  erprobt 
haben  wird,  tritt  auch  gewifs  in  Bezug  auf  die  jetzt  noch  be- 
stehende Gerechtsame  der  rheinischen  Handelsstädte,  ins- 
besondere der  Städte  Köln  und  Mainz,  ein,  und  ebenso  mag 
auch  das  künftige  Interesse  des  rheinischen  Handels  selbst,  so 
beruhigend  auch  die  Aussichten  gegenwärtig  sein  mögen,  nicht 
ganz  unbeachtet  bleiben  dürfen.  Es  ist  daher  auch  zu  hoffen^ 
dafs  die  betreffenden  Behörden  bei  der  Erteilung  von  Kon- 
zessionen oder  Privilegien  solche  konservatorische  Bedingungen 
festsetzen  werden,  wodurch  sie  jederzeit  die  Zügel  in  Händen 
behalten,  um  dieser  neuen  Unternehmung  eine  solche  Richtung 
zu  geben,  wodurch  jene  vielseitigen  Interessen  gehörig  bewahrt 
und  jede  etwa  mögliche  Ausartung  in   ein  dem   allgemeinen 
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Interesse  schädliches  und    nur   den   einzelnen   Unternehmern 
vorteilhaftes  Monopol  vermieden  werden  könne. 

In  einer  und  aer  andern  Beziehung  erlaube  ich  mir  einige 
unmafsgebliche,  wenn  auch  aus  einer  vielleicht  zu  beschränkten 
Ansicht  ausgehende  Bemerkungen,  nämlich: 

In    Bezug   auf  das   Interesse    des   Schiffer- 
standes. 

Nach  den  Bestimmungen  der  Rheinoctroikonvention  und 
den  in  Gemäfsheit  derselben  ergangenen  Verordnungen  für 
die  Schiffergilden  steht  diesen  Gilden  und  insbesondere  jener 
von  Mainz  der  Warentrausport  zwischen  Mainz  und  Köln  und 
den  Zwischenhäfen  gemeinschaftlich  mit  der  Kölner  Oilde, 
ausschliefslich  aber  der  Transport  zwischen  Strafsburg  und 
den  Zwischenhäfen  zu.  Wenn  also  den  entstehenden  Dampf- 
schiffahrtsgesellschaften die  Befugnis  erteilt  werden  soll,  bei 
diesem  Transport  zu  konkurrieren,  so  müssen  notwendig  erst 
Modifikationen  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  von  Seiten 
der  kompetenten  Behörden  erfolgen.  Sollen  aber  diese  Mo- 
difikationen nur  mit  möglichster  Schonung  des  Schifferstandes 
eintreten,  so  kann  die  den  erwähnten  Gesellschaften  zuzu- 
gestehende Konkurrenz  nur  beschränkt  sein  und  die  Be- 
schränkung mufs,  wenn  sie  der  von  der  höhern  Behörde  bereits 
geäufserten  Absicht  entsprechen  soll,  sich  vor  der  Hand  nach 
solchen  Grenzen  bemessen,  welche  den  noch  bestehenden 
aktiven  Gildeschiffern  einen  hinlänglichen  Raum  für  ihren 
Gewerbebetrieb  wenigstens  zu  ihrer  notdürftigen  Subsistenz 
überlassen.  Für  die  Zukunft  kann  aber  nur  der  Erfolg  der 
Unternehmung  und  wie  nach  und  nach  durch  denselben  eine 
vermehrte  Güterbewegung  erzeugt  und  die  Zahl  der  vor- 
handenen Gildeschiffer  sich  vermindern  wird,  den  Mafsstab  fUr 
die  weitere  Ausdehnung  des  Geschäfts  abgeben. 

Wenn  der  Erfolg  der  Erwartung  entspricht,  wenn  die 
Zunahme  der  Gütertransporte  sich  auch  nur  zum  Teil  auf 
diejenige  Höhe  erheben  wird,  welche  die  Handelskammer  in 
ihrer  posit.  6  aufgestellten  Berechnung  im  Prospekt  zeigt,  so 
wird  auch  alsdann  eine  bedeutendere  Anzahl  von  Dampfbooten, 
als  die  Unternehmer  vor  der  Hand  aufzustellen  beabsichtigen, 
neben  den  gegenwärtig  in  Aktivität  befindlichen  Rangschiffen 
bestehen  können,    ohne  letztere  besonders  zu  beeinträchtigen. 

Wird  aber  die  Dampfschiffahrt  sich  noch  vollkommener  be- 
währen, wird  deren  Nützlichkeit  im  allgemeinen  Interesse 
immer  mehr  anerkannt  werden,  dann  wird  mit  deren  Empor- 
kommen die  gewöhnliche  Schiffahrt  in  dem  nämlichen  Ver- 
hältnisse abnehmen  und  nach  und  nach  zum  gröfsten  Teil 
sich  auflösen.  —  Wenn  diese  Auflösung  jedoch  nicht  allzu 
störend  auf  das  Wohl  der  zahlreichen  Schifferfamilien  ein- 
wirken soll,    so    mufs    dieselbe  so  viel    möglich    ihren    natür- 
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ferneren  Erhaltung  des  Umschlags  der  G titer  in  ihrem  Hafen 
auch  nach  Aufhebung  dieses  Rechtes  gewähren  werde,  richtig 
istj  80  würde  die  Dampfschiflahrt  obnstreitig  sowohl  im 
Interesse  des  Handels  im  allgemeinen,  sowie  in  jenem  unsre» 
Ijandes  und  insbesondere  der  Stadt  Mainz  als  eine  höchst 
nütKliche  und  empfehlenswerte  Anstalt  erscheinen ;  besonders 
wenn  es  in  der  Folge  dahin  gebracht  würde,  dafs  die  Danipf- 
boote  im  Inland  gebaut,  inliindisehes  Brennmaterial  zu  deren 
Betrieb  verwendet  und  somit  die  höchst  bedeutenden  Kapitalien, 
welche  dafür  gegenwärtig  ins  Ausland  fliefsen^  erhalten  werden 
könnt<^n. 

Wie  dem  aber  auch  sei,  so  sclieint  mir  die  Frage  über 
die  Anwendbarkeit  und  Zulässigkeit  der  Dampfschiffahrt  aut 
dem  Rheine  im  allgemeinen  keiner  weiteren  Diskussion 
empfänglich,  sie  scheint  mir  vielmehr  durch  die  öffentliche 
Meinung,  durch  die  bereits  geschehenen  Schritte  und  ina- 
besandere  durch  die  Konzessionen,  welche  von  mehreren  Staats- 
regierungen der  beteiligten  Uferstaaten  einzelnen  Gesell- 
Schäften  erteilt  worden  sind,  als  entschieden  angesehen  werden 
zu  müssen,  —  Es  scheint  sich  daher  nur  noch  darum  zu 
handeln,  unter  welchen  Bedingungen  und  Beschränkungen  den 
einzelnen  Gesellschaften  die  Befugnis,  den  Rhein  mit  Dampf* 
booten  zu  befahren»  zu  erteilen  sei. 

Grofsherzogliche  Regierung  sowohl  wie  auch  die  Central - 
kommission  für  die  Rheinscbitfahrt,  welche  neuerdings  noch 
das  Gutachten  der  Verwahungsräte  der  Kölner  und  Mainzer 
Schift'ergilde  in  dieser  Beziehung  verlangt  hat,  haben  bereits 
den  Grundsatz  ausgesprochen,  dafs  die  Dampfschiffahrt  nur 
mit  möglichster  Schonung  des  bestehenden  Schifferstandes  ein* 
gefuhrt  Werder»   und  sich  entwickeln  soll. 

Diese  Rücksicht,  welche  die  Erhaltung  zahlreicher  Familieii 
und  selbst  das  Interesse  der  Schiffahrt  und  des  Handels  in 
solange  gebieten,  als  die  Dampfschiffahrt  die  zeither  übliche 
nicht  ganz  ersetzt,  und  durch  die  Erfahrung  ihre  ausschliefs- 
liche  Vorztigliclikeit  vor  Jener  in  allen  Beziehungen  erprobt 
haben  wird,  tritt  auch  gcwifs  in  Bezug  auf  die  jetzt  noch  be- 
stehende Gerechtsame  der  rheinischen  Handelsstädte,  ins- 
besondere der  Städte  Köln  und  Mainz,  ein,  und  ebenso  mag 
auch  das  künftige  Interesse  des  rheinischen  Handels  selbst,  so 
beruhigend  auch  die  Aussichten  gegenwärtig  sein  mögen,  nicht 
ganz  unbeachtet  bleiben  dürfen.  Es  ist  daher  auch  zu  hoffen» 
Hals  die  betreffenden  Behörden  hei  der  Erteilung  von  Kon- 
zessionen oder  Privilegien  solcfiC  knnservatorische  Bedingungen 
festsetzen  werden^  wo<lurch  sie  jederzeit  die  Zügel  in  Händen 
behalten,  um  dieser  neuen  Unternefmiung  eine  solche  Richtung 
zu  geben,  wodurch  jene  vielseitigen  Intei^esaen  gehörig  bewahrt 
und  jede   et^va   mögliche  Ausartung   in   ein   dem   allgemeinen 
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In  Bezug  auf  die  noch  bestehenden  Gerecht- 
same der  rheinischen  Handelsstädte,  insbesondere 
von  Mainz  und  Köln. 

Nach  den  von  Grofsherzogl.  Handelskammer  sab  posit  7 
geäufserten  Ansichten  scheint  es  zwar,  dafs  eben  durch  die 
Dampfschiffahrt  den  zeitherigen  Umschlagshäfen  dieser  Vorteil, 
selbst  auch  nach  dereinstiger  Aufhebung  dieses  Rechtes,  am 
sichersten  erhalten  werde;  diese  Erwartung  möchte  auch  ein- 
tretenden Falls  in  so  lange  sich  bewähren,  als  die  zwischen 
den  einzelnen  Gesellschaften  der  Unternehmer  von  Dampf- 
booten bestehen  sollende,  oder  getroflFen  werden  sollende 
Übereinkunft  wegen  den  Ein-  und  Ausladeplätzen  sich  er- 
halten wird. 

Sollte  aber  diese  Übereinkunft  in  der  Folge  sich  auflösen, 
sollte  der  Fall  wirklich  eintreten,  dafs  die  Freiheit  der  Rhein- 
schiffahrt ohne  Beschränkung  ausgesprochen  würde,  sollte  als- 
dann das  Umladen  der  Güter  weder  durch  eine  fernere  Überein- 
kunft der  Unternehmer  noch  durch  andere  gesetzliche  Stipula- 
tionen an  keine  bestimmte  Station  mehr  gebunden  sein,  so  ist 
vorzusehen,  dafs  alsdann  der  Spekulationsgeist  der  englischen, 
holländischen  und  andrer  Kauf  leute  und  Unternehmer  die  Güter 
nach  allen  Bestimmungen  bis  in  die  Schweiz  und  andere 
Länder,  soweit  der  Rhein  und  dessen  Nebenströme  mit  Dampf- 
booten befahren  werden  können,  zu  versenden  suchen  wird.  — 
Es  scheint  mir  eine  der  wesentlichsten  Bedingungen,  welche 
in  die  zu  erteilenden  Konzessionen  oder  Privilegien  auf- 
zunehmen wären,  die  sein  zu  müssen: 

f)  dafs  die  laut  a  und  d  etabliert  werdenden  Dampfboote 
in  keinem  Fall  die  ihnen  angewiesene  Stromstrecke  über- 
fahren dürfen. 

Dieser  Punkt  mag  vielleicht,  als  von  einem  einseitigen 
Interesse  ausgehend,  mancherlei  Bemerkungen  unterliegen, 
aber  als  Verwalter  durfte  ich  ihn  im  Vorteil  unsrer  Stadt 
nicht  umgehen,  und  gerade  in  diesem  Punkte,  in  welchem  die 
Interessen  von  Mainz  und  Köln  sich  am  meisten  berühren, 
müfsten  die  beiderseitigen  Staatsregierungen,  denen  an  dem 
Wohl  ihrer  einzelnen  Landesteile  wie  des  Ganzen  gelegen 
sein  mufs,  richtige  Ursache  eines  konkorden  Benehmens  finden. 

Es  ist  nach  dem  Urteil  aller  Erfahrenen  gewifs,  dafs, 
wenn  auch  das  Umschlags-  oder  Stapelrecht  in  der  Folge  auf- 
gehoben werden  sollte,  Mainz  wie  Köln  nach  ihren  Lokalitäten 
und  nach  der  Natur  des  Stromes  bei  dem  Fortbestand  der 
gegenwärtigen  Art  des  Gütertransportes  immer  noch  natürliche 
Umschlagsplätze  ftir  die  meisten  Güter  bleiben  werden,  was 
sie  aber  bei  Einführung  der  Dampfschiffahrt  weit  eher  auf- 
hören würden  zu  sein. 

Welchen  Einflufs  endlich  die  Dampfschiffahrt  alsdann, 
wenn  derselben  einmal  die  freie  Passage  nach  allen  Richtungen 
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ohne  besiiDimte  Lade-  untl  Umschlagspliitze  offen  ßtehen  sollte, 
auf  den  Handel,  iiiabesoiidere  auf  ileii  Spediliona*  und  Inter- 
media rliandel  unares  Landes  äufsern  würde,  dieses  mag  wohl 
einer  reiferen  Prüfung  würdig  sem^  als  meine  Einsicliteu  mir 
gestatten. 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  bleibt  mir  nun 
noch  übrig»  mein  specielleti  Gula4!liten  über  das  vorliegende 
Gesuch  der  hiesigen  DanipfscbiffahrtsgeHellöcljaft  zu  geben. 

Die  {jesellsehaft  setzt  ihrem  Unternehmen  in  ihrer  Vor- 
stellung, sowie  in  den  derselben  beiliegenden  Statuten  keine 
Grenzen;  sie  giebt  vielnieiir  die  Absicht  zu  erkennen,  dem- 
selben nach  Mafsgabe  des  Erfolgs  jede  mugliche  Ausdehnung 
zu  geben,  wozu  sie  bereits  durch  das  in  2000  Aktien  be- 
stehende und  eine  Million  Gülden  betragende  Kapital  sich  die 
Mittel  verschafft  hat,  wo%^>n  jedoch  100  Aktien  zurückbehalten 
werden  sollen,  um  damit  Schiffer  und  andere,  die  noch  Aktien 
zu  besitzen  wünschen  könnten,  zu  befriedigen. 

Somit  also,  dafa  einigen  Schiffern^  welchen  noch  so  viel 
Vermögen  übrig  bleibt  (es  giebt  viele  Schiffer,  die  nichts  be- 
sitzen als  ihr  Schiff,  auf  dem  me  wohnen  und  von  dem  sie 
leben),  gestattet  werden  soll,  ein  paar  Aktien  zu  nehmen  und 
durch  das  Art.  2  der  Statuten  geäufserte  Versprechen,  zur 
Führung  und  Bemannung  der  Schiffe  vorzüglich  Rhein-  und 
Mainschiffer  anzustellen,  glaubt  die  Gesellschaft  zur  Unter- 
stützung der  Schiffer  genug  gethan  zu  haben. 

Ohne  mich  jedoch  darauf  oder  auf  eine  nähere  Prüfung 
der  Statuten  (gegen  welche  ich,  insoweit  sie  blofs  die  Ver- 
waltung des  Fonds  und  die  innere  Geschäftsführung  betreffen, 
nichts  zu  sagen  habe)  einzuhissen,  glaube  ich  nur  noch  auf 
den  Art,  4  der  Statuten,  dessen  strenge  Ilan^lhabung  mir  be- 
sonders wichtig  scheint,  sodann  auf  die  Art.  7  und  8,  die  Ver- 
bindungen mit  andern  Gesellschaften  betreffend,  welche  Ver- 
bindungen, wie  mir  dünkt,  den  konzessionierenden  Behörden 
Pjiicht  fremd  bleiben  dürfen^  hinweisen  zu  müssen. 
Nicht  minder  würde  noch  eine  andere  Berücksichtigung 
hinsichüich  der  Frankfurter  und  Mainzer  Marktschiffer  ein- 
treten müssen;  da  aber  das  Privilegium  des  Mainzer  Markt- 
Schiffes  durch  den  kürzlich  erfolgten  Tod  seines  Eigentümers, 
Haenlein,  erloschen  ist,  und  jenes  des  Marktschiffers  Dienst, 
sowie  ich  erfahren  habe,  mit  dem  nächsten  Jahre  zu  Ende 
gehen  wird,  so  ist  der  Anstand,  welcher  desfalls  sich  sonst 
ergeben  hätte,  gehoben. 

Ich  bin  demnach  in  Bezug  auf  das  Gesagte  des  unmafa- 
geblichen  Dafürhaltens,  dafs  dem  Ansuchen  der  Gesellschaft, 
wenn  demselben  kein  sonstiges,  mir  unbekanntes  Hindernis  im 
Wege  steht,  unter  folgenden  Bedingungen  willfahrt  werden 
könne,  nämlich: 

L  dafs  die  Gesellschaft  vor  der  Hand  die  Dampfschiffahrt 
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mit  nicht  mehr  als  drei  Dampfbooten ,  woYon  eins  fftr  die 
Stromstrecke  von  Mainz  nach  Strafsburg,  das  andere  f&r  jene 
Yon  Mainz  bis  Mannheim  und  das  dritte  für  die  Fahrt  auf 
dem  Main  von  hier  bis  Frankfurt  bestimmt  ist,  betreibe; 

IL  dafs  dieselbe  befugt  sei,  Reisende  und  ihre  Effekten 
ohne  Beschränkung  auf  diesen  Stromstrecken  aufzunehmen; 

ni.  dafs  hinsichtlich  der  Gütertransporte  dieselbe  auf 
ein  bestimmtes,  noch  näher  zu  ermittelndes  Ladequantum  fiir 
den  Oberrhein  zu  beschränken  sei,  für  den  Main  aber  jede 
beliebige  Ladung  aufgenommen  werden  könne; 

IV.  dafs  die  Ladungen  auf  dem  Oberrhein  sich  vorzugs- 
weise auf  eilende  Güter  erstrecken  sollen  und  nur  dann,  wenn 
keine  dergleichen  Güter  mehr  vorhanden  sind,  auch  andere 
Güter  bis  zur  Komplettierung  des  bestimmten  Ladequantums 
aufgenommen  werden  dürfen; 

V.  dafs  das  Ladequantum  niemals  vermehrt  werden,  noch 
die  Gesellschaft  neue  Fahrzeuge  anschaffen  dürfe,  ohne  vorher 
um  die  Erlaubnis  dazu  besonders  nachgesucht  und  dieselbe 
erhalten  zu  haben; 

VI.  dals  es  der  Gesellschaft  unbenonmien  sei,  ihre  Dampf- 
schiffe auch  zum  Schleppen  anderer  Transportschiffe  auf  Ver- 
langen der  Schiffer  und  auf  jede  beliebige  Distanz  zu 
verwenden ; 

VII.  dafs  die  Dampfboote  niemals  mit  Ladungen  den 
hiesigen  Hafen  vorbeifahren,  sondern  nur  in  demselben  aus- 
und  einladen  oder  umschlagen  dürfen,  und  insbesondere,  dafs 
es  denselben  untersagt  sei,  oberhalb  Mainz,  sei  es  bei  Weisenau 
oder  bei  der  Mainspitze,  anzulegen  und  etwa  aus  dem  Main 
kommende  Güter  aort  aufzunehmen  oder  in  den  Main  be- 
stimmte Güter  in  andere  Fahrzeuge  überzuschlagen; 

VIII.  dafs  die  Gesellschaft  gehalten  sei,  von  jeder  Ver- 
bindung oder  Übereinkunft,  die  sie  mit  einer  anderen  Gesell- 
schaft für  den  Betrieb  der  Dampfschiffahrt  eingegangen  hat 
oder  noch  eingehen  könnte,  Grofsherzogl.  Regierung  die  An- 
zeige zu  machen  und  die  Genehmigung  zu  erwarten; 

IX.  dafs  sie  sich  dazu  verstehe,  eine  angemessene  und 
noch  näher  zu  bestimmende  Retribution  von  den  in  den  Ober- 
rhein gehenden  Güterladungen  (jene  in  den  Main  wären  aus- 
zunehmen, da  die  Mainschiffer  in  keinem  Gildeverband  stehen) 
an  die  Hilfskasse  der  Mainzer  Schiffergilde  zu  entrichten; 

X.  endlich ,  dafs  die  Gesellschaft  sich  allen  sonstigen,  in 
schiffahrtspolizeilicher  oder  auch  in  allgemeiner  polizeilicher 
Hinsicht  bestehenden,  oder  von  den  kompetenten  Behörden 
noch  erfolgen  könnenden  Verordnungen  ima  Vorschriften,  als : 
das  Beklopfen  und  Besichtigen  der  Fahrzeuge,  die  Behandlung 
und  Kontrolle  der  Reisenden  etc.,  jederzeit  unterziehe. 

Jungenfeld. 
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^Vereinbarung  von  Vertretern  des  Mainzer,  Frankfurter  und 
Strafsburger  Handelsstandes    Aber   den   Betrieb  der  Dampf- 
schiffahrt aaf  dem  Rhein  und  Main. 

<Aqs  Akten  ixber  Handel  und  Verkehrawegen  [Dampfachifikhrt]  M.St.A.) 

Nachdem  von  der  Grofsh.  Hess*  Staatsregierung  zu  Darm- 
fitadt  imterra  12.  d,  M,  der  in  der  Provinz  Rheinhessen  ge- 
bildeten Gesellschaft  für  die  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein 
und  Main  die  Konzession  zur  Errichtung  und  Betreibung  der 
DamptHcbiftahrt  auf  dem  Rhein  und  Main  erteilt  worden,  so 
ist  zwischen  dieser  Gesellschaft,  repräsentiert  durch  Herrn 
Johann  Kertell,  Vicepräaidenten  der  Handelskammer  in  Mainz^ 
an  einem,  und  der  Geöellschaft  der  Herren  Gebrüder  Bethmann 
und  Johann  No^  du  Fay  &  Co.  zu  Frankfurt,  repräsentiert 
durch  Herrn  Staatsrat  Ritter  von  Bethmann,  und  dem  Handela- 
ötande  von  Strafsburg,  repräsentiert  durch  seinen  Special- 
bevollmächtigten Herrn  Anton  Humann,  am  andern  Teil, 
nachstehender  definitiver  Vertrag  abgeschlossen  worden. 

1. 

Die  kontrahierenden  Gesellschaften  vereinigen  sich  zum 
gemeinschaftlichen  Zwecke  der  Errichtung  und  Betreibung  der 
Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  und  Main  und  erkennen  die 
von  Orofah.  Hess.  Staatsregieriing  bestätigten  Statuten,  welche 
sie  bereits  ini  Januar  des  Jahres  gemeinschaftlich  vorläufig 
festgesetzt  haben,  als  die  Grundlage  ihres  Gesellschaf  tsver  eins, 
im  allgemeinen  und  besondern,  definitiv  hierdurch  an* 


Sie  versprechen  und  geloben  sich  wechselseitig  alles  zu 
thun  und  zu  leisten,  was  den  gemeinschaftlichen  Zweck  be- 
fördern und  zur  vollständigen  Ausführung  und  Erreichung 
desselben  führen  kann. 


Der  Gesellscbafta verein  wird  auf  Gewinn  und  Verlust 
eingegangen,  welcher  sich  durch  das  Verhältnis  der  Aktien* 
beteiligung  zur  Summe  des  sämtlichen  Kapitals  bestimmt. 


Zu    diesem    Zwecke    sind    zweitausend  Aktien,    jede    zu 
500  fl.  im  24  Guldenfufs  kreiert  und  folgendermafsen  verteilt: 

a)  500  Aktien  übernimmt  die  Grofsh.  Hess,  konzessionierte 
Öesellschaft ; 
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b)  400  Aktien  das  Konsortium  der  Oebrüder  Bethmann 
und  J.  N.  du  Fay  &  Co.; 

c)  400  Aktien  der  Handelsstand  von  Strafsburg; 

d)  100  Aktien  sind  zur  Verfügung  des  Freiherm  von  Cotta 
gestellt,  um  in  Rücksicht  auf  das  bayrische  Privilegium  durch 
seine  Vermittlung  an  bayrische  Unterthanen  und  an  die  Mit- 
inhaber dieses  Privilegiums  unter  Angabe  der  Namen  derselben 
verteilt  zu  werden; 

e)  100  Aktien  sollen  vorzugsweise  für  SchiflFer,  welche  sich 
dem  Unternehmen  anschliefsen  wollen,  vorbehalten  bleiben,  und 
was  von  diesen  nicht  übernommen  wird,  bleibt  als  Reserve- 
fonds und  soll  zum  allgemeinen  Besten  sämtlicher  Gesell- 
schaften mit  deren  Einverständnis  verwendet  werden.  —  Die 
übrigen 

f)  500  Aktien  sind  von  der  Grofsh.  Badischen  privile- 
gierten Dampfschiffahrtsgesellschaft  übernommen  worden. 

5. 

Die  kontrahierenden  Gesellschaften  sind  berechtigt,  sich 
an  andere  ähnliche  Gesellschaften  der  Rhein-Dampfschiffahrt 
anzuschliefsen. 

Urkundlich  ist  dieser  Vertrag  dreifach  gleichlautend  aus- 
gefertigt und  von  den  Specialbevollmächtigten  eigenhändig 
unterschrieben,  jedem  ein  Exemplar  zugestellt  worden. 

So  geschehen  in  Karlsruhe  den  24.  April  1826. 


10. 

Vertrag  der  Dampfschiffahrtsgesellschaft  vom  Rhein  und  Main 
mit  der  Grofsh erzogl.  badischen  privilegierten  Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft vom  25.  April  1826. 

(Aus  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  [Dampfschiffahrt]  M.St A.) 

Zwischen  der  vereinigten  Dampfschifiahrtsgesellschaft  vom 
Rhein  und  Main,  bestehend: 

a)  aus  dem  Handelsstande  der  Stadt  Mainz,  repräsentiert 
durch  seinen  Specialbevollmächtigten  Herrn  J.  Kertell,  Vice- 
präsidenten  der  Handlungskammer  daselbst,  dann 

b)  aus  den  Herren  Gebr.  Bethmann  und  Johann  No6  du 
Fay  in  Frankfurt  a.  M.,  repräsentiert  durch  den  Herrn  Staats- 
rat Ritter  von  Bethmann,  ferner, 

c)  aus  dem  Handelsstand  der  Stadt  Strafsburg,  repräsen- 
tiert^ durch  seinen  Specialbevollmächtigten  Herrn  Anton  Humann 
aus  Mainz 

einerseits 
und  der  Grofsherzogl.  Badischen  privilegierten  Dampfschiffahrts- 


xvin  5, 

gcsellschaft^  repräsentiert  durch  den  Freiherrn  von  Cotta  aus 
Stuttgart  und  Herrn  C.  X  Kialing  aus  Kehl 

andererseits 
ist  in  der  Überzeugung,  dafs  das  beiderseitige  Unternehmen, 
die  Uampffichiffahrt  auf  dem  Rhein  und  Main  einzuflihreo, 
nur  dann  vollkororaen  gedeihen  und  die  beabsichtigte  Gemein- 
nlitzlichkeit  erlangen  kann ,  wenn  sieh  «alle  Kräfte  zu  dem- 
eelhen  Zwecke  vereinigen  und  in  der  Absicht,  alle  Kollisionen 
und  eine  allen  Teilen  schädliche  Rivalität  zu  vermeiden, 
folgender  Vertrag  abgeschlossen  worden. 


Jede  der  zwei  oben  genannten  Gesellschaften  besteht  als 
besondere  und  selbständige  Gesellschaft  für  sich  »  so  wie  sie 
durch  ihre  tStatuten  festgesetzt  und  landesherrlich  bestätigt  sind. 

2. 

Jede  derselben  hat  ihre  eigene  Direktion  und  Administra- 
tion, welche  ganz  in  dem  Sinne  der  von  den  respektiven  Re- 
gierungen genehmigten  Statuten  handeln   und  verwalten  wird. 

a 

Beide  Gesellschaften  klimmen  aber  in  finanzieller  Hinsicht 
dahin  übercin,  dafs  jede  derselben  an  der  Unternehmung  der 
andern  nach  Verhältnis  ihres  Kapitals  zur  Summe  der  säint- 
liclMm  Kapitalien  als  Teilhaber  zu  betrachten  ist  und  am  Ge- 
winn und  Verlust  nach  diesem  Verhältnis  Anteil  nimmt. 


Zu  diesem  Zwecke  sind  2000  Aktien^  jede  zu  500  fl,  im 
24  Guldenfufs  kreiert,  und  folgeiulennaf>«en  verteilt: 

a)  500  Aktien  erhält  die  Grofsherzogl  Badische  privi- 
legierte Gesellschaft; 

b)  500  Aktien  die  GrofsherzogL  Hessische  konzessionierte 
Oeaellscbaft; 

c)  400  Aktien  das  Konsortium  der  Herren  Gebr.  Beth- 
mann  und  Joh.  Noe  du  Fay  &  Co.; 

d)  400  Aktien  der  Handelsstand  von  Strafwburg; 

e)  100  Aktien  sind  zur  Verfügung  des  Fn^iherrn  von  Cotta 
gestellt,  um  durch  sein*^  Vermittlung  in  Rücksicht  auf  das 
bayrische  Privilegium  an  bayrische  Unterthanen^  und  die 
Mitinhaber  dieKCs  Privilegiums,  deren  Namen  seiner  Zeit  an- 
zugelten  sind,  verteilt  zu  werden; 

f)  W)  Aktien  sollen  vorzugsweise  für  Schiffer,  welche 
sich  dem  Unternehmen  anzu6chliefsen  gostmncn  »ind,  zurück* 
belialten  werden.    —  Was  von  diesen  nicht  atig^noramen  wird, 
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bleibt  als  Reäervefonde  utid  soll  zum  allgemeinen  Bestefi  säist-? 
lielier  Gesellschaften  verwendet  werden. 

Die  von  jeder  Geselbchaft   übernommene  Anzahl  Aktii.'M 
bestimmt  das  Verhältnis  des  Anteils  jeder  Gesellschaft  an  dciii, 
Interesse  des  ganzen  Vereins, 


o. 

Wenn  die  Grofsherzogl.  Badische  Qesellschafit  es  für  not- 
wendig oder  nützlich  erachten  sollte,  eigene  Aktien  unter  ihrer] 
besonderen  Firma    zu   kreieren,    so   bleibt   dieses  ihrem  Gut*! 
dünken  überlassen,  in  welchem  Fall   die  500  Aktien,    für  diel 
sie  bei  der  allgemeinen  Gesellschaft  beteiligt  ist,  als  Depositami 
in    ihrer   Direktionskasse  liegen   bleiben   sollen ,    um    als   Re 
präsentativ    ihres   Anteils    an    der    Oesamtunternehmung    an« 
gesehen  zu  werden. 

6. 

Jede   Gesellachaft  von    beiden   hat  das   Recht ,   den   SitiJ 
ihrer  Direktion  dahin  zu  verlegen,  wo  sie  es  für  gut  findet 


Aufser  diesen  Direktionen  der  einzelnen  Gesellschaf len 
soll  eine  Central  Verwaltung  bestehen,  welcher  die  Leitung  des 
Unternehmens  übertragen  wird  und  die  ihren  Sitz  in  Mains 
hat  Sie  besteht  aus  den  Direktoren  der  einzelnen  Gesell 
Schäften,  als  deren  hiezu  Beauftragten,  und  sie  besorgt  vor 
züglich  den  pünktlichen  Eingang  der  Gelder,  die  nach  Mafs- 
gabe  der  Bedürfnisse  auf  jede  Aktie  ausgeschrieben  wertlen^ 
die  Anschaffung  der  an  die  niederländische  Gesellschaft  zu 
leistenden  Zahlungen,  femer  den  Einkauf  aller  nötigen  Uten- 
silien» Brennmaterialien  und  dergL,  und  wird  überhaupt  alle 
und  jede  Verfügungen  treffen,  welche  ziun  Dienst  des  Unit] 
nehraens  nützlich  oder  nötig  sind. 


8, 

Am  Ende  eines  jeden  Jahres  werden  die  kontrahierenden 
Teile  ihre  Rechnungen  aufstellen  und  solche  der  Centralrer- 
waltung  übergeben,  uro  daraus  eine  allgemeine  Rechnung  Euf 
Beurteilung  der  Resultate  des  Geschäfts  zu  stellen.  Wem 
dies  geschehen  ist,  so  werden  sich  die  obgedachten  Mitgliedei 
der  Centralverwaltung  nebst  einem  von  jeder  einzelnen 
Seilschaft  besonders  zu  wählenden  Mitglied  in  Mainz  ^  Mann^ 
heim  oder  Karlsruhe  vereinigen,  um  die  Rechnungen  zu  prüfen 
und  den  auf  jede  Aktie  fallenden  Divident  festzusetzen. 
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Die  Centralverwraltung  wird  den  Dienst  der  Schiffahrt  auf 
eine  ineinanfler  greifende  und  dem  gemeinschaftlichen  Zwecke 
entsprechende  Weise  organisieren, 

.       10. 

Alle  von  den  verschiedenen  Teilen  bereits  eingegangene 
oder  abgeschlossene  VerträgCj  welche  auf  den  Kauf  von  Dampf- 
ijchiffen  oder  auf  Betreibung  des  gemeinöchaftüchen  Geschäfts 
Bezug  haben,  werden  von  den  einzelnen  Gesellschaften  über- 
nommen uod  sind  für  die    vereinigte  Geaellscbaft  verbindend, 

IL 

Alle  und  jede  Privilegien  und  Konzessionen,  welche  eine 
oder  die  andere  der  kontrahierenden  Gesellschaften  zur  Er- 
richtung und  Betreibung  der  Dampfschiffahrt  von  den  hohen 
Regierungen  der  Uferstaaten  schon  erhalten  haben  oder  noch 
erhalten  werden,  sollen  nur  zum  Besten  der  vereinigten  Ge- 
sellschaftea ,  nicht  aber  zum  Nutzen  von  Privaten  oder  ein- 
zelnen Teilen  verwendet  werden. 


13, 

Keine  der  kontrahierenden  Gesellschaften  kann  irgend 
eine  Verbindlichkeit  eingehen ,  welche  der  Ausführung  der 
Wiener  Kongrefsakte  oder  sonstigen  Bestimmungen  und  Ver- 
fügungen der  hohen  Regierungen  zuwider  wäre, 

13. 

Die  Dauer  dieses  Vertrages  ist  auf  sechs  Jahre  bestimmt, 
nach  deren  Ablauf  eine  wettere  Übereinkunft  über  dessen 
Fortsetzung  getroffen  werden  soll, 

14, 

Durch  gegenwfirtigeii  Vertrag  wird  jener,  welcher  unter 
dem  12.  Dezember  1825  von  den  kontrahierenden  Teilen  in 
Jlannheim  abgei^chlossen  worden  Ist,  annulliert  und  demnach 
als  erloschen  angesehen. 

IS. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  den  beiden  GrofsherzogL  Re- 
gierungen von  Baden  und  Flessen  zur  Genehmigung  vorgelegt 
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werden  und  dann  erst  volle  Kraft  erhalten,  wenn  er  von  den- 
selben bestätigt  ist. 

So    geschehen    und    unterzeichnet    in    Karlsruhe 
25.  April  1826. 

gez.  Frhr.  von  Cotta,  Ch.  F.  Kmling,  Joh.  Kertell,' 
M,  ßethmann,  Ant.  Humann. 


IL 

fintachten    des    Verwaltungsrats    der   Mainzer    SchitreriBnldc 
vom  1  Miirz  1826   Ulier  Einführiinj^;   der  Dampfschiffahrt  aaf 

dem  Ehein. 

(Aus  A.  d,  M.  H.K.  §  4210,)  | 

AiisEUg    ans    dem    BeratschlagMng»protokoli    des    Verwültungarat«    der 
Mainzer  Schiffergilde.    Sitzung  vom  2.  März  18*26* 

Heinrich  Pohl  von  Koblenz. 
Martin  Köhler  von  Mannheim, 
\  Andreas  Zabern  von  iStrafsburg, 


In  Gegenwart  der  Mit- 
glieder   und    Suppleanten 


Jficob  Altenkirch  von  Lorch* 
Adam  Brillmajcr  von  Bingen. 

Die  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  betreffend, 

§  29. 
Der  Verwaltungarat 

nach  Ansicht  des  Reskriptes  hocldöblicher  Verwaltungs- 
komnaission  der  Rheinschiffahrt  vom  K3,  v.  M-,  wodurch  und' 
zwar  in  Gemäfüheit  Verfügung  einer  hoch  preisliehen  Central- 
kommission  für  die  Rheinsehiffahrtsangelegcnheiten  die  Ver- 
waltungsräte der  Mainzer  und  Kölner  Sehiffergilde  aufgefordert 
sind,  über  die  Frage: 

L  inwiefern  die  Anwendung  der  Dampfschiffahrt  auf  deiii| 
Rhein    im   allgemeinen   zum  Schleppen    der  Ilaiulelsschiffe  so- 
wohl  als   auch   zum    Transport   der   Güter    auf  DamptW-hiffe 
geeignet  sei; 

2.  wie  dergleichen  Einrichtungen  mit  möglichster  Schonün^^ 
des  Nahrungsstandes  der  bestehenden  Schiffergilden  zu  machen  1 
seien,  ihre  Outacliten  zu  geben; 

nachdem  derselbe  diesem  Gegenstande  diejenige  Auf»; 
morksamkeit  und  Überlegung  gewidmet^  welche  desssen  Wichtig^ 
keit  erfordert,  ei^laubt  sich  folgendes  zu  bemerken: 

Zu  1.     So  sehr  auch  die  Dampfschiffahrt  hinsichtlicli  ihref 
Kraft  und  Schnelligkeit   die  allgemeine  Bewunderung   erregcii 
mag,    80    sind    die   lusherigen  Resultate    derselben   doch  nid 
von  der  Art   dafs  sie  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates,  aU 
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praktisch  erfahrene  Schiffer,    welche   seit   einer    langen  Reihe 
von  Jahren    den  Rhein    in    allen    seinen  Richtungen   uod    bei 

t'edem  Wasserstande  befahren  haben,  und  dessen  BeÄchaften- 
leit  in  allen  Teilen  kennen,  daraus  die  Überzeugung  schöpfen 
könnten,  dafs  dieser  Strom  in  allen  seinen  Strecken  und  bei 
]edem  Wasserstand  durch  Dampf  schiffe  befahren  werden 
kimne. 

Die  Herren  Unternehmer  der  Dampfschiffahrt  scheinen 
das  zwar  als  erwiesen  vorauszusetzen  und  stützen  ihre  Zuver- 
sicht auf  die  im  letzten  Spätjahr  gemachte  Probereise.  Allein 
diese  Probe  sclieint  bei  weitem  noch  nicht  haltbar,  indem  die- 
selbe mit  einem  nicht  gehörig  beladenen  Dampfboote  und  bei 
einer  äufserst  günstigen  Wasserhöhe  unternommen  wurde,  wo- 
durch manche  strenge  Strömungen  umgangen  und  diejenigen 
Wege  vermieden  werden  konnten ,  die  seinem  Fortkommen 
hinderlich  gewesen  sein  wurden. 

Es  ist  bekannt,  dafs  das  Dampf boot,  welches  die  frag- 
liche Probereise  unternommen  hat,  da,  wo  es  diese  Strömungen 
niclit  uni^^ehcn  konnte,  durchaus  nicht  fortkommen  konnte 
und  oanientlieh  bei  Kaub  bis  zum  andern  Morgen  liegen 
bleiben  mufste,  wo  der  Zufall  wollte,  dafs  der  Rhein  während 
der  Nacht  bedeutend  anwuchs  und  dadurch  die  Möglichkeit 
herljeigeflihrt  wurde,  die  Reise  auf  Nebenwegen  fortzusetzen 
und  dadurch  die  natürlichen  Hindernisse  zu  umgehen. 

Der  nämliche  P^all  ereignete  sich  auch  am  Binger  Loch, 
wo  das  Schid'  uhne  die  Anstrengung  zahlreicher  Menschen- 
hände eben  falb  nicht  durchgekommen  wäre. 

Wenn  es  demselben  auch  gelungen  ist,  auf  «einer  Rück- 
reise das  Binger  Loch  auf  einem  Nebenwege  zu  umgehen  ,  so 
geschah  es  aus  der  nämlichen  Ursache,  weil  der  hohe  Wasser- 
staofl  dazu  einen  günstigen  Augeublick  darbot;  bekannt  ist 
es  aber,  dafs  dieser  W'Vig  nicht  bei  jeder  Wasserhöhe 
fahrbar  ist. 

El>enso  hatte  man  es  nur  dem  hohen  Wasserstande  zu 
verdanken,  dafs  das  Dampfboot  die  seichten  und  gefährlichen 
Stellen  zwischen  Seh  rock  und  Strafsburg  glücklich 
passiert  ist. 

Nach  der  seitherigen  Erfahrung  und  der  eigenen  Kenntnis 
des  Verwaltungsrates  von  der  Beschaffenheit  des  Rheines  mag 
die  Dam|>fschiffahrt  höchstens  nur  auf  der  Stromstrecke  von 
Kotlerdam  bis  Köln,  sodann,  wenn  der  Wasserstand  nicht 
allzu  nietlrig  ist,  von  Bingen  brs  Spei  er,  höchstens  bis 
Sehr  o  e  k  ausführbar  sein. 

Was  aber  den  Mittelrljein  von  Köln  bis  Bingen  be- 
trifl't,  so  mag  es  zwar  einzelnen,  wenig  befrachteten  Dampf- 
booten gelingen,  bei  günstiger  Wasserhl^ihe  diesen  Weg  zurück- 
zulegen;  im  allgemeinen  glaulit  aber  der  Gilderat  die  Über- 
zeugung aussprechen  zu  können,  dafs  diese  Stromstrecke  sich 
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zu  einer  regelmäfsigen  Dampfschiffahrt  durchaus  nicht  eigne, 
sowohl  wegen  den  heftigen  Strömungen  als  auch  wegen  den 
andern  natürlichen  Hindernissen  des  Flufsbettes  und  wegen 
den  verschiedenen  Wasserhöhen  im  Laufe  des  Jahres. 

Es  ist  bekannt,  dafs  der  Mittelrhein  öfters  nur  30  bis 
36  Zoll  fahrbares  Wasser  hat,  nun  aber  kann,  wenn  die 
Sicherheit  des  Transports  nicht  gefährdet  werden  soll,  wohl 
kein  anderes  Dampfboot  für  diesen  Strom  anwendbar  gemacht 
werden,  als  ein  solches,  das  bei  der  Schwere  der  Dampf- 
maschine nicht  wenigstens  eine  leere  Tiefe  von  36  bis  42  Zoll 
herausstellt.  Wollte  man  aber  diese  Schiffe,  um  sie  dem  Rhein 
angemessener  zu  machen,  kleiner  bauen,  so  würde  hierdurch 
eben  die  leere  Tiefe  vergröfsert  werden,  indem,  wenn  die  ge- 
hörige Kraft  erreicht  .werden  soll,  die  Maschine  wohl  schwerlich 
eine  Verminderung  der  Schwere  im  Verhältnis  zu  der  ver- 
minderten Oröfse  des  Schiffes  zulassen  mag. 

Was  das  Bett  des  Rheines  von  Bingen  bis  Schröck  be- 
trifft, so  mögen  bei  niedrigem  Wasserstande  die  Dampfboote 
auch  hier  schon  mit  mancherlei  Hindernissen  zu  kämpfen 
haben;  aber  jeder  erfahrene  Schiffer  wird  die  Überzeugung 
teilen,  dafs  der  Rhein  von  Schröck  bis  Strafsburg  sich 
durchaus  nicht  zur  Dampfschiffahrt,  sei  es  nun  für  eigenen 
Gütertransport,  oder  zum  Schleppen  anderer  Handels- 
schiffe eigne. 

Zu  2.  Bekanntlich  hat  der  Schifferstand,  seit  mehreren 
Jahrhunderten  in  besondere  Zünfte  abgeteilt,  unter  dem 
Schutze  der  Uferstaaten  besondere  Gerechtsame  genossen. 
Nach  der  Besitznahme  des  linken  Rheinufers  durch  die  Fran- 
zosen erhielt  zwar  die  Rheinschiffahrt  durch  die  Octroikon- 
vention  von  1804  eine  andere  Gestaltung,  aber  die  Gerechtsame 
des  Schifferstandes  wurden  durch  eben  diese  Konvention  noch 
mehr  respektiert  und  kräftiger  geschützt  wie  vorher.  —  Da- 
gegen hatte  aber  auch  der  Schifferstand  grofse  Verbindlich- 
keiten zu  erfüllen;  er  mufste  sein  Vermögen  verwenden,  um 
die  geforderte  Anzahl  von  Schiffen  und  Geschirr  im  besten 
Zustand  herzustellen  und  dem  Handelsstande  die  gehörige 
Sicherheit  zu  leisten. 

Er  hat  ungeheure  Summen  dem  Strome  anvertraut,  in  der 
gerechten  Voraussetzung,  dafs  diese  für  ihn  nicht  verloren 
gehen,  und  er  bei  seinen  Gerechtsamen  geschützt  und  in 
seinem  Nahrungszustande  ungeschmälert  erhalten  werde.  Auf 
den  Grund  dieser  gesetzlich  noch  bestehenden  Rechte  möchte 
daher  der  Verwaltungsrat  die  Frage:  wie  mit  möglichster 
Schonung  des  Nahrungsstandes  etc.  vielmehr  so  zu  setzen  sich 
erlauben :  wiemitvollkommenerSchonung  des  Nah- 
rungsstandes der  bestehenden  Schiffergilden  und 
Aufrechterhaltung  ihrer  Gerechtsame  dieDampf- 
schif fahrt  zulässig  sei?     Denn  der  Verwaltungsrat  hält 
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sich  durchaus  nicht  für  kompetent,  irgend  etwas  im  Namen 
seiner  Kommittenten  zuzugeötehen,  waa  den  ohnehin  s^hon  sehr 
gesunkenen  Nahrungsstand  der  8chiflfer  noch  mehr  sc  hm  ii  lern 
könnte,  oder  was  im  Widerspruch  mit  tlerijenigen  Verhindlich- 
keiten  wäre,  welche  der  Art»  29  pos,  11  des  Gildereglements 
von  1807  ihm  auferlegt. 

Ehe  er  jedoch  das  Interesse  des  Schiffers  tan  des  weiter 
berührt^  glaubt  er  vorerst  auf  dasjenigej  was  der  SchifFerstand 
seither  geleistet  hat,  hinweisen  und  dann  die  Frage  aufstellen 
zu  müssen:  ob  wohl  die  Danipfschiffalirt  gerade  so  viel  zu 
leisten  im  stände  sein  werde. 

Es  ist  noch  nicht  dargethan,  dafs  die  Dampfschiffahrt  dem 
Plandelöstande  die  Güter  zu  wohlfeileren  Frachten  und  zu 
jeder  Jahreszeit  und  in  allen  Verluiltnissen  in  der  nämlichen 
oder  noch  in  kürzerer  Zeitfriat  werde  liefern  können.  Im 
r  Gegenteil  sollen  die  Unternehmer  sieb  selbst  schon  geäufsert 
lliaben,  dafs  sie  nicht  um  die  nämliche  Fracht  wie  die  andern 
Schifier  fahren  können ;  was  aber  die  gröfsero  Schnelligkeit 
fies  Transportes  betrifft,  so  mag  dieselbe  sich  zwar  auf  dem 
Niederrhein  und  bei  günstigem  Wasserstand  allerdings  be- 
w^ähren^  aber  nicht  bei  niedrigem  Wasser  und  nicht  auf  den 
Stromstreckenj  die,  wie  oben  bemerkt,  nicht  so  leicht  prakti- 
kabel sind,  und  es  ist  nach  eben  diesen  Bemerkungen  vorzuseheUj 
dafs  durch  die  vielen  und  gefährlichen  oder  schwierigen  Stellen 
und  bei  ungünstigem  Wasserstande  die  Dampfboote  w^eit  r^fter 
auf  Hindernisse  in  ihrer  Fahrt  stolsen  werden,  als  die  andern 
Fahrzeuge- 

Bei  diesen  ungewissen  Aussichten  ist  demnach  auch  zu 
hoffen,  dafs,  solange  die  Vorteile  der  Dampfschiffahrt  nicht 
hinlänglich  erprobt  sein  w^erdon  ,  die  betreffenden  hohen  und 
höchsten  Behörden  den  DampfschifTsunternehniern  keine  solchö 
Befugnis  erteilen  werden ,  wodurch  die  Rechte  der  Schiffer 
gekränkt,  die  gegenwärtige,  für  itzt  nocl*  im  Interesse  des 
Handels  und  der  Schiffahrt  unumgänglich  notwendige  Ordnung 
der  Dinge  erschüttert  und  selbst  die  Sicherheit  der  Transporte 
gefall rd et  werden  könnten.  Traurig  wäre  es ,  wenn  der  er- 
hoffte Zweck  nicht  erreicht ^  das  endliche  Resultat  nur  der 
Ruin  zahlreicher  Familien  sein  würde  und  man  am  Ende 
dennoch  ztir  seitherigen  Ordnung  zurückkehren  müfste. 

Aus  diest^n  Gründen  und  indem  der  Verwaltungsrat  noch- 
mals seine  Inkompetenz  erklärt,  irgend  eine  Bewilligung  zu 
Gunsten  der  Dampfschiffahrtsunternehmer  zu  machen,  wodurch 
die  Rechte  seiner  Kommittenten  beeinträchtigt  werden  kf>nnten, 
ist  derselbe  des  Dafürhalteos:  dafs,  wenn  es  nicht  anders  sein 
und  das  Unternehmen  der  Dampfschiffahrtsgesellachaften  Ein- 
gang finden  soll,  denselben  diese  Befugnis  nur  provisoriscb| 
nur  auf  eine  kurze,  zu  limitierende  Probezeit  und  nur  unter 
solchen    Beschränkungen     erteilt     werden    möge,     damit    die 
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Existenz  der  Schiffer,  ihrer  bestehenden  Rechte  und  die 
gegenwärtige  Ordnung  der  Schiffahrt  nicht  ohne  Not  aufs 
Spiel  gesetzt  werde. 

Zu  dem  Ende  möchte: 

a)  die  Probezeit  auf  ein  Jahr,  von  dem  Tage  der  einzu- 
tretenden Wirksamkeit  festzusetzen  sein,  welcher  Zeitraum 
ohne  Zweifel  hinreichend  sein  wird,  die  Anwendbarkeit  oder 
Nichtanwendbarkeit  der  Dampfschiffahrt  auf  den  verschiedenen 
Stromstrecken,  ihre  Vorteile  oder  Nachteile  in  das  gehörige 
Licht  zu  stellen; 

b)  den  Unternehmern  vorderhand  nur  zu  gestatten  sein, 
alle  zehn  Tage  eine  Reise  von  Köln  nach  Mainz  und  retour, 
und  alle  vierzehn  Tage  eine  Reise  von  Mainz  nach  dem 
Oberrhein  zu  machen  und  an  Gütern  nur  den  viertenTeil 
der  Ladungsfkhigkeit  des  zur  Aufnahme  von  Gütern  bestimmten 
Raumes  der  respektiven  Dampfboote  aufzunehmen; 

c)  endlich  aber  den  Unternehmern  die  Verbindlichkeit 
aufzulegen  sein,  eine  verhältnismäfsige,  von  der  höheren  Be- 
hörde nach  Billigkeit  zu  bestimmende  Retribution  von  den 
verladenen  Gütern  in  die  Hilfskasse  der  Gilden  zur  Unter- 
stützung verarmter  oder  noch  zu  verarmender  Schiffer  zu 
entrichten. 

Die  Resultate  dieser  Probezeit  werden  alsdann  auch  einen 
sicheren  Mafsstab  für  das,  was  ferner  geschehen  soll,  abgeben, 
sie  werden  zur  Entscheidung  der  Frage  führen,  welche  Be- 
günstigung und  Ausbreitung  der  Dampfschiffahrt  im  wohl- 
verstandenen Interesse  des  Allgemeinen  ferner  zu  gestatten  sei ; 
sie  werden  aber  auch,  wenn  der  Erfolg  zu  Gunsten  der 
Dampfschiffahrt  ausfallen  sollte,  besser  wie  jetzt  die  Frage 
entscheiden  lassen,  welche  Entschädigung  dem  Schiffer,  der 
alsdann  aus  seinem  gesetzlich  privilegierten  Gewerbe  heraus- 
gehoben werden  wird,  für  seine  vernichtete  Existenz  und  fiir 
sein  verlorenes  Kapital  an  Schiff  und  Geschirr  gebühre  und 
wie  dieselbe  zu  leisten  sei. 

Damit  aber  auch  während  dieser  Probezeit  gehörig  und 
unparteiisch  beurteilt  werden  könne,  welche  Vorzüge  dieser 
oder  jener  Schiffahrtsbetrieb  vor  dem  andern  habe,  ist  es  un- 
umgänglich nötig,  dafs  den  Gildeschiffern  sowohl  bei  dem 
Ein-  und  Ausladen  der  Güter  in  den  verschiedenen  Häfen,  als 
wie  bei  den  Einnahmebureaus  vom  Rheinoctroi  gleiche  Be- 
förderung zuteil  und  die  Dampfschiffer  durchaus  nicht  vor- 
zugsweise in  dieser  Hinsicht  begünstigt  werden. 

Der  Verwaltungsrat,  indem  er  sich  seiner  Aufgabe  hiermit 

nach  Möglichkeit  entledigt  zu  haben  glaubt,  vertraut  im  übrigen 

auf  die  Weisheit  und  Gerechtigkeit  der  höheren  Behörden. 

Für  gleichlautenden  Auszug 

Der  Gildesekretär:  Der  Präsident: 

gez.  W.  Oechsner.  gez.  Heinrich. 
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Gatachten  des  Vemaltangisrats  der  Mainjcer  Schifferpildc 
vom  27.  Aojgrast  1827  Aber  die  ffir  die  Koaknrreiiz  der  Se^el- 
schifalirf  mit  der  Damprsehiffabrt  zd  treffenden  Vorkehrungen. 

<Auf^  A    d.  >l.  H.K.  §  4210.) 

Auszug  aiis  dem  BerattdclilagaDg^protokoIl  de»  Vi^rwaltiingsrats  der 

Mainzer  Scliiff5prgild€.    Sitzung  vom  27,  Au^st  1827. 

In  Gegenwart  der 
^[artin  Köhler  von  Mannheim 
Jacob  Schmutz  von  Mainz 
Philipp  Scholl  von  Lorch 
Georg  Esser  von  Wonna 


Mitglieder 


Adam  Brillraayer  von  Bingen 
Joh.  Andres  von  Mainz 
Joh,  Reichert  von  Kaub  und 
Simon  Müller  von  Vallendar 


und  der 


Suppleanten 


Die   zur  Bezweck iing  möglichster  Konkurrenz  der  Segel- 
sehiffahrt  mit  der  Dampfschiffahrt  zu  treffenden  Vorkehrungen 
[betreffend. 


8  63. 


nei 

^V  Nach  Ansicht  des  mitteUt  Reäkriptes  hochlöblicher  Ver- 
jBwaltungükommission  hierher  mitgeteilten  Auszugs  aus  dem 
"420.  Protokoll  der  Verhandlungen  hocbpreislicher  Central- 
kommisaion  für  die  Organisation  und  Administration  der 
Rheinschiffahrt,  nach  weichem  nunmehr  auf  den  Antrag  des 
Grofsherzogl.  Hess.  Bevollmächtigten  die  Frage  erörtert 
werden  soll : 

„wie  die  Konkurrenz  der  Segelschiffahrt  mit  der  Dampf- 
schiffahrt zu  erhalten  und  zu  befördern^  insbesondere  ob 
dieser  Zweck  mit  einstweiliger  Aufrechthaltung  der  octroi- 
konventtonsniäfsigen  Ordnung  und  des  Status  quo  in  ihren 
Grundpfeilern  bis  zum  Eintritt  der  neuen  Ordnung  der 
Dinge,  etwa  durch  Einrichtung  von  Schnellfahrten  mit  ab- 
gekürzter Ladefrist,  Ablösestationen  für  die  Leinpferde  etc. 
zu  erreichen  sein  mochte  ;"* 

nach  gepflogener  Beratung  über  diesen  Gegenstand  er- 
laubt sich  der  Verwaltungsrat  folgendes  vorzustellen: 

Bereits  in  seinem  Beratschlagungsprotokoll  vom  2.  März 
1826  habe  der  damalige  Verwaltungsrat  unter  Reservation 
aller  den  Schiffergilden  durch  die  Rhein- Octroikonvention  zu- 
gestandenen Rechte,  seine  Ansichten  sowohl  Über  die  Anwend- 
barkeit der  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rheine,  wie  auch  über 
die  Frage:   welche  Einrichtungen  bei  Einführung  der  Dampf- 
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Schiffahrt  zur  nic^gliehsten  Schonung  des  Nahrungsstandes  di 
beßteheiiden  SchilFergilden  zu  treffen  sein  möchten,  ausführli« 
ausgeaprochen.      Dessen    Bemerkungen     haben     aber    danij 
keine    Rücksit-ht    gefunden.     Die    Dampfschiffahrt    nahm    ihr 
Entstehen  und    übt  bis  itzt   alle  Rechte   der  Gildeschiffer  am 
indem  sie  alle  der  Tourfahrt   gebörfgen  Güter    ohne  Ziel  um 
Mafö  verführt  und  so  den  berechtigten  Schiffer  um  einen  T 
seiner  Nahrung  bringt. 

Nun,  nachdem  vier  Monate  vorüber  sind,  während  welch 
die  Danipfechitfe  durch  aufserordentliche  Begünstigungen  i 
Stande  waren,  jede  Woche  zwei  Bergreisen  und  zwei  Th 
reisen,  jedesmal  mit  beinahe  vollen  Ladungen  der  besten  un 
ausgesuchtesten  Cilüter  zu  nehmen,  während  dem  der  Schiffer  i 
Gefolge  der  aufs  äufserste  herabgedrückten  Frachttaxen  ui 
des  immer  mehr  abnehmenden  Verdienstes  seinem  gänzlich 
Ruin  stets  näher  rückt,  kommt  endlich  die  Frage  zur  Di 
kussion,  nicht  wie  der  Gildeschiffer  in  seinen  konvenltoni 
mUfsigen  Rechten  zu  schützen  und  in  welche  Schranken 
seiner  ferneren  Erhaltung  die  Dampfschiffahrt  zurückzuweise 
aondern:  wie  die  Segelschiffahrt  in  stand  zu  setzen  sei,  di 
Konkurrenz  mit  der  Dampfschitiahrt  zu  halten. 

Wollte  der  Verwaltungsrat    sich  in  die  Erörterung  die«" 
Frage   einlassen,    so    würde    dieses    gewissermafsen    eine 
erkennung  der  Keehtmäfsigkeit  der  Art  und  Weise  sein, 
die  Unternehmer  der  Dampfschiffahrt  ihr  Gewerbe  seither  a 
geübt  haben,  ja  es  würde  sogar  den  Ansehein  geben,  als  wo 
man  die  Rechte  der  Durapfschiffer  über  jene  der  SchiffergUd' 
erheben,    indem    letzteren    ja    nur    die  Befugnis    zugestand 
werden  soll,  solche  Einrichtung  zu  treffen,  um  womöglich 
jenen  konkurrieren  zu  können. 

Übrigens   entscheidet  sich    obige  Frage  von  selbst,    de 
es  ist  einleuchtend,   dafs    der  Segelschiffer  nie  im  stände  seiii 
wird»     weder    durch     niedrigere    Frachtpreise,     noch     durch 
Schnelligkeit    der    Beförderung    mit    dem    Dampfschiffer 
konkurrieren. 

Die  Dampfschiffe  fahren  um  die  nämlichen  Preise  wie  d 
Segelschiffer,    sie    nehmen    ihre    Frachten    in    der    möglich 
kürzesten  Zeitfrist  ein,  denn  ihre  Ladungen  sind  schon  bereil 
ehe  sie  in  den  Häfen  anlanden;  sie  benutzen  sogar  die  Nacf 
zu    ihren  Aus-  und  Einladungen    und    sind   durch    nichts  auj 
gehalten,  denn  Platz,  Krahnen  und  Wage  stehen  für  sie  jeden 
Augenblick  bereit,   sie  brauchen  sich  nicht,  um  eine  Ladang 
zu  erhalten,    um  die  Gunst  der  Kaufleute  und  Spediteure  xu 
bewerben    und    w^eisen    »ich    selbst    die  Güter  zu ;    unterwi 
haben  sie  weder  von  den  Octroibureauß,  die  ihnen  jede  Stum 
zu  Gebot    stehen,    noch,    wenn    nur   der    Wasserstand    ihn 
günstig   ist,    von   widrigen  Winden    einen  Aufenthalt  zu 
flirchten. 
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Durch  eine  Abkürzung  der  Ladefrist  und  durch  Errichtung 
von  Ablöaestationen  für  die  Leinpferde  kann  zwar  allerdings 
etwas  mehr  ächnelligkeit  in  die  Segelachiffahrt  gebracht 
werden,  diese  wird  aber  nie  so  bedeutend  sein,  um  den  Kauf- 
mann und  Spediteur,  der  sich  einmal  aus  mancherlei  Gründen, 
besonders  wenn  er  zugleich  Aktionär  ist,  fiir  die  Dampf- 
gchitfahrt  interessiert  hat,  zu  bestimmen,  seine  Güter,  die  er 
mit  den  Dampf  booten  versenden  kann,  den  Segelschiffen  zu- 
zuwenden. Zudem  wird  eine  Abkürzung  der  Ladefrist  nichts 
helfen,  wenn  der  Schiffer  in  dieser  kürzeren  Zeit  nicht  auch 
eine  solche  Ladung  erhält,  dafs  er  dabei  bestehen  kann. 

Zur  Errichtung  von  Ablösestationen  gehören  aber  auch 
an  jeder  Station  tüchtige  Pferde  und  Leinreiter  und  ein  be- 
deutenderer Kostenaufwand,  den  der  Schiffer  mit  seinem  ge* 
ringen  Verdienst  unmöglich  bestreiten  kann,  wie  der  Ver- 
waltungsrat in  seinem  Protokoll  vom  21.  Juni  1824  §  69, 
3L  MArz  1826  S  44,  das  er  an  eine  hochlöbliche  Rheinschiflahrts- 
kommission  ad  No,  1037/534  einzusenden  die  Ehre  hatte,  aus- 
filhrlich  auseinandergesetzt  hat. 

Wenn  es  sich  demnach  nach  den  dankbar  anerkannten 
Absichten  einer  hochpreislichen  Centralkommisaion  filr  die 
Rheinschiffahrt  darum  handeln  soll,  die  Existenz  der  Gilde- 
schiffer und  mit  ihr  die  octroikonventionsmäfsige  Ordnung  und 
den  Status  qua  bis  zum  Eintritt  der  neuen  Ordnung  der  üingo 
aufrecht  zu  erhalten ,  so  glaubt  der  Verwaltungsrat  seiner 
Prticht  gemäfs  im  Interesse  seiner  Kommittenten  auf  folgendes 
antragen  zu  müssen: 

L  dafs,  da  selbst  nach  der  Aussprache  des  GrofsherzogL 
Hess.  Herrn  Bevollmächtigten  die  Hauptbestimmung  der 
Dampf  boote  jene  einer  Pei*sonenpost  ist,  die  Dampfschiffahrt 
in  die  dieser  Bestimmung  angemessenen  Schranken,  so  wie 
dieselben  durch  den  Art.  24  der  Polizei  Verordnung  für  die 
Postschiffe  vom  Jahre  1815  bezeichnet  sind,  zurückgewiesen 
werde ; 

2.  dafs  in  der  Folge  die  Frachttaxe  so  reguliert  werde, 
dafs  der  Schiffer  wenigstens  notdürftig  dabei  bestehen  und 
Schiff  und  Geschirr  unterhalten  kann. 

3.  dafs  die  Gildeschiöcr  durch  zweckinäfsige  Mafsregoln 
gegen  die  Eingrifle  der  Kleinschiffer  und  die  Direktfahrer 
gegen  jene  der  Intermediärschiffer  geschüt:Kt  wt-rden; 

4.  dafs  zur  Vermeidung  von  nachteiligem  Aufenthalt  in 
der  Fahrt  dem  Gikleschiffer  ebenfalls  so  wie  den  Uampfbooten 
gestattet  werde,  die  Rhf^inoctroigebühren  zu  Berg  von  Köln 
bis  Koblenz  auf  dem  Erhebungsbureau  zu  Köln  und  jene  zu 
Thal  von  Koblenz  bis  Köln  auf  dem  Bureau  zu  Koblenz  zu 
entrichten,  und  dafs  er  auf  jenem  zu  Kaub  zu  jeder  Stunde 
des  Tages,  auch  aufser  ilen  gewöhnlichen  Bureaustunden, 
gleich  den  Dampf  booten  expediert  werde; 
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5.  dafs  es  endlich  der  höheren  Behörde  gefallen  möge, 
auf  die  früheren  billigen  Gesuche  der  Schiffer  um  Verminderung 
der  äufserst  drückenden  Rekognitionsgebühren  geneigte  Rück- 
sicht zu  nehmen^  und  diese  Oebtlhren  nicht  nach  der  Ladungs- 
fähigkeit der  Fahrzeuge,  sondern  nach  der  wirklichen  Ladung 
oder  wenigstens  nach  dem  Maximum  der  Ladung,  die  der 
Schiffer  einnehmen  darf,  zu  regulieren  und  ihn  von  dieser 
Gebtlhr,  wenn  er  mit  leeren  Schiffen  fährt,  ganz  zu  befireien, 
damit  auch  hierin  der  Segelschiffer  den  Dampfbooten,  die  nur 
eine  geringe  Rekognition  entrichten  und  niemals  leer  fahren, 
einigermafsen  gleichgestellt  werde. 

Diesen  Desiderien,  welche  der  Verwaltungsrat  nach  Recht 
und  Billigkeit  aufstellen  zu  dürfen  glaubt,  ftlgt  derselbe  die 
Versicherung  bei,  dafs  der  Schifferstand  stets  bereit  sein  werde, 
zu  allen  Verbesserungen,  die  für  die  Sicherheit  und  schnellere 
Beförderung  der  Güter  im  Interesse  des  Handels  wünschens- 
wert und  mit  der  Existenz  der  Schiffer  vereinbarlich  sein 
können,  eben  so  bereitwillig  als  nach  Kräften  mitzuwirken. 

Für  gleichlautenden  Auszug 
Der  Gildesekretär:  Der  zeitliche  Präsident: 

W.  Oechsner.  gez.  Heinrich. 


13. 
Gutachten  der  Mainzer  Handelskammer  Tom  1.  Hai  1828,  betr. 
die  nach  Möglichkeit  zu  bewirkende  Konkurrenz  der  Segel- 
schiffahrt mit  der  Dampfschiffahrt. 

(Aus  A,  d.  M.  H.K.  §  4210.) 

Mainz,  den  1.  Mai  1828. 

An  eine  hochlöbliche  provisorische  Verwaltungskommission  der 
Rheinschiffahrt 

dahier ! 

Aus  dem  uns  durch  verehrliche  Zuschrift  vom  21.  des 
Monats  April  abschriftlich  mitgeteilten  Gutachten  des  Ver- 
waltungsrats der  Mainzer  Schiffergilde  entnehmen  wir,  dafs 
derselbe  in  der  wahrscheinlichen  Überzeugung  von  der  Un- 
möglichkeit, Konkurrenz  zwischen  der  Segelschiffahrt  und  der 
Dampfschiffahrt  zu  bilden,  sich  jeder  bezüglichen  Vorschläge 
enthält,  und  müssen  auch  wir  uns  davon  enthalten,  indem,  wenn 
solche  auch  wirklich  aufgefunden  werden  könnten,  sie  immer 
eine  freiwillige  Mitwirkung  der  Schiffer  erfordern  würden, 
wozu  dieselben  sich  nicht  verstehen.  Wenn  der  besagte  Ver- 
waltungsrat, statt  die  beabsichtigten  Vorschläge  zu  machen, 
seine  ganze  Tendenz  dahin  richtet,  die  gegenwärtige  Lage  der 
Gildeschiffer  als  höchst  traurig  zu  schildern,    so  mag  es  wohl 
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^m  dem  mäa^  ^Jk  äe  ■uu^im  FidnML  wsk^  iImmi  jikifidi 
0m  teil  verdcBL  des:  V«r£aHK  aack  An  m fam^^widcter   ikvcii 

ipgier  cJe  FSiAkraag  der  DiMffiii  hifthit  latfc  die  jai|?eUklMEi 
ttimiMigcti  FTmAoKxtm  Uriariit  sm  «im«  Maden«  wie  vir  in 
.^pnreoi  EigAeueaa  ^ob  7.  Scft.  t.  J.  bereiti  amMurMD^  der 
ftnmA  eimäp  md  jOeü  ä  «r  aflgoMUMB  ud  tv«i  den 
Ftaade  «dfais  ■■iiiiiiBim  «beff^^rob»  SdufferBÜd  n 
Wir  ittken  lipAilhrn«  vie  Eurar  WcUöbbdieQ  Kmi- 
»n  MÜm,  hekMUMtn  keiae  Gekfrenkett  «nWiimtit  gipUtneik 
sich  nur  iBBft«r  darbot,  die  wo  iebnlicli  ^wtlnscliie  Vm^ 

miMlmin£  berbenafvbren  mmd  n  diesem  Eode  wiederbolt  «nf 
ySm  Aammkkjsn^  dojciupen,  welcbe  die  durch  das  Gilde« 
jM^emeot  ▼oi^geachriebenen  Bedii^puigen  nicht  mehr  in  mllen 
JJMt  ii  II  erftDen.  «ovie  auf  die  AusstreichanjEr  der  Witwen 
Mgetngen,  welche  nach  der  Offe&kiindbarkeit  ihr  FAhrrfohl 
j^^Btidi  Setzschiffer  und  nicht  fnr  ihre«  der  Witwen.  ^>ndem  t^ir 

Mirlilii  fiilii  tii  Etechnong  der  Setsschifier  aosübeii.  Alle  unsere 
^umfiülsigen  Bemöhimgen  hatten  keinen  Erfolg«  indem  der 
:ädkifieritjuid  selbst,  dessen  Bestes  sie  doch  hanptsichlich  be- 
i^praeken  wollten,  wenn  aach  nicht  grade  offim  enige^senwirkte« 
doeh  wenigstens  keine  Mittel  an  Händen  gaK  die  \  orsMC^hlXg^i' 

imfchzofnhren. 

Was  den  am  Schlosse  des  kommunisierten  Gutachten«  des 

VjBrwaltnngnraU  der  Mainxer  Schiffergilde  Tom  27.  AuguM  t.  J. 
^findlichen  Antrag  betrifft,  so  beehren  wir  uns  auf  dessen 
i*Vllf  Pankte  folgendes  zu  erwidern: 

t^-  ad.  1.  So  möchte  sur  Beschränkung  des  Ladequantums 
Mr  Dampfschiffe  eine  Ursache  um  deswillen  nicht  rorhamlon 

mxkf  weil,  wenn  man  einen  Vergleich  der  Gütertransporte, 
jfdohe  in  dem  verflossenen  Jahre,  wo  die  Dampfschiffahrt  ins 

ufllben  trat,  auf  dem  Rheine  durch  die  Segelsciuffahrt  sutt- 
Mfalden,  mit  jenen  in  den  früheren  Jahren  anstellt«  sich  crgiebu 

lails  durch  letztere  eine  bedeutend  gröfsero  Quantität  als  wrher 

*lnchifft  wurde.  Der  Mehrbetrag  wurde  durch  die  Danu^f- 
^biffahrt  angezogen,  und  verführte  sie  gewöhnlich  nur  solcne 
jEaren.  welche  ihrer  Eile  wegen  gröfstenteils  xu  l^nd  ce- 
^tigen  sein  würden.  Die  Dampfschiffahrt  brachte  sohin  tter 
"^gelschiffahrt  eher  Nutzen  als  Schaden. 

jjfi  ad  2.  Eine  Frachtenerhöhung  kann  aus  dorn  dop^n^lten 
gdprnnde  nicht  eintreten,  weil  einesteils  die  FrachttMi  auf  dwu 
gJleine  immer  noch  nicht  im  Verhältnisse  mit  jenen  auf  andern 
^ftssen  stehen,  sondern  bei  weitem  zu  hoch  crschoinon,  und 
^||demteil8  die  Schiffer  bei  Ladungen  aufser  uml  seihst  in  der 
^Ipor  noch  um  billigere  Frachten  fahren.  Auch  verschuldet. 
jie  eingangs  bemerkt,  nicht  die  angebliche  Niodri^jckeit  der 
Jlkshttaxe,  sondern  lediglich  die  übergrofse  SchitferKahl,  wenn 

^  M  ^rtchungen  X  VI II  :».  -  -  K  o  k  o  r  t.  *J?* 


4»^  ITXIL 

die  HdaMar 

md  %.    B«rtdbt    d«r 
Sfldbtidl  der  direks«  Fakit, 
MiOEsl  zw  AUbOfe  a  koiaen,  indcM  doclbe  Ol 
dMBT  gy»Hriirhe«  F<MiDeo  Tertbc  wird.   —  Die 
«ad  die  HMPUdmldicen,   «ad  giebc  rbrnfalb  £e 
SdbiCeraoU  die  VeniiTiOTwg  dasa  mb.   dcoa  jeder  viB 
VßkmmkA  gewinoeD,  jeder  will  di'MiuM'li   £ikia 
•iel^  et  n  niedrigeren  Preisen  n  tkon^  wns  die 
der  Wnren  zn  iliiem  Vorteile  nntfirlicli  annekmea 

fld  4  o.  5.    Stdkn  «eh  beide  Genche  ab 
billig  dnr  ottl  wäre  deswegen  m  wönecben .   dnCi 
iklut  werden  mdge. 

Oenelimige  boehldUiebe  KommiMian  die  V< 
T<Jlkanmienster  Hochaehtmig 


14. 

Kenx^tiira  snn  Betrieb  der  larktsehiflerei 

ud  Xierttein  tm  B.  Janur  182S. 

(Aus  Bbeinflelufiairtemkten  1828  ILStA.) 

Mains,  den  15.  Janoar  1888. 

Die  Gro&herzogliche  Regierung 

nach  Ansicht  de«  GesuchB  des  Rleinschiffere  Johann 
Adam  Hdhr  zu  Nierstein  um  Konzessionierung  zur  Betretbu^ 
der  Marktschifferei  zwischen  Nierstein  und  Mainz;  nach  An- 
sicht der  von  Seiner  Excellenz  dem  Grofsherzogl.  Minister  der 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  auf  diesseits  erstatteten  des- 
fallsigen  Vortrag  erfolgten  höchsten  Entscheidung  Tom 
17.  Dezember  1827,  Nr.  A.  D.  2129;  nach  weiterer  An- 
sicht der  von  selten  der  Herren  Bürgermeister  von  Nierstein 
und  Mainz,  sowie  auch  der  Grofsherzogl.  Handelskammer  da- 
hier  gemachten  gutachtlichen  Vorschläge  hinsichtlich  des  für 
diese  Marktschiffahrt  festzusetzenden  Frachttarifs  und  der  sonst 
dabei  zu  bestimmenden  nötigen  polizeilichen  Vorschriften; 
und  in  Erwägung,  dafs  der  Bittsteller  Johann  Höhr  alle  zu 
dieser  Unternehmung  erforderlichen  Eigenschaften  und  tüchtige 
Fahrzeuge  besitzt;  auch  derselbe  unterm  27.  Juli  vorigen 
Jahres  bereits  die  Ermächtigung  zum  Betrieb  der  Klein- 
Schiffahrt  von  uns  erhalten  hat, 

beschliefst: 

Dem  eben  benannten  Johann  Adam  Höhr  wird  hiermit 
die    Konzession    zum    Betrieb    der    Marktschifferei    zwischen 
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Mainz  und  Nferstein  auf  einen  Zeitraum  von  zehn  Jahren, 
vom  L  Januar  1828  an  bis  zum  31,  Dezember  1837  ein- 
8chliefalicb  gegen  einen  jährlichen,  in  die  Staatskasse  zu  ent- 
richtenden Kanon  von  Dreifsig  Gulden,  welcher  von  der 
vorbeaagten  Epoche^  L  Januar  dieses  Jahres,  an  zu  laufen  hat, 
und  unter  den  wetteren  polizeilichen  Bestimmungen  hiermit 
erteilt;  nämlich: 

L  Der  Konzessionär  mufs  stets  mit  einem  hinlänglich  ge- 
räumigen ,  im  besten  Zustande  betin  dl  ichen  und  gedeckten 
Schiffe  versehen  sein,  und 

2.  jeden  Dienstag  und  Freitag,  solange  die  Schiffahrt  offen 
iat,  regelniäfsig  um  4  Uhr  morgens,  es  mögen  wenig  oder 
viele  Personen  beisammen  sein,  von  Nieratein  ab*  und  um 
1  Uhr  mittags  von  Mainz  wieder  dahin  zurückfahren ;  auch 
bei  dieser  Zurückfahrt  eine  Stunde  in  Weisenau  an- 
hatten, 

3.  Bei  der  Bergfahrt  ist  derselbe  gehalten ,  jedesmal  die 
nötige  Anzahl  Pterde  anzuspannen,  damil  die  Fahrt  zu  Berg 
nicht  zu  langsam  gehe. 

4.  Ebenso  hat  der  Marktschiffer  bei  jeder  Fahrt  einen 
Nachen  au  diis  Marktschiff  anzuhängen,  um  sich  desselben  bei 
allenfallsigen  Unglückstallen  bedienen  zu  können. 

5.  Darf  sich  derselbe  nur  gelernter  und  erfahrener  Schiffs- 
knechte bedienen,  die  dem  Trünke  nicht  ergeben  sind  und 
die  sich  sämtlich,  so  wie  er,  der  Marktschifler  selbst,  eines 
bescheidenen,  zuvorkommenden  Betragens  gegen  die  Reisenden 
zu  befleifsigcn  haben;  nicht  minder  soll  er  sich  angelegen  sein 
lassen,  durclj  alle  ihm  zu  Gebot  stehenden  Mittel  das  Port- 
kommen der  Reisenden  zu  beftirdern  und  fiir  einen  sicheren 
und  bequemen  Aufenthalt  auf  dem  Schifl'e  zu  sorgen. 

6.  Dem  Marktschiffer  ist  untersagt,  aufser  den  Fracht- 
briefen, welche  zu  den  geladenen  Gütern  und  Effekten  gehören 
und  deren  Marken  tragen,  sonstige  Briefe  zu  befördern^  oder 
sich  mit  dem  Transport  der  der  grofsen  Schiffahrt  angehörigen 
Stückgüter  zu  belassen. 

7.  Der  Tarif  der  Gebühren,  welche  der  Marktschiffer  zu 
nehmen  berechtigt  ist,  wird  tilgender mafaen  festgesetzt: 


fl.     kr. 


Von  einer  FerüOiiT  i?inrtdilr<^ffllich  derXiUt,  so  dieselbe  tragen 

kann     .........     

Von  eiuem  gepackten  Korb,  ungef*lhr  1  Oentner  wiegend      , 

Vmi  einem  MHlter  Friirhl,  ohjj*>  Unterschied 

Von  einer  Tonne  Hering  oder  Seifte    •     '     \ ,•     - 

Von    einem    Centn  er   Ware    von    Hain«   nach  Nier- 
stein zu  Berg,  ohne  ünterscbn*d  .     .,. , 

Von  einer  Ohm  Wein,  Essig,  jlranntwfin,  Ol  ete 

28 
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Von  einer  Scheibe  eiserner  Stück^Etrsreife  ....*... 

„     einer  Scheibe  hölzerner  Stückfialareife 

^     einer  Scheibe  hölzerner  oder  eiserner  Zulast-  und  kleinerer 

Reife 

„     hundert  Stuckfafs  Daubholz 

„  „         Rheinlatten 

„  „         Mainlatten 

„  „         Spalierlatten 

„     hundert  erofsen  Borten 

„  „         Mainborten 

„     einem  Baumstamm  4^r 

n    »      «     «::' 

7^'  •  •. 

8ter 
9ter 

^'„     emem  Malter  Steinkohlen 

,  „     hundert  Krügen  Mineralwasser 

„     einem  Krug  „  

„     einem  fetten  Schwein 

„     einem  Ferkel 

„     einem  Stück  Wein 

„      einer  Zulast 

„.     einem  Centner  Ware  von  Nierstein  nach  Mainz 

zu  Thal 

Für    ein    Stuckfafs    mit   Inbegriff  von    19  kr.   für  Zoll   und 

Krahnengeld 

Für   ein    2-Ohmfafs    mit    Inbegriff    der    kr.    für    Zoll    und 

Krahnengeld 

Für    ein   Ohmfais     mit    Inbegriff    der     kr.     für    Zoll    und 

Krahnengeld 

Für    ein   Zulastfafs    mit    Inbegriff    der    kr.    für    Zoll    und 
Krahnengeld 


fl.     kr. 


4 

a 

3 
12 
24 
16 
12 

40 
80 
24 
20 
18 
15 
8 

50 

1 

6 

2 

4  I- 


-I   -6 

36 

10 

6 

18 


8.  Vorstehender  Frachttarif  soll  auf  dem  Marktschiffe 
selbst  an  einem  in  die  Augen  fallenden  Ort  angeheftet  werden, 
damit  ein  jeder  davon  Kenntnis  zu  nehmen  im  stände  ist 

9.  Die  Nichtbeobachtung  oder  Zuwiderhandlung  vor- 
besagter Bestimmungen  soll  für  den  Petenten  den  Verlust  der 
Konzession  nach  sich  ziehen. 

Ausfertigung  gegenwärtigen  Beschlusses  soll  dem  Grofs- 
herzoglichen  Bürgermeister  von  Nierstein  zur  Kenntnis  mit- 
geteilt werden,  um  solchen  dem  Marktschiffer  Johann  Adam 
Höhr  zu  seiner  Legitimation  und  Danachachtung  zu  be- 
händigen. 
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15. 

Fahrplan  mal  Frachtpreise  der  Freu Isi seh- Rheiiiisehfii  nampf' 
schifTahrtBgeselUehart  in  dem  erstt^n  Uetriebsjahre. 

(Eiiiblsittdruck  der  HcblÖÄHtirsfheij  DriH!kerr;i  iler  PreufsisL'h-Rlit'iuiaL-hen 

Dampfschiffahrtaverw^aitimg  7M  KoIb^    in  Akten  Über  Handel  und  Ver* 

kebrsweaen  [Dampföcliiffabrt]  M.St.A.) 

Abfahrt 

Preurslseti  Rheinischen  DampIsehlfTe 

zwiftcheti  Köln  und  Mainz j    während  den  Monaten  Juni,  Juli 

und  August  1827. 

Für  Passagiere,  Frachtgüter,  Wagiin  und  Pferde. 

Bis  zum  8.  Juni  wird  die  „Concordia**  noch  ilen  Dienst 
allein  wahrnelinien ,  und  bleiben  daher  die  Ahfalirtstage  h\^ 
dahin  die  nämliehen  wie  währe  od  des  Monats  Mai.  Die  Ab- 
fahrtsstnnden  sind  "aber  zu  Köln:  Sonntagt^  um  7  Uhr  und 
Mittwochs  um  8  Uhr  morgens;  und  zu  Mainz  Dienstags  um 
i\  Uhr  und  Freitags  um  8  Uhr  morgens.  Vom  8*  Juni  ab 
wird  der  „Friedrich  Wilhelm"  in  Dienst  gesetzt  uml  abwech- 
selnd mit  der  „Concordia*^  fahren.  Die  Abfahrtstage  und 
Stiindeu  sind  alsdann   wie  folgt: 

Von  Köln  nach  Bonn,  Koblenz,  Bingen^  Mainz  und  den 
Zwischenortenj  Sonntags  und  Dienstag«  oiorgens  um  7  Uhr, 
Mittwochs  und  Freitags  morgens  um  8  Uhr. 

Von  Bonn  nach  Koblenz,  Bingen,  Mainz  und  den  Zwischen- 
orten, Sonntags  und  Dienstags  morgens  um  11  Uhr^  Mittwochs 
und  Freitags  mittags  um   112  Uhr. 

Von  Koblenz  nach  Hingen,  Mainz  und  den  Zwischenorten, 
Montags,  Mittwochs,  Donnerstags  und  Samstags  morgens  um 
5  Uhr. 

Von  Bingen  nach  Ellville  und  Mainz,  Montags,  Mittwochs, 
Donnerstags  und  Samstags  nachmittags  um  2'/t  Uhr. 

Von  Mainz  nach  Bingen,  Koblenz,  Bonn^  Köln  und  den 
Zwischenorten,  Sonntags  und  Freitags  morgens  um  8  Uhr, 
Dienstags  und  Donnerstags  morgens  um  6  Uhr. 

Von  Bingen  nach  Koblenzj  Bonn,  Köln  und  den  Zwischen- 
orten, Sonntags  und  Freitags  morgens  um  10  Uhr,  Dienstags 
und  Donnerstags  morgens  um  8  Uhr. 

Von  Koblenz  nach  Bonnt  Köln  und  den  Zwischenorten, 
Sonntags  und  Freitags  nachmittags  um  2  Ulir,  Dienstags  und 
Donnerstags  mittags  um  12  Uhr. 

Von  Bonn  nach  Köln,  Sonntags  und  Freitags  nachmittags 
um  5  Uhr,  Dienstags  und  Donnerstags  nachmittags  um  3  Uhr. 

Die  Preufsisch  Rheinischen  iJampfschiffc  korrespondieren 
in  Mainz  mit  den  Dampfschiflen  des  Oberrheins  und  in  Köln 
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mit  jenen  des  Niederrheins,  welche  mit  anderen  Dampfschiffen 
in  Verbindung  stehen,  die  nach  allen  Richtungen  des  König- 
reichs der  Niederlande  und  nach  London  fahren.  Von  Köln 
fahren  an  den  unten  bezeichneten  Tagen  wöchentlich  zwei 
Dampfschifie  in  einem  Tage,  und  zwei  andere  in  zwei  Tagen 
nach  Rotterdam. 
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Zu  Königswiuter,  RolaiiclBeck,  Remagen,  Linz,  Andernach, 
Neuwied,  Boppard,  St.  Goar,  Kaub,  Bacharach,  Bingen  und 
Eltville  sind  Schiffer  mit  geeigneten  Kifchneti  beötellt^  welche 
die  Passagiere  an  die  Dampfi^eliifte  anbringen  und  von  den- 
selben abholen. 

Jeder  Passagier  hat  60  Pfund  Effekten  frei.  Jede»  Pfund 
über  dieses  Gewicht  zahlt  von  Köln  \m  Bonn  1  Pf,  bis  Linz 
2  Pf. ,  bis  Andernach  3  Pf. ,  bis  Koblenz  4  Pf. ,  hh  Bojipard 
5  Pf.,  bis  St.  Goar  6  Pf.,  bis  Bingen  7  Pf.,  biß  Mainz  8  Pf. 
und  herab  eben  so  viel  nach  den  nämlichen  Distanzen.  Ein- 
zelne Kollis,  welche  nicht  zum  Pa^sagiergut  gehören,  zahlen, 
wenn  sie  50  /i?.  und  darunter  wiegen,  bis  Bonn  5  Ögr, ,  bis 
Linz  6  Sgr.,  bis  Antlernach  7  Sgr,  bis  Koblenz  8  Sgr.,  bis 
Boppard  9  Sgr.,  bis  St.  Guar  10  Sgr.,  bis  Bingen  11  Sgr.,  bis 
Mainz  12  Sgr.  Wenn  sie  mehr  als  50  U  und  bis  zu  107  ^ 
wiegen,  zahlen  sie  von  Köln  bis  Bonn  8  Sgr,,  bis  Linz  9  Sgr., 
bis  Andernach  10  Sgr.,  bis  Koblenz  11  Sgr.,  bis  Boppard 
12  Sgr.,  bis  St.  Goar  13  Sgr.,  bis  Bingen  14  Sgr.  und  bi« 
Mainz  15  Sgr.  Bei  jeder  ersten  Distanz  wird  daher  tUr  ein- 
zelne  KoUis  mit  5  resp.  8  Sgr.  angefangen ,  und  gilt  gleiche 
Taxe  für  die  Thalfahrt.  Alles  was  über  107  /5f.  wiegt,  wird 
nach  obiger  Hauptfracht  berechnet. 

Von  Barsendungen  in  Geld  und  Kffektenj  wird  bezahlt, 
ohne  Au&^nahme  der  C)rter,  von  Köln  bis  Ktjblenz  unter 
200  Thaler,  10  Sgr.;  unter  300  bis  zu  200  Thaler,  15  Sgr.; 
unter  400  bis  300  Thal  er,  20  Sgr.;  unter  500  bi»  400  Thaler, 
25  Sgr.;  unter  1000  bis  500  Thaler,  1  Thaler;  und  von  1000 
und  darüber,  1  pro  Mille.  Von  Koblenz  nach  Mainz  gilt 
gleiches  Verbältnis ,  und  von  Köln  nacli  Maiui^  das  Doppelte. 
Zu  Thal  sind  dro   Preise  die  nämlichen. 

Der  Pavillon  kann  ganz  gemietet  werden.  Der  Preis  ist 
alsdann  für  eine  Gesellschaft  bis  zu  5  Personen  das  Sechs- 
fache des  Pavillonpreises,  Jede  Person  über  die  Anzald  fünf 
mufs  aufserdcm  noch  den  Preis  der  Vorkajüte  bezahlen.  Die 
Vermietung  kann  nur  in  Köln  und  Mainz  stattfinden,  w^enn 
sie  wenigstens  24  Stunden  vor  Abfahrt  des  Schiffs  bestellt 
wird;  in  Koblenz  und  an  allen  anderen  Orten  aber  nur  unter 
Vorbehalt,  dafs  der  Pavillon  noch  unbesetzt  ist. 

Kinder  unter  10  Jahren  zahlen  auf  den  drei  ersten  Plätze 
die   Hälfte,  —   Für  mitgebrachte    Hunde    wird    der    geringst©^ 
Preis  bezahlt.     Auf  den  Schiffen  ist    für  Table  d'hote   sowohl 
als    für    anständige    Restauration    gesorgt;    alles    zu    billige 
Preisen. 

Von  Köln  nach  Mainz  fahren  die  Schifte  in  zwei  Tagen, 
von  Mainz  nach  Köln  aber  in  einem  Tage. 

Von  Köln  fährt  wöchtntÜch,  Mittwochs  und  Samstagfl 
morgens  um  5  Uhr»  ein  Dampfschiff  in  zwei  Tagen,  und  Mon- 
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tags  und  Donnerstags  morgens  um  4  Uhr,  ein  anderes  in  einem 
Tage  nach  Rotterdam. 

Von  Rotterdam  fahren  diese  Schiffe  Dienstags  und  Sams- 
tags morgens  um  4  Uhr,  und  Sonntags  und  Mittwochs  morgens 
um  5  Uhr  nach  Köln  ab. 

Das  Dampfschiff  „Attwood",  Kapitän  Stranack,  fährt  jeden 
Samstag  morgens  um  10  Uhr,  die  Dampfschiffe  »Der  König 
und  die  Königin  der  Niederlande**  fahren  Sonntags  und  Mitt- 
wochs morgens  um  8  Uhr  von  Rotterdam  nach  London. 


Vertrag  vom  20.  Januar  1832  Ober  Vereinigung  der  Dampf- 

sehiffahrtsgesellschaft  vom  Rhein  und  Main  mit  der  Prenfsisek- 

Rheinischen  Gesellschaft. 

(Aus  Akten  der  M.  H.  HK.  §  5822.) 

In  Erwägung,  dafs  durch  die  Übereinkunft  der  Uferstaaten 
des  Rheines,  welche  die  Schiffahrt  auf  diesem  Strome  seit  dem 
17.  Juli  1881  frei  erklärt,  grofse  Veränderungen  eingetreten 
sind,  in  Erwägung  femer,  dafs  unter  diesen  Verhältnissen  das 
Interesse  des  Handels  erfordert,  kräftige  Maisregeln  zu  ent- 
wickeln, um  den  Versendungen  auf  dem  Rheine  die  möglichste 
Ordnung  zu  erhalten  und  durch  Schnelligkeit  und  Regelmäfsig- 
keit  der  Fahrten  allen  Bedürfnissen  des  Handels  zu  entsprechen, 
dafs  dieses  durch  Vereinigung  aller  zu  Gebote  stehenden  Mittel 
und  Kräfte  am  besten  erreicht  werden  kann,  dem  lange  ge- 
nährten Wunsche,  beide  Gesellschaften  in  eine  einzige  zu  ver- 
schmelzen entsprechend,  ist  zwischen  der  Verwaltung  der 
Preufsisch  -  Rheinischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  zu  Köln 
einerseits  und  der  Direktion  der  Damp^chiffahrtsgesellschaft 
vom  Rhein  und  Main  andererseits  folgender  Vertrag  verab- 
redet und  abgeschlossen  worden. 

Art.  1, 

Die  Firma  der  Dampfschiffahrt  vom  Rhein  und  Main  hört 
vom  15.  Februar  1.  J.  an  auf,  ebenso  jene  der  Preufsisch- 
Rheinischen  Gesellschaft,  welche  ihr  Geschäft  mit  jenem  der 
Gesellschaft  vom  Rhein  und  Main  vereinigt  und  dasselbe  unter 
der  Firma: 

„Rheinische  Dampfschiffahrt"^ 

vom  15.  Februar  1.  J.  an,  auf  dem  Rhein  und  Main,  soweit 
aufwärts  als  es  für  den  Betrieb  angemessen  ist,  fortbetreiben 
wird.  Der  Abänderung  der  Firma  der  bisherigen  Preufsisch- 
Rheinischen  Gesellschaft  in  Rheinische  Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft wird  jedoch  die  erforderliche  Genehmigung  der  General- 
versammlung der  Aktionäre  dieser  Gesellschaft,  sowie  jene  der 
betreffenden  Regierungen  vorbehalten. 
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Art,  2. 

Die  bieherigen  Statuten  der  Preufsiach-KheiDischen  Geaell« 
Schaft  bleiben  fortan  die  Grundlage  der  Rlietnistclien  Dampf- 
schi ff  ah  rtBgesellschaft,  die  Statuten  der  Gesellschaft  vom  RheiD 
und  Main  treten  am  15.  Februar  i*  J,  aufser  Kraft. 


Art.  3. 

Die  Gesellschaft  vom  Rhein  und  Main  überträgt  der  be- 
sagten Rhein  lachen  Gesellschaft  ihr  ganzes  Mobiliar  und 
Mobiliarverraögen,    dessen  Aufzählung   hier  folgt:     Es  besteht 

a)  aus  dem  den  Oberrhein  bis  Mannheim  und  Schröck  der- 
malen befahrenden  Dampf boot  ^Der  Ludwig"  ; 

b)  aua  dem  zwischen  Mainz  und  Frankfurt  dermalen  fah- 
renden DampfscliitTe  „Die  Stadt  Frankfurt*^  ^  beide  mit 
allen  dazu  gehörenden  Utensilien  und  Effekten,  laut  de» 
dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigefügten  und  unter- 
schriebenen Inventars ; 

c)  auB  der  dahier  in  Mainz  errichteten  Reparaturwerkstätte 
und  allen  dazu  gehörenden  Werkzeugen  und  Gerät- 
schaften^  ebenfalls  biut  Inventar; 

d)  aus  dem  Magazin   am  Rhein  mit  Ausnahme   des  Grund 
und  Bodens,  der  Eigentum  der  Stadt  ist,  nebst  den  daza  l 
und    zu    den   Bureaus    gehörigen    Möbels   und  Effekten, 
80    wie     solche     auf     dem     beigefiigten     Inventar     be- 
zeichnet sind. 

Art.  4. 

Alle  Rechte,  Privilegien  und  Konzessionen  der  Gesellschaft 

vom  Rhein  und  Main^  sowie  jene  der  Preussisch  -  Rheinischen 
Gesellschaft  werden  nun  zusammen  Eigentum  der  Rheinischen 
Gesellschaft,  die  solche  zum  besten  des  Ganzen  verwendet. 

Art.  5. 

Die  Gesellschaft  vom  Rhein  und  Main  entsagt  alten  Forde* 
rungen  und  Ansprüchen,  welche  sie  an  die  Preufsiscb-Rheinische 
Geaellechaft  gemäfs  den  Artikeln  3,  9,  10,  11  und  12  des  Ver- 
trags vom  24.  April  1827  aus  dem  Grund  der  stipulierten 
Additionellaktien  seit  dem  1.  Mai  1827  bis  zum  15.  Februar 
18»^2  zu  machen  berechtigt  sein  könnte. 

Art.  6. 

Als  Äf|uivalent  deren,  gemMls  vorstehenden  Artikeln  3,  4 
und  5  van  selten  der  DampfHehrffahrtsgesellschaft  v*om  Rhein 
und  Main  an  die  RheiniHche  abgetretenen  Rechte  und  Eigen- 
tum an  Mobilien  und  ImniobiÜen,  empfangt  die  GeftelUchaffc 
vom  Rhein  und  Main   von    der  Rheinischen  DamptBchiffahrts-^ 
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gesellschaft  die  Summe  von  einhundertundzwanzigtausend 
Uulden  in  Preufs.  Coorant  a  105  Kreuzer  in  Aktien  der 
Preufsisch-Rheinisehen  Gesellschaft  zu  200  Thaler  Preufs.  Coo- 
rant und  der  nicht  durch  eine  Aktie  darzustellenden  Aus- 
fleichungssumme  in  bar;  aufserdem  aber  noch  in  bar  die 
umme  von  2000  Thaler,  geschrieben  zweitausend  Thaler, 
Preufc.  Courant  als  Vergütung  für  die  neuerlich  durch  die 
Direktion  der  Rhein-  und  Maingesellschaft  angeschafften  zwei 
neuen  Kessel  für  das  Schiff  „Stadt  Frankftirt^  und  andere 
den  Kapitalwert  der  Schiffe  vermehrende  Verbesserungen. 

Art  7. 

Diese  Aktien  treten  vom  1.  Januar  1832  an  in  Zinsen 
gleich  den  übrigen  Aktien  der  bisherigen  Preufsisch-Rheinisehen 
Gedellschafty  sie  geniefsen  in  allen  Beziehungen  gleiche  Rechte 
mit  den  früher  ausgegebenen  Aktien  der  bis  letzt  benannten 
Preufsisch-Rheinisehen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  und  machen 
einen  integrierenden  Teil  des  Fonds  der  nunmehrigen  Rheini- 
schen Dampfschiffahrtsgesellschaft  aus. 

Art.  8. 

Das  besondere  Stimmrecht,  welches  den  300  Aktien,  wo- 
fUr  die  Dampfschiffahrtsgesellschaft  vom  Rhein  und  Main  bei 
der  Unternenmung  der  Preufsisch  -  Rheinischen  Gesellschaft 
beteiligt  ist,  in  Gemäfsheit  der  Bestimmungen  des  §  13  des 
Vertrags  vom  23.  April  1827  ankleblich,  hört  hiermit  auf. 
Diese  300  Aktien  treten  damn  gleich  jenen  Aktien,  die  der 
Dampfschiffahrtsgesellschaft  vom  Rhein  und  Main  laut  Art.  6 
übergeben  werden,  in  die  Rechte  aller  übrigen  und  geniefsen 
das  Stimmrecht,  wie  solches  in  den  §S  30  und  31  der  Statuten 
der  Preufsisch-Rheinisehen  Gesellschaft  festgesetzt  ist. 

Art.  i). 

Die  Übernahme  des  Ganzen  geschieht  am  15.  Februar 
1.  J.,  von  welcher  Epoche  an  die  Rheinische  Gesellschaft  es 
übernimmt.  Die  Übergabe  der  sämtlichen  Effekten  mufs  in 
gutem ,  brauchbarem  Zustande ,  wie  sie  jetzt  sind ,  effektuiert 
werden. 

Art.  10. 

Der  Kohlen  Vorrat ,  der  sich  zu  dieser  Epoche  sowohl  in 
den  Magazinen  von  Mainz  als  in  jenen  von  Mannheim  und 
Speier  vorfindet,  wird  konstatiert  und  so  wie  die  vorrätigen 
Materialien  der  Werkstätte,  Öl  und  Fett  u.  s.  w.  im  Ankaufs- 
preise von  der  Rheinischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  ül>er- 
nommen  und  an  jene  vom  Rhein  und  Main  bar  bezalilt. 
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Art   n. 

Alle  übrigen  Aktiven  und  Passiven  der  Damptöehiffahrts- 
gesellst'haft  vom  Rhein  nnil  Main,  bis  zum  Übertragstermin, 
bleiben  tlir  deren  eigene  Rechnung  zu  licjuidieren. 

Art  12. 

So  wie  die  Rheinische  Gesellschaft  in  sämtliche  Gerecht- 
same der  D  am  p  fach  ifFahrtsg  es  eil  Schaft  vom  Rhein  nnd  Main 
eintritt,  übernimmt  sie  auch  andererseits  alle  von  letzterer  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten,  sowie  aolche  aus  den  von  den 
verschiedenen  Ufers  tarnten  erhaltenen  Konzessionen  und  au» 
den  mit  ihren  Beamten  und  Lieferanten  abgeschlossenen 
Verträgen,  wovon  Auszüge  und  Abschriften  dem  Gegenwärtigen 
angebogen  sind,  hervorgehen;  ebenso  wird  die  Rheinische 
Gesellschaft  den  Mietzins  der  Kohlenlokale,  Magazine  und 
Bureaus  vom  15*  Februar  L  J.  an  für  ihre  Rechnung  über- 
nehmen. 

Art  13. 

Die  Rheinische  Daropfschiffahrtsgesellschaft  vergütet  an 
jene  vom  Rhein  nnd  Main  die  aversionelle  EntBchädigungssumrae 
der  Bureaus  u,  s.  w.,  k  4000  fl,  jährlich ,  nur  noch  bis  zum 
15.  Februar  1832. 

Art  14, 

Die  Beamten ,  welche  die  Rheinische  DampfsehiffahrtÄ- 
verwaltung  für  Mainz  nötig  erachtet,  sollen  nach  Wahl  dieser 
Verwaltung  entweder 

a)  auf  einen  von  ihr  bei  der  Grofsher/;oglicli  hessischen 
Handelskammer  zu  Mainz  geforderten  Vorschlag  oder 
auch 

b)  unmittelbar  von  der  Dampfschiffahrtsgesellschafi  ernannt 
werden. 

Im  ersten  Falle  schlägt  die  Handelskammer  fUr  jede  Stelle 
drei  tüchtige  Kandidaten  vor,  und  im  letzten  Fall  aber  wird 
die  Verwaltung  die  ausersebenen  Subjekte  vorher  der  Handels- 
kammer nambaft  machen  und  von  deren  Anstellung  abstehen» 
falls  sie  dieser  Behörde  milstallig  sein  sollten;  dieses  Mifsfallen 
soll  jedocb  moliviert  ausgesprochen  werden;  in  keinem  Falle 
sollen  Kanfleute,  die  wirklich  Geschäfte  betreiben,  vorge- 
schlagen werden.  Diese  Beamten,  sowie  ihre  Verrichtungen 
sollen  luiter  die  Aufsrclit  der  Handelskammer  zu  Mainz  ge- 
stellt werden,  damit  diese  die  Qeftillrgkeit  habe,  darüber  zu 
wachen,  dnfs  der  Dienst  instruktionsmäfsig  und  mit  Fleifs, 
Redlielikeit  und  Pünktlichkeit  gethan  und  keinem  Teile 
Kränkungen  der  Rechte  zugefügt  werden. 


Art  15. 

Sollten  Mafsregeln  zu  ergreifen  sein,  die  zum  Besten 
Dampfschiffahrt  entweder  der  Stadt  Mainz  oder  im  Intei 
des  Rheinhandels  im  allgemeinen  nötig  sein  könnten,  so  wiri 
die  Handelskammer  von  Mainz  die  deöfallsigen  Vor»chllg« 
dem  Verwaltungsrat  in  Köln  vorlegen,  der  sie  dann  in  Aus- 
führung bringen  wird,  wenn  sie  nach  genauer  Prüfung  im 
Nutzen  des  Unternehmens  erscheinen 


Art  16. 


Gegenwärtiger  Vertrag  »oll  bei  der  Grofsherzoglich 
sehen  Handelskammer  in  Mains  deponiert  werden,  die  auf 
Ausführung   desselben,    insofern  es   die    Lokal*    und  Handels 
interesaen  der  Stadt  Mainz  betrifft,  wachen  wird. 

Art.  17. 

Die  Dauer  der  Rheinischen  Gesellschaft  wird  durch 
§§  6  und  35  der  Statuten  der  Preufsiaeh-Rheinischen  G 
Schaft  bestimmt. 


Art  18. 

Sollte,    bis   zur   vollzogenen  Übernahme,    über  die  Aus>- 
legung  des  einen   oder  des  anderen   der  vorstehenden  Artik 
eine  Verbchiedenheit  der  Meinung,  oder  sonstige  Streitigbeiteit' 
unter   den  beiden   kontrahierenden  Teilen  eintreten,   so  aolleu 
ftolche  durch    vier  iScliiedsrichtcr,    wovon  jeder  Teil    zwei   < 
nennt  und  nötigenfalls  durch  einen  Obmann,  den  die  vier  < 
nannten  Schiedsriehter  erwählen,  entschieden  und  ausgeglich 
werden,  ohne  dafs  hierbei  ein  fernerer  Appell  stattfinden 

Art.  19. 

Die  Ratifikation   des  gegenwärtigen  Vertrages   von  aeiten 
der  Generalversammlung  der  Rhein-  und  Maingesellsehaft  wird 
vorbehalten,  welche  zu  diesem  Behuf  vor  dein  15.  Februar  1,  J._ 
zusamnienberufen  werden  wird. 

Gegenwärtiger   Vertrag    ist    in    duplo    ausgefertigt,    vop-' 
gelesen,  van  beiden  Teilen  unterzeichnet  und  jedem  derselb<*n 
ein  Exemplar  zugestellt  worden. 

So  geschehen,   Köln  und  Mainz,  den  20,  Januar  1832. 

Die  Direktion    der   D  a  m  p  f  s  c  h  i  f  f  a  h  r  t  s  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t 

vom  Rhein  und  Main. 
J.  KertelL     Ant.  Humann.    Triedn  Korn.     C.  Lauteren  Sohn 

G.  Dael. 

Die  Verwaltung  der  Preufsisch-Rheiniachen 

Dampfs  eh  iffahrtö  ge  Seilschaft. 

Merkend.     Wittgenstfin. 
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17. 

ZasatzlM^stimninHgen   zu   dem   Vertrag   An*  Dampfschiffiilirts- 

ji^esellschart   vani    [Itiein   und   Main  mit   df^r  Preursis^li-Kht*!- 

uisclieu  Daiiiprscliitfatirtsgcsellschaft  v(im  2<>.  Jaiinsir  1832* 

(Aus  Akten  der  M,  H,K.  §  5tJ22.) 

Die  Verwaltung  der  Prerifsisch- Rheinischen  Dani|jischiff- 
fahr Urgesellschaft  in  Köln,  handelnd  unter  der  von  ihr  bereits 
angenommeoen ,  von  den  betreflenden  Kegicrungen  aber  noch 
nicht  genehmigten  Firma:  Kheinisehe  Dampfiehiffahrtägesell- 
ßcliaft  und  die  Direktion  der  Darapfechiffahrtügesellschaft 
vom  Rhein  und  Main  in  Mainz,  eingesehen  den  Vertrags  den 
beide  Teile  am  heutigen  Tag  wegen  Übernahme,  respektive 
Übertrag  des  aktiven  Vermögens  der  Rhein-  und  Maingesell- 
achaft  und  des  Geschäfts  derselben  abgescldossen  haben, 
sind  noch  über  folgende  Bestimmungen  miteinander  überein- 
gekommen : 

Art.  1.  Die  Preutsisch-Rheinische  Dampfschiffahrtsgesell - 
Schaft^  welche  in  Geniäfaheit  des  vorerwähnten  Vertrags  nun- 
mehr die  Firma  „Rheinische  Dampfschiffahrtsgesellschaft"  an- 
genommen hat,  verpflichtet  sich»  weder  aufwjirts  noch  abwärts 
an  Maines  vorbeizufaliren ,  sei  es  mit  Dampf-  oder  Schlepp- 
schiffen^  ohne  die  geladeneu^  weiteHahrenden  Waren  im  Hafen 
von  Mainz  zu  löschen,  sie  untersagt  sich,  daselbst  iSpeditions- 
geschäfte  weder  mittelbar  noch  unmittelbar  für  eigene  Rech- 
nung zu  betreiben.  Nur  für  folgende  Artikel  behitlt  sie  sich 
nach  Gutbefiüden  die  eigene,  unmittelbare  Besorgung  vor, 
nämlich : 

a)  für  Geldsendungen; 

b)  für  Effekten  der  Reisenden; 

c)  für  frisches  Obst,  frische  Gemüse,  tVische  Fbifs-  und 
Seefische,  Austern,  Muscheln  u.  s.  \\\  und  Wildbret  aller 
Art. 

Sollten  sich  andere  Gesellschaften  bilden,  oder  auch  nur 
einzelne  Unternehmer  auftreten,  um  den  Rhein  von  und  nach 
Mainz,  mit  Vermeidung  des  Umschlages  zu  Köln,  oder  auch 
an  Mainz  vorbei  unter  Vermeidung  des  dortigen  Umschlages» 
mit  Dampfschiffen  in  rßgelmäfsigem  Dienst  und  konkurrierend 
gegen  die  Rheinische  Gesellschaft  zu  befahren,  so  soll  die 
Wirkung  des  gegenwärtigen  Artikels  so  lange  aufhören,  als 
diese  Konkurrenz  dauern  wird. 

Art.  2^    Gegenwärtiger  Vertrag  soll  in  allem  gleiche  Kraft 
und  Wirkung  haben,  und  gan»  so  l>ehandeU  werden,  wie  d©r_ 
Hauptübernahme-  respektive  Übertrags  vertrag,  und  ist  deraelb 
in  dupio  ausgefertigt,  vorgelesen,  von  beiden  Teilen  genehmigt 


448  XVni  5. 

und  unterzeichnet  und  jedem  derselben  eine  Ausfertigung  zu- 
gestellt worden. 

So  geschehen,  Köln  und  Mainz,  den  20.  Januar  1832. 
J.  Kertell.    Friedr.  Korn.     C.  Lauteren  Sohn.    G.  Dael. 
Ant.  Humann.     Merkens.     v.  Wittgenstein. 


18. 

Fahrten  nod  Anscblnrsyerbindniigen  der  Rheinisehen  Dampf- 
sehiffahrtsgesellschaft  im  Jahre  1840. 

(Ans  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  [Dampfschiffahrt]  M.StA.) 

Kölnische  Dampfschlffahrtsgresellscliaft 

in  Verbindung  mit  den  Rotterdamer,  Amsterdamer  und  Baader 
Qesellschafien  für  den  Dienst  zwischen 

Basel,  Strafsburg,   Mannheim,   Köln,  Rotterdam^ 
London,  Antwerpen,  Amsterdam  und  Hamburg. 

Mit  dem  10.  Juni  anfangend  wird  der  Dienst  der  Kölni- 
schen Dampfschiffe  wieder  um  einen  Kurs  vermehrt.  Von 
diesem  Tage  an  fahren  die  Schiffe  täglich  dreimal  zwischen 
Köln  und  Mainz.  Die  Abfahrtstünden  sind  wie  folgt  fest- 
gesetzt.    Täglich: 

Rheinaufwärts: 

Von  Düsseldorf  nach  Koblenz  abends  10  Uhr. 

Köln  nach  Mainz  in  einem  Tage         morgens     5     - 
-       Koblenz  -  7     - 

nachmittags     5     - 

Koblenz  nach  Mannheim  in  einem  Tage  morgens     6     - 

-     Mainz  -  10     - 

nachmittags     IVb- 
Mainz         -     Mannheim  morgens     6     - 

nachmittags     3     - 
Mannheim  nach  Strafsburg  abends  10     - 

Rheinabwärts: 

Strafsburg  nach  Mannheim  mittags  12 

Mannheim  nach  Köln  in  einem  Tage  morgens     6     - 

Mainz  nachmittags     3V2  - 

Mainz  -       Düsseldorf  morgens     5     - 

-      Köln  -  7     - 

lOVa- 


xvni  5, 


449 


Von       Koblenz 


Köln 


nach  Düsaeldorf 
-      Köln 

Düsaeldorf 


morgens    9*/»  - 

naclimittagB    3     * 


Aufserdem  ftlhrt  ein  Lokal boot  täglieb  um  5  Uhr  morgena 
von  Bingen  nach  Mainz  und  um  7*  a  Uhr  abendä  von  Mainz 
nach  Bingen, 

Jeden  Tag  fährt  dee  Morgens  ein  Dampfboot  von  Basel 
nach  Strafeburg  zum  Anachlusöe  an  das  von  dort  um  12  Uhr 
mittags  nach  Mannheim  abfahrende  Schiff;  es  gelangen  sonach 
die  Reisenden  in  zwei  Tagen  von  Basel  nach  Köln,  Die  Reise 
von  Köln  nach  Strafisbiirg  wird  in  50  Stunden  zurückgelegt. 
In  Köln  stehen  die  Schiffe  der  Kölnischen  Gesellschaft  mit 
den  täglich  nacli  Rotterdam  und  jeden  Dienstag,  Donneretag 
und  SamstJig  morgens  6  Uhr  nach  Amaterdam  und  Hamburg 
fahrenden  Booten  in  Verbindung.  Während  des  Monats  Juni 
fährt  aufserdem  jeden  Montag,  Dienstage  Dunnerstag  und  Frei- 
tag morgens  4  Ühr  ein  Dampfschiff  in  einem  Ta^e  von  Köln 
nach  Rotterdam  zum  direkten  Anschlüsse  an  den  jeden  Diens- 
tag morgens  nach  London  fahrenden  Bata%"ier.  Auf  sämtlichen 
Agenturen  der  Kölnischen  Gesellschaft,  sowie  von  den  Kon- 
dukteuren werden  direkte  Billete  nach  Rotterdam,  London, 
Antwerpen,  Amsterdam  und  Hamburg,  sow^e  auch  nach  Kms, 
Kreuznach,  Wiesbaden,  Frankfurt  a.  M,,  Dannstadt,  Karlsruhe 
und  Baden*  Baden  gegeben.  Dieäe  Orte,  an  w^elchen  sich 
Filialagenturen  zur  Ausstellung  von  Billeten  nach  allen  Stations- 
orten befinden,  sind  durch  unaiittelbar  anschliefsende  Wagen- 
kurse mit  den  resp.  Landeatellen  in  Verbindung  gesetzt.  Da.s 
Auf-  und  Abladen  der  Reiseeffekten  von  den  Schiffen  auf  die 
Wagen  oder  von  den  Wagen  auf  die  Schiffe  läfst  die  Gesell- 
schaft kostenfrei  besorgen.  —  Direkte  Einschreibungen  nach 
London  gewähren  einen  Vorteil  von  25*^/o, 

Die  billigen  Preise  auf  den  Schiffen  der  Kölnischen  Qe- 
sellschaft,  sowie  die  Vorteile,  welche  die  beibehaltenen  Personal- 
billete  gewähren,  sind  ebenfalls  auf  den  Agenturen  und  bei 
den  Kondukteuren  zu  erfahren.  Vierzehn  Schiffe,  welche 
von  der  Gesellschaft  vorläufig  in  Dienst  gesetzt  sind,  und 
worunter  sich  die  achnellfahrenden  und  eleganten  Dampfboote 
„John  Cockerill",  „Königin  Viktoria**,  „Stjidt  Mannheim**, 
„Ludwig**,  „Leopold",  „Kronprinz"  und  ^Graf  von  Paris"  be- 
sonders auszeichnen,  sichern  den  Reisenden  den  täglich  mehr- 
maligen Gebrauch  ihrer  Billete,  indem  es  zulässig  ist,  von 
einem  Schiffe  auf  das  andere  zu  jeder  beliebigen  Zeit  über- 
zugehen* —  Auf  dem  Posthofe  zu  Köln  ist  ein  bequemer 
Wagen  aufgestellt,  dazu  bestimmt,  die  mit  der  Post  ankom- 
menden Retsenden    und   ihre  Effekten   kostenfrei   zu  dem  des 
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Mor^ns  7  Uhr  nach  dem  Oberrheme  fiüurendea  Dnap&äattb 
der  Alölnischen  Gesellschaft  zu  bringen.  Nähere  Mittoilmigeii 
werden  von  den  Kondukteuren  und  auf  sämtlichen  Agenturen 
(in  Aachen  Elein-Eölnstrafse  Nr.  1047)  auf  das  bereitwüligste 
erteilt 

Köki,  den  6.  Juni  1840. 

Die  Direktion 
der  Rheinischen  DampfschifiahrtsgeseUachaft 


Pi«Nr*seh«  Hof  biaohdruok«r«i  Stephan  G«fb«l  *  Ob.  in  Altonboig. 
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